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Die großen Einkommen in Deutſchland 
und ihre Zunahme in den legten Jahrzehnten. 


Bon 
Dr. Elemens Heiß. 


Einleitung. 


Auf die Anhäufung großer Vermögen und die damit verbundene Abnahme 
des Mittelſtandes führt ſchon Ariſtoteles in ſeiner Politik (II. 6 $ 11 =. £.) den 
Niedergang Sparta’ zuriüd. 

Den Höhepunkt erreichte die Ungleichheit der Bermögensvertheilung gegen 
Ende der römischen Nepublif und in der römischen Kaijerzeit. Damals jtanden 
der ımgeheuren in der größten Armuth lebenden Maſſe des Volkes und der 
Sklaven einige wenige enorm reiche Senatoren und Ritterfamilien gegenüber. 
Um eine Borftellung von der ganz ungeheuerlichen Concentration der großen 
Vermögen in jener Zeit zu befommen, braucht man blos daran zu erinnern, daß 
Craſſus nur denjenigen für reich gelten lajjen wollte, der auf eigene Koften 
ein Heer zu unterhalten vermochte. Daneben war die Vermögenslofigfeit jo 
allgemein, daß zu einer Zeit, wo der römische Genjus über 1'/, Millionen 
Köpfe zählte, Philippus, jonjt ein „gemäßigter" Mann, behaupten fonnte, es 
gäbe feine 2000 Bürger im Staate, die überhaupt Vermögen bejäßen. 

Unter diefen Umſtänden ijt es denn nicht zu vermwundern, daß die Be— 
ftechlichfeit allgemein wurde, um jo mehr als die wenigen Reichen ihren großen 
Reichthum, welchen ſie jehr oft als Profonjuln und Prätoren durch die 
gewiſſenloſeſte ſyſtematiſche Ausſaugung der Provinzen erworben hatten, in 
unfittlicher Genußſucht und finnlofer Verſchwendung verjchleuderten. Die 
Corruption zerjegte das ganze Staatäleben und jo glauben wir dem Ausſpruch 
des Plinius: „latifundia perdiderunt Italiam“ eine allgemeinere Bedeutung 
unterlegen zu dürfen, indem wir als eine der Haupturjachen des Untergangs 
des römischen Weltreiches die Folofjale Anhäufung ungeheuerer Vermögen in 
den Händen weniger Geldmänner bezeichnen. 

Im Allgemeinen berubte ja im Altertum und namentlich auch im Mittel- 
alter der Reichtum und die wirthichaftliche Macht auf dem Grundbejig, 
wiewohl auch die Fälle nicht jelten find, im denen große Vermögen durch 
große indujtrielle Unternehmungen erworben wurden. 

I. Eine ganz gewaltige Revolution in dem ganzen wirthichaftlichen Leben 
führte die Erfindung der Dampfmajchine herbei. Es entwidelte jich der Welt: 
verfehr und die Großindujtrie. Der Weltverfehr und die fich entwicelnde 
Technik jtehen unjeres Dafürhaltens im Verhältniß von Wirkung und Gegen: 
wirkung; die Anficht Brentano's in feiner Leipziger Antrittsrede, die Fortichritte 
der Technik und die Erfindungen jeien nur eine Folge des mit dem entwidelten 
Berfehr erweiterten Abſatzgebietes, nicht aber jei umgekehrt der Weltverfehr 
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und alle damit zujammenhängenden Folgen (Ueberproduftion bezw. Unter: 
fonjumtion, Produktionskriſen u j. w.) eine Folge der neuen Erfindungen, fcheint 
ung einfeitig und ſchief. Der Weltverfehr ift ja doch gerade erft durch die Er: 
findung der Dampfmaschine in feiner heutigen ungeahnten Ausdehnung ermöglicht. 

Der Fabrik: oder Großbetrieb hat vor dem Handwerk jo große Vorzüge 
voraus, daß das Handwerk auf gemeinfamem Arbeitsfeld nicht mehr mit ihm 
fonfurriren fann. Denn einerjeit3 genießt er günſtigere Einkaufs- und Ver: 
faufsbedingungen und billigeren Kredit, als der Kleinbetrieb, andererjeits vermag 
er die VBortheile zwedmäßiger Urbeitstheilung und Arbeitsvereinigung aus: 
zunüßgen und ift hiedurch in der Lage, in großem Umfang Kraft: und Arbeits: 
mafchinen zu verwenden. 

Aber auch im Kreiſe der Fabrikbetriebe genießen die größten Fabriken 
gegenüber den Fleineren und mittleren mit geringerem Sapital arbeitenden 
Fabriken joldy enorme Vortheile, daß fie durch die Einführung eines beijeren 
Produftionsverfahrens zahlreiche Fabriken aus dem Felde zu ſchlagen vermögen 
und wirtbichaftlich ruinieren. 

Denn je größer der Betrieb, einen deito geringeren Prozentſatz der Pro— 
duftionskoften nimmt das Anlagefapital und die entiprechende Amortijationsquote 
in Anſpruch und einen deito größeren Einfluß vermag er auf den durch Angebot 
und Nachfrage bejtimmten Preis auszuüben. Denn durch das Verhalten ſehr 
großer Betriebe fann das Verhältniß von Angebot und Nachfrage ganz 
wejentlich beeinflußt werden. 

Dies mag durch ein individuelles aus dem Leben gegriffenes Beijpiel 
belegt werden: ') 


„Obgleich e8 jchon über 47 Jahre her ift, jeit der Ammoniakprozeß zuerit 
von Dyer und Hemming vorgejchlagen wurde, ift derſelbe doch erjt jeit 
17 Fahren industriell verwertbet worden.” Im Jahre 1866 begann E. Solvay 
in Brüfjel in einer zu diefem Zweck zu Conillet bei Charleroi errichteten Fabrik 
Ammoniaffoda zu produziren. Jebt bat Solvay uoch zwei andere Ammoniak— 
jodafabrifen im Betrieb, eine in Frankreich zu Varangeville-Dombasle bei Nancy 
und eine in Süddeutjchland zu Wyhlen in Baden, „Solvay, welcher jchon 
jegt der größte Sodafabrifant der Welt ift, wird bald auch in Norddeutjch- 
land, in Bernburg, eine Fabrik im Betriebe haben, er errichtet ferner Fabriken 
in Rußland und den Vereinigten Staaten von Amerifa und it im Begriff, 
eine folche in Defterreich anzulegen, jo daß er beiläufig in nicht weniger als 
fieben Fabriken in ſechs verichiedenen Ländern Ammoniakſoda darjtellen wird“. 
(1883). Die folgende Zufammenftellung zeigt die Mengen von Ammontafjoda, 
welche Solvay feit dem 1. Mai 1866 in je zwölf Monaten produzirt bat: 


Tonnen Tonnen 
1866/67 . . . . 179 1875/76... ...9768 
1867,68 . . . . 465 1876/77. . . . 11579 
1868/69 . . . . 7191 _ 1871,78. . » 19 247 7 Eonillet und Dombasle. 
1869/70 . . . . MOSE 1878/79 . . . . 25023 
1870/71. . . „18627 5, 1879/8600. . . . 32326 
gm no 9 an" 7 2 2 
ms ne: on * 1880/81 . . . . 42669 ——— Dombasle 

“id . . . . 4 001 | * 

18734 > >..3980 1881/32 . . . . 53400 und Wyhlen. 
1874/75... 4678 


N Bal. hiezu Wagners „Jahresbericht über die Leiſtungen der chemiſchen Technologie 
mit bejonderer Berüdjichtigung der Gewerbeitatijtif für das Jahr 1883", NXIX. od. N. 3. 
XIV, Jahrg. fortgejegt von Dr. F. Fiicher, Yeipzig 1884. 
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Die Zahlen reichen bis zum 30. April 1882. Seitdem (d.h. bis 1883) 
bat Solvay feine Produftion um nahezu 60 Tonnen für den Tag oder 
21 000 Tonnen für das Jahr vergrößert, jo daß er jest etwa 75 000 (!) Tonnen 
jährlich darſtellt d. h. 10,6°/, der Gejammtjodaproduftion der Erde, 45,9 %/, 
der Gejammt-Ammonial-Soda-Produftion der Erde! 

Diefes Beiſpiel zeigt zugleich — nebenbei bemerft — wie e3 die Grof- 
induftriellen verjtehen, die Schußzollgefeggebung nicht nur zu umgehen, fondern 
jogar zu ihrem eigenen Vortheil auszunügen. 

Wie dieſer Eine Großinduftrielle jeine Konkurrenten aus dem Feld jchlug, 
zeigt Folgendes: „Bon 25 Sodafabrifen, welche vor wenigen Jahren in der 
Umgegend von Neweaſtle-on-Tyne erijtirten, find jegt nur noch 13 im Betrieb; 
von den übrigen zwölf find nicht weniger als acht thatjächlich aufgegeben 
worden, da e3 nicht möglich ſchien, in ihnen Leblancjfoda anders al3 mit 
abjolutem Verluſt herzuftellen. Die Soda fabrizirenden Diftrifte von Zancafhire 
ind gegenüber dem Newcaftle-Dijtrift im Vortheil durch den geringen Preis 
des Salzes, die Leichtigkeit der Berjorgung des amerikanischen Marktes und 
die Nähe gewiljer großer Mittelpunfte des Sodaverbrauchs in England; troß- 
dem jtehen auch in Lancajhire fieben oder acht Fabriken ftill und nur twenige 
von den übrigen arbeiten mit voller Leiftungsfähigfeit“.') 

Im Folgenden foll nun die Entwidelung einiger Betriebe, über twelche 
wir, weil fie bejonderen (indirekten) Steuern unterliegen, befonders eingehendes 
und zuverläſſiges Material bejigen, im Anſchluß an das ftatiftiiche Jahrbuch 
des Deutichen Reiches erörtert werden. 

Im jogenannten Braufteuergebiet gab es im Jahre 1872 überhaupt 14157 
Brauereien, wovon 10 473 gewerbliche, im Jahre 1889/90 dagegen nur noch) 
9275, wovon 8352 gewerbliche. Jene 14157 Brauereien produzirten im 
Jahre 1872 16 102 200 hl Bier, während diefe 9275 Brauereien (1889/90) 
32189400 hl Bier erzeugten. Und zwar fällt der größte Theil diefer Produktions— 
jteigerung auf diejenigen gewerblichen Brauereien, die hauptſächlich uutergähriges 
Bier produziren. Während nämlich die Produktion von obergährigem Bier von 
7 368300 hl (im Jahre 1872) nur auf 8989300 hl (im Jahre 1889/90) ftieg, 
jtieg die Produktion untergährigen Bieres von 8 256 400 hl auf 23 200 100 hl. 


(Koriiekung ©, 4.) 



























Bon ſämmilichen Brauereien ent: 1879 1889/90 Rehenber Steuertlafen 
richteten Brauſteuer: 5 vermehrten id) bey. 
gingen zurüd auf: 
bis 13 .:. 2. 3110 38,54 
über 15 bis 1, | Da a er 1971 39,87 
60 „ 1 1 — 3 642 5l,so 
300 „ OO es 1 701 72,55 
600 5 150% 22. 1 896 87,50 
bis 1500 MM... 12 320 
„1500 bis 600 0 M . 2... 1441 
8.515000; 3-5 1% + 271 
über 15000 „ 2... 125 
über 1500 MM... 1 837 
“= Summa: 2 2... 14 157 


)a.a.D. ©. 318. In Belgien, wo früher 5 oder 6 Fabriken Leblane-Soda fabrizirt 
hatten, bat die Fabrikation überhaupt aufgehört. 
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Die Zahl der Brauereien überhaupt hat alfo um 34,45 °,, diejenige der 
gewerblichen Brauereien um 20,29 °/,, abgenommen, während gleichzeitig die 
Produftion überhaupt um 99,91 °/,, diejenige von untergährigem Vier um 
180,99 (1) °/, gejtiegen ift. 

Noch klarer jehen wir, wie der Großbetrieb die Eleinen und mittleren 
Betriebe verdrängt, wenn wir die Brauereien nach der von ihnen entrichteten 
Steuer in Klaſſen eintheilen, wie aus umſtehender Tabelle erfichtlich ift. 

Die fleineren und mittleren Brauereien, die weniger als 1500 Mark 
Braufteuer entrichteten, gingen alfo ſämmtlich ganz beträchtlich zurücd und zwar 
um jo ftärfer, je weniger fie Steuer zahlten, das heißt je Kleiner fie waren, 
während die großen Brauereien, welche mehr als 1500 Marf Steuer ent: 
richteten, ganz bedeutend zunahmen und zwar um fo vajcher, je mehr fie 
Steuer zu entrichten hatten, das heißt je größer ihr Betrieb war.‘) 

Aehnliche Borgänge find bei den Branntweinbrennereien zu beobachten. 
Es gab nämlich im fogenannten Branntweinjteuergebiet im Jahre 1879 über: 
haupt 40 494, im Jahre 1890 39417 Brennereien. Hierunter befanden fich 
im Jahre 1879 787 mit fontinuirlichem Apparat, 1890 dagegen 1525. Dieje 
bejteingerichteten Brennereien — offenbar Großbetriebe — haben fih aljo in 
der gleichen Zeit, in welcher die Brennereien überhaupt etwas zurüdgingen, 
um 93,77°/, vermehrt. Noch deutlicher zeigt ich die Zunahme der Groß: 
betriebe, wenn wir auch hier diejenigen Brennereien, welche mehlige Stoffe 
oder Melaſſe verarbeiten, in Steuerklajjen gruppiren: 











Bon den Brennereien, welche mehlige IM Brennereien netens 
Stoffe oder Melaſſe verarbeiteten, hatten 1872 1886,87 — ————— 
an Branntweinſteuer zu entrichten: gingen zurüt auf: 

bis 300 Me 90, 

über 300 bis 1500 „ 98,04 
„ 1500 „ 6000 „ 87:0 
„ 6000 „ 15000 „ 90,25 
über 15 000 _ 170,» 

Im Ganzen M 100,26 





Alle niedrigeren Steuertlaſſen außer der höchſten zeigen eine ziemlich 
bedeutende Abnahme, während nur die größten Brennereien, welche über 15 VUO 
Mark Steuer zahlten, projperirten und eine fol überwiegende Zunahme 
aufwiefen, daß fie in der Geſammtſumme jogar das Defizit aller übrigen 
Klaſſen dedten. 

Für Preußen in jeinem dermaligen Umfang Lajjen jich dieſe Dinge unſchwer 
bis in das Jahr 1831 zurüdverfolgen. E3 waren nämlich in den acht alten 
Provinzen Preußens im Betrieb 


1881; 41138606 
18348. . ...2.897 
1853. . . . . 7442 


und 1856/87. . . . 5814 Branntweinbrennereien überhaupt. 


Bon dieſen Brennereien haben hauptjächlich Getreide und Kartoffel ver: 
arbeitet: 


) Bol. Statijtiiches Jahrbuch für das Deutiche Neich, 12. Jahrg. 1892 ©. 29 f. 





ö— — 
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1881 4.22: 2 18700 

IBA ee EBD 

18553... .....6075 
und 1886/87. . . . 4749.') 


E3 wurde zur Branntweinfabrifation verwendet in Doppelzentnern: 
Getreide Kartoffeln 


1831 o 20......1736 458 5418 217°) 
1848. . . .. . 1481950 7 885 159 
1853... .. ... 1276297 7 586 571 
1886/87 . . . . 2518478 24310 1%. 


In dem Zeitraum von 1831 bis 1887 hat ſich alfo die Zahl der 
Branntweinbrennereien für mehlige Stoffe um nicht ganz zwei Drittel vermindert, 
während jich ihr Materialverbrauch um mehr al3 zwei Drittel vermehrt bat. 


Die großen Bremmereien haben alfo die Eleinen aus dem Felde geichlagen, 
die Produktion derjelben an ſich geriſſen und noch ganz bedeutend gejteigert. 

Die folgende Tabelle veranschaulicht diefen Prozeß überfichtlich, indem 
bier Die Brenmereien nach Steuerflaffen aufgeführt find, wobei ausdrücklich 
bemerkt wird, daß fich die Zahlen pro 1848 und 1553 auf ſämmtliche im 
Betriebe geweſenen Branntweinbrennereien beziehen, während diejenigen pro 
1356/87 nur die Brennereien für meblige Stoffe in fich begreifen: 





Bon den Brenmereien überhaupt (pro 1848 

und 1853) und von demjenigen (1886/87), n —— 
welche mehlige Stoffe verarbeiteten, hatten 1848 1958 1886,87 
an Branntweinitener zu entrichten: 





J. 6i8s 1 € . ... 2534 

Hl. . 15068 1500 ; =: 0... 4049 
UI. 1300 15000 2237 

| U VE | > 13000 127 
I-IV.. .. : Summa .... 8947 





In der Zuderfabrifation entipann fich, begünstigt durch die Seftaltung 
der Zuderjteuer, welche die den Großbetrieb an fich innewohnende Ueberlegenheit 
noch jteigerte, ein lebhafter Kampf zwiichen Klein- und Großbetrieb. Wir 
geben nach Dieterici folgende Ueberſicht:) 


1) Bal. Dr E. 5.38 Dieterici, Statijt. Ueberſicht der wichtigsten Gegenſtände des Verkehrs 
und Verbrauchs im deutihen Zollvereine. Fünfte Fortſ. 1849—53, Berlin 1857 S 512 f. 
und Monatshefte zur Statiftif des Deutſchen Neichs, Jabra. 1887 S. XI 66. Die Brannt: 
weinbrennereien für „mehlige Stoffe” (dies iſt der amtliche Ausdrud dev neueren Statiftik, 
vgl. Monatöheite a. a. O. ©. XI, 70) dürften ſich mit den für die Jahre 1831—53 aufs 
geführten für Getreide und Kartoffel deden. 


2) Dieje Zahlen wurden berechnet, indem der preußijche Scheffel Getreide zu 40 kg. und 
der gehäufte Scefiel Kartoffel zu 41 kg. und dementiprehend das Hektoliter Getreide zu 72 


und das Heftoliter Kartoffel zu 74 kg. angenommen wurde Die Annahme für Kartoffel 
beruht auf einer am 13. April 1892 vorgenommenen Wägung. 


°») Vgl. Dieterici Statift. Ueberſicht u. j. w. 5. Fortſ. 1849—53, Berlin 1857 ©. 293. 
Die Menge des gewonnenen Zuders wurde nicht angegeben, da diejelbe auf nur annähernd 
zutreffende Berechnungen beruht. 


. 


Tabelle 


1. 
| 





Betriebs⸗ 
jahr | 








1836/87 | 
1837/88 | 
1842/43 | 
1843/44 
1844/45 
1845/46 | 
1846/47 
1847/48 | 
1848/49 
1849/50 
1850/51 
1851/52 
1852/58 | 


) 
l 


Vom 





C. Heiß: Die großen Einkommen in Deutſchland. 


Anzahl der Fabriken 


in Preußen 


b C 


| 


in den übrigen 


‚Bereinsitaaten 


25 | 98 
26 105 
21 | 98 
19 96 
21 107 
20 ı 127 
20 ' 145 
21 148 
23 185 
| 32 235 
32 238 


Summe 


in Preußen 
Fr 


398 490 

2 347 610 

2.060 700 

3 830 345 

3382692 | 
3 879 555 
4 968 587 
6 600 597 
8 628 509 
9 361 886 
12 609 862 

16 210 599 | 





| 18493 908 | 
Sabre 1847/48 an ijt ein fih von Jahr zu Jahr fteigernder 


Aufſchwung der Zuderproduftion wahrzunehmen. 

In dem Zeitraum von 1847/43 bis 1852,53 hat die Zahl der Fabriken um 
87,64, diejenige des verwendeten Materials dagegen um 132,89°/, innerhalb des 
BSollvereins zugenommen, was auf eine gewaltige Zunahme der Großbetriebe 
Dies zeigt für den Zeitraum von 1848/49 bis 1852/53 folgende 
Klaffifitation') der Runfelrüben Zuderfabriten nach Maßgabe des Betriebsumfangs. 


ı Vgl. Dieterici Statift. Ueberfiht u. j. w., 4. Fortj. ©. 186 und 5. Fortſ. S. 290 


ſchließen läßt. 


u. 291. 


Rübenzuderfabriten nad) Maßgabe des Betriebsumiangs folgen: 


Zabelle 3. 
































b 

in den übrigen 

VBereinsitaaten 
er 


108 433 
416 332 
415 045 
519 322 
507 712 
575 537 
665 261 

1076 175 

1 268 209 

2 163 887 

2 178 932 

2 170 812 

3 223 188 














| 
c 


Summe 
er 


56s 928 
| 2 763 942 
2475 745 

4 349 667 

3 890 404 

4 455 092 

5 633 848 
7676 772 

' 9896 718 
| 11525 773 
14 788 794 
18881 411 
21 717 096 


Genau nad) den Angaben Dieterici’8 lajien wir hier eine detailirte Klajlififation der 








Kampagnejahr 1848—1849 Kampagnejahr 1852 —1853 
Vereinsjtaaten Vereinsijtaaten 
die übrigen| die übrigen 
Preußen | Vereins Summe Preufen | Vereins: Summe 
| jtaaten 1.2.0... Ttaaten — 
abf. | Proz.nabſ. | Prog. | ab. | Pro. | abi. . Proz. | abf. | Prog. | wi. | Proz. 
— u 
6 | 9 m| 5| 00 | 12 0, 
@* | 15 ! 1| Oas! 15) Lee 
4 4 3| 0,5 10 l,ıs 
9 3 046 12 1,4 
@ | 12 1! 0.0 11 2,16 
6 | 15 2| Oal 11 2,16 
ee | 10 2! Oel 20! 50 
@ | 12 2| 0,11 21] 7,ıs 
“| 5| 1| 0,0 | 15| 5,0 
Gr | 76% | 5! 2. 23! 10, 
er 251330 | 5| 8a | 82| 50 
| 6,5 | 6,78) 3| 13,1 2| 6,» 6 
1125 | 87,18 | 20 12,0: | 145 | 100,00 | 206 | 85,10 | 32 | 14,4 | 238 | 100,00 








Bemerkt wird, dab in Tabelle 2 und 3 die Prozentzahlen den Prozentantheil der Hajji- 
fizirten Fabriken bei Zugrundelegung der verarbeiteten Nübenmenge daritellen. 
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Tabelle 2. 








Kampagnejahr 1848 — 1849 Kampagnejahr 1852-1853 








| 


Vereinsitaaten Vereindjtaaten 
die übrigen! die iibrigen! 










































| Breußen | Vereins | Summe | Preußen | Vereins: Summe 
| ſtaatennn — Staaten 
E si. | Proz. af. u Proz. | abi | Proz abf. | Pror. ab | Brop abi. | Proz. 
m u be re BE TR 3 — — — — 
bis 50000& 49 | 12,5 | 15 | 2,0 | 64 | 15,0. | 47 | 5,551 13 | Lo | 60 | 6,74 
50000-100000 Er | 49 3508| 3 21 2» 52] 37, | 78 | 27,01 | 12 Au ! 90| 82,0 
iiber 100 000 €&& | 27 | 39,0, N 7,08! 29 47,017 | 81 || 52,00 | 71 9a 88| 61 


















Summe | 125 | 87,15 | \ 20 | 12,» 








5 | 100,00 





5,10 | 82 | 14,04 | 238 | 100,00 


Aus vorstehender Tabelle 2 erhalten wir folgende Weberficht 


1) für Preußen: 


’ ( u 

Fabrik — 184890 = _1852/5 2153 _| 100 Fabriten Zu: (+) 
‚va ae en, welche an Progentantheil Brogentantheif —— na nd — 

Rüben in Zentnern ver— an der im an ver im | mehrten fi ag 

s Zollverein ver: Zollverein vers 1848 beitet 

arbeiteten: . arbeiteten . arbeiteten | 4151958 aus: | Küken ** 
abi. NRübenmenge abj. Ruͤbenmenge s auf: | Aüdenmenge 
——- — U = 





























bis 50000 . . 
50 000 — 100000 . . 
über 100 000 . 


12,43 
35,06 
39,00 


95,92 
159,18 
300,00 










bis 50000 . — — 1. 
50 000 — 100 000 . . . + 2,8 
über 100 000 . . + 1, 

En 


20 | 123® 





3) für den Zollverein: 











bi8 50000 . . . 64 15,02 60 6,74 93,75 — * 
50 000 — 100000 . .. . 52 37,51 90 32,02 
über 100 000 . . 29 47,87 88 61,24 
















Summe | 145 | 100,0 100,00 164,14 


In allen Staaten des Zollvereins hat fich alſo die Zahl der größten 
Buderfabrifen verdreifacht, während gleichzeitig diejenige der kleinſten um 
6,25°/, überhaupt, oder 4,08 bis 13,33°/, zurückgegangen ift. 

Die Zunahme der Großbetriebe in der Zuderfabrifation läßt ſich auch 
indireft aus der uns zu Gebote jtehenden Statiftif für den ganzen Zeitraum 
von 1842/43 bis 1889/90 nachweisen: 


8 C. Heiß: Die großen Einkommen in Deutichland. 


Es wurden nämlich an Rüben verarbeitet: 











1842-1843 | 1889-1890 
Sabriten| 2 Tonnen Fabriten | Tonnen 


— —— 

in Breußen in . 2 22 22... 73 103 035 262 6635 777 
in Bayern I et ' 1 3 TOS 1 23 037 
in Sachſen (1843— 1844) n.. | 2 1280 3 80 204 
in Württemberg in. . 22.2.0. | 2 6.620 5 81 429 
in Baden in et 4 4632 —1 30 606 
im Thüringiichen Verein in . 4 1 727 5 134 805 
in Braunihweig in . 2 2... 2 2734 32 687 950 


In dem Zeitraum von 1342/43 bis 1889/90 bat fich alfo vermehrt: 


die Zahl der 
Fabriken 
von 100 auf: 








die Menge der in 
demijelben ver» 

arbeiteten Rüben 
von 100 auf: 





in Preußen De ee a ee ea Tr k 358.» 6 440,51 
in Bayen. 10,0 (N) | 621,» 
in Sadien (1843—1844) ER | 150,00 6265,04 
in Württemberg . » 2220. 250,00 1 230,05 
IR SB - > 2 2500) 660,75 
im Thüringiſchen Berein. 222... | 125,00 | 7805,08 
in Braunſchweig (1849—1850) . . . . 1 600,00 | 25 162,36 (!) 


Während fi alfo in Preußen die Zahl der Fabrifen mehr als verdreis 
einhalbjacht bat, hat fich ihr Betriebsumfang gleichzeitig mehr als verjechzigt: 
facht; in Braunſchweig bat fich die Zahl der Fabriken verjechzehnfacht, ihr 
Betriebsumfang dagegen um mehr als das 251 fache vermehrt. 


Die durhjchnittlich in einer Fabrik verarbeitete Riibenmenge betrug: 














— a am im 











' Tonnen Tonnen Verb. v. 100 zu: 
in Breufen. . 2... 1411, 25 397,4 1 793,9 
in Bayern . 2 22.2... 370,8 23 037,0 6 212.5 
in Sachſen only 640,0 26 734, 4 177,3 
in Württemberg . . A 3 310,0 16 285,5 492,0 
in Baden. . . a 1158, 30 606,» 2643, 
im Thuringiſchen Verein 431,s 26 961,0 6 243.» 
in Braunfhweig. . . . . Ä 1 367,0 21 498,4 1572,: 





Im Jahre 1842/43 hatten die größten Fabriken mit einem durchjchnitt: 
lichen NRübenverbrauch von 1411,4 Tonnen nnd 3310,0 Tonnen Preußen und 
Württemberg, im Jahre 1889/90 Baden und Sachen mit einem durchjchnitts 
lichen Rübenverbrauch von 30 606,0 Tonnen und 26 734,7 Tonnen. Die Heinjten 
Fabriken hatten 1842/43 der thiringische Verein und Bayern mit einem durch» 
Ichnittlichen Nübenverbrauch von 431,8 Tonnen und 370,8 Tonnen; 1889/90 
dagegen Württemberg und Braunfchtveig mit einem durchichnittlichen Rüben: 
verbrauch von 16 285,3 bezw. 21 498,4 Tonnen. Der durchichnittliche Rüben: 
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verbrauch bat jich im minimum um 392,0 (Württemberg) im maximum um 
6143,9 °/, (Thüringifcher Verein) gejteigert.') 

Die gleichen Erjcheinungen find im deutschen Zollgebiet für den Zeitraum 
von 1871/72 bis 1889,90 zu beobachten. Mit der jich höher enttwicelnden 
Technik verdrängen immer mehr die Örofbetriebe die Fleineren und mittleren. 
1871/72 waren 311 Fabriken mit 1921 Dampfmaschinen mit zufammen 18 162 
Pferdefräften in Betrieb; 1839/90 dagegen 401 Fabriken mit 4509 Dampf: 
majchinen und 63 753 Pferdefräften. Während ſich die Zahl der Fabriken 
nur um 25,72 °/, vermehrte, jtieg die Zahl der Dampfmaschinen um 134,72 (N) 
und diejenige der Pferdekräfte jonar um 251,02 {!!) %/,. Dieler Verbejjerung 
des Betriebes entiprechend hatten jene 311 Fabrifen 2 250 918,2 Tonnen Rüben 
verarbeitet, während diefe 401 Fabriken 9822 635,2 Tonnen verarbeiteten, 
was eine Zunahme von 336,44 °;, darjtellt. Hievon waren 1504 351 Tonnen 
(66,8 °,,) ſelbſtgewonnen und 746 567,2 Tonnen (33,2 %,) gekauft, bezw. 
5 093 031,6 Tonnen (51,8 °/,) jelbitgerwonnen und 4 729 603,6 Tonnen (48,2 °/,) 
gefauft. Die jelbitgewonnenen Nüben wurden im Jahre 1871/72 geerntet auf 
73 690 ha und 1889/90 auf 155 015 ha, jo daß 1871,72 auf 1 ha 20,4, 
1889;90 dagegen 32,9 Tonnen geerntet wurden. 

Die Verarbeitung der Rüben erfolgte 1871/72 in 64,451 und 1889/90 
in 76,447 zwölfitündigen Arbeitsichichten, jo daß in einer zwölfftiindigen Arbeits: 
ichicht verarbeitet wurden 1871/72 34,9, 1889,90 dagegen 128,5 Tonnen Rüben. 

Gewonnen wurden aus den Rüben 1871/72 186 441,9 Tonnen Nobzuder 
aller Produkte und 63 891,7 Tonnen Melafje, 1889/90 dagegen 1213 689,2 
Tonnen Nobzuder und 240 796,6 Tonnen Melafje, was eine Zunahme von 
550,97 bezw. 276,88 °/, darjtellt. E3 wurden aljo aus 100 kg verfteuerter 
Rüben i im Sabre 1871 72 8,28, im Sabre 1889/90 dagegen 12,36 kg Rohzucker 
gewonnen, oder zur Darftellung eines kg Nobzuder waren 12 ‚07 bezw. 8,09 kg 
Rüben erforderlich.) 

Einer nur um 25,72 °/, größeren Anzahl von Fabriken iſt es bei einer 
Mehr-Verwendung von 134,72”, Dampfmajchinen, oder 251,02”, Vferdefräften 
möglich gewejen, aus einem um 336,44 °/, größeren Quantum Rüben bei einem 
Mebraufwand von nur 18,61 "/, zwölfitindiger Arbeitsichichten ein um 550,97, 
bezw. 276,88 °/, größeres Quantum Zuder und Melafie zu produziren. 

Aehnliche Berhältniffe zeigen ich in der Montanindustrie des Deutſchen Neiche. 
Wenn wir die „Summe aller Bergwerfsprodufte“ in's Auge fallen und biebei die 
Betriebe „ohne Produktion” und die Nebenbetriebe nicht berückſichtigen, jo ging 
die Zahl der Hauptbetriebe in den Jahren 1871—75 von 3034 auf 1962 im 
Sabre 1889 zurüd, während gleichzeitig die mittlere Belegschaft von 277 878 auf 
365 896 und die Produktion von 51 056 900 auf 99 414 100 |!) Tonnen ftieg. 

Die Zahl der Betriebe in der Steinfohlenproduftion ging von 
623°) Hauptbetrieben in den Jahren 1871—75 auf 406°) im Fahre 1889 zurück, 
während gleichzeitig die Produktion von 34 485 400 Tommen auf 67 342 200 
Tonnen, die mittlere Belegichaft von 172074 auf 239 954 Köpfe ftieg. 








) Bol. biezu Dietericia. a. D. 3. Forti. ©. 216 f. und Monatöheite zur Statiſtik 
des Deutjchen Reichs- Jahrg. 1890 S. XI. 39 fi. Statiit. Nahrb. für das Deutſche Neich, 
XII. Jahrg. 1891 ©. 25. 

?) Val. Monatshefte zur Statiſtik des Deutichen Reichs, Jabra. 1890 ©. XI. 39 ff. ur. 
Statistriches Jahrb. f. d. Deuiſche Neich, 12. Jahrg. 1891 ©. 25. 

®) Hievon waren 1871 — 1875 65 Betriebe ohne Produftion, 1890 nur 12. Vgl. 
Statiftiiches Jahrbuch für das Deutſche Reich, 12. Jahrg. 1891 ©. 20. 


— 
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Zu ähnlichen Reſultaten gelangt K. Oldenberg in ſeinen „Studien über 
die rheiniſch-weſtfäliſche Bergarbeiterbewegung“:) 

„Die Richtung auf vorherrſchenden Grofbetrieb beginnt jchon in den 
früheren Perioden, wird aber durch den entgegenwirfenden Hinzutritt neuer, 
zunächit Meiner Unternehmungen in ihrem ſtatiſtiſchen Ausdruck zum Theil 
verdedt. So verringerten ſich die Steinfohlenwerfe in Preußen von 1862 bis 
1867 bis 1887 von 434 auf 426 und 357, waren aber inzwijchen bis 1872 
auf 476 gejtiegen, während allerdings die durchfchnittliche Produktion der einzelnen 
Werke Eonjtant zunahm: von 30 auf 49, 61, 153 Taufend Tonnen jährlich. 
Die Unternehmungen des Ruhrgebiets geben 1874—1889 von 245 auf 168 
zurüd troß der Dußende neuer Anlagen, während ihre Produftionsmenge fich 
verdoppelt, jo dal die durchichnittliche Produktion eines Werkes von etwa 62 
auf fait 200 Tonnen?) wächft.“ 

Das wirthichaftliche Uebergewicht des Großbetriebs wurde für dieſen 
jpeziellen Produftionszweig durch eine vom bergbaulichen Verein des Ruhr— 
gebiet3 zum Zweck der Gründung eines Truft3 niedergejeßte technische Komiffion 
zahlenmäßig nachgewieſen. „Die Komiſſion, welche (1886) ſämmtliche Zechen 
des DOberbergamtsbezirks in acht Größenklaſſen“) einordnet, fommt zu folgender 
ÖNDIENNFIPPLEUNG? 





























4 — und einer For⸗ einer durch: | betrug die jährliche 
mn | Girabens derung (in %/o | jchmittlichen —— — 
Klaſſe abi von der Geſammt— Förderung ung eines 
RR förderung) von | von Tonnen ‚Arbeiters Tonnen 
II 1 0,0 2 700 0— 50 
II 3 0,1 11 800 50—100 
II ı 2 0,4 57 000 100—150 
IV | 8 8,3 104 000 150—200 
J 35 2141 154 000 200—250 
VI! 41 38,» 244,000 250—300 
VII | 18 28,5 402 000 300—350 
VIII 4 72 480 000 350—400 





„Schon 1887 — fährt Dldenberg fort — lieferten die 25 größten Ge⸗ 
ſellſchaften die Hälfte des geſamten Abſatzes, die 88 kleineren nur 49 %/,. Die 
durchſchnittliche Leiſtung eines Arbeiters betrug dort 304, hier 248 Tonnen im 
Jahre; ein Arbeiter der Aktiengeſellſchaften förderte 1886 durchichnittlich 300, 
ein Arbeiter der (viel Fleineren) Gewerkichaften nur bis zu 260 t. Bei einem 
Tonnenpreije von nur 5 ME. verlieren die 88 Gejellichaften durch ihren Klein- 
betrieb 14,000,000 Me. im Jahre.“ 

Die Zahl der Hauptbetriebe in der Braunfohlenproduftion — diejenigen 
„ohne Produktion“ nicht gerechnet — ging von 823 im Durchichnitt der Jahre 


') Bl. ©. Schmoller’s «Jahrbuch für Gejeggebung, song und Volkswirth— 
ſchaft im Deutien Neich“, 14. Jahrg. Leipzig 1890 ©. 613—618. 

) Da unter den 168 Werfen 25 bis 30 thatjächlich mit anderen vereinigt find, jo erhöht 
ſich die wirkliche Duricittsproduftion entſprechend. 

Nach Olden berg's Berechnung beſchäftigten von den 173 Zechen des Jahres 1888: 


1— 20 Arbeiter 17 Zechen 901 — 1100 ——— — 


21 — 100 " 16 „ 1001 — 1700 " 
101 — 300 " 1 u 1801 — 2.000 " Ion 
301 — 500 — 86 „ 2301 — 2400 " 1 ,„ 


501 — 700 „ 8 


u 2 701 — 2800 — I... 
701 900 [77] 19 ” 


Einleitung. 11 


1871—1875 auf 605 im Jahre 1889 zurüd, während fich gleichzeitig Die 
mittlere Belegichaft von 24872 auf 31 140 Köpfe und die Produktion von 
3672200 auf 17 631 000 Tonnen jteigerte. Ganz diejelben Erjcheinungen, 
wie bei der Steinfohlenproduftion: die großen Betriebe jchlagen die Fleinen 
aus dem Felde und willen zugleich die Arbeitsfraft der Arbeiter bejjer aus: 
zunügen. Denn während die Zahl der Betriebe um 218 zurüdging, vermehrte 
fich gleichzeitig die Produktion um 8 958 800 Tonnen und ein Arbeiter lieferte 
durchjchnittlich 556,1, während er früher nur 388,9 Tonnen gefördert hatte. 

„Eifenerze“ wurden im Deutjchen Reich 1871-1875 in 1244 Haupt: 
betrieben‘) von einer mittleren Belegichaft von 34 128 Köpfen 5 261 80V Tonnen 
produzirt, dagegen 1889 in nur 675 Hauptbetrieben bei einer mittleren Be: 
legihaft von 37 762 Köpfen 11002200 Tonnen. Bei einer Steigerung der 
Produktion um 109,10 °/, ging die Zahl der Betriebe um 45,74 °/, zurüd, 
d. h. Die durchichnittliche Produktion eines Hauptbetriebs jtieg von 4230 auf 
16 300 Tonnen und es famen auf den Kopf der Belegichaft durchſchnittlich 
154,2 bezw. 291,4 Tonnen. 

Einen ganz aufßerordentlihen Umfang gewann der Hochofenbetrieb in 
England. Es kamen nämlid: 

im Jahre 1740 auf 1 Hodofen: 286 Tonnen per Jahr, 

" " 1788 " 1 " 800 " "” " 

„0. 106 5,1 , 128 

Pen 4 3400 , 7% 
1889 „1 ß 120 000 

Zum Schiuß dieſer langen Zahlenreihen fügen wir noch an, daß es in 
Preußen im Jahre 1837 3345 Streichgarnſpinnereien mit je 103,4 oder im 
Ganzen 345,894 Spindeln, im Jahre 1861 dagegen nur noch 1109 Spin- 
nereien mit je 587,1 oder im Ganzen 651 145 Spindeln gab.”) 

In der Zeit von 1875 bis 1882 find im Deutjchen Reich in der Textil— 
induftrie die Erwerböthätigen der Kleingewerbe von 251 356 auf 212968 zurüd- 
gegangen, während jie im Großbetrieb von 190 612 auf 215 139 gejtiegen find. 
Aehnliche Erjcheinungen zeigten ſich in zahlreichen Gewerbegruppen, von welchen 
wir nur noch das Baugewerbe erwähnen. In legterem gingen die Kleinbetriebe 
von 150 053 Erwerbsthätigen auf 127 134 zurüd, während die Großbetriebe 
von 94 536 auf 161146 gejtiegen jind.°) 

Das Beitreben, die Vortheile des Großbetrieb3 möglichit auszunügen, hat 
in den Sartellen, Truft3 und Ringen ganz neue volfswirthichaftliche Gebilde 
geichaffen, die nach der Anfiht Steinmann=-Bucher’3 auf zahlreichen Gebieten 
den Uebergang vom Klein» und Einzelbetrieb zum Groß- und Gemeinfchafts: 
betrieb darjtellen. Indeſſen ift m. D das voliegende Material noch nicht für 
eine jtatijtiiche Ausbeute reif umd zogen wir es vor, dasjelbe nicht zu berüd- 
jihtigen, um nicht Anlaß zu unbegründeten Schlüfien zu — 

Aber auch innerhalb des ſogenannten Handwerkes beeinträchtigen dieſelben 
Urſachen, welche dem Großbetriebe einen ſo großen Vorſprung vor dem Hand— 
werk verleihen, die kleinen Geſchäftsleute, ſo daß ſich die Zahl der Ünter— 


!) Hievon waren 1871—1875 65 Betriebe ohne en 1890 nur 12. Bgl. 
Statistisches gr für das Deutiche Reich, 12, Jahrg. 1891 © 
Val G. Schmoller, „Zur Gedichte der Kleingewerbe im 19 Jahrhundert“ Halle 
Gaitnhan) 1870 ©. 478. 
Steinmann-Buder in Schmoller’s Jahrbuch j. Geiehgebung, Ver: 
— * Volkswirthſchaft im Deutſchen Reich, XV. Jahrg. 1891 ©. 453 (Il. H. S. 1331) 
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nehmer fortichreitend vermindert, während eine immer größere Bahl von Gejellen 
die Aussicht, jelbftjtändig zu werden verliert und fich mit der Maſſe der 
Fabrifarbeiter, gemeiner Tagelöhner u. ſ. w. zu der Klaſſe unselbititändiger 
Lohnarbeiter zufammenfchlieft. 

Daneben iſt jedoch nicht zu vergejlen, daß gerade manche Handwerfe 
einerjeits an der aufblübenden Großinduftrie eine Stüße finden, während 
andererjeit8 Dagegen wegen der Eigenart des zu befriedigenden Be— 
darf, die eine weitgehende Berücjichtigung individueller Wünſche ver: 
langt, oder wegen der erforderten höheren knnſttechniſchen Leijtungen, das 
Handwerk ein feites Arbeitsfeld hat, aus welchem e3 die Großinduftrie nicht 
zu verdrängen vermag. 

II. Da ſich das Beitreben nachweiſen läßt, daß ſich die Produktion immer 
mehr in wenigen großen Betrieben fonzentrirt, jo mußte damit eine große 
Klaſſe von Yohnarbeitern entiteben, die von der Willfür und den Gejchiden 
einiger weniger großen Unternehmer abhängig jede Ausjicht verloren haben, 
Ipäter jelbitjtändig zu werden und die Deshalb im ihren jungen Jahren einen 
eigenen Hausſtand gründen. Denn jie haben ja feine Veranlafjung mehr, zu 
warten, bis jie jelbitjtändig werden; im Gegentheil it e8 das Vortheilhafteſte 
für fie, früh zu beiratben, da fie in ihrem Fräftigen Alter viel mehr verdienen, 
als jpäter umd aljo viel eher eine Familie zu unterhalten im Stande jind. 
Trotzdem hat ſich die Lage der unteren Klaſſen im Allgemeinen verbejfert. 
Dies iſt zumächit direft aus dem Steigen der Yöhne, verbunden mit einer ge- 
ringeren Steigerung der Yebensmittelpreife, zu Schließen. So haben die von 
den preußischen Staatstoriten bezablten Tagelöhne betragen in den Jahren: 





im Repierungsbeirt [1530 1 1839 1825 1879 


Königsberg . 4 0,81 gu l,ıs 
Gumbinnen . Ed U,5e j 1,05 
Stettin. . . . u O,sa | 1,44 
Poſen ze 2 0,70 U,o« 
Ansbera : 2 22.2. . : 0,0 1, 
Riesbaden ... . (,s8 | l,rs 


Der durchichnittliche Tagelohn der forittwirtbichaftlichen Arbeiter, der im 
Oſten 1830/39 etwas mehr als 60 Pf. betragen hatte, war auf I Mk. bis 
1,12 Mt. geftiegen, hatte ſich beinahe verdoppelt.) 

1000 kg. Getreide (meift Roggen) koſteten im Jahresdurchichnitt: 

I808.:; = 2:3. 80, Mt. 


12:3 UP —— 160,5 „ 

1841... .2...16006 „ 9 
Im Durchichnitt der Jahre 1823 bis 1342 Eofteten 1000 kg. Weizen 140,2 ME. 
und 1000 kg. Roggen 101,2 ME.) 





Und zwar fojteten 1000 kg. chen Roggen 
1823 . . . u ee 32, Mt. 110, Mit. 
. 1824 ....2.2 2 2020. Er — TI 
VS BT Dr 
1826 . . 2.2... .. 955 „ 78,0 
BET 5 a ar 1298 » 112 „ 
Im Durdichnitt von 1823—1827 . . ..  . 106: Mi 82, Die 


') Zeitichr. des K.ſpreuß. ſtatiſt Bureaus, 23. Jahrg 1883 ©. 1 ff 
) Bol. Dieterici, der Voltswohlitand im Preußiſchen Smate. Berlin 1846 ©. 218. 
) Dieje Zahlen jind berechnet nadı Dieterici, Statijt. Ueberſicht a. a. O. 2. Fort. ©. 292. 
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Um ein anjchauliches Bild der Preisichwankungen zu gewinnen, haben 
wir nach den Angaben Dieterici’S in den mel rfa erwähnten Ueberſichten 

































Roggen 
112. Mt. 
113 REENGEE EEE: . , 7 148: „ 
1SI2 0 25 3 04 161,» 130» 
1838 te ne ie 117, " 92,3 # 
IB 5 110ı „ 861 2 
1885... 2 202.» 115: „ Da u 
1836) ...... 1005 u Da » 
a nes 119,5 385 „ 
1838... 2. om 159,: 124 % 
Im Durdichnitt der 10 Jahre 1830—1839 . . . . 144, Mt. 107,05 Mi. 
Es fojteten ferner ne kg.: Weizen Roggen 
er 156. Dt 1 Me 
Tri Fu EN — z . 
J ——— 163» „ 136,5 
Im Durchichnirt | 1843—1845 . — 154, Mt 130. Me. 
aan a le 217,3 Mt. 190. Me. 
127 V ee BEER 2771 Bi „ 
1848 *) a a a ee 157,8 „ 1035 „ 
m Duxcichnitt 1846-1848 . . . . . . . i 175.: Mt 
1849-1853"). . . . .. Il: , 132: 







Märkten 





Dentichlands: 





no orti. — 339. 
) Ebenda. 4. Forti, ©. 319. 
‘) Ebenda. 5. Ei S. 483. 

Um die großen Preisunterjchiede der einzelnen Handelspläge zu veranichaulichen, geben wir 
bier nad den Wi onatahe ten zur eu jtif des eutichen Neid), Jabra. 18% ©. A11.39, wo ſich aud) 
die ım Zerte aufgeführten YJablen finden, die Breite für die einz einen Marktorte und jwar für: 
— 1000 kg Weizen ; . 1000 ka kg Roggen 
1881 71890 1880 1881,1885 188611887 1890 


c 
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219 
207 
237 
211 
242 
212 
209 
233 
260 
223 
250 
239 
| 208 
223 
256 
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161 
146 
174 
143 
181 
156 
158 
167 
196 
165 
157 
181 
161 
198 | 
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218 
203 
234 
210 
237 
210 
206 
229 
261 
216 
247 
234 
207 
216 
254 


 EBEEEE | EEEEEEEE 
| EEEEEEEBERREEE® 
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Die große Differenz der Preiſe bat wohl —— Berichiebenfeit her 
ualität und PBrovenien er Hasen, wie jolche — — Pre angegeben iſt. 


— 
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für je 1000 kg Weizen: Roggen: 

BBIB L Ne — DO BE... — Mt. 
12: | 223.6 — ———— 191. „ 
IBBL „un. 4. 0 RE EN — 
1882 ...... 1 617 157,00 „ 
1888 5 1,7 a ee er er RT 
1884 EEE Sa er 14701 „ 
1.2: Re VOM 5 oa 142,1 „ 
1886... ... DONE Fr eo ee 131.» „ 
123,2 „ 
BER u ee DI u, te ae — 
——— Bias Gala 133,53 „ 
1889 ...... 121,5 u RR ER: 153.23 „ 
1890 . .. 2... IJJJ 167,4 „ 

Im Durhichnitt 1879—18%0 . . . 190,0 m. . 1880—1890 149,4 ME. 


Im Jahre 1831 war alſo der Getreidepreig doppelt jo hoch, wie im Jahre 
1806, während er im Jahre 1841 — 1831 keinerlei Aenderungen zeigt. 

Die Durchichnittspreife von 1830/39 nahmen gegenüber den Durchichnitts- 
preiſen 1849/53 um 18,24 ”/, beim Weizen und um 23,02°/, beim Roggen 
zu, während jie gegenüber denjenigen von 1879/90 um 31 ‚13 bezw. 38,45 °/, 
zunahmen. Endlich jteigerten fich die Preife von 1823/42 bis 1879/90 um 
36,27 °/, beim Weizen und um 47,95 °/, beim Roggen. 

Dagegen find die Durchichnittspreife der Jahre 1846/48 höher als die— 
jenigen der Jahre 1879/90. 

Innerhalb des Zeitraumes von 1879 bis 1890 fallen die Preife jtetig bis 
zum Jahre 1886 bezw. 1887, während fie von da ab wieder jtetig jteigen. 


Die Kartoffelpreiſe — ſich wie folgt: 
1000 kg Kartoffel koſteten 

















1823... .. 34,5 DE 1843 © 3 4% 41, Mt. 

82 21. „ 184 ..... 32,12 „ 

1825:.2°. 45 .-. 230 „ 1845.25 55% 34 „ 

1826: 4.23% 327 u nit 1843 — —1845 . j 6,1, Mt. 
Im Durchſchnitt 1823—1827 . . Il: Mi. 3 — J 

1830 ..... 33,05 Mt. 848 ; . » .-. 420 „ 

Ian: RE Fr Z Im Durchſchnut 1846— 1848 . 56 ME. 

33. m 5 1849—1853 . . 45,0: ME. 

1834... . Bu „ 

1885 ..:... 35,0 „ 

1836 :..: 2: BU u 

1837... 0% : 29: „ 

1838 ..... sl» „ 

1839... .. 30,5: 


Im Durdichnitt 1830-1839 . . 32,12 ME | 
Auf den Märkten Berlin, Breslau, Magdeburg und Stettin fofteten 


1000 kg. Kartoffel im Durchſchnin und zwar: 
a) Speiſekartoffel b) f. Brenn- u. ————— 


18982-252400. 710°» SEE ge 32,5 M 
1886... 02 4 5 0. DIE 7.2 2 we 28 m 
1885... . a ET ee ee 2Loı „ 
IBBE.. 8.5 zn“ 26 He Bau © 7° 
1887... . Fe 1 5: 22, ME, 
1838... 22 202% SOSE: 
1889 . BB a ei 24,0 
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Eine Vergleihung der angeführten Kartoffelpreife mit den Weizen- und 
Roggenpreifen zeigt, daß diejelben fich ganz ähnlich entwidelt haben, wie die 
leßteren und läßt darauf Schließen, daß die Kartoffelpreife von den Getreide: 
preifen jehr wejentlich beeinflußt werden. 











1: > SEES RIENENN 50 Pi. 1: 1 ..... 60 Pi 
— 48 „ BR er 57 
1... 43% 6. |, 1:77 57. 
1086. 127% u% 4 44 „ 1212 60 „ 
1 — BEE u 
Im Durchſchnitt 1823—1827 . . . 47 Pi | Im Durchſchnitt 1849—1853 . . . 60 Pi. 
— — J BE 
1829. .....52,. )  Lkg Schweinfleiich koſtete: 
LEER LE EEE g 
1830 ...... 53 Bi. | 1:7 7 75 Bi. 
J —35 rt —— 
Te re a a * vx „1848 ... a 87 " 
TREE >47 Inm Durchichmitt 1846—1848 — # 
BEN. 20 58, 1849 ...... 75 Bi 
1836 533 18530.... 66 „ 
1837 ..... 53 „ 1851 ...... " 
1888: ;.. 22.2, 1854 : 2020 0% 74 
189... ... 5. 1858... ...W . 
Im Durchſchnint 18301839 . . . 55 Pi. Im Durchſchnitt 1849-1853. . . 75 Mi. 
1840 ......57 8. | A ’ er 
11:7 | 57 „ | In Berlin fojtete 1 kg. Rindfleisch: 
1842... . 57, 1881. 22. 99 Fi. 
m Durchſchnin 1823—1842 . . . 53 Bi. ı 1882 ...... %. 
u — isss 1 102 , 
1843... .. 64 Br. 1884 98 
1844 rue a 62 ” = E ne Bey SE KR SAU " 
145 2.2.2... 6. . Eee 4 " 
Im Durhihmitt 1843-1845. . . 62 3. 18897 ..2...092 , 
Te I Te 1 N. %0 „ 
BEAT: 2.2 68 „ 18889. .... 96 
1848 .. ... 66 „ JJ EN 
Im Durchſchnitt 1846—1848 . . . 66 Bi. | Im Durchſchnitt 1881--1890 : . . 98 „ 


Die Rindfleifchpreife haben ſich alfo 1881/90 gegenüber 1830/39 nahezu 
verdoppelt. Weber die übrigen Fleiſchſorten, außer Schweinefleifch,') jtehen ung 
aus früherer Zeit leider feine Daten zur Verfügung. Jedoch läßt ihre Höhe 
darauf jchließen, daß fie eine ganz ähnliche Steigerung erfahren haben, wie 
die Rindfleifchpreife. Es koſtete nämlich in Berlin je 1 kg.: 

Schweinefleiih Kalbfleiſch Hammelfleiſch 


110 Br. 107 Bi. 103 8. 
AR a: ——— 108 „ 108 „ 107 „ 
BER 1: na lan en 103 „ 101 „ 108 „ 
JJ re % 2 „ 5 „ 5 „ 
BmB: 2 & 9 „ 34 „ 87 „ 
> re Eee 4 „ 87 „ 93 „ 
BE 0 u na er 7 84 „ 88 „ 
0 1 6 „ 6 „ 38 „ 
18888.. 111 5 „ 2 „ 
1. FRERERELETRETTE N 108 „ 107. 
1881-180 . ....... 101 8. 95 pj. 97 Fij. 


N Auch hierüber finden ſich bei Dieteriei a. a. O. bloß die oben angeführten Zahlen. 
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Nach den Angaben Dieterici’s') betrug im Durchſchnitt der Jahre 1836.39 
in den mahl- und fchlachtiteuerpflichtigen Städten Wejtpreußens auf den Kopf 
der Bevölkerung der Verbrauch 


an Fleiſch 67 Pfund 9 ao oder 31,48 — à 583 Ppjf. 16 Me. 68 Ei. 
4 30 


„Wein 68» 4 DM, „M.=4. , 
„ Roggen 235 ou 25 „ 10029 „ „10. =10 „ 43, 
Hiezu 200 ke. Kartofiel „ set 


Summa 37 ME 58 Br, 
Nimmt man nun au, der Konjum jei in allen Punkten gleich geblieben, 
jo hatte der Arbeiter unter zu Grundelegung der Preiſe des in Parentheſe an— 
gegebenen Jahres zu bezahlen: 


für Fleiſch (1881) 31,17 ME. 
für Weizen (1830) 6,56 ME. 
für Roggen (1880) 19,06 ME. 


für Kartoffel 1883/0) . . ©... 7.00 Mt 
Summa . . .„ 53,79 ME. 


Rechnet man nun auf die Familie zu 5 Köpfen das dreifache der oben 
berechneten Quanta, jo hatte ein Arbeiter im Durchichnitt der Jahre 1836—39 
für Fleiſch, Weizen, Roggen und Kartoffeln 112 ME. 74 Pf. zu bezahlen, 
während er im Jahre 1880 161 Me. 37 Pf. dafür aufzubringen hatte. 

Er mußte alfo, um ſich die genannten wejentlichiten Nahrungsmittel in 
gleicher Quantität zu beichaffen, unter Zugrundelegung der niedrigjten Löhne 
von 183039 (60 Pf. pro Tag) 188 Tage arbeiten, während er bei den 
Löhnen von 1875—79 (1 Mi. pro Tag) und den entjprechenden Preifen nur 
161 Tage arbeiten mußte. Es hat ſich alfo die Lage auch der jchlechteit 
bezahlten Arbeiter ganz weſentlich gebejlert. 

Aber auch indirekt läßt fich der fteigende allgemeine Wohljtand in der 
fteigenden Konfumtion nachweifen. So betrug 3. B. der Bierfonfum im rechts— 


rheiniſchen Bayern 


1835 —41 134 Liter per Kopf 
184855 7 ee 
1872 —75 264 , W 
1877 — 78 2 
1889 . 222 _ P 


Und ähnlich ftieg er in Württemberg, denn er betrug dort: 


1845-—52 


71 Liter per Kopf 
74 


1852—58 rss 
1866—70 10:2, =- 
187275 PIE 
1877—78 203 en 
188990 169 


" 


Und endlich im Beiden feige betrug der Bierfonfum: 


1866—70 = Liter per Kopf 
1872—83 a vn 
1837 —88 76 cn 
1889— 90 >: ı EEE 


') Dieterici, Statijt. Ueberſicht S 


155 und 193. Die bezüglichen Preiſe j. oben. 


) Bal. Fr. 3. Neumann in v Schönberg’ s Dandbuh der Polit. Oekonomie 


I. Bd. 3. uf, ı 1890, ©. 165. 


Einleitung. 17 


Daß aber troß alledem die Lage der arbeitenden Klaſſen noch nicht die 
glänzendite ift, zum Beweiſe davon brauchen wir blos einige Beamtengehälter 
anzuführen, welche der württembergijche Staat feinen niederen Bedienſteten bezahlt: 

Ein Straßenwärter erhält 500 Mk. nebit Mantel und Hut. Die Bahn: 
wärter erhalten in drei Lohnklafien 650—750 ME. nebjt freier Wohnung, 
freier Dienftkleidung und örtlich verjchiedenen (andwirtbichaftlichen Nugungen.') 

Daß nun mit der Entwidelung der großen Betriebe auch die großen 
Vermögen jehr rajch wachſen, liegt jehr nahe und läßt fich auch aus der vor: 
bandenen Einkommens: und Bermögensitenerjtatijtit beweijen.?) Aber gerade 
über die Entwidelung der Einfommensvertheilung herrſcht großer Streit. Die 
emen: Schmoller, Engel, Samter, Hirth und neuerdings Sergeew 
behaupten, daß die großen Einkommen bejonders ſtark zunehmen, während 
andere, wie Zeroy:Beaulieu, Böhmert umd Heil gerade eine befonders 
ftarfe Zunahme des Mitteljtandes zu beweilen ſuchen und endlich Soetbeer 
an verjchiedenen Stellen jeiner zahlreichen Auffäge über das preußiſche Volks— 
einfonmen und deſſen Verteilung, zwar das rajchere Wachsthum der großen 
Einfommen zugiebt, dasjelbe aber als eine natürliche, ſehr wünſchenswerthe 
Entwidelung begrüßt. 

Statt ung nun in eine breite und fchließlich doch fruchtlofe Kritif der 
Arbeiten von Soetbeer, Heil und Böhmert einzulaffen, in der wir doc) 
nur Schon oft Eingewandtes zu wiederholen hätten, werfuchen wir in der folgenden 
Darjtellung, jelbjtändig und von den bisherigen Gruppierungen abweichend, 
eine eingehende, alle Staaten Deutjchlands, über welche wir brauchbares 
Material erlangen fonnten, umfafiende und einen möglichjt großen Zeitraum 
berüclichtigende Erörterung der Einfonmensvertheilung und ihrer Entwicelung 
mit bejonderer Rüdjichtnahme auf das Verhalten der großen Eintommen und 
Vermögen zu geben. 

Nur dem Einmwande iſt noch zu begegnen, als jei die preußifche Einkommen— 
jtenerjtatiftif zufolge der äußerjt ungenauen Steuerveranlagung abfolut uns 


) Auf meine Anfrage erhielt ih von einem mir befannten ſolchen Beamten die nach— 
. folgende Auskunft. Der biedere Mann gehört durchaus nicht zu den Unzufriedenen und 
verdient nunmehr in jeinem 25. Dienjtjahr als Haltepunktbeſorger, in welcher Stellung er 
als Billetfajlier, Telegraphiit und Bahnwärter zugleich zu fungiven hat, nach jeinem eigenen 
Bericht wie folgt: „Ich beziehe einen Jahresgehalt von 850 Me. nebjt freier Wohnung, welche 
ih zu 75 ME. anichlage, freie Dienjtkleider zu 3O ME. und ', Morgen Dienjtgrundftüd zu 
5 Mf., welches aber nicht etatsmäßig iſt. Sonftige Vortheile find Schreibgebühren (materialien) 
8 Mf; landwirtbiaftlihe Nupungen ca. nad Abzug der darauflajtenden Unkoſten 75 Mt. 
rein. Ein Bahnwärter, Jahresgehalt 3 Klafjen III. 650 ME, II. 700, 1. 750, freie Wohnung 
und Dienftkleider, wie ich, Nebeneinfommen 0. Landwirthſchaftliche Nupungen fehr ungleich, 
da die Rojten jehr verichieden find, höchſtens 50 ME. zu beredinen, Ein Stationstaglöhner, 
Hilfsarbeiter täglich 2 Me. Ein Weichenmwärter bezieht einen Gehalt in 3 Klaſſen von 700 
bis 800 Mt, 111. 700, 11. 750, I. 800, ireie Wohnung und Dientkleider, wie ein Bahn— 
wärter. Mebenverdienjt je nach dem, iſt nichts zu bejtimmen. Ein großer Uebeljtand ijt der, 
dab ein Wärter, .®....... [folgt der Name) ſchon 14 Jahre im Dienft iteht und noch den 
Gehalt von Klaſſe 3 bezieht, nämlich 650 ME, umd viele es nicht erleben, bis jie in die erite 
Gehaltsklaſſe kommen. Diejes zu beleuchten, wäre gerade höchit nöthig.“ Wir geben den Brief 
natürlich ohne alle perjönlichen Notizen wieder, weil die ganze Form und der Stil desjelben 
der beite Zeuge für die Zuverläjjigfeit der gegebenen Daten iſt. 

?) Da leider fein deuticher Staat außer Dldenburg eine nad) Berufen gegliederte Ein— 
tonmeniteuerftatiftit beſitzt, jo ijt es unmöglich, ftatiftiich direft einen Zuſammenhang zwiſchen 
der Zunahme der großen Vermögen und der Großbetriebe nachzumeiien. Es mag bier noch 
auf die verdienjtliche finiiche Statiftit, hinter - welcher in diejer Beziehung leider die deutiche 
Statiftif zurüdjteht, verwiejen werden. Vgl. Bidrag til Finlands oflieiela Statistik 1865, 
71, 77 u. 81 je 9. IV. Förmögenhets-Förhällanden. 


Annalen ded Deutichen Reichs. 1898. 2 
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brauchbar, um ein richtiges Bild der Einfommensvertheilung und ihrer Ver— 
änderungen zu geben. Zuzugeben ift allerdings, daß die preußiichen Ein- 
jchägungen weit hinter den thatlächlichen Verhältniſſen zurücbleiben. Man 
hat durch Zufchläge abhelfen wollen. Aber hiedurch geräth man in willfürliche 
Schäßungen. Dagegen dürfte nicht zu leugnen fein, daß wir es zu ‘Folge 
einer ziemlich fonftanten und nur allmählig fich vervollflommnenden Praxis 
mit ziemlich Eonjtanten oder doch nur langjam fich verringernden Fehlern zu 
thun haben und daß die Verfchiebungen, die wir bei den einzelnen Einkommens— 
klaſſen beobachten, der Wirklichkeit entfprechen und wir jomit in der preußijchen 
Einfommenfteuerjtatiftil, wenn auch fein genaues Bild der thatjächlichen Zus 
jtände, jo doch einen ziemlich zuverläfligen Anhalt über die Weränderungen 
in der Einfommensvertheilung zu erbliden haben. 


A. Geſchichte der preußiihen Eintommenitenergefeggebung.') 


Nachdem man in Preußen nach dem Frieden von Tiljit jene Scheidung 
aufgegeben hatte, die in wirtbichaftlicher und finanzieller Beziehung Stadt und 
Land zu getrennten Gebieten gemacht hatte, juchte man den hiedurch entjtehenden 
Ausfall vom Ertrag der Accife zuerjt durch die Einführung einer allgemeinen 
Steuer vom Bermahlenen zu erjegen. Es famen aber troß des Verbotes der 
Handmühlen zahlreiche Defrauden vor und die Steuer war namentlich auf 
dem Lande jehr unbeliebt. Daher wurde auf den Vorſchlag einiger angejehener 
Gutsbefiger durch) das „Fernerweite Edift über die Finanzen des Staates und 
das Abgabenſyſtem“ vom 7. September 1811 °) die Mabliteuer auf dem 
Lande und in den fleinen Aderjtädter abgefchafft und durch eine Perſonen— 
jtener erjeßt. Dieje Steuer war eine jogenannte reine Berjonaliteuer, injofern 
fie für alle überzwölfjährigen Staatsangebörigen (die nicht in mahljtener: 
pflichtigen Städten wohnten) gleichmäßig einen halben Thaler betrug. Sie 
war joweit davon entfernt, auf die wirtbichaftliche Leiſtungsfähigkeit Rückſicht 
zu nehmen, daß jogar die Ortsarmen von den Gemeinden übertragen werden 
Ass was A indejien bald änderte.‘) 


) Ueber die Einführung und Entjtehung der preußijchen Slafjenjteuergejeggebung ver⸗ 
gleiche namentlich J. G. Hoftmann „Die Lehre von den Steuern“ Berlin 1840 ©. 153 fir; 
jodann R. Winiker „Die Klajien- und die klaſſifizierte Einfommenjtener in Preußen“ 
Berlin 1877 $ 1; Rön ne „Staatsrecht der preußiihen Monardie“ Leipzig 18722. Bd. 
2. Abth. $ 529 ©. 640 fi.; Dr. Karl Dieterici „Zur Geſchichte der Steuerreform in 
Preußen von 1810 bis 1820” Berlin 1875 und endlich bejonders das umfajjende, aber wenig 
überjichtlihe Wert von Karl Mamroth „Gedichte der preußiihen Staatsbeitenerung im 
19. Jahrhundert” I. Bd. (1806-1816) Leipzig 1890 ©. 472 fi. und ©. 628— 727. 

2?) Bal. biezu die „Habinet3ordre von 6. Sept. 1811 an den Staatäfanzler Freiherrn 
von Hardenberg“ bei Karl Dieterici a. a. D. ©. 32 ff, namentl. pag. 35 „A. Für 
das platte Yand und die kleineren Aderjtädte jollen in der ganzen Monarchie die Kon 
jumtiongjteuern theild aufgehoben, theil® gleihmäßig bis zu dem Punkte herabgejegt 
werden, dab die Getränfefabrifation gefichert und ſowohl in Abjicht ihrer, als der bleibenden 
Konjumtionsabgaben der Deiraudationsreiz aufgehoben werde. 

Hienach müſſen die Konſumtionsſteuerſätze nach den Kräften und Verhältniſſen der ärmeren 
mit offenen Grenzen verſehenen Provinzen beſtimmt werden und, da die danach erforderliche Herab- 
jegung zu bedeutend ijt, um von den Kaſſen ohne Erſatz getragen zu werden, jo billige Ich, 

da neben den Konjumtionsabgaben, nad) dem fait allgemein geäußerten Wunſche, 

eine mäßige fire Perſonenſtener erhoben werde.“ 
Bal. hiezu auch K Mamroth a. a D. ©. 472. 
) Vgl. J. G. Hoffmann a. a. O. ©. 155 unten. 
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Der preußische Staat hatte nach den Napoleonischen Kriegen einerjeits 
eine Staatsichuld von 200 Millionen Thaler zu verzinjen, andrerjeit3 machten 
geiteigerte Aufgaben des Staates erhöhte Anjprühe an die Staatskaſſe In 
dieſer doppelt bedrängten Lage ſah die preußiſche Regierung den einzigen 
Ausweg in der Weiterbildung jener Perſonal- zur Klaſſenſteuer). Das Geſetz 
vom 30. Mat 1820 gieng von 4 Hauptklaſſen aus. Es waren dies nach der 
Anficht Hoffmanns „die großen Abtheilungen, tworein die bürgerliche Geſellſchaft 
durch Die Richtungen ihrer Beichäftigung und Bildung von felbit zerfällt”. 

Wie fi) nämlich die Bewohner der Städte in Patrizier, Großbürger, 
Kleinbürger und Beiſaſſen jcheiden, jo jteht auf dem Lande, meint Hoffmann, 
neben dem Grundherrn in der eriten Abtheilung der Höhere Landwirth 
in der zweiten, und der niedere in der dritten, und allen Dreien dienen 
Tagelöhner und Gefinde in der vierten ) Dieje vier Hauptklafjen wurden 
vom Gejege im Wejentlichen acceptirt, außerdem wurde aber noch eine höhere 
Steuerklaſſe gebildet und für gewiſſe Yandestheile, deren beſondere Verhältniſſe 
dies räthlich machten, noch eine jechste Klaſſe zugelaffen. Darüber hinaus 
follte nicht gegangen werden. Nachdem nämlich das Geſetz in $ 3 die 5 Haupt: 
klaſſen aufgeitellt bat, in welche die Steuerpflichtigen nach Maßgabe einer für jeden 
Regierungsbezirk bejonders zu erlajienden Inſtruktion eingejchäßt werden jollten, 
bejtimmt es im zweiten Abſatz: „Mehr als 6 Klafien werden nirgend gebildet.” 

Indes dieje Beitimmung des Geſetzes fonnte gegenüber dem Bedürfnifie, 
die Steuer möglichit der Steuerfähigfeit der Pflichtigen anzupafjen, nicht lange 
beitehen. So bejtimmte denn eine fol. Verordnung vom 5. September 1821, 
daß die Steuer vom 1. Januar 1822 ab zwar nur in den 4 Hauptklafien, 
von welchen Hoffmann in jeinem mit geringen Menderungen angenommenen 
Vorſchlag ausgegangen war, entrichtet werden, aber in jeder derjelben 3 ver: 
ſchiedene Steuerfäge umd überhaupt alfo 12 zuläſſig fein follten. Durch ihre 
Anwendung ſollte der Beitrag überall der Steuerfähigkeit möglichit angepaßt 
werden.) Durch die Kabinetsordre vom 21. April 1827 und diejenige vom 
18. Juni 1828 wurde für die unterfte Abtheilung das Ende der Steuerpflicht 
auf das zurüdgelegte 60. und der Anfang derjelben auf das vollendete 16. Lebens 
jahr feſtgeſetzt. 

Indes auch diefe 12 Klaſſen entjprachen den höher entwidelten wirth— 
ichaftlichen Berhältniiien der Rheinprovinz nicht und fo fteuerte die Rheinprovinz 
jeit dem Anfange des Jahres 1830 nach 18 Sägen.) Indes blieben die 


') Der in der größten finanziellen Roth unternommene Verſuch mit einer Vermögens» 
und Eintommenjteuer ijt leider jpäter der Einführung der allgemeinen Einfommenjteuer 
binderlich gewejen. An Stelle der legteren wählte man nad) den üblen Erfahrungen, die man 
1812—1814 mit der Vermögens: und Einfommenfteuer gemacht hatte, und die man irrthüm« 
liher Weile dem Prinzip diejer Steuern jelber jtatt deren ungenigender Durchführung und 
den ungünjiigen Yeitverhältnijien im Allgemeinen zujchrieb, die viel unvollkommenere Klafjen- 
ſteuer. Dr. C. F. W. Dieterici berichtet hierüber in ſeinem „Volkswohlſtand im preuß. 
Staat“ (Berlin 1846: S. 54: „Unterm 24. Mai 1812 ward, in Ausführung der in den 
Verordnungen über die Finanzen vom 27. Oft. 1810 und 7. Sept. 1811 ausgeſprochenen 
Keen eine Vermögens- und Eintommenjteuer eingeführt, die aber 1814 ſchon wieder auf— 
gehoben ward.“ Weiteres bei Mamrotha. a. ©. ©. 628—727 und bei Karl Dieterici 
a. a. O. ©. 48—57. 

) Das Gutachten Hoffmann's ſ. bei Karl Dietericia. a. O. ©. 188. 

) Die Steuerſätze der — Klaſſen, die hier nicht intereſſiren, ſinden ſich bei J. 

G. Hoffmanna. a. O. ©. 171, Vgl. $ 5 des Geſetzes wegen Einführung einer Klaſſen— 
itener vom 30. Mai 1820, Gejep- —— für die K. — Staaten Jahrg. 1820 S. 140. 
9) Siehe dieſelben bei Hoffmann a. a. ©. 112 
9% 


— 





20 G. Hei: Die großen Eintommen in Deutjchland. 


oben erwähnten 12 Steuerläge bis in die neuejte Zeit die Grundlage für die 
12 Klaſſen der Klaſſenſteuer. Doch änderte ſich die Art der Veranlagung. 

„Rod; während der Geltung diejes älteren Nechtes milderte die Ber: 
waltung — jo führt treffend Winifer aus — im Wege der Ausführungs- 
inftruftionen den Charakter der Klalienbejtenerung und vermittelte, indem jie 
den durch die Stein:Hardenberg’sche Neformgejeggebung auf politiichem, wirtb- 
Ihaftlihem und jozialem Gebiete bervorgerufenen Nenderungen folgte, den 
Uebergang zu dem Syitem der Bejtenerung nad dem Einkommen und der 
Reiltungsfähigkeit, auf welchem das Gele vom 1. Mai 1851 beruht.“ ') 

Diejes Gejeb führte dann an Stelle der Klaſſenſteuer die klaſſifizirte Ein: 
fommenftener ein, doch zumächit nur für einen Theil der Stenerpflichtigen: für 
Diejenigen, welche ein Jabreseinfonmmen von mehr als 1000 Thaler oder 3000 Mk. 
beziehen. Die Grundjäge des Gefeges vom 1. Mai 1851 gelten, joweit fie fich 
auf die Einfommensteuer beziehen, im Wefentlichen noch jegt bis 1890), find durch 
die neueſte Gejeggebung aber infofern verändert, als neue Zwiſchenſtufen ein- 
geschoben find, ausnahmsweile die Berücdfichtigung von die Leiſtungsfähigkeit 
beeinträchtigenden Verhältniſſen für die Steuerpflichtigen der beiden unteriten 
Stufen zugelafjien und eine erhöhte Steuerpflicht für die Einfommen über 240 000 
Thaler oder 720 000 Mk, welche bisher ohne Rückſicht auf die Höhe ihres Ein- 
fommens der Marimalfteuer von 7200 Thaler oder 21600 ME. unterlagen, 
eingeführt worden it. 

Die Stenerpflichtigen mit einem Einkommen unter 1000 Tahler oder 3000 ME. 
blieben dagegen der Klafjenfteuer unterworfen, welche nach den alten 12,°) 
nunmehr aber in 3 Hauptklaſſen eingetheilten Unterabtheilungen erhoben 
werden jollte. 

Die niedrigite Hauptklaſſe mit 3 Steuerftufen von 15 Sar. reip. 1 Thlr. 
(für Einzeljtenernde), 2 Thaler und 3 Thaler Jahresſteuer jollte die gewöhnlichen 
Lohnarbeiter, Gefellen, das gewöhnliche Gejinde, jowie diejenigen Grundbejiger 
und Gewerbetreibenden umfajien, welche von dem Einfommen ihres Befibes 
reip. Gewerbes nicht jelbjtitändig bejteben fünnen und Nebenverdienit durch 
Tagelohn und Ähnliche Lohnarbeiten juchen müſſen. In die zweite Hauptklaſſe 
mit 4, 5, 6, 8 und 10 Rthlr. Jahresſteuer wurden die fleinen Beſitzer und 
Gewerbetreibenden, welche von ihrem Beſitzthum jelbitjtändig zu leben ver— 
mögen und die denfelben in Betreff der Leiſtungsfähigkeit ungerähr gleich— 
jtehenden Pächter, Beamte und fonftigen Steuerpflichtige anderer Lebensberufe 
eingereiht. Der dritten Hauptklaſſe endlich mit Steuerjtufen von 12, 16, 2U 
und 24 Thaler wurden die auf einer höheren Stufe der Wohlbabenbeit jtebenden 
Berfonen mit einem Einfommen bis zu höchjtens 1000 Thaler oder 3000 Mk. 
überwiefen. Bei der Einfchägung follten überhaupt die Geſammtverhältniſſe 
‚und die Leiftungsfäbigfeit, jedoch unter Feithaltung der Untericheidungsmerfmale 
der Hauptklafjen beſonders berücjichtigt werden. 

Das Prinzip der Zumeifung der Steuerpflichtigen zu den verjchiedenen 
Steuerflajfen nach dem Stande wurde durch das Geſetz vom 1. Mai 1851 
verlaffen und dafür wurde das Einfommen maßgebend für die Scheidung 
zwiſchen Klaſſen- und Elafjifizirter Einfommenfteuer und für die Einſchätzung 
in die verjchiedenen Stufen der letzteren Die nach jozialen Merkmalen nor: 


1) Vgl. hiezu und zu dem Folgenden R. Winiker a. a. O. S. 2 fi. 

?) wovon die erſte Stufe in eine Unterſtufe a) und b) zerfiel. Vgl. $ 9 des Geſetzes 
betr. die Einführung einer Klaſſen- und Haflifizirten Einfommenftener vom 1. Mai 1851, 
Geſetz Sammlung S. 198. 
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mierte Steuerflafje hat ihre frühere Bedeutung verloren und fich in die Steuer: 
jtufe verwandelt, welche nur die Beitimmung hat, durch Heranziehung aller 
innerhalb der bezüglichen Stufen vorhandenen Steuerpflichtigen zu demſelben 
Steuerſatze die praftiihen Schwierigkeiten der Einſchätzung zu vermindern, 
welche bei Anwendung eines fejten Prozentjates des Einkommens jich ergeben 
würden. Das Prinzip der Zumeilung zu den einzelnen Steuerklaſſen nad) 
dem bürgerlichen Stande wurde auch für die Hauptklaſſen der Klaſſenſteuer 
als bei den veränderten Verhältniſſen unhaltbar aufgegeben. 

Der Begriff der jelbititändigen Erijtenz von Befit und Ge— 
werbe wurde dafür maßgebend und da nicht alle Steuerpflichtigen unter die 
gleiche Begriffsbejtimmung zu bringen waren, wurden Pächter, Beamte u. ſ. w. 
mit Bejigern und Gewerbetreibenden von gleicher Leiftungsfähigfeit in derjelben 
Klafie beiteuert. Die Gejammtverbältnifie Find daneben maßgebende Faktoren 
für die Einſchätzung geworden. 

Gerade durch die Aufnahme diefer nicht ſozialen Steuermerfmale ift auch 
die Klaſſenſteuer in den Bereich der Anziehungskraft der Einkommensteuer ge: 
langt.) Und auf diefen veränderten Grundlagen entwidelte ſich auch für Die 
Klafjenjteuer, im Wege der Ausführungsssinitruftionen und der Praxis, der 
Uebergang zur Einfchäßung nach dem Einfommen nad) Analogie der klaſſifizirten 
Einfommenjteuer. Wollte man nämlich die Abficht des Geſetzes erreichen, jo 
ihien es angezeigt, im Wejentlichen die Höhe des Einfommens zu berüd- 
lichtigen, weil die Leiftungsfähigkeit und die Geſammtverhältniſſe vor Allen 
durch das Einkommen bedingt werden und die Jonjtigen individuellen Ver: 
bältnijje ſich der richtigen Würdigung bei der Einſchätzung Leicht entziehen. 
Sp hatte fich der Uebergang zur Bejtenerung nach dem Einkommen jchon an— 
gebahnt und theilweile vollzogen, als die neuere Geſetzgebung diefen Grundjat 
durch das Geſetz vom 25. Mai 1873 ausdrüdlich janktionirte.‘) 

Die KHlafjenftener wurde gleich von Anfang an wenigitens zum Theil — 
joweit e3 ſich nämlich um die oberjte Hauptklajje handelte — nicht als Klaſſen— 


1) Auch bei der Klaſſenſteuer das Einkommen zu berüdiichtigen, dazu gab m. D. auch 
folgender Umstand Anlaß: Ber der Einſchätzung zur höchſten Stlafjenitenerjtufe mußte das 
Einfommen der Steuerpflihtigen jedenfalls darauf bin unterjucht werden, ob es unter 
1000 Thaler betrage, was mit einer genaueren Feititellung desjelben jo ziemlich gleichbedeutend 
it. Verglih man num dieje höchſte Klaſſe mit der nächjitniedrigen, jo mußte man wieder auf 
das Einkommen zurüdgeben und jo iit das Einkommen u. E. ohne Zweifel bis zur niederjten 
Hauptklaſſe der Klaſſenſteuer herunter in zweifelhaften Fällen ausjchlaggebend gewejen. 

Bol. auch den Aufjag von K. Burfart „Die beitehenden Einkommenſteuern“ in den 
„Annalen“ 1876, welder ©. 687 ſehr treffend bemerkt: „Sowie die Klaſſenſteuer über diejen 
Rahmen hinausgeht und andere Merkmale für die Klaſſen aufitellt, fo giebt fie ſich ſelbſt auf, 
denn fie gelangt dann nothwendig in den Bereich der Anziehungskraft derjenigen Steuern, 
nach deren Grundiägen jene Merkmale zu bemejien find, und diejes it, wie die Erfahrung 
lehrt, regelmäßig die Einfommenfteuer, obwohl fie es nicht nothwendig jein muß. Die joeben 
ifizzirten jogenannten Klaſſenſteuern liefern den ichlagenditen Beweis hiefür. Selbjt die älteſten 
noch dem gemeinjamen Urbild, nämlich der früheren preuhiichen Klaſſenſteuer am nächiten 
itebenden bezüglichen Geſetze weiſen nur noch mit geringen Nudimenten — Bezeichnung von 
Ständen in den oberjten Klaſſen — auf ihren Urjprung bin und tritt die Tragweite des 
Prinzipes der Einkommensbeſteuerung bier in draftiicher Weile zu Tage“ 

2) Wenn Winiker, dem wir bisher gefolgt find, ©. 4 behauptet: „Im Uebrigen wurde 
durch das Gejeg vom 1. Mai 1851 die Yage der unteren Klaſſen durd Erhöhung des ſteuer— 
pflihtigen Alter® von 14 auf 16 Jahre, durch Ausdehnung der Steuerfreiheit auf die der 
eriten Stufe angebörigen Perjonen über 60 Jahre ..... erheblidy verbeilert.“ jo beruht dies 
auf Jrrthum, da die genannten VBergünjtigungen ſchon durch die Kabinetsordre vom 21. April 
1827 bezw. vom 18. Juni 1828 gewährt waren. Bgl. I. ©. Hoffmann a. a. ©. ©. 171 
und oben ©. 19. 
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fondern als Einfommenjteuer von der Praxis behandelt. Denn die „In— 
— des Finanzminiſters vom 8. Mai 1851“ beſtimmt in $ 3 Ziffer 7 
aß 8: 
„Ein Steuerpflichtiger wird daher bei einem muthbmahlichen') Einkommen 

von 1000900 Thaler zur 12 Stufe mit jährlich 24 Thaler 

MM „ «U. - . DM . 

„ 80-650 „ „10 2 u u 1 „ 

u BER ee 
einzujfchägen jein, wenn nicht bejondere, auf jeine individuelle Leiftungsfähigkeit 
einmwirfende Verhältniſſe, welche jedesmal in der Steuerrolle in der Spalte 32 
ausdrücklich hervorgehoben werden müjjen, jeine Einichäßung zu einer nied- 
rigeren oder höheren Stufe bedingen." Dem gegenüber heißt es wieder in 
der Zufammenjtellung der Veranlagungsgrundfäge vom 1. Mai 1867°) in 
8 18 ausdrüdlih: „Dabei iſt im Allgemeinen daran fejtzuhalten, daß Die 
Klaſſenſteuer ohne ſpezielles Eindringen’) in die Vermögensverhältnifje nur nach 
den äußeren Merkmalen der Wohlhabenheit und Leiſtungsfähigkeit abgemejjen 
werden joll und dabei die Notorietät die Stelle der jpeziellen Abſchätzung ver: 
tritt.“ Es iſt immerhin bezeichnend, dag Schimmelfennig in jeinem angejehenen 
Werke (zuerſt 1829, vierte Auflage 1859) eine Fortfegung der amtlichen Ein: 
Ihägungstafel gibt und auf manchen Negierungen jcheint man jich fogar 
vorzugsweile an dieſe gehalten zu baben.*) 

Aber es ijt geradezu ein Ding der Unmöglichkeit, das Einfommen der 
unteren Klaſſen, jobald e8 unter 1500 oder 1600 ME. heruntergeht, genau feit: 
zuftellen, da Leute diefer Klaſſen jelber nicht in der Lage find, ihr Einfonmen 
genau anzugeben. Hier ind auch bei der ftrengiten Einfonmenjtenergefeggebung 
die Behörden ſelbſt bei bejtehendem Deflarationszwang auf allgemeinere Merk: 
male wie jelbjtitändige Eriftenz vom Gewerbe oder Belig u. j. mw. angewieſen. 
Es ift deshalb fein großer Schaden, wenn in dem älteren Geſetz für Dieje 
Klaſſen die Feititellung des Einfommens nicht verlangt war. Für die erjte 
(die niederjte) Hauptklaſſe des $ 7 Abſ. 2 deés Geſetzes von 1851 ijt dies 
jedenfall ganz ohne Belang Denn unter den dort nach jozialen Merkmalen 
bejtimmten Berjonenfategorien können fih doch nur ganz vereinzelt Perſonen 
mit einem Jahreseinfommen von über 1500 ME. befunden haben. Bedenklicher 


) Vgl. hiezu Zirkularrejtript v. 7. Oft. 1851 Nr. 4 Abi. 2! 
2) Abgedrudt in der Zeitichrift des Kal. preuß. ſtatiſt Bureaus, 8. Jahrg. 1868 ©. 26 ji. 
) Vgl. übrigens hiezu $ 10 Ubj. 3 u 4, $ 22 Abſ. 3 und $ 23 Abi. 1 des Gejehes 
vom 25. Mai 1873! 
*) „Fortſetzung der Einihägungstafel für geringeres Einfommen: 
von 500—400 Thaler zur 8. Stufe mit jährlih 10 Thaler 
pr 400 — 350 7 * 8 * 


„ 350-300 u 06 nn m 
" 300 —250 ” ” 5 . " "r ” 5 
250—200 7) "” 4 » 173 ” ” 4 " 
" 200 — 1 50 " " 3 . ” [73 [2 3 " 
7) 1 50 — 1 00 * 7} 2 . * 1 2 1 


„unter 100 „ er. 
a) für jede jteuerpflichtige PBerfon in der Haushaltung 194 Ear., 
b) für Einzeliteuernde 2'/2 Sgr. 
Val. Fr G. Shimmelfennig, „die preuß. dir. Steuern“ 2. Theil 4. Aufl Berlin 1859. 

Vgl. übrigend das Zirktularrejtript vom 7. Oftober 1851 Nr. 4 bei Shimmelfennig 
a. a. O., S. 37, wo davor gewarnt wird, als jei in der Anftruftion vom 8. Mai $5 3.7 
Abſ. 3 eine jpezielle Feitjtellung des Einkommens der zur dritten Hauptklaſſe gehörigen 
Perſonen verlangt. 
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ift dem gegemüber jchon die Abgrenzung der zweiten Hauptklafje ($ 7 Abf. 3). 
Denn neben Gewerbetreibenden und Grundeigenthümern, „welche von dem aus 
ihrem Bejigthume oder Gewerbe ihnen zufließenden Ertrage jchon felbititändig 
zu bejtehen im Stande find,“ treffen wir, in diefer Hauptklaſſe, den leßteren 
in ihren Gejammtverhältnifjen gleichjtehende Grundſtückspächter, höhere Be: 
dienftete von Privaten neben Staats- und Gemeindebeamten, Aerzten, Notarien 
u. ſ. w., „von denen nach ihrem Einfommen und ihren fonjtigen Verhält— 
nifjen angenommen werden darf, daß fie den oben gedachten Steuerpflichtigen 
bienfichtlich ihrer Leiltungsfähigfeit ungefähr gleichjtehen“ ($ 7 Abi. 3 des 
Geſetzes). 

Dieſe ſpeziellen Beſtimmungen über die Angehörigen der zweiten Haupt: 
klaſſe mögen ſehr viele, welche ein Einfommen über 1500 Mk. bezogen, ver: 
anlaßt haben, ſich unter Berufung auf ihre joziale Stellung, dal; nämlich die 
im Gejege genannten fozialen Merkmale bei ihnen zutreffen, im Die niedere 
Steuerflafje zu flüchten. Namentlich wird dies der Fall gewejen fein bei einer 
großen Bevölkerungsklaſſe, dem eigentlichen bäuerlichen Meitteljtande, deſſen 
Einfommen, da es zum überwiegenden Theile aus jelbjterzeugten Naturalien 
bejteht, der Einfchägung ja befanntlidy ganz befondere Schwierigfeiten macht.') 

Der Kreis der fteuerpflichtigen Perjonen überhaupt wird durch den $ 5 
des Gejetes vom 1. Mai 1851 bejtimmt, wie folgt: 

„Ss 5. Der Itlafjenfteuer find unterworfen diejenigen Einwohner in nicht 
mahl- und jchlachtiteuerpflichtigen Orten, deren jährliches Einfommen den 
Betrag von 1000 Thalern nicht überjteigt.“ 

Die Steuerbefreinngen des $ 6 (a—h) zerfallen in drei Hauptgruppen : 

a) jolche, die mit Rückſicht auf die geminderte Leiftungsfähigfeit getroffen 
find (Öffentlich unterjtügte Arme $6e, Unterjechzehnjährige $ 6a, 
die Angehörigen der Stufe 1a nad vollendetem 60. Lebensjahre), 

b) folche, die dem Militär angebörige Perſonen und Veteranen betreffen 
($S 6b und ce, g und h), 

c) die auf die Ausländer bezügliche Steuerbefreiung der lit. f des $ 6. 
Außerdem find noch die Konſuln fremder Mächte, die preußifchen 
Staat3angebörigen im Auslande und die aus den Zollvereinsjtaaten 
delegirten Beamten ſteuerfrei— 

Die Steuer wird von den Durch dieſe zwei Paragraphen bejtimmten 
Berjonen in der Regel nah Haushbaltungen erhoben. Nach der Inſtruktion 
vom 8. Mai 1851 dürfen zu der Unterjtufe a der erjten Stufe niemals mehr 
ala zwei Perſonen aus derjelben Haushaltung herangezogen werden. 

Mit der Slafjenfteuer wurde durch das Gejeg vom 1. Mai 1851 zugleid) 
eine reine Einfommenjteuer eingeführt, deren Veranlagung die Steuer: 
pflihtigen nah Maßgabe ihres Einfommens treffen jollte, jofern fie ein Ein— 
fommen von über 1000 Thaler jährlich beziehen. Wie wir in der jehr gejchidt 
redigirten Ausgabe des „Geſetzes betreffend die Einführung einer Klaſſen- und 
Haflifizirten Einfommenfteuer vom 1. Mai 1851” u. j. w. von B.von dem 
Brinden?) gut verfolgen können, hat das Gejeg vom 1. Mai 1851 — joweit 
es die Einkommensteuer normirt — faſt nur in $ 20 (durch den binzugefügten 

i) Bol. namentlich auch Dr. E. Engel in der Zeitichr. des Kgl. preuß. ftatift. Bureaus, 
Jabra 1875 ©. 117 fi. 

2), Berlin 1873 bei Weidmann. Es jei mir geitattet, hier auf einen Mangel in der 
Redaktion aller Ausgaben der bezüglidhen Gejege außer der oben zitirten hinzuweiſen, einen 
Mangel, der fi nicht in der Praris, wohl aber bei wiſſenſchaftlichen Arbeiten ganz empfindlich 
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Abſatz nr und $ 24 (durch Artikel II—V des Abänderungsgeſetzes umd durch 
das Geſetz vom 26. März 1883) einige Abänderungen erfahren. Und dieje 
find für unjeren Zwed von geringer Bedeutung. Denn wenn auch die Eins 
fommensjtufen durch den neuen $ 20 vermehrt worden find, jo find ung doch 
vergleichbare Zahlen in durchaus genügendem Maße geblieben. Die Aender- 
ungen des $ 24, welche die Einſchätzungskommiſſionen betreffen und vollends 
die Zufäße, Die das Gejeß durch Artikel II—V erhalten hat, find ebenfalls 
nicht jo wejentlih, daß jie die Vergleichbarkeit der ftatijtiichen Ergebnijie 
ftören. Bevor wir jedoch näher auf die Beſtimmungen des Geſetzes, ſoweit 
es die Einkommenſteuer betrifft, eingehen können, it bier die Daritellung der 
Beltimmungen des Geſetzes vom 25. Mai 1873 über die Klaſſenſteuer eins 
zufügen. Denn das Geſetz vom 25. Mai 1873 affimilirte die Grundſätze 
über die Klaſſenſteuer denjenigen Grundjägen, welche bisher für die Einkommen: 
jteuer gegolten hatten, in jehr weitgehender Weile. Nach Aufhebung der Mahl: 
und Schlachtiteuer') durch ein zweites Geſetz vom gleichen Datum ift das 
Prinzip der Beiteuerung nach dem Einfommen im Wejentlichen feit dieſem 
Zeitpunkt einheitlich durchgeführt. 

Die Beibehaltung des Dualismus von Klaſſen- und Haffifizirter Einkommen— 
fteuer läßt ih wohl aus einem in Steuerfachen nur zu billigenden Conſer— 
vatigmus erklären. Die Ueberfichtlichkeit und die ganze Organijation des 
Geſetzes hätte übrigens entjchieden gewonnen, wenn man fich entichlofien hätte, 
jenen Dualismus auch formell aufzugeben. Denn außer dem an fih äußer- 
lihen Umjtand, daß die Klafjenftener von anderen VBeranlaqungsbehörden 
veranlagt wird, als die Einfommenjteuer, und daß fie früher fontingentirt 
war, umterjcheidet ſich die Einkommenſteuer durchaus nicht in mejentlichen 
Punkten von der Klaſſenſtener. 


Denn wenn bei der Veranlagung zur Klaſſenſteuer allgemein die Berück— 
fichtigung von die Leiltungsfähigfeit des Stenerpflichtigen beeinträchtiaenden 
Umjtänden (Krankheit, große Kinderzahl u. ſ. w.) geitattet wird, jo iſt eine 
jolhe Berückfichtigung nunmehr nach S 20 Abſ. 2 des Geſetzes vom 25. Mai 
1873 auc für die erjten zwei Stufen der Einfommenjteuer zuläffig. Diefe 
Beitimmung beruht nicht etwa auf einem wejentlichen Unterſchied von Klaſſen— 
und Einkommensteuer, ſondern auf der Erwägung, daß die Nichtberücfichtigung 
folcher Umstände von einer gewilien Höhe des Einfommens an nicht mehr als 
bejonders hart erjcheine und daher hier ftenertechniiche Gründe überwiegen 
müßten. °) 

Nach $ 5 des Abänderungsgejeges in Verbindung mit dem Geſetz über 
die Aufhebung der Mahl- und Schlachtitener find der Klaſſenſteuer unterworfen 
„Diejenigen Einwohner, deren jährliches Einfommen den Betrag von 1000 Thaler 
nicht überjteigt.” 
bemerkbar macht, Es find nämlich in allen, auch den jehr verdienjtlichen Ausgaben von 
Meitzen und Winiker immer nur die geltenden Bejtimmungen aufgeführt, ohne daß 
erjichtlich gemacht wäre, au& weldhem Jahre bezw. welchem Gejege diejelben jtammen, wodurch 
immer die mühſame Vergleihung der älteren Ausgaben nöthig wird. 

) Der $ 1 des Gejepes, betr. die Aufhebung der Mahl: und Schladhtiteuer von 
5. Mai 1873 lauter: „In allen mahl- und ichlachtjteuerpflichtigen Städten wird von dem 
1. Januar 1875 an die Mahl und Schlachtitener aufgehoben und die Klaſſenſteuer eingeführt.“ 

?) Deshalb greift dieje Beitimmung ja aud) von der Klajjenjteuer in die Einkommen— 
jteuer über Vgl. Fin-Miniſt.Zirk«Verf. vom, 27. Mai 1881 11. 6370 u. $ 1 II. des Geſetzes 
vom 26. April 1883; abgedrudt bei Meigpen a. a. O. ©. 310 Anm. I u. ©. 47. 
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Als wichtigſte Steuerbefreiung tritt dem Geſetze von 1851 gegenüber her— 
vor die Aufſtellung eines ſteuerfreien Exiſtenzminimums von 420 Mk. Dieſes 
Exiſtenzminimum wurde durch die Novelle vom 26. März 1883 auf 900 Me. 
erhöht. Jedoch wurde die meitere Veranlagung auch der Einkommen von 
420 - 900 ME. wie bisher beibehalten, jo daß die ftatiftiiche Vergleichbarkeit 
der Zahlen unter dieſer Beitimmung nicht leidet. Die in $ 5 b-—-h aufge: 
führten Steuerbefreiungen von Unterjechzehnjährigen, Meilitärperfonen und 
Ausländern find jtatiftiich von ganz umtergeordneter Bedeutung und deden fich 
mit den Steuerbefreiungen des Gejeßes von 1851 (S. 6a—h).') Von den 
biedurch näher bejtimmten Perfonen wird die Steuer in der Regel nad) Haus: 
baltungen erhoben. Der Begriff der Haushaltung wird durch $ 8b und e 
jehr eng begrenzt und hienach feiner Haushaltung angehörende Perfonen find 
als Einzeliteuernde zu veranlagen (S 8d). Damit die hiedurch beftimmten 
ſteuerpflichtigen Perſonen, auc wirklich zur Steuer herangezogen werden und 
fich nicht der Kenntnig der Einſchätzungsbehörden entziehen, beftimmt $ 12: 

a) jeder Eigenthümer eines bewohnten Grundſtückes oder deſſen Stell- 
vertreter haftet der Behörde, welche das Verzeichniß der teuer: 
pflichtigen Haushaltungen und Einzeljtenernden aufnimmt, für die 
richtige Angabe derjelben. 

b) Jedes Familienhaupt ift fiir die richtige Angabe feiner Angehörigen 
und aller zu feinem Hausjtande gehörigen jteuerpflichtigen Perſonen 
verantiwortlich; 

ce) jede bei der Aufnahme des Verzeichnifjes oder auf jonjtige desfallfige 
Anfrage der Stenerbehörde im Laufe des Jahres unterlajjene An: 
gabe einer jteuerpflichtigen Berjon joll, außer Nachzahlung der rück— 
ftändigen Steuer mit einer Geldbuße bis zum vierfachen Jahresbetrage 
derjelben belegt werden. 

d) Die Unterfuhung gegen diejenigen, welche fich einer Uebertretung 
diefer Beitimmungen jchuldig machen, gebührt dem Gericht, infofern 
der Steuerpflichtige nicht binnen einer von der Behörde zu be— 
Itimmenden Friſt die Zahlung der verfürzten Steuer, des von der: 
jelben feſtgeſetzten Strafbetrages, ſowie der durch das Verfahren 
gegen ihn entitandenen Kojten freiwillig Leiftet.“ 

Die wichtigjten Einfhäßungsgrundjäge enthält neben den weiter unten 
zu erwähnenden, nach $ 7 auch für die Klaſſenſteuer maßgebenden 88 28, 29 
und 30 der S 10 Abſatz 3 und 4: 

„Der Gemeindevorjtand hat über die Befit:, Vermögens-, Erwerbs: und 
jonjtigen Einfommensverhältniije der Stenerpflichtigen, ſowie über etwaige 
bejondere, ihre Steuerfähigfeit bedingende Werhältnijfe, jomweit dies ohne 
tieferes Eindringen gejchehen kann, möglichit vollftändige Nachrichten 
einzuziehen; überhaupt alle Merkmale, welche ein Urtheil über die maßgebende 
Steuerjtufe näher zu begründen vermögen, zu ſammeln. 

Die Einihägungstommiljion unterwirit das hiernach von ihrem Vor— 
figenden abzugebende Gutachten der Einſchätzung unter Benutzung aller ihr ſonſt 
zu Gebote ftehenden Hilfsmittel einer genauen Prüfung. Dabei tjt ebenfalls 
jedes läftige Eindringen in die Vermögens: und Einkommens— 
verhältniffe der einzelnen Steuerpflidhtigen zu vermeiden. 


Da aus früherer Zeit Zahlennachweije über dieje Steuerbefreiungen fehlten, glaubten 
wir diejelben auch für die Zeit nach 1873 ausjcheiden zu jollen. 
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Nach den erörterten Grundfägen wird die Steuer in folgenden 12 Stufen 


veranlagt: 

Stufe von 420— 660 Mf. mit 3 Mt. 
660 — 900 ” " 6 7) 

” 900—1050 [73 2 9 ” ) 
„ 1050—120 „ „12 „ 


in der 


= 


1200-1350 „ „ 18 „ 
1350-150 „ „4 „ 

„ 1500-1650 „ „ 30 „ 
„ 1650-1800 „ „36 „ 
h „1800-210 „ „2 u 

„ „10. „2100-2400 „ „48 „ 
„ 2400-270 „ „60 „ 

ER | - 2700—3000 „ (5:9) 

Durch die Beitimmung des legten Abſatzes des 87) wird die Klaſſen— 
ſteuer ihrem Weſen nach ganz mit der Einkommenſteuer verſchmolzen. 

Die wichtigſten Beſtimmungen über letztere ſind folgende: 

8 16. „Der klaſſifizirten Einkommenſteuer ſind mit Ausnahme der Mit— 
glieder des Königlichen Hauſes und der beiden Hohenzollernſchen Fürſtenhäuſer 
alle Einwohner des Staats, ſowie die im Auslande ſich aufhaltenden Staats— 
angebörigen unterworfen, welche jelbitftändig, beziehungsweiſe unter Hinzu: 
rechnung des etwaigen bejonderen Einkommens der zu ihrem Haushalte ges 
a samilienglieder ein jährliches Einfommen von mehr als 1000 Thalern 
eziehen. 

s 17. Wegen des Einfommens aus ihrem im Auslande belegenen Grund- 
eigenthum jind preußische Staatsangehörige von der Elafjifizirten Einkommen— 
fteuer frei zu laflen, wenn fie den Nachweis führen, daß fie wegen jenes 
Grumdeigenthums im Auslande einer gleichartigen Beſteuerung unterliegen. 

$ 18. Much Ausländer, welche im Inlande Grundeigenthum  befigen, 
find, fofern die Geſammtheit desjelben ein Einfommen von mehr ala 1000 
Thaler gewährt, in Anſehung des leßteren zur Entrichtung der Haflifizirten 
Einkommensteuer verpflichtet. Dasjelbe gilt von Ausländern, welche im In— 
lande gewerbliche, oder Handelsanlagen befigen, oder Theilnehmer an folchen find. 
Andere Ausländer find diefer Steuer nur dann unterworfen, wenn fie fich des 
Erwerbes wegen oder länger als ein Jahr im preußiichen Staate aufhalten. 

Ss 19. Die Veranlagung der Hajlifizirten Einkommenſteuer erfolgt lediglich 
nah Mafgabe des Gejammteinfommens, welches dem Steuerpflichtigen aus 
Grundeigenthum, aus Kapitalvermögen, oder aus Rechten auf periodische Heb— 
ungen, oder auf Vortheile irgend welcher Art, aus dem Ertrage eines Gewerbes 
oder irgend einer Art gewinnbringender Beichäftigung zufließt. Nach dieſem 
Einfommen wird jeder Steuerpflichtige zu einer der im $ 20 bezeichneten 
Steuerſtufen dergejtalt eingejchägt, daß der Jahresbetrag feiner Steuer 3 Prozent 
jeines Einkommens nicht überſteigt.“ Die oben S. 25 angeführten Beftimmungen 
des $ 10 werden in $ 23 hinfichtlich der für die Einfchägung zur Einkommenſteuer 
zu bildenden Kommiſſſonen und ihres Vorfigenden beinahe wörtlich wiederholt; 
jedoch werden die Nechte diefer Kommilfion durch folgenden Zuſatz erweitert: 


) Bis zum Jahre 1875 waren die Stufen 8 und 4 zu 12 bezw. 15 ME. angejegt. 
Vom Jahre 1883 an wurden die Stufe 1 und 2 jteuerfrei. 

) Bal. Dr. Ad. Soetbeer „Umfang und Bertheilung des Volkseinkommens im Preuf. 
Staate 1872— 1878.” Beipgig 1879 ©. 12. 

?) „Bei Bemeſſung der Höhe des jährlichen Einkommens jind die in den $$ 28, 29 
und 30 (ſiehe diejelben unten!) diejes Gejeges vorgejchriebenen Grundjäge zu berüdjichtigen.“ 


1. 
2 
3. 
” " 4. 
>. 
6 
7 
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„edoch hat die Kommilfion das Recht, wenn fie zur Erlangung einer näheren 
Kenntniß von den Einfommensverhältniffen eines Steuerpflichtigen e3 für nöthig 
erachtet, von den Verhandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit und den 
Sppothefenbüchern Einficht zu nehmen.” 

Die „leitenden Grundjäge für die genaue Feititellung der Vermögens— 
und Einfommensverhältnifie eines Steuerpflichtigen” zunächit allerdings nur 
behufs Entjcheidung von Reklamationen ($ 27), dann aber auch für die Schäßung 
des Einkommens überhaupt ($ 7 s. f.) enthalten die $$ 28—30, die wir nun— 
mehr folgen Laien: 

$ 28. „Das Einfommen aus Grundvermögen umfaßt die Erträge ſämmt— 
licher Liegenheiten, welche dem Steuerpflichtigen eigenthümlich gehören, oder 
aus denen ihm in Folge von Berechtigungen irgend welcher Art ein Einkommen 
zufließt. 

Bon Grunditüden, welche verpachtet, oder vermiethet find, it der jeweilige 
Pacht: oder Miethzins, einerjeit3 unter Hinzurechnung etwaiger Natural» oder 
jonftiger Nebenleiftungen, ſowie der dem Verpächter etwa vorbehaltenen Nutz— 
ungen, andererjeit3 unter Abrechnung der dem Verpächter verbliebenen Laſten, 
ala Einfommen zu berechnen. 

Bei Berehmung des Einkommens aus nicht verpachteten Bejigungen iſt 
der im Durchfchnitt der drei lebten Jahre durch die eigene Bewirthichaftung 
erzielte NHeinertrag zu Grunde zu legen. 

Ländliche Fabrikationszweige (Branntweinbrennereien, Brauereien, Mühlen, 
Ziegeleien u. U. m.) find, ſoweit fie micht bei der Ertragsermittelung des 
Hauptgutes, zu welchem fie gehören, jchon berücfichtigt worden, ebenjo wie 
Steine, Schiefer:, Kalk: oder Nreidebrüche, ferner Gruben oder Hüttenwerfe, 
nach dem durchichnittlichen Neinertrage der legten drei Jahre zur Berechnung 
zu ziehen. 

Für nicht vermiethete, jondern von dem Eigenthümer jelbjt bewohnte oder 
jonjt benußte Gebäude ift das Einkommen nach den ortsüblichen Miethspreiien 
zu bemejjen. 

Die auf dem Grumdbejig ruhenden Laften und Steuern, ingleichen die 
Zinſen für hypothekariſch eingetragene und andere Schulden werden in Abzug 
gebracht, müſſen jedoch auf Erfordern, und zwar die Schulden unter Angabe 
des Namens und Wohnorts des Gläubiger, jowie des Datums der Schuld: 
urfunde, jpeziell nachgewiejen werden. 

$ 29. Das Einfommen aus dem Kapitalvermögen beiteht in den Zinſen 
aller Forderungen, welche dem Steuerpflichtigen gegen Privatjchuldner oder 
gegen den Staat oder die Geldinjtitute des Staats, gegen öffentliche Gefell: 
haften oder Aftienunternehmungen, gegen auswärtige Staaten u. ſ. m. zu— 
ftehen. Auch gehören hierher alle Einnahmen an Geld, Naturalien oder 
fonjtigen geldwerthen Vortheilen, welche Jemanden aus Leibrenten oder ähn— 
(ihen Verträgen oder Verſchreibungen zufließen. 

Die zugeficherten Jahreszinfen oder Renten bilden jowohl bei dem in 
öffentlichen Papieren als bei dem in Brivatforderungen bejtehenden Kapital: 
vermögen das zu bejteuernde Einkommen. 

Gehen dieſe Zinfen oder Nenten nicht regelmäßig unverkürzt ein, oder 
unterliegen fie, wie bei Dividenden aus Aktienunternehmungen, jährlichen 
Schwanfungen, jo ift der für das vorhergegangene Jahr bezahlte Betrag in 
Anrechnung zu bringen. Hinfihtlich der von diefem Einkommen abzuziehenden 
Zinfen etwaiger Schulden gilt die am Schlujje des $ 28 gegebene Bejtimmung. 
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Forderungen und Schulden, welche im faufmännifchen Verkehr und iiberhaupt 
im Berfehr unter Gewerbetreibenden beftehen, werden bei Feſtſtellung des im 
8 ee Einkommens berücjichtigt und find daher bier außer Acht 
zu laſſen. 

$ 30. Hinfichtlich der dritten Art des Einkommens, welches aus Handel, 
Gewerbe, Bachtungen oder irgend einer Art gewinnbringender Beichäftigung — 
3. B. ala Staats- oder Gemeindebeamter, als Arzt, Advokat, Schriftiteller 
u. ſ. w. — fließt und zugleich die Penfionen und Wartegelder, überhaupt 
Diejenigen fortlaufenden Einnahmen, welche nicht als die Jahresrente eines 
unbeweglichen, oder beweglichen Vermögens zu betrachten find, umfaßt, tit 
Folgendes zu beachten: 

Der Gewinn aus Handel, Gewerbe, Pachtungen u. j. w. ijt nach dem 
Durchjchnitt der drei legten Jahre, fofern das Geichäft oder die Pacht ſchon 
jo lange gedauert hat, zu berechnen. Als Ausgaben dürfen dabei außer der 
üblichen Abjegung für jährliche Abnugung von Gebäuden und Utenfilten nur 
jolhe in Abzug gebracht werden, welche behufs der Fortführung des Handels 
oder Gemwerbebetriebs u. j. w. in dem bisherigen Umfange gemacht worden 
find, mithin nicht jolche Ausgaben, welche fich auf die Bejtreitung des Haus: 
halt des Steuerpflichtigen und des Unterhalts feiner Angehörigen beziehen, 
oder welche in einer Kapitalanlage zur Erweiterung des Gejchäfts oder zu 
Berbejjerungen aller Art bejtehen. 

Feſtſtehende Einnahmen find mit dem vollen Betrage zur Berechnung zu 
ziehen. Die auf Grund einer gejeglichen Verpflichtung zu leiftenden Penſions— 
und Wittwenfafjenbeiträge müjjen von den Beſoldungen oder Penfionen in 
Abzug gebracht werden. 

Dienftwohnungen und Dienjtländereien, für welche nicht Schon ein Abzug 
an der Bejoldung jtattfindet, find dabei nad) den ortsüblichen Mieths- bezw. 
Pachtpreiſen in Anlaß zu bringen. 

Enthält das Dienfteinfommen jedoch zugleich die Entichädigung für den 
Dienſtaufwand, jo ijt der dafür zu berechnende Betrag außer Anſatz zu laſſen. 

Hinfichtlich der in Abzug zu bringenden Zinfen von Privatichulden gilt 
die im $ 28 am Schluß gegebene Bejtimmung.“ ') 

Nach dem hiernach einzufchägenden Einfommen, wurden die Steuerpflichtigen 
in folgender Weife zu den einzelnen Steuerjtufen veranlagt und zwar jo, daß 
nach dem Gejeg vom 1. Mai 1851 in die erite Stufe Einfommen von über 
3000— 3600 ME. einzufchäßen waren. 

Bis 4800 ME. Einfommen war jede Stufe um je 600 ME. höher, als die 
vorhergehende, — von 4800 ME. bis 12000 ME. um je 1200 ME, — von 
12000 — 21600 Me. um je 3600 ME., — von 21 600— 36000 ME. um je 
7200 ME, — von 36 00072000 ME. um je 12000 ME., — von 72000 
bis 120000 ME. um je 24000 ME, — von 120000— 192000 ME. um je 
36 000 ME., — von 192000—240 000 ME. um je 48000 ME., — von 
240 000— 600 000 ME. um je 60000 Mk.; — die 29. und 30. Stufe end: 
lich umfaßten die Einfommen von 600000— 720000 ME. und von 720000 
bis 900000 ME. In ganz umerflärlicher Weife wurden Einfommen von mehr 
als 900 000 ME. nicht mehr zu einem höheren Steuerjage herangezogen. 

', Sehr detaillirt find dieje VBeranlagungssrundfäge ausgeführt in der „Inſtr. vom 
3. Januar 1877, betr. die Feititellung des der Klaſſen- bezw. Haffifizirten Einfommenjteuer 
unterliegenden Einkommens.“ 
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Nach dem Gejeg vom 25. Mai 1873 iſt von der eriten Stufe an bis 
6000 ME. Einfommen jede Stufe um je 600 ME. höher, als die vorhergehende, 
— von 6000— 12000 ME um je 1200 Mk., — von 12000 — 21600 ME. um 
je 2400 ME. u. ſ. w., bis von der 32. Stufe (240 000— 300 000 ME,) an die 
Stufen um je 60000 ME. fteigen.') 

Aus diejer hiſtoriſchen Darjtellung der preußischen Einfommenjteuergejeß- 
gebung ergibt jich ‘Folgendes :*) 

1) Die Ergebnijje der Klafjenitenerveranlagung vor 1873 bezw. 1875 
dürfen mit denjenigen aus der Zeit der Wirkſamkeit des Gejeges vom 25. Mai 
1873 nicht verglichen werden, da fich die Slafjenjteuergejeßgebung in ganz 
wejentlichen Punkten geändert hat und die bisher mahl- und jchlachtitener- 
pflichtige Bevölkerung von Anfangs 83 größeren Städten?) mit nahezu '/, der 
Bevölkerung des ganzen Staates nunmehr Flafjenitenerpflichtig geworden ift. 

2) Da die Menderungen der Einfommenstenergejeggebung für unjeren 
Zwed durchaus unmwejentlich find, jo können wir beziiglich der Einfommen über 
1000 ME. ohne Bedenken den Zeitraum von 1853 bis 1890 unſeren ſtatiſtiſchen 
Unterjuchungen zu Grunde legen; zur VBergleichung müſſen wir dann, da mir 
die Ergebnilje der Klafjenjteuer nicht gebrauchen dürfen, die Vermehrung der 
Bevölferung beranziehen. 

Innerhalb des Zeitraums von 1820—1851 find die Zahlen ebenfalls 
vergleichbar. Sie geben uns wenigſtens ein Bild des Verhältnifjes der höheren 
zu den niederen und mittleren Ständen und zeigen ung namentlic) die Ent: 
widelung diejes Verhältnifjes, was immerhin geeignet it, wenigſtens einen 
indireften Anhalt für unfer Problem zu liefern. 


B. Gntwidelung der ſozialen Klaſſen in Preußen von 1820 bis 1851. 


Hier können wir uns furz fallen, da wir der Natur der Steuergejeßgebung 
entiprechend nur indirekte Anhalte über die Einfommens: und Vermögensver— 
hältnifje während diejes Zeitraums zu bieten im Stande find. Allerdings 
wird es die Negel jein, day mit einer hervorragenden jozialen Stellung auch 
eine wirthichaftlich mindejtens gut fituirte Yage fich verbindet, während nicht 
umgefehrt immer mit wirthichaftlich hervorragender Lage eine angefehene joziale 
Stellung ſich zu verbinden brauht Die Fälle legterer Art dürften immerbin 
menigitens den Fällen, im welchen zu hervorragender fozialer Stellung eine 
wirtbichaftlich gedrücte Lage jich gejellt, das Gleichgewicht halten, wenn fie 
diefelben — was mir weitaus wahrjcheinlicher zu jein Scheint — nicht gar 
überwiegen. eg dürfen wir wohl aus einer verhältnißmäßig ſtarken Zu— 
nahme der erſten (oberjten) Hauptſteuerklaſſe auch auf eine verhältnißmäßig 
ſtarte BZunahme der wirthſchaftlich hervorragenden Exiſtenzen ſchließen. Bei 


— 


Vgl. Dr. Ad. Soetbeer a. a. O. S 15. 

2) Wir halten es für nöthig, an dieſer Stelle dem Einwande zu begegnen, als liege eine 
ſolche — ——— Erörterung ganz außerhalb unieres Themas. Bei den zahlreichen 
Henderungen der Gejeggebung war u. D. eine ausführlichere Darjtellung derjelben nicht zu 
umgeben, wollte man nicht das ganze itatiltiiche Material in die Luft jtellen. Die Einkommen: 
iteuergejeßgebung bildet erit die feſte Grundlage für die folgenden ſtatiſtiſchen Unterſuchungen 
Dieſelbe einfach durch Verweiſung auf andere Werke zu erledigen, wäre um jo gefährlicher, 
als es ja bekapnt ift, welcher Mißbrauch ſchon mit jtatiftiichen Zahlen getrieben wurde und 
immer noch q — wird. 

Vgl. Fr. G. Schimmelfennig (1859), welcher dieſe Städte a. a. O. S. 29 
namentlich aufführt. 





30 C. Heiß: Die großen Einfommen in Deutichland. 


der ſtatiſtiſchen Darjtellung diefer Dinge find wir hauptfächlih auf die An- 
gaben Dieterici’s in feinen Mittheilungen angewiejen. ‘) Leider gibt 
Dieterici a. a. D Die bezügliche Statiftif blos für die vier Hauptiteuer- 
flafjen, ohne auf die Unterabtheilungen einzugehen. Nah den Angaben 
Dieterici’3 erhalten wir folgende Aufitellung für den ganzen preußtichen 
Staat in feinem damaligen;Umfang mit Ausjchluß der mahl: und jchlachtiteuer- 
pflichtigen Bevölferung: 











I Einzeln- 





| . | ; 
Für die erjte Steuerklafje | — | fteuernde | zujammen 
| u) (2) | far: >. 
1821 . I sı98 | 105 | 32 
1830 . 3849 | 23 N 3 872 
1848 . 5 448 | 36 ! 5 484 





Die Steuerpflichtigen der erjten oder oberften Klaſſe überhaupt (3) hatten 
ſich hienah von 1821—1848 im Verhältniß von 100:141,66 vermehrt. 
Während je 100 Haushaltungen (1) auf 170,3 angewachjen waren, waren 
in dem gleichen Zeitraum 100 Einzeljteuernde (2) auf 34,3 zurücdgegangen.*) 


In der zweiten Mlafie | Haus | Einzeme | sm 














1821... | 82098 | 2675 84 768 
TEE 154 | 698 75 262 
1848 . 78334 | 648 | 78977 


In diefer lafje gingen alfo vom Jahre 1821 bis 1848 100 Haus» 
baltungen auf 95,4; 100 Einzelfteuernde jogar auf 34,0 und 100 Steuer: 
pflichtige überhaupt auf 93,17 zurüd.’) 














UL — 














In der dritten Maffe | „Dans: Einzeln | zuſammen 
waren haltungen ſteuetnde 
— 
1821 . 2... 0) 515685 | 18269 | 583954 
1880... 2...) 452477 | 11698 | 464175 
1848 . 2.2.0. | 41702 | 16159 | 457 861 
Zu bezw. Abnahme 18211848 | | z i 
0 85,7 | 88,5 | 85,75*) 











| 


) Vgl Dr. C. F. W. Dieterici „Mittheilungen des jtatiiihen Bureaus in Berlin.” 
1: Jahrg. Berlin 1849 S. 103 ff. 3. Jahrg. namentl. ©. 243 f. 

) 1830 bi$ 1848 dagegen waren 100 Hausbaltungen auf 141,45 angewacjen, während 
die Einzeliteuernden im gleihen Zeitraum von 100 auf 156,52 geitiegen waren. Eine Ber 
gleihung der Zahlen der Einzeljteuernden für die verichiedenen Jahre (1821:105; 1822: 79; 
1829 :59; 1830:28) jcheint die Vermuthung zu rechtfertigen, dab fic die Einihägungspraris 
hierin geändert hat. Ueberhaupt zeigen diefe Zahlen, die an und für ji betrachtet jehr klein 
find, ein ganz regellvjed Schwanken, das m. D. ganz vom Zufall abhängt und es ijt daher 
fein Gewicht auf fie zu legen. 

) In dem Zeitraum von 1830—1848 vermehrten ſich 100 Haushaltungen diefer Steuer 
tlaſſe auf 105,06, während 100 Einzeljteuernde auf 92,12 zurüdgingen, jo dab wir für diejen 
Beitraum eine verhältnigmähige Steigerung (von 100 : 104,94) diefer Klaſſe überhaupt erhalten. 

9 Die Zahlen für 1830—1848 geftalteten fich jo: 100 Haushaltungen gitgen auf 97,62 
zurüd, 100 Einzeljteuernde vermehrten fich auf 138,18 und die Gejammtheit ging von 100 
auf 98,64 zurüd. 
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Endlich waren in der 10. und 11. Stufe der vierten Klaſſe 














Haus | Einzeln: = 
| baltungen | jteuernde | en 
— fi BARRIERE. | } BERGE: : : JERGSSE, VASE. FOrBERE 
1821 . ae | 86425 | 708702 
1830 . 742304 | 110893 | 853197 
1848 . \ 847621 | 127948 | 975564 
Dann RI __ N I 
Zus bezw. Abnahme 1821—1848 | 136.2 | 148,0 | 137,66 )) 
) 


von 100 auf: | 


Und in der 12. Stufe der vierten Klafje betrug die Bevölferung 


1821 . 2 388 902 

1830 . 2 460 742 

1848 . 3 394 371°) 
Zumahme 1821—1848 von 100 auf 142,1?) 


Die Flafjenjtenerpflichtige Bevölkerung überhaupt betrug nad) Dieterici‘) 





Be Haus- Einzeln- 

völferung | baltungen |  jteuernde 

1821 ı 9701639 | 1223244 | 2496 376 

1880 . ©... ..... | 11118088 | 1278194 | 2584058 

1848 . © 2.2... |) 13908340 | 1378105 | 3539152 

Zunahme 1821-1848 von 100 auf: 1484 | 1193 | 14189) 


| 

Wir erjehen aus dieſen Zahlen, daß fich die erjte, die wohlhabendite 
Klaſſe am jtärfiten vermehrt hat: von 1821 bis 1848 um 66,48 (von 1830 
bis 1848 um 41,66°/,)., Dann folgt jofort die ärmjte Klaſſe: die zwölfte 
Stufe (der vierten Hauptflajje) die jich 1821 bis 1848 um 42,1 vermehrte. 

Betrachten wir aber blos die Periode von 1830 bis 1848, da die Ber: 
gleihbarfeit der Zahlen von 1821 mit denjenigen von 1848 unter den Aenderungen 
der Geſetzgebung leidet, jo ergiebt jich, daß die Hlafjenjteuerpflichtige Bevölkerung 
überhaupt während diejes Zeitraums um 25°/, gewachjen ift, und die mittleren 
Klaſſen hinter diefem durchichnittlichen Wachsthum ebenfalls bedeutend zurüd- 
blieben find, nämlich die zweite mit 4,94°/, Zunahme, die dritte gar mit einer 
Abnahme von 1,36°/,, weniger jchon die 10te und 1lte Stufe (der vierten 
Klaſſe) mit einer Zunahme von 14,34°/,. Demgegenüber zeigen wieder eine 
größere, als die durchjchnittliche Zunahme die 12te Stufe der Klaſſenſteuer, 
nämlich 37,90°/, und die erfte Hauptklafje, welche die höchſte ſoziale Klaſſe 
bezw. die Wohlhabenditen umfaßt, mit 41,66°/,(!) Zunahme. Anscheinend 
baben wir aljo für den Zeitraum von 1830 bis 1348 eine ftärfere Zunahme 
der niedrigjten und höchiten jozialen Klaſſen auf Koſten der mittleren zu fonjtatiren. 


!) Die Zahlen für 1880—1848 waren folgende: die Haushaltungen vermehrten ſich von 
100 auf 114,19, die Einzeljteuernden von 100 auf 115,38; zujammen von 100 auf 114,34. 

) Dieterici gibt a. a. D. ©. 108 bloß dieje Zahlen; diejenigen für die Haushaltungen 
und Einzeljteuernden jehlen. 

) Zunahme 1830—1848 von 100 auf 137,9. 

a. a. O. ©. 109. 

9 1830— 1848 haben ſich vermehrt: die Bevölkerung um 25,09 °/o, die Haushaltungen 

um 7,430, die Einzeljteuernden um 36,96 °/o. 
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C. Reſultate der Statiftif der preußiſchen Klaſſen- und Hafifizirten 
Einkommenſtener. 


Um ſichere, von Zufälligkeiten freie Reſultate über die Entwicklung der 
Einkommensvertheilung und der ſich in derſelben zeigenden Tendenzen zu ge: 
winnen, müſſen wir Die jtatijtiichen Ergebnijje möglichit großer Zeiträume 
vergleichen. Wie wir oben bei der Darjtellung der geichichtlichen Entwidlung 
der preußiichen Klaſſen- und Einkommensteuer » Gejeßgebung nachzuweiien 
juchten, iſt es zuläffig, für den ganzen Zeitraum ſeit Einführung des Geſetzes 
vom 1. Mai 1851 bis heute die Ergebnijje der Veranlagung zur Haffifizirten 
Einfommenjtener zu vergleichen; und es finden dieſe Vergleichungen in 
dem Wachsthum der Bevölkerung eine für unſere Zwede ausreichende Er- 
gänzung. Dagegen laſſen ſich die Nefultate der Klaſſenſteuer-Ver— 
anlagung nur für die beiden Zeiträume von 1851 bis 1873 und von 
1875 ab vergleichen. Ferner ift es für den Zeitraum von 1851 bis 1873 
wegen des Beitchens der Mahl: und Schlachtjteuer allerdings unzuläffig, die 
Klafjenfteuerpflichtigen direkt mit den Eintommenjtenerpflichtigen ins Verhältniß 
zu ſetzen; dagegen zuläffig, jämmtliche Klafienftenerpflichtige zur gefammten 
Klaſſenſteuerbevölkerung und ſämmtliche Einfommenjteuerpflichtige zur Ge— 
Jammtbevölferung ins Verhälmiß zu jegen. Im Folgenden follen biebei drei 
fleinere Perioden: 

1853 bis 1563 
1863 bis 1873 

und 1875 bis 1890 und zwei 
größere 1853 bis 1873 
und 1853 bis 1590 


unterjchieden werden. 


Erſte Periode 1853 bis 1863. 


sm Sabre 1853 betrug die Zahl der Stlafjenftenerpflichtigen, mit 
5 077 842 33,83°/, der gefammten nicht mahl- und ftenerpflichtigen Be— 
völferung (15 009 589)'), dagegen diejenige der Einfommenftenerpflichtigen mit 
44 407 nur 0,26°/, (b der Sefammtbevölferung (16 869 678). Da in den 
ung vorliegenden jtatijtiichen Daten leider die Einzeljteuernden und die Haus— 
haltungsvorftände nicht befonders angeführt find, fo fehlt jeder Anhalt, die 
effektiv der Einfommenftener unterliegende Bevölkerung zu berechnen. Nehmen 
wir nun, was eher zu hoch gegriffen fein dürfte, mit Dieterici an, „daß jede 
Perjon eine Familie oder einen Hausftand von fünf Perfonen repräfentirt“ ?), 
jo erhalten wir überhaupt 222 035 Seelen und von der Gefammtbevölferung 


I) Die mahl- und jchlachtfteuerpflichtige Bevölterung betrug im Jahre 1853 nad den 
Angaben von Dr. E Engel in der „Zeirichrift des al. preußiichen ftatiftiichen Bureaus“, 
8. Jahrgang, Berlin 1868, ©. 80, 1860 197. Ueber die Zahlen der Gejammtbevölferung 
vgl. biezu und zu dem Folgenden: Dr. C. 5. W. Dieterici „Mittheilungen des jtatift. 
Bureaus in Berlin“, 7. Jahrgang, Berlin 1854, ©. 172 bis 208 und das „Statiftiiche 
Handbuch für den preußiſchen Staat, herausgegeben vom fg. ſtatiſtiſchen Bureau“, Berlin 
1888, Bb. I, ©. 92 ff., jowie namentlih aud „Preußiſche Statiftit (amtl. Quellenwerk), 
herausgegeben in zwanglojen Heften vom fgl. ftatiftiichen Bureau in Berlin, Bd. KXNXVII A. 
Rüdblid*auf die Bewequng der Bevölkerung im preußiichen Staate während des Zeitraumes 
vom Jahre 1816 bis 1874”, bearbeitet von U. Frhr. v. Fircks, Berlin 1879, Anlagen 
zum Rüdblid, ©. 8 f. 

?) Bgl. Dietericia. a, O. Mittheilungen, Bd. VII, ©. 179. 
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des Staates mit 16 869 678 Seelen nur 1,31°/,; die übrigen 98,69 °/, der 
Bevölkerung hatten nach) der Schäßung der Einſchätzungskommiſſionen ein 
geringeres jährliches Einkommen ala 3000 Mark. 

Im Fahre 1863 betrugen die Klajienjtenerpflichtigen, mit 5 803207 Ein: 
geichäßten, 34,64%, der Klafjenjtenerbevölferung von 16 752447 Seelen‘), 
die Zahl. der Einfommenfteuerpflichtigen dagegen berechnete fi) mit 65 965 
Pilichtigen auf 0,35%, der Gejammtbevölferung (von 18 910 118 Berjonen). 
Nehmen wir auch für diefes Jahr an, daß auf einen Einfommenftenerpflichtigen 
fünf Köpfe entfallen, jo berechnet fich die einfommenfteuerpflichtige Bevölkerung 
auf 329 825 Berjonen oder 1,74°/, der Gejammtbevölferung, jo daß 98,26 °,, 
ein Einfommen von weniger ala 3000 Mark gehabt hätten; wir haben aljo 
eine, wenn auch unbedeutende Verbeilerung (um 0,09 °/,) des Verhältniſſes der 
Einfommenftenerpflichtigen zur Gejammtbevölferung zu konjtatiren. Daß auch 
das Verhältniß der Klafienjteuerpflichtigen zur Geſammtklaſſenſteuerbevölkerung 
geitiegen iſt, läßt fich nur, entweder durch eine befonders ftarfe Steigerung 
der Einzeljteuernden oder durch ein Zurückgehen der Zahl der Einkommen 
jteuerpflichtigen in den Flajlenjteuerpflichtigen Orten und ein um jo größeres 
Wachſen derjelben in den mahl- und jchlachtiteuerpflichtigen Orten erflären.?) 
Denn während die Klaſſenſtenerpflichtigen überhaupt im Verhältniß 
von 100:114,28 zugenommen haben und alſo das Wachsthum der Ge: 
ſammtklaſſenſteuerbevöllerung mit mit 6,65 °/, Zunahme um 7,63 „übertrafen, 
vermehrten fich die Einfommenfteuerpflichtigen im Verhältniß von 100: 148,55. 
Betrachten wir deßhalb die Stufe Ib, zu welcher ausschließlich Einzelfteuernde 
veranlagt wurden, jo finden wir eine Zunahme, welche die mittlere Zunahme 
ganz beträchtlich überjteigt. Denn die in diefer Stufe eingeichägten 164 919 
Perjonen vermehrten fich in dem im Nede jtehenden Zeitraum auf 258015 
oder im Verhältniß von 100 :157,06, eine Gruppe, welche jomit alle von 
uns berechneten Gruppen der Klaſſenſteuer an raſchem Wachsthum übertrifft. 
Wir bilden nun aus jämmtlichen Klaſſen und Stufen der Eafjifizirten Ein- 
fommenfteuer folgende 9 Gruppen’): 

Gruppe I: Stufe 1 -5 der Stlafienjtener- (mit Engel) bis zu 900 ME. 
angenommen. 

Gruppe Il: Stufe 6—8 der Klaſſenſteuer von 900 bis 1500 Me. 
„ HI: Stufe 8s—12 der Klaſſenſteuer von 1500 bis 3000 ME. 


2 „ J4V: Stufe 1—5 der Einfommenfteuer von 3000 bis 7200 DIE. 
N V: Stufe 6—9 der Einfommenjtener von 7200 bis 12000 Mk. 
„ VI: Stufe 10-—14 der Einfommenjteuer von 12000 bis 36 000 Me. 


„ v1: Stufe 151.16 der Einfommenjteuer von 36000 bis 60 000 ME. 
„ VIII: Stufe 17—19 der Einfommenfteuer von 60 000 bis 120 000 Mt. 
„ IX: Stufe 20—30 ff. der Einfommenfteuer über 120000 Mi. 


) Nadı U. Frhr. v. Firds, allerdings ungenau, aber für unjere Zwede immerhin 
ausreichend beredjnet in der Weije, daß die Differenz der Rejultate bei den Volkszählungen 
nit der Zahl der dazwijchen liegenden Jahre dividirt, als die jährliche Zunahme der Be- 
völferung angenommen wurde, 

?) Leider publizirte Engel die Zahlen der in mabl- und jchlacdhtitenerpflichtigen Orten 
veranlagten Perjonen nicht getrennt von denjenigen der in Hafienjtenerpflichtigen Orten 
Beranlagten, wie dies Dieteriei in dem VII. Bande feiner Mittheilungen gethan bat 

*) Bei Beftimmung des Einkommens der 12 Stufen der Klafieniteuer folgten wir ber 
Initruftion des Finanzminiſteriums vom 8. Mai 1851 und der Tabelle von Schimmel— 
jennig (j. vo. ©. 22 fi.) Vgl. übrigens auch Engel, im Jahrgang 1875 der kgl. preuß. 
jtatiftiichen Zeitichrift. 
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Für die verjchiedenen Abitufungen des Wohljtandes und des Reichthums 
diefer Gruppen, die nach unſerer Anficht mehr oder weniger bemerfbaren 
Unterjchieden der ganzen wirthichaftlichen Stellung entiprechen, eigene Be— 
zeichnungen zu finden, dürfte jehr jchwer ſein“. Es leben nämlich alle der 
Gruppe I angehörigen Perjonen in jehr dürftigen, und wenn fie eine Haus: 
baltung haben, geradezu in elenden Berhältnilien. Der Gruppe II gehören 
namentlich auch jehr zahlreiche Subalternbeamte und diejen wirtbichaftlich etwa 
gleichſtehende Bedienftete, Bauern und Eleinere Gewerbetreibende an. Die 
Gruppe Hi weiſt geficherte, wenn auch bejcheidene Erijtenzverhältnijje auf. 
Mit der Einfommenfteuer, unjerer Gruppe IV, beginnt der Wohlftand in 
jeinen verjchiedenen Schattirungen und Abjtufungen. Die Gruppen V und VI 
fünnen als Beſitzer anfehnlicher umd hervorragender Einfommen bezeichnet 
werden, umd e3 iſt fchon bei Gruppe VI zweifelhaft, ob die Genfiten dieſer 
Gruppen nicht bejjer jchon zu den großen Einfommen zu rechnen wären. Wir 
jahen aber hiervon ab, um mit dem nächjten drei Gruppen die allgemein als 
groß zu betrachtenden Einfommen, etwa in große, ſehr große und übermäßige 
gegliedert folgen zu lajjen. Die Gruppen jollen fernerhin der Kürze halber 
nur mit den römischen Ziffern I—IX bezeichnet werden. 

Vergleichen wir nun die uns vorliegenden Daten des Jahres 1853 mit 
denen des Jahres 1863, wie dies Tabelle L(f. S. 34) veranichaulicht, fo jehen wir, 
daß Gruppe I (dürftige Einkommen) innerhalb der Klaſſenſteuer zu Gunften 
von Gruppe III verloren hat, Gruppe II dagegen fich ziemlich gleich ge— 
blieben ijt; indem Gruppe I von 940,04 °/,, ſämmtlicher Klafjenfteuerpflichtigen 
auf 936,35 °/,, zurüdgegangen; Gruppe III dagegen von 18,03°/,, auf 
22,63 °/,, gejtiegen iſt. Ganz anders gejtalten ſich dieſe Verhältniſſe bei den 
Einkommenftenerpflichtigen. 

Vergleichen wir nämlihd Gruppe IV—VI und VII-—IX zuſammen— 
genommen, jo ging die Zahl der Angehörigen erjter Kategorie von 990,00 yo 
Jämmtlicher Einfommenjtenerpflichtigen auf 987,72 °/,, zurüd; Gruppe VIL 
bis IX gewannen aljo um 2,28°/,, an Bedeutung. Betrachten wir dann 
die Gruppen IV—VI näher, jo finden wir, daß von allen diejen drei Gruppen 
nur die Gruppe IV, aljo die niedrigste, nicht nur zu Gunsten der Gruppen 
VIIAIX, fondern auch zu Gunften der Gruppen V und VI an Bedeutung 
verlor, indem Gruppe V um 8,74°/,, und Gruppe VI um 6,78 °/,, zunahm, 
Gruppe IV dagegen um 17,80%, (N) zurüdging. 

Abfolut Haben fich aljo die Gruppen V und VI, d. h. die anfehnlichen 
und reichen Einfommen, anjcheinend am jtärfiten vermehrt zum Nachtheil der 
einen mittleren, geficherten Wohljtand verbürgenden Einkommen der Gruppe IV; 
vergleichen wir aber die “ Zunahme mit dem °/o Berhältniß vom Jahre 
1853, jo haben die Einfommen der Gruppen V und VI um Dan ügr bezw. um 
ra oder um, "4, bezw. '/, zugenommen, jo daß fich jchon innerhalb diejer 
zwei Gruppe die höheren Einkommen jtärfer vermehrt haben, während fich 
die großen Einkommen um nn oder '/, vermehrten. Diejes Berhältniß 
zeigt und die leßte Kolonne unjerer Tabelle am deutlichſten. Hiernach find 


') Man bedenke die örtlich und zeitlich jehr verjchiedenen Anfchauungen darüber, welches 
Eintommen noch auskömmlich und vollends darüber, wo der Reihthum beginnt! Eine Ber 
nennung der Gruppen bat m. D. für unjeren Zweck jehr wenig Werth. 


34 


36 C. Heiß: Die großen Einkommen in Deutichland 


alle Klafienfteuerpflichtigen — was jehr erfreulid — hinter der Zunahme 
der Einkommenftenerpflichtigen zurücgeblieben. Unter den Klaſſenſteuer— 
pflichtigen hat die Gruppe III (1500—3000 Mk, alſo die Gruppe der ge: 
ficherten, wenn auch nicht wohlbabenden Eriftenzen) die größte Zunahme mit 
100 : 143,47, während die beiden unteren Gruppen unter dem Durchichnitts- 
verhältniß der Slafienjtenerpflichtigen 100: 114,28 zurücbleiben. Von den 
Einfommenjtenerpflichtigen dagegen weit Gruppe IV die geringite Zunahme 
auf mit 100: 145,24, jteht alio Gruppe ILL jehr nahe, während die Gruppen 
VII—IX eine Zunahme von 100:182,43 zeigen, Gruppe IV-—VI dagegen 
nur eine folche von 100:148,20. Unter den eriteren drei Gruppen (VII—IX) 
zeigt num die mittlere (VILI) die bedeutendjte Zunahme mit 100: 197,39 (!), 
während die beiden anderen wenig von einander abweichen, und zwar 
Gruppe VII mit einer Zunahme von 100 :178,17 und Gruppe IX mit einer 
folchen von 100: 171,11. 

Wir haben aljo für diefen Zeitraum eine günftigere Vertheilung der Ein: 
fommen der unteren Gruppen der Klafjenftenerpflichtigen) zu Eonitatiren, 
während fämmtliche oberen Gruppen zu Ungunjten von Gruppe IV an Be: 
deutung gewannen. Die immerhin ganz beträchtlichen Einkommen über 7200 
und vollends die über 12000 ME. vermehrten fich bedeutend jtärfer, als die 
von 3000 bis 7200 ME.; fie wurden aber jänmtlich überholt von den Gruppen 
derjenigen, die ein jährliches Einfommen von über 36000 Me. bezogen. Daß 
von dieſer Hauptgruppe gerade die Gruppe der jehr großen Einfommen von 
60 000 bis 120 000 ME. das größte Wachsthum aufweilt, mag nochmals bervor- 
gehoben werden. 

Bevor wir auf die Darjtellung der Entwidlung dieſer Dinge in den 
einzelnen Provinzen und Regierungsbezirfen eingehen, laſſen wir zwei Tabellen 
je eine für das Jahr 1853 [Tab. 2] und 1863 |Tab. 3] folgen, welche das 
Berhältnig der Bevölkerung der einzelnen Provinzen und Negierungsbezirke 
zur Bevölkerung des ganzen Staates und dasjenige der Einkommen und 
Klafjenjtenerpflichtigen der einzelnen Provinzen und Negierungsbezirfe zur Ge: 
jammtheit derjelben im Staate darlegen. ') 

Sedenfall® haben diejenigen Regierungsbezirfe und Provinzen, die einen 
größeren Antheil an der Gejammtheit der Einfommenfteuerpflichtigen des ganzen 
Staates aufweilen, als ihnen nach dem Verhältniß ihrer Bevölkerung zukommen 
würde, eine größere als durchjchnittliche Wohlhabenheit, während diejenigen, bei 
welchen das umgekehrte Verhältniß Platz greift, als Nermere zu bezeichnen find. 

Im Jahre 1853 ſowohl als im Jahre 1863 übertrafen folgende Provinzen 
die mittlere Wohlhabenheit des Staates: 

1. Brandenburg, welches 14,86°/, bezw. 12,43°/, 

2. Sachſen, welches 1,71%, , 0,50°,, 

3. Nheinprovinz, welhe 1,35%,  „ 1,65°/, 

4. Bommern, welches 0,69, „ 0,04°/, 
mehr Einfommenfteuerpflichtige hatten, als ihnen nah dem Ver: 
hältniß ihrer Bevölferung zugelommen wären. 

In der Provinz Brandenburg hat der Stadtfreis Berlin dieſes günjtige 
Verhältnig mit einem Mehr von 16,36°/, () bezw. 13,52°/, bewirkt, während 
Potsdam den Durchſchnitt faum übertrifft, ja Frankfurt mit 1,60 bezw. 1,36 


N) Bol. hiezu: Dieterici, Bd. VII, 202, dem wir die Tabelle fir das Jahr 1853 
——— und nach deren Muſter wir die — — für die folgenden Jahre berechneten. 
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Tabelle? & 3. 
In den Jahren 1853 und 1863 wohnten: 





























































1853 I 363 
. — * = . — So | 5 I - TZ - R = * J 
in den 3528 5835| 235; ı E23 Ba&3 |&85% 
. 2 + * *— be "7 CE ’ nn. = = u 
Regierungsbezirfen EN sE3 3 | SEe8 || TER | SESS > E=& 
: Ss. EA | Se<SZz | 25% serFr 25 
und Provinzen „22 | "Ste |TESS || 223 |TeR5 |TE5S 
sEr 5553 ESSE | 2&u gESZISSEH 
29) aaa s23: | %52 ads I 
— — — —— — ——— — —— — — — De u em > m — —— 
| 
242 1 
1. Königäberg . . . 9,27 | 8. ı dm I 0 3,98 | 9,07 
2, Gumbinnen EN: 3,51 ' 1,ss 4,00 1 8,80 1,s3 4,14 
3. Danzig - -» - - . 2,51 | 2,5% 2,17 I 2,0: 3,35 2,14 
4. Marienwerder . 3,55 | 2 4,0s I 8» 2,15 3,04 
Provinz Preußen | | 
— — 
5. Boien. . | du | 2,03 | 5,38 
;. Bromberg . ae R 
Provinz Poſen | 











1. Stadt Berlin 
8. Botadamı 
9. Frankfurt 










Provinz Brandenburg 














10. Stertin 
11. Köslin 
12. Struljund . 



















































Provinz Pommern Bus | 
13. Bresfu. .. . . 7, | 6,9 | 7 ,.6 7,02 6,83 74 
14. Sppeln . . . . . 5,90 Bu ı dm 6,22 2,50 6,58 
15. Liegniß . . .. . 5,58 | 36 6, 5,08 3.26 ),74 
Provinz Schlefien 186 | 12, 19,4 || 18,52 12,4 | 19,16 
16. Maudeburg . . . 4,as \ 6,08 4,10 4,35 bye | 4,51 
17. Merſeburg. . . . 4,53 9,98 4,48 4,ss | 43 4,55 
18. Erfurt . ... . 2,08 | 1,4 2,35 I 1» | Los 2,5 
xin Eotien | 106 | 120] Im 10m] Ad] Alas 
19. Münfterr .. . . 2,55 | 1,» 2,0 2,51 1, 2,65 
20 Winden... .. . 2,80 I Los 2,95 J. 238 | Lie 2a 
21. Arnöberg . . . . 3,» | 2,50 3,00 | 3,87 | 3,00 4,34 
Provinz Weſtfalen 8,0: | Ds | 9,5 I 8,10 bar 9,70 
22. Mh ...... 3,04 | 4,ıs | 2,ss [ 5,05 | 55 2,8 
23. Düfedorf . . . . 5,08 | Ton Gee | 6,17 ı 6, 6,04 
24. Koblen . ... . 3,05 2,54 | Bas I 2,88 2,22 \ 315 
25. Trier... 3,02 1,03 | 2,03 2,04 | 1 | 3,05 
26. Aahen . . .. . 2,50 | 2,10 \ 2,18 2,10 ı 2,0 | 2,87 


Rheinprovinz 17,20 18,0 17,5 || 17,5 190 | 17, 


mn nn —ñ— 


Meberhaupt | 100.0 | 100,0 | 1000 ||| 1000 1 99, 100, 
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@abelle 4a. 
— a ; r . . Provinz J 
— — Provinz Preußen Provinz Poſen Brandenburg 
Gruppe | Eintommen von [23 | | m — — 
Mark = Perſonen Prozent Perſonen Prozent | Perjonen | Prozent 
— zum — > _ —— — — — 
bis 900 — 765 709 | 942,13 | 437228 960,03 | 476 899 924,46 
1863] 861410 | 934,:: | 452319 | 943,51 | 533 929 920,42 
M 900 — 1500 1853 36 037 44.35 14 435 3l,r 29665 | 57, 
. 1863| 39760 | 43101 20912 43,.4| 30422 | 52 
= 1853 10 827 13,3: 3 344 7,35 9306 18,04 
u 1500 — 3.000 It 20291) Wal 6015. 12] 15740 | Ts 
1-1 bis 3.000 er 812 573 1000,00 | 455 007 1000,00 | 515 870 1 000,00 
A en 7 N1863 | 921461 |1 000, | 479 246 |1 000,0 | 580091999, 
= = 1853 3536 | 835.54 1729 | 779,88 9674 780,04 
en 3000 — 7200 Tess 6075 | 8260| 2453| 79esl 12579. 7810 
= "onn. 1853 469 110» 299 | 134.1 1639 , 132,18 
’ 7200 — 12.000 [11863 830 14a 382 | 1314| 2692 1564 
R i 1853 210 49,02 173 78,00 958 77,25 
VI] 12000 — 36000 | |]s63 391. 53a 219 Du| 161 663 
— — 25* 1853 4215 99, 2201 992,4 12271 989,4 
— | 3000 — 36.000 |j1s6g| 7306| 94m] 3054| 9890| 16932988; 
= 1853 14 3,51 11 4,060 86 | 6,95 
YIt | 36000 — 60000 | 1863 32 Am 20 6 175 | 10m 
, R E 1853 1 0,24 5 PT 30 | 2,12 
m 1853 2 0,1s 1 0,45 15 | 1,2: 
IX über 120 000 des Da | 0m wi 36 
. R 1853 17 | 40 17 | Te 131 | 10, 
VE-IS über 36 000 Hans I 6 33 | 10.0 276 | 16 
— — 1853| 4232 100040) 2218 1000001 12402 11 000, 
IV —IX über 3.000 | 1863| 7348 11000.0| 3087 | 999,w| 17208 |1 000.0 
@abelle 4b. 
100 Steuerpfliddtige der Gruppen . . .. 
Provinzen | l | Il | 111 | I—IIl | IV 
1. Preußen 112,30 110,53 187,u 113,% 171,» 
2. Poſen 103,5 144 a7 179,87 105 a5 141,» 
3. Brandenburg I11,os 102,55 169,14 112,5 130,03 
4. Pommern . 119,2s 103 »5 120,3 118,61 136,10 
5. Schleſien 116,#2 103,5: 121,6: 116,30 140,13 
6. Sadien 113,»+ 103.44 127,0 | 113, 152,04 
7. Weitialen . l11,sı 111,30 156,50 112,45 168,.s 
8. Rheinprovinz 117,5: 126,45 136,0s 118,. 149,51 
9. Staat. . 113,4 111, 143,07 || 11408 || 145 
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—— ran 
Provinz Schlefien | Brovinz Sachſen on beinpraninz 


| a — — — — 


Perſonen Prozent | Perſonen ProzentPerſonen | Prozent | Perſonen Prozent Perjonen ı Prozent 
| I 


Provinz 
Pommern 




















336 797 | 926,0 | 933 717 | 946,78 | 528529 | 927,2. | 469558 | 988,71 824 9421| 943,0 
401 718 | 932,0: | 1089 332 | 949,70 | 601 681 | 928,4 | 524076 , 931, 969 370 | 937,07 
16 596 45,07 34055) 34,5] 27135 47,0 | 21128 42,21 33 905 | 38,77 
17 252 40,03 35 247 | 30,13] 28069 43] 23516, Al,sı 42872| 4lar 
9 968 7,43 18458 | 1872| 14352 25,18 9 530 19,05 15 745| 18,00 
12 024 | 27, 22449 19,5 18313 | 28261 14923 | 26,58 21567 | 20, 
363 361 | 999, | 986 228 11 000,01 | 570 016 |1 000,00 | 500 216 |1 000,0 874 571 1 000,00 
430 994 1.000,00 [| 1 147 028 ‚1 000,00 648 063 1 000,0 | 562 515 1.000,01 | 1033 809 1 000,00 





























2876, 7960| 4608| 8090| 4539| 814] 1951| 8091] 6651| 808% 
3940 | 791, 6478| 789,55 6901 814, 3291 | 808, 9930| 788,2: 
505 , 139, 651, 114,5 649 116,4 277, 114,» 1010, 122,0: 
668 | 134,16 1055 | 128,55 939. 110,» 494 | 121. 1675 | 132,» 
195 54,0 351 | 61,78 345 61,» 149 61,» 524 6 
308 61,ss 554 67,0 555 65,53 229 | 56,2 846 | 67,5 
3576 990,5 5605 | 986, 533 | 992,0 28377 | 985,00 8185 | 988,:s 
4916 987,4 8087| 985,0] 5 395 >| 991,25 4014 | 986,0 12451 | 988,s: 
al Ze 32| 5 18| Ta 59) Ts 

62 | 7,55 54 | 6,38 34 | 8,30 94 | 7,18 

2| 38 6' Io 14| 5m 27| 320 

39 4,15 18 ı 2,ıs 13 3,10 39 3,00 

15 2,04 3 0,54 2 Os 6 0,12 

19 2,2 2| 0,84 8| 1,07 14 l1,ıı 

34 9,42 78| 13, 41| 7x 34 14 92 1,u 
68 | 12,0 120 14. 74 8,75 55 13,52 147 11,os 
8,610 1000, 5688| 999,» 5574 1000,00 2411 1000,01 8277. 999,0 


4,979 | 999,» 8207 .1 000,00 8469 1000,01 4069 1000,01 12 598, 999,0s 


vermehrten fid von 1853 bis 1863 auf: 











I 
vI—IX IV—IX 


VII | VIII | IX | 




















200,00 1 247,08 173,03 
| 194,13 139,18 
LEE | 210,0 138,15 
























157,05 | 137,47 240,00 185,20 37,# 

162,08 157,83 144,2» 177,7 153,85 | 144 41 
144,ss 160,87 151,73 168,75 300,00 66,87 180,0 51. 
153460 168,87 138 ,s0 92,36 400,00 161,70 | 58, 

165,4 161,4 152,13 159,32 144,44 233,33 159,78 52, 





163,0 148,» 178,1: | 197,30 171, 
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Tabelle 5. 
1853 
Regierungsbezirte Proz. Proz. 
Gruppe * Gruppe * Gruppe Proz Sruppe 
— — Fe r " 7 — 
IE | gg. [EVER 9, V—VI VII-IX 

1. Königsberg 290014 | 32%, | 1599. O,s| 1590 994, 

2. Gumbinnen 207494 | 32,51 600 0 599 998,38 1,07 
3. Danilo 2222. 110325) 26, | 1129° Om] 1124 995,8 5 Lu 
4. Marienwerder 204 740 | 31... 904 0,14 902 | 997,70 2 2,28 
5. Stadt Berlin. . 2 — — 8445 l,.2 8351 988,56 94. 11,ıs 
6. Rotsdam ..... 1253448 | 29] 2312 O,87 2287 989,18 25 10,5 
7. Srankfurt . . . .1 262422. 29,3: 1645 0,18 1633 992,70 12 T,s0 
8. Stettin . . -..12164858 27,0. 1912, O0, 1 897 | 992,15 15 T,sı 
9. Köslin F . 1136050 29,04 803 O.i 803 !1000,00 0 0,00 
10. Straliund . . . ...1 624583, 32,08 895 0,08 876 | 978,77 19 21 
11 BORN... 2 ei 297 532 | 82,51 1443 0,1# 1428 | 989,00 15 10,» 
12. Bromberg . . 157 475, 33.1» 775 Os 773 | 997, 2: 2,5% 
13. Breslau . 974550 79,48 0,2»] 3031 987,04 37 12,06 
14. Liegniß . 312187, 33,10 1510 | 987,7 19, 12, 
15. Oppeln . 299491 ı 29,75 1064 | 979,74 22 | 20,:6 
16. Magdeburg 223243) 3125| 2990| 0O,=| 2963 | 990,0 27 9,0s 
17. Merieburg . 22749 | 29 1766| Oss| 1755 998,7 1| 6: 
18. Erfurt .. . .. 119279| 3440| 818) 0,| 815 996, 3 3,66 
19. Müniter. . 147 751| 34, 

20. Minden. . . 149 863 | 31, 

21. Arnöberg . . 202 602. 33,08 
22. Woblenz . . 158338. 30, | 1127 0%] 1118 99% 9| 7, 
28. Düffeldorf ea 316184 32,1 311: 0,2 | 3069 | 985,8 44 | 14,18 
BEN. 4 129454 | 25.41 2115 0,1] 2088 987,2 27, 12,7 
25. Trier . 148517. 29,18 125 0.14 718 990,35 7 9,06 
26. Machen 122018. 28» | 1197 O,.s 1192 995,32 > Sıs| 


hinter demjelben zurückſteht. 


In der Provinz Sachen hat Magdeburg ein 


Mehr von 2,30 bezw. 2,47°/,, während die beiden anderen Negierungsbezirfe 
diejer Provinz unerheblich hinter dem Durchichnitt zuricditeben. In der Rhein— 
provinz find es Köln, Düfjeldorf und Machen, die das günjtige Verhältniß 
bewirfen, während Trier mit 1,39 bezw. 1,19 und Koblenz mit 0,51 bezw. 
0,61°/, Hinter dem Durchichnitt zurücbleiben. Das geringe Mehr der Provinz 
Pommern fommt auf Rechnung der NRegierungsbezirfe Stettin und Straljund, 


während Köslin ein Minus von 0,97 bezw. 1,25°/, (!) aufweilt. 


Die übrigen 


bier Provinzen zeigten das umgekehrte negative Verbältniß und zwar: 


1. Schlejien 


2. Preußen 
3. Bofen 
4. Wejtphalen 


mit einem Minus von 6,01 bezw. 


1853 1863 

6,120 /, 
591 „4,60%, 
320 „3,2901, 
349 „ 2,53%, 
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| 1863 | 

| — 

| 

ro3. ro 

| Gruppe r J Gruppe Gruppe Proz. Gruppe Bros. | 
I—TIl | Ber. IV-IX 'Bev. IVv—VI VIAX 

g28 893 31m| 2628 0,| 2607 9920 21| 7, 

240 084 : 33,01 1073 0, 1071. 998,14 2| Ls 

'123 982 24,0 I] 2232 0,1411 2220, 994,05 12! 5,8 

228502 30,5] 1415 O0,» | 1408 995,0 7) 4 












28,01 
| 29,5 


10 876 | 980,07 
3518 | 989,50 
2538 | 992,18 






11095 | 1,5 
3555 | 0,36 
2558 | 0,25 


ir 

| 280 499 
299 592 

— 

























































913 | 978,57 
1 149 | 992,2» 
1 952 | 086 ‚ss 


1455 998, 
4524 | 987,» 
3 576 | 984,5s 
1141. 990,4 
1 755 | 991,55 


153 857 !34,: 
157 063 
25159 


10 6, 
55 | 12,01 
56 , 15,0 
11 9,51 
15 | 8,47 








137 477 29,1» | 17700, 


219 19,4 || 
37:10, 
20 Ts | 








1193347 ss | 27550, | 2 726 | 989,4 39 | 10.8 | 
| 162 825 | 29,5] 1027 0,1] 10211994 1 6 554 
74 82234, | 1197|0,5| 1169 976,0: 28 | 23,0 | 
307 029 31,.#| 1936 0,» | 1912 | 987, 24 | 12,00 
172217 31, | 1151/0 | 1142] 992, 9, Ts 
1431 672 32001 45060. | 4484| 984,0. 72] 15,0 
1333 349 34: | 21410... | 2118989, 23 10 
ı 382 007 | 32.04 1560 0,13 1535 983. 25 | 16,08 | 
261 540 |32,10 | 43690, | 4317 | 988,10 52 | 11,0 
252523 29 | 2804 0,5 | 2784 | 992,8: 20 7 
134 000 36,00 1296 | 0,35 1294 | 998,4 2 | 1,54 | 
















| 100 Steuerpflichtige der Gruppen 





Gruppe 
IAIIII 


113, 
115,31 
112,ss 
11l,sı 


110,07 
114,1s 


| 117,: 
119,8 
119,sı 


| 103,10 
' 109,s« 


115,35 
106 ,:s 
127,55 


117.15 
111,00 
112,54 


104,13 
104,50 
124,18 


























vermehrten ſich von 1853— 1863 auf: 





&ruppe | Gruppe | Gruppe 
IV—IXJIV— VI VII-IX 

























164,55 | 163,0: | 233,33 
178,53 | 178, | 200,00 
197,50 | 197,5: | 240,00 
156,55 | 156,08 | 350,00 
131,3; | 130,.+] 2832,08 
153,76 | 1535 | 148,00 
155,50 | 155,1. | 166, 
144,0» | 143,70 | 193,as 
127,vo | 127,15 — 

133,74] 133,45 | 147,37 
134,16 | 133,:» | 160,00 
148,52 | 147,1. | 450,0 
146,37 | 146.2» | 194, 
140,05 | 140,28 | 121,0 
143,05 | 144,07 | 113,64 
146,12 | 145,:0 | 192, 
158,51 1585 | 181, 


66,87 


13334 
128,57 
216,87 


158,44 


178,74 
146,31 
189,10 


158,77 


163,02 
146,37 
188,78 




















129,» 111,1 
147 ,0u 125,0 
171,73 207,1 
158,» 157 14 
147 ,#7 300,00 


In diefen Provinzen überfteigt nur ein Negierungsbezirk dag durchichnittliche 
Berbältniß, nämlich Danzig, mit einem Mehr von 0,03 bezw. 0,76°/,, während 
alle übrigen Negierungsbezirfe durchgehend in beiden Jahren ein Minus auf: 


weijen. 


Bejonders auffallen muß dies bei der Provinz Wejtphalen, die im 


Allgemeinen als wohlhabend gilt, und namentlich bei dem induftriereichen 
Regierungsbezirt Arnsberg (Minus von 1,21 bezw. 0,57°,,), außerdem auc) 
bei den Negierungsbezirfen Breslau und Königsberg mit ihren Großjtädten. 
In den beiden verglichenen Jahren ergeben jich nur unbedeutende Veränderungen 
diejer Verhältniffe, wenigitens vermochte feiner ſämmtlicher Regierungsbezirke 
in dem Zehnjährigen Zeitraum feine Stellung über oder unter dem Durchichnitt 


zu verändern.‘) 


) Auf Kolonne 3 unjerer Tabelle it weniger Werth zu legen, da bier die Mahl- und 


Schlachtſteuer jtörend einwirkt. 
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Nachdem wir die einzelnen Provinzen und Negierungsbezirfe nach ihrer 
MWohlhabenheit geordnet haben, wollen wir nunmehr auf die Bertheilung 
des Einfommens in ihnen felber eingehen. Die Tabellen 4a, 4b und 5 fuchen 
diefe Dinge überfichtlich zu veranjchaulichen (I S 38 ff.). 

Die Provinz Brandenburg, die wohlhabendſte von allen, weit auch 
abjolut die höchſte Zahl von großen Einfommen auf. In derfelben gab es 
nämlich im Jahre 1853 133 und im Jahre 1863 276 Genfiten mit einem 
Einfommen von mehr ala 36,000 Mk., das find 10,56, bezw. 16,04°/,., 
ſämmtlicher Einfommensteuerpflichtigen. Dieſelben vermehrten fich alfo (ſ. Tab. 
4b) im Verhältniß von 100: 210,69, während die Einfommen von 3000 bis 
36,000 ME. nur im Verhältniß von 100:137,98, diejenigen von 3000 bis 
7200 nur im Berbältniß von 100: 130,03 und endlich alle Einfommen unter 
3000 ME, d. b. alle Slafjenitenerpflichtigen, nur im Verhältniß von 100: 112,45 
zunahmen. ln gering iſt die Zunahme der Gruppe IL, d. h. der Ein: 
fommen von 900 bis 1500 ME. Dieje Gruppe hat nämlich bloß um 2,55 °/, 
zugenommen, twie auch die Einkommen unter 900 ME. die ducchfchnittfiche Bu 
nahme der Klafjenitenerpflichtigen noch nicht erreichen, während die Einfommen 
von 1500 bis 3000 ME. jogar das durchichnittliche Wachsthum (von 100:138,75) 
der Einfommenjteuerpflichtigen überhaupt nicht unerheblich übertreffen mit einer 
Zunahme um 69,14°/, und dasjenige der Einfommen von 3000 bis 7200 Mk. 
ganz bedeutend überholen. Yon den Einfommen über 36,000 ME. weiſen diejenigen 
von 60,000 bis 120,000 ME. die bedeutendite Zunahme (um 153,33°/,) auf, 
die geringite die höchſte Gruppe der Einkommen über 120 000 ME. (um 
66,67 °/,)'), jo daß die böcdhjite Gruppe von den Einkommen von 12000 bis 
36 000 Mit. nit einer Zunahme von 73,38 °/, überholt und von den Ein- 
fommen der Gruppe V mit einer folchen von 64,25%, beinahe erreicht wird, 
während die, eine mittlere Wohlhabenheit begründenden Eintommen von 3000 
bis 7200 ME. zwar immer noch bedeutender, als die Klajjenjtenerpflichtigen, 
aber immerhin weit weniger, als die Einfommenftenerpflichtigen der Provinz 
zugenommen haben. Die Einfommen von 3000 bis 7200 ME. haben in der 
Provinz Brandenburg nicht einmal das durchjchnittliche Wachsthum des ganzen 
Staates erreicht, während die Provinz Brandenburg mit allen höberen Ein- 
fommensgruppen, außer der höchiten (Gruppe IX Einkommen iiber 120 000 ME.) 
das durchjchnittlihe Wachstum des Staates übertrifft. Die überrafchend 
große Zahl der Eenfiten mit Einkommen von über 36 000 ME. ift einzig auf 
den Stadtkreis Berlin zurüdzuführen, welcher im Jahre 1353 94 und im 
Sahre 1863 219 folcher Genfiten oder 11,13, bezw. 19,74°,,, Tämmtlicher 
Einfommenjteuerpflichtigen des Stadtfreifes aufweilt (j. Tab. 5). Die Zu- 
nahme jolcher Cenfiten ift auch in Berlin viel beträchtlicher, als die der beiden 
anderen Regierungsbezirfe der Provinz. Denn in Berlin vermehrten fich die 
Genfiten mit einem Einfommen von über 36 000 ME. im PVerhältniß von 
100 : 232,98, während fie fich in Frankfurt nur im Verhältniß von 100 : 166,67 
und in Potsdam gar nur im Berhältniß von 100 : 148,00 vermehrten, 
alfo in beiden Negierungsbezirfen hinter der durchjchnittlichen Zunahme der: 
jelben im ganzen Staate ganz beträchtlich zurücblieben, nämlich um 15,76, 
bezw. um 84,48%, ! Es läßt fich alſo bier nicht bloß zeitlich eine rafchere 

) Im Stadtkreis Berlin dagegen vermehrten fih die Cenfiten diefer Gruppe von 8 auf 
21 oder im Berhältniß von 100: 262,50, während in Frankfurt nur 1 Cenſit in beiden 
Fahren fich gleich blieb und in Potsdam jogar ein Rüdgang von 6 auf 3 jtattfand. Vgl. 
die Provinzialtabellen in den Anlagen! 
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Zımahme der großen Einfommen nachweilen, jondern auch eine örtliche 
Concentration derjelben in der Hauptjtadt, welche zwar beim Beginn unferer 
Beriode Schon vorhanden war, aber ſich während derjelben ganz bedeutend 
verichärft hat. Es hatten nämlich im ganzen Staate ein Einfommen von 
über 36000 Mk., 1853: 444 Genfiten, davon 94 in Berlin (21,17 °/,); 
dagegen im Jahre 1863: 810, davon 219 in Berlin (27,04°/,)., Was die 
abjolute Zahl der großen Einfommen anlangt, jo jteht der Provinz Branden: 
burg die Provinz Schlejien am nächſten, die in der oben aufgejtellten Rang- 
ordnung der Provinzen nach der „Wohlhabenheit" die legte Stelle einnahm. 
Hier gab es nämlich im Jahre 1853 78 und im Jahre 1863 120 Genfiten 
mit einem Einfommen von mehr ala 36000 Mf., d. h. 13,72, bezw. 14,62°/, 
jämmtlicher Einfommenfteuerpflichtigen. Die Einkommen von 3000 bis 
35 000 ME. dagegen wieſen folgende Verhältniſſe auf: Diejenigen von 3000 
bis 7200 gingen von 809,96 auf 789,33 ,, ſämmtlicher Eintommenjteuer- 
pilichtigen zurücd, während fich die beiden anderen Gruppen im Jahre 1863 
nicht unmejentlich beſſer jtellten, ald im Jahre 1853. Die Klaſſenſteuer— 
pflichtigen weiſen bier auch ungünstige VBerhältnifje auf, indem Gruppe I zu 
Ungunjten der Gruppe II um 2,94 "/,, fi) vermehrte, Gruppe II aber aller: 
dings auch zu Gunften der Gruppe III um 4,20°/,, abnabın. 


Die Gruppen I—III vermehrten fich nämlich in der Provinz Schlefien 
raicher, als im ganzen Staate, indem fie bier um 16,30°/, zunahmen, 
während fie im Staate nur um 14,28 ”/, ftiegen. Die Gruppen VII- IX 
vermehrten fich von 78 auf 120 oder um 53,85%,, die Gruppen IV—VI 
Dagegen nur um 44,28°/, und innerhalb derjelben wieder Gruppe IV nur 
um 40,73° .. Bon den Einfommen über 36000 ME. weilen auch bier wieder 
die Einfommen von 60000 bis 120000 ME. die größte Zunahme mit 77,27°, 
auf, während diejenigen über 120 000 ME. jich nur um 26,67 °/, vermehrten 
und aljo auch noch Hinter denjenigen von 3000 bis 7200 ME. zurückſtehen. 
Auch bier macht fich die örtliche Goncentration der großen Einfommen be: 
merfbar, indem von jenen 78 Einfommen von über 36 000 ME. im Jahre 
1853 37 auf den Negierungsbezirf Breslau entfielen, im Jahre 1863 da— 
gegen von 120 72 und fich diejelben alfo im Verhältniß von 100: 194,59 
vermehrten, während fie in den beiden anderen Negierungsbezirfen der Provinz, 
in Liegnig und Oppeln, nur um 21,05, bezw. 13,64°/, zunahmen. 

So wird auch die geringe Zunahme der Gruppe IX in der Provinz 
Sclejien durch dieje beiden Negierungsbezirfe verurjacht, von denen der eine, 
Oppeln, überhaupt feine Zunahme, der andere eine ſolche von 33,33°/, auf: 
weilt, während Breslau immerhin noch eine Zunahme von 60,00 zeigt. 


Eine bejonders ftarfe Zunahme zeigen die großen Einkommen (über 
36 000 ME.) in der Provinz Preußen. Denn bier vermehrten fie ſich, wenn 
man ihre Zunahme in jfämmtlichen Provinzen (auch Brandenburg nicht aus— 
genommen) vergleicht, am rajcheiten, nämlich im Verhältniß von 100 : 247,06. 
Hierauf ift indeß wenig Werth zu legen; denn wir haben es hier mur mit 
jehr Heinen Zahlen zu thun, indem fich in Gruppe VII 14 Genfiten auf 32, 
in Gruppe VIII, welche überhaupt die ftärffte Zunahme von jümmtlichen 
Gruppen in allen Provinzen zeigt, 1 auf 6 und in Gruppe IX 2 auf 4 
vermehrten. 

Ebenjo verhält es fich mit dem rajchen Wachjen der Einkommen von 
mehr ald 36 000 ME. in der Provinz Bojen, in welcher zugleich die Klaſſen— 
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jteuerpflichtigen eine überrafchend geringe Zunahme von nur 5,33 °/, aufweilen. 
Zugleich zeigen die Einfommen von 1500 bis 3000 ME. die ganz beträcht- 
lihe Zunahme von 79,87 °/, und fommen jo beinahe den Einfommen von 
mehr als 36 000 ME. an raſchem Wahsthum gleich, während fie diejenigen 
von 3000 bis 7200 ME. jogar bedeutend übertreffen. 

Berhältnigmäßig viele große Einfommen zeigen auch noc die Provinzen 
Pommern (34 im Jahre 1853 und 63 im Jahre 1863), Sachſen (41, 
bezw. 74), Weſtfalen (34, bezw. 55) und die Nheinprovinz (92, bezw. 
147). Diejelben vermehrten fich in Bommern um 85,29 °/,, in Sachen um 
30,49 °/,, in Wejtfalen um 61,76°/, und in der Nheinprovinz um 59,78% ,. 
Die jtarfe Zumahme der großen Einfommen in der Provinz Pommern it 
zurücdzuführen auf die Bezirke Stettin mit einer Zunahme von 93,33%, und 
Köslin, wo fi 1863 6 Genfiten mit einem Einfommen von mehr als 
36 000 ME. fanden, während es 1853 noch feinen jolchen gegeben hatte In 
der Provinz Sachſen it der Negierungsbezirft Erfurt mit einer Abnahme 
von 33,33%, zu erwähnen. In Wejtfalen verdient der Regierungsbezirk 
Arnsberg beionders erwähnt zu werden mit einer Zunahme von 100 : 216,67 (!}, 
in der Rheinprovinz die Bezirke Nöln und Machen mit einer jolchen von 
100 :207,41, bezw. 100 :300,00, während die außerordentlich geringe Zu: 
nahme der großen Einfommen (100:125,00N in dem  imduftriereichen 
Negierumgsbezivt Düſſeldorf ganz bejonders auffallen muß. Dies, jowie die 
verhältnigmäßig geringe Zunahme der großen Einfommen der ganzen Rhein: 
provinz mag fich wohl dadurch erklären, daß fich die großen Einkommen und 
Vermögen gerade mit der erjten Einführung der Großinduftrie und der 
Verkehrswege beionders raſch entwickeln. Da nun die Nheinprovinz jchon 
eine verhältnißmäßig alte Industrie aufweilt und weit früher mit den neuen 
Verkehrswegen ausgejtattet war, jo batten ſich hier wahricheinlich ſchon vor 
unjerer Beriode die großen Vermögen gebildet, was jich Leider nicht jtatiltiich 
nachweilen läßt und zeigen nunmehr jtabilere Berbältnifje, während in anderen 
Provinzen gerade mit der Einführung der neuen Verkehrsmittel und Induſtrie 
die raſche Bildung großer Bermögen zufammenfällt ') 

Nefapituliren wir die dargeftellte Entwidlung der Einfommensvertheilung, 
jo ergibt jich für die Provinzen und Negierungsbezirfe Preußens fait aus- 
nahmslos ein bejonders raſches Wachfen der Einfommen über 36 VOO Mk., 
verbunden mit einem jehr langiamen Wachen derjenigen unter 3000 Mk. 
Unter legteren nahmen wieder durchgebends die geringiten Einfommen (unter 
WO ME.) am langjamjten zu, während diejenigen von 1500 bis 3000 ME. 
jich jchneller vermehren, als die beiden niedrigeren Gruppen. Auch die Ein: 
fommen von 7200 bis 36000 ME. wuchjen durchgehends weit rascher, ala die- 
jenigen von 3000 bis 7200 Me. 

Der Bolfswohlitand hat fich demzufolge auch nach den Ergebniſſen der 
Einfommensteuerjtatiftif gebeſſert. Nur freilich it der Erfolg der gewaltig 
fortjchreitenden Produktion nicht allen ſozialen Klaſſen gleihmäßig zu Gute 
gefommen. Bielmehr konnten die mittleren Einkommen dem Wachsthum der 
Großen nicht folgen. Gemildert wird Diejes Verhältniß allerdings dadurch, 
daß innerhalb der großen Einfommen die übermäßigen Einfommen (über 
120000 ME.) langjamer wuchlen. Daß aber, wie Soetbeer meint, eine Con— 


) Val. hierzu E. de Barigny: Les grandes fortunes aux Etats unis et en 
Angleterre, Paris, ITlachette 1889, p. 81. 
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centration der Vermögen nicht vorhanden jei, wenn fich die großen Einkommen 
bloß der Zahl nach raſcher vermehren, als die übrigen, und nicht auch das 
durchichnittliche Einkommen der Inhaber großer Einfommen fich jteigere, dürfte 
nicht zuzugeben jein.') 

Die Ausdehnung der Unterfuchung auf die einzelnen Provinzen und 
Regierungsbezirke ermöglichte es zugleich, durch Zahlen nachzuweiſen, daß fich 
die großen Einfommen und Vermögen auch örtlich in den großen Verkehrs: 
centren affumufiren. Diefe Seite der Unterfuchung ift namentlich von Intereſſe 
für die Finanzmwiljenschaft, wobei zu beachten ift, daß Diefes ganz enorme 
Ueberwiegen der großen Einfommen in den Großitädten theilweiſe auch auf 
ſtrengere Einfhägung zurüdzuführen fein dürfte. 


weite Periode 1863 bis 1873. 


Die Bevölkerung der acht alten Provinzen vermehrte fich in dem Zeitraum 
von 18564 bis 1875 von 19159739 auf 20 228 065°) oder im Verhältniß 
von 100:105,58. 

Im Sabre 1863 hatten, wie wir gejehen, die Klalienftenerpflichtigen 
34,64" /, der Klaſſenſteuerbevölkerung und die Einfommenfteuerpflichtigen 0,38°/, 
der Gejammtbevölferung betragen. Im Jahre 1873 haben wir in 6 224 212 
Hafjenjteuerpflichtigen Berjonen 35,53°/, der gefammten nicht mahl- und jchlacht: 
jteuerpflichtigen Bevölferung vor uns, während gleichzeitig 97 150 Einkommen— 
itenerpflichtige 0,43°/, der Geſammtbevölkerung ausmachten. Auf einen Ein: 
fommenfteuerpflichtigen fünf Angehörige gerechnet, ergibt fich eine einkommen— 
iteuerpflichtige Bevölferung von 485 750°), oder 2,40°/, der Gejammtbevölferung, 
jo daß hienach 97,60°/, (gegemüber 98,69, im Jahre 1863) der Bevölkerung 
ein Einfommen von weniger als 3000 Mearf gehabt hätten. 

Im Einzelnen geftalten ſich diefe Dinge in dem in Rede jtehenden Zeit: 
raum, wie aus nachjtehender Tabelle 6 zu jehen iſt (j. ©. 46). 

Die großen Einfommen der Gruppen VII bis IX, d. h. die Einkommen 
von mehr als 36 000 Mark, haben fih von 810 auf 2049 vermehrt, oder 
von 12,28°,,, auf 21,09°/,, ſämmtlicher Einfommenjtenerpflichtigen, während 
diejenigen der Gruppen IV bis VI fich nur von 65155 auf 95 101 vermehrten 
oder von 987,72°/,, auf 978,91°/,, zurüdgingen. Am meijten hinter der 
durchſchnittlichen Vermehrung der Einfommenftenerpflichtigen blieben auch in 
diefer Periode die Einfommen von 3000 bis 7200) Mark zurüd. Denn 
diejelben gingen von 782,95 auf 761,12°,,, jämmtlicher Eintommenfteuer: 


) Bal. Ad. Soetbeer: Umfang und Vertheilung des Volkseinkommens im preuj. . 

Staate, 1872—78. Leipzig 1879, namentlich unter XII, ©. 74—87; dazu Sotbeers zahl: 
reihe Aufjäge! Unten joll auf jeine Deduftionen näher eingegangen werden, namentlich 
aud auf jene in Conrads Jahrbüchern, Jahrgang 1889, Heft IV, ©. 420 fi. 
. *) Wir haben hier die Bevölkerung nad) den Klaſſenſteuerrollen (vgl. Anlagen zu den 
itenogr. Berichten über die Verhandlungen des preußiichen Abgeordnetenhauſes, Jahrg. 1875 
Bd. 15 23 fj.N), die immer etwas Meiner tft, als die durch die Volkszählung ermittelte, zu 
Grunde gelegt, während die Zahlen für 1864 auf der Volkszählung beruhen. Hierdurch glaubten 
wir den Mißſtand, daß wir eine 11jährige, jtatt einer 10 jährigen Periode wählen mußten, 
ausgleichen zu können. 

) Nach der „Ueberficht über die Veranlagung der Klafjeniteuer für das Jahr 1875” ꝛc., 
in den „Anlagen 3 d. jten. Bericht über die Verb. des preuß. Abgeordnetenhaujes“ Ig. 1876, 
1. Bd. ©. 53 ff. betrug die einfommenjteuerpflichtige Bevölferung im Jahre 1875 nur 
443 312 oder 2,119°/o der Geſammtbevölkerung, was unjere oben angeführte Annahme, day 
fünf Angehörige auf einen Eintommerjteuerpflichtigen zu hoch gegriffen jei, durchaus bejtätigt. 
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pflichtigen, oder um 21,83°/,, zurück, während die Einkommen von 7 200 bis 
12000 Mark eine unbedeutende Zunahme (um 2,73°/,) zeigen, und diejenigen 
von 12 000 bis 36 000 Mark fich von 72,20 auf 82,49°/,, oder um 10,29°/,, 
vermehrten. Dem gegenüber vermehrten fich die Einfommen von 36 000 bis 
60 000 Marf von 506 auf 1121, oder von 7,67 auf 11,54°/,, ſämmtlicher 
Einfommenftenerpflichtigen, d. b. um 3,87°/5o, Diejenigen von 60000 bis 
120 000 Mark von 227 auf 652 oder von 3,44 auf 6,71, d. bh. um 2,27°/,0, 
und endlich diejenigen von mehr als 120000 Marf von 77 auf 276 oder 
von 1,17 auf 2,84, d.h. um 1,67°/, 

Die drei Gruppen der Klaſſenſteuer zeigen in dem in Rede jtehenden Zeit: 
raum einen ganz unbedeutenden Zurüdgang der Einfommen unter 900 Mark 
zu Gunjten derjenigen von 900 bis 1500 Marf. * dentlicher treten dieſe 
Verhältniſſe in der letzten Kolonne der Tabelle 6 zu Tage; denn während 
ſich die Klaſſenſteuerpflichtigen nur um 7,25°/, und zwar Gruppe I um 6,99, 
Gruppe II um 9,42 und Gruppe III um 14,25°,, vermehrten, nahmen die 
Eintommenftenerpflichtigen um 47,28°/, zu, und zwar die Gruppen IV bis VI 
um 45,96°/,, diejenigen von VII bis IX jogar um 152,96°,. Die Gruppen 
IV bis VI zeigen verhältnigmäßig geringe Abweichungen, indem fih Gruppe IV 
um 43,17, Gruppe V um 50,30 und Gruppe VI um 68,26°/, vermehrte. 
Imnerhalb der Einkommen von mehr als 36 000 Mark zeigten diesmal Die 
Einfommen von über 120000 Mark weitaus die bedeutendite Zunahme, nämlich) 
von 77 auf 276, oder im Verhältniß von 100 : 358,44, während die beiden 
anderen Gruppen im Berhältniß von 100:221,54 (Gruppe vn und 100: 287,22 
(Öruppe VIII) zugenommen haben. Vergleicht man die relative Zunahme aller 
Einfommen von Gruppe I bis IX, jo findet man, daß ununterbrochen die Ein— 
fommen um jo rascher zunehmen, je größer fie find. Bevor wir nun im Die 
Unterfuchung diefer Dinge in den einzelnen Provinzen und Negierungsbezirken 
eingehen, lajjen wir auch für das Jahr 1873 eine, den oben aufgejtellten 
Tabellen 3 und 4 entiprechende Tabelle 7 folgen (j. S. 481). 

In den Jahren 1863 und 1873 hatten folgende Provinzen prozentual 
mehr (+) oder weniger (—) Einkommenftenerpflichtige, als ihnen nach ihrer 
Bevölkerung zukommen wiirde, bei gleihmäßiger Vertheilung aller Einkommen: 
jteuerpflichtigen des Staates: 

1863 1873 
Brandenburg + 12,43), —+ 14,12%, 
Sadjen r 0,50" fo - 2,050), 


4 
Bommern + 185%, — 1,66°, 
Rheinprovinz + 1,65%, + 0,50), 
Schleſien — 612°, — 4,083°;, 
Preußen — 460%, — 5,86(1)°% 
Poſen — 3,290 — 294°, 
Weſtfalen — 253 — 2,640 


Die Verhältniſſe haben ſich in der in Rede ſtehenden Periode nicht 
unweſentlich verändert. Die Provinzen Schleſien und Preußen haben ihre 
Stelle vertauſcht, indem letzteres das größte Minus mit — 5,86 aufweiſt, 
während das Minus Schleſiens (— 6,12) vom Jahre 18538 auf — 4,03 
ſank, was auf den Negierungsbezirt Breslau, der ſogar ein Plus von 0,95 
aufweiſt, zurüczuführen ift. Pommern ift aus der Reihe der Provinzen mit 
einer größeren, als der durchichnittlichen Zahl von Eintommenftenerpflichtigen 


48 C. Hei: Die großen Einfommen in Dentjchland. 

















Tabelle 7. 
Im Iahre 1873 wohnten: 
re u i 18 73 — 
in den 
— in den — von je 100 | von 100 zur | bon 100 zur 
{ egierungSbezir en - Sinwohnern der | Eintommeniteuer Klaſſenſteuer ver- 
und Provinzen ur. Ben |  veranlagten anlagten Haus- 
| Perjonen haltungen x. 
1. Königeberg -. . — 5,0 3,20 5,02 
2. Bumbinnen. . . 2. 3,51 l,.2 3,08 
4. Marienwerder . . . . 8,75 2,02 4.07 












5. Poſen 


| 

3. Danig - » > 20. 2,52 2,13 | J,ıs 
| 
) 

6. Brombera | 



























Provinz Pojen 7 7, 
7. Stadt Berlin -. . . .» 4,26 | 19, _ 
8. Potsdam . . 202. D,u 5,05 4,54 
9. Frankfurt ad. . . . 5,02 | Be 5,10 
Provinz Brandenburg | 14,00 | 28,51 | 9,0 
10. Stettin . . . 2 2. 3,28 | 2,8 3,10 
11. SBsln .. .: 02.0000 % 2,04 1,.7 2,02 
12. Stralind . . . .. 1,00 1,20 1,6 























Provinz Pommern | 6,02 5,0 | 6,5 
13. Breslau. . . 2.2. Ta 7, | 7,15 
14. Oppeln . . . 202. 6,56 2,02 | 6,00 
15. Liegnig . Fur 






Provinz Schleſien 




























16. Magdeburg . . . . . 4,20 — 4,56 
17. Merjeburg . » 2... 4,ss 4,ss 4,26 
18. Ertnt . 2 2 2 2. 1,00 1,:s 2,2s 
Provinz Sadıien 10,43 12,08 11,10 
19. Münfter Zu | ls 2, 
20. Minden . Pa: 2,30 1,7 2,10 
21. Urnöberg -. . . .. 4,61 | 830 5,02 
Provinz Weitfalen 9,05 | Bu | 9,58 
22. köln . 6,36 2,09 
23. Düfjeldorf 3, 7,07 
24. Koblenz . 3,07 
25. Trier 3,15 
26. Aachen 
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in die Reihe derjenigen mit einer geringeren, als der durchichnittlichen über: 
getreten, was namentlich durch die Veränderungen im Negierungsbezirt Stettin 
verurfacht wird, der jtatt eines Plus von 0,64 nunmehr ein Minus von 0,75°/, 
aufweilt. Das geringe Plus in der Rheinprovin iſt im Jahre 1873 allein 
auf den Regierungsbezirk Köln zurüdzuführen, der in diefem Jahre ein ganz 
bedeutendes Plus mit + 3,26°/, aufweilt, während alle übrigen Regierung: 
bezirke der Aheinprovinz ein Minus zeigen. Ju der Provinz Brandenburg endlich 
hat ſich das ganz bedeutende Plus des Negierungsbezirfes Berlin noch gejteigert, 
indem derjelbe 1863 + 13,52, 1873 dagegen — 15,21°/, aufweilt, aber 
allerdings hinter dem Jahre 1853 mit einem Plus von 16,36 noch zurück— 
bleibt‘), worauf weiter unten noch näher einzugehen fein wird. 

Tab. 3a, Sb und Tab. 9 veranjchaulichen den Stand und die Ver: 
änderungen der Einfommensvertheilung in der Perivde von 1863 bis 1873 
für die einzelnen —— und Regierungsbezirke. 

Von ſämmtlichen 8 Provinzen weiſt natürlich die Provinz Branden— 
burg die meijten Einfommen von mehr als 36000 ME. auf. Dieje Provinz 
hatte nämlich 1863 276, 1873 dagegen 8583 ſolcher Einkommen von mehr als 
36000 Mk., ſodaß von 1000 Einfommenfsteuerpflichtigen im Jahre 1863 16,04, 
im Jahre 1873 dagegen 30,98 auf diefe Gruppe der großen Einfommen ent: 
fallen, während die Einfommen von 3000 bis 36 000 ME. in eriterem Jahre 
mit 16932 Genfiten 933,96”/,, ſämmtlicher Einfommenftenerpflichtigen aus— 
machten, in leßterem dagegen mit 26838 nur noch 969,02°/,,. Innerhalb 
diefer großen Einfommensgruppe haben die beiden unteren Gruppen zu Gunſten 
der Einfommen von mehr als 36000 ME. und derjenigen von 12000 bis 
35000 ME. ziemlich bedeutende Einbußen erlitten, indem die Gruppe von 
3000 bis 7200 ME um 15,48°/,,, diejenige von 7200 bis 12000 Me. um 
3,846 zurüdgegangen it, diejenige von 12000 bis 36000 dagegen um 
9,38°/,, zugenommen hat. Innerhalb der Gruppe der Millionäre jelber haben 
die Einfommen von 36000 bis 60000 ME. ſich von 175 oder 10,17°/,, auf 
475 oder 17,15°/,, vermehrt, d. h. um 6,98°/,, zugenommen; diejenigen von 
60000 bis 120000 ME. zeigen eine Zunahme von 76 auf 264 oder von 
442 auf 9,53, d.h um 5,11°,,, und emdlich Diejenigen von mehr als 
120000 ME. eine jolhe von 25 auf 119 () oder von 1,45 auf 4,30”;/,0, 
d.h. um 2,85%... Inuerhalb der Klafjenteuerpflichtigen, d. h. im Kreiſe 
derjenigen, twelche ein Einfommen von weniger als 3000 ME. bezogen, haben 
ih die Verhältnifje in der Provinz Brandenburg, wie ein flüchtiger Blick 
auf Tabelle 3a zeigt, nur ganz unbedeutend verändert. Noch deutlicher tritt 
die ganz außerordentlich rasche Bunahme der großen Vermögen hervor in 
Tabelle 8b; denn während fich die Klajjeniteuerpflichtigen nur im Verhältniß 
von 100 : 106,58 vermehrten, nahmen die Einfommenjtenerpflichtigen im Ber: 
bältniß von 100 : 160,95 zu, umd zwar diejenigen mit einem Einfommen von 
mehr als 36000 Me. im Verhältniß von 100 : 310,57 (h), diejenigen mit 
einem Einfommen von 3000 bis 36000 ME. dagegen nur im Verhältniß von 
100 : 158,50. Die Einfommen von 3000 bis 36000 ME. erreichten in feiner 
Gruppe diejenigen von über 36000 Mf. Denn die Einfonmen von 3000 bis 
720 Mt. nahmen zu um 57,54°/,, diejenigen von 7200 bis 12000 ME. um 
51,86°/, und diejenigen von 12.000 bis 36000 ME. um 76,53°/,, während dies 
jenigen von 36 000 bis 60 000 um 171,43, diejenigen von 60 000 bis 120 000 Mk. 

') Ba. hierüber unten bei der Behandlung des Zeitraumes vou 1853 bis 1873. 
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Tabelle Sa. 



























































— | Yrovinz Preufen | Provinz Pofen Mine 

Bruppe Einkommen don == — — = 
Mart ei Berjonen Prozent Perſonen — Berionen |Srogent 
SEN * — — ERBE ER. 
bis son [563 | 6140 | 984, | 45 ans 943, | 533929 920, 
11873] 919443 | 93804] 464563 | M0se| 569115 920, 
| mein ze ar] zur] nel ae © 
| 1500-3000 |jis23| 210301 2im| 7854| 180 ae Er 
BETTER ETITFEAE 
| 2000- mmol] Fi oz] ans) Ai Ein Er 
e| rmmmnfem] einer) a5 mm] 208 18 
vol mono | Bio Bl 8 Bel 2988| 100 
wvoz| 5000 0000 * HEREHE 
vır | 36000 -- 60.000 — J | > ee 
von | 00000 1ooon (fl | el ee 2 
| mungen 8 el al | 5 2 
vun | über a0 000 [11803 42 = | 2 u | Fr 
vo | 


Tabelle Sb. 





100 Steuerpflichtige der Gruppen... 


| I | 11 
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rovinzen 

































1. Preußen 106,34 99,74 103,74 106,37 
2. Poſen 102,31 103 4 130,57 103,09 
3. Brandenburg 106,50 )8,15 111,so 

4. Bommern . 103,7% 105,08 99,35 
5. Sclefien 116,00 118,s7 106,47 
6. Sachſen 119 sı 122,02 106,58 


‚ Weitfalen . 
. Rheinproping 


Staat 







106,06 114,25 
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Provinz — u Provinz — 

—— Provinz Schleſien — — Beitfalen Rheinprovinz 
ER EEE | EN ER —— — 
Perſonen Prozent| Perſonen Prozent Perſonen Prozent Perſonen ke Perjonen | Prozent 
401 718 | 932,07 | 1089 332 | 949,70 | 601681 | 928,15 | 524 076 | 931,07 | 969 3870| 937,01 
397 120 | 928.5: [1153743 | 944,73 | 634826 | 919,0, | 570765 | 927,4 | 1104138) 938,20 

17252 | 40,0 35247| 30,5] 28069 | 43,5] 23516 | 4l,sı 42872) 4la 





33545 | 48,5] 27008 | 43,0] 48254| 4loo 
1204 | 2770| 22449 19| 18313 | 28| 14923) 26s| 21567) 20, 
12 736 | 29;:| 26617, 2lm| 22346 | 3%] 17383 | | _24478| 20,0 

430 994 1 000,00 | 1 147 028 |1 000,0 | 648 063 |1 000,00 | 562 515 |1 000,0: | 1.033 809 |1 000,00 

427 760 |1 000,0 | 1221 245 1 000,» | 690 717 11 00020 | 615 156 | 1.000,00 | 1176 870 |1 000,00 


3940 | 791, 6478, 7895| 6901, S14w| 3291 


17 904 | 41,se 40885 | 33.48 





808,50 9930 | 788,25 








| 
3955 | 775 10688, 765] 9854 78L,sr 4995 | 8020| 13607) 7ö4 
668 | 134,10 1055 | 128,5 939 | 110,07 494 | 12la 1675 | 132,05 
718 | 140, 1846 1822| 1652, 131,0 714 | 114,1 2584| 143,4 
308 | 61, 554 67,0 555 | 6555 229 | 56,0 846 | 67,15 
349 | 68. 1101| 78, 904 | Tl, 402 | 64,0 1487| 82,5 


4916 | 9874| 8087| 9äm| 8395| 991m | 4014| 986w| 12451) 988, 
5022, 9850| 13635 | 976] 12410 | 9840| 6111| 9820| .17678| 979. 














— — — ———— ——— ——— — N 
1 




















35 | 7,08 62 | 7.85 54 6,38 34 | 8,56 9 7,16 

37 Tas 170 | 12,18 120 9.08 69 11,03 182 10,0» 

24 4,se 39: 4,15 18 | 2,ıs 13 3,10 39 | 3,09 

32 6,28 93 6,06 60 | 4,76 28 4,50 136 | 7,54 

4 0,80 19, 2 2 0,41. 8) Le 14 Lu 

7| l,s: 60 | 4,30 18 1,43 15 | 2, 44) 2,0 

| 12 120 | 14,02 74 8,15 5| 18% 147| 11,0 

761 14, ‚9 323 L 23, “| _ 198 Ban u _112| | _18,00 — 362 _ 20,07 
4979, 999, | 8207 |1 000,00 |; 8469 |1 000,00 | 4069 11000, | 12598 | 999,0 





5.098 1.000,00 13 958 11 000,0 | 12608 1 000,01 6 223 ‚1000,01 18 040 |1 000,00 


vermehrten fih von 1863 bis 1873 auf: 




















v | VI IV—VI I VII | VIII | IX | VII—IX IvV—IX 
| | 
— — —— — = — — — — — —————— ö— — —— — 
| 157,14 122,10 
, 800.00 163,54 147 ,s5 
310,7 160,05 








































107 ,., 113,51 133,38 120,63 102,30 
174,08 198,73 238,46 269,17 170,07 
175,» 162 333,33 267 ‚57 148,7 













152,04 
143,» 


147,23 


187 ‚so 
314,2 


358,44 


1750 I 152 
175,7 141,0s 


168,26 | 145,0 


N 202, Did. 
193,2 348,12 








4% 
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Tabelle 9. 








1863 'E 




























Negierungsbezirte 5 Bros. E vor. u | 4 
Gruppe * Gruppe * Gruppe Proz Sruppe | Pro; 
1—IIl Bev IV u Ben. IV—VI \ az 
1. Königeberg . . . . . 1 328893 310] 2628 0] 2607 992,0 21 To 
2. Sumbinnen . 2.1240 084° 33.01 1073 0. 1071 998,14 2 ls | 
3 Danzig “2 22. .6.[95123982: 240 | 2232 0.4] 2220 994,8 12 5] 
4. Marienwerder . . . : :1 228502. 30,4] 1415 0401 1408 995,0 7| ul 
5. Stadt Berlin . .... — — 11095 1,:: | 10 876 980, 219. 19 | 
6. Botddam . . . . ...1280499| 280. | 3555 OO, | 3518. 989, 37 | 10,0 | 
7. Frankfurt . . 1299592 | 29551 2558 0.51 2538 992. ıs 20 Tall 
8. Stettin 193 347 28,53 2 755 0,41 2726 989, 291 10,58 I 
9. Köslin 162 825 | 29,05 1027 Q,1e 1021 994,15 6 5 
10. Straliund . fü 74 822 34,02 1197 0,55 1169 | 976,81 28 | 23, 
11. Poſen 307 029. 31.» ]| 1936 Of 1912. 987,0 24 12, 
12. Bromberg . 172217 31,5] 1151 0, 1142 992,ı# 9 Ta 
13. Breslau. . . . . . .1 431 672, 32.1] 4506) Oss| 4434, 984,05 72 15,0 
14. Liegnig . 333349 341 2141|} 0,=| 2118| 989.. 23 10. 
15. Oppeln . 382 007: 3204 983 07 25 16 | 
16 Magdeburg 261 540 988,10 52 11o1l 
17 Merjebing . 252523, 29, 2 784 ı 999,07 20 Tut 
18. Erfurt 134 000 36,00 1 294 | 998,4 2 11) 







19. Mitniter . 153 857 | . „2 913 978,5 20. 21, 
20. Minden . 157 063 | 32,51 1158 (,24 1149 992,2 9| | 


21. Arusberg 251,595: 33,08 1978 U,e7 1952 986 ss 26 13.15] 








22. Koblenz -. . » » 2» 2 ..1182842 | 98,7 1465 U, 1455 993,17 10, 6 
23. Düſſeldorf . . . . i 385 104 | 32,61 4579 O401 4524 987,08 55 | 12,1 
24. Köln... >. ...5 151504 | 25,0 3632 U,sa 3576 984,58 56 15a FR 
25. Trier . » 2 222.2 . .1176882 Bl | 1152! 080 1141| 990, 1 91 
26. Aaden - - 2 22. ..11937477| 9a | 1770. Os: 1755| 991,55 5 Seh 


um 247,37 und endlich diejenigen von mehr als 120 000 Me. fogar um 376,00°/, (N) 
zugenommen haben. Bier weiſen aljo die größten Einfommen weitaus die 
jtärfite Zunahme auf. Wie Tab. 9 zeigt, iſt die hohe Zahl der großen Ein: 
fommen lediglich wieder auf den Regierungsbezirk Berlin zurüdzuführen. 
Nach dem oben Gejagten waren in Berlin im Jahre 1863 219 Eenfiten 
mit einem Einfommen von mehr als 36000 ME. eingefchägt worden, d. h. 
27,04°/, ſämmtlicher im Staate in Ddiefe Einfommensgruppe eingejchäßten 
Genfiten. Im Jahre 1873 betrugen die 744 Genfiten Berlins 36,31°/, (N) 
der 2049 im ganzen Staate vorhandenen Genfiten diefer Gruppe. Die örtliche 
Concentration der großen Bermögen iſt alfo auch in diefem Zeitraum in leb: 
haftem Fortichreiten begriffen. Denn dieſes gejteigerte Weberwiegen Berlins 
kann jegt nicht mehr auf die genauere und von perjönlicher Rüdfichtnahme 
weniger beeinflußte Einſchätzung in der Reichshauptitadt zurüdgeführt werden. 
Wir haben es ja mit einem Zeitraume zu thun, der weit Hinter der Einführung 





C. Rejultate der Statijtif der preußiſchen Klaſſen- und Haffifizirten Eintommenjteuer. 83 





1873 100 Steuerpflichtige der Gruppen 
vermehrten ſich vo von 1 1868— 1873 auf: 


—E6 Gruppe I ee Proz. 
I—Iıl Ben. IV- IK gen. IV—-VI 


—— —— — 


320 588 31, | 3162 020 
226 617 31,02 | 1190 | 0,16 
124654 124, | 2656 | 0,52 
238 584 | 31.17 1964 0, 20 


— — 18919 2,10 
301 090 29 21 51270,» 
317155 31.4 | 3650 | O,ss 
192 67512990» | 2454 0» 


162 787 30441 1424 0. 1418 | 995,70 
72298 ' 35,1 1220 0,0] 1194 | 978,0 


316 930 | 3144| 2946 O,| 2906 986,4 
177118 | 33,02 | 160910, | 1595 991,2 




















Gruppe Proz Sruppe | Gruppe | $ruppe | &ruppe 
vıl-IX | N I—IlL [IV--IX[IV—IV| VII-IX 


— — 


3131 990,» 
1188 998,22 
2630 993.0 
1948 991,0 


18,175 | 960,as 
5048 | 084,00 
3615 990, 


2410| 982.7 


120,52 | 120,10 | 147,8 
110,80 | 110,02 | 100.00 
118,10 | 118,7 | 141,er 
138,50 | 138,5 | 228,» 


170,5: | 167,11 | 339,73 
144.2 | 143,0 | 213,51 
142,00 | 142,3 | 175,00 


89,07 88.1] 151,3 
138,03 | 138,» | 100,0 
101,0: ] 102,14 92 ,»s 


152,17 


139,70 































40 | 13,58 
14| 8,10 


103,22 
102,35 


151,00 | 166,07 
139,e: 1 155,5 

























































































44904 31| 7745/0.5| 752419717 | 221,28, || 103,07 | 171,05 | 169,0 | 306,04 
343 166 | 35,2. | 3375 O0461 3325 | 985,10 50 |, 14» 102,08 | 157,04 | 156,» 1] 217.3 
433175 32. | 283810111 2786 |98Lu 52 | 18,52 | 118,» | 181,» | 181,0 | 208,00 
283897 33..| 6136 0,2] 5993 | 976,0 143 | 23,0 | 138,.: | 275,00 
265 010 | 30,23] 4743 |0,4] 4699 | 990,:3 44 Dar 168,7» | 220,00 
141 810 | 36,» 1729 0, 1718 | 993.04 11 6. 132,77 | 550,00 
147630 34,15 1405 0,2 1380 | 982,21 | 17,0 95,05] 150,0 | 151,1» | 125,00 
154 855 | 33,20 1715 '0,» 1 702 | 992,4 1 | Me Bo] 14810 | 148.15 | 144,4 
312671133, | 3103 ‚0,1 3029 1976.15 156,3: | 155,17 | 284,a 























1859 088,53 
6 220 | 983,55 
6 004 971,» 
1 351 | 989,01 
2244 | 978,03 


191 188 34, | 1880| 0,4 
477 302 | 34,1 6324| | 0,46 
167 542 126,» | 6177 0,08 
195 854 | 32,1= | 1366 | 0,25 
144 984 | 29,25 | 2293 0, 


211 l,ı: 104,58 
104 | 16,4, 123,84 
173 2801 || 110,50 
15  10,os 110,35 
49 | 21,.7 105,46 


e 210,00 
137,» | 189,0# 
167,00 | 308,0, 
118,40 | 136,36 
127, | 326,6: 







des Geſetzes zurückliegt, indem die Praxis der Einſchätzung fich jedenfalls ſchon 
in allen Yandestheilen befejtigt hatte, wenn fie auch noch nicht für alle Yandes- 
tbeile eine gleichmäßige war. Namentlich in den öjtlichen Provinzen und auf 
dem flachen Lande war jie eine larere.') 

Wenn aud in der Hauptjtadt ein Gejchäft jich viel intenfiver und nach: 
baltiger betreiben läßt, als anderswo und es daher bier eher möglich it, ſich 
rajch ein großes Vermögen zu erwerben, jo fann uns diefe Erwägung doc) 
nicht zu der Ueberzeugung bringen, daß alle dieje großen Einfommen und die 
beziehungsmweife ihnen zu Grunde liegenden Vermögen in Berlin erworben 
wurden. Wie viel mehr durch eine ganze Reihe von Jahrzehnten ein Zuzug 
nad ben bi den dichtbevölferten Theilen der Monarchie aus den dünn bevölferten 


val u hierzu Dr Erwin Rail e: „Bemerkungen über das preußiſche Steueriyiten ; 
Bonn, bei Adolf Marcus, 1861. S. 58 und den dort angezugenen Erlaß des Finanzminiſters 
vom 24. Dftober 1860. 
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fi nachweiien läßt, jo ift auch bier ein Zuitrömen der großen Vermögen nach 
den Berfehrscentren zu beobachten. So zeigen denn auch bei einem Bergleich 
der procentuellen Zunahme der Gruppen VIL—IX. (ſ. Tab. 8b) in den 
einzelnen Provinzen die Provinzen Preußen, Poſen und Pommern eine weit 
geringere Zunahme diefer Gruppen, als alle übrigen dichter bevölferten oder 
bedeutende Berfehrscentren bejigenden Provinzen der Monarchie ; wie Tab. 9 
zeigt, find jich Ddiefe Gruppen in unferm Zeitraum gleich geblieben in Gum— 
binnen, Cöslin, weiſen jogar in Stralfund eine Verminderung um 7,14°/, auf, 
und aud in den Negierungsbezirfen Münſter und Minden zeigen fie ein ge 
ringeres Wachsthum als das Durdhichnittliche der Einfommenfteuerpflichtigen 
im Staate überhaupt. 

Während ſich nämlich in Berlin die Bevölkerung von 632749 auf 
862 348 oder um 36,29 ”/, vermehrte, wuchlen die Einkommenſteuerpflichtigen 
von 11095 auf 18919 oder um 70,52°/,, die Einfommen von 3000 bis 
7200 ME. dagegen nur von 10876 auf 18175 oder um 67,11°/,, diejenigen 
über 36 000 ME. aber im Verhältniß von 100:339,73 (N), nämli von 219 
auf 744, während letztere fich in den Negierungsbezirfen Frankfurt und Pots— 
dam nur um 75,00°/,, bezw. um 113,51 °/, vermehrten, eine Zunahme, welche 
zwar die Zunahme aller übrigen Einfommenftenergruppen der bezüglichen 
Negierungsbezirfe immerhin noch bedeutend überholt, aber doch die in Berlin 
fonftatirte Zunahme (um 239,73°/,) weit hinter ſich läßt. 

Eine befonders hohe Zahl und ſtarke Zunahme zeigen die großen Ein- 
fommen auch in dieſer Periode in der Provinz Schlejien. 120 Genfiten 
mit einem Einfommen von mehr als 36 000 ME. vermehrten fich nämlich auf 
323 oder von 14,62 auf 23,14”/,, Jämmtlicher Einfommenjteuerpflichtigen, 
d. h. im Verhältniß von 100:269,17, und zwar waren e8 hier wieder die 
Genfiten mit einem Einkommen von mehr als 120 000 ME., welche die be- 
deutendite Zunahme aufwieſen; Ddiefelben vermehrten fich nämlich von 19 auf 
60, d.h. um 215,79 °/,(!) Dem gegenüber nahmen die Klafjenfteuerpflichtigen 
nur um 6,47°/, und die Einfommenfteuerpflichtigen mit einem Einfommen 
von 3000 bis 36000 ME. um 68,60°/, zu. Und zwar vermehrte fich 
Gruppe I im Berhältniß von 100:105,91, Gruppe II im Verhältniß von 
100:116,00 und Gruppe III im Berhältniß von 100: 118,57. 

Die Einfommenjteuerpflichtigen vermehrten fich, wie folgt: 

Gruppe IV im Verhältnig von 100 : 164,90 
R Vi ö „ 100 : 174,98 
a 2 100 : 198,73 
Br N „ 100 : 274,19 
Sul, s „100 : 238,46 
Fe 1 & ® „100: 315,79 

Se größer aljo die Einfommen waren, um jo jtärfer vermehrten fie ſich. 
In der Großjtadt Breslau comcentriren fich auch in Ddiejer Periode die 
großen Einfommen. Denn e8 gab in den Jahren 1863 und 1873 in Breslau 
72, bezw. 221, in Liegnig 23, bezw. 50 und in Oppeln 25, bezw. 52 Cen— 
fiten.mit einem Einfommen von mehr als 36 000 ME., was für Breslau eine 
prozentuale Vermehrung von 206,94, für Liegnik eine jolche von 117,39 und 
endlich für Oppeln eine ſolche von 108,00 °/, daritellt. 

Eine jehr jtarfe Zunahme der großen Einfommen zeigt endlich noch die 
Provinz Sachſen. Hier haben ſich nämlich” die Genfiten mit einem Ein- 
fommen von mehr ala 36 000 ME. von 74 auf 198 vermehrt, oder im Ver: 
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bältnig von 100: 267,57, Diejenigen mit einem Einfommen von mehr als 
120 000 ME., jogar von 2 auf 15 oder im Berhältniß von 1:9; daneben 
zeigen aud) die Einfommen von 3000 bis 36 000 ME. eine ganz beträchtliche 
Zunahme, nämlich von 83% auf 12410 Genfiten oder um 47,83°/, eine 
Zunahme, welche innerhalb diefer großen Gruppen allerdings von den Ein- 
fommen von 7200 bis 12000 M. und denjenigen von 12000 bis 36 000 ME. 
ganz bedeutend übertroffen wird (vgl. Tab. Sb!). Die geringe Zunahme der 
Klafienjtenerpflichtigen ift, wie Tab. Sb zeigt, allein auf die Einfommen unter 
900 Mk. zurüdzuführen. Was die einzelnen Regierungsbezirfe anlangt, jo 
find alle drei Negierungsbezirfe diefer Provinz gleichmäßig an dem rafchen 
Wachlen der großen Einfommen betheiligt und nimmt nur Erfurt eine ber: 
vorragende Stelle ein mit einer Zumahme von 2 Genfiten mit einem Ein: 
fommen von über 36000 ME. auf 11. 

Außer den fchon erwähnten Provinzen Preußen, Poſen und Pommern 
bfeiben auch in Ddiefer Periode die großen Einfommen (über 36 000 ME.) in 
den Provinzen Wejtfalen und Rheinprovinz Hinter der dDurchichnittlichen 
Zunahme im Staate zurüd, wie Tab. Sb zeigt. 

Sn erjterer Provinz haben (ſ. Tab. 9) die mehr Ländlichen 
Regierungsbezirte Münjter und Minden eine ganz geringe Zunahme, nämlich 
um 25,00, bezw. 44,44”, ,, während der indujtriereiche Bezirt Arnsberg jogar 
den Durdichmitt des Staates überholt, indem fich bier 26 Genfiten mit einem 
Einfommen von mehr als 36000 ME. auf 74 oder im Verhältniß von 
100 : 284,62 vermehrten. 

In der Rheinprovinz zeigen die großen Einfommen in den Regier— 
ungsbezirfen Köln und Wachen (100:308,93, bezw. 100 :326,67) eine 
rajchere Entwidlung, als im Durchichnitt des ganzen Staates, während die: 
jelben im Regierungsbezirt Düjjeldorf auffallenderweije Hinter dieſer durch: 
chnittlichen Zunahme zurücdbleiben und bier nur die Zunahme der Klaſſen— 
jteunerpflichtigen die durchichnittliche Zunahme im Staate überholt (vgl. Tab. 9 
mit Tab. Sb in der Reihe 9 und Tab. 6, legte Kolonne!). 

Ganz auffallend ift in dieſem Zeitraum die Abnahme der Klaſſenſteuer— 
pflichtigen und die außerordentlich geringe Zunahme der Einfommenjteuer- 
pflichtigen in der Provinz Bommern. Es betrugen nämlich in derjelben: 

1863 1873 Zu—- bezw. Abnahme 
Die KHlafienjteuerpflichtigen 430 994 427 760 —3234 


Die Einfommenfteuerpflichtigen 4979 5098 +119 
BZujammen: 435 973 432 885 — 31165 


Die Klafienjteuerpflichtigen haben fich alfo um 3234 Genfiten oder um 
0,75°/, vermindert, die Einfommenfteuerpflichtigen aber nur um 2,39°/, zu- 
genommen, jo daß — Klaſſen- und Einkommenſteuerpflichtige zufammengerechnet, 
was ja ſonſt nicht zuläffig — immer noch eine Abnahme um 3115 Genfiten 
oder um 0,71°/, zu beobachten ijt. Eine Vergleichung der Bewegung der 
Bevölkerung in dieſer Provinz Härt diefe Dinge volljtändig auf; denn Die 
Bevölkerung diefer Provinz hat, da leßtere von allen Provinzen am meiſten 
durch die Auswanderung zu leiden hatte, nach den Volkszählungen von 1864 
und 1875, fih von 1437 375 nur auf 1462290 oder im Verhältnig von 
100 : 101, 73 vermehrt. 

Die Provinz hat nämlich) nach den Berechnungen von Fr. 3. Neumann 
in dem Zeitraum von 1844/45—1885 durch Mehrauswanderung 406 300 
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und in dem Zeitraum von 1867 --1885 321 620 M. verloren.‘) Am durch- 
greifendjten zeigt ſich dieſer Nüdgang im Negierungsbezirf Stettin, wo 
193 347 Slafjeniteuerpflichtige fih um 672 oder 0,35°/, und 2755 Ein- 
fommenfteuerpflichtige fih um 301 oder um 10,93(1)°/, verminderten, und 
zwar vollzog fich diefer bedeutende Nüdgang der Einfommenfteuerpflichtigen 
allein auf Rechnung der Genfiten mit einem Einkommen von 3000 bis 
12 000 ME., indem dieſe fih um 316 Eenfiten oder um 11,59 (1°/, ver: 
minderten, während jid) 29 Genfiten mit einem Einfommen von mehr als 
36 000 ME. um 15, d. bh. um 51,73 °/, vermehrten. ine noch bedeutendere 
Abnahme der Klaffenfteuerpflichtigen fand im Regierungsbezirk Stralfund ftatt, 
wo 74822 Slafjenjteuerpflichtige einen Verluſt von 2524 Genjiten oder 
3,37 °/, erlitten, die Genfiten mit einem Einfommen von 3000 bis 12 000 ME. 
eine Zunahme von nur 2,14 und diejenigen mit einem Einkommen von mehr 
als 36 000 ME. jogar eine Abnahme von 7,141), zeigten. 

Wenn man bedenkt, daß es meiſt ledige, erwerbsluſtige junge Leute find, 
die auswandern, umd dafür die alten, in ihrer Yeiltungsfäbigfeit behinderten 
Leute zurücbleiben, und daß die Bevölkerung ihre natürliche Ergänzung durch 
Kinder findet, jo wird man bei einer jo bedeutenden Meehrauswanderung den 
BZurüdgang der Steuerpflichtigen leicht zu erklären vermögen. Die Steuer 
wird ja nach Haushaltungen erhoben, und es bleibt daher durch den Wegzug 
jener Perſonen eine Lücke, die von den bei der Volkszählung allerdings ihre 
Stelle vertretenden Kindern nicht ausgefüllt werden fanı, weßbalb auch bei 
geringer Volfsvermebrung und großer Mebrauswanderung ein Zurückgehen 
jämmtlicher Steuerpflichtigen nicht auffallen fann Reſumiren wir zum 
Schluffe die gewonnenen Nefultate: In der Beriode von 1863 bis 1873 zeigt 
fih fat in allen Provinzen und Negierungsbezirken neben einer äußerſt lang— 
jamen Zunahme der Einfommen unter 3000 ME. eine. jehr viel ralchere 
Steigerung der Einfommen über 3000 ME, und zwar vermehren fich diejelben 
un jo jchneller, je größer fie find. Much in diejer Periode zeigen die großen 
Einkommen von mehr ald 36 000 ME. das weitaus ftärfite Wachsthum und 
werden Ddiefelben namentlich” von den Einkommen von 3000 bis 7200 ME. 
hierin lange nicht erreicht. Diefe Erjcheinung auf ftrengere Einſchätzung zurüd: 
zuführen, ift um jo weniger zuläfftg, als wir es mit einer Periode zu thun 
haben, die volle 12 Jahre Hinter der Einführung des Geſetzes zurückliegt. 
Gerade deßhalb find die Ergebnijje diefer Periode von befonderem Gewicht, 
weil in derjelben die großen Einfommen noch weit lebhafter ich entwidelt 
haben, als in der der Einführung des Geſetzes und den damit verbundenen 
Berjuchsitadien und Vervollkommnungen der Einſchätzungspraxis näherliegenden 
Beriode von 1853 — 1863. 


“ Britte Periode 1553 bis 1873. 


Nachdem wir für die zwei Dezennien von 1853 — 1863 und 1863— 1873 die 
Entwicdelung der Einfommensvertbeilung unterfucht und hierbei nicht blos für den 
ganzen Staat ein weit rajcheres Wachsſthum der großen Einfommen, als der 
kleineren und mittleren, ſondern auch das Beltreben der erjteren, fich in den Groß: 
jtädten zu concentriven, nachgewielen haben, wollen wir nunmehr die Entwidelung 
dieſer Dinge für den ganzen 20 jährigen Zeitraum von 1853—1873 verfolgen. 


i) Vgl. „Beiträge zur Geſchichte der Bevölkerung Deutichlands jeit dem Anfange diejes 
Jahrhunderts“, herausgegeben von Friedrid Julius Neumann, Bd. II, S. 154, 166. 
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Refapituliren wir Die bier interejjirenden, oben jchon angeführten, all- 
emeineren Daten: Die Bevölkerung der 8 alten Provinzen betrug im Jahre 
852: 16869678, 1864 19159739 und 1875 20228065, fie vermehrte fich 

alfo in dem Beitraum von 1852—1864 um 13,57°/,, in demjenigen von 
1864—1875 um 5,58°/,') und in denjenigen von 1852 —-1875 um 19,91°/,. 
Nah den Angaben in den Anlagen zu den ftenographiichen Berichten über 
die Verhandlungen des preußiichen Abgeordnetenhaufes 1876, Bd. 1, ©. 73 ff. 
läßt fich berechnen, daß auf 2710361 Einwohner der mahl- und ſchlachtſteuer— 
pflichtigen Städte der 8 alten Provinzen eine einfommenftenerpflichtige Be— 
völferung von 220168 Perjonen oder 8,12°/, (!) entfällt, während auf die 
nicht mabl- und jchlachtjteuerpflichtige Bevölkerung von 17517704 Berfonen 
nur eine einfommenfteuerpflichtige Bevölkerung von 223144 Perſonen oder 
1,27°/, kommt. Nach den Angaben Dieterici’3’) waren im Jahre 1853 von 
den 44407 Einkommenfteuerpflichtigen 22768 oder 51,27°/, in den mahl- 
und jchlachtiteuerpflichtigen Ortichaften und nur 21639 oder 48,73°/, in den 
klaſſenſteuerpflichtigen Ortjchaften veranlagt worden. 

Nah Dieterici's Berechnungsweiſe kommt auf jene 22768 Genfiten eine 
einfommenftenerpflichtige Bevölferung von 113840 Seelen umd auf dieje 
21639 Genfiten eine jolche von 108195 Seelen, das find 6,12°/, der der 
Mahl: und Schlachtitener unterliegenden Bevölkerung von 1860 19 Seelen?) 
und 0,72°/, der klaſſenſteuerpflichtigen Bevölkerung von 15009589. 

Es bat ſich aljo bier wie dort das Verhältniß der Einfommenfteuer: 
pflichtigen zu der entiprechenden Bevölkerung weſentlich gebeſſert. Welchen 
Gruppen der Klaſſen- und a dieſe Beſſeruug zu Gute 
gefommen it, Sucht Tab. 10 überfichtlich zu veranichaulichen. (S. ©. 58!) 

In dem 2Ojährigen Zeitraum tritt das Beſtreben der großen Ein: 
fommen, fich viel rajcher zu vermehren, als die fleineren und mittleren, noch 
viel deutlicher hervor, als in den beiden 10jährigen Verioden Denn während 
die Hlajjenfteuerpflichtigen um nur 22,58°/, und die Einfommensteuerpflichtigen 
überhaupt jchon um 118,77°/, zunahmen, vermehrten fich die Einfommen von 
mehr als 36000 Mk. um 361,49 und zwar die Einfommen von 36000 bis 
60000 um 294,72°;,, diejenigen von 60000 bis 120000 Me. um 466,96°/,, 
und die übermäßigen Einfommen von mehr als 120000 ME. jogar um 
513,33°/, (D. Diefes Reſultat ijt ein um jo jtärferer Beweis für die Con— 
centration der großen Einkommen, als diejelben in erjter inte auf die Ver: 
änderungen in der der Einführung des Geſetzes ferner ſtehenden Periode von 
1563 bis 1873 zurüdzuführen find, wie folgender Rückblick zeigen mag: 

Die Einfommen vermehrten fich in den Zeiträumen von 

1853 —b3 1863—73 18535 — 73 
von weniger als 3000 Me. um 14,28°/, 7,25%), 22,58°), 
von 3000--36000 Mi. um . 48, 2°,  45,96°/, 116,32°/, 
(von mehr ala 36000 Mi. um 82 430), 152,96°/, 361,49°/,) 


3600060000 Mt. um . . 78,17%, 121,54%,, 294,720), 
60000120000 Mt. um . . 97,39), 187.22%,, 466,96°/, 


von mehr ala 120000 Mk. um 82,43°/, 258, ‚44 D 513,33°,, 


) Val. oben ©. 32 und Arm. J. 

) Dieter iei a. a. O. ©. 180. 

) Efr. Dr. €. Engel: Beitfchrift des kgl. preuf. jtat. Bür., 8. Jahrg. 1868, S. 80. 
Hierbei ijt zu beachten, daß die Zahl der mahl- umd ichlachtiteuerpflichtigen Städte nicht 
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Solchen Refultaten gegenüber dürfte das Bejtreben der großen Einkommen, 
jih in den Händen weniger zufammenzuballen, troß der ungenauen Veran: 
lagung der Steuerpflichtigen nicht mehr zu leugnen fein. 

Denn auch einer ſich vervollfommmenden Einfhäßungspraris wird e3 viel 
eher möglich fein, die kleineren und mittleren Einfommen genau fejtzuftellen, 
als Die großen, da nach der durchaus richtigen Anficht Naſſe's „die Ein- 
Ihäßungen in der Regel um jo mehr unter dem wirklichen Einkommens: 
betrage bleiben, je wohlhabender die einzufchägende Perſon ift“'). Neben- 
ſtehende Tabellen Ila, 11b und 12 fuchen die Entwidelung der Einfommens: 
vertheilung für die einzelnen Provinzen überfichtlih zu veranichaulichen. 
(©. ©. 60-63!) 

Die auffallendften Erjcheinungen, die ſich in diefem Zeitraume zeigten, 
mögen bier noch bejonders furz hervorgehoben und mit demjenigen der beiden 
Jahrzehnte von 1853 —63 und 1863—73 verglichen werden. 

Die Klafjeniteuerpf lichtigen vermehrten jih in den Zeiträumen 
von 1853 --73, 1853 —63 und 1863—73, wie folgt: 





























In den Jahren: 1853—73 | 1853-63 | 1868-73 

a ee — 1 — — 
Im ganzen Staate um . | 22,580 ı 14,28% 7,25°/0 
Und zwar in der Provinz: | | 
Rheinland um ...1 84,57% |  18,21°;o 13,84°/o 
Schlejien um . . .. . 23,83°/o 16,30°/o 6,47°/o 
Weilfalen um . . . . . 22,98% |  12,450/0 9,36”/o 
Dagegen in — um . | 21,18% 13,690 | 6,58°/o 
Preußen um . . j 20,63°6 | 13,40% | 6,37°/o 
Brandenburg um. . . . 19,85°/0 12,45% | 6,58% 

ommern UM. : 2... 17.7206 | 18,61% | 0,75”/o 

ofen um » 2. 2 2... 8,58” 5,53°/o 3,09°/o 


Demgegenüber vermehrten fih die Einfommenjteuerpflichtigen, 
wie folgt: 





In den Fahren: | 1853-73 | 1853— 63 | 1868-73 














| } 
Im ganzen Staate um .. 118,779 | 48,55°/o 47,28°/0 
Und zwar in der — | 
RWeitfalen um . .. | 158,11°/o 68,77°/0 52,94°/o 
Schlefien um . . +5 145,61°0 44,41°/o 70,07°/o 
Sadjen um -» . 2... 126,19° 51,94) | 48,87%) 
Brandenburg um '  123,32°/o 38,75°/o | 60,95°/o 
| | 
Rheinland um . - . .. 117,95% 52,20°/o 43,200 
Breußen um . . .» . ...112,00°%o 73,61% | 22,10°0 
Boien um . 2 2.2... 105,97% 89,18% | 47,55% 
Rommern um | 41,22°/o 37,92°/o 2,39°/o 





immer die gleiche war. Gie betrug 3. B. nach den Angaben von Fr. J. Neumann im 
Jahre 1820 : 132, ine Jahre 1873 dagegen nur 76. Im Jahre 1859 gab es nad F. ©. 
Schimmeliennig 83 mahl- und jchlachtjteuerpflichtige Städte. Bgl. 3. 6. Shimmelfennig 
a. a. d⸗ S. 22, wo dieſe Städte namentlich aufgeführt ſind. 

) Bal. in der „Concordia, Zeitſchrift für die Arbeiterfrage“, 3. Jahrg. 1873, Nr. 35 ff. 
den Aufſatz von €. Naiie: „Die Ergebnijje der preuß. Klaſſen- und Eintommenfteuer: 
einihägungen nach ihrer jocialen Bedeutung“. ©. 232. 
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@abelle 114. 






















































— — Provinz Preußen] Provinz Poſen — 

Gruppe Einkommen von Een —ñ 
Mark Perſonen Prozent Perſonen Prozent Perſonen ‚Prozent 
1 bis 900 — 765 709 | 942,53 437 228 . 960,0: | 476 009 | 324, 
1873] 919443 | 938.4 | 464 563 | 940,» | 569 115 | 920,55 
| mot] aan] Se] has) al a Se 
m| 1500-8000 [j1s:3| 310501 Br 7854 _15w| 17506 |_28a 
| oo I] Sin ee] 28 Hiee | St Pe 
w| so0- zmolfies] Sm. ze] sa8| me] ‚rl ms 
v| mmol] ame] Ste] dan is 
v| mono || 8 Mel ir Mel vun um 
I BEDEITIE —— 
vn | 0000— mol] u | Be 
von | 60000-120000 Hıszal 251 zul 10 el 32 33 
| mem] 2 Me de 
n-| mm el 8 Me 
vor | | a] Es] 2 1 


Enbelle 11h. 





100 Steuerpflichtige der Gruppen . . . . 




















9. Staat 


1. Preußen u a 120,0» 110,10 

2 BORN: 3.442. ir - 106,5 149,85 

3. Brandenburg 119,54 106,10 

4. Bommern. . . . . — 117,51 

5. Sclejien . 123,56 

6. Sadıien . 120,11 

71. Beitfalen . . .... — 121,55 182,40 122,08 
8. Rheinprovin: . . 2 2.2... 133,85 155,47 134,57 












































| 121% 163,01 | 122, || 2070 
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Provinz 
Vin 


Provinz 


Pommern Provinz Schiefien | Provinz Sehler 


NHeinprovinz 




















| | 
Berionen ‚Prozent Berfonen Prozent Perſonen | Prozent | Perſonen — Perſonen Prozent 


— —— — — — — — — 











— 


336 797 | 926,» | 933 717 946,10 | 528 529 | 927,22 | 469 558 | 938,71 824 921| 943, 
397 120 | 928,5: | 1153 743 | 944,75 | 634 826 | 919,0» | 570 765 | 927,» | 1104 138 | 938,0 
16 596 45,67 34053| 345| 27135 47,00 21 128 42,24 33 905 38,77 
17904 | 4l,ss 40 885 33.4 | 33545 48,571 27008 | 43, 48254| 41 
9968 27,43 18458| 18, 14 352 25,18 9530 | 19,05 15 745 18,00 
12 736 29,77 26617) 21,1] 22346 32,55 17383 | 28,26 24478| 20,0 


363 361 | 999,00 | 986 228 11.000,01 | 570.016 |1 000,» | 500 216 |1000,0 | 874571 |1.000,00 
427 760 |1 000,00 | 1 221 245 |1 000,00 | 690 717 |1 000,00 | 615 156 |1 000,0 | 1 176 870 |1 000,00. 
2876 | 7960| 4603| 8090| 4539 | 814m] 1951 | 809; 6 651 
3955 | 775,70 | 10688| 765m 9854| 78] 4995 | 803,6 | 13607 


























808,55 
754,27 
05 | 139, 651 | 114,55 649 | 116,48 277 


























114,00 1010| 122, 

718 | 140,54 1846 | 132,» 1652 | 131,0s 714 | 114, 2584| 143,4 
195 54,02 351 61,re 345 61,0 149 61,30 524 | 63,5: 
349 68,48 1101. 78, 904 71,0 402 64,00 1487| 82,4 
3576 | 990,50 5605| 986 | 5533| 992,041 2377| 985 w 8185 | 988,8 
__5022 | 9850»| 13635 | 9760| 12410! 984»| 6111| 92 | 17678! 979,0 
25 | 6,37 41 7,21 82 | 5,74 18 74 59| Ts 
37 7,20 170| 12,18 1200| 9 69 | 11,0 182| 10,0 
10 | 2,77 22 8,87 6 1,08 14 5,81 27 3.26 
32 6,28 93 6,08 60 | 4,16 28 4,50 136 7,54 
1| 0% 15: 2,00 3| 0 2| 0s 6| 0% 

7| 1,37 60 4.0 18 1,45 15 2, 44 2,44 

34 9 78 18; 41| 7s | 34 14 92| Ihm 
76| 145 3238| 28, 18 | 15ul 112) 1180| 3862| 200: 
999 ‚os 


3610 1 000, F 5683 | 999,0 u 557 1 000,»| 2411 1000 8 277 | 
5098 ‚1000,00 | 13958 |1000,.0 | 12608 11000. | 6223 |1 000: | 18040 |1 000,00 


vermehrten fih von 1853 bis 1873 auf: 








— — —— — — — 
| * | VI —J | vu | VIII | I | V1--IX | vs 
—— — 2 — — — — — — — 
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200,5 242,88 | 211,20 257,14 2 500,00 358,24 212,00 
i 290 ‚oe 280,00 317,05 205,37 
552,38 880,00 654, ! 





























178,97 140,44 160,87 320,00 223,53 141,.2 
313,88 243,26 414,63 422,13 414,10 245,51 
262,08 224,29 375,00 1 000,00 482,03 226,10 






















258,11 
217,05 


218,7 


383,35 
308,47 


394,12 


200,00 
503,70 


566,08 





461,4» 
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Tabelle 12, 
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1853 











































































Regierungsbezirke vor, roz. 
Gruppe 5 Sruppe | 3 — | Proz. Gruppe 
IAII Bev IV—IX | ver IV—YV -IX 
1. Königäberg . » : : » .] 290 014 | 32,02 1599 0,18 1590 | 994 as 9 
2. Sumbinnen . . 1207494 | 32,51 600 | O,v >99 | 998,33 1 
3. Danzig - » » 2.0.0.7 1103825 2%60| 1129| Oa| 1194 | 995,08 5 
4. Marientverder —— 204 740 | 31,3 904 044 902 997,10 2 
5. Stadt Berlin. . . . .. | 8445 1» 
6. Botsdam . . 2... 253 3448| 29, »] 2312| O0 
7. Frankfurt . » : 2 ...1262422 29] 1645| Os 992,10 
8. Stettin . . - +. ..5164858, 27,021 1912| O1 1897 
9. Köslin -. -:..: 1136 050 29,0 803 O,ır 303 1000,00 
10. Swaliud .. 2.2... 62453 | | 895 040 876 978; 
71. Be — — —— 188—8282 321 1448 OO, | 1428 989,0 
12. Bromberg . . . . . . .1 157475 | 33.18 775 O0 773 997, 
IB Be. . 974550 79] 3068 0,1 3081 | 987,4 
312187 | 33,1 1529| O,s 1510 | 987,7 





BEE 5 
15. Oppeln . —— 





299 491 





29,78 1086 | O,n 1 064 | 979,74 











































16. Magdeburg 1 223243 3123| 2990| 0] 2963 | 990,9 27 
17. Merieburg. -  . .1 227494 | 290] 1766| O2| 1755| 998,7 11 
a. 1118 270 3401 818 O0=| 815 996, | 3 
19. Müniter. . ke DL Bun 573 O,ıs 558 973,82 
20. Minden.. 1148868 81 792 0, 785 | 991,16 
21. Urndberg - - - : : ...[202602| 330 1046| Our] 1034| 988,5 
22. Koblenz; .. - .....| 1583388 30,7| 1127 0O%2| 1118 992,0 
23. Düfledorf -. -. -. . . . 316184 32.31 3113 0s:] 3069 985,8 
BENDER 2 2 20 oo. +1 129454 25.4] 2115 0,4 2088 987,2 27 
BCE... .-- 00% 148577 29,10 725 0 718 990,35 7 
26. Haben . -- .....[12018 286] 1197 Osxs| 1192| 995,0 5] 











Und zwar nahmen die Einfommen von 3000 bis 36 000 Me. zu: 













Inden Jahren: 1853—73 | 1853 — 63 186373 
Im ganzen Staate um .  116,32°/ | 48,20°;/o 45,96 0 












Und zwar in der Provinz: 













Veitfalen um. . . . ..157,09% 68,87°0 52,420%/0 
Schlefien um . . . .. 143,26°/o 44,28° /o 68,60°/o 
Sadien um . . 2.» |) 124,29°% 51,73°%0 | 47,83% 
Brandenburg um . . „| 518,71 37,98% | 58,50% 
Rheinland um .... 115,98 | 5212% | 41,98% 






Preußen um » . . 2.) 111,29% 73.330 21,90"/o 
Bon :» » . 2 2.4 10450% 38,76°/o 47,38°/o 
MOM oo. a“ | 40,44° /n 37,47°/o 2,16"/o 
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329 588 | 81,0 











18919 
5127 
3650 


2,10 






1301 0 090 29,1 
‚317 155 31,4 


192 675 | 29,02 
'162 787 30,46 
' 72298 | 35,2 
1316980 31, 
177 118 | 33,0 


1444904 31, 
343 166 | 35,20 
433 175 32,00 

































147 630 


3162 O,| 3131 
26617/3102 | 1190 0,10| 1188 
124654 2445| 265610, | 2639| 
1238 584 31, 7% 1948 






3 615 | 990,1 


2410 982,07 
1418| 995,10 
1 194 | 978,00 


2 906 | 
1595 | 991,20 


7524 | 971, 
3325| 985,10 
2786 


283 897 | 38,0 
‚265010 | 30,33 4 699 
141810 36, 1718 


1 702 
3029, 











990,20 


998,32 
993,00 


| | 991,ss 






960,88 
984,60 












9864 


981,4 


976,00 
990,72 
993,04 


982,21 
992,4 
976,15 



































| 120,50 
| 117,05 

119,4 
123,75 


118,0 
120,36 


116,7 
119,5 
115,16 


106,58 
112, 


118, 
109 ‚ss 
144,04 


' 197,17 
116,4» 
118,:0 


99,08 
103,33 
154,33 


139,1» 
174,00 
149,7 
137,46 
145,08 





vermehrten fit} von 1853—1873 auf 





Gruppe | &ruppe | Gruppe 


IV —IX [IV— VI 
197,15 | 196,» 
198,33 | 198,ss 
235,.5 | 234,70 
217,26 | 215,9 
224,03 
221,70 
221,58 
128,55 | 127,04 
177,53 | 176,30 
136,5: | 136,30 
204,18 1 203,50 
207,8: | 206,4 


252, 
220,78 


261,33 


248, 2 
220,20 
261,54 





205,22 | 202,26 
268,571 267,5 
211,s7 1 210,80 
269,181 247,51 
216,54 | 216,52 
296,05 | 292,04 
166,5: | 166,2s 
203.151 202,8 
292,08 1 287,55 
188,1 | 188,16 
191,50 | 188,26 


Gruppe 
VII-X 





136,84 


266,07 
700,00 


597 ‚so 
263,16 
236,36 


529,03 
400,00 
366,87 


166,87 
185,17 
616,87 


233,35 
236,36 
640,74 
214,» 
980,00 


Dagegen hatten die großen Einfommen von mehr als 36 000 Me. 
folgende prozentuelle Zunahme: 





In den Fahren: 


Im ganzen Staate um . 


Brandenburg um 
Sachſen um 


Schlefien um . 
Rheinland um 
Preußen um 
Meitfalen um . 
Roien um 
Pommern um 


Und zwar in der Provinz: | 
| 








1858-68 8 1863—73 
361,49°/o 82,43% 152,96°/o 
554,96°/o 110,69°/o 210,87°/0 
382,93) 80,49°/o 167,57°/o 
314,10°/o 53,85°/o 169,17°% 
298,48°/o 59,78°%/o 146,26°/, 
288,24°/o 147,06°/, 57,14°% 
229 41° /o 61,76°/, 103,64”/o 
217,65°/o | 94,12” /o 63,64” /o 
123,58%6 | 85,29% 20.68°'0 


| 185878 
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Es follen nun noch kurz aus Tab. 12 Diejenigen Regierungsbezirke 
herausgehoben werden, welche im Sahre 1873 mehr als 100 Genfiten mit 
einem Einkommen von mehr als 36000 ME. hatten, nämlid die Regierungs: 
bezirfe: 


Berlin mit. . . 744 

Breslau mit . . 221 Cenſiten mit Einfommen 
Köln mt . . . 173 ! über 
Magdeburg mit . 143 | 36 000 ME. 
Düfjeldorf mt . 104 


In diefen fünf Regierungsbezirken vermehrten fich die großer Einfommen 
bon über 36 000 Mk.: 





In den Jahren: | 1853-78 | 1853-63 | 1863-78 








I 
I 








In den a a bei | 
Berlin um. . \  691,49°/o 132,98°/, 239,73°/o 
Köln um 2 2 222.) 540,740 107,410 208,93°/o 
Breslau um .» 2 202.1 497,30%0 | 94,59% | 206,94°/o 
he um 2 20.0.1 429,68°%% | 2 De | eh 
ülleldorf um . . 2..." 136,36°0 25,00% | ‚93° 
Be Ba EBEN aa We re 
Im ganzen Staate um . 361,49°/o 82,43°/o | 152,96°/o 


Eine ganz bedeutende Zunahme zeigen die großen Einfommen außerdem 
noh in dem induftriereichen Negierungsbezirt Arnsberg, wo diejelben von 
12 auf 74 anwuchſen, fich alfo verjechsfacht haben. 

Bliden wir auf den ganzen Zeitraum zurüd, fo finden wir, daß die Ein: 
fommen über 3000 ME. beinahe doppelt jo raſch wuchjen, als diejenigen unter 
3000 ME. Die Einfommen über 3000 M. wuchſen um fo rascher, je größer 
diefelben waren, während diejenigen unter 3OOO ME. um fo langjamer wuchjen, 
je Kleiner fie waren. 


Die Einfommensvertheilung hat ſich alfo ganz wejentlich verbejlert, jedoch 
haben die großen Einfommen den Löwenantheil dDavongetragen und ijt injofern 
eine Goncentration der großen Einkommen nicht zu läugnen. Daß E. Engel‘) 
das langſame Wachen der Genfiten mit Kleinen Einfommen als etwas Bes 
dauerliches anfieht, ift, namentlich” wenn man die oben genau entwickelte 
Gejeggebung im Auge behält, nicht recht einzufehen. 

Im Gegentheil halten wir das langiamere Wachsthum der fleinen Ein: 
fonımen für dem erfreulichiten Punkt in der ganzen Entwidelung der Ein- 
fommensvertheilung. Weit bedenflicher jcheint ung der Umstand, daß gerade 
die mittleren Einkommen (etwa von 1500--7200 ME.) mit dem rapiden Wachs: 
thum der anjehenlichen und großen Einkommen nicht Schritt halten fonnten. 
In den entgegengejegten Fehler, wie Engel, verfällt Dr. Adolf Soetbeer, in: 
dem er annimmt, es jei blos dann von einer Goncentration der großen Ber: 


) Bol. preuß. ſtatiſt. Zeitjhrift, XV. Jahrgang, 1875, ©. 142, die Worte: „Angefichts 
der maflenhaften Steuerbefreiungen wegen Einkommens unter 140 Thaler“, welche Engel 
im Zuſammenhang mit der Vergleihung der Ergebnifje der Einfommenseinihägungen aus 
dem — von 1852— 73 gebraucht, ſcheinen mir den Verdacht, Engel babe die damals 
(im Jahre 1875) geltende Geſetzgebung mit der früheren verwechjelt, hinreichend zu recht— 
fertigen. 
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mögen die Nede, wenn die Zahl ihrer Befiger fich gleich bliebe, oder zurüd- 
ginge, während die Summe ihres Einfommens, bezw. Vermögens, immer 
jtiege‘). Jedenfalls kann auch Spetbeer für den Zeitraum von 1853—73 
* den der preuß. jtat. Zeitſchrift entnommenen Daten nicht leugnen, daß 
die großen Einfonmen viel rajcher zugenommen haben, als die Fleineren und 
mittleren. Wenn nun Soetbeer bedauert, daß diefe Verfchiebungen von den 
niederen in die höheren Klafjen nicht viel raſcher vor fich gegangen find, jo 
fünnen wir ihm hierin nicht beiftimmen. Denn allein Schon dadurch, dal die 
großen Einfommen weit vafcher wachen, wird die Kluft zwiichen den Eleineren 
und mittleren Bermögen und Einkommen einerjeits, und den großen anderer: 
jeit3 immer größer. Das rajchere Wachjen der großen Vermögen und Ein: 
fommen ift um jo mehr zu bedauern, als damit anscheinend regelmäßig eine 
relative Abnahme der Zahl der überhaupt ein Vermögen bejigenden Ber: 
jonen verbunden zu fein pflegt, wie Dr. U. Ehr. Sergeew in jeiner aner- 
fennenswerthen Arbeit: „Die Vertheilung der Güter in einigen Kantonen der 
Schweiz” für einige Schweizerfantone nachgewielen bat. So madıten 3. ®. 
im Kanton Zürich noch im Jahre 1872 die 46 808 Vermögensitenerpflichtigen 
77°;, aller Einfommens: und VBermögensiteuerpflichtigen zujammengenommen 
aus?). Im Jahre 1885 ſank diejes Verbältniß auf 61°/,”, noch ftärfer zeigt 
ich die Abnahme der Vermögensiteuerpflichtigen in dem Kanton Glarus (vgl. 
Sergeew, ©. 53). 

Der Bergleih, welchen Sergeemw zwilchen den Kantonen Bajel Stadt und 
Glarus zieht, zeigt, daß der Fapitaliftifch weniger entwidelte Kanton Glarus 
relativ mehr Vermögensjtenerpflichtige hat, als der Kanton Bafel, mit feinen 
111 (1) Millionären. 

Leider fehlt uns für Preußen mit der Vermögensſteuer auch jeder Anhalt 
zu folchen Bergleichen. Dagegen hätte Soctbeer bei der Vergleihung der 
Nefultate der engliichen Eimfommenjtenerveranlagung fich die Gelegenheit nicht 
entgehen laſſen jollen, darauf hinzuweiſen, daß in England der eigentliche 
bäuerlihe Mittelftand ganz und gar verfchtwunden it, und daß die Engländer 
ebenjo Urfache haben, uns um diefen zu beneiden, wie Soetbeer fie um ihre 
größere Wohlhabenheit beneidet, indem er diejelbe ganz einjeitig auf das Vor: 
bandenjein zahlreicher großer Vermögen zurückführt. Dann wäre er feinem 
ſchönen Sätze, den wir, weil wir ihn vollftändig unterjchreiben fünnen, bier 
anführen, gerecht geworden, — dem Satze nämlich: „Die Statiftif follte ftet3 
möglichit umbefangen von vorgefaßten Meinungen und mit augenscheinlicher 
Unparteilichfeit dag Material für die eben angedeuteten Erörterungen (nämlich 
über die Entwidelung der Einfonmensvertheilung und des Volkswohlſtandes) 
überfichtlich zujammenjtellen und von ihrem Standpunkte aus rein objektiv die 
Hauptergebnifje bervorzubeben jich bemühen“). 


’) Bal. Soetbeer: „Das Geſammteinkommen und dejien Verteilung im preußiſchen 
Staate” in der Zeitichrift „Der Arbeiterfreund“, herausgegeben von Dr. B. Boehmert und 
Dr. Rud. Gneift, 18, Jahrg. 1875 und in Konrad's Jahrbücern. 

) Bon 60634 Perjonen veritenerten in diejem Jahre nur Vermögen 18778 (2); nur 
Einfommen 13909 und 27947 (?) Perſonen verjtenerten Vermögen und Eintommen zugleich. 

) Bon 84774 Perſonen veriteuerten im Nahre 1885 nur Vermögen 14398 (?1, nur 
Finfommen 33205 und 37171 1?) Perſonen veritenerten beides. Die Heine Differenz 
zwiichen den Angaben ı ber die Zahl der Vermögersjtenerpflichtigen in den Nahren 1872 
ımd 1885, welche zwei verjchiedenen Berichten nn iſt, iſt micht zu erflären, aber auch 
gan; unerheblich. Bal. Sergeew . a. O. ©. 40 und 58. 

*, „Aıbeiterfreund“ ı a. a. O. . 289. 

Aunalen des Teurichen Reicht. 1898 r 
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Vierte Periode 1875— 1890. 

Nach dem fieberhaften Aufſchwung des Gejchäftslebens in den 70er Jahren 
mit all’ jeinen Gründungen, Ueberjpefulation und Ueberproduftion, nach dieſem 
Aufſchwung, der nad) den Ergebniljen der preußischen Einfommenfteuerftatiitif 
im Jahre 1875 bezw. 74 jeinen ‚Sipfelpunft erreicht hatte, trat ein gewaltiger 
Rückſchlag ein, biß fi) die Dinge vom Jahre 1880 an wieder allmählich zu 
bejiern begannen. Folgende Zahlen veranjfchaulichen dies klar: 

Im ganzen Staate jegigen Umfangs hatten nach den Einfommenjteuer- 
filten ein Einfommen: 


In den Jahren | don 3000-36000 ME. | von mehr als 36 000 Mt. 








1873 | 121036 Cenfiten | 2248 Cenfiten 
1874 137 165 a 2391 * 
1875 | 148115 2 2381 — 
1876 154 733 — 2363 = 
1877 160 296 r 2293 u 
1878 | 165 024 “ | 2283 Pr 
1879) 167697, 228, 
1880 171941 | 2372 Piz 


Die großen Bermögen und Einkommen find, wie leicht zu begreifen, gegen 
wirtbichaftliche Krijen viel empfindlicher, ala die mittleren, welche viel wider: 
tandsfähiger find. Und jo gingen denn jene langſam zurüd, während dieſe 
immer noch ziemlich lebhaft zunahmen. Doch die mittleren Einkommen erhielten 
jegt auch noch Zuwachs aus der Reihe der zujammenbrechenden großen 
Bermögen. 

Bevor wir auf die Entwidelung dieſer Dinge im Einzelnen eingehen, 
haben wir noch anzufügen, daß in dieſem Abſchnitt mit den Ausdrücken 
„Sruppe I" oder „Einfommen bis 900 Mk.“, bezw. „Einfommen unter 900 ME.“ 
die Stufen 1 und 2 der Klaſſenſteuer nach dem Geſetz vom 25. Mai 1873 
einschließlich der nad) S 5a und 8 7 dieſes Geſetzes, aber ausjchließlich der 
nah S 5b, e, g und h jteuerfreien Perſonen begriffen werden. Da die nad) 
$ 5b, c. g und h fteuerfreien Perſonen ſchon nach dem Gejege vom 1. Mai 
1851 jteuerfrei waren und in der über diefen Zeitraum vorhandenen Statijtif 
nicht bejonders aufgeführt find, jo glaubten wir diejelben, zumal ihre Zahl 
verhäftnigmäßig doch nicht ſehr groß it, auch für den jegt zu behandelnden 
Beitraum ausjcheiden zu müljen. 

Gruppe II umfaßt die Stufen 3 bis 6, Gruppe III die Stufen 7—12 
der Klafienftener; Gruppe IV die Stufen 1—6, Gruppe V die Stufen 7—10, 
Gruppe VI die Stufen I1—18, Gruppe VII die Stufen 19—22, Gruppe VIII 
die Stufen 23—28 und endlih Gruppe IX alle anderen Stufen der Ein- 
fommeniteuer, welche über der 28. Stufe hinausfiegen (vgl. oben ©. 26 u. 28 f.). 

Nebenjtehende Tabelle (13) foll die Seftaltung der Einfommensvertheilung 
für dieſe Periode überfichtlich daritellen. 

Bevor wir auf die Refultate diefer Tabelle eingehen, iſt des Vergleiches 
wegen noch anzuführen, daß die Bevölkerung im Jahre 1875 20 228065 Menjchen 
betrug und fich bis zum Jahre 1890 auf 24062501 Menſchen oder um 
18,93°/, vermehrte. 

Bon den Klajjenstenerpflichtigen vermehrte fih in unferem Zeitraum 
die mittlere Gruppe II am raſcheſten mit einer Zunahme von 29,59°/,, ihr 
folgt gleich Gruppe I (27,28°/,) und die geringjte Zunahme zeigt die oberfte 
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Gruppe III mit einer Zunahme von 22,56°,,, welche immerhin das Wachs: 
thum der Bevölferung noch um 3,96°/, übertrifft. Dem gegenüber zeigen in 
diejer Periode die Einfommenjteuerpflichtigen eine jehr gleichmäßige Ent: 
widelung. Die Einfommen von 3000 — 7200 ME. vermehrten fih um 
60,44" /,, diejenigen von 7 200— 12000 ME. um 61,92°,, umd endlich diejenigen 
von 12009 bis 365000 ME. um 64,78”/,. Die großen Einkommen übertrafen 
dieſes Wachsthum unerheblich. 

Die Einfommen von mehr als 36000 ME. überhaupt vermehrten fich um 
62,09°,,. Im Einzelnen nahmen die Einkommen von 36000—60000 ME. 
um 60,74, diejenigen von 60000 -- 120000 ME. um 58,94 und endlich die: 
jenigen von mehr als 120000 ME. um 76,32°/, zu. Wie aber oben jchon 
dargelegt, find gerade die großen Einkommen in dem eriten Drittel unferer 
Periode zurückgegangen‘), während die Einfommen von 3000— 36000 MiE. 
gleichzeitig stiegen. Alfo trogdem die großen Einfommen ein Defizit nachzu- 
holen hatten, übertrafen fie in ihrer relativen Vermehrung diejenigen von 
3000-- 36000 ME. noch um 2,88%, und das Wachsthum der Bevölferung 
jogar um 43,16" ,,. Einen nachhaltigen Einfluß bat die wirtbichaftliche Krifis, 
aljo bloß auf die Einkommen von 1500-3000 ME auszuüben vermocht. 

Wir lafjen nun die Tab. 14 und 15 folgen, welche für die Jahre 1875 
und 1388 das Verhältniß der Provinzen und Negierungsbezirfe zur Geſammt— 
bevölferung des Staates und dasjenige der Einfommen: und Klaſſenſteuer— 
pflichtigen in erjterem, zu ihrer Geſammtheit, in legteren überfichtlich daritellen. 

In den Tabellen 16a und b und 17 (©. 70— 73) juchen wir die Ent- 
widelung der Einfommenjteuervertbeilung für die einzelnen Provinzen und 
Negierungsbezirfe zu veranschaulichen. 

Als beionders auffallend mag die Abnahme der großen Einkommen in 
einigen Gebieten mit vorwiegend ländlicher Bevölkerung hervorgehoben werden, 
nämlich in der Provinz Polen und den Negierungsbezirfen Marienwerder und 
Straliund. 

Fünfle Periode 15853 bis 1890. 


In der Periode von 1853 —90 vermehrte jich die Bevölkerung in den acht 
altländifchen Provinzen von 16 869 675 auf 24062 501 oder um 42,54 °/..°) 

SHeichzeitig vermehrten fich die Einfommensteuerpflichtigen um 337,,3°/,, und 
zwar um fo rascher, je größer ihre Einfommen waren, wie beifolgende Tab. 18 
(S. 74) zeigt: 
Es haben fich alfo gleichzeitig die Einfommen von 3000 bis 36 000 Mi. 
vervierfacht, während jich die Einfommen von mehr als 36 000 ME. beinabe 
verachtfacht und die übermäßigen Einfommen von mehr als 120000 Me. ver: 
zehnfacht haben. (Fortfegung S. 72 unten!) 


') Die macht ſich noch im Jahre 1888 bemerkbar. Bon 1875 bis 1888 jtieg nämlich 
die Bevölkerung von 20228065 Köpfen auf 23442335, vder um 15,89”, die Einfommen 
von 3000— 36000 ME. vermehrten ſich von 118495 auf 175846, oder um 48,40°/o und endlicd) 
diejenigen von mehr als 36000 ME. von 2163 auf 3009, vder um 39,11% Es blieben alſo 
die großen Einfommen (von mehr al& 36000 ME.) hinter denjenigen von 3000—36 000 um 
9,29% zurüd, fie übertrafen aber das Wachsthum der Bevölkerung immer noch um 28,22°;o. 

2) Nach den „Bemerkungen“. in den Anlagen zu den jtenogr. Berichten, Jahrg. 1889, 
Bd. 2, ©. 1094, kommen im Jahre 1888 im ganzen Staate neuen Umfangs auf eine ein- 
fommenjteuerpflichtige Haushaltung nur 4,04, auf eine NMaflenjteuerpflichtige dagegen 4,4 An: 
gehörige, was ein neuer Beleg dafür iſt, daß die Annahme Dieterici’8, es entfielen fünf 
Angehörige auf einen Einkommenſteuerpflichtigen, zu hoch gegriffen. Leider fehlen ähnliche 
Angaben in den jonjt jehr ausführlichen Publikationen über das Jahr 1875. 
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®@abelle 14 n. 15. 





Ta R - 
Im Jahre 1875 kommen auf jeden Negierungsbezirt Im Jahre 1890 kommen auf 


' is More ährrıy 
und auf jede Rrovin; jeden Regierungsbezirk und 


auf jede Provinz 





— — — — — 










* (er ch pr R B 
Regierungsbezirle Bon | Yon 100 zu Gen zur Son | zen 100 zur | Den 100 zur 
— 100 Ein- | GFintommen en 100 Ein: | Gintemmen | Klaileniteuct 
mwohnern | feuer veran: | nn lrım wohnern | ituer veran⸗á- Tantagten 
. ;E r 2 dau valtungen Be ea art Hauebalrmungen 
Provinzen überhaupt Men Terienen, SU überhaupt: | Feten IT, 


15,18 3,05 6.4 


1. Königsberg 


2. Gumbinnen 3,01 'Le 4,us 
3 Danzig SER ARE 2,30 Ir 2,7 
4. Marienwerder. 3,55 ua 1.57 3,0 








3 Poſen — — 4,0s 2768 N, | 4 2,u 4,1 

8. Bromberg 2404 1,5» 3. IE 2.4, 1.s; 2,77 
Provinz; Boien 7,0: | 4, Yon Fig Fr — 

E Stadt Berlin re U 8) | 18,05 4.4: h,22 21. 64 

Poedann15,11 | 5,24 4,0 5.45 tn hs 

9. Franfit . . . ‚19.0: | 3a Las ka | 3.4 Kr 

Provinz Brandenburg 14,50 28,7 13.4 16,3 31,0 15, 

10. Stettin -. . . . .13.» ER 258 3,04 3,us DER, 

IT. .....126 1,4 2, 2,3 l,ın BR) 

12 Straljund Ber, # 1,00 ı 1.13 0 — 4 is 


b.1s un7 





18,53 | 15,04 14,1% 18,14 16 





100,» 100 —100 


Digitized by Google 























| 
Mart Perſonen Prozent Perſonen Prozent 


70 C. Heiß: Die großen Einkommen in Deutſchland. 
Tabelle 164. 
er aacen | Provinz 
mit einem = h Provinz Preußen | Provinz Poſen Brandenburg 
Gruppe Einkommen von = _— 
=. 




















Perſonen Prozent 




















































































bis 900 [J1875 | 1608453 9435| 813656 939,5 | 945475) 783,0 

11890 | 1 938 822! 949,10 | 992353 948,5: | 1454227 808,» 

| 90-1500 a0 dorsı arm| 256352] 140% 

| 1500-3000 Mihksol 20530 10m 132421 122 _a8s00l_ 40. 
Em bis 3.000 11875 | 1 704 973.1 000,00 866 190 1.000,00 1 206 5471 000,00 
a — 11890 | 2 042 799 1 000,00 | 1.046 376/1 000,00 | 1 799 148 1 000,00 
| som mot] zeulane| Aulene] Seal mem 

vl 7200-1200 Is] 1572 a0sml 719° SB 9042 1407 

vl mm—anom || 3 Sr] 308 | 2a 10 
vv | 3.000 — 36 000 ER — — Zen el 8 Ts — 
vn ſ eco- oo | ee 
VII | 60.000 — 120 ooo 133 ai 0 el 8 
IN über 120.000 [41550 3 I il a 
| sum Se ——— 
IV-IX über sovo | {1850| Asternomm| Faaliomme| Sosrlıome 


@abelle 16h. 


100 Steuerpflichtige der Gruppen. . 








Provinzen 





|. 





1. Preußen 120,55 110,ss 100 os 
2. Bojen : 121, 103,:0 100,01 
3. Brandenburg 153,51 134,33 126,13 
4. Bommern . 123,40 127 ‚sa 101,4 
5. Schlejien 119,50 123,10 112,os 
6. Sadjen . 119,94 141,ıs 132,2s 
7. Weitialen . 129, 6% 143,15 136,37 
8. Rheinprovinz 134,4: 131,21 140,32 
9. Staat 127,2» 129,30 122,0 || 


11 | J IV | 
| | 


119,51 143,25 
120,50 146,51 
149,12 176,25 
122,0 | 130,11 
119,8 | 151,0, 
122,0 | 156,35 
131,.r 189,10 
134,0 1610 
127,51 | 160,44 








































































































C. Rejultate der Statiftik der preußiſchen Klaſſen- und Maffifizirten Einkommenſteuer. 71 
Prabinz Provinz * ei Sachſen Broin; | — J 
Pommern = Weitfalen 
nn N: 4] —— 
Perſonen | Prozent] Perſonen Prozent Perſonen Prozent Perſonen Prozeut] Perſonen Prozent 
U U, U — | ii 2. — — 
470 656 | 888,06 11781155 | 925,00] 725767 | 868,55 | 619487 | 870,25 11269 477 860,0 
580 777 | 891,.: |2 133 762 | 925,2: | 870450 | 851. | 803411 | 859,7» |1 706457 | 861,7« 
39 282 74,12 98 050 0,08 74 919 | 89,1 68801 | 96% 154 683 | 104,01 
50 213 | 77,08 120 700 | 92,34 105 772 | 108, |] 98898 | 105,4 202 955 | 102,0 
20045 | 37, 46 170 | 23,08 34891) Als] 23559 | 33,10 50 321) 34,18 
20373 | 312] 51732) 22, 46155 | 45,1] 32128 | 34,5 70 860 35,78 
529 983 |1 000,00 | 1 925 375 1 000,00 | 835 577 1 000,00 | 711 847 ‚1000,00 | 1474 481 |1 000,00 
651 363_|1 000, |2 306 194 |1 000,00 | 1022 377 11.000,00 | 934 437 1000.00 | 1980 272 |1 000.0 
6271 ı 824, 13 927 | 786,26 12 622 802,16 5891 | 797,81 17 260 | 772,12 
8 159 | 829,00 21164| 793, 19764 775,00] 11145 830,01 27799 | 774,19 
825 | 108,51 2173| 122, 1877, 119, 899 | 121,75 2905| 129,0 
1050 | 106, 8261: 122,4 3351| 131, 1407 104,00 4553 | 126,0 
428 ı Sb 1275 Tl,ss 1023 65,01 472 63,0 1768| 79,00 
524 | 53% 1799| 67,0 1990 | 78,04 719 58,0 2843| 79,10 
7524 | 989,1 17 375 | 980,» 15 522 | 986.46 7262 | 983,15 21933 | 981,16 
„9733 | 988o| 26224 | 988,| 25105) 984| 13271 | 989% | 35195 | 980,1r 
43 | 5,6 171| 96 121| 7,0 67 | 9er 234| 10, 
62 6,30 210 T,ss 235 | Q,.: 73 54 384 10,0 
30 3,05 119 6,72 73 4,4 41 5,5 134| 5,0 
4, 4a 147| 55 115° 4a 52 | 3m 2238| 6m 
6 0,70 48 2,71 19 l,aı 14 | 1,00 53 | 2,3: 
3 0,0 75 2,81 44 l.ıs 17 Læ 100 2,18 
79 | 10,0 338| 19,0 213| 18, 122 | 16, 421) 18,s 
109 | 11, 432 16,20 394 15,16 142 10,59 712 19,82 
7603 [1 000,00 17 713 |1 000,00 | 15 735 1 000,00 7384 |1 000,00 22 354 |1 000,00 
9842 1000,00 26 656 '1 000,00 25499 11 000,0 | 13413 1000,00 35 907 |1 000,00 
vermehrten fih von 1875 bis 1890 auf: 
| IvV—VI | VII VII | IX | VI—IX | IV—IX 
142,45 | 164,20 155,56 233,33 165,08 | 142 so 
141,1 | g,ss 135,71 50,00 96,08 140,71 
177,00 | 175,58 178,83 190,43 178,54 | 177,08 
127, 122,43 129,36 144,19 146,6: 50,00 137,» | 129 #5 
150,07 141,10 150,93 122,51 123,53 156,35 127 51 150,1u 
178,53 194,53 161,74 194,1 157,7 23l, J 184,98 162,03 
156,51 152,35 182,15 108,07 126,83 121,4 116,3» 181,.5 
156,:3 160.0 160,47 164,10 170.15 188,88 169,13 160,83 
161,» 164, || 160, || 160, 158% | 176% | 162 || 1610: 











































































73 E. Hei: Die großen Einfommen in Deuticland. 
@abelle 17. 
1875 | 
Regierungsbezirke Plroz Pro gi 
Sruppe | ie 2 Gruppe Proz — Bro Gruppe | Proj. 
IAIII | Bev. — Ben. IV—VI | PC] 
WERTET F — | 
1. Königdberg .» ..... 644 104, 61L,»| 3835. Os] 3810 ı 993,45 
2. Gumbinnen . oo... 451522, 61,0] 1503 0,1] 1500 997,0 
3. Danzig . . . . 252777, 49,51 2934| 0,5] 2917 994,20 
4. Marienwerder . . . . . 356570 | 46,» | 2337| 0,1] 2319| 992,. 
5. Stadt Berlin ..... 414 088 | 48,01 | 22875 2,0 | 22 118 | 967,07 
6. Botddam . . 2.2... 396 660 38, | 6921| Or] 6839 988,15 
7. Franfiut . . 222 .. 395849 | 38,0] 4189| 0 4148 990,2 
8. Stettin . . 2 2 2.0. 257547, 38, 4457, Oar| 4413 1990,18 
9. Köslin ... 22 .. 185 004 | 34.1] 1762) Os| 1756 996,0 
10. Straljund . . 7432| 43» | 1354| 0,0| 1355 979,04 
Be ee 560 276 | 55,0] 3367| 0,s| 3330 989, 
12. Bromberg . . . . . 305 914 | 57,03 1912 O .as 1898 992,00 
18. Breslau. . 747496 | 520 | 9826| 0, | 9600 | 977,00 
14. 2) |, VPE 525470) 53w|] 4037 On] 3984 986, 
15. Oppeln . . . 2.» 652409 49, | 38350 Oo] 3791 984,0s 
16. Magdeburg . 22... 343 524 | 40,u 7250 | 978,07 
17. Merfeburg. . . . . - 336 473 38,3» 6108 992,0 
18. Erfurt ee 155580 40,51 2164 995, 
19. Münfter. 2 2 22.2... 182 600 | 1 700 | 982,5 
20. Minden... 2... 179550 | 38,57 1 966 | 991,02 
21. Arnäberg . . .» . . . 349 697 37,51 3596 | 979,51 
22. Koblenz... 2.2... 230 779| Alisl 2353 0,15 2 335 | 992,35 
23. Düſſeldorf ARE AREDE — 547 631 394] 8554 O a⸗ 8428 985, 
24. Köln..... 236 828 | 37,72] 7169| Liu] 6970 972,4 
Bi: Triee 242 188 40,.| 1617| 0.7] 1595 986,0 
26: Aachen 217055. 43,41 2661 O.| 2605 978,0 





Ein kurzer Rückblick zeigt folgendes: Es vermehrten ſich in den Zeiträumen von: 








2 4 
Die Einkommen von weniger als || 


3000 M. um . . Broc. 
Die Eintommen von 3000 bis 
36,000 M. um Proe. 
Die Einkommen von mehr als 
36,000 M. um Proc. 
Und zwar von 36,000 M. bis 
60,000 M. um Bror. 


8 0160,00 bis 120,000M. um Broc. 
Ron mehr als 120,000 M. um Broc. 





| 





1853 —90 | 1853—73 | 1853—63 | 1863— 78 | 1875—90 


42,84") 
333,87 


689,64 





| 
N 


500,0 
835,05 
042,22 


| 
| 








22,58 


116.3: 


361,4 


294,13 
466,0 
513,53 


14,2» 


48,20 


| 


| 








Te: 27,51 
— 45,08 60,0: 
152,36 | 62,00 

| 
1215 | 60, 
187,2 | 580: 
Bu | 768 


') Hier ift in Ermangelung anderweiter vergleihbarer Zahlen die Zunahme der Ber 
völferung eingejegt, und zwar iſt die Bevölkerung nad der Volkszählung von 1852 und 
pro 1890 die Hafleniteuerpflichtige Bevölkerung nad) den Klaſſenſteuerrollen zu Grunde gelegt. 
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179 324 | 67,05 
493 639 | 66,15 
1315 182 54. 





Er 961 | 41,55 
1256 083 | 46,1» 
ı 9» 319, 44,0 


720439 63,4 
| 325 937 | 54,4 


914242 57,» 
‚953 293 | | DB,es 
‚538 659 | 4 


432 639 | 41,05 
‚+10 970 39,4 
' 178 768 ‚41,15 


230 569 | 43,00 
‚200 738 | 37,13 
‚508130 39,01 


260 271, 41,:s 
811626 42.51 
340 039 | 41 ,ss 
293 128 | 41,»s 


275 208 | 49,68 





41308 | 2,5 
12 324 0,0 
6 245 | 0,50 








6 049. ‚0, 39 


11943 Li« 
9555 | 0⸗ 
4001 | 0,02 
2935 0, 


3169 , 0,50 
7309 | 0,57 











10 561 Lao 
2504 | 0,30 
3 987 | 0,72 


39 978 | 967,0 
12 640 | 985,05 












5635 | 989,1 
2258 | 997 7» 
4.093 | 993,0 
3.037 | 994,6 





6 195 | 992,00 


5917 989,40 
2226 991,53 
1590 , 983,:0 


4 733 | 992,5 
2646 | 995,11 






13 938 | 980,71 


6 314 | 987 ‚ss 
> 972 | 987,2 


11 694 | 979,16 
9436 | 987,54 
3975| 993,51 


2 901 | 988,38 
3 147 | 993,00 
7223 | 988,2: 


3725 | 990,07 
14 815 , 981,» 
10 290 , 974,54 

2475 | 988, 

3890 | 975,08 






Gruppe 
VIL-IX| 


Proz. 


5 2,0 
25 6,00 
1 6 2,25 


249 : 
119 


9,05 


29 11,5s 


| 24,33 | 


I 95,07 ' 


| u 


120,00 
109,35 
124,00 


127.51 


122,51 
105,2 
128,55 


126,27 
111, 
143,»s 


112,:s 
148,21 
143,5» 
121,05 
126.:» 


| Gruppe Gruppe 
IV—-IX 


148,45 
150,5: 
140,5 
130,64 


150,81 
185,20 
149,05 




























159,5 
176,08 
147,51 
154.85 
149,3 










180,75 
184,s2 
149,35 








142,13 
139,41 


145,10 
158,45 


157,53 










170,65 
160,07 
200,36 


| 100 Steuerpflichtige der Gruppen 
‚vermehrten jih von 1875—1890 auf 





232,00 
166,87 
147 ,0s 

88,0 


176,63 
224,0 
121,ss 


143,18 
316,07 
93,10 


97,30 


92,56 


121,4 


52,53 


130,5: 


157,50 
264,44 
260,00 


113,53 
137,50 
1 13 107 





159,55 
175,38 
147,3 
155,17 


149 ‚a2 


188,39 
223,02 
136,11 
131,s: 
173.21 


In den folgenden Tabellen 19a und b und 20 (S. 76—79) wird die 
Entwicklung diefer Dinge im den einzelnen Provinzen und NRegierungsbezirfen 
überfichtlich zur veranjchaulichen geiucht. 

Es haben ſich alſo die großen Einfommen in den Provinzen Branden— 
burg, Sachen, Rheinland, Preußen und Schlefien weit raſcher entwidelt, als 


in den übrigen Provinzen. 


Und zwar jind es namentlich die Negierungs- 


bezirfe Berlin, Breslau, Magdeburg, Merjeburg, Erfurt, Köln und Aachen, 


in denen die großen Einfommen bejonders raſch zugenommen haben. 


In 


Berlin insbeſondere hatten 94 Cenſiten mit einem Einkommen von mehr 
ſolcher im Staate 
ſie ſtiegen auf 1330 und machten 
nunmehr von 3506 ſolcher überhaupt im Staate vorhandener Genfiten 
37,9;° /. aus. 


Refapituliren wir zum Schlufje die bisher gewonnenen Nejultate! 


als 36 000 ME. 


im Jahre 1853 21,,”/, Tämmtlicher 
vorhandenen 444 Genfiten betragen; 
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C. Rejultate der Statiftif der preußiichen Klaſſen- und Hajlifizirten Eintommenfteuer. 75 


Die Bevölkerung‘) vermehrte fi in den Beiträumen von 1852—%0, 
1852—75, 185264, 186475 und 1875—90, wie folgt: 




















[185200 1852—90 1852— —75 | 1852—64 | 18 1864 — 75 | 187590 
Im ganzen Staate um Broc. | 42, 19,51 | 13,5: 5,58 18,93 
— — 
Und zwar in den Provinzen: N | 
Brandenburg um Proc. | 7810 3204 | 18,0 11, 34,05 
Rheinprovinz um . » . . u | 57,59 25,87 14,87 9,54 25,09 
Reitialen um re 56,5 |  21,se 10,:8 9,51 28 us 
Sadien m -. . > 2 2 en | Ts | 15,43 11,r: | 3,27 18,53 
Schleſien um . Proc. | 30,0 17,20 10,84 5,08 11,75 
Breußen um 2 2 Was 52,25 50,52 la | 80 
Vojen. ee di Br An 10,05 1,35 | ll, 
Lommern . 222m, We | Ile | 14 2,50 6,20 
| | | | 





Demgegenüber zeigten die Einfommenfteuerpflichtigen folgende 
Zunahme: 





In den Jahren: | 1853—90 | 1853—73 | 1853- 68 | 1863—73 | 187590 
—— 
Proc. | 























Im ganzen Staate um 337, | 1187 | Mo | 470 | 6ler 
—— — | 
Und zwar in den — | 
Beitfalen um Proc. | 456,50 158,11 68,77 52,04 81,65 
Brandenburg um . . 0 386,53 123,3: 38 15 60,85 77,08 
Sälefien Ve 3 369,05 145,61 44, 70,0: 50,49 
Sahin um -. - 2: 2 0 357,47 126,1» 5lLu | 48,87 62,05 
Fe — 
RHeinprovinz um Proc. | 333, | 117,0 52,20 43,20 60,0 
Preußen um . -» 2 2 220 1 257,56 | 112,00 73,61 2210 | 42,» 
Toten um. . . 2 2 2 en ı 234,00 105,»7 39,15 47,55 | 40, 
Pommern um 2 2 2 220m 1172,08 4le | 37,0 | 2,39 ! 29,45 
| 
(Fortiegung S. 78 unterhalb der Tabelle 20.) 


) Die den Berehnungen zu Grunde gelegten abjoluten Zahlen find die nachfolgenden, 
wobei die Zahlen pro 1852 und 1864 nad der Volkszählung, diejenigen pro 1875 und 
18% nad den Klajjenjteuerrollen angegeben jind. 








| 1852 | 1864 1875 1890 

Breuben . | 2 004 748 8014595 | 3053296 | 3299105 
Bon . | 1381745 | 1528729 | 1544359 | 1728806 
Brandenburg 2205040 | 2616583 | 2911592 | 3929 297 
1253904 | 1487375 | 1400192 | 1487872 

3173171 | 3510706 | 3718925 | 4156 037 

1828732 | 2043975 | 2110897 | 2508308 

1504251 | 1666581 | 1830135 | 2354471 

2918195 | 3346195 | 3658669 | 4598710 

16 869 786 | 19,159789 | 20228065 | 24.062 501 





@abelle 19a. 


E. Heiß: Die großen Einfommen in Deutichland, 





























2 J rovin 
— — Provinz Preußen] Provinz Poſen Oreneaba 
Öruppe Einfommen von == * — — — 
Mart = Berjonen | Prozent | Berjonen | ron Beronen Bey 
ma reale a nn ne, tl —— — — — 
ı_ım | Yevölterung über- 418582 604 148) 1381 745) 
haupt 11890 [3 299 105 1 728 306) 
| 
, : — 3536 | 835,54 1729| 7 780,4] 
IN 3000 — 7200 12766 | 8343| 6323 | S5leel 43258 | 7160 
er un 469 | 110, 299 | 134,01 1639 
: 200 — 12.000 1572 108,» 7190| %s| 9042 
R * 210 49 02 173 78.0 958 
VI 12 000 — 36 000 6 45,4 337 45,37 6513 | | 
1853] 4215 | 995,» 2201| 992,4] 12271 989,01 
he Wei ol 15023 9930| 7379 | 93a | 58813 Bun 4— 
; 1853 14| 3a 11 4,0 86 
a | 4 30 9 | re E 
van | 60.000 — 120 000 133 Es ie “ | i 
= | 
Pr SIE? „ 131853 2 0,48 1 0,45 la 
IX über 120.000 | Tja00 7 O0 4 0 H 3,5 | | 
B - — 1853 171  4os 17 | Tan 131 | 10% hi 
VIIMIX über 36 000 104 | 6» 1564 | 95, R 
— 1853 4232 |1 000,00 2218 1 — 12402 1000,»F 
vol | RR EN, 1 15 127 1000,00 | 7428 ‚1000, | 60377 10000} 


Tabelle 19. 





100 Steuerpflichtige der Gruppen... .. 

















, 100 Winmohner ri 
Provinzen ee IV V 
a 

1. Preußen 126,05 361,03 335,16 

2. Poſen ; 125,08 365,10 240,47 

3. Brandenburg 178,18 447,16 551,0s 

4. Rommern . . 118,66 283,00 207,03 

>. Schlefien NAD RE 130,07 459,0 500,82 2, 

6. Sachſen 137,16 435,48 516,35 76, N 
7. Weitfaln 2 2222. 156,4 571,6 507,16 482,5 1 
8. Rheinprovinz . 2... 157,59 417, 450,10 542, | 
DB. Basl- 2 eier | 142,64 | 422,00 453,51 ° 530,4 N 
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| i | Provi — 
Provinz Schlefien | Provinz Sachſen — Rheinprovinz 
ar ee u 7 — ——— —— ee) TE Eee zen 
Terionen | Prozent] Berjonen | Prozent Perſonen Prozent PBerjonen | Prozent | Perjonen Bra 
— — — ———— u u nn — —— | > ——— — 
| | | 
253 04 3173 171 1 828 732 1504 251 2918 195 | 
211487 872: 4 156 037 2508 303; 2354471 4598 710 | 
| | | 
2876 | 796,06 8090| 4539 | 814=| 1951| 809 6651, 803,5 
5159 | 829,00 21164 793,0 19 764 | 775,00 11145 | 830,0 27,799 | 774,10 
505 139, 651 | 114,55 649 | 116. 277 | 114,w 1010 | 122,0: 
1050 | 106, 3261 | 122,4 3351: 131, 1407 , 104,0 4553 | 126,50 
54,02 61,76 345 61,.0 149 | 61, 524 | 63,51 
3,24 67,49 1990 78,04 719 | 53,00 2843 | T9,ıs 
5605 | 986 | 5533| 992%.4| 2377, 9850| 8185 | 988, 
26224 | 9830| 25105 | 94] 1327199] 35195 | 980, 
32 5 18| Ta 59 | 7,18 
235 | 92 73 | 54 384 10,0» 
6| Los 14! 5m 27 3,20 
115 | 4,51 52 | 3,53 228 6,35 
3 | 0,54 2 O,ss 6 ‚ne 
4| 1m 17| 1a 100 |  2s 
942 41 Tao 34 14,1 92: Il 
109 | 1lor 394 | 15, 142 | 10,0 712 | 19. 
3610 1000,00 5683 ‚1 000,00 5574 1 000,00 2411 1 000,0 8277 |1 000,00 
3842 1000,00 26 656 11.000,00 25 499 1 000,00 13 413 ‚1 000,0 35 907 1000,00 





| 
| vermehrten fih von 1853 bis 1890 auf: 

































| 

| IV—-VI IX 
| 350,00 | 611,6 | 357,50 
I 400,00 288,24 334,00 
of 1 460,00 | 1193,» 486,53 
300,00 320,50 272,03 
500,00 | 553,85 | 469,05 
1 466,#7 960,08 457,1 
371,0 8500 I 417,8 556,05 
844 4 1666,4 | 773,91 433,2 


690,» 935,05 | 1 042,22 | 789,64 | 437,13 
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Tabelle 20, 
1853 
Regierungsbezirke roz. | Proz. e 
ruppe | yer Sruppe er * Bro Gruppe 
r — 3- r Proʒ. 
IAIII Bev. IX | Ber. IV— VI-IX 
1. Königsberg . » .» 2... 290 014 | 32,8: 1599 Q,1s] 1590 | 994,38 9) Das 
2. Öumbinnen . . 207 494 32,51 600: 0,0 599 | 998,38 1! 1a 
3: Dong . 2 20.0. .% 110325 | 26,» | 1129| O0, 1 124 | 995,58 5) 4a 
4. Marienwerder . . . . . 204 740 | 31,5] 904) O1] 902997, 2| 2m 
5. Stadt Berlin _— | 8 351 | 988,6 
6. Botsdam .. 2.2... 253 448 | 2287 | 989,10 
7. Frankfurt.... .. 262 422 1633 | 992,70 
8. Stellin . 2. 222... 164 858; 27, | 1912, Os | 1897 | 992,15 5 7a 
9, Köslin 136 050 : 29,04 803 0,17 803 |1000,00 0 (Om 
10. Stralfund . . . » 2... 62453 32,05 895 0,4 876 | 978,77 19 21, 
DE BO u a Et 297 532 | 28 | 989,00 
12. Bromberg . . » ... . 157 475 | 775 ı 997,1 
18. Breslau. . 2.22... 974550| 79,| 3068| 0,| 3081 | 987, 
14. Liegnib . . . . ».. .- 312187 | 33,10 1529 0,10 1 510 | 987,57 
15. Dose : . 24% a 299 491 | 29,78 1086 Q,1 1 064 | 979,74 
16. Magdeburg . ..... 223243 | 31.5] 2990| 0,21 2963 | 990,07 
17. Merieburg. . . . . . - 227494 | 29,0] 1766| O0, 1755 993,77 
JS: rar er 119279 | 34,00 818 O ea 815 . 996 ‚4 
19. Müniter. . . . 22 .. 147 751 | 
20. Minden. . . 2... 149 863 
21. Arnsberg . . ..... 202 602 
22. Koblenz . 158338 | 30,7 | 1127| 0] 1118 | 992,0 s 
23. Düffeldorf PR ——— 316 1834 32,08] 3113 0,2] 3069 985,8 | 
2 129454 | 25,41 2115 Ol 2088 987,8 27 | 12,7) 
DEE a 148 577 | 29,16 7125 0,14 718. 990,35 7 9, 
26. Hoden -. -. . » 2»... 122018 | 28,» | 1197 O,.s | 1192 995,8: 5 Le 


Und zwar nahmen die Einfommen von 3000 bis 36 000 ME. zu: 











In den Jahren: | — 

Im ganzen Staate um Proc. | 333,87 
Und zwar in den eg 

Weſtfalen um Proc. 458,51 
Brandenburg um „375926 
Schleſien um . 367 ,x 
Sachſen um — 353,73 
Rheinprovinz um Proc 329,00 
Preußen um . es 264,19 
Poſen um . * 235,28 
Pommern um . 171,ıs 


18: 3378 | 


116,32 


157,0# 
118,1: 
143 26 
124 20 


115,0s 
111,:» 
104,50 

40,4 


1853- -63 | 186373 | 1875—90 








48,00 


68,87 
37,08 
44,2s 


5l,rs 





52,12 
73,53 
| 38,76 
| 37,47 


45,96 





52,42 
58,50 
68,0 
47,ss 


41 ,os 
21,» 
47,38 

2,16 


60,0: 





82,15 
77,08 
50,93 
61,74 








60,47 
42,45 
41,14 
29,36 
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100 Steuerpflichtige der Gruppen 
1890 vermehrten ji) von 1853— 1890 auf 


I ro Fin 
ea — * | Gruppe Proz Gruppe gu, „meine Gruppe] Gruppe] Gruppe 


1-11 Be. D— Iv—vı) *t vn-ix zmebten Ivy _ IX IV VIIVII-IX 





| fi auf 
— — —— — ——— — 




















ge 
179324 67, | 5 693 | Ol 5635| 989,51 58 | 10,17 | 129,57 | 356,04 | 354,0 | 350,00 
493639 | 66,13 | 2 268° 0,1 2258| 997, >| 2,0 116,» | 377,17 1 375,20 | 644,4 
35182540 | 118.072] 4093 993,0 25 | 6,08 ||| 135,50 | 364,5 | 364,15 | 500,00 
44654 5505 | 3053 0,5 | 3037 | 994,78 16 | d,85 127,20 | 337,72 | 336,70 | 800,00 
746 906 : 49, | 41 308 . 2,18 | 39 978 | 967, 1330 32, || 340,5 | 489,14 | . 478,7. J1 414,0 
337 774 40,5 1 12 824 | 0,07 | 12 640 | 985,05 184 14,34 || 151.8 | 554.0: | 552,00 | 736,00 
514468 46,0 | 6245 0,0 | 6195 | 992,00 50) 800 || 1244 | 379,04 | 379,56 | 416,67 
10,4 | 183, | 312,0 | 311,0: | 430,0 
8,07 | 118,00 | 279,55 | 256,7 


302961 41,361 5 5 917 | 989,4 63 
16,:0 || 105,35 | 180,07 | 181,51 | 142,1 


256 083 46,0 245 2 226 | 991,55 19 
92 319 44,0 1590 | 983,20 27 

720439 63,4| 4769 O,.| 4733 | 992,45 36 | 7,55 | 124,16 | 330,» 1 331,4 | 240,00 

32597 544] 2659 | 0,1 2646 995,11 13 | 4,0 | 126,2: | 343,10 | 342,30 | 650,00 


914242 | 57,4 | 14 212 | 0,» | 13 938 | 980,51 274 | 19,2: | ' 128,55 | 463.2: | 459,» | 740,4 
553298 53,0: | 6395 0, | 6314| 987,55 8112, | 109,56 | 418,25 | 418,15 | 426,08 
‚838 659 >| 6049 0,.| 5972| 987,28 77 12,75 || 153,00 | 557,00 | 561,25 | 350,00 


‚432639 | 41,5 | 11 943 | 1,» | 11 694 | 979,16 249 20,54 144,3: | 399,43 ’ 922,22 
‚+10 970.39. 1 9555 0,2] 9436 | 987,54 119 | 12,46 || 136,55 | 541,05 | 537,06 [1 081,5: 
| 178 768 141,15 | 4001 | 0,2] 3975 | 993,51 26 , 6,55 || 123,5: | 489,18 37,13 | 866,07 


‚230 569.43,5| 2935 0,1 2901 | 988 ss 34 11, 121,» | 512... | 519, | 226,07 
1 200 738 137,13] 3169 |0,#| 3147 993,06 3 114,00 | 400,13 | 400,60] 314,æ0 
7309 0,5 7223 | 988,21 214.0: | 698,7] 698,55 | 716,07 


| 
3 725 | 990,7 121,22 | 333,4] 333.1» 1 377,78 






































































34 | 905 


1260 271 41; | 
281 | 18,01 


811636 42,5: | 15 096 0, | 14 815 | 981,00 199,14 | 484,03 | 482,73 | 638,8 









340 039 41.6 | 10561 | 1,00 | 10 290 | 974,54 271! 195, or ||| 158,54 | 499,54 | 492,82 |1 003,70 
293 128 41] 2504 0,| 2475 | 988,4 29 |11ss 137,20 | 345,5 | 344,1 | 414,» 
1275208 49.1 3987 | 0,12 | 3890 | 975,08 97 24,38 131,24 | 333,00 | 326,5: [1 940,00 


Dagegen hatten die großen Einfommen von mehr als 36000 ME. 
tolgende prozentuelle Zunahme: 


In den Jahren: 
Broc. 














1853—90 | 1853— 73 1853—63 | 1863-73 | 187 75--90 



















| 689. | 36lo | 82 | 1520 | 162 


Im ganzen Staat um | 




















Und zwar in den Provinzen : | | | 

Srandenburg um . . . Proc. | 10930()) 5bhe ; 1100 | 210, | 178, 
ER: 860,08 3820 80, | 167,7 | 184,0 
Rfeinprovinz um . 2» 2.2 u) 6780 293,4 59,18 | 14626 | 169.12 
Preußen um. 2 2 2m 5llre | 28 14700 | 57 | 165,08 
— — — — ln — — — — — — 
Shlefien um .Proec. 458,6 | 314,10 53,5 | 169,1 | 127,6 
Beitialen um » 2 22. m | 8170 | 229, Gl, | 108% | 116,0 
Pommen um > 2 2 22m) 220,00 123,55 Be | 200 , 137,0 
Blnum . 2. 2200| 1886 | 217,0 Mr | GB 96,0 
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Es mögen hier noch kurz Diejenigen Negierungsbezirfe hervorgehoben 
werden, welche im Jahre 1890 mehr, ala 100 Genfiten mit einem Einfommen 
von mehr als 36 000 ME. hatten. 

Es hatten mehr als 36 000 Me. Einkommen: 


























In den Jahren: | 1890 1875 | 1873 | 1863 | 1858 
| — u — ——— — 

n Berlin 410211330 753 744 219 | 94 

m Regierungsbezirk Diüfjeldort . | 281 126 | 104 55 44 

R n ». Breslu . 1) 274 226 | 221 2 | 7 

* jr “ Köln. . .ı| 27 199 173 56 27 

u ü „Magdeburg. 249 158 | 148 52 27 

3 * P Rotsdam . | 184 82 79 33 25 

r P * Merſeburg. 119 45 44 20 11 

Im ganzen State . » 2... | 3506 | 2168 2049 | 810 | 444 


In diefen Negierungsbezirken zeigten die großen Einftommen von mehr 
als 36 000 ME folgende prozentuelle Zunahme: 








In dem Jahren: 1185390 | 1853--78 | 1853—63 1863 — 73 | 1875—90 
— — — | —l— — 





In Berlin um Vrlioec. | 1814, 


69,0 | 1320 | 289,5 | 76,6 
Im Reg.:Bez. Düfjeldorf um „ | 538,08 | 1386,56 | 250 | 89 | 128,0. 
» "Breslau um . „ 640,54 497,30 Yo | 206,04 21,24 
—— — Köln um . 2 909030 54014 107,41 208,05 36,11 
„no Magdeburg um „ | 822,2 429,03 92,0 | 175,00 57,50 
„er -  Rormsdam um . „ | 636,00 216,00 48,0 | 113,5 124,30 
”» en Meriebura um „ | 981,⸗ 300,00 Sl,» | 120,00 164 44 
Im ganzen Staate um . Proc. | 689,0 361,4 82,43 | 152,06 | 162,08 


Die Zahlen zeigen eine ziemlich unregelmäßige Entwidlung und bleibt 
die prozentuelle Zunahme der großen Einkommen binter derjenigen des ganzen 
Staates in manchen Negierungsbezirfen ganz beträchtlich zurüd. 

Die eben genannten fieben Regierungsbezirfe hatten im Jahre 1890 eine 
Bevölkerung von zufammen 9192104 Köpfen oder 38,5%. Sie hatten 
aber zujammen : 


853: . . 265 59 A ; 2 
rs 81 je Fa Proc | jümmtlicher im Staate 
1873: 1808 oder 73. vorhandenen Genfiten 
1875: . . 1589 oder 73, mit mehr als 
1890: 2708 aber 770 7 | 36000 Mt. Gintommen 


Der Schon in dieſen fieben Negierungsbezirten vorhandene verhältniß— 
mäßige Ueberihuß an großen Einfommen bat fi) vom Jahre 1873 an noch 
twejentlich geiteigert 

Die örtliche Eoncentration der großen Vermögen zeigt ſich am deutlichiten 
bei dem Stadtkreis Berlin, welchem 1890 6,.,°/, der Gejanmtbevölferung 
des Staates angehörten. Bon jämmtlichen im Staate vorhandenen Genfiten 
mit einem Einfommen über 36 000 ME. kamen nämlich) auf Berlin: 

1853: . . . ; 21,,, Proc. 


1863 . . . . . . * * To [2 
1873 Ep u ar Mae ig Nas a A 36,5, " 
1575 . 4,51 " 


180: 2 2 2 200202 870 


" 
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Faſſen wir die getvonnenen Refultate zufammen, jo ergibt fich Folgendes: 


1) Die großen Einfommen find ohne Zweifel weit raſcher gewachſen, als 
alle übrigen, wenn fie auch in dem Beitraum von 1875— 80 zufolge der 
wirthfchaftlichen Krifis etwas zurüdgegangen find. 


2) Daneben ift eine allgemeine VBerbejjerung der Einfommensvertheilung 
wahrzunehmen, indem die fleinjten Einfommen hinter dem Wachsthum aller 
übrigen nicht unerheblich zurückblieben. 


3) Das rajchere Wachjen der großen Einkommen tritt in den Groß: 
ftädten jo überwiegend hervor, daß wir auch eine örtliche Concentration der 
großen Einfommen und Vermögen annehmen müſſen, in der Weile, daß die 
Beliger von großen Einkommen und Vermögen aus den Bezirken, wo fie ihr 
Bermögen erworben haben, in die großen Städte ziehen. 


D. Die NRefultate der ſächſiſchen Einfommenftenerjtatijtif. 


Sachſen gehört zu den Staaten, in welchen ſich die Einfommenfteuer ver: 
hältnigmäßig ſpät Eingang verichaffte. Dafür ift man in Sachſen auch um 
fo gründlicher vorgegangen ; nachdem am 22. Dezember 1874 das Einfommen- 
jteuergefeg zu ftande gekommen, wurde dasfelbe ſchon durch das Geſetz vom 
2. Juli 1878 abgeändert und in dem Geſetz „die direften Steuern betreffend“ 
vom 3. Juli 1878 kam die ſächſiſche Steuerreform zum Abjchluß, indem mit 
den Ertragftenern faſt vollitändig gebrochen wurde. 


Da man in Sadjjen jo zu jagen alles auf die Eine Karte der Einfommen- 
jteuer gejet hatte, jo mußte man diejelbe auch viel jtrenger veranlagen, als 
in Preußen. Hiedurch unterfcheidet ſich die jächfiiche Einkommensteuer ganz 
wejentlich von der preußischen und die Nejultate der ſächſiſchen Steuerveran- 
lagung übertreffen die preußiichen weit an Genauigkeit und Wichtigkeit der 
Einihäßung. Denn in Sachſen bejteht ein fafultativer Deflarationszwang 
für die Einfommen über 1600 ME. (vgl. $ 12, 38, 39 und 47 des Gejekes). 
Bei der Deklaration iſt das Einkommen aus Srundbefih, Nenten, Gehalt, 
Handel und Gewerbe gefondert zu deklariren, wie e8 auch bei der Einſchabung 
geſondert einzuſchätzen iſt. Die Grundſätze des ſächſiſchen Einkommenſteuer— 
geſetzes dürfen wir hier wohl als bekannt vorausſetzen, da dieſelben in unſerer 
Literatur vor nicht zu langer Zeit wiederholt mit erſchöpfender Gründlichkeit 
erörtert wurden!) 


Hier ift nur noch hervorzuheben, daß die Steuerbefreiungen eine ganz 
untergeordnete Rolle fpielen und daß wir die ebenfalls der Einfommenjteuer 
unterliegenden „moraliichen” d. bh. juriftiichen Perfonen auszujcheiden hatten. 
Trotz der furzen Periode, auf die hier unſere Unterfuchung angewiefen 
ijt, Liefert die fächjiiche Einfommenfteuerjtatijtit eben wegen ihrer Genauigkeit 
ſehr beachtenswerthe Nefultate, um fo mehr als uns in den ausführlichen 

Bol. Fr. 3. Neumann „Die progrejfive Eintommenftener im Staats- und Ge- 
meindehaushalt“, Leipzig 1874 ©. 4-11 3 Genſel „Die Stenerreform im Königreich 
Sachſen“ in ©. Hirthe Annalen Jabra. 74, S. 1373 ft. und 75 ©. 1519. „Die bejtehen: 
den Eintommenjteuern“ von fl. Burkart ibid. Jahrg. 76 S. 21 ff. 682 ff., Nabrg. 77 S. 219; 
Jahre. 795 1 fi. Jahrg. 80 ©. 914 und 960. Das Geſetz vom 22. Dez. 1874 iſt ab— 
gedrudt ind. Conrad's Jahrbüchern 24. Bd., Jena 1875 S. 279-308. „Die Grund 
züge des ſächſiſchen Einkommenjteuergejepes“ jind ferner aujammengejtellt im Fady. 1885 
der Beitihr. des K. ſächſ. ftatiit. Büreaus ©. 36 f. 

Anal des Deutſoen Neid, 1893. 6 
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Publikationen des Kol. ſächſiſchen ſtatiſtiſchen Büreaus ſehr reichhaltiges 
Material zur Verfügung ſteht!). 

In dem Zeitraum von 1878 bis 1888 ade die Zahl der eingejchäßten 
Perſonen, einſchließlich der Steuerfreien von 1007520 auf 1322650 d. b. 
im Berhältniß von 100 : 131,28; ihr Einfommen jtieg von 896 366808 auf 

1293609 882 ME. oder im Verhältuß von 100:144,32. Im Jahre 1879 kam 
— den Angaben in der Zeitſchrift des Kgl. ſachſiſchen ſtatiſtiſchen Büreaus auf 
den Kopf der Bevölkerung ein durchſchnittliches Einkommen von 327,41 ME, 
welches fich bis zum Jahr 1888 auf 406,55 Mi. oder um 24,17°/, vermehrte‘). 

In Tabelle 1 laſſen mir eine vergleichende Ueberficht der Einkommens: 
vertheilung, in 9 Gruppen geordnet, welche den oben bei Behandlung der 
preußischen Statiſtik aufgejtellten Gruppen möglichit genau entiprechen, für 
die Jahre 1878 und 1888 folgen. 

Nach diefer Ueberficht find die Einfommen von weniger als 2800 Me. 
von 96,21/, jämmtlicher Steuerpflichtigen ‘auf 95,97"), zurüdgegangen, die: 
jenigen von 2800--36000 Mk von 3,75", auf 3,95%, und endlich die— 
jenigen von mehr als 36 000 Mk. von 0,04"), auf 0,08”/, geitiegen; ihr Ein- 
fommen ift bei der eriten Ntategorie von 71,30"/, des Gejammteinfommens auf 
69,06” /, zurücdgegangen, bei der zweiten von 24,51°/, auf 25,08, umd 
endlich bei der dritten Kategorie von 3,70 auf 5,86",, geitiegen. Fakt man 
nur die Zabl der eingeichägten Perſonen ins Auge, jo ift die Entwicelung 
der Einfommensvertheilung als eine günstige zu bezeichnen, indem die unbe: 
mittelten Klaſſen zu Gunsten dev Wohlbabenden und Neichen etwas an Be: 
deutung zuricktraten. Anders jiebt ſich die Sache jchon an, wenn man Das 
verjteuerte Einkommen betrachtet. Denn von den 2,74”/,, um die fich das 
Einfommen der unterſten Gruppe verminderte, fommen nur 0,57 den mittleren 
Einfommen und zwar nur den beiden oberiten Gruppen derjelben, dagegen 
2,16°/, den großen Einfommen zu gute. 

Auf die Frage, welche Einfommen am vascheiten wuchlen, gibt uns die 
legte Kolonne unſerer Tabelle 1 Auskunft. Hienach wuchien die großen Ein- 
fommen weit vajcher, als die mittleren umd Eleineren. Denn die Einfommen 
von mehr als 36 000 ME. nahmen um 133,49”/, zu, während fich diejenigen 
von 2800— 36000 mur um 38,81°/, und diejenigen von weniger als 2800 Def. 
nur um 30,94”, vermehrten. Innerhalb der großen Einfommen zeigten diejenigen 
von 36 V00--60 000 ME. die I Zunahme (um 142,40°/,), diejenigen von 
60000 — 120000 ME. die geringjte (um 117,16°/,); in der mittleren Hauptgruppe 
zeigen die bei den oberſten Gruppen eine weit raſchere Zunahme, als die unterſte: 
Die Einkommen von 12000 — 36 000 ME. nahmen um 77,32°/, zu, diejenigen 
von 7200- 12000 Me. um 45,92°/,, dagegen diejenigen von 2800-7200 Me. 
nur um 34,20°/,. Inder Hauptgruppe der Einfonmen von weniger al3 2800 ME. 
vermehrten fi die Einfommen von 950— 1600 Mei. am ſtärkſten. 

Alſo haben fich die großen Einkommen in einem jo furzen Zeitraum 
viermal jo ſchnell vermehrt, als die mittleren und Kleinen und fie verfügten 
im Jahre 1888 über einen nicht unerheblich größeren Prozentfaß des gefammten 
Sinfommens der Steuerpflichtigen, als im Jahre 1878, 





n val. „Zeitſchr. des K. ſächſiſchen ſtatiſt. Büregus“ redigirt von Dr. ®. Böhmert 
XXIII, Jabra. 1877 ©. 188-209, NXIV. Jahrg. 1878 ©. 179-211, XNXV. Jahrg. 1879 
S. 225—228, XXVI Jahrg. 1880 Beil. III und IV und ©. 108—139, XXXI Jahrg. 
1885 ©. 35—117, XXXIU. Jahrg. 1887 ©. 42—110, XXXIV. Jahrg. 1889 ©. 65 ff. 

) A. ca. D. Jahrg. 1889 ©. 65. 
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Sn Tabelle 2 verfuchen wir, eine überfichtliche Darftellung der Ent- 
widelung der Einkummensvertheilung auf dem platten Yande zu geben. 


Tabelle 2. 







































it ei Eint _ 1878 | 1888 [100 Steuerpflicht. 
mit einem inlommen = e nebenjtehender 
Gruppe von eins en | Gruppen vers 
Mart Perſonen Perſonen | 1878 bis 1888 auf 
I bis 930 | 504349 | 85.10 | 624 398 88,05 123,00 
1I 950 — 1600 52575 8,n8 81260! 10,51 154,56 
111 1600— 2800 | 22976 | 3#| 30264) 4s 181,12 
1-11 bis 2800| 579900 | 97%, | 735922] 97, 126,0 
IV 2800 — 7200| 10526 | Lis| 18188 125,20 
v 7200 — 12000 1039 | On 1506 145,0 

VI 12 000 — 36 000 618 | 0,10 931 150,65 

IV—VvI 2800 — 36.000 | 12188 | 2,05 128,25 
vi 36 000 — 60 000 68 | 0, 131 1 Oo: 192,55 
viu 60 000 — 120 000 37 | O,0s 82) O,ı 291,0: 

IX über 120 000 15 | 0,008 H 39 | 0,005 546,87 
vH—IX iiber 36 000 | 10 | 0%] 2352| 0 210,00 
IV—IX über 2800 | 12308 | 2u| 15877) Zu 129.05 

I-IX | in ſämmtlichen Stujen | 592 203')| 99, | 751 799 | 100 | 126,05 


Ganz auffallend ift hier auf den erjten Blid das Abnehmen der Fleinen 
Einkommen. 

Denn die Einkommen von weniger als 2800 ME. gingen von 97,92%, 
fämmtlicher Steuerpflichtiger auf 97,89°/, zurüd und zwar allein auf Koſten 
der Einkommen von weniger ale 950 Mk., welche eine Einbuße von 2,11°/, 
erlitten. Außerdem gingen die Einfommen von 2800— 7200 Mi. um 0,03°/, 
zurüd. Wie auch dieſe Verschiebungen ſehr unbedeutend find, jo zeigen fich 
bier die Verhältniſſe überhaupt ziemlich konſtant. 

Die durchichnittliche Zunahme der Einfommenfteuerpflichtigen überhaupt 
beträgt 26,95°/,. Hinter dieſer blieben die Einfommen von weniger als 950 ME. 
am bedeutenditen zurüd mit einer Zunahme von nur 23,80%/,. Die Ein- 
fommen von 2800 —7200 Mk. fommen mit einer Zunahme von 25,29°/, der 
durcchichnittlichen Zunahme jehr nahe. Dagegen übertreffen leßtere die aus: 
fümmlichen Einfommen von 950 —1600 ME. jchon bedeutend. 

Die jtärfite Zunahme zeigen aber jogar auf dem platten Lande Die 
großen Einfommen mit 110,00°/,. Innerhalb diefer vermehren fich wiederum 
die Einfommen um fo rascher, je größer fie find. Während nämlich die Ein- 
fommen von 36000 —60000 Me. fih um 92,65 und diejenigen von 60000 
bis 120000 ME. um 121,62"/, vermehrt haben, haben die Einfommen von 
mehr als 120 000 ME. um 446,67°/, () zugenommen. 

Eine viel rajchere Entwidelung zeigt ſich in den Städten. Denn bier 
vermehrten ſich die Einkommenſteuerpflichtigen im Verhältniß von 100 : 137,45. 





) Die Säluflumne in der Zeitjchrift des K. ſächſ. ſtatiſt. Bureaus iſt 538 136 (wohl 
ein —— 
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Bon den niederen Einfommen unter 2800 ME. übertreffen diejenigen von 
950—1600 Mk dieſe durchichnittliche Zunahme mit einer Zunahme von 
49,33°,, ganz bedeutend, während die Einfommen von weniger ald 950 ME. 
mit einer Zunahme von 34,55°/, micht umerheblich hinter derjelben zurüd- 
bleiben, jodaß die Zunahme der Einfommen unter 2800 Mk. immer noch 
binter der durchichnittlichen Zunahme zurücbleibt. Auch hier zeigen die Eins 
fommen von 2800 bis 7200 ME. nur eine fehr geringe Zunahme, während 
die Einfommen von 12000— 36000 Mi. mit einer Zunahme von 85,00%), 
die durchichnittliche Zunahme ganz bedeutend überholen. Am raſcheſten wachjen 
auch bier die großen Einkommen, die fich verdoppeln, und zwar vermehren ſich 
die Einfommen von 36 000 — 60 000 ME. um 160,99°;,, diejenigen von 60000 
bis 120000 ME. um 115,46/, und endlich diejenigen von mehr als 120000 ME. 
um 121,62°,,. (Bgl. biezu die folgende Tabelle 3!) 









































Tabelle 3. 
1878 1888 100 Steuerpflicht 
— * 1888 
mit einem Einkommen = | 2 | nebenftehenber 
Gruppe von Ein— | Ein Gruppen ver: 
geihägte | Proz. | geichäpte | Proz. | mehrten ſich von 
Mart Berjonen | Perſonen 1878— 1888 auf 
I bis 950 ] 307089 | 73,4] 413195 | T72,.s 134,55 
II 950 — 1600 54211 | 13,0 s0 951: 14.15 149,33 
111 1600 — 2 800 28 089 6,76 39102 | 6, 139,21 
III 389389 | 935] 533248 | 93.4: | 136,04 
IV 2800 — 7200 19 8510 4, 27 522 44 158,03 
F 7200 — 12 000 3656 . 0, 5345| 0, 146,20 
VI 12 000 -- 36 000 2146 0,52 3970 | 0,0 185,00 
IvV—VI 2800 — 36 000 36 837 6,4 143,33 
vu 36 000 — 60 000 182 | Os 0,08 260,00 
VIII 60 000 — 120 000 97 , 0,8 209) 0,04 215,46 
IX über 120 000 37 | 0.00 82, 0,014 221,2 
VII—IX über 36.000 316 | 05] 766] Os] 242,4 
IV—IX über 2800| 25928 | 6] 37608 6] 145.05 
T—IX I in jämmtlihen Stufen | 415 317')| 99,00 | 570 851 | 100,00 | 137,45 





Zu dem eben Erörterten mag noch hinzugefügt werden, daß das durchſchnitt— 
fihe Einfommen pro Kopf der Bevölkerung in den Jahren 1879 und 1888 in den 
Städten 423,24 bezw. 529,98 ME. und auf dem platten Lande 260,57 bezw. 
315,39 ME. betrug, jomit bier um 25,22”/,, dort um 20,90°/, zugenommen hat. 

Tabelle 4 ftellt die Entwidelung der Einfommensvertbeilung in 5 Städten 
mit mehr al3 25000 Einwohnern dar: in den Städten 

Dresden mit 246086 (276085) Eimwohnern 


Leipgig „ 170840 (293525) r nach der Volkszählung 
Chennig „ 110817 (138955) — vom 1. Dezbr. 1885. 
Blauen „ 42848 ( 47008) z (1. Dezbr. 1890). 
Zwidau „ 39243 ( 44202) “ 


) Die Schlußjumme in der Zeitichrift des K. ſächſ. jtatiit. Bureaus ijt 392960 (wohl 
ein Drudfebler; denn 592 203 + 415 317 = 1007 520, wie oben Tab. 1.) 
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®nbelle 4. 
| 1878 1888 ae F 
mit einem Einkommen — — F 
6) von 118 Ein? ruppen ver» 
ka : geſchätzte Proz. geſchätzte Proz. — fich von 
Marf ‘Berjonen Berjonen | 1878— 1888 auf 









— — er — — 



















I bis 950 | 132478 67,00 183 639 | 65,22 138,e: 
; U 950-1600 29 640 15,20 48533 17,81 168,04 
III 1600 — 2 S00 15 193 7,70 21 959 7,0 144,55 

















bis 2 800 





177311 254131 | 90,05 148,55 





IN 2200 — 7A0N 12 869 6,00 17582, 6» 136,03 
N 7200 — 12 000 2789 l,ı3 3 940 l,sı 141,7 
VI 12.000 — 36 000 1713 „ 3152 





142,04 


243,71 
202,35 
21,01 


2 800 — 36 000 






36 000 — 60000 ! 
VII 60 000 — 120 000 85 (ou 
{ über 120 000 






36 000 


2800 


iiber 






iiber 
143,34 


An diefen Städten betrug das dDurhichnittliche Einfommen pro 
Kopf der Bevölkerung in den Jahren 


1879 1888 
im Dresden > - 2 2.2.22. 60521 ME 735,40 ME. 
„Reibsin - = - = 22.2. 720640 „ 854,96 „ 
„ Ehemmip . Er ee 5 DE 
aloe: he 361,13 „ 46823 „ 
„Bwidaun . - 489,90 „ 561,06 


Nach vorjtebender Tabelle 4 zeigen namentlich die Fleineren Einfommen 
unter 2300 Me. ein bejonders Lebhaftes Wachsthum gegenüber den Einfommen 
außerhalb jener Städte nach den bisher gewonnenen Reſultaten, was auf das 
Zuftrömen der Arbeiter nach den großen Fabrifftädten zurüdzuführen fein 
dürfte. Im übrigen weichen die Nefultate in feinem wefentlichen Punkte von 
den bisher gewonnenen Nejultaten ab. 

Belonders verdient fchlieglich noch die örtliche Konzentration der großen 
Vermögen hervorgehoben zu werden, die allerdings jchen beim Beginn unjerer 
Periode vorhanden war, aber doch noch, wenn auch faum merklich, zunahm. 

Eine ſehr auffallende Erſcheinnng, welche bei aufmerkffamer Betrachtung 
nachjtehender Tabelle 5 fofort in die Augen fällt, ift das Zurücgehen des platten 
Landes an wirtbichaftlicher Kraft gegenüber den Städten. 

Denn im Jahre 1878 entfielen von jämmtlichen Genfiten auf das platte 
Land 58,78°,, im Jahre 1888 nur noch 56,84°/,, was einer Abnahme von 
9 gleihkonmt. Hieran find die Heinen Einkommen unter 2800 DE. 

-SVEL Mag Abnahme von 1,85°/, betheiligt, diejenigen über 2800 ME. ſog 
hre son mi Sen von 2,59°;, und zwar zeigen die Einfommen von 2800—360 
mmt. Hiernich minmhme von 2,45 und diejenigen von mehr als 36000 Mi. 
me don 1,58, 1 aa sımon— 


© 8006| o i ie Yeitichrif 8 ſüchſ. ſtati 936. 
NIE HD TIER'T 0A De gibt die Zeitichrift des K. ſächſ. ſtatiſt. Bureaus 188936. 
up Drsms@ pump Bien e) 

sm Raps Sao un su Qohte 9a 
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Cabelle 5. 
Bon 100 Steuerpflihtigen der aufgeführten Gruppen entfallen auf: 


























EBIB — 

mit einem das | die | die 5 | die | das | die | dies | die 
Gruppe Einkommen platte Städte größten übrig. | platte | Städte größten übrig. 
von Mart Land | überh. Städte Städte Land | überh. | Städte | Städte 

Proz. | Proz. | Proz. | Proz. | Proz. | Proz. | Proz. | Proz. 
EEE EEE ER EBENEN ER ARIET 
| | | | u 
I bis 950 | 62,15 | 37,05 | 16,0} 2lse| 60,10 | 30 | 17,0 | 22, 


1 950— 1600 | 49,25 | 507, 27,0 | Bor | 50,10 | 490 | 29,0 | 19,00 
II 1 600 — 2 800 44 55,0 | 29,75 | 2,20 | 43,0 | 56,37 | 31,06 | 24,71 


bis 2 800 57,06 | 42,02 | 20,02 | 22,00 
2 800 — 7200 32,0| 67,0 | 43,10 | 24, 
7200 — 12 009 21,08 | 78,02 | 57,51 | 20,51 
12 000 — 36 000 | 19,00 | 81,00 64,51 | 16,0 
2800 — 36.000 | 32,2 | 67,7 | Ad, | & 29,0 7022| 47,05 | 23,10 
VII [36 000 — 60 000 60,40 lo | 78a | 60,5 | 17,05 
VIII 160 000 — 120 000 63,48 | 28,160 Tlael 59) 12%, 

IX über 120 000 59,02 320 | 67, | Gh Ba 
VII—IX über 36 000 | 27,» Gl | Ilm] 24 | 752 | 60, | 14 


| | 
| | 

IV—IX 320] 67,=| 4614| 21] 290 | 70, | 47,0 | 23.0: 
| Al | 


I—IX | in jämmtl. Stufen | 58, 1955| 21,5 | 56, | 43,10 | 21,15 | 22,8 
































jolhe von 2,77°/,. Den bedeutendften Rückgang weijen die Einfommen von 
12000— 36000 ME. mit 3,36%, umd diejenigen von 36000—60000 ME. 
mit 5,58°/, Abnahme auf. Cine geringe Zunahme 0,37°/, zeigen die Ein: 
fommen von 950—1600 ME. und diejenigen von 60000—120000 ME. 
(0,57°/,), eine beträchtliche (3,38°/,) die Einfommen von mehr als 120000 ME. 
Die geichilderte Abnahme der wirthichaftlichen Bedeutung des flachen Landes 
entfpricht einer ebenfolchen Zunahme des Wohlftandes in den Städten. 

Im allgemeinen iſt die Vertheilung der einzelnen Einfommensgruppen 
auf Stadt und Land ſehr Eonftant, jedoch find hiebei die Unterjchiede jehr 
bedeutende. Um nur die meueften Daten, welche für das Jahr 1888 vor: 
liegen, hervorzuheben, jo ergibt jich folgendes: 

Bon den Einkonmenftenerpflichtigen überhaupt entfallen 43,16°/, auf die 
Städte und 56,84°/, auf das platte Land. Während nun aber von den 
kleinen Einfommen unter 2800 Mk. noch nicht die Hälfte auf die Städte 
entfallen (42,02°/, auf die Städte und 57,98”/, auf das platte Yand), gehören 
von jämmtlichen übrigen Einfommensgruppen mehr als °/, den Städten an: 
70,31°/, und zwar von den Einfommen von 2800—36000 Mk. 70,22°/, und 
von denjenigen von mehr ala 36 000 Me. jogar etiwas über °/,, nämlich 75,25°/,. 

Unter den Städten felber find die von uns in Tab. 5 bejonders hervor: 
gehobenen 5 größten Städte mit einer Gefammtbevölferung von 799775 Ein 
wohnern d. h. 22,76°/, der Bevölkerung des Königreichs (3500513 1. Dez. 
1890) von ganz hervorragender Bedeutung. Es fommt bei ihnen die örtliche 
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Konzentration der großen Einfommen in den großen Prozentzahlen zum Aus— 
drud. Denn während von den Einfommen unter 2800 Mi. nur 20,02°/, 
auf diefe Städte entfielen, famen von denjenigen von 2800—36000 ME. ſchon 
47,03°/, und vollends von den großen Einfommen (von mehr ala 36000 Mt.) 
gar 60,71°/, auf diefelben, fo daß für alle übrigen Städte von jenen großen 
Einfommen nur noch 14,54°/, übrig bleiben, was nicht einmal dem auf das 
platte Land vertheilten Prozentfag folcher Einfommen gleichfommt. 

Allerdings hat ſich das Verhältniß etwas zu gunften der übrigen Städte 
(außer jenen fünf ef. Kol. 6 und 10 in Tab. 5) im Jahre 1888 gegenüber 
1878 gebefjert, aber weniger zum Nachtheil der erwähnten 5 großen Städte, 
ala zu Ungunften des platten Landes.') 

Wenn die fählische Statiftif fi auch nur auf einen furzen Zeitraum 
erjtredt, jo Liefert fie uns durch ihre Ergebnifje bei ihrer unbeftrittenen Zus 
verläffigfeit eine willfommene Beftätigung der Ergebniffe der preußischen Statiftik. 
Denn wenn auch in Sachen, bei amerfannt genauer Steuerveranlagung die 
großen Einkommen in einer jehr kurzen Periode viermal jo raſch wuchjen, als 
die Heinen und mittleren, jo fcheint mir damit der Einwand, die preußifche 
Statiftif, die ja ähnliche Ergebniffe liefert, jei twegen ihrer Mangelpaftigkeit 
für die Erforfchung der Einfommensvertheilung überhaupt nicht zu gebrauchen, 
widerlegt zu fein, ja m. D. läßt fih der Schluß nicht von der Hand weilen, 
daß die großen Einkommen in Preußen bei genauerer Einſchätzung ein noch 
jehr viel rajchere® Wachsſthum aufweifen würden. 
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Gemeinfam ift den drei Hanfeftädten eine auf Selbjtdeflaration beruhende 
und daher jehr zuverläffige Stenerveranlagung. Gemeinfam find den drei 
Hanfeftädten aber auch Gejegesänderungen, welche die Vergleichung der ſtatiſtiſchen 
Ergebniſſe zwar erſchweren, aber doch nicht unzuläſſig erſcheinen laſſen.) Ge— 
meinſam iſt den Hanſeſtädten ferner die Aufſtellung eines ſteuerfreien Exiſtenz⸗ 
minimums, das in Hamburg und Bremen ſich auf 600 Mark, in Lübeck 
auf 361,2 bezw. 400 Mark beläuft. 

In Hamburg wurde die Einkommenſteuer durch Geſetz vom 26. März 1866 
eingeführt. Dieſes Geſetz galt — abgeſehen von einer durch das Reichsgeſetz 
wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13 Mai 1870 nöthig gewordenen 
Revifion — umverändert bis zum 7. März 1881.3) 

Nach den Veröffentlihungen im XIII. Heft der Statiftif des hamburgifchen 
Staates haben wir in Tabelle 1 eine Ueberficht der Steuerpflichtigen nach 
9 Gruppen zujammengejtellt, die fich den oben bei der Behandlung der preußifchen 
und ſächſiſchen Statiftit aufgeftellten Gruppen thunlichit anfchließen. 


i) Die großen Städte verdienten ſchon deshalb bejonders behandelt zu werden, weil 
von R. Michaelis in jeinem Buche „Die Gliederung der Geſellſchaft nach dem Wohlſtande“ 
S. 19 angenommen wird, daß die Steuerveranlagung nur in den großen Städten ein 
treues Bild der wirklichen Verhältuifie gebe. 

) Sp zu weit gehend Dr. Ad. Heil „Rejultate der Einihäpungen zur Einkommen— 
jteuer in Heffen, Sachſen und Hamburg” Jena 1888, ©. 57. 

) Der Geltungsbereich des — wurde im Jahre 1873 bezw. 1878 erweitert durch 
Einbeziehung der Sandesherrenidjaiten | ergedorf und bezw. Rigebüttel, welche beide zuſammen 
im Jahre 1886 4450 Steuerzahler oder 3,65 "/o aller Steuerzahler des Staates hatten. gl. 
Statiſtik des Hamburgiichen Staates, Heft XIII, E 
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@abelle 1. 













1868 1880 


— —] 100 Steuerpflicht. 









mit einem Einfommen 





















vermehrten fich 
don 

mich Perſonen Proz. | Perjonen | Proz. [von 1868-1880 
I von 600 — 840 22468 44,u| 48722| 5lıs 216,00 
1 über 840 — 1 200 9053 | 17,80 16 352 | 17,16 180,05 
11 über 1200 — 3 600 12992 | 25,0] 20334 21, 156,51 
I—oI von 600 — 3 600 4508| 87,0] 85408| 89,0 191,00 
über 3600 — 6000 2643| 5a 4586| Ars 171,2 
über 6 000 — 12.000 2030| 4 2882| 8,08 141,07 
über 12 000 — 30 000 1004} - 1,0s 1624| La 161,15 
IV—VI| über 3 600 — 30 000 5677| 11% 9042| 9,0 159,07 
VII | über 30 000 — 60 000 0,07 553| 0,8 163,15 
VIII | über 60 000 — 120 000 (m 204| Os 154,55 
IX über 120 000 0,0: 94| 0, 268,57 
VII—IX iiber 30.000 851| O0, 168,18 
IV—IX über 3600| 6183| 13»| 9893] 100| 160,00 
I—IX [v.600 an ſümmtl. Stujen 50 691 | 100,00 95 301 | 100,00 | 188,00 





Am raſcheſten haben ſich alfo die ganz Fleinen Einfommen von 600 bis 
840 Mark und die jehr großen Einkommen von mehr als 120000 Mark 
vermehrt. Die Bevölkerung vermehrte ſich nämlich von 1868 bis 1880 von 
283 600 auf 428500 oder um 51,09",,. Dem gegenüber vermehrten fich die 
oben angeführten Eleinen Einkommen um 116,90°/, und die jehr großen 
um 168,57 (!) °/,. Alle anderen Gruppen zeigen eine bedeutend geringere 
Zunahme, jedoch wuchſen fajt alle raſcher, als die Bevölkerung. Nur die 
Eintommen von 6 000 bis 12000 Mark blieben hinter dem Wachsthum der 
Bevölkerung und jämmtlicher Einfommenftenerpflichtigen mit einer Zunahme 
von 41,97°/, ganz bedeutend zurüd. 

Hier zeigt ich alfo, ähnlich wie im den ſächſiſchen Großjtädten, neben 
einer ganz enormen Vermehrung der jehr großen Einfommen ein Zurückbleiben 
der mittleren Einkommen binter der durchjchnittlichen Zunahme. 

Beſonders charafteriftiich für den wirthichaftlichen Aufſchwung der fiebziger 
Fahre iſt die Entwidlung der Einkommen von über 100 000 ME. in den 
Jahren 1868 bis 1874, verglichen mit dem Sabre 1850, im welchem Die 
mwirthichaftliche Krifis immer noch nicht ganz überwunden war. Es gab 
nämlich Einfommen von 100 000 bis 300 000 ME. (I.) und folche von mehr 
als 300 000 Me. (IL.) in den Jahren: 





1868 | ıs69 | 1870 | ı871 | 1872 , 1873 | 1874 | 1880 


95 120 118 99 


1. nı 66 66617 
| 28 3| 24020 


10 | 1| 14 


j 
—— 


























81 77 | 80 | 84 118 | 153 142 | 119 


» 
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In Tabelle 2 juchen wir die Entwidlung der Einfommensvertheilung in 
dem Zeitraum von 1868 bis 1886 überfichtlich darzuftellen. Da uns für das 
Jahr 1886 nur ein Separatabdrud einer proviforischen Veröffentlichung der 
Beranlagungsergebnifje, welcher nicht fämmtliche Steuerftufen enthält, zur Ver: 
fügung jtand, jo mußten wir eine von der obigen abweichende Gruppirung 
der Einfommenftufen vornehmen, um vergleichbare Zahlen zu erhalten. Daß 
ung Dies gelang trog der Behauptung von Dr. Ad. Heil, die veränderte 
Gejeggebung hätte eine Vergleihung der Jahre 1881 und 1882 mit dem 
früheren Zeitraum unmöglidy gemacht‘), ipringt bei einer Vergleichung der 
Ergebniife aus den Jahren 1880 und 1881, die wir deßhalb in unferer 
Tabelle nebeneinander ftellten, jofort in die Augen. In feiner unjerer Gruppen 
ift die Zunahme von 1880 auf 1881 eine größere, als wie fie auch ſonſt 
während der unveränderten Geltungszeit jowohl des Gejeßes von 1866, als 
desjenigen von 1881 vorzufommen pflegt. Bevor wir unjere Tabelle 2 folgen 
lafien, haben wir nur noch hervorzuheben, daß die Bevölkerung im Jahre 
1863 auf 283600 Eimmohner fich berechnete und ſich bis zum Jahre 1885 
auf 518620 oder um 82,,, Proc. vermehrte. 









































Tabelle 2. 
Klaſſen der Einkommen Anzahl der Steuerzahler Ess 
in den Jahren in den Jahren Es 
Gruppe | * — | SR. In s:2 
1868 — 1880 | 1881 — 1886 en on | 1886 | ® EL 
En M en Mn = | re | 1881 | Es | p g33 
I 600 — 960 600 — 1000125 792 55 512 '53 508 65 075 | 56,8 | 252,51 
1 960 — 3480| 1.000 — 3 500[17 575 29 225 31 178 37237| 3444| 211,es 
I-1| 600-3480) 600 — 3 500|43 367 |84 737 |84 686 102312] 91,1s | 235, 























III | 3480 — 9960| 3500 — 10000] 5: 164,22 
IV | 9960 — 48 000/10 000 — 50 000 183,74 
V 148 000 — 102 00050 000 — 100 000 218, 
E über 102 000 über 100 000 188,se 
















über 9 960 





über 10 000 | 2998| 3238| 3748 
zuſammen [50 691 195 301 195 445 |114790| 100,00 | 226.51 


Es haben ſich alfo die kleinen Einfommen von 600 bis 3480 ME., bezw. 
3500 ME. weitaus am rajcheiten vermehrt, während alle übrigen Genfiten 
hinter der durchichnittlichen Zunahme der Steuerzahler überhaupt zurücdblieben. 
Jedoch zeigen gerade die mittleren Einfommen das geringfte Wachsthum: 
Gruppe III und IV mit einer Zunahme von 64, und 83,,, Proc. Die ans 
jehnlihen Einfommen der Gruppe IV übertreffen alfo das Wachsthum der 
Bevölkerung jchon ein wenig. Bedeutend wird dasjelbe übertroffen von der 
Gruppe V mit einer Zunahme von 118,, Proc., weniger von den jehr 
großen und übermäßigen Einkommen mit einer Zunahme von 88,6, bez’ 
86, Proc. Auf das aufßerordentlih raſche Wachsthum der kleinen Ein- 


)a.a.D. ©. 57. Natürlich hatten wir von den juriftiichen Perſonen abzujehen, was 
um fo leichter war, als vom jtatijtiihen Bureau in Hamburg die phyſiſchen und jurijtiihen 
Perſonen gejondert nachgewieſen werden. 
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fommen ijt übrigens fein zu großes Gewicht zu legen, da es von berufener 
Seite auf jtrengere Einſchätzung zurüdgeführt wird.') 

Die gewonnenen Ergebnifjje laſſen fich furz dahin zufammenfafjen, daß 
hinter einer ganz bedeutenden Zunahme der feinen und großen Einfommen 
die mittleren ganz erheblich zurücblieben. 

In Lübeck“) wurde die Einfommenjteuer durch Gejeg vom 18. Oftober 
1869 eingeführt. Das Gejeß wurde durch die Revijion vom 31. Mai 1872?) 
mit dem Neichögefeg wegen Bejeitigung der Doppelbejteuerung in Einklang 
gebracht; in dem Nachtrag vom 6. Dftober 1874 wurde das Erijtenzminimum 
von 301 x oder 361, ME. auf 400 ME. erhöht und eine neue der Neichs- 
mwährung angepaßte Steuerjfala eingeführt. Wie die Erhöhung des Exiſtenz— 
minimums wirkte, mag bier gleich gezeigt werden. Im Jahre 1873 waren 
nämlich zur erjten Stufe von 301 bis 500 } oder 361, bis 600 Mi. 8712 
Perſonen veranlagt, im Jahre 1875 dagegen zur erjten Stufe von 400 bis 
600 ME. nur 5367 Perſonen, die erhöhte Steuerbefreiung war jomit 3345 
Perjonen zu gute gefommen. Im Jahre 1887 dagegen waren zur eriten Stufe 
8931 Perſonen veranlagt; hiedurch erjcheint die Zunahme der Gruppe I in 
unjerer Tabelle 3 niedriger, als fie den thatjächlichen Berhältnijien entjpricht 
Wir (allen nunmehr eine vergleichende Ueberficht der Einfommensvertheilung 
für die Jahre 1871 bis 1873 und 1887 folgen, aus der wir aber feine weiteren 
‚Folgerungen ziehen möchten, da hier namentlich die Zahlen der großen Ein: 
fommen zu Klein find, um nicht allen möglichen Zufälligfeiten ausgeſetzt zu fein. 








Tabelle 3. 
Einkommensklaſſen nad) den Anzahl der Steuerzahler 
Geſetzen in den Jahren — — 
1 WE — — —— ——nehrten fi v. 
v. 18. Oft. 1869 u. vom 1871— 1887 





| 
1873 | 1887 auf 





31. Mai 1872 | 6. Oftober 1874 | 1971 | 1872 


— mn —— — — — 








I 300 — 960 400 — 1000 [11 026 111 722 11044 16 163 146,50 
II 960 —1800 | 1000 — 1800 | 1900| 1952| 2062 | 2 740 144.21 
111 1800 — 3000 | 1800 — 3.000 8422| 860 872| 1496 177,81 


1-11 300 — 3 000 400 — 3.000 |13 768 |14 534 113 97820399 | 147, 
IV | 3000— 7200 | 3000— 7000 | 6991 714 753, 1043| 149. 

v| 7200-— 9600 | 7000— 10000 | 98! 94! 103, 222] 226, 

VI] 9600 — 30000 | 10000— 30000 | 165. 179: 1855| 228] 138, 


3.000 — 30.000 | 3.000 — 30 000 987 | 1041 1498| 155,0 
































VII 130 000 — 60 000 |30 000 — 60.000 r 128,00 
VIII 160 000 — 120 000 60 000 — 120 000 160 00 
X über 120 000 | über 120 000 300 













30 000 — 120 000 ‚30 000 — 120 000 
3.000 — 120.000 | 3000 — 120000 | 993 1019| 1075| 1536| 154. 
I—IX | 300 — 120.000 | 400 — 120.000 [14 761 15553 16 058 21985 | 148. 









*) „Statijtit de Hamburgiihen Staates“, Heft XIII, ©. 1. | 
IR al Sammlung der Lübediihen Verordnungen und Bekanntmachungen 1872, 
Mai, 27, Nr. 21. Die Ergebnifje der Steuerveranlagung werden jährlich publizirt im den 
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In Bremen wurde die Einfommenfteuer, deren Einführung ſchon im 
Fahre 1807 beabfichtigt war, aber an dem Hindernifie, daß fie „Vielen miß- 
fiel“, fcheiterte, eingeführt durch das Gefeg vom 3. Januar 1848 und zuerft 
im Sabre 1848 vom Ginfommen des Jahres 1847 erhoben. Die Steuer 
wurde in 3 Stufen erhoben, deren niedrigfte 250 bis 399 RE (ca. 380 bis 
1329 ME.) und deren höchjte 500 FE umd darüber (ca. 1660 ME.) beträgt. 
Da höhere Steuerbeträge ala 5 ®y, d. h. als der Steuerbetrag der höchiten 
Stufe verdect in die Kifte getvorfen wurden, jo fehlt jeder Anhalt, um die 
Entwidlung der höheren Einfommen nad) diefer Steuer zu beurtheilen.‘) 

Wir müſſen daher von den Ergebniljen der Steuerveranlagungen nad 
diefem Gefege und auch von denjenigen nach dem Gejeg vom 29. April 1872, 
welches noch an dem alten Syitem feitbielt, abjehen, um fogleich zu den 
Refultaten der Steuerveranlagungen auf Grund des Geſetzes vom 25. Oftober 
1874 überzugehen. Dieſes Geſetz beruht auf fontrollirter Selbjtdeklaration, 
jtellt ein fteuerfreies Eriftenzminimum der Einfommen von weniger als 600 ME. 
auf und beſteuert auch die juriftiichen Perfonen, die wir aber eliminiren 
fonnten. In der nunmehr folgenden Ueberficht zeigt fi in dem Zeitraum 
von 1874 bis 1885 ein recht bedenfliches, namentlich in den höheren Ein- 
fommensgruppen jehr beträchtliches Sinfen der Zahl der Einfommenjteuer: 
pflichtigen fämmtlicher Gruppen. Allzu großer Werth dürfte jedoch hierauf nicht 
gelegt werden, da wir e& mit einer ganz exzeptionellen Ericheinung zu thun haben. 





mn EEE 


* 

















232 

— 2358 

nut einem Eingeihbäpte Berionen "5.8 

Gruppe Einfonmten E — 
von T == —]3#7% 

m as B — | | | ... [888° 

1874 | 1875 1876 | 1877 1881 1882 1883 | 1884 | 1885 Piz 

Mart | | Sie: 


























| | | 
16.064 [14.941 116.496 117.423 |16 850 I16 372 117912 
II | 1000 — 1500| 5653| 5008| 4356 | 4228| 4049 4355 4248: 4341| 4478 
I | 1500-- 3000| 4829| 4639| 4181| 4201| 4141| 4282| 4245| 4466 | 4 606 
600 — 3 00028 700 27 943 24 601 123 370 24 686 126 060 25 343 25 179 26 996 
3.000 — 7200| 2855| 2666 | 2401| 2341| 2347| 2371| 2459| 2426| 2488| 87,1 
7290 — 12000] 856| 6938| 651| 728 615) 621) 595) 601, 625] 7 
12000 — 36. 000| 833) 623 5941| 560° 628) 615) 658, 589) 595| Tl 
IV—VI | 3000 — 36 000] 4544| 3982| 3646 | 3629 | 3590 | 3607 | 3707| 3616| 3708| 81 
VII 36000 — 600000) 138° 101) 132) 105) 148) 128| 107] 102) 105] 76. 
VII [60 000 — 120000| 1290| 65 821 81) 90 73 92 62) 67] 56m 

IX | der 1200000 50) 2 0 30 2i 53 40 301 | 4 
VO—IX über 36000] 308) 190| 2538| 207) 201) 241| 2833| 178) 194 
IV—IX über 3000| 4852| 4172, 3899| 3836, 3881| 3848| 4040| 3794| 3.902 
I—IX [in ſämmt. Stufen [33 552 32 115 28 500 27 206 28 567 |29 908 |29 383 |28 973 30 898 


| 
600 — 1000118 218 18 296 
















































„SJahresberichten der Steuerbehörde der freien und Hanſeſtadt Lübeck“. Ueber die alte 
„ordentliche direkte Steuer" und die „Militärjteuer*, vgl. Kollmann in Hildebrands Jahr- 
bücdern, Bd. 14. 1870, ©. 96 ft. 

) Ausführliche Angaben über die Geſetzgebung u. deren Ergebnifie finden fich in dem „Jahr: 
buch für Bremijche Statiitif”, III. Jahrg. 2. 9. p. XLI u. zulegt im Jahrg. 1887 2. 9. ©. 489. 
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Daneben befigt aber Bremen die ältefte fortlaufende Vermögensſtatiſtik. 
Bremen beſitzt nämlich in feinem Schoß und feinen Kolleften eine ſehr alte 
Bermögensiteuer. Die ältefte Schoßordnung datirt vom Jahre 1539 und 
feit dem Fahre 1730 findet fich eine Statiftif über den Schof.') 

Der Schoß ift (nad) der Schoßordnung vom 23. Mai 1848) eine reine 
Bermüögensabgabe, der in der Regel jedes Vermögen, welches 1000 ‘Ry oder 
3321 Mt. und darüber beträgt, nach einem procentweije fejtgejegten Maßitabe 
unterworfen ift. 

Kollekten dagegen find Abgaben, bei denen theils auf das Vermögen, theils 
auf das Gewerbe Nüdficht genommen wird und die von denjenigen zu ent: 
richten find, deren Vermögen den Betrag von 1000 3 (3321 ME.) nicht erreicht. 

Leider fünnen wir nach der Natur der Gejetsgebung und dem darauf be- 
ruhenden ſtatiſtiſchen Material die Entwidlung der Vermögensvertheilung nur 
in Umrifjen verfolgen, indem noch die Schoßordnung vom 23. Mai 1848 
folgende en) enthält: 

„Jeder Schoßer, welcher 3000 Ry umd darüber zu verjchoßen hat, ift 
verbunden, den Betrag eines Schoßes von 3000 Fi, und jeder Schoßer, 
welcher weniger als 3000 RE Vermögen befigt, den Betrag eines Schoßes 
von 1000 RE den mit der Hebung beauftragten Behörden offen zu entrichten, 
er kann aber das übrige Geld, ohne es vorzuzeigen, in die Schoßfifte werfen.“ 

Nah dem uns zur Verfügung ftehenden Material erhalten wir „für 
Bremen“ (ohne das Gebiet), wenn wir die Durchjchnittszahlen für 10jährige 
Berioden ind Auge fallen, folgende Aufitellung’): 








Durchſchnittliche Zahl der | Durchichnittliches Bermögen 









Sabre der Steuer: Genfiten mit Vermögen der Cenfiten mit Vermögen 


erhebung 






unter 9964 Mt. | über IHHEAME | unter 9964 Mt. | über 9964 Mt. 





1730—1739 (4 mal) 


1331 43 976 
1780—1789 (13 mal) 







1830—1839 (3 mal) 
1860— 1869 (2 mal) 


Danach haben fih in dem Zeitraum von 1730—39 bis 1780—89 die 
Eenfiten mit einem Vermögen von weniger als 9964 Mk. um 4,,; Proz. ver: 
mindert, während ihr durchichnittliches Vermögen um 19,,, Proz. zunahm; 
dagegen haben fich die Cenfiten mit einem Vermögen von mehr als 9964 M. 
um 41,,. Proz. vermehrt bei einer gleichzeitigen Zunahme ihres durchfchnitt- 
lichen Vermögens um 19,,, Proz. 

Bon 1730—39 bis 1830— 39 haben ſich die Vermögen von weniger als 
9964 Dit. um 49,,, Proz., Diejenigen von mehr ala 9964 Mf. um 151,, (!) 
vermehrt; das durchjchnittliche Vermögen eines Genfiten nahm bei jenen um 
A: Proz, bei dieſen dagegen um 41, Proz. zu. 


10538 | 4071 | 2586 | 88 514 


5 Die näheren Bejtimmungen der älteren Schoßordnungen konnten wir nicht erfahren. 
Auch nad) den älteren Schokordnungen wurde der Schoß nur von den Vermögen von 
3000 3 und darüber erhoben, während die Fleineren Vermögen Kolleften zu entrichten hatten. 
Val. Jahrb. f. d. amtl. Statiftit des Bremiichen Staates, II. Jahrg. 1869 29. S. XLIf. 
) Bgl. Jahrbuch für Bremiſche in v1. Zahrg., ? 2.9., ©. NLVU, 


Bol. a. a. O. VII. Zahrg., ©. 186. 
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Weit höhere Prozentfäge erhalten wir, wenn wir den ganzen Zeitraum 
von 1730—39 bis 1860—69 ins Auge fallen. 

In diefem Beitraum vermehrten ſich die Genfiten mit einem Vermögen 
von weniger als 9964 Mk. nur um 130,, Proz. bei einer gleichzeitigen Zu— 
nahme ihres durchichnittlichen Vermögens um 94,,, Proz., während die Gen- 
jiten mit einem größeren Vermögen als 9964 ME. um 497,,, Proz. (!) zu— 
nahmen bei einer gleichzeitigen Vergrößerung ihres Vermögens um 101,,, Proz: 

Eine Vergleichung der relativen Zunahme in diefen beiden langen Perioden 
weilt darauf bin, daß gerade in die Zeit von 1830—39 bis 1860—69 ein 
befonderes rajches Wachſen in beiden Vermögensklaſſen fallen muß. In diefer 
Periode vermehrten ſich nämlich die Genfiten mit einem Vermögen unter 
9964 ME. um 54,,,; Proz. bei einer gleichzeitigen Zunahme ihres durchichnitt- 
lihen Bermögens um 55,; Proz., während fich die Cenfiten mit einem Ber: 
mögen von mehr ald 9964 ME. um 137,, Proz. (!) vermehrten bei einer 
gleichzeitigen Zunahme ihres durchjchnittlichen Vermögens um 42,,, Prozent. 
Das durchichnittliche Bermögen diefer Gruppe hatte nämlich 1830-39 62 149 ME. 
betragen und jtieg bis 1860—69 auf 88514 ME. 


Wir jeben aljo, daß die Vermögen der oberen Klaſſe in einem Zeitraum 
von 100 Jahren (1730—39 bis 1830—39) fih um 151,, Proz. und in 
einem jolchen von 130 Jahren (1730—39 bis 1760-69) jogar um 497,,, 
Proz. (!) vermehrt haben, während die Zahl der Vermögen unter 9964 Mk. 
gleichzeitig nur um 49,,,, bezw. 130,,, Proz., das durchichnittliche Vermögen 
diefer Gruppe um 94,,., bezw. 24,,, Proz. zumahm Der durchjchnittliche 
Betrag jener Vermögen über 9964 ME. hatte ſich im gleichen 130 jährigen 
Beitraum verdoppelt, in jenem 100jährigen um 41,,, Proz. vermehrt. Dieje 
Zahlen dürften als jtatiftischer Beleg dafür gelten, daß die Anhäufung der 
großen Vermögen in engitem Zufammenhang ſteht mit der Entwidlung der 
Industrie und Technik. Mit Böhmert aus diefen Zahlen, ähnlich” wie aus 
der Bermögensftenerjtatiftit Zürichs“, zu folgern, daß ſich — natürlich im 
Bergleih mit den großen Vermögen — auch in Bremen gerade die mittleren 
Bermögen relativ am jtärkiten vermehrt hätten, ift mir nicht möglid. Aus 
der ganzen Statijtif läßt fich nur folgern, daß in Bremen die Vermögen über 
9964 ME. feit den 30er Jahren in ganz außerordentlich rapidem Wachsthum 
begriffen waren. 


F. Die Ergebniffe der Helliihen Eintommenitenerjtatiftik. 


In Helfen wurde durch Gejeg vom 21. Juni 1869 die Einkommens— 
bejteuerung an Stelle der Berfonalftener eingeführt. Nach zwölfjähriger Giltigs 
feit wurde das Geſetz am 8. Juli 1584 abgeändert, infofern ein fteuerfreies 
Eriftenzminimum von 500 Mark und neue der Reihswährung angepaßte Ein- 
fommenjtufen und eine mäßige Brogrefjion eingeführt und auch die Aftiengejell: 
Ichaften und Kommanditgefellichaften auf Aktien als folche zur Steuer heran 
‚gezogen wurden. Im Uebrigen blieben die VBeranlagungsgrundjäge in beiden 
Geſetzen im Wefentlichen gleich und entiprechen jo ziemlich den oben ausführ- 
li erörterten Beiteuerungsgrundfägen des preußiichen Klaſſen- und klaſſifizirten 
Einfommenjtenergejeßes vom 25. Mai 1873. Die Steuer wird nämlidy in 





) Vgl. Dr. B. Böhmert, „Socialismus und Arbeiterfrage“, Züri 1872, ©. 150 ff. 
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zwei nicht bejonders benannten Abtheilungen erhoben, von denen Abtheilung I 
der preußischen Einkommenſteuer und Abtheilung II der preußischen Klaſſenſteuer 
entjpricht. ') 

Die Vergleichbarkeit der ſtatiſtiſchen Ergebnifje leidet zwar durch die Ein— 
führung de3 Grijtenzminimums und auch durch die Veränderung der Steuer- 
ftufen, es gelang uns jedoch Gruppen zu bilden, welche in den unteren Stufen 
blos um circa 14 bis 71 Marf divergiven, in den Einfommensgruppen von 
6000 Mark an jich vollftändig deden. Da es uns nun hauptjächlic) auf das 
Berbalten der großen Einfommen ankommt, jo find wir in der Yage, auch die 
Ergebniſſe der Einihägungen von 1884 bis 1888 zu unjerer Unterfuchung 
heran zu ziehen und mit denjenigen der Einfchäßungen vor dem Jahre 1884 
zu vergleichen. 

Doc zuvor geben wir in Tabelle 1 eine Weberficht der Entwidelung der 
Einfommensvertheilung in Heſſen nach ſieben Gruppen geordnet, welche wir mit 
Rüdficht auf die Vergleichbarkeit mit den Reſultaten aus der Periode 1884 
bi 1888 wählten. Außerdem wird unjere Unterfuchung durch einen Mangel 
der Statiftif beeinträchtigt, injofern nämlich in den Mittheilungen der heſſiſchen 
Gentralitelle für die Yandesstatijtif die Einfommen von der 15. Stufe an (Ein: 
fommen über 12000 Gulden oder 20571 Mark 43 Pfennig) nur ſummariſch 
aufgeführt find. 


Enbelle 1. 





Eingeſchüßzte Berfonen | 100 Steuerpflicht 
mit einem Einkommen in _—— nebenſtehender 
Gruppe * Sruppen ven 
v - 
Mark 1874 1883 84 | mehrten ſich von 
8741884 auf 





I bis 587,14. 
II 587,14 M bis 1 628,57 
III I 1 628,57 #6 bis2 914,29 4 


ITS 14 I=7 107 104.40 
32 871 10394 122 ,so 
12 018 1-4 435 12641 









1-11 bis 2014291 | 223858 | warst | — 
—5 7169 T v8 l 1 5 
V 6 000, — „I. bia 12 000 4 1 569 3234 148 
V] über 12 000 4 ur 444 1658 
(VII) | über 20 571,43 « 230 320 143,04 
Iy—-VI über 2914,29. 





| 
IV 2014,29 M bis 6 000 A | 
| 
| 
| 
| 





| Bevölkerung 


— 884 218— —450611 


Die Entwickelung der Einkommensvertheilung, wie ſie ſich in vorſtehender 
Tabelle in dem zehnjährigen Zeitraum (1874 bis 1883 84 darſtellt, iſt im 
Allgemeinen als eine günſtige zu bezeichnen. Denn nur die kleinſten Einkommen 
von weniger als 587 Mark ſind hinter der durchſchnittlichen Zunahme der 


1) Ueber die Geſetzgebung vor dem Fahre 1884 vgl. K. Burkart a. a. O. Die Grund— 
ſätze des Geſetzes vom 8. Juli 1884 (Reg.“Bl. S. 67) ſind abgedruckt in den „Mittheilungen 
der Großherzogl. Heſſiſchen Zentraljtelle für die Landesſtatiſtik“ Dez. 1886 Nr. 375, aus denen 
wir auch das Material für die Unterjuchung jchöpften. 
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Bevölkerung zuricgeblieben, während die mittleren Einkommen von 2914 bis 
6000 Mark) ganz erheblich rafcher zunehmen als die Bevölkerung. Auch hier 
zeigten die höchſten Einfommen eine ſehr rajche Zunahme, indem die Einfommen 
von mehr als 20571 Mark um 43,04 und diejenigen über 12000 Mark 
um 68,75 (!) °/, fich vermehrten. Etwas detaillierter fünnen wir die Entwicke— 
lung der großen Einfommen für den Heitraum von 1878 bis 1888 verfolgen, 
wie folgende Aufjtellung (Tabelle 2) zeigt: 



































































Tabelle 2. 

mit einem Eintommen in Mark nah dem Geſetz —— 00 —— 

Gruppe — De 2.0000. onen — ver: 
vom 21. Juni 1869 | vom 8. Juli 1884 | 1878 1878-88 auf 

I bie 587.14 4! 500 — 900181 502 1129 147 ls 

II 587,14 A — 1628,57 „| 900 — 1700| 38348 | 42 440 110,7 

111 162857 „ —2914,29 „ | 1700 — 2900] 13439 | 14 658 109,07 
1-11 bis 2914,29 M| 500 — 2.900 [233 289 |186 245 79,53 
IV | 291429 — — 600,— | 2900 — 6000| 6942| 8747 126,00 

V 6000,— „-—-12000,— „ 6 000 — 12.000 7 138,0» 

VI über 12 000,— „| iiber 12 000 146,80 
VII 12 000,— MA — 24 000,— „ 12 000 — 24 000 147,07 
VII 24 000,— „—41142,85 „| 24000 — 41000 161,ss 
über 41 142,85 „| über 41 000 126,10 





IV-VIN über 2 914,29 Mb | über 2900| 9652| 12549 130,01 


In fämmtlichen Stufen [242 941 |198 794 8l,as 


Danach haben ſich von allen Einfommensgruppen die Einfommen von 
24 000 bis 41 000 ME. weitaus am rafcheiten vermehrt, während die Ein 
fommen von weniger al8 2900 ME. (namentlich diejenigen von 1700 bis 
2900 ME.) eine jehr Schwache Zunahme aufweifen. Der Einfluß der Ein— 
führung des ftenerfreien Eriftenzminimums') zeigt fich hier ganz bemerklid in 
dem Rückgang der unterjten Gruppe um 29,., Proz. Bei der großen Zahl 
der diefer Gruppe Angehörenden wirkte dieſer Nüdgang auch auf die Ge- 
fammtheit der Stenerpflichtigen, die troß des beträchtlichen Wachsthumg der 
übrigen Gruppen um 18,,;, Proz. zurüdgingen. 

Wir laſſen zum Schluß eine vergleichende Ueberficht für die Jahre 1874 
und 18883 folgen, aus welcher zu erjeben iit, daß die Einfommen von 6000 
bis 12000 ME. umd diejenigen von mehr als 12000 ME. allen anderen in 
der Zunahme ganz erheblich vorauseilten. 

(Vgl. Tabelle 3 auf nächiter Seite!) 

Die gewonnenen Ergebniſſe laſſen fich kurz dahin zufammenfaflen, daß 
die Entwicklung der Einfommensvertheilung im allgemeinen eine günjtige war, 
indem die kleinen Einkommen am langjamiten, die mittleren erheblich jtärfer, 
als die Bevölkerung und die großen am raſcheſten fich vermehrten. Bei dem 
furzen Beitraum, in welchen überdies die wirthichaftliche Krifis fällt, ift der 


!) Kleider werden in den Bublifationen der heifiichen Gentralitelle die Steuerfreien nicht 
aufgeführt, was als eine ganz empfindliche Lücke der Statiftit fid) geltend macht. 
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Tabelle 3. 





Eingefchägte 


Gruppe Perjonen — 


vom 21. Juni 1869 vom 8.Juti 18 1884 | 1874 | 1888 


100 Steuerpfl. 
nebenftebenver 
Gruppen ver 

mehrien ſich v. 
1874 —88 auf 














I bis 587,14 Fi 500 — 900 1178 969 1129 147 





72,10 
II 587,14 M— 1628,57 „| 9%00— 1700| 32871 | 42440 129,11 
II 1628,57 „ — 2914,29 „| 1700 — 2900| 12 018| 14658 121,07 








2914,29 4 — 6000,— M 2900 — 6.000 
6.000,— „ —12000,— „6000 — 12000] 1569| 2770 176,55 
über 12 000,— „ über 12000] 592 1082 174,5: 


Iv-vi über 2914,29 M| über 2900| 7980| 12549| 158 


| In ſämmtlichen Stufen 231 788 1198 794 85, 


über 20 571,48 M | über 21000) 2301| 341| 148,» 


5769| 8747 151,0: 





Unterjchied zwijchen dem Wachsthum der Fleinen eimerjeit? und der großen 
und mittleren Einkommensklaſſen andererfeit3 immerhin ein ganz beträcht- 
liher. Daß jih in Hejlen, das jehr wenig Induſtrie befigt, die großen 
Einfommen nicht jo ftarf vermehrten, wie in Preußen und Sachſen, kann 
nicht auffallen. 


G. Die Ergebnifie der Oldenburgifhen Einkommenſteuerſtatiſtik. 


In Oldenburg‘) wurde die Elaffifizirte Einfommenftener eingeführt durch 
Geſetz vom 6. April 1864. Das oldenburgiiche Einftommenjteuergejeg beruht 
auf den gleichen Grundjägen, -wie das preußiiche Gefeg vom 25. Mai 1873. 
Hervorzuheben ift nur, daß es fein fteuerfreies Griftenzminimum fennt, daß 
dagegen das Gefinde und die dieſem nach Art ihrer Dienite und des dafür 
gewährten Lohnes im allgemeinen gleichjtehenden Gewerbsgehilfen, fofern fie 
im Haufe ihres Prinzipals wohnen, eine bejondere Vergünftigung genießen. 
Beide find ftets mit einem fejten Einkommen, und zwar die weiblichen Per: 
jonen von 225, die männlichen von 300 ME. zu veranlagen, abgeſehen freilich 
— daß fie fein anderweites Einfonmen von mindejtens 150 ME. be: 
ziehen. ?) 

In Tabelle 1 und 2 geben wir eine Ueberficht der Einfommensvertheilung 
für den Beitraum von 1866 bis 1888 und ihrer Veränderungen, indem wir 
die Einfommen in 9 den oben bei der Behandlung der preußischen und ſächſiſchen 
Statijtif angewandten entjprechende Gruppen zuſammenfaſſen. 


i) Der leine Staat Oldenburg zeichnet fi durch eine ganz hervorragende Statiſtik aus. 
al. Dr. P. Kollmann „Das Herzogthum Oldenburg“, Oldenburg 1878. Ich bin dem 
Vorſtande des ſtatiſtiſchen Bureaus in Oldenburg, Herrn Regierungsrath Dr. P. Kolimann, 
für die Nebermittelung diejes Werfes und weiterer noch nicht gedruckter ausführlicher ſtati— 
jtiicher Daten zu ganz bejonderem Dante verpflichtet. 

) Vgl. Dr. B. Kollmann „Das Herzogthum Oldenburg“, ©. 346, wo aud die 
Grundiäge des oldenburgiichen Einkommenjteuergeieges (S. 345 1.) kurz und überfichtlich 
dargeitellt find. 
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®abelle 1. 








Gruppe I | 11 | mfı-mf ıv | v|vi ſivxiſvn van IX [vu-ıx |1v-Ix[|1-IX 








Eintommen in Mark 






























| 1) — 
an =) m m = N u 1 | 2 = 
| 3 2388| S |Es5s>slss |s-2,sl.s| 3 |=s 
„2125 22 23 — 8512518538326 5 2157 
2 323312 1—3—23888855515315155 
= |? =] 5 Is "al Be 7 78 Je 
1866 | 62 2854 710.3 705] 70 700|1 596 221 | 102 | 1919 4| 19231] 72 623 
1867 161 343 4 768 3 844] 69 95511 669 214 | 107] 1 990 41 19941 71949 
1868 | 61 2734 764 3 882] 69 s19lı 673 231 | 104 | 2 008 | 4| 2012] 71 981 
1869 161 494 4 909 3 891] 70 29411 708) 237 | 1111] 2 056 | 61 2 062 I 72 356 
1870 161 047 5 036 4 007] 70 090]1 755 223 | 119 | 2 097 | 51 2 102] 72 192 
1871 |59 425 5 054 4 065] 68 544|1 752 231 | 115 | 2.098 | 6] 2 104 || 70 648 
1872 159 920 5 155.4 155] 69 230]1 843. 237 | 130 | 2 210 61 2216 || 71446 
21873 158 001 5 5594 531] 68 001[2 018: 280 | 146 | 2 444 | 81 2452] 70543 
1874 158 145 5 7294 756] 68 660]2 173 313 | 154 | 2 640 | 71 2647| 71 307 
1875 |58 614 5 895 4 869] 69 378]2 238 322 | 159 | 2 719 | 8] 2 727 || 72105 
1876 159 119 6 0655 064] 70 248]2 349 315 | 178 | 2 842 8 1 0 91 28511 73099 
1877 160 186 6 210.5 149] 71 545]2 464. 320186 | 2970] 4| 21 0 61 2976 || 74521 
1878 [60 998 6 199 5 204| 72 401[2 472 339 | ıss| 2999| 7) 2 0 9] 3.008 || 75 409 
1879 | 61 005 6 314 5 227] 72 546]2 475 533 | 195 | 3 003 5 2 0 71 3 010 I 75 556 
1880 | 61 477 6 342.5 2090] 73 10912 615: 372 1200] 3 187 6| 2 0 81 3195 I 76 204 
1881 161 023 6 380 5 364] 72 76712 535 384 | 199 | 3 118 7—1 2 0 9] 5 127 || 75 894 
1882 | 60 836 6 4715 477] 72 784 619 392 1210 | 3 221 8! 21 0 10] 3 231 || 76 015 
1883 161 620 6 456 5 290 73 37512 604 406 | 201] 32111] 10| 2 0 121 3 223 1 76798 
1884 [61 753 6 551 5 5471| 73 851]? 636. 405 | 208 | 3 249 8 2 0 10] 32591 77 110 
1885 | 62 306 6 539 5 689] 74 534]2 684 391 1213| 3 288 g 3 1 18 | 3 301 1 77 835 
1886 ] 62 796 6 658 5 6781 75 13212 713 398 | 216 | 3 327 8 0 12] 3339178471 
1887 | 63 621.6 718 5 817] 76 156]2 762 396 | 217 | 3375| 10 4 l 15] 3390 || 79546 
1888 163 648 6 883 5 928] 76 45912 833 394 1226 | 3453] 8 6 1 15] 3468 || 79 927 
1889 163 730.6 942 6 068] 76 74012 814 435 1237] 3 486 719 2 18] 3504 || 80 244 
1890 | 64 4157 0296 1291 77 573]2 807: 432 | 247 | 3 486 51 9 2 16] 3 502 





‚81 075 


Nach nebentehender Tabelle 2 zeigen die anjehnlichen und großen Ein= 
fommen weitaus die bedeutendjte Vermehrung, indem fich die Einfommen von 
mehr als 36 000 ME. in der Beriode von 1868—78 um 125,0, in derjenigen 
von 1873-83 um 66,,; Proz. umd endlich in der 2Ojährigen Periode von 
1868— 88 um 275,,, ( Proz. vermehrt haben, und indem in den gleichen 
Perioden die Einfommen von 11400 bis 365 000 ME. um 80,,,, bezw. 20,,. 
und bezw. 117,,, Proz. zunahmen, während die Einfommen von weniger als 
3000 M. nur um 3,;;, bezw. d,, und 9,,, PBroz., Diejenigen von 3000 bis 
36000 Me. um 49,,,, bezw. 15,,, und bezw. 71,,, Proc ſtiegen. Die Klafje 
von weniger als 3000 ME. Eintommen blieb in dem Jahrzehnt von 1868— 78 
binter dem Wachsthum der Bevölkerung zurüd, indem diefe 1867 fich auf 245 981, 
1875 auf 248136 und 1885 auf 267 111 Gimvohner bezifferte und mitbin 

von 1867—75 um O,« Proz., 
von 1875—85 um 7,5 
von 1867 —88 um 8, „ zunahm. 


i) Im April 1873 wurden oldenburgiiche Gebietstheile bei Wilhelmshafen mit 2059 
Seelen an Preußen übertragen. 





G. Die Ergebnijie der Oldenburgiichen Einkommenſteuerſtatiſtik. 99 

















Sabelle 2. 

1868 R. 1878 — 100 Steuerpflichtige 
j ; — — — — nebenſtehender 

Gruppe Einkommen in u | 5] > Gruppen vermehrten 
Mart * Proz. Proz. ro; ſichvon 1868— 1888 auf 
EEE | I®| 18 | _ Je re —88 
I bis 900 |61 273 85,10 [60 998 | 80, |63 648 | 79,0: | 99,55 10424 ‚10800 
11 900 — 1500| 4764| 6,1] 6199| 8 | 6883| 8,6: | 130,1 | 111,05 | 144,4 


111 1500 — 3 000 3882| 5,01 5204 60] 5928| 7,4. [134,05 


I—I bis 3 000 ]69 99 97,21 [72401 96,01 [76 459 | 95,0 | 103,55 ——— 






| | 
1 673) 2,2 | 2 402) 32612833 3,54 | 147,76 , 114,00 | 169,54 














IV | 3000 — 7200 
v[ 7200-11400| 231! 0,»| 339) 04s| 394 0,0 | 146,15 | 116,2: | 170,56 
VI| 11400 —36000| 104| Os] 188: 0,2] 226) 0,1] 180, 120,21 | 217,01 
IV—VI| 3000 — 36 000 2 999 149,85 | 115,14 | 171,06 
vıı | 36.000 — 60 000 71 Om 8| Om 114, 
vılı | 60000 — 91 500 2. 0008 6| Os F ' 300,00 | 
IX über 120 000 V | 0,000 1 Ü,001 
VII—IX iiber 36 000 4 | 0,004 9 — | 15 0 225,00 | 166,0: | 375,00 
IV—IX über 3000| 2012| 2] 3008| 3. | 3468, Aa | 149,50 , 115,20 | 172,87 
| 1 


I—IX [In fämmtl. Stufen jr 931 


99,05 1 409 . 100,00 lio 927 99, | 104,-+ 105, 111,12 


Die Schuld bievon trifft allein die Klaſſe der kleinſten Einfommen von 
unter 900 Mk., welche 1868— 78 um O,,, Proc. abnahm und auch 1878—88 
mit einer Zunahme von 4,, Proz. hinter der Zunahme der Bevölkerung 
zurücblieb. Im April 1873 wurden nämlich in der Marjch gelegene Gebiets: 
theile mit 2049 Einwohner an Preußen abgetreten, während das Müniter- 
land bi8 um das Jahr 1875 unter der Auswanderung nach Amerika jehr 
ſtark litt.') 

Für die Jahre 1865 und 1875 hat Dr. Kollmann in feinem jehr ver: 
dienstlichen Werfe „Das Herzogthbum Oldenburg in jeiner wirtbichaftlichen 
Entwidlung während der legten 25 Jahre" die Kontribuenten nach dem Be: 
rufe und der Höhe des eingeſchätzten Einkommens zufammengeftellt. Obgleich 
num eine ſolche Statiſtik von ganz eminenter Bedeutung für die Entwicklung 
der ganzen Bolfswirthichaft it und obgleich man nicht genug bedauern kann, 
daß uns eine ähnliche Statiftif für alle anderen deutſchen Staaten mangelt, 
jo müjjen wir ung der Kürze halber doch mit einer Verweiſung auf das ver: 
dienftvolle Wert Kollmanns?) begnügen und heben aus der Tabelle Koll: 
manns S. 398—405 nur die Einfommen von mehr als 15000 ME. heraus. 


N Bgl. Dr. P. Kollmann a. a. DO, ©. 346. 
2) Bol. a. a. D. ©. 351 ff. Eine eingebendere Darjtellung diejer Dinge würde einen 
im Verhälmih zur Größe des Beobahhtungsgebietes viel zu großen Raum beaniprucen. 
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Es hatten nämlich ein Einfommen von mehr ala 15000 ME. in den Fahren: 












abſolut 





abſolut 
21 

































Landwirthe ohne Heuerleute 35 0,25 
Induſtrie (Selbitjtändige) 0,0: 
Zaun (Selbititändige) R 0,4 
aft- und Schentwirtbichaften . 0,10 
| 
Höhere Beamte . 8. Lo 
Rentiers und jonjtige aus eigenen Mitteln —4 
lebende Perjonen . . 17 | 0,0 
Alle ſonſtigen Berufsarten zu. excl. Geſinde 5 | 0,0 
Summa: | 0,1 


Sn fämmtlichen, außerdem von Kollmann aufgeführten Berufsarten finden 
fich feine Einfommen von mehr als 15000 Mt. Im diefen Zahlen tritt der 
überwiegend landwirthichaftliche Charakter des Landes hervor und find deß— 
halb die Zahlen durchaus unbrauchbar, um direft — mas in einem Staate, 
wie Sachſen beim Vorhandenſein jolcher Statiftif möglich wäre — den Zu— 
ſammenhang des raschen Wachiens der großen Vermögen mit der Zunahme 
der Grofßbetriebe nachzumeijen. 

Schließlih ift noch anzufügen, daß ſich der Wohlftand im allgemeinen 
gehoben hat, indem das durchjchnittliche Einkommen 

in den Jahren pro Cenſit pro Einm. 


1866 614 Mt. 182 Me. 
1875 747 ME. 217 ME. 
1880 771 ME. 224 ME. betrug.?) 


H. Die übrigen Staaten Deutſchlands. 


Bon allen übrigen Staaten Deutichlands°), die außer den jchon behandelten 
noch in Betracht fommen fünnen, erhielten wir brauchbares Material nur noch 
von 1 Dem Vinanzminifterium des Herzogthums Sachjen Altenburg. 


> SC. fänımtficher in dem bezüglichen Berufe vertretenen Ktontribnenten. 

*) Vgl. „Statiftiiche Nachricgten über das Großherzogthum Oldenburg“. Herausgeg. 
vom großberzoglichen jtatiitiichen Bureau 20. H. Das Finanzweſen der Kommunal- 
Dane in den Jahren 1873 bi$ 1882 Oldenburg 1886, ©. 60 und BP. Kollmann 
aa ‚=: 347. 

’) Die ſtatiſtiſchen Ergebnifie der VBeranlagungen nad) dem bayer. Geſetz „Die Ein- 
kommenſteuer betr. vom 31. Mai 1856" und dem wirttemberg. „Geſetz betr. die Steuer von 
Kapital Renten-, Dienst und Berufseinfommen vom 19. Sept. 1852” konnten für uns 
deshalb nicht in Vetracht kommen, weil beide Gejege nur eine beftimmte Gattung von Ein- 
fommen, die württembergiſche Napitalrenteniteuer nur einen Theil des Einkommens der von 
ihr bejteuerten Perſonen und zwar ohne VBerücjichtigung der Schulden bejteuern. Um unjere 
Frage möglichit alljeitig löſen au fönnen, baten wir die Finauzminiſterien von Coburg und 
Gotha, Lippe, Weimar, Neu j. X und Schwarzburg-Sondershaufen um Mittheilung ftati 
jtiihen Materialde. Gar kein Material erhielten wir von Neu j. L. und Kippe; von 
Schwarzburg-Sondershaujen wurde uns ledialich der Steuerertrag für die Nahre 1853 bie 
1864 und 1875 bis 1886 mitgetbeilt: von Weimar erhielten wir Nr. 264 der Weimariichen 
Beitung vom 10. Nov. 1887; von Coburg und Gotha erhielten wir die Jahrgänge 1883 
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Das altenburgifche Einfommenfteuergejeg vom 17. März 1868') ift als 
eine Nahahmung des preußischen Gejeges vom 1. Mai 1851 zu charafterifiren. 
Hiebei jind die Grundjäge über die Klaſſenſteuer befonders unglüdlich aus: 
gefallen, indem die altenburgifche Klaſſenſteuer ein unflares und Ban ehe an 
Gemiih von Klaſſen- und Einfommenfteuer darftellt. Steuerpflichtig find auch 
die juriſtiſchen Perſonen. Aus der uns mitgetheilten Tabelle, für deren Mit: 
theilung wir dem Herrn Finanzminister Sonnenkalb zu ganz bejonderem 
Danfe verpflichtet find und die wir wegen ihrer muftergiltigen Anordnung bier 
im Original folgen laſſen, ift leider nicht zu erjehen, ob die juriftifchen Per: 
jonen mit inbegriffen find, oder nicht. 

Auf Grund umjtehender Tabelle fajjen wir die Ergebnijje der Jahre 1869 
und 1889 in folgende nach 6 Gruppen geordnete Ueberficht zufammen : 

















1869 1889 * 7 
u == wo J — — 100 Steuerpflicht. 
| Steu vermehrteu ſich 
Euer⸗ von 1869 - 1889 
Brop | ypctige | Pros [von 1869-188 


Gruppe Einkommensklaſſen Steuer: 
pflichtige | 












50 092 
2676 4 


I I 8lafienjtener bis 1 500 MM 
11 1500 — 3000 „ 











I--1 bis 3.000 | 61238 | 96, | 

II 3000 — 9600 .A 1 140 2,u 2049 3,22 179,74 

IV 9600 — 28800 „ 3 0, 256 0,0 ROBERT 

im-ıv] 3000— 28800 m| 1233) 2] 2305| 3. Tu 

vi über 72000 „ 2 0,008 20 0,08 1 000,00 
v-VvI über 28 800 13) On 78) On | 600,00 
1246| 2u| 2383| 3 191,25 

I— VI | In fämmtlihen Stufen 54 014 99,0 | 63 621 | 100,00 117,:9 


Danah Haben fich jämmtliche Einfommensgruppen um jo fchneller ver: 
mehrt, je größer fie waren, ja die großen und jehr großen Einkommen haben 
fih in dem zwanzigjährigen Zeitraum verfünf: und verzehnfacht, während 
jämmtliche Cenfiten fi nur um 17,79 d. b. allerdings noch rafcher als die 
Bevölkerung, welche von 141968 auf 161460 Einwohnern oder um 13,73 
Proc. ftieg, zugenommen haben. Wie die Driginaltabelle zeigt, kommt das 
langjame Wachſen der Klafjenftenerpflichtigen und ſämmtlicher Genfiten lediglich 
auf Rechnung der niedrigiten Klaſſe der Klafjenftener, welche um 25,87 Proc. 
zurüdging, was bei dem geringen Umfang der Steuerbefreiungen als Zeichen 
günftiger Entwidelung zu begrüßen ijt. Im Allgemeinen hat ſich aljo auch der 
Wohlitand in Altenburg gehoben, doc) find auch hier die großen und ſehr 
großen Einfommen dem allgemeinen Fortſchritte mit Rieſenſchritten vorausgeeilt. 


bi$ 1887 der „Mittheilungen aus dem ſtatiſtiſchen Büreau des Herzogl. Staatsminijteriumg 
zu Gotha über Landes und Voltsfunde der Herzogtbümer Coburg und Gotha”, welde wir 
leider wegen des kurzen Beobahtungszeitraums nicht verwenden fonnten, was auch von dem 
badiihen Material zutrifft. 

') Bol. 8. Burkart a. a. O. 
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Nähere Bezeihnung 





Raufende Nummer 


| 


durch · 


ir — 
\Eintommen] pflichtigen 


1869 
| 
Jährliches 
Baßl ber | Gejammt: 














| 





| Einkommen 






























Klaſſe — Stufe 
Ä M 
—* ——— — —— Pe u — — — 
A. Klaſſenſteuer. 
1] Klaſſe 1 incl. $ 8a/b und 302 
Ss 9a/b | 
2] Klaſſe 2 incl. N 8c umd | 683 
Ss 9c | 
3| Klaſſe 3 incl. $ 8d/e und | 1200 
$ 9dje | 
ı 
B. Klajjificirte Ein- 
fommenjteuer. 
1 Stufe 1—2 
2 e 3—4 
3 ” 5—6 
4 " 7-8 
5 r 9-11 
6 „ 12-14 
7 „ 15—17 
8 „ 18—- 
9 „ 2 
10 22 
11 „ 3 
12 „ A 
13 — 
14 286 
15 — 7 











: 50092 





Summa B: 


36 574 


3558 








2015 
661 
552 


362 | 





3922| 


9960 | 


| 





| 








11 045 348 
6 802 680 
4 269 600 


22 117 628 


3 627 000 
1586 400 
1 738 800 
1520 400 
1491 600 
642 600 
504 000 
278 400 
162 000 


11 797 200 


Zahl der 
Steuer: 





pflichtigen | 


\ Säprliches 


18 





Gejammt- ! 
Eintommen 





345 088 
9 327 731} 























Sa. Sarum.: 


54014] 


33 914 828 
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74 . 1879 
Daher gegenüber dem Jahre f dDadher gegenüber dem Jahre 
1869 | 1874 
- Bahl ber Jährliches — 
er weniger Steuer · Geſammt⸗ mehr weniger 
Steuer- " Ein- |Steuer) Ein | Pflicht | Einfommen Steuer.| Ein- ISteuer] Ein 
[pic fommen vilicht. kommen gen pflicht. kommen | pflicht. | kommen 
Me N Se | # Mk 
— — 5680| 1700260 | 28 788| 8693 u — 
| 15,30 °/o 
13697 | 2525051] — | — 18309 12 505 047 —— 3177 316) 
37,12 9/o | [ 
ı 48331 519 600| —_ | — 4484 5.880 800) 4887 
12,17 °/o j 12,38 ®/ 
1 4130| 3044651 5630 | 1700 260 | 51 581 || 26 579 823 | 5 145 | 3 768 916 | 2156 | 651 112 
1 700 260 | 4 130 2156| 651112 
1 344 391 | 1 500 2989| 3 117 804 
I — — | 275| 495000] 2042| 3675600] 8302] 5436001 — — 
| | 13,05 °/o | 17,30 °/o 
492 | ı 180 800 — — 1205 | 2892 000 52 1248001 — — 
74,43 °/o ı ho 
154| 485 1001 — — 827 26050501 121| 3811501 — — 
27,0 o/o | 17,14 0/0 
110! 4620001 — — 495 2079000 28 9660 — — 
30,39 0,0 ‚oı 9/° 
231 | 15246005 — — 502 3313 200 45| 2970001 — — 
102,21 °/o 9,n5 9/0 
43| 4386001 — — 136 | 1387 200 30| 306000 — — 
68,25 °/o 28,30 °/o 
25 4200001 — — 51 856 8000 — — 4 67200 
93,33 *0 | 7,aı °/o 
13! 4524001 — — 21 780800 — — — — 
162,5 °/o ! ! 
- — — — 1 54 000 — = 2| 108000 
| | 66,817 ?/o 
— — — — Li 66 000 1 66 0001| — — 
| 100 °/o 
1 840005 — — 1 84000 — — — — 
100 °/o | | 
— — 1108000 1 216 000 2! 2160000 — _ 
100 °% N 200 9/0 
— | — — — — — — — 1| 188,000 
| ı | 100 ®/o 
— — — 1 174 000 1; 1740001 — | — 
| 100 °%0 
| | 








1069 | 5047500] 276) 603000] 5285| 18133650 || 577| 2205 150 7, 313200 


276 | 603.000 71 313200 
793 | 4 444 500 570 | 1891950 


56 866 | 44 713473 | 5 722 | 5 974 066 
2163| 964312 


1 707 3559| 5 009 754 


\ 2163| 964 312 
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— —— — —— | Daher ee dem Jahre 
| durch⸗ [Baht der! Sährliches —— 1513 
ſchnittliches Steuer: | Geſammt⸗ J — “ch weniger 
Jahres · pflicht· Einkommen iz... '$| « 
(Eintommen| "; | Steuer Ein & | Ein 
| gen — kommen kommen 
| ® 

— — — — — =, 
I} 
A. Klajjeniteuer. | | | 
Klaſſe 1 incl, $ 8a/b und | 302| 29991| 9057 282 | 1203 | 303.306 | — -| 
8 9a b 4,18 P/o 
Klaſſe 2 incl. $ 8e und | 683 | 18 912 12 916 896 | 608] „ei | — 
$ I9e 1 3,00 
Kiafie 3 inel. 8 8d/e und] 1200| 4608) 5529600) 121 „us 800 A 
S$ 9dje h | 2,77 ° | 
 Summa A:53 5111| 27 503 778 ' 1930 | 333 F — — 
B. Klaſſificirte Ein— 
kommenſteuer. | 
Stufe 1—2 1800| 2150 h 3 870 000 | 108 — “' — — 
| | 5,20 | 
„ 374 | 2400| 1242) 29808001 37° 88 800| — — 
3,07 — 
52031501 860, 2709 00| 33) 1089 “ — — 
N | 3,00 "/o 
„7-8 | 4200| 571" 2398200 76) 319: 20 -| 
I 15,55 9/0 
 » 9-11 N 6 600 >46 3603 600 ı 44! 290400 | I — 
| 8,76 ”/o 
„ 12—14 | 10 200 146) 1489 200| 10 a 000 | m, 
| 7,85 
„ 5-17 | 16800 67) 11256001 16) 268800 1—| _ 
| | 31,37 °/o | 
» 18-20 341800| 37 1287 | 16] „556 800 — — 
76,10 9%. 
„2a | 54.000 2! 108.000 1 5001-1 _ 
| | 100 ®/o | 
„ 22 0 — | - | -— — 1] 66.000 
! | | 100 "/o 
„ 23 "84.000 3 252 000 | 2 168 000 | — — 
! i 200 °/o 
„ 24 " 108 000 4 432 000 | 2] zi000 — — | 
N 100%, | 
. 25 | 138000 2) 276 000 | 2| 276 000 | — | 
| N 200 % I 
„ 26 ' 174.000 1) 174 0001 — | — 
f 
„ 27 216000 
| Summe B: 5 347| 2638350[ 116 
1 66000 









Sa. Sarum.: 59 142 








| 48 209 7781 2277 3 





562 305 
1 66 000 
2276 | 3496 305 


000 
316] 2572350 
1| 66.000 
igit »y Google 
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1889 
Daher gegenüber dem Jahre Daher gegenüber dem Jahre 
Zahl der! Jährliches 1884 1869 
Steuer! Gejammt: mebr | weniger i mehr —— weniger 
en 
pflichte | Einfommen Steuer·  Ein- ‚Steuer: Ein Steuer. Een | & Ein- 
gen pflicht. kommen pflicht. kommen |pflicht. kommen | E | kommen 
| ws 
| — a 
| | 
S 187824 en | = 2.879) 869 — | — 0462| 2857524 
| | 9,00 ”/o | | 2 25, — % 
25 1158| 17 182 914] 6246| 4266018 | — | — lis 198 | 10 380 234 _ 
| 33,08 °/o 162,58 °/o 
6303600, 645| 774000 | 1695 | 20000, _ — 
h 1400 % | | 47,04 "/o 
57523 | 31 674 338 | a | ' 5040 018|| 2879| 869458 [16 893 | 12414 23419462 | 2 857 524 
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Die Refultate unferer Unterfuchung laſſen fich dahin zufammenfajjen, daß 
in allen deutſchen Staaten, welche eine allgemeine Einfommenfteuer befißen, 
die großen Einfommen weit raſcher zugenommen haben, als alle 
übrigen. Davon macht, wie wir gejehen haben, Bremen für den kurzen Beit- 
raum von 18741885 die einzige Ausnahme. An diefem Nefultat vermag 
auch die Ungenauigfeit der Steuerveranlagung in Preußen nicht? zu ändern, 
da in Preußen diefe Rejultate in erfter Linie auf die Veränderungen zurüd- 
zuführen find, die fich in einer weit hinter dem mit der Einführung eines 
Geſetzes gewöhnlich verbundenen Verfuchsftadium zurüdliegenden Periode voll- 
zogen haben. 

Demgegenüber haben gerade die dürftigen Einfommen die geringjte Zu: 
nahme gezeigt. Wir find alfo glüdlicher Weife noch lange nicht bei der in 
unferem Motto von Niebuhr in marfigem Lapidarftil gefchilderten Periode der 
äußeriten PBlutofratie angelangt. 

Dagegen ift ziemlich ficher, daß mit der großartigen Entwidlung bes 
Sroßbetriebes und der rapiden Zunahme der großen Vermögen auch ein nicht 
unbeträchtlicher Theil des gewerblichen Mitteljtandes in wirthichaftliche Ab— 
hängigfeit von dem Großbetrieb und den Großfapitaliften gerathen ift. Ferner 
dürfte die untere Grenze des Meitteljtandes in der Vermögensabftufung etwas 
höher hinauf zu verlegen fein, als früher. Denn e3 tft viel ſchwerer ge— 
worden, ein jelbitändiges Gejchäft zu gründen, namentlich aus dem Grunde, 
weil das zum erfolgreichen Betriebe eines folchen erforderliche Anlage: und 
Betriebsfapital mit der Einführung der Mafchinen gejtiegen ift. 
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Doch alle Folgen, die fih an die rapide Zunahme der großen Ein- 
fommen und Vermögen anfchließen, zu erörtern, kann Hier nicht unfere Auf: 
gabe jein. 

Denn dazu ift eine reiche Lebenserfahrung, eine genaue Kenntniß aller 
Zweige des mwirthichaftlichen Lebens nothwendig. Dieſe Aufgabe mit Erfolg 
zu löfen, wird nur demjenigen möglich fein, der die ganze nationalöfonomijche 
Willenichaft durch Fahre langes Studium beherricht. Einem Anfänger in 
diefer Wiſſenſchaft fommt es zu, fich auf diejenigen Meaterien zu bejchränfen, 
welche er überjehen fann, und namentlich durch biftorifche und ſtatiſtiſche 
Unterfuchungen für die Meifter der Wiſſenſchaft das Material zur Entjcheidung 
der jo zahlreichen noch immer nicht zum Austrag gebrachten Prinzipienfragen 
vorzubereiten, 


Der öſterreichiſche Geſehentwurf, betr. die 
direkten Berfonalftenern. 


Bon Landrath Dr. Struß, Steinau a. /O. 


Dem Beifpiele Dr. Miquel's ift jein öfterreichifcher College, Finanzminifter 
Dr. Steinbad) gefolgt, indem er eine durchgreifende Reform der direkten Steuern 
jeines Landes in Angriff genommen hat: in einem, dem Neichsrath im Februar 
dieſes Jahres vorgelegten umfangreichen Gejegentwurf, wird nicht nur, wie fein 
Titel bejagt, eine Reform der „direften Perſonal-,“ ſondern auch der Ertrag: ' 
jteuern mit alleiniger Ausnahme der Grund: und Gebäudefteuer vorgejichlagen. 
Die Nothwendigkeit einer durchgreifenden Reform liegt auch in faum einem 
Lande jo zu Tage, wie in Dejterreih: Das gegenwärtige direkte Steuerſyſtem 
ijt theil® von vornherein ganz ungenügend ausgeftaltet, theils im Lauf der 
Beit zur volljtändigen Karrifatur geworden, was auch wenig Wunder nehmen 
fann, wenn man bedenkt, daß es zum Theil auf einem immer noch proviforischen 
Patente beruht. E83 würde den hier zur Verfügung jtehenden Raum weit über: 
Ichreiten, eine Darjtellung desjelben in feiner gegenwärtigen Gejtaltung zu 
geben. Das zum Verſtändniß der folgenden Ausführungen über den jegigen 
Reformentwurf in diefer Beziehung Nöthige wird den Lejern entweder befannt 
jein oder it ihmen im verjchiedenen Werfen zugänglich. ch beichränfe mich 
daher darauf, daran zu erinnern, daß das üjterreichiiche direkte Steuerſyſtem 
gegenwärtig eine Grund, Gebäude-, Erwerb: und Einfommenfteuer umfaßt, 
welch’ letztere in eine jolche, L., II. und III. Klafje zerfällt. Die Grund: 
teuer ilt im Großen und Ganzen nach gleichen Principien wie in Preußen 
geregelt. Abweichend ift vor Allem das den Grundbefigern eingeräumte, that: 
jächlich aber jo gut wie nicht ausgeübte Recht, ihren Hypothefengläubigern 
einen Abzug von 5°/, bei der Zinszahlung zu machen, was die Beſteuerung 
dieſer Art Leihkapitalien darjtellen joll. Die Höhe der Grundftener joll 22,7°/, 
des Kataftralreinertrags betragen, eine Nevifion alle 15 Jahre erfolgen. 

Die Gebäudeſteuer zerfällt in eine Hauszins- und eine Hausklaſſen— 
jteuer, erjtere wieder in eine mit 26?/,°/, vom Bruttomiethszins nach Abzug 
von 15°/, desjelben als Erhaltungsfoiten und eine mit 20°/, bei 30°/, Erhaltungs= 
fojtenabzug erhobene. Die 26°/,°;,ige Steuer wird in bejtimmten größeren Städten 
erhoben, die 20°/,ige in anderen Orten, in denen der größte Theil der Gebäude 
für Vermiethung bejtimmt ift, die Hausklajjenfteuer endlich, nad „Wohnbeftand- 
theilen“ tarifirt, in den übrigen Orten. Die Hauszinsjteuer wird jährlich nach 
Taffionen des Eigenthümers und Kontrolangabe des Miethers neu veranlagt. 
Weitgehende Stenerbefreiungen bejtehen für Neubauten. Wie bei der Grund: 
fteuer, jo findet auch bei der Gebäudeſteuer das Recht des Eigenthümers zur 
5°/,igen Kürzung der Hypothekenzinſen als Erjaß der Bejteuerung der legteren ftatt. 

Die Erwerbiteuer ift nach Berufsarten, äußeren Merkmalen und, mit 
Ausnahme der eriten Hauptflafje, nad) den Betriebsorten tarifirt. Sie unter: 
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jcheidet die 4 Hauptflaffen: a) Fabriken und Großhandlungen, b) Handelsleute 
und Handelsunternehmer mit landwirtbichaftlichen oder rohen Broduften, e) Künſtler 
und Sewerbsleute, die nicht Handelsleute find, d) Erwerb aus Dienitleiftungen. 
Doch finden zahlreiche Befreiungen jtatt, namentlich für die Landwirthichaft, 
Schriftiteller, bildende oder freie Künstler, Aerzte, Hebammen, Thierärzte zc., Berg: 
werfe u. U. Urjprünglich jollte allerdings die Steuer nach dem durch Faſſionen 
und Kontrole zu ermittelnden wirklichen Ertrage erhoben werden. Da fich dem 
jedoh zu große Schwierigkeiten entgegenftellten, ift man zu der Tarifirung nach 
den erwähnten Merkmalen mit Maximal: und Minimaljägen gelangt. 

Die Einfommenjteuer endlich will einestheild eine Ergänzungsſteuer 
zur Erwerbjteuer bilden, anderntheil3 Kapitalzins und Arbeitslohn treffen. 
Die erjtere Bedeutung hat die Einkommenſteuer I. Klafje, der das Einkommen 
aus den erwerbjteuerpflichtigen Ermwerbsgattungen fowie aus Bergbau und 
Pachtungen unterliegt, und die auch gemeinfam mit der Erwerbiteuer und als 
Einfommenfteuer nur mit dem die Erwerbjteuer überjteigenden Betrage erhoben 
wird. Unter die Il. Klaſſe der Einfommenftener fällt das Einkommen aus 
Gehältern und Löhnen aller Art, aus NRubegenüffen und aus im Wege der 
Verficherung erworbenen Nenten, unter die III. Klaſſe endlich das ſonſtige 
Renteneinfommen. Befreiungen genießen namentlich in der 1. Klaſſe die der 
unteriten Erwerbjtenerflafie angebörigen Erwerbjteuerpflichtigen, in der zweiten 
die Dienjtbezüge des aktiven Militärs und alle Einfommen dieſer Klaſſe bis 
zu 630 fl, in der ILL. Klaſſe Sparfafjeneinlagen und Genfiten, deren gefammtes 
Jahreseinfommen ohne Abzug der Schulden 315 fl. nicht überjteigt. Der 
Steuerbemefjung werden in der I. Klaſſe allgemein Faſſionen zu Grunde gelegt, in 
derz weiten nur joweit es fich um nicht fire Jahresbezüge handelt, während die 
firen dergeitalt bejtenert werden, daß die fie auszahlende Kaſſe oder Perſon 
den Steuerprocentjat abzieht und an die Staatskaſſe abführt. Hinfichtlich der 
III. Klaſſe ift bereit3 erwähnt, daß die Eigenthümer grund: oder gebäude: 
ftenerpflichtiger Realitäten zu einem Abzug von 5°/, der Hypothekenzinſen 
befugt find, welcher die Einfommenftener von diefem Zinseinkommen daritellt. 
Das gleiche Abzugsrecht des Schuldners bejtebt binfichtlich der von Staats: 
und Provizialfafjen auszuzahlenden Zinfen. Nur für den Reſt der unter die 
III. Klaſſe fallenden Bezüge findet Faſſion und Stenerzahlung unmittelbar durch 
den Cenſiten ſtatt. Das Ausmaß der Einkommenſteuer betrug urſprünglich in der 
I. und III. Klaſſe 5°, mit der Modifikation, daß fie bei der I. Klaſſe mindeſtens 
*/, der Erwerbjitener, — welche, wie erwähnt, von der Einfommenfteuer aber ab— 
gerechnet wird — betragen müſſe, während der Steuerfag in der II. Klaſſe für 
die erjten 1050 fl. 1°/, beträgt und für jede fernere 1050 fl. um je 1°/, fteigt, bis 
er bei 9450 fl. das Marimum von 10°%/, erreicht. Zu dieſen urfprünglichen 
Steuerfägen tritt aber ein im jeweiligen Finanzgeſetze feitgejegter Staatszujchlag, 
der in der Negel 100°, beträgt, alfo den Steuerſatz verdoppelt. Beſonders 
geordnet ijt die Einfommenjteuer der Erwerbs: und Wirthichaftsgenofienichaften. 

Schon dieje kurzen Hinweife auf die gegemwärtige Steuerverfaſſung laſſen 
deren Mangelhaftigkeit erkennen: Ertragitenern von enormer Höhe mit einem 
tbatjächlich nicht ausgeübten Nechte zum Abzug der Schuldenzinien, darunter 
eine auf ganz unzureichenden Merkmalen berubende Erwerbitener, Dazu eine 
jog. Einfommenjteuer, die von einer wirklichen Einfommenjteuer eben nur 
den Namen bat, in Wabrbeit aber nichts als eine weitere mangelbafte, viele 
Ertragsarten ganz unmotivirt begünjtigende und faktisch freilafiende Ertragftener 
it, das iſt das heutige direkte Steuerſyſtem Dejterreiche. 
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Diejem offenbar unbefriedigenden Zuftande will num der umfaljende Gejeß- 
eutwurf des Dr. Steinbach abhelfen, indem er von den bisherigen direkten 
Steuern unberührt lediglich die Grund: und die Gebäudefteuer läßt, dagegen 
die bisherige Erwerb: und Einfommenjteuer von Grund aus umgeftaltet und 
durch eine Bejoldungs: und Rentenſteuer ergänzt. Nach dem Entwurf foll 
das direkte Steuerſyſtem künftig umfaſſen die Grumdftener, die Gebäudejteuer, 
eine „allgemeine Erwerbitener”, eine bejondere Erwerbjteuer „von den der öffent: 
lichen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen“, eine Bejoldungsfteuer, 
eine Nentenjteuer und eine Perſonaleinkommenſteuer. 


Die allgemeine Erwerbjteuer ijt nicht eine Gemwerbeiteuer im Sinne 
der preußischen Geſetzgebung; vielmehr unterliegt ihr jede Erwerbsunternehmung 
und „auf Gewinn gerichtete Beichäftigung,“ insbeſondere auch die Thätigfeit 
von Verzten, Hebammen, Advofaten, Lehrern ꝛc. Ausgenommen find allein 
die der öffentlichen Nechnungslegung unterworfenen Unternehmungen, Die der 
Befoldungsiteuer unterliegenden Beichäftigungen, Land- und Forjtwirthichaft 
einschließlich Jagd und Fiſcherei — mit gewiljen, weiter unten zu erörternden 
Beichränfungen — und»gewifje Fleine Betriebe. Zu den der öffentlichen Rechnungs: 
legung untertworfenen Unternehmungen, welche der für diefe in Ausficht ges 
nommenen befonderen Erwerbiteuer unterliegen jollen, gehören insbejondere 
alle Aftiengefellichaften, Kommanditgejelffchaften auf Aktien, Gewerkichaften, 
Erwerbs: und Wirtbichaftsgenofienichaften, dieſe mit gewilien Ausnahmen für 
auf Gegenfeitigfeit beruhende Vereine und Eleine, den Gejchäftsbetrieb auf den 
Kreis der Mitglieder befchränfende Genoſſenſchaften, ferner die Sparkajien, 
Berjicherungsanftalten, Vorſchußkaſſen und andere öffentliche Kreditinftitute, 
endlich die Staatseifenbahnen. Durch die Befoldungsitener jollen getroffen 
werden alle den jährlichen Betrag von 600 Fl. überfteigenden Dienſt- oder 
Yohnbezüge und „aus dem Dienjtverhältnijje entjpringende Verforgungsgenüfie,“ 
worunter Penjionen, Wittwen- und Waifengelder aller Art zu verjtehen find; 
befreit find neben anderen mehr fingulären Ausnahmen alle Artivitätsbezüge 
der Offiziere (einjchl. Merzte, Auditeure und Truppenrechnungsführer) und 
Mannschaften der bewaffneten Macht. Der Nentensteuer endlich unterliegen, 
Bezüge aus VBermögensobjeften oder VBermögensrechten, „welche nicht jchon 
durch die Grund:, Gebäudes, Erwerb: oder Bejoldungsiteuer unmittelbar ge: 
troffen find“; doch findet hier eine größere Anzahl Berreiungen Itatt. 

Zu dieſen Ertragjteuern foll. nun noch eine allgemeine Einfommen- 
ſteuer treten, zu welcher, von Ausnahmen für gewiſſe jtaats= oder völferrechtlich 
eremte Perfonen, für die militärischen Dienjtbezüge und gewiſſe Penfionen ab- 
gefeben, alle Perfonen mit einem SJahreseinfommen von mehr als 600 fl. 
herangezogen werden jollen. 

Das direkte Steuerſyſtem joll aljo, wie namentlich auch bisher in Preußen, 
bejtehen in einer Kombination einer Berjonaleinfommenjteuer mit einer Reihe 
von Ertragjteuern. Bor dem preußischen Steueriyitem ausgezeichnet würde es 
aber dadurch jein, daß die Ertragjteuern fich nicht auf Grundbefig und Gewerbe- 
betrieb beichränfen, jondern alle Einfommensarten treffen wollen. Daß in 
diefer Beziehung das preußische Syitem mangelhaft iit, hat man längſt ans 
erfannt und Verſuche gemacht, es durch eine Ertragjteuer auf den Ertrag des 
Kapitalvermögens zu ergänzen. Dagegen find die preußiichen Neformbejtreb: 
ungen nie joweit gegangen, auch das unfundirte Einfommen mit einer Ertrags 
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jteuer belaften zu wollen Der öjterreichifche Entwurf macht vor dem unfundirten, 
dem Wrbeitseinfommen im weitern Sinne, nicht Halt. Ich halte das von 
einem Gefichtspunfte aus für nicht ungerechtfertigt. Denn die Scharfe Trennung 
des VBermögensertrage® vom Arbeitsertrage ift unmöglid: In dem Ertrage 
eine Landguts oder einer gewerblichen Anlage ſteckt eben auch der Ertrag 
der auf die Bewirthichaftung, auf den Betrieb verwandten phyſiſchen oder 
geiftigen Arbeit. Am ehejten vom Srisage eines Kapitalvermögen wird man 
behänpten fünnen, daß er lediglich Wermögensertrag darjtelle; und doch, wer 
möchte leugnen, daß auch hier, wenn der Kapitalilt jeine Zeit darauf ver: 
wendet, die vortheilhaitejte Art der Anlegung jeiner Kapitalien herauszufinden, 
ein Arbeitsertrag mit enthalten jei? Denn es iſt ebenſo gut eime geijtige 
Arbeit, die höchſte Produktivität des Grund und Bodens, einer gewerblichen An: 
lage zu erfinnen, als die eines Geldfapitals. Das freilich wird man jagen 
dürfen, daß der Antheil der perjönlichen Thätigfeit an dem Ertrage bei den 
verschiedenen Ertragsarten ein verfchiedener iſt. Uber diefe Verſchiedenheit 
bejteht nicht nur bei den verjchiedenen Ertragsarten, jondern auch innerhalb 
ein und derjelben Ertragsart. Offenbar ſpielt beifpielsweile die perjünliche 
Arbeit bei der Gartenwirthſchaft eine größere Rolle als bei der Weidewirthſchaft, 
bei dem Handwerker eine größere als bei dem Zimmervermiether, bei dem 
Kapitalijten, der Spefulationsgefchäfte macht, eine größere, als bei dem, der in 
der Anlage jeines Kapitals nicht oder nur jelten wechjelt. Abgefehen von 
diefer individuellen Verſchiedenheit des Einfluſſes der perjönlichen Arbeit auf 
den Ertrag ift es auch völlig unmöglich, nur mit einiger Sicherheit ziffermäßig 
zu bejtimmen, wieviel von dem Ertrage auf die perjönliche Thätigfeit und wie: 
viel auf das produftive Vermögensobjeft zu rechnen ſei; eine derartige Schei- 
duna würde immer eine willfürliche fein. Schon aus diefen Gründen ijt, ganz 
abgejehen von der Rückſicht auf die Ermöglichung gerechter Steuerſyſteme der 
Selbitverwaltungsförper, der in Preußen bejtehende Plan einer Bejeitigung 
der Ertragiteuern als Staatöjteuern zu billigen. Damit it aber nicht gelagt, 
daß der Staat nun in feiner direkten Beitenerung zwiſchen fundirtem und uns 
fundirtem Einfommen feinen Unterichied machen joll, vielmehr würde ein jolches 
über einen Kamm Scheeren ein Schlag in's Seficht des Princips der Be— 
jteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit fein. Nur um die Wahl eines andern 
Weges zu einer der verjchiedenen Leiſtungsfähigkeit entiprechenden verſchiedenen 
Heranziehung des fundirten und unfundirten Einfommens handelt es fih. Daß 
in diefer Beziehung durch eine einzige Einfommenftener mit für das fundirte 
und das unfundirte Einkommen verichieden abgeituften Stenerfägen auch nicht 
zum Ziele zu gelangen ift, ergibt ſich jchon aus dem oben über die Ertrag: 
jteuern Gejagten: Es jteht eben die Unmöglichkeit einer jcharfen Scheidung 
der beiden Einfonmensarten entgegen. Der relativ gangbarite Weg ijt meines 
Erachtens derjenige, den die meilten Kantone der Schweiz und viele Staaten 
der nordamerifaniichen Union eingefchlagen haben, nämlich eine Vermögen: 
jteuer neben einer allgemeinen Einkommensteuer. Natürlich muß jich die eritere 
in jo mäßigen Grenzen halten, daß fie im Allgemeinen eine nominelle Ber: 
mögenfteuer bleibt, d. 5. aus dem Einfommen bejtritten wird und das Wer: 
mögen jomit nicht Steuerquelle, jondern Bemejlungsgrundlage bildet. Eine in 
diejen Schranken fich haltende Vermögenftener erreicht nicht nur eine Aus— 
Iheidung des Arbeitseinfommens, jondern trägt auch dadurch der Leiſtungs— 
fähigkeit mehr Rechnung als Ertragiteuern, weil fie die den letztern eigne 
Nichtberückjichtigung der Schulden vermeidet und weil fie die ertraglojen, dem 
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Luxus oder der Spekulation dienenden Vermögensobjefte, wie 3. B. Parks, 
Baupläge u. dgl trifft, welche jich gerade überwiegend in den Händen 
befonders leiſtungsfähiger Perjonen befinden. Daß daneben auch die Ber: 
mögensteuer ihre Mängel hat, iſt nicht zu leugnen; der in meinen Augen 
am jchwerjten wiegende it der, daß fie die verichiedene Höhe des Ertrages 
des Vermögens nicht berüchichtigt. Indeß abgejehen davon, daß fich diefer 
Mangel bei dem Ausbau im Detail in mancher Hinficht abſchwächen läßt, 
erjcheint er von nicht jo Ddurchgreifender Bedeutung deshalb, weil der 
Werth des ertragfähigen Vermögens ſich nach der Höhe des Ertrages zu 
richten pflegt, dort aber, wo der im Berbältniß zu anderen VBermögensarten 
bejonders niedrige Ertrag bei den gegenwärtigen Verhältniſſen und der Schwierig— 
feit der Ueberleitung des Bermögens in eine andere Anlage am jchweriten in's 
Gewicht fallen würde, bei der Yandwirtbichaft, in Preußen wie in Dejterreich 
eine Vermögenſteuer unter allen Umſtänden eine Erleichterung im Vergleich zu 
der gegenwärtigen Ertragsbefteuerung bedeuten würde. 

Der öjterreichifche Entwurf will nun zwar die Ertragsbeitenerung nicht 
auf die VBermögenserträge bejchränfen, fondern auch den Ertrag der perjönlichen 
Arbeit mit einer Ertragiteuer belegen. Aber gerade damit muß er dem Fehler 
einer nicht genügenden Berücdjichtigung der verjchiedenen Leiftungsfäbigfeit des 
fundirten und unfundirten Einfommens verfallen, wenn er nicht in der ver: 
jchiedenen Höhe der Steuerſätze diefem Umstand einigermaßen genügend Rech: 
nung trägt. 

Nach dem Entwurf joll die Bejoldungsiteuer von 1°/, bei Bejoldungen 
von 600— 2000 fl. in insgefammt 12 Stufen bis auf 10°, bei Bejoldungen 
von mehr als 14,000 fl. jteigen; die Nentenftener iſt normirt auf 10°/, von 
den Zinſen der nicht durch andere Gejege befreiten oder aber mit einem höhern 
Stenerausmaß belegten Theile der einheimischen Staatsjchuld, der inländischen 
Öffentlichen Fonds: und jtädtischen Obligationen und der inländischen Landes: 
anleihe, dagegen auf 2”, von allen übrigen rentenjtenerpflichtigen Bezügen, 
während die zur öffentlichen Nechnungslegung verpflichteten Unternehmungen 
an Erwerbjteuer in der Negel 10°/, des jteuerpflichtigen Neinertrages zahlen 
follen, wobei zu bemerfen ijt, daß die Paſſivzinſen von dem Neinertrag abzu— 
ziehen find. Zu der allgemeinen Erwerbjteuer endlich follen ein Theil der 
Gewerbe ohne Niücdjicht auf den Betriebsort mit Stenerfägen herangezogen 
welche gewonnen werden durch Vervielfältigung eines Sabes, für den 

der Tarif für jedes Gewerbe und bei dem meijten derſelben noch verschieden 
für „größere und Kleinere Betriebe das Marimum und Minimum feſtſetzt, bei 
den einen mit der Zahl der Arbeitskräfte, bei anderen mit gewiſſen Einheiten 
des erzeugten Produkts, wieder bei anderen mit der Ih oder gewiſſen 
Merkinalen der verwendeten Majchinen und Werkzeuge ( 3: B. Zahl der Gatter 
bei Sägewerfen, Zabl der Spindeln bei Spinnereien, Naumgehalt der 
Schiffe). Eine zweite Hanptabtheilung der Gewerbe joll eine „Grundtaxe“, 
welche nach der Eimwohnerzahl des Betriebsorts (1000 und weniger, 1001 bis 
10,000, über 10,000 Eimvohner mit Ausnahme von Wien, endlich Wien) und 
innerhalb diefer vier Klaſſen zwifchen bejtimmten Maximal- und Minimaljägen 
zu bemejjen it, und eine „Betriebstare* zahlen, Die durch Multiplikation 
eines ebenfalls ſich zwiichen tarifirten böchiten und niedrigiten Sätzen be: 
twegenden, bei der überwiegenden Mehrzahl der Gewerbe in beitimmten Theilen 
der Grundtare ausgedrüdten Simplums mit der Zahl der Hilfsarbeiter zu 
finden it; in dem meilten Fällen beträgt dieſes Simplum fir jeden Hilfs: 
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arbeiter das '/,— 1'/, fahe des Mindeftbetrages der Grundtare, bei anderen 
werden verschiedene Arten von Hilfsarbeitern unterfchieden und danach verjchiedene 
Simpla feitgefeßt, 3. B. bei Architekten und ähnlichen für technifch oder fünftlerich 
gebildete Hilfsarbeiter das '/;—1'/, fache, für andere Hilfsarbeiter das '/, bis 
°/, face des Minimums der Grundtare. Im Weſentlichen in gleicher Form, 
d. h. mit einer nach dem Betriebsort verjchiedenen Grundtare und einer in 
dem Steuerſatz nach der Gehilfenzahl und der Grundtare ſich richtenden Be— 
triebstare ijt auch die Heranziehung der bejondere Abtheilungen des Tarifs 
bildenden Handelsgewerbe, Gajtgewerbe und „Dienjtleiftungen, Leihgewerbe, 
Ausübung von Patenten, Sanitätsgewerbe, Transportgewerbe, Unterricht, Ver: 
gnügungsgewerbe“ beabjichtigt. Aus allen den fünf erjten Abtheilungen des 
Erwerbiteuertarifs ijt dann endlich in der 6. Abtheilung eine Anzahl von 
Gewerben zujammengetragen, welche unter bejtimmten Vorausfegungen nad 
Procenten des Neinertrags zu bejtenern jind; der Steuerjaß, für jede Klafje 
ein Minimal- und ein Marimaljaß, jteigt in fieben Stufen von 1—3°/, bei 
einem Ertrag bis zu 1000 fl., bis zu 4—6°/, bei einem folchen von mehr 
als 6000 fl. Indeß iſt die allgemeine Erwerbfteuer dergeftalt fontingentirt, 
daß von dem nach dem Tarif ermittelten Steuerjaß derjenige Procentſatz er: 
hoben wird, der nach dem Verhältniß der tarifmäßig ermittelten Steuerfumme 
zu dem Kontingent des Veranlagungsbezirks zur Erreichung des lebteren er: 
forderlich ift. Außerdem joll die allgemeine Erwerbfteuer mit der Grund» und 
Gebäudefteuer Antheil an den infolge der vorgeichlagenen Steuerreform zu 
erwartenden Mehrerträgen der direkten Steuern haben. Die Höhe diejes Nach— 
lajjes wird in den Motiven auf 20°/, im ungünſtigſten, auf 30,8° , im günftigjten 
Fall berechnet. Nun ift das Kontingent der allgemeinen Erwerbjteuer jo be: 
rechnet, daß es der biöherigen Höhe der Erwerbiteuer mit durchichnittlich 
9,37°/, des Ertrages entiprechen joll. Demnach würde jich die dDurchjchnittliche 
Höhe des Steuerjaßes infolge der Nachläſſe im ungünftigiten Fall auf 7,5°,, 
im günſtigſten auf 6,4°/, ſtellen. Bei der Grund: und den verjchiedenen 
Formen der Gebäudejteuer, bei denen fünftighin das ohnedies ſchon faum in 
Anwendung gebrachte Recht des Eigenthiimers, den auf die Hypothekenzinſen 
entfallenden Antheil an der Steuer dem Gläubiger bei der BZinszahlung in 
Abzug zu bringen, nicht mehr jtattfinden ſoll, würde ſich der Steuerfag infolge 
jener Nachläſſe ermäßigen im ungünftigjten Fall auf 20,43°/, bei der Grund-, 
24°/, bei der 26°/,%/,igen Hauszinsſteuer, 19°/, bei der ſonſtigen Hauszins- 
fteuer, int günftigften Fall aber auf 19,2 bezw. 22,56 bezw 18,46°/,. 

E3 liegt nun von vornherein auf der Hand, dal; es unmöglich iſt, ein 
ziffermäßiges Verhältniß zwilchen den Steuerfäßen der einzelnen Ertrag— 
jteuern zu finden, von dem man behaupten fünnte, daß es der verjchiedenen 
Yeiitungsfähigfeit der einzelnen Ertragsarten, dem Umjtand, ob der Ertrag 
allein oder überwiegend aus Arbeit oder umgekehrt aus Vermögen entipringt, 
zutreffend Rechnung trüge. Aber wenn jet der öſterreichiſche Entwurf Be: 
joldungen bis zu 2000 fl. mit 1, jolche von 2000-- 2400 fl. mit 1',,, ſolche 
von 2400—3300 fl. mit 2 und ſo fort, z. B. Bezüge von 6000— 7500 fl. 
ſchon mit 5 und alle von mehr ala 14,000 fl. mit 10°/,, den der allgemeinen 
Erwerbfteuer unterliegenden Gemwerbeertrag mit 7,5 —6,4, den Ertrag der zur 
Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen mit 10°,,, aber unter Geftattung 
des Abzugs der Schuldenzinjen, den ertragbringenden Grund und Boden mit 
20,43— 19,2, den Hausbejig mit 24—22,56 bezw. 19— 13,46%, beiteuern 
will, während das Nenteneinfommen in der Negel nur 2°/, Ertragjtener tragen 
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joll, jo ift doch offenbar, daß ein jolches VBerhältnig des Steuerausmaßes der 
Leiftungsfähigkeit der verſchiedenen Ertragsarten abfolut nicht entipricht. Ich 
lafje hierbei die Grumndftener außer Betracht, da der Grund und Boden vor: 
läufig noch allenthalben einer erheblich höheren Beſteuerung wie die anderen 
Bermögensarten unterliegt, und weil ich annehme, daß auch in Defterreich der 
Kataftralreinertrag hinter dem wirklichen Ertrage weit zuridbleibt. Leber: 
bürdet ift aber entichieden der unfundirte Arbeitsertrag, und zwar nicht nur 
der unter die Bejoldungsitener fallende, Sondern auch die zahlreichen lediglich 
Arbeitserträge darjtellenden Erwerbe, welche unter die allgemeine Erwerb: 
jtener fallen, wie der Erwerb der Aerzte, Advokaten u. U. m., während auf 
der andern Seite der Ertrag des mobilen Kapitals ungemein begünftigt er: 
Scheint, ein Mißverhältniß, welches im noch grelleres Yicht tritt, wenn man 
bedenft, wieviel mehr und leichter jich das Nenteneinfommen der Befteuerung 
entzieht oder die Steuer abwälzt, als das Arbeitseinfommen. Die Motive recht: 
fertigen einerfeit8 die hohe Beſteuerung des Lohneinkommens damit, daß diejelbe 
schon bisher diefe Höhe gehabt, „fich ſeit geraumer Zeit volljtändig eingelebt, 
und wohl auch jchon bei der Ausmeſſung der vertragsmäßigen Dienjtbezüge 
Berücfichtigung gefunden“ habe, andrerjeits die niedrige Bemejjung der Nenten: 
itener damit, daß, um letztere zu verallgemeinern und die thatjächliche Herau— 
ziehung der bisher nicht betroffenen Bezüge zu erleichtern, eine bedeutende 
Ermäßigung des Steuerfußes geboten ſei. Nun it gewiß nicht zu verkennen, 
daß gerade Dejterreich, zumal in einem Zeitpunft, wo diejer Staat ſich vor 
eine derartige Umwälzung auf finanzpolitiichem Gebiet, wie die Valuta— 
regulierung geſtellt fieht, mit einer Nenbelaftung des mobilen Kapitals jehr 
vorjichtig jein muß. Aber in den Motiven wird der Ertrag der reformirten 
Ertragitenern nach den Verhältniſſen des Jahres 1890 beziffert auf 40,321,000 ft. 
(allgemeine Erwerbiteuer 19,672,000 fl., Erwerbitener der der öffentlichen 
Rechnungslegung untervorfenen Unternehmungen 15,688,000, Bejoldungsitener 
1,995,000 und Nentenftener 2,966,000 fl.), wozu noch Grund: und Gebäude: 
iteuer mit 68,454,000 fl. treten; und von dieſen nahezu 109 Millionen macht 
die Beſoldungsſteuer noch nicht voll 2 Millionen aus. Bei diejer relativ ge: 
ringen finanziellen Bedentung der Beſoldungsſteuer würde eine erhebliche Herab— 
ſetzung ihres Stenerfußes finanzpolitisch unbedenklich jein, während fie jteuer= wie 
jocialpolitiich gewiß nicht mehr als gerechtfertigt wäre, auch werm man glaubt, 
eine den Ausfall deckende Erhöhung der Nentenfteuer nicht visfiren zu dürfen. 
Sreilih würde mit einer Ermäßigung der Beſoldungsſteuer noch nicht der 
unverhältnißmäßig boben Beiteuerung des unter die allgemeine Erwerbjteuer 
fallenden Arbeitseinfommens abgeholfen. Indeß ericheint hier das Bedürfniß 
nicht ganz jo dringend, weil dieſe Steuer zu denen gehört, denen, wie erwähnt, 
die Finftigen Mehrerträge zu Gute kommen jollen, jodaß hierdurch ohnehin 
eine Ermäßigung des Steuerfaßes eintritt Eine durchgreifende Abhilfe würde 
hier nur durch eine völlige Umgejtaltung der ganzen Steuer zu erzielen fein, 
eine Umgejtaltung, die, wie ich weiter unten auseinanderjegen werde, allerdings 
aud; aus anderen Gründen zu winjchen wäre. 

Noch ein weiterer Grund läßt mir eine jo weit gehende jtaatliche Ertrags— 
bejtenerung bedenklich ericheinen und würde, joweit e3 die Staatsfinanzen er: 
lauben, die möglichfte Beichränfung des Staats auf die Einfommen- und etwa 
eine Vermögenjteuer empfeblenswerth ericheinen lajien. Das ift die Rückſicht 
auf die Finanzen der Selbitverwaltungsfürper. Einmal ijt die Ertragſteuer 
dort bejonders am Platze, wo es ſich um eine Bejtenerung nach dem Princip 
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von Leiſtung und Gegenleijtung handelt, da insbejondere der Nichtabzug der 
Schuldenzinjen einer Beſteuerung nach der Leiltungsfähigkeit nicht entipricht, 
während allerdings der verfchuldete Grundbejig oder Gewerbebetrieb die Ver: 
anftaltungen für Verkehrs: und andere Zwede, wie jie zwar bejonders von 
den Selbitverwaltungskörpern dargeboten werden, nicht weniger in Anfpruch 
nimmt, wie der umverjchuldete. Beſitzt aber der Staat jchon ein derartig um: 
faſſendes Ertragſteuerſyſtem, jo wird dieſe Steuerquelle den Selbitverwaltungs: 
förpern zum guten Theil verjtopft, und es bleibt ihnen jchließlich, jollen nicht 
der Bevölferung unverjtändliche Widerfprüche zwiichen der Ertragjteuer des 
Staates und der des Selbitverwaltungsförpers entitehen, faum etwas anderes 
übrig, als die Erhebung von Zuichlägen zu den Staatöftenern. Ein den 
Bedürfnifjen und Verhältniſſen der einzelnen Gemeinde, des einzelnen Bezirks 
oder Kronlands angepaßtes Steuerſyſtem läßt fich aber nur erreichen, wenn 
diejen Verbänden nicht nur die rechtliche, jondern auch die faktiſche Möglichkeit 
geboten wird, ihren Ertragjteuern eine den individuellen Verhältnijjen ent: 
iprechende Geftalt zu geben. Gerade in Dejterreih, wo den Sronländern jo 
weit gehende, in die Gejeggebung über rein ftaatliche Fragen eingreifende Be— 
fugnifje eingeräumt jind, erjcheint es mir bejonders angezeigt, denſelben in 
‚ragen ihrer kommunalen Bejtenerung erſt recht freiere Bahn zu Schaffen. 
Zur Zeit mögen ja die Finanzverhältniſſe einen Verzicht auf die Ertragitenern 
etwa gegen eine Vermögenſteuer, deren Höhe immer nur eine mäßige fein darf, 
dem Staate unmöglich machen. Man darf fich aber dann nicht verhehlen, 
da ein Steuerſyſtem, mie es der Entwurf vorichlägt, von der Vollendung 
noch recht weit entfernt ift. 


II. 


Die beabſichtigte Geſtaltung der einzelnen Steuern iſt meines Dafür: 
baltens am wenigiten glüdlich bei der allgemeinen Erwerbjteuer. Der: 
jelben follen, wie oben fchen erwähnt, alle Erwerbsunternehmungen und auf 
Gewinn gerichteten Bejchäftigungen unterliegen, joweit fie nicht unter eine 
der andern Ertragjtenern fallen; doch bleiben troß Grundſteuer von der all: 
gemeinen Erwerbjteuer nicht frei Bachtungen, ſofern die Bearbeitung der Grund: 
jtücfe nicht lediglich durch den Pächter und feine Familie erfolgt, Kunſt- und 
Handelsgärtnerei, Fiicherei in freien und gemietheten Gewäſſern und in der 
See. Dagegen werden von joldhen Unternehmungen und Beichäftigungen, die 
nach ihren Striterien an fich ftenerpflichtig fein müßten, freigelaſſen diejenigen 
de3 Staates, welche auf Grund jtaatlicher Hoheitsrechte oder für Zwecke der 
öffentlichen Berwaltung betrieben werden; ferner bleiben frei die nur im Haufe 
der Kunden oder ohne Gehilfen arbeitenden Näherinen, Wäfcherinnen und 
PBüglerinnen, die nur zeitiweife umd nicht gewerbsmäßig ausgeübten Neben: 
beſchäftigungen kleiner Yandwirthe, Hausindujtrielle, wenn weder fremde Hilfe: 
arbeiter noch mehr als zwei Haushaltsangehörige dabei mitwirken, Privat: 
unterricht und Schriftjtellerei als den Lebensunterhalt nicht deetende Neben: 
beichäftigung, weiter alle den Jahresertrag von 30 fl. nicht überjteigenden und 
nicht Theile eines regelmäßigen umfafjenderen Gewerbebetriebes bildenden 
Nebenbefchäftigungen, endlich „PBerfonen, welche, zu einem regelmäßigen Unterhalt 
gewährenden Gewerbebetrieb unfähig, gewerbliche Verrichtungen ohne Hilfs- 
arbeiter zur theilweifen Bejtreitung ihres Yebensunterhaltes bejorgen”. Außer: 
dem kann Steuerfreiheit gewährt werden durch den Finanzminiſter den 
öffentlichen Wohlthätigkeit3: oder gemeinnügigen Zweden dienenden Unternehm- 
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ungen, wenn fie feinen oder verhältnigmäßig nur geringfügigen Ertrag ab: 
werfen, durch die Erwerbjteuerfommiffion dürftigen Gemwerbetreibenden mit nicht 
mehr als einem Hilfsarbeiter. Dazu kommen ichließlich noch Igewifie auf 
Specialgefegen beruhende zeitweilige Befreiungen für die Seeſchifffahrt, Lokal— 
bahnen und die Induftrieunternehmungen im Gebiet von Trieft. Nur theilweije 
im Inland ausgeübte Betriebe unterliegen der Steuer, wenn ſich die Betriebg: 
ftätte oder in Ermangelung einer foldhen der Wohnfig des Unternehmers im 
Ausland befindet, unbedingt nur hinfichtlich des inländischen Betriebes, wenn 
dagegen Betriebsjtätte bezw. Wohnfig im Inland liegen, nur dann, wenn er: 
weislich der im Ausland ftattfindende Betrieb dort bejteuert wird. Die Steuer 
joll fontingentirt werden, und zwar für die zweijährige Veranlagungsperiode 
1894/95 auf eine das Jahresſoll, welches die ihr unterliegenden Erwerbs: 
gattungen an bisherigen Erwerbjtenern und Einkommensteuer I. bezw. II. Klaſſe 
1893 zu entrichten haben, um 2,4°/, überfteigenden Summe abzüglich der 
oben erwähnten Nachläſſe aus dem Mehrertrage der reformirten Steuern; für 
jede fünftige — zweijährige — Beranlagungsperiode iſt die Erwerbiteuer: 
hauptſumme auf 104,8°/, der vorhergehenden zu normieren. Dieje Hauptjumme 
wird auf die VBeranlagungsbezirke, das find die politischen Bezirke, die Yandes- 
hauptftädte und Krakau, mit gewijjen Modififationen nad) dem Verhältniß 
der Bezirfsfontingente in der vorangehenden VBeranlagungsperiode vertheilt. 
Eine in Wien aus einem vom Finanzminiſter zu ernennenden Vorfigenden und 
neun Mitgliedern, von denen je drei der Finanzminiſter ernennt und Herren: 
und Abgeordnetenhaus, aber nicht aus dem Kreile ihrer Mitglieder, wählt, 
hat über Menderungen der dergeftalt entfallenden Bezirksfontingente nach oben 
oder unten zu bejchließen. Das Bezirfsfontingent jeinerjeits wird nun auf 
die einzelnen Steuerpflichtigen nach dem Verhältniß der nad) Maßgabe des 
Tarifs von der Erwerbjtenerfommiffion vorher für fie ermittelten Steuerſätze 
vertheilt, jodaß aljo jeder Steuerpflichtige thatlächlich ſoviel Procent dieſes 
Steuerjages zu entrichten hat, wie das Bezirfsfontingent von der Summe der 
im Bezirk ermittelten tarifmäßigen Stenerfäge ausmacht. Die Veranlagung im 
weiteren Sinue zerfällt jomit in zwei Theile, in die eigentliche Veranlagung und 
in die Repartition der Kontingente auf die veranlagten Steuerjäge. Die eigent: 
lihe Veranlagung ift Aufgabe der Ermwerbiteuerfommijfion, welche in jedem 
Beranlagungsbezirk aus einem vom Finanzminifter zu ernennenden Borfigenden und 
einer ebenfalls von ihm zu bejtimmenden Zahl von Mitgliedern beiteht, von denen 
die Hälfte von den Stenerpflichtigen jelbit aus ihrer Mitte — in den politischen 
Bezirken durch indirekte, in den jelbjtändige Beranlagungsbezirke bildenden Städten 
durch direkte Wahlen — gewählt wird: ein Viertel wählt die Handelstammer, 
das vierte Viertel ermennt der Finanzminiſter; außerdem kann der leßtere 
noch ein Finanzorgan als Neferenten beiordnen, dem aber Stimmredt nur 
zufteht, wenn es zugleich Mitglied der Kommiſſion ift. Die Veranlagung er: 
folgt, wie erwähnt, für einen zweijährigen Zeitraum und zwar nach den Be: 
triebsverbältnifien des der VBeranlagungsperiode vorangehenden Betriebsjahres 
1. Zuli/30. Juni, joweit die Bejteuerung aber nach dem Ertrage erfolgt, 
nad) dem Durchichnitt der beiden legten Gejchäftsjahre 1. Juli/30. Juni, 
jedoch mit der Befugniß der Kommiſſion, jeit dem Abſchluß dieſer Durchſchnitts— 
periode eingetretene oder bevorjtehende Veränderungen zu berücjichtigen. Die 
ſechs Abtheilungen des Erwerbiteuertarifs jind ſchon oben bezeichnet. 
Zur Erleichterung des Verſtändniſſes diefer bei uns in Preußen unbekannten 
Art Gewerbebejtenerung laſſe ich hier die formelle Einrichtung des Tarifs folgen: 
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I. Abtheilung. Ohne Rückfiht auf den Betricbsort zu befleuernde Gewerbe 
und Befchäftigungen. 
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Bei den in * I. Abtheilung des Tarifs aufgezählten Gewerben und Beſchäftigungen 
iſt der Steuerſatz nach den in Spalte 3, 4 und 6 enthaltenen Beſtimmungen, jedoch mit 
feinem geringern als dem in der Spalte 5 feitgejeßten Mindejtbetrage zu bemejien. 





Die in der Ueberjchrift bezugnahmte Skala A jteigt, wie oben erwähnt, 
von einem Steuerfaß von wenigſtens 1 und höchitens 3%, bei Erträgen bis 
zu 1000 fl. in jehs Stufen bis zu einem jolchen von wenigitens 4 und 
böchitens 6°/, bei Erträgen über 6000 fl. an, iſt alſo ſtark progreljiv oder 
richtiger degreiliv. 

In jeinen jechs Abtheilungen will der Tarif „einen möglichit vollitändigen 
Katalog der Gewerbe” geben und zählt deren mehr ala 2000 auf. Im Tarife 
nicht genannte Gewerbe und Bejchäftigungen find „nach Analogie derjenigen 
im Tarife aufgezäblten Gewerbe und Beichäftigungen zu bejtenern, welchen 
diejelben am ähulichſten find“. 

ALS Bejtenerungsmerfmal kommt im weitejten Umfang zur Anwendung 
die Zahl der Arbeitskräfte, und zwar „Hilfsarbeiter”, thieriiche und mechanifche 
Kräfte. Zu den Hilfsarbeitern gehören Gehilfen, Fabrifarbeiter, Lehrlinge, 
andere Arbeiter, ferner die Betriebsbeamten; der Unternehmer bezw. Leiter 
wird einer beftimmten Anzahl von Hilfsarbeitern gleich gerechnet, die Betriebs— 
beamten in der Regel zwei Hilfsarbeitern, während Taglöhner und jugendliche 
Arbeiter nur mit in Anjchlag gebracht werden fünnen. Ueber das Wertb- 
verhältniß der menjchlichen, thieriichen und mechanischen Arbeitskräfte bejtimmt 
der Entwurf, joweit der Tarif nicht in einzelnen Fällen abweichende Bor: 
ihriften enthält, daß Hilfgarbeiter als je 1, thieriiche Kräfte als je 2, mechanische 
PVierdefräfte ala je 5 Arbeitskräfte, in den Abtheilungen II—VI aber jede 
Pferdekraft eines Motors als je 3 Arbeitskräfte in Anſatz kommen. Bei andern 
Gewerben bilden Zahl, Größe und Konftruftion der Mafchinen, twieder bei 
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II. Abtheilung. Mit Rückfiht auf den Betricbsort zu befleuernde produktive 
Gewerbe und Befchäftigungen. 





Der Steuerſatz zerfällt in eine Örundtare 
und eine Vetriebstare 
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andern Die Mengen der erzeugten oder der abgejegten Produfte oder der ver: 
brauchten Stoffe, bei einzelnen noch andere Elemente des Umſatzes das Be— 
jtenerungsmerfmal. Das Betriebskapital ift nirgends als Merkmal gewählt, 
wogegen die Beitenerung nach dem Ertrage in ſolchen Fällen eintreten fol, 
wo die äußeren Merkmale verfagen: Hierher zählt der Tarif in Mbtheilung VII 
unter 37 Nummern namentlich einen großen Theil der chemischen Induſtrien, 
die Spefulationsgejchäfte, die liberalen Berufe, Pachtungen und Bergwerke; 
außerdem ſoll eine Anzahl andere Gewerbe und Beichäftigungen zwar in der 
Regel nah äußern Merkmalen, unter bejtimmten WVorausfegungen oder aber 
nad) Ermejjen der Erwerbſteuerkommiſſion nach dem Neinertrage bejteuert 
werden, jo die Produktion von Inſtrumenten, jofern Präcifionsinftrumente er: 
zeugt werden, Baugewerbe, wenn jie den Handwerfsbetrieb überjchreiten. Aber 
auch bei den nach dem Ertrage zu bejteuernden Gewerben ꝛc findet eine Ein: 
flußnahme des Princips der Beſteuerung nach äußern Merkmalen ftatt, info: 
fern als nach diefem Princip zu berechnende Mindeititeuerfäge in dem Tarif 
normirt werden. Neben jenen äußern Merkmalen macht der Tarif dann noch 
bei den einzelnen Gewerben verjchiedene Unterabtheilungen nach der Art oder 
dem Umfang des Betriebes, der Art der Betriebjtätte und anderen Gefichts- 
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Für die 3., 4. und 5. Abtheilung it das Schema dem vorftehenden der 
2. Abtheilung gleich, während die 6. Abtheilung folgendes Schema zeigt: 
34 Mindeftbetrag für die in der II. bis V. Ab: = 
theilung des Tarifs enthaltenen Gewerbe 
und Beichäftigungen 


Als Mintejtberrag ijt zu bemejien die Grundtare und Mindejtbetrag für 
die Beirietstare Ih 
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zu bemeſſen. 


Bei den in der 6. Abtheilung des Tarifes aufgezühlten Gewerben und Beſchäftigungen 
ijt der Stenerjag nach dem abzujhägenden Ertrage unter Anwendung der Skala A, jedod) 
mit feinem geringern als dem nachfolgend feſtgeſeßten Mindejtbetrage zu bemefien. 


punkten; für jede diefer Unterabtheilungen wird im Tarif ein höchſter und ein 
niedrigjter Steuerjag aufgejtellt, der wieder mit Ausnahme der erjten Ab- 
tbeilung nach den oben erwähnten 4 Ortsklaſſen verfchieden iſt; in den meiſten 
Fällen beträgt der erjtere das Vierfache des legteren; die ebenfalls oben jchon 
erwähnte Unterjcheidung einer Grund» und einer Betriebstare in den Ab— 
theilungen II-- VI des Tarifs charakterifirt fi dadurch), daß die Grundtare 
ſich nur richtet nach den Unterabtheilungen, den Ortsklajjen und den Maximal: 
und Minimaljägen, dagegen eine Vervielfältigung nach der Zahl der Arbeits: 
fräfte oder den andern äußeren Merkmalen nicht itattfindet, während Die 
Betriebstare durch eine jolche Vervielfältigung eines beſtimmten Bruchtheils 
der Grundtare gewonnen wird; jo würde 3. B. der Stenerfaß für einen Photo: 
graphen in einem Orte von 1001— 10,000 Einwohner, wenn er auf Beitellung 
arbeitet und jein Betrieb ein geringer ijt, betragen an Grundtare 4 fl. 80 Kr. 
bis 19 fl. 20 Sr., an Betriebstare den halben bis anderthalbfachen Mindeit: 
betrag der Grundtaxe multiplicirt mit der Zahl der Hilfsarbeiter. Dienen 
ihon alle diefe fomplicirten Tarifbeitimmungen dem Zwede, eine möglichit 
genaue Anpafjung des Steuerjages an die individuellen Verhältnifje zu er: 
möglichen, jo hat man fie doch nicht für ausreichend gehalten, jondern in dem 
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Geſetzentwurf die Erwerbjteuerfommiffion außerdem noch ermächtigt, ausnahms⸗ 
weiſe unter beſtimmten Vorausſetzungen die tarifmäßigen Sätze bis auf die 
Hälfte zu ermäßigen oder bis auf das Doppelte zu erhöhen. Erfolgt die 
Beſteuerung nach dem Ertrage, ſo ſoll die Kommiſſion bei der Wahl des 
Procentſatzes innerhalb der tarifmäßigen Grenzen berückſichtigen, ob und in 
welhem Maß der Ertrag mehr auf der perjünlichen Thätigfeit des Unter: 
nehmers oder auf der Mitwirkung von Kapital beruht, das eigene oder fremde 
Kapital überwiegt oder bejondere, die Steuerfraft hebende, in der Wahl der 
ſtalamäßigen Steuerftufe nicht zur Berücdjichtigung gelangende Umftände vor: 
liegen. Dagegen ift bier ein Herausgehen über oder ein Herabgehen unter 
die Grenzen der Skala nicht ftatthaft. 

Die vorftehend ſkizzirte Geftaltung des Erwerbfteuertarifs erfordert natürlich 
eine genaue Kenntniß der Verhältnifje jedes Steuerobjeftes, und es verlangt daher 
der Entwurf von den Steuerpflichtigen allgemein detaillirte Steuererflär: 
ungen, welche insbejondere Angaben enthalten müſſen iiber Art des Gejchäfts: 
betriebes, Art der Betriebsausübung, Bejchaffenheit und Miethswerth der 
Betriebsräume, Zahl und Art der Hilfsarbeiter, Art und Werth des Betriebs: 
fapital3, Beichaffenheit und Zahl der Betriebsmittel und Werfsvorrichtungen, 
Größe des täglichen oder jährlichen Umſatzes, endlich folche bejondere That: 
umftände, „welchen in den für das betreffende Gewerbe geltenden Tarifbeitimm: 
ungen augdrüdlich ein maßgebender Einfluß auf die Neubemefjung zugewieſen 
iſt;“ dabei it in der Hegel der durchjchnittliche Stand der Betriebsverhältnifie 
im [egtabgelaufenen Jahre, wenn aber die Unternehmung bezw. Beſchäftigung 
noch nicht ein Jahr beſteht, der derzeitige faktiſche Stand zu Grunde zu legen, in 
letzterem Fall aber anzugeben, ob und welche Aenderungen im Betriebsumfange 
während des nächſtfolgenden Jahres beabſichtigt werden oder ſonſt zu erwarten 
find. Sofern die Beitenerung nach dem Ertrage zu erfolgen hat, muß die 
Steuererklärung außer obigen Angaben auch die Einnahmen, Ausgaben und 
den Ertrag der Unternehmung bezw. Beichäftigung in dem mahgebenden Zeit: 
raum enthalten. Diejer zu verjteuernde Ertrag bejteht in den Einnahmen 
abzüglich aller Betriebsauslagen einjchließlich der Abjchreibungen, „welche einer 
angemejjenen Berücjichtigung der durch Abnügung entjtandenen Werther: 
minderung de3 Inventar oder Betriebsinaterials, ſowie der durch den Betrieb 
verurfachten Subjtanz:, Kurs- und anderen Verlufte entiprechen“, wogegen nicht 
abzugsfähig find insbefondere die Ausgaben für Sefchäftserweiterungen und 
Verbeſſerungen, für den Haushalt, für die Erwerbjteuer jelbft, für die Zinjen 
des im Gejchäftsbetriebe verwendeten eigenen oder fremden Kapitald. Dabin: 
gegen wird der Ertrag der dem Steuerpflichtigen gehörigen grund- oder gebäude: 
jtenerpflichtigen Objekte als dieſen Ertragiteuern ſchon unterworfen von dem 
erwerbjteuerpflichtigen Ertrage ausgejondert. 

Das Berfahren und die Berugnifje bei Prüfung der Steuererflärungen 
find ähnlich wie bei der preußiichen Einfommenjtener geordnet. Das dem 
Steuerpflichtigen und dem Borjigenden der Erwerbiteuerfommifjion zuftehende 
Nehtsmittel ift die Berufung, die aber, anders wie in Preußen, nicht an eine 
Kommilfion, jondern an die Finanzlandesbehörde geht, gegen deren Entjcheidung 
dann wieder übereinjtimmend mit der Negelung in Preußen die Beſchwerde 
an den Berwaltungsgerichtshof jtattfindet, jedoch nur wegen umnrichtiger Anz 
wendung des Geſetzes oder twejentlicher Mängel des Berfahrens. 

Beränderungen im Laufe des Stenerjahres fünnen eintreten durch 
Zus und Abgang von Gewerben 2c. und durch außerordentliche Ermäßigungen; 
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der Zugang findet mit Beginn des Quartals, in dem der Betrieb begonnen 
wurde, der Abgang mit dem auf die Einftellung des Betriebes folgenden 
Zahlungstermine ftatt. Ermäßigungen können, nicht müfjen gewährt werden 
bei wejentlichen Betriebsjtörungen durch Tod oder Krankheit des Inhabers 
oder andere außerordentliche Unglüdsfälle; hat infolgedeijen eine völlige Be: 
triebgeinjtellung während mindeſtens eines Vierteljahres jtattgefunden, jo fünnen 
auch die entjprechenden Duartalsraten völlig erlaffen werden. Die Zuwüchſe 
und Anfälle infolge ſolcher Veränderungen beeinflujfen jedoch die Kontingente 
nicht, jondern fommen dem Fiskus zu Gute bezw. find von ihm zu tragen. 
Bemerkt jei endlich noch, daß auch die Steuer vom Gewerbebetrieb im 
Umberziehen in die allgemeine Erwerbjteuer einbezogen iſt: Sie ift nad 
den für die jtehenden Gewerbe fejtgejegten Tariffägen und zwar nach denen 
der Landeshauptitadt von der Stenerbehörde, nicht von der Erwerbfteuer: 
fommijfion zu veranlagen und für das ganze Jahr im Voraus zu entrichten ; 
anf die Kontingente kommt fie ebenfowenig in Anrechnung, wie fie Anſpruch 
anf die infolge der zu erwartenden Mehrerträge in Aussicht genommenen Er: 
mäßigungen hat. Wanderlager werden dagegen an jedem Ort, wo fie ſich 
befinden, wie die ftehenden Gewerbe, jedoch von der Steuerbehörde veranlagt; 
auch wird ihre Steuer in das Stontingent eingerechnet; aus den Beſtimmungen 
über die Zahlungstermine, die Zu: und Abgänge folgt, dab fie an jedem Orte 
mindejtens eine Bierteljahrsrate der Steuer zu zahlen haben. 

Aus der im VBorjtehenden gegebenen Skizzirung der geplanten allgemeinen 
Erwerbjteuer jpringt als bezeichnendjtes Charakteriftitum in die Augen, Die 
Berbindung eines elaftifchen Tarifes mit dem Repartitions— 
ſyſtem. So durchdacht und kunſtreich diefe Verbindung nun auch geitaltet 
it, eine glücliche Löſung der einer Gewerbejtener ja unleugbar entgegen: 
jtehenden ganz befondern Schwierigkeiten jcheint fie mir nicht zu fein. Den 
Mängeln, welche dem Syitem der Tarifjtener anhaften, verichließen ſich die 
Motive des Gejegentwurfs nicht; fie mweilen vielmehr darauf bin, daß der 
Tarif ſich nur an einzelne für die Ertragsfühigfeit charakteriftiiche äußere Merk: 
male anlehnen könne und dadurch bei der heutigen Komplifation des Geichäfts: 
lebens häufig gerade die den Ertrag am meiſten beeinflufienden Momente außer 
Betracht laſſe, wie 3. B. Konjunktur, Spefulationstalent des Unternehmers 
u. dgl., dal; ferner infolge der raſchen Aenderungen im Produftionsverfahren 
auch ein urjprünglich ganz richtig angelegter Tarif bald zu einem unrichtigen 
werden kann. Diefe Mängel will der Entwurf durch die Einichaltung zahl: 
reicher Ausnahmebeitimmungen und durch die elaftiiche, dem veranlagenden 
Organ einen weiten Spielraum geitattende Gejtaltung des Tarifs nicht be: 
feitigen, aber mildern. Gegenüber der hierdurch dem VBeranlagungsorgan 
gewährten. ungewöhnlich weit gehenden Vollmacht ſoll dem auf dev andern 
Seite die Kontingentirung der Steuer mit der Nöthigung, im Beranlagungs: 
bezirf eine gewilje Steuerfumme aufzubringen, ein Gegengewicht bilden. Wie 
es in diefer Weife mehr oder weniger verblümt in den Motiven jelbit aus: 
geiprochen wird, ijt dieje Gejtaltung der Erwerbitener ein Verlegenheitsausweg, 
und zwar ein Ausweg, dejjen Mängel auf der einen Seite denn doch noch 
erheblicher find, al& der Gejeggeber anzunehmen jcheint, und dem zu bejchreiten 
auf der andern Seite eine ziwingende Nothiwendigfeit mir nicht vorzuliegen 
icheint. Durch die zur möglichiten Abſchwächung der Mängel des Tarif- 
ſyſtems gewählte fomplicirte Gejtaltung des Tarifs geht der dem Syſtem in 
den Motiven nachgerühmte Hauptvorzug der „verhältnißmäßigen Leichtigkeit, 
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mit welcher die in die Augen fallenden äußern Merkmale, an die der Tarif 
jeine Steuerſätze anfnüpft, technifch erfaßt werden fünnen,“ zum guten Theil 
verloren; die zahlreichen objektiven und jubjektiven Momente, welche der Ent: 
wurf bei Bejtimmung des Steuerſatzes berüdjichtigt wiljen will, die zur Findung 
de3 Steuerſatzes in jedem einzelnen Falle nöthigen Rechenexempel machen die 
Veranlagung zur denkbar fomplicirteften. In derjelben Richtung wirft die 
Individuralaufzählung der Gewerbe in dem Tarif durch die Arbeit, unter den 
mehr als 2000 aufgezählten Gewerben und Beichäftigungen das einzelne heraus: 
zufinden, wenn aber das gejuchte im Tarif nicht genannt ift, das ihm „ähnlichſte“ 
unter den aufgezählten feitzuitellen, nach deſſen „Anlage“ die Beiteuerung zu 
erfolgen hat. Und das Nejultat all’ diefer Mühe wird in ſehr zahlreichen 
Fällen eine der Leiſtungsfähigkeit keineswegs entiprechende Beſteuerung fein, 
weil eine der individuellen Steuerfraft entiprechende Beſteuerung mit einer der: 
artigen Tarifftener nicht zu erreichen iſt. Vollends iſt zu einer Gleichmäßigfeit 
der Erwerbſteuer auf dem von der öfterreichiichen Regierung eingejchlagenen 
Wege nicht zu gelangen. Denn die verjchiedenen Abteilungen des Tarifs be: 
ruhen auf zum Theil ganz verjchiedenartigen Grundlagen, zwiſchen denen eine 
Uebereinftimmung in der Höhe der Steuer herzuftellen, auch den jorgfältigjten 
Nechnungen nicht für den Augenblid, gefchweige denn für einen längeren Zeit: 
raum gelingen kann. Die allgemeine Erwerbjtener wird vielmehr auf dieſe 
Weile thatlächlich in eine Reihe mit einander durchaus nicht übereinjtimmender 
Steuern zerrifien. Diejen Uebelftänden fann das Repartitionsſyſtem nicht ab- 
helfen, wenn auch anzuerkennen it, daß die geplante Einrichtung desjelben 
vor dem in Preußen üblichen manche Borzüge hat, zu denen ich namentlich 
das Ueberbordwerfen der Kontingentirung nad Mittelfäpen zähle. Einzig in 
der Nichtung wirft das Repartitionsſyſtem corrigirend, daß es verhindert, daß 
die Erwerbjteuerfommijfionen von den ihnen durch den Tarif eingeräumten 
Vollmachten einen das fisfaliiche Intereſſe gefährdenden Gebrauch machen. 
Auf der andern Seite erfchwert es auch wieder durch den Zwang, das Kontingent 
umzulegen, eine Beitenerung nach der individuellen Leiſtungsfähigkeit. 

Man jieht, diefe Ummege führen nie und nimmer zu dem doch in's Auge 
gefaßten Ziele, den Ertrag zu treffen. Der richtige Weg ift der auf dieſes 
Biel direkt Losgehende, wie ihn Preußen in jeiner neuen Gewerbejteuer ein: 
geichlagen hat, die Ermittlung des wirklichen Reinertrages. Der Grund, warum 
die öfterreichiiche Negierung diefen geraden Weg nicht einjchlägt, ift die Be- 
fürchtung, die Bevölkerung nicht zu richtigen Faſſionen des Neinertrages bringen 
zu können und das Ergebniß der neuen Einfommenfteuer zu gefährden, indem 
dann für viele Steuerpflichtige Erwerb: und Einfommenjteuer nahezu auf der: 
jelben Grundlage beruhen und damit zufammen den Eindrud einer Steuer 
mit ungewöhnlich hohem Steuerfuß machen würden. ch vermag die Richtig: 
feit diefer Argumente keineswegs anzuerkennen. Die neue, auf der Selbjtangabe 
des Einkommens bafırte Einkommenſteuer Sollte ein Grund jein, auch die 
Erwerbjteuer auf den zu deflarirenden Neinertrag zu gründen, wie auch die 
übrigen neuen Ertragiteuern die Faſſion des Ertrages erfordern. Die neue 
Einfommenjtener verlangt ausdrücklich in einer beiondern Rubrik des Steuer: 
befenntnijjeg die Angabe des Einkommens aus jelbjtändigen Erwerbsunter— 
nehmungen und Beichäftigungen. Der Steuerpflichtige muß ſich alſo ohnehin 
über das Einfommen aus feiner Unternehmung Klarheit verichaffen und damit aud) 
über den Ertrag derjelben, und er muß in den Verhandlungen über jein Ein: 
fummenjteuerbefenntniß den Veranlagungsorganen auf Verlangen auch Auffchluß 
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über den Ertrag geben, au deſſen Verheimlichung er, wenn er einmal das 
Einfommen angeben muß, auch fein Intereſſe haben wird. Es ijt daher das 
naturgemäßefte, auch die Erwerbjteuer auf den zu fatirenden Neinertrag zu 
begründen. Daß unwahre Steuererflärungen abgegeben werden, ijt bei den 
Gewerbetreibenden nicht mehr zu befürchten, als bei den Nentenftenerpflichtigen, 
vielmehr in erheblich geringerem Maße, weil die Ausficht, mit der unmwahren 
Angabe durchzujchlüpfen, bier eine größere ift als dort, und weil die Nenten: 
jtener für viele Genfiten eine neue Belaftung bedeutet, die Ermwerbiteuer aber 
nur eine alte in veränderter Form. Sodann will doch die geplante Erwerb: 
jteuer nach Möglichkeit auch eben dem wirklichen Ertrage ſich anpafien. Wo 
ihr Dies gelingt, kommt fie zu demjelben Reſultat, als wäre fie nach dem 
Ertrage veranlagt; wo es ihr nicht gelingt, muß es aber, wenn jie im Ber: 
hältniß zum wirklichen Ertrage zu hoch ift, Unzufriedenheit erregen, und zwar 
umjomehr, als der Steuerpflichtige in feiner Einfommenjteuerdeflaration das 
Einfommen aus dem Gewerbe, das von dem Ertrage bedingt ijt, angegeben bat. 
Zufrieden werden aljo nur die jein, die zur Erwerbjteuer gegenüber dem wirf: 
lichen Ertrage unverhältnigmäßig niedrig herangezogen werden Nimmt etwa 
der Entwurf von vornherein an, daß dies die Mehrzahl der Steuerpflichtigen 
jein wird? Das wäre allerdinas die bündigfte Selbitverurtheilung! Dazu 
fommt, daß auch die geplante Erwerbiteuer Steuererflärungen verlangt; mur 
beruhen dieſe auf anderen Gefichtspunften, als die. zur Einfonmenftener, und 
machen deshalb dem Steuerpflichtigen mehr Umstände, als wenn er den Ertrag, 
den er ohnehin für die Einfommenjteuer ermitteln muß, fatiren müßte. Und 
endlich Tordert ja der Entwurf dort, wo er mit feinen äußern Merkmalen 
nicht ausfommt, doch Deklaration des Ertrages. Es ijt aber feinesiwegs an: 
zunehmen, daß die Argumente, welche der Entwurf gegen die Selbjtdeflaration 
bei den unter die erjten fünf Mbtheilungen des Tarifs fallenden Steuer: 
pflichtigen ins Gefecht führt, bei denen der VI. Abtheilung nicht obwalten. 
Im Gegentheil wird der Anreiz zu umrichtiger Deklaration bei dieſen moch ver: 
ſtärkt, wenn fie jehen, daß jie dadurch, daß fie allein zur Ertragsdeflaration 
verpflichtet find, in der Steuer verhältnißmäßig höher fommen, als die hiezu 
nicht Verpflichteten. Zudem find die in die Abtheilung VI verwiejenen Be: 
triebe und Beichäftigungen großentheil® gerade jolche, bei denen der Ertrag am 
ichwerjten zu Durchichauen it und deshalb unrichtige Angaben amı leichteiten 
unentdeckt bleiben. Hat man aber jelbjt eine unüberwindliche Scheu davor, den 
Gewerbetreibenden allgemein die Deklaration des Neinertrages aufzuerlegen, io 
würde, wenn nur die Benugung der Einfommenjtener:Deflarationen für die 
Erwerbjteuer zugelajien und den VBeranlagungsorganen die Befugniß gegeben 
wird, möthigenfall® die Ertragsdeflaration zu fordern, bei der Erwerbjtener 
ohne eine allgemeine Deflarationspflicht mit ſchätzungsweiſer Ermittlung der 
Reinerträge auszukommen fein. Gin triftiger Grund für die änujtliche Ber: 
meidung einer allgemeinen Deklarationspflicht liegt ſowohl nach dem vorjtehend 
Ausgeführten, als auch deshalb nicht vor, weil dieſelbe bisher ſchon beſtand. 

St ſomit die ganze Methode der Tarifiteuer meines Erachtens zu ver: 
werfen, jo kann ich mich des Eingehens in die Einzelheiten des Tarifs ent- 
halten, möchte aber eines Punftes noch erwähnen, weil er die Beibehaltung 
eine® von — bei ſeiner Gewerbeſteuerreform über Bord geworfenen 
Princips bedeutet, nämlich der verſchiedenen Steuerbemeſſung nach Orts- 
Hafjen. Der öſterreichiſche Entwurf behält dieſe, außer in Abtbeilung 1 
des Tarifs, bei und unterjcheidet deren vier, Wien, andere Orte über 10,000, 
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Orte von 1001—10,000 und folche mit nicht mehr als 1000 Einwohner. 
Heutzutage ift aber der Betriebsort durchaus nicht mehr allgemein maßgebend 
für die Höhe des Ertrages, und infoweit er es noch ift, ift durchaus nicht die 
Einwohnerzahl das entjcheidende Moment. Für äußerjt zahlreiche Gewerbe 
und Beichäftigungen ift der Gejchäftsverfehr am Orte im Verhältnik zu dem 
nach außerhalb von geringer, oft verfchwindender Bedeutung und die Wohl- 
habenheit des Betriebsorts und der Umgegend, die Verfehrsverhältnifje, Fremden— 
verkehr, fommımale Abgaben, Höhe der Arbeitslöhne und der Lebensmittelpreije 
u. A. m. find oft, wenn nicht meijtentheil® von viel größerem Einfluß auf 
die Höhe des Gewerbeertrages als die Einwohnerzahl des Betriebsorts. Ein 
derartiges, der Lokalen Abgeichlofjenheit früherer Zeiten entitammendes Be— 
ftenerungsmerfmal hätte man bei der Reform gänzlich augmerzen oder doch 
wenigftens auf ganz vereinzelte Gewerbegruppen beichränfen müljen. 

Soweit die Beltimmungen über die allgemeine Erwerbſteuer nicht mit 
jenem meines Erachtens verfehlten Syitem der Tarifitener zufammenhängen, 
wird man ihnen dagegen im Großen und Ganzen die Anerkennung nicht ver: 
jagen fünnen. Ein prineipieller Fehler jcheint mir nur noch die Einbeziehung 
der landwirtbichaftlichen Pachtungen in die allgemeine Erwerbjteuer zu fein. 
Entweder nimmt man an, daß die Grundfteuer nur die reine Grumdrente, nicht 
aber auch die auf die Erzielung derjelben verwendete Arbeit trifft oder aber, dab 
ſie als gleichberechtigtes Glied wie die Erwerbjteuer den Ertrag des angelegten 
Kapitals und der zur Erzielung desjelben verwendeten Arbeit bejteuert. In dem 
eritern Fall müßte man den jelbjtwirthichaftenden Eigenthümer ebenfo wie den 
Pächter der Erwerbfteuer unterwerfen. Im andern Fall dagegen liegt nur 
die Theilung des einen, durch die Grumdfteuer Schon voll getroffenen Ertrags 
zwifchen Verpächter und Pächter vor, und darf man daher den auf den Pächter 
fallenden Antheil nicht noch einmal mit der Erwerbjtener belajten. Ich meine, 
daß ſowohl die Höhe der Grumditener als auch deren ſonſtige Stellung im 
Ertragſteuerſyſtem, wie jchon die Erwägung, daß ohne Arbeit der Grund und 
Boden überhaupt keinen Ertrag gibt und jchon deshalb eine Ausjcheidung des 
Arbeitsantheil® unmöglich it, die legtere Auffallung, wonach die Grumdjteuer 
ebenfo wie die Erwerbjteuer das werbende Kapital nnd die Arbeit des mit 
demfelben Arbeitenden trifft, als die richtige ericheinen laſſen und daher die 
landmwirtbichaftlichen Pachtungen der Erwerbjteuer nicht zu umterwerfen find. 

Im Gegenfaß hiezu möchte ich unter den Beltimmungen über die Be— 
freiungen als eine befonders glücdliche und nachahmenswerthe die hervorheben, 
daß von den gewerblichen Unternehmungen des Staates nur die „auf 
Grund ftaatlicher Hoheitsrechte oder für Zwecke der öffentlichen Verwaltung“ 
betriebenen Steuerfreiheit genießen jollen. Denn es ijt ein durchaus richtiger 
Gedanke, daß der Staat dort, wo er als Privatunternehmer auftritt, auch mie 
jeder Andere behandelt werden muß, ihm in feiner Beziehung eine Bevorzugung 
vor andern Unternehmern eingeräumt werden darf, wie Dies doch durch eine, 
jene Betriebskosten vermindernde Steuerfreibeit geichieht. Ebenjo rechne ich 
zu den bejonders zu billigenden Vorschlägen diejenigen über die Zuſammen— 
jegung der Erwerbfteuerfommijfion: Das Zufammenwirken des Finanz: 
minifters, der Handelöfammer und der Gemeinde bei deren Bildung gibt die 
denkbar größte Garantie für angemeſſene Vertretung der fisfalifchen Intereſſen 
wie der der Steuerpflichtigen, der Berufs: wie der lofalen Intereſſen, und für 
eine Zufammenfegung aus gejeßes:, fach: und der örtlichen und perfönlichen 
Berbältnifjen fundigen Männern. 
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III. 

Die von mir als Kardinalfehler der geplanten allgemeinen Erwerbiteuer 
bezeichnete Abitandnahme von einer Beſteuerung nach dem wirklichen Nein: 
ertrag vermeidet die Erwerbjteuer von den der öffentlihen Ned- 
nungslegung unterworfenen Unternehmungen, umd hier Fonnte 
man auch wohl auf feinen andern Gedanken als den einer wirklichen Rein— 
ertragsbejteuerung verfallen, weil ja durch die öffentliche Rechnungslegung der 
Keinertrag feitgejtellt wird. Der Kreis der Ddiefer Steuer unterliegenden 
Unternehmungen ift bereit3 oben jfizzirt. Hier fei noch hinzugefügt, daß 
Unternehmungen, die von einer im Inland belegenen Betriebsitätte aus ihren 
Betrieb auf das Ausland ausdehnen, auch von dem auf das Ausland fallenden 
Theil des Ertrages der Steuer unterliegen, es jei denn, daß dieſer erweislich 
auch im Ausland befteuert wird; findet jedoch der Betrieb einer Aftiengejellichaft 
oder Kommanditgejellichaft auf Aktien, welche ihren Sig im Inland hat, ausjchließ- 
lich im Ausland jtatt, jo gilt als fteuerpflichtiger Ertrag '/4°/, des Aktienfapitals. 
Umgefehrt unterliegt von einer ausländifchen Unternehmung der inländischen 
Steuer nur der Ertrag des inländiichen Betriebes. Das Steuerobjeft bildet 
der Reinertrag des legten, dem Steuerjahr vorausgegangenen Geſchäftsjahrs. 
Bis zur Aufftellung der eriten Bilanz find proviforiich als Jahresertrag in 
der Regel 5°/, des Anlagefapital® anzunehmen; nach Aufitellung der eriten 
Bilanz erfolgt dann die erite Veranlagung. ALS fteuerpflichtigen Reinertrag 
jieht der Entwurf an den bilanzmäßigen Ueberſchuß, gleichgiltig, in welcher 
Form er zur Bertheilung gelangt, ſonſt angelegt oder verwendet wird, unter 
Hinzurechnung derjenigen Beträge, welche aus den Erträgen verwendet jind 
zur Vergrößerung des Anlagefapital®, zur Amortijation der von den Theil- 
nehmern in der Unternehmung angelegten Kapitalien oder jolhen Schulden- 
tilgungen, „deren Beftreitung aus den laufenden Erträgnijjen zu einer Erhöhung 
des nach den Grundjägen einer richtigen VBermögensbilanz zu berechnenden 
Vermögensfaldos der Unternehmung führt“ oder fich auf die empfangenen 
Öarantiebeiträge oder Staatsvorſchüſſe bezieht, ferner zur Verzinſung der in 
der Unternehmung angelegten oder gegen Prioritätsobligationen, ſonſtige Theil: 
Ihuldenverjchreibungen oder Hypothek geliehenen Kapitalien, endlich zu Garantie— 
beiträgen, Vorſchüſſen oder Zujchüfjen an andere Unternehmungen und zu nicht 
durch den Gejchäftsbetrieb bedingten Gefchenfen; nicht abzugsfähig ijt ferner 
die Erwerbjteuer und die Zufchläge zu derjelben, bilanzmäßige Berluftvorträge 
aus Vorjahren nur bei den auf den Kreis ihrer Mitglieder beſchränkten Erwerbs: 
und Wirthichaftsgenojjenichaften und auch bei diejen nur für das dem Bilanzjahr 
unmittelbar vorangegangene Gejchäftsjahr. Umgekehrt find zur Gewinnung 
des ſteuerpflichtigen Reinertrags vom bilanzmäßigen Ueberſchuß abzuſetzen 
Gewinnvorträge aus Vorjahren, Reinerträge aus Grund: oder Gebäudejtener- 
objeften bis zu der der Bemejjung dieſer Steuer zu Grunde liegenden Höhe 
des Ertrages, Garantiebeiträge oder Staatszuſchüſſe, Prämienrejerven der 
Berjicherungsgejellichaften zur Dedung der laufenden Berficherungen, angemejjene 
Abjchreibungen für Abnügung des Inventars und Betriebsmaterials ſowie für 
die durch den Gejchäftsbetrieb verurfachten „Subſtanz-, Kurs: oder anderen 
Verluſte“, vertragsmäßige Tantiemen an die Angeitellten. Endlich werden in 
Modifikation des Grundjages, daß die Zinſen nur wirklicher Schulden, nicht 
auch des im Unternehmen angelegten Kapitals abgezugen werden Dürfen, doch 
diejenigen für abzugsfähig erklärt, welche für die durch ausjtebende Ktapitalien 
gededten Pfandbriefe und Kommumalobligationen zu zahlen find. Der Steuer=" 
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jaß ift mit gewijjen Modifikationen für die auf die Mitglieder bejchränften 
Erwerbs: und Wirtbichaftsgenofjenichaften zehn vom Hundert, mit der weiteren 
Verschärfung, daß die Steuer mindeſtens 1 — bei den begünftigten Genofjen- 
ichaften '/;, — vum Tauſend des Anlagefapital® betragen muß. Bon den 
Beitimmungen über den Ort der Veranlagung Jind von befonderem 
Intereſſe, weil fie zu einem Vergleich mit dem preußifchen Kommunalſteuer— 
Nothgeſetz herausfordern, diejenigen über die Bertheilung der Steuer bei 
Betrieben, die fich über mehrere Orte erjtreden: Der Entwurf ordnet bet 
Bergwerfen, Fabriken und andern auf gewerbliche Produktion gerichteten Unter: 
nehmungen die Ausjchreibung von 20° , der Steuer am Sit des Unternehmens 
und von 80%, am Urt der Betriebsjtätte an; liegen die Betriebsftätten in 
mehreren Gemeinden, jo werden die 80°, „nach Maßgabe der Mitwirkung 
der einzelmen Betriebajtätten zum Gejammtertrage der Unternehmung“, wenn 
dieſe fich aber nicht ermitteln läßt, nach den verausgabten Gehältern, Löhnen 
und Tantiemen ertbeilt. Bei Handelsunternebmungen, Kreditinftituten und 
Berficherungsanftalten ift die Vertheilung zwijchen Sig: und Betriebsgemeinden 
gerade umgekehrt. Bei Eifenbahnen erhält die Siggemeinde vorab 10°/,:; 
binfichtlich der übrigen 90°, wird zumächit umterichieden, ob der Sitz des 
Unternehmens bezw. die oberjte Leitung in einem der von der Bahn durch: 
zogenen Kronländer fich befindet oder nicht; eriterenfalls find in diefem Lande 
weitere 30”/, zu erheben, die übrigen 60°, aber auf die von der Bahn 
durchzogenen Yänder, legterenfalls alle 90”/, auf die durchzugenen Yänder 
nad der Stredenlänge zu vertheilen. Bon dem auf das einzelne Kronland 
entfalfenden Steuerbetrag werden °/, an dem Orte, wo die Betriebsleitung in 
dem Lande jich befindet, in Ermanglung einer jolchen aber in der Landes— 
bauptjtadt erhoben, '/,; auf die Stredengemeinden nach dem Eiſenbahnareal 
in den Gemeinden vertbeilt. Schifffabrtsumternehmer entrichten 00°, der 
Steuer in der Siggemeinde, 10°/, in der Gemeinde oder den Gemeinden, in 
denen ſich Betriebsjtätten (Mgenturen, Stationen, Werften 2c.) befinden, wobei 
die Untervertheilung unter mebrere jolche Gemeinden wie bei Produftionsunter: 
nehmungen erfolgt: — Die Beranlagung erfolgt im Unterſchied von der 
allgemeinen Erwerbjteuer nicht durch gewählte Kommiſſionen, jondern durch 
die Steuerbebörden. Dagegen beitebt auch bier die Verpflichtung zur Abgabe 
der Stenererflärung, der binnen 14 Tagen nad) der Genehmigung des Rechnungs: 
abjchluffes und jpätejtens binnen 4 Monaten nah Ablauf des Gejchäftsjahres 
zu genügen iſt. Aus den Beitimmungen über Ab- und Zugänge im Yauf des 
Steuerjahres jei hier nur hervorgehoben, daß Verpachtung einer Unternehmung 
während des Stenerjahres für den Verpächter an der Steuer nichts ändert, 
dagegen hierneben für den Pächter die Steuerpflicht begründet. 

Der jchwerwiegendite Eimvand, der gegen dieje Gejtaltung dev Erwerb- 
jteuer von den der Öffentlichen Nechnungslegung unterworfenen Unternehmungen 
zu erheben ift, geht dahin, daß ie thatfächlich nicht mehr eine Ertragiteuer, 
jondern eine partifuläre Einfommenfteuer und mit den übrigen Ertrag— 
jteuern infommenfurabel fein würde, weil fie im der Negel den Abzug der 
Sculdenzinjen gejtattet, während bei den übrigen Ertragiteuern mit Ausnahme 
einiger Fälle bei der Nentenjteuer ein Abzug der Schuldenzinjen nicht ſtatt— 
findet und e8 dem Charakter der Ertragitener auch widerjpricht, einen ſolchen 
Abzug zuzulafien. Eine Begründung für die in diefer Beziehung den zur 
Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen eingeräumte Sonderjtellung ift 
in den Motiven nicht gegeben, und ich wüßte auch nicht, wie man es be— 
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gründen fünnte, cine Unternehmung, wenn jie von einer einzelnen phyſiſchen 
Perſon betrieben wird, nach dem Neinertrage ohne Abzug der Schuldenzinen, 
wenn jie jich aber in den Händen einer Aftiengefellichaft befindet, unter Zus 
lafjung dieſes Abzuges zu bejtenern. Man wende nicht ein, daß dafiir auch 
der Steuerjag für die Erwerbsgeſellſchaften 2c. höher ſei, als für die der all: 
gemeinen Erwerbjtener ımterliegenden Unternehmungen; denn das Maß der 
Verſchuldung ijt ein jo individuell verjchiedenes, daß man offenbar den Ab— 
zug der Schuldenzinjfen auf der einen nicht durch einen geringern Steuerjaß 
auf der andern Seite ausgleichen fan. In derjelben Richtung der Störung 
eines richtigen Verhältniſſes zu der allgemeinen Erwerbjteuer wirft es, daß 
diefe für einen zweijährigen Zeitraum und, joweit ihr der Neinertrag zu Grunde 
gelegt wird, nach dem durchjchnittlichen Reinertrage der legten beiden Gejchäfts- 
jahre, die Erwerbfteuer der zur Nechnungslegung verpflichteten Unternehmungen 
— bezeichnen wir jie kurz als bejondere Erwerbiteuer — für ein Jahr und nach 
den Ergebnijjen des einen legten Jahres veranlagt wird. Mag man nun 
auch Die zweijährige Veranlagungsperiode der allgemeinen Grwerbiteuer mit 
der bejonderen Komplicirtheit des Veranlagungs: und Nepartitionsverfahrens 
motiviren, jo hindert die einjährige Veranlagungsperiode durchaus nicht Die 
Bugrundelegung des Durchjchnittsertrages zweier Jahre. Abgeſehen von der 
größern Uebereinjtimmung der beiden Erwerbjteuern, welche durch die Zugrunde: 
legung eines zweijährigen Durchichnittsertrages bei der einen wie bei der 
andern herbeigeführt würde, läge dies auch im Intereſſe der Staatsfinanzen, 
indem fie die Schwanfungen der Jahreserträge der befondern Erwerbſteuer 
verringerte. In dieſer Hinficht enthält allerdings das Geſetz eine gewiſſe 
Kautel gegen ein allzujtarfes Sinfen des Stenererträgnifies in Zeiten gewerb- 
fichen Niederganges, indem es die Minimalgrenze von 1. bezw. ';, vom Taufend 
des Anlagefapitals für die Steuerbemeflung zieht. Aber wenn ſich dieje Be— 
ftimmung auch damit rechtfertigen läßt, daß auch der der allgemeinen Erwerb» 
ſteuer unterliegende Unternehmer Steuer zu zahlen bat jelbjt wenn er nicht 
den geringjten Neinertrag erzielt bat, So iſt fie Doch auf der andern Seite 
wieder eine Inkonſequenz gegenüber dem Charakter der bejonderen Erwerbjteuer 
als eine Steuer vom wirklichen Neinertrage, eine Inkonſequenz, die noch ſchärfer 
bervortritt, wenn man fich vergegenwärtigt, daß die ganze befondere Erwerbjteuer 
eigentlich nicht ein Analogon zu der allgemeinen Erwerbjteuer, jondern eine 
Einfommenjtener der nicht phyſiſchen Perſonen ift, Die in viel näherem Zu: 
ſammenhange mit der Einfommenjteuer als mit der allgemeinen Erwerbiteuer jtebt. 

Bon den jonftigen gegen die bejondere Erwerbiteuer geltend zu machenden 
Bedenken möchte ich hier nur einige der erbeblichiten hervorheben. Da ſcheint 
“e3 mir zumächit zweifelhaft, ob es ſocialpolitiſch und volfswirtbichaftlich nicht 
richtiger wäre, die Sparfafjen nicht in den Kreis der jtenerpflichtigen Unternehm— 
ungen aufzunehmen. Vielleicht will man aber dadurd), daß man die Spar: 
faften im Allgemeinen der Steuerpflicht unterwirft und nur die Bojtiparfajjen 
freiläßt, Die legtern privilegiren. Meines Erachtens wäre dies aber auc) nicht 
zu rechtfertigen; denn eine gut verwaltete, genügend beauffichtigte nicht ſtaat— 
liche Sparfafje kann, wie die Verhältniſſe in Deutichland zeigen, ebenjo jegens- 
reich wirfen, tie eine dem Staat gehörige. Die VBorjchriften über das, was 
als fteuerpflichtiger Neinertrag anzufehen fei, find ja äufßerjt detaillirt; ich 
möchte aber glauben, daß vielleicht gerade diefe Detaillirung in der Praxis zu 
Zweifeln Anlaß bieten wird und es vorzuziehen wäre, nur die Grundſätze, 
nach denen zu entjcheiden it, was zum jteuerpflichtigen Reinertrag gehört und 
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was nicht, präcife zum Ausdruck zu bringen und die Detail$ nur in einer 
Faſſung aufzunehmen, die erkennen läßt, daß ſie nur Beiſpiele für die An— 
wendung der allgemeinen Grundſätze, nicht eine erjchöpfende Negelung der 
Einzelfragen darjtellen follen, wie dies 3. B. die Fallıng des $ 9 des preuß- 
iſchen Einfommenftenergefeges thut. 

In eine detaillirtere Erörterung der oben ffizzirten Bertheilung der Steuer 
auf mehrere in Betracht kommende Gemeinden und Kronländer einzugehen, ift 
bier nicht der Ort; denn es ift das wichtiger für die Kommunal-, als für die 
Staatsbeftenerung. Nicht verjchweigen kann ich aber, daß die beabjichtigte 
Regelung mir manche Vorzüge vor der durch das Kommunalſteuer-Nothgeſetz 
für Preußen gejchaffenen zu haben fcheint. Die Procentjäge werden ja immer, 
mag man fie wählen, wie man will, mehr oder weniger willfürlich fein. 
Immerhin halte ich die vorgejchlagenen Verhältnißzahlen für die Theilung 
zwijchen Sig» und Vetriebsgemeinde ſowohl bei den Produktions: als auch bei 
den Handelsunternehmungen, Kreditinftituten und Berficherumgsanftalten für 
richtiger als in Preußen, weil fie dem Einfluß auf der einen Seite des Unter- 
nehmers, auf der andern Seite der einzelnen Betriebsftätten auf die Höhe des 
gefammten Reinertrages bejjer Rechnung tragen und dabei die Vertheilung eine 
einfachere ijt. Ebenſo ift der Gedanke der Vertheilung bei Eijenbahnen auf 
die einzelnen Kronländer nach der Stredenlänge, auf die einzelnen Gemeinden 
nach der Fläche des Bahnareals ein gejunder. Für weniger glüdlich halte 
ich die Vertheilung bei Sciffrahrtsunternehmungen: Hier fommen, wenn man 
die kommunalen Laften, welche namentlich durch größere Werften oder Werk: 
ftätten verurfacht werden, berüdfichtigt, die Gemeinden, in denen fich jolche 
oder nur Betrieböftätten befinden, gegenüber der Siggemeinde offenbar zu furz. 
Für einen Vorzug des Entwurfs halte ich auch die Uebertragung der Ber: 
anlagung an die Stenerbehörden, nicht an Kommilfionen. So gerechtfertigt 
die Zuziehung des Laienelementes dort ift, wo es ſich um mehr oder weniger 
freie Schägungen handelt, wie bei der allgemeinen Ermwerbjteuer, jo wenig 
würde fie bier bei der beſonderen Erwerbſteuer am PBlaße fein, wo die in 
Gemäßheit ftrenger geieglicher Vorſchriften aufgejtellte Bilanz, genehmigte 
Nechnungsabichlüfje, Geichäftsberichte und Protokolle der Generalverfammlung 
der Aftivnäre vorliegen, alfo nicht von einer arbitären Schägung, jondern nur 
von einer Prüfung der Vorlage auf ihre falkulatorische Richtigkeit und ihre 
Gejegmäßigkeit die Nede fein kann. Man wird daher in der Ausſchließung 
des Yaienelements weder ein Mißtrauen gegen dasjelbe, noch eine übertriebene 
Fiskalität erbliden dürfen. Dagegen wird man allerdings den Vorwurf der 
legtern der oben erwähnten Beltimmung, wonach, wenn ein Unternehmer ver- 
pachtet, er die volle Stener weiter zu zahlen hat und auch der Pächter nun 
noch bejonders zur Ermwerbiteuer veranlagt wird, nicht mit Unrecht machen 
dürfen; denn das Steuerobjeft bleibt dasjelbe, nur theilen ſich jetzt in deſſen 
Ertrag Berpächter und Pächter: will man alfo den legtern in Zugang bringen, 
jo muß man, will man nicht eine faktiſche Doppelbejteuerung desjelben Steuer: 
objefts, auch den Verpächter nach dem ibm verbleibenden Ertragsantbeil ander: 
meitig veranlagen. 


IV. 
Der Kreis der Befoldungsitener iſt bereits oben ſtizzirt: Von den 
Befreiungen beanſpruchen außer den ebenfalls bereits bezeichneten der Ans 
gehörigen der bewafineten Macht ein weiteres Intereſſe in ſubjektiver Hinficht 
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die der diplomatischen PWertreter fremder Mächte und ihres Perfonals, im 
welcher Beziehung jedoch die Befreinng der Konfuln auf die die öfterreichiiche 
Staat3angebörigfeit nicht befigenden Berufskonſuln beſchränkt iſt, im objeftiver 
die Befreiung der Aftivitäts- und Funftionszulagen, ſowie Dienftwohnungen 
der Staatsbeamten; anderen Beamten, Angeftellten ꝛc. ift nur die Befreiung 
der Duartiergelder und, mit gewiſſen Einjchränfungen, der Dienftwohnungen 
zugeltanden. Dienjtaufwandsentichädigungen bleiben ebenfall® frei, nur theil- 
weile zur Dedung des Dienjtaufwands bejtimmte Bezüge, injoweit fie that= 
fächlicy zu diefem Zweck verwendet werden. Der Wohnfig außerhalb Cis— 
leithaniens befreit Staatsbeamte überhaupt nicht, andere Perſonen joweit nicht, 
als ihre Bezüge im Inland zahlbar find oder den Entgelt für eine im Inland 
ausgeübte Beichäftigung bilden, wogegen auf der andern Seite auch Ausländer, 
die im Inland wohnen, der Steuer unterliegen, joweit ihre aus dem Ausland 
fließenden Bezüge nicht erweislich dort einer Einfommens:, Beſoldungs- oder 
ähnlichen Steuer unterworfen find. Zu Grunde gelegt wird der Steuer: 
bemejjung bei firirten Bezügen der Jahresbetrag nach dem Stande am 1. Januar 
de3 Steuerjahres, bei veränderlichen der im leßtvergangenen Jahr erzielte 
Betrag; Naturalbezüge werden nach den ortsüblichen Preiſen in Anſchlag ge: 
bracht. Bon den dergejtalt zu berechnenden ig werden bei einer Höhe 
von mehr als 600-= 2000 fl. . . . 1 Brocent 
z R „ 2000— 2400 „. .» .. . 1% 
> Rt „2400 — 3300 
R , „. 3300 -- 4200 „ 2 
r — „4200— 5000 „ 3 
„nn 5000 6000 „ 4 
s . „ 500- 5W,. ....65 
z % „7500 — O0 „ .: 2.0.06 
— 9000 10000 77 
10000 —12000 8 
’ „ 12000 — 14000 9 
‚ 14000 10 
erhoben, jedoch mit der Mafgabe, daß nach. Abzug der Steuer "von den Be— 
zügen einer höhern Stuje niemals weniger übrig bleiben darf, al® von den 
höchſten Bezügen der nächit niedrigeren Stufe. Zu der Steuererklärung des 
Genfiten tritt hier als weiteres Veranlagungsmittel eine Meldangabe der 
Dienstgeber, indem dieſe verpflichtet find, Name, Wohnort, Beichäftigung und 
Bezüge Der in ihren Dienften jtehenden, der Befoldungaftener unterliegenden 
Berfonen, alljährlich der Stenerbehörde anzuzeigen. Befreit von der Steuer: 
Deflarationspflicht find Dagegen die Genfiten, die ihre bejoldungspflichtigen 
Bezüge lediglich aus Staatsfaljen empfangen. Im Zuſammenhang mit diejen 
Beſtimmungen über Steuererklärung und Meldangabe iſt auch die Veranlagung 
und Einziehung in cigener Art geregelt. Es findet nämlich eine wirkliche 
Veranlagung durch die Steuerbehörde nur infoweit jtatt, als die jteuerpflichtigen 
Bezüge nicht der Anmeldepflicht des Dieuftgebers unterliegen oder aus Staats- 
faljen gezahlt werden: Der anzeigepflichtige Dienjtgeber und die auszablende 
Staatsfalfe bat vielmehr auch die Stener zu bemejjen, von dem pflichtigen 
Bezuge einzubehalten und an die zur Hebung der Steuer zuftändigen Kafjen 
abzuführen. Dem Steuerpflichtigen ftebt gegen den Abzug die Bejchwerde an 
die Steuerbehörde zu. Als eine Konjequenz dieſes Verfahrens wird man auch 
die Beſtimmung betrachten fünnen, daß Erhöhungen der Bezüge im Yaufe des 
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Steuerjahres fchon von Beginn des Monats ab, in dem die Erhöhung jtatt- 
findet, eine entiprechende Erhöhung der Bejoldungsiteuer bewirken. 

Diefe ganze Organifation der Bejoldungsiteuer joll im Großen und Ganzen 
der bisherigen Einkommensteuer II. Klaſſe entiprechen, und wenn dieler Um: 
ſtand auch Vieles erklärt, jo verringert er das Gewicht der gegen die Ein- 
richtung der Steuer fprechenden Bedenken doch nur infoweit, als man ſagen 
kann, daß fich die Bevölkerung an die Mängel gewöhnt habe; für die Kritik 
bleiben die Mängel beſtehen. Solcher aber befigt die Bejoldungsiteuer auch 
abgejeben von den oben ſchon erörterten Bedenken principieller Art noch in 
mehrfacher Beziebung Zuvörderſt wird man die Eremtion der militär- 
iſchen Dienstbezüge eben nur damit rechtfertigen können, daß fie ſchon 
bei der Einfommenjtener II. Klaſſe beitebt, und was von dem Militär gilt, 
gilt auch von jeder anderen Behandlung der Staats- gegenüber Brivatbeamten. 
Mir liegt zur Beit der Bejoldungsetat der öjterreichiichen Armee nicht vor; 
jelbit wenn fich aber nad) demjelben die militärischen Bejoldungen gegenüber 
denen der übrigen Staatsdiener in einem der Eremtion von der Bejoldungs: 
ſteuer entiprechenden Verhältniß niedriger stellen jollten, würde es doch jorwohl 
nach den Grundfägen einer rationellen Steuerpolitif, als auch aus jocial: 
politiichen Rückſichten richtiger fein, dem Oiffiziercorps ein gewiß in den Augen 
des Laien umgerechtes Privilegium zu nehmen und dafür eine entiprechende 
Aufbeſſerung feiner Dienftbezüge zu gewähren. Allerdings wird man ja zus 
geben müjjen, daß ein jolches Privilegium bei einer im Wege des Gehalts- 
abzugs eingebobenen Bejoldungsitener weniger böfes Blut machen mag, als bei 
einer unmittelbar vom Genfiten einzuziebenden Steuer; denn eine Bejoldungs: 
jtener, Die vom Dienitgeber für den Bedienfteten verauslagt und dieſem bei 
der Gehalts: bezw. Yohnzahlung abgezogen wird, wirkt jchließlich mehr wie 
eine Herabjegung des Gehalts bezw. Lohnes denn wie eine Steuer. Aber 
gerade in dieſem Umſtand Liegt ein weiteres Bedenken gegen dieſes ja ums 
leugbar den Vorzug der Einfachheit befigende Verfahren der Steuerbemejjung 
und :Einziehung. Denn eine direkte Stener joll meines Erachtens auch die 
erziebliche Wirkung haben, dal; der Cenſit ſich klar macht, was und wofür er 
zahlt, daß er einen Beitrag zu den Laſten des Staates leiftet, während die 
Einziehung durch den Dienjtgeber in minder einfichtigen Bedienſteten leicht den 
Gedanken auffommen läßt, der Abzug geichebe zu Gunften des Dienitgeberg, 
oder aber, wie bei der deutichen Alters: und Jnvaliditätsverficherung, zu einer 
Abwälzung der Steuer auf den privaten Dienſt- bezw. Arbeitsgeber führt. 
Ebenjowenig vermag ich den Tarif der Beſoldungsſtener durchweg zuzuftimmen. 
Zwar die reine Procentualjtener ift zweifellos gerechter als eine ſolche mit 
firirten Steuerfägen und auch in dem Rahmen einer derart organijirten Be: 
ſoldungsſteuer volljtändig durchführbar, und die Beitimmung, daß der Steuer: 
abzug nie einen der böhern Stufe angehörigen jtenerpflichtigen Bezug unter den 
nach Abzug der Steuer von den höchſten Bezügen der nächjtniedrigeren Stufe 
übrig bleibenden Betrag herabmindern joll, ift durchaus zu billigen. Dagegen 
balte ih die Abgrenzung der Steuerjtufen nicht für richtig: Womit 
iſt es zu rechtfertigen, daß die erite ein Spatium von 1400, die zweite von 
400, die dritte und vierte von je 900, die fünfte von 800, die jechjte von 
1000, die fiebente und achte von je 1500, die neunte wieder einmal von 1000, 
die zehnte und elfte dagegen von je 2000 Fl. umfaſſen, während der Steuer: 
procentfaß gleichmäßig in den erjten fünf Stufen nur je '/,, in den weiteren 
um je 1°/, jteigt, jo daß beiſpielsweiſe die Progreffion von der erjten zur 
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zweiten Stufe jtärfer als von der zweiten zur dritten, von der neunten zur 
zehnten ſtärker als von der zehnten zur elften iſt? 


V. 


Während die Beſoldungsſteuer im Weſentlichen ſich an die bisherige Ein— 
fommenjteuer II. Klaſſe anſchließt, find mit dem letzten Glied des Ertrag— 
jteuerigitems, der Nentenjteuer, erhebliche Reformen des bisherigen Zuftands 
geplant. Das legte Glied des Ertragſteuerſyſtens muß man diefe Steuer 
nicht bloß aus Äußerlichen Gründen nennen, jondern weil fie eine Ergänzung 
der übrigen Ertragſteuer injofern bildet, als fie alle die nicht durch Special: 
bejtimmungen befreiten Bezüge aus Vermögensobjeften treffen ſoll, welche nicht 
ihon einer der andern Ertragiteuern unterliegen. Wie der Entwurf Ddiejen 
Grundſatz an die Spige jtellt, enthält er ſich auch einer erichöpfenden Auf: 
zählung der rentenftenerpflichtigen Ertragsarten und beſchränkt fich auf die 
Anführung von Beijpielen, deren wichtigite natürlich” Zinſen, Reuten und Die 
Bachtzinjen fiir nicht grund- oder gebäudejteuerpflichtige Objekte find. Recht zahl- 
reich find aber die jpeciell ausgenommenen Bezüge: Der $ 159 zählt fie 
unter 14 Nummern auf; die wichtigsten diefer VBefreiungen betreffen außer dem 
Staat und den von ihm unterhaltenen oder jubventionirten Anſtalten die Poſt— 
iparfajjen und die von ihnen für Einlagen gewählten Zinſen, Zinſen anderer 
Spareinlagen, wenn die Einlage 525 fl. nicht erreicht, Dividenden der üjter: 
reichiſch-ungariſchen Bank, Zinfen und Renten, welche einer erwerbspflichtigen 
Unternehmung zufließen und einen Theil des erwerbjteuerpflichtigen Geſchäfts— 
ertrages bilden, ferner die bei der Erwerbiteuer einer zur öffentlichen Rechnungs: 
legung verpflichteten Unternehmung nicht abzugsfähigen Zinjen und endlich die 
durch Specialgejege bejtimmten Zinfen und Rentenbezüge. Subjeftive Befrei- 
ungen jind dam noch gewährt Berfonen, deren Gejfammteinfommen 300 fl. 
nicht überjteigt, und den von der Einfommenftener befreiten Wittiven, eltern- 
(ofen Minderjährigen und eriwerbsunfähigen Perſonen. Bezügen, welche aus 
dem Ausland im Inland wobhnhaften Juländern oder des Erwerbs wegen fich 
dafelbit aufhaltenden Ausländern oder inländifchen juriſtiſchen Perſonen zus 
fließen, jteht die Stenerfreiheit nur zu, wenn fie im Ausland von einer Nenten: 
oder ähnlichen Ertragitener getroffen werden. Nicht im Inland wohnbafte 
phyſiſche und juriftiiche Perſonen find jteuerpflichtig mit den ihnen aus dem 
Inland zufließenden Bezügen. Wie bei der Bejoldungsjteuer find feſtſtehende 
Bezüge nad) dem Stande am 1. Januar des Steuerjahres, ſchwankende nad) 
dem Stande des vorangehenden Jahres zu bejtenern und wird die Steuer 
alljährlich bemejjen. Dagegen findet bei der Mentenftener in Anlehnung an 
die Einfommenftener die Beftenerung nah Haushaltungen jtatt, und 
indem Die rventenftenerpflichtigen Bezüge der Ehefrau, joweit fie nicht getrennt 
vom Ehemann lebt, unbedingt, diejenigen der in der Verſorgung des Familien: 
hauptes jtehenden Familienglieder, joweit die Bezüge ihm zufließen, denen 
des Gatten bezw. Familienhauptes zugerechnet werden. An die Einkommensteuer 
anflingt auch die Zulafjung eines Abzugs von Laſten und Schulden- 
zinfen; allerdings ijt diefer nur ausnahmsweiſe gejtattet, nämlich binfichtlich 
der auf einem bejtimmten Wentenbezuge auf Grund eines privatrechtlichen 
Titels Haftenden, mit ihm in ummittelbarem Zuſammenhang jtehenden, den 
Ertrag vermindernden Laſten und binfichtlich der Aufrechnung der gezahlten 
Reescompte- und pajjiven Contocorrent- gegen die bezogenen Escomptes und 
Gontocorrentzinfen. Doc) findet auch in diejen Fällen der Abzug nicht ftatt, wenn 
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die Steuer im Wege des Abzug des oben jchon angegebenen Steuerjages 
von 10 bezw. 2°, durch den Schuldner eingehoben wird. Dieſes Ein- 
hbebungsverfahren ijt vorgefchrieben fir die von den Kafjen des Staats, 
der Kronläuder und der Öffentlichen Fonds auszuzahlenden Zinfen der Staats: 
und Landesſchulden und die fonftigen inländischen öffentlichen Fonds- und ftän- 
diichen Obligationen, ferner für die von den Kafjen der Bezirke, Gemeinden 
und der öffentlichen Rechnungslegung untertworfenen Unternehmungen auszu— 
zahlenden jteuerpflichtigen Zinfen, Renten und Dividenden der von ihnen 
emittirten Werthpapiere und der Zinfen der Spareinlagen, ſoweit diefe über: 
haupt jtenerpflichtig find. Inſoweit dieſes Einhebungsverfahren nicht jtatt- 
findet, liegt die Veranlagung den Steuerbehörden ob, denen aud) hier, wie 
bei der Erwerb- und Beſoldungsſteuer zu dieſem Zwecke Steuererklärungen 
ſeitens der Cenſiten einzureichen ſind. Doch findet eine Befreiung von dieſer 
Berpflichtung für diejenigen Cenſiten ftatt, die bereit3 im Worjahr Renten: 
jener entrichtet und weder den Wohnſitz geändert nod) eine Erhöhung der 
rentenftenerpflichtigen Bezüge um wenigitens "/, erlangt haben, fofern nicht 
die Steuerbehörde Sie befonder8 zur Deklaration auffordert, wozu die 
Steuerbehörde Jedermann gegenüber, bei dem fie rentenjteuerpflichtige Be: 
züge vermuthet, berechtigt it. Erhöhungen oder Verminderungen der Bezüge 
im Laufe de3 Steuerjahrs bedingeu eine Veränderung der Steuer nur, wenn 
fie mindejtens '/,;- des bisherigen Betrages erreichen. 

Den mejentlichjten Einwand, der gegen Die Rentenſtener in der vorge: 
ichlagenen Geftaltung zu erheben ift, habe ich jchon oben beiprochen; es iſt 
ihre im Verhältniß zu andern Ertragfteuern, namentlich zur Bejoldungsitener 
zu geringe Höhe, infoweit der Steuerfag von 2°, Plag greift. Abgeſehen 
hiervon jcheinen mir bejonders disfutabel die Befreiungen und die Berechnung 
des Steuerobjekts. Was die Befreiungen anlangt, jo habe ich mich jchon 
bei Beiprehung der Erwerbjtener gegen die Privilegirung der Poſtſparkaſſen 
ausgeſprochen, und halte eine ſolche hier noch weniger wie dort für angebracht. 
Denn dort handelt es fich nur um das Unternehmen felbit; bier follen aber 
auch die Einleger vor andern Kapitaliiten bevorzugt werden, obgleich fie doch 
dadurch, daß fie ihr Geld in der Sparfafje anlegen, keineswegs minder ſteuer— 
fräftig werden, als bei einer anderweitigen Anlage. Eine derartige Privi- 
legirung gewiſſer Arten der Kapitalanlagen, die nicht einmal bloß von jog. 
fleinen Leuten gewählt werden, Kann leicht für den Kredit des Grundbefiges 
und der Induſtrie gefährlich werden. Für die Einlagen bei andern als den 
Poſtſparkaſſen ift zwar die Steuerfreiheit auf das Marimum von 525 fl. be 
Ihränft. Auch das läßt ſich aus focialpolitifchen und humanitären Gründen 
nicht rechtfertigen. Denn demnach ijt ein Kapitalijt, der in vielen Spar: 
fafjen Einlagen hat, deren jede unter dem Betrage von 525 fl. bleibt, die aber 
zufammen ein ftattliches Vermögen daritellen, ventenftenerfrei; em Anderer, 
der ein Fleines Vermögen anders als in Sparkaſſen oder in einer Sparfajjen- 
einlage von vielleicht nur wenig über 525 fl. angelegt hat, ift fteuerpflichtig. 
Nechtfertigen ließe fich die Freilaſſuing von Spareinlagen bis zu einem gewiljen 
Marimalbetrage höchſtens, infofern fie das einzige Vermögen des enfiten 
bilden. Hierfür fünnte man allenfalls geltend machen, daß die Befreiung ein 
Mittel bilden würde, Eleine Kapitaliften, die von Geldgejchäften nichts ver: 
itehen, abzuhalten, ihre Eriparnijje in faulen Bapieren anzulegen. Großen 
Erfolg in diefer Nichtung kann ich mir allerdings von der Befreiung von 
einer ziweiprocentigen Steuer nicht verjprechen, halte vielmehr die Befreiung 
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aller Bezüge, die mit dem fonftigen Einkommen zufjammengenommen 300 fl. 
nicht überſteigen, für eine genügende Berückſichtigung der focialpolitifchen Ariome, 
jolange man nicht in der Lage it, die bei 300 Fl. gezogene Grenze allgemein 
erit bei einer höhern Summe zu ziehen. Eine ſolche Befreiung wird man aus 
jocialpolitiihen Gründen billigen können, ebenſo wie die Befreiungen der auch 
von der Einfummenfteuer befreiten, d. i. nicht mehr ala 600 fl. Einfommen 
beziehenden Wittwen, elternlojen Minderjährigen und Erwerbsunfähigen, wenn 
auch anerkannt werden muß, daß derartige fubjeftive Befreiungen zu dem 
Charakter einer reinen Objektſteuer nicht jtinmmen und eine Begünftigung des 
Heinen Rentner gegenüber dent fleinen Grumdbeliger enthalten. Es iſt das 
eben ein neuer Beweis für die Unmöglichkeit, ein im feinen einzelnen Gliedern 
nit einander im Einklang jtehendes Ertragſteuerſyſtem zu jchaffen. Wie dieje 
Befreiungen aus jubjeftiven Gründen, jo ijt auch die Beitimmung, daß die 
Bezüge der Ehefrau denen des Ehemanns, die anderer Familienglieder, ſoweit 
fie dem Familienhaupt zufließen, den Bezügen des letztern zuzurechnen find, 
eine den Grundſätzen der Perjonaljtener entlehnte; für dieſe eine weitere Un: 
gleihmäßigfeit gegenüber den andern Ertragjteuern darftellende Vorichrift ſehe 
ich aber feinen zwingenden Grund, wenn auch zuzugeben ift, daß fie, da bie 
Rentenſtener nicht progreffiv ijt, ohne große Bedeutung für den Steuerpflichtigen ift. 
Bon den jonjtigen Bejtimmungen über die „Bejtenerungsgrundlage” halte ich 
die Fixirung eines bejtimmten Tages (1. Januar) für die Bemeſſung feft: 
jtchender Bezüge für nicht unbedenklich, da fie Anlaß zu den Steuerfisfus 
Ihädigenden Manipulationen geben faun; dies verfennen auch die Motive nicht, 
jie glauben aber, daß durch die Bejtimmungen über die Berüdjichtigung von 
Beränderungen im Laufe des Steuerjahres ein Niegel vorgefhoben iſt. Ich 
bin zweifelhaft, ob diefe Stautelen ausreichen; jedenfalls verhindern fie wicht 
die Verfürzung des Staates bis zur Grenze von '/, der Bezüge des Genfiten. 
Daß Ichwanfende Bezüge nad) dem Ertrage des einen legten Jahres, ſtatt nach dem 
Durchſchnitt zweier oder Dreier Jahre bejtenert werden follen, halte ich ebenjo 
wie die Bemejjung der Erwerbjteuer der rechnungspflichtigen Unternehmungen 
nach den legtjährigen Ergebuifjen für nicht einpfehlenswerth. Aus dem Geſichts— 
punft eines Widerjpruchs mit dem Ertragitenercharafter wird man vielleicht 
auch gegen den ausnahmsweije zugelajjenen Abzug von Laften und Schulden- 
zinfen Einwendungen erheben. Indeß find diefe, wenn man genauer zufieht, 
unbegründet. Denn es handelt fich lediglicdy einmal um auf dem Objekt 
haftende, feinen Ertrag ſchmälernde Laſten und fodann um zur Erzielung des 
Nohertrages des Objektes, des im Escompte- oder Conto = Correntverfehr 
werbenden Kapitals, verausgabte Kojten. Auch mit dem Abzug der Renten» 
fteuer durch den Schuldner wird man fich, anders wie bei der Beloldungsiteuer, 
in dem vorgejchlagenen Umfang einverjtanden erklären können. Denn die bei 
der Bejoldungsfteuer geäußerten Bedenken treffen bier, wo es fih um Zinſen 
der in öffentlichen Inſtituten angelegten Sapitalien handelt, nicht zu, zumal 
auch eine Ueberwälzung auf den Gläubiger nicht zu bejorgen ift, weil eben 
das Abzugsverfahren nur bei öffentlichen Kafjen und unter jtaatlicher Kontrole 
ftehenden Unternehmungen jtattfindet. Dagegen iſt es faum gerechtfertigt, die 
Veranlagung der Rentenſteuer in die Hand der Stenerbehörden jtatt in die 
von Kommilfionen, die zum Theil aus Cenſiten bejtehen, zu legen. Die Motive 
halten die Betheiligung von Kommilfionen für entbehrlich), weil „es jich bei 
der Ueberprüfung der Bekenntnifje in den meiften Fällen um die einfache Kon— 
ftatirung fonkreter Thatfachen handele und die ziffermäßige Höhe der Bes 
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fteuerungsgrundlage ſich aus jenen Thatjachen mit Sicherheit ergebe, ohne daß 
ein Spielraum für ein ſchätzungsweiſes Dafürhalten offen bliebe.“ Das ijt 
aber nicht richtig: Es werden, ganz bejonders bezüglich des Abzugs von Lajten 
und Schuldenzinjen, Fragen auftauchen, die gar ſehr jachverffändiges Arbitrium 
erfordern und deren Entjcheidung, wenn fie lediglih vom grünen Tiſch aus 
erfolgt, zu vielen Jrrthümern und Mißdeutungen Anlaß geben wird. Uber 
auch abgejehen davon kann man gerade hinfichtlich der unter die Rentenſteuer 
fallenden Bezüge den Genfiten am allerwenigjten in die Tafche jehen und am 
allerichwerjten die Richtigkeit ihrer Deflarationen beurtbeilen, jodaß hier die 
Mitwirkung von mit den Verhältniſſen der einzelnen Genfiten befannten Laien 
erwünſcht it. 
VI 

Der gelungenfte Theil der Steuerreformvorlage iſt jedenfalls der auf die 
„Berfonaleinfommenjtener” bezügliche. -- Zu diejem Titel jei übrigens 
beiläufig bemerkt, daß er infofern eine Tautologie enthält, al& eine Einfommen- 
jtener immer eine Perjonaljtener jein muß. — Für diefe Einfommenjteuer it 
offenbar vorbildlich gewejen die neue preußische Einfommenjtener. Es iſt 
jedoch nicht zu leugnen, daß fte im Einzelnen manche VBorziige vor der legtern 
enthält, wie fie auf der andern Seite in mancher Hinficht hinter dieſer zurück— 
jteht. In beider Hinficht liefern gleich die Beltimmungen über die ubjeftive 
und objektive Steuerpflicht Beweiſe. Die erjtere erftredt fih nur auf 
physische Perionen und zwar auf alle im Inland wohnbaften In- und Aus— 
länder, ferner auf die im Inland des Ermwerbes wegen oder länger als ein 
Fahr fich aufhaltenden Ausländer, endlich auf alle andern phyſiſchen Berjonen 
binfichtlich des ihnen aus inländischen Grundbeſitz, Gewerbebetrieb, inländischen 
Hypotheken oder in Gejtalt aus inländischen Staatskaſſen gezahlten Gehälter 
oder Penjionen zufließenden Einkommens. Befreit find der Kaifer allgemein, 
die Mitglieder des Staiferlichen Haufes aber nur binfichtlih der Apanagen, 
ferner die Vertreter fremder Mächte und nicht das Bjterreichifche Staatsbürger: 
recht befißenden Berufskonſulen, ſoweit das Einfommen nicht aus inländiſchem 
Grund: oder Hypothekenbeſitz, inländifchen Gewerbebetrieb oder inländischen 
Staatsgebältern und Penſionen fließt. Die objektive Steuerpflicht erjtredt 
fih nur auf die Einfommen von mehr als 600 fl. Belondere Befreiungen 
find zugebilligt, abgejehen von gewillen Ordenspenfionen und Verwundungs: 
zulagen, den Aftivitätsbezügen dev Angehörigen der bewaffneten Macht, ſonſtigen 
aus dem Militäretat zufommenden Dienftbezügen für die Zeit einer Mobilifirung; 
beziehen jedod; die Angehörigen der bewaffneten Macht außer den Aktivität: 
bezügen noch anderes Einkommen, jo jind erjtere bei Feititellumg des Steuer: 
jabes und der Grenze des jtenerpflichtigen Einkommens in das Gejammtein- 
fonımen einzurechnen. Die jubjektive Steuerpflicht it jomit namentlich dadurch 
jehr viel bejchränfter als in Preußen, dab Aktiengelellichaften, Kommandit: 
gejellichaften, Bergwerkichaften und eingetragene Genoſſenſchaften ihr nicht 
unterliegen. Aus welchen Gründen ich hierin feinen Vorzug des öfterreichischen 
Entwurfs zu erbliden vermag, ergiebt ji) aus meinem Aufſatz „Die Heran— 
ziehung der Aktiengejellichaften zur Einfommenftener” (Breuß. Jahrbücher BD. 66, 
Heft 5, ©. 470 jf.), auf den bier Bezug zu nehmen mir gejtattet jei. Dagegen 
it die Bejchränfung der Steuerfreiheit der Mitglieder des Staijerlichen Hauſes 
auf die Apanagen vom Gefichtspunft der Allgemeinheit der Beiteuerung zu 
billigen, da die Erzherzöge und Erzherzoginnen Unterthanen find und daher 
für ihr Privateinfommen Stenerfreibeit nicht beanipruchen fünnen, wogegen 
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die Apanagen Theile der dem Staatsoberhaupt vom Staate gewährten Suften- 
tation find, welche diejer ihnen freiwillig überläßt, die daher als Theile des 
Einfommens des Kaiſers nicht bejteuert werden dürfen. In objektiver Hinficht 
gebt meines Erachtens die Freilaſſung aller militärischen Aftivitätsbezüge zu 
weit. Es gilt in diefer Beziehung das zu der Bejoldungsjteuer Bemerkte bier 
noch mehr, weil gerade bei der Einfommenjtener zu winjchen ijt, daß fie die 
Allgemeinheit der Beitenerung, ihren Charakter als eine allen Staatsbezügen 
gleichmäßig obliegende Lat, möglichit uneingefchränft zum Ausdruck bringe. 
Die Grenze des jteuerfreien Eriftenzminimums erſt bei 600 fl. ift gerechtfertigt 
gegenüber der bedeutenden Höhe der Ertragjteuern, wenn ich es auch für jehr 
viel richtiger halten würde, lieber die, wie oben ausgeführt, wenig befriedigenden 
Ertragjtenern zu ermäßigen und dafür die Grenzen der Einfommenjtenerpflicht 
nach unten zu erweitern. In Fällen, wo jich zablreichere Familienangehörige 
in das jteuerfreie Erijtenzminimum zu theilen haben, find dieſe Grenzen noch 
erweitert, indem von Einkommen von nicht mehr als 2000 fl., wenn in der 
Verjorgung des Haushaltungsporitands außer der Ehefrau mehr als vier, in 
Orten mit mehr ala 10,000 Einwohner aber jchon mehr als zwei Familien— 
glieder jtehen, für jedes Derartige Yyamilienglied über die Anzahl von vier 
bezw. zwei der Betrag von 25 fl. im Abzug gebracht, jedenfalls aber eine 
Ermäßigung um mindeſtens eine Stufe gewährt wird. Es iſt dies offenbar 
eine Nachbildung des 8 18 des preußiichen Einfommenjtenergejeges, nad) 
welchem bei GEinfommen bis zu 3000 ME für jedes Familienglied unter 
14 Jahren 50 ME. abgejegt werden. Wie aber auf der einen Seite in dem 
preußiichen Gejeg die Beichränfung auf ein Alter von mehr als 14 Jahren 
zu eng ilt, da mit 14 Jahren auch die Ausbildung im Handwerk u. dgl. noch 
nicht beendet ift, jo geht die Weglaſſung jeder Schraufe in dem öfterreichiichen 
Entwurf zu weit: Das Richtige würde fein, folche Familienglieder zu berück— 
fichtigen, welche noch nicht im Stande find, ihren Yebensunterhalt durch eigene 
Thätigkeit zu eriwerben. Daß die Berüdiichtigung erit bei. VBorhandenfein 
einer Mehrzahl folcher Familienglieder eintritt, halte ich für gerechtfertigt. 
Ob aber die Unterjcheidung zwischen Orten unter umd ſolchen über 10,000 Ein— 
wohner richtig iſt, dürfte billig zu bezweifeln ſein. Denn eines Theils iſt das 
Leben in kleineren Orten oft theurer als in größern; namentlich wird der Unter— 
halt der Kinder in ſolchen Orten beſonders theuer, in denen ſich keine ge— 
eigneten Schulen befinden. Einen weit größern Einfluß als die Eimvohnerzahl 
des MWohnort® hat beiſpielsweiſe der Beruf der Eltern; denn in manchen 
Berufsarten, 3. B. in der Yandwirtbichaft, in manchen Gewerben, find jchon 
Kinder von erheblich weniger als 14 Jahren von nennenswerthem Nugen. 
Hiernach wiirde ſich meines Erachtens die Berücdjichtigung von mehr als zwei 
zur Erwerbung des Lebensunterbalts noch nicht befähigten Familiengliedern 
ohne Rückſicht auf die Größe des Wohnorts empfehlen. 

Die Beltenerungsgrundlage bildet binfichtlich feſtſtehender Ein- 
nahmen der nad dem Stande am 1. Januar zujtebende, binfichtlich ver: 
änderlicher Einnahmen der im legten Jahr erzielte Betrag, während ich jchon 
bei der Rentenſteuer erwähnt habe, daß meines Erachtens die Zugrundelegung 
eines mehrjährigen Durchichnitts für nicht feititebende Einnahmen, wie in 
Preußen, richtiger it. Ebenfalls mit der Nentenfteuer im Einklang jtehen die 
Vorichriften über die Beltenerung des Einfommens der Haushaltsangehörigen 
beim Haushaltsvorftand: waren fie aber dort bei einer Ertragſteuer nicht am 
Plage, jo kann man ihnen bier bei der Einfommenjteuer zujtimmen. 
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Wie die Ichtern Beitimmungen auch mit dem preußifchen Geſetz überein- 
ftimmen, fo auch im Belentlichen diejenigen über den Begriff des fteuer- 
pflichtigen Einfommens und die zuläffigen Abzüge. Ich unterlafje es daher, da 
das preußische Geſetz in feinen wejentlichen Beitimmungen im vorigen Fahr 
wohl in jich für Steuerfragen interejjirenden Streifen auch außerhalb Preußens 
allgemein befannt geworden ift, hier eine Darjtellung der Beitimmungen des 
öfterreichiichen Entwurfs zu geben und hebe nur die wichtigsten Abweichungen des: 
felben hervor. Hierhin gehört die Einreihung des Einkommens aus land: 
wirthichaftlichen Bachtungen unter das Einfummen aus Erwerb3unternehmungen, 
was eine Konjequenz der Erwerbsjteuerpflichtigkeit der Pachtungen, aber ebenjo 
wenig wie Dieje zu billigen ift. Dagegen ift denfenswerth die Aufitellung 
einer bejtimmten Hegel für die Bewerthung der im Haushalt verbrauchten eigenen 
Wirthichaftserzeugnijie. In Preußen fehlt eine ſolche gefegliche Norm und 
infolgedejjen find Genfiten und Beranlagungsorgane im Zweifel, vb die Pro— 
duktionskoſten oder die Marktpreiſe und ın legterem Falle, welche Durchſchnitts— 
preife in Einnahme zu jtellen find. Der öfterreichifhe Entwurf jchließt 
wenigſtens den erjtern Zweifel aus, indem er die Berathung mit °/, der „orts— 
üblichen oder, ſofern dieſe nicht zu ermitteln find, der in der nächjten Umgebung 
üblichen Preiſe, welche der Steuerpflichtige im Falle des Verkaufes voraus: 
jichtlich Hätte erzielen können,“ vorjchreibt. Leider thut der Entwurf nicht auch 
den zweiten Schritt und fchreibt vor, wie bezw. nach weldyem Zeitpunkt der 
Preis bejtimmt werden joll; denn die Ermittlung nach dem Zeitpunkt des 
jeweiligen Einzelverbrauchs iſt praftiich unausführbar, ſodaß immer, fei es 
Durchichnittspreife, jei es die Preiſe bejtimmter Richtung zu Grunde gelegt 
werden müfjen. Einen andern in Preußen aufgetauchten Zweifel verhütet zwar 
der öfterreichiiche Entwurf, indem er die Abzugstähigkeit der Beiträge zu 
Kranken, Unfalle, Alters: und Invalidenverſicherungs-, Wittwen:, Waijen: 
und Penſionskaſſen auf diejenigen Fälle beſchränkt, wo der Cenſit zum Eintritt 
in die Verjiherungsanftalt und Entrichtung der Beiträge geſetz- vder vertrags: 
mäßig verpflichtet ijt; leider aber thut er dies in verfehrter Weile. Ju Preußen 
hat bekanntlich die von dem Finanzminister der entiprechenden Bejtimmung 
dahin gegebene Auslegung, daß Beiträge nur au Kaſſen, d. h. für Verficherungen, 
die auf der gejeßlichen Fürſorge oder dem Brincip der Selbithilfe, (Gegenfeitigfeit) 
beruhen, nicht aber an Unfallverficherungsgefellichaften abzugsfähig feien, leb— 
haften Widerfpruch in der öffentlichen Meinung erfahren. Und nicht mit Unrecht! 
Erkennt man einmal die Abzugsfähigfeit der Koſten von Verficherungen gegen 
Krankheit und Unfall an, jo ift es auch micht gerechtfertigt, einen derartigen 
Unterjchted zu machen. Nechtfertigt man, wie e3 ebenjo wie bei Feuer: und 
Hagelverficherung das Richtige iſt, die Abzugsiähigkeit mit der volkswirth— 
Ichaftlihen Erwägung der Erwünſchtheit der Berficherung, jo darf man nicht 
die freiwillige Unfallverficherung bei Berficherungsgejellichaften ausjchließen. 
Die Verhältniſſe liegen bei einer Unfallverficherung nicht ander wie bei 
einer XLebensverficherung, und die Abzugsfähigkeit der Prämien für legtere 
erkennen das preußiiche Gejeg bis 600 ME, der öjterreichifche Entwurf bis 
100 fl. unbedingt an. Hier wie dort wäre es richtiger, die Grenze der Ab— 
zugsfähigfeit weder nach dem Berpflichtungsgrunde noch bei einem bejtimmten 
Betrage der Prämie zu ziehen, fondern dort, wo die Verficherung über die 
Erhaltung eines der Lebenshaltung entjprechenden Einkommens für Fälle von 
Krankheit, Unfällen oder Tod hinausgeht umd zu einer Sparanlage wird. 
Deshalb ijt auch die mechanische Beitimmung eines ziffermäßigen Marimums 
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für die Abzugsfähigkeit der Lebensverficherungsprämien in dem preußifchen 
Geſetz wie in dem öfterreichifchen Entwurf unzureichend. 

Die Steuerjfala zeichnet ſich aus durch Feine Stufen: Diejelben 
fteigen von 600— 700 fl. um je 25, von 700— 1000 um je 50, von 1000—2000 
um je 100, von 2000-3000 um je 200, von 3000 —4200 um je 300, von 
4200—5000 um je 400, von 5000— 10,000 um je 500, von 10,000 — 20,000 
um je 1000, von 20,000—100,000 um je 2000, von da ab um je 5000 fi. 
Der Steuerfaß beträgt bei 600—625°/, 0,6°/, des Minimalbetrages der Stufe 
und erreicht da3 Marimum von 4°/, des Minimalbetrages bei 100,000 ft. 
Durch die Kleinheit der Stenerjtufen wird der Mangel der Tarifjteuer gegen- 
über der reinen Procentualfteuer, daß die Steuer innerhalb der einzelnen Stufe 
umgefehrt progreijiv iſt, abgeſchwächt. Einen andern Fehler der tarifirten 
Steuer, dem auch das preußiiche Geſetz verfällt, daß nämlich unter Umständen 
nah Abzug der Einfommenjteuer von einem, einer höhern Stufe angehörigen 
Einfommen weniger übrig bleibt, als von einem in eine niedrigere Stufe 
fallenden Eleinern — 3. B. bleiben nad) Abzug der Einfommenftener übrig von 
einem Einfommen von 9501 Mf. 9201, von einem folchen von 9500 ME. 
9224 Me. — vermeidet der öjterreichiiche Entwurf durch die Beitimmung, daß 
die Steuer nach dem Tarif nur mit der Maßgabe zu bemejien ift, daß von 
dem Einfommen einer höhern Stufe nach Abzug der Steuer nie weniger übrig 
bfeiben darf, als von dem höchiten Einfommen der nächjt niedrigeren Stufe 
nad) Abzug der auf leßtere entfallenden Steuer. Eine Abweichung von der 
Steuerjfala findet außerdem noch injofern jtatt, ala wegen „die Leiſtungs— 
fähigkeit des Steuerpflichtigen wejentlich beeinträchtigenden wirtbichaftlichen 
Berhältnijjen” bei Einfommen bis zu 5000 fl. eine Ermäßigung bis zu drei 
Stufen eintreten kann. Einer Specififation der zu berücjichtigenden ungünjtigen 
wirtbichaftlichen Verhältniſſe enthält fich der öfterreichiiche Entwurf, und darin 
liegt ein Vorzug vor dem preußischen Gefeg; denn es laſſen fich jehr wohl 
noch andere derartige Berücdfichtigung erheifchende Verhältniſſe denken, als 
außergewöhnliche Belaftung durch Unterhalt und Erziehung der Kinder, Ver: 
pflihtung zum Unterhalte mittellofer Angehöriger, andauernde Krankheit, Ber: 
ſchuldung und befondere Unglücdsfälle. 

Die formellen Beitimmungen des öfterreichifchen Entwurfs ſtimmen in 
den Grundzügen, Veranlagung durch theils gewählte, theils ernannte Kom— 
miffionen auf Grund von Perjonenftands: und Einkommensnachweiſungen und 
von den Genfiten abzugebenden Stenererflärungen, Berufung an die Berufungss 
fommifjion und Beichwerde an den Berwaltungsgerichtshof, mit dem preußifchen 
Sejeg überein. Jedoch ift in den Kommiſſionen, Schägungsfommifjionen fir 
die politischen Bezirke und für Städte und Jnduftrieorte mit mehr als 10,000 Ein: 
wohnern, Berufungstommiffionen als zweite Inſtanz für jedes Kronland, die Zahl 
der ernannten Mitglieder größer, indem jie die Hälfte der Mitgliederzahl be— 
trägt, wozu noch der ernannte Borjigende tritt, der allerdings nur bei Stimmen- 
gleihheit Stimmredt hat. Das fisfalifche Intereſſe iſt aljo ſtärker gewahrt, 
als in Preußen, und zwar jtärfer, als meines Erachtens nöthig; denn will 
man einmal Veranlagung durch Kommiſſionen der Genfiten, jo darf man auch 
nicht die Betheiligung derjelben derartig bejchneiden; eine Kommiſſion, im der 
das von der Steuerbehörde ernannte Element übenviegt, wird nie dasjenige 
Bertrauen bei den Genfiten geniehen, welches ein Hauptzweck der Betheiligung 
des Yaienelements it. Zur Erhöhung des Zutrauens der Bevölkerung zu dein 
Schägungsfommiflionen kann es auch nicht beitragen, daß Die zu wählenden 
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Mitglieder nur für die Schätzungskommiſſionen in den Städten und Induſtrie— 
orten mit mehr als 10,000 Einwohner (Ortsfommilfionen) durch die Gemeinde- 
vertretung, für diejenigen der politischen Bezirke (Bezirfsfommiffionen) dagegen 
lediglich durch die Vorſteher der Gemeinden und jelbjtändigen Gutsgebiete 
gewählt werden: Hier müßte eine indirefte Wahl durch von den Vertretungen 
bezw. Genfiten der Gemeinden und Gutsbezirfe gewählte Wahlmänner jtatt- 
finden, um den Kommiljionsmitgliedern den Charakter von wirklich durch die 
Stenerpflichtigen gewählten Vertretern zu verleihen. Erheblich verjchieden von 
der Stellung des Vorfigenden der preußischen Veranlagungskommiſſion iſt 
auch die Stellung des Vorſitzenden der öjterreichiichen Schätzungskommiſſion 
gedacht; denn die Entgegennahme der Steuerbefenntnifje und Aufitellung der 
Einfommensnachweilungen mit den der Kommiſſion zu unterbreitenden Vor: 
ichlägen jollen nicht Aufgabe des legtern, jondern der Steuerbehörde fein, wo— 
durch der Einfluß des Vorfigenden erheblich verringert, gleichzeitig aber der 
Eindruc der fisfalifchen Einrichtung des VBeranlagungsverfahrens gejteigert wird 
Die Deklarationspflicht erjtredt fich nicht, wie in Preußen auf Genfiten mit 
einem Einkommen von mehr als 3000 ME., auf nur einen Theil der Steuer: 
pflichtigen, jondern auf die Geſammtheit derjelben, joweit der Finanzminiſter 
nicht von der Befugniß Gebrauch macht, die Genfiten mit nicht mehr ala 
1000 fl. allgemein von diefer Verpflichtung zu befreien. Dadurch wird aller 
dings der in Preußen bejtehende Uebelitand einer verjchiedenen Organijation 
der Veranlagung der größeren und Hleineren Einfommen vermieden. Fraglich 
ift nur, ob die Steuererflärungen der kleineren Einkommen, joweit jie von 
weuig gebildeten Genfiten abgegeben werden — und naturgemäß gehören die 
Perfonen mit folchen Eleineren Einfommen überwiegend den minder gebildeten 
Schichten der Bevölkerung an — für die Veranlagung brauchbar find. Nach 
den Erfahrungen, die ich bei der erjten Veranlagung in Preußen namentlich 
mit den Steuererflärungen Kleiner Yandwirthe und Gewerbetreibender gemacht 
babe, muß ich dies ſtark bezweifeln: Dieje Perfonen haben zum größten Theil 
abjolut feine Klare VBorftellung über die Höhe ihres Einfommens, und das 
dürfte in Defterreich nicht bejler wie in Preußen fein! Allerdings it ja die 
Deklarationspflicht in Defterreich infofern erleichtert, als allgemein zugelafjen 
it, daß, joweit das Einkommen nur duch Schäßung gefunden werden 
fann, der Steuerpflichtige nur die zur Schäßung erforderlichen Nachweilungen 
zu liefern braucht. Aber die Unflarheit der oben bezeichneten Kategorien 
von ÖSteserpflichtigen erjtredt ji nicht nur auf dieſe Theile des Ein- 
fommens, fondern beifpielsweife auch auf die Ernteerträge u. dgl. Wohl aber 
möchte ich allgemein dieſe legtere Beftimmung des üfterreichiichen Entwurfs, 
wenn man fie auf dasjenige Einkommen beichräntt, das fich aus einer Buchung 
der Einnahmen und Ausgaben nicht ergibt, alſo namentlich den Werth der 
Wohnung, den eigenen Verbrauch an Wirtbichaftszeugnilien, die Abnutzung der 
Gebäude und Juventare, für ganz empfehlenswerth halten. Die Entrüftung, 
von der in Preußen vielfach darüber verlautet, daß von den Beranlagungs: 
tommiffionen die Angaben der Steuererflärungen nicht berüdfichtigt ſeien, be— 
ruht zum ſehr großen, vielleicht zum größten Theil auf den von den Angaben 
des Genfiten abweichenden Anfichten der Kommiffionen über diefe lediglich zn 
ichägenden Beträge und würde daher jehr viel weniger verbreitet fein, wenu man 
die Genfiten nicht zwänge, ihrerjeit3 diefe Schägung vorzunehmen. Cine be: 
fondere Art der Veranlagung kennt der öfterreichiiche Entwurf injofern, als er 
für Diejenigen Bezüge, von denen die Beſoldungsſteuer durch die zur Aus: 
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zahlung verpflichteten Kafien oder Perjonen zu bemeſſen und zu erheben it, 
Das gleiche Verfahren auch hinfichtlich der auf fie entfallenden Einkommenſteuer 
vorjchreibt. Zu den Bedenken, die ich gegen ein jolches Berfahren jchon bei 
der Beſoldungsſteuer geäußert habe, tritt hier noch das Weitere, daß eine der: 
artige Zerreißung der Einfommenjteuer dem Charakter derjelben widerftrebt. 
Was Ichließlich die Beitimmungen über Veränderungen der veranlagten 
Steuer im Lauf des Stenerjahres anlangt, fo hält zwar der Entwurf an dem 
Grundjaß feit, daß in der Regel Einfommenserhöhungen oder Verminderungen 
im Lauf des Steuerjahres umberücjichtigt bleiben und legtere nur inſoweit 
zu einer Herabjegung der Steuer Anlaß geben, als fie durch Wegfall einer Ein- 
fommensquelle oder bejondere Unglücsfälle eingetreten jind und mindeftens '/, 
des der Veranlagung zu Grunde gelegten Einfommens betragen Dagegen 
verlangt der öjterreichiiche Entwurf eine nachträgliche höhere Veranlagung 
nicht nur, wie das preußifche Gejes, bei Einfommenszumwachs durch Erbichaft, 
fondern auch bei jolchem infolge von Lotteriegewinn, Auszahlung von Lebens: 
verjicherungsfapitalien und ähnlichen außerordentlichen VBermögensvermehrungen, 
endlih auch bei Erlangung oder Erhöhung eines bejoldungs= oder renten- 
jteuerpflichtigen Bezuges, jedoch in allen Fällen nur wenn die Erhöhung des 
Einkommens ein Viertel erreicht. Damit wird, ſoweit es fich nicht um Er: 
fangung und Erhöhung befoldungs: oder rentenjtenerpflichtiger Bezüge handelt, 
eine Uebereinftimmung mit der Berüdiichtigung von Einfommensverminderungen 
hergestellt. Dagegen würde die Analogie verlangen, daß andere Einkommens: 
vermehrungen um mindeltens ein Viertel nur dann eine Erhöhung der Steuer 
innerhalb des Steuerjahres zur Folge hätten, wenn jie Durch Erlangung neuer 
Einfommensquellen, nicht aber wenn fie mur durch Erhöhung der Zuflüſſe aus 
ſchon vorhandenen Quellen einträten, dann aber ohne Unterfcheidung der der 
bejoldungs= und rentenjteuerpflichtigen Bezüge von den einer andern Ertrag: 
teuer unterliegenden. 

Den, die erjten fünf „Hauptitüde” des Entwurfs umfaſſenden, in ihren 
Grundzügen im Borjtehenden bejprochenen Beitimmungen über die zu refor: 
mirenden einzelnen Steuern find in einem jechiten „Strafbejtimmungen“ und 
in dem fiebenten „allgemeine Bejtimmungen“ über Zuftellungen, Verpflichtung 
zur Ausfunftsertheilung, Einfichtsnahme in die Gejchäftsbücher, die, wie in 
Preußen, nur auf Erbieten des Steuerpflichtigen ftattfinden darf, Friſten u. dal. 
hinzugefügt. Dieje Beitimmungen bieten jedoch Fein derartiges Intereſſe für 
den Nichtöfterreicher, daß es angezeigt erichiene, auf fie noch näher einzugeben. 
Ih schließe daher dieje Zeilen, deren Ergebniß ich dahin zuſammenfaſſen 
möchte, daß der öjterreichiiche Entwurf leider nur halbe Arbeit jchafft: Die 
Mängel des öfterreichiichen Steuerſyſtems werden erheblich gemildert, aber 
feinesmwegs bejeitigt. Die Neform geht in vielen Beziehungen von durchaus 
zu bifligenden Gedanken aus, iſt aber auc) in jehr vielen Beziehungen namentlich 
bezüglich der Ertragjteuern, entjchieden verfehlt. Am relativ volltommenjten it 
zweifellos die geplante Einfommenjtener. 


Die derzeitige Stellung der einzelnen Deutſchen 
Stanten gegenüber der Beamten-Wittwen- 
und Waifen-Verforgung. 

Bon 


Negierungsrath Dr. 8. W. U. Zimmermann 
zu Braunjchweig. 


Anläßlich eines von der Derzoglich Braunjchweigischen Landesregierung 
bei der Landesverfammlung geitellten Antrages auf Uecbernahme eines 
Teiles derjenigen Beiträge, welche die Braunſchweigiſchen Beamten bis: 
lang zu der dajelbjt für die Verjorgung ihrer Hinterbliebenen bejtehenden 
Reamten: Wittiven: und Waijen-VBerjorgungsanftalt zu zahlen haben, auf die 
Staatöcafje lag «8 dem VBerfajler als Neferenten des Herzoglichen Finanz: 
Kollegiums für die fraglichen Angelegenheiten ob, durch Nachfrage bei den 
einzelnen Staaten des Deutjchen Reiches — abgejehen von dem Königreich 
Preußen und dem Neichsland Elſaß-Lothringen, bezüglich welcher die betreffenden 
Verhältniſſe anderweitig bereits befannt geworden waren — fetzuftellen, in 
welcher Weije ſich diejelben der Fürjorge für die Hinterbliebenen ihrer Beamten 
gegenüber verhalten. Seitens der rejjortmäßig in Frage kommenden Staats: 
behörden wurde die gewünschte Auskunft in entgegenfommendfter und aus: 
giebigfter Weile, faſt durchweg unter Beifügung der erlaffenen bezüglichen 
Geſetze, Verordnungen, Statuten ꝛc, ertbeilt, jo daß ſich aus dem erhaltenen 
Material eine vollftändige Ueberficht über die verfchiedenen Grundſätze, welche 
in den einzelnen Staaten des Deutjchen Reiches in Betreff der Fürſorge für 
die Hinterbliebenen der Beamten zur Zeit Anwendung finden, gewinnen ließ. 
Da aber nicht zu verfennen ift, daß in der Stellungnahme der einzelnen 
Staaten gegenüber der Beamten-Wittwen- und Waiſen-Verſorgung ich augen: 
bliflich eine ganz bejtimmte Umbildung und Wandlung geltend macht — diejes 
beweift einmal die verhältnigmäßig beträchtliche Zahl der in den legten Jahren 
erlajjenen neuen, beziehungsweije ergänzenden oder abändernden Gejege und 
ferner der Umjtand, dal abgejehen vom Herzogthum Braunſchweig in noch 
vier ferneren Staaten dem Königreich Sachjen, dem Großherzogthum Sachſen— 
Coburg-Gotha und den beiden freien und Danjejtädten Lübeck und Bremen 
bezügliche Abänderungsvorichläge, zumeiit wegen Entlajtung der Beamten von 
den zur Nelictenverjorgung zu zahlenden Beiträgen vorbereitet werden oder 
ihon in Berathung jtehen —, jo glaubte ich annehmen zu müfjen, daß eine 
Darjtellung der bezüglichen Verhältniffe in den ſämmtlichen Deutjchen Staaten 
auch für weitere Kreiſe von Intereſſe jein würde. Der Zweck meiner vor: 
liegenden Arbeit iſt dabei aber ein beichränfter, wie ich von vornherein hervor: 
heben muß; ich will nicht die gefanımte Beamten-Wittwen- und Waijen- 
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Berjorgung der Staaten bezw. ihre ganze Gejeggebung darüber behandeln, es 
fommt mir vielmehr nur wejentlich darauf an, ſozuſagen die finanziellen Seiten 
der Sache nach den verjchiedenen Richtungen hin ins Auge zu faſſen und werde ich 
daher jpecieller im Einzelnen nur berühren: die ganze allgemeine Stellungnahme 
der Staaten zu den für Angelegenheit, die Leijtungen dafür, die eventuell von 
den Beamten geforderten Leiftungen, jowie das für die Dinterbliehenen Aus— 
geworfene und was damit näher zujammenhängt. 

Die Staatliche Beamten» Witten und Waiſen-Verſorgung hat jich meijt 
ftufenweife und allmälig unter Durchmachung mehr oder weniger gleichmäßiger 
Phaſen entwidelt. Das Bedürfniß für eine jolche fonnte: je der Natur 
der Sache nach erſt mit der größeren Entwicdlung des Beamtenthums vor— 
züglich mit der Ausbildung des modernen Staatswejend in nennenswerther 
Weiſe bervortreten. Zunächſt war die Fürjorge für die Hinterbliebenen der 
Beamten durchtveg lediglich ein Gnadenact des Landesherrn, welcher je für den 
einzelnen Fall nach den bejonderen VBerhältniffendes jelben in verfchiedener, ent- 
iprechender Weiſe erlaffen wurde. Den mehr patriarchalifchen Verhältniffen, 
in welchen das entjtehende ftaatliche Beamtenthum gewifjermaßen nur zur Ge— 
rolgjchaft des den Staat allein repräjentirenden Zandesheren gehörte und wo 
bei der fleineren Zahl der Beamten, namentlich auch in den Staaten geringeren 
Umfangs, die wechjeljeitigen perjönlichen Beziehungen noch ungleich größere 
und die jpeciellen Verhältniffe und pecuniäre Lage jedes Einzelnen durchweg 
genau befannt waren, entiprach und genügte eine derartige Gnadenerledigung 
von Fall zu Fall zunächſt volltommen. In diejer urjprünglichen Weile ge- 
jchteht, wie hier am zwecmäßigiten gleich eingejchaltet wird, die Fürſorge für 
die Hinterbliebenen der Beamten mur noch in einem Deutjchen Staate, dem 
Großherzogthum Medlenburg: Strelig, nur daß an Stelle des Direct ver- 
willigenden Landesherrn wohl in der Hauptjache die großherzugliche Landes— 
regierung getreten jein wird; die mäßige Anzahl der jtaatlichen Beamten fonnte 
das fonjervative Feſthalten am Alten dort ermöglichen und wenn die bei- 
behaftene alte Gewohnheit auch ſonſt mit den jegigen allgemeinen prinzipiellen 
Anſchauungen im Widerjpruch ftehen mag, jo werden dod) vielleicht materiell, 
da man eine wohlwollende Sachbehandlung zweifellos ohne Weiteres anzu: 
nehmen bat, die Beamten-Wittwen und Waijen in mancher Richtung und im 
Einzelnen oft beſſer geitellt jein, als bei den jonjtigen ohne Rückſicht auf die 
Verhältniſſe des einzelnen Falls nach feiten äußerlich beftimmten Normen ſich 
abwicdelnden Verſorgungsſyſtemen; die Sicherheit eines von feiner Willkür ab- 
bängigen Nechtsanjpruchs, wie fie die jänmtlichen übrigen Staaten zur Zeit 
bieten, fehlt daber natürlich, factiſch werden aber die Unterjtügungen oder 
Gnadenpenjionen — anders wird man das Gewährte wohl nicht bezeichnen 
fönnen — grumdjäglich in jedem einzelnen Fall je nach den Verhältniſſen des: 
jelben verliehen. Wenn wir nun noch Hinzufügen, daß die Beamten im Hin— 
bfit auf die ihren Hinterbliebenen wahrjcheintich zu Theil werdenden Gnaden— 
bewilligungen zu feinen Beiträgen oder jonjtigen Leiſtungen von ihrem Gehalt ıc. 
berangezogen werden, jo haben wir die Sachlage für das Großherzogthum 
Medlenburg-Strelig beereits völlig Hargeitellt, in den weiteren Betrachtungen 
wird dasjelbe unberührt bleiben fünnen. In den jämmtlichen übrigen Deutichen 
Staaten it dann aber eine jyitematijche Beamtemvittiwenveriorgung, neben 
welcher ich allerdings die früheren Gnadenunterſtützungen noch zeitweije oder 
ſtellenweiſe vielleicht auch dauernd mehr oder weniger beichränft erhalten haben, 
zur Einführung gelangt, wenn auch ſtark verichteden je nach der Zeit der Ein— 
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jüuhrung und dem für die Berjorgung gewählten Modus. Im Laufe der Zeit 
machte Jich zunächjt der Gedanfe geltend, daß bei der üblichen Bemeſſung der 
Beamtengehalte nur auf den nothwendigen jtandesgemäßen Unterhalt der Beamte 
nicht in der Lage ſein könne, allein und auf ſich ſelbſt geitellt für jeine Hinter: 
bliebenen, jeine Wittive und etwa vorhandene unverjorgte Stinder, eine aus- 
reichende Fürſorge zu treffen und daß cs daher auch im Intereſſe des Staates 
behuf Erhaltung eines tüchtigen Beamtenthums liege, die Beamten in der 
‚sürjorge für ihre Hinterbliebenen im entiprechender Weife zu unterjtüßen. 
Hleichzeitig wirkte dann auch wohl noch der Umjtand mit, dal; bei dem An— 
wachen des Weamtenthums die geiteigerten Unterjtügungsanforderungen für 
die landesherrliche Caſſe zu drücende wurden und jchon deshalb eine ander: 
weitige Negelung fich als Bedürfnis berausitellte. Sp entitanden in emer 
Reihe von Staaten Beamten-Wittiwen und Waiien-Berforgungsanftalten. Die 
Errichtung derjelben geſchah regelmäßig durch den Staat, welcher auch durch— 
weg die Verwaltung und Oberaufjicht übernahm; daneben gewährte der Staat 
aber auch materiell in verjchtedener Weile Unterftügung, wenn auch die Ein- 
nahmen in der Hauptjache natürlich durch Yeiltungen der Beamten, im deren 
Intereſſe ja doch im erjter Linie die Anstalten gegründet waren, aufgebracht 
werden mußten. Derartige Anjtalten entjtanden zum Theil und wohl zum 
größeren Theil jchon im vorigen Jabrbundert, jo z. B. im Herzogthum Braun: 
ſchweig 1743, Fürſtenthum Lippe 1752, Königreich Preußen 1775 (für Givil- 
beamte) bezw. 1792 (für Officiere 2c.), Großherzogthum Sachſen-Coburg-Gotha 
1791, Herzogthum Zachjen: Altenburg 1791, Großherzogthum Mecklenburg— 
Schwerin 1797, zum Theil aber auch erſt in dieſem Jahrhundert bis gegen 
die Mitte desjelben bin, jo 3. B. im Großherzogthum Heſſen 1808, Fürſten 
thum Walde 1828, Fürſtenthum Schwarzburg Nudoljtadt 1842, Fürſtenthum 
Reuß jüngerer Linie 1847; jelbjtredend erlitten dieſe Anſtalten, deren aber in 
den fleineren, inzwijchen als jelbjtändige Staatsgebilde verichtwundenen Gebieten, 
namentlich auch den geiftlichen, eine erhebliche Zahl exütirte, jeit ihrer erjten 
oft im ziemlich urjprünglicher Weile erfolgten Gründung eine Neihe der ver: 
jchiedenartigjten Umbildungen, unter denen jie jich allerdings theilweis bis auf 
die Gegenwart erhalten haben. Der anfänglich zur Bildung der Verſorgungs— 
anftalten Veranlaſſung gebende Gefichtspunft, nach welchem dem Staat unter 
hauptjächlicher Heranziehung und Belastung der Beamten jelbjt nur die Leitung 
der Beamtemvittivenverjorgung und eine gewiſſe Unterftügung derjelben im eigenem 
Intereſſe zur Vflicht gemacht wurde, erweiterte ich dann aber wiederum immer 
mehr und mehr und es brach jich die jet theoretisch wohl allgemein anerkannte 
Anſchauung in stets zunehmenden Maße Bahn, dab der Staat allein fich zum 
eigentlichen Träger der Verpflichtung der Beamten: Wittwen und Waijen- 
Berjorgung machen müſſe. Die Entwiclung it bier mithin eine ganz ähnliche 
wie bei den Benjionszahlungen an die Beamten jelbjt. Auch die legteren be- 
ruhten zunächjt lediglich auf Gnadenaft; jpäter wurde zwar eine feite und im 
Einzelnen bejtimmte Penſion den Beamten von vornherein zugeitanden, zur 
Zahlung derjelben aber meiſt eigene Kaſſen gebildet, im welche die Beamten 
während ihres activen Dienſtverhältniſſes gewiſſe Procente ihres Einfommens 
zur Unterjtügung der Staatscajje bei Erfüllung der Penſionszahlungsver— 
pflichtung abführen mußten, und erit Schließlich wurde die Penfionzahlung voll 
und ohne Zujchuß jeitens der Beamten auf den Staat übernommen und prins 
cipiell als eine Verpflichtung desjelben, die zu der Gehaltszahlung an Beamte 
im Dienjt bezw. der üblichen Bemefjung diejer Gehalte ihrer allgemeinen Höhe 
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nad) die nothwendige Ergänzung bilde, in Theorie und Praxis durchweg ans 
erfannt. Da die Fürſorge für die Hinterbliebenen der Beamten gegenüber der 
Beamtenpenfionszahlung das erheblich Weitergehende ijt, jo fand die eben be: 
zeichnete Entwicklung bei Erjterer naturgemäß der Zeit nach jpäter jtatt, und 
während bezüglich der Beamtenpenfion jelbjt in der Praxis die legte Ent: 
wicklungsſtufe faſt durchweg erreicht it, kann jolches in Betreff der Beamten- 
wititwenverjorgung zur Zeit noch nicht gejagt werden; die Schilderung des 
jeßigen bezüglichen Zultandes im Einzelnen, zu welcher wir jegt übergeben 
wollen, wird uns vielmehr zeigen, wie verschieden die einzelnen Deutjchen 
Staaten in ihrer Sachregelung jet noch dajteben. 

Eine Pilicht des Staates zur Fürjorge für die Hinterbliebenen feiner 
Beamten hat im Princip das Königreich Bayern zuerjt ausdrücklich geſetzlich 
anerfaunt in einer Haupt⸗ Landespragmatit über die Dienſtverhältniſſe der 
Staatsdiener vom 1. Januar 1805; die im Frage ſtehende Fürſorge wird 
dajelbit als ein Ergänzungstöeil des Gehaltes der Beamten bezeichnet; die 
praktiſche Durchführung dieſes Princips in ſeiner vollen Conſequenz wurde 
aber zunächſt wieder inſofern durchbrochen, als vermittelſt Verordnung vom 
8. Juni 1807 die Beamten wegen der Wittwen- und Waiſenverſorgung wiederum 
zu Beiträgen (von 1—3°,, des Gehalts, je mach verſchiedenen Klaſſen ab— 
geituft) herangezogen worden find; in volle praktische Wirkung tritt das Princip 
erit im Jahr 1865, wojelbft durch den Landtagsabjchied vom 10. Juli 1865 
die gejammten"Wittwenbeiträge dem Ichon jeit früherer Zeit bejtehenden all 
gemeinen Unterjtügungsverein der k. b. Staatsdiener überwieſen werden, jo 
dat alſo von da an die jtaatlichen Wittwen- und Waijenpenfionen thatlächlich 
ohne alle Beitragsleiitung jeitens der Beamten gezahlt werden. Gleichzeitig 
principiell und factijch durchgeführt wurde aber die reine Staatspenlion für die 
Beamten-Wittiwen und Waiſen zuerjt im Großberzogthum Sachjen- Weimar mit 
dem Gejch vom 6. April 1821 über die Penſionirung der Wittiwen und 
Waiſen verftorbener Staatsdiener; der Staat übernimmt bier einfach als jeine 
Pflicht die Penfionszahlımg, von einer Beitragsleiftung der Beamten ijt nicht 
mehr die Rede. Erjt nach einem längeren Zwiſchenraum folgte 1858 das 
Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt, welches eine Anſtaltsverſorgung ſchon 
länger hatte, mit einem ähnlichen, auf gleicher Grundlage beruhenden Geſetz 
(13. März 1858) und als fur; darauf das Fürſtenthum Reuß älterer Linie die 
Verhältniſſe j jeiner Civiljtaatsdiener jpeciell die Penſionirung derjelben und deren 
Hinterlafienen in einem Gejeg vom 2. April 1860 ordnete, wurden dabei in 
legterer Beziehung diejelben Grundjäge, wenn auch mit einer geringen Modi: 
fication, in Anwendung gebracht; der Staat übernahm principiell die gefammten 
Penſionszahlungen, erhob aber und erhebt auch jebt noch zu dem Penſions— 
fonds, aus welchem jowohl die Beamten= wie die Wittwenpenſion zu beitreiten 
it, von den Beamten einen einmaligen Beitrag von 1 "/, des Aufangsgehaltes 
und jeder Gchaltserhöhung und einen Jahresbeitrag von gleichfalls 19%, des 
Dienjteinfommens, jo daß aljo durch dieſe verhältnißmäßig zwar unbedeutende 
Beitragsforderung das Princip an jich immerhin durchbrochen und nicht voll 
zur Ausbildung gekommen it. Wiederum nach einem längeren Zwijchenraum 
wurde jodann Die — pflichtmäßige Staatsfürjorge für die Beamten— 
Wittwen ꝛc. ziemlid gleichzeitig von mehreren Staaten in Kraft gelegt: vom 
Herzogthum Sachjen» Meiningen in dem Gejeg vom 27. Februar 1872, dem 
Fürſtenthum Schaumburg-Lippe in dem Gejeg vom 8. März 1872, dem Reichs 
land Eljaß-Lothringen in dem Gejeg vom 24. Dezember 1873, und etwas 
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jpäter mit dem Geſetz vom 12. September 1877 von dem Fürftentgun Lippe, 
welches gleichfalls eine Anstaltsverforgung, wie oben bereits angeführt, ſchon 
feit 1752 beſaß und auch neben der Staatsverjorgung noch ferner beibehalten 
hat. In wejentlich übereinſtimmender Weile hatten bald darauf das Deutſche 
Meich mit den Gejegen vom 20. April 1881 (für die Civilbeamten) und vom 
17. Juni 1887 (für MNeichsheer und Marine) und das Königreich Preußen, 
welches die frühere Anftaltsverforgung gleichzeitig zur Aufhebung verjtellte 
und nur noch für die vorhandenen Mitglieder einjtweilen fortbejtehen ließ, mit 
dem Geſetz vom 20 Mai 1882 die jtaatliche Pflicht, für die Dinterlafjenen 
der Beamten Sorge zu tragen, principiell in Geltung gejegt, fie erhoben aber 
beide als Zuſchuß zu den dem Staat durch Uebernahme diejer Pflicht er: 
wachjenden Koſten von den Beamten ꝛc. einen Beitrag von 3%, des penjiong- 
fähigen Dienfteinfommens; nad) verhältnißmäßig furzer Zeit wurden aber auch 
dieje Beiträge durch die Gejege vom 5. März 1888 (Deutjches Neich) und 
28. März 1888 (Preußen) bejeitigt und jo das angenommene Princip voll- 
ſtändig zur Durchführung gebracht. Im gleicher Weile vollzog ſich die Ent- 
wicklung im Königreich Sachjen, nur war die jtaatliche Wittwenverſorgung mit 
Bertragsleiftung der Beamten hier jchon bedeutend früher durch das Geſetz 
vom 7. März 1835 eingeführt und die Beitragsleiftung eine weit geringere, 
je nach der Höhe des Gehalts 1, 1'/, oder 2°/, desjelben; die Aufhebung 
der Beiträge dagegen erfolgte etwas jpäter durch) das Gejeg vom 1. Februar 18%. 
Damit iſt die Reihe derjenigen Staaten, welche die legte Entwicklungsſtufe er: 
reiht und das Princip der jtaatlichen Fürſorge für die Hinterlafienen der 
Beamten zu ausdrücklicher gejeglichen Anerkennung gebracht haben, erſchöpft. 

Unter den übrigen Staaten, welche jämmtlich bejondere Anjtalten bezw. 
Kaſſen für die Beamten-Wittwen- und Waifenverforgung eingerichtet haben, 
ſind wiederum zwei vermöge ihrer Sonderjtellung zunächſt hervorzuheben; Die 
freie und Hanjeitadt Hamburg und das Großherzogthum Dldenburg. Im 
Erjterer find die jährlichen Beiträge der Beamten, welche zu der durch Die 
revidirte Ordnung vom 15. Juli 1881 zulegt geregelten Penſions-Caſſe für 
die Wittwen und Waiſen der Angejtellten des Hamburgiſchen Staats je nach 
dem Einkommen unter oder über 2000 A. mit 2 bezw. 3 °/, zu leijten waren, 
jeit dem 1. Januar 1890 auf die Hauptftaatscaffe übernommen, bejtehen ge 
blieben jind aber die einmaligen Beiträge, welche von einem Anfangsgehalte 
bis zu 2000 46. "4, von einem jolchen über 2000 4, jorwie von jeder Ge— 
haltserhöhung "/,, betragen. Die im Großherzogthum Oldenburg bejtchende 
Wittwen-, Waiſen- umd Leibrentencaffe, welche durch Gejeg vom 21. Juni 1861 
zuleßt eingehend reorganifirt wurde, weicht jchon injofern wejentlich von den 
übrigen Anftalten ab, als fie zur Theilnahme jeden Oldenburgiichen Staats: 
angehörigen eventuell auch Ausländer zuläßt; die Theilnahme und Beitrags- 
leiſtung bejtimmt fie entiprechend den Grundjägen der allgemeinen Verſicherungs— 
anjtalten je nach dem Alter der VBerfichernden und der zu Verjichernden bezw. 
Leibrentner und der Höhe des verjicherten Betrages nach jejten auf Grund der 
Wahrjcheinlichkeitsregeln ermittelten Tarifſätzen; für die Beamten findet eine 
je nach der Höhe des Gehalt3 verjchieden bemeſſene Prlichtverjicherung jtatt, 
für welche eine Neihe befonderer Beltimmungen gegeben ift; durch Gejeg vom 
5. Januar 1891 endlich hat der Staat die für dieſe Prlichtverjicherung von 
den Beamten zu leijtenden Beiträge auf die Staatscaffe übernommen. Hamburg 
und Oldenburg haben demnach gleichfalls wenn auch äußerlich in anderer Were 
das Princip der Staatsfürjorge in Amvendung gebracht. Insgeſammt haben 
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aljo einschließlich des Deutjchen Reichs als jolchen elf Deutjche Staaten (Deutiches 
eich, Preußen, Bayern, Sachen, Sachjen-Weimar, Oldenburg, Sachſen— 
Meiningen, Schwarzburg-Rudolftadt, Schaumburg-Lippe, Lippe, Eljaß-Lothringen) 
die Fürjorge für die Hinterbliebenen ihrer Beamten ganz, zwei fernere (Neuß 
älterer Linte, Hamburg) bis auf eim faum nennenswerthes Minimum auf den 
Staat als eine Pflicht desjelben übernommen; der factiichen Sachlage nad) 
muß auch das Großherzogthum Mecklenburg— Sirelitz hier Aufnahme finden. 
Außerdem iſt in zwei weiteren Staaten mit bisherigen Verſorgungsanſtalten, 
der freien und Hanſeſtadt Lübeck und der freien Henſaſtadt Bremen regierungs— 
ſeitig bereits der Antrag geſtellt, die Beamten-Wittwen und Waiſenfürſorge 
ganz als Pflicht auf den Staat zu übernehmen; in beiden ſoll die Annahme 
dieſes Antrages durch die geſetzgebenden Korperſchaften kaum einem: Zweifel 
unterliegen und wird die fragliche Staatspflicht voraussichtlich noch im Jahr 
1892 gejeßlich anerkannt werden; abgejehen vom Deutichen Reich würden dann 
vierzehn Staaten desjelben, aljo die Mehrzahl, die legte Entwidlungsitufe im 
MWejentlichen erreicht haben; in wie weit jich diejen eventuell noch das Groß— 
berzogthum Sachjen-Coburg- Gotha, in welchen gleichfalls Abänderungsver: 
handlungen jchweben, anjchliegen wird, iſt noch nicht zu überiehen. 

Belondere Anftalten oder Caſſen für Beamten-Wittwen: und Waiſenver— 
jorgung beitehen nun noch abgejehen von den beiden preußiichen Anjtalten, 
welche hier mit Rückſicht auf ihre in Ausſicht jtehende Auflöjung außer Betracht 
bleiben, in 18 Staaten. Zwei derjelben, die von Hamburg und Oldenburg, 
ind vorjtehend bereits behandelt; es würden nunmehr zumächft diejenigen drei- 
zehn in's Auge zu fallen fein, in welchen fich die gefammte jtaatliche Beamten: 
Wittivenverjorgung des betreffenden Staats cuncentrirt, und zwar joll diejes 
in der Werfe gejchehen, daß bei jeder einzelnen Anſtalt dasjenige Geſetz, Statut ꝛc. 
nit angegeben wird, durch welches die legte umfaljende 3. 3. die Grundlage 
bildende Regelung der Anjtalt erfolgt tft, während nachfolgende Aenderungen 
im Einzelnen der Kürze wegen umberüchichtigt bleiben jollen. Die dreizehn 
in Frage stehenden Anitalten find folgende: für das Königreich Württem: 
berg die Eiviljtaatsdiener:Wittwen- und Waiſenpenſionscaſſe, welcher fich die 
Wittwen- und Waiſenpenſionscaſſe für die Angeſtellten an den niederen Latein— 
und Realſchulen mit meiſt übereinſtimmenden Grundſätzen anſchließt, Geſetz 
vom 28. Juni 1876; für das Großherzogthum Baden die Beamten-Wittwen— 
caſſe nach dem Beamtengeiet vom 24. Jult 1888; für das Großherzogthum 
Heſſen das Eivildiener-Wittwen-Injtitut nach dem Seich vom 30. Juni 1886; 
tür das Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin das Civil- und Militärdiener— 
Wittwen-Inſtitut nach dem durch Verordnung vom 17. März 1863 bejtätigten 
und publicirten Statut für die Anjtalt; für das Herzogthum Braunſchweig 
die Beamten-Wittwen- und Waiſen-Verſorgungsanſtalt nach dem Gejeg vom 
22. März 1876; für das Herzogthum Sachſen-Altenburg die Staatsdiener 
Wittwenjozietät nach dem Gejeg vom 12. Juni 1872; für das Herzogthum 
Sachſen Coburg-Gotha die Gothaiſche Diener: —— Societät nach dem aller— 
dings vielfach abgeänderten Reglement vom 10. Oktober 1791; für das 
Herzogthum Anhalt die allgemeine Anhaltiſche Wittwencaſſe durch Sejet vom 
27. Dezember 1872 aus der Vereinigung der Deſſau-Köthen'ſchen und der 
Bernburgischen Derzoglichen Diener: Wittwen- und Waijencajien gebildet und 
neu geregelt; für das Fürſtenthum Schwarzburg-Sondershaufen die Beamten: 
Wittwen- und Waijencajje nach dem eich vom 6. Juni 1883; für das 
Fürſtenthum Waldeck die Staatsdiener- Wittivencaffe nad) dem Geſetz vom 
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27. Juni 1828; für das Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie die Penſionsanſtalt 
für die Wittwen und Watjen der Eivilbeamten, Geiftlichen und Schullchrer 
in den Fürſtlich Reuß'ſchen Landen jüngerer Linie nach dem Geſetz vom 
23. Januar 1847; für die freie und Hanſeſtadt Lübed die Beamten-Wittiven- 
und Waijencafle nach dem Gejeg vom 17. Juni 1885; für die freie Haniejtadt 
Bremen endlich Die Bittwenanjtalt für bürgerliche Beamte nach dem Gejet 
vom 9. Oftober 1879. Dazu fommen dann noch die Anſtalten der drei jonit 
ichon zur Staatspenfion vorgejchrittenen Staaten, Königreich Bayern, Fürften- 
thum SchwarzburgRudoljtadt und Fürſtenthum Lippe, hinzu, welche trotz und 
neben der jtaatlichen Penfionszahlung in Wirkung geblieben find; m Bayern 
it dieſes der allgemeine Unterſtützungsverein für die Hinterbliebenen der k. b. 
Staatsdiener und die damit verbundene Töchtercaſſe, ſowie der beſondere 
Unterſtützungsverein für das f. b. Forſtperſonal nach den Allerhöchſt unter 
dem 13. September 1889 genehmigten revidirten Satzungen bezw. den revidirten 
Sabungen vom 31. Dezember 1876, in SchwarzburgRudoljtadt die Penfions: 
anftalt für Wittwen und Waren nach dem Gejeß vom 21. Februar 1873 
und endlich im Lippe die weltliche Wittwen- und Watlencaffe nach der Ber: 
ordnung vom 21. Juli 1829. Alle dieſe Anstalten und Kaſſen jtinmen in 
ihrer ganzen Anlage und allgememen Emrichtung im Wejentlichen mehr oder 
weniger überein, auszunehmen wären davon nur die oben schon behandelte 
Oldenburgiſche Wittwenz, Waiſen- und Yeibrentencafle, die Schwarzburg: 
Rudolitadt'iche Penfionsanjtalt für Wittwen und Waiſen, welche jich in 
manchen Beziehungen an die vorgenannte anjchliegt und die Lübeck'ſche Beamten- 
Wittwen- und Waiſencaſſe, welche von vornherein mehr den Charakter 
einer nur äußerlich geſonderten Staatscaſſe zur Vereinnahmung der Beiträge ꝛc. 
zu haben ſcheint. Die Wittwenverſorgungsanſtalten ſind durchweg vom Staat 
eingerichtet und ſtehen unter ſtaatlicher beſonders geregelter Verwaltung: ihre 
ganze Organiſation beruht regelmäßig auf beſonderen ſtaatlichen Geſetzen ꝛc. 
Sie werden ſämmtlich, wenn auch in der verſchiedenſten Weiſe und in der ver— 
ſchiedenſten Höhe vom Staate materiell unterſtützt und ſind in ihrem Beſtande 
meiſt ausdrüclich vom Staat garantirt; bei der Mehrzahl finden wir in Dem 
regelnden Gejeg ꝛe. die Beitimmung, dal der Staat den durch die regelmäßigen 
Einnahmen nicht gedeckten Ueberichuß der Ausgaben über die Eumahmen aus 
jener Kaſſe zu tragen babe, jo z. B. in Württemberg, Baden, Heilen, 
Mecklenburg: Schwerin, Braunichweig, Sachjen:Altenburg, Anhalt, Schwarzburg: 
Sondershaujen, Reuß jüngerer Linie: vielfach wird daneben oder auch allen 
ein felter Jahreszuſchuß aus der Staatscaffe gewährt, jo 3. B. in Baden, 
Mecklenburg. Schwerin, Sachien: — Schwarzburg- Sondershauſen, Lippe, 
Bremen, oder es find beitimmte Staatscinnahmen oder Tonjtige feſte Erträgnijie 
überwiejen, jo 3. B. in Bayern, Hamburg; zum Iheil jind die Anjtalten auch 
gleich anfangs mit einem bejtimmten Kapital dotirt worden, Jo im Bayern, 
Reuß jüngerer Linie. Die Leistungen, welche die einzelnen Staaten für ihre 
Beamten-Wittwen- und Waiſen-Verſorgungsanſtalten jährlich zu machen haben, 
ind demnach zwar jehr verichieden, aber meiſt immerhin verhältnißmäßig nicht 
unerhebliche: beiſpielsweiſe * Württemberg nach dem Etat 1891/92 für ſeine 
beiden Anjtalten 263,000 A. aufzinvenden gehabt, Braunſchweig nach dem 
(tat 1592,93 235,000 P% Schwarzburg- Sondershauien nach den Gtats für 
1892 —- 1895 46,000 M jährlich, Baden zahlt neben Anderem 650,000 Ak. 
jährlich, Mecklenburg: Schwerin etwa 35,000 .6, Bremen 6000 M; dieſe 
Zahlen find aber weder als bejonders hohe noch als bejonders niedrige anzu— 
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ſehen, sie jind ledialich, weil zufällig befammt, gegeben und mach feiner Richtung 
bin ausgewählt. Ein Theil der Verjorgungsanftalten Hat ihre Wohlthaten 
lediglich auf die Staatsdiener bejchränft, jo z. B. Bayern, Württemberg, 
Baden, Hejjen 2c., ein Theil dagegen geavährt die Theilnahme auch anderen 
Beamtenfategorien wie Hofbeamten, jtädtiichen und Communalbeamten über: 
haupt, Slirchendienern, Lehrern, auch Officieren und Milttärbeamten, jo 3. B. 
Medlenburg Schwerin, Braunſchweig, Sachjen-Altenburg, Anhalt, Schwarzburg- 
Sondershauien u. U. 

Stimmen nun aber die Verforgungsanftalten und Caſſen in ihren Grund— 
zügen im Wejentlichen überein, jo weichen fie doch bezüglich der Einzelbeiten 
ihrer Organijation und ihrer inneren Emrichtung vielfach von einander ab; 
ein näheres Eingehen hierauf würde aber außerhalb des Zwecks der vorliegenden 
Arbeit, wie jolcher oben begrenzt wurde, liegen, nur em Punkt joll jpeciell 
hervorgehoben werden, nämlich die Pflicht der Beamten zur Beitragsleiftung 
für die Anjtalten, Die Sonderjtellung, welche die Wittwen-, Waiſen- umd 
Yerbrentencalle des Großherzogthums Oldenburg ihrer ganzen abweichenden 
Einrichtung nach einnimmt, ut Schon oben berührt und dabei auch auf die 
Beitragsleitung Bezug genommen worden, jo daß diejelbe außer Betracht 
bleiben kann. In einer ähnlichen Weiſe verfährt auch die Benftonsanitalt für 
Rittwen und Waiſen des Fürſtenthums SchwarzburgNudolitadt, welche gleich: 
falls die allgemeinen VBerficherungsgrumdjäge zu Grunde gelegt hat und Die 
Beiträge nach Maßgabe des Lebensalters beider Ehegatten umd nach der Höhe 
der zu verfichernden Penſion (30—300 M, in 10 Claſſen abgeſtuft, frei 
wählbar) feſtgeſetzt; für Unverheirathete und Wittwen iſt ein Mindeſtbetrag 
von 6 »4 jährlich vorgeſchrieben. Für die Wittwenanſtalten der ſämmtlichen 
übrigen Staaten werden zunächſt regelmäßige jährliche Beiträge erhoben, welche 
principiell ohne Nüdjicht auf das Alter der VBerfichernden ſowohl wie der 
Verficherten ausichließlich entiweder — und zwar meist — nach dem Gehaltsjaß 
des betreffenden Beamten, oder auch — aber jeltener — nach der verficherten 
Wittiwenpenfion bemejjen werden. Die nach dem Gehalt der Beamten feſt— 
gelegten Beiträge werden durchweg, nur mit einer geringen Abweichung, in 
Procenten von diefem erhoben und steigen daher in ihrer relativen Höhe mit 
jeder den Beamten durchgängig zu Theil gewordenen Gehaltsaufbeilerung oder 
jeder dem Einzelnen gewährten Gehaltserhöhung ohne Weiteres von jelbjt an; 
bei einer Stellung auf Wartegeld oder einer Penfionirung wird regelmäßig 
nur derſelbe Procentjah von dem Wartegeld oder der Benfion gefordert; bis: 
weilen ijt eine Maximalgrenze des anrechnungsfähigen Gehalts feſtgeſetzt, aus— 
nahmsweiſe auch eine Minimalgrenze. Im Einzelnen ind die Sätze ſowohl 
nach der Höhe wie auch in ſonſtiger Beziehung verſchieden geregelt. Der 
niedrigſte Procentſatz wird in den Fürſtenthümern Waldeck und Reuß jüngerer 
Linie gezahlt, nämlich 1'/, °/, der Beſoldung, dicht anſchließend folgen mit 2° 
das Königreich Württemberg, das Fürſtenthum Schtwarzburg: Sonder "haufen, 
welches die Marimalgrenze der Aurechnungsfähigkeit beim Dienftgehalt auf 
WOO „Ak, bei der Penſion auf 5000 A. feitgefegt, und die freie und Hanſe— 
itadt Lübeck. Hier würde dann die freie und Hanſeſtadt Hamburg einzujchalten 
jein, welche bei einem Einfommen bis 2000 .M. 2°/,, bei einem jolchen über 
2000 A 3 °/, fordert, dieſe Deitragsleiftung jest aber auf die Staatscafle 
übernommen bat. Durchweg 3%, des Gehalts erheben die Großherzogthümer 
Baden und Heſſen, das Herzogthum Sachſen Altenburg und die freie Hanſe— 
ſtadt Bremen; Baden beſtimmt dabei die Maximalgrenze des aurechnungs— 
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fähigen Gehalts oder Ruhegehaltes auf 10,000 M, Heſſen nur die des Nuhegehaltes 
auf 5400 M, Sacjjen-Altenburg wiederum die des Dienfteinfonmens auf 
6000 AM. und Bremen endlich) hat den höchſten Beitragsjag beim Dienjtein- 
kommen auf 180 46 {aljo entiprechend 6000 M Dienjteinfommen) und beim 
Nuhegehalt auf 144 M (entiprechend 4800 M. Ruhegehalt), daneben aber 
auch die Minimalgrenze auf 18 M. bezw. 7,20 M feitgejegt. Demmächjt 
würde Bayern fommen, für welches ein Doppeltes in Rechnung zu ziehen ift, 
einmal nämlich die nach der Verordnung von 1807 erhobenen Staatsbeiträge, 
welche jegt dem allgemeinen Unteritügungsverein überwieſen find, und ſodann 
die eigenen Beiträge der beiden Unterjtüßungsvereine; die erjteren beginnen 
erjt mit einem Gehalte über 600 fl. — die Gehalte bis 600 fl. jind frei — 
und find dann in fünf Claſſen abgejtuft: 601—2000 fl. 1%/,, 2001—4000 fl. 
1'/, 9/0, 4001—6000 ft. 2°/,, 6001 —12,000 ft. 2'/, °/, und über 12,000 ft. 
3°; die Beiträge der Unterjtügungsvereine werden in fejten Sägen in drei 
Claſſen nach) dem Gehalt (unter 2160 M, unter 4320 M, über 4320 AM.) 
erhoben und zwar beim allgemeinen Unterftügungsverein einschließlich der 
Töchtercafje in der Höhe von 40, 60-und 80 M jährlich, beim Unterjtügungs: 
verein für das Forjtperional in einer jolchen von 17, 34 und 67 M; wollte 
man die leßteren Beiträge in einen Brocentjat des Gehaltes bringen, jo würde 
man etwa 1'/, °/, annehmen müſſen, dementjprechend würde die Geſammtleiſtung 
der Bayerischen Beamten im Durchjchnitt, wobei die mittleren Gehalte als die 
ausichlaggebenden in Nechnung zu ziehen Jind, auf etwa 3°/, zu jeßen fein. 
Schließlich fommen noch zwei Staaten mit einer Beitragserhebung nach dem 
Dienitgehalt, das Herzogthum Braumjchweig, welches diejelbe auf 3, %/. feit- 
gejeßt hat, und das Herzogthum Sachſen-Coburg-Gotha, welches 4 °/, des 
Gehalts, von den mit und nach dem 1. April 1892 erfolgten Bewilligungen 
5°), erhebt, von denen aber 2°/, auf die Staatscafje übernommen find, jo 
daß die factiiche Beitragsleiftung jich auf 2 bezw. 3 °/, jtellt. Lediglich nach 
der verficherten Wittiwenpenfion wird die Beitragsleiitung von drei Staaten 
jejtgejegt, dem Großherzogthum Mecklenburg Schwerin, dem Herzogthum Anhalt 
und dem Fürftenthum Lippe, und zwar erhebt Medlenburg: Schwerin 16 %/,, 
Anhalt 12°/, und Lippe S°/, der zugelicherten Wittivenpenfion ; da in Mecklenburg- 
Schwerin das Wittwengeld bis zu einem Gehaltsjage von 6000 „4. nicht ganz 
';, dieſes beträgt und ſich bet höherem Gehalt etwa bis auf '/, verringert, 
jo würde man bei einer Umrechnung der Beiträge auf das Dienſteinkommen 
bier als Beitragsleiltung nicht ganz 4°/, dieſes anzunehmen haben; die 
Anhalt'ſche Wittiwenpenfion jtellt Jich auch im Durchichritt ungefähr auf '/, 
des Dienjteinfommens, auf legteres umgerechnet würde daher die Beitrags: 
leiftung fich nicht ganz auf 3 %/, belaufen; für Lippe, dejjen eigenartige Wittwen— 
penfionsfejtjegung wir unten noch näher berühren werden, wird, wenn man 
die Pflichtelafjen zu Grunde legt, im Durchſchnitt ungefähr ’/, des Dienit- 
einfommens als verficherte Wittwenpenſion anzunehmen jein und demnach die 
Beitragsleiitung nach dem Dienjteinfommen auf etwas über 19,,. 

Neben diejen bislang erörterten jährlichen oder regelmäßigen Beiträgen 
werden aber noch von einer Anzahl Staaten einmalige oder außerordentliche 
Beiträge gefordert, welche wiederum in verjchiedener Weije geregelt worden find. 
Die Mehrzahl diefer Staaten erhebt einen einmaligen Beitrag, auch als An- 
trittsgeld bezeichnet, von dem Anfangsgehalt des Beamten und jeder demjelben 
jpäter gewährten Gehaltszulage und zwar das Königreich Württemberg in der 
Höhe von "/,, das Derzogthum Braunſchweig in einer jolchen von */ız, Die 
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freie und Danfeftadt Hamburg von dem Anfangsgehalt bis 2000 Mr. "as, 
von einem jolchen über 2000 M und von jeder ehaltszufage "ia, und das 
Fürſtenthum Neuß jüngerer Linie endlich wiederum durchgängig nur 1°/,. 
Lediglich von der Aufnahmeſumme bezw. der eriten Bejoldung wird em ein— 
maliger Betrag oder ein Eintrittsgeld von dem Herzogthum Sachjen-Altenburg 
und dem Fürſtenthum Waldeck verlangt, und zwar vom erjteren in der Höhe 
von 3°/,, vom legteren in der Höhe von '/;.. Das Großherzogthum Mecklenburg: 
Schwerin, das Herzogthum Anhalt und das Fürſtenthum Lippe legen die ver 
Jicherte Wittivenpenjton auch als Mafitab Für die Höhe ihrer einmaligen 
Beiträge unter; Medlenburg-Schwerin erhebt cin einmaliges Antrittsgeld von 
8 °/, der verficherten Wittwenpenjion und daneben noch eine Aufnahmegebühr 
von 1°;, derjelben, insgefammt alſo eine einmalige Beitragsleiitung von etwas 
über 2°/, des Dieniteinfommens; Anhalt jtuft das Antrittsgeld noch nach dem 
Alter der Beamten (unter 30, 40, 50 bezw. über 50 Jahr) ab und ſetzt es 
auf "/s, "a, %/s oder '/, der verficherten Wittwenpenfion feſt, alſo nach dem 
Dienſteinkommen etwa zwiſchen 9 und 25 %,; Lippe endlich hat für jede der 
von ihm zugelaſſenen Wittwenpenfionsclaffen ein Eintrittsgeld nach einem feiten 
Zab ausgeichrieben, welcher mit 800, 500, 300 und 200 4. je das jährliche 
Penſionsquantum der betreffenden Claſſe etwas überjteigt und für die Pflicht: 
clajfen etwa 19°), des Dienjteinfommens ausmacht. Demnach erheben alſo 
neun Staaten einmalige Beiträge, welche ſich nach der Höhe derjelben von 
unten nach oben im folgender Weiſe aneinanderreiben: Neuß jüngerer Pinie, 
Medtenburg. Schwerin, SachienMltenburg, Walde, Hamburg, Braunjchweig, 
Anhalt, Lippe, Württeinberg. Als Abſchluß diefes Abjchnittes ſollen noch die 
einzelnen Staaten nach der Höhe der von ihnen behuf der Wittwenpenftonirung ꝛc. 
an ihre Beamten gejtellten Leiſtungsanforderungen geordnet, gleichfalls von 
der geringeren Anforderung zu der höheren fortichreitend angegeben werden; 
Diejenigen elf Staaten, welche überhaupt feine Beitragsleiitung haben, bleiben 
dabei außer Acht; zu Grumde gelegt it zumächit die Höhe des Procentjages 
des Dienfteinfommens, nach welchem beizutragen tt, bezw. die im Vorſtehenden 
gegebene Umrechnung auf diejes; Die einmaligen Verträge, ſowie die für die 
regelmäßigen etwa gejepten Marimalgrenzen find inſoweit berücjichtigt, als 
lediglich bet gleichem Procentjag der regelmäßigen Beiträge die einmalige Bei— 
tragspflicht bezw. auch die höhere einmalige Bertragspflicht als die Geſammt— 
leiſtungspflicht erhöhend, eine gejegliche Maximalgrenze als jolche vermindernd 
in Rechnung gezogen tft; diejenigen drei Staaten, welche neben der freien 
Staatsiwittivenpenfton noch eine Anftaltsverjorgung haben, ſind im Klammer 
an der ihnen nach legterer zufommenden Stelle eingejchaltet; wegen der Eigenart 
ihres ganzen Syſtems liegen ſich Oldenburg und SchwarzburgNudolitadt nicht 
mit in Vergleich bringen und bleiben daher Fort, was jachlich inſofern ziemlich 
imdifferent it, als beide ja ſchon unter den elf, freie Wittwenpenſion ge 
währenden Staaten aufzuführen waren; die Neibenfolge der übrig bleibenden 
Staaten iſt demnach die folgende: Hamburg (ausjchlielich einmaliger Beitrag); 
Neuß älterer Linie (1%/,, Veitrag gleichzeitig für die Beamtenpention); [Lippe 
(ungefähr 1°/, mit einmaligem Beitrag); Neuß jüngerer Linie (L’/, ”/o mit ges 
ringem einmaligen Beitrag); Walde (1',, %/, mit höherem einmaligen Beitrag); 
Schwarzburg-Sondershaufen (2 °/, mit Marimalgrenze); Lübeck (2 °/,): Württem— 
berg (2 °/, mit einmaligem Beitrag); Sachſen-Coburg-Gotha (2 °/,, für Einzelne 
3°/); Anhalt (nicht ganz 3 %/, mit einmaligem Beitrag); Bremen (3 °/, nied- 
rigerer Marimalgrenze, auch Minimalgrenze); Baden (3 °/, mit höherer Maxımals 
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grenze); Heſſen (3%/, mit Marimalgrenze nur für Ruhegehalt); [Bayern (3 °/,); 

Sachjen- Altenburg (3 °/, mit einmaligen Beitrag und Marimalgrenze); Bram: 

es (3°, °/, mit einmaligem Beitrag); Merklenburg- Schwerin (nicht ganz 
4°), mit geringem einmaligem Beitrag). 

Nunmehr tft noch näher zu betrachten, nach welchen Grundjägen und in 
welcher Höhe die einzelnen Staaten die Wittwen- und Waifenpenjionen ſelbſt 
geregelt haben; auch im dieſer Beziehung zeigen ich wiederum nach den ver- 
ſchiedenſten Nichtungen bin Abweichungen. Enmprechend dem ganzen Zwech 
und dem Umfang der vorliegenden Arbeit ſoll dabei aber auch nur die Feſt— 
ſehung der Wittwen- und Waiſenpenſion, wie ſie principiell für den regel— 
mäßigen ‚Fall geſchehen, in's Ange gefaßt und weſentlich die finanzielle Seite 
berührt werden; außer Acht bleiben abo alle die befonderen auch im Eimzelnen 
verjchiedentlich abweichenden Vorſchriften über Anfang ımd Ende des Penjions- 
bezuges, eventuelle Verfürzung desielben unter befonderen Umftänden, Bezug 
der Penſionen, Verluſt derjelben u. ſ. w. Vorweg zu bemerfen it, day für 
das Derzogtbum Sachlen-Koburg-Gotha die bezüglichen Daten fehlen ımd das: 
jelbe daher in dem ‚Folgenden leider unberückſichtigt bleiben muß. Wenden wir uns 
nun zunächſt der Wittwenpenſion zu, jo tritt uns dabei in eriter Linie eine 
Gruppe von Staaten entgegen, welche in ſich wiederum verhältnißmäßig dic 
größte Uebereinſtimmung aufweiſt. Es ſind dieſes diejenigen Staaten, welche 
Die Wittwenpenſion nach der ſonſtigen Beamtenpenſion im einem Bruchtbeil 
dieſer Feitjegen, nämlich das Deutſche Neich, die Nönigreiche Preußen und 
Württemberg (ivildioner:, Witten: und Yaijen: Benjtonsanftalt), Die freie 
und Hanſeſtadt Lübeck und das Neichstand ElſaßLothringen; für dieje alle 
bejteht Die Wittwenpenſion in dem dritten Theil derjenigen Penſion, zu welcher 
der Berjtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen Yein würde, wen 
er am Todestage in den Ruheſtand veriegt wäre; ſie ſoll jedoch — ausge 
nommen fir Württemberg, welches feine Beſchränkung im dieſer Nichtung bat, 
mindejtens 160 7, böchitens 1600 -7 betragen; wie bier gleich vorweg be 
merkt werden mag, gewähren dieſe Staaten ſämmtlich ein Waiſengeld auch 
neben der Wittwenpenſion. Weitaus die größte Zahl dev Staaten ſetzt aber 
die Wittwenpenſion mit dem letztbezogenen wirklichen Dienſteinkommen des ver— 
jtorbenen Beamten im Veziehung; der Haupttheil diejer wiederum bejtimmt die 
Penſion nad) einem feſten Bruchtheil oder Procentjaß des Dienfteinfommens, 
em kleinerer Theil hat eine befondere Klajfification mach dem Dienjtgehalt umd 
für jede Claſſe einen bejtimmten Penſionsſatz aufgejtellt; als cin nebenher: 
laufender Unterſchied fommt dabei noch in Frage, dab die einzelnen Staaten 
für ihre Wittwenpenfion theils eme Maximalgrenze, theils eine Maximale und 
Minimalgrenze, theils feine Beſchränkung haben Nach einem Procentſatz des 
legten Dieniteinfommens — unter letztem Dienfteinfommen oder Gehalt it 
hier durchweg dasjenige Einkommen veritanden, welches der verftorbene Beamte 
zuletzt im activen Dienſt bezogen bat, nicht etwa das factiſch zuletzt bezogene 
Einkommen, welches eventuell auch Wartegeld vder Penfton ſein könnte — 
ſetzen die Wittwenpenſion die freie Hanſeſtadt Bremen, das Herzogthum Braun 
ſchweig und die Großherzogthümer Baden und Heffen feſt, und zwar Baden 
auf 15°, mit einer Minimalgrenze von 90.4 und einer Maximalgrenze von 
900 “, Braunſchweig unbegrenzt auf 24", Baden auf 30°, mit der 
Marimalbegrenzung, daß der 10,000 2 überiteigende Betrag des Einfonmens 
außer Berechnung bleibt, und Heſſen gleichfalls auf 30°, mit dem Mindeſt— 
betrage von 160 .Z md dem Höchjtbetrage von 1600 .#. Einen fejten 
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Bruchtheil des legten Dienjteinfonmens legen folgende Staaten der Wittwen: 
penfion zu Grunde: das Herzogthum Sachjen- Meiningen und das Fürſtenthum 
SchwarzburgRudolitadt (Staatspenjion) unbegrenzt den jechiten Theil; das 
Königreich Bayern (Staatspenjton), das Großherzogtum Sachjen-Wcimar, die 
Fürſtenthümer Neun älterer und Neuß jüngerer Linie, die freie und Hanſe— 
jtadt Hamburg gleichfalls jämmtlich unbegrenzt den fünften Theil, umd das 
Herzogthum Sachjen-Altenburg und das Fürſtenthum Walde den vierten 
Theil, legteres unbegrenzt, eviteres mur bis zu einem Dienjteinfommen von 
6000 A. Das Königreich Sachien hat zumächtt (1872) die Wittwenpenfion 
auf den fünften Theil des Gehalts feſtgeſtellt, ſpäter (1574) aber die darnach 
gewährten Penlionsjäge bis zu 600 .# um 20 °,,, über 600 bis 1200 .# 
um 15 °/,, über 1200 .# um 10°, erhöbt; eine weitere Erhöhung in der- 
jelben Weije und Abjtufung um 12,5 °%/,, 10%, 7,5°, iſt Ende 1891 von 
der Negierung in Antrag gebracht worden; eine Minimal: oder Marimalgrenze 
iſt für die Wittwenpenſion nicht gejegt. Das Fürſtenthum Schaumburg:Lippe 
behandelt die niederen und die höheren Gehalte noch principiell verjchieden, 
bis zu dem Gcehaltsiag von 3000 .7 gewährt es den vierten Theil des ordent- 
lichen Dienjtgebaltes, bei einem Gehaltsjag über 3000 AM nur den fünften 
Theil aber nicht unter 750 ./; eine allgemeine Begrenzung der Penſionshöhe 
findet nicht ſtatt. In eigenartiger Weiſe bringt das Fürstentum Schwarzburg- 
Zondershanjen die Dienjtzeit des Beamten bei Feltitellung der Wittiwenpeniton 
noch mit in Anrechnung; es jegt nämlich, wenn der Tod eincs im activen 
Dienſt, oder die vorausgegangene Verſetzung in den Ruheſtand eines in ſolchem 
veritorbenen Beamten vor vollendetem 16. Dienftjahr eingetreten it, Die 
Wittivenpenfion auf den jechsten Theil des Gehalts, für jedes nach vollendeten 
15. Dienitjahr zurückgelegte Dienitjabr auf "soo mehr, im Ganzen jedoch auf 
böchitens den vierten Theil des Dienſteinkommens feit und begrenzt dabei die 
Wittwenpenjion auf 160 .7 in minimo und 1600 .7 in maximo. Nun— 
mehr würden diejenigen Staaten bezw. Anjtalten folgen, welche die Beamten: 
gehalte ihrer Höhe nach in eine Anzahl Claſſen zeriegen und für jede diejer 
Claſſen eine Wittiwenpenjion von einer feit bejtimmten Höhe auswerfen. Dazu 
gehört zunächit das Großherzogthum Mecdlenburg- Schwerin; dasjelbe hat eine 
ſehr große Zahl einzelner Claſſen gebildet, indem es die Gehalte bis zu 
6000 Ab. mit je 100 M abituft, von da an um je 500 M bis 15,000 M 
hin, welche Summe die Marimalgrenze bildet; die gewährte Wittiwenpenjion 
entipricht in den unteren Claſſen (bis 6000 .7) etwa dem vierten Theil, fällt 
dann etwas ab und erreicht im dem höchſten Claſſen noch etwa den jechsten 
Theil des Dienjteinfommens. Tas Herzogthum Anhalt hat 17 Glafjen von 
einem Dienjtenfommen von 6000 .# md darüber ıl. Glaffe) bis zu einen 
jotchen unter 750 46. (17. Claſſe) eingetheilt und jet für jede diejer Glajien . 
eine MWittwenpenfion feſt, welche bis zur 12. Glafje einschließlich genau dem 
vierten Theil des Minimalgehaltsjages der Claſſe entipricht, Für die übrigen Elafjen 
aber etwas höher gegriffen it. ine ungleich geringere Claſſenzahl bat das 
Fürſtenthum Lippe angenommen; für jene Staatspenjion hat es fünf Claſſen 
allerdings in einer verhältnigmähig ziemlich engen Begrenzung, denn die nied 
tigite Glajje umfaßt die Gehalte unter 1200 46, die böchite die über 3600 ./, 
die Wittwenpenſionen halten ſich zwiichen 150 und 900 M, ungefähr zwiſchen 
dem achten und dem jechsten Theil des Dienfteinfommens; in der Lippe'ſchen 
weltlichen Wittwen- und Waiſencaſſe jind vier Claſſen unterſchieden mit 600, 
375, 225 und 150 .7 Wittwenpenfion, für die Pflichtcaffen ergiebt jich daraus 
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ein um etwas niedriger ſtehender Sab als bei der Staatspenjion. Das König: 
reich Württemberg endlich hat für jeine zweite Anftalt, die Wittwen- und 
Waijencafje der Angeftellten an den niederen Neal- und Lateinjchulen gleichfalls 
ein Claſſenſyſtem gewählt; in vier Elafjen von unter 1200 .# bis über 3000 4 
wird eine Wittivenpenjion von 400, 500, 600, 700 HM. gewährt, aljv in der 
unterften Claſſe über ein Drittel, in den übrigen nicht ganz ein Viertel des 
Gehalts. Hier find ſodann noch die beiden Anjtalten einzufügen, welche wir 
oben als durch eine allgemeine Sonderftellung ſich auszeichnend hervorgehoben 
haben, die Wittwen-, Waiſen und Leibrentencajje des Großherzogthums Olden— 
burg und die Penſionsanſtalt für Wittwen und Waren des Fürſtenthums 
Schwarzburg-Rudolſtadt; beide haben jchon entiprechend dem ganzen von ihnen 
angenommenen allgemeinen Berficherungsprincip einzelne Claſſen für die Wittwen— 
penjion einrichten müfjen; die Oldenburg’schen Brlichtelaffen entjprechen un— 
efähr dem jechsten Theil des Dienjtgehalts, bei den niedrigeren Gehaltsjägen 
And ihre Penſionen etwas größer, bei den höheren etwas geringer ; Schwarzburg- 
Nudolitadt hat zehn Claſſen mit einer Wittvenpenfion von 30—300 M ge: 
bildet; da die Claſſen volltommen frei gewählt werden, kann bier eine Redu— 
cierung auf einen Bruchtheil des Dienjteinfommes nicht jtattfinden. Zum 
Schluß find noch als ganz vereinzelt dajtehend die beiden Unterjtügungsvereine 
des Königreich Bayern anzuführen; fie vertheilen jedes Jahr die disponiblen 
Einkünfte nach Kopftheilen unter die vorhandenen Berechtigten und zwar in 
der Weiſe, dab die Berechtigten der I. Glajje je drei Kopftheile, die der 
11. Claſſe je zwei und die der LIT Glafje je einen Kopftheil erhalten; bei 
dem allgemeinen Unterjtügungsverein ijt der Kopftheil vorläufig auf 180 4, 
bei dem Unterftügungsverein für das Forſtperſonal der Höchitbetrag des Kopf— 
theils auf 150 M feſtgeſetzt. 

Wenn wir jest zu den Waijenpenjionen übergeben, jo können wir zunächſt 
das Großherzogthum Oldenburg und die Penſionsanſtalt für Wittiven und 
Waiſen des Fürſtenthums SchwarzburgNudolitadt als geſondert vorwegnehmen, 
welche auch die Waiſenpenſionen nach den allgemeinen Verſicherungsgrundſätzen 
in gleicher Weife wie die Wittwenpenjionen geregelt haben, jo daß Weiteres 
über diejelben wicht auszuführen it. Für die Uebrigen iſt ſodann im eriter 
Linie als ein unterſcheidendes Merkmal hervorzuheben, ob die Watjenpenfion 
auch dann gewährt wird, wenn die Mutter der Waren noch am Leben it 
und die Wittivenpenfion bezieht; dieſe Bewilligung der Waiſenpenſion neben 
der Wittivenpenfion haben angenommen: das Deutſche Neich, die Königreiche 
Preußen, Bayern (Staatspenfion und beide Anstalten), Sachen, Württemberg, 
die freien und Hanjejtädte Lübe und Hamburg und das Neichsland Elſaß-Loth— 
ringen; die Watjenpenfion wird in dieſem Falle durchweg niedriger bemejlen, die 
, borbezeichneten Staaten jegen fie ſämmtlich auf den fünften Theil der Wittwen— 
penjion feſt, nur das Königreich Sachjen bat dieſen Sag jpäter bei einer 
Wailenpenfion bis zu 120 .# um 20 °%,,, von 120—240 M. um 15 °/, und 
über 240 M um 10 °/, erhöht und eine weitere ebenjo abgejtufte Erhöhung 
um 12,5 °/,, 10°/,, 7,5°/, in Antrag gebracht; Damburg gewährt ihn nur 
bis zur Marimalzahl von fünf Kindern. Außerdem billigt auch noch das 
Fürſtenthum Lippe ſeine Staatliche Watienpenfion neben der Wittivenpenjion 
zu, es zeigt aber das Bejondere, daß die Waiſenpenſion neben der Wittiven: 
penjion ganz die gleiche it, wie ohne jolche, und dal Ddiejelbe in bejtimmten 
Claſſen, welche im gleicher Weiſe wie bei der Wittivenpenfion begrenzt ſind, 
verliehen wird; es erhält jedes Kind in der eriten Claſſe 30 .4, in der zweiten 


gegenüber der Beamten-Wittiwen- und Wailen-Berjorgung. 153 


45 .#, in der dritten 60 «4, in der vierten 90 «4 und in der fünften 120 „# 
jährlich, ohne dah irgend eine Marimalgrenze für den Gefammtbetrag des Waiſen⸗ 
geldes oder des Waiſengeldes und Wittwengeldes zuſammen vorgeſchrieben wäre. 
Die Waiſenpenſion ohne Wittwenpenſion ſetzen die Staaten ſonſt durchweg 
im Verhältniß zu der letzteren feſt, nur die freie und Hanſeſtadt Hamburg 
macht dabei eine Ausnahme und beſtimmt dieſelbe nach dem Dienſteinkommen 
des Vaters und zwar für ein oder zwei Kinder auf 16 °/,, für drei Kinder 
auf 24 °/,, für vier Kinder auf 32%, und für fünf umd mehr Kinder auf 
40 °/, diejes Einfommens. Die Herzogthümer Braunjchweig, Sachjen-Meiningen, 
Sadjjen- Altenburg, Anhalt, die Fürſtenthümer Schwarzburg.Rudolitadt (Staats- 
penſion), Reuß jüngerer Linie, Schaumburg =Lippe, Lippe (Anjtalt) und die 
freie Hanjejtadt Bremen (affen einfach die geſammte Wittivenpenfion auf das 
oder die Kinder eventuell unter Bertheilung nach Köpfen übergehen; nur 
Bremen und Braunjchtweig weichen dabei injofern etwas ab, als erjteres bei 
Vorhandenjein von nur einem Kinde die Penſion auf die Hälfte bejchränft, 
legteres einem Kinde die Hälfte, zwei Kindern zwei Drittel und nur drei md 
mehr Kindern die volle Wittwenpenjion zubilligt. Der Reſt der Staaten ge 
währt jedem vorhandenen Kinde einen beſtimmten Iheil der ausgeworfenen 
Wittwenpenjion, jo das Königreich Württemberg (beide Anstalten) den vierten 
Theil; das Königreich Bayern (Staatspenjion jowohl wie beide Anjtalten) und 
das Groherzogtdum Baden */;., letteres jedoch bei Vorhandenſein von nur 
einem Kind */;o, von zwei Kindern zufammen 0; das Dentjche Neich, das König: 
reich Preußen, die Großherzogthümer Helfen — diejes mit der Modification, daß 
ein einziges Kind zivei Drittel, zwei Kinder die volle Wittivenpenfion erhalten —, 
Medlenburg: Schwerin, Sachien- Weimar, die Fürjtenthümer Schwarzburg- 
Sondershaujen, Reuß älterer Linie, die freie und Hanſeſtadt Lübeck und das 
Reichsland Elſaß Lothringen ein Drittel der Wittwenpenfion; das Königreich 
Sachſen hat auch urjprünglich den Penſionsſatz von °/,, angenonmen, dei 
jelben aber demmächit für die Penltionen bis zu 180 um 20 °/ o, don 180 
bis 360 AM um 15°/, und über 360 .7 um 10°, heraufgeſetzt und in der— 
ſelben Abſtufung eine fernere Erhöhung von 12,5 °/,, 10°%,, 7,5 °/, zur ſtän— 
dischen Genehmigung beantragt. Die leßteren Staaten haben dann in ihrer 
überwiegenden Mehrzahl eine Marimalgrenze für den Geſammtbetrag theils 
der Waiſenpenſion allen, theils auch daneben der Wittwen- und Waijenpenfion 
zujanımen gezogen; jo darf die gejammte Warjenpenfion die für die Wittiven- 
penſion gejegte Höhe bei Mecklenburg» Schwerin, Zachjen Weimar und Neuß 
älterer Linie nicht überjteigen, und ferner jollen Wittwen- und Waiſenpenſion 
weder einzeln noch zuſammen bei dem Deutjchen Neich, Preußen, Helen, Lübeck und 
Elja-Lothringen über den Betrag der Penfion, welche der verjtorbene Beamte 
zu beziehen gehabt haben würde, und bei Schwarzburg - Sondershaufen über 
den dreifachen Betrag des Wittwengeldes nicht hinausgehen. Die meisten der: 
jenigen Staaten, welche eine Waiſenpenſion neben der Wittwenpenſion nicht 
haben, jchreiben aber vor, dal den Kindern aus füheren Ehen des verjtorbenen 
Beamten von der Benjion der Wittwe unter entiprechender Verringerung Dieter 
eine bejtimmte Quote zufallen jolle, welche im Einzelnen wiederum verschieden 
meist mit Nückjicht auf die Zahl diefer Kinder oder das Konenrriven derjelben 
mit eigenen Kindern der Wittwe bemeijen wird. Bezüglich des Fürſtenthums 
Waldeck iſt nur bekannt geworden, daß nach dem Ableben der Wittwe ein 
Theil ihrer Penſion auf die Kinder übergeht, die nähere Art und Weiſe iſt 
nicht mitgetheilt und konnte daher Waldeck hier nicht weiter eingereiht werden. 
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Sodann it noch cin Punkt kurz zu berühren, welcher bei Beurthetlung der 
objectiven Höhe der Wailenpenfion von Einfluß it, die Dauer diejer Penſion, 
bezüglich derer auch verhältnißmäßig Ttarfe Abweichungen jtattfinden. Die 
große Mehrzahl der Staaten, wie das Deutjche Neich, die Nönigreiche Preußen, 
Sachjen, Württemberg (beide Anftalten), die Großherzogthümer Baden, Heſſen, 
Medlenburg: Schwerin, Sachſen-Weimar, das Herzogthum Anhalt, das Fürſten— 
thum Reuß älterer Linie, die freien und Hanſeſtädte Lübeck, Hamburg und 
das Neichstand Eljaß-Lorhringen gewähren der Waiſenpenſion bis zur Woll- 
endumg des 18. Lebensjahres; Sachien- Weimar bat dabei noch die bejondere 
Vorſchrift, daß mutterlojen Kindern ausgezeichnet verdienter Staatsdiener, 
welche ae und ohne ihre Schuld zu binlänglichem Selbitenwerb 
unfähig ſind, nach höchitem Ermeſſen Waiſenpenſion bis zu ihren Ableben 
oder doch bis auf Widerruf verlichen werden fann. Die Vollendung eines 
medrigeren Yebensjabres jegen als Grenze das Fürſtenthum Schaumburg. Lippe, 
nämlich das ſiebenzehnte, das Fürſtenthum Waldeck das ſechszehnte, und 
endlich das derzegthum SEN welches nur bis zur Vollendung 
des Finfzebiten X Lebensjahres 2 das Beneficium eintreten läßt. Das Fürſtenthum 
Lippe macht bei Seiner Staatspenſion noch einen Unterſchied nach den von ihm 
gebildeten Claſſen und läßt in den erſten drei Claſſen mit den niedrigeren 
Penſionsſätzen die Waiſenpenſion mit dem vollendeten 18., im den beiden 
höheren Claſſen aber mit dem vollendeten 21. Yebensjahr aufhören. Durch: 
gängig bis zu einem höheren Lebensalter zunächſt der Vollendung des 20. Lebens- 
jahres Ialien das Nönigreich Bayern (Staat umd beide Auſtalten), das 
Herzogthum Braunſchweig und das Fürſtenthum SchwarzburgNudolitadt Die 
Waiſenpenſion dauern; bezüglich Bayerns ist noch bejonders hervorzuheben, dal; 
die Staatliche Warjenpenfion dem Kindern  Feitbeitimmter böberer Beamten: 
fategorien bis zu ihrer Verſorgung und, wenn ſie jolche nicht gefunden, bis 
zu ıbrem Tode beiaſſen wird, und dal die Kinder aller anderen Claſſen, wenn 
ſie Durch legai bergeitellte phyſiſche Gebrechen der Möglichkeit irgend eines 
Selbſterwerbs entweder für eine gewiſſe Zeit oder für immer gänzlich beraubt 
ſind, Für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit und eventuell zeitlebens je nach 
dem Grade jener Unfähigkeit die Dälfte, das Ganze oder das Anderthalbfache 
der regelmähigen Staatswaijenpenfton erhalten; außerdem gewährt die mit dem 
ullgememen Unterjtügungsvereim Bayerns verbundene Tüchtercafle ihre Prä— 
benden, welche, wie bier noch nachzubolen tt, auf 240 AM. jährlich feitgeleßt 
worden md, ven umverbeiratbeten, elternlojen Töchtern vom Beginn des 
21. Lebensjahres an bis zur Derheirattiung oder der nu lebenslänglicher 
Gelübde in einem Kloſter, eventuell auf Leböͤnsdauer. Das vollendete 21. Lebens: 
jahr wählen als Altersgrenze für die Waiſenpenſion das Herzogthum Sachſen 
Altenburg, die Fürſtenthümer Schwarzburg > Sondershaujen, Reuß jüngerer 
Linie und die freie Danjeltadt Bremen, das vollendete 25. Lebensjahr endlich 
dus Großherzogthum Oldenburg und das Fürſtenthum Lippe (Anſtalt). Die 
meiſten Staaten haben dabei noch die Vorſchrift, daß eine vor Erreichung der 
geſetzten Altersgrenze eintretende Verheirathung der Waiſenpenſion gleichfalls 
ein Ende ſetzt; eine Anzahl nimmt ſtatt deſſen auch eine frühere Verſorgung 
an, als welche dann von einzelnen wieder die Verheirathung, die Erreichung 
eines Dienſteinkommens oder ein ſelbſtändiger Erwerb ausdrücklich bezeichnet wird. 
Zum Schluß ſollen noch die einzelnen Staaten nach der Höhe der von 
ihnen überhaupt gewährten Wittwen- und Waiſenpenſion aneinander gereiht 
werden. Ber der prineipiell mehr abweichenden und daher ohne Weiteres nicht 
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jo vergleihbaren Penſionsfeſtſetzungsweiſe der Staaten läßt Tich diejes aber 
vuht mit derjelben Bejtimmtheit und in derjelben Weile durchführen, wie oben 
die Zujammenjtellung nach der Höhe der Beitragspflicht der Beamten. Es jind 
deshalb hier nur jieben Claſſen nach einem im ein Procentverhältnig zu dem 
Dientgehalt gebrachten ungefähren Sat gebildet und die einzelnen Staaten 
in diejelben eingefügt. Dabei ift ſowohl die Wittiven- als die Waiſenpenſion 
in Rechnung gezogen, namentlich das Zugeftchen einer Waijenpenlion neben der 
Wittwenpenſion als legtere wejentlich erhöbend: ſpeciell berückſichtigt it auch 
das Gewähren einer doppelten Penſion, einer Staats: und einer Anjtalıs- 
ind nach dem derjelben etwa entiprechenden Bruchtheil des Dienfteinfommens, 
wie jolcher im Vorſtehenden angegeben, eingejtellt, Staaten, welche je nach den 
Umſtänden eimen verjchiedenen Bruchtheil des Dienjteinfommens zu Grunde 
legen, nach dem ungefähren Durchichmitt: verhältnißmäßig am zweifelhafteſten 
war die richtige Einrangirung derjenigen Staaten, welche die Wittweupenſion 
im Verhältniß zu der Beamtenpenjion feſtſtellen, Ddiejelben find ſchließlich zu- 
ſammen in die vierte Claſſe geitellt, möglicherweiie Ttehen fie aber denen in 
der fünften Claſſe ziemlich gleich. Die Claſſifiecation it Demnach Folgende: erſte 
Claſſe, 15 °/, des TDienfternfommens: die freie Hanſeſtadt Bremen; zweite 
Klaſſe, um 17°, des Dienjtenfommens: das Großherzogthum Oldenburg und 
das Derzogthum Sachſen-Meiningen; dritte Claſſe, 20 bey. um 20%, Dis 
Dieuſteinkommens: das Großherzogthum Sachſen Weimar, die Fürſtenthümer 
Schwarzburg-Rudolſtadt, Reuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, und Lippe: 
vierte Claſſe, über 20 %,, des Dienſteinkommens: das Deutſche Reich, die König 
reiche Preußen und Württemberg, die freie und Hanſeſtadt Lüheck und das 
Reichsland Elſaß Lothringen; fünfte Claſſe, gegen 25 %/, des Dienſteinkommens: 
das Großherzogthum Mecklenburg: Schwerin, die Herzogthümer Braunſchweig 
und Anhalt, Die Fürſtenthümer Schwarzburg-Sondershauſen und Schaumburg 
Lippe, und Die freie und Hanſeſtadt Hamburg; ſechste Klaſſe, 25°, bezw. 
um 25°, des Dienftenfommens: das Königreich Sachſen, das Herzogthum 
Zachien-Altenburg und das Fürſtenthum Walde; jiebente Claſſe endlich, um 
30 °,, des Dienfteinfommens: das Königreich Bayern und die Großherzog: 
thümer Baden und Hejjen. 

Damit wäre die Grenze, welche für die vorliegende Arbeit geſteckt war, 
erschöpft. Wie groß die Verſchiedenheit in der Geſetzgebung der einzelnen 
Deutschen Staaten über die Beamten: Wittven- ımd Waiſenverſorgung im 
Einzelnen it, gebt ſchon aus dieſer nur auf einge Hauptpunkte beichränften 
Darstellung zur Genüge bevvor, namentlich wird flargejtellt jein, im wie ver 
ichiedener Weile bezw. mach wie verjchtedenen Richtungen hin die einzelnen 
Staaten die Beamten: Wittiwen- und Waijenverjorgung als Staatspflicht an— 
erfannt, jelbit in die Hand genommen haben, bezw. matertell unterſtützen. 
Hätten wir auf die geichichtliche Entwicklung der ſämmtlichen einzelnen Staaten 
geſetzgebungen näher eingehen fünnen, jo würde uns in noch größerer Schärſe 
ein doppelter Zug der Entwidlung entgegengetreten jem, nämlich emmal nach 
einer immer erweiterten Anerfenmung der ftaatlichen Verpflichtung zur Fürſorge 
fir die Beamten-Wittwen und Waiſen und ferner nach einer fortichreitenden 
Erhöhung der Witwen: und Waiſenpenſionen gegenüber den veränderten Zeit 
und PBreisverhältniffen. Die finanziellen Opfer, welche den einzelnen Staaten 
daraus erwachjen, jind durchweg bedeutende und es iſt Deshalb auch wicht zu der 
wundern, wenn Die ganze bezügliche Entwiclung im Allgememen eme lang 
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jamere und je nach den bejonderen VBerhältnifjen der einzelnen Staaten eine 
verjchieden geftaltete ift. Das iſt jedenfall als zweifellos anzuerfennen und 
wird auch aus den in der vorliegenden Arbeit gegebenen Rejultaten der bes 
züglichen Gejeggebungen, jelbjt bei der Verjchiedenheit diejer in den Einzel- 
heiten, mit Deutlichfeit zu erjehen jein, daß die jämmtlichen Deutjchen Staaten 
jich der Fürſorge für die Hinterbliebenen ihrer Beamten ſtets mit Eifer und 
Wohlwollen angenommen haben und diejelbe fortgejegt dem Wechjel in den 
Zeitverhältniffen angemejjen auszubilden und zu erweitern beftrebt gewejen find. 


Nachſchrift. 


Der vorſtehende Artikel war bereits in der erſten Hälfte des Jahres 
1892 verfaßt worden. Inzwiſchen haben die im Anfang deſſelben als in 
Ausſicht ſtehend erwähnten geſetzlichen Neuregelungen zunächſt für die freie 
Hanſeſtadt Bremen in dem Geſetz vom 10. Juli 1892 ihren Abſchluß gefunden; 
nach demſelben kommen die Beiträge der Beamten zu der Wittwen- und Waiſen— 
verſorgung, welche letztere der Staat als ſeine Pflicht ganz übernommen hat, 
in Wegfall und iſt die Wittwenpenſion auf ein Drittel des Ruhegehalts, zu 
welchen der verſtorbene Beamte berechtigt geweſen iſt, beziehungsweiſe bei Pen— 
ſionirung am Todestage berechtigt geweſen ſein würde, unter Feſtſetzung einer 
Minimal- und Maximalgrenze (160.4 und 1600.4) erhöht worden; Waiſen— 
penſion nur bei Wegfall der Wittwenpenſion, für ein Kind die Hälfte dieſer, 
für mehrere Kinder getheilt die ganze. Für das Königreich Sachſen iſt die er— 
wähnte Erhöhung der Wittwen- und Waiſenpenſion in der Weiſe, wie ſie von 
der Landesregierung in Vorſchlag gebracht worden, durch das Geſetz vom 
16. April 1892 zur Einführung gelangt; es jind dementiprechend die Wittwen- 
penjionen bis zu 600 .%, die Dalbwailenpenjionen bis zn 120 .# und Die 
Sanzwaiienpenjionen bis zu 180 .# um 12,5°/,, die Wittiwenpenfionen von 
600 .# bis 1200 M, die Dalbwaiienpenfionen von 120.4 bis 240 .£ und 
die Ganzwaijenpenfionen von 180 .4 bis zu 360 .# um 10°/,, und endlich 
die Wittivenpenfionen von mehr als 1200 .4, die Halbwaijenpenfionen von 
mehr als 240 .Z und die Ganzwaijenpenfionen von mehr als 360 . um 
7,5°/, aufgebejjert worden. Im Herzogthum Braunſchweig find die eingeleiteten 
Abänderungsverhandlungen vorläufig dadurch zum Stillitand gefommen, daß 
die Landesverjammlung die Vorjchläge der Regierung wegen einer theilweijen 
Aufhebung der Beitragspflicht dev Beamten abgelehnt hat. Das Großherzog 
thum Sachjen-Coburg-Gotha und die freie und Hanſeſtadt Lübeck haben die 
bezüglichen Verhandlungen noch nicht zu Ende geführt. 


Miszellen. 


Bureaus für Arbeitsſtatiſtik. Die Sozialgeſetzgebung, welche die Lohn— 
arbeiter vor der zermalmenden Gewalt der „Naturgeſetze“ der modernen Volks— 
wirtbichaft ſchützen will, bedarf theils zu ihrer Ausführung, theils zur Beobachtung 
der Objekte, auf die fie fich richtet oder richten joll, Spezialorgane. Solche find 
die Gewerbe= (Fabrik-) Injpeftoren, die ſich auch bei uns eingebürgert haben, die 
Bureaus für Arbeitstatijtif, die in einer Anzahl auswärtiger Staaten eingerichtet 
iind, und die Arbeitsämter, die jowohl der jtatiftischen Beobachtung als der Auf- 
iht dienen follen, die wohl zuerit von ©. von Schönberg in feiner 1871 er— 
ihienenen Schrift: „Arbeitsämter eine Aufgabe des Deutjchen Reichs“ und jeitdem 
auch von anderen Seiten gefordert, aber bisher nirgends in's Leben getreten 
iind. Wie weit lebtere wünjchenswertd und überhaupt möglich, bleibe dahin- 
geitelltz auch über die zuerit erwähnte Einrichtung, die Gewerbe-Inſpektion, joll 
hier nicht gefprochen werden; wir wollen nur die ziweitgenannte Art von Spezials 
organen, Die für die jtatiftiiche Beobachtung der Arbeiterverhältniffe in verjchiedenen 
Staaten bejtehenden Anjtalten, jEizziven. 

Die älteſten und befannteften Inſtitute für Arbeitsjtatijtif find die in den 
Staaten der amerikaniſchen Union jeit 1869 — das ältejte iſt Mafjachufets 
— gejchaffenen. Sie führen den Namen „bureau of labor-statisties‘‘ oder 
einen ähnlichen, und es giebt deren jept in 21 Einzeljtaaten. Zum Theil geht 
ihr Zweck weiter als auf Sammlung von Statiftifen über die Verhältnifje der 
Lohnarbeiter, und ſowohl die Mittel, die ihnen zu Gebote jtehen, wie die Art, 
in der jie ihre Aufgaben erfüllen, ſind vecht ungfeih. Da diejfe einzeljtaatlichen 
Einrihtungen eine gleichmäßige Ausbreitung über die Union nicht gewinnen und 
ein Zuſammenwirken nicht erzielen fonnten, wurde im Jahre 1885 von der 
Bundesregierung in Wajhington ein Arbeitsbureau für die Vereinigten Staaten 
gegründet, das im Jahre 1888 zu einer Gentralbehörde auch dem Range nad), 
den Departement of Labor, erhoben wurde. Dieſes hat nad) dem Geſetz 
vom 13. Juni 1888 die Aufgabe: „unter der Bevölferung der Vereinigten 
Staaten nüßliche Erfundigungen einzuziehen und zu verbreiten, die mit der Arbeit, 
im allgemeinjten und umfafjenditen Sinne des Worts, in Zufanımenhang jtchen, 
insbejondere aber in deren Beziehung zu Napital, Arbeitszeit, Verdienſt der männ- 
lihen und weiblichen Arbeiter und über die Mittel der materiellen, jozialen, 
geiftigen und fittlihen Wohlfahrt der lehteren“. Die Vorjtände des Yabor- 
Department und der Bureaus der einzelnen Staaten halten Jahresfonferenzen 
zu gegenjeitiger Anregung und Förderung ab. 

In England iſt im Jahre 1886 ein Yabour-Bureau als Zweig des Board 
of Trade (Handel3amts) errichtet worden, und ihm wurden folgende Aufgaben 
zugewieſen: 1. Parjtellung der Arbeitslöhne in den legten 50 oder 60 Jahren 
auf Grund von Barlanents= Blaubüchern und anderen Quellen, 2. Ergänzung 
diefer Statiftif durch eine ähnliche fremdländische Yohnstatiitif aus den zu Gebote 
itehenden Materialien, 3. Zujammenjtellung einer Statiftif über die Lebenslage 
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der arbeitenden Klaſſen, 4. weitere genauere Erhebungen über Lohn, Arbeitszeit, 
Arbeitögelegenheit und das Verhältniß, in welchen die Arbeiter an den ver- 
ſchiedenen Lohnjägen partizipiven, 5. Statijtif der Preiſe und der Lebensfojten 
in= und außerhalb Englands. 

Eine eigenthümliche Entwidelung hat in der Schweiz die Organijation der 
Arbeitsjtatiftif genommen. Dort it im Jahre 1887 vom Schweizeriihen Arbeiter- 
bunde ein „Arbeiter-Sekretariat“ errichtet worden, für das aus der Kaffe der 
Eidgenofjenjchaft ein Geldzujchuß geleiitet wird und dem gewiſſe öffentliche Be— 
fugniſſe beigelegt jind. Als feine Aufgabe it „die Unterſuchung der Arbeiter: 
verhältnifje und die „amtliche Vertretung der Arbeiterinterefjen bei Geſetzgebungs— 
und Verwaltungsfragen“ bezeichnet; es it aljo bier jchon ein Schritt nad) der 
Richtung eines „Arbeits-Amts“ hin gemacht. 

Die jüngjte Einrichtung auf diefem Gebiete it das Office du travail in 
Frankreich, das duch das Geſetz von 21. Juli dieſes Jahres in's Leben 
gerufen ijt. Seine Aufgabe ijt folgendermaßen umfchrieben: Informationen betreffs 
der Arbeit zu jammeln und zu veröffentlichen, namentlich in Betreffe der Lage 
und Entiwidlung der Produktion, der Arbeitsorganijation, der Entlohnung der 
Arbeit, ihrer Beziehung zum Kapital, der Lage der Arbeiter; Vergleihung des 
Standes der Arbeit in Frankreich und im Auslande; ferner, alle ihm vom Mintjter 
für Handel und Gewerbe aufgetragenen, in dieſes Gebiet einjchlagenden Arbeiten 
auszuführen. Das Amt hat einen „Service central‘ und einen „service 
exterieur‘‘, leßteren, um dur Kommiſſare Erhebungen an Ort und Stelle 
zu machen. 

Neuerdings it in Italien der Deputirtenfanıner von dem Abg. Buglieje 
ein Antrag auf Schaffung eines Bureaus für Arbeitsitatiitif eingereicht worden, 
in dem auch die Horderung enthalten it, daß lokale, gemeindliche Unterämter einzurichten 
jeien, die für das Centralamt die erforderlichen Daten zu jammeln haben. (R.=Anz.) 


Franzöſiſche Handelsfammern im Ausland. Das Inſtitut der Handels: 
fammern im Ausland, weldhes auch in Deutjchland als ein wirkſames Mittel zur 
Förderung des Exports wiederholt empfohlen worden iſt, hat feine umfaſſendſte 
practijche Anwendung in Frankreich gefunden. Es dürfte von Intereſſe jein, 
nach den Meittheilungen des „„Journal des chambres de Commerce“ einen 
furzen ſtatiſtiſchen Ueberblid über die franzöſiſche Organifation zu geben: 

Zur Zeit befigen 18 verjchiedene Länder franzöfische Handelskammern, nämlich 
England, Belgien, Brafilien, Canada, Chile, Cuba, Aegypten, Spanien, Griechen— 
land, Italien, Mexiko, Holland, Peru, Portugal, Argentinien, die Türkei, Uruguay 
und Benezuela. Auf der Injel Mauritius umd in Paraguay gibt es jog. Con: 
jultativeComites. In den eritgenannten Ländern bejtehen im Ganzen 23 Kammern, 
welche in folgenden Plätzen etablirt find: London, Brüſſel, Charleroi, Nio, 
Montreal, Santiago, Habana, Nlerandria, Barcelona, Valencia, Athen, Mailand, 
Rom, Meriko, Amjterdam (mit Filialen in Rotterdam und Haag), Lima, Liljabon, 
Buenos Aires, Nojario, Konjtantinopel, Smyrna, Montevideo und Caracas. Die 
Eonjultativ-Eomites haben ihren Sitz in Port-Louis und Aſſumcion. 

Die Mitglieder der Handelsfammern theilen ſich in ſolche, welche am Sitz 
derjelben leben und jolche, welche vom Mutterland aus die Ziele der Organijation 
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unterjtügen. Von letzteren abgejehen, it der Mitgliederjtand der vorhin er: 
wähnten Handelskammern folgender: London 53, Brüfjel 95, Charleroi 37, Rio 
de Janeiro 104, Montreal 25, Habana 37, Alexandria 76, Barcelona 51, 
Valencia 40, Athen 57, Mailand 79, Rom 36, Mexico 52, Amjterdam 60, 
Lima 25, Lifjabon 35, Buenos Aires 90, Nojario 41, SKonjtantinopel 99, 
Smyrna 48, Montevideo 84. Das Confultativ-Comite in Port-Louis hat 29 
und in Aſſumcion 30 rejidirende Mitglieder. 


Die Mitglieder beiträge jind nicht von allen Pläten befannt. Im Uebrigen 
bewegen ſich diejelben zwijchen 10 und 30 Fred. Einen höheren Mitglieder: 
beitrag hat London (52 Fre3.) und Alerandria (100 Fre.) 

Außer den freiwilligen Mitgliederbeiträgen jind die Handelskammern im 
Ausland mit ihrem Bydget noch auf Subventionen des Heimatsjtaates angewiejen. 
Die geringen Beträge dieſer Subventionen jind Gegenjtand häufiger Kritik von 
Seite der Handelsfammern jelbjt, wie der Abgeordnetenfanmer und der Preſſe 
in Sranfreich gewejen. Wir jtellen im Folgenden die Summen, welche von der 
jranzöfiichen Regierung nach dem letzten Budget als Subvention geleistet werden, 
und Diejenigen, welche die betreffenden Handelskammern oder Eonjultativ-Comites 
für nothwendig erachten, nebeneinander: 


bewilligte geforderte 
Subvention Subvention 

Fres. Fres. 
London Be er — 10,000 
RICHBE.: : ©, u: wa 81300 3000 
EHarlervi . - . 2 2 2.2.2 20.3000 5000 
Rio de Jane . . 2: 2 200m 3000 
Monte -» . » 2 2 820.500 3000 
Santigo . 2» 2 222002020. .1000 — 
Habang.. 2 2 22.500 2000 
Alerandria » 2» 2 2 2 41300 5000 
Boreelona : - © = 2 0 2.2... 3000 
Balenca -. © > 2 2 2 2 2 22.500 3000 
Aihen 410000 3000 
Port Louiss.. — 1000 
Mailand.. 109000 10,000 
BEOEE e v — 4000 
WRBEIED: Ca 8 00 rc — 3000 
lumelet . 4 2. — 1200 
Amfterdam - » >: 2: 2 2 — 3000 
Lima... 500 2000 
Sillabon - . 2» 2 2 2.2.2020. 1000 5000 
Buenos Aid . 2 2 2 2.2.20 3000 3000 
mare. = wi ea OO 3000 
Konftantinopel . 0.3000 10,000 
. Smyrna . — 2000 
Montevideo2000 3000 


Alle dieſe Handelskammern im Ausland bleiben in fortwährender Fühlung 
nit dem Mutterland, und geben durch Berichte an die Negierung oder an andere 
Handeläfammern, Winke fir den Handel. Monatliche oder halbmonatliche Bulletins 
werden herausgegeben von den Handelsfammern in Brüfjel, Rio de Janeiro, 
Montreal, Barcelona, Mailand, Afjumcion, Buenos Mires, Nonjtantinopel und 
Montevideo. Außerdem bilden die Handelsfammern auch einen Gentralpunft für 
unentgeltliche Beantwortung gejchäftlicher Anfragen. Einzelne derjelben entwideln 
noch eine weitere Thätigfeit um den franzöftichen Exrporthandel zu unterjtügen. 
So jandte die Kammer in Charleroi im Jahre 1890 nicht weniger als 12,000 
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Proben von Waaren und Producten nach Haufe zur Circulation in den interefjirten 
Diftrieten Frankreichs und die Handelsfammer in Konjtantinopel. empfing im 
Jahre 1890 1448 Briefe, beförderte 1902, ertheilte 1178 Auskünfte in Handels- 
jahen und verichaffte 45 Firmen auf Verlangen Agenten. 

Die weit verbreitete Organijation der franzöfifchen Handelsfanımern im Aus— 
fand iſt nicht auf einmal entitanden. Im fernen Lima wurde die erſte Handels- 
fanımer im Jahre 1878 etablirt, und vier Jahre vergingen, bis (1882) Die 
zweite Handelsfammer in Montevideo gegründet wurde. Ceitdem hat jedes Jahr, 
mit Ausnahme von 1890, eine Zunahme der ausländiihen Handelsfammern 
jtattgefunden. Im Jahre 1882 wurden die Kammern in London und Alerandria 
gegründet, 1884 die von Carleroi, Buenos Aires und Konjtantinopel, 1885 die 
in Brüfjel, Valencia, Athen, Mailand, Amjterdam, Liffabon und NRojario, 1886 
die in Rio de Janeiro, Montreal, Habana, Barcelona und Caracas, 1887 das 
Gomite in Port Louis und die Kammer in Mexico, 1888 die Kammer in 
Santiago, 1889 die in Smyrna, 1891 in Rom und das Confultativ-Komite 
von Aſſumceion. Die genannten Kammern bejtehen noch heute. Dagegen find 
die Handelsfammern, welche in Port:Said, Valparaiſo und Gala gegründet 
worden waren, und das Gonfultativ-Comite in Tamatave aus Mangel an Mitteln 
wieder eingegangen. 

Bemerfenswerth it, daß das Drgan der britischen Handelsfammern, das 
Chamber of commerce journal, in einem ausführlihen Artikel die Zunahme 
und die Erfolge der franzöjiihen Handelsfammern im Ausland beſpricht und die 
Nothwendigkeit betont, daß England, welches bisher nur eine Handelsfammer in 
Paris und Konjtantinopel befige, dem franzöjiihen Beifpiel folgen müſſe. Das 
britiiche Blatt hält die Schaffung von Handelsfammern im Ausland durchaus 
nicht für eine Spielerei, jondern erwartet jehr reellen Nuten hievon, und warnt 
die britifchen Kaufleute, jich nicht dur das thätige Vorgehen anderer Staaten 
auf dieſem Gebiet überflügeln zu lafjen. (Allg. Btg.) 


Die Zölle und Steuern 
lowie die verteagsmäßigen answärtigen Kandelsbeziehungen 


des Deutſchen Reiches 


zum vierten Male bearbeitet 
von 


2. Schr. v. Auffeh, 
tal. bayer. Oberregierungsrath und kaiſerl. Neichsbevollmächtigter für Zölle und Steuern 
der Provinz Brandenburg und für Berlin. 


Vorwort. Wenn ih es zum vierten Male unternehme, eine Wearbeitung der 
deutichen Zoll- und Steuergeleggebung nebit den Zoll- und Handelsverträgen des Deutichen 
Reiches zu veröffentlichen, To geichieht e$ mit dem Bewußtſein, dab es das letzte Mal fein 
wird, da nach dem Ablaufe einer neuen Periode wohl mein Alter mir eine derartige Arbeit 
nicht mehr geitatten wird. Tiefe Auflage war aber nothwendig geworden, weil jeit der legten 
Bearbeitung im Jahre 1885 ein großer Umſchwung und vielfache Veränderungen in der Zoll: 
und Steuergeiehgebung, ſowie in den vertragsmäßigen auswärtigen Handelsbeziehungen 
Teutichlands eingetreten find, welche nachzutragen waren, und wofür der gegenwärtige Zeit- 
punkt deshalb günstig war, weil größere und grundlägliche Aenderungen wohl für einige Zeit 
ausgeichloiten fein dürften. 

Berlin, im Tezember 1892. 


I. Abſchnitt. 
Geſchichtliche Einleitung.) 
1. Vorgeſchichte. 


Das alte Deutjche Neich bot, wie auf politischem Gebiet, jo auch in feinem 
Bollweien ein Bild äußerſter Zeriplitterung dar. Hielten die Kaiſer auch prin- 
zipiell daran feſt, daß die Errichtung von Zollitätten ein Ausflug der faijer: 
lichen Machtvollfonmenbeit jei und dab daher ohne Erlaubnig von Kaijer und 
Reich Zölle nicht erhoben werden durften, jo ging doch thatjächlich mit der 
zunehmenden Schwächung der faijerlichen Gewalt das Zollwejen in die Hände 
der geijtlichen und weltlichen Landesherren über, welche wetteiferten, jich durch 
die Errichtung von Zolljtätten eine ergiebige Einnahmequelle zu jchaffen. Rhein, 
Donau und Elbe wurden mit Zöllen belegt. Auch viele Städte erwarben für 
ſich Zollrechte. So breitete jich ein dichtes Netz von Zolllinien über das 
Deutiche Reich aus. Der Zollpladereien waren unzählige. Die Klagen über 
Hemmungen umd Beläjtigungen des Verkehrs fanden nur vereinzelte Abhülfe. 

Die Zölle gelangten theils in der Geſtalt von Durchgangszöllen, theils 
als Marktzoll oder als Weg: oder Brüdenzoll zur Erhebung. 


) Ranke, „bilt.:polit. Zeitjchrift“, Bo. II, 1833—36. — Falke, „Die Gefchichte des 
Deutichen Bollweiens“ 1862. — Aegidi, „Aus der Vorzeit des Deutichen Zollvereins“, 
amburg 1865. — v. Feitenberg Padiih, „Tie Seichichte des HZollvereins”, Leipzig 
1869. — Weber, „Der Deutiche Zollverein“, Leipzig 1872. — Preußiſche Jahrbücher 1872 
(Okt.-Des.-Heft). 
Annalen dei Deut.sien Reicht, 1893. 11 
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Im Jahre 1522 machte Kaijer Karl V. auf dem Reichstage zu Nürnberg 
den Verſuch zur Einführung eines Reichs-Grenzzolles. Von der Ungariſch— 
Deutjchen Grenze an durch die Alpen bis an die Schweiz, dann den Rhein 
hinunter bis an die Mündung, von bier an den Deutſchen Meeresküſten bis 
nach Danzig und Königsberg jollte eine Zolllinie gezogen werden. Als haupt- 
jächlichite Zollitätten wurden projeftirt: im Südojten Wien, Nifolsburg, Graz, 
Villach); im Süden Injprud, Trient oder Brunneggen, Feldkirch, Chur, Thann, 
Dapien, Ottmersheim; im Weiten Straßburg, Mes, Saarbrüd, Speier, Köln, 
Trier, Aachen; weiter hinab Utrecht, Antiverpen, Bergenopzoom, Brügge; an 
den Deutichen Meeren Hamburg, Lübeck, Nojtod, Straliund, Greifswald, 
Stettin, Danzig, Königsberg; gegen Nord-Dften Kolberg, Frankfurt a/D., 
Wettichau. Von allen Gütern, die bei diejen Zollftätten ein- oder ausgingen, 
jollten von 100 fl. Werth 4 fl. erhoben werden, mit Ausnahme von Getreide, 
Wein, Pferden, Schlachtvieh, Salz, Käſe, Bier und allen für den Gebrauch 
des gemeinen Mannes unentbehrlichen Nahrungsmitteln. Der Ertrag des Zolles, 
der den Namen führen ſollte: „Römiſch-Kaiſerlicher Majeſtät und des heiligen 
Neichs gemeiner Stände Zoll” war zur Unterhaltung des Kaiſerlichen Regiments 
und des Kammergerichts beſtimmt. Die Kurfürſten und Fürſten waren dem 
Plane nicht abgeneigt. Aber er ſcheiterte an dem beharrlichen Widerſpruch 
der Städte, welche in dieſem Reichszolle nur eine neue Beſchwerung neben den 
alten Laſten erblickten. Freilich war von der Aufhebung von Binnen-Mauthen 
und Zöllen nach Errichtung der Neichs-Zolllinie in dem Plane nicht die Rede. 

Im Sichzehnten Jahrhundert begann in den größeren Territorien ein 
Grenzzollſyſtem, verbunden mit verjchiedenen Ein- und Ausfuhrverboten, ſowie 
Abgaben, welche auf den Verbrauch fremder Waaren gelegt wurden; jo in 
Dejterreih, Kurſachſen, Bayern und Brandenburg. Handelte es ich früher 
lediglich um die Verfolgung finanzieller Zwecke, jo zeigt ji von nun am zus 
glei) das Befireben, durch Einfuhr: und Ausfuhrverbote, ſowie durch hohe 
Hölle die inländische Gewerbjamfeit zu jchügen. Erflärlich ift, daß derartige 
Berbote und Beichränfungen zu Netorfionsmahregeln Scitens der benachbarten 
Deutjchen Länder führten. Der Zollkrieg zwijchen Preußen und Kurſachſen 
dauerte fait Durch das ganze achtzchnte Jahrhundert. Im mittleren und 
wejtlichen Deutjchland war bei der Zerklüftung der durcheinander liegenden 
Territorien die Durchführung eines Grenzzollſyſtems unmöglich; es blieb hier 
das Zollweſen ziemlich in den Zuſtänden und Formen, wie ſie im Mittelalter 
beſtanden hatten. 

Zwar hatten Bayern 1807, Württemberg 1808 und Baden 1812 ihre 
Binnenzölle aufgehoben umd Örenzzölle eingerichtet, aber in Preußens alten 
Provinzen gab es allein noch 60 verichiedene Zoll und Acciſe Tarife und 
jeder der übrigen norddeutichen Staaten hatte jeine befondere Zoll: und Steuer: 
verfafjung und Schlagbänme. 

In der Bedrängniß der Kriege mit Frankreich und den Zeiten der Kon— 
tinentalſperre war an eine Beſſerung des Zollweſens in Deutſchland nicht zu 
denken Auch der Pariſer Friedensſchluß vom 30. Mai 1814 führte keine 
weſentlichen Aenderungen auf dieſem Gebiete herbei. Eine Beſſerung erſchien 
vielmehr um jo ſchwieriger, weil die Reichsglieder, ſoweit fie die gewaltige 
Umwälzung überlebt, jtaatsrechtlich vollftändige Souverenität erworben hatten 
und eifrig auf deren Aufrechterhaltung bedacht waren. 

Was die Yage des Deutjchen Handels, der Induftrie und Landwirth— 
haft in jener Zeit bejonders jchlimm machte, war die Wleberproduftion, wozu 
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ich die Engliſche Induſtrie in den eriten Friedensjahren hinreigen ließ und 
das Streben derjelben, ihre Produfte auf den Deutjchen Markt zu werfen, 
wodurd) ein großer und in jeder Beziehung jchädlich wirfender Schmuggel- 
Verfehr entitand. Außerdem wurden dieje Mißſtände noch durch die Englitähen 
Korngeſetze vergrößert, welche die natürlichite Bezahlung der Englischen Fabrifate 
durch Produkte Deuticher Landwirtbichaft binderten. 

Was war natürlicher, als daß eine Verfammlung von Handelsleuten und 
sabrifanten ım Sabre 1816 fich mit einer Denkſchrift an den Bundestag 
wendete, um Abhülfe zu erhalten, daß aber außerdem durch die Prefje die 
Nothwendigfeit eines Schußes gegen das Englische Uebergewicht und die Noth- 
wendigfeit der Bejeitigung der Zollichranfen im Innern Deutjchlands hervor: 
gehoben wurde. 

Allerdings famen bei den Verhandlungen über die Feititellung der Deutichen 
Bundesverfaflung auch die Zollverhältniife zur Sprache und wurde von Preußen 
der Vorjchlag gemacht, die gefammte Deutjche Zollverwaltung dem Bunde zu 
überweiſen. Der Vorſchlag Fand indeſſen entjchiedenen Widerjpruch und Die 
Frucht der Verhandlungen war nur der Artikel 19 der Deutjchen Bundesafte 
vom 8. Juni 1815, wonach die Bundesglieder fich vorbebielten, bei der erjten 
Zujammenfunft der Bundesverfammlung im Frankfurt wegen des Handels 
und Verkehrs zwijchen den verjchiedenen Bıundesjtaaten in Berathung zu treten. 
Dieje Berathung fand im Jahre 1817 ſtatt. Aber nicht einmal über den von 
Württemberg geitellten Antrag, den zwiſchen den einzelnen Bundesländern 
geiperrten oder jehr erjchwerten Verkehr mit Getreide und Schlachtvich überall 
im Binde freizugeben, fonnte man ſich einigen. Trotz erneuter Anregung im 
folgenden Jahre blieb die Sache beim Bundestage auf ſich beruhen. Die Ver- 
taflung des Bundes wie die Verhältniffe der einzelnen Bundesjtaaten jchienen 
ein Bundeszolhveien unmöglich zu machen. 

Weder der Bundestag noch die im Winter 1819/20 eröffneten Miniſter— 
fonferenzen brachten aber die gehoffte Hilfe. 

Unterdejjen hatte auch Preußen für jich die Verbeſſerung der Zollverhält- 
nie begonnen und am 26. Mai 1818 ein Geſetz über die Zoll und Ber: 
brauchsiteuer von ausländischen Waaren und über den Verkehr zwiſchen den 
Provinzen des Staates erlaſſen, welches mit 1. Januar 1819 ins Leben 
trat und das ganze Zoll und Handelswejen gründlich umgejtaltete. Alle noch 
vorhandenen Binnenzölle wie die bisherige Aecife von fremden Waaren wurde 
hiedurch aufgehoben, die Zolllinie an die Grenze verlegt und ein allgemeiner» 
Grenzzolltarif feſtgeſetzt. 

Als nunmehr der Verſuch gemacht wurde, von Bundeswegen einen Zoll— 
verein zu gründen, ſo widerſetzte ſich gerade Preußen am ſtärkſten und erklärte, 
daß nur Separatverhandlungen zwiſchen den Bundesgliedern zum Ziele führen 
könnten, da über Rechte, welche einzelne Bundesglieder aus einer anderen 
Quelle herleiten, als aus der Bundesakte, niemals eine Entſcheidung von 
Bundeswegen getroffen werden dürfe.“) 

Nachdem auch auf den Wiener Konferenzen die Anſicht durchgedrungen 
war, daß alle materiellen Intereſſen vom Bundestage auszuſchließen ſeien, 


Geſetzſamml. von 1818 ©.65 fi. — v. Feſtenberg-Packiſch a.a. O. ©. 124 ft. 
— Weber a. a. O. S. 4 fi. 

Aegidi, „Aus der Vorzeit des Zollvereins“ S. 35 und 86; v. Feſtenberg 
a. a. O. S. 161 ff. 
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wurde am 19. Mai 1820 zwijchen Bayern, Württemberg, Baden, dem Groß— 
herzogthum Helfen und Sachen, den herzoglich Sächjiichen Häuſern, Nafjau 
und den Fürſtenthümern Neuß eine Konvention abgejchloffen, wodurch jich 
diefelben verpflichteten, binnen 3 Monaten in Darmjtadt Bevollmächtigte zus 
jammentreten zu lafjen, um dort den Abſchluß eines die jämmtlichen pazis- 
zivenden Staaten bindenden Vertrages auf bereits vereinbarten Grundlagen zu 
berathen.') 

Dieje Verhandlungen, welche jich von 1820 bis 1823 hinauszogen, ver: 
liefen obne Nejultat; ebenjo auch weitere Verhandlungen, welche von 1823 
bis 1825 in Stuttgart jtattfanden,?) bis endlich mach langen Unterhandlungen 
zwiſchen Bayern und Württemberg am 18. Januar 1828 ein Zollvereinigungs: 
vertrag zu Stande fam, dem ſich im Herbite 1828 die Hohenzollern’schen 
Fürftenthümer anjchlofjen, jo dal mit 1. Januar 1829 die vertragsmäßigen 
Beitimmungen vollitändig in's Leben treten fonnten.°) Unterdeſſen war auch 
Preußen nicht unthätig gewejen und hatte es durch verschiedene Verträge dahin 
gebracht, dab ſich Schwarzburg = Sondershanjen, Schwarzburg = Rudolitadt, 
Sachſen Weimar-Eiſenach, Lippe und Medtenburg-Schwerim*) bezüglich jeiner 
vom Preußiſchen Territorium umgebenen Gebietstheile dem Preußiſchen Zoll: 
und Steuerſyſtem anſchloſſen, und denſelben nach langem Sträuben auch An— 
halt Köthen durch einen Vertrag am 17. Juli 1828) folgte. 

Während auf diefe Weiſe Preußen nur langjam und unter jchiweren 
Kämpfen durch Zollanſchluß- (micht HYollvereinigungs:) Verträge ®) zu einer 
theilweiſen Arrondirung jener Zollgrenze, ſowie zur feiteren Begründung jeines 
Syſtems gelangte, hatte die Idee einer größeren, allgemeinen Zoll veremigung 
im Norden geringe Fortſchritte gemacht. 

Wenn auch in Preußen der Gedanke einer größeren Zolleinigung vor— 
handen war, jo erſchien ſie damals dem maßgebenden Kreiſen bei dem Ueber— 
gewichte der Preußiſchen Verwaltung doch wohl immer als ein Anſchluß an 
dieſe und dachte damals ſicher Niemand an eine Zollvereinigung mit allſeitiger 
gleicher Berechtigung, mit unabhängiger eigener Verwaltung und gänzlicher 
Wahrung der Einzelrechte, ſoweit fie bei der notwendigen Einheit und dem 
gemeinjamen Intereſſe bejtchen konnten.) 

Erjt durch den Abjchluß des Zollvereinigumgsvertrages mit dem der ton: 
vention vom 19. Mai 1820 untreu gewordenen Sroßberzogthum Helfen vom 
14. Februar 1523 hatte Preußen gezeigt, daß es unter Umjtänden auch der: 
*artige Verträge abzujchliegen bereit jet und hatte mit demjelben den Grund 


v. Feſtenberg a. a. ©. S. 174 ff. 
© 47: v. Feſtenberg a. a. DO. ©. 176. 
48-51; v. Feſtenberg a. a. O. ©. 178 ff. 
1819, 0. 4. Juni 1822, v. 17. Juni 1823, v. 9./17. Juni 


, MWebera. a. O. 

) Weber a. a. O. 

) Weber a. a.O. 

9 Verträge v. 25. Oft 
1826 und v. 2. Toy. 1826. 
Mebera.a. O. 5.53 -62; v. Feitenberg a. a. O. 5. 169 ff. 

°, Stiche den Unterichted zwiichen Zollanichluß und HYollvereininung in Roſcher's 
Schrift „Zur Gründungsgeſchichte des Zollvereins“, Berlin 1870, 5. 67. Die Anſchlüſſe 
Fleinerer Gebietstheile, welde von dem Gebiete größerer Staaten umſchloſſen find, 
an das Zoll und Dandelsinitem der letzteren begannen icon, wie gezeigt wurde, im Jahre 
1819. Gin Verzeichniß aller dieſer Berträge und der angeicloiienen Landes: 
Eye ihe find im Separat-Artifel I zum offenen Jollvereinigungs-Vertrage v. 22. März 1833 
Bd. 1 der Verträge 5.13 und zulegt im Art. 2 des Zollvereinigungs:Vertrages v. 16. Mai 
1865 Bd. V Der Nerträne S. 43 aufgeitellt. 
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zu einer größeren Zollvereinigung gelegt, die leider erſt nach harten Kämpfen 
im Jahre 1833 zu Stande kommen konnte.) 


Es iſt viel darüber geitritten und gefchrieben worden, wem der Gedanke der Zoll- 
vereinigung, wie fie jpäter im Großen zur Ausführung kam, uriprünglich zuzuichreiben 
wäre. Man bat die Preußiſche Regierung, Staatsmänner, wie Maahen, Eichhorn und Beuth, 
den Badiſchen Staatsmann Nebenius, den Volfswirth gilt Roſcher, a. a. DO. ©. 4 und 
die Bayeriiche Regierung Weber a. a. O. ©. 33), ja ſogar die öffentliche Meinung als 
Väter dieſer Idee bezeichnet und in den Vordergrund geitellt. Mag der eine oder andere 
von den Genannten mehr oder weniger Verdienite hierbei in Anipruch nehmen können, fo 
viel Scheint ficher, daß ohne das Zulammenmwirten der Regierungen, bezw. Staatsmänner mit 
den Gelehrten und der öffentlichen Meinung und ohne das dringende Bedürfniß der Deutichen 
Nation zu einer wirtbichaftlichen Ginigung, weder der Gedanke entitanden, noch feine Durch 
führung je gr ei gewejen wäre. Aehnlich wie bei der Errichtung des Deutichen Reiches 
viele Kräfte zuſammengewirkt haben, um die ichon lange in der Nation lebende dee zur 
Ausführung zu bringen, jo möchte auch bei der Gründung des Zollvereins ein ausſchließ 
liches Recht auf die Autorſchaft keinem allein zuzufprechen fein, ehe weitere Beweiſe hierfür 
vorliegen. Prof. v. Treitichle glaubt zwar durch mehrere in dem 30. Bande der Preuß. 
Jahrbücher von 1872, Heft 4—6, abgedrudten Aufjäge über die „Anfänge des Zollvereins“ 
den Beweis geliefert zu haben, daß die Gründung des Bollvereins Breußens (König Friedrich 
Wilhelm III, Eichhorns, Mo und Maiiens) Verdienit allein jei, dem gegenüber wird 
man aber, ohne die großen Verdienite Preußens um diefe That leugnen zu wollen, Folgendes 
anführen fünnen. 

Der Gedanke einer wirtbihaftlihen Einigung Deutihlands (aljo nicht 
eines Zollvereins nach Preußiichem Mufter) war bereits bei der Gründung des Deutichen 
Bundes vorhanden; dieier Gedanke wurde immer weiter verbreitet und das Bedürfniß einer 
ſolchen Einigung immer fühlbaxer. Verſchieden waren nur die Anſichten darüber, wie dieſer 
Gedanke zur Ausführung zu bringen wäre. Während ein Theil, wie Rebenins (nad) 
Roſcher „our Gründungsgeichichte des Zollvereins“ S.19 ff.) und Lift (defien gejammelte 
—— BD. JS. 36) mit Hilfe des Bundestages und einer, von der Bundesverſammlung 
b ängigen Bentralverwaltung die Sache ins Werk jegen wollten, follte nad) der Anficht der 
Preuß. Staatsmänner dur Verträge der Staaten unter einander eine wirthichaftliche 
Einigung erreicht werden, zugleich aber wollte man biedurch Die vertragichließenden Staaten 
bis zu einem gewiſſen Runtte in das politische und abminiitrative Spitem Preußens ver: 
weben, _was aus der Dentichriftt W. v. Humboldts v. 30. Sept. 1816 (Preuß. Jahrbücher 
1872 S. 417) und aus der Eichhorn'ſchen Inſtruktion v. 25. März 1828 (a. a. O. 5.421 
und 460) deutlich hervorgeht. Das beißt Preußen wollte fein Zollſyſtem mittelit der Ver: 
träge auf die anderen Staaten ausdehnen, wobei eine Preuß. Yentralbehörde den 
Mittelpunft der wirthichaftlichen Einigung bilden jollte (. Preuß. Jahrb. 1872 ©. 447, 
Roiher a. a. O. 5.21, Megidi Wr. 1 der Zeitichrift „Zollverein”). Alle dieie Anſichten 
weichen weſentlich von den Hauptgrundſätzen der ſpäteren Zollvereinsverfaifung ab. Grund- 
prinzipien des Bollvereins enthält jedoch Schon zum Theile die Bunktation, welche der Kon— 
vention zu Grunde lag, die am 19. Mai 1820 zwilchen Bayern, a eg Baden, 
Heflen-Darmitadt, den herzoglich Tächltichen Häufern, Naſſau und den fürjtlich \ eußiſchen 
Häufern abgeichlofien wurde. Außerdem aber find Keime der BZollvereinsorganifation in dem 
jwiichen Bayern und Württemberg am 18. an. 1828 a — ——— Zollvereinsvertrage 
enthalten (Mäheres in Aegidi „Aus der Vorzeit des Zollvereins“ ©. und Weber 
„Geichichte des Zollvereins“ S. 15 u. 51). Uebrigens wurden durch Aue Vertrag erſt 
die Bedenken der Preuß. Regierung beſeitigt und der am 14. Febr. 1828 zwiſchen Preußen 
und Heſſen⸗ Ba — ene Zollvereinsvertrag ermöglicht. S. Roſcher a. a. O. 
©.69.) Daß dieſe beiden Bollvereine zum großen Zollvereine ſich verbanden, it anerkannter: 
maßen das Verdienit einer Süddeutichen Regierung, wie von Treitichle jelbit zugeitanden 
wird (j. Preuß. Jahrb. 1872 S. 548 u. 550). Preußen ließ fich aber bierauf hauptſächlich 
deßhalb ein, um den Mitteldeutichen Sonderbund zu zeritören. Uebrigens ſahen beide Theile 
ein, dab der bisherii ige Zuftand unbaltbar geworden ſei (ſ. Preuß. Jahrb. 1872 ©. 548 u. 648). 

Preußens VBerdienit um die Gründung des großen Zollvereins it bienach, auch 
abgejehen davon, daß bei der Größe und zeritreuten Lage des preußiichen Gebietes jede 
größere Vereinigung deuticher Staaten ohne Preußen unmöglich geweſen wäre, jedenfalls das 
größte, doch wird durd eine Note des Preußiſchen Minitters v. Eichhorn vom 7. Febr. 
1834 an die Gejandtichaft in Darmitadt ausdrücdlich hervorgehoben, daß nicht Preußen, 
fondern der übereinjtimmende Wille der Souveräne den Bollverein ge— 
gründet habe (S. Roſcher a. a. ©. ©. 57 u. Preuß. Jahrb. 1872 S. 669.) 
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Dieje Kämpfe wurden bejonders dadurch hervorgerufen, daß die meijten 
fleineren, noch in feiner Zollvereinigung tehenden, Staaten der Ausdehnung 
des Preußischen Zolliyitems, theils aus Abneigung gegen die Preußiſchen 
Tarif: und VBerwaltungsvorjchriften, theils aus Furcht vor dem überwiegenden 
Einfluffe Preußens und der ihnen drohenden Abhängigkeit widerjtrebten, außer: 
dem aber war von Einfluß, daß die größeren Europäiichen Staaten, wie 
Dejterreich, England und Frankreich mit Ungunſt die Ausbreitung des Breuß- 
ischen Zolliyitems und Einfluſſes betrachteten und größere politiiche Abjichten 
daber vermutheten. 

Alle dieje Elemente vereinigten fich in dem Bejtreben, jeden größeren all 
gemeinen Zollverband in Deutjchland zu verhindern und deshalb zwiſchen 
dem jüdlichen und nördlichem Verein ein Mittelglied einzufchieben, das nicht 
blos deren Bereinigung hindern, jondern auch) die bisherige Zeriſſenheit und 
Abſonderung in eine gewiſſe Form von einiger Dauer bringen ſollte.) 

Den Ausdrud diejer Beitrebungen bildete die am 21. Mai 1828 zwijchen 

annover, Kurheſſen, Sachſen, den Sächjiichen Fürjtenthümern, VBraunjchweig, 
taffau, den Schwarzburgischen und Reußiſchen Häuſern und den freien 
Städten Frankfurt und Bremen abgejchlojjene Prälimenar:Ktonvention, wonach 
ji diefe Staaten auf Grund des Artifel 19 der Bundesafte verpflichteten, 
während der mächjten drei Jahre feinem fremden Zollverbande einjeitig bei— 
zutreten, ihre Tranſitabgaben während diejer Zeit nicht zu erhöhen und bie 
zum 15. Auguſt 18283 nach Kafjel Kommiljarien zu weiteren Verhandlungen 
abzuordnen. Das Reſultat diejer VBerhandlungen war ein auf 6 Jahre ge- 
ichloffener Vertrag vom 24. September 1828,?) der jedod) außer den erwähnten 
Berabredungen kaum irgend eine Beltimmung von allgemeiner Bedeutung 
enthielt.?) 

Auch die Sächfishen, Schwarzenburgiichen Häuſer vereinigten ſich am 
29. September 1828 zu einer induftriellen und kommerziellen Gemeinschaft, 
welche den Namen einer Zollvereinigung ebenfalls nicht verdiente. 

Beide Verträge waren jedoch nicht von langer Dauer, denn am 9. De 
zember 1829 und am 11. Februar 1831 jchlojjen das Fürftenthum Neuß 
und Sachjen-Weimar Hollverträge mit Preußen nnd am 25. Auguſt 1831 
folgte Kurheſſen, das jich mit Preußen und Heljen-Darmjtadt zu einem Zoll- 
vereine verband.*) 

Hierdurch) war der mitteldeutiche Verein zeriprengt, die Möglichkeit zu 
einer Zolleinigung zwiichen dem Süden und Norden Deutjchlands bedeutend 
vergrößert und in den Vordergrund getreten. Außerdem war man in Bayern 
und Württemberg immer mehr zu der Ueberzeugung gelangt, daß das ſüd— 
deutjche Zollgebiet, weder im finanzieller, noch in wirtbichaftlicher Beziehung 
genüge, zumal Baden zum Beitritte nicht zu bewegen war.®) Unter dieſen 


) Weber a. a. O. ©. 65 ff. 

Im Jahre 1829 wurde derjelbe bis 1841 verlängert. 

) Weber a. a. O. S. 68 ff.; v. Feſtenberg a. a. O. S. 179 ff. 

Der Eimbecker Zollvertrag v. 27. Mai 1830 wiſchen Hannover, Kurheſſen, Olden— 
burg und — fam nie zur Ausführung. Die Bejchwerde Hannovers, Braun: 
ichweigs, Olbenburns, 9 taflaus, Frankfurts und Bremens beim Bundestage wegen *5* 
des Vertrages v_ 24. Sept. 1828 durch Kurheſſen u. A. hatte keinen Erfolg. (v J tem: 
berg a. a. D. ©. 181 ff.; Weber a. a. ©. ©. 84 ff.; Preuß. Yahrb. 1872 Dez. ©. 676.) 

5, Weber Badens fog. negative Verdienite um den "großen Bollverein ſ. Rofcher „Zur 
ee des Sollpereins” | S. 25 fi; Weber a.a.d©. ©. 119 ff.; Preuß. Yabrb. 
1 De. ©. 6 
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Umjtänden wurde zu Anfang des Jahres 1829 durch die im Einverjtändnif 
von Bayern und Württemberg erfolgte Abordnung des Frhr. dv. Cotta der 
Verſuch gemacht, eine Annäherung an den Norddeutſchen Verein berbeizu- 
rühren, welche bald zu dem Nejultate führte, daß am 9. März 1829 Ver— 
handlungen in Berlin begannen, welche bereit3 am 20. März ſoweit gediehen 
waren, daß den Bayerijch- Württembergiichen Abgeordneten der Entwurf zu einem 
Haupt- und Separat:VBertrage nebjt erläuternden Beilagen übergeben werden 
fonnte. 

Auf Grund diejer Entwürfe fanden weitere Verhandlungen itatt, welche 
am 27. Mai 1829 mit einem Zollvertrage geſchloſſen wurden, deſſen Ratifi— 
kationen am 15. Juli bereits ausgewechſelt wurden.) Dieſer Vertrag, durch 
den ein großer Fortſchritt zur Zolleinigung gemacht wurde, war unverfennbar 
der Vorläufer und Keim zu einer noch innigeren SZollvereinigung; denn 
abgejehen davon, daß jich beide Vereine erhebliche Zollerleichterungen zuge 
jtanden, verpflichteten jie jich auch, ihre Zoll-Syſteme immer mehr in Ueber- 
einjtimmung zu bringen und durch Bevollmächtigte jährlich einmal die Mittel 
zur Bereftigung und Erweiterung diejes Vertrages zu berathen. 

Leider blieb damals noch die Öffentliche Meinung hinter der Einficht der 
Regierungen zurüd, und wurden auch die bei Bildung des mitteldeutjchen 
Bereins thätigen Elemente wachgerufen. Jedoch umſonſt. 

Die unverkennbar großen Vortheile dieſes Vertrages hatten, wie bereits 
erwähnt, bald das Fürſtenthum Reuß und Sachſen-Weimar, ſowie Kurheſſen 
zum Abſchluſſe von Zollverträgen mit Preußen veranlaßt; es war aber auch 
das Königreich Sachjen im Auguſt 1830 mit dahin gehenden Vorſchlägen 
bervorgetreten, welche jedoch aus mehreren Gründen erjt jpäter zu einem 
Rejultate führen fonnten.?) Inzwiſchen wurden die Verhandlungen wegen 
volljtändiger Zolleinigung zwijchen dem Preußiſch-Heſſiſchen und Bayeriſch— 
Württembergijchen Bereine unumterbrochen fortgejegt und ſchon am 15. Februar 
1832 von der Preußischen Regierung der Entwurf eines Zollvereins-Vertrags 
vorgelegt, der zwar noch manche Bedenfen ?) erregte, aber doch nach den Ver: 
handlungen eines Jahres am 22. März 1833 zur Unterzeichnung eines Zoll 
vereinigungsvertrages führte. *) 


2. Erite Periode des Zollvereins 1834—1841. 


Mit der Verſchmelzung beider Zollvereine zum großen 
Zollvereine war der Sieg der Zoll: und Handelseinigung 
unter den Dauptjtaaten Deutjchlands gegenüber der Abjond- 
erung entjchieden.°) 

Bis zum 1. Januar 1834, an welchem die Zolleinigung eintrat, jchlofjen 
fih noch Sachſen) (Vertrag vom 30. März 1833) und die zum Thüring- 
ichen Vereine durch Preußen vereinigten Staaten) dem großen Zollvereine 





) Weber 0.0.9.9. 73 ff; v. Feſtenberg a. a. O. 

2, Meber a. a. O. E 85 H-; v. syeltenberg a. e 8 

Weber a. a. O. 150 Seitenberg a. a. 

9 Außerdem wurde F 11. Dai 1833 ein Solttarteli abgeichlofien, dem nach 
und nach alle Vereinsitaaten beitraten. Derſelbe it noch gültig. 

°) Preuß. Jahrbücher 1872 Ber. S. 648. 

% Weber a.a.D. 5. 9% f j 

r Verträge v. 10. u. 11. Mai 1833; Weber aa. O. S. 90 ff. iiber die Entitehung 
diefes Vereines u. v. Feitenberg a. a. D. ©. 195 ff. 


A 
9 
aa 
— — 
2 
—* 
= 


168 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Teutichen Reiches. 


an, der nunmehr eine Ausdehnung von 7730 Q.Meil. mit 23,473,129 Ein: 
wohnern erhielt. 

So groß die Spannung war, mit welcher ganz Deutjchland den Ergeb: 
niffen der Berliner Berhandlungen entgegenjah, jo groß war denn auch einer: 
ſeits die Befriedigung, amdererjeitS aber der Aerger und die Agitation der 
Gegner, welche die Nachricht von der großen Zollvereinigung') hHervorrief. 
Letztere waren jedoch vergeblich, denn jchon in den nächſten Jahren erfolgte 


Eleinerer Deuticher Gebietstheile, wodurch der Verein auf 8110 Q.Meilen mit 
26,048,970 Einwohnern heranwuchs. 

Bon den nicht zum Vereine gehörigen Staaten hatten unterdejjen Han 
nover, Braunjchweig und Oldenburg durch Vertrag vom 1. Mat 1834 und 
7. Mai 1836 den jogenannten Steuerverein gebildet,’) der mit Rückſicht 
auf die Lage, Sitten und volfswirtbichaftlichen Verhältnifje dieſer Länder einen 
niedrigen Zolltarif einführte, 

Die erjte Periode des großen Zollvereins, welche bis 1. Januar 1842 
jejtgejegt war,®) verlief ziemlich ruhig. Vor allem wurden durch Vollzugs— 
fommijjionen, welche zu München 1834 und zu Karlsruhe 1835, Wies— 
baden und Frankfurt a/M. 1836, zujammentraten, die Organijationspläne und 
nothiwendigen Verwaltungsmaßregeln verabredet und feftgejegt.”) 

Die General: Zoll-Konferenzen, welche zur weiteren Ausbildung 
des Vereins durch ihre jährlichen Berathungen beitragen ſollten,“ traten 
gleichfalls im Thätigkeit und hielten innerhalb diefer Vertragsperioden 1836 
in München und Dresden, 1839 und 1841 in Berlin ihre Sigungen ab, deren 
Rejultate in Protofollen niedergelegt wurden.”) 

Die wichtigste Aufgabe der eriten General-Zoll-Konferenz war 
außer der Reviſion des Zolltarifs die Vereinbarung der gemeinjchaftlichen 
BZollgejeggebung,, die Handelsverhältniffe mit der Schweiz, der Preußijche 
Rheinoftroi. 

Die zweite General-Zoll-Konferenz beſchäftigte jich vor allem mit 
der definitiven Abrechnung für das erſte Quartal 1834 und ohne Nejultate mit 
der Nübenzucerbejteuerungsfrage; außerdem wurde aber eine Münzkonferenz 
abgehalten, welche die Münzfonvention vom 30. Juli 1838 vereinbarte. Die 
dritte General: Zoll:Konferenz bejchäftigte jich bejonders mit Ab— 
fafjung eines neuen QTarifs, welcher nebjt dem Waarenverzeichniffe und einem 
Begleitjcheinregulativ vereinbart wurde. Auch die definitiven Abrechnungen 
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der Vorjahre wurden erledigt. Keine Rejultate wurden bezüglich der Nüben- 
zuderfrage, der Preußiſchen NHeinzölle und des Weinrabattes erzielt. 

Auf der vierten General-Konferenz bildeten Verwaltungsfragen 
über Anwendung des Tarifs, Auslegung der Zollordnung, die Zollabrechnung, 
Feſtſetzung von Baujchjummen und die Vereinbarung eines Niederlageregulativs 
die wichtigiten Gegenstände der Berathung. 

Mit auswärtigen Staaten jchloß der Zollverein in dieſer Periode mehrere 
Zolle und Handelsverträge ab und zwar mit Holland am 3. Juni 1837 und 
21. Januar 1839,') mit England am 2. Mai 1841,?) mit Griechenland am 
12. Auguſt 1839°) und mit der Türfei am 22. Oftober 1840.) 

Sowohl die wirtbichaftlichen als auch die politischen Ergebnifje der eriten 
Vereinsperiode erregten allgemeine Befriedigung und es iſt zum großen Theile 
der taftvollen Haltung der Preußiſchen Negierung, welche das Prinzip der 
Gleichberechtigung und Selbitändigfeit der einzelnen Staaten in feiner Weije 
verlegte und auch gegenüber dem Auslande bemüht war, dieje Grundjäße des 
Vereins zur Geltung zu bringen, zu danken, daß der Zollverein im In und 
Auslande jich die allgemeine Anerkennung evwarb.?) 


Der neue Bertragsabichluß, welcher vor dem 1. Januar 1842 einzutreten 
hatte, war dennoch wegen einiger Forderungen der Preußiichen Regierung, 
welche in einer Denkichrift vom 22. Dezember 1839 niedergelegt waren und 
zum Theil nur auf Präzipua gerichtet waren, mit einigen Schwierigkeiten vers 
fnüpft.) Dennoch famen nach jechsmonatlichen Verhandlungen die neuen 
Verträge und Vereinbarungen?) zu Stande und wurden am 8. Mai 1841 
unterzeichnet. Der Verein war auf weitere 12 Jahre zur allgemeinen Zus 
“friedenheit gejichert, die Eintracht unter den Vereins-Staaten bergejtellt und 
die Hoffnung auf eine weitere gedeihliche Entwicklung des wirtbichaftlichen 
Lebens der Nation neu begründet. 

Unterdejjen ſchloſſen ſich Braunſchweig durch Vertrag vom 19. Oftober 
1841, die Grafichaft Schaumburg durch Vertrag vom 13. November 1841 
an den Zollverein und das Fürſtenthum Lippe-Byrmont und Luxemburg”) 
durch Verträge vom 18. Oftober, 11. Dezember 1841 und 8. Februar 1842 
an das Zolliyitem Preußens an. 

Der Berein war munmehr auf 8245 Q.-Meilen mit 28,498,136 Gin- 
wohnern angewachjen. 
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3. Zweite Periode des Zollvereins 1842—1852. 


Sp friedlich die erite Periode der Vereinigung im Allgemeinen verlaufen 
war, jo ſtürmiſch jollte die zweite durch den zwiſchen den Freihändlern und 
Schußzöllnern entbrannten Kampf, und durch die politiichen Ereignifje der 
Sabre 1848 und 1849 werden. 

Der durch die Schußzölle bewirften Erſtarkung der Deutſchen Induftrie 
und dem größeren Abjag derjelben im Zollvereine jtand die Abnahme des 
Import fremder Waaren entgegen und veranlagte einerjeit3 das Verlangen 
nach Herabjegung oder Aufhebung der Schußzölle, andererjeits die Bekämpfung 
diejes Verlangens. 

Hauptgegenftände der Diskuſſion waren die Eiſen--Baumwollgarn- und 
Wollwaaren: Zölle. 

Die Nejultate der im Jahre 1842 zu Stuttgart tagenden fünften 
General-Konferenz waren troß vieler Debatten jehr gering und bejtanden 
nur in einigen Modififationen des Tarifs umd einer Erhöhung der Rüben- 
zuderjteuer,') außerdem waren Netorjionsmaßregeln gegen Frankreich in Bezug 
auf einige Eingangs: Zolljäge verabredet worden.?) 

Auf der jechiten General-Konferenz, welche 1843 in Berlin ftatt- 
jand, wurden rejultatlos Anträge wegen Erhöhung der Garn: und Eijenzölle 
geftellt ; die wichtigiten Ergebniſſe derjelben waren aber eine wejentliche Ver— 
bejjerung des Tranfitzolltarıfs, die Vorbereitung eines Miünzfartels, die defi- 
nitive Abrechnung jür 1840 und 1841, die Vereinbarung eines Gejeges für 
die Nübenzucderbefteuerung und eine neue Normirung der Eijenzölle.’) Das 
zwijchen wurde nach längeren Unterhandlungen am 1. September 1844 ein 
Handelsvertrag mit Belgien abgeichlofjen.*) 

Yon der im Jahre 1845 zu Starlsruhe tagenden jiebenten General: 
Konferenz hatte man bezüglich der Tariffrage enticheidende Beichlüfje er- 
wartet, jedoch umjonft. Die Gegenjäge zwiichen Schugzoll und Freihandel 
waren zu jchroff, als daß eine Vereinbarung möglich gewejen wäre. Das 
Refultat der Konferenz waren daher nur einige Tarifänderungen untergeord- 
neter Natur. 

Auch über die Nübenzuderjteuer, das Münzfartel wurden Beſchlüſſe gefaßt 
und die Unterjchleife bei den fortlaufenden Konten in Leipzig lebhaft beſprochen, 
ohne zu einem Beſchluſſe deßhalb zu gelangen. 

Die Preußiſche Negierung richtete, durch) den Ausgang diejer General 
Konferenz veranlaßt, Anfangs 1846 an alle BVereinsregierungen eine Denk 
jchrift bezüglich der Tarifirung von Baumwoll- und Leinen-Garn, worin ein 
neues Syitem hiefür vorgeichlagen war. Nachdem jich alle Regierungen zu 
erneuten Erörterungen bereit erklärt hatten, wurde die ahte General-Kon— 
ferenz 1846 in Berlin anberaunt. 

Die Nejultate diejer jehr kurzen Konferenz waren hauptjächlic) Verein— 
barungen wegen der Garnzölle, Aufhebung und Ermäßigung einiger anderer 
Zölle, die definitive Abrechnung für die legten Jahre und konnten als günjtig 
bezeichnet werden. Das Jahr 1848 mit jeinen erjchütternden Stürmen hat 
die Organijation des Zollvereins wenig berührt. Eine in dieſem Jahre nad) 


') Diefelbe war durch Uebereinfunft v. 8. Mai 1841 eingeführt worden. 
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Frankfurt berufene Konferenz von Zoll-Bevollmächtigten hatte feine Nejultate 
von Bedeutung und ging 1849, nachdem ſie ihre Beichlüffe in mehreren Pro— 
tofollen niedergelegt hatte, wieder auseinander. Der Ausgang der Bewegungen 
der Jahre 1848 und 1849 hatte jedoch durch die eigenthümliche Stellung 
DOeſterreichs und Preußens zu einander das politische Element in den Boll: 
verein gebracht, welches bald eine neue, ſehr bedenkliche Kriſis herbeiführte. ') 

In Dejterreih, das in der eriten Periode des Zollvereins die Verjuche 
auf denjelben einzuwirken aufgegeben batte, ſah man in den AMer Jahren 
immer mehr ein, daß diejer Verein mit jeiner gewaltigen wirthichaftlichen Ent- 
widelung in der Hand Preußens einen kräftigen Hebel zur Erjchütterung der 
Suprematie Defterreichs in Deutjchland bilde und glaubte deßhalb die zu— 
wartende Stellung gegen den Zollverein ändern zu müſſen.  Defterreich machte 
deshalb im Jahre 1849 Vorjchläge zu einem Zoll, Handels und Schifffahrte: 
vertrage und glaubte auf der neunten Zoll-Konferenz im Jahre 1850 
zu Kaſſel die Gelegenheit zur Erörterung jeiner Vorjchläge zu finden, bei 
denen es von einigen Regierungen unterjtügt werden jollte. Das Nefultat 
beitand jedoch nur in einem Beichluffe, dar Preußen, Bayern und Sachſen 
als Grenzjtaaten die Berhandlung mit Oeſterreich Namens der übrigen 
Staaten zu führen hätten. Die Stonferenz jelbjt wurde vertagt und nach dem 
Ausbruch der politischen Krifis, welche mit den Berhandlungen zu Olmüg 
und Dresden geendigt hatte, nach Wiesbaden verlegt. Es gelang hier nad) 
langen Verhandlungen, noch einige Nejultate zu erzielen und zwar die Verein: 
barung eines Negulativs für die Zollabfertigung des Eijenbahnverfehrs, bezüg- 
(ich der freien Niederlagen in den Seeftädten und einige Tarifveränderungen.‘) 

Nunmehr mußte Preußen bedacht fein, den Einfluß Dejterreichs auf den 
Bollverein zu paralyfiren und jeine eigene Handelspolitiiche Stellung in dem- 
jelben zu befeitigen. Es jchloß zu diefem Ende noch vor Ablauf der mit 
1. Januar 1854 endigenden zweiten VBereinsperiode am 7. September 1851 
einen Bollvereinigungsvertrag mit Hannover, dem durch Zujagverträge vom 
25. September 1851 und 1. März 1852 Schaumburg-Lippe und Oldenburg 
beitraten.*) 

Dieſe Verträge, durch welche den Staaten des Steuervereind durch 
ir ipuen eine Begünjtigung zu Theil geworden war und bedeutende Tarif- 

nam verabredet worden waren, riefen bejonders in Süddeutjchland 
eine lebhafte Oppofition hervor, jo daß Preußen fich am 15. November 1852 
veranlaßt jah, den Zollvereins-VBertrag mit 1. Januar 1854 zu fündigen, um 
deſto leichter jeine Abjichten durchzujegen.*) 

Nach) jchwierigen Verhandlungen wurde endlich am 19. Februar 1853 
ein Zolle und Handelsvertrag mit Dejterreih und am 4. April 1853 cin 
neuer Zollvereinigungs-Bertrag auf weitere 12 Jahre abgejchlofjen.?) 

Auf dieſe Weife war nach mehrjährigem Hader wieder Friede im Boll: 
verein, der auf 9040 Q.Meilen mit 35 Millionen Einwohnern angewachien 
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war, eingetreten und ein Verhältniß zu Oeſterreich hergeftellt, das deſſen Stellung 
zum Verein auf längere Zeit firirte. Die Preußiſche Negierung jchritt nun 
alsbald nach Natififation der Verträge zu den Vorbereitungen der zehnten 
General:Konferenz, welche am 6. Juni 1853 in Berlin zufammentrat. 
Das praftijche Reſultat diejer ziemlich langen Konferenz war ein geringes 
und rveduzirte ſich bauptjächlich auf Feftitellung des Tarifs, des Waarenver- 
zeichnifjes und der Zucerjteuer, auf ein Negulativ für die freien Niederlagen, 
einiger untergeordneten Verwaltwigsmahregeln u. a.') 


4, Dritte Periode des Zollvereins von 1854—1865. 


Die elfte General-Konferenz zu Darmſtadt im Jahre 1854 erzielte 
mehrere Tarifänderungen, Berabredungen wegen der Nübenzucerjteuer, Beichlüffe 
bezüglich des Verkehrs mit Oefterreichh u. a. Außerdem wurden aber die Ab- 
rechnungsgeſchäfte der Vorjahre und die Baujchiummenetats feitgejtellt.?) 

Die zwölfte General-Konferenz, welche im Jahre 1856 zu Eiſenach 
eröffnet und jpäter nach Weimar verlegt worden war, führte zwar zu aus- 
führlichen Verhandlungen über die Tabakbeſteuerung, die Eijenzölle und den 
Weinrabatt, aber nur zu Bejchlüffen über die Ermäßigung der Getreidezölle, 
die Zollabfertigung des Eifenbahnverfehrs, die Kommerzialjtatiftif und Die 
laufenden Konten.“) 

Unterdejfen war durch den Vertrag vom 26. Ian. 1856 die freie Hanje- 
jtadt Bremen mit einem Theile ihres Gebietes dem Zollvereine beigetreten 
und war durch Art. 6 diejes Vertrages die Errichtung eines zollvereinsländijchen 
Hauptzollamtes in Bremen verabredet worden, das am 1. Januar 1857 ins 
Leben trat.*) 

Sehr gering waren die Rejultate der dDreizehnten Generalfonferenz 
im Jahre 1858 zu Hannover. Es wurden Abrechnungsgejchäfte und einige 
Tariffragen erledigt und jonjt hauptjächlich Gegenjtände der Verwaltung von 
untergeordnetem Interejje regulirt.?) 

Die am 5. Juli 1859 zu Harzburg eröffnete und Ende diejes Jahres 
nach Braunjchweig verlegte vierzehnte Generalfonferenz hatte einen 
neuen Zolltarif nebjt Waarenverzeichniß zu berathen, außerdem wurden aber 
hauptjächlich nur noch Abrechnungsgejchäfte bejorgt und Beichlüffe über weniger 
wichtige Berwaltungsgeichäfte erledigt. Viele wichtige Anträge fanden nicht 
die alljeitige Zuftimmung.*) 

Noch ehe die fünfzehnte und letzte Generaltonferenz zufammentrat, drohte 
eine neue, jehr bedenkliche Strijis den Zollverein in Frage zu jtellen. Frank: 
reich, das jeit dem Bejtehen des Zollvereins jchon öfters erfolglos Verſuche 
zur Anknüpfung von Handelsbeziehungen gemacht und am 23. Januar 1860 
mit England einen Handelsvertrag abgejchlofjen hatte, der jo weit gehende 
Reformen enthielt, dal für alle übrigen Staaten hierdurch eine Art Nöthigung 
zum Abſchluſſe von Handelsverträgen entjtand, lieg im Juni 1860 direkt in 
Verlin ſeine Geneigtheit zur Eröffnung kommerzieller Verhandlungen mit dem 
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Zollverein fund geben.) Am 15. Februar 1861 wurden die Verhandlungen 
eröffnet und bereits im April desjelben Jahres theilte die Preußische Regierung 
den übrigen WBereinsregierungen die Franzöſiſchen Vorjchläge in einer Denk: 
Ichrift vom April mit, welcher zwar fein Bertragsentwurf, wohl aber eine 
Darlegung der hierauf bezüglichen Borausjegungen, eine Erörterung der wich: 
tigeren Tarifpoſitionen, eine vergleichende Ueberjicht der Franzöfiichen, Eng: 
lichen und Vereinstarife und der Entwurf einer Uebereinkunft über den gegen: 
jeitigen Schuß der Nechte an literarijchen Erzeugnifjen und Werfen beigefügt 
war.) Die Aeußerungen der Bereinsregierungen famen bereits im Mai 
nach Berlin. Ein Verlangen Bayerns auf eine Spezialfonferenz in Berlin 
zur Berathung des Vertrages wurde von Preußen abgewiejen. Unterdejjen 
war auch Dejterreih auf Grund des FFebruarvertrages von 1853 mit einer 
Denfichrift vom Sept. 1861?) hervorgetreten umd hatte beitimmte VBorjchläge 
zu einer näheren SZollvereinigung gemacht und es begann allerwärts eine 
Agitation für und gegen einen Handelsvertrag mit frankreich. Während dem 
hatte man fich im Berlin, wohl bejonders aus politijchen Gründen, für den 
unverweilten Abjchluß des Vertrages mit Frankreich entichieden umd dieſes 
der Franzöſiſchen Negierung befannt gegeben.‘) Am 29. März 1862 erfolgte 
denn auch die Baraphirung eines Handelsvertrages, eines Schtiffahrtsvertrages, 
einer Webereinfunft wegen der Abfertigung des internationalen Berfehrs auf 
Eiſenbahnen und einer jolchen wegen des gegenjeitigen Schußes von literarischen 
Erzeugnilfen und Werfen der Kunst, zu Berlin, und Durch Zirfulardepejche 
vom 3. April 1862 theilte die Preußiſche Negterung den Vereinsregierungen 
dieje Nefultate dieſer Aeußerung mit.) Die Sächjiiche Regierung erklärte jich 
ſofort zuſtimmend, während Bayern und Württemberg mit ihrer Zujtimmung 
zögerten und ſie jpäter verjagten.) Da dieſe Verträge mit Frankreich 
unzweifelhaft die Stellung des Zollvereins zu Dejterreich total änderten 
und die Fortſetzung und weitere Entwidelung des Jebruarvertrages unmöglich 
machen mußten, jo machte Dejterreich am 10. Juli 1862 weitergehende Zoll— 
einigungsvorſchläge, die jedoch nach längerem Depejchemwechjel zu feinem Re— 
jultate führten.) 

Unterdejjen wurden zu Berlin am 2. Auguſt 1862 die paraphirten Ver— 
träge von den Preußiſchen und Franzöſiſchen Unterbändlern unterzeichnet und 
durch Zirfulardepeiche vom 3. Auguſt 1862 den Negierungen des Vereins 
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zur Erklärung mit dem Bemerken bekannt gegeben, daß dieje Verträge mit 
Il. Januar 1863 ins Leben treten jollten.') 

Die ablehnenden Erklärungen Bayerns und Württembergs vom 8. und 
11. Augujt 1862?) und das Widerſtreben Deiterreichs gaben zu einer längeren 
jehr umerquiclichen diplomatischen Polemik unter dieſen Negierungen und 
Preußen Anlaß?) und riefen auch zugleich einen großartigen Kampf in der 
Bevölferung und den Kammern bervor.*) Dennoch wurde der Vertrag end- 
lich von allen Negierungen genehmigt und trat am 1. Juli 1865 ins Leben, 
nachdem am 9. Mai 1865 die Natififation erfolgt war. 

Im Jahre 1863 war zu München die fünfzehnte und legte General: 
Ntonferenz abgehalten worden, deren Dauptrejultate jich auf Beſchlüſſe bezüg— 
lich des SZollabfertigungsverfahrens und des Abrechnungswejens erjtredten. Da 
Preußen unter den erörterten Umftänden den SZollvereinsvertrag von 1853 
— hatte, um die Erhaltung des Vereins zu ſichern, wurden im Mai 

864 zwiſchen Preußen, Sachſen, Baden, Kurheſſen, Thüringen, Braunſchweig, 
Oldenburg und Frankfurt a. M. Verhandlungen begonnen, welche die übrigen 
Pegierungen ablehnten, und jodanın am 28. Juni 1864 ein neuer Zollver— 
einigungsvertrag unterzeichnet, zu dem den renitenten Staaten der Beitritt offen 
gelajfen wurde. Diejem VBertrage jchlojfen jich noch im Laufe des Jahres 
1864 die übrigen Zollvereinsjtaaten an, jo daß am 16. Mai 1865 ein neu 
vedigirter Zollvereinigungs-Vertrag unterzeichnet werden fonnte. Trotz der 
inneren Zerwürfniſſe des Vereins war dieſe Periode doch reich an Handels: 
und Schifffahrtsverträgen, deren, außer dem Franzöſiſchen, 12 abgeſchloſſen 
mwurden,?) und zwar am 10. Juli 1855 mit Merifo, am 25. Juni 1857 
mit Persien, am 19. Scptember 1857 mit der Argentinijchen Kon: 
föderation, am 1. Augujt 1860 mit Baraguay, am 24. Januar 1861 
mit Japan, am 2. September 1861 mit China, am 1. Februar 1862 
mit Chili, am 7. Februar 1862 mit Siam, am 20. Mat 1862 mit der 
Pforte, am 22. Mai 1865 mit Belgien, am 30. Mat 1865 mit Groß- 
britannien und am 31. Dez. 1865 mit Italien. 


5. Vierte Periode des Zollvereins 1865—1870. 


Die mit dem Bertrage vom 16. Mai 1865 bis 1. Januar 1878 neu: 
begründete Deutiche Zollvereinigung Tollte bald eine neue Erjchütterung erleiden, 
denn die Ereigniffe des Jahres 1866 jtellten von neuem den Zollverein in 
Frage. Wenn auc der Nationaljinn und die innere Kraft der wirthichaft- 
lichen Bereinigung den Zollverein während diejes Krieges vor einer faktiſchen 
Auflöſung bewahrte, jo wurde deſſen Fortdauer durch die Friedensverträge 
doc) von weiteren Verhandlungen unter Feitiegung einer jechsmonatlichen 
Kündigungsfriſt abhängig gemacht.*) 

Preußen jcehritt nun vor Allem zur Konftituirung des Norddeutichen Bun- 
des, der durch einen Bündnißvertrag vom 18. Augujt 1866 unter den Nord: 
deutichen Negierungen eingeleitet wurde und durch die am 1. Juli 1867 in 


ı) Negidin Klauhold aa. O. ©. 242 ff. Am 25. Juli 1862 hatten die Preuß. 
Kammern die Verträge bereit8 genehmigt. 
?) Aegidi nm. Klauhold S. 358 ff. 
) Negidi u. Klauhold a. a. ©. S. 370. 383. 385. 387. 396 ff. 
ıMebera. a O. ©. 407 ff.; v. Feſtenberg a. a. ©. ©. 366 ff. 
) Mebera. a. O. ©. 451 ft.; Hirth „Annalen“ 1870 S. 732. 
) Mebera. a. ©. 641 ff. u. 464 Anmerkung; preuß. Jahrbücher 1872 S. 694. 
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Kraft tretende Norddentiche Bundesverfafjung zur Erjcheinung kam.“) Grft 
nachdem diejer durch die Vereinbarung des Berfaffungsentwurfes unter den 
Regierungen gelichert war, regte Preußen im Februar 1867 die neue Organi- 
jatton des Zollvereins an. Die erjte Frage, welche zur Entjcheidung fam, 
war die Aufhebung des Salzmonopols und die Salgbeiteuerung.?) Sodann 
wurde am 3. Juni 1867 eine Vertragspunftation?) den Minijtern der Süd— 
deutichen Staaten vom Kanzler des Norddeutichen Bındes in Vorlage ge 
bracht, welche am 4. Juni umterzeichnet wurde und im Folge deren am 
26. Juni eine Konferenz jämmtlicher Vereinsjtaaten zu Berlin jtattfand, welche 
bereits am 8. Juli 1867 mit Unterzeichnung des neuen Zollvereinsvertrags 
zwiſchen dem Norddeutichen Bunde einerjeits und Bayern, Württemberg, 
Baden und Heſſen bezüglich der nicht zum Norddeutjchen Bunde gehörigen 
Territorien andererjeits endigte.*) 

Nach diefem Vertrage jollte die finanzwirtbichaftliche Gemeinjchaft des 
Zollvereins bis zum 31. Dezember 1877 fortgejeßt werden, derjelbe brachte 
aber im Zujammenbange mit der Norddeutichen Bundesverfafjung vom 
26. Juli 1867°) manche tief eingreifende Neuerungen, und zwar: Vor Allem 
eine bedeutende Erweiterung des Zollgebietes durch die von Preußen anneftirten 
Länder Schleswigdolitein, Yauenburg und den Eintritt der Großherzogthümer 
Medlenburg: Schwerin und Strelig und der freien Stadt Lübeck,“ dann 
Abichaffung aller Zoll-Bräzipuen, die Aufhebung des Salzmonopols und die 
Beitenerung des Salzes und Tabads. An die Stelle der Generalzolltonferenzen 
trat der Bundesrath mit jeinen Majoritätsbejchlüffen und dem Veto des 
Präjidiums.?) Außerdem wurde die Theilnahme der Bevölkerung an der Zoll: 
geiehgebung durch das Zollparlament eingeführt, die Bereinsfontrole 
dem Bräjidium des Bundesrathes und die formelle Yeitung aller Gejchäfte, 
die Berufung des Bundesrathes und Parlaments der Preußiſchen Regierung 
als Präjidialmacht übertragen. °) 

Die eriten beiden Jahre zeigten bereits eine eripriepliche Entwicelung des 
neu fonjtituirten Vereins,“ als durch den mit Frankreich ausgebrochenen Krieg 
und die von der Deutjchen Armee erfochtenen Siege eine neue Periode für 
die Deutjche Gejchichte anbrach, welche die Bayerische Regierung dadurch mar- 
firte, day fie im September 1870 dem Präjidium des Norddeutjchen Bundes 
ihre Bereitiilligfeit zu einem näheren Verfaſſungsbündniſſe zu erfennen gab. 





) Siehe das Nähere über deſſen Gntitehung in Rönne's „Verfaifungsrecht des 
Teutihen Neiches“, in Hirth's „Annalen“ 1871, ©. 22 ff., v. Snbel, „Begründung des 
Teutichen Reiches” 1889 Bo. 5. 

Vertrag vom 8. Mai 1867. 

) MWebera. a. O. ©. 466 fi. 

* Schrift v. Delbrüd. 

5, Bundesgeſetzbl. v. 1867, S. 1 ff. ei 

°, Hierüber Näheres in Bd. V der Verträge ©. 119 ft. 

’) Art. 8 $ 12 des Wertrags vom 8. Juli 1867. 

) Weber aa. O. ©. 464 ff. Der Bundesrath war auf 2. März 1868, das Zoll 
vorlament auf 13. April 1868 zum eriten Male einberufen worden. 

®) Bereits am 27. Mai 1868 wurde das erite mit dem Zollbundesrathe und Zoll 
vorlament vereinbarte Gejek v. 18. Mai 1868 wegen Abänderung einzelner Beitimmungen 
der Zollordnung und Zollitrafgeießgebung publizirt Bundesgeſetzbl. 1868 5. 225). Am 
15. Juni 1868 ige ein Gejeh betr. die Beſteuerung des Tabads v. 26. Mai 1868 Bundes— 
aejegbl. 1868 S. 319). m Jahre 1869 wurde ein Dandels- und HYollvertrag mit der Schweiz 
v. 13. Mai 1869, dann ein Gele v. 26. Juni 1869 betr. die Beſteuerung des Anders, und 
am 16. Juni 1869 das neue Vereinszollgeſeß publizirt. B.G. Bl. 1869 ©. 603, 282 u. 317 ff.) 
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Nachdem auch die Regierungen von Württemberg, Baden und Heſſen eine 
gleiche Erklärung abgegeben hatten, traten im Oktober 1870 Bertreter ſämmt— 
licher Süddeutjcher Staaten zu Berjatlles zujammen, um mit Preußen als 
Präjidialmacht des Norddeutichen Bundes über die Gründung eines Deutjchen 
Bundes in Verhandlung zu treten, deren NRejultate die Bündnißverträge vom 
15., 23. und 25. November 1870 waren, welche die Grundlage für die, mit 
1. Januar 1871 ins Leben getretene, neue Deutjche Neichsverfaflung bildeten.) 


6. Erite Periode im Deutſcheu Neihe 1871—1879. 


Vom 1. Januar 1871 an war der Zollverein mit jeinen, nicht 
durch die Reichsverfaſſung geänderten Einrichtungen‘) ein wich— 
tiger Theil diejer VBerfajjung geworden‘) und bildete für das 
Neich eine jichere und reiche Finanzquelle. Nachdem am 1. Oftober 
1570 der erſte, zwiſchen dem Zollbundesrathe und Zollparlamente vereinbarte 
Bolltar.f ind Leben getreten war,“) wurde am 27. Mai 1873 vom Reichs— 
fanzler der Entwurf eines Sejetes beim Bundesrathe in Vorlage gebracht, 
nach welchem eine wejentliche Aenderung der Eingangszölle für Eiſen, Eiſen— 
waaren und Majchinen, ſowie einiger anderer Artikel im freihändlerischen Sinne 
beantragt wurde.) Diejem Gejegentwurre ertheilte der Bundesrat; mit einer 
Eleinen Menderung bereits am 15. Juni 1873 jeine Zujtimmung ’) und jchon am 
24. Juni war das Geſetz vom Keichstage, am 27. Junt vom Bundesrathe ge 
nebmigt, jo daß bereits am 7. Juli 1873 die faijerliche Sanftion erfolgen konnte. ®) 

Das Geſetz, welches am 1. Oktober 1575 in Kraft trat, hatte im Reichs— 
tage wejentliche Menderungen erfahren, jtatt der beantragten fofortigen Zoll 
befreiung von Eijen und Eijenwaaren der Nr. 6b und Anmerkung und be d 
Ge/l des Tarifs und der Majchinen Nr. 15b/l u. 2 und 156 des Zolltarifs 
von 1870 waren hiefür nur BZollermäßigungen und erjt vom 1. Jan. 1877 
an die gänzliche Zollfreibeit vom Reichstage beſchloſſen worden. 

Schr wichtig war die Aufhebung des einzigen Ausgangszolles auf Zumpen 
vom 1. Oft. 1873 an.?) 

Noch bevor jedoch die Aufhebung der Eijenzölle am 1. Jan. 1877 ing 
Leben trat, zeigte ſich, ſowohl bei den Induftriellen und dem Dandelsjtande 
als auch in einem "Theil der Preſſe eine Agitation für die Beibehaltung diejer 
Zölle und eine autonome Regelung des Zolltarifs, Angeſichts der im Jahre 
1377 ablaufenden Zoll und Handelsverträge mit Oeſterreich, der Schweiz, 
Stalien und Belgien, ') und mit Nüchicht auf die immer jchroffer hervor: 
tretende Krijis des Handels, der Induſtrie und Dr 








RG. Bl. 1870, 627 ff.; er v. 1871. ©. 9 u. 63; Dr. Laband, 
„Das Staatsroht des Feuricen Neiches“ Bd. I, S. 87. 

2) v. Rönne, „Tas Verfaſſungsrecht des — Reichs“ in Hirth's „Annalen“ 1871, - 
S. 37 ff. u. 171 Es wird ſich bei der nachitehenden Vearbeitung zeigen, daß ein öfteres 
Zurüdgeben auf frühere Verträge und Verabredungen nöthig wird, als Rönne S. 172 
a.a. O. für möglid) hält. 

Abſchn. VII und SS 33—40 der Neichsverfaflung. 

*, Siehe bierüber das Naher⸗ in den ſtatiſtiſchen Jahrbüchern für das Deutſche Reich 
von 1881- 1885. 

Bundesgeſetz v. 17. Mai 1870, B.G. Bl. v. 1870, S. 123 ff. 

° Trudi. Nr. 100 v. 1873. 

’) 8 408 der Brot. 

* RWGBl. v. 1873, S. 241. 

*, Hirtb’s „Annalen“ v. 1874 S. 83 ft. 
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Der bleibende Ausschuß des Deutichen Dandelstages nahm bereits am 
21. Oftober 1875 Anlaß, jämmtliche Mitglieder des Handelstages und 
zwar 153 Handelsfammern, Storporationen und Vereine um Beantwortung 
folgender Fragen zu erjuchen: 

1. Welchen Einfluß das Syitem der Handelsverträge auf die 
Entwidlung der Industrie und des Handels in dem betreffenden Bes 
zirfe gehabt habe und 

2. auf welche Pofitionen des Zolltarifs im Intereſſe des treffenden 
Induftriee oder Dandelszweiges die Aufmerkſamkeit der Neichsbehörden 
zu lenfen wäre. 

Die meisten Handelsfammern erfennen in den während des Jahres 1876 
abgegebenen Gutachten den Nuten der Handelsverträge an, feine derjelben 
jpricht jich gegen den Abjchluß jolcher Verträge aus, fait alle wünjchen auto- 
nome Feſtſtellung des Deutichen Zolltarifes, die Induftricbezirfe aber beſonders 
Reziprozität bei Feſtſtellung der auf den Zolltarif bezüglichen Verträge, manche 
Handelsftammern wollen aber auch Netorjionsmahregeln gegen das Ausland. 

Bezüglich der Zolljäge zeigt jich em großer Umjchwung zu Gunften der 
Schußzölle, befonders für Baumwoll-Garne, Eijen, Eifenwaaren und Majchinen. 
Es wird für erjtere eine Abjtufung nach der Feinheit, für letere wenigitens 
die Beibehaltung der bejtchenden Zölle auch nach dem 1. Januar 1877 gewünjcht. 

Viele Dandelsfammern legen weniger Werth auf Schußzölle als auf eine 
vertragsmäßige Gleichitellung der ausländischen Eingangszölle mit den deutjchen. 

In der Frühjahrs-Seſſion Des Neichstages von 1876 waren unterdeijen 
378 Petitionen aus allen Theilen Deutjchlands eingelaufen, welche jich gegen 
die Aufhebung der Eifen- und Maichinenzölle am 1. Sanuar 1877 ausjprachen 
und eine bezügliche Menderung des Sejeges vom 7. Mai 1873 erbaten. Aber 
umjonjt; denn der Neichstag ging nach längeren Debatten hierüber zur Tages: 
Ordnung über. 

Ein am 10. Dezember 1876 von Windthorjt und Genofjen in der näm- 
fihen Abficht im Neichstage eingebrachter Antrag, welcher den Termin der 
Zollbefreiung von Eijen und Majchinen auf 1. Januar 1879 hinausjchieben 
wollte, wurde ebenjo wie ein ähnlicher Unterantrag des Dr. v. Schulte vom 
Neichstage abgelehnt. ') 

Ein von den Bundesregierungen am 7. Dezember 1876 eingebrachter 
Geſetz- Entwurf über die Erhebung einer Ausgleichungsabgabe für Eijemvaaren, 
Maſchinen und Zucker, mit der Wirfung vom 1. Januar 1877 an, zum Zwecke 
eines Schuges der Eijeninduftrie nach Aufhebung der Eijenzölle, wurde vom 
Reichstage nicht erledigt.’) Ein etwas veränderter Geſetzentwurf gleichen Be: 
trefis, welcher in der I. Seſſion des Jahres 1877 von den Bundesregierungen 
eingebracht worden war, wurde vom Neichstag abgelehnt.°) 

So jtanden die Sachen, al® am 23. März 1877 von den Abgeordneten 
sreib. v. Barnbüler, Dr. Buhl, Freih. v. Schorlemer, Adermann 
und Bergmann der zahlreich unterzeichnete Antrag im Neichstage eingebracht 
wurde: es wolle die Neichsregierung, in Erwägung, daß die Zollgeſetzgebung 





Y Aktenſtücke Nr. 101 u. 110 des MNeichstages IV, Seſſion 1876. S. 801 und 809. 
Bericht der 30. Sigung. 5. 772 fi. 
2, Attenitüde Nr. 95 des Neichstages IV. Seſſion 1876. Bericht der 29. Reichstags— 
Sigung ©. 737 ff. 
3 Aktenſtück Nr. 128 des Meichstages 1. Seſſion 1877. Bericht der 27., 28. und 31. 
Reichstags Situng. 
Annalen des Teutihen Reihe. 1898. 1? 
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des Deutichen Reiches den Grundjägen gerechter und zweckmäßiger Beſteuerung 
vielfach nicht entjpricht und Induſtrie und Landwirtbichaft darunter lerden, Die 
Neichsregierung erjucht werden, kommiſſariſch die Produftions- und Abjap- 
verhältnifje der Deutjchen Industrie und Landwirthſchaft unterſuchen zu laſſen 
und vor Beendigung dieſer Unterſuchung und Feſtſtellung der hieraus ſich 
ergebenden Reſultate Handelsverträge nicht abzuſchließen. 

Nachdem von Seite des Vertreters der Reichsregierung anerkannt worden 
war, dat der damalige Zolltarif zu verbefjern und darauf Bedacht zu nehmen 
jei, daß bei Vertragsverhandlungen mit Defterreich cine Verbeſſerung nicht 
präjudizirt werde, nachdem ferner Enqueten über Speztalfragen in Ausficht 
gejtellt und erklärt worden war, dal ein Tarifvertrag mur im Deutjchen Interejle 
abgejchloffen werden joll, zogen die Antragiteller den Antrag zurüd.') 

Unterdejien wurde das Berlangen der Antragsteller wiederholt aus den 
Kreiſen der Industriellen und von einer großen Anzahl von Handels: und 
Gewerbefammern den Bundesregierungen gegenüber zum Ausdrude gebradt, 
jo daß ich Preußen veranlaßt ſah, einen durch den Neichsfanzler vom 
15. Februar 1378 dem Bundesrath übergebenen Antrag auf Unterſuchung der 
gegemmvärtigen Lage der Eiſen-Induſtrie mit befonderer Rückſicht auf den 
Einfluß der Zollperabjegungen jeit 1873 zu jtellen, welcher einer vom Bundes: 
ratbe g ernennenden Kommiſſion von fünf Mitgliedern übertragen werden jollte.?) 

Der Bundesrath beichloi hierauf am 1. Juni 1878:*) 

1. Bon Reichswegen eine Unterfuchung über die gegenwärtige Lage 

a) der deutjchen Eijenimdujtrie, insbeiondere mit Bezug auf Die 
Nüchvirfungen der feit dem Jahre 1873 eingetretenen Bollver: 
änderungen, ſowie 

b) der gefammten Deutschen Baummwoll- Industrie, aljo der 
Spinnerei, Weberei und Druckerei, namentlich in Berüdjichtigung 
der veränderten Sachlage, welche durch den Anjchluß von Elſaß— 
Lothringen an das Deutiche Zollgebiet geſchloſſen worden jei, 
jowie der Leineninduſtrie zu veranitalten und diejelbe 

2. je einer von dem Bundesrath zu ernennenden, aus je fünf, ſowohl 

binfichtlih der Baummwoll und Leinenindujtrie aus ſieben Mitgliedern 

bejtcehenden Kommiſſion mit der Maßgabe zu übertragen, daß das 
von diejen Kommilitonen aufzuftellende Programm für die Aufnahme 
der Enquete dem Bundesrath vorgelegt werde. 

Hiemit war ein bedeutungsvoller Schritt für eine Neform des Zolltarifs 
geichehen, dem fich noch im Herbſte des Jahres 1373 eine Konferenz der 
Deutjchen Finanz Minifter zu Heidelberg auf Einladung des Neichsfanzlers 
anjchlog, um eime Vereinbarung über die Ziele der Zoll- und Steuerreform 
zu erreichen. Die Nejultate diefer Konferenz Find nicht offiziell in die Oeffent— 
lichfeit gelangt, jollen aber hauptſächlich auf die Finanzzölle fich erſtreckt und 
die Ausbildung des indireften Steuerſyſtems zum Gegenjtand der Berathung 
gehabt haben.*) 


Druckſ. N. 75 des Reichstags und ſtenographiſchen Bericht der 32. Sigung 3.845 ff. 1877, 

2), Prudi. Nr. 32 von 1878. 

°, 8 345 des rot. 

9 p. Eiler's Beitrag zur Geichichte der Steuerreform in Preußen und im Reiche 
von 1881 und v. Roichinger Attenitüde der Wirthichaftspolitit des Fürſten Pismard. 
Berlin 1800. Bo. I. Aktenſtück 152 5. 280, durch welches am 2. Juli 1878 die Konferenz 
durch Fürſt Bismard angeregt worden war. 
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Noch che die Enquetefommiljionen ihre Thätigfeit vollendet und ihre 
Berichte erjtattet hatten, brachte der Neichsfanzler am 12. November 1878 %) 
beim Bundesrathe den Antrag auf Einjegung einer bejonderen Kommiſſion 
ein, welche unter Benügung des vorhandenen, ſowie desjenigen Materials, 
welches durch die Enquenten gejchaffen und diejer Kommiſſion zu überweijen 
wäre, eine Nevijion des Zolltarifs vorzubereiten umd die erforder- 
lichen Anträge bet dem Bundesrathe zu jtellen hätte, 

Dieſem Antrage ſtimmte der Bundesrath bereits am 12. Dezember 1878 
nach den von den betreffenden Ausſchüſſen gemachten Vorſchlägen bei.?) 

Unterdejfen war am 26. Juni 1878 °) ein Neichsgejeg janktionirt worden, 
wonach über den Tabadbau, die Tabadfabrifation und den Handel 
mit Tabad und Tabackfabriken gleichfalls Erhebungen veranjtaltet werden 
jollten, Deren Nejultat dem Neichstage vorzulegen wäre. Auch biefür wurde 
auf Grund von Anträgen des Neichsfanzlers*) und der Bundesrathsausſchüſſe?“) 
durch den Bundesrat die Aufitellung einer Kommiſſion bereits am 4. Juli 
1878 bejchlojjen. ®) 

Ehe noch die Zolltarifkommiſſion ins Leben getreten war, legte in einem 
Antrage vom 15. Dez. 1878 Fürſt Neichsfanzler feine Anfichten über die 
Reform der Bolltarife dem Bundesrathe dar,?) um Diejelben der genannten 
Kommiſſion zur Erwägung zu überweiien, was auch durch den Bundesraths- 
beſchluß vom 30. Dez. 1878 geſchah.) 

In dieſem Antrage des Reichskanzlers wurde beſonders betont, daß in 
erſter Linie das Jutereſſe der finanziellen Reform, das heißt Verminderung 
der direkten Steuerlaſt durch Vermehrung der auf indirekten Abgaben berubene 
den Einnahmen des Reiches, ſtehe. Es wurde ſodann ſtatiſtiſch nachgewieſen, 
daß Deutichland in der finanziellen Entwicelung feines Zollweſens weit hinter 
andern Stuaten zurüdgeblieben jet umd höheren HZöllen nebjt der indirekten 
Beitenerumg, gegenüber der immer drücender wirkenden direkten Beſteuerung, 
beſonders das Wort geredet, auch außerdem eine Erleichterung für letztere bei 
höheren Erträgniſſen der erſteren in Ausſicht genommen, da eine erhöhte 
Beſteuerung nicht beabſichtigt werde. Das Weſen der vom Reichs— 
fanzler beabjichtigten Finanzreform jolle nicht in einer Vermehrung der für 
die Zwecke des Neiches und der Bımdesjtaaten nothiwendigen Laſten, jondern 
in der Uebertragung eines größeren Theiles der umnvermeidlichen Lajten auf 
die weniger drüdenden indirekten Steuern bejtehen, zu deren Verwirklichung 
auch die Zolltarifreviſion gehöre. 

Vor Allem wurde biefür die allgemeine Zollpflichtigfeit aller eingehenden 
Gegenſtände, ſowohl vom finanziellen, als auch vom volfswirtbichaftlichen 
Standpunfte als winjchenswerth bezeichnet, jodann aber, ohne dem Schutzzoll 
oder Freihandel jpeziell den Vorzug zu geben, hervorgehoben, daß es nicht 
gerechtfertigt, aber im wirthjchaftlichen Interejje der Deutjchen Nation geboten 
ericheine, ſich zu einer Zeit nicht durch die Beſorgniß in der Befriedigung 

) Vertrauliches Schreiben v. 25. Oft. 1878 in Poſchinger, Aktenſtücke der Wirth— 
Ihaftöpolitif Bismards S. 287 Altenſtück 154. Trudi. des Bundesrathes Nr. 123. 

”), Drudj. Nr. 136 u. Brot. v. 12. Dez. 1878 8 551 

’ R.G.Bl. 1878 S. 129. 

) Drudi. Nr. 93. 

5, Prudi. Nr. 95. 

®, Trudi. Nr. 140. 1878. 

”, 8 577 der Brot. 1878. 

*, 8 408 des Prot. 
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der finanziellen Bedürfniſſe bejchränfen zu lajjen, daß hiedurch die deutjchen 
Produkte eine geringe Bevorzugung vor den ausländischen erfahren werden, 
in der die meiiten Nationen, welche mit uns verfehren, ihre Zollſchranken 
erhöhen. Ohne den Schußzöllen im Prinzipe das Wort zu reden, wird 
eine Erhöhung der Eingangszölle für die meijten Indujtrieartifel aus finan- 
ziellen Gründen und die Auflegung von Finanzzöllen befünvortet, jchliehlich 
aber erwähnt, daß mit der Reviſion der Grenzzölle eine NRevijion 
der Eijenbahntarife') deshalb Hand in yo. gchen müſſe, weil die 
lingleichheit der Frachtjäge jehr oft viel einſchneidender wirfe, als die Grenz- 
zölle. Ueberhaupt jei es aber nothivendig, vor Abjchluß weiterer Zoll und 
Handelsverträge auf autonomem Wege ein Zolliyitem zu jchaffen, das die ine 
ländijche Produktion der ausländischen gegenüber möglichit günstig jtelle. 

Dieje Ausführungen des Neichsfanzlers bezeichneten einen neuen wichtigen 
Abschnitt der Deutichen Zoll und Handelspolitif, die aus einer mehr inter: 
nationalen und freihändleriichen wieder zu einer nationalen und mehr auf das 
Intereſſe der Deutichen Induſtrie und Landwirthichaft bedachten umgejtaltet 
werden jollte; diejelben bezeichneten aber auch eine neue Epoche für die Finanz: 
politif des Deutjchen Neiches und der Bundesitaaten, da nunmehr durch die 
Vermehrung der Einnahmen des Neiches auf dem Wege der indirekten Be— 
fteuerung im Innern und bei der Waareneinfuhr den Bundesjtaaten die Mög- 
lichfeit gegeben werden jollte, ihre Staatsangehörigen in Bezug auf Ddirefte 
Beſteuerung zu erleichtern. Die Erhöhung der Grenzzölle, ſowie der Bier- 
fteuer und eine ergiebige Bejtenerung des Tabads, vielleicht jogar im Wege 
des in anderen Ländern erprobten Monopols, jollte zur Erreichung dieſer 
Zwecke dienen, 

Nachdem die Eijenenguete Kommiffion bereits im Jannar 1879, ?) die 
Vaummwoll- und Leinen-Enquete-Kommiſſion im Februar 1879?) ihre Thätig— 
feit beendigt umd ihre Berichte dem Bundesrathe eingereicht hatten, wurde jchon 
am 12. März 1879 von der Zolltarif-Nommillfion dem Bundesrathe ein Ge- 
jegentwurf betr. den Zolltarif des Deutichen Zollgebiets in Vorlage gebracht, ‘) 
der bereit am 3. April 1879°) mit einigen Aenderungen die Genehmigung 
des Bundesrathes erhielt und jofort beim Neichstage eingebracht wurde. Der— 
jelbe erhielt nach harten Kämpfen, an denen jich Fürst Neic)sfanzler mehr: 
fach) mit Glück betheiligte, die Genehmigung des Neichstages und Fonnte 
bereits am 15. Juli 1879 als Geſetz publizirt werden, °) nachdem vorher durd) 
Geſetze vom 30. Mai 1879 und durd Bekanntmachungen vom 31. Mai 1379, 
vom 5. Juli 1879 und 7. Juli 1879 °) erhöhte Zölle für Noheijen, Materials, 
Spezereiwaaren und Petroleum vorbehaltlich der nachträglichen gejeglichen 
Feſtſtellung eingeführt worden waren. 

Das Tarifgeſetz vom 15. Juli 1879 führte durch $ 1 für die umter die 
Tarifmummern 6, 14, 15, 23, 25 (auögenommen die unter 25, 9/2 aufge 
führten), ferner 26c, 29, 37 und 39 aufgeführten Gegenftände die dajelbit 
jejtgejtellten Ergänzungszölle jofort ein; bezüglich der unter Tarifnummer 


Lehteres iſt bis jeht nicht neicheben. 
Bundesrathsdruckſ. Nr. 24. 
Aumdesratbsdrudi. Nr. 39. 
Bundesrathsdruckſ. Nr. 66. 
' Bımdesratbsprot. S 199. 
R.GBl. 1879 3. 207. 
RGBl. 1879 >. 140. 150. 161 u. 163. 
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9def und 13a bis f aufgeführten Gegenjtände wurde der 1. Oftober 1879, 
bezüglich des in Tarifnummer 8 aufgeführten Flachſes der 1. Juli 1880, *) 
hinfichtlich der übrigen Waaren der 1. Ian. 1880 als Anfangstermin für die 
Giltigfeit des neuen Bolltarifs bejtimmt. 

Wichtig und neu iſt die Beitimmung in $ 6 des Tarifgejeges, wonach 
Waaren, welche aus Staaten fommen, welche Deutſche Schiffe oder Waaren 
Deutjcher Herkunft ungünftiger behandeln, als diejenigen anderer Staaten mit 
einem Zujchlag bis zu 50 Proz. des Betrages der tarifmäßigen Eingangs- 
abgabe belegt werden können, joweit nicht VBertragsbejtimmungen entgegen- 
jtehen. 

Nach) 8 7 des Gejeges jollen bejondere Beitimmungen wegen der unver: 
ſchloſſenen Tranfitlager für Bau: und Nugholz und Getreide, für die Zoll: 
Erleichterungen, für den Floßverkehr mit Holz und für die Mübhlenfabrifate 
aus ausländiichem Getreide bei der Ausfuhr vom Bundesrathe erlafjen wer- 
den.?) Bejondere Erwähnung verdient auch noch 8 8-des Geſetzes, wonach 
vom 1. April 1880 an derjenige Ertrag der Zölle und Tabadjteuer, welcher 
die Summe von 130 Millionen Mark in einem Jahr überjteigt, den einzelnen 
Bundesjtaaten nach Maßgabe der Bevölkerung, mit welcher jie zu den Matri— 
fularbeiträgen herangezogen werden, überwiejen werden joll. Außerdem joll 
der Ueberihuß des Ertrages an Zöllen und Tabadjtener für die Zeit vom 
1. Oft. 1879 bis 31. März 1880, welcher die Summe von 52,651,815 M 
überjteigt, an den Matrifularbeiträgen nad) dem Maßgabe der Bevölferung 
in Abzug gebracht werden. 

Unterdeifen hatte am 22. Dez. 1878 auch die Tabad-Enquete:-Kom: 
mijjion ihren Bericht mit 17 größeren Beilagen an den Bundesrath er- 
itattet, °) der jehr werthvolles Material für die Tabadbefteuerung enthält und 
durch den Bericht über die nordamerifantjche Fabrikatjteuer, welche von Mit— 
gliedern der Kommiſſion an Ort und Stelle näher jtudirt wurde, bejonders 
interejlant erjcheint. *) 

Das Rejultat diejer gründlichen Unterjuchung war, daß ſich jämmtliche 
elf Mitglieder der Kommiſſion für die Bejteuerung des Tabads na 
dem Gewichte des Nohtabads ausiprachen und in Band V als Nr. 7 
ihrer Berichtsbeilagen einen hierauf bezüglichen Geſetzentwurf vorlegten. Diejer 
Entwurf wurde mit einigen Aenderungen am 27. März; 1879 von dem Bundes: 
rathsausichuffe nebjt einem weiteren Geſetze über die Nachverjteuerung des 
Tabad3 und der Tabadfabrifate dem Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung em: 
pfohlen, °) worauf in der Sitzung vom 5. April 1879°) beide Gejegentiwürfe 
die Genehmigung des Bundesrathes erhielten. Mit Zuftimmung des Bundes- 
rathes und Reichdtages wurde nur das Gejeh über die Beiteuerung des 
Tabads am 16. Juli 1879 °) publiziert, da das Geje über die Nach: 
verjteuerung von Taback und Qabadfabrifaten vom Neichstage nicht ange 
nommen worden war; dagegen war der erhöhte Tabadzoll nach 8 1 des 


) Durch Geieß vom 6. Juni 1880 ift der Flachszoll wieder beieitigt, |. R.G.Bl. von 
1880 S. 120. 
2), 5, Abjchn. V. 
) Prudi. des Bundesrathes Nr. 144, 
* N, Näheres in Bd. XLII der Statiftit des Neichs. 
9) Drudi. des Bundesrathes Nr. 63. 
*, 8 208 des Bundesrathsprot. 
) RG.Bl. 1879 5. 245. Tas Nähere hierüber ſiehe im Abichn. V Nr. 8. 
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Geſetzes über die Beitenerung des Tabads bereits mit 25. Juli 1879 in Kraft 
getreten. 

Für das Yollgebiet des Deutichen Reichs waren durch das Geſetz vom 
20. Juli 1879 ') betr. die Statijtif des Waarenverfehres mit dem Aus— 
(ande, wichtige Vorjchriften bezüglich der Waarenjtatitif gegeben worden, da 
ſowohl für die Ausfuhr als für die Ein: und Durchfuhr eine Anmeldung der 
Waaren nach Gattung, Menge, Herkunfts- und Beltimmungsland bei der Zoll 
behörde angeordnet und für diefe Anmeldungen noch eime jog. jtatiitijche 
Gebühr auferlegt wurde. Zugleich wurde aber auch die Bearbeitung der 
Statijtif jelbjt mach anderen Grundſätzen und Vorschriften geregelt. ?) 

Durch ein MNeichsgefeg vom 19. Juli 1879°) wurde der Bundesrath 
ermächtigt, für Branntwein, welcher innerhalb des Gebiets der Branntwein- 
fteuergemeinichaft zu gewerblichen Zweden, einjchließlich der Eifigbereitung, 
verwendet wird, unter bejonderen Beltinnmungen und Stontrolen die Brannt- 
weinjteuer nach demjenigen Sabe zu vergüten, welcher bei der Ausfuhr von 
Branntwein erjtattet wird. *) 

Die dem Neichstage in der Frühjahrsſeſſion 1880 vorgelegten Geſetz— 
entwürfe betr. die Brauſteuer, die Neichsjtempelabgaben und die Wehrjteuer 
famen nicht mehr zur Berathung und Annahme, da der Schluß desjelben 
bereits am Anfang Mai erfolgte. 

Ein Antrag Preußens wegen der Einverleibung Altonas und 
St. Pauli in den Zollverein,’) jowie ein Antrag Hamburgs in diejer 
Angelegenheit,°) fand durch den Bundesrathsbeſchluß vom 22. Mat 1880 in 
der Art jene Erledigung, daß unter Vorbehalt der näher feſtzuſtellenden 
Modalitäten die Stadt Altona dem Zollgebiete des Deutjchen Reiches ange 
jchlofjen werden joll.”) 

Ein weiterer Antrag Preußens vom 28. Mai 1880 wegen Einverleibung 
der unteren Elbe in das Deutiche Zollgebiet*) fand durch den Beſchluß des 
Bundesraths vom 14. Juni 1880) jeine Erledigung, wornac vorbehaltlich) 
der näheren Modalitäten der Ausführung, der Elbitrom von Altona umd 
Harburg abwärts bis Cuxhafen im das Zollgebiet eingejchlojjen werden joll. 
* den Fall der Beibehaltung der Grenzwachſtationen an der Elbe auf 
eiden Ufern von Altona und Harburg ‚abwärts ſollen die Koſten auf gemein— 
Ichaftliche Nechnung getragen werden. 

Bezüglich der Handels- und Schifffahrtsverträge iſt noch zu 
erwähnen, '%) daß der mit Uruguay abgeichloffene Vertrag von 1856 am 
15. Oft. 1874 durch Kündigung außer Kraft getreten it, daß mit Perſien 
am 11. Juni 1873 ein neuer Vertrag abgejchlojjen wurde, daß der mit 
Belgien im Jahre 1865 abgejchlofiene Vertrag bis 30. Juni 1881 verlängert 
wurde, daß die mit Italien abgejchloffenen Verträge von 1865 und 1867 
bi Ende 1880 in Straft bleiben jollen, daß der mit Oeſterreich im Jahre 
) R.G.Bl. v. 1879 ©. 261. 

?, ©, das Nähere im Abſchn. VIII. 

) R.G.Bl. 1879 ©. 259. 

+, ©, das Nähere im Abſchn. V. 

°) Nr. 86 der Bundesratbsdrudi. 

°) Nr. 90 derielb. 

) 8 869 der Prot. 

Y Bundesratbsdrudi. Nr. 106. 

8 437 des Prot. 

’o, 5, die nähere Ausführung im XII. Abichnitte. 
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1878 abgejchloffene Vertrag bis 30. Juni 1881') umd der Vertrag mit der 
Schweiz von 1869 bis 30. Juni 1881 verlängert wurde.?) 

Neue Freundichafts: und Handelsverträge wurden abgejchlofjen mit Cofta- 
Rica am 18. Mai 1875,°) mit dem Königreiche der Hawaiſchen Injeln am 
19. Sept. 1879. *) 

Für das Deutiche Neichsgebiet wurden in dieſem Zeitraume zwei ins 
direfte Steuern gejchaffen, nämlich die Wechjeljtempelfteuer, welche jeit 
l. Jan. 1871 durch Einführung des Geſetzes des Norddeutjichen Bundes vom 
10. Juni 1869 im Neichsgebiete erhoben wird,’) die Spielfartenftempel- 
teuer, welche durch das Gejeg vom 3. Juli 1878 vom 1. Januar 1879 
an unter Aufhebung der bisherigen Spielfartenjtempelabgabe der einzelnen 
Bımdesjtaaten eingeführt wurde.®) 


T. Periode von 1880— 1885. 


Die Periode von 1880 bis 1885 war reich an gejeßgeberischen Akten 
= Berwaltungsmahregeln auf dem Gebiete der Boll und Steuergejeß- 
gebung. 

Am 1. Jan. 1882 wurde die Unterelbe in das Zollgebiet ein- 
verleibt und deßhalb die Zollgrenze bis Cuxhafen vorgejchoben, am 24. 
April 1884 wurde die bisher ausgeichloffene Injel Neichenau dem Zoll 
gebiete einverleibt umd ebenjo am 1. Januar 1885 Theile der Ortjchaften 
Haſtadt und Sebaldsbrüd.‘) 

Der Anſchluß Hamburgs mit Ausnahme des neuen Freihafengebietes 
joll nach Nr. 7 der Vereinbarung Hamburgs mit dem Neiche vom 25. Mat 
1881 °) nach dem 1. Dft. 1888 an einem von dem Bundesrathe zu bejtimmenden 
Tage erfolgen. 

Der Anſchluß Bremens mit Ausichlug des neuen Freihafens joll 
nach einem Bundesrathsbejchlujje vom 6. Nov. 18854 am nämlichen Tage wie 
Hamburg erfolgen. °) 

Durch ein NReichsgejeg vom 27. Mai 1885 wurde wegen der Erhöhung 
der Fleiſch⸗ Vieh-, Getreide und Mechlzölle vom 28. Mai 1885 an eine 
Aenderung des Art. 5 Ziff. I des Zollvertrages vom 8. Juli 
1867 vorgenommen, um den Gemeinden es möglich zu machen, von Mehl, 
Badwaaren, Fleiſch, Fleiichwaaren und Fett, jowie von Bier und Brannts 
wein Kommunalabgaben zu erheben. ’°) 

Sehr bedeutend waren die Aenderungen des Zolltarifs, denn 
ihon am 19. Juni 1881 wurde durch Gejeg eine Menderung der bisherigen 
Tarifirung der Wollenwaaren herbeigeführt, welche jet nach der durch 


2) ©. Abſchnitt XII. 

* çS. a. a. O. 

2) S. a. a. O 

) S. a. a. O. 

5, ©, B. G. Bl. 1869 S. 193. RG.Bl. 1871 S. 88 und Abſchnitt VI, 
S. RG.Bl. v. 1878 S. 133 und Abſchnitt VI. 

) S. das Nähere in Abſchnitt III. 


*) Abgedr. in Hirth’s Annalen von 1881 5. 489. Zur Ginrichtung des Freihafens 
und der ſonſt nöthigen Bauten erhält Hamburg vom Reiche 40 Millionen Mark nach Reichs: 
geſetz vom 16. Februar 1882 RG.Bl. 1882 5, 39). \ 

) Bremen erhält zu gleichem Zwede 12 Millionen Mark nad Reichsgeſeß vom 31. März 
1885 (R.G. Bl. 1885 S. 79). 

0, 5, das Nähere in Abichnitt IV. 
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das jpezifiiche Gewicht bejtimmten Feinheit der Gewebe zu erfolgen hat, joweit 
diejelben nicht zu den Filz-Strumpfwaaren oder Fußdecken zu rechnen find. 

Ein Gejeg vom 21. Juli 1881 erhöhte den Zoll auf friſche Wein- 
beeren, Mübhlenfabrifate aus Getreide und Hüljenfrüchten und auf 
gewöhnliches Backwerk, ein weitere Gejeg vom 23. Juni 1882 belegte 
den für Kratzenfabriken bejtimmten Walzdraht mit einem niedrigeren 
Eingangszoll und ebenjo Perlmutteritäbe zu Kurzwaaren vorgearbeitet. 

Durch) das Geſetz vom 13. Mai 1884 betr. die Anfertigung und Ber: 
zollung von Zündhölzern wurde der Zoll für dieje erhöht. 

Am Wichtigiten find aber die Nenderungen, welche dur) das Zoll- 
tarifgejeg vom 22. Mai 1885 für die Eingangszölle eingeführt und 
hauptjächlich durch die im Neichstage aus Mitgliedern verjchiedener Parteien 
(ausgenommen Demofraten und Freifinnige) gebildete wirtbichaftliche Ver— 
einigung durchgejeßt wurde. Hiedurch find die Getreide, Vieh-, Fleiſch-, Holz-, 
Branntiwein-, Reis, Honig:, Caviar, Hummer, Champagner-Zölle, ſowie dies 
jenigen auf einen großen Theil von Induftrieartifeln wejentlich erhöht worden. ') 

Durch Ziffer III in 8 1 desjelben Gejeges wurde den Inhabern von 
Delmühlen für die zur Ausfuhr beitimmten Delfabrifate eine ähnliche Be 
günftigung für den Bezug ausländifcher Delfrüchte gewährt, wie den Mühlen- 
ejigern für ausländiſches Getreide. 

Bezüglich der Befteuerung des Nübenzuders ijt zu erwähnen, daß im 
Sommer 1883 eine Enquete jtattfand, über die am 12. März 1884 ein 
ausführlicher Bericht erftattet wurde. Der Grund der Enquete war das Herab- 
gehen der Erträgniffe aus der Nübenzuderfteuer und zugleich) das Verlangen 
verschiedener Interejjenkveiie nach einer Aenderung der Belteuerung und der 
Ausfuhrvergütungen. Bis jegt war das Nejultat wegen der im Jahre 1884 
entjtandenen Nübenzucderfrifis nur ein geringes, da nur durch ein Gejeg vom 
7. Juli 1883 die Ausführvergütungen für die verjchtedenen Zuderjorten um 
je 40 Pfennige für 50 kg. herabgejegt wurden. Ein auf eine Erhöhung der 
Nübenzucderjteuer von 1,60 M. auf 1,80 M. für 100 kg Rüben und Erhöhung 
der Ausfuhrvergütungen abzielender Gejegentiwurf, welcher im Sommer 1884 
dem Neichstage vorgelegt worden war, fam nicht zur Berathung.?) 

Bei der Tabadjteuer find nur kleine Aenderungen der Gejeßgebung 
zu verzeichnen, da ein Geſetz über die Einführung des Tabadmonopols, 
welches im Sommer 1882 im Neichstage vorgelegt ’) und berathen worden 
war, mit großer Majorität abgelehnt wurde. Durh ein Gejeg 
vom 5. April 1885 wurden jedoch Erleichterungen für den Tabadbau durch 
Hinausichiebung der Termine für die Gewichtsermittlung und Steuerzahlung 
gewährt und durch Bundesrathsbejchlüffe noch jonjtige Begünſtigungen für die 
Pflanzer und Händler in der Ausführung des Geſetzes vom 16. Juli 1879 
zugeltanden und die VBergütungsjäge für die ausgeführten inländischen Tabade 
und Fabrifate daraus erhöht.*) 

Hinfichtlich der Salzjteuer trat eine Menderung der Gejeggebung nicht 
ein, dagegen fahte der Bundesrath manche auf die Ausführung des Geſetzes 
bezügliche Bejchlüffe.‘) 

. das Nähere im Abichnitt V Ziffer 1. 

. das Nähere im Abichnitt V Ziffer 2. 

. Näheres in Hirt h's Annalen 1882 S. 177, 371, 489, 
. das Nähere im Abichnitt V Ziffer 3 

. das Nähere im Abichnitt V Ziffer 4. 
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Die Braujteuer erlitt feine gejegliche Aenderung, denn ein im Jahre 
ae ae vorgelegter Gejegentwurf fand beim Neichstage feine Anz 
nahme 

Ebenjowenig änderte jich etwas an der Branntweinbeftenerung; 
doch regte ſich unter den Interefjenten das Bejtreben, eine Herabjegung der 
Steuer und eine Erhöhung der Ausfuhrvergütung herbeizuführen, um mit mehr 
Vortheil der ausländischen Konkurrenz begegnen zu fünnen. Der Bundesrath 
gewährte einige Erleichterungen für die Abfertigungen von Branntwein zu 
gewerblichen Biverten.?) 

Auch bei der Wechjel- und Spielfartenjtempeliteuer traten feine 
gejeglichen Aenderungen ein. Bezüglich der eriteren wurden jedoch durch Be— 
fanntmachungen vom 16. Juli 1881 und 1. Febr. 1882 Erleichterungen in 
der Verwendung der Stempelmarfen eingeführt und die Mittehverthe für aus- 
ländiſche Münzen feitgejegt.?) 

Neue Keihsitempelabgaben für Wertbpapiere, Schlußnoten, Rech: 
nungen und Lotterielooje wurden durch das Gejeg vom 1. Juli 1881 einge 
führt, nachdem bereits jeit dem Jahre 1869 das Verlangen nach einer der: 
artigen Bejteuerung aufgetreten war. Sehr bald nach Eintritt diefes Gejeges 
wurde jedoch von Seite der verbündeten Regierungen und von Seite des 
Reichstages Verſuche zur Einführung einer prozentualen Bejteuerung (1882 
und 1884) gemacht, jedoch vergeblich. Bis endlich auf Grumd von zwei 
Gejegesvorjchlägen des Abgeordneten v. Wedell:Malhomw und Genojjen 
und Dr. Arnsperger und Genofjen das Gejeg vom 29. Mai bezw. 3. Juni 
1885 zu Stande fam, welches die Börjengejchäfte einer prozentualen Be: 
ftenerung unterwarf.*) 

Eine wichtige Aenderung wurde im Abrehnungswejen unter den 
Bundesſtaaten durch einen Bundesrathsbeſchluß v. 30. Juni 1882 inſoferne 
eingeführt, als mit 1. April 1882 die Pauſchſu mme und die Zuſchüſſe 
zu derjelben abgejichafft und ein nach dem wirklichen Ausgaben auf: 
geitellter Zollverwaltungsetat eingeführt wurde.‘) 

Durch eine Aenderung der Bier: und Branntweinjteuer in Württemberg 
und Baden ift eine anderweitige Regelung der Uebergangsſteuer und 
Vergütu ngsjäße bei der Ausfuhr von Pier und Branntwein aus diejen 
Yändern nothwendig geworden *) 








S. Abichnitt V Ziffer 5. — Dit dem Geſetzentwurfe betr. die Erhebung der Brau— 
ſteuer war zugleich ein Gelegentwurf betr. die Erhebung von Neichsitempelabgaben und ein 
Gejegentwurf betr. Die Beiteuerung der zum Militärdienite nicht berbeigezogenen Wehrpflich— 
tigen dem WReichstage vorgelegt worden. In der diefer Vorlage beigegebenen Denkſchrift 
war ebenio wie in der dem Tabadnıonopolentwurie beigefügten Tenkichrift hervorgehoben 
worden, daß es, nachdem Teutichland in der Ausbildung der indirekten Beſteuerung weit 
hinter den übrigen Großitaaten zurüditebe, andererieits aber die direlte Beiteuerung in 
Teutichland nicht nur fir Staats, fondern auch fir Stadt, Provinzial, Nreis:, Kirchen: 
und Schulzwede in ſchwer befaitender und erichöpfender Weile in Anspruch genommen 
wäre, swedmäßig ericheine, durch eine ausgiebigere indirefte Belteuerung 
im Reiche den Cinzelitaaten die Möglichleit zu gewähren, die Gemeinden 
von den eigentlich Dem Staate zufommenden Ausgaben für Unterricht, Armenpilege, Polizei 
und onſtige — zu entlaſten. :Abgedr. in Hirth's Annalen von 1881 S. 338 und 
von 1882 5. 
tr ht V Biffer 6. 

. Abichnitt VI Ziffer I u. 2. 

das Nähere im Abjchnitt VI Ziffer 3. 
das Nähere im Abichnitt IX. 

das Nähere im Abichnitt X. 
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Sehr reich war die Berivde an Zolls:, Handels: und Schiff: 
fahrtsverträgen.') 

Erneuert oder durch Zuſätze erweitert oder verlängert wurden 
der Freundichafts:, Handels und Schifffabrtsvertrag mit China durch 
Zuſatz Konvention vom 31. März 1880 (publizirt am 16. Sept. 1881), der 
Handelsvertrag mit Belgien durch eine Uchereinfunft vom 30. Mai 1881; 
der Handels: und Schifffahrtsvertrag mit Italien am 4 Mai 1883; 
der Handelsvertrag mit Dejterreich-Ungarn am 23. Mai 1881: der 
Handels und Schifffahrtsvertrag mit Spanien am 12. Juli 1883, wozu 
am 10. Mai 1885 wegen des Noggenzolles ein Nachtragsvertrag abgeſchloſſen 
wurde; ferner der Dandels- und Bollvertrag mit der Schweiz am 23. Mat 
1881, außerdem der Freundſchafts-, Handels: und Schifffahrtsvertrag mit 
Merifo am 12. Juli 1881. 

Neu abgeichlojjen wurden eine Handels-Ktonvention mit Rumänien 
am 14. Nov. 1877, welche jedoch erit am 10. Juli 1881 in Kraft trat, cm 

reundjchaftsvertrag mit Samoa am 24. Januar 1889, welcher erſt am 
26. Februar 1881 publizirt wurde und in Kraft trat, ein Dandelsvertrag 
mit Serbien am 6. Januar 1883, ein Handels:, Freundſchafts und Schiff: 
fahrtsvertrag mit Korea am 2. November 1883, cin Handels: und Schiff: 
fahrtsvertrag mit Griechenland am 9. Jnli 18854, und eime Konvention 
mit Madagasfar am 15. Mai 1883. 


Blickt man auf die finanziellen Ergebniſſe zurüd, jo iſt für 1883/84 
gegen 1879/80 eine Einnahmeſteigerung bei den Zöllen von mehr als 60 Mill. 
Mark, bei der Ealziteuer von mehr als 1 Mill. Marf, bet der Branntwein— 
steuer von faſt 2 Mill. Mark, bei der Bierjteuer von 2 Mill. Mark, bei der 
Tabaditener von 7—8 Mill. Mark zu fonitatiren; dagegen bat der Ertrag 
der Nübenzuderjtener , welcher 1879,80 noch faſt 53 Mill. Marf und auf 
den Kopf der Bevölkerung 1,22 Marf betrug, wegen der bedeutenden Aus: 
juhrvergütungen von 96 Mill. Mark im Jahre 1883,84 jo abgenommen, day 
er in dem genannten Jahre nur 46 Mill. Mark und auf den Kopf der Be 
völferung 1,05 Mark ausmachte. 

Hier half mım allerdings die jeit 1. Oftober 1881 ins Leben getretene 
Bejteuerung der Werthpapiere, Schlußnoten, Rechnungen ꝛc. und Lotterielovie, 
die eine jährliche Einnahme von 12— 13 Mill. Mark lieferten. 

Wenn nun auch die Einnahmen durch die indirekten Steuern und Zölle 
einen nicht unerheblichen Zuwachs erhielten, jo jind aber auch andererjeits die 
Bedürfniſſe des Reichs bedeutend gejtiegen und betrugen die fortdauernden Reichs— 
ausgaben im Jahre 1883/84 112 Mill. Mark und für 1885/86 138 Mill. 
Marf mehr als 1879/80. 

Welche Wirkung der Zolltarif von 1885 und das am 1. Oftober 1885 
ing Leben tretende Börjenjteuergeleg auf die Einnahmen des Reiches ausüben 
werden, it noch micht zu tariren. Sollte jedoch eine entjprechende Aenderung 
der Nübenzuderjteuer und jachgemäße Negulirung der Ausfuhrvergüt 
ungen für Zuder, dann eine zeitgemäße Aenderung der Bier- und Branıt- 
weinbejteuerung oder jogar eine Beſteuerung der Tabadjabrifation 
zu Stande fommen, jo fünnte ohne eine merfliche Belajtung eine bedeutende 
Mehreinnahme erzielt werden. 


S. das Nähere im Abichnitt XII. 
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Wie lange das gegemwärtig eingeführte Schußzolliviten für Industrie 
und Yandiwirthichaft dauern muß umd wird, ijt vor der Hand nicht zu beur- 
theilen, aber das iſt vorauszujehen, daß manche Zollfäge beim Abjchluffe neuer 
Zoll: und Handelsverträge Aenderungen erfahren ımd daß von Seite ver: 
ichiedener Interelfenten von Zeit zu Zeit die Verjuche werden gemacht werden, 
höhere oder niedere Eingangszölle für einzelne Artikel durchzuſetzen. 

Nie nun aber der Industrie und Landwirthſchaft durch höhere 
Zölle ein wejentliher Schuß gewährt wurde, jo ift dem Handel durch die 
Handels», Zoll: und Schifffahrtsverträge durch die Vermehrung der 
Konjulate und die begonnene Kolonialpolitif des Meiches im Vereine 
mit dem Schuße durch eine wohlorganifirte und geübte Kriegsmarine eine 
wejentliche Unterftügung zu Theil geworden, welche noch durch die Einrichtung 
der Freihäfen in Hamburg und Bremen umd die Bojtdampferlinien 
eine nicht geringe Verjtärfung auf Koſten des Neichs erhalten wird, jo daß 
der Zufunft mit neuer Hoffnung entgegengejehen werden konnte. 


8. Periode von 1886—1892. 


Auch diefe Periode war reich an gejeßgeberischen und Berwaltungsaften 
und brachte eine Neihe von Zole und Handelsverträgen; die wachjenden Aus: 
gaben des Neiches veranlaßten aber eine bedeutende Erhöhung der Steuern. 

Der Zollanichluß Hamburgs, Bremens und angrenzender preußischer und 
oldenburgijcher Gebietstheile, der jchen in früheren Jahren bejchloffen worden 
war, wurde am 15. Dftober 1885 durchgeführt.‘) Außerdem wurde am 
1. Mai 1891 die djterreichiiche Gemeinde Mittelberg in Vorarlberg dem deut: 
jchen Zollgebiet angejchlofjen.”) 

Dieje Anſchlüſſe veranlaßten eine neue Nedaktion fait aller derjenigen durch 
Bımdesrathsbeichlüffe feitgeitellten Negulativen und Ausführungsbeitimmungen 
für die verjchiedenen Zoll- und Steuergejege, welche im Jahre 1883 erfolgte.°) 

Der 85 des Bolltarifgejehes vom 22. Mai 1885 wurde durch ein Geſetz 
vom 18. April 1886*) geändert, wodurd) der Bundesrath ermächtigt wırd, 
für Materialien und Betriebsmittel, welche für gemeinjame Grenzitationen der 
nach internationalen Abmachungen gebauten Eiſenbahnen, Zollfreiheit zu gewähren. 
Der Zolltarif wurde durch Gejeg vom 21. Dezember 1837 in Bezug auf die 
Bolljäge für die unter Nr. 9, 25 g genannten Gegenjtände, welche erhöht wurden, 
geändert.”) 

Bon Bedeutung für die Zollabfertigung im Eijenbahnverfehr ift die Ueber: 
einfunft von 1887, wegen der zolljicheren Einrichtung der Eijenbahn- 
wagen, zwiſchen Deutjchland, Frankreich, Italien, Dejterreich-Ungarn und der 
Schweiz, welcher 1891 Griechenland, Belgien, Serbien und Numänien und 
1892 Bulgarien beitraten.®) 

Am Bereinszollgefeg wurde nur injoferne eine Menderung vorgenommen, 
als 8 108 dejjelben durch Gejeg vom 18. Aprit 1889 einen Zujag erhielt.?) 


ı Gentralblatt des Neichs 1888 5. 913. Won Intereſſe find die Berichte der Bollzugs- 
Kommiſſion in den Drudiachen des Bundesraths von 1888. 
R.G.Bl. 1891. ©. 59. 
CEbl. d. R. 1888. 
R.G. Bl. 1886 S. 123. 
9) R.G.Bl. 1887 ©. 533. 
° CEbl. d. R. 1887 5.69, 1891 S. 275 und 1892 5. 152; ſ. auch Abjchnitt XII. a. E. 
7, R.G. Bl. 1889 ©. 53. 
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Durch) die am 6. Dezember 1891 mit Dejterreich-Ungarn, Italien 
und Belgien’), am 10. Dezember 1891 aber mit der Schweiz abgejchloj- 
jenen Handels= und Zollverträge‘) wurden im SBolltarife erhebliche 
Herabjegungen bezw. Aenderungen berbeigerührt. 

Die Gejeggebung bezüglich des Rübenzuckers machte in diefer Periode 
verjchiedene Wandlungen Durch, kam aber endlich durch das Gejeß vom 
31. Mai 1891°), welches am 1. Auguft 1892 in Kraft trat, vorderhand zum 
Stilljtande. Nachdem vorher durch das Gejeg vom 9. Juli 1887 außer der 
Materialjteuer eine Verbrauchsabgabe von Zucker mit 1. Auguft 1888 ein- 
geführt worden war*), wurde durch das Geſetz von 1891 mit 1. Auguſt 1892 
die Materialjtener abgejchafft, bis zum Jahre 1895 firirte Ausfuhrvergütungen 
eingeführt, welche nach diejer Zeit gänzlich wegfallen und nur die Verbrauchs: 
abgabe belajjen.?) 

Tief eingreifende Veränderungen erlitt die Beitenerung des Brannt- 
weins durch das Gejeg vom 24. Juni 1887°), welches am 1. Oftober 1887 
in's Leben trat und die Folge hatte, dak Bayern, Württemberg, Baden umd 
Hohenzollern der Branntweinſteuergemeinſchaft ſich anjchloffen. 

Durch diejes Gejeg wurde außer der Maiſchſteuer für die landwirth- 
ichaftliche Brennerei ein Zujchlag für die anderen Brenner ımd für allen in 
der Branntweinſteuer erzeugten Branntiwein eine Verbrauchsabgabe von 0,50 Bf. 
bezw. 0,70 Bf. für dem nicht contingentirten Branntwein eingeführt.”) 

Die Organijation der Boll: und Steuerverwaltung mußte 
wegen des Anjchluffes von Hamburg und Bremen, ſowie wegen der neuen 
Zuder: und Branntweinteuergejeggebung mannigfache Nenderungen erfahren.®) 
Aus Ddiefen Gründen wurden auch die BVBorjchriften der Statijtif des 
Waarenverfehrs, über das Abrechnungsmwejen und bejonders wegen 
der Erweiterung der Bramtweinjtenergemeinjchaft über die Uebergangs— 
ſteuern geändert.?) 

An Handels, Schifffahrts:, Zoll und Freundjchaftsverträgen war aud) 
diefe Periode reich, denn außer den bereit erwähnten Verträgen mit Defter: 
reih-Ungarn, Italien und Belgien vom 6. Dezember 1891 und mit 
der Schweiz vom 10. Dezember 1891 wurden noch folgende Verträge abge- 
ſchloſſen: Am 30. Januar 1885 mit der Dominifaniihen Republik), 
am 22. Januar 1885 mit der jüdafrifaniichen Republik“), am 
20. Dezember 1885 mir dem Sultan von Zanzibar'?), endlich mit Spa— 
nien am 28. Auguft 1885 wegen Verlängerung des bejtehenden Handels- 
vertrages vom 12. Juli 1883 bis zum 1. Februar 1892.'%) Derjelbe wurde 
am 26. Sanuar 1891 gekündigt ‘*) und ift am 1. Februar 1892 außer Kraft 


) R.G.Bl. 1892 
RG.Bl. 1892 
R.G.Bl. 1891 
R.G.Bl. 1887 508. 
Näheres im Abſchnitt V Ziffer 2. 
R.GBl. 1887 253. 

Abſchnitt V Nr. 6. 

N Abſchnitt VII. 
Abſchnitte VIII, IX und X. 
10) RG.Bl. 1886 8 


3, S. 97 und ©. 241, 
195. 
. 295. 


HAAR 


z 
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) R. G . Bl. 1886 ©. 209. 
R.G. Bl. 1886 ©. 261. 
R. G. Bl. 1886 5. 295. 
R.G.Bl. 1891 S. 29. 
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getreten ; es wurde jedoch durch Bundesrathsbejchluß bis 1. Juli 1892 und 
dann bis 30. November 1892 für die jpanischen Erzeugniffe des Bodens und 
der Indujtrie die vertragsmäßige Meiftbegünftigung zugejtanden.') 

Mit Rumänien wurde am 1. März 1887 ein Nachtrag zur Handels- 
convention vom 14. November 1877 abgeſchloſſen.) Beide Verträge wurden 
am 21. Juni 1890 auf Grund des Artifel$ 3 der Nachtragsconvention gefün- 
digt und traten am 10. März 1891 außer Kraft.?) 

Am 28. März 1837 wurde ein Freundichaftsvertrag mit dem Freiſtaate 
Ecuador geſchloſſen,) ferner am 21. Juli 1887 ein Meiſtbegünſtigungsvertrag 
mit dem Freiſtaate Paraguay’), dann am 12. Dezember 1837 ein Freundichafts-, 
Handels», Schifffahrts- und Conſular-Vertrag mit der Nepublif Honduras‘) 

Durch Konvention vom 12. Januar 1888 wurde der Freundſchafts- und 
Handelsvertrag mit dem FFreiftaate Salvador vom 13. Juni 1870 auf 
10 Jahre verlängert.?) 

Am 31. Januar 1891 wurde der Handels- und Schifffahrtsvertrag mit 
Portugal, vom 2. März 1872, von Portugal gekündigt und trat am 
1. Februar 1892 außer Kraft.) 

Am 26. Auguſt 1890 wurde mit der Türfei ein neuer Freundſchafts-, 
Handels- und Schifffahrts-Vertrag abgeſchloſſen.) 

Mit Marokko aber kam am 1. Juni 1890 ein Handelsvertrag'““) zu Stande. 

Zur Zeit ift man bejtrebt, die abgelaufenen Handels, Zoll und Schiff: 
fahrtöverträge zu erneuern bezw. zu verlängern. 

Der joeben dem Neichstage zugegangene Gejegentwurf betr. die Friedens— 
präienzitärfe des Deutjchen Heeres, welcher eine bedeutende Mehrausgabe zur 
Folge haben muß, hat auch bereitS in drei in der Drucjache Nr. 128 des 
Bundesrathes enthaltenen Gejegentwürfen Vorjchläge zu einer Erhöhung der 
Braujteuer, der Branntweinjtener und der Reichöjtempelfteuer für Börjengejchäfte 
veranlaßt. 


II. Abſchnitt. 
Quellen und Titerafur, 


Die Quellen, aus denen bei Darftellung des Zoll und Steuerwejens 
des Deutichen Neiches zu ſchöpfen fein wird, bejtehen vor Allem in der 
Reichsverfaſſung, in den Reichsgeſetzen nebſt den hiezugehörigen 
Ausführungs:Beftimmungen und Bundesrathsbejchlüjjen, ſo— 
dann nach Artikel 40 der Neichsverfaffung!') in den Beltimmungen des Zoll 


R.G.Bl. 1892. ©. 687. 


REAL 1891 &. 378. | 
") Mergl. hiezu das Schriftchen des ehemaligen Staatsminiſters Dr. Rudolf Telbrüd: 
Der Artitel 40 der Reichsverfaſſung, Berlin 1881, das viele Aufſchlüſſe gewahrt. 
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vereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867, joweit fie nicht durch die 
Verfaffung jelbit oder auf dem durch diejelbe (Art. 7 und 78) bezeichneten 
Wege abgeändert find. Nach Art. 1 Ab. 2 diejes Vertrages bleiben aber auch) 
die Zollvereinigungsverträge vom 22. und 30. März; 1833, vom 12. Mat und 
10. Dezember 1835, vom 2 Januar 1836, vom 8. Mai, 19. Oftober und 
13. November 1841, vom 4. April 1853 und 15. Mai 1865 nebit den dazu 
gehörigen Sceparat-Artifelm ferner im Kraft, ſoweit jie bisher im Kraft 
waren und nicht durch die Beitimmungen des Vertrages vom 8. Juli 1867, 
beziehungsweiſe durch die Neichsverfallung, durch Gelege oder Bundesraths— 
Beichlüffe abgeändert worden ſind. In Ziffer 1 zu dieſem Artikel 1 iſt aber 
diefe Verabredung ausdrüdtich auf diejenigen näheren Bejtimmungen 
und Abreden, welche in den zu jedem dieſer Berträge gehörigen Proto— 
follen enthalten find, ſowie überhaupt auf alle in Folge der Zollvereinigungs- 
Verträge zum VBollzuge derielben zur weiteren inneren Ausbildung 
des Vereins getroffenen Vereinbarungen ausgedehnt. Dieſes find 
außer den Echlußprotofollen zu den Verträgen auch die in den Hauptprotofollen 
der Vollzugs-Kommiſſionen und General Zoll-tonferenzen, in bejonderen Leber: 
einfünften und VBerabredungen unter den Negierungen (auf dem Korreſpondenz— 
wege) enthaltenen Beſtimmungen. 


Es iſt eine schwierige Aufgabe, bei einem jeit dem Jahre 1833 ange: 
wachjenen und zum großen Iheile nicht mehr gültigen Quellenmateriale die in 
demjelben zeritreut fiegenden, noch in Kraft jtehenden Beitimmungen heraus: 
zufinden, wenn diejes auch wejentlich dadurch erleichtert iſt, daß faſt das ganze 
Material im Drude vorhanden üt. Bor Allem find jämmtliche Berträge in 
ven Geſetz- und VBerordnungsblättern der einzelnen Vereinsjtaaten 
publizirt, ebenjo die dazu gehörigen Schluhprotofolle und allenfalls verein: 
barten Separatartifel, dann eriftirt aber auch eine, unter Aufſicht des Zentral 
bureaus des ——— nach amtlichen Schriftſtücken gedruckt Sammlung 
der Verträge und Verhandlungen über die Bildung und Aus: 
führung des Deuticden Zoll: und Handelsvereins von 1833 an 
bis 1871 in fünf Foliobanden ) mit einem Anhange, enthaltend die 
Handels- und Schifffahrts-Berträge Deutichlands mit dem Auslande von 
1852 bis 1872. 


Bis zum Jahre 1858 exiſtirt biezu auch ein im Jahre 1858 zu Berlin 
gedrudtes alpbabetiiches Nepertorium, dejjen Anfertigung und Drud- 
legung auf der 10. General-Jollsstonferenz 1554 (S 52) bejchlojien und vom 
Zentralbureau des Zollvereins bejorgt worden ijt-?) a 


’) Diefes Werk ift zunächit zum Handgebrauche der Behörden und Beamten beitimmt 
und deßhalb nicht im Buchhandel zu haben. Ter Trud wurde auf der 5. General-Zoll- 
Konferenz; 1842 (Dauptprot. S 33) beantragt und auf der 6. General Jolltonf. 1843 Hauptprot. 
8 49) fiir die Verträge und Verhandlungen aus den ‚jahren 1833-836 beichlofien. Die 
eriten beiden Bände erichienen im Jahre 1845 in Berlin. Auf der 10. Gen.-Zolltonf. 1854 
(Hauptprot. $ 52) wurde die Herausgabe der Fortſetzung beſchloſſen. Der 3. und 4. Band 
mit den Verträgen bis 1858 erichienen fodann 1856 und 1858. Tie Herausgabe des 5. Bandes 
nebit Anhang wurde am 14. Mat 1870 (Brot. S 66) vom Bundesrathe beichlofien und 
erfolgte 1871 und 1872. Cine Fortſetzung wäre ſehr erwünſcht. Außerdem wurde 1883 
vom Regierungsrath a. D. Beutner eine Sammlung der deutſchen Handels-, Trreundichafts-, 
Schifffahrts- Nonfular- und literariichen Berträge berausgegeben. v. Poſchinger läßt in 
nächiter Zeit eine alpbabetiihe Sammlung fämmtlicher Zoll- und Handelsverträge ericheinen. 

?) Auch vieles Mepertorium fam nicht in den WBuchhandel. Cine Fortſetzung deifelben 
wäre fehr nothmwendig und wünſchenswerth. 
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Ferner eriitiren die als Manuſkript gedrudten Verhandlungen der 
15. General: Zoll-Konferenzen von 1836—1863 in 15 Foliobänden.') 

Außerdem find die Verhandlungen der im Jahre 1848/49 in Frank: 
jurt a. M. abgehaltenen außgerordentlichen Konferenz im Zollvereins: 
Angelegenheiten, ſowie ein befonderes Protofoll über die Rheinzölle dd. Wies- 
baden den 11. und 14 Auguſt 1847 und Protokolle, die Zoll und Handels: 
Verhältniſſe mit Dejterreich betr., dd. Berlin den 6. Dezember 1855 und 
27. März; 1857 bejonders abgedrudt. 

Die Drudjiachen des Bundesrathes des Zollvereins des Nord- 
deutichen Bundes und jet des Deutjchen Neiches von 1866 an, beſtehend in 
Anträgen, Ausſchußberichten und Protokollen, ſind eigentlich nur als Manuifript 
gedruckt umd nicht für den allgemeinen Gebrauch bejtimmt; fie enthalten jeit 
dem Aufhören der General-Zoll-tonferenzen, an deren Stelle der Bundesrath 
getreten iſt, das wichtigite Material für die Geſetzgebung und Verwaltung der 
Zölle und Neichsfteuern.?) 

Das Bundes: jeht Reichsgegetzblatt enthält ſämmtliche Bundes- reſp. 
Reichsgeſetze, Verordnungen und Verträge’) von 1867 an, die Vollzugsvor— 
ichriften und Negulative biezu, welche der Bundesrath erläht, werden jedoch 
jet 1. Sanuar 1873 in dem Zentralblatt für das N Reich 
bekannt gemacht, welches durch die Bundesrathsbeſchlüſſe vom 13. Dezember 1869, 
11. April 1870, und 21. Dezember 1872 ins Leben gerufen wurde. ) Für die 
Zoll- und Steuerverwaltung der meisten Staaten eriitiren noch befondere Amts— 
blätter.) Eine wichtige Druchkſchrift, welche nach einem Beſchluſſe der 10. Ge 
neral-Zoll-tonferenz ($ 51 des Hauptprotofolles) im Preub. Finanz: Miniſterium 
redigirt wurde und heftweiſe ſeit dem Jahre 1854 zu Berlin in der Jonas’ 
ichen VBerlagsbuchhandlung erichien, find die Jahrbücher der Zoll-Geſetz— 
gebung und Verwaltung des Deutjchen Zoll: und Handels: 
vereins. Diejelben waren dazu bejtimmt, eine authentiiche Zufammenftellung 
aller in den einzelnen Vereinsjtaaten in Bezug auf das Zoll und Steuerweſen 





'; Tiefelben fanden ſtatt 1836 in München und Dresden; 1839 und 1841 in Berlin; 
1842 in Stuttgart; 1843 in Berlin; 1845 in Karlsruhe; 1846 in Berlin; 1851 in Wies- 
baden; 1854 in Berlin und Tarnıitadt; 1856 in Weimar; 1858 in Hannover; 1859 in 
Braunfchweig und 1863 in München. Bol. Hirth's „Annalen“ 1868, S. 227.) Auch für 
dieſe it das erwähnte Repertorium mit aufgeltellt. 

2) Hiezu iſt im Jahre 1890 ein Sach Regiſter im Reihsamte des Innern ausgearbeitet 
worden, welches Die Zeit von 1867 bis 1886 umfaßt. _ 

” Für deren geſetzliche Giltigkeit genügt die Publikation im Reichsgeſetzblatte. Hierzu 
wurde ein Sach— Regiſter von 1867—1886 herausgegeben. 

* Hierzu exütirt ein, im Neichsamte des Innern bearbeitetes Sach-Regiſter v. 1873-1890, 

’; Da das Zentralblatt der Abgaben-, Gewerbe: und Handelsgeſetzgebung in den 
Preuß. Staaten am weiteiten zurückreicht (bis 1830) umd für den größten Theil des Reiches 
gilt, jo wird dasselbe zu Zitaten beſonders benutzt werden. Die Amtsblätter der Yoll- und 
Steuerdireftionen der einzelnen Staaten beginnen erſt in den 60 er Jahren. Veſondere Blätter 
dieſer Art haben Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen, der Thüring'ſche 
Zoll: und Handelsverein, Mecklenburg, Elſaß-Lothringen, Oldenburg und Braunſchweig. 

) Da dieſelben die meiſten Verträge, Geſetze, Verordnungen, Miniſterialreſtrivte und 
Entſchließungen der Direktivbehörden enthalten, werden ſie in der Regel zu Zitaten benutzt 
werden. Jeder Jahrgang enthält ein chronologiſches Verzeichniß aller in demſelben aufge⸗ 
führten Gelege und Verträge und ein alphabetiſches Sachregifter. Tiejelben haben leider 1875 
auf Grund eines Bundesrathsbeichluiies v. 4. „juni 1875 (8 227 des Prot. aufgehört, was 

als em großer Mangel angelehen werden muß, weil es — ** an einer Sammlung fehlt, 

aus der man alle, von den verichievenen Minifterien und Tivektivbehörden erlaiienen er: 

fügungen in Zoll: und Steueriachen, beionders aber die Enticheidungen von Zolltariffragen 
erieben kann. 
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ergangenen Gejege und Verordnungen u. j. w. zu liefern, fowie für die gemein- 
Ichaftliche Verwaltung einen VBereinigungspunkt und ein Organ zur Kundgebung 
und gegenjeitigen Mittheilung der Fortichritte zu bilden, welche die einzelnen 
Vereinsſtaaten in der legislativen organiſchen und adminiftrativen Entwicelung 
des gemeinschaftlich angenommenen Handelsſyſtems machen. Diejelben fünnen 
den Zoll und Stenerbehörden nach Form und Inhalt als Handbuch dienen 
und jchloffen ſich bezüglich der eriteren an die vom Jahre 1834 bis 1343 
durch den königlich Preußiichen Geheimen Oberfinanzratd ©. T. U. Pod: 
hammer herausgegebenen Jahrbücher der Zollgejeggebung und 
Verwaltung des Deutichen Zoll: und Handelsvereins an. 

Als neuere Privatjammlungen von Gejegen und Verordnungen in Boll: 
und Dandelsjachen können unter Andern die Annalen des Norddeutſchen 
Bundes und HBollvereins (jebt des Deutjichen Reiches) von 
1868 an, das Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung, Volks— 
wirtbichaft im Deutjchen Reich von v. Holgendorff und Bren- 
tamo angeführt werden, welches jeit mehreren Jahren von Profeſſor Dr. 
Schmoller in Berlin herausgegeben wird, ferner das ſeit 1884 neu er: 
jchienene Jahrbuch für Finanzwiſſenſchaft von Prof. Dr. Schanz 
in Würzburg, endlich das bei Guttentag in Berlin jeit 1884 erjcheinende 
Sammelwerf: Die Gejeggebung des Deutjichen Neiches von der 
Gründung des Norddeutichen Bundes bis zur Gegenwart mit 
Erläuterung und Regiiter von Gaupp u. A. Das Wörterbuch des deutichen 
Berwaltungsrechts von Dr. E. Frhrn. v. Stengel, bejonders die Artifel von 
Dr. v. Mayr. 

Bejondere Erwähnung verdient das Preußiſche Handelsarchiv, eme 
nach amtlichen Quellen jeit 1859 erjcheinende Wochenichrift für Handel, Ge 
werbe und Berfehrsanftalten, welches außer den wichtigjten Verträgen und 
Geſetzen ze. auch noch die Zolltarife aller Länder, ſowie alle wichtigen, auf 
Zoll-, Handels: und Verkehrsverhältniſſe bezüglichen Anordnungen enthält. 
Dasjelbe erjcheint vom 1. April 1880 an unter dem Titel: „Deutjches 
Handelsarchiv“ weiter und wird vom NeichSamte des Innern herausgegeben. 

Ein jehr wichtiges amtliches Quellenwerf iſt die jeit 1873 vom Kaiſerl. 
Statiftiichen Amte herausgegebene Statijtit des Deutjchen Neiches, 
welche in Form einer Zeitſchrift erjcheint, heftweije herausgegeben wird und 
jich auf die gejammte Statiftif erjtredt.‘) 

Bon bejonderem Werthe it das im Anfange des Jahres 1880 vom K. 
Stat. Amte herausgegebene Statijtiiche Jahrbuch für das Deutjche 
Reich, welches den Zweck bat, die hauptjächlichiten Ergebnijje der Reich: 
ſtatiſtik in kurzen, leicht verjtändlichen Ueberſichten und joweit möglich in ver- 
gleichbaren Jahresreiben zur allgemeinen Kunde zu bringen. Diejes Werf erjcheint 
in jedem Jahre und bietet für Praxis und Theorie ein willlommenes Hilfsmittel. 

Bezüglich des Zolltarifs iſt von Intereſſe E. Kroedel’s Werk: Das 
Preußiſch-Deutſche Zolltarifiyitem in feiner Entwidelung 
von 1818, im zwei Theilen, 1881. Lehr 3: Die neuen Deutſchen 
Holzzölle, 1881. Dr. 3. Conrad: Die Getreidezölle, 1881. Dr. 3. 
Genjel: Die Rohſtoffe und Erzeugnijje der Tertilinduftrie 


S. das Nähere in der Worrede zu Band II der Statiſtik des Deutichen Reichs umd 
Hirthb’s „Annalen“ v. 1874 ©. 78. S. a. Alphabet. Inhaltsverzeichniß für Bde. I bis 
XLIII der Statiſtik. 
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im Zolltarife 1879, erſchien 1881. Kitſchel: Die Eiſenzölle, 1881. 
Bayerdörffer A.: Die Zölle auf Droguen, Glas, Leder, Papier 
und Materialwaaren. 1881. Behrendt- Appelt: Kommentar zum 
Zolltarif. Havenſtein: Zollgeſetzgebung, Berlin 1892. 

Bejondere Wichtigkeit für die Zuckerbeſteuerung hat das von Richard v. Kauf— 
mann herausgegebene Werfchen über die Zuckerinduſtrie, Berlin 1878. 

Schr brauchbar iſt Hoyer's Kommentar zu den Geſetzen betr. den Wechſel-, 
Spielfarten-Stempel, betr. den Stempel von Inhaber- x. Papieren und über 
die Statiftiiche Gebühr, Berlin 1886 ; dann Gaupp's Kommentar zum Stempel: 
jtenergejeg, Berlin 1886; damı Schlag 's Erläuterung des Gejeges betr. die 
Erhebung der Neichsitempelabgabe, Berlin 1892; ferner Scverin, die Reichs: 
jtempelabgaben, 1390. 

Sehr empfeblenswertb für den praftischen Beamten ift die von Dr. Zöwen- 
berz (f. Negierungsrath) veranitaltete Ausgabe des Gejeges und Negulativs 
betr. die Steuerfreibeit des Branntweines zu gewerblichen Zwecken 
mit techntchen Erläuterungen ꝛc. Berlin 1880. Stämmler das Neichs- 
gejeg betr. die Beiteuerung des Branntweins 24. Jun 1887 und 
3. Juli 1868. Berlin 1891. 

Bejondere Erwähnung verdient die unter dem Titel „Die Hölle und in: 
direften Steuern in Elſaß— ‚Lothringen ausſchließl. Enregiſtrement und 
Stempel) von Regierungsrath Leydecker in Straßburg im Jahre 1877 heraus— 
gegebene ſyſtematiſche Zuſammenſtellung der einſchlägigen Geſetze, Verordnungen ze. 

Hervorzuheben ſind ferner Dr. Heine's Arbeit über die Branntwein— 
ſteuerſyſteme in den europäiſchen Ländern in der Tübinger Zeit— 
Ichrift für Staatswilfenichaften Bd. 28. Dann die Broſchüre des Kaſerl. 
Unterſtaatsſekretärs M. Schraut zu Straßburg über die Handelsverträge 
und die Meiſtbegünſtigungsklauſel, Berlin 1884, welche dieſes Thema 
zum erſten Male gründlich und mit großer Sachkenntniß behandelt. 

Ueber die Branntweinbeiteuerung in Sachen gibt G. Wahl's 
Werfchen über diejen Gegenitand (Dresden 1870) ſehr gute Nufichlüjfe. Ueber 
die Branntmweinbeiteunerung in Bayern von 1857 der Kommentar 
von Oberzollratd Geiger München 1881. 

Das neuejte Gejeb über die Statiſtik des Waarenverfehrs des 
Deutichen Reiches vom 20. März 1379 bat Bodenſtein mit allen Aus» 
rührungsbejtimmungen herausgegeben (Berlin 1880. Neinbold hat die neuejten 
geſetz, und regulativmäßigen Beltimmungen über die Tabadsbeitenerung nad) 
dem Gejege vom 16. Juli 1879 als Handbuch in Berlin 1880 ericheinen lafjen. 

Außerdem verdienen bejondere Erwähnung W. Dittmar’s Dandbuch 
über Die Preuß. Branntwein iſteuer. Poſen 1865. Appelt's Werkchen 
über die Geſetzgebung betr. die Tabackbeſteuerung und Salza bgabe 
(1870). Philippi's Beiträge zur Gejchichte der Statiſtik der Deutichen Meſſen. 

Dr. E. Löbe's Deutſches Zollſtrafrecht von 1890 füllt eine 
Lücke in der Literatur aus und iſt zur Zeit das beſte Werk über dieſe Materie. 

Schließlich iſt noch zu erwähnen ein im Oktober 1884 von dem Reichs— 
Schatzamte herausgegebenes Aemter-Verzeichniß für die Verwaltung der Zölle, 
Reichsſteuern und Uebergangsabgaben. 


— —— —— 


S. das General: Regiſter zu dem Bundes, und Meichsgelehbl. von 1867-71 von 
— Nleinihmidt Leipzig 1872, worin eine Ueberſicht der betreffenden a. ent 
halten it, und in Laband's „Ztaatsrecht des Tentichen Reiches“ 2. Aufl, Bd. 

Annalen des Testicben Reiche, 1898, 13 


194 v. Aufſeß: Tie Zölle und Steuern des Deutichen Reiches. 
IH. Abſchnitt. 


Umfang, Größe und Einwohnerzahl des Deutfchen 
Zoll- und Reichsgebietes. 


Nach Artikel 33 der Deutjchen Neichsverfaflung bildet das Deutjche Neid) 
und zwar das Staatsgebiet von Preußen mit Lauenburg, Bayern, Sachjen, 
Württemberg, Baden, Seiten, Mecklenburg: Schwerin und Strelig, Sachſen— 
Weimar, Oldenburg, Braunjchweig, Sachjen-Meiningen, Sachjen-Altenbnrg, 
Sadjen-Koburg- Gotha, Anhalt, Schwarzburg:Rudolitadt und Sondershausen, 
Walde, Neuß ältere und jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, Lübeck, Bremen, 
Hamburg, ein einheitliches Zollgebiet, umgeben von gememjchaftlicher Zollgrenze,!) 
dem am 1. Sanuar 1872 das Neichsland Elſaß-Lothringen einverleibt worden ilt.?) 

Bon dieſer Zollgrenze jind zur Zeit ausgejchlojjen nachdem im 
Jahre 1888 Theile Preußens und Oldenburg, dan Hamburg, Bremen ein- 
geichlofjen worden find: 

1. von Preußen die Injel Helgoland und die Hafenanlagen und an: 
ſtoßenden Betroleumlagerpläge von Geeſtemünde; 

2. von Baden die Gemeinden Büſſingen, Pittenhardt, Altenburg, Balters- 
weil, Berwangen, Dettighofen, Ieftetten, Lottftetten, Albführen ; 

3. von Bremen Zollausichluß von Bremerhafen ; 

4. von Hamburg Freihafengebiet, Damburg Altitadt, Steimwärder, 
kleiner Grasbroof, Veddel und ein Theil von Cuxhaven. 

Dagegen jind in die Zollgrenze des Reiches durch Verträge eingejchlojjen: 

1. Die zur Grafichaft Tirol in Dejterreich gehörige Gemeinde Jungholz 
durch Vertrag vom 3. Mat 1868”) und 

2. die zu Vorarlberg gehörige öfterreichiiche Gemeinde Mittelberg durch 
Vertrag vom 2. Dezember 1890 jeit 1. Mai 1891; ‘) 

3. das Großherzogthum Luxemburg durch die Verträge vom 8. Februar 
1842, 2. April 1847, 26./31. Dezember 1853 und vom 20./25. Oftober 1865 
wegen Anschluß des Großherzogthums Luxemburg an das Zolliyitem Preußens 
und der übrige. Staaten des Zollvereins.‘) 

Aus vorjtchenden Erörterungen ijt zu erjehen, daß die Neichsgrenzen und 
die Grenzen des Deutſchen Zollgebietes nicht zujammenfallen, da vom Reichs— 
gebiete in Bezug auf das Zoll und Berbrauchsjteuerwejen Gebietstheile aus- 
geſchloſſen find, während andererjeitS dem Zollgebiete des Reiches Theile fremder 
Staaten angejchloffen find. 





' Urt. 1 der Neichöverfafiung. Die YZollgrenze it nach Bundesrathsbeſchluß vom 
14. juni 1880 8 437) bis Hurbafen an die Unterelbe verlegt worden am 1. Januar 1882. 
S. Abichnitt V. 

?) Meichsgele; vom 9. juni 1871, wegen Einverleibung von Elſaß-Lothringen (R.G. BL. 
von 1871 ©. 212) und vom 17. juli 1871 (R.G.Bl. von 1871 ©. 247), wegen Aufhebung 
der Bollgrenze gegen Elſaß-Lothringen vom 1. Januar 1872 an. 

”) Rand V der Verträge ©. 478 fi. An das Hollinitem Bayerns angeichloiien. 

9 RG.Bl. 1891 ©. 59. 

?) ©. a. Art. 2 des Bollvereinigungsvertrages vom 16. Mai 1865, Art. 2 des Zoll: 
und Handelsvertrages vom 8. „Juli 1867, wonach in den Geſammtverein alle diejenigen 
Staaten oder Gebietstheile einbegriffen find, welche dem Zoll: und Handelsſyſteme der vor 
tragenden Staaten oder eines von ihnen jich angeichlofien haben und $ 14 der Uebereinkunft 
wegen llebernahme der Wilhelm-Luremburg-Eilenbabnen durch die Kaiſerl. Deutiche Eijen- 
babnverwaltung vom 11. juni 1872, wonach eine Kündigung des Ausichlußvertrages vom 
20./25. Oktober 1865 vor dem 31. Dezember 1912 nicht erfolgen wird. (R.G.Bl. 1872 5. 337.) 


En a en — 
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Hiernach ergibt jih im Bezug auf Umfang und Bevölferung folgendes 
Bild für das Deutjche Reich rejp. für das Deutiche Zollgebiet. 


I. Ueberſicht des Umfanges des Deutſchen Zollgebiectes. 
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U. Zolldireftivbezirfe des Deutichen —— mit ihrer ortsanweſenden 
Bevdlferung vom 1. Dezember 1890. 
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I. Breußen: 


1. ORDERBEN u 5: 2 et re an le 1,958,663 
Br RBEITWEENEN. 0:8 2012. we a ne Bun SE Bade 1,434,599 
3 } Brandenburg - - 4,119,686 
4 | Bommtern ——— — dar a ae en — 1,526,889 
En u ae Ba ee 1,752,357 
ES : 2 en 4,224,458 
7 OBER nn: Sara en 2,491,599 
8 | Schleswig-Holiten . . . 1,252,154 
BE DGEDER nn 2,305,363 
10 | Weitfalen . re ae ma,  Sesat dee feel an ©. Ss 2,656,017 
11 | Heilen Naſſau. . . . . — er Ra ee ee 1,640,615 
9 I Rheinland -. -. . ». 2 22.2.0. 4,700,596 
IE U TEE u a ae ee ee ws en 66,085 
Zuſammen preußiice Direttivbezirte Einwohner | 30,123,081 

I. Bayern mit den ———————— Oſtheim {ohne — 
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VII Medlenburg . . Dre ra 674,529 
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IX. Oldenburg . Eee 277,523 
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49.627.470 


Zuſammen deutfches Zollgebiet in Ber —— am Desbr. 1990: Cm 
Außerdem am 1. Mai 1891 an öfterreichiiche Gemeinde Mittelberg . 





1.282 
49.628,752 
') Siehe Drudjachen des Bundesraths v. 1882 Nr. 116 ©. 84. 

Druckſ. des Bundesraths von 1892 Nr. 18 
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Ortsanmweiende 
Bevölkerung 
v.1. Dez. 189. 






III. Zollausichlüffe 
in der Begrenzung vom 1. Dezember 1890. 







) Preußiiche Zollausichlüfie mit Inſel Selgoland . . . . - 
an * Provinz Hannover: Hafenanlagen nebit den angrenzenden Betroleum: 
lagerplägen bei Geeitemiünde (47 Cinm.) und Schiffsbevölferung «299 Einw 











Zumma der preußiichen Zollausſchlüſſe 2,432 
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ec) Bremiſche Zollausſchlüſſe: 
Bremerhavener Zollausichluß 149 Einwohner und —— da⸗ 
ſelbſt 617 Einwohner): 2 2 2m m m en R . . 


U Hamburg'ſche 3ollausichlüife: 

‚rreibafengebiet von Hamburg: Altitadt 200 Einw. ", Zteinwände 956 Cinm.), 
feiner Srosbroof 296 Finw.), Veddel 112 Ginw. und —— — 
in denſelben 3,469 Einw. zuͤſammen 

Schiffsbevölkerung 174 Finw., und einige Häufer von Gurbaven | 16 Finw.) 


Zumma bamburgiiche Zollausichlüfie 5,223 
Summa aller Zollausichlüfie 12,2887) 

Das deutiche Neichszollgebiet hat einen Umfang von 8439,336 km und 
eine Einwohnerzahl von 49,628,752 Einwohnern mit „Den angeichlofienen Ge⸗ 
bieten von Luxemburg, Jungbol; und Meittelberg. Die Zollausſchüſſe haben 
12,288 Eimvohner. Das deutiche Neichsgebiet bat eine Größe von 540,521, 
Duadrat:stilometer. 

Intereſſant it es bei diejer Gelegenheit daran zu erinnern, daß das 
Deutjche Zollgebiet in den Jahren 1834 bis 1841 von 7730 Q.-Meilen und 
ca. 23 — 129 Einwohnern auf 8245 Q. Meilen mit 28,498,136 Einwohnern 
angewachjen war, und daß es durch den Zutritt des Steuervereins im Jahre 
1854 bis zu 9021 Q.-Meilen mit 36,600,000 Einwohnern vergrößert wurde, 
während es 1873 9930,;:,, O.Meilen mit 40,783,606 Ginwohnern, bei der 
Zählung im Jahre 1875 42,338,031, 1885 44,556,402, 1891 aber 49,628,752 
Einwohner hatte. 


5,033 
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V. Abſchnitt. 


Perfaffungsmäßige Baupfgrundfäße für die Zoll- und Steuer: 
verwaltung des Deutſchen Reiches. 


Bei der Darjtellung der zur Zeit im Deutichen Weiche und in den mit 
N aur | 
demjelben zollvereinten Gebietstheilen anderer Staaten in Bezug auf Zölle 
und VBerbrauchsiteuern gültigen Beltimmungen ericheint es von bejonderem 
"Kleine Aenderung durch Anschluß eines Geländes zwiſchen dem fleinen Fleeth und 
der Straße bei St. Annen. Gentralbt. 1892 S. 169. 
? Trudi. des Bundesraths von 1892 Nr. 18 
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Werth, eine Zujammenjtellung derjenigen vertrags: und verfaſſungsmäßigen 
Grundſätze vorausgehen zu laſſen, welche für die Geſetzgebung und Verwalt— 
ung der Zölle und Verbrauchsſteuern hauptſächlich maßgebend ind, um bier: 
durch zugleich für die Bearbeitung jelbjt die nöthigen Nichtungspunfte zu 
BIER. ) 

Da nach Art. 40 der deutjchen Reichsverfaſſung die in dem Zollvereins— 
vertrage vom 8. Juli 1867 enthaltenen Beſtimmungen inſoweit in Straft 
bleiben, als fie nicht durch die Vorjchriften der Verfaſſung abgeändert find 
und jo lange jie nicht auf dem in Art. 7 und beziehungsweiſe 78 der Reiche: 
verfafjung bezeichneten Wege abgeändert werden, jo ift auf diejen Vertrag vor 
allem näher einzugeben. 

Nach Art. 1 des Zollvertrages vom 8. Juli 1867 jollen die Zollvereins- 
verträge vom 22. und 30. März und 11. Mai 1833, vom 12. Mai und 
10. Dezember 1835, vom 2. Januar 1336, vom 8. Mai, 19. Oftober und 
13. November 1841, vom 4. April 1853 und vom 16. Mai 1865 nebjt den 
dazu gehörenden Separat⸗ Artikeln zwiſchen den vertragenden Theilen ferner in 
Kraft bleiben, ſoweit ſie bisher noch in Kraft waren und nicht Durch die 
folgenden Artikel abgeändert ſind. 

Obwohl nun durch Art. 40 der Reichsverfaſſung ein Theil der aus der 
Zeit des Zollvereins ſtammenden Beſtimmungen noch rechtliche Geltung haben, 
jo iſt hiedurch nicht allen der verfaſſungsmäßige Charakter beigelegt, was ſchon 
daraus hervorgeht, dar ein Theil mach Art. 7 der Berfaflung durch den 
Yındesrath abgeändert werden fann, aljo die Natur von VBerwaltungsvor: 
ſchriften bat. 

Hiernach zerfallen diejelben im Verfaſſungs, Geſetzes- und Verwaltungs— 
Vorſchriften, von denen die letzteren zum größten Theile in * Schluß: und 
Vollzugs-Protofollen enthalten find. Da die Gejeges: und Verwaltungsvor: 
ichripten bei den einzelnen Gejegen und Neichsitenern zur Erörterung fommen 
jollen, werden bier nur die eigentlichen Verfaſſungsbeſtimmungen beiprochen 
werden, welche der Neichszollverfaflung zu Grunde Liegen.?) 

Allerdings wird daher ein Zurückgehen auf jämmtliche im Artikel 40 
der Reichsverfaſſung bzw. in Artikel 1 des Zollvertrages vom 8. Juli 1867 
und in ‚Ziffer 1 des Schluhprotofolles hiezu erwähnten Verträge und jonjtigen 
Verabredungen nothwendig werden, aber es kann hiedurch zugleich eine Aus- 
ſcheidung der zwar noch giltigen, aber jegt in andere Unterabtheilungen 
(Siffer 1, 3, 5, 9, 15) des Artikels 4 der Neichsverfaflung, als die Zölle 
und V serbrauchsiteuern, fallenden Beitimmungen erfolgen, welche zur Zeit des Boll: 
— in das Vereich der Verhandlungen und Verträge gezogen worden waren. 9 

Nach den erſten Zollvereinsverträgen, vom 22. März 1833, 
30. März 1833 umd 10 Mai 1833, welche am 1. Januar 1834 ins Leben 
traten und deren Dauer bis 1. Januar 1842 fejtgejegt war,“ jollte für die 


!; Pezüglich der übrigen Reichsiteuern Find die beionderen gejeglichen Beſtimmungen 
maßgebend. 

2) Siehe über die itaatsrechtlichen ragen u. a. Yaband, das Staatsrecht des Teutichen 
Reiches, 2. Aufl, Bd. II. Hänel, Studien zum Deutichen Staatsrecht, Theil 1. Seydel, 
Sommentar zur Verfafiungsurtunde für das Deutiche Reich, 1873. Delbrück, der Art. 40 
der Deutichen Reichsverfattung. 

®; Siehe hierüber auch die angef. Schrift Dr. Rudolf Delbrück's, Staatsminilter a. D., 
Berlin 1881, die jehr intereifante Aufſchlüſſe gibt. 
€ Bd. I der Verträge S. 1 ff, 112 ff, 117 #5; Pochhammer Jahrbücher“ 1834 

. 16 ft. 
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den Verein bildenden Staaten ein vollfommen übereinitimmendes Zolliyitem 
mit möglichht gleicher Gejeggebung und gleichem Tarif für die Eins, 
Aus und Durchgangs-Abgaben (mit wenigen lokalen Ausnahmen) und im 
Innern der Bereinsjtaaten vollfommene Verkehrsfreiheit unter Wegfall aller 
bisherigen Zollgrenzen, Binnenzölle, Stapel- und Umjchlagsrechte beginnen. 
Ausgenommen bievon waren mur die zu den Staatimonopolen gehörigen 
Gegenjtände, mamentlih Spielkarten und Salz, dann Gegenjtände, welche 
wegen der verichtedenartigen inneren Bejteuerung beim Webergange von einem 
Staat in den anderen einer Ausgleichungs-(lLebergangs- Abgabe unterworfen 
wurden, wie Bier, Branntwenn, Braumalz, Moit, Wen, QTabafsblätter, und 
endlich diejenigen Waaren, welche ohne Eingriff in die von einem Bereinsjtaate 
ertheilten Erfindungspatente oder Privilegien nicht nachgeahmt oder eingeführt 
werden fonnten.*) 

Ein allgemeiner Grundjag lag in der Verabredung, dab die Abgaben 
tür die Benutzung öffentlicher Wege und dergl. nur in dem Betrage beibe: 
halten oder nen eingeführt werden jollten, welcher den gewöhnlichen Herſtell— 
ungs- und Unterhaltungstoften angemeſſen it. Hierbei wurde als höchiter 
Sab für Chauffeegelder der im Preußischen Tarife von 1828 feſtgeſetzte 
bezeichnet. Kanal-, Schleuſen-, Brücden- und dergl. Gebühren jollten nur bei 
Venutzung wirklich beitehender Eimrichtungen dieſer Art von den Benupenden 
gefordert werden. Die Waſſerzölle jollten vermindert und möglichit aufgehoben 
werden.) 

Ein gleiches Münz-, Maß- umd Gewichtsjyitem jollte angejtrebt werden. ‘) 

Alle eigentlichen Zollabgaben (Ein, Aus- und Durchgangszölle) mit Aus: 
nahme der tmeren Konſumtionsſteuern und der Ausgleichungsabgaben, der 
Schiffsabgaben, Wegegelder, Brlajterzölle, Kanals, Hafen: ꝛc. Gebühren, jowie 
der Zollitrafen und Konfiskate, die jedem Staate verbleiben, jollten gemein: 
ichaftlich jein und nach der Bevölferungszahl vertheilt werden. 

Ueber die Berechnung des Neinertrages der gemeinjchaftlihen Abgaben, 
über die Zollnachläffe und Zollbegünjtigungen, jowie über die Volkszählung 
wurden jpezielle, allgemein giltige Grundjäge vereinbart.’) 

Jedem Bereinsjtaate jollte die Organijation der Zollbehörden und deren 
Ernennung verbleiben. Die Nojten der Zollverwaltung hatte jeder Vereins: 
ſtaat jelbit zu tragen. Ausgenommen hievon war derjenige Theil des Bedarfs, 
welcher zur Aufitellung des zur Dedung der Grenze gegen das Ausland 
nöthigen Perſonals an Zoll-Schutz-, Abfertigungs- und Erhebungsbeamten 
nothiwendig it und wofür jedem Staate eine vereinbarte Banjchiumme aus 
den gemeinjchaftlichen Einnahmen überwieſen wurde.*) 

Das Begnadigungs- und Strafverwandlungsrecht in Zoll: und Steuer: 
Stontraventionen blieb jedem Staate in jeinem Gebiete vorbehalten, ebenjo die 
Unterfuchung und Beſtrafung diejer Uebertretungen nach dem in jedem Staate 
giltigen Prozeh-Verfahren.’) 

Die Leitung des Dienſtes der YofalsZollbehörden und die Vollziehung 
der gemeinjchaftlichen Öetebgebung überhaupt jollte in jedem Staate einer 


) Art. 41 des Vertrages vom 22. Mär; 1833. 
2) Wertr. v. 22. März 1833, 7 1-9. 11. 
22. März 1833, Art. 13 u. 15. 
Art. 14. 

Art. 21. 

Art. 27, 30. 

Art. 26. 
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oder mehreren Zolldirektionen übertragen werden, welche dem betreffenden 
Miniſterium des einzelnen Staates untergeordnet ſein ſollten. Die Bildung 
und Errichtung des Geſchäftsganges dieſer Zolldirektionen wurde den einzelnen 
Regierungen überlaſſen und außerdem verabredet, daß deren Wirkungskreis, 
ſoweit er nicht durch Verträge oder Geſetze geregelt erſcheine, durch eine gemein— 
ſchaftlich zu verabredende Inſtruktion geregelt werden ſolle. 

Das vereinbarte Zollgeſetz, der Zolltarif und die Zollordnung ſollten als 
integrirende Beſtandtheile des Zollvereinigungsvertrags angeſehen werden. ') 

Veränderungen in der Zollgeſetzgebung mit Einſchluß des Zolltarifs und 
der Zollordnung ſollten nur auf demſelben Wege und mit gleicher Ueberein— 
ſtimmung aller Kontrahenten bewirkt werden, wie die Einführung der Geſetze 
ſelbſt. Dasſelbe ſollte für alle Anordnungen gelten, welche in Beziehung auf 
die Zollverwaltung allgemein abändernde Normen aufſtellen.“) 

Durch eine beſondere Beſtimmung geſtanden ſich die kontrahirenden Staaten 
das Recht zu, den Hauptzollämtern und Zolldirektionen anderer Vereinsſtaaten 
Beamte (Stationskontroleure und Bevollmächtigte) zu dem Zwecke beizuordnen, 
um von allen vertragsmäßigen Geſchäften Kenntniß zu nehmen und auf Ab— 
ſtellung hervorgetretener Mängel hinzuwirken.“) 

Vergünſtigungen für Gewerbtreibende hinſichtlich der Steuerentrichtung 
ſollten, wenn ſie nicht in der Zollgeſetzgebung ſelbſt begründet ſind, derjenigen 
Regierung zur Laſt fallen, die ſie gewährte. Die hiebei geltenden Grundſätze 
ſollten verembart werden.*) 

Für die Hofhaltung der Souveraine und ihrer Regentenhäuſer oder für 
die bei denſelben beglaubigten Geſandtſchaften ꝛc. konnte ein Erlaß der Zoll— 
gefälle nur auf privative Rechnung des betreffenden Staates Platz greifen, 
ebenjo für Entichädigungen auf Zollvechte oder Berreiungen.’) 

Gleiche gegenjeitige Begünftigung des Schtffahrtsbetriebs anf den Flüſſen 
der verjchiedenen Ztaatsgebiete wurde als allgemeiner Grundſatz vereinbart. 
Ebenjo Gleichjtellung jämmtlicher Staatsangehöriger der Bereinsjtaaten un 
Bezug auf die Abgaben in Preußischen Sechäfen.*) 

Als gemeinichaftliches Organ zum Zwecke gemeinfamer Beratbungen 
wurden jährliche Konferenzen von Bevollmächtigten GGeneral-Zoll-Kon— 
ferenzen) verabredet, welche jährlich in den eriten Tagen Juni und zwar das 
eritemal in München zujammentreten jollten. Vor dieje Stonferenz ſollte gebören: 

a) Die Verhandlung über Bejchwerden und Mängel. welche in Be 
ziehung auf die Ausführung der Grundverträge und der bejonderen Ueberein— 
fünfte, des Zollgejeges, der Zollordnung ımd der Tarife wahrgenommen und 
nicht bereits auf dem Slorreipondenzwege ziwiichen den Miniſterien erledigt 
worden waren. 

b) Die definitive Abrechnung zwilchen den Vereinsftaaten über die 
gemeinjchaftlihe Einnahme auf Grund der von den oberſten Zollbehörden 
aufgeitellten, durch das Zentralbureau vorzulegenden Nachweilungen. 

c) Die Berathung über Wünjche und Vorichläge, welche zur 
Verbejjerung der Verwaltung gemacht werden. 


) A. a. O. Art. 4. 

NM. ca. D. Ar. 5. . 
NY a. O. Art. 31 u. 32. 

A. a. D. Art. 23. 

NA. ca. O. Art. 25. 

*% A. a. ©. Art. 19. 
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d) Die Verhandlungen über Abänderungen des Zollgeſetzes, des Tarifs, 
der Zollorduung und Verwaltungsorganijation, überhaupt über zwectmäßige 
Entwicklung und Ausbildung des Zoll und Handelsiyitems ' ) 

Außerdem wurde ein Yentralburen u für das Abrechnungsweſen des 
Vereins mit dem Sitze in Berlin errichtet, zu dem jeder Staat einen Beamten 
abzujenden berechtigt ſein jollte.* 

Ferner wurde verabredet, daß Zollbegünſtigungen und Rabatt 
privilegien einzelner Mehpläße nicht erweitert, jondern thunlichyt 
bejchränft oder aufgehoben, neue aber wicht ertheilt werden sollten ) 

Als Hauptgrundſatz wurde feſtgeſtellt, daß die Zohlkredite der Ge— 
ſammtheit gegenüber als Baarbeſtände zu behandeln ſeien und daß die 
——— der Kredite jedem einzelnen Staate überlaſſen bleibe.*) 

Durch den Vertrag vom 8. Mai 1841 über die Foridauer des Zoll 
vereins“) wurde unter Aufrechtbaltung der vorſtehend erwähnten VBerabredungen 
die wichtige Aenderung getroffen, daß jtatt der ſog. Ausgleichungsabgaben, 
Uebergangsabgaben von den einer inneren Beſteuerung in den einzelnen Staaten 
unterliegenden Gegenftänden, wie Bier, Malzichrot, Yen, Brammtwein, Tabat, 
Traubenmoſt zu erheben jeien.”) Sonst änderte dieſer Vertrag feine der früheren 
Beſtimmungen. 

Der in Art. 7 lit. c. des Zollereinigungsvertrages vom 22. Mär, 1833 
enthaltene Ausſchluß der Verfehrsfreibeit bezüglich ſolcher Gegenstände, auf 
welche in einem Vereinsſtaate Erfindungspatente oder Privilegien verlichen 
worden find, wurde im Zollvereinigungsvertrage vom 4. April 1853‘) 
nicht mehr gemacht, erichent alfo vom Jahre 1854 an als aufgehoben. Im 
Uebrigen wurde durch dieſen Vertrag an dem vorjtehenden Berabredungen 
nichts geändert. 

Durch Art. 4 des Zollvereinigungspertrages vom 16. Mai 
1565°) wurden die Durchgangsabagaben als aufgehoben erklärt. 

Ferner wurde in Art. 30 Abſatz 2 dieſes Vertrages beſtimmt, daß jeder 
Staat für die Dienſtestrene der bei der Zollverwaltung von ihm angejtellten 
Beamten und Diener ımd für die Sicherheit der Kaſſenlokale und Geldtrans- 
porte zu haften und hiedurch entjtandene Ausfälle bei der Revenüentheilung 
zu vertreten und zu decken babe. 

Bezüglich der Aufjtellung der Zoll und Steuerämter im Innern des 
Vereines und Anftellung von Beamten bet denjelben, deren Kojten dem ein— 
zelnen Bereinsjtaate zur Yajt fallen, jollen die Megierungen nach Abjag 3 
diejes Artikels nicht weiter als durch die zollgejeglichen Beſtimmungen bes 
Ichränft jein. 

Der gejammte amtliche Schriftemwechiel in den gemeinschaftlichen Zoll 
angelegenheiten zwiichen den Behörden und Beamten der Vereinsjtaaten im 

„Ua. ©. Art. 33 u. 34. 
Ua. ©. Art. 29 u. Schlußprot. hiezu S 28. 
Art. 4 a. a. O. 
* Brot. v. 29. Nov. 1833 zu Art. 10a des Vertrages von 1833 Bd. I der Verträge 
*Bd. III der Verträge S. 1 ff. 
°, Nertrag von 8. Mat 1841, Art. 3 Nr. 4 und proviloriiche Uebereinkunft biezu vom 
. Mai 1841, Bd. III der Verträne S. 87. 

) Bd. IV der Verträge S. 1. 

* Bo. V der Verträge S. 47. Tie Aufhebung der Turchgangsabgaben war auf 
Grund einer beionderen Verabredung unter den WVereinsitaaten bereits mit 1. März a 
eingetreten, aber exit 1865 vertragsmäßig zum Ausdrude gefommen (I. a. Jahrb. 1861 ©. 


7) 
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ganzen Umfange des Vereins ſoll nach Abſatz + dieſes Artikels auf der Poſt 
portofrei befördert und zu dieſem Zwecke als „YZollvereinsjache“ bezeichnet 
werden. Dieje bereits im Münchener Bollzugs-Protofoll vom 14. Februar 
1834 8 28 und im Schluhprotofoll Nr. 16 Ziffer 3 zum Vertrag vom 
4. April 1853 miedergelegte Verabredung erjcheint hier zum erjtenmale in 
einem Vertrage. 

Schr ausführliche Verabredungen jind im dem Artifel 11 des Vertrages 
vem 16. Mai 1865 über die Grundjäge bezüglich der innern Beſteuerung 
und Die Nücvergütung der innern Steuern bei der Ausfuhr niedergelegt, wo— 
durch die Beitimmungen in Artifel 3 des Vertrages vom 8 Mai 1841 in 
wejentlichen Punkten alterivt ericheinen. 

Von Wichtigkeit ericheint der in Artifel 23 ausgejprochene Grundjaß, dal 
Zollbegünitiqungen für Maſchinen und Majchinentbeile auch auf private Nechnung 
nicht mehr gewährt werden dürfen. 

Neun ſind die Bejtimmungen in Artifel 7 des Vertrages von 1865 bezüglich 
der Ausfuhrverbote im Falle eines Bundesfrieges, wonach darauf Bedacht zu 
nehmen it, daß ein gleiches Verbot von allen Staaten erfolgt, um die Freiheit 
des Handels und Verkehrs nicht zu jtören. 

Wichtig ericheint auch die Verabredung in Artifel 7, wonach die Staaten 
jich gegenjettig das Necht einräumen, zur Abwehr anjteckender Krankheiten für 
Menichen und Vieh die erforderlichen Maßregeln zu treffen, wobei jedoch in 
dem Verhältniſſe des einen VBereinslandes zu dem anderen feine bemmenderen 
Einrichtungen getroffen werden jollen, als unter gleichen Umſtänden für den 
innern Verkehr des anordnenden Staates in Vollzug gejegt werden. 

Im Uebrigen bat der Vertrag von 1865 an den vorjtehenden Grundſätzen 
nichts geändert. 

Der Vertrag vom 8. Juli 1867' bat einige durchgreifende neue 
Grundjäge eingeführt. Vor allem wurden durch Artikel 7 desjelben die Zoll- 
und Steuergeieggebung (Artikel 3), ſowie die Gejeggebung über die in den 
Zollausjchlüfen zur Sicherung der Zollgrenze zu treffenden Mahregeln dem 
Yundesrathe des Zollvereins als gemeinjchaftlichem Organ der Negierungen 
und dem Zollparlamente als gemeimjchaftlicher Vertretung der Bevölferungen 
übertragen, die Zollfonferenzen aufgehoben’) und bejtimmt, daß zu einem 
Bereinsgejege die Mehrheitsbeichlüffe beider VBerjammlungen nothwendig jeien 
und die Verkündigung diejer Gejege nach den im den Gebieten der vertragenden 
Theile geltenden Formen zu erfolgen babe.) — Ferner wurde das im den 
früheren Berträgen aufgeführte Verbot des Verlehres mit Spielkarten nicht 
weiter erwähnt, dagegen in Ziffer 3 des Schlußprorofolls zu Artikel 4 des 
Vertrages von 1867 für dem Verkehr mit Spielfarten die Webergangsichein- 
fontrole eingeführt. Das Spielfartenmonopol erjcheint hiedurch bejeitigt. 

In Art. 26 und dem Schlußprotofolle wurden Berabredungen wegen der 
Ausübung der Handels: und Gewerbeprodufte im Zollgebiete verabredet, welche 
auf die Zollverhältnifje feinen Einfluß ausüben. Salz ımd Tabak wurden 
einer gemeinjchaftlichen Beſteuerung unterworfen, *) und eine den Oldenburg'ſchen 
Eijengießereien und Walzwerfen zugeitandene Zollbegünjtigung wurde generalifirt.’, 
Bd. V der Verträge 5. 83 und Jahrbücher von 1868 5. 1 ff. 

‚ Schlußprot. Ziff. 9 zu Art. 8 S 12 des Wertrages von 1867 
Art. 7—9 des Wertrages vom 8. juni 1867. 

4 Art. 3 85 4. 

Anlage A zu Ziffer 2 des Schlußprototolls v. 8. Juli 1867. 
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Ferner hörten mit Abjchluß des Vertrages vom 8. Juli 1867 alle Zoll 
Präzipua der verjchiedenen Staaten auf.') 

Die Vereinsfontrole wurde dem Präfidium des Bundesrathes untere 
jtellt, und deren Koſten auf die gemeinjchaftliche Kaſſe übernomnten.?) 

Im Uebrigen wurden tim Bertrage vom 8. Juli 1867 die erwähnten 
Grundſätze aus den älteren Verträgen aufrecht erhalten.°) 

Die mit 1. Januar 1871 in Kraft getretenet) Deutſche Neichsver- 
faſſung und jpätere Reichsgeſetze haben an den aufgeführten Grundſätzen 
nur Folgendes geändert: 

Sie unterjtellte der Beauffichtigung Seitens des Neichs und der Gejeß- 
gebung desjelben nach Artifel 4 außer der Zolle und Handelsgejeggebung und 
der Gejeßgebung über die für die Zwede des Neichs zu verwendenden Steuern 
(Salz, Zuder, Taback-,, Braumalz-, Branntweiniteuer, Wechjeljtempeliteuer) 
auch in litera e. die Gejeßgebung über den Gewerbebetrieb, d. über die Ordnung 
des Maaß-, Miünz und Gewichts-Syitems, e. über die Erfindungspatente, 
f. über die Flößerei umd den Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinjamen Wafjeritraßen und den Zuftand der legteren, g. über die Fluß— 
und Waflerzölle, h. über die Medizinale und Beterinärpolizet, jo daß alle, 
die unter Jitera c—h aufgeführten Gegenstände betreffenden Beltimmungen aus 
der Zeit des Zollvereins bei der Darftellung des Zoll: und Stenerweiens des 
Reichs außer Betracht bleiben fünnen. 

Die Neichsverfaffung jegte an die Stelle des Zollparlaments den Neichs- 
tag (j. Art. 5). 

Artikel 35 der Neichsverfaffung umterjtellte der Neichsgejeßgebung ferner 
die Maßregeln zum gegenfeitigen Schuße der in den einzelnen Staaten erhobenen 
Berbrauchs:Abgaben gegen Hinterziehungen, ſowie zur Sicherung der gemeinjamen 
Zollgrenzen in den Zollausjchlüfien. 

Die Ueberwachung der Einhaltung des geieglichen Verfahrens in Zoll: 
und Stenerjachen (VBereinsfontrole) durch Neichsbeamte wurde als ein Recht 
des Kaiſers fejtgeitellt und noch auferdem bejtimmt, daß die von dieien Beamten 
angezeigten Mängel bezüglich der Ausführung der gemeinschaftlichen Gejeßgebung 
dem Bundesratbe zur Beſchlußfaſſung vorzulegen jeien.’) 

" Nur Oldenburg sollte mit Rückſicht auf das befonders ungünitige Verhältniß, 
welches zwilchen der Yänge feiner Jollgrenze auf der einen und dem Flächeninhalte, ſowie 
der Bevölferung auf der anderen Seite obwaltet, einen Zuſchuß von 13,500 ME. zu feiner 
Pauſchſumme ausnabmsweile auch ferner erhalten Schlußprotokoll zum Art. 16 des Ver 
trages von 1867 Ziff. 13), dennoch wurde derielbe vom 1. ‚jan. 1872 auf 36,000 ME. er 
böbt Prot. von 1873 8 522), Baden erhielt bis Ende Tezember 1871 42,300 ME, von da 
ab 24,000 DIE. jährlich und Yuremburg vom 1. ‚jan. 1866 jährlich 15,000 ME., welcher Be 
trag durch Bundesratbsbeichluß vom 9. April 1873 (S 171 der Brot.) für 10 Jahre auf 
9300 Mt. vom 1. jan. 1872 an ermäßigt wurde. Gliah » Yothringen wurde durch Die 
Bundesratbsbeichlüffe vom 27. Juni 1873 (8 454 der Prot.), vom 13. Nov. 1875 8 451 
der Prot.‘, vom 16. April 1877 8 197 der Brot.) für die Grenzzollverwaltung ein Zuſchuß 
für die Beitreitung der Ortszulagen in der Höhe von *s der an die Beamten bezahlten 
Ortszulagen bis zum Marimalbetrage von 300,000 ME., bezw. 250,000 Mt. bis Ende 
1879/80 bewilligt und vieler Zuſchuß durch Bundesrathsbeichluß vom 5. April 1880 $ 4 
bis auf Weiteres gewährt. Tiefe Zuſchüſſe find nun jeit 1. April 1882 weggefallen. 
S. a. Nbichnitt IX. 

?) rt. 20 des Wertrages vom 8. Juli 1867 und Ziff. 15 des Schlußprot. 

Insbeſondere wegen der Pauſchſumme für den Bedarf der Zollgrenzbewadung 
und Verwaltung in Art. 16 Ziff. 2. 

* „Annalen“ 1871 ©. 43 Abi. 4. 

5, Art. 36 Abi. 2 u. 3 der Reichsverfaflung. 
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Bon großer Tragweite und Wichtigkeit jind die Beitimmungen im Art. 5 
und 37 der Neichsverfaffung, wonach bei Gejetesvorjchlägen über die 
Zölle und Verbrauchsiteuern und bei der Beſchlußfaſſung über die zur Aus 
rührung von gemeinjchaftlichen Gejegen über Zölle und Berbrauchsitenern 
(Art. 35) dienenden Verwaltungsvorschriften die Stimme des Präſidiums bei 
Meimungsverichiedenheit dann den Ausjchlag im Bundesrathe geben joll, wenn 
jie ich für die Aufrechtbaltung der beitehenden Eimrichtungen ausipricht. 

Der durch die Verabredung im Prot. vom 29. Nov. 1833 zu Separatart. 
10a des Zollvereinsvertrags vom 22. März 1833 aufgeitellte Grundjag, day 
die Steuer- und Zollfredite der Gejammtheit gegenüber als 
Baarbejtände zu behandeln find, iſt durch das Neichsgejeg von 4. Dezem- 
ber 1871 8 3 betr. den Haushalt des Deutichen Reiches für 1874 aufgehoben 
worden. ') 

Durch $ 5 des Geſetzes vom 25. Juni 1873 betr. die Einführung der 
Neichsverfaffung in Eljah = Yothringen wurde dieſem Lande injoferne eine 
große Begünjtigung zu Theil, als die Beſchränkungen des Artifel 5 des Zoll- 
vertrags vom 9. Juli 1876 auf das Oktroi der Kommunen nicht Anwendung 
finden jollen. 

Das Geſetz ‚betr Die Portofr eiheiten im Gebiete des — 
Bundes vom 5. Juni 1869,*) welches am 1. Januar 1872 in ganz Deutſch— 
land zur Geltung gekommen ijt,’) hält die Portofreiheit für Angelegenheiten, 
welche auf Verträgen beruhen, aljo auch für Hollvereinsja chen, nach 8 12 
aufrecht und fügt alle Neichsangelegenbeiten biezu. In einen Mejkript 
des preußischen Finanzminiſters vom 2. Jan. 1870°%) wird nun näher erörtert, 
daß der amtliche Schriftenwechjel zwiſchen Behörden verjchiedener Staaten in 
gemeinjchaftlichen Zoll und Stenerangelegenheiten und zwiſchen den Neichs- 
behörden portofrei befördert werden, wenn auf der Adreſſe „‚Zollvereinsjache“ 
oder „Neichsdienftjache” angegeben und das Dienjtitegel beigedruckt ſei. Der 
PBriefverfehr der Landesbehörde wird hierin nicht bewührt,’) ſondern richtet 
jich nach den Beitimmungen für die Reichs- und Yandespojt in Bayern und 
Württemberg. 

Durch Die Aufhebung des Ausgangszolles Für Lumpen mittelſt 
Reichsgeſetz vom 7. Juli 18730) it die Erhebung von Ausgangszöllen jeit 
1. Oftober 1873 bejeitigt. 

Das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1878 betr. den Spielfartenjtempet'; 
führte vom 1. Januar 1879 eine Neichsitener für die Spielfarten em und 
bejeitigte damit alle entgegenftehenden Beſtimmungen. Für die Erbebungs- 
und Verwaltungsfojten werden jedem Bundesſtaate 5 Prozent der Einnahmen 
vergütet. 

Durch das Neichsgejeh vom 17. Mai 1885 wurde wegen der in dieſem 
Jahre bejchlofjenen Erhöhung der Getreide, Mehl: und Fleiſchzölle eine 
Aenderung der Beſtimmung in Ziffer I des Artikel 5 dieſes Vertrages in Der 
Art vorgenommen, daß die Beitimmung, wonac) von allen bei der Einfuhr 


" Neichgeiehbt. 1872 5. 413 u. Abſchn. IX. 
Bundesgeſetzbl. v. 1869 5. 141. 
Bundesgeſetbl. v. 1870 
' Preuß. Zentralbl 1870 
5. a. ‚Jahrbücher für 3ellpefengebung v. 1871 5. 640 u. 1872 2. 64. 
‚ Reichsgeiegbl. 1873 S S. a. Abichn. v.“ 

Reichsgejegbl. 1878 18 S. . Abichn. VI. 

"823 des Geſetzes. 
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. 649 ff. Reichsgeſehbl. 1871 S. 17. 
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mit mehr als 15 Grojchen (3 .# für 100 kg) belegten ausländischen Erzeugniffen 
feine weitere Abgabe irgend welcher Art, jet es für Nechnung des Staates 
oder für Nechnung von Kommunen und Korporationen, erhoben werden darf, 
auf Mehl und andere Miühlenfabrifate, desgleichen auf Badwaaren, 
Fleiſch, Fleiſchwaaren, Fett, jowie ferner, injoweit es jich um die 
Beiteuerung von Kommunen handelt, auf Bier und Branntwein feine 
Anwendung finden jollte‘) 

Durch das Neichsgejeh vom 24. Junt 1887 wurde die Branntweinbeſteuer— 
ung geändert und zugleich auf das ganze Neich ausgedehnt.*) 

Faßt man nun dieſe vorjtchend erörterten zur Zeit gültigen verfallungs- 
mäßigen Dauptgrundjäge zujammen, jo ergeben jich folgende Nejultate: 

1. Das Deutjche Reich bildet für ſich und in Gemeinjchaft mit den 
ihm durch Verträge verbundenen Öebietstheilen fremder Staaten (Yuremburg und 
Gemeinde Jungholz, Mittelberg), aber ohne die von der Zollgrenze ausgeſchloſſenen 
Städte und Gebietstheile Deutſchlands, ein einheitliches Zoll» und 
Dandelsgebiet?) mit gemeinichaftliher Gejeßgebung, Verwalt— 
ungseinrichtungen und gegenjeitigem Schuß gegen Hinterzieh— 
ungen‘) 1 der in den einzelnen Bundesitaaten erhobenen VBerbrauchsabgaben. 

Ber der Beratbung von Geſetzesvorſchlägen und deren zur 
Ausführung von gemeinichaftlichen Geſetzen über Zölle und Berbrauchsiteuern 
dienenden Werwaltungsporjchriften und Einrichtungen (Art. 35 der 
Meichsverfaflung) gibt die Stimme des Präjidiums im Bundesrathe 
(Preußen) alsdanı der Ausichlag, wenn fie jich für die Aufrechthaltung 
beitehender Einrichtungen und VBorjchriften ausjpricht (Veto).°) 

3. In dem Zollgebiete des deutichen Neiches herricht völlige 
Verkehrsfreiheit bezüglich der im freien Verkehre befindlichen Gegenjtände 
mit Ausnahme des Bieres unter bejonderen Bejchränfungen. Bon der 
Aus- und Durchfuhr werden feine Abgaben erhoben. °) 

4. Es werden im dieſem Zollgebiete als gemeinichaftliche Ein— 
nahmen erhoben: Eingangsabgaben, Rübenzuckerſteuer, Brannt— 
weinſteuer,) Tabackſteuer, Salzabgabe*) und die ſtatiſtiſche Ge— 
bühr, außerdem im Reichsgebiete Wechſel-, Spielkarten- und Reichs— 
ſtempel-Steuer. Der Reinertrag fließt nur bezüglich der zum Reiche 
gehörigen Länder im die Reichskaſſe,“ wegen Luxemburg Jungholz und 





a Reichogeſehbl. 1885 S. 109. Trat ſofort am Tage der Verkündigung, am 28. Mai 
1885, in Kraft. 

Reichsgeſ. v. 24. Juni 1887. Reichsgeſeßzbl. 1887 S. 253. 485, 491, 487, 489 
wegen der zur Branntweinſteuergemeinſchaft beigetretenen Staaten. ) 

S. Mbichn. III Art. 34 u. 33 Abi. 1 der Neichsverfaflung. 

+ Yolllartell v. 11. Mai 1833 u. Art. 35 Abi. 2 der Neichsverfaiiung. ©. bierüber 
Delbrück aa O. 5. 20 ff. 

5, Art. 5 u. 37 der Neichsverfailung. 

°, Ziffer 3 des Schlußprot. zu Art. 4 des Vertr. v. 8. juni 1867. Tie in $ 2 des 
Vereinsgeieges v. 1869 erwähnten Beſtimmungen des Art. 4 Abi. 2—5 des Yollvereinigungs- 
vertrages v. 1867 find durch Art. 35 u. 7 Nr. 2 der Neichsverfailung ungiltig geworden, 
3. 3. beiteht daher nur noch das Recht der Yandesregierungen, die zur Abwehr von Evi. 
demien erforderlichen Beichräntungen des inneren Verfehres jelbitändig zu treffen. Del— 
brüda.a ©. 3.24 Löbe a a0. 2 22) Art. 3 Abi. 1 des Vertrages vom 
8. Juli 1867 u. Bolltarif v. 15. ‚juli 1879. 

Geſetz v. 24. juni 1887. 

* Art. 45 der Reichsverfaſſung. 

®, Art. 11 des Vertrages v. 8. Juli 1867, Jahrbücher 1868 S. 21 u. Art. 38 Abi. 1 
der Reichsverfaſſung. Reichsgeſ. v. 10 Juni 1869, v. 3. Juli 1878 u. v. 20 Juli 1879. 
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Mittelberg wird bezüglich der Zölle und Verbrauchsſteuern beſonders abgerechnet. 
(Die Branntweinſteuer erhebt Luxemburg für eigene Rechnung.) 

5. Von der Einnahme aus der Beiteuerung des inländischen Bieres 
fommt in Bayern (imfl. Dejterreichtiche Gemeinde Jungholz und Meittelberg) 
und nad Vertrag von Württemberg, Baden und in Elaß-Lothringen der von 
der Bieriteuer auffommende Betrag. nicht zur VBertheilung und tt die Ber: 
waltung und Vereinnahmung dieſer Steuer den genannten Staaten überlaſſen.“) 
Die zum Reiche gehörigen übrigen Staaten haben die Reineinnahme aus dieſer 
Steuer, an welchen Bayern nebſt den genannten Gebietstheilen, Württemberg, Baden 
und Elſaß-Lothringen feinen Antheil haben, der Reichskaſſe zuzuführen, welche die- 
jelbe nach der Bevölferungszahl diefer Staaten auf die Reichsausgaben anrechnet.) 

6. Die außerhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze des Reichs 
liegenden Gebietstheile der Bundesſtaaten tragen zu den Ausgaben des 
Reichs durch Zahlung eines Averjums*’) bei. An dieſen Averjen haben 
Bayern, Württemberg und Baden und Elſaß-Lothringen bezüglich der Brau— 
jteuer feinen Antheil.’) 

7, Die Koſten der Zoll: und Steuerverwaltung bat jeder 
Staat jelbjt zu tragen. Ausgenommen tt derjenige Theil des Be: 
darfs, welcher zur Anfitelluug des zur Dedung der Grenze gegen das Aus- 
land nöthigen Perjonals an Zollſchutz, Abfertigungs- und Erhebungsbeamten 
nothwendig it und wofür jedem Staate die durch den Yollverwaltungs-Etat feſt— 
gejegten Beträge aus den gemeinjchaftlichen Zolleinnahmen überwiejen werden,") 
und derjenige Theil des Bedarfs, welcher für die Kontrole und Erhebung der 
Salzjteuer, Nübenzuceriteuer, Tabad-, Bier- und Branntwein:, Spielfartenz, 
Wechſelſtempelſteuer und jtatiftiche Gebühren nothwendig ijt, wofür theils die 
baaren Auslagen, theils Prozentjäge vergütet werden. ‘) 

8. Zum Zwede der Abrechnungen wird der Stand der Bevölkerung 
in den Gebieten des Neichs und den mit ihm zollvereinten Gebietstheilen 
anderer Staaten alle 3 Jahre (jeit 1871 alle 5 Jahre) ermittelt und die 
Nachweiſung hierüber dem Bundesrathe mitgetheilt.*) 

9. Die Erhebung und Verwaltung der gemeinjchaftlichen Abgaben 
bleibt jedem Staate, joweit er jie bisher geübt, in jenem Gebiete über: 
laſſen, ebenjo die Anjtellung der Beamten.?) 

10. In jedem Vereinsjtaate, mit Ausnahme des Thüringiichen Vereins - 
gebietes, wird die Yeitung des Dienites der Lokal- und Bezirks: 


> Bezüglich des Vordergerichts Titheim und Amt Nönigsberg (Verträge v. 14. Juni 
1831, Sep. ‚Art. 1 u. v. 4. April 1853 Sep.Art. 3). 
2, Der rg diefer Staaten wird um Weträge der Bieritener erböbt. 
(Bundesrathäprot. 1874 8 408.) 
*) Wegen der * Zuſchläge der Hanſeſtädte Bremen und Hamburg ſiehe das 
Nähere im Äbſchnitt I 
*) Art. 35 Abi. F u. 38 Abi, 1 der Reichsverfaſſung, Art. 11 Abſ. 1 des Vertrages 
v. 8. duli 1867, Abichn. IX. 
5) Art. 38 Abi. 3 u. 4 der Neichsverfailung. 
' Art. 16 Ziff. 2 des Wertrages v. 8. Juli 1867 u. Art. 38 Ziff. 3 lit. a der Reichs: 
veriflung u Abichn. IX 
Art. 38 Ziff. 3 der Reichsverfafiung, Art. II u. 17 des Vertrages v. 8. Juli 1867 
und eg v. 2. Juli 1869 8 131 der Protof., 17. April 1871 8 140 ver 
Protof.) u. Abichn. IX. 
®, Art. 11 des — v. 8. Juli 1867, 
Art. 19 des Vertrages v. 8. Juli 1867 u. Art. 36 Abi, 1 der Reichsverfaſſung. 
Die Verhandlungen über eine andere Regelung baben zu feinem Reſultate aefübrt. S 268 
der Protof. des Bundesraths vom 6. Mai 1874.) 
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bebörden, jowie die Vollziehung der gemeinjchaftlichen Zollgejege 
überhaupt einer, oder wie jich das Bedürfnis biezu zeigt, mehreren Zoll: 
direftionen übertragen, welche den einjchlägigen Miniſterien untergeordnet 
ind. Die Bildung der Zolldireftionen ımd die Einrichtung ihres 
Geſchäftsganges bleibt den einzelnen Staatsregierungen überlafien. Der 
Wirkungskreis derjelben fann, injoweit er nicht jchon durch den Vertrag 
vom 8. Juli 1857 und die Zollgejege beitimmt it, durch eine vom Bundes- 
rathe feitzuftellende Inſtruktion bezeichnet werden. ') 

11. Innerhalb jeines Gebiets fann jeder Staat auf eigene Koſten 
og innere Steuerämter, die nicht der Gemeinſchaft zur Bezahlung zur 
Laſt rallen, in beliebiger Anzahl errichten. ?) 


12. Für die Dienjtestreue der bei der Boll- und Steuerverwaltung 
ee Beamten und Diener und für die Sicherheit der Laſſen 
lofale und Geldtransporte haben die einzelnen Staaten zu haften.?) 

13. Der gefammte amtlihe Schriftwechjel in den gemeinjchaft- 
lichen Zoll» und Steuerangelegenheiten zwiichen den Beamten umd 
den Behörden der Vereinsjtaaten im ganzen Umfange des Zollvereines joll auf 
den Brief- und Fahrpojten portofrei befördert werden und es ift zur Be 
gründung dieſer Portofreiheit die Korreſponden der gedachten Art mit der 
äußeren Bezeichnung „Zollvereinsſache“ oder „Reichsdienſtſache“ zu verſehen.“ 


14. Die Bewilligung der Zoll- und Steuerfredite üt dem 
Ermeſſen jeder Bundesregierung überlafjen.’) 


15. Die Beträge an Zoll: und Steuerjtrafen und Konfiskate ver 
bleiben dem einzelnen Staate, in welchem die Uebertretungen bejtraft wurden.) 


16. Ebenjo bleibt da8 Begnadigungs: und Strafverwaltungs- 
recht jedem Staate überlajjen. Auf Verlangen werden dem Bundes- 
rathe periodische Ueberjichten der Straferlafje mitgetheilt.?) 


17. Bergünftigungen für Gewerbetreibende Hinfichtlich der Zoll: 
entrichtung, welche nicht in der Zollgejeggebung begründet find, fallen ber 
Staatslaſſa derjenigen Regierung zur Laſt, die fie bewilligt hat.“) 


) Art. 19 des Vertrages v. 8. Juli 1867 ag rn vn. 

”) Art. 16 Abi. 3 des Vertrages v. 8. Juli 1867. 

’) Art. 16 Abi. 2 des Vertrages v. 8. Juli 186. Es dürfte feinem Zweifel unter 
liegen, und wurde auch in der Praxis itets beobachtet, dab Nachläffigkeiten und Ueberſehen 
der Yandesbeamten bei Verzollungen, Verſteuerungen, Greditertbeilungen ohne genügende 
Sicherheitsbeitellung dem Neiche gegenüber von den Yundesitaaten vertreten werden, da auch 
die Beamten den Yandkaflen gegenüber dafür haften miüflen. Es wurde dieler Grundſatz 
nicht beionders ausgeiprochen, weil er jelbitverftändlich aus der Stellung der Beamten zu 
ihrer Regierung bervorgeht. Dr. Telbrüd ſcheint deßhalb in feinem Buche über Art. 40 
der Reichsverfaſſung zu weit zu geben, wenn er 5. 78 behauptet, daß die Bundesitaaten 
Racläffigteit und Verjeben ihrer Beamten gegenüber dem Reiche nicht zu vertreten haben. 

, Vertrag v. 8. Juli 1867 Art. 16 legter Abjak und Bundesgeieh v. 5. „uni 1869 
s 12 Bundesgefehblatt von 1869 ©. 141 u. Jahrb. 1872 ©. 64 u. 1871 5. 640. Als 
nicht gemeinichaftliche Angelegenheiten gelten die Webergangsabgaben für Bier und 
Branntwein bezüglich Luxemburgs. Tie Ktorrefpondenz bierüber unter den Vereinsitaaten it 
——— S 251 des Prototolls v. 1873). Geſetz vom 3. Juli 1878. — Gentralblatt 
v ©. 18. 

>) Bei. Prot. d d. Berlin den 29. Nov. 1833, zu Art. 10a des Zollvertrags vom 
22, er 1833 (Band I der Verträge 5. 109). 

(rt. 10 Ziff. 4 des Vertrages v. 8. Juli 1867. 

”) Art. 18 des Vertrages v. 8. Juli 1867. 

“Art. 13 des Vertrages v. 8. Yuli 1867. 
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18. Zollbegünjtigungen für Majchinen und Majchinentbeile 
dürfen weder auf allgemeine noch auf private Rechnung eines Staates gewährt 
werden.!) 

19. Zollbegünſtigungen einzelner Meßplätze, namentlich Ra— 
battprivilegien, ſollen da, wo ſie dermalen beſtehen, nicht erweitert, ſondern 
unter Berückſichtigung der Naturverhältniſſe der begünſtigten Meßplätze und 
der bisherigen Handelsbeziehungen zum Auslande thunlichſt beſchränkt und ihrer 
baldigen Aufhebung entgegengeführt, neue aber ohne alljeitige Zuſtimmung auf 
feine Fälle ertheilt werden.” 

20. Auch die Gegenſtände, welche für die Dofhaltungen der hoben 
Souveräne und ihrer Häuſer oder für die bei ihnen beglaubigten Bot- 
ichafter, Gejandte und Gejchäftsträger pp. eingehen, unterliegen der 
Verzollung. Zollrüdvergütungen fünnen nur auf private Staatsrechnung , 
nicht auf allgemeine Reichs- oder Vereinsrechnung erfolgen.’) Für die beim 
Deutjchen Neiche beglaubigten Botjchafter und Gejandten wird jedoch der Betrag 
der Zölle vom 1. Januar 1872 an auf Rechnung des Reiches vergütet." ) 

21. Das Gleiche gilt für Entſchädigungen, welche in einem Staate 
den vormals reichsunmittelbaren Neichsjtänden, Kommunen oder Privatberech— 
tigten für eingezogene Zollrechte oder aufgehbobene Befreiungen 
zu entrichten ſind.“) 

22. Dagegen bleibt es jedem Staate unbenommen, einzelne Gegenjtände 
auf Freipäſſe ohne Abgabenentrichtung ein- umd ausgehen zu laſſen, wobei 
dergleichen Gegenjtände zollgejeglich behandelt und im Freiregiſtern motirt 
werden unter Anrechnung der allenfalls zu erbebenden Abgabe auf die Antheile 
des betreffenden Staates.”) 

23. Sog. Stapel: und Umſchlagsrechte find nicht mehr zuläffig. 
Niemand joll zur Anhaltung, Verladung vder Lagerung gezwungen werden 
können, als in den ‚zällen, in denen es das Zollgeſetz oder das treffende 
Sciffrahrtsreglement vorjchreibt.‘) 

24. Die Deutſchen Seehäfen jollen dem Handel der Reichs- und 
Vereinsangehörigen gegen die völlig gleichen Abgaben, welche die einzelnen 
Staatsangehörigen zu entrichten haben, offen jtehen.®) 

25. Wajjerzölle, Ehaufjeegelder, Bflajter-, DammzBrüden: 
Fähr-, tanals, Schleujen-, Hafengelder, Waage: undNiederlage 
Gebühren oder gleichartige Erhebungen, wie Te auch jonjt genannt 
werden fünnen, jind, ſoweit Separatverträge nicht anders bejtimmen, den 
einzelnen Staatsregierungen vorbehalten; cebenjo die Steuern, 
welche im Innern eines Staates von den inländiichen Erzeugniſſen 
erhoben werden und die Lebergangsabgabe hiervon, ſoweit jte nicht 
NReichsiteuern Jind.”) 


Art. 13 Abi. 2 des Vertrages v. 8. Juli 1867, 
Art. 14 des Vertrages v. 8. Xuli 1867. 
' Art. 15 des Wertrages v. 8. Yırkı 1867. 
Bundesrathsbeſchluß v. 29. April 1872 8 199 der Brot. \abrbücher 1872 S. 15. 
Art. 15 Abi. 2 des Vertrages v. 8. Juli 1867. 
Art. 15 Abi. 3 des Vertrages v. 8. Yırli 1867. 
Art. 24 des Vertrages v. 8. Juli 1867. 
' Art. 28 des Vertrages v. 8. Yuli 1867. 
” Art. 5 u. 10 Ziff. 1-8 des Vertrages v. 8. Juli 1867 u. S 8 des Vereinszoll: 
geiekes von 1869, 
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26. Chaujjeegelder oder andere statt derjelben bejtchende Abgaben, 
ebenjo Pflaſter-Damm-, Brüden- und Fährgelder oder unter welchem 
Namen dergleichen Abgaben beiteben, ohne Unterſchied, ob die Erhebung 
für Nechnung des Staates oder eines Privatberechtigten, namentlich einer Kom— 
mune geichiebt, jollen jowohl auf Chauſſeen, als auch auf unchauffirten Land» 
jtraßen, welche die unmittelbare Berbindung zwischen den aneinander grenzenden 
Yındesitaaten bilden und auf denen cin größerer Handels: und Neijeverfehr 
itattfindet, nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingeführt werden, als 
jie den gewöhnlichen Herſtellungs- und Unterhaltungstoiten angemeffen find. 

Das im Preußischen Chauffeegeldtarife von 1825 beitimmte Chauffcegeld 
joll als der höchite Sat angejehen und ferner in den Gebieten der Bundes: 
ſtaaten nicht überjchritten werden, mit Ausnahme des Chaufjeegeldes auf jolchen 
Chauſſeen, die von Korporattionen oder Privatperjonen oder auf Aktien ange 
legt find oder werden, inſofern jie nur Nebenftraßen find, oder blos lokale 
Verbindungen einzelner Ortichaften oder Gegenden mit größeren Städten oder 
den eigentlichen Daupthandelsjtragen bezwecten.') 

27. Bejondere Erhebungen von Thorjperr: und PBrlajtergeldern 
jollen auf chauſſirten Straßen, wo ſie noch bejtchen, dem vorstehenden Grund. 
ſatze gemäß aufgehoben und Die Ortspflaiter den Chauſſeeſtrecken dergejtalt 
eingerechnet werden, daß davon mur die Chanfjcegelder nach dem allgemeinen 
Tarif zur Erhebung fommen.*) 

28. Kanal-, Schleujen:, Brüden-, Kähr-, Dafen:, Waage:, 
Krahnen-, Niederlage-Gebühren und Leiſtungen für Anstalten, die 
zur Erleichterung des Verfehrs beſtimmt jind, jollen nur bei Benugung 
wirklich bejtehender Einrichtungen erhoben werden und mit Ausnahme 
der Abgaben für die Befahrung der nicht im Staatseigenthum befindlichen 
fünjtlichen Waſſerſtraßen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Heritellung 
erforderlichen Koſten nicht überjteigen. Alle dieſe Abgaben jollen von den 
Angehörigen aller Vereinsſtaaten auf völlig gleiche Weile, wie von dem eigenen 
Angehörigen, ingleichen ohne Rückſicht auf die Bejtimmung der Waaren erhoben 
werden. °) 

29. Bezüglich der Erhebung von inneren Steuern für Die Der: 
vorbringung, die Zubereitung oder den unmittelbaren Ver: 
brauch von Gegenjtänden mit Ausna hme des Salzes, Tabacks und 
Rübenzuckers ſind bis zur Herſtellung einer gleichmäßigen, aber vertrags— 
mäßig anzuſtrebenden Geſetzgebung folgende Grundſätze verabredet.*) 


a) Von allen ausländiſchen Erzeugniſſen, welche bei der Einfuhr 
mit mehr als 1 M. 50 9 pr. Ztr. belegt ſind und von welchen auf 
bie im Zollgejeg vorgejchriebene Weiſe dargethan it, daß fie als aus— 


ı Für Oldenburg beitebt nur die Verpflichtung, die jetzigen Chauſſeegeldſätze nicht zu 
erhöhen Art. 22 Abf. 1-3 des Vertrages v. 8. juli 1867). Für das Königreich Sachien 
und Diejenigen Iheile des Ihiringiichen Vereins, welche gleiche Meilenlänge mit Sachſen 
haben, gelten nad Ziff. 16 des Schlußprotofolls zum Vertrage v. 8. juli 1867 die Wer: 
abredungen im Schlußprotofoll v. 30. März 1833 zu Art. 13 des offenen Vertrages vom 
N März; 1833 und im Schlußprototoll v. 11. Mai 1833 zu Art. 13 des Vertrages vom 

. Mai 1833. 

® Art. 22 Abi. 4 des Vertrags v. 8. juli 1867. 

’, Art. 25 des Vertrages v. 8. Juli 1867. 

* Mertrag vom 8. Juli 1867 Art. 5. Wegen Elſaß Lothringen ſiehe Geſeß vom 
25. März 1873 8 5 
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ländiſches Ein- oder Durchgangsgut die zollamtliche Behandlung 
bei einer Erhebungsbehörde des Vereins bereits beſtanden haben oder 
derſelben noch unterliegen, darf keine Abgabe irgend welcher Art, ſei 
es für Rechnung des Staates oder einer Kommune oder Korporation 
erhoben werden, jedoch mit Ausnahme von Mehl und anderen 
Mühlenfabrikaten, Ddesgleihen von Badwaaren, Fleiſch, 
Fleiſchwaaren, Fett, ſowie ferner joweit es ſich um die Be- 
jteuerung von Kommunen und Ktorporationen handelt mit Ausnahme 
von Bier und Branntwein.') Worbehaltlic; jedoch (was das 
Eingangsgut betrifft) derjenigen inneren Steuern,?) welche in einem 
Vereins- (Bundes) Staate auf die weitere Verarbeitung oder 
anderweite Wereitung aus jolchen Erzeugnifjen ohne Unterſchied des 
Uriprungs gelegt iſt.) 

Für ausländijiche Erzeugnijje, welche beim Eingange zollfrei oder 
mit einer Abgabe von weniger al$ 1 .M. 50 9 vom Zentner belegt 
jind, gelten die Grundſätze lit. d—g.') 

Bon den innerhalb des Vereins erzeugten Gegenitänden, 
weiche nur durch einen Bereinsitaat tranjitiren, um entiveder in 
einen andern Vereinsitaat oder nach dem Auslande geführt zu werden, 
Dürfen innere Steuern weder für Nechnung des Staates, noch für 
Nechnung von Kommunen oder Ktorporationen erhoben werden.®) 


d) Jedem Staate it freigestellt, die auf der Hervorbringung 
oder Zubereitung oder den Verbrauche von Erzeugniſſen ruhenden 
inneren Steuern beizubehalten, zu ändern oder aufzu— 
heben, jowie neue Steuern Diejer Art einzuführen, jedoch 
jollen dergleichen Abgaben für jegt nur auf folgende inländiſche Er: 
zeugnifje gelegt werden dürfen: als Branntwein, Bier, Eifig, Malz, 
Bein, Mojt, Zider (Obſtwein), Mehl, andere Meühlenfabrifate, des— 
gleichen Bachvaaren und Fett.“) 

e) Bei allen Abgaben, welche im Bereiche der Vereinsttaaten nad) lit. d 
8 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867 zur Erhebung kommen, joll 

eine gleichmäßige Behandlung dergeitalt itattfinden, daß das 

Erzeugnig eines anderen Vereinsſtaates unter feinem Vorwande höher 

oder in lältigerer Weiſe als das mländische oder als das Erzeugniß 

der Übrigen Bereinsitaaten bejtenert werden darf.‘) 

Diejenigen Staaten, welche eine innere Steuer auf den Verkauf oder 

Kauf, die Verzehrung, die Dervorbringung oder die Zubereitung eines 

Stonjumtionsgegenitandes gelegt haben, können bet der Ausfuhr des 

SGegenitandes nach anderen Bereinsitaaten dieſe Steuer unerhoben 


= 


c 


— 


f 


— 


Nach Reichsgeſeß vom 27. Mat 1885. Reichsgeſeßbl. 1885 S. 109. 

Für die Fabrikation und weitere Zubereitung von ER ntwein, Bier, Giiig, 
(Mabhl- und EDLAGINENEN, (Hetreide, Malz, Vieh (Art. 5 Ziffer 1 Abi. 2 des Ver: 
trags vom 8. Juli 1867 

” im Uebrigen aa. Abi. 2-4 u. Abſchnitt X u. Reichsgeſeß vom 25. Juni 
1873 $ 5 wegen der —2 für Elſaß Lothringen. 

N A. a Ziff er I leßter Abiap. 
2 Aa. 8 181 
°, m Uebrigen a. a. O. 8 2 Abſ. I Abichnitt X. 
Wa. D.8 8. 
Ammalen red Tentſchen Reicht. 1898. 14 
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laſſen, beziehungsweiſe den geſetzlichen Betrag derſelben unter gewiſſen 
Vorausjegungen') ganz oder theilweiſe zurückerſtatten.“) 

g) Die Erhebung der innern Steuern von den damit betroffenen 
vereinsländiichen Gegenjtänden joll in der Regel im Lande des 
Beftimmungsortes erfolgen, jofern ſie micht mach den gemein- 
schaftlichen Berabredungen an der Binnengrenze oder im Lande der 
Berjendung erfolgt.”) 

h) Die Erhebung von Abgaben für Rechnung der Kom— 
munen oder Korporationen, jei es durch Zuſchläge zu den 
Staatöjtenern oder für jich beitehend, ſoll nur für Gegenſtände, die 
zur örtlichen Konſu mtion beſtimmt ſind, bewilligt werden und 
es ſoll der in $ 3 des Art. 5 des Vertrages vom 8. Juli 1867 (lit. e) 
ausgejprochene Grundjag wegen gegenfeitiger Gleichmäßigfeit der 
Behandlung der Erzeugniffe anderer Vereinsſtaaten ebenjo wie bei 
den Staatsitenern in Anwendung fommen.*) 

30. Die Ueberwachung des gejeglichen Verfahrens bei den Zoll- 
und Steuerbehörden Reichskontrole für Zölle und Steuern) erfolgt durch 
Neichsbeamte, welche nach VBernehmung des Ausſchuſſes des Bundesrathes für 
Zoll- und Steuerwejen vom Kaiſer den Direftivbehörden (als Neichsbevoll- 
mächtigte für Zölle und Stenern) und den Zoll- und Steuerämtern als 
Stationsfontroleure auf Koſten des Reichs beigeordnet werden.?) 


V. Abfchnitt. 
Belondere Borfhriften für die Verwaltung und Erhebung der 
Zölle und Berbrauchsfteuern des Deuffchen Zollgebietes. 


Im Zollgebiete des Deutjchen Neiches werden zur Zeit nur Eingangs: 
zölle, dann aber Verbrauchsjteuern von dem im Zollgebiete gewonnenen 
Salze, Tabad, Rübenzuder, jowie von Branntwein ımd Bier 
erhoben. Die in Bezug auf die Verwaltung und Erhebung dieſer gemein- 
jamen Neichszölle und Verbrauchſteuern“) geltenden VBorjchriften werden im 
Folgenden näher beſprochen und erörtert werden.”) 


' 4. ao. s 4 lit. ad, Durch das Meichsgeieg vom 19. Juli 1879 S 5 it die 
Beitinumung in lit. d des 8 4 zu Art. 5 des Zollvereinsvertrages vom 8. Juli 1867 bezüg: 
lich der Rüdvergütung der Branntweinfteuer für die Eſſigbereitung aufgehoben. 

*) 7* Abſchnitt V Bier und Branntweinſteuer. A. a. ©. ITS 1. Im Uebrigen 
ſJ. Ami &. 





a. 8 S#. 
9RA. a. O. 87. 

9 At. 8 der Neichsverfaflung u. Abichn. XI. 

°) Ta die Gejehgebung wegen der Berteuerung des Bieres in Bayern, Miürttemberg 
und Baden nad) Artitel 34 Abſaß 2 der Reichsverfaſſung nicht dem Neiche zufteht und auch 
Elfah-Lothringen in Bezug auf die Bieriteuer zur Zeit noch nach der älteren Franzoſiſchen 
Geſetzgebung behandelt wird, jo werden die bezüglichen Geſeßzgebungen dieſer Staaten und 
des MNeichslandes, als nicht zur Reichtgeichgebung gehörig, bier feiner näheren Beſprechung 
———— werden (). a. Abſchnitt IV 

Die im Reichsgebiete zur Erhebung fommenden Wechſel-, Spielfarten- und 

Reichsftempelfteuern werden im Abichnitt VI beionders befprochen meeden, die ſtati— 
ftifche Gebühr im Abichnitt VIII, als mit der Statiitit enge zulammenbängend. 
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1. Eingangszölle. 


Bis zum 1. Juli 1870, an welchem Tage das mit Zuftimmung des 
Bımdesrathes und BZollparlamentes zu Stande gefonmene und noch giltige 
Zollgeſetz) vom 1. Juli 1869 nebſt der vom Bundesrathe hiezu erlaf- 
jenen Anweijung?) im Bollverein in's Leben trat, hatte die Zollgejeggebung 
aus der eriten Zeit des Zollvereins Geltung gehabt. Es beitand Ddiejelbe aus 
dein Zollgeieg und der Zollordnung, welche durch ein beionderes Brotofoll 
dd. München den 22. Auguſt 1836 umter den Vereinsſtaaten in der Abjicht 
vereinbart worden waren, daß eriteres als Landesgeſetz publizirt werden jollte, 
wogegen es dem Ermefjen jeder Landes:Negierung überlaffen blieb, in wie weit 
jie die Leßtere als Gejeß behandeln wolle. Dennoch hielten es alle Vereins: 
jtaaten für zwecmäßig, jowohl das Zollgeſetz als auch die Zollordnung 
al3 Zandesgejege zu publiziren.) In Bezug auf die Zollftrafgejeg- 
gebung war es nicht gelungen, die gleichjürmige Redaktion eines Gejeges für 
Jämmtliche Vereinsjtaaten zu Stande zu bringen. Man verjtändigte jich auf 
der 1. General-Zoll-Konferenz nur über gewifje leitende Grundjäge, nach denen 
die Nedaftion eines Gejeges in jedem Staate erfolgen ſollte. Es bejtanden 
daher in jedem Zollvereine mehrere Zollitrafgejege, die nicht nur in Form und An— 
ordnung, jondern auch in materieller Beziehung mannigfach von einander abwichen. 

Obgleih das Bedürfniß einer mehr einheitlichen, gleichförmigen und den 
veränderten Handel3: und Verfehrs:Berhältniffen mehr entjprechenden Zoll— 
gejeggebung ſchon längere Zeit allerjeits lebhaft empfunden worden war, jo 
war es doch erjt dem BZollparlamente vorbehalten, jich für eine durchgreifende 
Reform derjelben öffentlich auszujprechen, nachdem vorher jchon die Preußiſche 
Regierung in der Denkjchrift, mit welcher der Entwurf eines Geſetzes wegen 
Abänderung einzelner Beitimmungen der Zollordnung und Zollitrafgefeggebung 
dem Bundesrathe vorgelegt worden war, auf ein jolches Bedürfniß ausdrücklich 
hingewieſen hatte. 

Die Wünjche des Zollparlaments hatten ſich auf folgende Punkte erjtredt: 

1. Die möglichjte Erleichterung der Zollabfertigung in Bezug auf die 
Beit, zu welcher diejelbe jtattfinden darf, jorwie in Bezug auf Anzahl, Lage 
und Kompetenz der Zoll-Stellen, eintreten zu laſſen. 

2. Möglichjite Erweiterung des Anjageverfahrens und Niederlageverfehrs. 

3. Die Zulaffung jeder Veränderung (Umladung, Umpadung, Theilung) 
der vom Auslande eingegangenen und noch nicht in den freien Verfehr geſetzten 
Waaren auf dem Transporte, joweit jolche unter amtlicher Aufficht geſchieht. 

4. Die möglichſte Beichränfung der Kontrolen im Grenzbezirke und 
Binnenlande. 

Die Wünjche des Handelsitandes fanden einen umfaljenden Ausdrud in 
einer im Jahre 1868 von der Kaufmannſchaft zu Königsberg aus Veranlaſ— 
jung der Delegirtensstonferenz Norddeuticher Sechandelspläge mit viel Sad) 
fenntniß ausgearbeiteten Denkjchrift „über die Neform des HBollverfahrens*, 
mit deren Inhalt jich der bleibende Ausjchuß des Handelstages im Wejentlichen 
einveritanden erflärte.*) 


) Bundesgeſetzblatt von 1869 ©. 317 ff.; Jahrbücher 1869 S. 387; „Annalen“ 1869 
5. 511 und 99. 

*), Sentralblatt 1870 S. 8 und ‚Jahrbücher F. 3. u. B. 1869 S. 458 ff: „Annalen“ 
1869 S. 999. 


“ 
— 


„Annalen“ 1868 ©. 51 ff. . 
„Annalen“ 1868 3, 281, 1869 ©. 562 ff. 


- 
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Das neue Vereinszollgejeß vereinigte ımter Ausdehnung jeiner Beſtim— 
mungen auf den Eijenbahn: und Seeverfehr das frühere Zollgeſetz, die Zoll- 
ordnung und das Zollſtrafgeſetz in ein Geſetz, wodurch nicht nur den Boll 
behörden, jondern auch dem mit denjelben verfehrenden Berjonen eine überfichtliche 
Bulammenftellung der für die BZollabfertigung, Zollerhebung und Kontrolle, 
jowie für das Strafwejen giltigen Bejtimmungen geboten wird. 

Abgejehen Hiervon gewährt aber auch die neue Zollgeſetzgebung jehr 
wejentliche Erleichterungen für die Verwaltung und das Publikum, von denen 
bejonders folgende Erwähnung verdienen: 

1. Die Bejchränfung beziehungsweile Aufhebung der Kontrollirung des 
Waarentransports, jowie des Dandels- und des Gewerbebetriebes im Grenz— 
bezirfe und Binnenlande." 

2. Bejchränfung der Legitimationsicheinpflicht.?) 

3. Die Aufhebung der Beltimmungen, wonach beim Eingange auch zoll: 
freie, unverpadte Waaren und beim Ausgange auch andere als ausgangszoll: 
pflichtige an die Einhaltung beitimmter Stunden und Straßen gebunden find.”) 

4. Die Erleichterung in der Begleiticheinabfertigung, namentlich Zulaffung 
derjelben auf Grund unvollſtändiger, nicht tarifmäßiger Deflarationen und 
Zulaffung zollfreier Waaren zur Abfertigung auf Begleitjchein J.) 

5. Die Ausdehnung der Befugniß zur Berichtigung der Deklaration auf 
die Waarenführer und Waarenempfänger.?) 

6. Die Anerkennung des Grumdjages, daß die beim Eijenbahnverfehre zur 
Amvendung kommenden Ladungsverzeichnifie binfichtlicd der Gattung und des 
Gewichts der Waaren am Beltimmungsorte berichtigt werden fünnen.®) 

7. Die Gejtattung der Abfertigung zollfreier Gegenftände auf Grund der 
Ladungsverzeichniffe ohne jpezielle Deklaration. ‘) 

8. Die Bulaffung probeweiſer Neviiionen der Abgabe tarifmäßiger Defla- 
rationen.*) | 

9. Die unbejchränfte Zulaffung der Iheilung und Umpadung der mit 
Begleitichein I abgefertigten Waaren auf dem Transporte.) 

10. Die Annahme des Grumdjages, daß die Zollfreiheit bei dem Ein: und 
Ausgange von Waaren die Negel, die durch den Zolltarif bezeichnete Zoll— 
pflichtigfeit die Ausnahme jei.'®) 

11. Die Aufſtellung des Grundſatzes, daß bei den umter Verſchluß oder 
amtlicher Begleitung abgefertigten Waaren in der Regel das am Beſtimmungs— 
orte ermittelte Gewicht, jofern dasſelbe geringer it, al$ das beim Eingange 
fejtgejtellte beziehungsweije deflarirte, der Verzollung oder weiteren Abfertigung 
zu Grunde gelegt werden fünne.'') 

12. Außerdem, daß gewiſſe Differenzen zwiſchen dem deflarirten ‚und 
amtlich ermittelten Gewichte unbeanftandet bleiben dürfen. '?) 

9.3.6. 88 119-125. 

2) 9.3.9. 88 119—124. 

9.3.6. 8 21. 

9.3.6. 88 41 und 42. 

> 9.3.85. 8 46. 

9 V.3.G. 8 

) V.3.6. 8 

V.3.6. 8 

V.3. G. 8 

NY. 588 3 

Na, 8 47. 

= V. 3.G. SS 47 und 81. 
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13. Die ag? eines gejeglichen Anſpruches auf Zollerlaß in Fällen, 
für welche bisher ſolche nſprüche nicht exiftirten.') 

14. Die Zollermäßigung für bejchädigte Strandgüter ?) 

15. Die Berückjichti " des Mehrgewichtes bei waſſerwärts eingegangenen 
und durch eingedrungenes Wa Her zc. im Ioirflichen Gewichte veränderten Waaren.*) 

16. Die erkundet 1 aller Zollabfertigungs= und jonjtiger Nebengebühren 
rejp. das Verbot der Wiedereinführung derjelben und Beſchränkung derjelben 
auf wenige, von den Bollpflichtigen veranlahte Fälle.*) 

17. Die Ausdehnung der Niederfagebefugniffe auf alle Aemter, bei denen 
jih em Bedürfniß biefür zeigt und Räume hiezu vorhanden jind.°) 

18. Die Zulafiung auc) jolcher Perjonen zur Benugung von Nieder- 
lagen, welche nicht dem Stande der Kaufleute, Speditenre und Fabrifanten 
angehören.*) 

1. Die Erleichterungen bei Zollabfertigung des reijenden Publikums.“) 

20. Die Erleichterung des Sceverfehrs bezüglich der Art der Abfertigung 
und der Einhaltung der gejeglichen Transportzeit dur) Gewährung eines 
weiteren Spielraums für Gemichtsunterjchiede und durch Entbindung des 
Schiffsführers von der Verpflichtung, beim Ausgange andere als ausgangs- 
zollpflichtige Wuaren zu deflariven.*) 

21. Die wejentlichen Kompetenzerweiterungen für die Zolldireftivbehörden 
und Hauptämter bezüglich der Entjcheidung vorfommender Spezialfälle und 
bei der Zollabfertigung.”) 

22. Die wejentlich mildernden Beltimmungen in Bezug auf die Bejtraf- 
ung der Zollübertretungen, '%) welche bejonders in Folgendem beftehen : 

a) Sämmtliche Strafen jind gegen die bisherige Gejeggebung weſentlich 

gemildert. 

b) Die bisher zu erfennenden Strafminima jind bejeitigt. 

ec) Das zuläjlige höchjte Maß für die zu erfennenden Freibeitsftrafen it 
bedeutend herabgejegt. 

d) Die Unterjagung des Gewerbebetriebes, welche bisher als Strafe bei 
wiederholtem Rückfalle eintrat, it weggefallen. 

e) Der Gegenbeweis, daß eine Stontrebande oder Defraude nicht beab- 
jichtigt war, iſt der gejeglishen Präjumtion gegenüber in allen Fällen 
geitattet, in denen nicht die Verheimlichung oder unrichtige Deklaration 
einer verbotenen oder zullpflichtigen Sache wider beſſeres Wiffen 
erfolgt ijt, oder es jich um den Mißbrauch einer bejonderen Ver— 
günftigung handelt. 

Der Inhalt des VBereinszollgejeges ift im XXI Abjchnitte mit 

167 Paragraphen eingetheilt.'') 
9 2.3.6. Ss 48, 67, 82 und 103. 
368 





sm. 38 8 47 f. „it durch das Reichsgeſeß v. 20. an 1879 geändert. 
9 Bezůgl. der Zolldireftionen: 88 12, 29, 38, 56, 91, 104, 111, 123 u. 183 
des W. 3.6. und Anweiſung bierzu; bezügl. der ——— ss 27, 48, 56, 67, 80, 82, 
108 u. 111 des 8.3.6. u. Anweiſung biezu. 
3.8. SS 134 ff 
J „Annalen“ 1869 5. 565 ff., wo es abgedruckt iſt. 
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Die zugleich auf Grund $ 167 erlajiene Anweiiung zur Ausführung 
diejes Geſetzes wurde am 5. Juli 1888 durch eine neue in vielen Be- 
ziehungen ergänzte Anweiſung erſetzt. 

In dieje, am 5. Juli 1888 vom Bundesrathe beichlofjene und im Gentral- 
blatte des Deutjchen Neichs von 1888 auf Seiten 489 u ff. befannt gemachte 
Anweiſung, welche jich der früheren im Allgemeinen anichließt, find mehrere 
neue Beſtimmungen aufgenommen, von denen ein Theil jich auf frühere Bundes- 
rathsbeſchlüſſe gründet. Während die frühere Anweiſuug nur 25 Beltimmungen 
zu den verichiedenen Paragraphen enthielt, ſind dieje Beſtimmungen auf 36 ver: 
mehrt, welche bei den treffenden Paragraphen jpäter erwähnt werden follen. 

Der I. Abjchnitt des Bereinszollgejeges') von $$ 1—6 handelt von 
dem Verkehr mit dem Auslande. In 8 1 wird der Hauptgrundjag auf 
gejtellt, da alle Erzeugniffe der Natur, der Kunſt und des Gewerbefleiges 
im ganzen Umfange des Vereinszollgebietes eingeführt, ausgeführt und 
durchgeführt werden dürfen. Von dieſem Dauptgrundjage können nur zeit: 
weile Ausnahmen für einzelne Gegenstände nad) S 2 eintreten (Nr. 1 der 
Hauptgrundjäge). Nach S 3 ift der Grundjag der Zollfreiheit beim Eingange 
aller Gegenjtände ausgeiprochen und jollen die Ausnahmen im VBereinszolltarii 
enthalten jein. Wegen der Ausnahmen wird im $ 4 auf die SS 111 bis 
118 verwieſen. 

Nach den SS 5 und 6 gilt die freie Aus- und Durchfuhr als Regel. 

Im II. Abjchnitte, der vom Verkehre im Innern des Vereinsgebietes 
handelt, wird in 3 7 die ‚Freiheit als Regel ausgejprochen, welche nur durch 
die Beſtimmungen in den Abjchnitten XV und XVI des Gejeges und allen: 
jallfige Bertragsbejtinmungen Ausnahmen erleiden jolle; (Nr. 25 der Haupt 
grundfäge). Nah $ 8 jollen Binnenzölle wicht mehr echoben 
werden, wozu jedoch Abgabe für Benügung von Häfen, Kanälen 2c. nicht zu 
rechnen jJind (Nr. 28 der Hauptgrundjägße). 

Der III. Abjchnitt (SS 9—15) handelt von der Erhebung des Zolles, 
der nach Gewicht, Maaß, Stüdzahl oder Werth erfolgen joll, wie es der Zoll: 
tarif und das zur richtigen Amvendung desjelben aufgejtellte amtliche Waaren- 
verzeichniß vorjchreibt (SS 9—12). 

Zu $ 10, welcher von den Nebengebühren handelt, enthält die Anweiſung 
noch bejondere Beitimmungen )  - 

Der in den SS 3, 5 und 11 des Bereinszollgejeges erwähnte Zoll- 
tarif bildet einen ſehr wejentlichen Bejtandtheil der Zollgejeggebung, da in 
ihm die Zolljäge und Grundjäge für die Eingangsverzollungen fejtgeitellt find. 

Der Tarif vom 17. Mai 1870, welcher mit 1. Oktober 1870 ins Leben 
trat, war der erjte, der vom Bundesrathe und dem BZollparlamente berathen 
und in Gejegesreform nach dem Bertrage vom 8. Juli 1867 und den Be 
jtimmungen der Norddeutichen Verfaſſung publizivt worden war. 

Zweimal, und zwar im Jahre 1868 und 1869, waren die Verjuche der 
Vereimsregierungen, emen Zolltarif mit dem BZollparlamente zu vereinbaren, 
hauptſächlich daran gejcheitert, daß ein Theil der Mehrheit der Abgeordneten 
abgeneigt war, die finanziellen Erträgniſſe des Zolltarifs, der durch den fran- 
zöſiſchen Handelsvertrag jeit dem 1. Juli 1865 bedeutende Zollherabjegungen 
erfahren hatte, überhaupt zu erhöhen, während andererjeits jehr viele jich bei 

') Die Ausprüde „VBereinszollgeieg und Bereinsgebiet” ſtatt „Neichszollgefeg und 
Reichszollgebiet” find beibehalten, weil fie das Gejeg enthält. 

?) 6bl. d. R. 1889 S. 501. 


Beſondere Vorichriften. Eingangszölle. 215 


ihrem ablehnenden Votum von dem Bedenken leiten ließen, daß der als 
Deckungsmittel vorgeſchlagene Eingangszoll auf Petroleum ein bisher zollfreies 
und unentbehrlich gewordenes Beleuchtungsmittel treffen würde. 

Das Zuſtandekommen des Zolltarifs von 18709 war nur einem Kom— 
promiß ımter den verjchiedenen Parteien des Neichstages zu danken, welches 
in emem Amendement des Abgeordneten von Patow jeinen Ausdruck fand. 
Da nämlich die Mehrzahl der Abgeordneten prinzipiell gegen die vom Bundes: 
rathe vorgeſchlag gene Erhöhung des Zolles auf rohen Kaffee von 5 Thlr. auf 
5 Thlr. 25 Sgr. war, weil eine ſolche nach den Motiven des Geſetzentwurfs 
nur dazu dienen jollte, die Ausfälle für die vorgejchlagenen Zollbefreiungen 
und Ermähigungen zu decken, jo wurde der Vorjchlag gemacht, den Eingangs: 
zoll auf Reis von 1 Thlr. auf ', Thle., den auf Roheiſen von 5 Ser. auf 
2 '/, Sgr. per Zentner zu ermäßigen, auf einer weiteren Derabjegung des Ein: 
gangszolles auf vohes, eine und zweidräbtiges Baumwollgarn als 2 Thlr. 
per Zentner (nach dem Vorjchlage des Bundesrathes) nicht ferner zu beſtehen, 
dagegen aber den Zoll auf rohen Kaffee von 5 Thlr. auf 5 Thlr. 25 Sur. 
per BZentner nach dem Gejegentiwurfe des Bundesratbes zu erhöhen. 

Durch das erwähnte Geſetz wurden jehr viele Dalb- und Ganzfabrifate, 
Droguen vom Eingangszolle gänzlich befreit. Für eine große Anzahl von 
Fabrikaten und Koloniahvaaren, mit Ausnahme des rohen Kaffees, wurde der 
Eingangszoll ermäßigt. Für mehrere Artikel wurde in Folge des hervor— 
getretenen Bedürfniſſes die Taravergütung neu feſtgeſetzt. 

Ferner wurden ſowohl die Vorbemerkungen des Tarifs, als auch die 
allgemeinen Beſtimmungen desſelben in einigen weſentlichen Punkten ergänzt 
und den zollgeſetzlichen Beſtimmungen gemäß berichtigt. Beſondere Erwähn— 
ung verdienen hier namentlich die Grundſätze über die Ermittelung des Netto— 
gewichtes, über Die Befugniſſe der Aemter und über die Zollfreiheit von aus— 
ländiſchen Poſtſtücken von weniger als Pfd und ſonſtigen Waaren von 
weniger als '/, Pro. °ı 

Endlich wurden durch eine bejondere Bejtimmung die Benennungen ver: 
ichiedener Nummern des früheren Tarifs auf Grund der unter Ziffer I—III 
vereinbarten gejeglichen Feſtſtellungen geändert rejp. ergänzt.®) 

Nach einigen Jahren wurde auch diejer Zolltarif durch das mit 1. Okt. 
1873 in Wirfjamfeit getretene Gejeg vom 7. Juli 1873°) im freihändleriſchen 
Sinne geändert uud außerdem der einzige Ausgangszoll aufgehoben.) 

Wie bereits in der hiſtoriſchen Einleitung näher erörtert worden tt, 
wurde der bis 1885 giltige Yolltarif nach harten Kämpfen am 15. Juli 1879 
zum Gejege erhoben und trat theils jofort, tbheils am 1. Oft. 1879, theils 
am 1. Jan. 1880 ins Leben.*) 

Diejer Zolltarif umterjchied jih von dem früheren bejonders dadurch, daß 
er theils zum Schuße der inländischen Landwirtbichaft und Induſtrie, theils 
zum Zwede der Einnahmeerhöhungen die Eingangszölle binanfjegte, oder 


Bundesgeſetzbl. v. 1870 S. 143; Jahrbücher für 3. u. B. 1870 Beilage; „Aunalen“ 
1870 ©. 325 u. 379, 

” Ziff. IV Ne. 16 des Geſetzes v. 17. Mai 1870. 

®) Fir. V N. 1—37 des air v. 17. Mai 1870. 

9 Reichsgeſetzbl v. 2a . 241 ff. 

) „Annalen“ 1874 S . 

6) Reichsgeichbl. 1879 € x 150, 161, 163 u. 207. 3. die Motive in den Annalen 
v. 1879 ©. 681 ft. umd den Zolltarif a.a. ©. 1879 5. 909 ff. 


216 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches. 


neue Zölle einführtee Zum Scuge der Induftrie wurden die Zölle für 
Baummwollgarne und Leinen nach der Feinheit abgeituft und erhöht, die Zölle 
auf Zeugwaaren aller Art und auf die hieraus gefertigten Waaren erheblich 
erhöht, für Leinenwaaren nach der Feinheit abgejtuft, für Wollenwaaren der 
Unterjchied von gewalften und ungewaltten aufgehoben. Außerdem wurden 
erhöht die Zölle für Blei, Bürftenbinderwaaren, Glas und Glaswaaren, 
Haar, Feder: und Holziwaaren, für Inftrumente, Majchinen und Fahrzeuge, 
für Kautſchuk- und Guttaperchawaaren, für Kupfer und Meſſing-, Kurz-, 
Leder, Papier, Pelz, Stein, Stroh, IThomvaaren, Seifen, Barfümerien, 
Wachstuch, Zinf- und Zinmwaaren. 

Neue Zölle wurden im Intereffe der Landwirthichaft und Induſtrie auf: 
elegt für Eiſen und Eiſenwaaren, Nutzholz, Getreide, Vieh, Petroleum, 
leiſch, Brauntwein, Eier, Flachs. Die Finanzzölle auf Kakao, Taback— 
fabrikate, Tabacke, Wein, Kaffee, Reis, Mehl, Oele, Fette, Gewürze, Thee, 
Kaviar, Hopfen, Käſe, Konfitüren wurden weſentlich erhöht, außerdem aber 
wurden für die VBerzollung mancher Gegenſtände neue Taraſätze feitgejegt. 
Im Uebrigen unterjchied ſich der Zolltarif von 1879 nod) dadurch von dem 
früheren, daß die Gewichtzölle nicht mehr für den Zentner, jondern für 
100 Kilogramm galten. 

Bereits am 6. Juni 1880 war ein Geſetz erichienen, welches die Zoll: 
prlichtigfeit des Flachſes und anderer vegetabiliicher Spinnitoffe ꝛc. aufhob.') 

Ein weiteres Gejeg vom 19. Juni 1831?) führte für die Wollwaaren 
nicht nur einen neuen Tarifirungs-Maßſtab, jondern auch neue Tarifjäße ein. 

Während früher unbedrudte Wollemwaaren ſoweit jie nicht zu den Filz— 
Strumpfvaaren und Fußdecken gehören, mit 100 M. und bedrudte Wollen: 
mwaaren, joweit fie nicht zu den Fußdecken gehören, ohne Unterjchted wit 
150 M. für 100 Kilogramm zu verzollen waren, wurden durch diejes Gejeh 
folgende Unterjchiede nach dem Gewichte der Quadratneter des Gewebes 
gemacht. 

Unbedrucdte Tuch und Zeugwaaren erſterer Art, a) im Gewichte von 
mehr als 200 Gramın auf den Quadratmeter Gewebefläche wurden mit 135 M. 
für 100 Stilogramm, b) im Gewicht von 200 Gramm oder weniger auf den 
Quadratmeter Gemwebefläche mit 220 M. für 100 Kilogramm bejteuert. 

Bedruckte Waaren, jomweit fie nicht zu den Fußdecken gehören, im 
Gewicht von mehr als 200 Sramm auf den Quadratmeter Gewebefläche; 
ferner Poſamentier- und Knopfmacherwaaren, PBlüjche, Geſpinnſte in Verbind- 
ung mit Metallfäden mit 150 M. für 100 Kilogramm, und 

dagegen bedrudte Waaren, joweit fie nicht zu den Fußdecken gehören, im 
Gewicht von 200 Gramm oder weniger auf den Quadratmeter Gervebefläche 
mit 220 M. für 100 Kilogramm Zoll belegt. 

Zugleich) wurde in $ 2 des Gejeges die Beitimmung in $ 3 des Boll: 
tarifgejeges vom 15. Mai 1879 auf die Zollabfertigung der Wollenmwaaren 
für anwendbar erklärt, wonach der Bundesrath ermächtigt ift, zu bejtimmen, 
daß diefe Waaren mr bei beſtimmt bezeichneten Zollitellen abgefertigt 
werden Ddiürfen.’) Außerdem wurde vom Bundesrath auch noch eine aus- 


N Meichsgejegbl. 1880 S. 120. 

?), Meichsgelegbl. 1881 5. 119. 

°) Tiefe Befugniß wurde durch Beichluß des Bundesraths v. 25. ‚Juni 1881 (Gentral: 
blatt 1881 5. 247) der oberiten Yandesfinangbehörde übertragen. 
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führliche Inſtruktion erlaffen für die zollamtliche Ermittlung des relativen 
Gewichtes der Wollenwaaren.') 

Ein weiteres Gejeg vom 21. Juni 1881?) erhöhte den Zoll für friſche 
bisher zollfreie Weinbeeren auf 15 M. für 100 Kilogramm und den für 
Mühlenfabrifate aus Getreide und Hüljenfrüchten und für gewöhnliches 
Badwerf von 2 M. auf 3 M. für 100 Kilogramm vom 1. Juli 1881 au. 

Ferner wurde durch ein Gejeg vom 23. Juni 1882 °) für die Kratzen— 
fabrifation Walzdraht unter der Kontrole der Verwendung mit einem 
Eingangszoll von nur 0,50 M. für 100 M. belegt und wurden Berl: 
mutterjtäbe, welche vorgearbeitet für Kurzwaaren (pro 20 b/l) eingehen, 
mit 30 M. jür 100 Kilogramm belegt. 

Zufolge des Gejeges betr. die Anfertigung und Berzollung von Zünd— 
hölzern vom 13. Mat 1884 wurde der Zoll für Zündhölzer und 
Zündkerzen von IM. auf 10 M. für 100 Kilogramm vom 1. Juli 1884 
an erhöht.*) 

Der Zolltarif vom 22, Mai 1885?) trägt mit Ausnahme der 
Zölle auf Kaviar und Kaviarjurrogate, welche von 100 M. auf 150 M., 
von Austern, Hummern und Schildfröten, welche von 24 M. auf 50 M. erhöht 
wurden, einen jchußzöllmeriichen Charakter zum Beiten der Landwirthichaft und 
Induſtrie. Zum Schuße der erjteren wurden die Zölle auf Getreide, Holz, 
Vieh, Branntwein, Fleisch, Honig, für todtes Geflügel, Wild aller Art wejentlicd) 
erhöht ; zum Schutze der leßteren diejenigen auf drei und mehrdrähtiges 
Baummvollgarn, Baummwollzwirn und Spiten, jowte Stidereien aus Baumwolle, 
auf rohe Gewebe für Schmirgeltuchjabrifen, auf Ultramarin, Oelfirniß, Stron- 
tianpräparate, geichlemmte Streide, zugerichtete Schmuckfedern, für jeidene und 
halbjeidene, geitichte und Spitenfleider aus Seide, für fünftliche Blumen, für 
Tajchenuhren aller Art, für welche jtatt des Gemwichtszolles ein Stüdzoll ein— 
geführt wurde; dann für Leinengarne, Zeinenzwirn, Seilerwaaren, Leinwand, 
Zwillich, Drillich aller Art, für Lichte, für Schaumweine, für zubereitete Fiſche 
aller Art, Kakao und Kafaofabrifate, für Chofolade, für Kraftmehl, Puder, 
Stärfe, Stärfegummi, Kleber, Arrovrovot, Sago, Sagojurrogate, Tapiofa, 
Nudeln, Macaroni, Mühlenjabrifate aus Getreide: und Hüljenfrüchten, Bad- 
werf, für Speijeöle aus Dliven, Mohn, Seſam, Erdnuß, Buchefern und 
Sonnenblumen in Fäfjern, auf Leinöl und Baumwolljamenöl, in Fäſſern, auf 
Deljäure, auf das zur amtlichen Denaturirung bejtimmte Oliven- und Ricinusöl 
in Fäſſern, auf anderes Del in Fällern, für Stearinjäure, Palmitinſäure, 
PBaraffın, Wallrath und ähnliche, anderweitig nicht genannte Kerzenitoffe, auf 
Bienemwachs, ſonſtiges Injeftemvachs, Pflanzen: und gereinigtes Erdwachs, 
auf mineralische Schmieröle, auf Seidenzwirn, Seidenwaaren, Halbjeidenwaaren, 
Spigen, Blonden, Stidereien aus Seide, Gaze, Kröpe, Flor aus Seide, auf 
gejägte Steinblöde, grobe Steinmegarbeiten von jchlichter, nicht verzierter Arbeit, 
(mit Ausnahme der groben Steinmeßarbeiten aus Alabajter oder Marmor, zu 
welchen jog. befgijcher Granit nicht gehört), für Dachjchiefer und rohe Schiefer: 
platten, für gejchnittene oder gejpaltene Platten aus Steinen aller Art, geichliffene 


S. die — Gentralblatt 1881 S. 249. 
Reichsgeſetzbl. 1881 S. 121. 
®, Meichögeiegbl. 1882 ©. 59. 
*, Meichsgeiegbl. 1884 50. . F 
) Geſetz v. 22. Mai 1885, Neichsgelegbl. v. 1885 5.93 ff. u. 111, wo der Zolltarif 
nebjt Geſetz, mit den außerdent giltigen Beitimmungen zufammengeitellt, abgedrudt iſt. 
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und ungejchliffene Steinmeßarbeiten, für andere Waaren aus Steinen mit Aus: 
nahme von Statuen und Waaren aus Edelitein und Lava außer Verbindung 
mit anderen Materialien, oder nur in Verbindung mit Holz oder Eijen ohne 
Politur aus Alabaſter, Marmor, Granit, Syenitt, Porphyr und ähnlichen 
harten Steinen für Schiefertafeln in polirten oder ladirten Holzrahmen, ordi 
näre Waaren aus Schilf, Gras, Wurzeln, Binjen und dergl., Körbe, unge— 
füttert, Flaſchenumhüllungen und Schuhe aus Bait, Strohhalmblatt ordinäre, 
Bait- und Strob-Seile, Strohſitze, alle ungefärbt, ſodann für feuerfeſte Steine, 
Schmelztiegel, Muffeln, Kapſeln, Retorten, feuerfeſte Röhren und Platten, end— 
lich für hartes Kammgarn aus Glanzwolle über 20 Centimeter Länge und 
nicht gemiſcht mit anderen Spinnmaterialien. 

Durch) 8 4 des Geſetzes vom 22. Mai 1885 waren als Einführungs— 
termin für Nr. 22a Anmerkung des Tarifes (Kofosjajern), für Nr. 254 
(Branntwen xc.), für 2di/a u. B Kraftmehl ꝛc., Früchte ꝛc.), für 9 d/x (Mohn, 
Sejam x. mit Ausnahme von Reps und Nübjaat), für Nr. 13e/l Bau— und 
Nutzholz 2c.), ferner für Nr. 41e;2 des Tarifs (hartes Kammgarn 2.) der 
1. Oktober 1885; für Wr. 9i des Tarifs (Eichorien ze.) der 1. Januar 1886 
und für jämmtliche übrigen im neuen Zolltarif aufgeführten Artifel der 
1. a 1885 fejtgejegt worden. 

Du durch das Geiek betr. die vorläufige Einführung von Aender— 
ungen des Zolltarifs vom 20. Februar a der Reichskanzler 
ermächtigt worden war, die Eingangszölle von Nr. 9 (Getreide ꝛc.) Zöqjl 
(Straftmehl, Puder ı.), 25 g/2 (Mühlenfabrikate ꝛc.) 26 a/4 (anderes Del in 
Fäſſern), des früheren Zolltarifs, ſowie für die unter Nr. 25 e/2 desjelben 
fallende Schaummeine in berjenigen Höhe vorläufig in Hebung zu bringen, 
welche der Reichstag in der zweiten Lejung des Zolltariigejegentwurfs bejchliegen 
würde, jo wurde durch Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 20. Februar 
1885?) die Zölle auf Weizen, Roagen, Buchweizen und Gerjte und durch Be— 
fanntmachung vom 21. Februar 1885°) diejenigen auf Malz, Schaumweine 
und Mühlenfabrifate in der bejchloffenen Höhe in vorläufige Hebung geſetzt. 
Dieje Anordnungen des Neichsfanzlers blieben auf $ + des Geſetzes vom 
22. Mai 1885 bis 1. Juli 1885 in Straft. 

Nachdem aber nad) $ 1 Abj. 2 des jog. Sperrgejeges vom 20. Februar 
1885*) die Hebung der höheren Zölle für Getreide, Kraftmehl, Mühlenfabrifate 
und Schaumweine auf ſolche Gegenſtände genannter Art keine Anwendung 
finden und die alten Zollſätze zur Hebung kommen ſollten, wenn die Gegen— 
ſtände in Folge von Verträgen eingeführt werden, welche nachweislich vor dem 
15. Januar 1885 abgeſchloſſen worden ſind, jo mußte hierüber von Seite des 
Bundesraths nähere Beitimmung getroffen werden. Solches geichah denn auch 
durch einen Bundesrathsbejchluß vom 20. Februar 1885, der zum Nachweile 
bezüglich des Abjchluffes der Verträge vor dem 15. Januar 1885 in der Regel 
eine inländische notarielle Urkunde, oder zwei inländische glaubwürdige Zeugen 
verlangt. Diejer Beichluß wurde durc eine Beitimmung in 8 3 Abi. 1 des 
Holltariigejeges vom 22. Mai 1885 dahin abgeändert, dab alle im deutjchen 
Zivilprozeſſe — Beweismittel erlaubt ſeien. Zugleich wurde aber in 
Abſatz 2 2 a. a. D. beſtimmt, daß die fragliche Begünſtigung auch auf ſolche 





Deichsgeehbl 1885 ©. 15. 
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Waaren der erwähnten Art Amvendung finden jollen, welche über Däfen des 
Zollauslandes eingeführt werden, wenn der Nachweis erbracht ift, daß aus 
der Zeit vor dem 15. Januar 1885 Thatjachen vorliegen, aus denen hervor: 
geht, daß die Waaren jchon damals zur Einfuhr in das Neichszollgebiet 
bejtimmt waren. Auf erbrachte Nachweiſe joll der zu viel bezahlte Zoll ver- 
gütet werden und ſind die Anjprüche darauf binnen 4 Wochen vom Inkraft— 
treten dieſes Gejeges an geltend zu machen. Für Roggen, der in Spanien 
und einem vertragsmäßig begünftigten Staate') nachweislich produzirt und auf 
Grund von Verträgen vor dem 15. Januar 1885 eingeführt wird, joll bis 
1. Augujt 1885 nach $ 4 des Tarifgejeges vom 22. Mai 1885 der Boll von 
1 M. für 100 Kilogramm zur Hebung fommen. 

Sowohl zum Bolltarifgeieß von 1885 als auch Anm Zolltarif waren 
mehrere Ausführungsbejtimmungen nothwendig. Der Bundesrath be 
ichloß deshalb am 2. Juli 1885°) die Yandesfinanzbehörden zu ermächtigen : 


1. die nähern Anordnungen bezüglich der Gewährung der in $ 7 Ziff. 3a 
des Zolltarifgeſetzes zugejtandenen Zollerleichterung bei der 
Ausfuhr von Oclfabrifaten bis auf Weiteres joweit thunlich unter 
analoger Anwendung der Vorichriften des Negulativs betr. die Zoll: 
erleichterung bei der Austuhr von Mühlenfabrikaten ſelbſtändig zu 
erlaſſen“) und 


2. im gleicher Weije diejenigen Nontrolmaßregeln feſtzuſtellen, unter 
welchen auf Grumd der Anmerkung zu Nr. 39e des Bolltarifs für 
Srenzbezirksbewohner Zugochien von 2'7,—5 Jahren zum Zolljage 
von 20 M. für 1 Stück eingelafjen werden dürfen, wenn ſie nach: 
weislich zum eigenen Wirtbichaftsbetrieb nothwendig jind.*) 

Außerdem fahte der Bundesrat folgende Bejchlüffe wegen der Zoll: 
abfertigung : 

1. Für die jehr jchwierige Zollabfertigung von Baumwoll- und 
Leinen-Garnen erlieh der Bundesrath am 23. Dezember 1379 
eine bejondere Anleitung”) und jegte auf Grund der Beltimmung in 
S 3 des Tarifgejeges die Amtsjtellen jet, welche zur Zollabfertigung 
der Garne befugt jein jollen °) Durch Bundesrathsbeſchluß vom 16. Mai 
1882 wurde theilweiie eine Aenderung diejer amtlichen Anleitung 
beichlojjen‘) und eingeführt. 

2. In derjelben Sikumg vom 23. Dezember 1879 wurden vom Bundes— 
rathe die für die Zollabfertigung der Mineralöle nothwen— 


„Als meiitbegünitigt galten damals die Argent. Nonföderation, Belgien, Gbili, 
Goitarica, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, hawaiſche Inſeln, Italien, Korea, Yiberia, 
Mexiko, Niederlande, Oeſterreich Ungarn, Perſien, Bortugal, Rumänien, Schweden, Norwegen, 
Schweiz, Serbien, Spanien, Türkei, Egypten, Titrumelien, Vereinigte Staaten von Nord 
amerifa, Dänemark, Bulgarien. Ebl. d. R. 1885 5. 47, 190.) 

S. Näheres im Gbl. d. R. 1885 5. 380. 

Was 1887 durch ein beionderes Regulativ vom FE. preuß. Finanzminiſter geichab. 
Preuß. Zentralbl. 1887. 

) Bayeriſche Bekanntmachung v. 8. Juli 1885 Geſeten. Berordnungsbt. 1885 5.4391 
und — Bekanntmachung v. 13. März 1892 Amtsbl. d. General⸗Dir S 892, S. 345. 

) bl. d. R. v. 1879 5. 842. 
5, ——— auf = 829 des Ebl. d. R. 1879 . a. Abſchn. VII und Ebl. 
vd. R. 1886 S ), 
”) Abgedr. ge Cbl. d. R. v. 1882 S. 268. 
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digen Beichlüfje gefaßt, welche vom 1. Januar 1880 an in Geltung 
famen.') 


. Bezüglih der Zollabfertigung von Bau- und Nutzholz bes 


ihloß der Bundesrat am 29. Januar 1880, daß diejes Holz in der 
Negel beim Eingange in Flößen und Schiffen oder auf gewöhnlichen 
Zandivegen nach dem Nauminhalte und bei dem Eingange auf der 
Eijenbahn nach der Wahl des BZollpflichtigen entweder nad) dem 
Rauminhalte oder nach den Gewichte zu deflariren und zu verzollen 
ſei. Fehlt eine jolche Angabe, jo hat die Zollbehörde bei der Ver: 
zollung den gejeglichen Maßſtab zu beftimmen. 

Die Landesfinanzbehörden find im Falle des Bedürfnifjes befugt, 
Abweichungen von diefen Vorjchriften anzuordnen, welche jedoch öffent: 
lich befannt zu geben find. Durch Bundesrathsbeichluß vom 5. Juli 
1883 wurde eine Erleichterung für die Zollabfertigung gejchaffen.?) 

4. Durch einen Bundesrathsbeichluß vom 14. März 1883 wurde 
bezüglih der Bollbehandlungen von Talg zu gewerblichen 
Zweden bejchlofjen, daß Talg (eingejchmolzenes Fett von Rind» oder 
Schafvich) auch wenn er bei einer Temperatur von 14 —15° R. jchmalz- 
artige Konſiſtenz zeigt, nach Nr. 26 e/4 des Bolltarifs zum Sage 
von 2 4 abgelafjen werden darf, jofern er bei der Abfertigung durch 
Vermiſchung mit 2 kg Petroleum als Parafinöl auf je 100 kg 
unter amtlicher Aufficht denaturirt wird.*) 

Diejer Beichluß wurde am 18. März 18859 dahin geändert, daß 
Talg, auch wenn er bei einer Temperatur von 14—15° R, fchmalz: 
artige Konſiſtenz zeigt, nach Nr. 26/1 des Zolltarifs zum Satze von 
2 A abgelafjen werden darf, fofern er bei der Abfertigung durch 
Bermiichung von 1 kg Brennpetroleum (gewöhnliches Petroleum) auf 
je 100 kg unter amtlicher Aufficht denaturirt wird. Durch Bundes: 
rvathsbeichluß vom 23. Juni 1886 wurde eine Inftruftion für die 
zolltechnische Unterjchiedung von Talg und der unter Nr. 26 i 
fallenden Kerzenjtoffe, ferner für die Unterjuchung der Konſiſtenz 
thierijcher Fette und für die Denaturirung des Talges jchmalz: 
artiger Konſiſtenz erlafjen.?) Dieje Beitimmungen wurden durch einen 
Bundesrathsbeihluß vom 19. Mai 1892 neuerdings abgeändert durch 
eine Injtruftion vom 2. Juni 1892.°) 

5. Durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 2. Juli 1885 wurde für die 
Zollbeamten eine Injtruftion für die Prüfung der Echtheit 
anjcheinender Vergoldungen oder VBerjilberungen erlafjen.?) 


Durch Gejeg vom 18. April 1886°) wurde dem $ 5 des Bolltarifgejeges 


vom 


15. Juli 1879 
22. Mai 1888 


eine Beitimmung beigejegt, wonach der Bundesrath ermächtigt 


wird, wenn nach internationalen Abmachungen Eijenbahnverbindungen zwiſchen 


) ©. CEbl. d. R. v. 1880 ©. 32 . a. Abichn. VID. Wegen des Abel’ichen Petroleum: 
probers ſ. Gbl. d. R. 1882 5. 190 u. 344, 1884 ©. 250. 


S. Chi. d. R. v. 1880 ©. 61 u. 1888 5, 751. 
S. Chi. d. R. v. 1883 ©. 81. 


Dr 
) A. a. D. 1885 ©. 273. 
) Ebl. d. R. 1886 ©. 230. 


Chi. d. R. 1892 S. 48. 
U. a. DO. 1885 S. 386. 
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dem deutichen Reiche und einem Nachbarftaate mit einer innerhalb des deutjchen 
Zollgebiets belegenen gemeinjchaftlichen Grenze und Betriebwechjeljtation her— 
gejtellt find, oder künftig hergeftellt worden, für Materialien, zur Baus: 
ausführung, für die Betriebsmittel, Gerätbichaften und Ber: 
brauchsmaterialien der ausländijchen Grenzämter, jowie für 
die Dienjtutenjilien der ausländijchen, innerhalb des deutjchen 
Zollgebiets jtationirten Beanten RL zu gewähren. 

Durch $ 44 des Geſetzes, 24. Juni 1887 betr. die Beſteuerung des 
Branntweins war vom 25. Juni 1887 an der Zoll für Arak, Cognac 
und Rum in Fäſſern auf 125 M. und für alle übrigen Branntweine 
auf 180 M. für 100 kg erböht worden") und durch Gejeg vom 9. Juli 1887 
wurde vom 9. Augujt 1888 ab der Zoll für Syrup und Melajje auf 
15 M., für andere Zuder jeder Art und Bejchaffenheit auf 30 M. für 
100 kg jejtgejeßt?). 

Am 21. Dez. 1887 wurde bezüglich der Abänderung des Zolltarifs 
ein neueres Geſetz gegeben, das am 1. Jan. 1888 in’s Leben trat, nach $ 2 
aber bezüglich einiger Gegenjtände des SS 9 und 25 des Zolltarifs bereits 
am 26. Nov. 1887 gültig war. Durch diejes Gejeg wurden die Getreide 
und Mehlzölle, jowie die Zölle für Badwaaren und Hefe beträchtlich er- 
böht. Durch 8 2 des Gejeges wurden bezüglich einiger Gegenftände der 88 9 
und 25 die früheren Zölle bis zum 15. Jan. 18588 dann für zuläjlig erklärt, 
wenn diejelben in Folge von Verträgen eingeführt wurden, welche nachweislich 
vor dem 26. Nov. 1887 abgeichlojfen worden waren.’) 

Zur Ausführung des Zolltarifs erlich der Bundesrath noch folgende 
Beitimmungen: 

1. Ein Bundesrathsbeichluß vom 6. Mat 1874 (8 264 des Prod.) ‘) 
hatte beitimmt, daß unter gewiljen VBorausjegungen die Produfte der 
deutſchen Seefiicherei Geſalzene Fiiche, Fiichthran, Fiichiped, (auch 
Robberthran und Sped), dann Wallratb auf gemeinſame Nechnung, ferner 
getrocknete Fiiche, Mufchel und andere Schaltbiere auf privative Nechnung unter 
beftimmten Kontrolen und unter der Vorausſetzung zollfrei eingelaffen werden 
fönnen, dab die Fiſche oder Seethiere von den Mannjchaften deutjcher Schiffe 
auf dem Meere jelbit gefangen wurden. Diejer Bundesrathsbeſchluß wurde durch 
einen andern vom 24. Febr. 1887 dahin ergänzt, daß auch diejenigen von 
den Mannjchaften deutjicher Schiffe jelbit gefangenen Fiſche auf 
gemeinjchaftliche Nechnung zollfrei abgelaffen werden fünnen, welche 
auf den Schiffen gekocht und in, vorher zollamtlich identificirten, Blechbüchjen 
unter [uftdichtem Verſchluſſe aufbavahrt werden.” 

2. Ein Bundesrathsbeichluß vom 5. Juli 1888") ermächtigt die oberjten 
Landesbehörden, vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufs und unter den erforder: 
lichen Stontrolen, Gewerbtreibenden, welche in zollſicher abgeichlofienen Räumen 
unter jtändiger amtlicher Ueberwachung Sacaopräparate oder Zucker— 
waaren für den Erport herftellen, bei der Ausfuhr der bergeftellten Waaren 
den Erlaß des Zolles für den nachweislich verwendeten Cacao zu gewähren, 


RG.Bl. 1887 ©, 269. 
7, RG.Bl. 1887 ©. 308. 
R.G.Bl. 1887 ©. 538. 


9 MWurde nur durch preuß. Miniſterialreſeripte befannt gemacht. 
°; CEbl. d. R. 1887 ©. 78. 
°, Ebl. d. R. 1888 ©. 399. 
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jowie für den nachweislich verwendeten vergütungsjähigen Zuder die Material 
jteuer nach dem treffenden Vergütungsjage bezw. die entrichtete Verbrauchs— 
abgabe, zu erftatten. Bon diejer Vergünftigung wurde fait gar fein Gebraud) 
gemacht, weshalb im Jahre 1891 bezüglich der Zuderjtener und 1892 be- 
züglich des Gacaozolles der Weg der Geſetzgebung beichritten wurde.) 

3. Durch Bundesraths-Ausſchußbeſchluß vom 28. Juli 1888 wurden mit 
Ermächtigung des Bundesraths vom 5. Juli 1888 Beitimmungen über den 
Tabadprobenverfehr erlaſſen, welche ſich nur auf ausländischen Tabad 
beziehen und wohl hauptiächlich im Intereſſe Bremens gegeben wurden.*) 

4. Am 11. Oft. 1888 beichloß der Bundesrat eine Anweiſung für die 
Abfertigung harter Kammgarne (Tarifnr. 4Lc 2a), deren Unterjuchung 
eine ziemlich ſchwierige ift. jo daß nur bejtimmten Zollämtern die Unterfuchung 
derjelben geitattet worden ıft.?) 

Durch das Geſetz vom 31. Mai 1891 ($ 65) wurde vom 1. Aug. 1892 
ab der Eingangszoll für feſten und flüſſigen Zuder jeder Art (aljo aud) 
Nübenjäfte, Füllwaſſer, Syrup und Melafie) auf 36 M. für 100 kg feitgejegt‘.) 

Das Geſetz vom 8. Juni 1891 betr. die Abänderung des Gejeges über die 
Beiteuerung des Branntweins vom 24. Juni 1887 (Art. III) hat die Zolljäge 
für Branntwein vom 1. Juli 1891 ab erheblich geändert, da für Liqueure 180 M. 
für 100 kg, für allen übrigen Branntwein in Fäſſer 125 M. in Flaſchen, Krügen 
und anderen Umichließungen 180 M. für 100 kg feitgejegt wurden.?) 

Da nach der Beitimmung diejes Gejeges alle Branntweine als Liqueure 
zu behandeln jind, welche 3 oder mehr Procenten Ertraftsgehalt enthalten, 
wurde vom Bundesrathe am 2. Juli 1891 eine Anleitung zur Be 
timmung des Ertraftsgehalts von Branntwein gegeben.‘) 

Durch die Handels: und BZollverträge mit Oeſterreich— 
Ungarn, Italien, der Schweiz und Belgien vom 6. und 10. Dez. 
1891, welche am 1. ‚sebr. 1892 in's Leben traten, wurden nachitehende Aus— 
rührungsbejtimmungen zum Bolltarife nothwendig. 

1. Ueber die Kontrole des zum niedrigen Zolliage (vertragsmäßig 10 M. 
jür 100 kg) auf Cognac zu verarbeitenden Weines wurden dom 
Bundesrathe am 28. Jan. und 4. Febr. 1892 Beſtimmungen erlaffen.?) 

2. Beichloß der Bundesrath am 28. San. 1892 eine nn F 
Unterſcheidung der Pferde im Alter bis zu 2 Jahren von älteren Pferden,“) 
da diejelben vertragsmäßig nur einem Zolle von 10 M. unterliegen. 

3. Am 30. Jan. 1892 erließ der Bundesrath jehr ausführliche Bejtim- 
mungen über die Austellung von Urjprungszeugmijjen für die meijt- 
begüntigten Länder.“ Der erjte Abjag in Ziffer 4 dieſer Beftimmungen wurde 
durch —— UINE vom 12. Mat 1892 geändert. '®) 





i * vom 22. April 1892 betr. die Vergütung des Cacaozolles. R.G. Bl 1892 
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4. Da rotber Wein und Moit zum Berichneiden unter Kontrole zum 
vertragsmäßigen Bolljage von 10 M. für 100 kg eingeführt werden darf, 
jo beichloß der Bundesrath am 4. Febr. 1892 vorläufige Bejtimmungen über 
die Zollbehandlung der Berjchnittiveine,') deren Einfuhr auch in jog. Keſſel— 
wagen geitattet jein Toll.?) 

5. Wurde am 4. Febr. 1892 vom Bundesrathe auch eine Anleitimg für 
die Umterjuchung des Verjchnitt- Weines und Moftes auf den Alkohol bezw. 
Fruchtzuckergehalt und Ertraftgehalt erlafien.?) 

Schr bald nad) der Bublifation des Vereinstariis von 1870 ftellte jich 
das Bedürfniß heraus, die bisher giltigen und auf den Grundjägen der dritten 
Tarifabtheilung unter Ziffer III beruhenden allgemeinen Bejtimmungen 
über die Taravergütumg einer Nevilion zu unterwerfen und Ddiejelben tim 
Sinne einer einfacheren, der Billigfeit mehr eutjprechenden und die Boll 
en mehr erleichternden Verfahrens umzugejtalten.*) 

s Nejultat war ein Beichluß des Bundesrathes vom 19. November 
** ) ber die Tarabeftimmungen 

Nachdem fich .aber das Bedürfniß zeigte, neue Bejtimmungen über die 
Taravergütung zu erlafjen, wurden Ddiejelben in der Bundesrathsſitzung 
vom 16 Mai 1882 bejchlojien und traten jofort ins Leben.) Sie unter: 
icheiden jich von den früheren durch größere Auspührlichteit, insbejondere bezüg— 
lich der Vorſchriften über Berechnung der Tara, dann über die Taraver— 
gütung für Waaren in zwei- und mehrfacher Umſchließung und über den Ein— 
flug der Umjchliepung auf den Zollſatz beziehungsweije über die bejondere 
Verzollung der Umjchliegung der Waarencolli. Alle früheren Beitimmungen 
jind durch diejelben aufgehoben. 

In der Bundesvathsfigung vom 17. Mai 1888 wurden dieje Beitimmungen 
in theilweiſe veränderter Faſſung wiederholt feſtgeſtellt und befannt gemacht.‘) 
Neu find m $ 7 die Beſtimmungen wegen der Zollpflichtigkeit der Fäſſer, in 
welchen Mineralöfe eingeben, jofern dieje Fäſſer einem höheren Zolliage als 
dieje unterliegen (Bundesrathsbeichlug vom 19. Dez. 1886) und wegen der 
Zarifirung der Etuis und ähnlichen als Uebergehäuje, in welchen Taſchen— 
uhren eingeben, nach ihrer Beichaffenheit. Die Beitimmungen über die Tara 
zerfallen in 7 Paragraphen mit den Ueberſchriften Bruttogewicht, Tara, Netto- 
gewicht (S 1), Berzollung nach dem Brutto- oder Nettogewicht ($ 2), Ermitt- 
lung des Nettogewichts ($ 3), Berechnung der Tara (S 4), Taravergütung für 
MWaaren in zwei- und mehrfacher Umjchliegung ($ 5), Taravergütung für zus 
janmengepadte verjchiedene tarifirte Waaren ($ 6) und Einfluß der Umſchließung 
auf den Zollja bezw. bejondere Verzollung der Umſchließung ($ 7). 

Zum Bolltarif it nach $ 12 des VBereinszollgejeges ein amtliches 
Waarenverzeihnig zu erlallen, welches zur richtigen Anwendung des 
Tarifs zu dienen hat. Derartige Waarenverzeichniffe ind von jeher befannt 
gegeben worden. Im Jahre 1879 wurde ein jolches von einer bejonderen 


V CEbl. d. R. 1892 ©. 86. 
CEbl. d. R. 1892 ©. 162. 
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Kommiſſion ausgearbeitet und unterſchied ich dadurch vortheilhaft von dei 
früheren, daß bei jeder Tarifnummer auch der Zollfag angegeben war. In 
den Iahren 1881, 1882, 1883 und 1885 wurden die vom Bundesratüe be= 
Keule Aenderungen befannt gemacht, ') welche durch die Gejege vom 19. Juni 
1881, vom 23. Juni 1882 und vom 13. Mai 1884 veranlaft waren. Nach: 
dem aber durch das Gejeg vom 12. Mai 1885 jehr einjchneidende Aenderungen 
des Bolltarifs gemacht worden war, wurde ein neues MWaarenverzeichnig mit 
Geltung vom 1. Juli 1888 herausgegeben. ?) 

Seit diejer Zeit wurden wegen der Tarifänderimgen wiederholt Nenderungen 
des Waarenverzeichnifjes nothivendig und zwar 1889,°) 1890,') und 1892.°) 

In der nächſten Zeit wird wegen der vielen Aenderungen des Waaren— 
verzeichniffes eine neue Bearbeitung in amtlicher Ausgabe ericheinen. 

In 8 13 wird derjenige als der Zollpflichtige gegenüber dem Staate 
bezeichnet, der zur Zeit, wenn der Zoll zu entrichten it, den zollpflichtigen 
Gegenjtand befigt, natürlicher Beſitzer ift. 

Außerdem wird in $ 14 die Haftung der Waare für den Zoll und 
die allenjall8 hiermit verbundene zullamtliche Beſchlagnahme derjelben erörtert, 
während 8 15 von der Verjährung der Abgabe, welche auf ein Jahr 
jeftgeiegt ıft, handelt, welche jedoch auf die Anfprüche des Staates gegen 
Zollbeamte feine Auwendung finden joll. 

Der IV. Abjchnitt des Vereinszollgejeges enthält die Worjchriften für 
Beaufjichtigung md Erhebung des Zolles. 

8 16 behandelt die Begriffe Zolllinie, Grenzbezirk und Binnenlinte. 
Die Anweiſung enthält hiezu nähere Beitimmungen. Nach Abjag 3 dieſes Para— 
graphen bildet der zumächit innerhalb der Zollgrenze belegene Raum, deſſen 
Breite nach der Dertlichkeit beſtimmt wird, den Grenzbezirf, welcher von 
dem übrigen Bereinsgebtete durch die bejonders zu bezeichnende Bınnenlinie 
getrennt it. Bezüglich dev Bildung des Grenzbezirkes gelten nachfolgende, 
durch die Vollzugs-Kommiſſion im Jahre 1834 feſtgeſetzten Bertimmungen: 

a) Alle Orte, welche als Punkte auf der Binnenlinie angezeigt werden, 
jolten als zum Grenzbezirk gehörig angejcehen werden; dies ſoll 
auch von den Flüſſen, Bächen, Chauſſeen und Wegen, durch welche 
der Yauf der Binnenlinie ſelbſt beichrieben wird, gelten. Musnahmen 
von dieſer allgememen Regel fünnen nach Erwägung der Umftände 
jtattfinden und werden jedesmal befonders bemerft. 

b) Eind zur Kenntlichmachung der Binnenlinien Orte und Punfte 
derjelben ohne nähere Angabe des Yaufes der Linie von einem diejer 
Punkte zum andern genannt, jo bildet jedesmal der fürzejte Fahrweg, 
der von einem dieſer Punkte nach dem andern führt, oder in Ermangel- 
ung eines Fahrweges die geradejte Linie auch die Binnenlinie. 
Die Feitjtellung der Ausdehnung des Grenz-Control— 
Bezirfs, wie dieje zur Zeit Öffentlich bekannt gemacht wird, joll 
feineswegs als unabänderlich zu betrachten, vielmehr den 
betbeiligten Negierungen ausdrüdlich vorbehalten jein, 
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nad) Maßgabe der durch die Erfahrung jich ergebenden Anforderungen 
Abänderungen zu treffen und auch den Grenzbezirf im 
gemeinjamen Interejje der Zolljicherheit zu erweitern, wobei jedoch 
immer eime jolche Anordnung auf dem geeigneten Wege zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht werden ſoll.) 

In 8 17 werden die Zolljtraßen näher bezeichnet, zu welchen Eijen- 
bahnen, Land» und Waſſerſtraßen und Häfen am Meer, joweit fie nicht be 
jonders ausgejchlofien find, mit den dazu angewiejenen Einfahrten gehören, 
wenn fie die Zollgrenze überjchreiten oder bei derjelben beginnen. Auch hiezu 
erteilt die Anweitung nähere Beitimmungen. (Nr. 2.) 

S 18 handelt von den Zollbehörden ald Zoll. und Steuer, als 
eriter und Anjagepojten, 8 19 von der Grenzbewachung und $20O enthält 
die Vorjchrift, daß auch andere Staats- jowie Commumalbeamte zur Unter: 
jtügung der Grenzwache verpflichtet feien. 

Abjchnitt V des Vereinszollgejeßes umfaßt die allgemeinen 
Beitimmungen über die Waaren-Ein:, Aus: und Durchfuhr, 
die in den 88 21—35 näher angegeben jind. 

In $ 21 ift beftimmt, daß zollpflichtige und derartig verpadte Gegenstände, 
daß fie nicht erfannt werden fünnen, auch wenn fie zollfrei find, in der Negel 
nur bet Tage und auf der Zollſtraße über die Zollgrenzen zu Waller 
oder zu Land eingebracht werden dürfen. Weiter wird die als Tag und Nacht 
geltende Zeit feitgejeßt und werden gewifje Ausnahmen von diefen Regeln 
angegeben. Auch hierzu enthält die Anweiſung nähere Bejtimmungen. 

Nach 8 22 iſt im der Negel beim Eingange jede Ladung (d. b. jeder 
Gegenitand) zu deflariren (anzugeben) und zwar entweder generell oder 
jpeziell, ferner wird bejtimmt, was in der generellen und was in der jpeziellen 
Deklaration enthalten jein muß und wird wegen der näheren Bejtimmungen 
über den Umfang der Deflarationspflicht auf die Abjchnitte VI bis VIII 
verwiejen. 

Daß der Waaren Führer oder Empfänger die Deklaration beim Eingange 
über die Grenze nach Gattung und Menge mit der Angabe der Abfertigungs- 
weile anzugeben hat und dab unter Umjtänden vor der jpeziellen Zollrevifion 
eine Berichtigung der Deklaration zuläſſig it, wird in $ 23 bejtimmt. Ueber 
den Umfang der Deklaration enthält $ 24 nähere Beitimmungen, über die 
Ausfertigung derjelben aber $ 25. 

Nach 8 26 haftet der Deflarant für die Nichtigkeit der Deflaration, auch 
wenn fie in jeinem Auftrage ein Dritter angefertigt hat. Das Gleiche gilt 
für die nach $ 23 berichtigte Deklaration. 

In $ 27 find VBorjchriften für den Fall gegeben, wenn die Declaration 
nicht rechtzeitig abgegeben wird, oder die Waarenführer wegen mangelnder 
rachtpapiere eine Deklaration micht abzugeben vermögen. 

Während 8 28 den Begriff der allgemeinen und jpeziellen Revijion 
fejtjtellt, bejtimmt $ 29 die Begriffe des Brutto» und Nettogewichtes 
und Tara der zollpflichtigen Waaren. Wichtig it die Beitimmung, daß die 
Zollbehörde befugt it, eine Nettoverwiegung in allen Fällen dann eintreten 
zu fajjen, wenn eine von der gewöhnlichen abweichende VBerpadungsart der 
Waaren, oder eine erhebliche Entrernung von den im Bolltarıf angenommenen 
Tarifjägen bemerkbar wird. 
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Nah 8 30 werden probeweije Nevijionen in bejtimmten Fällen 
zugelafjen; diejelbe ift jedoch im Falle des 8 27 immer ausgeichloffen. 

Die Obliegenheiten des Zollpflichtigen jind in 8 31 näher 
angegeben und wird hiebei bemerkt, daß die Ab- und Ausladung erjt erfolgen darf, 
nachdem das Zoll oder Steueramt die Anweiſung biezu ertheilt hat. 

Die 88 32—34 enthalten im Allgemeinen die Vorſchriften über die Be- 
handlung der Waaren, welche in den freien Verfehr treten, aber an der Grenze 
unverzollt auf ein anderes Amt im Anjage- — Ladungsverzeichnig — vder Be- 
gleitichein-VBerfahren abgelafjen werden oder ausgehen jollen. Zu den 88 22 -32 
ertheilt die Amveijung unter den Nr. 4—7 nähere Beitimmungen, von denen 
die in Abja 2 zu $ 30 über die Probeverwieguugen auf Landwegen eingehenden 
Dachjchiefers neu jind.‘) 

8 35 leitet die Beſtimmungen des Abſchnittes VI ein, der von be- 
jonderen Vorjchriften über die Waareneinfuhr, Aus: und Durchfuhr auf 
Landitraßen, Flüſſen und Kanälen handelt. 

Der VII. Abjchnitt behandelt in den 88 36—52 die Zollvorjchriften über 
den Waaren-Eingang. 

In den SS 36—40 wird das Yollabfertigungsverfahren an den Grenz: 
ümtern und Anſagepoſten erläutert und werden durch die Anweiſung zum 
Vereinszollgejege zu den S$ 38, 39 und 40 einige nähere Beltimmungen 
getroffen. . 

Die 8$ 41—52 handeln von dem Berfahren, wenn die Waaren von der 
Grenze unter Zollfontrolle wieder abgefertigt werden jollen, wobei das jo: 
genannte Anjageverfahren oder Abfertigung mit Begleitjcheinen I oder II ein- 
treten kann. 

In der Auweiſung zu dieſen Paragraphen wurden unter Nr. 11 neue 
Beltimmungen zu den SS 41, 47 und 72 des Vereinszollgejeges bezüglich der 
Zuläffigfeit und des Verfahrens bei der VBerwiegung von Majjengütern, 
welche in Eijenbahnwagenladungen eingehen, auf der Gentejimalwaage 
eingefügt. 

Unter Nr. 13 der Anweiſung wurde ein Bundesrathsbeichluß vom 5. Oftober 
1876 zu $ 46 Abjab 2 des BVereinszollgejeßes wegen der Ergänzung und Be- 
richtigung der Declaration vor der amtlichen Nevifion aufgenommen. Neu ift im 
Nr. 41 der Anweiſung zu 88 48, 67 und 103 des Vereinszollgejeges der Zujag im 
legten Abjage, daß auch für die im Schiffsanjage- und Poitverfehr zu Grunde 
gegangenen oder verdorbenen Waaren Zollerlaß gewährt werden fan. 

Die $$ 53 und 54 des Vereinszollgejeges handeln von der unmittelbaren 
Durchfubr, die SS 55 und 56 vom Waarenausgang. Da aber Ausgangszölle 
nicht mehr eritiren und wohl nicht jo leicht wieder eingeführt werden, erjcheinen 
die Beitimmungen in $ 55 zur Zeit überflüſſig Zu 88 55 und 56 find in 
Nr. 15 und 16 der Anweifung bejondere Beftimmungen gegeben. 

Ss 57 des Wereinszollgejeges bejtimmt, dal bei der Waaren-Ein— 
fuhr und Durhfuhr auf Flüſſen, auf welche bejfondere Staatsver- 
träge Anwendung finden, das darin zur Sicherung des Zollinterefjes verein: 
barte Verfahren an die Stelle des gewöhnlichen Abfertigungsverfahrens treten 
joll. Und Ziffer 15 der Anweifung zu diefem Paragraphen führt an, daß 
bezüglich der zum direften Tranjtit auf dem NAheine bejtimmten Schiffs: 
ladungen die Vorſchriften im Art. 9 der revidirten Rheinſchiffahrtsakte vom 
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17. Dftober 1868") Amvendung finden. Für die Abfertigung derjenigen 
Waaren aber, welche auf dem Rheine mit der Beftimmung eingehen, im 
Lande zu bleiben, jowie für die zur Ausfuhr bejtimmten und die nad) 
Umladung oder Lagerung in Freihäfen oder in anderen Niederlagen auf 
dem Rheine durchgehenden Waaren jollen die Bejtimmungen des Vereinszoll- 
gejeges in Kraft treten, injoweit dieje weitergehende Erleichterungen gewähren, 
als die Vereinbarung wegen der Behandlung des Gütertransportes pp. auf dem 
innerhalb des Bollvereinsgebietes gelegenen Theile des Rheines vom 8. Mai 
1841.) Eine nachträgliche nähere Prüfung dieſer Anordnung veranlakte den 
Bundesrath, durch einen Beſchluß vom 17. Mai 1871 mehrere Beitimmungen 
der erwähnten Vereinbarung von 1841 mit 1. Zuli 1871 außer Kraft zu 
jegen und im Uebrigen diejenigen Vorjchriften anzuordnen, welche nach Lage 
der Geſetzgebung und Verträge geboten erjcheinen.") 

Durch einen Bundesrathsbejchluß vom 5. Dezember 1889 wurde ein 
Regulativ über den zoll und jteneramtlichen Verſchluß von Schiffen, welche 
den Rhein und deſſen konventionelle Nebenflüſſe befahren, erlaffen, das am 
1. Januar 1890 in Kraft trat.*) 

Dur den Bundesrathsbeichluß vom 8. Dezember 1881 wurde Die 
Unter-E[be mit 1. Januar 1882 dem deutſchen Zollgebiete angejchloffen 
und für die zollamtliche Behandlung der Waaren:-Ein:, Aus- und 
Durhfuhr auf dem zum deutjchen Zollgebiete gehörigen Theile 
der Unter-Elbe ein Negulativ erlajjen, welches in 20 Baragraphen 
zerfällt.®) 

Durch Bundesrathsbejchluß von 28. Juni 1888 wurde wegen des Ans 
ichluffes von Hamburg an das Zollgebiet ein neues Zollregulativ für 
die Unter-Elbe erlaffen, welches an dem Tage, an welchem Hamburg ans 
geſchloſſen wurde, in's Leben trat.°) 

Für die Unter-Wejer wurde durch Bundesrathsbejchluß vom 5. Juli 
1883 ebenjo ein Zollregulativ erlajjen, welches an dem Tage, an welchem 
Bremen an das Zollgebiet angejchlojjen wurde, in's Leben trat.”) 

Nach Paragraph 58 des — wird über das bei Aus— 
fertigung und Erledigung der Begleit] cheine I und II zu beobachtende Ver- 
fahren ein neues bejonderes Negulativ erlajjen werden. Diejes Regulativ 
wurde auch durch den Bundesrath fejtgeftellt und trat mit 1. Februar 1870 
ins Leben.) Abgeſehen von zollgejeglichen Beitimmungen iſt in demjelben 
injofern ein von dem bisherigen abweichendes Verfahren eingeführt, als die 
Ausfertigung von Duplifat-Begleiticheinen und deren Austauſch gegen Die 
Unifate abgeichafft und dagegen die Anordnung getroffen ift, daß der Begleit- 
ichein erledigt bei dem Empfangsamt zurücbleibt, welches jodann von 
14 Tagen zu 14 Tagen dem NAusfertigungsamte eimen Erledigungsjchein zu 
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überjenden bat, in dem alle während dieſer Zeit erledigten Begleiticheine 
aufgeführt erjcheinen; jerner wurden Vorjchriften für die Erledigung der Be 
gleitjcheine I wejentlich vereinfacht und hiedurch der Gejchäftsgang erleichtert. 

Am 5. Juli 1888 beſchloß der Bundesrath ein neues Begleitjichein: 
regulativ, das fich von den früheren dadurch unterjcheidet, daß die bereits 
durch frühere Bundesrathsbejchlüffe angeordneten Borjchriften und Formulare 
iu die SS 7, 8, 10, 16, 17, 21, 46, 48, 53 aufgenommen wurden.') Diejes 
Regulativ zerfällt wie das frühere in vier Abjchnitte. Im erften wird der 
Zweck der Begleiticheine erläutert, der nach $ 33 des Vereinszollgejeges darin 
beiteht, daß der richtige Eingang der über die Grenze eingeführten Waaren 
am inländischen Beftimmungsorte oder die Wiederausfuhr gefichert werde, wozu 
der Begleitichein I ausgeftellt wird.) Der weitere Zweck beſteht darin, Die 
Erhebung eines durch ſpezielle Reviſion fejtgejegten Zollbetrages einem anderen 
Bollamte zu überweiſen, wozu die Begleiticheine II dienen.*) Ferner wird die 
Befugniß der Nemter zur Ausfertigung und Erledigung der Begleitjcheine in 
diejem Abjchnitte erörtert. 

Der dritte Abjchnitt giebt die Vorjchriften über die Behandlung der mit 
Begleitichein überwiejenen Waaren während des Transportcs, wobei alle denk— 
baren Zufälle im Betracht gezogen find ($ 23—30). 

Der vierte und lebte Abjchnitt aber behandelt die Vorjchriften für die 
Erledigung der Begleiticheine in den SS 31— 60. Aın Schlufje des Negulativs 
find 9 verjchiedene Mufter- Formulare von Begleiticheinen, Deelarationen u. j. w. 
beigefügt. 

Im VI. Abjchnitte des Vereinszollgejeges Find in den 88 59—73 Die 
Beitimmungen über die Waaren:Ein- und Ausfuhr auf Eifenbahnen 
enthalten. 

Die 88 59—60 des VBereinszollgejeges handeln von den allgemeinen Ver: 
pflichtungen der Eifenbahnverwaltungen, worunter die Einrichtung von Räumen 
für die Yollabfertigung und Niederlegung der anfommenden Waaren auf Koſten 
der Eijenbahnverwaltungen und die Zulaſſung der Kontrolle der Eijenbahnzüge 
und Stationspläße, ſowie die unentgeltliche Berörderung der zu Begleitungen 
fommandirten Zoll: und Steuerbeamten hauptjächlich gerechnet wird. 

In den SS 61—69 jind die Vorjchriften über zollamtliche Behandlung 
des Waareneingangs auf der Eiſenbahn cuthalten. 

8 70 handelt vom Waarendurchgang und die SS 71—72 vom Waaren: 
ausgang. Durch Ziffer 17 der Ausrührungsbeitimmungen zu 8 72 iſt Die 
Beitimmung diejes Paragraphen dahin erläutert, dal fie jich nicht nur auf 


Y, Abgedrudt im Ebl. d. R. von 1888 S. 501. 

* Der Begleitichein I iſt eine von der biezu befugten Zollbebörde nach beitimmterer 
Form über die darin nach der Vorschrift des Yollvereinsgeieges bezeichneten und meiltens 
zollamtlich verichlofienen Waaren ausgeitellte Urtunde, welche die Waaren bis zum Be 
ftimmungsorte, bezw. Empfangsorte zu begleiten bat und die mit den Waaren in Vorlage 
zu bringen iſt. Der feinerzeitige Ertrahent, welcher die Ausstellung des Begleiticheines be- 
antragt bat, hat auf dem Wegleiticheine außer feiner verbindlichen Deklaration aud zu er- 
Hären, daß er den Pegleitichein mit der Verpflichtung nach S 44 des 9.3.6. übernehme. 
Zur Sicherung muß von dem Extrabenten eine Kaution verlangt werden, welche nur zu— 
verläffigen und bekannten Berionen erlaſſen werden kann. 

» Der Begleitichein II iſt gleichfalls eine von der biezu befugten Zollbehörde nach be- 
ftimmterer Form über eine bereits dpeziell vevidirte Waare ausgeitellte Urkunde, in der der 
Boll berechnet it und einem anderen Zollamte zur Einhebung überwieſen wird. In der 
Regel wird die Geftellung der Waare bier nicht vorgeichrieben, aber es find im llebrigen 
vom Grtrabenten dieſelben Vorichriften wie beim Begleitſchein I zu erfüllen. 
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den Ausgang, jondern auf den ganzen zollpflichtigen Eiſenbahnverkehr bezicht, 
der nach SS 39—51 der allgemeinen VBorjchriften des Vereinsgejeges dann 
abgefertigt werden joll, wenn nicht die Amvendung der VBorjchriften der 
SS 59—71 von der Eijenbahnverwaltung beanjprucht wird. 


Das nach $ 73 des Vereinszollgejeges zu erlaffende Regulativ über 
die zollamtliche Behandlung des Güter: und Erfeftentrans- 
portes auf den Eiienbahnen wurde ebenfalls vom Bundesrathe feſtge⸗ 
ſtellt und trat mit 1. Februar 1870 in Wirkung.) Materiell weicht dasjelbe 
von dem bisher giltigen Negulativ in folgenden Punkten ab: 

Die Berpflichtungen der Eijenbahn:Verwaltungen find auf das, im Intereſſe 
der Bollverwaltung unumgänglich nothivendige, von der Praris meist jchon 
jeither angenommene, Maß bejchränft. 

Die Vorjchrift wegen Rückſendung der erledigten Ladungsverzeichnifje an 
das Ausfertigungsamt wurde aufgehoben. 

Dagegen wurden bejondere Borjchriften über die Führung der Regiſter 
über die Begleitzettel und deren Nevifion in das Negulativ aufgenommen. 

Endlich fanden die Wünjche der Eijenbahnverwaltungen in Bezug auf 
die Verichlußeinrichtung der Eiſenbahnwagen, die Abjchließung der Bahnhöfe 
und die thunlichite Erleichterung bei der ‚Hollabjertigung der Ballagiereffekten 
geeignete Berücjichtigung. 

Das Regulativ zerfällt in drei Abjchnitte (allgemeine Vorjchriften, bejondere 
Borichriften und Strafen) mit 49 Paragraphen. 

Am 5. Juli 1888 trat an die Stelle dieſes Negulativs ein neues unter dem 
Titel: Eijenbabhnzollregulativ?) vom Bundesrathe erlafjenes Negulativ. 

Dasjelbe unterjcheidet fich vom früheren dadurch, daß 

1. im legten Abjage des $ 7 die, zwischen den dentichen Delegirten und 
denjenigen von Frankreich, Italien, Ungarn:Dcjterreic 
und der Schweiz auf der internationalen Eijenbahnfonferen; zu 
Bern im Schlußprotofolle vom 15. Mar 1886 vereinbarten, Vor— 
ichriften über Die zolljichere Einrichtung von Eijen: 
—— im internationalen Verkehre erwähnt und als 
Beilage A abgedruckt jind.?) 

2. dal in $ 17 der Bundesrathsbejchlug vom 12. November 1871 (8 65 
des Protokolls) wegen einiger Erleichterungen für den Ver— 
kehr mit Begleitzetteln und Yadungsverzeichniijen am 
Ende beigefügt. ‘) 

3. daß in 8 23 die Beitimmungen in Nr. 11 der Anweiſung zur Auge 
führung des Zollvereinsgejeges wegen Berwiegung der Majjen- 
güter auf der Gentejimalmwaage aufgenommen wurden. 


", Gentralbl von 1870 ©. 22 ff. u. 86 u. Jahrbücher f. 3. u. V. 1870 ©. 45. 83, 
84. 86. 88. 91. 94. 471. 479. 

2, Cbl. d. MR. 1888 ©. 573. 

*) Diefe Vorfchriften wurden im Mai 1886 auf der internationalen Eiſenbahn-Kon— 
ferenz zwiſchen den deutichen Delegirten und den RR Le von Frankreich, Italien, 
ODeſterreich Ungarn und der Schweiz vereinbart. Ebl. d. R. 1887 S. 69.) Später treten 
Belgien, Serbien, Rumänien und Griechenland Ebl. \ N. 1891 5. 275) und im Jahre 
1892 Bulgarien diefer Vereinbarung bei. (Gbl. d. R. 1892 ©. 152. 

Cbl. d. R. 1872 5. 49. 
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4. dab dem 8 43 der Bundesrathsbeſchluß vom 13. Oftober 1875 (8 335) 
bezügkich der Zuladung von Gütern des freien Verfehrs 
beigefügt üt.') 

5. daß wegen des übergangsiteuerprlichtigen Verfehres für 
die Eijenbahnbeförderung in 8 47 einige Vorschriften gegeben wurden, *) 
wobei jedoch hervorgehoben it, daß die bejtchenden, auf Uebereinkom— 
men zwijchen den einzelnen Regierungen beruhenden örtlichen Ein— 
richtungen hierdurch nicht berührt werden jollen und die unter Ziffer 1 
der Uebereinfunft vom 23. Mai 1865 betreffend die Durchfuhr vom 
vereinsländiichem Weine, wonach Berjendungen mit der Poſt feiner 
zoll- oder jteneramtlichen Bezettlung bedürfen, auch auf den Eiſen— 
bahnverfehr ausgedehnt werden. 

6. daß das Formular eines combinirten Begleitzettel-Empfangs 
und Declarationsregifters neu beigegeben it. 

Durch Bundesrathsbeſchluß vom 30. Juni 1892 wurden auch noch Be— 
jtimmungen über die zollamtliche Abfertigung der zur unmittel— 
baren durch das deutſche Zollgebiet mit der Eijenbabn 
bejtimmten —— EBENEN erlaijien, welche am 15. Juli 1892 
in's Leben treten.? 

Sm VII. Ybfchnitte des Bereins; zollgeſetzes ſind die Beſtimmungen über 
die Waaren-Einfuhr und Ausfuhr ſeewärts enthalten, von denen die SS 74 
bis 90 handeln. 

In den SS 74—87 find die Beſtimmungen über die zollamtliche Behand- 
lung des Waareneinganges enthalten. Bemerkenswerth iſt hier der Zuſatz in 
Ziffer 19 der Anweiſung zu 5 82, betreffend die Strandgüter, welcher ſich 
auf einen Bundesrathsbeſchluß vom 27. Juni 1873 (8 761) gründet, wonach 
der Begriff von Straudgütern auch auf ſolche Waaren ausgedehnt wird, welche 
aus den auf offener See geitrandeten Schiffen angetrieben und gerettet werden. 

Dagegen jollen jolche beichädigte Güter nicht als Strandgüter gelten, 
welche, nachdem eim Schiff bejchädigt aber nicht gejtrandet it, zur Bergung 
in einen zollvereinsländiichen Hafen gebracht werden.) 

$ 83 enthält die Beſtimmungen über die Abjertigung des Waarenaus- 
ganges und $ 89 beitimmt, daß nur an den von der Zollbehörde beſtimmten 
Plägen Ladungen der Schiffe gelöjcht oder eingenommen werden dürfen. 

Nach 8 90 des Bereinszollgeleges jollen über die näheren Bejtimmungen 
bezüglich des beim Eingange umd Ausgange jeewärts zu beobachtenden Ber: 
fahrens unter Berücdjichtigung örtlicher Verhältniſſe beiondere Hafenregu— 
lative erlaſſen werden. Da nun die örtlichen Verhältniſſe der verſchiedenen 
Seehäfen ſehr mannigfacher Art find, es aber andererſeits doch wünſchenswerth 
erſchien, daß ein gleichmäßiges Verfahren jtattfindet, jo beſchloß der Bundesrath 
im Jahre 1871 (8 366) nach Biffer 20 der Anweiſung zum VBereinszollgejege 
Normativbejtimmungen für die Hafenregulative) aufzuftellen. 

Die Negulative für die einzelnen Häfen werden unter BZugrundelegung 
der Normativbeitimmungen von der oberiten Landesbehörde erlafjen. 


1, Ebl. d. R. 1875 5. 211 
a) >) Bundestatbsb. v. 25. Mai 1878 S 336 des Prot. 
‚ &bl. d. R. 1892 S. 472. 
2 Nah 8 117 des B.3. G. find inländiſche Strandgüter von Sciffern, welche 
nach den Auslaufen verunglüden, zollfrei, wenn die Thatfache vollitändig nachgemielen wird. 
®, „Annalen“ 1872 S. 1507 abgedrudt. 
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In der Regel wird für jeden Hafen ein beſonderes Regulativ erlaſſem 
ausgenommen bei ganz unerheblichem Seeverfehre. 

Diejenigen Normativbejtimmungen, welche fich für einen Hafen nicht eignen, 
ſollen außer Betracht bleiben. 

Jedes Negulativ hat zu enthalten die Bezeichnung des Hafens und der 
dazu gehörigen Vorhäfen, der zu Zollitraßen angewielenen Einfahrten, ſowie 
der zur Löjchung und Einnahme von Ladungen beitinmten Landungs- und 
Löjchpläße (VZO. SS 17 und 89), ferner die Bezeichnung der für den Hafen 
und die Vorhäfen errichteten Anjagepoiten, Zollämter und Abfertigungsitellen 
unter Angabe ihrer Befugniſſe VZO. SS 18, 74, 75, 128), jodann die Ans 
gabe der zur Sce zu beobachtenden Stontrolbejtimmungen und der auf Grund 
des $ 121 Abi. 2 des Vereinszollgejeges ergangenen Anordnungen, ſowie 
anderer drtlicher in Betracht kommender VBorjchriften, welche auf dem Wege zur 
Dafeneinfahrt, bezw. bei dem Auslaufen aus dem Hafen zu beobachten jind. 
Endlich haben die Negulative zu enthalten die Angabe der nach $ 21 des VZO. 
umd nad) der Anweiſung biezu in Betreff der verpadt eingehenden Gegenjtände 
bei Ueberichreitung der Grenze zu beobachtenden Bejtimmungen, jorwie der für 
die Benügung der einzelnen Zollitraßen etwa angeordneten Beichränfungen. 

Am 12. Juli 1888 erließ der Bımdesrathb neue Normativbeſtim— 
mungen für die Hafenregulative, welche den früheren mit einigen 
Aenderungen nachgebildet find. Diejelben zerfallen im 4 Abjchnitte: 1. Vor— 
ichriften für die Einfuhr, 2. Vorjchriften für die Ausfuhr, 3. Erleichterungen 
der Fahrt durch Zollzeichen, 4. Allgemeine Bejtimmungen. Für die bei den 
Bollabfertigungen nothwendigen Papiere ſind 7 Muſterbeilagen beigefügt. ') 

Die Dienitanweijungen für die Beamten fönnen auch be 
jonders erlaflen werden. 

a. Durch Bındesrathsbeichluß vom 27. Juni 1873°) wurde beſtimmt, 
daß bei ſeewärts eingehenden Deringsladungen die Deklaration mit der Be 
zeichnung „im Disput“ als cine für die Begleiticheinertdeilung gemügende 
anzujchen jei. 

b. Bejondere Erwähnung verdienen an dieſer Stelle die vom Bındesrathe 
jejtgejtellten und mit L. Januar 1873 in's Leben tretenden Bejtimmungen über 
die zollamtliche Behandlung der Deutjchen Ktriegsfahrzeuge‘) 
($ 404 des Bundesraths- Protokolls vom 25. Juni 1872). 

c. Wichtig iſt ein Bundesratbsbeichluß vom 12. Oftober 1878,*) wonach 
ein Betreten fremdberrlicher Kriegsichiffe von Seiten der Zollbeamten 
und eine zollamtliche Reviſion derjelben nicht jtattfinden ſoll. Dagegen unter: 
liegen alle aus diefen Schiffen an das Yand gebrachten Gegenftände der zoll: 
amtlichen Behandlung nach den bejtehenden VBorjchriften und find, che fie in 
den freien Verfehr treten, der treffenden Zollbehörde anzumelden. Für alle 
dieje Waaren iſt eine Bollbefreiung nicht begründet. Der Transport von 
Waaren des freien Verkehrs zu jolchen Schiffen unterliegt feiner Kontrole, 
wenn nicht eine Ausjuhrvergütung beamiprucht wird. Die Zollbeamten haben 
ji daher zu überzeugen, ob die Waaren an Bord der Schiffe gelangt ſind. 





CEbl. d. R. 1888 S. 761, 1892 S. 468 wegen der Netze für Hochleefiicherei- 
7) & 462 des Prot. 

) „Annalen“ 1872 5. 1538; Jahrb. 1872 S. 69. 

8 475 des Prot. Abgedrudt im Ebl. d. R. v. 1878 S. 623. 
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» Die Beitimmungen über die zollamtlihe Behandlung der an den 
zollvereinsländiichen Landungsplägen des Bodenjces anlegenden Sciffe 
vom 1. Juli 1870') verdienen Erwähnung 

Der IX. Abjchnitt des Vereinszollgejeges handelt von der Behandlung 
des Verkehrs mit den Staatspojten. ($ 91.) 

Für diejen Verkehr it ein erleichtertes Verfahren gegenüber dem gewöhn- 
lichen Fracht: und Eiſenbahnverkehr zugelaffen. Der Waarentransport ijt mit 
einer Inhaltserflärung in deuticher und franzöfiicher Sprache zu verjehen und 
werden die Poſtſtücke, wenn jie nicht jchon an der Grenze verzollt bezw. in 
den freien Verkehr gejegt werden, ohne Verjchluß und nur mit einer rothen 
zollamtlichen Marke beflebt zur weiteren Abfertigung vom Beltimmungsorte 
abgelaijen. Die weiteren Beitimmungen jind in dem im legten Abjat des 8 91 
erwähnten Negulativ wegen der Behandlung des zollpflichtigen 
Verkehrs mit den Poſten enthalten. Diejes Negulativ wurde bereits 
im Jahre 1868 vom Bundesrathe jejtgejtellt?) und ift in Folge der neueren Geſetz— 
gebung im Jahre 1871 mit den nöthigen Menderungen verjehen worden. 

Dasjelbe trägt Jowohl den veränderten Bosteinrichtungen, als auch den 
Bedürfniſſen des Handels und Verfehres entiprechende Rechnung und unter: 
jchted jich von den älteren Negulativen aus den eriten Zeiten des Zollvereins 
bejonders dadurch, dal; die Inhaltserflärungen vereinfacht ($ 1) wurden, der 
Zollverſchluß der Poftjtüce aufgehoben und dagegen mır eine Marfirung der: 
jelben am Grenzzollamte eingeführt ($ 5) ift, daß die Verzollung der Poſt— 
ſtücke durchweg nach dem Nevifionsbefunde zugelafien wurde, wodurch für den 
Adrefjaten die Folgen einer fehlenden und unvolljtändigen Deklaration weg— 
fallen und die Abfertigung wejentlich erleichtert worden iſt (8 10). 

Die Durchlicht der Bojtfrachtfarten durch die Zollbeamten it nur aus— 
nahmsweiſe vorgejchrieben, da man die Pojtbeamten für die Wahrung des 
Zollintereſſes mit verantwortlich gemacht hat. 

Nachdem das Zollgeje von 1869 und der VBereinstarif mehrere Er: 
leichterungen, bejonders aber die Zollfreibeit der vom Auslande eingehenden 
Sendungen von °/,, Pd.) und weniger, für den Bojtverfehr eingeführt hatte, 
jo wurden durch den Bundesrath die nörhigen darauf bezüglichen Menderungen 
der SS 1, 2, 4 und 7 des Negulativs angeordnet. *) 

Dem Regulativ, welches in 5 Abjchnitte mit 18 Paragraphen zerfällt, iſt 
eine Anweiſung für die Zoll und Bojtbeamten beigegeben °) 

Am 5. Juli 1888 wurde vom Bundesrathe ein neues Negulativ 
unter dem Titel Pojt- Zollregulativ erlafjen,°) welches von dem früheren 
ſich nur dadurch unterjcheidet, day in 82 und in $ 4 unter lit. a im legten 
Abſatze die Beitimmungen eines Bundesrathsbeichluffes vom 5. Juli 1882 und 
in $ 4 unter lit. b wegen der mit Tajchenuhren, Werfen und Gehäufen mit 
der Poſt aus Dejterreich-Ingarn, dem Zollausichluffe, Schweiz, Franfreich, 
Belgien und den Niederlanden eingehenden Sendungen und deren Zollbehand- 
lung beigejegt wurde.) 


Jahrbücher 1870 5. 611. 

*) Sentralbl. 1868 S. 331, 334 u. Jahrbücher f. 3. u. ®. 1868 5. 585. 

* Nach $ 4 des Zolltarifgeieges v. 1879 250 Gramm PBruttogewicht. 

*, Gentralbl. 1871 5.399, 1870 5.330; Jahrbücher 1870 ©. 415 ff., 1871 ©. 142 ff. 
°) Gentralbl. 1869 S. 2 u. 3 u. ‚Jahrbücher f. 3. u. V. 1868 ©. 579 u. 596. 

®, Gbl. dv. R. 1888 S. 605. 

Cbl. d. R. 1882 5. 337. 
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Der X. Abjchnitt ($ 92) enthält die VBorjchriften über die zollamtliche 
Behandlung der vom Auslande eingehenden Reiſenden, deren Effekten mit 
erleichtertem Zollverfahren behandelt werden jollen. 

Ein wichtiger Abjchnitt it der XI., welcher in 8 93 die VBorjchriften über 
die Behandlung der einem Werthzolle unterliegenden Gegenjtände erörtert 

Als Werth der Gegenjtände joll bienach der Wert) am Ort des Ur: 
jprungs oder der Fabrikation mit Hinzurechnung der bis zum Orte der Ein: 
gangsabfertigung erforderlichen Transport-Berjicherungs: und Commiſſionskoſten 
angejehen werden. Ueber die Werthangabe und das hiebei einzuhaltende Ber: 
fahren und allenfallfige Differenzen find genaue Vorjchriften gegeben, wobei 
jogar ein Schiedsgericht vorgejehen ift. 

Der XII. Abichnit handelt in den SS 94—9 vom zollamtlidhen 
Baarenverichlu ß, der entweder durc amtliche Blei oder Siegel, oder durch 
Kunftichlöfier erfolgen fann, die an den einzelnen Golli, oder an den um: 
verpadten Gegenjtänden, oder an den Transportmitteln vorzulegen jind. Auch 
über die Folgen der Verjchlußverlegung und die Behandlung derjelben find 
in $ 96 Bortchriften gegeben 

Die VBorjchriften über die Niederlagen unverzollter Waaren 
jind im XIII. Abjchuitt in den SS 97-110 enthalten. Hienach gibt cs 
öffentliche und PBrivatlager. Zu den eriteren rechnet das Geſetz die 
allgemeinen Niederlagen (PBadhöfe, Hallen, Lagerhäujer, Freihäfen) 
88 94-104),') dann die bejchränften Niederlagen ($$ 105 und 106) 
und die freien Niederlagen ($ 107). 

Zu den Privatlagern werden gerechnet die Tranſit-Theilungs— 
und Ereditlager ($$ 108 und 109).?) 

Außerdem werden die jogenannten laufenden Contos in S 110 auf- 
geführt, welche darin beſtehen, daß zur Erleichterung des Vertriebes aus: 
ländiicher Waaren nach dem Auslande an Großhandlungen unverzollte aus— 
ländische Waaren unter Eintragung in ein fortlaufendes Conto mit der Maß— 
gabe verabfolgt, d. bh. im ihren Gewahrjam ımd Verkaufslager überlaffen 
werden, daß die Wiederausfuhr nach Ablauf einer bejtimmten Zeit erfolgt 
oder die Eingangsverzollung erfolgt. 

Das nach) $ 106 des V86G. zu erlajiende Negulativ für die Be 
nugung der allgemeinen und bejchränften Niederlagen für zoll: 
prlichtige Waaren it vom Bundesrathe im Jahre 1869 erlafien worden 
und mit 1. Februar 1870 ins Leben getreten.) Dasjelbe unterjcheidet ſich 
von den früheren Negulativen bejonders in ‚Folgenden: 

Es enthält nicht nur die Vorjchriften für die allgemeinen, jondern auch 
für die bejchränkten Niederlagen (früher Zolllager). (K 105 der V86.) 

Außerdem find in dasjelbe viele injtruftive Beſtimmungen für die Zoll: 
beamten aufgenommen. 

Der Kreis der zur Niederlegung berechtigten Perjonen it erweitert ($ 2). 


» Zu 8 104 find in Mr. 22 der Anmweiiung zum 9.3.6. wegen des Verkaufs zoll 
ofihtiger Waaren beiondere Beitimmungen enthalten. 

) Durch Gefeb v. 18. April 1889 Reichsgeſetzbl. 1889 5. 53) wurde der erite Sat 
im zweiten Abſatz des $ 108 des B.3.G. geändert und beitimmt, daß auf Privattranfitlager, 
deren Waaren zugleich als ausschließlich zum Ablage nach dem Auslande beitimmt find, 
dann die Beitimmungen in den SS 101 u. 103 Anwendung finden, wenn fie unter amt 
lihem Mitverichluß itehen. 

3, Gentralbl. 1870 S. 22 ff. u. Jahrbücher F. 3. u. ®. ©. 99, 
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Für die Theilungen und Umpadungen auf der Niederlage find große 
Bortheile und Erleichterungen zugeitanden und gilt die Verzollung auf dem 
Auslagerungsgewichte als Negel. 

Ebenjo werden für die Gewichtsverlufte durch Eintrodnen, Eingehen, Ver— 
Itauben, VBerdimiten der Waaren umd gewöhnliche Leccage Vortheile gewährt. 

Endlih it das Negulativ allgemein für jämmtliche Niederlagen diejer 
Art giltig und fielen jomit die bisherigen Negulative für die einzelnen Pad- 
höfe weg. was für die Zollverwaltung wie für das Publikum eine große Er: 
leichterung gewährt. 

Im Sabre 1888 hielt man es für angezeigt, ein neues Niederlage 
Negulativ zu erlaflen, das am 5. Juli 1888 publicirt wurde.') 

Diejes Negulativ weicht in mancher Beziehung von dem früheren ab. 
Es enthält 7 Abichnitte, weil im VI. Abjchnitte die Theilungslager erwähnt 
jind, welche nach S 1 lit. b des Privatlager-Regulativs unter Mitverichluß 
der Zollbehörde in öffentlichen Niederlagen errichtet werden fünnen. 

Die übrigen Abjchnitte ſind diejelben wie im früheren NRegulativ. Ab— 
jchnitt I enthält in den SS 1—5 die allgemeinen Beltimmungen, in Abjchnitt II 
die Vorjchriften über die Anmeldung und Annahme zur Niederlage (S8 6—11), 
im Abjchnitt III diejenigen über die Niederlageicheine ($$ 12—15), in Ab- 
jchnitt IV find die Vorjchriften über die Aufbewahrung und Behandlung der 
Waare auf der Niederlage enthalten (58 16—29). Den 88 21, 23, 24 und 
29 find die Beſtimmungen der Bundesrathsbeichlüfie vom 17. Februar 1887, 
21. Juni 1883, 18. und 25. September 1885, 25. Aprit 1872, 15. Mai 
1884, 6. Februar 1876 und vom 8. und 21. Juni 1888 einverleibt. Der 
V. Abjchnitt enthält die Vorjchrijten über die Abmeldung und Verabfolgung 
der Waare von der Niederlage (SS 30-40). Hiebei it nur in 8 40 der 
Bundesrathsbeſchluß vom 5. Juli 1882 berüdjichtigt. 

In dem VI. Abjchnitt über die ITheilungslager ($ 41) iſt der Bundes: 
rathsbejchluß vom 21. Juni 1888 aufgenommen, wonach derartige Lager unter 
zollamtlichem Meitverjchluß auch in öffentlichen Niederlagen in gejonderten 
Näumen eingerichtet werden fünnen, was früher im Nequlativ für Iheilungs- 
lager von 1871 (8 2) für zuläſſig erklärt war. 

Der VII. Abjchnitt ($ 42) wegen der Strafbeitimmungen bat feine 
Aenderung erfahren. 

Bezüglich der in $S 107 und 97 des BZ. erwähnten freien Nieder: 
lageansitalten (Kreilager) im den wichtigeren Seeplägen des Bereins- 
gebietes wurde von Seite des Bundesrathes am 20. Dezember 1869 der Be: 
ſchluß gefaßt, dal die für Ddiejelben giltigen Regulative bis auf Weiteres in 
Wirkſamkeit treten jollen, jofern nicht durch das Wereinszollgejeß oder das 
allgememe Niederlageregulativ etwas anderes bejtimmt tft. 

Dieſe Freilager wurden erſt durch den Anjchluß des Steuervereins im 
Zollverein eingeführt, worüber eine Verabredung in Nr. 4 Ziffer 2a des 
Schlußprot. zum Zollvereinigungsvertrage?) das Nähere beitimmte. 

Auf der X. GeneralZolltonferenz wurde jodann ein Negulativ für Diejelben 
feftgeitellt, das jedoch zur Zeit nur in jeher beichränftem Maße Geltung hat. 

Sie unterſcheiden jich, nachdem durch das Vereinszollgejeg das Aus- 
lagerungsgewicht auch bei den Verzollungen von den allgemeinen Niederlagen 


*, Gentralbl. 1888 5. 551 u. 860. 
’; Vertrag vom April 1853. Bd. IV der Wertr. ©. 38. 
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maßgebend geworden und auch auf diejen jede Umpadung und Theilung nach 
Belieben gejtattet ift, mur noch durch Folgendes von den übrigen Niederlagen : 

a) Werden Güter des freien Verkehrs zu denjelben allgemeinen zugelaſſen, 
während jie in die übrigen Niederlagen nur ausnahmsweiſe aufgenommen 
werden ($ 98 V86.). 

b) Vor der Aufnahme in die Freilager hat feine jpezielle Reviſion der 
Waaren jtattzufinden, was für die übrigen Niederlagen als Regel 
vorgejchrieben  ift. 

e) Die Lagerfriſt für die Freilager it unbejchränft, für die übrigen Nieder: 
lagen nur auf 5 Jahre höchitens jejtgeitellt ($ 98 V8G.). 

Zur Zeit eriftiren im Zollgebiete des Deutjchen Reiches derartige Freilager 
nicht mehr, weil die in Lübeck, Harburg, Emden und Leer eingerichteten Lager 
in allgemeine Niederlagen jeit einigen Jahren umgewandelt worden jind. 

Für die im den SS 108 und 109 des BZ. erwähnten Privat-Kreſdit— 
und Tranſitlager erließ der Bundesrat durch Beſchluß vom 17. April 
1871 ein Negulativ, welches vom 1. Juli 1871 an in Wirffamfeit gelegt 
wurde.) 

In der Anweijung zum Vereinszollgejege war nämlich unter Ziffer 19 
zu den erwähnten Paragraphen bejtimmt worden, dal bezüglich der Bedingungen, 
unter denen PBrivatlager bewilligt, ſowie hinfichtlich der Gegenjtände, für welche 
Privatlager ohne Mitverichluß der Zollbehörde zugejtanden werden fünnen, die 
bisherigen Beltimmungen in Kraft bleiben jollen, joweit nicht das Vereins: 
zollgejeß anders bejtimmt. 

Der erforderlichen Gleichmäßigfeit wegen hielt man es jedoch für wünſchens— 
werth, für die Brivatlager allgemein giltige Vorſchriften feſtzuſtellen, weßhalb 
bereitS im Jahre 1870 der Entwurf eines derartigen Negulativs von Seite 
des Präjidiums den Bundesrathe zur Berathung unterbreitet wurde, welches 
ſich im Wejentlichen dem für Schleswig-dolftein unterm 25. Mugujt 1867 
erlafjenen Regulative anjchloß. 

Das Negulativ von 1371 unterjcheidet zwijchen Privatfreditlagern 
und PBrivattranjitlagern ($ 1), und jegt die Lagerfrijt für erjtere auf 
ein halbes Jahr, für legtere auf 5 Jahre feſt ($ 10). Privatlager aller Art 
fünnen nur vertrauenswürdigen Kaufleuten oder Gewerbetreibenden, welche 
ordnungsmähige Bücher führen nur durch die Direftivbehörden gewährt werden. 

Für Tranjitlager unter amtlihem Mitverſchluß jollen die 
Bejtimmungen des allgemeinen Niederlageregulativs + gelten ($ 12). Die Feſt— 
haltung der Identität der gelagerten Waaren wird als Negel aufgeitellt ($ 15), 
welche nur für ITheilungslager und Weintranfitlager unter Umständen eine 
Ausnahme erleiden kann ($ 12).?) 

Tranfitlager ohne amtlichen Mitverſchluß werden für Waaren, welche 
nicht mehr als 3. für 100 kg Eingangszoll bezahlen und für Ipeziell 
bezeichnete Gegenjtände zugeftanden ($ 13 und Anlage A). Die Lagerrevifionen 
jollen halbjährig ſtattfinden. Waaren, deren Lagerfriſt abgelaufen iſt, ſind 
jofort ohne Kreditirung des Zolles zu veritenern ($ 16).°) 


», Centralbl. 1871 S. 375 ff. und Jahrbücher f. 3. u. 3. 1871 S. 173 u. 188 ff. Be 
züglich der Privattraniitlager für Getreide und Holz ſ. weiter unten. 

S. die biefür zugeitandene Erleichterung im Gentralblatt v. 1872 ©. 223. 

’) Bei Privattranittlagern für Heringe kann von der durch S 15 des Negulativs 
vorgefchriebenen Reviſion bei der Abfertigung auf Benleitichein I u. IL Abitand genommen 
werden. (Bundesrathsbeichluß v. 12. Nov. 1871 IS 557 des Prot.), Gentralbl. 1872 5. 49. 
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In den Jahren 1873 -1881 wurden hiezu verſchiedene Bundesraths⸗ 
beichlüte gefaßt.) 

Die für Salzkreditlager erlaſſenen Beſtimmungen,“) inſonderheit 
bezüglich der monatlichen Beſtandsdeklarationen und Verzollung, ſollen in 
Geltung bleiben. 

Das Regulativ beftehend aus drei Abtheilungen mit 18 Paragraphen und 
drei Beilagen. 

Auf Grund der Beitimmungen in $ 12 diejes Negulativs und im Hinblid 
auf $ 109 des ZVG. erlich der Bundesrat) am 2. Dezember 1871 ($ 627 
der Prot.) auch ein Negulativ über die Theilungslager, welches am 
1. Januar 1872 ins Leben trat.’) 

Dieſes Negulativ hatte 11 Paragraphen und verfolgte nur den Zweck, 
einige bejondere, von den Beſtimmungen des allgemeinen und Privatnieder- 
lage-Negulativs abweichende Vorſchriften feitzujtellen, als welche bejonders 
hervorzuheben jind: 

daß die Identität der Waarenkolli nicht feitgehalten wird ; 

dal; die Ans und Abjchreibung der Waaren im Niederlageregiiter nach 
dem Nettogewicht erfolgt;') 

dag die Umbhüllungen und Einlagen der Waaren bejonders zu be 
zeichnen find; 

daß die Behandlung der Waaren im Lager nicht derart fein darf, daß 
diejelben dadurch einer andern Tarifpofition zufielen ; 

daß die LYagerrevifionen jährlich, bei Eijenlagern aber alle zwei Jahre 
ſtattfinden jollen. 

In der Bımdesrathsfigung vom 20. März 1884 wurden folgende Aender- 
ungen dieſes Negulativs bejchlofjen : 

1. Daß in $ 8 Mbjag 1 jtatt der Worte: „bei Eijentheilungslagern“ 

gejegt werde „bei Eiſen- und Betroleumtbeilungslagern“. 

2. Daß in $ 10 der Abja 3 folgende Faſſung erhalte: 

„Bei andern zum Theilungslager zugelaffenen Flüjfigfeiten fünnen nach) 
Anordnung der Direftivbehörde die Bejtimmungen für die Wein- und Spirt- 
tuojen-Theilungslager ebenfall3 in Amvendung gebracht werden.‘) 

Dieje drei Regulative (Tranfit-, Theilungs- und Kreditlager-Regulativ) 
wurden im Jahre 1888 durch den Bundesrath in Ein a unter dem 
Titel „Privatlager-Negulativ“ vereinigt, das am 1. Juli 1888 in 
Gültigkeit trat.) 

Das Negulativ enthält vier Abjchnitte, von denen der erjte mit 11 Para— 
graphen die allgemeinen Bejtimmungen über die Arten der Lager, die Be 
willigung, die Lagerräume, Haftpflicht der Niederleger, Anz und Abmeldung, 
Contoführung, Revijion und Beaufjichtigung, Lagerfriit und Aufhebung der 
Lager enthalten. 


8 73 des Prot. und 578 des Prot. v. 1873, 8 266 des Brot. 1877, 8 424 des 
rot. v. 1879, 5 571 u. 631 des Brot. v. 1879 u. Gentralbl. 1881 ©. 35. 

?, Gentralbl. v. 1869 ©. 504, 1870 ©. 142 und 1871 ©. 501, 376, 448; Jahrbücher 
3. u N. 1869 S. 707 umd 1870 5. 561, 565. 

’, Gentralbl. 1871 ©. 86. 

* Durch Bundesratbsbeichluß vom 25. April 1872 (8 184 des Prot.) wurde eine Er 
leichter ng a We: er von Flüſſigkeiten zugeitanden (Gentralbl. 1872 S. 228). 

Ebl. d. ! 106, 
©, Cbl. d. R. 1888 & 233. Zufäße a. a. ©. 1891 ©. 9. 
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Der II. Abſchnitt enthält in den $$ 12—23 die bejonderen Beitimmungen 
über Die einzelnen Arten von Privatlagern, während im III. Abjchnitte die 
Strafbejtimmungen und im IV. Abjchnitte die Bemerkung enthalten find, daß 
die für Lagerung einzener Waarengattungen wie 3. B. Wein, Spirituojen, 
Salz, Getreide, Holz u. j. w. erlaffenen bejonderen Negulative, das Verfahren 
bezüglich derartiger Privatlager bejonders regeln. Wobei es als zuläjlig er- 
Härt wird, daß die Direktivbehörde die Vorjchriften für die Wein- und Spiri- 
tuojen- und Theilungslager (mit Ausnahme des Petroleums) auch für andere 
Flüſſigkeiten zulafjen können. 

In $ 1 wird der Begriff der Tranjitlager dahin bejtimmt, daß «8 
Lager in Privaträumen find, bei denen die Identität der Colli in der Negel 
nicht feftgehalten wird und im denen die lagernden Waaren zum Abjake 
im Bollgebiete und zugleich) oder ausjchließlich zum Abjage im Auslande be 
ſtimmt find. 

Der Begriff der Theilungslager wird dahin bejtimmt, daß es Lager 
jeien, in welchen bei der Theilung die Feithaltung der Spdentität der einzelnen 
Colli nicht ftattfindet, gleichviel ob die Waaren ausjchließlich zum Abjate im 
Zollgebiete oder zugleich oder ausjchlieglich zum Abjage nach dem Auslande 
bejtimmt find. 

AS Kreditlager gelten Privatlager, in denen die Waaren zum Ab- 
ja in das Zollgebiet bejtimmt und zur Sicherung des darauf ruhenden 
oder freditirten Zolles niedergelegt jind. Das Privatlager-Negulativ iſt zum 
Theile aus den früheren NRegulativen, zum Theile aus Beftimmungen von 
Bundesrathsbejchlüffen zufammengejegt, von denen diejenigen vom 12. Februar 
1870 in $ 13 des Negulativs, vom 1. Dezember 1873 in $ 15, vom 
28. Februar 1873 und 9. Mai 1877 in $ 22 zu erwähnen find. Durch 
einen Bundesrathsbeichluß vom 28. Januar 1892 wurden einige Irrthümer 
in den $$ 16 und 23 berichtigt. ') 

Neun find die Vorjchriften in $ 2 Abj. 2 ımd 4, wonach ein Brivatlager 
für alle Waarengattungen, welche nach den beitehenden Vorjchriften auf Privat: 
lager der in Rede Itehenden Art genommen werden dürfen, oder für einzelne 
beitimmte Gattungen derartiger Waaren, je nach dem Bedürfnifje im Intereſſe 
des Verkehrs von der Direftivbehörde bewilligt werden dürfen. Für den Fort 
beitand eines Lagers foll es nicht erforderlich jein, daß der Abjat der in den 
Tranfitlagern befindlichen Waare nach dem Auslande wirklich ftattgefunden hat. 

Neu it ferner die Beitimmung im $ 3 Abi. 4 daß ein Privatlager, 
welches unter zollamtlichem Mitverſchluß Steht, auch vom Inhaber des Lagers 
unter PBrivatverichluß zu halten it, ſowie in $ 4 die Beitimmung in Abi. 3, 
day für Theilungstager unter amtlichem Mitverjchluß die Vorjchriften in $ 103 
des Vereinszollgejeßes wegen der Abmeldung gelten. 

Geändert ift die Borjchrift wegen der Abmeldung der Waaren aus den 
Tranjitlagern zur Verzollung in $ 16 Abſ. 1 und 2. Hiernach hat die Be 
rehnung und Entrichtung der Zollgefälle von den in den freien Verkehr 
getretenen Waaren jährlich zweimal in den Monaten Juli und Januar zu 
erfolgen und joll die im Juli Stattfindende Abrechnung eine vorläufige, Die 
im Januar vorzunehmende eine definitive jein. 

Die Anlage C, das BVBerzeichni derjenigen Gegenſtände, welche, mit mehr 
als 3 .#% Boll für 100 kg belegt, zum Tranfitlager ohne Mitverjchluß der 


Ebl. d. R. 1892 S. 91. 
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Zollbehörde abgelafjen werden fünnen, wurde durch Bundesrathsbeichluß 
dahin ergänzt, daß merifaniiche, La Plata, faliforniiche') und anderer Honige?) 
beigefügt wurden. 

In der früheren Zeit des Zollvereins waren den Weinhändlern verjchiedene 
Vergünftigungen und außerdem ein Zollrabatt von 6°, und 20 Prozent 
eingeräumt gewejen, man glaubte jedoch, daß die Aufhebung desjelben an der 
Bet jei. 

Der Bundesrath faßte deßhalb am 3. März 1871 den Beichluß zur 
Aufhebung des Zollrabatts von dem Tage an, am welchem der wegen des 
Krieges mit Frankreich auf 4 Thlr. erhöhte Eingangszoll für Weine wieder 
auf den gewöhnlichen Tab von 2 Thlr. 20 Sgr. herabgejegt jein würde, 
was am 1. Januar 1872 der Fall war. 

Ebenjo wurden mit diejem Tage die früheren darauf bezüglichen Regu— 
lative außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Dagegen wurde für Wein: und Spirituojen:Lager ein bejonderes 
Negulativ erlafjen, das der Bundesrath unter der Ueberjchrift: Negulatıv, 
betreffend die Zollerleichterungen für den Handel mit fremden 
Weinen und Spirituofen“, am 23. Juni 1871 feftitellte und das mit 
1. Januar 1872 zur Geltung kam.“) Durch diejes Negulativ wurden den 
Händlern mit fremden Weinen und Spirituojen zwei Zollerleichterungen gewährt: 

1. Für den Handel mit Wein und Spirituojen oder mit einer von beiden 
Waarengattungen Theilungslager unter amtlidem Mitverjchluß 
ohne Feithaltung der Identität der Kolli ($ 12 des Negulativs für Privat— 
lager und $ 1 dieſes Negulativs). 

2. Ausjchließlich für den Handel mit Wein kann aber außerdem zum 
Theilungslager ein jogen. eijerner (fortlaufender) Zollfredit in der Art 
bewilligt werden, daß für eine dem Umfange des Lages entiprechende Wein— 
menge nicht mur die Verzollung, jondern auch die Feſtſtellung des Zollbetrages 
ausgejegt bleibt und erjtere, wenn fie erfolgt, nach dem alsdann giltigen Zoll— 
tarife zu bewirken tft. 

Zu dem neuen Negulative, welches in 18 Baragraphen zerfällt, wurden 
noch von den einzelnen Regierungen bejondere, durch den Bundesrathsbeichluß 
normirte Anweiſungen cerlafjen.*) 

Außerdem wurden mehrere Bundesrathsbeichlüffe hiezu gefaßt.) 

Am 21. Juni 1888 bejchloß der Bundesrath ein neues Weinlager: 
Negulativ, welches am 1. Juli 1888 in Wirkſamkeit trat.*) 

In der Einleitung dejjelben werden die beiden erwähnten Zollerleichters 
ungen übereinftimmend wie in den früheren Negulativen feitgeltellt. 

Hierauf werden im Abjchnitt B in den 88 2—10 die Vorjchriften für 
die Theilungslager für Wein und Spirituojen aufgeführt, wobei 
in & 3 der Bundesrathsbeichluß vom 13. Juli 1879) und in den Abjägen 


Ebl. d. R. 1892 ©. 5. 

2) A. a. O. 1891 ©. 47. 

°, Gentralblatt 1871 5. 431 und Jahrbücher f. 3. u. ®. 1871 5. 196. Jahrb. 1876 
©. 132, 137, 145. 

* Gentralbl. 1871 ©. 431 und „Jahrbücher f. 3. u. B. 1871 ©. 208; fiehe a. den 
Beihluß des Bundesratbs vom 25. April 1872 wegen der zugeitandenen Begünftigung bei 
Theilungen von Gebinden (Ebl. 1872 5. 223). 

) Am 16. April 1877, am 13. Juli 1879, am 2. Juni 1881, am 21. juni 1883, 

9) CEbl. d. R. 1888 ©. 253, 

Wa. O. 1879 ©. 516, 
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1—6 Vorſchriften wegen der Aufnahme von Wein, Spirituoſen und ſonſtigen 
Flüſſigkeiten, welche aus dem freien Verkehr in dieſe Lager aufgenommen werden 
und hiedurch die Natur unverzollter Waaren annehmen, angeführt ſind. 

In 8 4 ijt ein Bundesrathsbeſchluß vom 2. Juni 1881) 'ſeinverleibt. 

Im 2. Abjah des 8 5 hat der Bundesrathsbejchluß vom 21. Juni 1883°) 
Aufnahme gefunden wegen der Zollfreigeit entleerter Fäſſer und Umſchließungen, 
weiche aus dem Lager entfernt werden. 

Schr weitgehend md vielleicht auch zu Unterjchleifen reizend find die neuen 
Beitimmungen in 8 6 Abjag 1 und 2, wonach zur Einbringung der zum 
jogenannten Schönen des Weines beftimmten Ingredienzien, wie 5. B. Eier, 
Milch, Gelatine ꝛc., joferne hiedurch der Lagerbejtand nicht erheblich vermehrt 
wird, cine Anmeldung bei dem wachhabenden Zollbeamten (Steueraufjeher) 
genügt. Ebenſo fünnen Proben im Flaſchen vom Lager entnommen oder auf 
dasjelbe gebracht werden, wenn diejelben bei dem Wachbeamten angemeldet 
und vom LZagerinhaber in ein Notizregiiter eingetragen werden. 

S 7 des Negulativs enthält die VBorjchriften über die Abfertigung der 
abgemeldeten Mengen, wobei ſtets das Auslagerungsgewicht maßgebend iſt umd 
Wein, der in Fäſſern eingelagert und in Flajchen umgefüllt wurde, nach dem 
Zolljag für Wein in Fäſſern zu verzollen ijt, wobei der Maßinhalt aus dem 
Inhalt der Fäſſer zu ermitteln it. 

Nah 8 8 wird für Weintrüb, Weinhefe und auf dem Lager nachweislich 
zu Grunde gegangene Flüfligfeiten Zollerlaß gewährt. 

8 9 bejtimmt, day jährlich einmal in der Negel im Juni eine Lager- 
beitandsaufnahme jtattfinden joll und in 8 10 wird die Lagerfrift auf 5 Jare 
bejtimmt. 

Im Abjchnitte C jind die Vorfchriften über den eijernen Zollfredit in 
den 8 11—16 enthalten. Inter den allgemeinen Beitimmungen in $ 11 it 
in Abja 4 der Bundesrathsbejchluß vom 16. April 1877 aufgenommen, wonad) 
Wein, welcher in Flajchen vom Auslande eingeht, von der Ereditirung nicht 
ausgeſchloſſen jein ſoll. 

In 8 14 Abſatz 3 iſt es neu, daß ausnahmsweiſe von der Herabſetzung 
des eiſernen Credits auf die Direktivbehörde abgeſehen werden kann, wenn bei 
feiner im Laufe eines Jahres vorgenommenen Reviſion ein Beſtand fremder 
Weine vorgefunden wird, welche der von der Direftivbehörde nach 8 11 
Abſatz 2 feitgeitellten Weinmenge entipricht. 

Nach 8 7 Nr. 1 des Zolltarifgejeges vom 25. Jult 1879) werden 
jür die in Nr. 9 des Tarifs (Getreide 2.) aufgeführten Waaren, wenn fie 
ausichliehlich zum Abjag in das Zollausland bejtimmt find, Tranjitlager 
ohne amtlichen Mitverjchluß, im welchen die Behandlung und Ber: 
padung der gelagerten Waare ıumeingefchränft und ohme Anmeldung und die 
Miſchung derjelben mit inländischer Waare zuläffig it, mit der Maßgabe 
bewilligt werden, daß bei der Ausfuhr der gemiſchten Waare der in der 
Miſchung enthaltene Prozentjag von ausländiſcher Waare als die zollfreie 
Menge der Turchfuhr anzujehen ift. Für Waaren der bezeichneten Art, welche 
zum Abjat entweder in das Zollausland oder in das Zollinland bejtinmt 
ind, können ſolche Tranfitlager bewilligt werden. 


A. ca. O. 1881 ©. 227. 
A. a. O. 1883 ©. 224. 
R.G.BL. 1879 ©. 207. 
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Auf Grund dieſer Beitimmungen wurde am 13. Mai 1880 ein Regu— 
lativ für beide Arten dieſer Getreidelager erlaſſen, in dem die eriteren als 
reine, die leßteren als gemischte Privattranfitlager bezeichnet find, und die 
näheren Vorjchriften über diejen Verfehr niedergelegt ſind. 

Diejes Negulativ zerfällt in fünf Abjchnitte mit 23 Paragraphen. Im 
ersten Abjchnitte ($ 1) werden die bereits erwähnten Tranfitlager in reine 
und gemischte eingetheilt. Unter den erfteren werden diejenigen verjtanden, 
deren Gegenſtände ausjchließlich zum Abſatze in das Zollausland bejtimmt find, 
unter den legteren aber diejenigen, deren Waaren neben der Ausfuhr auch 
einen Abjag im Zollgebiete haben jollen. In 8 2 wird die finngemähe Ans 
wendung des Privatlagerregulativs angeordnet. Der dritte Abjchnitt handelt 
von den reinen Privatlagern, und zwar 8 3 von den Yagerräumen, $ 4 von 
der Contoführung. Zu 8 5, weldyer vom Zugang zum Lager handelt, iſt 
durch Bundesrathsbeſchluß vom 2. Juli 1885 ein Zuſatz gemacht worden.“ 
S 6 gejtattet die Embringung imländijchen Getreides zum Lager, welches aber 
hiedurch die Eigenjchaft ausländischen unverzollten Getreides annimmt. In 
den SS 7 und 8 find die Bejtimmungen über die Behandlung des Getreides 
auf dem Lager enthalten. Weber den Abgang vom Lager handeln die SS 9 und 10. 
Zum Abjag 2 des 8 9 iſt durch Bundesrathsbeſchluß vom 8. Dezember 1889 
em Zujag wegen gennnet stontrolle der Getreidetransporte angeordnet, ) In 
ee jind balbjährige Beitandsrevifionen angeordnet, deren Termine von der 
Direftivbehörde zu bejtimmen jind. 8 12 handelt von der Aufhebung der 
reinen ZTranfitlager. Der vierte Abjchnitt, der die Beſtimmungen über die 
Gemijchten Tranjitlager enthält, ordnet in 8 13 au, daß die Vorſchriften 
in 88 3— 12 auch für dieſe Lager Anwendung zu finden haben. Wichtig iſt 
die Beſtimmung in 8 14, daß der Bundesrath beſchließt, am welchen Orten 
gemischte Lager errichtet werden dürfen.*) 

In den SS 15—18 wird über die tontirung das Nähere vorgejchrieben, 
während 8 19 von der Behandlung der Wuaren während der Lagerung und 
SS 20 und 21 von der Negifterführung handeln. Wichtig üt die Beſtimmung 
in $ 22, der die Abmeldung vom Lager behandelt, daß aus reinem gemijchten 
Lager Getreide auf andere reine, oder —— Lager gebracht werden fann. 
Durch Bundesrathsbeſchluß vom 2. Juli 1885°) wurde ein nener $ 22a 
eingefügt, wonach Getreidemengen, welche verjchiedenen Zollſätzen unterliegen, 
in verjchiedenen Räumen getrennt lagern und deren Eintragung und Zollſätze 
in den Regiſtern erjichtlich gemacht werden jollen. 8 23 beitimmt, dal die 
Zuwiderhandlungen wider das Negulativ, joweit nicht das Wereinszollgejeß 
Anwendung findet, mit einer Ordnungsſtrafe bis zu 150 ME. geahnt werden jollen. 

Durch Bundesrathsbeichluß vom 2. Juli 1885 wurden die 88 4, 5, 8, 
9 und 22 des Negulativs vom 13. Mai 1880 wegen der verjchiedenen Zoll: 
jäge für Getreide entjprechend geändert.*) 

Nunmehr wurde am 27. Juni 1882 ein Negulativ durch den Bundes- 
rath bejchlojjen und publizirt.”) 

') Abgedrudt im Ebl. d. R. v. 1880 S. 285. 

®) Gbl. d. N. 1885 S. 380, 

A a. O. 1889 ©. 590. 

Wegen der Orte j. Cbl. d. R. 1880 S. 499, 758, 810. v. 1884 S. 265, v. 1891 
©. 226 u. 303 u. v. 1892 ©. 15. 

°) bl. d. R. 1885 S. 380 ff. 


9) ©. des Näbheren Ch. d. R. 1885 5.380 ft. 
7) Ghl. d. R. 1882 5. 290. 
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Nah 8 7 Nr. 2 Abſ. 1 des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 
werden bezw. können für das in Nr. 130 des Tarifs aufgeführte Holz 
(Bau- und Nugholz 2.) Tranjitlager ohne amtlihen Mitverjchluß 
bewilligt werden. Dabei fann von der Umschließung der zur Lagerung be 
jtimmten Räume abgejehen werden, auch werden oder können die unter 
13e/1 fallenden Hölzer (roh und blos mit der Urt vorgearbeitet) zeitweije aus 
dem Lager entnommen und, nachdem fie einer Behandlung unterlegen haben, 
ducch welche jie unter Nr. 13c/2 des Tarifs fallen, in das Lager zurüd- 
geführt werden. 

Auch für diejen Niederlageverfehr wurde vom Bundezrathe im Jahre 1880 
ein Regulativ erlafjen,‘) welches zwiichen reinen und gemiſchten Privattranfit: 
lagern ohne Mitverichluß der Zollbehörde unterjcheidet.?) 


‚Ferner wurden auf Grund der Beitimmung in $ 7 Nr. 2 bj. 2 
des Tarifsgejeges vom 15. Juli 1879 bejondere Borjchriften für die 
Erleichterung der Zollabfertigung von Nuß- und Bauholz, welches 
auf Flöſſen eingebt und mit Begleitjchein I weiter abgefertigt wird, vom 
Bundesrathe erlafjen.‘) Hierzu wurde am 13. Juli 1888 eine Erleichterung 
für die — AR Fahitäben gewährt.*) 


Nach S 110 des Vereimszollgejeges fünnen zur Erleichterung des Vers 
triebs auslänbiicher MWaaren nach dem Auslande an Großhandlungen un— 
verzollte fremde Waaren unter Eintragung in ein fortlaufendes Konto 
mit der Mahgabe verabfolgt werden, daß die Wiederausfuhr derjelben nach 
dem Auslande nachgewiejen oder die VBerzollung zum Eingange bewirkt wer: 
den muß. Für die Bedingungen, unter denen derartige Konten zu bewilligen 
find und für die Berpflichtungen der Kontoinhaber ſoll nach Ziffer 20 der 
Anweiſung zum Vereinszollgeſetze das bereits am 23. Juni 1868 vom Bundes— 
rathe erlaffene Negulativ’, mit der Maßgabe in Kraft bleiben, daß im 
alle von Zuwiderhandlungen gegen die Bejtimmungen des Regulativs ſtatt 
der in 8 37 desſelben angedrohten die im Vereinszollgeſetze beſtimmten Strafen 
zur Anwendung kommen ſollen. 


Die fortlaufenden Konten waren urſprünglich beſondere Privilegien der 
deutſchen Meßplätze Leipzig, Frankfurt a. O., Frankfurt a. M. und Braun— 
ſchweig, und als ſolche durch die Zollverträge anerkannt.“) 


Es exiſtirten für dieſelben auch beſondere Regulative und zwar für Leipzig 
vom 30. Nov. 1835, für Frankfurt a. M. vom 5. März 1836, für Braun— 
ſchweig vom 21. D Dezember 1841, veip. 12. Juni 1854 und für Frankfurt a. O. 


Abgedruckt im Cbl. d. R. v. 1880 S. 399. 

”) Zugelafien find gemischte Lager für Memel, Ruß, Nönigsberg, Billau, 
Tanzig, Thorn, Stettin, Altona, Kiel, Yübed. Ebl. d. R. 1880) Tilſit (G. Cbl. 
d. R. — 724, 770 und 499. München Ebl. d. R. 1880 ©. 770 Hamburg 
‘A. 1 ©. 231). 

* Abgedruckt im Ebl. d. R. 1880 S. 801. Zuſahß zu 8 14 des Regul. Ebl. d. R. 


1888 * S. 751. 
"eu .„R. 1888 S. ‚1. 

s a "Gentralbl. 1868 5. 269 und Jahrbücher j. 3. u. ®. 1868 S. 113. 

—* Siehe Zollvertrag v. 30. März 1833, Sep.IUrt. 7 Mr. 5 bis 7; Vertrag v. 2. an. 
1836, Sep. Art. 9 Nr. 5 bis 7; Wertrag vom 19, Oft. 1841, Sep.-Art. 13 Wr. 5 bis 7, 
Schlufprot. bierzu Wr. 1 II, 

’) Tasielbe galt auch nach einem Großherzogl. Heſſiſchen Minifterialreifripte vom 
7. März 1836 für Offenbad). 
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vom 24. März 1832. Bereits bei den Verhandlungen über den Abjchluß 
des Vertrages wegen Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins war jedoch 
Preußiſcher Seits nad) Inhalt des Protofolles vom 12. April und 23. Mai 
1865 beantragt worden, Dieje laufenden Stonten auch auf andere Handelspläße 
auszudehnen, da im Folge der größeren Entwidelung des VBerfehres auch 
andere Plätze die Elemente für einen bedeutenden Zwijchenhandel mit fremden 
Waaren gewonnen hätten. Webrigens hielt man es auch nicht mehr für gerecht 
fertigt und mit den Grundſätzen des Zollvereins im Einklang jtehend, dieſe Be— 
günftigung als ein Privilegium einzelner Meßplätze aufrecht zu erhalten. Da diejer 
Antrag damals von verjchiedenen Zeiten Widerjpruch erfuhr, mußte die Ver: 
tagumg desjelben eintreten. Nachden jedoch der Zollverein durch den Vertrag vom 
8. Juli 1867 auf andern Grundlagen erneuert war und von Seite des Handels: 
Itandes mehrfache Gejuche auf Erweiterung der Befugniſſe für laufende Konten 
eingefommen waren, wurde von Seite der Preußischen Negierung der fragliche 
Antrag unter Vorlage eines Entwurfes zu einem Negulative für die laufenden 
Konten bei dem Bundesrathe am 5. Mat 1868 erneuert. 

Bei dem Entwurfe wurde davon ausgegangen, dab die Ertheilung nur 
an Großhandlungen, welche ein umfangreiches Gejchäft mit fremden Waaren 
betreiben, erfolgen könne und ein Akt des Vertrauens jet. Es wurde hervor— 
gehoben, daß nur für Gewebe und jog. Kurzwaaren ein Bedürfniß zur Kon— 
tirung beſtehe und daß den Meßplätzen die Begünſtigung in der bisherigen 
Weiſe verbleiben und nur auf andere Orte nach dem Ermeſſen der Direltiv— 
behörden ausgedehnt werden ſolle. Im Uebrigen ſchloß ſich der Entwurf an 
die bereits vorhandenen Regulative an, nahm jedoch auf diejenigen Kontrol— 
maßregeln Rückſicht, welche auf der vil. General-Zollkonferenz als zweckmäßig 
anerkannt worden waren. 

Der Bundesrath erkannte die Motive der Vorlage als richtig an und 
ſtellte das erwähnte Regulativ, welches in 38 Paragraphen zerfällt, faſt wört— 
lich nach dem Entwurfe feſt. 

Theils durch die Aenderung des Zolltarifs im Jahre 1879, theils durch 
die Verkehrsverhältniſſe und die Anſchreibung der v MWaarenmengen nach Kilo- 
gramm war der Bundesrath veranlagt, das Negulativ von 1868 bezw. 
Ss 2 durch Bejchluß vom 3. Juni 1882 abzuändern.') 

Für Lübeck war bereits 1868 ein befonderes Negulativ genehmigt worden, 
mn im Jahre 1878 und 1882 Aenderungen erfuhr.) 

Der Anſchluß Hamburgs und Bremens veranlahte den Bundesrat, am 
15. Dezember 1857 ein neu redigirtes Negulativ unter dem Titel: Konten: 
Negulativ?) zu bejchließen, welches am 1. Sanuar 1888 ins Leben trat. 

In dieſem neuen Negulativ find wejentliche Crleichterungen für den 
Ktontenverfehr zugeſtanden worden. 

Nach dem legten Abſatz in $ 1 fünnen nenerrichtete Großhandlungen aus: 
nahmsweile von der Führung des Nachweiſes entbunden werden, dal eines 
der in $ 2 vorgejchriebenen Kriterien von ihnen bereits erfüllt it, wenn nur 
Umstände nachgewiejen werden, daß der Umſatz den vorgeichriebenen Umfang 


R . Cbl. d. R. 1882 S. 277, wo die Aenderungen abgedrudt find. 
9) — des Yundesraths 1868 Nr. 92 Beil. II und Drudi, v. 1877 Nr. 125 u. 
Brot. 2. 7. Januar 1878 $ 17, $ 573 des Prot. v. 1879. Ebl. d. R. 1882 ©. 279. 
) Ebl. d. R. 1887 ©. 585. 
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erreichen werde. In 8 2 ſind außer den früher ſchon kontirungsfähigen 
Waaren noch lederne Handichube, Strohhüte, Hemlod- und ValdiviacLeder, 
Ledertuch, Wachstuch mit Ausnahme der groben, unbedructen Wachsmuffeline 
und Wachstaffet; Fußdecken aus Kamptuliken, Linoleum ?c., gefüttertes Pelz— 
werk, feine Waaren aus weichem Kautſchuck und feine Eijemvaaren zur Kontirnug 
neun zugelafien. 

Außerdem bejteht in S 2 unter Ziffer 9 eine wichtige Neuerung darin, 
daß dieſe zum Zwecke der Veredlung vom Konto ab: und jpäter nach 
Maßgabe ihrer Bejchaffenbeit im veredelten Zuſtande angeichricbenen Waaren, 
wie in 8 20 Abi. 4 und 5 näher angegeben it, bei der Bemefjung der Kri— 
terien-Erfüllung außer Anjag bleiben. Neun iſt ferner die Beſtimmung am 
Ende des $ 3, wonach von Einleitung eines Strafverfabrens abgejchen werden 
kann, wenn inländische Waaren bei der Ausgangsrevijion vorgefunden werden 
und der Betheiligte glaubhaft nachzuweiſen vermag, dal er von dem inländischen 
Uriprunge der Waaren feine Kenntniß hatte. Durch Bundesrathsbeſchluß vom 
23. Januar 1892') it in der 4. Zeile des $ 6-das Wort „eingeführten“ 
geitrichen und dafür „ein Konto zur Anjchreibung gelangten“ gelegt worden. 
Wie bereits bei $ 2 erwähnt wurde, iſt in 8 20 die Bearbeitung, Vervoll: 
fommnung oder Neparatur fontivter Waaren injoweit zuläſſig, als die Feſt— 
haltung der Identität in geeigneter Weile gejichert werden fann. Die Folge 
bievon it, daß in $ 21 unter lit. d die Abjchreibung diefer Waaren vom Konto 
vorgejchrieben it. 

Eine unter Umſtänden für die Zollverwaltung gefährliche Neuerung Liegt 
in der durch S 24 Abi. 5 gewährten VBergünftigung, niedrig belegte Waaren unter 
amtlicher Aufjicht loſe (unverpadt) zu verladen, wenn die Ausfuhr unter amt- 
licher Begleitung oder Naumverjchluß erfolgt. 

Dasjelbe gilt von der Vergünitigung in Abi. 3 des $ 25, wonach bei 
großem Gejchäftsandrange geitattet ijt, nur den 5. Theil einer größeren Waaren- 
pojt unter bejtimmten Umftänden netto zu verwiegen. 

Eine jehr weit gehende und unter Umjtänden der Zollverwaltung gefahr: 
bringende Begünftigung liegt ferner darin, daß in $ 27 den Direktivbehörden 
die Ermächtigung ertheilt iſt, nach Mafgabe des örtlichen Bedürfnijjes von 
den in den 88 13 (Abgabe der Eingangsanmeldungen), $ 16 (Erfordernifje 
der Anmeldungen), 8 17 (Weiteres Verfahren mit den Anmeldungen), 8 18 
(Nevifion der zu fontirenden Waaren), $ 19 (BZurücdbehaltung von Muftern), 
$ 23 (Abfertigung der ausgehenden Waaren), $ 24 (Abgabe der Ausgangs: 
deflaration), $ 25 (Nevijion der ausgehenden Waaren) und 8 26 (Nusfertigung 
der Begleiticheine) ee zu gejtatten. 

Die Beitimmung in $ 30 iſt die Folge der Zulaffung der Veredlung 
fontirter Waaren, wonach bei der Abjchreibung vom Konto ein Gertififat bei 
der Bollbehörde abzugeben it. 

8 31 enthält injoferne eine Neuerung, als die Abrechnungsperioden der 
Direftivbehörde überlafjen werden und am Schluſſe der erjten Hälfte eines 
jeden Jahres (dev Kontirungsperiode) von jedem Kontoinhaber eine nach der 
im nächjtvorhergegangenen Jahre erwachjenen Zollichuld bemeſſene Abjchlags- 
zahlung a conto der am Jahresichluffe zu bewirfenden Abrechnung zu machen iſt. 

Wenn im Laufe der Kontirungsperiode Tarifveränderungen eintreten, ſind 
die Konten abzujchliegen und die Yagerbejtände aufzunehmen, der Hollbetrag 


N Gbl. d. R. 1892 S. 91. 
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für den hierbei ermittelten Waarenabjag nach dem Inlande iſt jedoch erit bei 
der nächiten Jahresabrechnung zu erheben. (Lebter Abi. des $ 31.) 

Ber Gelegenheit der laufenden Konten wird es am Plate jein, auch die 
jog. Meßkonten der Meßplätze Leipzig, Frankfurt a. D., ‚Frankfurt a. M. 
und Braunjchweig, welche durch den Artikel 14 des Vertrages vom 8. Juli 
1867 und Ziffer 12 des Schlußprot. hiezu ihre fernere Giltigfeit behalten 
haben, einer Bejprechung zu unterziehen. 

Das bei der Gründung des Bollvereins nach langen Verhandlungen und 
vielfachen Schwierigfeiten angenommene Syitem der jog. Mehfonten war aus 
der Nothiwendigfeit hervorgegangen, einzelnen Meßplätzen, auf welchen jich ein 
bedeutender Zwiſchenhandel mit fremden Waaren gebildet hatte, diefen wichtigen 
Verkehr zu erhalten.‘) Da diejelben nur auf die Meßzeit beichränft waren, 
jo mußte man, um den Zwed zu erreichen, jowohl in Bezug auf die fonto- 
fähigen Waaren, als auch in Bezug auf die Benugung der Vergünftigung 
durch jeden Bejucher der Meſſe, alſo auch Auswärtige, vielfache Ausnahmen 
von den vertragsmäßigen und gejeglichen Verabredungen machen. 


Für die Mehfonten find daher bejondere Mehordnungen von den 
einzelnen Regierungen erlajfen worden und zwar für Frankfurt a. DO. vom 
31. März 18329), für Frankfurt a. M. vom 5. März 1836, für Leipzig vom 
4. Dezember 1833 und für Braunfchweig vom 21. Dezember 1841. 

Da zur Zeit für die fortlaufenden Konti, für welche die Vorjchriften mit 
in die Mehordnungen aufgenommen find, wie bereits ausgeführt worden it, 
ein bejonderes Negulativ erlaſſen worden ift, jo können diefe Ordnungen nur 
in Bezug auf die Meßkontos und joweit feine zollgejeglichen Bejtimmungen 
entgegenjtchen, noch in Geltung ſein. 

Sämmtliche vier Meßordnungen ftimmen mit wenig Ausnahmen fajt voll- 
jtändig mit der für Leipzig am 4. Dezember 1833 erlajienen überein. 


Während die Leipziger Mebordnung und diejenige für Frankfurt a. M. 
in 43 Baragrapben zerfällt, haben diejenigen für Braunjchweig und Frank— 
furt a. ©. 56 rejp. 52 Paragraphen, was daher kommt, dab die legtgenannten 
eine etwas andere Eintheilung der Paragraphen enthalten und weil für die 
Packkammern, für polizeiliche Beltimmungen, Mehkommijfionen, wegen der 
Dauer der Mejjen, wegen des freien Handels und der Polizei und Gerichts- 
bebörden beiondere Vorjchriften gegeben find, die aber eigentlich auf die Meß— 
fontt feinen Einfluß haben. 


Die wejentlichen Grundfäße diejer Meßordnungen, foweit fie 

die Meßkonti betreffen, jind mun folgende: 

a) Im Allgemeinen it als Negel zu beachten, dal; die zollgejeglichen 
Beltimmungen denen der Meßordnung, bei vorhandenem Widerjpruche 
beider, vorgeben. 

' Sowohl den Mehgütern fremder, als einheimicher Kaufleute werden 
Meßkonti bewilligt, jofern die Waaren unverzollt in der Mepitadt 
eintreffen und nach dem Tarife mit mehr als 4 Thlr. pro BZentner 
Eingangszoll belegt ſind. 


zZ 


I 
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) Durch Habinetsordre vom 28. Febr. 1834 ift der ſog. Mehrabatt in —— a. O. 
aufgehoben worden. Zur Zeit beiteht fein Mehlonto mehr in Frankfurt a. ©. und Braum- 
chweig. 
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Durch eine Verabredung in Ziffer 12 des Schlußprotofolles zu 
Art. 14 des Vertrages vom 8. Juli 1567 it jedoch bejtimmt, daß 
die unter Nr. 6f 2 und 3, Wr. 10e, Wr. 12g, Nr. 19a und b, 
Nr. 21a 1, Nr. 27 bedunde, Wr. 31ec, Nr. 35 b und ce, Nr. 38b 
e und d, Nr. 40b und c der zweiten Abtheilung des bis zum 1. Juli 
1865 giltig gewejenen Bereinszolltarifs begriffenen Gegenjtände, unge: 
achtet fie mit geringeren Zollſätzen belegt jind, auch fernerhin konto— 
fähig bleiben jollen. 

Ausgejchlojjen find alle Waaren, die im Tarife nach einem andern 
Maßſtabe, als nad) dem Gewichte, zollpflichtig erſcheinen, ebenjo die 
Materiale und Verzehrungsgegenftände und alle im Ausgange zoll: 
pflichtigen Waaren. 

c) Die Wirfung der Ktontirung it diejelbe wie bei den laufenden Konten. 
Wer einen Konto erlangen will, muß wirklicher Verfäufer in offener 
Verkaufsſtätte jein. 

Als geringite Waarenmenge für einen Meßkonto find jechs Zentner 
Nettogewicht feſtgeſetzt. 

f) Vermiſchte Lager von verſteuerten und unverſteuerten Waaren werden 

nur ausnahmsweiſe genehmigt.') 

Der in 8 111 des Vereinszollgeieges erwähnte Verkehr mit Waaren, 
welche vom Bereinslande mit Berührung des Auslandes in das 
Beretinsland verjendet werden, war ſchon früher ein Gegenstand, über den 
Berwaltungsvorjchriften erlaffen wurden, welche bis 30. Juni 1878 in Geltung 
waren und deren Modifizirung den oberjten Finanzbehörden überlaſſen war.) 
Mit 1. Juli 1878 trat das vom Bundesrathe beſchloffene neue Regulativ 
m Kraft.) Außerdem find zu erwähnen: das Negulativ über die Behandlung 
von jog. Paſſirgütern auf dem Bodenjee, ‘) und die Bejtimmungen 
über die Echiffsabfertigung zwiſchen den Medlenburgiichen 
Däfen und Preußiſchen Dftiechäfen.?) 

Hinfichtlih des in $ 112 erwähnten Meß- und Marftverfehrs 
iſt zu umterjcheiden zwijchen den unter den Wereinsjtaaten untereinander und 
zwijchen dem Zollverein reſp. Deutichen Neiche und den Nachbarjtaaten ver: 
tragsmäßig vereinbarten Grundjägen und jonjtigen Bejtimmungen. Obgleich 
nad) Ziffer 24 der Amveilung zum Vereinszollgejege binfichtlich der Beding- 
ungen und Stontrolen, unter denen die erwähnten Erleichterungen und Befrei- 
ungen eintreten können, im Allgemeinen die bisherigen Beltimmungen, mur 
injoweit fie nicht durch das Zollgejek ſalſo ohne Nüchicht auf vertragsmähige 
Beltimmungen) Abänderung erlitten haben, im Wirkſamkeit bleiben jollen, jo 
möchte es doc) hier am Plate fein, dieſe Materie auch in Bezug auf die 
Verträge mit fremden Staaten zu behandeln. 

$ 112 des 8.3.6. unterjcheidet zwischen der ZJollerleichterung für Waaren, 
welche aus dem freien Berfehre®) des Zollvereins jtammen und von ausländiichen 


en 
Du 


& 
— 


) S.a. Bbilippi, Beiträge zur Geſchichte der deutſchen Meſſen. Frankfurt a. O. 1857. 
25. — J & Jahrbücher 1835 S. 346 ff., 1870 S. 918, ahrblicher von 
1854 250, 1855 ©. 285 ff. 


” Abgedrudt im Gbl. d. R. v. 1878 5, 211. 
Jahrbücher 1870 S. 617. 

s) \ahrbücher 1871 S. 162. 

°, Nicht inländische allein, ſondern auch im freien Verkehr, nach erfolgter Verzollung, 
befu Folie — Nach den Motiven zum Vereins-Zollgeſetz.“ „Annalen“ 1869 
©. ff. zus 1 
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Meſſen und Märkten zurücdgebracht werden, und zwiſchen fremden Waaren, die von 
ausländischen Handels: und Gewerbetreibenden nach vereinsländischen Meflen und 
Märften gebracht worden find und wieder zollfrei ins Ausland zurückkehren jollen. 

Da im legten Sage der Anweiſung Nr. 24 zu Ss 112—118 des V. 3. G. 
der neue Zuſatz gemacht tft, daß bezüglich der zu gewährenden Erleichterungen 
die Beitimmungen unter Nr. 25—33 Anmweijung zu den 88 113—117 des 
8.3.8. gelten, jo werden dieſe ſtets bejonders zu beachten fein, wie jie viele 
neuen Borjchriften enthalten. 

a) Was die Zollabfertigung der inländijchen Jabrifate betrifft, 
welche mit dem Anſpruche auf Zollfveiheit bei der Rückkehr auf aus— 
ländische Mefjen und Märkte gebracht werden jollen, jo iſt hierüber 
von den Staaten des Zollvereins ein durch die Münchener VBollzugs: 
Kommiſſion vereinbartes Negulativ erlaſſen worden,') welches jedoch) 
nur inſofern noch als vollgiltig angeichen werden fann, als nicht 
neuere zollgejegliche und regulativmähige Beſtimmungen wideriprechen. 
Bezüglich des Meß- und Marftverfehrs der ausländijchen 
Handels und Gerwerbtreibenden Find hinſichtlich der Schweiz Die 
Berabredungen in Artikel 5 des Handels: und Bollvertrages vom 
10. Dez. 1891 und Ziffer V des Schlußprotofolles hiezu?) in Geltung. 
Bezüglich Oeſterreich-Ungarns gelten die Beitimmungen i in Artikel 
5 des Dandelövertrages vom 6. Dez. 1891 und des Schlußprotofolls 
zu diefem Artikel.) 

Bezüglich der Zollabfertigung der in $ 113 des B.3.6. erwähnten jog. 
Retourwaaren, d. h. derjenigen vereinsländiichen Erzeugnijje oder Fabrikate, 
welche außer dem Markt und Mehverfehre, auf Bejtellung, zum Kommiſſions— 
verkauf, zur Anficht, zu öffentlichen Ansjtellungen oder zum vorübergehenden 
Gebrauche nach dem Auslande gejandt worden jind und von dort zurücktommen, ‘) 
enthält die Amweijung zum V.3. G. unter Nr. 25 die neue Beſtimmung, 
daß Retourmwaaren, welche gegen Gewährung einer Abgabevergütung (Aus: 
fuhrbonififation) in das Ausland gejendet worden jind, gegen Erjtattung der 
gewährten Vergütung zollfvei gelaſſen werden fünnen.?) 

Ferner iſt hiernach zuläſſig, daß Waaren ausländiſchen Urſprungs, 
welche im Zollinlande eine Veredlung erfahren haben, als Retourwaaren unter 
Wiederbelaſtung mit dem beim Eingange zur Veredlung vorgemerkten Zoll— 
anſpruche zum Wiedereingange abgelaſſen werden fünnen ®) 

Bezüglich der Zollabfertigung von &egenitänden, welche ($ 114 des 
Vereinszollgejeges) aus dem Auslande zu öffentlichen Ausjtellungen 
eingehen und zollirei wieder ausgeführt werden jollen, gelten noch die auf der 
XV. General-Zolltonferenz vereinbarten Vorjchriften.?) 


b 


— 


NS. Schimmelpfennig, „Preuß. Zollgeleßgebung” 1838 S. 182 ff. Preußiſche 
Reitripte ; Pochhammer, ahrbücher für Zollgeſetzgebung und Verwaltung“ von 1834 
©. 359 Baner. Regulativ vom 26. März 1834, ©. 558 Württemb. Neal.) und S. 565 
(Sächſ. Regul. vom 26. März 1834); Nahrbücher für Yollgefehgebung von 1854 5. 356 
(Oldenb. Negul. vom 9. Tex. 1853). 

R.G.Bl. 1892 235. 

MB 1892 S. 3 ff. 

Bisher war für dieſelben geſetlich ein Anſpruch auf Zollfreiheit nicht vorhanden 
und wurde deren zollfreie Ablaſſung nur auf Grund von einzelnen Verabredungen unter 
den Vereinsregierungen zugeſtanden. 

°, Bundesrathsb. v. 23. Oft. 1879 8 320. 

Bundesrathsb. v. 17. März 1887, Gbl. d. R. 1887 5. 84. 

Jahrbücher 1857 2. 29 ff. 


— 


wo 
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Ueber die Zollbehandlung des ſog. Veredelungsverkehrs oder die 
Zollbegünſtigung für Waaren, welche zur Verarbeitung, zur Vervollkommnung 
oder Neparatur mit der Beitimmung der Wicderausfuhr eingehen, vder für 
Gegenitände, welche zu dem bezeichneten Zwecke nach dem Auslande gehen und 
in vervollfommmeten Zuſtande zurückkehren, nach $ 115 des B.3 ©. werden 
unter Nr. 26—31 der neuen Anweiſung zum 8.3.6. jehr ausführliche Vor— 
jchriften gegeben. 

Auch hier iſt zu unterſcheiden zwiſchen den Berabredimgen, welche unter 
den Bımdesregierungen und zwiſchen dieſen und den Negierungen der Nachbar: 
ftaaten gemacht worden jind. 

Hinfichtlich der eriteren kann im Allgemeinen als Norm angenommen werden: 

a) Daß die Identitätsfontrole beim Veredelungsverfehre hauptjächlic) durch 
amtliche Bezeichnung (mit bleiernen Stempeln oder Siegeln), ausnahms— 
weije aber auch, wenn die Bezeichnung nicht möglich it, auf andere 
Weiſe jtattzufinden hat. 

b) Daß ein Zollerlaß dann nicht jtattfinden darf, wenn die Waaren durch 
die Bearbeitung derartig umgewandelt worden, daß fie nicht wieder 
als die nämlichen Gegenjtände erkannt werden fünnen. 

ce) Der Wiederaus- oder Eingang tt nicht an das Ein- rejp. Ausgangs— 
amt gebunden. 

d) Geringe Gewichtsdifferenzen fünnen ohne Abgabenerhebung bleiben. 

e) Für die Zurücbringung der Waaren wird eine angemeſſene Frijt 
bejtimmt. ') 

Der Beredelungsverfehr und die Zollbegünjtigung bei der 
Ausfuhr von Fabrifaten aus ausländijchen Stoffen, jorwie die 
Bollbegünjtigung für gewiſſe Nobjtoffe jpielen in neuerer Zeit eine große Nolle 
für die Induſtrie, da es in vielen Fällen hierdurch nur möglich wird, mit 
dem Auslande erfolgreich zu concurriren und den Handel mit imländijchen 
Induſtrieartikeln zu fürdern. 

Abgejehen von dem fleineren und auf bejondere Wünjche bejtimmter Ges 
werbetreibender genehmigten Veredlungsverfehr find durch Vereinbarungen, Geſetze 
und Bundesratgsbejchlüffe, jorwie durch die Anweiſung zum Vereinszollgejege 
bejtimmte Arten von VBeredlung ausländischer Waaren zugeitanden und durch 
bejondere Negulative geordnet worden. Dahin gehören folgende: 

1. Die bereits durch den Zollvereinigungsvertrag vom 4. April 1833 Art. 23 
und Ziff. 12 des Schlußprotofolls hiezu verabredete Zollbegünftigung für 
metallene Materialien zum Neu: und Neparaturbau von See: 
Ichiifen?) wurde in das Zolltarifgejeg vom 24. Mai 1835 unter Ziffer 10 
des 8 5 mit aufgenommen und biezu am 9. Juli 1839 mit Wirfjamfeit vom 
1. Oft. 1889°) cin jog. Schiffbau-Regulativ erlafjen, welches alle Bes 
jtimmungen über das Verfahren beim Bau von Sceichiffen enthält, Für welche 
ausländische Materialien verwendet werden. 

2. Eine weitere Zollbegünftigung berubt auf der Verabredung im Schluß: 
protofolle Nr. 2 zu Art. 3 $ 7 des Vertrages über die Fortdauer des deutſchen 
Zoll: und Handelevereins vom 8. Juli 1867 und betrifft die Zollbegünfti- 
gung für Roh- und altes Brucheijen, welches für Eiſengießereien, 


i) s 37 des Sauptprot. der XIII. Generalzollkonf. S. 101 ff. 
2) Band IV der Verträge S. 12, 43 und 49. 
) Ebl. d. R. 1889 5. 431, 1892 5. 153. 
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Hammerwerfe und Walzwerfe zur Verarbeitung mit der Bejtimmung eingeht, 
die daraus gefertigten Waaren in das Ausland auszuführen oder für den 
Bau von Seejchiffen zu verwenden. ') 

3. It anzuführen die in Ziff. 28 der Anweiſung zum Vereinszollgeſetze 
aufgeführte Vergünftigung, wonach die oberiten Landesbehörden befugt jein 
follen, vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufs und unter Anwendung geeigneter 
Stontrole das zur Derftellung von Hufnägeln erforderliche, ausländiſche 
Ihmiedbare Eijen in Stäben, joweit es ohne Mitverwendung ins 
ländiſchen Eijens zur Anfertigung von Hufnägeln dient, welche für das Ausland 
bejtimmt ind, bei dem Nachweis der Ausjuhr der daraus gefertigten Nägel 
zollfvei zu belaffen. Beruht auf einem Bundesrathsbeichluffe vom 7. Juli 1881 
8 439). 

4, Die gleichfalls in Nr. 28 Ziff. 2 der Anweiſung zum Vereinszollgejche 
erwähnte Zollbegünftigung, wonach die oberjten Landesfinanzbehörden er- 
mächtigt ſein jollen, unter den bereits erwähnten Bedingungen das zur Her— 
ftellung von Telegraphendraht erforderliche ausländiiche Luppen— 
eijen, joweit es zur Anfertigung von Telegrapbendraht fiir das Ausland dient, 
bei dem Nachweiſe der Ausfuhr des daraus hergeitellten Drahtes zollfrei zu 
belajien, war bereits durch Bundesrathsbeſchluß vom 15. Nov. 1887 ertbeilt 
worden. ' } 

5. Ferner gehört hieher die durch S 7 Ziffer 2 des Zolltarifgeſetzes von 
1885 eingeführte Zollbegünſtigung, bezw. der Zollerlaß für Abfälle, 
welche bei den auf den ITranfitlagern bearbeiteten Bau- ımd Nutzhölzern 
entjtchen, umd welcher eintreten joll, wenn diejelben in das Ausland aus- 
geführt werden. 

6. Iſt hier zu erwähnen cin Bundesrathsbeſchluß vom 6. Dezember 1883, 
wonach Petroleum von den oberjten Yandesfinanzbehörden unter beitimmten 
Kontrolen und Bedingungen für Balmfernöl- und Gummifabrifen, jo 
wie für Betroleumraffinerte und für die mit deſtillirtem Petro- 
leum jich befaſſenden chemiſchen Fabriken zollfrei abgelaffen werden kann.“) 

7. Auf Grund der Beitimmung in $ 7 Nr. 3 des Bolltarifgejeges vom 
15. Juli 1879 wurden am 13. Mat 1880 vom Bımdesrath Beitimmungen 
getroffen bezüglich der Gewährung einer Zollerleichterung bei der 
Ausfuhr von Mühlenfabrikaten, welche aus ausländijchem Ges 
treide hbergeitellt jind.‘) 

Durch das Geſetz betreffend die Abänderung des Zolltarifgejeges von 
15. Juli 1879 und 23. Juni 1882°) wurde die Beitimmung in $ 7 Ziff. 3 
des erwähnten Gejeges wegen der Begünftigung für die Mühlenfabrifate 
wejentlich geändert. Hiedurch wird nämlich den Inhabern von Mühlen 
für die Ausfuhr der von ihnen bergejtellten Mühlenfabrifate eine Erleichterung 
dahin gewährt, daß ihmen der Eingangszoll für eine dev Ausfuhr entiprechende 
Menge des zur Mühle gebrachten ausländischen Getreides nachgelaifen wird. 
Zugleich iſt beſtimmt, daß die Ausfuhr der Miühlenfabrifate der Niederlegung 


Bundesgeſehbl. 1868 5. 83 und Bındesrathsb. hiezu v. 19. Dez. 1884. Ebl. d. R. 
1885 ©. 11 und Ziffer 29, 30 und 31 der Anweiſung zum Pereinszollgelege v. 1889, wo- 
nach biezu ——— Husnahmen zugelaſſen find. 

Ebl. d. R. 1887 ©. 559. 

” Cbl. h R 1883 5. 366, 

+ Abgedrudt im hl. d. R. von 1880 2. 300. 
>, 9.85.81. 1882 S. 59. 
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derjelben in eine unter amtlichen Verſchluſſe jtehende Zollniederlage aleichitehe. 
Ueber das in Nechnung zu ſtellende Ausbeuteverhältniß hat der Bundesrath 
zu beſchließen.) Ferner it bejtimmt, daß zur Mühle zollamtlich abgefertigtes, 
ausländijches, ſowie jonjtiges Getreide, welches in die der Stenerbehörde an- 
zumeldenden Räume gebracht it, in unverarbeitetem Zuſtande nur mit Ges 
nehmigung der Steuerbehörde veräukert werden dürfe. Auf Zuwiderhand— 
lungen wurde eine Strafe bis zu 1000 Mark geſetzt 

Nunmehr wurde am 27. Juni 1882 em Negulativ durch den Bundes— 
rath beichlojjen und publizirt. *) 

Durch Bımdesrathsbeichluß vom 2. Juli 1885°) wurden mehrere Aender— 
ungen an dieſem Regulative vorgenommen und zwar in dem S 4 bezüglich 
der Buchführung, in 8 5 bezüglich der Anjchreibung von Getreide mit 
verichiedenen Zolliägen, in $ 8 wegen der vierteljährigen Abrechnungen 
und im 8 9 wegen der Abjchreibung von Gemiſchen aus Roggen- und 
Weizenmehl, oder aus Gemifchen diefer Mehliorten, welche verjchiedenen Zoll 
ſätzen unterliegen. 

Durch einen Bundesrathsbejchluß vom 6. Februar 1890*%) wurde endlich 
beitimmt, dag Badwaaren aus Mebl, welches von den Müblen-stontos 
ſtammt, nicht zollfrei belaſſen werden dürfen. 

8. Für die durch S 7 Ziffer 3a und 4 des Zolltarifgeſetzes von 1885 
zugejtandene Zollerleichterung für die aus ausländischen Oelfrüchten hergeitellten 
Delfabrifate wurde am 4. Januar 1887 vom Preuß. Finanzminiſterium 
ein Regulativ erlaflen, da es durch Bundesratbsbeichlug vom 2. Juli 1885 
den Yandesfinanzbehörden überlaſſen war, dieſe Beitimmungen zu treffen. 

9. Eine wichtige Begünftigung im jog. Beredelungsverfehr üt 
für den ungejchälten Reis zugeſtanden, der in der Abficht eingeführt wırd, 
um auf inländischen Neismühlen gejchält zu werden. 

Nachdem auf der XI. und XI. General-Zolltonferenz’) die geitellten 
Anträge zu feiner Verſtändigung gerührt hatten, wurde Diejelbe auf dem 
Korreipondenzwege verjucht und in Folge einer hiebei gavonnenen Verftändigung 
auf der XI. Generalfonferenz eine Vereinbarung in Borlage gebracht, welche 
mit einigen Abänderungen genehmigt und zur Ausführung gebracht worden iſt.) 

Die Begünstigung bejteht bienach darin, das ungejchälter und von der 
Strohhülie befreiter Neis fortan unverzollt unter gewiſſen Nontvolen zur Ent— 
hülſung und Polirung an Neismühlen, welche innerhalb des Vereinszollgebietes 
gelegen find, im der Art abgelaſſen werden darf, day der Eingangszoll nur 
nach dem Bruttogewicht des aus der Neismühle bervorgegangenen Fabrikats 
zur Erhebung gelangt. Man war bei Gewährung dieſer Begünjtigung von 
der Abiicht ausgegangen, der inländischen Imduftrie einen Vortheil zu ge 
währen und auf einen billigen Preis des als nabrhaft anerfannten Reiſes bin- 
zuwirfen. Der Bereinbarung Sind Beltimmungen über die Kontrole von 
Mühlen, in welchen unverzollter Reis durch Schälen und Poliren verarbeitet 


3 S. 9 des Negulativs betr. die Gewährung einer Jollerleichterung bei der Ausfuhr 
von Miühlenfabritaten. 


2, GShl. dv. R. 1882 5. 2%. 
 Ghl. d. R. 1885 2. 11. 
+ Gbl. d. R. 1890 S. 39. 


>» 8 10 des Hauptprot. der XI. Gen Koni. und S 33 des Öauptprot. NIE Hen.Nonf. 
9 Ziebe Hauptprot. der XIII. Gen. Konf. 818 und Anlage IL; Jahrbücher }. 3. u. 
9. 1857 S. 322, 513 ff, 533, v. 1859 2. 102 1. 555. 
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wird, beigefügt. Auf der XV. Generalfonferenz hat das Negulativ mehrfache 
Aenderungen erfahren. ') 

Dieje Beitimmungen wurden durch ein neues, vom Bundesrat am 5. Juli 
1883 bejchlofienes Zollregulativ für Neisihälmühlen erjegt.*) 

10. Durch Bundesratbsbeichlußg vom 8. Mat 1869°) wurde für den Neis 
imjofern eine weitere Begünstigung gewährt, als c3 den Inhabern unver— 
ſchloſſener Privattranfitlager geftattet wurde, den Neis in denjelben unter der Bor: 
ausſetzung vermablen zu laſſen, dal im ‚Falle des Mißbrauchs die Befugniß wider: 
rufen void und daß zur Abſchreibung nur das wirkliche Gewicht des ausgedehnten 
Reismehles oder Grieſes ohne Berüchichtigumg des Abfalles gebracht werden darf. 

11. Den Vorschriften, welche im Jahre 1873) bezüglich der zollfreien Ems 
fuhr von Neis zur Stärfefabrifation vom Bundesrathe erlajien worden 
waren, wurden im Sabre 1874>) weitere beigefügt; durch Bundesrathsbeſchluß 
von 1880 wurden aber, unter Aufhebung aller früheren Borjchriften, die zur 
Zeit giltigen Beſtimmungen wegen der Zollbegünftigung der Neisjtärfefabrt- 
fation feitgeftellt,) wonach die Zolldirektivbehörden ermächtigt Jind, den In— 
habern von Neisjtärfefabrifen die Berzollung des zur Stärfefabrifation einge: 
führten Reife zum ermäßigten Zolljage von 1,20.M. für 100 Kg. nad) 
Anmerkung zu 25° des Holltarifs von 1879, jowie für die zur Ausfuhr ges 
langende Stärfe die Zollfreiheit des dazu verwendeten Neifes unter bejtimmten 
Stontrolen und VBorausjegungen zu gewähren. 

Am 2. Juli 1891 beichloß jedoch der Bundesrath ein neues Negulativ 
für Neisjtärfefabrifen, welches am 1. Juli 1891 ins Leben trat.‘) 

12. In der Situng vom 25. Juni 1891 beichloß der Bundesrath, die oberften 
Landesfinanzbebörden zu ermächtigen, Mineralöl (Nr. 29 des Zolltarifs), 
welches zur Neinigung, Raffinirung oder Deſtillirung emfchliehlich der Fabri— 
fation von Vaſelinöl und Vaſelin im inländischen Betriebsanftalten bejtimmt 
ift, mit der Maßgabe vom Eingangszoll freizulaflen, dal; von den daraus ge 
wonnenen Produften: Benzin, Yigrom und Betroleumäther, joweit diejelben 
nicht zu Schmier: oder Beleuchtungszweden Berwendung finden, unter Stontrole 
der Verwendung auf Erlaubnißſchein zollfrei zu belajjen, die übrigen aber wie 
ausländische zu behandeln jeren. Die Bedingungen, unter welchen dieie Be— 
günjtigung gewährt werden darf, find vom Bundesrathe feſtgeſtellt.“ 

13. Durch Bundesrathsbeichluß vom 31. Januar 18839 wurden die 
oberjten Yandesfinanzbehörden ermächtigt, nach Maßgabe bejonders gegebener 
Borjchriften, vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufes und unter Anordnung ſpe— 
zieller Kontrolmaßregeln, den zur Heritellung von condenfirter Milch 
erforderlichen Nobrzuder, joweit derjelbe ohne Mitverwendung von 
anderem Zucder verarbeitet wird, unter der Bedingung der Ausfuhr der jo her- 
geitellten fondenfirten Milch beziehentlich deren Aufnahme in das in Ziffer 4 
der Borjchriften bezeichnete Kabrifatlager zollfrei zu laſſen. 


) Jahrbücher F. 3. u. 3. 1862 2. 241. 
2) Ebl. d. R. 1888 5. 832. 
3 
4 


0 


Jahrbücher 1869 S. 454. 
Siehe „Annalen“ 1874 &. 91. 
) A. a. O. 1875 S. 885. 
Abgedr. im Gentralbl. des Deutſchen Reichs 1880 S. 414. 
2Cbl. d. R. 1891 S. 180, 
* Cbl. d. R. 1891 S. 211. 
Abgedruckt im Ebl. d. R. 1883 S. 40. 
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14. Nach Bundesrathsbeichluß vom 12, Dezember 1889 jollen Ume 
hüllungen der zur Veredelung eingegangenen Waaren, jowie Um— 
ſchließungen zu Schiffsbaumaterialien bejonders verzollt werden, wenn fie im 
Inlande bleiben. ') 

15. Nach dem Geſetz vom 22. April 1892, welches am 1. Auguft 1892 in 
Kraft trat,?) kann der Zoll für die dem Gehalt der Waaren von Cacao ent- 
jprechende Menge von rohem Gacao in Bohnen ganz oder theihveije 
im Falle der Ausfuhr von Waaren vergütet werden, zu deren Herftellung 
Cacao verwendet worden ift, ebenjo aber auch im Falle der Niederlegung 
jolcher Waaren in öffentlichen Niederlagen oder PBrivatlagern unter amtlichem 
—S und zwar nach Maßgabe der vom Bundesrathe zu erlaſſenden 
Beitimmungen. Dieje Ausführungsbeitimmungen erlich der Bundes: 
rath am 30. Juni 1892.) Hienach beträgt die Abgabenvergütung für 100 Kilo— 
gramm Gacaomajje 37,30 M-, für Chofolade 23,40 M. einſchließlich der Ber: 
gütung der Zuderjteuer für den darin enthaltenen Zucder, wobei bei Chofo- 
lade 64°/, auf den Cacaozoll und 36°, auf die Zuckerſteuer fallen. Die be 
jonderen Borjchriften und Bedingungen find in dev Anweiſung jpeziell aufgeführt. 


Für den Verkehr mit Defterreich find alle auf den Sereblung® 
verfehr bezüglichen Verabredungen durch die Erllärung vom 31. Dez. 1879, 
wodurch Artikel 6 des neueſten Handesvertrages vom 16. Dez. 1878, ſowie das 
hiezu gehörige Schlußprotokoll mit 1. Januar 1880 außer Kraft getreten 
iind, erlojchen. Der Handelsvertrag vom 23. Mai 1881 bat fie nicht wieder 
in das Yeben gerufen, ebenjo nicht derjenige vom 6. Dez. 1891.°) 

Für den Veredlungsverfehr mit der Schweiz ind zu rt. 5 des 
Zoll und Handelövertrages vom 13. Mai 1869 °) bejondere Beſtimmungen ver: 
abredet, welche am 27. Augujt 1869 in Karlsruhe vereinbart worden find. ®) 
Dieje Verabredungen gelten nach einem Abkommen vom 23. Mai 1851, joweit 
ſie den Beſtimmungen des Dandelsvertrags von 1881 nicht entgegenstehen, zur 
Zeit noch fort‘) und find im Handels- und Hollvertrage vom 10 De. 1891 
in $ 6 und im Schluhprotofoll hiezu aufrecht erhalten. * 

3u 8 116 des Vereinszollgejeges ſind bejonders zu erwähnen Die 
Borjchriften, welche die Bayerische Regierung am 6. Juni 1880 wegen 
des Verfehrs mit Weider und Futtervieh an der Oeſterr.Bayeriſchen 
Grenze erlaſſen bat”) und jene, welche am 17. März 1872 für die Kranz. 
Deutsche Grenze in Elſaß-Lothringen gegeben wurden. '" 

Zu Abſatz 2 in S 118 des Bereinszollgefeges bat der Bundesrath in 
Ziffer 32 der Anweiſung zum V.3. G. Beltimmungen getroffen, nach welchen 
von den oberjten Landesfinanzbebörden, Direftivbebörden und Dauptämtern 


N Ebl. d. R. 1890 5. 1. 

R.G.Bl. 1892 ©, 601 {. a. Beil. zu S. 58. 

2) Ebl. d. R. 1892 5. 479. 

++ S. das Nähere im XII, Abichnitte. 

) Bundesgeſetzbl. 1869 S. 603 ff.; Jahrbücher 1869 S. 617, 626, 641 ff. 

Abgedruckt in den Jahrbüchern für Zollgeſeßgebung ze. für 1869 S. 641; 1. a 
Abichnitt XII. 

’, Ebl. d. R. 1881 3. 260, und wegen des Verkehrs mit Stidereien Jahrbücher von 
1870 ©. 631. 

) R.G. Bl. 1892 5. 197 und 235 und Ebl. d. R. 1892 2. 82 wegen der Karlsruher 
Werabredung v. 1869. 

*, Amtsblatt der f. bay. a He v. 1880 S. 278. 

D Trudi. des Bundesrathes 1873 Nr. 150, 
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auch in anderen Fällen als in den in den SS 111—117 vorgejehenen aus 
Billigfeitsrüdjichten auf gemeinichaftliche Rechnung Zollfrei— 
heit gewähren fann. 

Zugleich sind VBorjchriften für das hiebei einzubaltende Verfahren 
gegeben. 

Bon den Kontrolen im Grenzbezirfe handelt Abſchnitt XV im den 
ss 119-124. Hiezu iſt in der Anweiſung und zu S 119 die Beſtimmung 
gegeben, daß Begleiticheine jowohl im Grenzbezirfe, als im Binnenlande als 
Transporrausweite dienen fünnen. Erwähnung verdienen die von dem fal. 
bayerischen Finanzminifterium in Amvendung des S 119 des 8.3.6. ge 
nebmigten Beſtimmungen für die Nontrole 

1. der nach Nr. 39 des Zolltarijs zum ermäßigten Zolljage von 20 M. 

eingehenden Zugochien von 21-5 Jahren, ') 

2. des nach Ziff. 4 der Anlage A (jegt Anlage C) zum Handelsvertrage 

mit Dejterreich zollfrei auf Weiden getriebenen Viehes, 

3. des inländischen auf ausländtiiche Weidepläge an der Grenze gebrachten 

umd von dort zollfrei eingehenden Viehes. 

Zum Bollzuge der Beitimmung im $ 121 Abi. 2 des Vereinszollgeſetzes 
bezüglich des Waanrentransports auf Gewäſſern iſt vom Bayerischen Minifterium 
am 6. Mai 1871 eine Verordnung erlafjen worden, welche für den Ver— 
fchr mit beladenen Fahrzeugen auf dem Bodenſee die Entfernungen 
beitimmt, bis auf welche derartige Waſſerfahrzeuge Jich dem Ufer nähern dürfen. *) 

Die Vorjchriften über die Ausitellung der in SS 122 und 123 des VBereinszoll- 
gejeges erwähnten Legitimations: und Verjendungsjcheine find durch die 
neuere Geſetzgebung nicht geändert; es wird deshalb hier auf die älteren Anweiſ— 
ungen, wie jie in Pochhammer's Jahrbüchern abgedrudt jind, Bezug genommen.) 

Eine aus den Zeiten des erjten BZollvereins ſtammende Beginftigung 
beitand darin, daß im fleinen Grenzverkehr Gegenftände, deren Boll 
wertb 1 Sgr. oder 3'/, Kreuzer nicht erreichte, zollfvei belajjen wurden.) 
Da dieſe Begünftigung verjchieden aufgefaßt und theilweije wicht gewährt 
wurde, jo wurde durch Bundesrathsbeſchluß vom 13. November 1875 (8 436) 
beſtimmt, dat der Mindeftbetrag der Zollerhebung auc für den kleinen Grenz 
verfcehr 5 Pfennige und das Mindeitgewicht der zu verzollenden Gegenjtände 
ho Pfund ſein ſolle.“ 

Was die in 88 126 und 19 des Vereinszollgeſetzes erwähnten Grenz— 
aufjichtsbeamten betrifit, jo jind denjelben außer den im Geſetze bemerften 
Befugniſſen auch durch beſondere ältere Verordnungen und Gejege bejtimmte 
Verpflichtungen auferlegt, ſind ihnen bezüglich des Gebrauchs ihrer 
Warren?) befondere Worjchriften ertheilt und für vie spezielle Dienſt— 
anmweijungen‘) in den einzelnen Staaten erlajjen. Die Grenzaufjeher find 

'; Amtsblatt der E. b. Generaldireftion der Zölle u. indirekten Steuern 1892 S. 345. 

*, Nabrbücher v. 1871 2. 423. 

2 RR 20 mmer, ‚jabrb. 1834 S. 450 fr, 455 ımd 1841 3.872; Jahrbücher 1854 

Bd. I der Verträge über die Bildung des ollvereins S. 74. 
>. noch Näberes in $ + des ‚Jolltarifgeießes vom 15. Juli 1879 8.8.81. 1879 
S. 207. Wegen der ZJollfreibeit von Poſtſendungen von 250 Gr. und Zollfreibeit aller 
Waaren unter 50 Gr. md Ausnahmen ſ. Ebl. d. R. 1882 ©. 337 u. 1886 ©. 9. 

%, Brot. vom 22. Aug. 1836 2.8, Bochbammer, Jahrbücher 1834 ©. 791, 1835 ©. 214. 

’, Eiche Bohhammer, Jahrb, 1834 3. 747 ff.; Münchener Vollzugs: Brot. v. 1836 
Ss 26 .®d. I ver Verträge S. 272. Zpäter wurden die Tienitanweilungen in manchen 
Ländern geändert, Jahrbücher 1854 S. 519, 777, 790. 
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in Fuß- und veitende Aufſeher eingetbeilt, bilden Stationen, welche mit 
mindeltens 2 Mann bejett find, und haben jogenannte Obergrenzfontroleure zu 
ihren nächiten Vorgejegten. Mehreren Oberfontroleuren it in einem Haupt: 
zollamtsbezirfe der Oberzollinjpektor vorgejegt: ') 


Die Strafbejtimmungen für die Lebertretungen des Zoll- 
geſetzes und der hiezu erlaffenen Ausführungsbeſtimmungen jind in den "Para: 
graphen 134—164 dieſes Geſetzes niedergelegt. Vor Allem iſt darin der Be 
griff und die Beltrafung der Stontrebande und Defraudation erörtert und 
werden jodann Webertretungen aufgeführt, welche den IThatbeftand der Kontre— 
bande und Zolldefraudation ausmachen. Im Weiteren wird die Strafe des 
eriten und weiteren Rückfalles normirt, es wird die Ktontrebande und Zoll— 
defraudation unter erjchwerenden Umständen, die Strafe der Theilmehmer und 
die Art der Bollitredung der Freiheitsitrafe und deren Folgen erörtert. Ferner 
fommen zur Erörterimg die Ordnungsjtrafen, die jubjidiariiche Vertretungs- 
verbindlichkeit dritter PBerjonen, die Beltimmungen wegen der Konfisfation, 
wegen des Zulammentreffens mit anderen ftrafbaren Handlungen, betreffend 
die Strafe der Beitehung, der Widerjeglichkeit, die Ummvandlung der Geld— 
ſtrafe in Freiheitsitrafe, Die Frage der Unbefanntichaft mit den Zollgejegen 
und die Verjährung der BZollvergehen.*) 

Folgende Erfenntnilie des Reihsgerichts jind bejonders von 
Intereſſe: 

1. Ein R.G.Erkenntniß v. 24. Oft. 1881, wonach entſchieden wird, daß 
die Vorjchrift in $ 136 Ziff. 5 lit. d des Vereinszollgejeges v. 1. März; 1869 
nicht blos auf den Fall sich bezieht, wo Jemand während des Transports 
von den Auffichtsbeamten betroffen wird, jondern auch auf den Fall, wo 
nachweislich ein Transport im Örenzbezirfe ohne Legitimation: 
jchein betroffen wird.) 

2. Ein R.-G.-Erfenntnig v. 22. April 1882, wonach der Thatbejtand der 
Bolldefraudation in den Fällen des S 136 Nr. 7 des Vereinszollgefeges nicht 
in dem Bezichen zollpflichtiger Gegenstände ohne Ausweis über Berzollung 
oder zollfreie Abitimmung, jondern in der Ihatjache des fich bierüber „nicht 
ausmweijen Könnens“ beitcht.‘) 

3. Ein R.-G.-Erfenntniß vom 11. Oft. 1882 über die Berehnung 
der Zolldefraudationsjtrafe bei einer von Mebreren gemeinschaftlich be: 
gangenen Zolldefraudation, dann über die Feſtſetzung der Strafe des ferneren 
Rückfalles wegen Kontrebande oder Bolldefraudation.") 


4. Ein R.G.Erkenntniß v. 5. Mat 1883, wonach gegen Denjenigen, 
welcher wegen Unternehmens der Hinterziehung djterr. Zollabgaben, 
jedoch nur als Gehilfe bejtraft wird, auf Einziehung der bei ihm 
vorgefundenen zollpflichtigen Gegenftände zu erfeunen iſt, 


S. Abichn. VII. 
‚ Die ausgezeichnete und gründliche Schrift Dr. Ernſt Yöbe's Yeipzig, Verlag von 

er. oiate 1890) behandelt das deutiche Zollſtrafrecht jo ausführlich, daß ſie zum 
Studium ſehr empfohlen werden kann und dem Verjaſſer erlaubt, ſich bier bezüglich dieler 
Materie kürzer zu fallen. 

) Pr. Gentralbl. 1882 < S. 4. 

NRA.a. 2 1882 S. 279. 

gl a. ©. 1883 &. 12. 
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mag er Eigenthümer derjelben jein oder nicht und mag der Hanptthäter im 
Deutjchen Reiche oder in Deiterreich verfolgt werden.') 

5. Ein R.G.Erkenntniß v. 2. Juli 1883, wonach die gemeinjchaft- 
liche Ausführung einer Kontrebande oder Zolldefraudation ein örtliches oder 
zeitliches Zuſammenwirken der biezu verbundenen Berjonen vorausjeht.?) 

6. Ein R.G.Erkemtniß vom 5. Nov. 1883, wonach der Transport 
zollpflichtiger Gegenjtände im Grenzbezirfen ohne vorjchrifts: 
mäßigen Zollausweis oder ohne mit der Waare übereinjtimmenden Zollausweis 
jtrafbar tt, auch wenn Die Gegenſtände nicht im Grenzbezirfe betroffen werden, 
jondern der Transport im Grenzbezirke anderswie nachgewieſen it.*) 

7. Ein R-G.Erkenntniß vom 26. Mat 1884, wonach der Transport 
zollpflihtiger Waaren, bezüglich deren der Zoll defraudirt worden ilt, 
von einem Punkt des Zollinlandes, wo die Waare augenblidlich niedergelegt 
war, an ihren eigentlichen Beitimmungsort, je nach den thatjächlichen Um— 
jtänden als Mitthäterſchaft oder als Begünftigung der Defraudation 
beurtheilt werden fann.*) 

8. Ein R.G.Erkenntniß vom 17. Sum 1884, wonach die Annahme, daß 
die Strafe der Konfiskation gegen einen Defraudanten nur dann er 
kannt werden dürfe, wenn derjelbe Eigentümer der defraudirten Gegenjtände 
iſt, als rechtsirrthümlich bezeichnet wird. 

Dasjelbe gilt auch vom Wertberjage an Stelle der Konfis— 
fatton.’) 

9. Ein R.G.Erkenntniß vom 5. Mai 1884, wonad) die Gehilfen- 
haft in der Thäterichaft aufgeht, aber fein realer Zujammen= 
fluß stattfindet, wenn ſich eine Perſon der Gehilfenichaft bei einer Boll: 
depraudation, außerdem aber einer, gemäß $ 136 des Vereinszollgejeges als 
jolcher jtrafbaren Handlung in Bezug auf diejelbe Waare jchuldig madht.‘) 

10. Ein R.G.Erkenntniß vom 24. Dftober 1884, wonach auch den Ge 
hilfen bei einer Defrandation die Strafe des Wertherjages trifft, ohne daß 
es darauf ankommt, ob er der Eigenthümer ift oder gewejen tft, wenn die 
Nonfisfation der eingejchwärzten Gegenſtände nicht mehr vollzogen werden 
faun.‘) 

11. Ein R.-G.:Erfenntnig vom 7. Nov. 1884, wonach die mit Ber- 
legung der BZollvorjchriften verübte Unterjchlagung zoll: 
pflichtiger Gegenitände neben der Strafe für die Unterjchlagung zwar 
die Zollftrafe nach ſich zieht, aber eine nachträgliche Verfolgung der That 
wegen der Zollitrafe nicht mehr ftattfinden fann, wenn die That in einem 
früheren Verfahren mit der Strafe der Unterjchlagung ohne Verhängung der 
Bollitrafe geahndet worden iit.*) 

12. Ein R-G. Erkenntniß vom 1. Nov. 1884, wonach bei dem Zus 
jammentrefjen der IThatbeftände aus $ 328 des Strafgejegbudes 
"Ma. O. 1883 
) A. a. D. 1883 


wa 
ð 
Sr 
Sr 


A. a. O. 1884 
Preuß. Gentralb 
>» A. a. O. 1885 
* A. a. O. 1885 15. 
’" Mreußb. Gentralbl. 1885 S. 109. 
"Ma. ©. 1885 S. 228. 


Pr — 
*— 7* 
2* * 
— 

(u 

ID 


GR) 
= 


Beſondere Vorichriften. Kingangszölle. 255 


und 8 134 des Vereinszollgeſetzes auf die in dem letztern angedrohte 
Geldjtrafe nicht zu erfennen tt. Die Vorjchriften in 8 158 des Bereins- 
zollgejeges ändern hieran nichts. ') 

13. Ein Neich8-Gerichts-Erfenntni vom 22, Dez. 1884, wodurch entjchieden 
ift, daß die im $ 158 des Vereinszollgejeges vorgeichriebene Straffumulation 
nicht allein die Fälle des realen, jondern auch jene des idealen Zu— 
fammentreffens umfaßt.” 

14. Ein R.G.-Erkenntniß v. 16. Jan. 1885,°) wonach die Täuſchung 
der Beamten durch ein ungeeignetes Denaturirungs- Mittel den 
Thatbeftand der Zolldefraudation erfüllt, wenn die Zollfreiheit der eingeführten 
Waare von der vorjchriftsmäßigen amtlichen Denaturirung abhängt. 

15. Ein R.G.Erkenntniß v. 6. Febr. 1885,') wodurch ausgejiprochen 
wird, daß der $ 161 des Vereinszollgejeges nur eine erhebliche Erfchwerung 
der Amtsthätigfeit vorausjeßt, aber nicht deren völlige Vereitelung. 

16. Ein R.G.Erkenntniß v. 17. Febr. 1885,°) wonach für die Ver- 
letzung des zollamtlichen Verſchluſſes derjenige Waarenführer ver- 
antiortlich ijt, welcher die Waare am Beſtimmungsorte zur Schluhabfertigung 
vorlegt. Im Eijenbabnverfehr bat jeder Angeſtellte die Funktion des 
Waarenführers, welcher Namens der Bahnverwaltung den Gegenjtand in Ver: 
waltung bat. 

17. Ein R.G.Erkenntniß v. 30. Juni 1885,°%) welches ausjpricht, daß 
auch jolche Perſonen jich der Mitthäterſchaft oder Beihülfe zur ver: 
botenen Einfuhr von Vieh jchuldig machen fünnen, welche ſich nur beim 
Transport des Viches jenſeits der Zollgrenze, aber nicht über diejelbe be— 
theiligt haben. 

18. Ein R-G.Erkenntniß v. 23. Dez. 1885,°) wonach der zollamtliche 
Waarenverjhluß unter den Begriff der öffentlichen Urfunde fällt und 
jede Fälſchung defjelben als Urkundenfätichung anzujehen und zu beftrafen ift. 

19. Ein R.-$.-Erfenntniß v. 7. Ian. 1886,°) wonach die dreijährige 
Berjährungsfrift des $ 164 des Vereinszollgejeges fich auf jümmtliche De 
fraudationsfälle erjtredt, alfo auch auf jolche, welche wegen der unter 150 Mit. 
bleibenden Höhe der angedrohten Geldjtrafe mur als Webertretungsfälle im 
Einne $ 1 des Neichsitrafgejegbuches erjcheinen. 

20. Ein R.G.-Erkenntniß v. 22. Febr. 1886,%) wonach en Rückfall 
im Sinne des $ 146 des Vereinszollgejeges vorliegt, wenn der 
wegen gemeinjchaftlicher Ausübung einer Kontrebande oder Defraudation Ver- 
urtheilte auf's Neue wegen einer jolchen in Gemeinschaft mit Anderen be- 

angenen Webertretung jtraffällig wird; dal die Bande beide Male aus den- 
Felben Berjonen bejtehen muß, wird nicht erfordert. 


nA. a. ©. 1885 5. 242. 
2) Mechtsfprechung des MNeichsgerichts Bd. 6 &. 838. 
° Preuß. Gentralbl. 1885 5. 334. 

) Preuß. Gentralbl. 1885 
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21. Ein R.G.Erkenntniß dv. 19. März 1886,', wonach die vertrags- 
mäßig im Auslande liegende Zollabfertigungsitelle in zollamt- 
licher Beziehung als Inland anzuſehen it und die Zollgrenze bildet. 

22. Ein R.G.-Erkenntniß v. 4. Mai 1886,°) wonach die Bejchlagnahme 
fontrebandirtev Gegenjtände für den Fiskus jofortiges, jedoch vejolutiv be- 
dingtes Eigenthum begründet Das Eigenthum fällt weg, wenn in dem ge 
ordneten Verfahren feitgeitellt it, daß die Gegenjtände der Konfisfatton nicht 
unterliegen. Neben dem Eigenthumsübergange beitehen die Wirkungen der 
Beſchlagnahme jo lange fort, als legtere von der Behörde nicht aufgehoben ift. 

23. Ein R.G.Erkenntniß v. 7. Juni 1886,°) wonad; das über cine 
Zolldefraude erkennende Gericht nicht gehindert jein joll, feſtzuſtellen, daß eine 
zollpflihtige Waare eingeführt wurde, wenn auch die Bejchaffenheit 
der Waare gänzlich unbekannt blieb. In diefem Falle kann nur auf Konfig- 
fation der Waare bezw. der hiefür jubjtituirten Geldjumme, nicht aber auf 
Strafe, jei es nach einem Marimal- oder Minimaltarifiage, erkannt werden. 

24. Ein R.-G.-Erfenntniß v. 11. Nov. 1836, wonach die unter unbe 
fugter Benugung des einer andern Berjon ertheilten Erlaubnißicheines erichlichene 
Vicheinfuhr außer der Zuwiderhandlung gegen die Einfuhrverbote 
auch den Thatbeitand der Kontrebande enthält. 

25. Ein R.G.Erkenntniß v. 21. Jan. 1887,) wonach Verordnungen 
der Steuerbehörden mit der Mahgabe erlafjen werden fünnen, daß ſie 
mit dem Tage der Ausgabe der Amtsblatt Nummer, in welcher die Veröffent— 
lihung erfolgt, in Kraft treten. 

26. Ein R.G.Erkenntniß v. 1. Febr. 1887,°) wonach eine jtrafbare 
Urfundenfälichung vorliegt, wenn Plomben, welche die Zollbehörde zum 
Verſchluſſe zollpflichtiger Güter angelegt hat, abgejchnitten und zur Täuſchung 
der Zollbeamten in andere Kolli mit zollpflichtigen Waaren angelegt werden. 

27, Ein R.G.«Erkenntniß v. 17. Oft. 1887,°) wonach Verzehrungs— 
gegenitände zum Reiſegebrauch ($ 5 Ziffer 4 des Zolltarifgejeges), 
welche Neijende nicht zum Neijebedarf, jondern zum Berjchenfen oder Berfaufen 
von vornherein auserjehen hatten, von der Zollbefreiung ausgeſchloſſen find. 

28. Ein R.-G.-Erfenntniß v. 1. Dez. 1857,°) wonach bei unrichtiger 
jpezieller Deflaration, auch wenn gegen den Deflaranten auf Grund 
8 137 bj. 2 und S 152 des Vereinszollgejeges nur eine Ordnungsitrafe 
jejtgejeßt wird, gegen denjenigen, welcher den Deflaranten zur unrichtigen 
Deklaration bejtimmt bat, als Anftister der Zolldefraudation nach 88 135, 
136, 1 e, 137 Abj. 1 u. 149 die Zolldefraudationsitrafe auszujprechen iſt, 
joferne derjelbe nicht nachweift, daß jeinerjeitS die Defraude nicht beabſichtigt war. 

29. Ein R.G.Erkenntniß v. 3. Ian. 1838,%) wonach die Beltimmungen 
des Vereinszollgejeges über gejegliche VBermuthung einer vollbrachten Defraudation 
auf Zuwiderhandlungen gegen die Öjterr.zungarijchen Zollgejege 
nicht anwendbar find. 


Preuß. Gentralbt. 1886 


- =. 240, 
BPreuß. Gentralbl. 1887 S. 44. 
Preuß. Gentralbl. 1887 S. 76, 
* Preuß. Gentralbl. 1887 5. 84. 
°, Preuß. Gentralbl. 1887 S. 108. 
%, Preuß. Gentralbl. 1887 =. 115. 
’, Preuß. Gentralbl. 1887 S. 506. 
Preuß. Gentralbl. 1889 S. 196. 
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30. Ein R.-G.Erkenntniß v. 21. Sept. 1888,') wonach das Innehalten 
des Weges im Sinne des 8 136 Ziffer 5b des Vereinszollgejeges auch das 
Innehalten des im Zollausweiſe bezeichneten Anfangorts umfaßt. 

3l. Ein R.G.Erkenntniß dv. 29. Oft. 1888,?) wonach der Inhaber 
eimes gemijchten Privattranjitlagers für Getreide, welcher aus- 
ländiſches Getreide vom Lager zur Verſendung mit Begleitichein I an einen 
im Genujje eines Bollfonto befindlihen Mühleninhaber 
(S 7 Biffer 3 des Bolltarifgejeges) abmeldet, dasjelbe aber demnächſt unverzollt 
in den freien Berfehr bringt und dem Mühleninhaber ſtatt deſſen inländijches 
Getreide verabfolgt, ſich hiedurch nach $ 136 Ziffer 9 des Vereinszollgejeßes 
einer mit dem 6fachen Betrage des vorenthaltenen Zolles zu ftrafenden Zoll- 
defraudation jchuldig macht. 

32. Ein R.G.Erkenntniß v. 11. April 1889,°) wonach unter Schweine— 
fleijch im Sime des Einfuhrverbotes auch Magen und Gedärme, Zunge, 
Gaumen und Lungen der Schweine zu verftchen jind. 

33. Ein R.-&.-Erfenntmiß v. 29. Aprit 1889, wonach auch dann 
Bandenjchmuggel vorliegt, wenn ein Kind unter 12 Jahren dabei be 
theiligt üt. 

34. Ein R-Ö.-Erfenntniß v. 29. April 1889,°) wonach die Strafbarfeit 
der Zolldefraudation erjt mit dem Augenblide der Grenzüberfchreitung 
der zollpflichtigen Waare begimnt. 

35. Ein R.G.Erkenntniß v. 1. Juli 1889,°) wonach eine Zolldefraudation 
dadurch vollbracht wird, wenn Jemand durch mehrere Berjonen gleichzeitig 
oder wiederholt und juccejjive größere Waarenmengen, welche an und 
für jich im einzelnen nach ihrer Menge nicht zollpflichtig jind, aber zujammen 
ZoU zu zahlen haben, einführen läßt. 

36. Ein R.G.Erkenntniß v. 15. Dft. 1889, °) wonach die Konfis— 
fation jolcher Waaren nicht zu erfolgen hat, welche aus einer Zollniederlage 
geitohlen und im den freien Verkehr widerrechtlich gebracht wurden. 

37. Ein R-G.-Erkenntniß v. 30. Dez. 1889,°) wonach derjenige, welcher 
ein zur Begehung einer Kontrebande benöthigtes Werkzeug dem Thäter im 
Auslande wiljentlich zum Zwecke der Benugung bis nach Ueberjchreitung der 
Grenze überläßt, wegen Beihülfe jich ftrafbar macht. 

38. Ein R.-G.-Erfenntnig v. 27. Schr. 1890,°) wonach die Beftimmung 
in $ 17 des zwiſchen Deutichland und Oeſterreich-Ungarn vereinbarten Zoll 
fartells die Anwendung des deutſchen Strafgejeges und die Zuftändigfeit der 
deutjchen Gerichte zur Bejtrafung der von einem djterr. Staatsangehörigen im 
Deutjchland begangenen Uebertretung deutjcher Zollgeiege nicht ausſchließt. 

39. Nach demjelben Erfenntnifje ſind die Begriffe von Konfisfation 
8 135 des Vereinszollgejeges) und Einziehung im Sinne des $ 319 der 
Strafprozeß-Ordnung gleich. 


" Mreuß. Gentralbl. 1889 S. 5. 
2) Preuß. Gentralbl. 1889 ©. 109. 
’) Amtsbl. d. bayer. Generald. der Zölle ıc. 1890 ©. 35. 
N a D.18% ©. 37. 
%. a. D.18% ©. 37. 
°, Preuß. Gentralbl. 1890 ©. 35. 
) Amtsbl. d. bayer. Generaldir. ꝛc. 1890 ©. 42. 
) Vreuß. Gentralbl. 1891 ©. 31. 
) Preuß. Gentralbl. 1891 S. 68. 
Annalen bed Tertihen Reihe, 1898. 17 
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40. Ein R.G. Erkenntniß v. 20. März 1890,') wonad) die Beſtrafung 
wegen Zolldefraudation die gleichzeitige Beitrafung wegen Betrugs ausjchließt. 

41. Nach demjelben Erfenntniffe liegt eine Zolldefraudation auch dann 
vor, wenn die Zollfajje durch faliche Borjpiegelung veranlaßt worden it, 
einen Theil der hinterlegten Zollgefälle zurüdzuzablen. 

42. Ein R.-G.-Erfenntmiß dv. 3. Juli 1890°) jpricht jich dahin aus, daß 
bei gleichzeitiger Aburtheilung mehrerer real fonfurrirender Zoll: 
vergehen und bei Abmejjung derjenigen Freiheitsſtrafe, welche 
im ‚alle der Uneinziehbarteit der in eriter Reihe erfannten Gelditrafe an die 
Stelle der leßteren treten joll, der gejeglich zuläſſige Höchjtbetrag der Frei: 
heitsjtrafe nicht durch S 162 des Bereinszollgeiehes auf 1 Jahr, jondern 
durch 8 78 des Strafgejegbuches auf 2 Jahre Gefängniß begrenzt ift. 

43. Ein R.G.Erkenntniß v. 4 Juli 1890°) jpricht aus, daß in Preußen 
jowohl Grenzbeamte al$ Gendarmen für die Beichlagnahme von Gegen: 
jtänden, welche dem Einfuhrverbote zuwider eingebracht werden, zuftändig ſind. 

44. Ein R.G.Erkenntniß v. 11. Juli 1890%, wonach das Delift der 
tontrebande vollbracht it, jobald der verbotene Gegenjtand über die Grenze 
in das Inland verbracht worden ift. Der Ihatbejtand der Uebertretung er: 
fordert nicht, dal der Thäter mit dem verbotenen Gegenitande die nächite 
Zollſtelle paſſirt bat. 

45. Ein R.G.Erkenntniß v. 18. Oft. 1890° ſpricht aus, daß die wiſſent— 
liche Berlegung des Einfuhrverbotes von Schweinen, Würſten und 
Schweinefleiich, welches zur Verhütung anſteckender Krankheiten angeordnet 
it, nach) 8 327 des Strafgejegbuches itrafbar it. 

46. Nadı einem N.-&.-Erfenntniß v. 29. Jan. 1891°) bat die Mburtheilung 
der Dauptichuldigen und der für legtere Ttrafrechtlich verantwortlichen 
Theilnehmer gleichzeitig zu erfolgen. 

47. Ein R.G.Erkenntniß dv. 19. März 1891') entjcheidet die Frage, wer 
der Ihäter einer Zolldefraudation ift, wenn über zollpflichtige Gegenjtände, 
welche aus dem Auslande eingegangen umd zur Durchfuhr deflarirt find, auf 
- dem Transporte eigenmäcdhtig verfügt wird umd wann Dicje Zoll— 
defrande vollendet it. 

Das in $ 165 des Vereinszollgejeges enwähnte Verfahren in Zoll: 
jtrafjachen iſt mach den Landesgejegen zu vegeln,’) es jind jedoch hiefür 
nachjtehende bereit auf der I. Generalfonferenz vereinbarte Grundjäge noch 
jet maßgebend :*) 


) Preuß. Gentralbl. 1891 S. 50. 
*) Preuß. Gentralbl. 1891 S. 87. 
* Preuß. Gentralbl. 1891 ©. 67. 
+ Preuß. Gentralbl. 1891 ©. 76. 
) Preuß. Gentralbl. 1891 S. 74. 
) Preuß. Gentralbl. 1891 5. 224. 
) Preuß. Gentralbl. 1891 5. 265. 


”) Preuß. Geſetz v. 23. ‚an. 1838 8 28—63 Geſetzesſammlung v. 1838 5. 74), j. über 
das preuß. Verfahren in Boll: und Steuerſtrafſachen: Röhr, die Strafgefehgebung und 
das Strafverfahren in Zoll und Steuerjachen. Breslau 1870. Geſetz v. 5. Nuli.1872 für 
Eljaß-Lothringen („Annalen“ 1872 5. 1330); ftebe die Bayer. Anweilung vom 2. Oft. 1879. 
Amtsblatt der General: Zoll Ndminit. v. 1879 ©. 455 ff. und Inſtruktion v. 5. April 1880. 
Amtsbl. v. 1880 S. 171 und Yöbe, Deutiches Zollitrafrecht. 

Beſonderes Wrot. v. 24. Aug. 1836 1. General-Zoll Konferenz v. 1836), 
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a) Die vorläufige Feititellung des Ihatbeitandes, jowie die Verfügung 
derjenigen Mahregeln, welche erforderlich find, damit jeiner Zeit die 
Strafe an dem Ihäter vollzogen werden fünne, jind Sache der Zoll 
behörde. 

b) Die von den Zollbeamten oder Bedienjteten zur Feſtſtellung des 
Thatbeſtandes einer Zollübertretung aufgenommenen Brotofolle haben 
Öffentlichen Glauben. 

ec) Tas Verfahren wird liberall vor Amtswegen jummariich und im 
Unterfuchungswege geleitet. 

d) Es wird Vorfehrung dahin getroffen werden, daß die einer Zollüber: 

tretung Angejchnldigten in allen Fällen, in welchen es neben der 

Konfisfation des defrandirten Gegenstandes nur auf cine Gelditrafe 

ankommt, die Befugnis erhalten, fich, ohne weitere Verhandlung vor den 

gewöhnlichen Gerichten, dem Ausipruche der Zollbehörden zu unterwerfen. 

Für die Ordnungsſtrafen wird cs als wünſchenswerth erachtet, jolche 

von den Zollbehörden unmittelbar ausgejprochen zu jehen, und da— 

gegen nur den Nefurs an die höhere Verwaltungsbebörde zuzulafjen. 

In denjenigen Yändern, in welchen nach den bejtchenden Gejegen 
auch im jolchen Sachen entweder der Nichter oder cine andere Ver: 
waltungsbebörde enticheidet, wird es hierbei zur Zeit bewenden müſſen. 

Die Geldbußen in Zollfachen und der Erlös aus den Zollfonfisfaten ') 

werden in jedem Yande zum Welten der BZollbedienjteten, ſei es 

unmittelbar für die bei der Entdeckung der Mebertretung mitwirtenden 

Berjonen ®) oder zur Bildung eines Fonds zu Belohnungen und 

Unterjtügungen des Zollperjonals und der Hinterbliebenen der Zoll— 

bedienfteten verwendet. 

Das Zollfartell v. 11. Mai 1833, welches zwischen Preußen, Kurheſſen 
und Großherzogthum Hefien, Bayern, Württemberg, Sachjen und den Staaten 
des Thüringiſchen Handelsvereins abgejchloffen worden ift und jegt als Neichs- 
imjttution gilt, hat nur noch für das adminiftrative Strafverfahren 
Bedeutung, da das gerichtliche Verfahren durch die Strafprozehordnung 
Bud, 6 Abjchn. 3 geregelt it. | 

Diejes Zollfartell erftredte jich urjprünglich nur auf Kontraventionen 

egen die Zollgejege, emichliehlich der Ein= und Ausfuhrverbote, 

A auf Dinterziehungen der Ucbergangsabgaben. Durh Nr. 7 in 7 

des Schlußprotokolls zum ‚Zollvereinsvertrage vom 4. April 1853 wurde 

feine Wirfjamfeit auf die Rübenzuderjteuer und durch die Uebereinfunft vom 

8. Mai 1867 Nr. 7 auch) auf die Salzabgabe ausgedehnt. Es wurde ferner 

in Geltung gebracht für die Branntweinjteuer für die Staaten der Brannt— 

weinjteuergemeinjchaft vor dem Jahre 1868 durch Art. 3 des Vertrages vom 

23. Jumi 1864, Urt. 1 des Vertrages vom 27., 30. April 1867 und Art. 5 

des Vertrages vom 9 April 1868. In Mecdlenburg- Schwerin und Lübeck 

trat es durch bejondere Verkündigung bei deren Eintritt in den Hollverein in 

Kraft. Bezüglich der Bier: und Tabaffteuer iſt durch die Gejege vom 

3l. Mai 1872 und 16. Juli 1879 bejondere Fürjorge getroffen.*) 


ee) 


f 


— 


Bezüglich des Verfahrens bei Verkauf der Konfiskate ſ. Bundesrathsbeſchluß vom 
5. Juli 1882. Ebl. d. R. 1882 ©. 341). 

) Die fogenannten Aufbringerantbeile find abgeichafft. EN u 

”, Siehe das Nähere bei Delbrüd, Art 40 der Neichsverfafliung S. 20 ff. und 
Löbe, Yollitrafrect. 


17" 
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Außerdem bejteht noch das am 31. Juli 1881, erneuert am 6. Dez. 1892, 
mit Oeſterreich-Ungarn abgejchlojjene Zollfartell und das Reichsgeieh 
vom 17. Juli 1881, betr. dic Beitrafung von Zumiderhandlungen 
gegen die öfterreichiichen Bollgejege.') 

Durh 8 5 des Einführungsgejeges vom 1. Febr. 1877°) zur Straf 
prozeßordnung für das Deutiche Neich iſt bejtimmt, daß die prozeß— 
rehtlihen Vorſchriften der Neichsgejege (alſo auch des als Reichsgeſetz 
anzujehenden Bereinszollgejeges vom 1. Juli 1869) nicht berührt werden, 
und der $ 6 desjelben Gejeges vom 1. Februar 1877 beitimmt, daß Die 
landesgejeglichen Beitimmungen über das Berfahren im Verwaltungsweg bei 
Uebertretungen gegen die Vorjchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben 
und Gefälle, allo auch der Zölle, von der Strafprozekordnung nicht tangirt 
werden jollen. Die Strafprozehordnung vom 1. Februar 1877 enthält jedoch in 
den SS 459-469 bejtimmte Vorjchriften für das Strafverfahren der 
VBerwaltungsbehörden, welche jeit 1. Oftober 1879 mahgebend find:?) 

1. Die Strafbejcheide der Berwaltungsbehörden wegen Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle dürfen mur Geldſtrafen, jowie eine etwa 
verwirkte Einziehung, feitjegen. 4) 

2. Der Strafbejcheid ) muß außerdem die jtrafbare Handlung, das 
angerwendete Strafgejeb und die Beweismittel bezeichnen, auch 
die Eröffnung enthalten, daß der Bejchuldigte, ſofern er nicht eine 
nach den Gejegen zugelafjene Beſchwerde an die höhere Verwaltungs- 
behörde ergreife, gegen den Strafbeicheid binnen einer Woche nach der 
Bekanntmachung jowohl bei der Verwaltungsbehörde, welche denjelben 
erlafjen, als bei derjenigen, welche ihn bekannt gemacht hat, auf ge 
richtliche Entjcheidung antragen fünne. 

3. Der Strafbejcheid wirft in Betreff der Unterbrechung der Ver— 
jährung®) wie eine richterliche Handlung. 

4. Wird auf gerichtliche Entjcheidung angetragen, jo überjendet die 
VBerwaltungsbehörde, jalls ſie nicht den Strafbejcheid zurücknimmt, die Akten 
an die zuftändige Staatsanwaltjchaft, welche jie dem Gerichte vorlegt.*) 

5. Im Betreff der Wiedereinjegung in den vorigen Stand‘) 
finden die Beitimmungen in $ 455 der Strafprozeßordnung entjprechende 
Anwendung.) 

6. Iſt der Antrag rechtzeitig eingebracht, jo wird zur Hauptverhand— 
lungvor dem zujtändigen Gerichte, ohne daß es der Einreichung 
einer Anklagejchrift oder einer Entjcheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens bedarf, gejchritten.'?) 


2 S. Abfchnitt XII und R.G.BL. 1881 S. 123 ff. und R.G.Bl. _1892 S. 68. 
S. R.G.Bl. 1877 ©. 847. Löbe, das deutiche Zollitrafreht S. 175. 

E.a. a. OD. 187 ©. 336 ff. 

*) 8 459 der Strafprozeßordnung. 

5) Die Straffeftiegungen im — erfolgen nur durch Strafbeſcheid., 
Die Einlegung des Nehuries fann nur gegen einen wirklichen Strafbeicheid erfolgen und 
ſchließt dann die Anrufung der — E —— aus. 

© ©. a. $ 453 der St. P.O 

ng 460 der St.P. O. 
)8 4 ff. der St. P.O. 
9 8461 4. a. O. 
9 8 462 Abi. la. a. O. 


2 


10. 
11, 


12. 


13. 


14. 


15. 


0 —* 
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Bis zum Beginne der Hauptverhandlung kann von Seite des Beſchuldigten 
der Antrag zurückgenommen werden.) 


. Dt die in einem vollſtreckbaren Strafbeſcheide der Verwaltungsbehörde 


jejtgejegte Geldſtrafe vom Bejchuldigten nicht beizutreiben und 
deshalb die Umwandlung im eine Freiheitsjtrafe?) erforderlich, 
jo ijt diefe Umwandlung nach Anhörung des Staatsanwaltes und des 
Beichuldigten durch gerichtliche Entjcheidung auszujprechen, ohne 
daß der Strafbejcheid einer Prüfung des Gerichtes unterlicgt.?) 


. Die Entjcheidung über die Umwandlung erfolgt, wenn für eine 


Urtheilsfällung das Schöffengericht zuitändig gewejen wäre, durch den 
Amtsrichter, in den übrigen Fällen durch Beſchluß des Land— 
gerichts.*) 

Gegen diefe Entjcheidung findet Jofortige Bejchwerde jtatt.®) 
Die Verwaltungsbehörde iſt dann befugt, jelbit Auflage 
zu erheben, wenn fie jelbft feinen Strafbeicheid erlafjen hat und der 
Staatsamvalt den an jie gerichteten Antrag auf Verfolgung ablehnt. 
In jolchen Fällen bat die VBerwaltungsbehörde einen ihrer Beamten 
oder einen Nechtsanwalt als ihren Vertreter zu beitellen und diejen in 
der Anklage namhaft zu machen.*) 

Die Staatsanwaltſchaft ift in jeder Lage dieſes Verfahrens 
(Ziffer 11) zu einer Mitwirkung berechtigt. Diejelbe muß bei der 
Hauptverhandlung vertreten ſein, und bat die gerichtlic) angeordneten 
Ladungen zu derjelben zu bewirken. Derjelben find alle im Laufe des 
Verfahrens ergebenden Entſcheidungen befannt zu machen.‘) 

Das Verfahren auf die von der Berwaltungsbehörde erhobene Anklage 
regelt jich im Uebrigen nach den für die Brivatflage gegebenen 
Beltimmungen.?) 

Die Verwaltungsbebörde fan ſich der Verfolgung ans 
ſchließen, wenn der Bejchuldigte gegen einen Strafbejcheid derjelben 
auf gerichtliche Unterfuchung angetragen oder der Staatsanwalt Anklage 
erhoben hat. Im diejen Fällen hat die VBerwaltungsbehörde, wie bei 
einer von ihr erhobenen Anklage,) einen Vertreter zu beitellen. 
Jedoch fommen bei diefem Verfahren die für den Anjchluß des 
Berlegten als Nebenkläger') gegebenen Beſtimmungen zur Ans 
wendung. '') 

Hat die Berwaltungsbehörde jelbjt die Anklage erhoben oder jich 
der Verfolgung angejchlofien, jo jind ihr das Urtheil und alle 
jonjtigen Entjcheidungen, auch wenn fie bei der Verfündigung 
derjelben vertreten war, zuzujtellen. '®) 


8 462 Abi. 2 der StPO. j 
8 28 des Strafgelegbuches fir das Deutiche Reid). 


8 463 Abi. 1 der St. P.O. 
8 463 Abi. 2 a. a. O 
s 463 Abi. Ba. a. O. 
8 464 a. a. O. 
S 465 a. a. C. 
8 466 a. a. ©. u. SS 414-434 a. a. O 
©. 8 464 aa. 0. 
©. 58 435 —446 a. a. O. 
©. 5 467 a. a. O. 
5.8468 a. a. O. 
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16. Die Friſten zur Einlegung der Nechtsmittel beginnen für 
die Verwaltungsbebörde erit mit der Zuſtellung. 

Zur Anbringung von Neviiionsanträgen' md zur Gegen- 
erflärung?) auf jolche jteht der Verwaltungsbehörde eine Friſt von 
einem Monate zu.°) 

Auf Grund der vorftchenden gejeßlichen Beltimmungen und der, noch 
aus früherer Zeit giltigen, oben erwähnten Grundſätze wurden von einigen 
Landesregierungen bejondere NWorjchriften für das Verfahren im 
Zoll: und Steuerjtrafiachen für die treffenden Behörden gegeben, welche 
in den Amtsblättern der Direftivbehörden veröffentlicht wurden.*) 

Diejes administrative Strafverfahren gilt für ſämmtliche VBerbrauchsitenern 
des Deutjchen Zoll- und Steuergebietes; zugleich aber it den Hauptamts— 
Dirigenten eine Befugnig zur Niederjchlagung von Ucbertretungen, 
bei denen die binterzogene Abgabe nicht über 3 fe. beträgt, ſowie für 
Ordnungswidrigkeiten eingeräumt. Ten Direktivbehörden iſt die Befugniß ein- 
geräumt, als zweite Inſtanz bei adminijtrativen Enticheidungen oder auch ın 
eriter Inſtanz von Beſtrafung abzujehen. Belondere Erwähnung verdient ein 
Bundesrathsbejchlußg vom 12. April 1831,°) wonach die oberiten Yandes-Finanz- 
behörden ermächtigt wurden, die Vorjteher der für die Schlußabfertigung von 
Waaren der Tarimummern 2e/l, 2 u. 3 und 22 a/b (Baumwoll- und Leinen: 
Garne) zu andern als den höchiten Süßen der treffenden Tarifnummern 
zuftändigen Holljtellen bezw. die denjelben vorgejegten Hauptämter und Direftiv- 
behörden für befugt zu erklären, in dem Fällen. in denen der Reviſionsbefund 
eine mit einem höheren Zolle belegte Feinheitsitaffel, als die in der Deklaration 
angebotene ergibt, von der Einleitung eines Strafverfahrens abzujehen, ſofern 
es jich hiebei um eine 5 Prozent nicht überjteigende Abweichung von der 
höchiten Feinheitsnummer der in der Deklaration angebotenen Feinheitsſtaffel 
bezw. bei Garnen der Wr. Ze/la, 2x, 34 des Tarifs um eine Abweichung 
von nicht mehr als einer Feinheitsnummer handelt und nach den Umständen 
eine Defraudation zweifellos nicht beabjichtigt war. 


2. NRübenzuderitener. 


Die erjte Anregung zur Beſteuerung des Rübenzuckers“) im Zollverein ging 
ſchon auf der erjten Generalfonferenz des Jahres 1836 ın München von der 
Bayerijchen Regierung aus. Nach 8 39 des Hauptprotofolls von 1836 S. 94 
bemerkt nämlich der Bayerische Bevollmächtigte, das die Runkelrübenzucker— 
Fabrikation ein Gegenitand jei, der mit Rückſicht auf neuere Ergebniffe in 





5.8384 der St. P.O 

2 S. 8 387 a0. O 

S. 8 469 a. a. O 

S. Amtsblatt der bayer. Generalzoll⸗Adminiſtration von 1879 5.456. In Preußen 


ſind neue Vorſchriften bis jetzt noch nicht erlaſſen. Zu erwähnen iſt ein Bundesrathsb. vom 
5. Juli 1882 (Gentralbl. des Reiches 1882 ©. 341), wonach Konfiskate aus Zollprozeſſen 
nur dann in den freien Verkehr geſeßt werden dürfen, wenn durch den Verkauf der Zoll 
gededt worden iſt. 

°,; Gentralbl. des Reiches 1881 ©. 147. 

°, Der Juder in der Runkelrübe war 1747 von dem Ghemiter u. Direktor der phyſi— 
falifchen Klaſſe der Akademie der Wifienichaften zu Berlin, Namens Marggraf, nachgemwielen 
worden und deſſen Schüler und Nachfolger Franz Karl Adyard veranlaßte im Jahre 1796 
die Errichtung der eriten Nübenzuderfabrit auf dem Yandaute Cunern bei Steinan in Schleften. 
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Frankreich umd auf die zunehmende Ausbreitung dieſes Induſtriezweiges die 
Aufmerkſamkeit der Zollvereins- Regierungen auf jich zu ziehen verdiene und es 
angemejjen erjcheinen laſſe, Jich für den Fall, wenn die Ausdehnung der Nüben- 
zudermduftrie die Einfuhr fremden Zuders und hiedurch die Zollrevenüen 
bejchränfen jollte, über eine gleichmäßige und gemeinjchaftliche Beltenerung des 
Rübenzuckers zu verjtändigen.') 

Da die übrigen Bevollmächtigten nicht inſtruirt waren, erfolgte fein Be— 
ſchluß und wurde die Sache auf den Korreſpondenzweg verwieſen. 

Auch bei der zweiten Konferenz in Dresden kam fein Beſchluß in dieſer 
Richtung zu Stande, jondern nur eine Verjtändigung über den Zujammentritt 
einer bejonderen Kommiſſion im Frühjahr 1839. Bei diejer am 25. März 1839 
eröffneten Kommiſſion fam es nun zum Austauſch der verjchiedenen Meinungen, 
welche in einem bejonderen Protofolle vom 7. September 1839 nieder: 
gelegt wurden. 

Noch war die Rübenzucker-Fabrikation wenig in ihrer Entwidelung fort- 
geichritten, aber der Ausfall an Zöllen für Ktolontalzuder bereits jo fühlbar, 
daß ſich derjelbe für die drei erjten Quartale 1840 gegen denjelben Zeitraum 
1839 auf 253,294 Thaler entzifferte. 

Bei Abſchluß der Zollverträge im Jahre 1841?) wurde daher die Be— 
jtenerung des Nübenzuders im ganzen Umfange des Zollvereins als nothwendig 
und vertragsmäßig erflärt und am 8. Mat 1841 eine befondere Uebereinfunft?) 
wegen derjelben abgeichlojfen, welcher am 18. Dftober 1841 Lippe, am 
19, Oftober 1841 Braumjchweig, am 13. November 1841 Kurheſſen wegen 
Schaumburg, am 8. Februar 1842 Luxemburg und am 11. Dezember 1841 
Walde bezüglich Pyrmonts beitrat. *) 


Nach diejer Uebereinfunft wurde er 1. September 1841 die Bejteuerung 
der Rübenzuder-sabrifation im Bollvereine nach einem gleichen Steuerſatze 
eingeführt, die Öemeinjchaftlichkeit des Steuereinfommens aber bis zum 
1. September 1844 ausgejegt, um auf Grumdlage der bis dahin gemachten 
Erfahrungen die angemejjenfte Beſteuerungsweiſe vorher zu ermitteln. Die 
Steuer von vereinsländijchem Nübenzuder jollte immer gegen "den Eingangs- 
zoll von ausländischem Zucker jo viel geringer geitellt werden, als nöthig tt, 
um der heimischen FZabrifation einen angemeffenen Schuß zu gewähren, in 
feinem Falle jedoch weniger als 20 Prozent des Zolljages für fremden Roh— 
zuder betragen. 

Für das erſte Betriebsjahr jollte der Steuerjag 10 Sgr. vom Zentner 
Nobzucder oder 10 Pfennige von Zentner verarbeiteter Nüben betragen. Bei 
Zunahme der Zuderfabrifation bis zu 20 Prozent der Gejammtmenge des 
im Sollvereine konjumirten Zucders jollte die Steuer auf 20 Sgr. und bei 
Erreichung von 25 Prozent auf 1 Ihaler für den HZentner Nobzuder oder 
I Sgr. 6 Pf. für den Zentner verarbeiteter Nüben erhöht werden. 

Obgleich die Vorausjehung zur Erhöhung der Steuer im Betriebsjahre 
1841/42 eingetreten war, wurde doch aus verschiedenen Gründen eine Erhöh— 
ung a beliebt. 


©. Webers Geſchichte des Zollvereins S. 413 ff. 

*) Art. 4 des Vertrages v. 8. Mai 1841. 

*) 9b. III der Verträge ©. 9; Bohbammer, Jahrbücher fir 3. u. 3.1841 S. 142, 

9 —* III der Verträge ©. 173, 220, 286, 367, 319. Wo. II der Statiftif des 
Reiches S. 1 ff. 
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Auf der jechiten Generalfonferenz des Jahres 1843 wurde, veranlaßt 
Durch ein en der Preuß. Negierung, ein neues Uebereinkommen 
über die Beitenerung des Nübenzucders getroffen, das mit dem 1. September 
1844 in Wirkſamkeit treten Tollte. 

Nach dieſem durch bejonderes Protofoll von 6. November 1843 feſtge— 
jtellten Uebereinfommen jollte vom 3. September 1844 an die Gemeinjamfeit 
des Einfommens aus der Nübenzuderjteuer umter den Zollvereinsjtaaten mit 
dem Steuerjaße von 1 Thaler pro Zentner Nübenrobzuder für die Zeit bis 
zum 31. Auguſt 1847 eintreten. 

Es beruhte dies auf der in dem erwähnten Protokolle verabredeten Bor: 
ausjegung, dab 

1. der Eingangszoll vom ausländischen Zuder und Syrup und Die 
Steuer vom vereinsländischen Nübenzucker zuſammen über den Kopf der jewei— 
ligen Bevölkerung des Yollvereins jährlich mindeitens eine Bruttoeinnahme 
gewähren solle, welche dem Ertrage des Eingangszolles vom ausländijchen 
Zuder und Syrup für den Kopf der Bevölferung im Durchichnitte der 

Jahre 1838—40 aleichfam und daß 

2. der Betrag der Nübenzucerfteuer jedesmal für einen dreijährigen, 
vom 1. September an laufenden Zeitraum feſtgeſetzt und wenigitens acht 
Wochen vor Anfang des legteren Öffentlich befannt gemacht werden jolle. 

Es wurden deshalb fortan die Zölle für fremden Zuder im Zolltarije 
ausgejchieden, bejonders fjeitgejtellt und verfündigt. Da man von der Voraus: 
jegung ausging, dab 20 Zentner Rüben einem Zentner Rohzucker entiprechen, 
jo wurde der Steuerjag für den Zentner Rüben auf 1'/, Sgr. feitgeitellt. 

Auf der Sarlsruber (fiebenten) &eneralfonferenz des Jahres 18345 
wurde durch bejunderes Protofoll vom 23. Oftober 1845 eine Verord- 
nung nebſt Bollzugsinjtruftion für die Beiteuerung des Nüben- 
zuders vereinbart,') die im Jahre 1846 von den verichiedenen Staaten 
publizirt wurden.*) 

Die Verordnung zerfällt in 27 Paragraphen mit 4 Abjchnitten (Allgem. 
Beſtimmungen, VBorjchriften über die Erhebung und Kontrolirung der Steuer, 
Behörden zur Erhebung und Aufjicht, Strafbeitimmungen). 

1. Nach den Bejtimmungen in $ 1 diejer Verordnung ift gejeglich nor: 
wirt, daß die Steuer für den Nübenrobzuder alle 3 Jahre feitgejtellt werden 
jolle,) und die Verkündigung der Steuerjäße 8 Wochen vorher zu erfolgen 
habe; ferner, daß die Steuer von den zur Zucerbereitung bejtimmten Rüben 
erhoben werde, wober angenommen wurde, dab zu einem Zentner Zucker 
20 Zentner Rüben erforderlich jeien.*) 

2. Bezüglich der Berwiegung find in 52 die nöthigen Vorjchriften gegeben, 
von denen bejonders hervorzuheben ift, daß Probeverwieqgungen ausgeſchloſſen 
find, daß nicht weniger al$ 5 Zentner Nüben auf die Waage gebracht werden 
Dürfen und daß auf einen Zeutner getrocdneter Nüben 5'/; Zentner roher 
Nüben gerechnet iwerden.”) 


) Beilage I u. II zum bejond. Brot. dd. Karlsruhe d. 23. Oftober 1845. 

®\ Preuß. Geſeßſammlung 1846 ©. 335; Bayer. NRegierungsblatt 1846, Nabrbücher 
f. 3. u. 9. 1870 ©. 270, Gentralbl. 1864 S. 252, 259. 

®) Abgeändert auf zwei Jahre durch die Vereinbarung v. 4. April 1853. 

*) Abgeändert durch die Vereinbarung v. 4. April 1853. 

5) Auf 5 Zentner berabgeiegt durch Vereinbarung v. 25. April 1861, 8 3, v. 1. Sept. 
1861 an Jahrbücher 1861 2. 166) u. auf 4° Zentner durch Geſeß v. 25. März 1865. 
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3. Nach $ 3 kann für Fabriken, welche im einer Betriebsperiode nicht 
über 10,000 Zentner roher Rüben verarbeiten, unter gewiſſen Bedingungen die 
Steuer firirt werden, in welchem Falle dann die amtliche Verwiegung unterbleibt. 

4. Zur Entrichtung der Steuer iſt nach $ 4 der Fabrikinhaber verpflichtet. 
Die Steuer wird am Schlufje jeden Kalendermonats von der Steuerbehörde 
berechnet und tt, wenn fie nicht freditirt wird, binnen 3 Tagen vom Empfang 
der amtlichen Berechnung zu zahlen. 

5. Ein Steuererlaß iſt nach $ 5 für jeden Fall ausgejchlofien. 

6. In S 6 ift eine einjährige Verjährungsfriit bezüglich der Nacherheb: 
ungen und Rückerſätze dieſer Steuer feſtgeſetzt. 

7. Beichränfungen des Betriebs von Nübenzucderfabriten finden nach S 7 
nur bei vereinigtem Betriebe der Zuckerfabrikation von Nüben und Kolonial— 
zuder, jowie im Grenzbezirke jtatt. 

8. Die Paragraphen 8—12 enthalten die Beſtimmungen über die Ans 
meldung der Betriebsräume') und Gerätbe, die Auficht der Stenerbebörde 
hierüber und über die Anmeldung des Betriebs. 

9. Die in $ 13 vorgejchriebene Einreichung jährlicher Materials Vorraths— 
verzeichniffe ift durch Vereinsgefeh vom 2. Mat 1870°) als undurchführbar 
und läjtig aufgehoben worden. 

10. In 8 14 jind bejondere Vorschriften für die Fabriken gegeben, 
welche getrodnete Nüben verarbeiten. 

11. In $ 15 iſt beſtimmt, dab die Vorſchriften m Ss 8—12 und 14 
nicht nur von dem Fabrikinhaber, jondern von jedem, der dabet beichäftigt it, 
zu befolgen ſind. 

12. Die Beſtimmungen in $ 16 bezichen ſich auf die Rechte und Pflichten 
der Steuerbeanten, 

13. In 88 17— 22 jind die Strafbeitimmungen für die Steuerdefrau: 
— — und ſonſtige Werfehlungen gegen die jtenergejeglichen Vorſchriften ent: 
halten. °) 

14. Das Strafverfahren joll jich gemäß $ 23 nach den Beſtimmungen in 
Zollitrafjachen richten, welche auch bezüglich der Bertretungsverbindlichfeit, 
Theilnahme u. j. w. in Anwendung zu fommen haben. 


Die oben erwähnte Injtruftion für die Steuerbehörden zerfällt im 

32 Paragraphen!) ımd 6 Abschnitte, zu denen eine große Zahl von Aus— 
führungsbeſtimmungen von den verſchiedenen Miniſterien und Direktivbehörden 
erlaſſen ſind.“) 

Nach Erlaß dieſes Geſetzes wurde beſchloſſen, die bisherige Steuer von 
1 Thlr. pro Zentner Rübenrohzucker bis 1. Sept. 1850 beizubehalten. 


RNach Bundesrathsbeichluß v. 25. März 1872 jollen Konzeſſionen zur Einrichtung 
ſolcher Fabriken im Einvernehmen mit der Steuerbehörde ertheilt werden, um baulichen Ein— 
richtungen, welche das Steuerintereſſe gefährden, entgegentreten zu können. 

Bundesgeſetzbl 1870 ©. 311. 

°, Ziff. 1 im 817 iſt als im Zuſammenhang mit 8 13 durch Vereinsgeſetz v. 15. Juni 
1870 aufgehoben (Bundesgejepbl. v. 1870 >. 311); ſ. a. Preuß. Gentralbl. 1881 408. 
+89 der Inſtruktion it, als im ee mit $ 13 des Geſehtzes ftehend, 
durch Geſetz v. 2. Mai 1870 aufgeboben worden. 

2 Gentralbl. von 1846 5. 252, 259; Jahrbücher für 3. u. B. von 1854 5. 408, 
820, 822, 825, 827, von 1855 S. 453, 705, 761, 763, 764; von 1857 5. 703, 705, 706, 
707, 709, 711; von 1858 ©. 530, 666; von 1859 ©. 621, 622, 624, 626, 627, 628, 631, 
632, 633, 635; von 1860 S. 417, 419, 422, 424; von 1861 2. 163; von 1864 &. 239; 
von 1865 3. 372, 590; von 1866 2. 572; von 1867 2. 663. 
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In dieſer Periode trat aber eim mächtiger Umjchwung in der Nüben- 
zucker Indujtrie ein. Diejelbe, bedeutend erjtarft und techniich ausgebildet, 
begann ihre neue Thãtigteit zunächſt mit der Verdrängung des Kolonial 
zuckers zu äußern. Der Import des letzteren fiel von 1846 an jo merklich, 
daß der Durchichnittsertrag des Zolles und der Steuer von beiden YZuder: 
arten erheblich unter dem im Jahre 1843 angenommenen Maßſtabe von 
6,2515 Zar. pro Kopf der Bevölkerung zurücdblicbo Mit 1. Scptember 1850 
wurde Daher, unter Beibehaltung der bisherigen Zölle auf fremden Zuder, 
die bereits 1848 bejchlojfene Erhöhung der Nübenzucerjteuer von 1 auf 
2 Thaler in Bollzug gejegt ımd ſonach der Sab von 1'/, Sgr. für Den 
Zentner Nüben auf auf 3 Sgr. erhöht. Dieſe Erhöhung hatte jedoch keineswegs 
den erwarteten Erfolg, denn die Produktion des inländischen Zuckers jtieg 
fortwährend und verdrängte in gleicher Weiſe den Ktolonialzuder. Dennoch 
blieb der Steuerjaß unverändert bis 1. Sept. 1853. 

Durch die Vereinbarung vom 4. April 1853') wurden einige wejentliche 
Nenderungen bejchlofjen und zwar: 

a) Daß fortan die Steuer immer für eine zweijährige Periode normirt 

werden ſolle: 


b) daß Diejelbe vom 1. Sept. 1853 bis dahin 1855 6 Zar. vom 
Zentner Rüben betragen jolle, und 
e) daß, umter Beibehaltung der übrigen Grumdjäge für die Berechnung 


der Steuer, der auf den Kopf der Bevölkerung treffende Steueran- 
theil für Zucker nach dem Durchichnitt der Jahre 1847—49: 6,0762 
Sgr. betragen jolle, 

d) wurde zum erjtenmal von der Steuerberechnung vom Nübenrohzuder 
Umgang genommen, da man jich überzeugt hatte, daß das ange 
nommene Verhältniß von 20 Zentner Nüben zu 1 Zentner Nobzuder 
jchon längst nicht mehr zutreffe. 

Der Sat von 6 Sgr. pro Zentner Nüben blieb unverändert bis 

1. September 1857. Turch eine weitere Uebereinfunft vom 16. Februar 1558?) 
wurde vom 1. September 1858 an der Steuerſatz auf 7'/, Sar. für den Zentner 
Rüben und der Eingangszoll für fremden Syrup auf 3 Thlr. erhöht. 

Erjt durch das Wereinsgejeß vom 26. Juni 1869°) ($ 1) wurde vom 

September 1869 an die Rübenſteuer auf 8 Sar. pro Zentner erböbt, und 
bie Zell und Tarajäge für fremden Zuder und Syrup dem entjprechend 
rejtgejtellt ($ 2). Eine Anweiſung zur Ausführung des Gejeges wurde am 
nämlichen Tage erlajjen.‘) 

Zunächſt it hier eine wichtige Begünjtigung zu erörtern. 

Dit der Erweiterung der Nübenzuder- Induſtrie und der Erhöhung der 
Steuer war nämlich naturgemäß auch die Frage der Rückvergütung 
dieſer Steuer für exportirten Rübenzucker aufgetreten. Die erſte 
— hiezu erfolgte auf der X. Generalkonferenz im Jahre 1854,°) führte 


u Beil zum Art. 12 des Vertrages v. 4. April 1853. Bd. IV der Verträge S. 17, 

Bd. IV der Verträge 518. 

Bundesgeſetzbl. 1869 282; Jahrb. 1869 S. 297. 

*, Gentralbl. 1869 S. 386 ff., Jahrb. f. 3. u. ®. 1869 5. 300 ff., 319. „Annalen“ 
1869 5. 908. Durch Bıumdesratbsbeichluf v. 16. Terember 1880 wurde das Betriebs— 
jabr vom ‚jahr 1881 an vom 1. Auguſt bis 31. Juli jeden Jahres normirt. Ebl. d. R. 
1880 5. 810, 

Hauptprot. der X. General- Konf. S 39 2. 78. 


Aue 
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aber zu feinem NRejultate. Der Antrag wurde auf der XII. und XIV. 
Generalkonferenz gleichjalls ohne Erfolg wiederholt.) 

Endlich am 21. März 1860 erneuerte die Preußiſche Negierung ihre 
Vorschläge mit dem Verlangen einer Spezialfonferenz, welche am 5. März 
1861 in Berlin eröffnet wurde und als deren Nejultat die Vereinbarung 
vom 25. April 1861?) erjcheint. Nach Artikel 1 umd 2 diefer Uebereinfunft 
jollte vom 1. September 1861 an für Rübenzucker, wenn deſſen Ausfuhr 
über die Zollvereinsgrenze oder deſſen Niederlegung in eine öffentliche Nieder- 
lage erfolgt iſt, eine der Rübenſteuer entjprechende Vergütung (Bonififation) ge 
währt werden und zwar für Rohzucker und Farin 2 Thlr. 22'/, Sgr. unter der 
Bedingung, dab Nohzuder und Farin in Mengen von mindejtens 30 Ztr. und 
raffinierter Zucer in Mengen von mindejtens 10 Zr. zur Anmeldung gelangt. 

Dieſe Sätze wurden durch eine ſpätere Uebereinkunft vom 16. Mai 1865 auf 
2 Thlr. 26 Sgr. reſp. 3 Thlr. 15 Sgr. vom 1. September 1866 an erhöht.) 

Das bereits erwähnte Bereinsgeje vom 26. Juni 1869 bat nun für die 
Ausfuhrvergütung des Rübenzuckers injofern eine wichtige Nenderung herbei- 
geführt, als es die Höhe derjelben für Nobzuder und alle Zucerjorten, mit 
Ausnahme von Kandis und Zucker in weißen, vollen, harten Broden (nach $ 3) 
von dem, durch Polarijation gefundenen, Zucergehalte abhängig macht.*) 

Die Ausfuhrvergütung betrug hienach: 


1. für Rohzucker von mindeitens 88° , PBolarijation 9 HK 40 9 fürl Ztr.; 

2. für Nandis und für Zucer in weisen, vollen, harten Broden bis zu 
25 fd. Nettogewicht oder für den in Gegenwart von Steuerbeamten 
zerkleinerten raffinirten Juder 11 AM. 50 5% für 1 Ztr.;®) 

3. für alle übrigen harten Zucker, ſowie für alle weißen, nicht über 
1°,;, Waſſer enthaltenden Zucker in Kryſtall- Krümel- und Meblform 
von mindeltens 95°%/, Bolarijation 10 4. 80 9 für 1 Ztr. 

Zu den Borjchriften wegen der Abfertigung des zur Ausfuhr gelangenden 
Juders wurden vom Bundesrathe eine Neibe von Beſchlüſſen aefaht, am 
25. Febr. 1873, am 4. Mai 1873 8 236), am 15. Nov. 1877 (S 343, am 
16. Dez. 1880,” am 18. Nov. 1881,9%) am 23. Nov. 1882,°) am 14. Mär; 
1883,") am 24. Juni 1884, am 21. Mat 1885.') 

Durch S 2 des Gejehes von 1869 iſt iniofern eine weitgreifende Neform 
dadurch eingetreten, als vom 1. Scptember 1869 an der Eingangszoll 
vom ausländiichen Nobzuder, wenn derjelbe den, auf Anordnung des Bundes 
rathe bei den Zollſtellen niederzulegenden und nach Anleitung des Holländiſchen 


" Hauptprot. XIII. u. XIV, General-Konf. . 

”, Gentralbl. v. ge S. 215, 217, 219, 232; v. 1862 2. 155, v. 1865 ©. 151, 
3236; Jahrb. f. 3. u- B. 1 . 1861 5. 166, 170, 193, 206, 212, 227, 485, 505, 515, 523, 
531: a. a. ©. v. 1862 177, 180, 184, 195 u. Gentralbl. v. 1872 2. 258 über das 
Verfahren und die ai für die Bonifikation. 

Jahrbücher für 3. u. 9. 1865 2. 316, 591, 598. 

Ueber das Verfahren der Zollämter in Bezug auf die Abfertigung ſ. das Näbere 
in den Nabrbüchern von 1871 S. 552-536 u. 1869 2. 302 ft., von 1870 2. 283, 558. 

°) Auch zuläſſig für Zucker in weißen, vollen, barten Platten bis zu 25 ‘Pd. oder 
derartigen in Gegenwart von Stenerbeamten zerfleinerten Juder nach Bundesrathsbeichluß 
vom 25. Mai 1878: S 335). 

9) Ebl. d. R. 1880 & . 810, 


Ma. g 1881 &. 440. 
Aa. ©. 1882 5. 441. 
A a. ©. 1883 ©. 81. 
Aa. 0.1885 &. 298. 
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Standard Wr. 19 umd darüber zu bejtimmenden Muſtern entjpricht, 5 Thaler, 
vom jonjtigen Nobzuder 4 Thaler pro Zentner beträgt, als ferner der Zoll 
für alle übrigen Zuderjorten von 7 Thlr. 10 Zar. auf 5 Thlr. herabgejegt 
iſt und Melaſſe unter Kontrole der Verwendung für die Branntweinbereitung 
freigelafien wird, umd endlich der Ausnahmezoll auf Nobzuder für Siederet 
bejeitigt erjcheint.‘) Die Ausführungsbejtimmumng zu $ 2 des Gejeges läßt die 
Berzollung des Rohzuckers, für welchen der Zollſatz von 5 Ihlr. ausdrüclich 
in der Deklaration angeboten wird, bei allen Zollitellen nach Maßgabe der den- 
jelben im Allgemeinen beigelegten Hebebefugnifle zu; die VBerzollung, bei welcher 
die Anwendung des Satzes von 4 Ihalern von Hollpflichtigen beanjprucht 
wird, it jedoch nur auf gewiſſe, befonders benannte Aemter bejchränft.?) 

Unmittelbar nach Annahme dieſes Gejeges Durch das Zollparlament 
wurde von demjelben auf Antrag von Hennig's der Beſchluß gefaht: den 
Vorfigenden des Bundesraths aufzjufordern, Erhebungen über die Durchführ- 
barfeit einer Fabrifatjtener für Zucker anftellen zu lajfen und das Ergebnif 
dem nächiten Zollparlament vorzulegen. Dieſer Antrag hatte zwar ebenjo- 
wenig einen unmittelbaren Erfolg wie ein am 1. Dezember 1877 eingebrachter 
Antrag auf Erhöhung der Rübenzuckerſteuer von 80 Br. auf 85 Pf. vom 
Zentner der zur Zuderbereitung bejtimmten Nüben, welche damit begründet 
wurde, daß nur 11,739 Itr. Rüben für Bereitung von 1 Zr. Nobzuder 
im Durchichnitt der legten Jahre verbraucht wurden, während der Steuerſatz 
von BO Pf. per Zr. auf der Annahme berubt, daß 12,5 Ztr. Nüben zur 
Selen von 1 tr. Nobzuder notbivendig ind, und biernach auch die 
Zolljäge und Vergütungen für die Zucerausfuhr berechnet werden,’) aber er 
gab doch Veranlaſſung zu jpäteren Grörterungen und Aenderungen. 

Mach dem Berichte des Statiitiichen Amtes für die Zeit vom 1. Sep: 
tember 1878 bis 31. Auguſt 1879°) entfielen allerdings in den Jahren 1873 
bis 1879 als böchjter Durchichnitt in Baden 13 Ztr. und im Zollgebiete 
10,82 3tr. Rüben durchſchnittlich auf 1 Btr. Rohzucker und wurden in dieſem 
Zeitraum, ſtatt 10 4. für den Zentner Rohzucker, wie bei Berechnung der 
Steuer angenommen worden war, durchjchnittlich nur 9,42 M. in den nicht 
mit Diffufionsverfahren arbeitenden Fabriken und nur 8,62 M für den Zentner 
Rohzucker in den mit Diffuſioneverſahrrn arbeitenden Fabriken erhoben. 

Da nun die Vergütungsſätze in $ 3 des Geſetzes vom 26. Juni 1869 
auf der VBorausjegung bafiren, day zu 1 Bir. Rohzucker 11,75 ‚tr. Nüben 
verbraucht werden, Diejes aber, wie erwähnt, nicht der Fall war, jo war es 
natürlich, dal die  auspugrvergütungen auch den Nettoertrag der Steuer erheb- 
Lich jchmälerten. Die Nübenzuderiteuer betrug nämlich 1378/79 74,059,961 Mb, 
1571/72 nur 36,012,691 MA, aljo im eriten Jahre mehr als das Doppelte 
der Letzigenannten und über 20 Millionen mehr als im Durchjchnitt der legten 
7 Jahre umd dennoch war das Nettoerträgnii unter Hinzurechnung des Zolles 
für die Zuckereinfuhr und Abrechnung der Ausfuhrvergütungen 1878,79 nur 
50,811,763 AM, Dagegen 1871/72 44,637,000 M., d. bh. im eritgenamnten 


' Won beionderem Intereſſe ſind für dieſek Materie : :die Tentichrift der Hamburger 
Handelsfammer von 1868 in „Annalen“ von 1868 2. 303 ff. umd des Eugen Yangen 
in Köln von 1869 in „Annalen“ von 1869 ©. 361 ff.; Jahrbücher von 1869 S 315. 

*, Siehe auch „Annalen“ 1869 S. 908 r® Jahrbücher von 1869 ©. 297, 319, 302 ft, 
von 1870 S. 157, 558. 

’, Prudiachen Wr. 118 für 1877 

S. Bd. 43 Heft 3 &. 38 der Statiitit des Teutichen Reiches. 
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Jahre nur 6 Millionen Mark höher als im letzten und um 2'/, Millionen 
Marf geringer, als im Durchjchnitt der Jahre 1871 bis 1878.') 

Unter diejen Umſtänden war durch einen Beichluß des Neichstages vom 
17. Dezember 1881 dem Neichsfanzler der Wunjch nach einer eingehenden 
Unterfuchung darüber ausgejprochen worden, ob und in wie weit zu Folge 
technischer Fortichritte bei der Zucerindnitrie der Ertrag aus derjelben durch 
die Höhe der Erportbonififation Einbuße erleide und hatte hieraus der Reichs— 
fanzler Beranlallung genommen, zunächjt die an der Zuderindujtrie am meisten 
betbeiligten Regierungen zur Aeußerung zu veranlafjen. Es war von ihm am 
2. Februar 1883°) bei dem Bundesrathe die Einjegung einer Kom— 
mijjtion von Beamten des Neiches und der Bundesftaaten umd 
von Sachverjtändigen des Nübenbaus und der Zuderimdujtrie zu dem 
Zwede beantragt worden, um zu unterjuchen, auf welchen Gründen der 
finanzielle Rüdgang der Rübenzucderjteuer berube und in welcher Weile eine 
geeignete Abhilfe geichaffen werden könne. 

Außerdem wurde eim Gejegentwurf in Vorlage gebracht, durch den die 
Süße der Ausfuhrvergütungen für Zuder vom 1. Auguſt 1883 an berab- 
gejeßt werden jollten, da vorausjichtlich die Berathungen und Beſchlüſſe der 
Kommiſſion zu lange Zeit in Anjpruch nehmen würden und eine Denfichrift 
des Vereins der Nübenzucerinduitriellen vom 2, Dezember 1882 jelbft die 
Möglichkeit einer Jolchen Herabjegung anerkannt hatte. 

Spwohl der Antrag auf Einjegung einer EnqueteKommiſſion als auch 
das Geſetz wurde am 10. Februar 1883 ($ 49 des Brot.) vom Bundesrathe 
angenommen und bald darauf dem Neichstage vorgelegt. Der Neichstag 
nahm das Gejeg mit zwei Nenderungen au, die darin bejtanden, das als Ein: 
führungstermin der verminderten Bonififationen für Kandis und weißen Zucker 
der 1. September 1833 feitgejeßt und in $ 2 die Giltigfeitsdauer des Gejeges 
nur bis 1. Augujt 1885 beitimmt wurde. Nach Genehmigung durch den 
Bundesrath wurde das Geſetz am 7. Juli 1883 publizirt.‘) Nach demfelben 
wurde die durd) das Geſetz von 1869 feſtgeſetzte Export Bonififation für 
50 Kilogramm Zuder jeder Art um je 40 Big. herabgejegt und zwar für 
Robzuder am 1. Auguſt 1883, für die übrigen Sorten am 1. Sept 1883. 

Da der Reichstag zugleich den Neichsfanzler um Einjegung einer Enquete- 
Kommiſſion mit möglichiter Beichleunigung erfucht hatte, um das auf Grund 
der Berathungen derjelben einzubringende Gejeg jchon für die Kampagne 1884/85 
m Wirkſamkeit treten laſſen zu fünnen, wurde diefe Kommiſſion noch im 
Sommer 1883 einberufen und fonjtitwirte ſich bereits am 11. Juni 1883, 
Um 12. März 1884 erjtattete Ddiejelbe einen ausführlichen Bericht nebjt 
5 Bänden Anlagen. (Fragebogen, Stenographiiche Protokolle über die Ber: 
nehmungen der Sachverjtändigen, Neferate und Storreferate der Mitglieder 
und Zujammenftellung der Geſetzgebung und Statiftif der Zucerbejtenerung 
anderer Länder). Am Schlufje faßte die Kommiſſion die Nejultate ihrer Bes 
rathungen folgendermaßen zujammen: 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Leijtungsfähigfeit der Rüben- und 
der Zucerproduftion jeien 10,75 Doppelzentner roher Rüben als durchichnitt- 


” Im Jahre 1878/79 wurden in 324 Fabriken im Durchſchnitt je 285,725 Zentner 
Rüben verarbeitet. 

2) Drudi. des Bıumdesraths Nr. 10 von 1883. 

*) Meichögefegbl. 1883 S. 157. 


270 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutſchen Neiches. 


lich erforderlich zur Derjtellung eines Doppelzentners Nobzuder 
von 93,75 Prozent Bolarijation anzujehen. 

Die gegenwärtige Nübenjteuer jei von 1,60 Mark auf 1,70 Mart 
für den Toppelzentner roher Rüben zu erhöhen. 

Die Ausfuhrvergütung für den Doppelzentner Iucker ſei wie folgt 
feſtzuſetzen: 

für Rohzucker von mindeſtens 88 Prozent Polariſation auf 17,15 Mark; 

für Kandis und für Zucker in weißen, vollen, harten Broden oder in 
Gegenwart der Zollbehörde zerkleinert 21,15 Mark; 

für allen übrigen harten Zucker, ſowie für alle weißen, trockenen (nicht 
über 1 Prozent Waſſer enthaltenden) Zuder in Kryſtall-Krümel- und Mehl: 
form von mindeitens 98 Prozent Bolarijation 19,80 Mark. 

Die Statiſtik der Zuderproduftion und Beſteuerung jei nad) 
Maßgabe der jpeziellen Borjchläge zu verbejfern, und es jeien die jelbjtändigen 
Melafieentzucderungs-Anjtalten, die Zuderraffinerien, jowie die Stärfezuder: 
und Stärkeſyrup-Fabriken unter Kontrole zu ftellen. 

Die für Zucker bejtehenden Eingangszölle ſeien nicht berabzujegen. 

Die Saftfochereien und Krautfabriken jeien nicht unter Stontrole 
zu jtellen. 

Den Nobzuderfabrifanten und Raffineuren ſei die ſteuerfreie 
Lagerung don Zucker mit der Mahgabe zu geitatten, daß Die Zucker 
beim Verbringen auf das Yager Die gejehliche Bonififation erhalten und dat 
diejelben bei der Entnahme aus dem Yager und der UWeberführung in den 
freien Verkehr des ZollgebietS zum Bontfilationsjag wieder zu verjteuern ſind; 
die Kreditfriſt der Nobzuderfabrifanten mit jechs Monaten ſei beizubehalten, 
Dagegen den Naffinenren bei Entnahme von Rohzucker aus dem Lager zu 
Raffineriezwecken eine streditfriit von drei Monaten zu bewilligen, vorbehaltlich 
erforderlich jcheinender bejonderer Maßnahmen zur Sicherung des fisfalifchen 
Intereſſes in der Webergangsperiode. 

Schon im Frühjahr 18854 war theils wegen Ueberführung des Welt: 
marftes mit Zucker, theils wegen der Vermehrung der Nübenzucderfabrifation 
in Deutjchland eine Zuckerkriſis ausgebrochen, welche aber die Neichsregierung 
nicht abbielt, im Juni 1884 dem Neichstage ein Geſetz vorzulegen, nach dem 
der Stenerjag für 100 Stilogramm üben von 1,60 M. auf 1,80 M. und 
die Ausfuhrbonififation für Nohzuder von mindeſtens 90°/, Polarijation und 
raffinirtem Zuder von unter 98 aber mindejtens 90°/, Bolarijation von 
18 M. auf 18,60 M. und für Standis und Zuder in weißen, vollen, harten 
Yroden ꝛc. von 22,20 M. auf 22,80 M. und für allen übrigen Zuder von 
20,20 M. auf 21,40 M. erhöht werden jollten. 

Diejer Geſetzentwurf fam im Neichstage nicht mehr zu Berathung und 
bei dem HZufammentritte des neugewählten Neichstages Ende 1884 war die 
Zuderfrifis jo weit fortgejchritten, da man von feiner Seite die Initiative 
zur Aenderung der beitchenden Geſetzgebung zu ergreifen wagte, ſondern im 
Gegentheile die Giltigkeit des Geſetzes vom 7. Juli 1883 betr. die Steuer— 
vergütung für Zucker durch ein neues Geſetz vom 13. Mai 1885 bis 1. Aug. 
1886 ') verlängerte. 

Noch vor Ablauf des erwähnten Termins wurde dem Reichstage im Früh— 
jahr 18836 ein neues Geſetz vorgelegt, nach dem für Nobzuder vom 1. Aug. 
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1886 bis 30. Sept. 1887 die Vergütung von 13,60 M. auf 18 M., für Kandis— 
zuder und Zuder in harten, weißen Broden vom 1. Aug, 1386 bis 31. Oft. 
1837 von 22,50 M. auf 22,20 M. und vom 1. Nov. 1837 auf 21,50 M., 
dann für alle übrigen Zucker vom 1. Aug. 1886 bis 31. Oft. 1837 von 
21,40 M. auf 20,30 M. und vom 1. Nov. 1887 von auf 20,15 M. herab- 
geſetzt werden jollte. 

Da der Neichstag dieſe Süße jehr erheblich minderte, verweigerte der 
Bundesrath am 13. Mat 1886 die Zuftimmung und beichloß die Vorlage eincs 
neuen Gejeges, das am 21. Mat 1856 die Zujtimmung des Neichstags erhielt. 

Nach diefem Geſetze vom 1. Juni 1856') wurde die Materialftener für 
die Rüben von 1,60 We. auf 1,70 M. für den Doppelzentner Nüben vom 
1. Aug. 1886 an erhöht und die Ausfuhrvergütung derartig fejtgejegt, daß 
für Nodzuder vom 1. Aug. 1886 bis 30. Scpt. 1587 18 M., vom 1. Oft. 
1887 an auf 17,25 M., für Kandis und Zucker in harten, weißen Broden, 
vom 1. Aug. 1886 bis 31. Oft. 1887 auf 22,20 M., vom 1. Nov. 1887 an 
aber auf 21,50 M. und für die übrigen Zuckerarten, ſoweit nicht der vorher: 
gehende BVBergütungsjag Anwendung zu finden bat, für die gleichen Termine 
auf 20,80 M. bezw. 20,15 M. berabgejegt wurden. Als WBorbereitung für 
die baldige Aenderung der Geſetzgebung wurden in dieſem Gejege jtatijtische 
Anschreibungen über die Zuckerfabrikation der Nübenzueerfabrifen, NRaffinerien, 
Melafje-Entzuderungsanftalten, Stärfezuder-, Syrup-, Maltoje- und Maltojeiyrup: 
Fabriken angeordnet. 

Bereits am 12. Mai 1857 wurde dem Bımdesrathe ein neuer Geſetz— 
entwurf vorgelegt, in welchen die Materialbejteuerung der Rüben mit einer 
Verbrauhsabgabe für Zucker verbunden war. Nach der, dem Entwurfe 
beigegebenen, Begründung war Ddiejes Gejeg aus der Erwägung entjprungen, 
day die Materialbejteuerung der Rüben bei den Fortſchritten der Industrie 
den Neichsfinanzen von Jahr au Jahr geringere Beträge liefere. Würde man 
auch zur Erzielung höherer Beträge Die Materialjteuer und außerdem die 
Erportbonififation erhöhen und zwar um 2 M. für 1 Doppelzentner Rüben, 
nach dem Ausbeuteverhältniß von 8,50 Doppelzentner Rüben für 1 Doppel— 
zentner Zucker, ſo würde dieſe Steuervergütung ſelbſt in den Jahren günſtiger 
Rübenernten vielen Zuckerfabriken nicht den Erſatz der ausgelegten höheren 
Steuer gewähren, in Jahren jchlechter Nübenernten aber würde die Mehrzahl 
der Fabriken namhafte Beträge von Steuer zujegen müfjen. Beides mühte 
eine Schädigung und einen Rückgang der Nübenzudermduftrie zu Folge haben. 
Eine gänzliche Bejeitigung der Materialftener wurde damals noch nicht für 
räthlich gehalten, und ebenſo nicht die alleinige Beſteuerung der Fabrikate, 
weßhalb die Berbindung beider Beltenerungsarten vorgejchlagen wurde. Die 
Materialiteuer wurde für den Doppelzentner Nüben unter der Annahme, daß 
zu 1 Doppelzentner Zucker 10 Zentner Rüben nöthig jind, von 1,70 M. 
auf 1 M. und die Ausfuhrvergütungen von 17,25 M. auf 10 M. herabgejegt, 
dagegen die Verbrauchsabgabe für Zucker (ausgenommen | Syrup und Melaſſe) 
auf 10 M für 1 Doppelzentner feſigeſebt. 

Mit Zuſtimmung des Reichstags wurde das Geſetz vom Bundesrathe trotz 
mehrfacher Nenderungen des Neichstags angenommen, am 9. Juli 1887 
publizirt und trat am 1. Aug. 1888 ins Leben.) Die hierzu vom Bundes: 





", Meichsgelebbl. 1886 
” Meichsgelehbl. 1887 


—181. 
308. 


wo 


272 v. Aufieh: Die Zölle und Steuern des Teutichen Reiches, 


rathe erlafienen Ausführungsbejtinmungen vom 28. Juni 1883 regelten das 
Abfertigungsverfahren,') erfuhren aber 1889 vielfache Aenderungen.?) Das: 
ſelbe unterschied jich von den früheren Gejegen, wie bereits erwähnt, baupt- 
jächlich dadurch, dal außer der Materialiteuer eine Verbvauchsitener für Zucker 
in demjelben fejtgejegt worden war. 

Die Materialftener wurde am 1. Aug. 1888 auf 0,80 M. für den 
Doppelzentner Rüben, die Berbrauchsabgabe aber auf 12 M. für den Doppel: 
zentner Zucker jejtgejeßt. Die Ausfuhrvergütung wurde dementiprechend aber 
auf 8,5 M. für dem Doppelzentner Nobzuder von mindeftens 90°, Zuder- 
gehalt und raffinirten Zucker unter 98°/, aber mindeftens 90%, Zudergehalt, 
dann für Kandis und Zuder in weißen, harten Broden auf 10 M. und für 
alle übrigen Zuderjorten auf 10 M. herabgejegt. Von gleichem Tage an 
wurde der Eingangszoll für Syrup und Melaſſe auf 15 M. und für anderen 
Zuder aller Art auf 30 M. für den Doppelzentner jeitgeleßt. 

Noch ehe die Wirkungen diejes Geſetzes zur Geltung famen, trat ein 
Ereigniß ein, das fchon längere Zeit vorauszujchen war und wohl auch auf 
die Entjchließung der Bundesregierungen bei Vorlage des legten Gejeges von 
Einfluß gewejen war. Es trat nämlich im Jahre 1837 eine, bereits am Ende 
des Jahres 1886 von Seite der englischen Regierung angeregte, internationale 
Stonferenz zur Unterdrüdung der Ausruhrprämien für Zuder in London zu: 
jammen, von der am 30. Aug. 1888 eine Konvention wegen Abſchaffung 
der Zuderprämien abgejchloifen wurde, welcher jofort England, Deutjch- 
land, Italien, Spanien, Niederlande und Rußland beitraten und Egypten bei: 
zutreten verjprach, während Dejterreich-Ungarn; Brajilien, Dänemark und 
Frankreich ich ihre Entjcheidungen vorbehielten. Die Stonvention, welche am 
1. Sept. 1891 ins Leben treten jollte, fam nicht zu Stande, weil nicht alle 
Staaten beitraten, fann aber immer als ein hervorragender Verſuch auf diejem 
Gebiete angejehen werden. 


Da man wohl merfte, dal die Ausjichten auf die Ausführung der Konven— 
tion nicht ſehr gute jeien, andererſeits aber die Erträgniſſe der Nübenzuderjteuer 
immer mehr janfen, jo daß im Betriebsjahre 1883/89 der NReinertrag der 
Meaterialjteuer nur 6,539,401 M. und, der Sejammtreinertrag der Zuderjteuer 
nur 47,298,681 M., im Betriebsjahre 1889,90 der Neinertrag der Material: 
jteuer 9,555,557 M. und der Gejammtreinertrag der Zuceriteuer 60,369,343 M. 
ausmachte, was hauptjächlich durch die Steuervergütungen an Materialitener 
im Betrage von 54,103,2834 M. im Jahre 1833/89 und 65,900,745 M. im 
Sabre 1883,90 veranlaht worden war, jo entjchloß ich die Neichsregterung 
dem Bundesrathe am 10. Nov. 1890 (Drudi. Nr. 119) einen Gejegentwurf 
vorzulegen, der nur noch eine Verbrauhsabgabe für Zuder von 22 M. 
für 100 kg, für die Uebergangszeit vom 1. Aug. 1892 bis 31. Juli 1895 
feite Ausfuhrvergütungen umd einen Eingangszoll von 32 M. reip. 
10 M. feitjegte. Der Bundesrath nahm den Gejegentwurf am 22. Nov. 1890 mit 
einigen Aenderungen an, von denen die wichtigite war, dal; er den Eingangs: 
zoll von 32 M. auf 36 M. für feiten und flüſſigen Zucker jeder Art und von 
10 M. auf 14 M. für den im inländische Fabriken zur weiteren Wearbeitung 
eingehenden ausländischen Zucker hinaufjegte. 


9 Ebl. d. R. 1888 ©. 267, 371, 223, 133. 
CEbl. d. R. 1889 ©. 391, 387, 385, 445, 567, 601, 245, 568. 
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Im Neichstage wurde dagegen die VBerbrauchsabgabe auf 18 M. herab- 
gejegt, der Eingangszoll für den auf inländischen Fabriken zu verarbeitenden 
Zucker auf 13 M. erhöht. 

Außerdem jete der Reichstag zwei Uebergangsperioden vom 1. Augujt 
1892 bis Ende Juli 1895 und vom 1. Auguſt 1895 bis Ende Juli 1897 mit 
verjchiedenen fejten Vergütungsjäßen der Materialjteuer bezw. Zus 
ſchüſſen feſt. Diejes Gejeg wurde am 31. Mai 1891 nach Zuftimmung 
des Bundesrathes publizivt und it am 1. Aug. 1892 in Kraft getreten.‘) 

Da, wie bereit3 erwähnt, nach dem Geſetze von 1891 nur noch eine 
VBerbraudsabgabe von Zuder zu Erhebung zu kommen bat, jo find alle 
auf die Materialbefteuerung der Rüben bezüglichen Bejtimmungen weg— 
gelajjen und können deßhalb auch hier unbejprochen bleiben. Da Hingegen 
bereits im Gejege von 1887 Vorjchriften für die Sicherung, Kontrole und 
Erhebung der Verbrauchsabgabe gegeben ind, dieſe aber im neuen Gejege 
wieder ericheinen, das Gejet von 1887 dagegen nur noch geichichtlichen Werth 
bat, jo dürfte die Beiprechung des neueſten Geſetzes genügen. 

Das Geſetz von 1891 zerfällt in 3 Haupttheile, deren erſter von der 
Befiteuerung der Rübenzuder, der zweite vom Eingangszoll vom 
Zuder, der dritte von den Lebergangs=- und Schlußbejtimmungen handelt. 

Der erite und wichtigjte Theil zerfällt in 4 Abjchnitte. Im eriten Ab- 
ichnitte mit der Ueberjchrift „allgemeine Beitimmungen“ wird unter Ziffer 1, 
der Gegenjtand, die Erhebungsart und die Höhe der Steuer in den S$ 1 ımd 2 
erörtert. Es it beſtimmt, daß der inländische Rübenzucker einer Veroͤrau ch s⸗ 
abgabe unter dem Namen Zuderjteuer und zu deren Sicherung der 
Steuerfontrole unterliegt. Zugleich wird der gejegliche Begriff des in: 
ländiichen NRübenzuders dahin beitimmt, daß als jolcher aller im In— 
lande durch Bearbeitung von Rüben oder durch weitere Bearbeitung von 
Produkten, welche aus im Inlande bearbeiteten Nüben heritammen, gewonnene, 
fefte und flüſſige Zucker zu verjtehen jei und zwar einjchließlich der Rüben— 
häfte, Füllmaſſen und der Zucderabläufe (Syrup, Melafje), ohne Nückicht 
darauf, ob bei ber Fabrikation eine Verwendung auch anderer zuderhaltiger 
Stoffe oder Zucker jtattgefunden hat ($ 1). 

Die Zuckerſteuer wırd auf 15 M. für 100 kg Nettogewicht feſtgeſetzt, 
außerdem aber der Bundesrath ermächtigt, für Zucerabläufe und Nübenjäfte 
und Miichungen, in welchen Rübenjäfte enthalten jind, welche für Haus— 
hbaltungen zum eigenen Gebrauche gehören, die volle oder eine ermäßigte 
Steuer erheben zu lajjen ($ 2). 

Unter Ziffer 2 wird die Haftungspflicht demjenigen auferlegt, der den 
Zuder zur freien Verfügung erhält, und die Fälligkeit der Steuer auf den 
Augenblid geſetzt, wenn der Zucker den freien Verkehr tritt; zugleich ſoll 
der Zuder für die Steuer haften (S 3 

Unter Ziffer 3 ($ 4) wird Die Berji hrungsfriſt für Forderungen 
und Nachforderungen der Steuer auf 1 Jahr, für Nachzahlungen defraudirter 
Steuer auf 3 Jahre feitgejekt. 

Bon der Befreiung von der Steuer handeln die SS 5 und 6, wonach 
für ausgeführten oder nad) näherer Beitimmung des Bundesratbes zu Fabrifaten, 
welche zur Ausfuhr gelangen, verwendeten Nübenzuder die Steuer unerhoben 
bleiben oder zurüdvergütet werden fann und der zur Vichfütterung oder 


") Meichsgefegbl. 1891 S. 295 und abgedrudt in „Annalen“ 1891 S. 642 ff, 
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zur Herjtellung von Fabrikaten, welche nicht VBerzebrungsgegenftände 
jind, nach vorheriger Denaturirung verwendete, inländische Nübenzuder ſteuer— 
frei bleiben darf. 

Im zweiten Abjchnitte find die Vorschriften über die Steuerfontrole 
bei Herjtellung und Aufbewahrung des unverjteuerten Nübenzuders enthalten. 

Wichtig hierbei ift die Begriffsbeftimmung der Zuderfabrifen, 
worunter alle zur Derjtellung Eryitallifirten Nübenzucders bejtimmten Anjtalten 
verjtanden werden, mit Ausnahme der Anstalten, welche lediglich verftenerte 
Produkte aus Nüben weiter verarbeiten ($ 7). 

In den 88 8—23 jind genaue Vorschriften über die jichernden baus 
lichen Einrichtungen der Juderfabrifen, über die Büreau- und Aufenthalts» 
räume fir die Steuerbeamten, über die Waagevorrichtungen, dann über die 
Anzeigen der Fabritinhaber in Bezug auf Näume und Geräthe u. j. mw. ent: 
halten, weil es nur hierdurch möglich it, eine ſichere Kontrole auszuüben. 

Von der Ausübung der Kontrolle durch die Steuerbeamten handeln 
die $3 24—35, wonach die Bewachung und der Verſchluß der Zucerräume 
und die tontrole des Zuckers in der Fabrik, die Buchführung der Kabrıfinhaber, 
über den gejanunten Fabrikbetrieb, die Reviſionsbefugniß der Steuerbeamten und 
die Hilfeleiftung des Fabrikperſonals bei derjelben jowie die Verpflichtung zur 
Beachtung der Nontrolvorichriften durch dasjelbe näher beitimmt werden. 

In den SS 36—39 find die Borjchriften über die fteueramtliche Ab- 
fertigung des Zuckers, welcer aus der Fabrik abgehen joll, enthalten. 
Hiernach iſt der Zucker bet der Steuerbehörde abzumelden, worauf dann Ab— 
jertigung in den freien Verkehr durch Verſteuerung oder mit Zucderbegleitjchein IL, 
oder aber im gebundenen Verkehr mit Zuckerbegleitſchein erfolgen fann. Auf 
diejes Verfahren jollen die Bejtimmungen des Bereinszollgejeges in Bezug auf 
die Begleiticheine I und TI Anwendung finden. 

Nach $ 40 find jteuerfreie Niederlagen zugelajien, um entweder für 
unverſteuerten Zurder und für Fabrikate, welche unter Verwendung unverjteuerten 
Zuckers bergejtellt find, die Erhebung der Steuer auszujegen, oder um auf Fabri— 
fate, welche unter Verwendung veritenerten Zuders zur Ausfuhr hergejtellt jind, 
die Vergütung der Zuderiteuer für die verwendete Zuckermenge vorweg zu gewähren. 

In 8 41 ijt wegen der Gebührenerhebung für jtenerliche Abrertigung 
Anordnung getroffen. Ueber die Höhe der Gebühren oder VBerwaltungsfoiten 
bat der Bundesrath zu beitimmen.') 

Im dritten Abjchnitte (S 42) find die Vorjchriften wegen der Anmeldung 
und Kontrolle der Kabrifen aufgeführt, welche verjteuerten, inländiſchen 
Rübenzucder weiter bearbeiten (Raffinerien), ferner der Fabriken für Stärfe- 
zuder und Ddenjelben gleichgeitellten Fabrifen, in welchen Säfte aus Rüben 
oder Maltoje bereitet werden. 

Schließlich it dem Bundesrathe die Ermächtigung ertheilt, auch andere 
Fabriken, in welchen Sackharin oder Ähnliche Stoffe bereitet oder mit 
Stärfezuder vermijcht werden, einer gleichen Kontrole unterwerfen zu lajjen. 

Sm 4. Abjchnitte (SS 43— 46) wird der Begriff der Juderiteuer- 
defraudation beftimmt, von den Strafen der Defrandation handeln die 
85 4750, von den Ordnungsſtrafen die SS 51—53. 

Für die Inhaber und Leiter von Zuderfabrifen werden in den 
88 54—56 für gejeglich bejtimmte Fälle bejondere Strafen fejtgejegt. 


', Siehe Nr. 14 der Ausführungsvoricriften. 
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Wichtig iſt die Beſtimmung in 8 57, wonach die Steuerbehörde unbejchadet 
der verwirkten Ordnungsſtrafen die Beobachtung der gejeglich und durch Ber: 
waltungsvorjchriften vorgejchricbenen Anordungen durch Androhung und 
Einziehung erefutiver Geldjtrafen bis zu 800 M. erzwingen fanı. 

Bon der Jubjidiariichen Haftbarfeit dritter Berjonen handelt 
$ 58, vom Zulammentrefien mehrer ftrafbarer Dandlungen $ 59, von der 
Umwandlung der Gelditrafen in 7Freibeitsitrafen 8 60 und von der Straf: 
verjährung der Defrandation und Ordnungsitrafe in 3 bezw. 2 Jahren $ 61. 

Nach S 62 joll fich das Strafverfahren nad) demjenigen für die Zu— 
widerhandlungen gegen die Zollgejege richten. $ 63 bejtimmt, dal; die Geld: 
jtrafen dem Fiskus desjenigen Staates zufallen, von dejien Behörden die 
Strafenticheidung getroffen wurde und durch 8 64 wird zugelaffen, daß die 
eingeleitete Unterjuchung auch auf Iheilnehmer, welche anderen Bundesjtaaten 
angehören, ausgedehnt wird, umd wird gegenfeitige Hilfe der Behörden der ver- 
ſchiedenen Bundesjtaaten angeordnet. 

Im zweiten Theile ($ 65) wird der Eingangszoll für feiten umd 
flüſſigen Zucder jeder Art auf 36 M. für 100 kg feſtgeſetzt und für zuläffig 
erflärt, day ausländischer Zucker, der unter Stenerfontrole in eine Zucderfabrif 
geht, zum Sate von 18 M. für 100 M. verzoltt, aber dann als unverjteuerter, 
inländicher Zucker behandelt wird 

Im dritten Theile, welcher die Uebergangsbejtimmungen enthält, wird 
vor Allem der 1. Aug. 1892 als Termin bejtimmt, an dem diejes Geſetz in 
Kraft treten joll, und von dem an alle früheren gejeglichen VBorjchriften über Die 
Zuderjtener aufgehoben werden. Für Ipäter angejchlofiene Gebietstheile ſoll 
diejes Gejeh mit dem Tage des Anjchluffes in Kraft treten ($ 66). 

Nach $ 67 wird für die vor dem 1. Aug. 1892 nachweislich hergejtellten 
Zuderjorten die Materialjteuer nach beftimmten Sätzen vergütet, went 
mindejtens 500 kg bis zum 31. Oft. 1892 zur Abfertigung gejtellt und die 
Identität vom 1. Aug. 1892 ab bis zur Ausfuhr oder Niederlegung amtlich feſt— 
gehalten worden ijt. Unter der gleichen Vorausſetzung fann auch die Verbrauchs: 
abgabe von 12 M. für 100 kg zurückvergütet werden. In den Abjägen 2—4 diejes 
Paragraphen find noch weitere Ausnahmsfälle für die Uchergangszeit aufgeführt. 

In $ 68 werden für eine Uebergangsperiode vom 1. Aug. 1892 
bis 31. Juli 1897 für ausgeführten oder in öffentliche als Privat-, 
niederlagen unter amtlichem Meitverichluß aufgenommenen Zuder 
der in $ 67 bezeichneten Arten, wenn die Zuckermenge mindeltens 500 kg 
beträgt und micht jchon nach $ 67 die Materialftener vergütet wurde, Zus 
jhüjje aus dem Ertrage der Zuderjtener gewährt. Dieſelben betragen 
vom 1. Aug. 1892 bis 31. Juli 1895 für die verjchiedenen Zucderjorten 
1,25 M., 2 M. und 1,65 M., vom 1. Aug. 1895 bis 31. Juli 1897 aber 
nur 1 M., 1,75 M. und 1,40 M. für 100 kg. 

Wird diejer Zucker von der Niederlage in den freien Verkehr gebracht, jo 
it der Zujchuß wieder zurüczuzahlen und haftet der niedergelegte Zuder ohne 
Rückſicht auf Nechte Dritter für den Betrag des gewährten Zujchufles. 

Um 7. April 1892 beichloß der Bundesrath zu dieſem Gejege Aus— 
führungsvorſchriften.) 

Dieſe Vorſchriften ſchließen ſich ſelbſtverſtändlich den einzelnen Paragraphen 
des Geſetzes an. 


N Chl. d. R. 1892 S. 185. 
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Bor Allem wird in Nr. 1 zu $ 2 des Geſetzes das Nähere über die 
Ermittlung des Quotienten der Zuderabläufe beitimmt, weil dieje 
Abläufe (Syrup, Melafje zc.), deren Quotient d. h. deren prozentualer Zuder- 
gehalt in der Trodenjubjtanz 70 oder mehr beträgt, der Zucderfteuer von 12 M. 
für 100 kg Netto unterliegen. Als Quotient joll derjenige Prozentjat des 
Zudergehalts von Syrup und Melafje gelten, der ſich auf Grund der Bolari- 
jation umd des jpezifiichen Gewichts nach Brix berechnet. 

Zur Ermittlung der Quotienten der YZucderabläufe, welche weniger als 
2°/, Invertzucker enthalten, jind nur die in den Ausführungsbeitimmungen 
bezeichneten Steuer: und Zollämter befugt. 

Ueber das Verfahren jelbit gibt die als Anlage A bezeichnete Anleitung 
ur Unterfuhung der Juderabläufe auf Imvertzuder ꝛc. nähere Bor: 
"riften für die Zoll- und Steuerjtellen. 

Eine weitere Anlage B gibt die Vorſchriften für die Unterjuhung 
der Zuderabläufe durch Chemiker, welche dann einzutreten hat, wenn 
es ich herausstellt, daß die Unterjuchung durch die Amtsitellen nicht genügend 
erfolgen fann. 

Die Anlage C enthält die genaue Anweijung, wie bei der Bolari- 
jation zu verfahren it, welche ſowohl für die Amtsjtellen, als die Chemiker gilt. 

Unter Nr. 2 werden zu $ 3 des Gejeges wichtige Bejtimmungen über die 
Stundung (Streditirung) dev Zuderjteuer gegeben. ') 

Zu $ 6 werden in Anlage D die Bejtimmungen wegen der Herjtellung 
zuderhaltiger Fabrikate des zur VBichfütterung bejtimmten 
Be wofür unter beitimmten Vorausſetzungen Erlaß oder Vergütung der 

uderjteuer eintreten kann, gegeben, wogegen in Anlage E eine Anleitung 
zur Ermittlung des Zudergehalts fraglicher Fabrikate niedergelegt üft. 

Zu $ 40 des Gejeges ift unter Nr. 13 eine Anlage F beigegeben, welche 
ein Zuder:Niederlage:-Negulativ enthält, das in 17 Paragraphen zer- 
fällt und mit 2 Wiufterbeilagen ausgeftattet ift. Die Ausführungsbeitimmungen 
jelbjt enthalten 20 Mufterbeilagen für Negifter und Abfertigungsformulare. 

Zu $ 4 iſt unter Nr. 14 die Gebührenordnung für die von den 
Fabrikanten zu zahlenden Abfertigungshandlungen erlafjen. 

Außerdem find zu den SS 42, 65 Abi. 2, 67 und 68 Vorjchriften unter 
Nr. 15 und 18 gegeben, wodurch insbejondere das Verfahren wegen der Zu— 
jchüjje bei der Ausfuhr-Niederlegung von Zucker geregelt ijt, wozu bejondere 
Formulare beigegeben find. 

Schließlich Jind noch Bejtimmungen über die Zuderjtatiftif an 
Stelle der früheren, welche hierdurch aufgehoben werden, gegeben, welchen 
3 Muſter-Formulare beigefügt Tind.?) 

Die Nejultate der Bejtenerungsarten zeigten fich darin, daß Etatsjahr 
1881,82 bis 1857,83 die Zuderjteuer und Cingangszölle von 1,26 M. auf 
0,31 M. für den Kopf der Bevölferung fielen und erjt durch Einführung der 
abrikjteuer vom 1. Aug. 1888 an von 1883,89 bis 1890/91 auf 0,62 M. 
bezw. 1,52 M. jtiegen. 


3. Die Tabaditeuer. 
Schon bei Gründung des Zollvereins war die Frage einer gemeinfamen 
Beitenerung des Tabads an die Vereinsregierungen herangetreten, weil die 


') Siehe hierüber auch Abſchnitt IX. . 
ECbl. d. R. 1892 ©. 305. Siehe auch Abichnitt VII. 
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Preußiſche Regierung neben dem Zoll auf ausländischen Tabad durch Kabinets- 
Ordre vom 29. März 1828 eine Beſteuerung des inländischen QTabadbaues 
eingerührt hatte, während in den meijten übrigen Bereinsjtaaten, namentlich in 
den jüdlichen, die inländische Tabadsproduftion feiner Steuer unteriworfen war. 
Da eine Vereinbarung nicht zu erzielen war, jo blieb bei den damals vor- 
berrichenden Grundjägen feine andere Wahl, als den Tabad in denjenigen 
Ländern, in welchen derjelbe einer inneren Beſteuerung untenvorfen war, beim 
Üebergange aus den übrigen VBereinsländern mit einer Ausgleichungsabgabe 
zu belegen, an deren Stelle nad) Vertrag vom 8. Mai 1841 (Art. 3) die 
lebergangsabgabe trat.') 

Diejes hatte natürlich eine wejentliche Beeinträchtigung des Verfehrs mit Tabad 
zur Folge, welche um jo läjtiger und fühlbarer wurde, je mehr fich mit der Zeit 
die Zahl der übrigen mit einer Uebergangsabgabe belegten Gegenſtände minderte. 

Unterdeſſen war durch die Verträge vom 4. April 1853°) die Bejteuer: 
ung des inländischen Tabadbanes nah Maßgabe der Preußiſchen Gejeggebung 
auch in den übrigen Norddeutjchen Staaten?) eingeführt worden. *) 

Seit dem Jahre 1853 waren mehrmals, auf der 10., 11., 12. und 13. 
Generalfonferenz Verſuche gemacht worden, eine gleichmäßige Beſteuerung des 
inländiichen Tabackes herbeizuführen, wobei theils das Monopol, theils eine 
Fabrikatſteuer, theils die (durch das Geſetz von 1868 eingeführte) Be- 
jteuerung des Nobtabads in's Auge gefaht worden waren. Alle dieje Ver: 
juche jcheiterten jedoc an dem Widerjtreben einiger Negierungen, ihren Ländern 
eine derartige Steuer aufzulegen, deren Ertrag vorausfichtlich fein ſehr aus: 
giebiger zu werden verjprach, andererjeits an der Schwierigfeit, die Fabrikat— 
jteuer eimzuführen, endlich aber an dem Bedenfen der meijten Regierungen 
gegen die Einführung des, wohl finanziell am ergiebigiten, aber unzeitgemäßen 
und tier in die Privatverhältnijje eingreifenden Tabackmonopols.“) 

Die Beltimmung in Art. 3 84 des BZollvereinsvertrags vom 8. Juli 1867, 
wonach der im Umfange des Bollvereines gewonnene oder zubereitete Tabad 
einer übereinitimmenden Beltenerung untevivorfen werden jollte, kann deshalb 
für einen wejentlichen Fortſchritt angejehen werden, und zwar jowohl deßhalb, 
weil hiedurch einerjeitS die Heritellung eines völlig freien Berfehrs mit Tabad, 
andererjeits cine rationelle Beſteuerung der ausländischen Tabadfabrifate ermög- 
licht wurde, als auch aus dem Grunde, weil, bei dem hervorragenden Tabad: 
fonfum Deutjchlands in Europa, ein jehr geeignetes Objekt für die Beſteuerung 
getroffen werden fonnte.°) Dieje Beſtimmung des Vertrags vom 8. Suli 1867 

"; Durch Vertrag vom 11. Mai 1833 Band I der Verträge S. 17D) batten Preußen, 
Sachſen und der Thüringiſche Zoll- und Handelsverein eine gleichmäßige innere Beitenerung 
und freien Verlehr mit Iabad vom 1. Januar 1834 an in ihren Yändern eingeführt. Ylın 
8. Mai 1841 wurde eine neue Uebereinkunft wegen Erhebung und Nontrolirung der inneren 
Uebergangsabgaben) Steuern von Iabad unter den Vereinsitaaten abgeichlofien (Bd. TIL der 
Verträge S. SI. Ter Vertrag vom 11. Mai 1833 aber wurde durch den Vertrag vom 8. Mai 
1841 erneuert und Durch einen weiteren Wertrag vom nämlichen Iage trat Kurheſſen der 
#emeinichaft bei (Wo III der Verträge S. 148 und 158), desgleichen das Fürſtenthum Lippe 
durch Vertrag vom 18. Oktober 1841 Bd. III a. a. TC. 3. 170, und Braunſchweig vont 
19. Oktober 1841 (Bd. IH a. a. ©. &. 270, Ziebe übrigens Abichnitt X. 

2, Bd. IVa.a. ©. 3. 62, 67, 69. 

*) Hannover und Oldenburg. 

*, Ziehe „Annalen“ 1868 &. 370. 

Beſonders die Preuß. Regierung ſprach sich entichieden gegen das Monopol aus 
und ließ 1857 im Verlag von Teder eine offiziöje Broſchüre unter dem Titel „Der Zoll 
verein und das Tabachmonopol“ dagegen ericheinen. 

°%, „Annalen” 1868 2. 357 ft. Materialien zur Tabaditeuerfrage. 
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bildet die Dauptgrundlage für das Geſetz vom 26. Mai 1868,') welches im 
Jahre 1869 in's Leben trat.) Dieſes Bundesgeſetz hatte den im Zollverein 
erzeugten Taback mit einer Steuer nach Maßgabe der Größe der jährlich mit 
Tabad bepflanzgten Grundſtücke belegt. Diejelbe betrug 60 Br. für je 35 Quadrat: 
Meter des mit Tabad bepflanzten Bodens und unterjchted ich wejentlich von der 
früheren Preußischen Beſteuerung, wonach eine Klaſſenbeſteuerung jtattfand.?) 

Neu war gegenüber der früheren Preußiſchen Geſetzgebung die Beſtim— 
mg in 8 2 des Geſetzes, wonach eine Befreiung von der Steuer eintritt, 
wenn die von einem Pflanzer oder von mehreren zu einem Hausſtande gehöri— 
gen Planzern mit Taback bebaute Geſammtfläche weniger als 6 Quadrat- 
Ruthen beträgt. 

Während früber auch eine mündliche Anmeldung‘) der jteuerpflichtigen 
Grundfläche bei der Steuerbehörde zuläjjig war, wurde diejelbe durch $ 3 des 
Geſetzes auf die Schriftliche beichränft. 

Die Bezahlung der Stenerbeträge mußte nach der früheren Gejeggebung’) 
erfolgen, ſobald der Steuerjchuldner die Hälfte jeines Erntegewinnes in andere 
Hände bringt oder, wenn eine Veräußerung des Tabacks nicht früher ſtatt— 
gefunden hat, zu Ende Juli des nach der Ernte folgenden Jahres. Durch 8 5 
Abſ. 2 des Gejeges von 1863 find jedoch die Steuerbeträge nach der Ernte zur 
einen Hälfte im Monat Dezember, zur anderen Hälfte im Monat April fällig. 

Während nach den früheren Bejtimmungen®) nur bei gänzlichem Mißwachs 
ein Stenererlaß eintreten fonnte, wurde dieſes in $ 7 des Geſetzes von 1868 
dahin erweitert, daß auch bei anderen Unglücdsfällen, welche außerhalb 
des gewöhnlichen Witterungswechjels liegen, ein jolcher jtattfinden fan.) 

Neu war ferner die Beltimmung m 8 8 des Geſetzes von 1868, wonach 
die Steuer für den in das Ausland in Mengen von mindeitens 50 Pfund 
verjendeten Tabad vergütet werden joll, wenn die von der Zollbehörde vor: 
geichriebenen Kontrolbedingungen erfüllt worden jind. Der geringite Ver- 
gütungsjag joll für den Zentner Rohtaback und Schnupftabad 1 M 50 Bi 
für den Zentner entrippte Blätter und Tabackfabrikate 2 Ne. betragen. Dem 
Bundesraih ſtand es zu, die Ausfuhrvergütung zeitweiſe oder dauernd bis zum 
Betrage von 20 Sgr., reſp. 2 M. 50% per Zentner zu erhöhen. Für jog. 
Geiz, grüne Zabadsbläkter und Abfälle wurde feine Vergütung gewährt. 

Die in $ 10 des Gejeges von 1863 enthaltenen Strafbeitimmungen waren 
gleichfalls —— von den früheren. Während nämlich nach der Kabinets— 
ordre vom 10. Juli 1842 derjenige als Defraudant anzuſehen war, welcher 
bei einem auf einer Grumdfläche von 6 oder mehr Q.-Nuthen betriebenen 
Tabadban die vorgeichriebene Anzeige umterläßt, hat nach den Beſtimmungen 


- 


) Bundesgelegbl. 1868 ©. 319; Jahrbücher 1868 5. 535; „Annalen” 1868 5. 683. 
89 des Geſetzes v. 26 Mai 1868. 

Appelt, Die Abgabegeiehgebung für fremden und einbeimiichen Taback im 
Deutichen Zollverein; Berlin 1870, S. 7 ft. 

Preuß. abinets- Ordre v. 29. März 1828 Wr. 5. 

Vreuß. Nabinets-Ordre v. 29. März 1828 Nr. 9 

’; Preuß. Nabinets:Ordre v. 29. März 1825 Nr. 10. 

*Beſtimmungen über den Erlaß der ITabaditener wegen Mißwachs und anderer Um 
glüdsfälle. Gentralbl. 1869 5. 250, wonad) aud) wegen Hagelichlag, Ueberichwennnung, 
‚Froft- u. Feuerſchaden unter gemwilien Bedingungen Steuererlaß Ttattrindet. Desgl. wegen 
Dürre u. Näſſe, wenn das mit Tabad bepflanzte Land vor der Ernte unter Aufficht eines 
Steuerbeamten umgepflügt worden it «S 14. ferner wird nach Bundesrathsbeſchluß 
vom 20. Dezember 1869 8 165) ein Graf bei Beſchädigung durch Sturm auf dem Felde 
bearündet Gentralbt. 1870 2. 155; Jahrbücher von 1870 S. 316, 571, 573) 
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von 1868') derjenige das Dreifache des Steuerbetrages ‚ um welchen die 
Staatsfaffa hätte verkürzt werden fünnen, als Strafe verwirkt, der die im $ 3 
des Gejeges vorgejchriebene Angabe binfichtlich aller oder einzelner mit Tabad 
bepflanzten Grumdjtüde rechtzeitig zu machen unterläßt. 

Nach) der Kabinetsordre vom 10. Juli 1842 unterlag derjenige, welcher 
zwar alle mit Taback bepflanzten Grumdjtüde rechtzeitig angab, dabei jedoch 
die Fläche eines Grundſtückes dergeitalt unrichtig bezeichnete, daß das ver- 
jchwiegene Flächenmaß bei einer 120 D.-Ruthen erreichenden oder überjteigenden 
Ausdehnung der mit Tabad bepflanzten Grundjtüce mehr als dem zwanzigjten 
Theil der legteren, oder bei einer geringeren Ausdehnung des mit Tabad be 
pflanzten Bodens 6 Q.Ruthen oder mehr ausmachte, einer Drdnungsitrafe, _ 
welche bis zur Höhe der doppelten Steuer von dem verjchtwiegenen Slächen- 
maße fejtgejegt werden konnte, während nach der Gejeßgebung von 1868?) eine 
Ordnumgsitrafe bis zur Höhe der doppelten Steuer von dem verſchwiegenen 
Flächenmaße nur dann auszuſprechen war, wenn das verſchwiegene Flächenmaß 
mehr als den zwanzigiten Theil der Fläche des mit Taback bepflanzten Grund— 
ſtückes beträgt.) 

Bu dem Gejege von 1868 wurden erlajlen: Eine Anweiſung zur Aus— 
führung des Gejeges in 7 Paragraphen mit 3 Mufterbeilagen,‘) Beitimmungen 
über den Erlaß der Tabackſteuer wegen Mißwachſes oder anderer Uns 
glüdsjälle in 8 Paragraphen mit zwei Muiterbeilagen.”) 

Ferner wurde ein Negulativ betr. die Gewährung einer Zoll und 
Steuervergütung fir den in das Ausland verjendeten Tabad*) in 21 Pa— 
ragraphen mit 4 Verlagen erlajjen, wodurch das Verfahren jowohl für die 
Steuervergütung für inländichen, als auch für die Zollvergütung für den aus— 
fändischen und im Zollverein bearbeiteten Tabad genau regulirt ericheint. 

Das Geſetz vom 16. Juli 1879, betreffend die Beſteuerung des Tabads, ') 
über deſſen Entftehung bereits im 1. Abjchnitte das Nöthige erwähnt worden 
üt, hat eine vollitändige Umwälzung in der Tabackbeſteuerung herbeigeführt ; 
denn außer einer bedeutenden Erhöhung der Eingangszölle*) vom 25. Juli 1879 
an ($ 1) wurden für dem innerhalb des Zollgebiets erzeugten QTabad in fer- 
mentirtem oder getrocknetem fabrifationsreifen Zuftande vom 1. April 1880 
an folgende Steuerjäße von je 100 a. fejtgelegt: nämlich 20 M für 
das Fahr 1880, 30 M für 1881 und 45 M für 1882 und folgende Sabre 


»s 10 Hilf. 1 des Geſetzes v. 26. Mat 1868. 

8 10 Ziff. 2 des Geſetzes v. 26. März 1868. 

Nach Bundesrathsb. v. 23 Mai 187 y iſt bei Berechnung der in Ziff. 2 S 10 des 
Geſethzes v. 26. Mai 1868 verfügten Ordnungsſtrafe in der Art zu verfahren, daß als Grund 
lage derielben das verſchwiegene Flächenmaß an Tabadsland angenommen und von 
demjelben nach S 1 Alinen 2 des Geſetzes zuerit die treffende Steuer und dann Die Ord— 
nungsjtrafe benteffen wird. Centralbl. 1870 3.276; Nabrbücher v. 1870 8, 327, 512, 575.) 

‘, —— Sentralbl, 1868 S = 243; \ahrb. von 1869 &. 325, 359, 368, 372, 375, 377, 380. 

YA a. O. 1869 S S. 210; Yabrb. 1869 5. 335. 

6) A. D. 1869 5. 257, Jahrb. 1869 3. 347. 

) Reichsgeſetzbl. 1879 S 20, ſ. a. d. Abdrud in den „Annalen“ 1880 =. 875. 
Diezu wurden vom Bundesratb als Ausführungsbeitimmungen "befchloflen : eine Bekannt— 
machung vom 25. März 1880 \Gentralbt. des Reiches 1880 ©. 153), Dienitvorichriften, 
29. Mai 1880 (a. a. O. 5. 327), ein — betr. die Niederlagen für unverſteuerten 
inländiihen Tabad v. 29. Mai 1880 1a. a. ©. 5. 386 md ein Negulativ betr. die Kredi— 
tirung der Tabadgewichtsiteuer v. 1880 a. a. D. 5. 468). 

*, Für 100 Kg. Tabadsblätter, unbearbeitete und Stengel, dann für JIabadiaucen 
85 ME., für 100 Kg. fabrisirten Tabad, und zwar für Gigarren und Gigaretten 270 ME., 
für andere Tabadfabritate 180 Mt. ingangssoll. 


— — 
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(8 2). Nur ausnahmsweiſe findet für Tabadpflanzungen auf Grund⸗ 
ſtücken von weniger als 4 Ar Flächeninhalt ſtatt der Gewichtsſteuer eine 
Flächenſteuer Anwendung, welche für 1Q.Meter für das Jahr 1880 29, 
für 1881 3.9 und für 1832 und folgende Jahre 4,5 4 beträgt. Uebrigens 
fönnen auch dieje Flächen durch die Zollbehörde der Gewichtitener unterjtellt 
werden ($ 23). Jeder Tabadpflanzer bat bis zum Ablaufe des 15. Juli die 
von ihm mit Tabad bepflanzten Grumdjtüde Jchriftlich und verantworts 
lich anzumelden und werden diefe Anmeldungen von der Steuerbehörde an 
Ort und Stelle geprüft (3 3 u. #).') 

Der Inhaber eines mit Tabak bepflanzten Grumdjtüdes haftet für 
die Gejtellung des auf demjelben erzeugten Tabads zur amtlichen Ver— 
wiegung ($ 5). Zur Sicherung der vollftändigen Geſtellung des Tabads 
zur amtlichen Verwiegung iſt die Steuerbebörde befugt, vor der Ernte die 
Blätterzabl oder Gewichtsmenge feitzuftellen. Leber die Art diejer 
Feſtſtellungen geben Die ‚Ds 6—8 des Gejeges nähere Vorjchriften und 
Erleichterungen.?) Für das Verfahren bei eingetretenen Unglüdsfällen 
vor der amtlichen Verwiegung, wozu auch Mißwachs gehört, und bei Abgang, 
Bruch und Abfall enticheidet S 9.°) 

Zur Stontrole des Tabads nr zur —— it der Steuerbeamte zum 
Bejuch der Trocdenböden berechtigt 8 10).*) Dem Tabacdbauer it eine 
Veräußerung des Tabads ohne Genehmigung der Stenerbebörde 
vor der Verwiegung nicht geſtattet ($ 11).) 

Durch Bundesrathsbeſchluß vom 24. März 1884 (Zentralbl. des Reichs 
1884 S. 115) wurde beſtimmt, daß ſog. in: (Berluft von Taback 
durd) Fäulnih in den Trocdenräumen) nach 8 9 Ziffer 2 des Geſetzes von 
1879 zu behandeln jei. 

Die SS 12—15 des Gejeges beitimmen die Zeit und das Berfahren 
für die VBerwiegung des QTabads.‘) Diejelbe bat jpätejtens am 
31. März des auf das Erntejahr folgenden Jahres jtattzufinden. Hiebei jind 
die Tabadblätter in Bündel und Büſchel, nach Anweiſung der Steuerbehörde 
verpadt, zur amtlichen Verwiegung zu stellen; auch Grumpen, Bruch nnd 
ſonſtige Abrälle unterliegen der Verwiegung. 

Durch Geſetz vom 5. April 1885 8 1 (Meichsaejegbl. 1885 ©. 83) wurde 
zu 8 12 des GSejeges vom 16. März 1579 cin Zuſatz gemacht, nach welchem 
die oberjten Landes: Finanzbehörden ermächtigt find, ausnahmsweiſe zu gejtatten, 
daß die Gewichtsermittlung erſt nach dem 31. März, jedoch jpätehtens bis 
zum 31. März des auf das Erntejahr folgenden Jahres geichebe. 

Bezüglich der jtenerlichen Behandlung von Tabadgrumpen bat der 
Bundesrath im jeiner Sitzung vom 28. Mat 1881 folgende Vorſchriften er- 
lafjen : °) 


S 1u.2 der Betanntmachuug des Bundesraths und $S lu.2 der Dienitanweilung- 
"888 u. 24 der Wefanntmachung, SS 6—14 der Dienftuorichriften. Hiezu wurde 
durd) Bundesratbsbeichlu v. 18. März 1886 das jog. amerilaniiche Ernteverfabren, 
weldyes im Einernten der ganzen Pflanzen ohne Entfernung der Wlätter unter gewiſſen Kon: 
trolen „beiteht, zugelafien. Ebl. d. R. 1886 S. = 
s5u6aaQDd.uSS1b5ulkaaC. 
. 87 a. a.O 
SBSu. 9a. a. O. u. EB 18 u. 19 a. a. O. 
88 10, 13 u. 16 der Belanntmachung u. SS 20—23 der TDienitvorichriften. 
] Gh. d. R. 1881 S. 231. 
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Die Genehmigung zur Veräußerung von ungetrockneten Grum— 
pen (S 11 Abſatz 1 des Geſetzes) kann außer dem in 38 der Bekanntmachung 
angegebenen Falle von der Steuerbehörde auch dann ertheilt werden, wenn 
der Tabadpflanzer die Verpflichtung übernimmt, die ungetrockneten Grumpen 
zur Verwiegung vorzuführen. Die Genehmigung kann mündlich eingeholt 
werden. 

Nach der Verwiegung der ungetrodneten Grumpen it das Gewicht der— 
jelben in dachreifem, trodenem Zujtande nach Maßgabe der Beſtimmungen in 
8 19 Abjag 1 der Dienjtvorichriften ab; —— und von dieſem Gewicht nach 
Abzug von '/, die Steuer zu berechnen. Die Zahlung der Steuer durch den 
Käufer hat, ſofern nicht die Grumpen mit Berjendungsichein auf cine Nieder: 
lage abgefertigt werden oder Kreditirung erfolgt iſt, ſofort zu erfolgen. 

Mit Genchmigung der Direftivbehörden kann an die Stelle der beim Ver: 
fauf der Grumpen einzureichenden Auszüge aus den Anmeldungen 8 18 der 
Dienjtvorjchriften) und der abzugebenden Verwiegungsanmeldungen ($ 13 der 
Bekanntmachung) ein Negiiter treten, welches Die bezüglichen Angaben zu 
enthalten bat. Weber die Emrichtung und Führung diefes Negijters bejtimmen 
die Direktivbehörden das Näbere. 

Die Steuer wird nach der Verwiegung in Der Art fejtges 
jtellt, daß von dem ermittelten Gewichte '/, m Abzug gebracht wird als 
Abgang durch Fermentation und Trocknung zur Sabrifation. Ueber die Vers 
wiegung und ‚Feititellung der Steuer erhält der Steuerpflichtige eine amtliche 
Beicheinigung und bat von da an für die beitimmte Steuerzablung zu baften 
($ 16 Abi. 1 und 8 19).') 

Durch $ 2 des Geſetzes vom 5. April 1885 Reichsgeſetzbl. 1885 ©. 83) 
wurde hinter Abjchnitt 2 des S 16 des Gejetes vom 16. Juli 1879 ein Yujap 
gemacht, nach welchem die oberiten Landes-Finanzbehörden ermächtigt ſind, im 
Falle des Bedürfniffes die Friſt zur Zahlung der Stener über den 
15. Juli des eriten auf das Erntejahr folgenden Jahres hinaus bis zur erſt— 
maligen Veräußerung des Tabads, längſtens jedoch bis zum 30. Juni des 
zweiten auf das Erntejahr folgenden Jahres zu verlängern. Hiernach ind in 
$ 16 und 19 des Gejeges von 1579 die Worte „bis zum 15. Juli des auf 
die Ernte folgenden Jahres“ geändert in „bis zum Ablauf der für die Ent 
rihtung der Steuer feitgejehten Friſt“. 

Zu Abſatz 3 des $ 27 der Dienjtvorichriften von 1835 wurde deßhalb 
ein Bundesrathsbeichlug vom 24. März 18591 erlajien, welcher durch das vor: 
jtehend erwähnte Gejeh veranlaßt wurde. °) 

Die Bezahlung der Steuer joll bei der eritmaligen Veräußerung, 
jpäteitens aber bis 15 Juli des auf das Erntejahr folgenden Jahres geichehen. 
Hiebet find außer der in $ 2 des Geſetzes vom 5. April 1885 gejtatteten 
Friſtverlängerung noch folgende Ausnahmen möglich: 

1. Bei Streditbewilligung ($ 16 Abſ. 2 u. 8 20 des Gejeges). Nad) 

8 1 des Nequlativs von 18850 betr. die Nreditirung der Tabackgewicht— 

jtener °) kann nämlich 


88 14 u. 20 der Bekauntmachung u. SS 24-27 der Dienitvorichrift. 

Ebl. d. R. 1891 ©. 74. 

) Tas Mreditregulativ enthält außerdem noch nähere Beſtimmungen über die Gr 
theilung des Kredits, über die für denlelben zu beitellende Zicherbeit, über die Austellung 
der Kreditzertifitate und die amtliche Buchführung und zerfällt im 8 Baragrapben ‘1. a. Ab: 
fchnitt IX). Ausgeſchlofſſen it die Kreditirung, wenn nicht Die ganze Blätterzabl zur 
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a) dem Tabadpfjlanzer oder Erwerber des Tabads auf Antrag 
geitattet werden, day er die Gewichtsjteuer, falls fie 100 M oder 
mehr beträgt, jtatt an dem durch $ 16 Abi. 2 des Gejeges feitgejegten 
Termine erjt bis zum 15. Oftober des auf das Erntejahr folgenden 
Jahres zahlt. Durch einen Bundesrathsbeichluß vom 1. März 1884 ') 
wurde injofern eine Aenderung gemacht, als die Direftivbehörden 
ermächtigt wurden, Tabacdpflanzern, welche ihren geernteten Taback 
erweislich nicht bis zum 1. Oftober des auf das Erntejahr folgenden 
Jahres verkauft haben, auf Antrag eine Verlängerung der in 
Ubi. 15 1 des Negulativs betr. die treditirung der Tabad- 
gewichtitener vom 16. Juni 1880 fejtgejegten Friſt zur Einzahlung 
der gejtundeten Tabackgewichtſteuer bis zum 1. März des nmächjt- 
folgenden Jahres zu bewilligen. Ferner wurde der Mindejtbetrag 
der zu freditirenden Steuer auf 25 A. berabgeießt; 

b) tann Demjenigen, welcher inländiſche Tabade aus Niederlagen 
($ 16 Abi. 2 des Ger.) abmeldet, auf Antrag geitattet werden, Die 
Gewichtſteuer, Falls jie 100 4 oder mehr beträgt, jtatt an dem 
‚sülligfeitstermine des $ 16 Abſatz 2 des Geſetzes, bis zum 25. des 
dritten darauf folgenden Monats zu entrichten. 

2. Bei der Ausfuhr über die Zollgrenze vor der Berfteuerung 
($ 16 Abi. 2 des Gejeges). ?) 

3. Bet der Aufnahme in cine Öffentliche Niederlage für unver: 
zollte Waaren ($ 16 Abi. 2 u. 17 des — 

4. Bei der Aufnahme in eine unter amtlichem Mitverſchluß ſtehende Privat— 
niederlage für unverzollte Waaren ($ 16 Abſ. 2 und 8 18 des 
Gejekes). °) 

5. Bei der Aufnahme in eine öffentliche, nur zur Aufnahme von unver 
ſteuertem Tabad dienende Niederlage ($ 16 Abj. 2 und 8 17 des 
Gejeges). °) 

6. Bei der Aufnahme in ein unter amtlichem Mitverſchluß Ttehendes Privat 
lager für die ausjchließliche Legung von inländiichem unverjteuerten 
Zabad ($ 16 Abi. 2 u. 8 18 des Gejeges). °) 

7. Bei der Vernichtung von unverjteuertem Tabad unter jteuer: 
amtlicher Aufjicht, wenn jolche bei der Verwiegung beantragt wurde 
(5 16 Abſ. 3 des Gejeges). *) 

3. Wenn durch Feuerſchaden der noch im Ganzen beim Pflanzer vor- 
handene Tabadgewinn ganz oder theilweije vor dem 15. Juli des auf 
das Erntejahr folgenden Jahres erweislich zerjtört wurde ($ 16 Abi. 3 
des Gejeges), ) kann die Steuer ganz oder theilweife erlajjen werden. 





Verwiegung geitellt und ein Theil des Tabads derielben entzogen wurde ($ 21 des Geſehes 
und 34-—39 der Tienftvorichriften. Yu & 1 Abſ. 2 des Mreditregulativs beſchloß am 
28. \an. 1886 der Bundesrath einen Zuſatz, wonach aud fir den aus Niederlagen mit 
Veriendungsichein abgefertigten inländischen Tabad, wenn die Steuer 100 Mt. oder mehr be- 
trägt, bis zum 25. des dritten Monats nad dem Monat, in welchem der treffende Betrag 
fällig geworden it, freditirt werden fann. Ebl. d. R. 1886 ©. 32. 

', Ch. d. KR. 1884 2. 191. 

2, 88 15—18 der Bekanntmachung u. 8 28 der Dienitvorichrift. 
"SS 15 u. 18 der Bekanntmachung und des Negulativs v. 29. Mai 1880 Ebl. d. 
N. 2. 386. 
8 19 Abi. 1 der Bekanntmachung u. 88 29 u. 30 der Tienitvorichriften. 
"8 19 Abi. 2 der Bekanntmachung u. SS 29 u. 30 der Tienitvorichriften. 


Beiondere Vorschriften. Jabaditeuer 283 


9. Wenn während des Transports von der amtlichen Wiegeftelle zur 
Niederlage erweislich durch Eintrocdnen ein Gewichtsverluft ent 
Itanden iſt, oder Diejer Verluft nach der amtlichen Verwiegung bei eimer 
Zwichenlagerung jtattgefunden bat, jo kann noch ein entjprechender Zus 
ihlag zu dem Gewichtsverlufte gewährt und der fich ergebende höhere 
Betrag von der urjprünglichen Steuer abgejchrieben werden ($ 17 des 
Geſetzes).) 

In der Sitzung vom 13. Dezember 1883 (8 474 des Brot.) beſchloß 
der Bundesrath, ?) day die Erhebung der für inländischen Tabad feitgeitellten 
Steuer mitteljt eines nach dem Mufter für Begleitichein IL auszufertigenden 
VBerjendungsicheines II einem zur Erledigung von VBerjendungsichreiben 
befugten Amt überwiejen werden fünne, dal ferner die Vorjchriften des Begleit- 
icheinregulativs über Begleiticheine II hierbei jinngemäße Amvendung finden 
jollen und daß die nach dem Mufter 12 zu den Dienitvorjchriiten vom 29. Mai 
1830, betr. die Bejteuerung des Tabacks (Centralbl. 1880 ©. 327), auszu— 
jertigenden Berjendungsicheine als „Berjendungsicheine II“ zu bezeichnen find. 
In dem BVBerjendungsjchein-Ausfertigungsregiiter (Mujter 13 dajelbjt) joll m der 
Spalte 2 umd im VBerjendungsichein-Empfangsregiiter Muſter 14 dajelbjt) in 
der Spalte 4 die Gattung des Verjendungsicheins durc Eintragung von I 
bezw. II erjichtlich zu machen jein, in dem Empfangsregifter aber in den 
Spalten 7 und 8 die VBereinnahmung der Steuer nachgewiejen werden.‘) 

Wegen der Kontrole des Tabackbaues wurden beitimmte VBorjchriften 
für die Pflanzung und Ernte gegeben ($ 22 des Gejehes). *) 

Hienach müſſen die Pflanzen ganz regelmäßig und ohne Ver— 
mijchung mit anderen Bodengewächien gejebt werden. Bis zur amtlichen 
Feitftellung der Blätterzabl rejp. des Gewichts muß die zur Negelung der Blatt- 
zahl erforderliche Behandlung der Pflanzen beendigt jein.’) Bor der voll 
ſtändigen amtlichen Entjcheidung über die Plätterzahl bezw. Gewichts— 
menge dürfen Tabackblätter nur nach Anzeige bei der Gemeindebehörde und 
Anordnung der Steuerbehörde eingefammelt werden. °) Alle vor der Ernte 
entitehenden Abfälle jind auf dem Felde zu vernichten. Die Umpflügung 
der Pflanzen vor der Ernte wegen Mißwachs it der Steuerbehörde anzu— 
zeigen.) Spätejtens 10 Tage nach dem Abblättern müflen im der Negel Die 
Pflanzen abgehauen und bejeitigt fein. Die Erzielung einer Nachernte (Geiz: 
ziehen 2c.) kann mur ausnahmsweiſe mit Genehmigung der Stenerbehörde 
erfolgen. ) | 

Durch Bundesrathsbeichluß vom 21. März 1882 °) wurde bezüglich der 
Anmeldung und Beſteuerung von. Tabackpflanzungen für Unterrichts: 
und Zierzwecke beſchloſſen, daß von der Erhebung der Tabaditener von 
Iabadpflanzungen in botanischen ımd anderen zu Unterrichtszweden 


1 8 18 Abi. 1 der Bekanntmachung. Hauptbedingung it biebei amtl. Verichluh 
Ebl. d. R. 1884 2. 1. 

) Durch Bundesratbsbeichluß v. 5. Juli 1888 wurden neue Mufter fir Verſendungs 
I u. U eingeführt. Ebl. d. R. 1888 5. 755. 

+, $ 21 u. 22 der Belanntmachung u. 8 23 der Tienftvorichriften. 

°) 8 22 des Geſehes Nr. 3 u. S 33 der Dienitvorichriften. er 

°, 8 22 des Geiches Nr. 4, 8 21 der Bekanntmachung u. 833 der Tienitvorichritten. 
U a. ©. Nr. 6, 5 21 der Bekanntmachung u. S 33 der Vienitvorichriften. 

) A. a. O. Nr. 7, 8 22 der Bekanntmachung u. 8 33 der Tienitvorichriften. 

Ebl. d. R. 1882 5. 156. 


ichein 
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angelegten Gärten Abjtand zu nehmen jet, wenn die Pflanzung jür jedes 
derartige Grundſtück nicht mehr als 30 Quadratmeter Flächeninhalt umfaßt 
und jeitens der vorgejegten Aufſichtsbehörde bejcheinigt wird, daß der zu 
erzeugende Tabad nicht zum Konſum. ſondern lediglich zu wiſſenſchaftůchen 
Zwecken verwendet werde. Die oberſten Landes-Finanzbehörden ſind in den 
vorbezeichneten Fällen befugt, unter Vorbehalt des Widerrufs von der alljähr— 
lichen Anmeldung ſolcher Pflanzungen abſehen zu laſſen. Von der Erhebung 
der Tabackſteuer iſt ferner abzuſehen, und ces kann die Erfüllung der Vor— 
jchriften wegen der Anmeldung der betreffenden Grundſtücke unterbleiben, wenn 
auf einem zujammenbhängenden ungetheilten Grundstüc nicht mehr als 50 Tabad: 
pflanzen lediglich zu Zierzwecken gepflanzt werden und dieſe Bejtimmung 
der Pflanzen aus der Art der Benugung des Grundjtüds, jowie aus dem Ver: 
hältniß der mit Tabad bepflanzten Fläche zur Gejammtfläche des Grundjtüds 
unzweifelhaft hervorgeht. 

Die Vorschriften über die ausnahmsweiſe, bereits oben erwähnte Be- 
jteuerung nach dem Flächenraume für Tabadpflanzungen don weniger 
als 4 Ar jind im Geſetze in den SS 23—26 niedergelegt. ') 

Die Berwendung von — bei Herſtellung von 
Tabackfabrikaten it nach 5 27 des Geſetzes verboten; Ausnahmen hievon 
kann nur der Bundesrath geſtatten,“) muß aber hievon dem Reichstage Anzeige 
machen. Nach 8 28 des Geſetzes kann die Steuerbehörde durch Entnahme 
von Proben die Tabackhändler und Fabrikanten überwachen. 

Ale Forderungen und Nachforderungen von Tabadjteuer, ſowie 
die Anjprüche auf Erſatz von Seiten der Stenerpflichtigen ſollen binnen 
Jahresfriſt vom Tage des EintrittS der Zahlungsverpflichtung bezw. Zahlung 
nach) 8 29 des Gejeges verjähren. 

Nach S 30 des Geſetzes kann bei der Ausfuhr über die Zollgrenze 
oder Niederlegung in eine ‚Öffentliche, oder unter amtlichem Mitverſchluß 
jtchende Privatniederlage eine Steuervergütung beamjprucht werden und 
zwar außer den in SS 11 und 16—15 erwähnten Fällen : 


1. für den Rohtabach, wenn mindeſtens 25 Kg. verſendet oder eingelagert 

werden, wenn er unfermentirt iſt 33 M, für jermentirten 40.7; 

2. für entrippte Blätter 47 Ak für 100 Sta. netto.®) 

Inländiſchen gabrifanten kann augerdem, je nachdem die Fabrikate 
aus ausländiichem oder inländiichem Tabacke bergejtellt find, bei der Ausfuhr 
über die Zollgrenze oder Niederlegung in öffentliche oder unter amtlichem Mit: 
verſchluß jtebende Privatlager für 100 Kg. netto vergütet werden: 

1. Für Kabrifate aus ausländischen Blättern und zwar: 

a) für Schnupf: und Nautabad 60 M. 
b) für Nauchtabad 81 MH 

ec) für Zigarren 94 4 

d) für Zigarretten 66 MH 


Hiezu S 23 der Belanntmahung u. SS 34—39 der Tienitvorichriften. 
Tie Nontrolvorichriften für die Verwendung von Kirſch- u. Weichſel 
blättern bei Herſtellung von Tabackfabrikaten im Centralbl. des Reiches 1879 5. 753. 
S. hiezu und wegen anderer Zurrogate Bundesrathsbeichluß v. 5. Juli 1888.  Gentralbl. 
des Meiches 1888 S. 749. 

„830 des Geſetzes. Für grüne Blätter, Geize, Iabaditengel u. Abfälle wird feine 
Vergütung gewährt. 


I 
2 
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2. Für Fabrikate aus inländijchen Blättern und zwar: 
a) für Schnupf: und Kautabad 32 # 
b) für NRauchtabad 43 .# 
e) für Zigarren 50 A. 
d) für Zigarretten 35 M. 
3. Für Fabrikate aus in-und ausländijchen Blättern je nach dem 
Miichungsverhäftniffe nach den unter Nr. 1 und 2 erwähnten Süßen. 


‚zabrifanten, welche Vergütung für Fabrifate aus ausländiichem oder 
gemischtem Taback (Ziff. 3) machen wollen, haben vor der Fabrikation der 
Steuerbehörde Anzeige zu machen und die von derjelben gejtellten Bedingungen 
zu erfüllen. ') 

Der Bundesrath hatte Die weiteren Bejtimmungen wegen der Ausfuhr: 
vergütungen nad) $ 30 und 31 des Gejeges, insbejondere auch wegen der 
Zigaretten umd wegen des Zeitpunftes, von dem an die Bergüfungsiäße 
in 8 30 und 31 des Gejeges eintreten Sollen, feſtgeſetzt;“) bis zu dieſem Zeit: 
punfte jollen die bisherigen VBorjchriften über die Negelung der Vergütungs- 
läge und insbejondere die Bejtimmungen in $ 8 des Gejeges vom 26. Mai 
1868 °) in Straft bleiben. Uebrigens war der Bundesrat ermächtigt, Die 
Ausfuhrvergütungen jchon vorher allmählig bis zu der Höhe des Geſetzes 
von 1879 zu erhöhen. * 

Am 28. Mai 1881 hatte der Bundesrath das Negulativ betr. die 
Gewährung der Zoll: und Steuervergütung für Tabad und 
Tabadfjabrifate erlajjen?) und am 23. Nov. 1882°) ſetzte er vom 1. Dez. 
1882 folgende Steuervergütungsjäge für 100 Kg. bei der Aus— 
fuhr feit: 

1. Für Rohtaback unfermentirt 14 M 

für desgl. fermentirt 17 A. 
2. Für entrippte Blätter 20 M. 
3. Für Fabrifate aus inländischen Blättern und zwar für Schnupf: umd 
Kautaback 14 „4. 
für Nauchtabad 19 Me. 
für Bigarren 22 M. 
für Bigarretten 15 Mb, 
wobet bejtimmt wurde, daß die bisherigen VBergütungsjäge auf Schnupf-, Haus, 
Rauchtaback und Zigarretten Anwendung finden jollen, welche in den bereits 
unter Stontrole jtehenden Fabriken vom 1. Dez. 1882 angefertigt worden find, 
fowie auf denjenigen Schnupftabad, welcher -aus den an diefem Tage dajelbjt 
vorhandenen Dalbfabrifaten bergejtellt worden ift. Mit 1. Mai 1834 wurden 
dieje Bergütungsjäge aufgehoben und traten die höheren gejelichen v. 1579 ein.‘) 

Am 27. Aug. 1883 erlich der Bundesrath ein neu redigirtes Regu— 
lativ betr. die Ausfuhrvergütung für Tabaf, welches jich nur in einigen 
Punkten vom früheren unterjcheidet. Die in SS 14 und 16 angeordnete viertel 


», 8 31 Abi. 1 u. 2 des Geſetzes. 

2) Durch Bundesrathsbeſchluß vom 24. April 1884 (Ebl. d. R. 1884 5. 125) wurde 
diefer Zeitpunft auf 1. Mai 1884 feſtgeſeßzt. 

S. die Bemerkungen bierüber oben. 

* 8 31 Abi. 3 u. 4 des Geſetzes. 

5), Abgedrudt im Ebl. d. R. 1881 ©. 191 ff. 

% A. a. DO. 1882 ©. 436.. 

) Bundesrathsbeſchluß v. 24. April 1884. 
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jährigen und jährlichen Kagerbeitandsaufnahmen find aufgehoben und iſt in 8 16 
den ‚Jolldireftivbebörden nur die Ermächtigung ertheilt, Yagerbejtandsaufnahmen 
anzuordnen. Dagegen bat nach S 16 jeder Fabrikant ein Kabrifationsbuch 
zu führen.') 

Die SS 32 ımd 33 enthalten Beſtimmungen über den Beariif der 
Steuerdefraudation, während im den $$ 34—39 die näheren Borjchriften 
über die Beitrafung der Steuerdefraudation enthalten find. 

$ 40 handelt von den Ordnungsitrafen, $ 41 von dem Zuſammen— 
treffen mehrerer Zuwiderhandlumgen gegen die Gejege. Ueber die 
Bertretungsuerbinblichteit für verwirkte Geldjtrafen gibt $ 43 bejondere Bor- 
ichriften, 8 S 44 für Die Umwandlung der Geld- und Freiheitsſtrafen. 

In 45 iſt die Verjährungsfriſt für Defraudationen und den An— 
ſpruch auf Nachzahlung defraudirter Gefälle auf 3 Jahre, für Ordnungsſtrafen 
auf 1 Fahr vom Tage der Begehung an feitgejeßt. 

Nach 8 46 ſoll ſich die Feſtſtellung, Unterſuchung und Ent— 
ſcheidung der Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz und die Ver— 
waltungsvorſchriften, ſowie wegen Strafmilderung und Erlaß der Strafe auf 
dem Gnadenwege nach den Vorſchriften über die Zuwiderhandlungen gegen 
die Zollgejege richten, während in $ 47 das Zuſammenwirken der Behörden 
verichiedener Bundesstaaten bei der Unterfuchung und Strajvollitrefung ange 
ordnet üt. 

Am Schlujje des Geſetzes (5 48) wird wegen der Aufhebung der 
entgegensitebenden Bejtimmungen des Zolltarifs und des Gejeges vom 
26. Mai 1868 VBorjorge getroffen. 

Ueber die rechneriſche Feititellung der Tabaditeuer, deren Einziehung und 
Verrechnung tt in $ 25 der Bekanntmachung und in den 88 40 und 41 der 
Dienitvorjchriften Näheres angeordnet. 

Ueber die Nreditirung der Tabadgemwichtiteuer ilt, wie bereits 
erwähnt, ein befonderes Negulativ erlafjen.*) 

Schließlich ift noch zu erwähnen ein Bundesrathsbejchlug vom 21. Mai 
1885,°) nach welchem das Entrippen inländijchen Tabads, der vom 
l. Juli 1885 ab in Theilungslager aufgenommen wird, nur mit der 
Maßgabe gejtattet werden darf, daß die entrippten Blätter unmittelbar vom 
Lager unter Steuerfontrole in das Ausland geführt werden. Nur aus 
nahbmsweije kann mit Genehmigung der Direftivbehörde unter bejondern, 
von derjelben vorzujchreibenden tontrolen die Berjtenerung des entrippten 
Tabacks zugelajien werden, wenn fein Zweifel beiteht, dab derjelbe nur zu 
Fabrikationszwecken im Inlande verwendet wird. 

Auf Tabad, welcher vor dem 1. Juli 1885 in ein Theilungslager auf 
genommen worden war, fanden vorjtehende VBorjchriften erjt vom 1. Sept. 
1885 ab Anwendung.“) 

Der Anſchluß Bremens und Hamburgs veranlaßte den Bundesrath, Nach— 
träge zu den Ausführungsbejtimmungen vom 16. Juli 1879, am 
5. Juli 1883 zu erlafjen.°) 


‚ Cbi. d. R. 1888 S. 834. 
Cbl. d. R. 1880 ©. 468, ſ. a. das Nähere in Abſchnitt IX. 
s Ghl. d. NR. 1885 ©. 229. 


+ ©. die Gründe in Drudi. 84 des Bundesraths v. 1885. 
5, Shl. vd. R. 1888 S. 484 u. 748. 
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Diejelben beziehen jich auf SS 1 und 6 der Bekanntmachung vom 
25. März 1880,') dann auf die SS 18, 23, 28 und 33 der Dienjtvor- 
ihriften vom 29. Mai 1830,°) ferner auf 8 8 des Niederlage: Negulatios vom 
29. Mai 1880,°) ſodann auf 8 1 des Kreditregulativs vom 16. Juni 1880.) 

Die meiſten Aenderungen beruhen auf früheren Bundesrathsbeſchlüſſen, 
welche auf dieſe Weiſe kodifizirt worden ſind. 

Ob die Tabackbeſteuerung noch länger wie bisher bleiben wird, ſcheint bei 
den großen Geldbedürfniſſen für das Heer nur eine Frage der Zeit zu ſein. 
Vielleicht wird man zum Rohtaback Monopol, oder zur Tabackfabrikatſteuer 
die Zuflucht nehmen müjjen.?) 


4. Salzſteuer. 


Die erite SBOLLDEICHIEFEDGE, welche von Seiten der Preußischen Regierung 
nach Auflöjung des Deutſchen Bundes und Errichtung des Norddeutichen 
Bundes (dejien Verjafinng mit dem 1. Juli 1567 ins Leben trat) in Anz 
regung gebracht wurde, war die Aufhebung I Sualzmonopols und 
die Beitenerung des Salzes im Hollverein. Tas Nejultat der deshalb 
gepflogenen Unterhandlungen war eine am 8. Mai 1867 unter den Zollvereins⸗ 
ſtaaten abgeſchloſſene Uebereinkunft,“) welche mit 1. Jan. 1868 ins Leben 
trat. Durch diejelbe wurde der Art. 10 des Zollvertrags vom 10. Mai 1865 
aufgehoben, im ganzen Zollverein der freie Verkehr mit Salz herge 
jtellt‘) und jowohl das im Zollvereinsgebiete gavonnene, als auch das vom 
Ausland eingeführte Salz einer gemeinjchaftlichen Abgabe von 2 Thlr. vom 
Zentner untenvorfen. ®) 

Die Erhebung einer weiteren Abgabe von Salz auf Rechnung des Staates 
und der Kommunen, mit Ausnahme einer Nontrolgebühr von 2 Sgr. per 
Zentner für abgabenfrei abgelafjenes Salz, wurde ausdrüdlich ausgeichlojjen.*) 
Yeßtere darf auch nicht für das zur Ausfuhr und für Natronjulphat: und 
Soda-zabrifen beitimmte Salz erhoben werden. 

Die Erhebung und Kontrolirung der Salzſteuer joll nad) Mahgabe der 
hierüber zwiſchen den vertragenden Regierungen verabredeten bejonderen Be 
ſtimmungen erfolgen, die Erhebung und Kontrole des Eingangszolles nach der 
Zollgejeggebung.'°) Dieje Beitimmungen wurden in einer dem Schlußprotofolle '') 
zur Webereinfunft vom 8. Mat 1867 beigefügten Verordnung niedergelegt. 


) Ebl. d. R. 1880 ©. 153, ſ. a. Aenderung v. 1891. 
) A. a. O. 1880 ©. 8327. 
A. a. O 1880 ©. 386. 
YA. a. ©. 1880 < 468. 
R N. a. D. 1888 ©. 832. 

9) Bundesgefegbt. 1867 ©. 49; Jahrbücher f. 3: u. DB. 1867 ©. 435; Appelt Die 
—— über die Erhebung und Kontrolirung der im Deutiden: Bollvereine beitebenden 
Salzabgabe, Berlin 1870, gibt eine genaue Zuſammenſtellung aller einschlägigen Vor: 
—* ſ. a. die Geſehblatter der nicht zum norddentichen Bunde gehörigen Staaten. 

N) Diefer freie Verkehr joll nach Ziff. 1 des Schlußprot. v. 8. Mai 1867 auch in Be 
zug auf niedere Filenbahnfrachtiäge tbunlichit befördert werden. 

*) Art 1, 2 u. 3 der Uebereinkunft v. 8. Mai 1867. Unter Salz (Nodyjalz) verſteht 
die — außer Siede, Stein- und Seeſalz alle Stoffe, aus denen Salz ausgeſchieden 
zu werden pflegt (Art. 2 Abi. 3). 

9) Art. 2 Abi. 2 u. rt. 6 der Uebereinkunft. 

10 Yahrbücher 1867 S. 438. 

7 Gentralbl. 1867 S. 384; Nabrbücher f. 3. u. 9. 1867 2. 464; Appelta. a. C. 
S. 7 ff. u 34 
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Wach Art. 5 dieſer Mebereinfunft fann Salz vorbehaltlich der nöthigen 
Sicherungsmahregeln gegen Mißbrauch abgabenfrei verabfolgt werden und zwar: 
. Auf Vereinsrehnung 
1. zur Ausfuhr aus dem Zollgebiete ; 
2. nach vorheriger Denaturirung') unter amtlicher Aufjicht 
a) zulandwirthichaftlichen Zwecken (Biehfütterung und Düngung), 
b) zu gewerblichen „Sweden mit Ausnahme von Gewerben, welche 
Nahrungs: und Genußmittel für Menjchen bereiten und für Tabad- 
fabrifate, Mineralwaſſer und Bäder ;?) 
3. unter jteneramtlicher Kontrole zum Einj alzen und Einpöfeln x. 
von Gegenjtänden, die zur Ausfuhr beitimmt ſind.) 
B. Auf private Rechnung fann Salz abgabenfrei verabfolgt werden 
1. wenn der Nachweis des Salzverbrauchs bei den zur Ausfuhr be- 
ftimmten Gegenjtänden nicht geliefert werden kann (j. A. Ziff. 3); *) 
2. zu Unterftügungen bei Notbjtänden, jowie an Wohlthätigfeit& 
anjtalten; 
3. zu Deputaten (Salz Naturalabgaben), auf deren abgabenfreie Verab— 
folgung die Berechtigten Anſpruch haben; 
4. zus Nachpöfelung von Deringen. 
C. Zur Hälfte auf Vereins und private Rechnung kann Salz abgaben- 
frei verabfolgt werden zur Pökelung von Heringen’) und ähnlichen Fiſchen. 
Durch Bındesrathsbeichluß vom 23. Febr. 1882 °) wurde bejtimmt, daß 
vom 1. Aprif 1882 an die auf Grund des $ 20 Nr. 3 des Gejeges vom 
12. Dft. 1867 betr. die Erhebung einer Abgabe von Salz (Bundesgejegbl. 
1857 ©. 41) auf private Nechnung freigejchriebenen Abgabenbeträge für das 
Einjalzen oder Nachpökeln von Heringen oder ähnlichen Fiſchen 
und für das, nicht unter ftehender Stontrole zum Einſalzen von Gegen 
ftänden, welche zur Ausfuhr beitimmt find und ausgeführt werden, ver- 
wendete Salz, von den zur Reichskaſſe abzuführenden Erträgen der Salz 
abgabe in Abzug zu bringen find. Das zur Nachpöfelung von Heringen 
bejtimmte Salz jei auf je 50 Kg. mit 6 Liter Deringslafe amtlich zu dena— 
turiren und bezüglich des, zum Einſalzen der nicht unter jtehender Ktontrole 
behandelten und zur Ausfuhr beitimmten Gegenftände, erforderlichen und ver- 
wendeten Salzes jollen Die vom Bundesrathe des Norddeutichen Bundes 
erlafienen Vorschriften vom 3. Juni 1870 °) Anwendung finden. 


) Nach Ziff. 5 des Schlußprot. v. 8. Mai 1867 wurde eine beſondere Vereinbarung 
über die Art und Menge der zu verwendenden Denaturationsmittel vorbehalten. 

2) Nach Ziff. 5 lit. du. e des Schlußprot. v. 8. Mai 1867 foll die Webereinkunft 
auf sog. Badeſalz, welches zum menschlichen Genuß unbrauchbar it, keine Anwendung finden 
und ſoll die Abgabe von Mutterlauge und Soole zu Bädern unter Nontrole, ſowie von 
denaturirtem Salz zu Gisfellern nicht ausgeichlofjen fein. Auch bleibt es nach lit. f jeder 
Regierung vorbebalten, auf privative Rechnung Salz zu Heilbädern abgabenfrei abzugeben. 

Nach Ziff. 5 lit. ce des Schlußprot. v. 8. Mai 1867 follen unter diefen Gegen— 
itänden bauptiächlich Butter und Fleiſch zu verſtehen fein; biezu_gebört nad) Bundesratbs- 
beichluß vom 5. Oft. 1876 CEbl. d N. 1876 ©. 554) auch Sal;, welches für die zur 
Verproviantirung der Kriegsmarine Veutichlands eingepöfelten und eingefalzenen 
Gegenftände verwendet wurde. 

* — in dieſem Falle ſoll die abgabenfreie Ablaſſung nach Ziff. 5 lit. ce des Schluß- 
prot. v. 8. Mai 1867 nur nach beitimmten, gegenseitig” mitzutbeilenden Normen geicheben. 

5) Nach Nr. 5 lit. b des Schlußprot. v. 8. Mai 1867 joll für die Heringpöfelung der 
den beitehenden Inſtrultionen entſprechende Nachweis genügen. 

9 Ebl. d. R. 1882 ©. 91. 
Abgedr. in den Jahrbüchern für Zollgefeggebung 1870 S. 307. 
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Nach Art. 8 jollte die Uebereinfunft am 1. Januar 1868 ins Leben 
treten; der Vollzug derſelben war jedoch nach Ziff. 7 des Schlußprot. hierzu 
an die bejtimmte Vorausjegung geknüpft, daß zuvor der Fortbeſtand des Zoll⸗ 
vereins auf dauernde Grundlage durch Vertrag ſicher geſtellt wäre. Nachdem 
dieſe Vorausſetzung durch den Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 
erfüllt war, wurde auf Grund dieſer Uebereinkunft im Norddeutſchen Bunde 
das Geſetz vom 12. Oft. 1867 betr. die Erhebung einer Abgabe von Salz,') 
nebſt der oben erwähnten Verordnung über die Ausführung diejes Gejeges 
exlaſſen.) Ein Gleiches fand im Laufe des Jahres 1867 in den anderen 
Staaten des Vereins ſtatt,) jo daß mit 1. Januar 1868 die Uebereinkunft 
vom 8. Mai 18657 im ihrem vollen Umfange ins Leben treten fonnte. 

Nach 8 2 Abi. 2 des Gejeges von 1867 fünnen Stoffe, aus denen Salz 
ausgeichieden zu werden pflegt, abgabenfrei abgelajjen werden, wenn ein Miß— 
brauch nicht zu befürchten it. Der Bundesrath bat auf Grund Ddiejer Be: 
ſtimmung am 6. Juli 1878) angeordnet, dab j. 3. Abraumjalze (Carnallit, 
Kainit u. ſ. w.) von den oberjten Landesfinanzbehörden ohne Kontrole abgabenfrei 
gelafjen werden fünnen, wenn ihr Gehalt an Salz 36°, ihres Gewichtes 
wicht überjteigt und jie vor der Entfernung von der Saline derartig vermahlen 
find, dal die Ausicheidung der etwa vorhandenen Salztheile auf mechanijchem 
Wege unmöglih it. An Befiser von Fabriken, welche auf Grund der Be- 
Stimmungen in S 6 des Geſetzes v. 1867 unter Steuerfontrolfe ftehen, können 
Abraumjalze jtenerfrei auch ohne Vermahlung abgegeben werden, 

Abraumjalze und andere Produfte der Salzarten, welche mehr 
als 36°/,, jedoch weniger als 75°/, Kochſalz enthalten, fünnen unter der von 
der HZolldireftionsbehörde, in deren Bezirk der Empfänger wohnt, anzuordnenden 
Kontrole unmittelbar an dandwirtte und berechtigte Gewerbetreibende (unter 
Ausſchluß der Salzhändler) ohne Denaturirung, aber nach vorheriger 
Vermahlung abgabenfrei abgelaſſen werden. 

Abraumjalze x. von einem Kochſalzgehalte von 75°, oder mehr unter— 
liegen der Salzabgabe, jofern fie nicht zuvor denaturirt worden find. 

Die mit der Ktontrole der Salzwerfe betrauten oberen Steuerbeamten 
haben periodiich Durchſchnittsproben der ohne Denaturirung abge 
gebenen Abraumjalze ꝛc. zu entnehmen und deren chemische Prüfung zu veran- 
Lajjen, um den Kochjalzgehalt zu kennen. 

Zugleich mit der Lebereinfunft, dem Geſetze und der Vollzugs-Berord- 
nung hiezu wurde in allen Staaten des Vereins eine vereinbarte?) Inſtruk— 
tion für Die Staatsjalzwerfe wegen Erbebung und Stontrolirung der 
Salzabgabe, °) eine Inftruftion für die Erhebung und Sicherung der Salz 
abgabe auf den Privatjalinen‘’) und eine Anleitung zur Erhebung 
der Salza bgabe bei den Zollſtellen, welche fich nicht an Salzwerfsorten 
befinden ) erlaſſen. 

1 Bundesgeſehbl. v. 1867 ©. 41; Appelt a a. O. S. 7 ff. Tas Geſeß iſt faſt 
wörtlich gleichlautend in allen Staaten des Zollvereins publizirt. Es zerfällt in drei Ab— 
theilungen mit 21 Paragraphen. 

2) Preuß. Centralbl. 1867 S. 484; Jahrbücher 1867 S. 448, 

* In Preußen am 9. Aug. 1867, in Bayern am 16. Nov. 1867; Appelt a.a. O. S. 22, 

*) 8 414 des Prot., j. Cbl. d.R 1878 ©. 425. 

®) Turch Nebenprot. v. 8. Mai 1867. 

®) rg Gentralbt. 1867 3. 434; Jahrbücher 1867 5. 505. . > 

) Zu 8 4 des Geſetzes ſiehe Preuß. Gentralbl. 1867 S. 403; Jahrbücher 1867 5. 478, 
" Preuß. Gentralbt. 1867 3. 566; Jahrbücher 1867 3. 536, 

Annalen ded Teutſchen Reit. 1:98, 19 


— 


290 v. Aufſeß: Vie Zölle und Steuern des Teutichen Reiches. 


In 8 1 des Geſetzes dv. 1867 wird die Aufhebung des Salzmonopols und 
in S 2 die Einführung der Salzabgabe ausgejprochen. Die erſte Abtheilung, 
welche von der Abgabe (Steuer) von inländischen Salze handelt, zerfällt in 3 Ab— 
jchnitte, von denen der erjte über die Anmeldung zur Verſteuerung (SS 3—5), der 
zweite über die Stontrole (SS 6 —10) und der dritte über die Strafbejtimmungen 
88 11—18) nähere Anordnungen ertbeilt, die mit den erwähnten Vorjchriften 
in der Uebereinfunft vom 8. Mai 1867 im Wejentlichen übereinftimmen. Der 
zweite Abſchnitt handelt in einem Paragraphen ($ 19) von der Abgabe (Zoll) 
vom ausländischen Salz, deſſen zollamtliche Abfertigung vollftändig nach den 
Beitimmungen der Vereinszollgejeggebung zu erfolgen hat; und Abſchnitt IIE 
zählt die Fälle auf ($ 20), in welchen eine Befreiung von der Salzabgabe 
eintreten fan. Im legten Baragraphen tt der Termin für die Wirfjamfeit 
des Geſetzes (1. Jan. 1868) feſtgeſetzt. 

Die bereits erwähnte Verordnung zur Ausführung diejes Gejeges ') zer: 
fällt in 2 Abjchnitte und 15 Paragraphen. Der erſte, nur einen Paragraphen 
umfaſſende Abjchnitt handelt von der Berechnung der Salzabgabe; der zweite 
Abjchnitt, welcher die übrigen Paragraphen enthält, von der Kontrole und 
Abfertigung des Salzes. 

In den 88 2—14 jind die Beitimmungen für die Slontrole und Ab— 
fertigung *) des inländischen, im $ 15 des ausländischen Salzes enthalten. 

Hiezu bejtimmt ein Bundesrathsbeichluß vom 5. Dezember 1881: °) 

„Die Ermittelung des Nettogewichts kann bei Salz in Säcken in der 
Weiſe erfolgen, da das Gewicht der zur VBerpadung dienenden Säcke ermittelt 
und von dem Durch die VBerwiegung der gefüllten Rolli fich ergebenden Brutto: 
gewichte abgejegt wird. Dabei it es jtatthaft, mehrere Salzjäde von gleicher 
Größe und gleichem Stoffe zufammenzumwiegen und bienach eine durchſchnittliche 
Tara zu ermitteln. 

Bon der Ermittelung des Nettogewichtes durch Verwiegung kann Umgang 
genommen werden, wenn der Steuerpflichtige ſich mit einer Taravergütung von 
‘a Prozent begnügt. 

Die ziemlich gleichmäßig von allen Negierungen erlaffene, bereits erwähnte 
Inſtruktion für die Staatsjalzwerfe wegen Erhebung und Kontrolirung 
der Salzabgabe *) behandelt die bezüglichen Vorjchriften in 20 Baragraphen. 
Bejonders hervorzuheben it hier die angeordnete Errichtung von Salzjteuer: 
ämtern ®) auf den Staatsjalinen, welche den Zoll und Eteuerbehörden unter: 
geordnet find, rejp. die Beiordnung von fontrolivenden Zoll und Steuer- 
beamten in den Fällen, wenn von der Salinenverwaltung im Namen der 
Steuerverwaltung die Erhebung der Salzjteuer bejorgt wird. 


Die bereit3 erwähnte Inftruftion bezüglich der Erhebung und 
Sicherung der Salzabgabe auf den Brivatjalinen,‘) welche zu 
S 4 des Geſetzes erlajjen wurde, zerfällt in 20 Paragraphen, in welchen die 
nöthigen Kontrolmaßregeln ausführlich befannt gegeben find. 

1g 9 geg 

') Jahrbücher 1867 ©. 464. 

?) Bezüglich der Kreditirung der Salziteuer ($ 12 der Verordnung) ſ. Abſchn. VIII 
und bezüglih der Denaturirung des Salzes ($ 13 der Verordnung) f. unten. 

©. CEbl. d. R. 1881 ©. 452. 

*) Breuß. Gentralbl. 1867 ©. 435; Nahrbücher 1867 ©. 505; Appelt a.a. O. ©. 67 ff. 

5) Siehe a. Abichn. VI. 

°) Preuß. Gentralbl. 1867 S. 403; Jahrbücher 1867 ©. 478; Appelt a. a. O. ©. 52 ff. 
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Die Anleitung zur Erbebung der Salzabgabe bei den Zoll: 
jtellen, welche jich nicht an Salzwerfsorten befinden, welche oben 
erwähnt worden ijt, ') zerfällt in 14 Paragraphen. Ein Theil der Beſtimm— 
ungen, und zwar $ 3 Abi. 4, 5, 6, dann in Abjab 7 der letzte Cab von 
„es wird aljo“ an, und die Worte im Abi. 8 „und dem Ausfertigungsamte 
zurückgegeben“, jowie in $ 4 Abſ. 2 jind in Folge der neueren Zollgeſetz— 
gebung °) außer Geltung gekommen, ebenjo S 6 umd im 8 9 der Aöſatz 2 
wegen jpäterer Aufhebung diefer Niederlagen. 

Die jehr wichtige und im Schlußprotofoll (A 5 a) zur Uebereinfunft 
wegen Erhebung einer Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 vorbehaltene 
Vereinbarung über die Art und Menge der zur Denaturirung von Salz 
wegen abgabefreier Ablaſſung für Gewerbe und Landwirtbichaft zu verwenden— 
den Mittel wurde durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 8. Juni 1868 herbei: 
gerührt und mit 1. Juli 1368 in Wirfjamfeit geſetzt.) Sie enthält die Be— 
jtimmungen über die Denaturirung des zur Vichrütterung vder Düngung und 
des zu gemwerblichen Zweden beſtimmten und auf Borratb für Gewerbe aller 
Art bereiteten, beziehungsweiſe bejtimmten Zalzes. 

Schon vor Ablauf eines Jahres hatten ſich jedoch bei dem vorgejchriebenen 
Verfahren jo merklich hervortretende Mängel gezeigt, dab die Preußiſche Ne 
gierung am 1. Auguſt 1869 durch einen Antrag den Bundesrath veranlaßte, 
eine Erörterung über das zwecmäßigite Verfahren der Salzjdenaturirung durch 
Kommifjarien der, nach Maßgabe der in Betracht kommenden jalinarischen 
Interejfen, vorzugsweiſe betheiligten Staaten eintreten zu laſſen. Dieſe 
Kommiſſion, welche nur aus Beamten der Steuerverwaltung niedergejeht 
werden jollte, ohne jedoch Beamte der Salzwerfsverwaltung zur Begutachtung 
technischer Fragen auszujchließen, jollte in Schöncbed oder Staßfurth zus 
jammentreten und Vorjchläge darüber machen, wie die Denaturation Jicher und 
gleichmäßig für das ganze Zollvereinsgebiet zu bewirken und auf welche Weije 
die Kontrole jowohl bei den Verkauf auf Salzwerfen, als auch bei dem Handel 
mit Salz, einjchlieglich des Pfannenſteines, zu handhaben wäre. 

Nachdem der Bundesrath einen dahingehenden Beichluß am 8. Mai 1869 
gelebt hatte, trat am 23. Augujt desjelben Jahres eine aus Preußiſchen, 

ayeriichen, Württembergijchen, Badischen, Braunſchweigiſchen, Anhaltiſchen und 
Großh. Heſſiſchen Steuer: und Salinenbeamten verjchiedener Kategorien ge 
bildete Kommiſſion zu Schönebeck zujammen, welche einen jehr ausführlichen 
Bericht über das Nejultat ihrer VBerathungen an den Bundesrath erjtattete, 
welcher am 25. Sept. von dem VBorfigenden des Bundesrathes zur Beichlup: 
jafjung in Vorlage gebracht wurde. 
R Die Beichlußfaftung des Bundesrathes vom 20. Dezember 1869 ging 
ahin: 
1. Daß eine Kommiſſion, wie die bereits im Laufe des Jahres 1869 
zuſammengetretene, zu bilden wäre, welche geeigneten Falls unter Zuziehung 
von Chemikern ſich über folgende Fragen zu äußern hätte: 

a) welche Miſchapparate zur Vermiſchung des Salzes mit Denaturir— 

mitteln, ſowie welche Verfahrungsweiſen hiebei vorzuſchreiben wären und 


Preuß. Centralbl. 1867 ©. 566; Jahrbücher 1867 S. 536; Appelt a. a. O. S. 80. 
”) Siehe $ 47 des Vereinszollgeſeßes; 88 37 u. 38 des Begleitſcheinregulativs; $ 8 
des Niederlage-Regulativs und $ 55 des Begleitichein-Regulativs. 
X Preuß. Gentralbl. 1868 S. 347; Jahrbücher 1868 ©. 526, 534; Appelta. a. O. 
M. 
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b) ob es räthlich jei, die Bereitung von Düngialz mit bejonderen, von 
denjenigen für Viehſalz verichiedenen Denaturirmitteln zuzulaffen und 
eventuell, welches Denaturirverfahren biefür vorzujchreiben wäre, 

ce) welches Denaturirverfahren für das auf Vorrat bereitete Gewerbe- 
jalz, insbejondere auch mit Rückſicht auf die durch Verjuche im Großen 
in gewerblichen Anjtalten zu Eonjtatirende Anwendbarkeit in den Ge— 
werben feſtzuſetzen wäre, 

d) ob e8 im jtenerlichen Interejje wäre, nur feinfürniges Siedejalz zur 
Denaturirung zuzulaſſen? 

2. Wurde zu unterfuchen bejchlojjen, ob die fernere Bereitung von Ge— 

werbejalz auf Vorrat im Bedürfniſſe liege und 

3. wurde ein neues Verfahren feitgejegt, nach welchem fortan unter Ab- 
änderung der vorjährigen Beitimmungen die Denaturivung des Vieh- umd 
Gewerbeſalzes vorgenommen werden jollte. 

Diejer Beſchluß des Bundesrathes (Ziff. 3) wurde jofort im Januar 1870 
von allen Bereinsregierungen zur Darnachachtung bekannt gegeben und die 
Borbereitung zur Ausführung der Beichlüffe Nr. 1 und 2 angebahnt. 

Für die Denaturirung von Viehſalz war durch diejen Bundesrathsbeichluß 
angeordnet worden, daß: 

a) das aus Siedejalz bereitete, mit '/,; Prozent Eijenoryd und mit 
1 Prozent Bulver aus unvermichtem Wermutbfraut, 

b) das aus Steinjalz bereitete, mit °/s Prozent Eifenoxyd und 1 Prozent 
unvdermichtem Wermuthsfrautpulver, denaturirt werden joll. 

Da jich nun herausstellte, daß ſog. Viehſalz-Leckſteine aus technijchen 
Gründen, mit Wermutbsfrautpulver vermijcht, nicht berzuftellen find, jo wurde 
nachträglich auf bejonderen Antrag am 23. Mai 1870 vom Bundesrathe der 
Beichlun gefaßt, für die Bereitung von Viehſalz-Leckſteinen bei Herjtellung aus 
Siedejalz '/s Prozent Eijenogyd und '/, Prozent Holzkohlenpulver und bei 
Herjtellung aus Steinſalz °/; Prozent Eijenoryd und '/, Prozent Holzfohlen- 
pulver als Denaturirmittel bis auf Weiteres anzuordnen.) 

Ferner wurde vorgeichrieben, daß die jtenerfreie Ablaffung des noch auf 
Vorrath nach den Beltimmungen des Bundesrathsbeichlufjes vom 8. Juli 1868 
denaturirten Vieh- und Gewerbejalzes, falls es nicht nachträglich auf die jpäter 
angeordnete Weiſe denaturirt werden jollte, einzustellen jei. 

Endlich wurde beichlojien, daß die nach dem Bundesrathsbeichlufje vom 
20. Dezember 1869 zu bildende Kommiſſion auch mit einer nochmaligen 
Prüfung zur Ermittelung des zweckmäßigſten Verfahrens für die Denaturirung 
von Viehſalz zu beauftragen jet. 

Dieje Kommiſſion, welche auf den 18. Juli 1870 nach Schönebed ein: 
berufen worden war, ſah jich durch den Ausbruch des Krieges veranlaßt, 
ihre bereitS begonnenen Berathungen bis auf Weiteres zu vertagen und trat 
erjt wieder auf Einladung des Neichsfanzleramtes am 11. März; 1872 in 
Schönebeck zujammen. Diejelbe war wie im Sabre 1869 aus Steuer: und 
Salinen-Beamten verjchiedener Staaten zujammengejegt und legte auch diejes 
Mal die Nejultate ihrer Yerathungen in einem Berichte nieder, welcher am 
13. April 1872 vom Neichsfanzler dem Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung vor: 
gelegt wurde. 





. 171 ff; Appelt a. a. DO. 104. 


N Yahrbücher 1870 ©. 286 ff.; Gentralbl. 1870 S ; a. D. 
870 ©. 304, Appelt a. a. ©. ©. 106. 


*, Preuß. Gentralbl. 1870 S. 173; Jahrbücher 1 
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1. Das Hauptrejultat des Bundesratbsbejchluffes vom 21. Juni 1872 
it in neuen Bejtimmungen betreffend die Befreiung des zu landwirth: 
Ichajtlichen und gewerblichen Zwecken bejtinmten Salzes von der Salzabgabe 
niedergelegt, ) welche mit 1. September 1872 ins Leben traten. 


2. Außerdem wurde beichlofjen, das von Natur ſtark gefärbte und mit 
5 bis 10 Prozent Gyps, Thonerde, Eijenoryd und Theilen von Kohlenstoff 
durchjegte Steinjalz; der Saline Berchtesgaden ohne weitere fünjt- 
liche Denaturirung in Stüden als Viehleckſteine in den Bayerischen Negierungs- 
bezirfen Oberbayern, Niederbayern, Schwaben-Neuburg und Oberpfalz unter 
gewiſſen Kontrolen jtenerfrei abaeben zu lafjen. *) 

3. Weiter ging der Beichluß dahin, für den Verfauf der nach den jeit- 

berigen Borjchriften denaturirten Salzvorrätbe einen Termin big 
1. Januar 1873 zu geben, außerdem aber zu bewilligen, daß ungefleinerter 
Pfannenſtein unter gewiſſen Stontrolen undenaturirt an einzelne Fabrikanten 
und Landivirthe abgegeben werden könne und endlich, dak für Bejtelljalz 
(im Gegenjag zu dem auf Worrath denaturirten)’) im Bedürfnißfalle als 
weitere Denaturirmittel durch die Direktivbehörden zugelaſſen werden fünnen: 
'/; Proz. Mineralöl (Braunfohlendl 2c.), '/, Proz. Eiſenoxyd in Berbindung 
mit O,o, Proz. Ihieröl, 2 Proz. Schwefeljäure (v. 66° B. mit 3—4 Theilen 
and verdünnt), 2 Proz. ſtark vauchende Salzläure, 2 Proz. Pinkſalz, 
1',, Proz. Zinnchlerür. 

Hieran wurde Folgendes geändert: 

1. Nach Bundesrathsbeichluß von 1. Dezember 1873 %) wurde es für 
unſtatthaft erklärt, auch im Falle der Denaturirung, an Darmbändler 
zur Neinigung und Komervirung der zur Wurjtfabrifation dienenden 
Därme Salz abgabenfrei zu geben. 

2. Durch Bundesrathsbeichluß vom 29. April 1874) wurden die 
oberiten Landesfinanzbehörden ermächtigt, die Ausjtellung von Be: 
ſcheinigungen über die Berechtigung zum Bezuge denaturirten 
Handelsjalzes von Seite der Salzhändler durch die Ortspolizei- 
bebörden dam zu geftatten, wenn dieſe Beſcheinigung mur für ein- 
zelne Fälle, nicht für Das ganze Jahr nachgejucht wird. Die Polizei: 
behörden haben jedoch hierüber ein Jahresverzeichniß zu führen. °) 

3. Durch Bundesrathsbeſchluß vom 12, November 1874) wurde ange: 
ordnet, day fünftighin Petroleum nur bei Denaturirung desjenigen 
Gewerbebeitelljalzes zugelaften werde, welches in den Gewerberäumen 
des Empfängers unter amtlicher Aufſicht bergeftellt wird. 

4. Nach dem Bundesrathsbeichluffe vom 13. November 1575 °) kann 
zugelafien werden, dar Beitelljalz für zuverläſſige Gewerbetreibende 
mit Genchmigung der Diveftivbehörde auf den Salzwerken mit nur 





Abgedruckt im Gentralbl. 1872 S. 318. 
” Abgedrudt im Amtsblatt der Baneriichen General: Jolladmintitration 1872 5. 274. 
°, &. B. der Beſtimmungen ıc. 
+ 8 580 des Prot. Jahrbücher f. 1873 ©. 516. 
°, 8 226 des Prot. 
*) Tiefe Anordnung it in den meilten Staaten nicht fir zweckmäßig erachtet worden 
und Die Ausitellung fragl. Beicheinigungen nur den Jol und Steuerbehörden übertragen. 
) 8 476 des Wrot. 
S 438 des Brot. Abgedr. im Ebl. d. R. 1875 ©, 749, 
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1°, Schwefelſäure und 1”), Waſſer denaturirt werde, wenn ein 
anderes Denaturirungsmittel als Schwefelfänre für das betreffende 
Gewerbe nicht zuläſſig tt." 

5. Nach einem weiteren Beſchluſſe vom nämlichen Tage“) darf Kienöl 
zur Herſtellung desjenigen ſog. Gewerbebeſtellſalzes verwendet werden, 
welches in den Gewerberäumen des SL denaturirt wird. 


6. Ein Bundesrathsbeichlug vom 18 Tftober 1876 °) genehmigt unter 
—— der unter lit. e und e aufgeführten Beſchlüſſe, daß die 
Denaturirung von Gewerbebeſtellſalz mit Betrolenm, Kienöl oder 
denjenigen Denaturirungsmitteln, welche nach den Beſtimmungen von 
1872°) aunahmsweiſe mit Genehmigung der Direftivbehörden ver: 
wendet werden dürfen, unter Der Bedingung auf Salinen zugelaſſen 
werde, dal das auf dieſe Weiſe denaturirte Gewerbebeitellfalz ſchon 
auf der Zaline amtlich verichloifen und mit cinem von dem betreffenden 
Salziteneramte auszufertigenden Transporticheine mit möglichht kurzer 
Gejtellfeiit unter Verschluß abgelaſſen und am Beltimmungsorte unter 
Aufſicht der Steuerbehörde in die Gewerberäume gebracht werde. 
Hiezu wurde durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 7. Juli 1885 
die Erleichterung gewährt, daß am Beſtimmungsorte auf — 8 des 
Empfängers die amtliche Reviſion der geöffneten Kolli in Bezug 
auf den Inhalt und die Denaturirung mitteljt des Viſitireiſens vor: 
genommen werden darf. °) 

7. Durch einen Bundesrathsheſchluß vom 25. März 1878°) wurden die 
Vorjichriften wegen der Denaturirung von Salz mit Wermuth— 
pulver geregelt und feſtgeſetzt, daß nur Wermuthpulver verwendet 
werden dürfe, deſſen Bereitung ſteueramtlich überwacht wurde. ° 

8. In der Sitzung vom 9. März 1880 wurde bejchlojlen, daß feines 
trodenes Sceifenpulver nur nach vorgängiger Prüfung der Rein: 
beit zur Denaturirung von Bejtellfalz verwendet werden dürfe und 
Jind beitimmte Vorschriften für die chemische Unteriuchung desjelben 
gegeben worden.” 

9. Durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 20. Mai 1881 °) wurde an- 
geordnet, daß den Yandiwirthen, welche unzerfleinerten undenaturirten 
Pfannenſtein beziehen, die Führung des vorgejchricebenen Kontrol- 
regijters über Zu⸗ und Abgang desſelben erlaſſen werde, außerdem 
ſoll die amtliche Transportbezettelung über dieſen Pfannen— 
ſtein wegfallen, li jolle bez süglich der Bejtellzettel der Land— 
wirthe über diejen Pfannenſtein das Verfahren in Ziffer 20 und 21 


!; Turch einen Bundesrathsbeſchluß vom 23. Mai 1881 war Narbolläure rein waſſer— 
bell oder gereinigt zur Denaturirung als zuläſſig erllärt worden; ein Bundesrathsbeſchluß 
vom 29. Mai 1854 Ebl. d. R. 1854 S. 178 erklärte aber Karboliäure als unzu— 
läffiges 2 Tenaturirungsmittel. 

Ss 440 des Prot. Abaedr. a. a. ©. &. 749, 

> S 285 des Prot. 
oben und Br. Gentralbl. 1872 S. 318. 

Gbl. d. R. 18855 2. 385. 

° 8 197 des Prot. Abgedr. im Ebl. d, R. von 1878 5.223 nebit den Beitimmungen 
itber die Herſtellung von Wermuthpulver. 

Die Fabriken find im Ebl. d. N. * 1879 S. 58, 124 u. 132 bekannt gegeben. 
163 des Prot. Abgedr. im Ebl. d. R. von 1880 2. 177. 
.CEbl. d. R. 1881 S. 231. 
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der Beſtimmungen über die Befreiung des zu landwirthſchaftlichen 
und gewerblichen Sweden bejtimmten Salzes von der Zalzabgabe 
zur Anwendung fommen. 

10. Ein Bundesrathsbeſchluß vom 2. Juli 1881 ') geht dahin, dal; Ge- 
werbetreibende bezw. Sal zhändler, welche die in Ziffer 15 Abſ. 1 
der Beitimmungen vom 21. Juni 1872 wegen der Befreiung des zu 
landwirtbichaftlichen und gewerblichen Zwecken bejtimmten Salzes von 
der Salzabgabe vorgejchriebene Form der Beitellung beim 
Bezuge von Ddenaturirtem Beſtellſalz bezw. Handelsjalz nicht er- 
füllen, deren Beitrafung nach $ 15 de3 Geſetzes vom 12. Oftober 
1567, betreffend die Erhebung einer Abgabe von Salz (Bundes- 
Geſetzblatt ©. 41), unterliegen. 

11. Am 5. Juli 1888 beichlog der Bundesrat Ausführungsbeſtimm— 
ungen zum Geſetze über die Erhebung einer Abgabe 
von Salz?) welche am 1. Oft. 1883 ins Leben traten, während 
die früheren biedurch aufgehoben wurden. Diejelben ſchließen 
jich den älteren Ausführungsbeitimmumgen an, es ſind aber diejelben 
in die früheren Bundesrathsbeſchlüſſe einverleibt, ebenjo wurden in 
8 14 Beltimmungen über die ſteuerfreie Niederlegung von Sal; 1 
in 815 über die Behandlung des Sodas und der Mutterlauge, in S1 
über die Erhebung und Sicherung der Salzabgabe auf Staatsſalz— 
werfen und PBrivatjalinen, ſowie in Fabriken, welche das Salz als 
Nebenproduft gewinnen, und in $ 17 über die HYollabfertigung von 
ausländiichem Salz erlafjen.”) 

Als Anlagen find beigegeben eine Anweiſung für die Erhebung 
und Sicherung der Salzabgabe auf den PBrivatjalinen. Als 
Anlage II find beigefügt Beltimmungen über die Befreiung des 
zu landwirthichaftlichen und gewerblichen Zweden be= 
jtimmten Salzes von der Zalzabgabe nebjt Beltinmungen über 
die Herjtellung von Wermutbhpulver zur Denaturirung von 
Salz, jowie eine Anleitung zur chemischen Unteriuchung von 
Setifenpulver. 

Die III. Anlage enthält Beftimmungen über die Gewährung der 
Abgabefreibeit von Salz, welches nicht unter jtebender 
Kontrolle zum Einjälzen, Einpöfeln x. von jolden 
Gegenſtänden verwendet worden ft, welche ausgeführt werden 
tollen. 

In der IV. Anlage iſt eine Anweiſung für die Erhebung der 
Salzabgabe bei den Zoll und Steuerjtellen enthalten, welche ſich 
nicht in Salzwerfsorten befinden. 


>. Branitener. 


Nach Artifel 35 der Reichsverfaſſung bat das Neich ausjchlieplich die 
Geſetzgebung über die Beſteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen Bieres 


Aa. O. 1881 5. 279. 

7 Gbl. d. R. 1888 ©. 613 ff. 

s, Zu 8 10 ſ. den Bundesratbsbeichluß v. 12. Mai 1891 Ebl. d. R. 1891 S. 62 
wegen der Anwendung der Beſtimmungen über den Zucker— — auf die Begleit— 
ſcheine für mehrere mit Salz beladene Eiſenbahnwagen Ebl. R. 1889 S. 567. Außer 
dem wurde Dom Bundesrathe am 10. Tex. 1891 Ebl. d. R 1893 5.2: beichloifen, in S 19 
Abi. 1 u. 2 itatt 36°% 50° zu jegen. 
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mit Ausnahme von Bayern, Württemberg und Baden, wo diejelbe durch die 
Landesgejeggebung geregelt wird. Die Neichsverfafjung bemerkt hiezu weiter, 
daß die Bundesstaaten ihr Beſtreben darauf richten wollen, daß eine Ueber: 
einftimmung der Geſebgebung auch hiefür herbeigeführt werde. Für Elſaß— 
Lothringen, beſteht zur Zeit auf Grund des Franzöſiſchen Geſetzes vom 
28. April 1816 die jogen. Keſſelſteuer für die Bierproduktion, über deren 
Abſchaffung zur Zeit noch micht die möthigen Erhebungen gemacht find und 
die deßhalb noch als bejondere Steuer fortbeitebt. ') Dem Bayerischen Steuer- 
ſyſteme find wegen ihrer Lage das Großh. Sachjen-Weimarijche Vordergericht 
Dftheim umd das Herzogl. Koburgiſche Amt Königsberg mit befonderen Staats— 
verträgen ?) angejchlojjen. 

Die Beſteuerung des Bieres war bis auf die neuejte Zeit in dem zur 
Steuergemeinjchaft gehörigen Bundesgebiete folgendermahen geregelt: 

In Preußen, Sachjen, den zum Thüringiſchen Zoll und Dandelsvereine 
gehörigen Staaten und Braumfchweig galten nach den Beltunmungen des Ver: 
trages vom 28. Juni 1864 die ſeit dem Anjchluffe diefer Staaten an die 
Preußische Bierſteuergemeinſchaft eingeführten Preußiſchen Geſetze und Ver— 
 ordmungen ’) Nur Sachſen-Meiningen und Sachſen-Coburg hatten die höhere 
Braumalziteuer beibehalten, verpflichteten ſich jedoch, die Steuer nicht unter 
den in den übrigen Staaten giltigen Betrag herabzuſetzen. 

un war dem erwähnten Vertrage durch eine Uebereinkunft vom 
27. 30. Aprit 1867 beigetreten. ') nf die im Jahre 1566 neu erworbenen 
Gebieisthrife Preußens wurden durch | —— vom 11. Mai 1867 °) die 
für dieſe Beſteuerung giltigen Geſetze und Verordnungen ausgedehnt und die— 
jelben Duxd) Geſetz vom 2. Auguſt 1867 °% auch auf das Jabdegebiet erftredt. 


n Siehe den Bericht des Reichskanzlers über die Geſezgebung und Berwaltung des 
Neichslandes Elſaß-Lothringen von 1871-72 in „Annalen“ 1872 S. 889. 

* Verträge vom 25. Jan. 1831, 24. Mat 1843, 22. März 1833 Sep. Art. 13 vom 

4. April 1853 Sep. ‚Art. 3; vom 14. Juni 1831, 22. März 1833 Zen. Art 1 und vom 

4. April 1853 Sep.Art. 3; ſiehe a. Abſchn. XI. ü 

" Das Preuß. Geſeh betr. die Beſteuerung des Braumalzes x. wurde am 8. Febr. 
1819 gegeben, zur Ausführung war eine Verordnung vom gleichen Tape erlaflen; biezu 
famen nach und nach eine Mabinetsordre v. e Jan. 1824, dann v, Aug. 1831 und 
mebrere Finanz Miniſterialreſtripte, welche m Tittmar's Wertchen fiber die Preuß. Brau— 
malzſteuer 1852) im 2. Heft abgedrudt find. Diecnach war cs ein Hauptgrundſatz, daß fein 
Malzichrot eingematicht werden durfte, für welche® nicht feinem (Gewichte nah ein Brau— 
ichein gelöſt und zugleich unter bindender Deklaration die Brauſteuer entrichtet worden war. 
Tie Gebäude, in weldhen Brauerei getrieben wurde, Itanden unter Kontrole und der Brau— 
akt, d. b. jede Einmaiſchung zum Jwede der Vierbereitung wurde bis zu dem Yeitpunlte 
amtlich fontrolirt, wo feine weitere Einmaiſchung mehr möglich war. Hiedurch unterſcheidet 
ſich die Preußiſche reſp. Norddeutſche Bierbeſteuerung von der Bayeriſchen, bei der das un— 
gebrochene Malz Gegenſtand der Beſteuerung in dem Augenblicke wird, wenn dasſelhe zum 
Zwecke des Brechens Schroten auf die Mühle gebracht wird. Kontrolirt wird in Bayern 
nur das Brechen des Malzes, nicht das Einmaiſchen; die Mühlen, die Brauereien, Brannt- 
weinbrennereien, Eſſige und Hefenfabriten find wegen des Malzes Hegenitände der Kontrole. 
Es darf deßhalb in Bayern fein Malz gebrochen werden, für das nicht vorher die fogen. 
Malzpolette gelöjt und Die Steuer nach Vermeſſung des Malzes Feitgeitellt worden üt. 
Surrogate find im Bayern verboten. Siehe übrigens das Bayeriſche Gejeb- und Ber- 
ordnungsblatt 1879 2.84 ff. v Ma y s Commentar hiezu und neue Nedaftion des 
Geſehßes v. 16. Mat 1868 auf Grund Art. > Abi. 2 des (efenes v. 8. Der. 1889 im Geſetz— 
und Verordnungsblatt für das Nönigreich Bayern 1889 600 fi) Vreußiſche Geſeh— 
ſammlung 1865 S. 529. 

Preuß. Geſeßſammlung 1867 &. 881. 

*A. a. O. 1867 S. 692. 

A. a. ©. 1867 2. 1309, 
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Für die beiden Mecklenburg, das Herzogthum Lauenburg und die freie Hanje- 
ftadt Lübeck nebſt Gebiet, jorwie für die nach dem 1. an. 1868 in die Zoll 
finie des Deutjchen Zollvereins gezogenen und noc zu ziehenden Preußiſchen 
und Damburgijichen Gcebietstheile wurde durch das Bundesgeſetz vom 4. Juli 
1868 ') und durch Verordnungen des Bundespräfidiums vom 29. Juli 1868,?) 
vom 19. Oftober 1868?) und vom 5. Juni 1869 * eine aleichmäbjige Sejek- 
gebung geichaffen. Im der zum damaligen Norddeutichen Bunde gehörigen 
Provinz Oberbejfen wurde die dortjelbit in anderer Weiſe und etwas höher 
veranlagte Bierjteuer bis zum Erlaß eines allgemeinen Geſetzes belafien. 
Ueber die jubjidiarische Haftung des Brauers für Zunviderhandlungen gegen 
die Branmalziteuergejege durch Verwalter, Gewerbsgebilfen und Hausgenoſſen 
wurde durch das Bundesgeſetz vom 8. Juli 1868 Näberes bejtimmt. °) 

Dieſes war die Lage der Reichsgeſetzgebung bezüglich der Bierbeſteuerung 
bis in die neueſte Zeit, als am 13. Januar 1872 der Neichsfanzler den Ent- 
wurf eines Geſetzes wegen Erhebung der Brauſteuer im Deutſchen Reiche 
nebit Motiven dem Bundesratbe zur Beſchlußfaſſung vorlegte, der mit einigen 
Aenderungen nach erfolgter Zultimmung des Bundesrathes und des Neichs: 
tages am 31. Mai 1872 als Reichsgeſetz publizirt wurde und mit 1. Januar 
1873 im Deutjchen Neiche mit Ausſchluß von Bayern, Württemberg, Baden?) 
Elſaß Lothringen,) des Großberzoglich Sächſiſchen VBordergerichts Oſtheim 
und des Herzoglich Sachſen-Koburg-Gothaiſchen Amtes Königsberg“) in 
Kraft”) trat. 

Obgleich nämlich die Abgabe von Bier, wie oben näher auseinandergeſetzt 
worden it, innerhalb des früheren Norddeutichen Bundesgebiets und nad 
Art. 35 bis 33 der Neichsverfaffung im ganzen Gebiete des Neiches mit Aus: 
nahme der genannten Staaten zu den gemeinjchaftlichen Berbrauchsitenern 
gehört, über welche dem Neiche verfaſſungsmäßig ausſchließlich die Geſetzgebung 
zujtcht und deren Reinertrag von den Einzelitaaten an die Bundeskaſſe abzu 
rühren it, jo fehlte cs bisher doch an einem allgemein giltigen Neichsgejege 
über dieje Beſteuerung. 

Das Gejeg vom 4. Juli 18568'%) war nur für einige, erſt mach der 
Errichtung des Norddeutichen Bundes der Steuergemeinſchaft neu binzugetretene 
Staaten und Gebietstheile erlafien worden und das Geſetz vom 8. Juli 
1868'') hatte ſich nur darauf beichränft, die Jubjidiariiche Haftung des 
BrauereisUnternehmers für Zuwiderhandlungen feiner Gewerbsachilfen allgemein 
zu regeln. Aus diefem Mangel eines einheitlichen Geſetzes hatten ſich natürlich 
in mehrfacher Beziehung Uebelſtände ergeben, deren baldige Bejeitigung um 
jo wünjchenswertber ericheinen munte, als die, Abweichungen der verschiedenen 


— 


9 — — 1868 S. 375. 


NA ad. S. 465. 
2) A. a. O. S. 513. 
9 A. a. 2 S. 241. 
9 A. u. S. 403; ſiehe auch „Annalen“ 1868 S 680 ff. 


° Art. 35 Abi. 9 der Keichsverfaflung. 

) In Elſaß Lothringen belich man wegen Mangels der nöthinen Erhebungen die durch 
das franzöftiche Geſetz v. 28. April 1816 eingeführte ion. Keſſelſteuer. 

Nach den beſonderen Staatsverträgen v. 25. an. 1831, 24. Mai 1843, 22. März 
1833 en 1;v. 4 April 1833 Sep. Art. 35 v. 14. Juni 1831, 22, Marz 1833 Zen. 
Art. 1 u. v. 4. April 1853 Sp. Art. 3 mit Bayern in Bezug auf die Bierſteuer vereinigt. 

Reichsgeſetzbl. 1872 2. 153 ft. 

ı” Aundesgeiehbl. 1868 S. 375 ft, 

U" Bundesgeſehbl. 1868 >. 403, 
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Geſetze von einander nicht nur formeller Natur oder nebemächlich waren, 
jondern in verjchiedenen Beſteuerungsſyſtemen (Großherzogthum Helen) oder 
in verschiedenen Steuerjägen (wie Sachſen-Meinigen, Sachjen - toburg » Gotha 
und Neuß ältere Linie) bejtanden. 

Zur Herjtellung einer embeitlichen Gejeßgebung war nun zwar bereits 
im Sabre 1559 von den verbündeten Regierungen dem Neichstage des Nord- 
deutjchen Bundes ein die Ausdehnung des Geſetzes vom 4. Juli 1865 auf 
das damalige übrige Bundesgebiet bezweckender Geſetzentwurf unterbreitet worden, 
welcher jedoch wegen der darin enthaltenen Steuererhöhung nicht die Zuſtimmung 
des Neichstages erhielt. 

Ein zweiter in der Sigungsperiode 1869 aus der Initiative des Reichs— 
tags bervorgegangener Geſetzentwurf, welcher wenigitens das abweichende Syitem 
der Naumbeitenerung durch Ausdehnung des Gejehes vom 4. Juli 1868 auf 
die zum Norddeutichen Bunde gehörigen There des Großberzogthums Helfen 
bejeitigen jollte, wurde zwar vom Neichstage und Bundesrathe angenommen, 
war aber vom Bundespräſidium, dem die Beitimmung des Einführnngstermins 
überlaffen worden war, nach dem Wunſche der Heſſiſchen Negierung noch nicht 
in Wirkſamkeit gelegt worden. 

Das Geſetz vom 31. Mat 1872) joll nun theils die vorhandene Lücke 
in der Gejeggebung ausfüllen, theils durch die Mitbejtenerung der jog. 
Malzjurrogate, deren Gebrauch nicht verboten war, eine vorhandene Un— 
gleichheit bejeitigen, da bis jeßt nur das Bier aus Getreide einer Bejtenerung 
unterlegen war, während in neuerer Zeit große Maſſen von Surrogaten Reis, 
Stärke, Stärfemebhl, Zuder, Syrup ze.) für das Malz in Anwendung kamen, deren 
Verwendung nicht verboten und deren Beltenerung nicht geietlich angeordnet war. 

Ta man das Verbot der Verwendung von Surrogaten, wie es in Bayern 
und Großbritannien beitebt, vom voltswirtbichaftlichen Standpunfte aus für 
verwerflich erachtete, diejelben aber verjchiedenen Werth für die Biergewinnung 
haben, jo wurden in $ 1 des Reichsgeſetzes vom 31. Mai 1872 für das Ge— 
treidemalz und die Mal jlurrog ate*) verjchtedene Stenerfäge, von 20 Sgr. 
bis zu 1 Thlr. 10 Sgr. für 1 Zentner, feitgejegt, zugleich) aber dem Bundes— 
rathe Die Ermächtigung ertheilt, vorbehaltlich der nachträglichen Genehmigung des 
Neichstages, für andere als die unter Ver. 1-6 des 8 1 genannten Stoffe nach 
Mapgabe des Brauwerthes den Steuerſatz von 1 Thlr. 10 Sgr. zu ermäßigen. 

Wegen der Malzjurrogate ſind folgende Bundesrathsbeſchüſſe erlaſſen: 

a) Bier- und Zuderfouleur ſoll nach Beſchluß vom 27. Juni 
1783*) als Malzſurrogat angeſehen und mit 4M verſteuert werden. 
Bei den auf Deklaration ſtenernden Brauern, welche Zucker, Syrup 
oder nicht genannte Malzjurrogate, zu dem bereits gekochten Bier, 


h 


" Meichsgelegbl. 1872 2. 153. Die Austührungsbeitimmungen zum Gejeh wurden 

anı 18. Nov. 1872 5 464) vom Bundesrathe beichlofien, als Anlagen find ihnen beigegeben 
die Grundfähe für die Fixation der Brauſtener, die Vorichrift für die Rückver— 
gütung der PBrauiteuer bei der Ausfuhr, von Bier und Grundläge über die 
Zulaſſung der Brauer zur Entrichtung der Steuer im Wege der Bermablungsitener. 
Abgedr. im den Jahrbüchern Für Zollgelegaebung 1873 S. 66 fi. und Preuß. Gentral- 
blatt 1872 3. 364. 
* Meis gemahlen oder ungemahlen, grüne Stärke, d. b. ſolche, die mindeitens 30 %e 
Waſſer enthält, Stärke, Stärkemehl mit Ginichluß 8 Ktartoffelmebls), Stärfegummi 
Tertrin‘, Juder aller Art Stärke und Tranbenzuder zc.), Sowie Juderauflöfungen; Syrup 
aller Art, alle anderen Malzſurrogate. 

) 8 458 Ziff. 1 des Prot. Preuß. Gentralbl. 1873 S. 131, 
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z. B. auf dem Kühlſchiffe ꝛc. zuſetzen, kann von der Direktiv— 
behörde eine beſondere Fixation geſtattet werden oder auch unter ge— 
eigneter Kontrolle nachgelaſſen werden, innerhalb eines beſtimmten 
Zeitabſchnittes die auf Lagerfäſſer oder Flaſchen zuzuſetzende Menge 
von Malzſurrogaten im Ganzen voraus zu deklariren. 

c) Nach Bundesrathsbeſchluß vom 22. November 1877’) kann ſogen. 
Tiemann’jches Färbebier amtlich verſchloſſen und mit Urſprungs— 
zeugniß verſehen bei der Verwendung von anderer Bierbereitung ſteuer— 
frei gelaſſen werden, wenn der empfangende Brauer über die Art 
und Weiſe der Verwendung eine Generaldeklaration abgibt und über 
Ab- und Zugang Buch führt, auch der amtliche Verſchluß nur von 
Steuerbeamten gelöjt und bis zum völligen Verbrauch jtetS wieder 
angelegt wird. 

Nach Bundesrathsbeichluß vom 12. Dezember 1873 joll in allen ‚Fällen, 
in welchen die Ejjigbereitung vorwiegend aus Branntwein erfolgt, em 
weiterer Zujaß der in $ L aufgeführten Brauftoffe feine Steuerpflicht begründen. 

Dagegen ijt die Steuerpflichtigfeit des Eſſigs nach $ 2 des Brauſteuer— 
geſetzes auch in dem Falle nach einem Bundesratbsbeichluffe vom 3. Mat 1378°) 
begründet, wenn aus der zur Hefenbereitung desjelben dienenden Malzwürze 
zugleich flüſſige Hefe (ſog. Kunſthefe) gewonnen wird. 

Die bisher faſt allgemein durchgeführte Beitenerung nad) dem 
Gewichte des Materials wurde beibehalten,’) da jich dieſelbe m lang— 
jähriger Praris in dem größten Iheile Deutichlands bewährt hatte, ohne zu 
Klagen Anlaß zu geben, und weil dieſelbe das Steuerobjeft im Wejentlichen 
nach jeiner Güte in Verbindung mit der Menge trifft. Es wurde jedoch ab- 
weichend von der früheren Gejeßgebung das Nettogewicht der Verſteuerung 
zu Grunde gelegt. Während früher ein Uecbergewicht von "/; Zentner bei 
jeder Malzpoſt unberüchichtigt blieb, Toll nach dem neuen Geſetz em Ueber— 
gewicht unberücjichtigt bleiben am der für ein Gebräude bejtimmten Geſammt— 
menge, von welchem die Steuer weniger als Groſchen beträgt. 

Die jog. Kejjeliteuer, welche im Großherzogthum Heſſen beftand, wurde 
nicht für empfehlenswertb erachtet, weil jie das etgentliche Steuerobjeft, das 
Bier, nur ſehr mittelbar und injofern ungleichmäßig trifft, als fie, den Map: 
ſtab lediglich an das Bedürfniß des Kochraumes für die zu erzeugende Menge 
anlegend, Biere von dem verjchiedenjten Gehalt und Werth mit gleich bober 
Steuer belegt; weil fie den Brauer zu irrationellen Braumethoden (5. B. 
mehrmaligem Nachfüllen, allzudickem Einkochen der Würzen ꝛc.) verleitet; weil 
ſie ferner die freie Bewegung des Gewerbes auch inſofern ſtört, als ſie zur 
jedesmaligen vollen Ausnutzung des einmal vorhandenen Keſſelraumes oder zur 
Beichaffung von Kochpfannen von verjchiedenen Größen veranlaßt; und weil 
fie endlich zur Verhütung heimlichen Zwiſchenkochens eine läjtige und länger 
andauernde Kontrole des PBranaftes als die Materialſteuer erfordert. 

Im Allgemeinen wurde in dem neuen Gelege die bisherige Steuerform 
jejtgehalten, wonad) Deflaration und Gewichtsermittlung Des jteuerpflichtigen 
Materials jich an den Akt der Einmaiſchung anjchließt, und nur ausnahms— 


938 401 des Prot., ſ. Preuß. Centralbl. 1877 S. 268. Tie_ gleiche Begünſtigung 
erh. Tauzer'iches  rbebier nach Preuß. Mliniiterialveitript, 1. Preuß. Gentralbl. 1880 


7, 8 284 des Prot., Ebl. d. R. 1878 S. 274, 
2 8 2 des Gelehes von 1872. 
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weile it in 8 22 des Geſetzes von 1872 unter gewiſſen Bedingungen 
(Nr. 1—4) eine Erhebung der Brauſteuer von der Vermahlung 
der Braujtoffe zugelaffen und zwar: 

a) für die Brauer derjenigen Orte, wo zur Zeit nach den Landesgeſetzen 
die Branmalziteuer im Anjchluffe an eine örtlich bejtehende Mahl: 
jteuer von dem für Brauzivede zur Mühle beitimmten noch ungeichroteten 
Malze erhoben wurde; 

b) außerdem aber mit Genehmigung der Direftivbehörde für Tolche 
Brauer, welche darauf antragen und jich den dieſerhalb bejonders 
vorzujchreibenderr Bedingungen unterwerfen. 

In dieſen ‚Fällen joll der Brauer von der Aırzeige der Braueinmaijchungen, 
welche außerdem nach $ 16 des Geſetzes von 1872 unerläßlich it, injoweit 
befreit ſein, als er jteuerpflichtige Stoffe zum Brauen verwendet, die vorher 
einer Derarbeitung anf Mahlwerfen unterlagen. 

Selbjtverftändlich find Die Surrogatitofie von Diejer Vergünſtigung aus⸗ 
— inſoweit ſie ſich nicht zur Vermablung eignen." 

Nach einem Bundesrathsbeſchluſſe vom 20. Februar 1875 kann auch ein 
Kontobuch im Sinne des S 1 Wr. 2 der Grundjäge jtatt kaufmännischer 
Bücher zugelafien werden, und joll nur eine jchriftliche Deklaration 
nach einem von der Direktivbehörde vorzuichreibenden Mufter bei der Anmeldung 
nach 5 der Grundſätze zuläſſig fein.) 

Nah S 4 des Geſetzes kann nach Webereinfommen mit der Steuer- 
behörde unter dem von berjelben feſtgeſetzten Bedingungen durch Entrichtung einer 
Abfindungsſumme die Verſteuerung für einen beſtimmten Zeitraum er— 
folgen Fixatio m). Die näheren Beſtimmungen bat der Bundesrath im den 
Grundſätzen für die Fixration der Brauſteuer niedergelegt‘) und 
hiezu noch folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

a) Nach Beſchluß vom 29. Aprit 1874°) kann verſuchsweiſe bis auf 
Weiteres firirten Brauern von den Hauptämtern auf Anjuchen gejtattet 
werden, Vier an nicht firtrte Brauer abzulaffen. 

b' In der Sitzung v. 23. Nov. 1876°) wurden bezüglich der Grundſätze 
für die Fixation der Branitener folgende Aenderungen beſchloſſen. 

Zu 1. 3. Die Kirationsverträge Muſter A) werden in der Regel 
längitens auf Jabresdauer abgeichlofien” Ausnahmsweiſe tt ein 
fürzerer Zeitraum biefür zuläſſig 

Zu 11. 2. Die Fixation kann fich auf je 5 Jahre eritreden. 

3u II. 4. zweiter Abſatz. Die Anträge auf Abjchluß von Fixa— 
tionsverträgen ind ſpäteſtens 6 Wochen vor dem Jeitpunfte, mit 
weichem die Fixation beginnen joll, vorzubringen. 

ec) Durch Bundesratbhsbeichluß vom 21. Juni 1878°) wurde folgende 
Aenderung der Nr. 9 der Grundſätze über die Fixation der Brau— 
teuer angeordnet: 

biezu Die vom Bundesrathe erlafienen Grundſätze über die Zulaſſung der Brauer 
zur ——— der Bierſteuer im Wege der Vermahlungsſteuer v. 18. Nov. 1872. Jahr— 
bücher 1873 <. 115. 
157 des Prot., Preuß. Gentralbl. 1875 
Jahrb. 1873 S. 91 fi. 
256 des Prot., Preuß. Centralbl. 1874 S. 163. 
SS 374 u. 355 des Prot., Preuß. Gentralbt. 1877 2. 5. 
6bl.d.%. 1878 2. 410. Dieſe Beltimmung gilt nach den Motiven in der Bundes» 
rathsdruckſache Nr. 86 von 1878 nicht beim lebergange zur Airation mit Nachveriteuerung. 
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„Diejenigen Brauer, welche ohne die Bedingung der Nachver— 

ſteuerung fixirt ſind, haben die Vorräthe von Bier und Würze beim 
Beginnen der Fixation und ſobald ſie aus dem Verhältniſſe der 
Fixation ohne Nachverſteuerung zur Einzelverſteuerung oder zur Ver— 
mahlungsſteuer übergehen, unaufgefordert vollſtändig anzuzeigen und 
ſich demnächſt einer amtlichen Aufnahme diejer Vorräthe zu unter— 
werfen, deren Ergebniß auf dem Fixationsvertrage unter ihrer Mit- 
unterjchrift amtlich zu vermerfen ift. Findet jich zur Zeit des Ueber— 
ganges von dem Fixationsverhältniß ohne Nachverjteuerung zur 
Einzelverjtenerung oder VBermahlungsitener mehr Bier oder Würze, 
als in der Firation übernommen war, vor, jo muß für den Mehr: 
befund die, von dem Hauptamte nach Maßgabe des durchjchnittlichen 
VBerbrauches an Braujtoffen zu den Gebäuden während des legten 
Fixationsjahres feitzujegende Steuer entrichtet werden” ıc. 
Em Bundesrathsbeichluß vom 29. Mat 1877") bejtimmt, daß, wenn 
die Aufhebung des Kirationsvertrages wegen verzögerter 
Zahlung der Abfindungsrate erfolgt, neben der etwa rückſtändigen 
Steuer auc) die für den Monat, in welchen der Vertrag erliicht, zu 
zahlende Steuerrate nachzuzahlen jet. 

e) Eine nachträgliche Ermäßigung der Fixationsſumme it 
nach Bundesrathsbeſchluß vom 29. Mai 18772) jedenfalls dann 
unzuläjjig, wenn der Minderverbrauc von Brauftoffen gegen die 
der Abfindung zu Grumde gelegte Menge ausjchliehlich durch das 
Thum oder Unterlaffen des Betriebsinhabers bez. deſſen Gewerbe: 
gehilfen oder durch Ereignifje, welche im gewöhnlichen Lauf der 
Dinge liegen, herbeigeführt wurde. 

Bezüglich des jteuerjreien Daustrunfes enthält das Gejeß von 

1872 in $ 5 einige früher nicht vorhandene Beſtimmungen: 

a) daß nämlich jedes Ablaſſen des Haustrunkes an wicht zum Haushalte 
gehörige Perjonen gegen Entgelt unterjagt iſt; 

b) daß Bierverfäufer auf die Bewilligung des freien Haustrunfes 
feinen Anſpruch haben, und 

c) daß bei wiederholter Verlegung der vorgejchriebenen Bedingungen?) 
dem Schuldigen dieje Befugnis nach dem Ermeſſen der Steuerbehörde 
auf bejtimmte Zeit, oder für immer entzogen werden fann. 

Die vom Bundesrathe zu $ 6 des Gejehes erlaſſenen Vorſchriften über 
die Rüdfvergütung der Braujtener bei der Ausfuhr von Bier‘) 
haben durch einen Bıundesrathsbejchlug vom 17. März 1874) injofern eine 
Aenderung erfahren, als die in den SS 8 und 9 diejer VBorjchriften angeordnete 
Beicheinigung der wirklich erfolgten Ausfuhr und die Vorführung des Bieres 
beim Ausgangsamte im den Füllen des $ 9 nicht mehr erforderlich iſt und 
daß die durch $ 8 Abjag 2 vorgejchriebene Empfangsbejcheinigung, welche 
ih auch auf die Umverlestheit des Verſchluſſes zu erjtreden bat, gemüge, 
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"8 295 des Prot. Preuß. Centralbl. 1877 ©. 185, 237 u. 271 wegen Verſteuerung 
der Mehrvorräthe an Bier und Würze bei Löſung des ‚Firationsvertrages. 

8 295 des Prot. 

85 Abi. 1 u. 2. 

* Vom 18. Nov. 1872, abgedr. in den ‚jahrbüchern 1873 ©. 106 u. Preuß. Gentral- 
blatt 1872 ©. 423. 

8 170 des Brot. 
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wenn das Bier nach den rechts des Nheines gelegenen Theilen Bayerns, nach 
Elſaß Lothringen, Württemberg und Baden ausgeführt wird. 

In dem Gejege von 1868 fehlte die Bertimmung über die Erjtattung 
der Steuer in den Fällen, wenn die Braujtoffe nach der Anmeldung, 
jedoch vor der Einmaiſchung zu Grunde gegangen waren, oder jonjt 
wegen umvorhergejehener Hindernijje die deklarirte Bierbereitung unmög- 
lich geworden war. Nur das Getränfefteuergejeg des Königreiches Sachſen 
vom 4 Dezember 1533 enthielt in 8 30 eine ähnliche Beltimmung, wonach 
eine Nücderjtattung der erlegten Gefälle dann jtattfinden fann, wenn das Bier 
im Brauhauſe und jo lange es ſich noch auf dem Bottiche befindet, ohne Ver: 
jchulden des Brauers jo völlig verdorben it, daß es als ungeniekbar und 
auch zu anderen Zweden unbrauchbar betrachtet und weggelaſſen werden muß. 

Dieje Ungleichheit in der Gejeggebung it durch eine Beitimmung in $ 7 
des Gejeges von 1572 geändert und es kann hienach mit Genehmigung der 
Direftivbehörde eine Erjtattung der Steuer dann jtattfinden, wenn der Anſpruch 
auf jolche binnen 24 Stunden nach der deflarirten Einmaijchungszeit bei der 
Hebejtelle angemeldet worden tt, weil 

a) entweder die zur Einmaiſchung beitimmten Brauftoffe vor der beab- 

Jichtigten Verwendung durch Zufall vernichtet oder der Art bejchädigt 
worden jind, daß ihre Verwendung zur Bierbereitung nicht möglich 
tt, oder 

b) jonjt aus Anlaß unvorbergejehener Dindernijje die deflarirte Bier: 

bereitung nicht jtattfinden konnte. 

Ein Bundesrathsbejchluß vom 21. Dezember 1873') ermächtigt die oberjten 
Landesfinanzbehörden in Fällen, im welchen überwiegende Gründe der 
Billigfeit für den Nachlaß einer nach dem Wortlaute des Braujtenergejeges 
gejchuldeten Abgabe jprechen, den Erlaß oder die Erjtattung der Steuer- 
beträge auf gemeinjchaftliche Nechnung unter der Vorausſetzung zu gejtatten, 
dab der treffende Neichsbevollmäcdhtigte ſich damit eimverjtanden erflärt hat. 
Dem Bundesrathe joll jährlich ein, ſämmtliche Erlaſſe enthaltendes Verzeichniß 
vorgelegt werden. 

Nach Bındesrathsbeichluß vom 2. November 1876°) joll für umge— 
Ihlagenes Bier ein Erlaß der Steuer auf gemeinjchaftliche Rechnung nicht 
zuläſſig jein. 

Die Vorjehriften in $ 9 des Geſetzes von 1872 weichen injofern von 
der früheren Gejeggebung ab, als ein Termin von mindejtens acht 
Tagen vor Anfang des Betriches zur Anmeldung der Brauereiräume 
und Gefähe feitgejegt tt und als diefe Anmeldung zum Zwede einer wirk— 
jameren Stontrole des Bierzuges, welche jich bisher nur auf die unfichere Ver- 
meſſung des Bieres auf dem Kübljchiffe beichränfen mußte, auch) auf die für 
die Gährung des Bieres bejtimmten Gefäße und Räume ausgedehnt 
wurde. 

Die Beftimmungen in $ 11 des Gejeges von 1872 über die Ver— 
mejjung, Bezeihnung und Verſchluß der Gefäße waren. früher 
nicht im dem Gejege, wohl aber in den Negulativen hiezu im Wejentlichen 
übereinjtimmend vorhanden und wurden nunmehr in das Geſetz übernonmen 
und auf die Gährungsgefäße ausgedehnt. 
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In 8 12 des Gejeges von 1872 ijt die Bejtimmung neu, daß der Auf 
ttellungsort der Waage im Einvernehmen mit der Steuerbehörde zu 
bejtimmen it. 

Durch die Beitimmungen in $ 13 Abi. 2 und 4 und $ 14 des Se 
jeges von 1872 jind die nothwendigen Kontrolen für die Malz 
Turrogate angeordnet, welche in der Murbewahrung derjelben in geſon— 
dDerten Näumen und in geeigneter Buchführumg über ſolche zu be- 
Steben haben. ') 

Neu ijt ferner die Beltimmung des Abi. 3, wonach der Vorrath an 
Malzichrot, jobald die Brau-Einmaiichungen angemeldet find, die längjtens 
für den folgenden Tag deklarirte Menge nicht überjteigen darf. 

In $ 16 des Geſetzes von 1872 iſt die Beſtimmung neu, daß 
der Brauanzeige auch anzugeben it, wie viel Bier aus dem angegebenen 
Braumaterial gezogen werden joll. 

Die Beitimmumgen in 8 18 des Geſetzes von 1872 find durch die Zu: 
lajiung der Malzjurrogate zu Brauzweden veranlaft und machen deren 
Gebrauch von der Einreichung einer Bejchreibung des, bis zur ab: 
ändernden Erklärung immezuhaltenden, VBerwendungsverfahrens, mit 
näherer Angabe desjenigen tes im Laufe des Brauprozefies, bei welchem 
Die Verwendung der Surrogate jtattfinden joll, abhängig ; auperdem bejchränfen 
fie der Negel nach die Friſt für Verwendung der Zuderjtoffe auf 
Die Zeit von dem Beginn der erjten Einmatschung bis zur Beendigung des 
Würzekochens, verbieten alſo deren Zujegung während der Abkühlungs- und 
Gährungsperiode. 

Bemerkenswerth ſind in S 19 des Geſetzes von 1872 die neuen Be 
jtimmungen des Ab). 2 und 3, wonach Ausnahmen von der gejeglichen 
Einmatichungszeit nach Bedürfniß bewilligt werden können und bei kon— 
tinuirlichem Betriebe nicht verſagt werden dürfen; ferner daß als Schluß 
der Einmaiſchung der Zeitpunkt gilt, mit welchem das Ablaſſen der Würze 
zum Zwecke des Kochens begonnen wird. 

Die Beſtimmung in Abſatz + 8 20 des Geſetzes von 1872, wonach 
die Malzjurrogate nicht früher als mit Beginn desjenigen Abjchnittes 
der Bierbereitung, bei welchem deflarationsmähig ihre Berwendung jtattfinden 
ſoll, und in nicht größerer Menge als der für das betreffende Gebräude ver: 
ſteuerten Menge in die Braujtätte gebracht werden jollen, hängt mit der noth— 
wendigen Stontrole diejer Stoffe zujammen. 

Der zweite Abjag des 8 20 enthält eine jchon bisher im Werwalt- 
ungswege gehandhabte, für Fälle mehrerer Einmaiſchungen an dem- 
felben Tage praftich bewährte Maßregel. 

Die Beſtimmung in Abſatz 2 des $ 23 des Geſetzes von 1872 iſt 
injofern neu, als fie die Nevifionsbefugnii der Beamten aud auf die 
an die Brauerei anſtoßenden und mit derjelben in Verbindung jtehenden Räum— 
lichfeiten und im Falle der Steuererhebung von der VBermahlung der Brau- 
Stoffe auch auf die zu diejem Zwecke dienenden Näume ausdehnt. 

In der Beitimmung des legten Abjates in 8 23 des Gejehes von 
1872 wird feine materiell neue Anforderung an den Brauer gejtellt, wen ihm 
verboten wird, innerhalb der, der Nevifion unterliegenden Räume feine Ein 
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richtungen zu treffen, welche die Ausübung der gejeglichen Aufſicht hindern 
oder erichiweren, und wenn andererjeits der Steuerbehörde das Necht einge- 
räumt wird, die Deffnungen in der Brauftätte, welche zu unbemerften Zu— 
maiſchungen benußt werden fünnen, während der Brauzeit unter Verſchluß 
jegen zu laſſen, jondern es it hierdurch nur ein bisher jchon geübtes und mit 
Necht in Anipruch genommenes Berfahren gejeglich feitgeitellt. 

Der $ 25 des Geſetzes von 1872 enthält iniofern eine neue Beitimmung, 
als denjenigen Brauern, bei denen amtlich revidirt wird, die Berpflichtung 
auferlegt it, die zu diefem Zwecke erforderlihen Materialien zu be 
Schaffen und für hinreichende Beleuchtung zu jorgen. 

Nach 8 26 des Gejeges von 1872 ijt den früheren Beltimmungen ent- 
gegen die Geſchäftszeit der Beamten nicht mehr auf die Vormittags- 
ftunden bejchränft. ') 

Die Strafbejtimmungen find in dem Geſetze von 1872 weſentlich ab- 
weichend von den bisherigen gejeglichen Borjchriften. 

a) Vor Allem it die Kaſuiſtik bejeitigt, wonach faſt jede Art der Ueber: 

tretung mit einem bejonderen Strafmaß bedroht war. 

b) ‚Ferner iſt neben der Defrandationsitrafe ($$ 30—34 des 
Sejeges von 1872) nur eine allgemeine Ordnungsjtrafe bis zu 
50 Thaler feitgeitellt. 

c) Die Strafe der Konfisfation der Brauereigeräthe ?) iſt abgejchafit, 
ebenjo ijt von der Nücdjallsitrafe der zeitlichen und dauernden Ent: 
ziehung des Rechts zur ferneren Ausübung des Brauerei- 
gewerbes abgejeben, °) weil dieje Strafart fi) in der Negel als zu 
hart erwieſen hat und deßhalb meiſtens auf dem Gnadenwege erlafjen 
wurde. 

d) Dagegen wurde für den erjten und zweiten Defraudation 
fall ein geavifjes Minimum von 10 reſp. 20 Thlr. der, im Uebrigen 
nach dem vierfachen vejp. achtfachen Betrage der defraudirten Stener 
zu bemefjenden, Geldbuße angedrobt, *) für jeden ferneren Nüd- 
fall aber eine prinzipale Freiheitsitrafe bis zu 2 Jahren beftimmt, 
jofern nicht bejondere Milderungsgründe für eine Geldftrafe ſprechen, 
welche jedoch nicht weniger al$ das Doppelte der für den eriten Nüd- 
fall beftimmten Gelditrafe betragen joll.°) 

e) Achnlich wie bei Zolldefraudationen ift nach) $ 32 des Gejeßes von 
1872 dem Angejchuldigten nachzumweiien erlaubt, daß er eine Defrau- 
dation nicht habe verüben fünnen oder nicht beabjichtigt, in welchen 
Fällen nur eine Ordnungsſtrafe jtattfinden joll. 

f) Nachdem in $ 27 derjenige als der Braufteuerdefraudation jchuldig 
erklärt ijt, der die in $ 1 des Geſetzes von 1872 bezeichneten Stoffe 
zum Brauen verwendet (eimmaijcht, nachmaijcht, zuießt), obne Die 
gejegliche Anmeldung zur Entrichtung der Brauftener bewirkt zu haben, 
werden in $ 28 diejenigen Thatſachen aufgeftellt, welche als voll 
brachte Defraudation angejchen werden, und in $29 diejenigen Hand— 
lungen, welche einer Defraudation gleichgeachtet werden. 





", 8 20 Nbi. 2 des Geſetzes von 1868. 

?, 8 27 des Geſetzes von 1868. 

826/4. a. O. 

* 8 30 u. 33 Abſ. 1 des Gelekes von 1872. 
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g) Neu iſt ferner die Beſtimmung in $ 34. wonach die Straferhöhung 
wegen Rüdfall3 dann ausgejchlojjen fein ſoll, wenn jeit 
der Verbüßung oder dem Erlaſſe der legten Strafe bis zur Be 
gehung der neuen Defraudation 3 Jahre verfloffen find. 

In den SS 35 und 36 find die Beitinnmungen über die Ordnungs— 
trafen näher aufgeführt, welche in der Negel bis zu 50 Thlr., in 
7 Fällen aber nicht anter 5 Thlr. und bei Wiederholungen nicht 
unter 10 Thlr. erfannt werden dürfen. Die Uebertretung einzelner, 
für die Sicherung der Steuer bejonders wichtiger Vorjchriften kann 
in dem Falle mit einer Ordnungsftrafe bis zu 200 Thlr. belegt 
werden, wenn Brauer, welche die Brauftener auf Grund befonderer 
Bewilligung als Mahlſteuer entrichten, die ihnen nach $ 22, Ziffer U 
Nr. 4 von der Verwaltungsbehörde auferlegten Pflichten verlegen. 
Bon wefentlicher Bedeutung ind die Beitimmungen in $ 36, wonach 
zwei bejondere Fälle für Ordnungsjtrafen fejtgejtellt werden: nicht 
erwiejene Bejtechung eines Beamten und nicht erwieſene Widerſetzlich— 
fett gegen einen ſolchen. 

In den 8 38 des Gejetes von 1872 find die wejentlichen Beſtimm— 
ungen des Gejeges vom 3. Juli 1868, betreffend die jubjidiarijche 
Haftung des Brauunternehmers für Zuwiderhandlungen durch Ber: 
walter zc. aufgenommen. 

k) Neu find die Beltimmungen im 8 39 des Geſetzes von 1872 über 
die Umwandlung der Geld- und Freiheitsitrafen. 

Nen it die ausdrüdliche Beltimmung in 8 40 dcs Geſetzes von 
1872, dat Strafverfolgung von Defrandationen in drei Jahren 
und wegen Zuwiderhandlungen,” welche mit Ordnungsjtrafe belegt 
find, in einem Jahre verjähren; ferner daß der Anſpruch auf Nach- 
zahlung der Gefälle in 3 Jahren erliicht. ') 
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1) Neben der Defraudationsſtrafe kann auf Ordnungsſtrafe erkannt werden. (S. Preuß. 
Centralbl. 1876 ©. 178.): 

1. Nach einem Erkenntniſſe des Hal. Preuß. Obertribunals vom 15. Mai 1876 (ab: 
gedrudt im Preuß. Gentralbl. 1876 S. 234 ff.) iſt ſtrafbar die Abweichung der zu einem 
Gebräu gehörigen Biermenge um mehr als 10°/% von dem deflarirten Bierzuge, nicht nur 
wenn fie in einem Mehr, Tondern auch wenn ſie in einem Weniger beitebt, obne daß es 
auf die Feſtſtellung diefer Abweichung antommt. 

. Nach einem anderen Erkenntniſſe des Preuß. Obertribunal® vom 11. Mai 1876 
(Breuß. Gentralblatt 1876 5. 235 ff.) bildet die von dem Steuerpflichtigen nach 8 16 des 
Gefeges über einen beablichtigten Braualt eritattete Schriftliche Brananzeige, nachdem fie 
beit der Steuerbehörde eingereicht, ſeitens derielben feitgeitellt und mit dem Quittungsvor- 
weile der Hebebeamten verieben iit, in Betreff des ganzen Inhaltes, insbeiondere auch in 
Betreff der darin enthaltenen Deklaration des Bierzuges, eine öffentliche Urkunde. 

Eine fodann in rechtswidriger Abficht zum Zwecke der Täuſchung der Behörde ein- 
feitig vorgenommene Abänderung desjelben, ipeziell der Deklaration des Bierzuges, Fällt 
unter den Thatbeitand der Urkfundenfälihung. 

Darin, daß der Steuerpflichtige die verfälichte Brauanzeige zur Einficht des revidiren- 
den Steuerbeamten bereit hält, fann ohne Rechtsirrthum ein Gebrauchmachen von derielben 
gefunden werden. 

Die Abmweihung von dem deflarirten Bierzuge um mehr als 10°/ bildet neben ber 
Fälſchung der Deklaration eine befonders zu ahndende Ordnungswidrigleit. 

Hat der Steuerpflichtige die beabiichtigte Abänderung des deflarirten Bierzuges zwar 
noch angemeldet, aber zu ſpät und wird deßhalb diefe Anmeldung nicht berüditchtigt, er 
vielmehr wegen der Abweichung von uriprünglich deflarirten Bierzuge beitraft, jo fann er 
nicht noch daneben, wegen nicht rechtzeitiger Anmeldung der Abänderung, beitraft werden. 
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Nah $ 43 des Geſetzes bat der Bundesrath die zur Musführung 
desjelben erforderlichen Bejtimmungen') zu erlafien. 

Die Ausführungsbeftimmungen vom 18. Nov. 1872 enthalten als Beilagen 

die Grundſätze für die Fixation der Brauftener, 
die VBorjchriften für die Nüdvergütung der Branfteuer bei 
der Ausfuhr von Bier, und 

ce) die Grundjäge über die Zulafjung der Brauer zur Entrichtung der 

Steuer im Wege der Bermahlungsiteuer.?) 

Dieſe Ausführungsbeitimmungen wurden durch Bundesrathsbeichluß vom 
5. Juli 1888 neu vedigirt. 

Schließlich erjcheint es bemerfenswerth, dab nad 88 44 Abi. 2 des 
Sejetes von 1872 in den Derzogthümern Sachjen-Meiningen, Sacjen- 
Coburg-Gotha und dem Fürſtenthum Neuß ältere Linie bis zum 
1. Januar 1876 von dem Zentner Malzichrot derjenige Betrag erhoben werden 
durfte, um welchen die dort zur Zeit gejeglich beſtehende Brauftener vom Malz— 


Ichrot den Sat von 20 Sgr. pro Zentner überjtieg. 
Abſatz 2 des $ 44 des Geſetzes von 1872 wurde durch ein Geſetz vom 
26. Dezember 1875 °) abgeändert und lautet num folgendermaßen : 


3. Nach einem Erkenntniß des Kgl. Preuß. Obertribunals vom 22. Nov. 1876 (Preuß. 
Gentralbt. 1877 S. 245) finden die Worichriften des S 13 Abi. 4 und $ 29 Nr. 2 des 
Braufteuergeleges über die Aufbewahrung von wicht zur Bierbereitung beftimmten 
Braujtoffen auch dann Anwendung, wenn der Brauer mit der Stenerbebörde einen 
BIEDLLONERET TER über die Brauftener abgeichlofien hat. 

Fin Ertenntniß des Preuß. Obertribunals vom 28. Sept. 1876 (Preuß. Gentralbl. 1877 
5. 250) ſpricht aus, daß ein Brauer, der unter Vorbehalt der Nadveriteuerung figirt 
iſt, ſich Durch falſche Eintragungen in das zur Ermittelung der Nachſteuer dienende Brauregiſter 
nicht wegen einer sc ee, wohl, aber wegen eines Betruges ſtrafbar macht. 

Ein wegen Betruges beftrafter Brauer ift mit einer Defraudations- oder Ordnungs: 
itrafe außerdem nicht zu belegen. Erkenntniß der vereinigten Straffenate des Reichsgerichts 
vom 4. April 1881; abgedrudt im Preuß. Gentralbl. 1881 ©. 187.) 

5. Wegen der Stra barkeit der Aufbewahrung von PBrauftoffen der in $ 1 unter 
Nr. 5—7 des Gejehes genannten Malzfurrogate außerhalb der bei der Steuerbehörde 
angezeigten Orte jind zwei Preuß. Obertribunal- Erkenntniſſ e vom 8. Febr. und 25. Oft. 1877 
ergangen, welche im Preuß. Gentralbt. für 1877 ©. 269 und 1878 ©. 280 — find. 

6. Nach einem Erfenntniß des Preuß. Obertribunals vom 11. April 1878 (Preuß. 
Gentralbl. 1879 S. 170) trifft den Vorſtand der Brauerei die Ordnungsitrafe wegen Ein 
maiihung zu einer anderen als der angezeigten Stunde, auch wenn bderielbe 
bei der Einmaiſchung nicht zugegen war. 

Die geichärfte Ordnungsſtrafe des $ 35 Abſ. 2 Nr. 3 des Geſetzes tritt aber nur dann 
ein, wenn ſtatt um Die angezeigte Pormittagsftunde während der Nachmittagsitunden ein- 
gemaiicht wird, oder umgekehrt. 

Da das Brauiteuergelet von 1872 unter Bereitung von Bier jede gewerbliche Her- 
ſtellung eines Getränkes verteht, welches in der Brauerei unter Verwendung der in 81 
genannten Stoffe bergeitellt wird, jo it es hiebei unerheblich, ob das betreffende, bier Kofent 
Nachbier) bezeichnete Getränte auf faltem Wege und mittels Selbitgährung und 
ob dasjelbe vom Brauer zum Zwecke des Verkaufes oder für feine zu. beitimmt ift. 
ER ‚Erfenntniß vom 19. Dez. 1884, Preuß, Gentralbl. 1885 ©. 91.) 

8. Nach einem Reichsger.Erkenntniß vom 24. Febr. 1891 (Entich. in — Bd. XXI 
S. 346 fol Meth, ein aus Zucker und Honig bereitetes Getränke, bezw. die hiezu ver— 
wendeten Stoffe, der Brauſteuer nicht unterliegen (Bundesraths- Druck. 1892 Wr. 151). 

ı, Siehe die Beilage Nr. 25 des Gentralbl. von 1872 ©. 364. Da in diefelben die 
früheren Bundesrathsbeſchlüſſe reg wurden, enthalten fie eigentlich nichts weſent— 
lich Neues, ſ. Gentralbl. des Neiches 1888 ©. 677. 

” Beichlofien in der Bundesrathsjitung vom 18. Nov. 1872 (8 464). Abgedr. in 
den Jabrbüchern von 1873 ©. 66, 1. a. die Erläuterungen im Preuß. Eentralbl. 1875 ©. 131. 
Gbl. dv. R. 1876 5. 636. 

Reichsgeſehbl. 1875 S. 377. Tas Geſeß trat am 1. an. 1876 in Kraft. 
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„su den Herzogthümern Sachſen-Meiningen und Sachjen-Coburg- 
Gotha, jowie in dem Fürſtenthum Neuß ältere Linie darf von dem 
Zentner Malzjchrot derjenige Betrag, um welchen die dort zur Zeit 
gejeglich beitehende Braufteuer von Malzjchrot den Sag von 2 Mark 
vom HZentner überjteigt bis zum 1. Januar 1877') jedoch nur injo- 
weit, als die Stenerfäße dieſes Geſetzes feine Veränderung erleiden, 
auf privative Rechnung diejer Staaten forterhoben werden.“ 

Endlich iſt bejtimmt, daß Hinfichtlich der Abgabenerhebung von Bier, 
Eſſig und Malz für Rechnung von Kommunen und Korporationen die Be— 
jtimmungen in Art. 5 $ 7 des Zollvertrages vom 8. Juli 1867 in Kraft 
bleiben. Dieje Bejtimmung trat jedoch durch das Reichsgeſetz vom 
27. Mai 1885 am 28. Mai 1885 außer Kraft.) 

Im Jahre 1875 wurde dem Neichstage ein Gejegentwurf betreffend die 
Erhöhung der beitehenden Brauftener auf die doppelten in $ 1 des Gejetes 
vom 31. Mai 1872 bejtimmten Sätze vorgelegt, fand aber feine Zujtimmung. 

Dasjelbe Schidjal hatte ein gleicher Gejegentwurf, welcher im Jahre 1879 
beim Reichstage in Vorlage gebracht wurde, und ein, die bisherige Beſteuerungs— 
weile nach Art der bayerischen Gejeggebung umändernder Gejegentwurf, der zu 
gleicher Zeit dem NReichstage vorgelegt wurde. Nach legterem jollten die Surro- 
gate verboten werden und nur das Malz, das zu Bier: und Ejjigbereitung be- 
ſtimmt tjt, der Brauftener unterliegen und zwar im alle des Malzbruches inner: 
halb der Braufteuergemeinichaft mit der Embringung in die Mühlenräume und 
im alle der Einfuhr gebrochenen Malzes mit der lleberjchreitung der Grenze. 

Derjelbe Gejegentwurf wurde mit einigen Modififationen im Frühjahre 
1880 dem Reichstage von der Neichsregierung wiederholt zur Genehmigung 
vorgelegt, gelangte aber ebenjowenig zur Annahme, ?) wie ein im Jahre 188 
vorgelegter Entwurf.*) 

Der am 6. Dezember 1892 vom Bundesrath bejchloffene und dem Neichs- 
tage vorgelegte Geſetzentwurf betr. die Abänderung des Brauftenergejeges von 
1872 beabjichtigt Eljah-Lothringen in das Bereich der Brauftenergemeinjchaft 
einzubeziehen, die Braufteuer und den Eingangszoll zu erhöhen, in den SS 4, 
7, 13, 14, 29 u. 30 des Gejeges von 1872 Aenderungen zu treffen und den 
Saß für die den Bundesregierungen zu gewährende Vergütung für Erhebung 
und Verwaltung der Braufteuer auf 10°, der Gejammteinnahme zu ermäßigen. 

6. Branntweiniteuer. 


Bei der Beſprechung der Beſtimmungen, welche für die Erhebung und 
Kontrole der Branntweinjteuer im Deutjchen Reiche in Giltigfeit find, iſt es 
von bejonderem Werthe, die Entwidelung der bezüglichen Preußiſchen Gejch- 
gebung °) zu erörtern, weil diejelbe im größten Theile der Branntweinjteuer- 
gemeinjchaft maßgebend war und weil aus ihr die jet giltige Neichsgejeggebung 
hervorgegangen: ift. 

Bis zu dem Jahre 1810 war die Branntweinbereitung in Preußen 

» Wurde bis 31. März 1878 verlängert durch Reichsgeie vom 23. Dez. 1876 (Reichs 
nelegbl. 1876 ©. 237). 

”) Siehe Neichsgejegbl. 1885 S. 109. = 

.”) Meber die Bierbeiteuerung in- Deutichland gibt ein Aufſatz des ehemaligen Medlen 
burgiichen Oberzollratbes Boccius in den „Annalen“ 1876 5. 52 intereflante Aufſchlüſſe. 

*) Eiche das Nähere „Annalen“ 1881 5. 338. . 

) Förfter, Praktische Anleitung zur Kenntniß der Geſetzgebung über die Beiteuerung 
des Branntweins, Berlin 1830. W. Tittmar, Handbuch über die Preuß. Branntwein— 
ſteuer, Poſen 1865. 
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nur im den Städten, ') nicht auf dem flachen Lande, bejteuert. Der Brannt- 
wein durfte in die Städte nur gegen eine Eingangsjteuer eingeführt werden und 
mußte auf dem Lande zu feitgeiegten Preiſen (den Taxen der nächiten Stadt) ver- 
fauft werden. Das Edift vom 28. Oftober 1810 jtellte Stadt und Land in 
Bezug auf die Beſteuerung des Branntweins gleich und hob die Eingangs 
abgabe für die Städte auf. Durch das beigefügte Reglement vom nämlichen 
Tage?) wurde unter Gleichitellung der Städte und des flachen Landes cin 
jog. Blajenzins feſtgeſetzt, d. h. es jollte für den 24jtündigen Betrieb einer 
Blaſe ein Steuerjag erhoben werden, der für die Fabrikation aus Getreide 
und für die Zabrifation aus Kartoffeln, Runkelrüben und anderen Stoffen 
verjchieden feftgejegt war. Und zwar wurden bei der Fabrikation aus Getreide 
für 24 Stunden von 20 Uuart Blajeninhalt 4 g. Gr. 2 Pi. (alter Währung) 
und bei der yabrifation aus Ktartoffeln u. dal. für 24 Stunden von 20 Quart 
Blaſeninhalt 5 g Gr. (alter Währung) erhoben. Außerdem bejtand noch die 
Beitimmung, dab der Brenner das Getreide nach Scheffeln zur Mühle anzu: 
melden hatte und daß er, wenn nach der Scheffelzahl für den Monat (der 
Scheffel Weizen zu 3 g- Gr., der Scheffel Noggen zu 2 9. Gr. 4 Pf. und 
der Scheffel Gerite zu 2 g. Gr. gerechnet) mehr Steuer zu zahlen war, Dieje 
Differenz nachbezahlt werden mußte. Außerdem war es den Breimern ver: 
boten, jich untereinander Schrot oder Mehl zu verfaufen. 

Dieſe Beiteuerungsart führte bald zu Klagen beſonders von Seite der 
Landbevölferung und hatte große Schwierigfeiten bezüglich der Kontrole. Das 
hierauf aus den Berathungen der deßhalb einberufenen Provinzial-Deputirten 
hervorgegangene Edift vom 7. September 1811 behielt zwar in der Haupt— 
jache den Blajenzins bei, ermäßigte denjelben jedoch für das platte Land und 
modifizirte die Beſtimmung über die Erhebung des Blaſenzinſes nach dem 
Inhalte der Brennblajen dahin, daß in jedem einzelnen Falle die Produktion: 
fäbigfett der Blajen durch jachverjtändige Kommiſſarien ermittelt und dieſe 
Ermittelung der Steuererhebung zu Grunde gelegt werden jolle. Es wurden 
auch Erleichterungen Hinjichtlich der Benutzungszeit der Blajen eingeräumt, Die 
Erhebung der jog. Nachſchuß-Acciſe wegen der läjtigen Kontrole der Malz 
jchrotverwendung abgejchafft und der Gebrauch der Handmühlen wieder geftattet. 

Dieſe gejeglichen Beitimmungen galten bis zum Jahre 1819, in welchem 
das Steuergejeg und die Steuerordnung vom 8. Februar 1819 erjchien, die 
zwar im Allgemeinen die frühere Beſteuerungsweiſe (den Blajenzins) beibehielt, 
ım Wejentlichen aber Folgendes bejtimmte: 

1. Sollte von jedem Quart Branntwein zu 50 Prozent Tralles eine Steuer 
von 15 Pfennigen, alſo 1 gr. 6°/, Pf. neuer Währung bezahlt werden; 

2. wurde als Negel angenommen, daß der in 24 Stunden erzeugte Brannt- 
wein von 50 Grad Alkohol fich zum Blajenraum wie 1z3u4 verbalte, weßhalb 
4 Quart Blajeninhalt für 21 Stunden mit 15 Pf. alter Währung beiteuert wurden; 

3. wurde bei Brennereien, welche auf einen jchnelleren Betrieb eingerichtet 
find, der Blajenzins in Abjtufungen um je ein Sechstel erhöht ; 

4. für jchon bejtehende Brennereien wurde in den erjten 2 Jahren eine 
Herabjegung der Steuer zu gewähren geitattet und 

5. wurde bejtimmt, daß jowohl die Erhöhung, als auch die Ermäßigung 
der Steuer auf Grund jachverftändiger Gutachten durch die Verwaltungs— 
behörde zu erfolgen habe. 


9 1 Groichen 2 Piennige (alter ——— vom Quart. 
) Preuß. Geſetzſamml. 1810 ©. 
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Gegen dieſe Geſetzgebung von 1819 entjtanden ebenfalls bald Klagen 
und ein Theil der Steucrpflichtigen wußte der Beſteuerungsweiſe die vortheil— 
haften Seiten zum Nachtheil des Aerars abzugewinnen. Da nämlich die Be— 
rechnung der Steuer nach der Zeit des Betriebes der Blaſe ſtattfand und 
nach dem Branntweingewinne während diefer Zeit mittels eines gewiſſen 
Blajeninhalts, jo richtete man Blajen mit flachen Böden ein, um jo in fürzerer 
Zeit als außerdem die Maifche abjchwehlen zu können. Außerdem maiſchte 
man dicker und konnte beſonders mit Dampfapparaten einen beſtimmten Spiritus— 
ertrag von einem geringeren Blaſenraum hervorbringen. 

Alles das führte zu einem anderen Beſteuerungsmodus, der noch Geltung 
bat, zu der Beſteuerung des Bottich- oder Maiſchraumes. 

Du man nämlich) annahm, dab der Brenner, wenn er zu dünn einmaifcht, 
Ausbeute verliert und dasjelbe der Fall ift, wenn er zu dick eimmaischt, weil 
fi) die Maijche nicht gehörig entwideln kann, jo wurde durd ein, jpäter 
mittels Kabinetsordre vom 20. Juni 1822 mit gejeglicher Kraft ausgejtattetes 
Minifterialregulativ vom 1. Dezember 1320 angeordnet, daß für die jedes: 
malige Bemaijchung von 20 Quart Bottichraum eine Steuer von 1 Grojchen 
alter (1 Sgr. 3 Pr. neuer) Währung zu entrichten it. Es war hiebei in 
Nechnung gezogen worden, dal der Brenner den Bottich niemals bis an den 
oberjten Rand bemaiichen darf, vielmehr für die Gährung der Maiiche ein 
Steigeraum von einem Achtel des ganzen Bottihs zu belatten it. Da nur 
der Bottichraum nach Abzug diejes Steigeraumes zur Verjtenerung gezogen 
war, jo waren eigentlich 22%, Quart Bottichraum (nicht 20) mit der bezeich- 
neten Steuer belegt. 

Auch dieſe gejeglichen Beitimmungen befriedigten nicht lange; denn ein 
Theil der Brenner lernte bald durch Bereitung von guter Hefe dier maijchen 
und jo an der Steuer des Maijchraumes jparen, andererjeitS war es aber 
den Eleinen ländlichen Brennereien nicht möglich, mit den bejjer eingerichteten 
Brennereien gleichen Schritt zu halten. 

Die Folge hievon war, daß durch eine Ktabinetsordre vom 10. Januar 
1824 die Brennereien in zwei Klaſſen getheilt wurden, von denen die länd- 
lichen, d. h. Diejenigen, welche nur vom 1. November bis 1. Mat im Gange 
Jind, nur jelbjt gewonnene Erzeugniffe brennen und an einem Tage nicht mehr 
als 900 Quart maijchen, 16 Pf., die übrigen aber 1 Sar. 6 Pr. Steuer für 
20 Quart Maiichraum entrichten jollten. 

Ferner it in der erwähnten Stabinetsordre die Beitimmung getroffen, daß 
für die Branntweinbereitung aus anderen als mehligen Subjtanzen jtatt des 
Blajenzinjes eine gleichmäßige Steuer von der zu bearbeitenden Subitanz nach 
deren Quantität fejtzujegen und zu erheben ſei, wozu der Finanzminiſter Die 
erforderlichen Einleitungen zu treffen habe. 

Hiernach wurde vom Finanzminiſter das Negulativ zur Hebung und 
Stontrole der Steuer von der Branntweinfabrifation aus Obſt, Beeren, Wein 
und Abfällen vom 21. Auguſt 1525 erlajien. 

So war der Stand der Gejeßgebung für die Branntweinjteuer, als 
Preußen im Jahre 1833 zur Bildung des Zollvereins jchritt und am 22. März 
1833 den Bollvereinigungsvertrag mit Bayern und Württemberg unterzeichnete, 
worin eine gemeinjchaftliche und übereinjtimmende Beſteuerung des Brannt 
weins nicht ausgejprochen war, weil die Grundlagen der Bejtenerung im Diejen 
Staaten und jonitige Verhältniffe derjelben unüberwindliche und bis zum 
heutigen Tage nicht zu bejeitigende Dindernifle boten. 
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Unter dieien Umjtänden mußte von Seiten Preußens, für das die Brannt— 
weinjteuer wicht nur eine finanzielle, ſondern eine Yebensfrage der Landwirth— 
ichaft und Industrie war, darnach getrachtet werden, mit den in gleichen 
finanziellen, landwirtbichaftlichen und imduftriellen Verhältniſſen befindlichen 
Ländern Norddeutjchlands eine Steuergemeinichaft nicht nur im Interejje der 
Finanzen, der Yandwirtbichaft und Industrie, jondern auch in dem des freien 
Verkehrs anzubahnen. 

Das Mejultat dieſer Beltrebungen waren damals die deifalliigen Ber: 
träge zwiichen Preußen und dem Königreiche Sachſen vom 30. März 1833!) 
und zwijchen diefen beiden und dem, durch Vertrag vom 10. Mat 1833 ge- 
gründeten, Ihüringischen Zoll und Handelsverein vom 11. Mai 1833,?) wo: 
durch vom 1. Januar 1834 an cine gleiche Beltenerung der Branntwein— 
tabrifatton mach den Preußischen Geſetzen und cine Gemeintchaftlichfeit des Er- 
trages dieſer Steuer, zugleich aber ein freier Verfehr mit Branntwein zwischen 
dieſen Ländern eingeführt wurde. ’) 

Im Jahre 1838 trat durch eine Preußische Nabinetsordre vom 16. Juni 
eine Menderung in der Gejeßgebung imfofern ein, als die Steuer für die 
ländlichen Brenmervien von 16 Br. auf 1 Zgr. 8 Pr. umd für die übrigen 
von 1 Sar. 6 Pr. auf 2 Syr. erhöht und durch eine weitere Nabinetsordre 
vom 10. Auguſt 1838 für die ländlichen Brennereien die Betriebsfriſt vom 
1. Mat auf den 16. Mai verlängert wurde. 

Nachdem durch die Verträge vom 8. Mai 1341) und 4. April 1853°) 
zwijchen Preußen, Zachjen und dem Ihüringüchen Handels: und Zollvereine 
die Vertragsbeitimmungen aus dem Jahre 1533 erneuert, durch Die Ueber— 
einfunft vom 19. Tftober 1841°) umd durch den Vertrag vom 4. April 1858”) 
das Perzogthum Braunſchweig, durch den Vertrag vom 18. Oftober 1841 
das Fürſtenthum Lippe, durch die Verträge vom 7. September 1851°) und 
4. April 1853'%) das chemalige Königreich Dannover und durch Vertrag vom 
1. März 1852") das Großherzogthum Oldenburg diejer Stenergememichaft 
beigetreten waren, wurde durch ein Preußiſches Gejeg vom 19. Aug. 1854'?) 
vom 1. Mug. 1854 bis 31. Juli 1855 die Steuer für die landwirtbichaftlichen 
Brennereion auf 2 Sgr. 3 Pj. für die übrigen auf 2", Sgr., vom 1. Aug. 
1855 auf 2'/, Sar., reſp. 3 Zgr. erhöht, wie Diejelbe zur Zeit noch beiteht.'*) 

Durch eine Verordnung vom 11. Mat 1867 wurde die Beſteuerung des 
Branntweins nach den bereits im Preußen bejtchenden Beſtimmungen in den 
anneftirten Yändern Hannover, Helfen, Naſſau und Schleswig: Holiten ein 





"Bo. I der Verträge S. 112 ff, 1. das Näbere über die Beſteuerung des Branut— 
weins im Königreich Zadten, bei Wa bt, die Weltenerung des Branntweins, Tresden 1870. 
1 2 - ! 
® Bd. I der Verträge S. 171 i : 
Separatartifel zum Bertrage vom 11. Mai 1833 und Zchlunprotofoll; Bd. I der 
.. — m -—. A 
Verträge >. 174 u. 175 
4 


Bd. IL der Verträge S. 148 ff. 
Bd. IV der Verträge S. 62 Fr 
Bd. III der Vorträge S. 270, 
Bd. IV der Bertrage &. 67. 
> Wo. III der Verträge S. 19. 
»Bd. III der Verträge S. 409 Art. 3 
" RB. IV der Werträge S. 1. 

"8. III der Verträge >. #28. 


Durch Preuß. Miniſterialerlaß vom 15. Ott. 1851 war für 20 Quart eingemaiichten 
Runkelrübenſyrup eine Steuer von 2 Zar. feltgelegt worden 
Bundesgeſeh von 8. Juli 1868 8 3; Bundesgeſetßbl. 1868 S. 384 ff. 
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geführt und denjelben eine Inſtruktion für die Erhebung und Kon— 
trolirung derjelben nebit Anleitung zur Buchführung beigegeben.') 

Nachdem nun durch den Artikel 38 der Verfaſſung des Norddeutjchen 
Bundes der Ertrag der Branntweinstener ein gemeinjchaftlicher geworden war, 
wurde durch ein Bundesgeieh vom 8. Juli 1868 die bisherige Beſteuerung 
auch in den übrigen Staaten des Norddeutichen Bundes in dem zum Nord: 
deutichen Bunde gehörigen Theile des Großherzogthums Heſſen,“) in den 
Großherzogthümern Mecdlenburg: Schwerin und Strelig, in dem Herzogthum 
Lauenburg, in der freien Hanſeſtadt Lübeck und deren Gebiet und in den nach 
dem 1. Januar 1863 in die Zolllinie gezogenen und noch zu ziehenden 
Preußiichen und Hamburgiichen Gebietstheilen °) eingeführt. 

Im Neichslande Eljah Lothringen wurde durch) ein Neichsgejeg vom 
16. Mai 1873 % vom 1. Juli 1873 an die bisherige franzöftiche Geſetzgebung 
aufgehoben und das Neichsgejeß vom 8. Juli 1863 eingeführt. 

Mac) Art. 35 Abj. 2 der Verfaſſung des Deutjchen Reiches ist die Beitenerung 
des Branntweins in Bayern, Württemberg und Baden der Landesgejeggebung vor: 
behalten, für die Dohenzollern’schen Lande hat aber ein bejonderes Bundesgeſetz 
vom 4. Mai 1868 Anwendung gefunden, ’) es galt aljo das Bundesgeſetz vom 
8. Juli 1868 für diefe Gebietstheile des Deutichen Neiches nicht. ®) 

Diejer Zujtand hat jich jeit dem 1. Oft. 1857 geändert, weil durch 
8 70 des Neichsgejeges vom 24. Juni 1887, betr. die Beſteuerung des Brannt— 
weins, das Gele vom 8. Juli 1868 für die ganze Branntweinfteuergemein: 
ichaft, der auch Bayern, Württemberg, Baden und die Hohenzollernichen Yänder 
beigetreten waren, eingeführt worden it und nun für das ganze Neichsgebiet gilt. 

Da num das Gefeß von 1868 das ältere ift und zugleich eine Grundlage für 
die Branntweinjteuer jeit langen Jahren bildet, möchte es ſich empfehlen, zuerit 
dieſes Gejeg mit den durch die SS 41—43 des Geſetzes von 1887 gemachten 
Aenderumgen zu beiprechen und dann auf das leßtgenannte Geſetz Üüberzugehen. 

‚Für die Staatsgebtete, in denen das Geſetz vom 8. Juli 1868 Geltung 
hatte, waren aber außerdem, da fie jich dem Steuerfufteme Preußens vertrags- 
mäßig angeichloffen haben, ’) die in Preußen bezüglich der Branntweinfteuer 
erlajjenen Inftruftionen und Anleitungen zur Erhebung und Kontrole Ddiejer 
Steuer maßgebend, jonjt aber jelbitverjtändlich auch alle jeit Erlaß diejes 
Geſetzes gefaßten Beichlüffe des Bundesrathes. °) 

Nachdem aber das Geſetz von 1868 Reichsgeſetz gaworden war, erliehen die der 
Bramntweinfteuergemeinichaft vom 1. Oft. 1857 beigetretenen Staaten cbenfo wie 
Preußen außer den Ausführungsbeitimmungen des Bundesrathes befondere An- 
weilungen zum Bollzuge diejes Gejeges und des Geſetzes vom 24. Juni 1887.°) 

) Gentralbl. 1867 S. 103, 129, 150.  Gentralbt. 1870 &. 245 
Mit dem 1. Juli 1869 durch S 70 des Geſetzes vom 8. Juli 1868 eingeführt. 

” Mit 11. Aug. 1868 (Gentralbl. 1868 S. 465. 

) R.G. Bl. 1873 ©. 111, 1.0. Näh in Yenditeder, die Zölle u. indirekten Zteuern 3.387 fr. 

5) Bundesgeiegbl. 1868 5. 151. 

° Auch das zum Herzogthum Mleiningen gebörige Vordergericht Titbeim und Das 
Koburgſche Amt Königsberg iind ausgeſchloſſen und gehören zur Stenergemeinichaft Bayerns. 

Siehe Abſchn. X. 

*, Nach einer failerlichen Verordnung v. 16. Nov. 1874 R. G. Bl. 1874 3.134 tritt mallen 
bisher ausgeichloflenen Gebietstheilen mit den Tage der Einſchließung in die Zollgrenze das Geſeß 
v. 8. Juli 1868 in Kraft, wenn nicht verfaflungsmäßig die Yandesgejehnebung beizubebalten ift. 

”, Preuß. Gentralbt. für Abgaben ıc. 1887 2.259, dann Bayer. Amtsbi. der General 
direftion für Zölle und imdirefte Steuern 1887 5. 443, Amtsbl. des Wiürttenb. teuer: 


— 


collegiums 1887 S. 337, Verordnungsbl. dev Bad. Zolldirektion 1887 =. 385 u. a. 


a | 
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Das Geſetz von 1868 unterjcheidet zwijchen zwei Arten von Brennereien, 
von denen die Jog. landwirthichaftlichen, nämlich diejenigen, welche nur 
in dem Zeitraum vom 1. November bis 16. Mai‘) (diejer Tag wird eingeſchloſſen) 
im Betriebe find, in dem vorhergegangenen Sommerhalbjahre ganz geruht haben, 
nur jelbitgetvonnene Produfte verwenden und in einem Tage nicht mehr als 
1030'/, Liter”) Bottichraum bemaijchen, nur 25 9% für 22°,,, Liter?) Maijch- 
raum zu bezahlen haben ; während die übrigen Brennereien für 22°,,, Liter 
Maiſchraum der Bottiche und für jede Einmaischung 30. zu zahlen baben.*) 
Dieſe Beftimmungen find geändert durch das Geſetz von 1887, weil 
in $ 41 angeordnet ift, daß nur in den landwirtbichaftliden 
Brennereien und in denjenigen Brennereien Maijchbottichiteuer erhoben 
werden joll, welche Melajie, Rüben oder Nübenjaft verarbeiten. Als 
landwirthichaftliche Brennereien find aber ſolche anzujehen, welche ausschließlich 
Getreide oder Kartoffel verarbeiten, bei deren Betrieb die ſämmtlichen 
Nücdjtände in einer oder mehreren dem Brennereibefiger gehörigen Befigungen 
verfüttert werden und der erzeugte Dünger volljtändig auf dem dem Brennerei- 
befiger gehörigen Grund und Boden verwendet wird. (Ziffer I.) 
Als Normaljag für dieje Brennereien wurde 1,31 M für jeden Heftoliter 
Bottihraum umd für jede Einmaijchung feitgejeßt und bejtimmt, daß der über: 
ſchießende Nauminhalt, der 25 Liter nicht erreicht, außer Betracht zu bleiben 
habe. (Ziffer IL.) 
Vom 1. Juli 1891 am wurde durch) das Geſetz vom 8. Juni 18919) die 
Begünftigung der landwirtbjchaftlichen Brennereien in Abſ. II des $ 41 des 
Geſetzes von 1837 noch dadurch vergrößert, daß auch dann jchon die Normal: 
jteuer nur theihweife zur Erhebung kommt, wenn während der Zeit vom 1. Oft. 
bis 15. Juni auch nur während eines Zeitraumes von höchſtens 8'/, Monaten 
ein Betrieb jtattfindet. 
Eine VBergünjtigung für die landwirtbichaftlichen Brennereien, welche 
in einem Jahre nicht mehr als 1500 Heltoliter Bottichraum bemaijchen, ſowie 
für Diejenigen Brennereien, welche nur Bierabfälle eigener Erzeugung oder 
welche nicht mehlige Stoffe mit Ausnahme von Melafje, Nüben oder Rüben: 
Jaft verarbeiten, liegt nac) Art. 41 Ziffer IV des Geſetzes von 1887 darin, 
daß von der Landesregierung unter gewiſſer Kontrole zum Voraus die Steuer 
bindend feitgejegt werden fann. 
An Meaterialftener iſt nach $ 4 des Gejeges von 1868 zu entrichten 
a) ein Betrag von 40% für je 87°), Liter‘) eingeftampfte Wein: 
treber, Kernobjt oder auch Treber von Kernobft und 
Beerenfrücdten aller Art?) oder 

b) ein Betrag von 80 4 für 68°/,, Liter Trauben oder Obftwein, 
Weinhefe oder Steinobit,’) 


') Preuß. HabinetsOrdre vom 10. Aug. 1838; Dittmara.a. O. &. 216. 

3, Gentralbl. 1871 S. 401 Nr. 2. 

*, Gentralbl. 1871 S. 401 Nr. 2. 

*) Bundesgefeß vom 8. Juli 1868 8 3; Gejek vom 19. April 1854; Verordnung vom 
1. Juni 1854; Dittmar aa. ©. ©. 248. 

®) Meichögefegbl. 1891 ©. 

°) Gentralbl. 1871 ©. 401 Wr. 3. 

) Bundesgejeß vom 8. ‚juli 1868 S 4 lit. a; Preuß. Regulativ vom 21. Aug. 1825 
8 ılit. a; Dittmara.a. ©. S. 2 u. 136. 

) Bundesgefeg vom 8. Juli 1868 S 4 lit. b; Preuß. Regulativ vom 21. Aug. 1825 
Ss 1lit. b; Dittmara. a. ©. &. 186, 
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c) bet anderen nicht mehligen Stoffen, welche zur Branntwein— 
bereitung verwendet werden, wird die Steuer durch die oberjte Finanz: 
behörde des betreffenden Staates nach Verhältnig der Ausbeute und 
nach dem Normaljage feitgejegt. ') 

Hiernach wurde feftgciegt: 

1. Für Nunfelrüben und andere Nüben, jowie Runfelrüben: 
—J Welaſſe) 30 Steuer für 22°/,, Liter Maiſchraum.“) 

2. Für umgeſchlagenes Bier 60 — für 63°,, Liter Bier 
oder, wenn dies der Steuerpflichtige ablehnt, 18°, Piennige für das Quart 
Branntwein zu 50 Grad Tralles.‘) 

3. Für Donigwajjer wird der Blajenzins mit 1'/, Sgr. nur von jo 
viel Quart Blajenraum in 24 Stumden erboben, als erforderlich ift, um aus 
demjelben von einer durch die Steuerfontrole zu bejtimmenden Dichtigkeit ein 
Quart Branntwein von 50 Grad zu erhalten. ‘) 

4, Für Zuderwajjer wird die Steuer in der Art erhoben, daß ohne 
Rückſicht auf die Dichtigfeit 15 Sgr. für das Oxhoft diefes Waſſers zu be 
zahlen jind.’) 

5. Für Kartoffeliyrup joll der jog. Blaſenzins (für die Benugung 
von 4 Quart DBlajeninhalt für 24 Stunden der Normalfag von 1 9. Gr. 
3 Pr. alter Währung) erhoben werden.*) 

6. Für Malzertraft joll gleichfalls der Blaſenzins erhoben werden. ‘) 

7. Für Wachholderbeeren joll eine Materialitener von 8 Sgr. vom 
Eimer eingejtampfter (nicht gemahlener) Beeren zur Erhebung fommen.?) 

Das Gejeg von 1887 hat in $ 41 Abſ. ILL bejtimmte, abgejtufte Sätze 
für die Materialjteuer feitgefegt, welche durd) das Gejeg vom 8. Juni 1891 
in Art. II folgendermaßen herabgejegt wurden und zwar für je 1 Seftoliter 
Treber von Kernobjt und eingejtampfte Weintreber 0,25 6, Kernobſt 0,35 Mb, 
Beerenfrücdhte aller Art 0,45 M, Brauereiabfälle, Hefenbrübe, gepreßte Wein— 
hefe und Wurzeln aller Art 0,50 M. und jür Trauben: oder Obſtwein, flüſſiges 
Steinobft 0,85 M. Daneben wurde beſtimmt, daß in denjenigen Brennereien, 
welche in einem Jahre nicht mehr als 50 Liter reinen Altohol erzeugen, nur 
yo und in demjenigen, welche in einem Jahre mehr als 50 jedoch nicht über 
100 Liter reinen Alkohol erzeugen, nur ®/,, der erwähnten Steueranſätze erhoben 
werden jollen. ") 

Nach 8 5 des Geſetzes von 1868 kann eine Vergütu ng der Maiſch— 
bottichjteuer im Betrage von 11 Silberpfennigen für das Quart zu 
50% J nad) Tralles (oder 8,58 .7 jür 1 Hektoliter Branntwein' ſtatt— 


N Bundesgeſet vom 8. Juli 1868 8 4 lit,e; Preuß, Kabinets-Ordre vom 10. jan. 1824 
$ 4; Dittmar a. a. ©. S. 134. 

) Preuß. Minijterial-Reiktipt vom 20. Sept. 1554 111, 23, 802, Gentralbl. 1854 
©. 349; über die Kontrole der jur Branntweinbereitung aus Zuderfabriten abgegebenen 
Melaiie ſ. die Beitimmungen im Gentralbl. 1869 S. 393 

’ Preuß. Min.-Refkript v: 17. Juni 1867 II, 11,185; Gbt. 1867 S. 432. 

* Preuß. Min. Reitript v. 17. April 1827; Tittmara.a ld. & 54 

d, Preuß. Min.Reſkript v. 27. Oft. 1837 Il, 24.215; Titima rea. a. O. 2. 214, 

Preuß. Min. Reſkript v. 16. Mat 1827; Tittmara. a. O. S. 154, 

) Preuß. Min.Reſkript v. 7. Juli 1829 III. 13990; Dittmar a.a. O. 2. 162. 
Preuß. Min.Reſkript v. 24. März 1869 III. 5781: Gbt. 1869 =. 230. 

*, Hiezu Anmweifung des Bundesraths v. 2. Juli 1891. Ebl. dv... 1891 2. 
und Zufag zu Ziffer I des S 42 des Geſehes v. 1887 durch Art. 2 des Welches v. 1891 
wegen des Zuſchlages. 


* 


J 
— 
S 
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finden, wenn der Branntiein in das Ausland ausgeführt wird.') Außerdem 
hat durch das noch giltige Gejeß vom 19, Juli 1879, welches mit dem Geſetze 
von 1887 in allen Bundesjtaaten eingeführt wurde, ?) der Bundesrath dic 
Ermächtigung erhalten, auch für Branntwein, welcher innerhalb der Brannt- 
weinjteuergemeinjchaft zu gewerblichen Zweden einjchlichlich der Eſſig— 
bereitung verwendet wird, unter bejtimmten Bedingungen und Stontrolen 
die Branntweinjtener (Maijchbottich- und Meaterialfteuer) nach dem Sate, welcher 
für die Ausfuhr von Branntwein fejtgejegt ift, zu vergüten. 

Die jeit 1840 gewährten Vergütungen diefer Art und die hiezu erlajjenen 
Vorjchriften, welche in der im Jahre 1835 erjchienenen Bearbeitung dieſer 
Schrift näher erörtert find, haben nur noch gejchichtlichen Werth, weßhalb 
unter Bezugnahme auf diefe auf die jegt giltigen Beitimmungen näher ein- 
gegangen werden kann. 

Unter den vorläufigen Bejtimmungen zur Ausführung des Gejeges vom 
24. Juni 1887 befindet jih ein Negulativ, betr. Die Steuerfreiheit 
des Branntweins zu gewerblichen Zweden, durch welches unter 
Aufhebung aller bisherigen Beltimmungen die jegt giltigen VBorjchriften in 
19 Paragraphen gegeben werden.") 

Mach $ 1 diejes Regulativs wird für Branntwein, welcher zu gewerb- 
lichen Zwecken, einjchließlih der Ejjigbereitung oder zu Putz, 
Heizungs, Noch: oder Beleuchtungszweden Verwendung findet, die Befreiung 
von der Verbrauchsabgabe einjchlieglid des Zuſchlags zu derjelben Geſetz 
von 1887) jowie eine Nüdvergütung der Maiſchbottich- bzw. Branntwein- 
Materialftener nach dem bei der Branntweinausfuhr geltenden Sage gewährt. 

Ausgeſchloſſen tt nad) S 2 von dieſer Steuerfreiheit der zur Be 
reitung alfoholhaltiger Fabrifate, welche zum menjchlihen Ge 
nuſſe dienen, verwendete VBranntwein. 

Nach $ 3 hängt die Gewährung der Steuerfreiheit von der jog. Dena— 
turirung (Unbrauchbarmadhung für den menjchlichen Genuß) ab. An die 
Stelle derjelben fann auch jtändige Ueberwachung durch Steuerbeamte treten, 
wenn für einzelne gewerbliche, wiſſenſchaftliche oder Heilzmwede die 
Berwendbarfeit durch die Denaturirung unmöglich werden jollte.*) 

Ueber die Art und Weiſe der Denaturirung des Branntweins und über 
Die Denaturirungsmittel und deren Prüfung erließ der Bundesrath 
ausführliche Beitimmungen am 21. Juni 1883, °) dann am 5. Dez. 1889, °) 
bejondere Vorjchriften wegen des zur Herjtellung von Laden und Poli— 
turen zur Verwendung fommenden Branntiweins und die Unterjuchung der 
Yade und Polituren auf das VBorhandenjein der borgeichriebenen Harze. 

Den erſtgenannten Beſtimmumgen von 1888 ſind noch Vorſchriften über 
die Beſchaffenheit des allgemeinen Denaturirungsmittels, welches nach 
8 8 des Regulativs von 1887 aus 2 Theilen Holzgeiſt und 1 Teil 
PByridinbajen beiteht, dann über die Prüfung desjelben beigegeben. (Anl. A. u. B.) 


) Preuß. Centralbl. 1870 S. 312, wonach auch Die nicht zur Steuergemeinſchaft ge 
börigen Bundesitaaten und die Niederlagen für ausländiiche Waaren als Ausland gelten. 
Reichsgeſetzbl. 1879 5. 259 und 1887 ©. 253. 
s, Ghl. vd. R. 1887 5 419. Wegen der Einführung eines Notizbuches über die 
Tenaturirungen j. Gbt. d. N. 1892 S. 667, Bundesrathsb. v. 27. Ct. 1892. 
*) Die Borichriften biefür wurden durch die Pandesregierungen erlaſſen und in ibren 
Amtsblättern befannt gemacht. 
Chi. d. R. 1888 S 227. 
” 6b. d. R. 1889 Z 589. 


Beſondere Vorichriften. Brauntweinſteuner. 315 


Eine Anleitung zur Unterſuchung von Theeröl, Terpentinöl und 
Aether- und Schelhlackauflöſnug tt deßhalb beigefügt, weil auch dieſe 
Stoffe zur Denaturirung zugelajjen find. (Anl. C.)®) 

Das Negulativ von 1889 hat 8 Anlagen, meijtens Formulare zu Ab: 
fertigungs-Papieren und Negijtern, darımter aber als Ant. R/6 auch eine 
Anleitung zur Prüfung des als Denaturirungsmittel zuge- 
lajienen Eſſigs auf feinen Eſſigſäuregehalt.“ 

Die Borjichriften über die Kontrolirung und über den 
Betrieb der Brennereien find m den SS 6—11 ımd 16-42 des Ge 
joges vom 8. Juli 1868 enthalten. 

1. Ueber die Anmeldung der Geräthe beitimmt S 6 des Gejekes?) 


msbelondere, daß Jeder, der eine Brennerei einrichten oder einen Deſtillir— 
apparat anſchaffen will, gehalten iſt, jolches vorher der betreffenden Steuer: 
itelle anzuzeigen und derjelben mindeitens acht Tage vor Anfang des Betriebes 
eine Nachweiſung mach bejonderem Muſter“, einzureichen, worin die Näume 
zur Auritellung der Gefäße und zum Betriebe ver Brennerei, dann die Brenn— 
und Maiſchgefäße umd der nach dem Juhalt in Liter’) ansgedrücdte Raum— 
inhalt jedes einzelnen Gefäßes genau und vollitändig angegeben jein mul. 
Derjelben muß ein Grundriß im doppelter Kertigung") beigegeben ſein über 
die Räume, in denen ſich die bezeichneten Gefäße befinden und über die Stellung 
derjelben in diefen Näumen, welche jo lange einzuhalten it, bis Menderungen 
durch Einreichung eines anderen Grundriſſes angezeigt worden find. ($ 16 
des Geſetzes 1863.) 

Ueber die Anzeige jonitiger Aenderungen im der Nachweiſung umd den 
Grundriſſen handelt Abi. 2 und 3 des 8 6 des Geſetzes von 1368 und 8 5 
der Anweiſung von 1837, 

2. S 7 des Geſetzes von 1868 gibt die Vorjchriften wegen Abmeldung 
der außer Gebrauch außerhalb der Brennerei gejegten Brennereigeräthe bei 
der Steuerbebörde; 8 9 jchreibt vor, daß die innerhalb der Brennerei 
während der Betriebsenmitellung vorhandenen Gefäße von den Beamten ent: 
jprechend außer Gebrauch zu jeßen jeien, wozu in $ 22 des Geſetzes Die 
näheren Vorſchriften gegeben find. 

3. Ueber die VBermejjung, Bezeichnung und Beaufiichtigung 
der Seräthe, welche in den VBrennereien vorhanden, find in S 8, 18—21 des 
Geſetzes von 1868 und $ 6 bis 12 der Anweilung von 1857 nähere Bor: 
Ichriften enthalten, welchen die entiprechenden Muſter beigegeben ind. 

Nach $ 9, 22 und 23 des Ge). v. 1868 werden Matjch- und Deſtillir— 
geräthe, wenn fein Betrieb jtattfindet, von der Stenerbehörde außer Gebrauch 
gelegt. 

4. In $ 10 des Gejeges von 1868 iſt beſtimmt, daß wer eine Brennerei 
in Betrieb jegen will, verpflichtet it, vor dem Beginne desjelben einen Bes 


'!, Cbl. d. R. 1888 S. 227 u. 570, 

* Cbl. d. N. 1887 ©. 436, 

84 der Anweiſung zur Erhebung und Kontrolirung der Branntiweiniteuer in Preußen 
vom 18. Sept. 1887. 

* Muiter I zu S4ta.a.C. 

° Siehe $ 16 des Gef. v. 8. Juli 1868 u. Preuß. Negul. v. 1. Dez. 1820 S 11. 

Für die Anfertigung diefes Grundriſſes gelten noch die Beltimmungen des Preuß. 
Regulativs vom 1. Dez. 1820, die Beitimmung in S 4 der Anweiſung von 1887 und S 43 
des Geſetzes vom 24, Juni 1887, 
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triebsplan') der Stenerbehörde zum Zwecke der Anmeldung in Doppelichrift 
in Borlage zu bringen, von dem ein Exemplar in der Brennerei ausgchängt 
werden joll. 

Die näheren Beſtimmungen über die Anmeldung des Betriebs durch dieſe 
Betriebspläne, jowie über die Anfertigung und das jonjtige Verfahren mit 
denjelben find in den SS 24 und 25 des Gejeges von 1868 und SS 15—- 24 
der Anweiſung enthalten. 

5. Ber der Branntweinbereittung aus nicht mehligen Stoffen üt 
nach den SS 11 und 35 des Geſetzes von 1868 außer dem Betriebsplane 
auch noch em Verzeichniß jämmtlicher Materialvorrätbhe, welches 
zugleich den Aufbewahrungsort enthält, in doppelter Ausfertigung der Steuer- 
behörde in Borlage zu bringen. Dasjelbe it nach $ 25 der Anweiſung nach 
dem derjelben beiliegenden Muſter anzufertigen. Im Uebrigen gelten bezüglich 
der Anfertigung und der übrigen Erforderniſſe dieſes Verzeichniffes die Be— 
ftimmungen im 8 25 des Geſetzes von 1868.°) 

6. Nach 8 12 des Gejeges von 1868 jind die in den SS 6—11 ent- 
haltenen Kontrolvorjchriften und jonftigen daranf bezüglichen reglemen— 
tären Beſtimmungen nicht nur von Demjenigen zu beobachten, der eine 
Brennerei betreibt, jondern auch von Jedem, der in derjelben be 
ſchäftigt tt. 

7. S 23 des Geſetzes von 1365 jind die näheren Vorschriften über das 
Berfahren ber zufälligen Betriebsunterbrechungen gegeben. 

8 Die Borjchriften über die Benutzung der Brennereien 
und Serätbe find verichieden,’) je nachdem jich diejelben auf Maiſch— 
brennereien oder auf Brennmereien zur Berettung von Branntmwein 
aus nicht mehligen Stoffen beziehen. 

a) Für Matijchbrennereien jind Die allgemeinen Regeln in den 
ss 26—30 des Gejeges von 1865 enthalten. Sie beziehen fich auf 
die Beichränfung dev Maiichbereitung in Bezug auf Naum und Zeit 
'S 26,*, auf die Negelmäßigkeit im Gebrauch der Maiſchbottiche 
($ 27), auf die Benutzung ſteuerfreie Nebengefähe ($ 28).°) 


Nach der Anleitung von 1867 Ziff. IV Mr. + iſt für Betriebspläne der Maiſch— 
brennereien Muster H, für bie Pen aus Obit ꝛc. Mujfter I anzumenden 
Centralbl. 1867 2. 152). Die Menge des Maiichmaterials, it ſeit I. Jannar 1880 nad 
dem Gewichte einzuichreiben i. Preuß. Gentralbl. 1880 &. 131). 

8 25 Ubi. 2 des Geſetzes v. 1868. 

2) Bezüglich des Wetriebsplanes it, wie bereits erörtert wurde, fein weientlicher Unter: 
ichied vorhanden, nur it derielbe nach 5 33 des Gejehes von 1868 bezüglich der Brannt- 
weinbereitung aus nicht mebligen Stoffen an einige Beſchränkungen gebunden, bezüglich 
der Verwendung verſchiedener Stoffe in einer Periode und hinſichtlich der Brennzeit. Wegen 
et I der zen: bei Abgabe von Stüddellarationen ſ. Preuß. Gentralbl. 1872 

. 171 u. 1873 ©. 

Preuß. — 1879 371. 

Da in dem erwähnten S 28 des Geſeßes von 1868 von der Defenbereitung 
aus Maiſche die Rede ift, welche bei der Branntweinbereitung und deren Kontrole eine 
ſehr wichtige Rolle ſpielt, jo möchte es am Platze fein, hierüber Einiges im Kürze mitzu— 
theilen. Die Hefe oder Bärme wird in den Branntweinbrennereien entweder nur als Neben: 
produkt zu dem Zwecke bereitet, um als Gährungsmittel für die Maiſche zu dienen, 
oder fie wird als Dauptproduft und Dandelsartifel fabrizirt und nad) beionderer Zubereitung 
als Breß-, Pfund: oder fünitliche Hefe in den Handel gebradıt. 

Je nachdem das eine oder das andere Produkt in den Brennereien gewonnen werden 
ſoll, das als ſolches einer Beſteuerung nicht unterliegt, ſind beſondere Kontrolen zur Ver— 
meidung von Steuerdefrauden angeordnet. 


sr. — 
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Sie beziehen jich ferner auf die Beſchränkung des Abbrennens der 
Maijche auf beitimmte Tage ($ 29 des Gejeges) und Stunden ($ 30). 

Nach den 88 31—34 der Anweiſung fann unter Umftänden eine 
Verlängerung der gejeglihen Brennfrijt von der Steuer: 
behörde genehmigt werden, auf welche jedoch jolche Brenner feinen 
Anſpruch haben jollen, welche eine Steuer-Defraudationsitrafe ver: 
wirft haben. 

Ueber die Freimachung der Brennereigefähe zum Betriebe 
gibt $ 31 des Gejehes von 18683 die näheren Beitimmungen. 

Für den gleichzeitigen Betrieb der Brauerei ımd Bren- 
nerei ſind die Vorjchrirten in $ 32 des Gejeges enthalten. Vor— 
ſchriften für die Steuer-Fixation der Maijchbrennereien find 
auf Seite 33 ff. u. S. 54 der vorläufigen Beſtimmungen über die 
Ausführung der Branntweinſteuergeſetze von 1887 und 1868 ent— 
halten. Ueber die Kontrole dieſer Brennerei iſt in $ 50 des 
Näheren bejtimmt. 

b) Die Beitimmungen für Brennereien zur Branntweinbereitung 
aus nicht mebligen Stoffen find enthalten in SS 33—42 des Ge 
ſetzes von 1868. 

Sie beziehen ſich auf die Anmeldung des Betriebs (8 33), 
welche nad) $ 24 und 25 des Gejeges von 1868 zu erfolgen hat. 





Die allgemeinen Bedingungen zur gewöhnlichen Heften bereitung beiteben darin, 
dab das Bedürfniß und der Gebrauch der zur Hefenbereitung nötbigen Gefäße nachnewieien, 
die Kontrole fichergeftellt und ein pünktlicher Betrieb nah der Anmeldung eingebalten wird. 
Tas Nähere in Tittmara. a. O. ©. 36 ff.) 

Bei der Breßhefen- Bereitung it zu untericheiden, ob dielelbe nach der älteren 

Holländiſchen) Methode in der Art erfolgt, daß die glaſige, durchſichtige Maiſche im 
Gährbottich mittelit einer Vorrichtung in ein beionderes Gefäß abgelaſſen und in demijelben 
ausgegährt, darauf der Bodenjah durch Wafler gereinigt und gepreßt wird, ‚während der 
Rüditand in den Gährbottich zurüdzubringen it; oder ob nadı der neueren (Deutichen) 
Methode der im Gährbottich aufiteigende Schaum abgeichöpft und in befonderen Gefäßen 
durch aufgegoſſenes Waſſer gereinigt und dann durch Preſſen von den Waſſertheilen be— 
freit wird. 

Da bei der erſten Methode, welche jedoch zur Zeit wenig mehr in Anwendung kommt, 
das beſondere Gefäß, im welches die Oberfläche der Maiſche abgelaſſen wird, leicht zur uner— 
laubten Erweiterung des dellarirten Maiichraumes benußt werden fann, To find für dieſes 
Verfahren ſehr genaue Kontrolen angeordnet. (Preuß. Neitript v. 28. Nov. 1821, or: 
mularien zum Reſkript v. 16. uni 1827, Anleitung v. 16. Dez. 1834 111 S 1, Preuß. 
Reſkript v. 15. Nov. 1880 II 14,881). 

Bei der zweiten Bereitungsart find Steuerbinterziehungen nicht wohl zu befürchten, 
weil fich das abgeichöpfte Waſſer leicht von der Maiiche untericheiden läßt, und fait gar 
keine Spiritustbeile enthält. Es können desbalb biebei Nebengefäße in beliebiger Zahl ver: 
wendet, reip. genehmigt werden, wenn Das Bedürfniß hiezu nachgewieſen wird. 

Um den in Bottichen aufſteigenden Schaum beſſer auffangen, veip. zuſammenhalten zu 
können, war den Brennern unter gewiſſen Bedingungen geitattet, bewegliche Aufiegklöge und 
Aufiepkränge bis zu höchitens 35 Gentimeter Höhe anzubringen. Bundesrathsbeſchluß vom 
9. Mai 1872). Außerdem war ihnen durch denſelben Bundesrathsbeſchluß geitattet worden, 
das rüditändige Hefenwaſſer ohne Beſchränkung auf die in die abgeichöpften Maiichbottiche 
zurüdfüllbare Menge fteuerfrei unter der Bedingung abzubrennen, daß dasjelbe aus den 
Sammelgefäßen entweder auf die abneichöpften Maiichbottiche aufgefüllt oder unmittelbar 
auf den Peitillirapparat gebracht werde, außerdem aber deſſen Abtrieb im Betriebsplane 
angemeldet werde. 

Außerdem waren nach diefem Bundesratbsbeihluffe den Brennern bei der Preßbefen: 
fabrifation noch einige Dergünftigung en bezüglich der Betriebs: und Geräthe-Anmeldung 
rer (Gentralbl. 1872 ©. 270 ff. und Dittmara.a. ©. ©. 41 ff.); 1. wegen der 

üblihlangen pr. Gentralbi. 1881 5. 107. 
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Der Betriebsplan darf jedoch für die Periode, auf welche er lautet, 
mr auf Stoffe von einem und demjelben Steuerjage gerichtet jein. 
Nur wer den höheren Steuerjat entrichtet, ift feiner Beichränkung 
unterworfen. Im Abſatz 2 des 8 33 ijt noch eine meitere Beſchränk— 
ung bezüglich der Zeit des Brennens enthalten. 

&n 8 34 des Geſetzes von 1868 iſt eine Bejtimmung bezüg- 
lich der Brennzeit enthalten, wonach zwar die Vorjchrift in $ 30 
des Geſetzes Plab greifen joll, aber unter gejeglich normirten Um— 
jtänden eine Verminderung der Brennzeit durch die Steuerbehörde 
erfolgen fann. 

Ueber die Revijion der Materialvorräthe jind ausführliche 
Vorichriften in den 88 36 bis 39 des Gejeges von 1868 enthalten. *) 

Das Verfahren für die Steuerbeamten, wenn das Material 
verdorben vorgefunden wird, iſt in $ 40 des Gejeges vorgejchrieben. 

Für die Steuerfiration der Brennereien, welche nicht mehlige 
Stoffe verwenden, enthält der $ 41 des Geſetzes von 1868 die näheren 
Beitimmungen.?) 

9. Bezüglich derjenigen Brennereien, welche außer den in 8 4 des Gejetes 
von 1868 genannten Stoffen auch Getreide, Kartoffeln ꝛc. auf Branntwein 
verarbeiten, enthält der $ 42 des Gejeges von 1868 die Vorjchrift, daß die- 
jelben in diejer Dinficht ganz nach den fir die Branntiveinbereitung aus dieſen 
Stoffen beitehenden Beſtimmungen zu behandeln jeien. 

Ueber die Erhebung der Branntweinjteuer gelten folgende Be- 
ſtimmungen: 

1. Die Steuer iſt nach $ 13 des Geſ. v. 1868, ſofern nicht nach den 
beitehenden VBorichriften eine Stundung (Kreditirung)?) erfolgt, ſpäteſtens 
am legten Tage des Monats, in welchem ein Brennereibetrieb jtattgefunden 
hat, zu entrichten. Wer dieſen Zahlungstermin einmal verjäumt, muß Die 
Steuer bei jeder ferneren Anmeldung voraus entrichten. 

2. Bezüglich der Berechnung der Steuer durd die Behörde tt im 
Geſetze von 1868 feine Beftimmung enthalten. Diejelbe hat nach) $ 27 der 
Anweijung von 1857 auf Grund der der Anweiſung beiliegenden Tafeln 
(Anl. 14) und nach den auf denjelben abgedrudten Vorjchriften zu erfolgen. 
Nah 8 23 der Anweiſung bleibt zwar der überjchiegende Rauminhalt, der 
25 Liter nicht erreicht, außer Betracht, es iſt aber für jede im Laufe eines 
Monats abgegebene Stücdeflaration dieje außer Betracht gelajjene Menge in 
der Art nachzubolen, daß im ganzen Monat nur 25 Liter zufammen außer 
Betracht bleiben. 

3. Ucber die Bezahlung der Steuer wird in emem bejonders vorge- 
jchriebenen Quittungsbuche*) beicheinigt. 

4. Die Vorjchriften für die Nacherhebung zu wenig oder gar nicht 
erhobener und für die Nüderftattung zu viel bezablter Gefälle find in 
$ 5 des Geſetzes von 1868 enthalten. Es geht daraus hervor, daß die An— 
jprüche des Steuerfiskus und der Steuerpflichtigen innerhalb eines Jahres 
vom Tage der Zahlungsverpflichtung reip. der Berjteuerung an verjähren. 





8 25 und 49 der Anweiſung. 
”) Anweilung S 50. 

’) Siehe den Abjchnitt IX. 
Anweilung v. 1887 8 26. 
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5. Ein Erlaß der Steuer fanı nach $ 14 des Geſetzes von 1868 
nur in zwei Fällen erfolgen und zwar: 

a) wenn durch außerordentliche Zufälle eine unvermeid- 
liche Unterbrechung des Betriebes entfteht oder 

b) wenn die Maijche eines verteuerten unangebrochenen Bottichs gänz— 
lich unbrauchbar geworden it. 

In beiden Fällen hat dev Bremer nach) $ 23 des Gejeges von 1863 jofort der 
Steuerbehörde Anzeige zu machen und von diejer it die Nichtigkeit der Angabe au 
Ort und Stelle zu unterjuchen und die zu entrichtende Steuer feſtzuſetzen.) Ueber 
das Verfahren, wenn das Material bei Brennereien aus nicht mebligen 
Stoffen bei der Nevifion verdorben vdorgefunden wird, enthält, wie bereits er- 
Örtert wurde, der 8 40 des Gejeges von 1868 die näheren VBorjchriften. 

Durch Bundesrathsbeichluß vom 21. Dezember 1873?) wurden die oberſten 
Zandes- Finanzbehörden ermächtigt, im Fällen, in welchen überwiegende 
Gründe der Villigfeit für den Nachlaß einer nach dem Wortlaute 
der Branntweinjteuergejeggebung gejchuldeten Abgabe jprechen, den Erlaß oder 
die Erjtattung derjelben auf gemeinjchaftlihe Rechnung zu bewilligen.?) 
Hiebei iſt zu beachten, daß in dem Berichte der Direktivbehörde die Zuftimmung 
der treffenden Neichsbevollmächtigten erwähnt und jährlich ein von der Direktiv- 
behörde aufzujtellendes und von treffenden Reichsbevollmächtigten zu beurfundendes 
Verzeichniß nach dem Kalenderjahre aufgestellt und dem Neichsamte des Innern 
zur Borlage an den Bundesrath eingejendet werde. 

Die Nedhte und Pflichten der Steuerbeamten bei Aus 
—— ihres Dienſtes und die der Steuerpflichtigen ſind in den 
SS 43—49 des Geſetzes von 1868 näher beſtimmt. 

1. Die Revijionsbefugnig der Steuerbeamten erjtredt ſich: 

a) auf den Bejuch aller Gewerberäume, welche zur Brennerei 
gehören. Die bezüglichen Vorjchriften jind den SS 43—44 des Ge— 
ſetzes von 1868 und in der Anweiſung von 1887 $ 38 u. ff. niedergelegt; 

b) bezüglich) etwa nothiwendig werdender Hausſuchungen in dem 
Falle begründeten Verdachtes, dal; Unterjchleife begangen worden find, 
um dem Staate die jchuldigen Gefälle zu kürzen, enthält $ 45 des 
Gejeges von 1868 die Beitimmung, dab jolche nur unter Beachtung 
der für die Hausiuchungen im Allgemeinen vorgejchriebenen Formen 
und an jolchen Orten ftattfinden Dürfen, welche zur Begehung eines 
Unterjchleif3 oder zur Verheimlichung von Beſtänden jteuerpflichtiger 
Gegenftände geeignet Jind.*) 

2. Als Prlihten der Stenerbeamten find zu bezeichnen: 

a) Das Einhalten der Dienititunden; diejelben jind für die Er- 
hebungsbeamten im 8 47 des Geſetzes von 1868 feſtgeſetzt und iſt 
hierbei beſtimmt, daß, wenn es nöthig iſt, die Abfertigung des Steuer 
pflichtigen auch außer dieſen möglichſt zu bewirken ſei und daß Ab 
weichungen an dem Orten, wo ſie ſtattfinden, bekannt zu machen find; 


1) Siehe über bad Verfahren Ziffer 5 der an Beſtimmungen zur Ausführung 
des Geſetze v. 1887 8 10 und S 37 der Auweiſung v. 1887. 

8618 des Brot, Gentralbl, 1874 S. 70. 

3 Sollte die Bewilligung auf gemeinichaftliche Rechnung von Bundesrathe nicht ge 
nehmigt werden, jo fann te auf privative Rechnung erfolgen. Bundesrathsbeſchluß von 
2, November 1876 8 336). 

8 103—110 der Strafprocehordinmg. 
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b) durch S 43 des Geſetzes von 1868 ift den Steuerbeamten ausdrüd- 
ih das Berlangen und die Annahme von Entgelt vder Ge 
Ichenfen irgend welcher Art für Dienftgeichäfte verboten; 

ec) in 8 49 des Gejeges von 1868 ift die Unzuläjjigkeit von Neben- 
erhebungen außer der Steuer ausdrüdlich ausgeiprochen. 

3. Den Steuerpflichtigen und deren Gebhilfen it gejeglich als 

Verpflichtung auferlegt: 

a) den revidirenden Beamten diejenigen Hilfsdienjte zu leiten oder 
leijten zu lajjen, welche erforderlich find, um die ihnen obliegen- 
den Geichäfte, es mögen jolhe in Nevijion des Betriebes, Nachmeſſung 
der Geräthe, Anlegung des Verichluffes oder Feititellung des Ihat: 
beitandes bei vorgefundenen Unrichtigfeiten beitehen, in den vorge 
ichriebenen Grenzen vollziehen zu fünnen ;') 

b) außerdem darf der Steuerpflichtige nach 8 48 des Gejeßes von 1868 
dem Beamten fein Entgelt oder Geſchenk irgend welcher Art geben 
oder antragen. 

Bezüglich des Begriffs der Defraudation, der Strafen und 
des Strafverfahrens in Branntweiniteuerprozejien gelten folgende 
Beitimmungen: 

1. Unter Defrandation‘) wird im Allgemeinen jede Gewerbshandlung 
verstanden, von deren Ausübung die Entrichtung der Branntweinitener ab— 
bängig it, die aber entweder in einem von der Steuerhebejtelle vollzogenen 
Berriebsplane nicht angegeben iſt oder von der A gabe dergeitalt abs 
Dan dal hieraus eine Berfürzung der Steuer folgt.) 

2, Die Strafe der Defraudation beitebt: 

Fi im erjten Falle in einer Geldbuße, welche dem vierfachen Betrage 
der vorenthaltenen Stener gleichfommt ; diefe Steuer iſt in allen 
Fällen außerdem noch zu entrichten ;*) 

im erſten Nüdfalle nach vorbergegangener Bejtrafung für den 

eriten Fall wird die Strafe auf den achtfachen Betrag der vorent— 

hultenen Steuer beitimmt. Außerdem darf der Schuldige, wenn er 

Bremer it, das Recht zum Brennen im einem Zeitraum von Drei 

Monaten weder jelbjt ausüben, noc) durch einen Anderen zu jeinem 

Vortheil ausüben laſſen.“) 

c) im zweiten Rückfalle nach vorheriger zweimaliger Beſtrafung iſt 
der zehnfache Betrag der nicht erlegten Steuer als Strafe verwirft und 
der Schuldige, wenn er jelbjt Brenner it, darf weder jelbft, noch durch 
einen Anderen jemals wieder das Gewerbe des Brennens ausüben.®) 


— 





) 8 46 des Geſetzes v. 1868. 

” Nach Obertribunalerlkenntniß v. 10. Oft. 1878 (pr. Centralbl. 1879 S. 53) bat der 
Anftifter einer Defraude die Defraudationsitrafe verwirkt, wenn gleich die Abficht einer 
Steuerverfürzung nur dem ordentlichen. Ihäter gegenüber feſtgeſtellt iſt. 

S 50 des Geſetzes v. 1868. Die Preußiſche S Stenerordnung v. 1819 8 60 und das 
Regul. v. 1. Te. 1820 $ 11 veritand unter Defraudation die unterlaffene oder un» 
richtige Anzeige von Gewerbshandlungen | (durch die Brennereibeiiger), von deren Aus- 
übung in jedem einzelnen Falle oder in beitimmten Fällen dem Staate eine Steuer zu ent- 
richten it. Nach Erkenntniß des pr. Übertribunals v. 3. Sept. 1878 wird der Thatbeitand 
einer Defraude dadurch nicht beieitigt, dah bei der Einmaiſchung die Abftcht, einen höheren 
Spiritusertrag zu erzielen, nicht obgewaltet hat (pr. Gentralbt. 1879 ©. 72). 

8 51 des Geſetzes v. 1868 

8 S 52 des Geſehes v. 1868, 

6 $ 53 des Geſetzes v. 1868, 
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3. Außerdem tritt die Defraudationsjtrafe nod ein: 

a) wenn außer Gebrauch gejegte Maiſch- oder Dejtillirgefäße unbefugter 
Weiſe benützt werden, ') 

b) wenn den bei Firationsbewilligungen feitgeitellten Be 
— zur Verkürzung der Steuer entgegengehandelt 
wird 

c) wenn heimlich oder anmeldungswidrig Maiſche zubereitet 
oder aufbewahrt wurde und die Abficht zu einer Verfürzung 
der Steuer nachgewiejen wird,?) 


9 88 54 u. 55 des Geſetzes v. 1868. War in der preuß. Geſetzgebung nicht befonders 
hervorgehoben. 
S 56 des Geſetzes v. 1868; Dittmar a. a. O. S 
) 8 57 des Gelehes v. 1868; außerdem tritt — T Geldbuße von 300 M. und 
Konfiskation der gebrauchten Geräthe. binzu; Preuß. Kabinetsordre v. 11. Januar 1824 Wr. 5. 
Als heimliche und anmeldungsroibrige Zubereitung und Aufbewahrung von Maifche 
ift befonders auch anzujehen 

a) Das Anfammeln der Maiihe auf dem Fußboden der Brennerei 
ohne Unterichied, aus welchem Grunde es geihah, ob das Abzugsrohr durch Zu: 
fall oder mit Abficht veritopft war und ob die Maifche wirklich zum Abbrennen 
tauglich it. Es wird hierin eine miderrechtliche Erweiterung des Maifchraumes 
gejehen und je nachdem die Abjicht erwielen it oder nicht, tritt die Defraudations- 
oder Sontraventionsitrafe ein. Erkenntniſſe des Preuß. Ober-Tribunals vom 
26. März 1858, Gentralblatt 1858 ©. 210; Erkenntniß des Preuß. Ober 
Iribunals vom 1. Oftober 1858, Gentralblattt 1859 Nr. 7); ebenjo gilt das An- 
fammeln von Maiiche in der Abzugsrinne als Defraudation nach Ober: 
tribunalserfenntniß vom 20. März 1874, pr. Gentralbl. 1874 S. 171. 

b) Das Ueberfhöpfen der Maiiche aus einem Bottih in einen am 
deren früher bemaiichten Bottich oder in ein anderes Gefäß iſt als Defraudation 
zu betrachten und die auf dem ganzen mißbrauchten Bottich oder Gefäß ruhende 
Steuer bei Bemefjung der Strafe zu Grunde zu legen. Erkenntniß des Breuß. 
Ober-Tribunals vom 23. November 1860, Gentralblatt 1861 Nr. 10; Miniiterial- 
Reſtript vom 30. November 1865 111 23291). 

Damit ſtimmt überein ein reichägerichtliches Ertenntniß vom 1. Juli 1880 
(abgedruft im preuß. Gentralblatt 1881 ©. 110) und iſt außerdem ertannt, daß 
der Rauminhalt der unbefugt benußten, nicht ermittelten, Bottiche nicht durd 
eine Durchſchnittsberechnung aller vorhandenen Bottiche feitgeitellt werden 
fann. Da im Königreich Sachſen nur die Menge der wirklich als —— 
ermittelten Maiſche der Steuer- und Strafberechnung zu Grunde gelegt wird 
it durch ein preuß. Minifterial-Reikript v. 22. uni 1877 III 1117 zugelafien, 
aus Billigkeitögründen diefe Berechnung bei Steuernachläſſen eintreten zu laſſen. 

c) Das Nerdünnen der Maiiche im Gährbottich oder Neiervoir mittelit 

eines Waflerzugufies (nicht das beionders bewilligte Anfriichen der Maifche) 
iſt als eine Einmaiſchung zu betrachten. Die Kontraventionsjtrafe ift in dieſem 
Falle jedenfalls verwirkt, wenn auch keine ſtrafbare Abſicht vorliegt und kein 
Gewinn an Spiritus ſtattfand. Erkenntniß des Ober-Tribunals v. 11. April 
1862, Gentralblatt 1862 Nr. 26). ©. a. reichsgerichtl. Erkenntniß v. 1. Juni 1880 
(abgedr. im preuß. Gentralblatt 1881 ©. 110), wonach das Anfriichen der 
Maiſche mittels Waſſer in einer, von der Steuerbehörde nicht genehmigten 
Zeit im der Abſicht, die Steuer zu verkürzen, als Maiſchſteuerdefraudation ſtraf 
bar ericheint. 

Die Bergrößerung des Nauminbaltes eines zur Bemaiſchung deklarirten 
Bottiches durch einen die übergäbrende Maiiche zurücdhaltenden Aufſahß ſtellt eine 
ftrafbare Einmaiſchung dar, weil der Rauminbalt der zur Finmatichung beitimmten 
Gefäße die Norm für die Vejteuerung abaibt (pr. Obertribunal-Srfenntniß vom 
17. Oft. 1878 pr. Gentralblatt 1879 ©. 333). 

e) Wenn einem in abnehmender Bährung befindlichen Bottich ſogen. Glattwaſſer 
(ein aus Abfällen gewonnener Exrtratt) zuge goſſen wird, jo kann ohne Rechts- 
irrthum eine ſtrafbare Einmaiſchung darin geſehen werden und falls die Abſicht 
der Steuerverfürzung feititeht, neben der Nontraventions: eine Defraudations- 

Annalen des Teuticyen Reiche. 1898. 21 
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d) wenn der Vorſchrift im S 11 des Geſetzes vom 8. Jult 1868 ent- 
gegen jteuerpflichtige Materialien emtweder gar micht 
oder unrichtig angemeldet werden und die Abſicht zu einer 
Stenerverfürzung nachgewieſen wird.') 

4. Für folgende Uebertretungen find bejondere Strafen feitgeiegt, 

wenn auch feine Abjicht zur Steuerdefraude vorliegt: 


a) für die heimliche oder anmeldungswidrige Zubereitung und 
Aufbewahrung der Maifche eine Geldbuße von 300 Mk. und 
Ktonfisfation der gebrauchten Geräthe;?) 

b) für unterlajjene oder unrichtige Anmeldung jteuerpflichti- 
ger Stoffe eine Geldbuße von 300 Me. ;3) 

e) für unterlajjene oder unrichtige Anzeige der Gerätbe Kon— 
fisfation der verjchwiegenen, veränderten oder anderswohin gebrachten 
Geräthe und eine Geldbuße von 75 — 300 ME. ;*) 

d) für die unterlajjene Anzeige beim Uebergang von Geräthen 
in andere Hände cine Geldbuße von 15—6U Mk., in Wieder: 
bolungsfällen von 60—150 ME. ;3) 

e) für unterlajiene Gerätbebezeichnung (welche in 8 8 des Ge 
jeges von 1365 vorgejchrieben Hit) tritt nebjt der Ktonfisfation der 
nicht bezeichneten Geräthe eine Selditrafe von 75—300 ME. cin ;?) 


itrafe feitgeleßt werden. Pr. Übertribunal-Ertenntmiß v. 17. Oft. 1878, pr. 
Gentralbl. 1879 ©. 333). 

T Nach einem veichögerichtl. Erkenntniſſe v. 2. Mai 1884 fann in dem undella- 
rirten Jufübren von Spiritus zu der in Zubereitung befindlichen Maiſche 
ein ftrafbarer Alt der Einmaiſchung gefunden werden, wenngleich biedurch ein 
neuer Gährungsprozeh nicht bewirkt wird. Pr. Gentralblatt 1885 ©. 22). 

) S 58 des Gejches von 1868, außerdem tritt noch eine Geldbuße bis zu 300 M. 

binzu (Dittmara.a. S. 5. 23. 

) 8 57 des Gefekes von 1868. Leber die bejonderen Fälle f. Röhr a. a. O. 
S. 22 und 23, Nabinetsordre vom 10. an. 1824 Nr. 5. 

a) Die Benuhung eines undeflarirten Maiichraumes zieht die Steuer 
itrafe nach ich, fobald die Abficht auf die Benutßzung gerichtet war. Erkenntniß 
des Ober-Tribunals v. 2. November 1870). Oppenhof, Rechtſprechung ꝛc. 
II. Band =. 539. 

b) Haben ſich Mehrere einer BrauntweinſteuerKkontravention durch Benutzung 
eines undeklarirten Maiſchraumes ſchuldig gemacht, To find fie in die Strafe zu 
gleichen Theilen und mit, TEE Haftung zu verurtbeilen. Erkenntniß 
4 — Tribunals vom 2. Nov. 1872; Miniit.-Reftript vom 23. Februar 1869 

>08, 

c) Die Maiichiteuerfontraventionsitrafe it verwirkt, wenn ein einzelner Alt der Ein 
matichung oder Zubereitung von Mlatiche ohne Deklaration vorgenommen worden 
iſt. Erkenntniß des Ober-Tribunals v. 25. Januar 1865; Gentralblatt 1865 
Nr. 25). ©. wegen des Verfahrens bei der Konfistation der Gefäße 
pr. Gentralblatt 1875 S. 155 ur. wegen Haftung für die Unterſuchungs— 
foiten von Seite des — —————— der konfiszirten Brennereigefäße Pr. Gentral- 
blatt 1880 ©. 221, a. a. ©. 1882 2. 340. 

8 58 des Geſetzes von 1868, 

+) 859 des Gelehes von 1868. 

Ein, wenn auch früber zu Ginmaichungen benußter und aus der Brauerei entfernter 
Bottid iſt an und für ſich noch fein Brenngeräthe im Sinne des S 66 der Steuerordnung 
von 1819, jo lange er nicht wieder in einer Brennerei Aufnahme gefunden bat und verwendet 
wird. Dasselbe gilt aber nicht für fupferne Worwärmer (Preuß. Miniſt.Reſkript vom 
15. Juni 1870 III. 8035). 

8 60 des Geſehes v. 1868. 

© 8 61 des Geſehes v. 1868. 
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f) für die Abweichung von der Maijch- und Brennzeit it eine 
Strafe von 6 ME. und bei Wiederholungen von 15—60 Mi. feſt— 
gelegt; ") 

g) die Strafe des ordnungsmwidrigen Berfahrens mit den Be 

triebsplänen und Materialverzeichnijjen ſoll je- nach Um— 

Händen 3—15 oder 6—150 ME. betragen ;?) 

für die Berlegung des amtlichen Verjchlujjes oder der Be 

zeichnung der Gefäße wird für den Fall, daß nicht ein zufälliges, 

unverjchuldetes Ereigniß als Urjache nachgewiejen worden ift und da— 
von jofort Anzeige erjtattet wurde, eine Geldbuße von 6—60 Mk., 
bezw. 75—300 Mk. beitimmt;?) 

i) die Uebertretungen aller anderen gejeglichen oder regulativ- 
mäßigen und jonjtigen VBerwaltungsvorjchriften, auf welche 
feine bejondere Strafe gejegt it, jollen mit einer Geldbuße von 3 bis 
30 Me. beitraft werden.*) 

5. Die Bertretungd-Berbinblimteit desjenigen, welcher 
Brennerei betreibt, für jeine 3 Verwalter, Gewerbsgehilfen, ſowie für Die: 
jenigen Dausgenofjen, welc;e in der Lage find, auf den Gewerbebetrieb Ein- 
fluß zu üben, bezüglich verfügter Geldbußen ijt durch $ 66 des Geſetzes von 
u] beionders ausgejprochen. 

Die Beftimmungen der neueren Gejeßgebung unterjcheiden ſich weſentlich 
von den älteren. Während nämlich das Geje vom 21. September 1860 den 
Brennereibefiger vückjichtlih der in Defraudations- und Kontraventiong: 
prozejjen verhängten Geldbußen für fein Gejinde, jeine Diener, Gewerbs: 
gehilfen und die in jeinem Haufe befindliche Ehegattin, Kinder und Anverwandte 
ausnahmslos für haftbar erklärte, und zwar jowohl für die Uebertretung 
jelbjt, als auch für die Bezahlung der Gefälle und Geldbußen, falls der 
Schyuldige fie nicht bezahlen kann, hat das Geſetz von 1868 dieſe Hajtbarfeit 
folgendermaßen bejchränft: 

a. Bei den nad) SS 51-65 des Gejebes verhängten Geldbußen kann 
eine jolche nur hinfichtlich der Verwalter, Gewerbegehilfen, ſowie derjenigen 
Hausgenofjen, welche in der Lage jind, auf den Gewerbebetrieb Einfluß zu 
üben, und auc nur dann eintreten, wenn dieje Geldjtrafen von dem eigent— 
lichen Schuldigen wegen Unvermögens nicht beigetrieben werden fünnen 
und zugleich der Nachweis erbracht wird,‘ daß der Brennerei: 
betreibende bei der Auswahl und Anftellung der ler Gewerbegebilfen 
oder bei der Beaufjichtigung derjelben, jorvie der erwähnten Hausgenojjen 
fahrläſſig, d. h nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen Gejchäftsmannes 
zu Werfe gegangen it. Als jolche Nachläjjigfeit gilt gejeglich ſchon die 
wiſſentliche Anjtellung, beziehentlich Beibehaltung eine wegen Branutwein— 
jteuer-Defraude beſtraften Berwalters oder Gehilfen, wenn nicht die Anstellung 


h 


— 








S 62 des Geſetzes v. 1868. 
R 63 des Geiches v. 1868, 
) S 64 des Geſetzes v. 1868. 

S 65 des Geſetzes v. 1868. 

Mird das Gebäude, in welchem Brennerei betrieben wird, den revidirenden Beamten 
auf ihr Verlangen nicht geöffnet, jo it der Brennereibeſitzer, abgefehen davon, ob dieſes 
abjtchtlich unterblieb oder nicht, wegen Llebertretung Itrafbar. Erkenntniß des OÜbertribunals 
v. 12. März 1858.) 
®, SS 51-65 incl. des Gelehes v. 1868. 
© ) Tiefer Nachweis iſt von der Steuerbebörde zu führen. 


ı\ 
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desjelben von der oberjten Finanzbehörde bejonders genehmigt worden iſt. Die 
gejegliche Bermutbhung des fahrläfligen Verhaltens jpricht auch jo lange 
gegen den wegen einer jelbft begangenen Branntweinfteuerdefraudation bejtraften 
Brennereitreibenden, bis er nachweift, daß er die Sorgfalt eines ordentlichen 
Geſchäftsmannes angewendet habe. 


b. Bemerfenswerth iſt außerdem, daß der Brennereibetreibende binlichtlich 
der in jolchen Fällen zu bezablenden Eteuer, wenn diejelbe nach SS 54 und 
55 des Gejeßes auf Grund der vorgejchriebenen VBermuthungen berechnet 
wird, nur dann haftet, wenn er nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Gejchäftsmannes verfahren iſt,) in den übrigen Fällen aber ohne Unterjchied, 
wenn die Steuer wegen Unvermögens vom Schuldigen nicht beizutreiben iſt.“) 


ec. Ferner iſt bejonders hervorzuheben, daß der Brennereibetreibende 
zur Erlequng diefer Geldftrafen auf Grund der jubjidiarischen Daftbarfeit 
in Gemäßheit der Vorjchriften zu Ziffer I in $ 66 des Gejeßes von 1868, 
jowie zur Erlegung der nach) $ 54 und 55 nach den gejeglichen Vermuth— 
ungen berechneten Steuer nur durch richterliches Erkenntniß verurtheilt 
werden fann.?) 


d. Uebrigens kann die Steuerbehörde unter Verzicht auf die jubjidiarijche 
Haftbarkeit in allen Fällen die an Stelle der Geldbuße tretende Freiheitsſtrafe 
am Echuldigen jeder Zeit volljtreden laſſen.) 


866 Ziffer I Nr. 2 des Geſetzes vo. 1868. Nach einem Erkenntniſſe des Pr. Ober: 
tribunals vom 25. Sept. 1872 (Pr. Gentralbl. 1873 ©. 4) unterliegt die fubitdiäre Haft- 
barkeit des Vrennereibetreibenden für die Steuer dann nicht der richterlichen Enticheidung, 
fondern veriteht jich von felbit aus dem Gejege und iſt von der Steuerbehörde zu realiftren, 
wenn die Berechnung der vorenthaltenen Steuer nadı dem von der Geſeßgebung beitinmten 
—— und nicht lediglich auf Grund der im Geſetze vorgeſchriebenen Vermuthungen 
angelegt iſt. 

s 8 66 Ziffer II des Gefehes v. 1868. 

) 8 66 Ziffer III des Gefekes v. 1868. Nach einem weiteren Erfenntniffe des preuß. 
Obertribunals vom 10. März 1876 (Preuß. Gentralbl. 1876 5. 234) haftet der Inhaber der 
Brennerei für eine verwirkte Ordnungsitrafe, wenn die Perſon des Thäters nicht 
ermittelt werden kann, obne daß er bei der Auswahl und Anftellung des Perfonals fahr 
läſſig gehandelt bat. 

Nur eine durch Zufall herbeigeführte Ordnungswidrigkeit macht ihn nach Erkenntniß 
des Obertrib. v. 12. Juni 1877 frei. (Preuß. Gentralbl. 1877 ©. 276). 

Nicht der Verwalter, fondern derjenige, welcher die Brennerei jelbitändig treibt, ift ver 
antwortlich, wenn auch eriterer die Wetriebspläne unterichreibt. (Erkenntniß des pr. Ober- 
tribunals v. 31. Oft. 1878. Pr. Gentralbl. 1879 ©. 353.) Nach Ertenntniß des pr. Ober 
tribunal3 v. 5. Febr. 1879 (pr. Gentralbl. 1880 S. 602) haftet der Inhaber der Vrennerei 
für die in derielben vorgefonmenen Ordnungswidrigfeiten, ohne daß es eines Nachweiies 
des dolus oder der culpa bedarf. Nur nachweisbarer Zufall fchließt feine Strafbarteit aus. 

Nach Erfenntniß des pr. Obertrib. v. 11. Sept. 1879 (pr. Gentralbl. 1880 S. 602) ift 
ein Brennereiunternehmer, welcher wegen einer in feiner Brennerei vorgeflommenen Maifch- 
fontravention als prinzipalverpflichtet verfolgt wird, freizuiprechen, ſobald der Richter den 
eigentlihen Thäter für ermittelt erachtet, wenn gegen leßteren dieferhalb auch feine 
Verfolgung eingeleitet wird. 

S. a. das wichtige Erkenntniß des Reichsgerichtes v. 6. Febr. 1880 (preuß. 
Gentralblatt 1881 S. 44) wegen Haftung des Gemwerbetreibenden für die von einem Gebilfen 
verwirtte Gelditrafe. 

Erkenntniß des pr. Obertrib. v. Juli 1879 (pr. Gentralbl. 1880 S. 514), wonach ſich 
die wiſſentliche Anftellung eines wegen PBranntweinfteuer: Defraudation beitraften 
Gehilfen nicht nur auf die fpeziell von diefem, fondern auf alle während deilen Beichäftig- 

ung in der Brennerei vom Hilfsperfonal bewirkten Defraudations- und Kontraventions 
trafen bezieht. 

8 66 Ziff. IV des Gefehes v. 1868. 
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6. Bei dem Zuſammentreffen mehrerer Zuwiderhandlungen 
wider die Geſetze iſt zu unterſcheiden: 

a) Ob Uebertretungen der Branntweinſteuergeſetze mit Vergehen oder 
Verbrechen zuſammentreffen. In dieſem Falle kommen die allgemeinen 
Strafgeſetze) zur Anwendung.“) Oder vb 

b) eine Defraudation mit einer Verletzung beſonderer Vorſchriften ver— 
bunden war. Hier tritt die hierauf geſetzte Strafe der Defraudations— 
ſtrafe in der Regel hinzu.) Oder endlich 

e) ob mehrere oder wiederholte Zuwiderhandlungen gegen die Brannı: 
weinjteuergejege vorliegen, welche nicht in Defraudationen bejtchen. 
Hier joll, wenn die Nontraventionen derjelben Art ſind und gleich- 
zeitig entdeckt werden, die Ktontraventionsitrafe von 300 M.“) gegen 
den ſubſidiariſch Berpflichteten, gleich wie gegen die eigentlichen 
Thäter und Theilnehmer nur in dem eimmalıgen Betrage feſtgeſetzt 
iverden.”) 

1. Die Beitimmungen des Zolljtrafgeiehes und, wenn jolche 
nicht vorhanden jmd, die Bejtimmungen der allgemeinen Gejeße 
jollen zur Anwendung fommen:) 

a) in Bezug auf die Beſtrafung der Bejtehung von Beamten;‘) 

b) wegen Widerjeglichfeit gegen die Beamten, worunter auch 
Die Verſagung der gejeglich vorgejchriebenen Hilfeleiſtung für die 
Beamten?) zu verjtehen iſt;) 

e) m Bezug auf die Berwandlung der Geldbußen in Frei: 
heitsjtrafen;') 

d) bezüglich des Verfahrens bei Verfolgung der Uebertretungen der 
Steuergeiehe;"') 

e) bezüglich der Berjährung der Strafen.') 

Vl Die Beſtimmung der Steuerjtellen ımd Beamten,'; welchen 
die Erhebung der Branntweinſteuer und die Kontrole zufommt, ſowie der 
Erlaß der hiezu nöthigen Vorjchriften erfolgt durch die oberjten Finanzbehörden, 
welche auch die eigentlichen Nontrolvorjchriften und Inſtruktionen 
zu erlaſſen haben.'*) 

Aus vorjtehenden Lrörterungen it zu erjeben, dab die Geſetzgebung 
Preußens ımd des Neiches in Bezug auf die Maifchitener, troß der Fortichritte 
der Technif, welche durch die verbefjerten jog. kontinuirlichen Apparate und 
neue Gährmethoden eine bedeutend höhere Spiritusproduftion Durch) Aus 

') Strafgelegbud für das Deutſche Neich v. 15. Mai 1871; RG.Bl. 1871 S. 127 ff. 

”, 8 67 Abi. 1 des Geſetzes v. 1868, 

>, & 67 Abi. 2 des Geſetzes v. 1868, 

*) 88 57 u. 58 des Geſetzes v. 1868, 

9 67 Abſ. 3 des Geſetzes v. 1868. 

Siehe auch Röhr, a. a. ©. ©. 21 fi. 


9 68 des Geſehes v. 1868. 
"8 46 des Geſetzes v. 1868, 
868 des Gelehes v. 1868. 
9, 8 68 des Geſetzes v. 1868. 
) 8 68 des Gelehes v. 1868. 
1) 8 68 des Geſetzes v. 1868, 


8 Siehe das Nähere in dem Abichnitt VII Organiſation der Joll- u. Steuerverwaltung. 
869 des Geſetzes v. 1868. 
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nützung des Maiſchmaterials zuläßt, in mehreren Beziehungen noch auf den 
alten Grundſätzen von 1819 ſteht 

Die Agitattion für eine jog. Fyabrifatitener ') jcheiterte lange Zeit an dem 
Mangel eines hinreichend jicheren stontrolapparates für Die produzirte Spiritusmenge. 

In neuerer Zeit hatte man in Bayern durch das am 1. Juli 1880 ins 
Leben getretene Geſetz vom 25. Februar 1880°) über den Branntweinaufichlag 
den Verſuch gemacht, außer der Maiſchraum- und Materialiteuer den ſog. 
Branntweinfabriftat-Aufichlag an Stelle des Maiſchraum- und Material Auf: 
jchlages dann zuzulafjen, wenn in Brennereien die Brennvorrichtung mit einem 
bejonderen, von der Staatsregierung genehmigten Apparate zum Meſſen des 
Spiritus nach Vorſchrift der jog. Murichlagsverwaltung verjehen iſt.) (Art. 6 
des Gei.) 

„Bielleicht gewinnen die Nejultate dieſer Geſetzgebung nach und nah Ein: 
fluß auf die Neichsgeieggebung in Bezug auf Einführung der Fabrifatiteuer 
oder Jonftiger Aenderungen, che eine Kriſis eintritt.“ Mit dieſen Worten war 
diejer Abſchnitt Über die Branntweinitener im Auguſt 1885 im der dritten 
Auflage diejer Bearbeitung geichlofien worden ımd jchon am 8. Januar 1886 
legte Preußen dem Bundesrarhe einen Geſetzentwurf über das Branntwein— 
monopol vor,‘) der am 18. Febr. 1886 (S 86 des Prot.) mit Stimmenmehr— 
heit mit Keimen Veränderungen angenommen, von dem Meichstage jedoch ab: 
gelehnt wurde, 

Tarauf legte Preußen am 25. April 1886 dem Bundesrathe zwei Ent: 
würfe eines Geſetzes über die VBelteuerung des Branntweins vor, in dem zum 
eriten Male außer der Maiſchraumſteuer eine VBerbrauchsabgabe von Branut— 
wein beantragt worden war.’) Diejelbe jollte nach Jahren abgejtuft bis 1. Oft. 
1837 0,40 M., von da bis 30. Sept. 1853 0,50 M. und vom 1. Dft. 1888 
an 1,20 M. vom Liter reinen Alkohols betragen; für die Maitchraumftener 
waren nach dem Zeitraume der Einmatichung und der Größe des Bottichraums 
Abſtufungen von 1 Pr. bis 1,90 M. vom Liter Maiſchraum -feitgefeßt. Der 
Brinzipal- Geſetzentwurf, welcher die Zahlungsprlicht der Verbrauchsabgabe den 

Verfäufern, nicht den Brauutweinbrennern auferlegen wollte, wurde nach Bundes— 
cathsbejchluf vom 15. Mat 1856 ($ 297) zwar dem Neichstage vorgelegt, 
für den Fall der Ablehnung aber der Eventual⸗Geſetzentwurf vorzulegen be— 
ſchloſſen, in dem die Brennereibeſitzer für die Zahlung der 3 Verbrauchsabgabe 
und deßhalb zur Aufſtellung von Sammelgefäßen in den Brennereien für ver— 
pflichtet erkllärt wurden. Nachdem feiner dieſer Geſetzenwürfe vom Neichstage 
angenommen worden war, legte am 15. April 1887 die preußiſche Regierung 
dem Bundesrathe einen neuen Geſetzentwurf betr. die Beſtenerung des Brannt— 
weins zur Beſchlußfaſſung vor (Druckſ. Mr. 55). Dieſer Geſetzentwurf wurde 
bereits am 30. April 1887 (8 237 des Prot.) mit einigen Aenderungen vom 
Bımdesrathe angenommen und jofort dem Neichstage vorgelegt. In der Sitzung 
vom 17. Inni 1857 wurde das Sejeg mit einigen Aenderungen vom Neichstage 
angenommen ımd Jodanı am 23. Jumt 1837 (8 363 des Prot. ) vom Bundes: 
rathe a“ Zuſtimmung ertbeilt, jo dal; das Gejeg am 24. Juni 1887 aus: 


'; 2. bierüber u. a. v. Salviati, zur ‚Fabritatiteuerfrage, Berlin 1860. Jante, 


die Einführung der Fabrikſteuer ıc., Breslau 1863 und Janke, die direfte Beſteuerung des 
Spiritus, Berlin 1861. 
Bayer. Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 1380 5. 37. 
Hiezu wurde der fog. Siemens'ſche Apparat zugelaſſen. 
* Drudi. des Bundesraths 1886 Wr. 2. 
> Trudi. des Bundesraths 1886 Ir. 61. 
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gefertigt, am 25. Juni 1887 im Reichsgeſetzblatt (S. 253 ff.) publizirt werden 
und am 1. Okt. 1887 in Kraft treten konnte. 

Diejes Gejeh hat in mehrfacher Beziehung große Veränderungen hervor: 
gebracht, weil es eines Theils eine Berbrauchsabgabe und zwar von 50 M. 
vom Heftoliter für eine alle 3 Jahre feitzujtellende (fontingentirte) Menge, außer: 
dem aber von TOM. für den Heftoliter des im Gebiete der neuen Branntwein: 
ſteuergemeinſchaft bergeitellten Branntweins vom 1. Oft. 1837 an emführte, 
andererjeits aber die Maiichbottichiteuer im der bisherigen Weiſe nur für 
die jog. landwirthlichen Brennereien bejtehen Lich, während den gewerb— 
lichen Brennereien ein Zujchlag zur Berbrauchsabgabe auferlegt wurde. 
Dann aber war durch diejes Geſetz der Beitritt Bayerns, Württemberg, 
Badens und des hohenzollern chen Landes ermöglicht und die Branntwein- 
bejteuerung auf ganz Deutjchland ausgedehnt worden." 

Mit diefem Gejege traten (nach $ 40 desjelben) mit 1. Dft. 1887 die 
Beitimmungen des Geſetzes vom 8. Juli 18683 mit den Nenderungen 
in $ 41—43 des eritgenannten Gejeges für das gefammte Gebiet der neuen 
Branntweinjtenergemeinjchaft unter der Maßgabe in’s Leben, daß die in den ein- 
zelnen Bundesstaaten wegen Gewährung von Betriebserleichterungen bejtchenden 
Vorjchriften von den Landesregierungen auch ferner in Geltung belaſſen und 
nach näherer Beltimmung des Bundesrathes auch in anderen Staaten eingeführt 
werden dürfen. 


In der Sigung vom 27. Sept. 1887 beſchloß der Bundesrath, daß die 
Ausführung des Geſetzes v. 24. Juni 1887 vorbehaltlich der definitiven Feſt— 
ſtellung der Ausführungsbeſtimmungen und unbeſchadet der den Landesregier— 
ungen nad) $ 13 und 41 Ziffer IV des Geſetzes zuſtehenden Befugniſſe einst 
weilen und bis auf weiteres nach Maßgabe der (vom Bundesrathe erlaffenen) 
vorläufigen Beltimmungen zu dem Gejete vom 24. Juni 1837, vom 8. Juli 
1858 und vom 19. Juli 1579, betr. die Beitenerung des Branntweins und 
betr. die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerbl. Zweden, zu erfolgen habe. 

Ferner wurde zugleich beichlojfen, dal den Materialiteuer entrichtenden 
Brennereien unter Vorbehalt des Widerrufes geftattet jer, ihr gefammtes Er: 
zeugnih zum niedrigeren Abgabenjage von 50 Pf. herzustellen. *) 

Dieje vorläufigen Beitimmungen zur Ausführung der vorgenannten Neichs- 
gejete enthalten außer einigen Formularen auch mehrere Negulative als Beilagen, : 
und zwar die Negulative betr. die Steuerfreiheit des Branntiveins 
zu gewerblichen Zweden (Anlage R) mit 8 Berlagen (yormulare)?), 
dann das Branntwein-Niederlage-Regulativ (Anlage S) mit 6 Ber: 
lagen.*) Ferner das Regulativ für die Gewerbeanjtalten, in Denen unter 
FEULELHURS GControle Branntwein gereinigt werden darf (An 


y< S. wegen des Beitritts —— Württembergs, Baden und Hohenzollern R.G.Bl. 
1887 ©. 491, 487, 485 und 489. 2. a. „Annalen“ 1890 S. 761 ff. 

2) Ebl. J R. 1887 ©. 351 ft. 

2) Ebl. d. R. 1887 5. 419. Durch YBundesratbhsbeichluß v. 29. Mai 1889 6Ebl. d. R. 
1889 5. 320) wurde in S 7 Abi. 1 und S 16 eine Nenderung angeordnet, welche ſich auf 
die Bezeichnung der Stärke des Alkohol bezieht. 

Ferner Beichluß des Bundesratbs vom 22. Mai 1890 (Gbl. d. R. 1890 S. 180), daß 
Branntwein, welcher ausgeführt oder zur fteuerfreien Verwendung denaturirt werden n fl. feinen 
höhere Fufelölgebalt als 2 Gewichtsprozente der in ibm enthaltenen Menge Alkohol 
aben darf. 

CEbl. d. R. 1887 S. 441. 
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lage T) mit 3 Beilagen,') dann das nur für die Einführung des Gejehes 
nothwendige Nachiteuer-Regulativ (Anlage X) mit 2 Beilagen. *) 

Schr bald nachdem das Geſetz vom 6. Juni 1887 in's Leben getreten war, 
zeigte es ſich, daß eine Beſtimmung in $ 4, wonach vom 1. Oft. 1889 ab der 
nicht aus Roggen, Waizen oder Gerite hergeftellte oder der Materialſteuer unter: 
worfene Branntivein, joferne er der Materialiteuer unterliegt, nur im gereinigten 
Zujtande in den freien Berfehr gebracht werden durfte, nicht durchführbar jet. 
Es wurde deshalb durch ein Geſetz vom 7. April 1859°) ſowohl $ 4 als auch 
der damit zufammenbängende $ 25 des Gejeges von 1887 aufgehoben. 

Am 1. Dez. 1890 wurden wiederum Nenderungen des Geſetzes von 1387 
durch eine Druckſache Nr. 139 des Bundesrathes vom Neichsfanzler beantragt. 
Diejelben bezogen jich auf S 2 des Gejeges wegen der jeinerzeitigen Neu: 
Kontingentirung, welche im Jahre 1891 einzutreten hatte, ferner auf 
s 4l Bilfer II des Geſetzes wegen der Abitufung der Maiichbottichiteuer jür 
landwirthichaftliche Brennereien. und auf $ 44 des genannten Gejeges, der in 
der Art abgeändert werden follte, da wegen der ſchwierigen Unterjcheidung 
von Kognaf und Rum em Einheitszolljag für Branntwein aller Art 
von 180 M. für 100 kg jejtgeießt werden jollte. 

Nachdem jchon der Bundesrath in der Situng vom 18. Dez. 1890 ($ 659) 
mehrere Menderungen an Diejem Geſetzentwurfe vorgenommen und inSsbejondere 
den Zolljaß von 180 M. auf 150 WM. berabaeiegt hatte, wurden durch den 
Reichstag noch viel ſchwerwiegendere Aenderungen vorgenommen, welche in dem 
— vom 8. Juni 1891 zur Erſcheinung famen.*) 


Da die Beſtimmungen des Geſetzes von 1853 und 1879°) bereits erörtert 
ind, erübrigt nur moch die Geſetzgebung ſeit dem Jahre 1887 darzuitellen. 
Das Geſetz zerfällt in vier Hauptabjchnitte, ‚von denen der eine von der Ver: 
brauchsabgabe (SS 1—39), der zweite von der Matjchbottichiteuer, 
Beeruimerumaterialfieuer und dem Zuſchlage zur Verbrauchs: 
abgabe (SS 40—43), der dritte vom BZolle und der Uebergangsab— 
gabe (S 44 und 45) und der vierte von den lebergangs: und Schluß— 
bejtimmungen 6688 465—49) handelt. 

Nach S 1 unterliegt vom 1. Oft. 1857 an der im Gebiete der Brannt- 
weinjtenergemeinjchaft bergeitellte Branntiwein einer VerbrauchSabgabe 
"md zu diefem Zwecke der ftenerlichen Kontrole. 

Befreit von der Verbrauchsabgabe iſt: 

1. Der Branntwein, welcher ausgeführt wird.®) 

2. Der Branntwein, welcher zu gewerblichen Zweden, einjchlieglich 
der Eifigbereitung, zu Heil- ımd wiijenichaftlichen Zweden 


' 6bl. d. R. 1887 2. 471. Durch einen Yundesratbsbeihluß vom 3. Juli 1890 
wurden die SS 9—11 Ddiejes Regulativs durdy neue Vorichriften geändert und nach näherer 
Beltimmung der Direktivbehörden eine nachträgliche — und ſteuerfreie Abſchreibu 
des Schwundes bei den Beſtandsaufnahmen diejer — bis zu 2! u 
die oberiten \ Yandesfinanzbehörden genehmigt. Ebl. d. R. 1890 5. 250). 

2, Ebl. d. R. 1887 5. 491. 


*RM.G.Bl. 1889 S. 49. 
R.G.Bl. 1891 ©. 338. 
*R. G. Bl. 1891 S. 314 ff. 


S. a. Geſetß v. 1868 8 5 wegen Vergütung der Maiſchſteuer. 
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oder zu Putz-, Heizungs-, Koch- oder Behbeuchtungszwecken 
verwendet wird, nach näheren Beſtimmungen des Bundesrathes.' 

Die Berbrauhsabgabe beträgt nach S 1Abſ. 2 von einer Geſammt— 
Jahresmenge, welche 4,5 Liter reinen Alfobols auf den Kopf der bei der jedes- 
maligen legten Volkszählung ermittelten Bevölferung des Gebiets der (bie 
berigen) Branntweinjtenergemeimjchaft gleichkommt, O,50 M. für das Liter reinen 
Alkohols; für die neu beigetretenen Staaten ıjt nach S 47 Abj. 2 d. Geſetzes v. 1857 
die Menge reinen Alkohols auf den Kopf der Bevölferung anf 3 Liter feitgejtellt. 
Was Über diejen Betrag hinaus an Branntwein produzivt wird, unterliegt einer 
Verbrauchsabgabe von 0,70 M. für das Liter reinen Alkohols. 

Die Bertbeilung (Nontingentirung) der auf jede Brennerei 
treffenden Menge Alkohol, welche mit 0,50 M. per Liter zu verjtenern it, 
wurde nach $ 2 des Geſetzes berechnet und erfolgt alle 3 Jahre nach Abi. 3 
dieſes Paragraphen bezw. das erſte Mal aber zugleich nach Art. I des Geſetzes 
vom 8. Juni 1891 und Bundesratbsbeichlug vom 2. Juli 1591.?) Hierbei 
wird nach Bundesvatbsbeichlu vom 19. Dez. 1857 die Zeit vom 1. Oft. des 
einen bis zum 30. Sept. des anderen Jahres als Betriebsjahr angeſehen.) 

Wuchs 2 Abſ. 4 dürfen landwirthſchaftliche Brennereien, welche nach dem 
1. April 1837 in gewöhnliche umgewandelt wurden, feinen Branntiwein zum 
niedrigen Abgabenjage berjtellen. 

Für diejenigen Getreidebrennereien, welche nach dem 1. Oft. 1887 
zur Hefenbereitung übergeben, erfolgt nach 8 2 Abi. 5 die Bemeſſung 
der dem niedrigen Abgabenjage unterliegenden Branntweinmenge nach den für 
die beſtehenden Herenbrennercien geltenden Grundſätzen“ Der Material: 
fteuer entrichtenden Brennerei fann nach S 2 Abſ. 6 mach mäberer Be 
ſtimmung des Bundesrathes geitattet werden, ihr geſammtes Erzeugniß zum 
niedrigen Abgabenjage zu verftenern. 

Nach Bundesrathsbeſchluß vom 13. Dez. 18880) darf die zum niedrigen 
Abgabenſatze bemejlene Jahresmenge weder dauernd, noch zeitweilig auf eine 
andere Brennerei übertragen werden. 

Nach $ 3 iſt Die Verbrauchsabga be su entrichten, ſobald Der 
Branntwein in den freien Verfebr tritt. 

Die Abgabe ist derjenige zu entrichten verpflichtet, welcher den Brannt— 
wein zur freien Verfügung erhält. 

Ab}. 3 des 8 3 beitimmt, dan die Abgabe gegen Zicherheitsbejtellung 
geitumdet werden kann. Für 3 Monate kann ſie jedoch ohne Sicherheit 
gejtundet werden, wenn nicht Gründe vorliegen, welche den Eingang der Ab- 
gabe gefährdet erjcheinen laſſen.) S 4 betr. den Reinigungszwang iſt, wie 
bereits erwähnt, durch das Geſetz vom 7. April 1859 wieder aufgehoben worden. ?) 


, Cbl. d. R. 1887 2. 419. Wegul. betr. die Stenerfreibeit des Brauntweins zu 
gewerbl. Zweden v. 27. Zept. nn‘ dann für Deib, wilienichaftliche und aewerbliche Zwecke 
Regul. v. 18. Nov. 1892, Gbt. d. X. 1892 2.694, gültig v. 1. April 1893. Diernach kann 
unter bejtinmten ee 1. Kontrolen undenaturirter Branntwein verwendet werden. 

) RG.Bl. 1891 S. 338 an Gbl. d. R. 1891 3. 1098. Durch den Geſetßentwurf von 
1892 a die Steuerläßge in S 1 Abi. % und die Hontigentir umgmsperioden in S 2 Abi. 3, 
4 und 5 des Welches von 1887 abacändert werden 

5, Ebl. d. R. 1887 2. 64. 

*%, 8 28 des Geſetzes v. 1868. 

®, Gbl. d. R. 1858 5. 1043. 

s\ Abschnitt IX und Ziffer 1 der Anusführungbeſtimmungen zu S 9 

MG. Bl. 1889 5. 49. 
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Zur Sicherung der Abgabe jind nach $ 5 in den Brennereien, nach näherer Anz 
ordnung der Stenerbehörde, mit dem Dejtillirapparate in feiter Verbindung jtehende 
Sammelgefähe aufzustellen, in welche der gejammte gewonnene Branntivein ge: 
leitet wird. Außerdem find auch alle jonstigen Einrichtungen zu treffen, 
welche die Steuerbebörde zur Sicherung gegen heimliche Ableitung oder Entnehmen 
von rn Dämpfen, Lutter und Branntwein für nothivendig Häft.") 

Durh 8 6 des Geſetzes it ſtatt des Sammelgefähes unter bejtimmten 

Vorausſetzungen die Aufitellung eines Mehapparates?) zugelajien, worüber 
unter Siffer 3 der Ausführungsbeſtimmungen nähere Vorſchriften gegeben ſind. 
Nach S 7 des Geſetzes bleibt es der Steuerbehörde vorbehalten, in bejonderen 
Fällen die Aufſtellung eines Mehapparats neben Beibehaltung des Sammel: 
gefäfies anzuordnen, oder die Mindejtmenge des zuzichenden reinen Altohols 
bindend feſtzuſetzen, ja jogar eine Brennerei dauernd unter Stontrole zu 
jtellen, wenn in derjelben eine Defraudation vorfam. In 8 8 iſt es jogar 
der Steuerbehörde erlaubt, den Betrieb einer Brennerei jo lange zu unterjagen, 
bis die in 8 5—7 emwähnten Einrichtungen getroffen find. 

Die Koſten für die eritmalige ANUSITung, der Sammelgefähe, 
J—— Ueberrohre und Kunſtſchlöſſer trägt nach 8 9 die Branntwein— 
ſteuergemeinſchaft, außerdem aber nach Ziffer 4 der Ausfuͤhrungsbeſtimmungen 
die Koſten für die erſte Anſchaffung von Blechkappen über die Flanſchen u. ſ. w., 
jomeit die Beichaffung im jteuerlichen Intereſſe nothwendig iſt. Für die bereits 
vorhandenen Mehapparate und Sammelgefäße wird den Brennereien eine an- 
gemejjene Entſchädigung bezahlt. Die Unterhaltung aller diejer Ein 
richtungen, ſowie die Herjtellung der zur Aufteilung der Meßapparate und 
Sammelgefäße nothwendigen Räume und der Lokale für die Abfertigung 
des Branntweins liegt den Brennereibefigern ob. Dieſelben werden aber auch Eigen— 
thümer aller dieier Einrichtungen mit Ausnahme der Nunftichlöjjer. In 810 
des Geſetzes werden die Maßregeln und Stontrofen angeordnet, welche bei einer Un- 
terbrehung desBetriches, jowie bei Verlegung deramtlichen Ber: 
ſchlüſſe oder einer Serätheverlegu ng eintreten jollen, wozu in Ziffer 5 
der Ausrührungsbeftimmumgen die weiteren VBorjchriften gegeben find. 

Schr wichtige Anordnungen enthält 8 11 des Gejeges über die Feſt— 
jtellung der Menge und Stärfe des in den Brennereien erzeugten 
Branntweins durch die Steuerbehörden direft oder durch Mehapparate, dann 
über Die weitere Aufbewahrung des Branntweins in öffentlichen oder 
PBrivartniederlagen, über die Neinigungsanftalten und über die 
weitere Bearbeitung des Branntweins zum Zwede der Aus— 
juhr, jorwie Über Die weitere Bearbeitung des im freien Berfchre be 
findlichen Branntweins zum Zwede des Genujjes.’) 

In den Ausführungsbejtimmungen zu $ 11 find unter Ziffer 6 I die 
näheren Mordnungen über die Feſtſtellung der Menge und Stärfe des 


') Ziffer 2_der Ausführungsbeitimmungen zu S 5 enthält nähere Vorfchriften über 
Zammelgefäße, Sicherung der Brennvorrichtungen, Nobrleitungen, Kühlgeräthe, WBorlage, 
Privatmeßapparat, über die Behandlung des Pranntweins bei mehrmaliger TVeftillation, 
über jonitige Sicherheitsmaßregeln und Reviſion der Brennereien. 

*) Beichreibung des Siemens'ſchen Mebapparats und Anmeifung zur Auf— 
ſtellung und Inbetriebſezung. Ebl. d. R. 1888 S. 80. 

Durch Art. 2 des Geſetzes v. 8. Juni 1891 wurde Gebührenfreiheit für die ſteuerliche 
Nontrole, das Brennen, | Branntweinreinigungsanftalten u. das bei demielben befindliche Brivat- 
lager zugeltanden, die näheren Anordnungen hierüber durch Bundesrathsbeſchluß v. 2. li 1891 
aber den Yandesregierungen überlaiien. R.G.Bl. 1891 S. 338 und Cbl. d. R. 1891 ©. 198. 


Beſondere Vorſchriften. Aranntweiniteuer, 331 


Branntweins im den Brennereien "getroffen, wozu durch Bundesraths— 
beſchluß vom 29. Mat 1889 (53 276) cine ausführliche Anleitung zur 
jteneramtlichen Ermittelung des Alkoholgehaltes des Brannt 
weins gegeben wurde," zu der durch Bundesvathsbeichlun vom 20. Nov. 1891 
mac Rorichriften über die Abfertigung von Xifören, Frucht 
jäften, Eſſenzen, Ertraften u. dgl. zu $ 17 erlaflen wurden.?) 

Unter Ziffer 6 II werden die näheren Vorſchriften zur Abfertigung 
des Brauntweins im den freien Berfehr gegeben, während unter Ziffer 
6 III, IV und V das Verfahren bei Abfertigung des Branntweins 
zum Lager oder zur Verjendung erörtert ift, wobei Verſendungs— 
ſcheine I und IL nach Art der BZollbealeiticheine verwendet werden fünnen. 
Nach Bundesrathsbeſchluß vom 5. Juni 1839 haben die Berjendungsicheine I 
den Branntwein, über den ſie ausgefertigt Find, zu begleiten und find auch 
‚srachtbriefe und Konnoſſamente dem Empfangsamte vorzulegen, falls der 
Branntwein unverſchloſſen oder unter Beamtenbegleiting abgelajfen worden 
iſt.) Diefen Bertimmungen Find unter Ziffer I Formulare über das in der 
Brennerei aufzubewahrende Kontobuch, im welches der ganze durch amtliche Feſt— 
jtellung ermittelte Branntivein einer Brennerei einzutragen tt, Jowie über die An— 
meldung des Brauntweins vor der Feſtſtellung, über das Verbrauchs— 
abgaben-Anmelde-Regiſter und über die Steuer: Quittung beigegeben. 

Unter Ziffer Ila it ein Yormırlar Des Berfendu nasicheins I, unter 
Ziffer IV ei jolches für den \ Berjendungsjchein IL, mit dem die bereits 
feitgeitellte VBerbrauchsabgabe auf ein anderes Steueramt überwiejen werden fann. 

Zu Biffer 6 III der vorläufigen Ausführungsbeftimmungen wurden 
Rn wichtige Bundesratböbeichlüffe gefaht und zwar 

. zu IIIb am 15. Dez. 1887°) wegen zuläjjiger Verlängerung der 

Ira en des Verjendungsicheins auf einige Tage, wem der Brannt— 
wein außerhalb der Niederlage vder des Privatlagers ausgelegt werden joll. 

2. Zu IlId, wonach in dem leßtbezeichneten Kalle amtliche Begleit- 
ung oder Verschluß auf Antrag des Ertrabenten unterbleiben fanı. 

3. Zu demjelben Abjchnitte, wonach die Umfüllung von Branntwein auf 
dem Transport in Bajjinwagen und umgekehrt auf Antrag des Ertrabenten 
genehmigt werden kann, was jedoch von dem Husfertigungsamte auf dem Ber: 
ſendungsſchein zu vermerken it. 

4. Zu IIIa. Hiernach hat der Ertrahent die Fehlmenge zu verfteuern, 
jalls der Branntwein ohne Verſchluß oder Begleitung abgelajfen wurde, aus: 
genommen, wenn eine genehmigte Umfüllung nachgewieſen wird, in welchem 
‚salle bis zu '/,°,, der Steueranſpruch ermäßigt werden kam. 

5. Zu If wurde am 3. Nov. 1887 von Bundesrathe ein Zujat be 
ichlojjen,”) wonach auf Antrag des Bremmereibejigers Die VBerbrauchsabgabe 
nach dem höheren Satze von 0,70 M. berechnet und gleichzeitig die zur Ab— 
fertigung gelangende Branntiweinmenge auf die Jahresmenge, welche der Brennerei— 
bejiger zu dem niedrigen Sabe berjtellen darf, in Anrechnung kommen fann. 
Im jolchen Fällen joll dem Bremereibefiger ein Berechtigungsſchein er- 
iyenit werden, durch welchen jeder Inhaber desjelben die Befugniß erhält, 


h Cbl. d. R. 1889 ©. 321. 
Cbl. d. R. 1891 3.341. Wegen der altoholbaltigen Eſſenzen Gbl. d. R. 1892 ©. 667. 
> Gbl. d. W. 1889 S. 613. 
* &bl. d. R. 1887 5. 613. 
Cbl. d. R. 1887 S. 597. 
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binnen Jahresfriit eine gleicharoße, neben den etwa zu erbebenden Zuichlägen 
mit dem Abgabenjage von 0,70 M. belaitete Brammtweinmenge, unbejchadet der 
Zuschläge zu dem Abgabenjage von 0,50 M. in den freien Verkehr zu bringen. 

Durch Bındesratbsbeichluß vom 12. Juli 1883’) wurde bereits ein Theil 
des vorjtehenden Beichluffes dahin geändert, dab vom 1. Aug. 1883 an 
der Brennereibejiger bezüglich einer derartigen Abfertigung einen, über den 
Differenzbetrag zwiſchen dem höheren umd niedrigeren, auf die treffende Brannt— 
weinmenge entfallenden Verbrauchsabgabenjage in Geld lautenden Berechtig: 
ungsichein erhält, welcher von dem Inhaber auf zu entrichtende Match 
bottichiteuer, Branntiveinmaterialiteuer, YBranntiveinverbrauchsabgabe, ſowie 
Zuſchlag zu letzterer Statt baarer Zahlung in Anrechnung gegeben werden 
fan. Die weiteren VBorjchriften über die Ausitellung, Anrechnung und ſonſtige 
Behandlung diejes Verechtigungsicheins jind ausführlishb in diefem Bundesraths— 
beichluffe, dem 7 Mufterbeilagen beigegeben ſind, niedergelegt. 

Am 7. Nov. 1839 bejchloß der Bundesrath“) die Gültigkeitsdauer 
diejer Berechtigungsicheine auf die Dauer eines Jahres, vom Beginne des auf 
die Ausfertigung folgenden Monats zu beichränfen. 

Die Anrechnung jolcher noch nicht fälligen Scheine auf nicht geftumdere 
Branntweinjtener und Ablöſung von Branntweinitener durch diejelben wurde 
durch einen Wundesratbsbeichlus vom 14 März 1839 für zuläſſig erflärt.*) 

6. Zu Illg wurde durch Bundesrathsbeſchluß vom 15. Dez. 18879 be 
ſtimmt, dal in den Fällen, wenn Branntwein zur Beſichtigung aus: 
gelegt wird, im*dem Berjendungsichein das Ausfertigungsamt auch als 
Empfangsamt bezeichnet werden kann. 

Ueber das Verfahren bei Abfertigung mit Verſendungsſchein I und II werden 
unter Ziffer V nähere Vorschriften gegeben. Hierbei werden noch bejondere 
Sormulare: VBerjendungsichein:Ausfertigungs:- und Empfaungs 
regijter gerührt und Über die erledigten Zcheine vom Empfangsamte 
Erledigungsicheine ansgeitellt und dem Ausjtattungsamt überjendet. 

Da nach S 3 des Geſetzes von 18857 derjenige zur Entridtung der 
VBerbrauchsabgabe verpflichtet fit, welcher den Branntwein 
zur jreien Verfügung erhält, ſo gebt nach Ziffer 6 III der Aus: 
führungsbeftimmungen die Haftung auf den Käufer über, weshalb der Brennerei 
bejiger ım einem jolchen Kalle hierüber dem Amte nach einem bejtimmten or: 
mulare Anzeige zu evitatten bat. 

Zoll der me denaturirt werden, ſo It nach den durch Bundes— 
vathsbeichluß vom 21. Juni 1533 gegebenen Beſtimmungen zu verfahren, welche 
bereits vorjtchend erörtert Jind.’) (Zffer VID. 

Für die Einlagerung von Branntwein im öffentlichen oder Privat: 
Niederlagen unter amtlichem Mitverſchluß it als Anlage zu Ziffer VIII 
ein befonderes Negulativ gegeben,”) welches die Bertimmungen über die all: 
gemeinen und Privatlager zu Grunde legt und bejonders wegen der Eigen: 
ichaften des Branntweins und der Art der Lagerung in Bajlins von diejen 
abweicht. 


"Gb. d. R. 1888 2. 456. 
” 6bl. d. R. 1889 S. 568. 
' 6b. d. R. 1889 3. 245. 
* 6bl. d. R. 1887 S. 614. 
° 6bl. d. R. 1888 5, 227 und voritehend auf &. 314 ff. 
" 6b. dvd. R. 1887 2, 441. 
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Für die nach 8 11 Abſ. 3 des Gejeges von 1837 zuläſſige Reinigung 
des Branntweins unter jteuerlicher Kontrole außerhalb. der Lagerräume 
iſt zu Ziffer 6, IX ein beſonderes Regulativ beigegeben.!) Dieſes Negulatıv 
ſtellt als Hauptbedingung für die Genehmigung einer solchen Branntwein— 
reinigungsanſtalt auf, daß mindeſtens jährlich 5000 Hektoliter gereinigt werden 
und daß am Sitze der Anjtalt eine mit zwei Beamten beſetzte Zoll: oder Steuer: 
jtelle jich befindet. Ferner muB der Beliger kaufmänniſche Bücher Führen und das 
Vertrauen der Berwaltung genießen. Mit dem Geſuche iſt eine genaue Zeich— 
nung der Neftififationsapparate mit verjchiedenartig bezeichneten 
Nohrleitungen und ein Grundriß der Anlage beim Dauptamte einzu: 
reichen. Die Genehmigung wird von der Direktivbehörde ertbeilt. (S 1.) 

Nach $ 2 muß Sicherheit für die Verbrauchsabgabe gejtellt werden. In 
den 88 3—6 jind die näheren Kontrolvorjchriften niedergelegt, unter 
denen die Nachweilung über Näume und Serätbe, eine Berchreibung des Ganges 
der zabrifation, die Nummerirung der zur Aufnahme des Branntweins dienenden 
Gefüge, danı die Anbringung von Standgläſern mit Sfalen und Abzugsbähnen 
an den Sammelgefäßen ꝛc. hervorzuheben jind. Auch Die Führung eines ge 
nauen Betriebsbuches ift vorgejchricben, ſowie die Verpflichtung, den Steuer- 
beamten zu jeder Zeit die Anjtalt zu öffnen und für ein geeignetes Abfertigungs— 
lofal zu jorgen und den Beamten bet den Abfertigungen Hilfe zu leiten. 

Die 88 7—9 handeln von der Abfertigung zum Ein: und Ausgang von 
der Reinigungsanſtalt. 

Die durch 8 7 für zuläſſig erklärte Erhebung von Abfertigungs— 
vn it durch Art. II des Geſetzes vom 8. Juni 1891 zu rt. II 

bj. 3 des Gejeges von 1887 aufgehoben worden.?) 

Nah 8 8 des Regulativs ijt über den zur Reinigung gelangenden Branıt- 
wein ein Kontoregiſter nach beſonderem Muſter zu führen. 

Zu den Vorſchriften des HI wurden durch einen Bundesrathsbeſchluß 
vom 3. Juli 1890 unter der Bezeichnung SS Ya—e mehrere jebr wichtige 
Zujäße gemacht.) 

Während $ 9 nur vorjchreibt, dab Der zum Neinigungsantalt gebrachte 
Branntwein in der Negel einer amtlichen Reviſion zu unterwerfen iſt und 
bievon nur zwei Ausnahmen zuläßt, während außerdem ber Entjermimg von 
Branntwein aus der Anſtalt auch jtetS ſteueramtliche Abfertigung ſtattzufinden 
hat, jchreibt $ 9a vor, daß ungereinigter Branntwein überhaupt aus 
der Anjtalt nicht entfernt werden darf. Zollten Beſitzer ſolcher Anſtalten 
daher mit ungereinigtem Branntwein handeln wollen, jo baten diejelben dieſen 
Branntwein unter jteueramtlichem Verſchluß lagern zu laſſen. 

Außerdem iſt vorgejchrieben, daß Branntwein, der nur einen Filtrattons 
aber feinen Dejtillationsprozeß durchgemacht bat, nur als ungereinigter 
zu behandeln jei. Auch hievon ift jedoch cine Ausnahme bezüglich derjenigen 
Anjtalten gemacht, welche bisher nur filtrirt haben, und die nähere Auordnung 
deßhalb den Landesregierungen überlajjen 

Wichtig find die Vorjchriften in $ Ib wegen der Fuſelöle, welche in 
jolche Anjtalten nicht eingebracht werden dürfen und von denen nicht mehr als 
2 Gewichtsprozent in demjenigen Branntwein enthalten ſein dürfen, für Den 
Steuervergütung oder Erlaß der Berbrauchsabgabe beanprucht werden. 

CEbl. d. R. 1887 S 


471. 
” DL. 1891 ©. "338 und Ebl. d. R. 1801 3. 108 
9 Ehl. vd. R. 1890 S. 250. 
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In 8 9e jind Vorjchriften über die jteuerliche Behandlung und 
Prüfung der Nebenprodufte des Neinigungsverfabrens Fuſelöl 2c.) ge 
geben und eine Anleitung zur Prüfung des Sujelöles beigelegt. 

Durch $ Id it eine durch die Direktivbehörde definitiv feſtzuſetzende Kon— 
ventionaljtrafe bis zu 10000 M für gewiſſe befondere Verjtöhe des Anſtalts— 
inhabers gegen die Borjchriften in den SS Ya—c vorgejehen, wobei das weitere 
gejegliche Strafverfahren jedoch nicht ausgeſchloſſen jein joll. 

Nach $ Ie jollen beſtimmt bezeichnete Borjchriften der SS 9, 9a, b, cu. d 
durch dauernden Anhang an mehreren Orten in der Anftalt zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht werden. Ueber die jährlichen Beftandsaufnahmen 
werden ın den 88 10-11 nähere Vorſchriften gegeben. 

Ein neuer, Durch den Bundesrathsbeſchluß vom 3. Juli 1890') feſt— 
gejtellter $ 11a läßt eine Abichreibung des Schwundes der jeit der 
legten Beſtandsaufnahme verarbeiteten Alkoholmenge bis zu 2'/, %/, zu, wenn 
ji die Gewerbanſtalten gewiſſen genau normirten Bedingungen unterwerfen. 

Nach $ 12a des Negulativs finden auf die An- und Abjchreibungen ſowie 
auf die Beſtandsaufnahmen die Vorschriften für die Theilungslager von unver: 
jteuerten Branntwein Amvendung. 

$ 13 untenvirft Zınviderhandlungen gegen dieſes Negulativ den Ordnungs— 
jtrafen in 8 26 des Geſetzes von 18857, joweit nicht die Strafbejtimmungen 
über die VBerbranchsabgabendefrandationen laß zu greifen haben. 

Selbſtvwerſtändlich find dem Negulative verschiedene Formulare beigegeben. 

ach 8 12 des Geſ. von 1887 kann bei Ausfuhr von Fabrikaten, 
zu deren Deritellung im freien Verkehre befindlicher Brannt 
wein verwendet worden it, mach näherer Beltimmung des Bundesratbs 
die Berbrauchsabgabe von 0,50 M vergütet werden.*) Hiezu wird unter Ziff. 7 
der vorläufigen Ausführungsbejtimmungen nur bemerkt, dal hierauf die Bor: 
jchriften betr. Vergütung der Maijchraums oder Materialiteuer bei der Aus: 
fuhr entjprechende Anwendung finden. Der Bundesrat) hat jedoch in der 
Sitzung vom 12. Juli 1883 hierüber genaue Vorjchriften unter Aufhebung 
der vorjtchenden unter Ziff. 7 erlaſſen.) Bei Ermittlung des Alkoholgehaltes 
der Fabrikate it ein bejonderer Mehapparat zu bemügen, für deſſen Ge 
brauch eine bejondere Anleitung zugleich erlaffen wurde. (Ant. II.) 

Der 8 13 des Geſetzes gejtattet eine bindende Feſtſetzung der Ber: 
brauchsabgabe derjenigen Alkoholmenge, welche während einer bejtimmt 
erklärten Betriebszeit mit der zum Gebrauche beitimmten Brennvorrichtung nad) 
ihrer Leiſtungsfähigkeit gewonnen werden fann. Dieſe Reitjegung fann loc 
bei Brennereien, welche nicht mehr als 1500 Heftoliter Bottichraum bemaijchen, 
welche Abfälle der Biererzeugung *) oder Lediglich nicht mehlige Stoffe, mit 
Ausnahme von Melaffe, Nüben und Nübenjaft, verarbeiten. 

Ziffer 8 Wr. I der vorläufigen Ausführungsbejtimmmmgen erläutert den 
Begriff der Abfindung (Firation), wobei nicht durch Sammelgefäß, Meß— 
apparat oder Probenehmer, jondern aus der Maiſch- und Material-Menge die 
Alkoholmenge berechnet wird, welche in Gemäßheit der Leiltungsfähigfett der 


Cbl. d. R. 1890 S. 250 ff. 

Der Geſetzentwurf v. 1892 will auch eine Vergütung fir Trinkbranntwein gewähren. 
Cbl. d. R. 1888 S. 459. Ein Bundesrathsb. v. 27. Okt. 1892 jet Die — e 
ne die zur Ausfuhr mit Steuervergütung zuläfligen Eſſenzen auf 10 Liter berab. Ebl. d. R. 

892 S. 667. 


Bundesrathsbeſchluß 5. Juni 1889. Ebl. d. R. 1889 S. 388. 
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treffenden Brennvorrichtung innerhalb der erflärten Brennzeit gewonnen 
werden fann. 

Ziff. 8 Nr. II gibt nähere Borjchriften über die Abfindung jelbjt, wober 
in Betracht fommt, daß dich Bımdesratbsbeichluß vom 19. Dez. 1887 das 
Betriebsjahr im Sinne des Gejeges vom 1. Oft. des einen bis 30. Scpt. des 
andern Jahres feſtgeſetzt wurde‘) 

Negel tft, day Brennereien mit Dampfapparat nicht abgefunden 
werden dürfen; unbedingt davon ausgejchloffen ſind aber Brennereien mit 
kontinuirlichen Apparaten. 

In Ziffer 8 Nr. ILL jind nähere Borjchriften über die Abfindungen der— 
jenigen Brennereien gegeben, welche mehlige Stoffe in Brennereien mit unmittel— 
barer Feuerung verarbeiten. Eine befondere Beachtung findet hiebei der jog- 
Lutterabtrieb, das Wienen, der Feinbrand. 

Da nemlich bei den Brenworrichtungen der einfachen Nonjtruftton auf den 
eriten Zug nur jog. Lutter (ichwacher, unbrauchbarer Branntwein) gewonnen 
wird, muß derſelbe überdeitillirt (gewient) werden. Diejes Wienen iſt abgabefrei, 
wenn dem Lutter fein Material beigemengt wird, weil der Berechnung der Ber: 
faufsabgabe ſtets die Ausbeute des wirklichen Alkohols zu Grunde gelegt wird. 

Unter Ziffer 8 Nr. IV werden die bejonderen Vorschriften für die Abfindung 
derjenigen Brennereren gegeben, welche nur nicht=mehlige Stoffe (mit Ausnahme 
der Melaſſe, Nüben und Nübenjaft) oder Abfälle der Biererzengung verarbeiten. 

Sie beziehen jih auf die Normalabtriebs: und Musbeutever- 
hältniſſe der verichiedenen Materialien. 

In Ziffer 8 Nr. V find die weiteren Betriebsvorichriften ( Abfindungs⸗ 
plan, Brennerei-Regiſter) gegeben, während unter Nr. VI die Anordnungen für 
die Behandlımg der Eleiniten Materialbrennereien gegeben find. 

Der $ 14 des Geſetzes von 1887 jchreibt die Anzeige eines Beſitz— 
wechſels jeder Brennerei vor. 

8 15 handelt von den Hausjuchungen, S 16 von der Verjährung der 
Verbrauchsabgaben binnen Zahresfrift, bei dDefraudirten Gefällen in drei Jabren. 

Die 88 17—38 enthalten die Beſtimmungen in Bezug auf die Beltrafung 
der Defraudation der VBerbrauhsabgaben, über die Ordnung 
trafen, Strafverjährung und Strafverfahren’) 

Nach der Bejtimmung in 8 39 des Gejeges iſt dev Neinertrag der 
Verbrauchsabgabe den einzelnen Bundesſtaaten nad) Mahgabe der matrı- 
fularmäßigen Bevölferung, mit welcher fie zum Gebiete der Branntweinſteuer— 
gemeinschaft gehören, zu überweisen. Für die Erhebung und Berwaltung 
der Abgaben werden den Bundesitaaten nach Maßgabe der vom Bundesrathe 
zu erlaffenden Beſtimmungen Bergütingen gewährt. °) 

Durch) 8 40 des Geſetzes von 1387 wurde das Gejeg vom 8. Juli 1868 
mit dem 1. Oft. 1837 in der ganzen Branntiveinitenergemeinjchaft mit den in 
den SS 41 bis 43 des Geſetzes von 1837 bezeichneten Aenderungen und Er: 
gänzungen jowie mit der Maßgabe in Kraft aclegt, dal; der Höchitbetrag der 
wegen Uebertretung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu verbängenden Geldſtrafe 
10000 DE. nicht übersteigen darf Außerdem wurde beſtimmt, dal; die in den 
einzelnen Bundesjtaaten bejtehenden Borjchriften wegen Gewährung von We 


2 Ebl. d. R. 1887 S. 614 
) Bu $ 26 wurde durch Geſeß vom 8, Juni 1891 nach dem orte „Ordnungöſtrafe“, 
der ey: „von einer ar gemacht, 
S. Abichnitt I 
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triebserleichterungen von den Landesregierungen aud) ferner in Geltung 
belafjen werden dürfen und nach näberer Beltimmung des Bundesrathes in 
anderen Staaten eingeführt werden dürfen. ') Da, wie bereit8 bei der Er: 
Örterung des Gejehes von 1853 erwähnt wurde, nur die landwirthichaftlichen 
Brennereien noch Maiichbottichitener Au entrichten haben, jo wurde in $ 42 
des Geſetzes von 1887 unter Ziffer I beſtimmt, daß in den gewerblichen 
Brennereien, d h. denjenigen, welche mehlige Stoffe verarbeiten, aber nicht 
zu deu landwirthichaftlichen gehören, oder welche Mifchungen aus mebligen und 
nicht mehligen Stoffen verarbeiten, jofern fie nicht unter 8 41 Ib fallen, aljo 
Melaſſe, Nüben oder Nübenjäfte verarbeiten, eine Erhebung der Maiſch— 
bottichjteuer nicht mehr ftattfinden jolle, daß dagegen von dem in 
diejen Brennereien bergeitellten Branntiwein ein Zuschlag zur Berbraud 
abaabe erhoben werde, welcher 0,20 ME. für das Liter reinen Alfohols beträgt. 
Hiebei wurde jolchen gewerblichen Brennereien, welche vor dem 1. April 1887 
bereit3 beitanden und nicht mehr als 10000 Liter Bottichraum in einem Tage 
bemaischen, für den Umfang ihres bisherigen Betrichs nach näherer Beſtimmung 
de3 Bundesrathes eine Ermäßigung des Zujchlages um 0,04 ME. für das Liter 
reinen Alkohols und wenn dieſelben mehr als 10000 Liter, aber nicht über 
20000 Liter Bottichraum bematjchen, eine Ermäßigung des Zujchlags von 
0,02 ME. gewährt.) Auf Preihefenbrennercien jollen dieje Nachläjje feine 
Anwendung finden. 

Außerdem fünnen auf Antrag auch andere, als gewerbliche 
Brennereien, welche nicht Melaſſe, Nüben oder Nübenjäfte verarbeiten, jeitens 
der Landesregierung von der Erhebung der Meaijchbottichiteuer freigelaſſen 
und dem BZujchlage untenvorfen werden. Wenn landwirthichaftlicdhe 
Brennereien hievon Gebrauch machen, welche Getreide verarbeiten, jo wird 
von Branntiwein, welcher in Brennereien hergejtellt wird, welche jährlich nicht 
mehr als 100 Heftoliter reinen Alkohols erzeugen, nur ein Zujchlag von 
0,12 Mk. und von Branntwein, welcher in Brennereien erzeugt wird, welche 
mehr als 100 Liter, aber nicht mehr als 150 Liter reinen Alkohols jährlich 
erzeugen, nur ein Zujchlag von 0,14 Mk. erhoben. 

Durch ein See vom 8. Juni 1891 Nr. 5°) wurde bier noch infofern 
eine Begünjtigung geichaffen, als in einem neuen Abjag 4 zu $ 42 bejtimmt 
wurde, daß, wenn Brennereien, welche der Materialfteuer unterliegende Stoffe ver 
arbeiten, den Zuſchlag entrichten wollen, diejelben, wenn fie in einem Jahre nicht 
mehr als 50 Liter reinen Alkohols erzeugen, nur einen Zujchlag von 0,08 Me. 
und wenn fie mehr als 50 Liter, aber nicht mehr als 100 Liter erzeugen, nur 
einen Zujchlag von 0,16 ME. für den Liter reinen Alkohols zu entrichten haben.*) 

Eine wichtige Aenderung der Ziffer 2 Abj. 1 in 8 42 des Geſetzes von 
1887 wurde durch Art. 2 Nr. 6 des Geſetzes vom 8. Juni 1891 für die 
landwirthichaftlichen Brennereien gemacht. Diejelben jollen, wenn fie an einem 
Tage mehr als 1500 Liter Bottichraum bematjchen und nur vom 16. Juni bis 
31. Augujt betrieben wurden, für dieſe Zeit, jtatt der Maijchjteuer, den 


', ©. hierüber das Nähere im Anfange diefes Abichnitts und die Amtsblätter der 
verschiedenen Bundesitaaten betr. die gewährten (Frleichterungen. 

2) Bundesrathsbeihluß v. 19. Dez. 1887, Ebl. d. R. 1887 S. 614. Hiernach ift auch 
in den treffenden Vrennereien ein ſog. Zufchlagfonto zu führen. 
) R. G. Bl. 1891 ©. 339. 
Die biezu vom Bundesrathe erlafienen Ausführungsbeitimmungen v. 2. Juli 1891 
find im Ebl. d. R. 1891 ©. 199 veröffentlicht. 
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nach Ziffer 1 Abi. 1 des $ 42 von den gewerblichen Brennereien zu zahlenden 
Zuſchlag zu entrichten haben. 

Eine gleiche Veftenerung joll eintreten, jofern fie innerhalb der Zeit vom 
1. September bis 15. Juni länger als während eines Zeitraumes von höchſtens 
8'/, Monaten betrieben werden, für den diejen Zeitraum überjchreitenden Betrieb. 

Abjag 2 in Ziffer II des S 42 enthält noch Beltimmungen über die Ent- 
richtung des Zuſchlages der landwirtbichaftlichen Brennereien, welche 
an einem Tage 10,000, jedoch nicht über 20,000 Liter Bottichraum bemaijchen, 
der 0,02 ME. und bei denen, welche mehr als 20,000 Liter Bottichraum be= 
maijchen, 0,04 ME. für 1 Liter reinen Alkohols betragen joll. 

In Ziffer Il des $ 42 iſt bejtimmt, daß die in den $S 11—39 des Ge 
jeges von 1887 binichtlich der Verbrauchsabgabe gegebenen Borjchriften auch 
auf den Zuschlag entiprechende Anwendung zu finden haben. 

Dagegen werden unter Ziffer IV des $ 42 auf die unter Ziffer I be 
zeichneten Brennereien die Beſtimmungen Des Gejeges von 1868 mit einigen 
Einjchränfungen und Erleichterungen in Anwendung gebracht. 

Durch 8 43 wird die im Gejege von 1868 vorgejchriebene Emreichung 
eines Grundriſſes auch auf die mit der Brennerei in Verbindung jtehen: 
den oder an diejelbe ummittelbar angrenzenden Näume ausgedehnt. 
Durch Ziffer 10 der vorläufigen Ausführungsbeitimmungen it noch Näheres 
über die Angabe der Nobhrleitungen bejtimmt. 

Ss 44 des Geſetzes von 1857, im dem der damalige Eingangszoll 
für Branntwein, Kognak, Arak und Rum fejtgejegt war, wurde durch Art. 3 
des Geſetzes vom 8. Juni 1891) dahin geändert, daß vom 1. Juli 1891 ab 
der Eingangszoll für Branntwein aller Art in Fäſſern 125 Mk. in Flaſchen, 
Krügen und anderen Verſchließungen 180 Me, für Liköre aber ebenfalls 
180 ME für 1U0 kg. beträgt. 

$ 45 des Geſetzes von 1887 handelt von der jogenannten Uebergangs— 
abgabe, welche zur Zeit mur noch von dem aus Luxemburg kommenden 
Branntwein 2c. erheben wird. 

Sn 8 46 Sind Uebergangsbeitimmungen enthalten, welche am 
1. Oltober 18857 in Kraft zu treten hatten. 

Wichtig iſt $ 47, in dem die Einführung des Geſetzes in den bisher nicht 
zur Branntiweinjtenergemeinjchaft gehörigen Bundesſtaaten nach deren Zuſtim— 
mung durch faiferliche Verordnung und die Berechnung des zu dem niedrigen 
Abgabenjage herzuſtellenden Brammtweins auf 3 Liter veinen Alkohols für den 
Kopf der bei der jedesmaligen legten Volkszählung ermittelten Bevölkerung diefer 
Staaten angeordnet 1t.?) 

In 848 wird schließlich dem Bundesrathe die Ermächtigung erteilt, für die 
Ucbergangszeit die nothwendigen Erleichterungen und Ausnahmebeſtimmungen ans 
zuordnen, und in $4I wird die Einführung dieſes Geſetzes in den Dobenzotler'jchen 
Landen durch farjerliche Verordnung beſtimmt, welche am 1. Dft. 1537 erfolgte °) 

Ter finanzielle Erfolg des Gejeges von 1857 blicb wicht aus; denn während 
von 1870 — 1886 37 die Brannweinſteuer nebſt Emgangszoll nur durchſchnitt— 
lic) 1,30 Mk. auf den Kopf der Bevölkerung betrug, Ttieg fie bereits 1857,88 
auf 2,32 Me. und betrug 1590/91 3,10 M. auf den Kopf der Bevölkerung. 


) R.G. Bl. 1891 S. 340. 

2; 5. 327 u. R.G.B. 1887 ©. 491, 487, 485 u. 489 wegen des Beitritts Bayerns, 

Württembergs, Badens und Hobenzollerns. 
R.G.Bl. 1887 ©. 489. 
Annalen des Deutſchen Neicit, 1893. 
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Abſchnitt VI. 
Befondere BVorfihriften für die Verwaltung und Erhebung 
der übrigen Reicdjsfteuern. 

Außer den Zöllen und Verbrauchsjtenern, welche nur im Deutichen Zoll: und 
Steuergebiete erhoben werden, beſtehen mehrere Neichsiteuern, deren Erhebung 
im ganzen Gebiete des Deutſchen Neiches ftattfindet, nämlich die Wechſel— 
ſtempel-, die Spielfartenjtempel-Stener und die Neichsitempelabgabe. 

1. Tie Wedjelitempelitener. 

Das Gejeg über die Wechjelitempeljteuer vom 10. Juni 1869 war urjprünglich 
nur fir den Norddeutſchen Bund gegeben worden, wurde aber mit 1. Januar 1871 in 
Württemberg,) Baden u. Heſſen füdl. des Wains Hohenzollern, Nam 1. Juli 1871 
in Bayern“) und am 15. Auguſt 1871 in Elſaß Lothringen“) nachträglich eingeführt. 

Das im Bundesgeſetzblatt von 1869 (©. 193) abgedruckte Geſetz vom 
10. Juni 1869 wurde durch ein Gejeh vom 4. Juni 1579 abgeändert, und 
zwar bezüglich der Beitimmungen m $ 2 und 3 wegen der Emführung der 
Markrechnung im Deutichen Reiche.“) 

Ebenjo erlitt die Bekanntmachung zur Ausführung des Gejeges vom 10. Juni 
1869, welche am 12. Dez. 1869 erlaſſen worden war,?) mehrere ſehr wejentliche 
Aenderungen. Die erſte Menderung erfolgte durch die Bekanntmachung vom 
23. Juni 1871, welche die ältere Bekanntmachung erſetzte.“) Durch eine jpätere 
Bekanntmachung vom 11. Juli 1873°) wurde jodann die Bekanntmachung von 1871 
bezüglich der Art und Weiſe der Verwendung der Stempelmarfen ($ 13 Wr. 2 
des Gef.) weientlich abgeändert. Letztere wurde aber ſchon wieder 1881 durch eine 
Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 16. Juli 1831 gemildert.'%) Außerdem 
wurde am 13. Dezember 1574 eine Bekanntmachung wegen der Ausgabe der 
auf Mark lautenden Wechjelitempelmarfen'') und am 12. November 1879 
eine die Berechnung der Wechſelſtempelabgabe von den in auferdeutjchen Währ: 
ungen ausgedrückten Wechſelſummen erlaſſen,“) welche wieder durch eine Be 
fanntmachung des Neichstanzlers vom 1. Februar 1832 abgeändert wurde.'*) 

Tas Neichsgejeg Über die Wechielitempelitener nebjt den hiezu von Reichs wegen 
erlafjenen Ausführungsbejtimmungen lautet — zur Zeit folgendermaßen.“) 

') Yundesgeiehbl. 1870 S. 654, 657 u. a. 1871 S. 63, 

) Bundesgeſeßbl. 1870 627, 650, 1871 S. 63. 

) Bundesgeiegbl. en 606, 

*) Bundesgefegbl. 1871 88, 

°) Geſetzbl. für Eliah- Lothringen 1871 &. 175. 

) Neichsgeiegbl. 1879 S. 151. 


6 
*) Bundesgelegbl. 1869 &. 691. 
„ Neichsgeiepbt. 1871 267. 


won 


) Neichsgeießbl. 1873 5. 295. 
10) Reichsgeſetzbl. 1881 S. 245. 
1) Reichsgeſeßbl. 1874 S. 148. 


9 Centralbl. des Reiches 1879 5. 663. 

8) Tie zum Gelege vom 10. Juni 1869 in den einzelnen Bundesitaaten erlaſſenen Aus: 
führungsbeitimmungen, insbelondere auch wegen des Verfahrens bei Hebertretungen, hat Dover 
in jenem Kommentar von 1871 und Yendheder in feinem Zammelmwerfe über die Zölle und 
indirelten Stenern im Reichslande Eiah- Yorhringen auf 3. 470 ff. ausführlich zufammengeftellt. 

4, Gentralbl. des Neiches 1882 5. 26. 

>, Ziche a. hierüber „Annalen“ 1879 S. 63, 1011; 1871 ©. 377, 1876 ©. 81 umd 
Yaband Annalen 1873 S. 467 u. 497. 

Saupp, Tas Neichsgeieß über die Wechieljtempeliteuer. Berlin 1886. GCommentar 
mit vichterlichen Enticheidungen. in Nborud des Geſetzes, wie es ſich mit den erwähnten 
Aenderungen darſtellt, wird wohl jedem erwünſcht ſein. 
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Reichs-Geſetz betreffend die Wechſelſtempelſteuer 


vom 10. Juni 1869 nebſt den Ausführungsbeſtimmungen und den Aenderungen bis zum 
Jahre 1885 

8 1. Gezogene und eigene Wechſel unterliegen im Gebiete des Deutſchen Reiches 
einer nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu erhebenden, zur Reichskaſſe fließenden Abgabe. 

Von der Stempelabgabe befreit bleiben: 

1. die vom Auslande auf das Ausland gezogenen, nur im Auslande 
zahlbaren Wechjel ; 

2. die vom Inlande auf das Ausland gezogenen, nur im Auslande und 
zwar auf Sicht oder jpätejtens umerhalb zehn Tagen nad) dem Tage 
der Ausjtellung zahlbaren Wechjel, ſofern fie vom Ausſteller direkt 
in das Ausland remittirt werden.') 

8 2 Die Ztempelabgabe beträgt: 
von einer Summe von 200 ME. umd weniger 0,10 ME. 

a 5 „ Über 200 „ bis 400 ME. 0,20 
" " ” 2 4 00 " „ 600 " 0, 30 
Ar Se R BO BON. 040 , 
ni R 800 „ ‚1000 ,„ 0,50 
und von jedem ferneren 1000 Mk. der Summa 0,50 Mi. mehr, dergeitalt, 
dab jedes angefangene Tauſend für voll gerechnet wird. 

8. 3. Die zum Zwecke der Berechnung der Abgabe vorzunehmende Um: 
rechnung der in einer anderen als der Neichswährung ausgedrücdten Summen 
erfolgt, joweit der Bundesrat nicht für gewiſſe Währungen allgemein zum 
Grunde zu legende Mittelwerthe feſtſetzt und bekannt macht, nach Maßgabe 
des laufenden Kurſes.?) 


Ausfübrungs-VBeitimmung zu 83. 
Behufs Umrechnung der in einer anderen als der Reichswährung ausgedrüdten 
Summen zum Zmwede der Berechnung der Wechſelſtempelſteuer, bezw. der Reichsſtempel— 
abe von ausländischen Aktien, Renten- und Schuldverichreibungen werden für Die nach 
ftehend bezeichneten Währungen Die dabei bemerkten, allgemein zu Grunde zu legenden 
eg bis auf Weiteres fejticht: 
1 füddeuticher Gulden, ſowie ein Gulden niederländticher Währung 1,70 ME. 


[2 


ER Dal. 4: ee ee 1,50 
- öfterreichiicher Gulden (Zilber oder Papier) . . 2.2.22... 1,70 „ 
Pfund Sterling . . tan 20,40 „ 
ranf, Yira, finnische Mark, waniſche Wefetn Gold ee 0,80 „ 
1 ipaniicher WARNT ar ee a N 4,00 „ 
100 ſpaniſche Reaalen. 21,00 „ 
1’portugiefiicher Milveis - >: > on m onen 0 
1 türtiſcher Blaher. 4 2 5 2 2 ea ec ne DR, 
2 eumänticher Bifler - - - >»: 2 2 2 ne ee nenn 0,30 „ 
1 rumäniſcher Yen - - - - 2» - = 2 en a FR 
1 polniiher Gulden... . - ee een ABB: 
1 ruſſiſcher Sitberrubel - > > 2 22m mn I IRB 
1 rufliicher Boldrubel . © > 2 2 2 nn. ee ee - 5 
100 ichwediiche, norwegiſche oder © dänifche Kronen : 22.2... 1250 „ 
- däniſcher Nilsdaler - - : 2:2 Hmm FT 
1 fchwedifcher ilahaler:'; .. 4-5: 5 5 woher ern RIED 5 
L- Spezies Rilsdaler - . - >» > > ren der ee Se ce 
1 ameritaniſcher NE ne —— 4,25°) „ 


Bundesgeſehbl. 1869 5. 193, 
s Reichsgeſeß vom 4. uni 1879. Meichsgejehbl. 1879 5. 151. 
’, Gentralbl. des Meiches von 1882 2. 26. Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 
8; Febr. 1882, 





99% 


340 v. Aufieß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches, 


s 4" Für die Entrichtung der Abgabe find der Reichskaſſe jämmtliche 
Berjonen, welche an dem Umlaufe des Wechjels im Bundesgebiete Theil ge 
nommen haben, jolidarijch verhaftet. 

5 5 Als Theilnehmer an dem Umlaufe eines Wechjels wird hinfichtlich 
der Steuerpflichtigfeit angejehen: Der Aussteller, jeder Unterzeichner oder Mit— 
unterzeichner eines NMeceptes, eines Indojjaments oder einer anderen Wechiel- 
erklärung, und Jeder, der für eigene oder fremde Nechnung den Wechjel 
erwirbt, veräußert, verpfändet oder als Sicherheit annimmt, zur Zahlung 
präjentirt, Zahlung darauf empfängt oder leiftet, oder Mangels Zahlung 
Brotejt erheben läßt, ohne Unterjchied, ob der Name oder die Firma auf den 
Wechſel geiegt wird oder nicht. 

$ 6. Die Entrichtung der Stempelabgabe muß erfolgen, ebe ein inläne 
discher Wechjel von dem — ein ausländiſcher Wechſel von dem erſten 
inländiſchen — (S 5) aus den Händen gegeben wird. 

Ss 7. Dem Ausjteller eines inländiſchen Wechſels und dem erſten inlän⸗ 
diſchen Inhaber eines ausländischen Wechſels it geitattet, dem mit einem ins 
ländischen Indoſſament noch nicht verjchenen Wechjel vor Entrichtung der 
Stempelabgabe lediglich zum Zwede der Annahme zu verjenden und zur Ans 
nahme zu präjentiren. Der Acceptant eines unverſteuerten Wechiels iſt ver: 
pflichtet, vor der Rückgabe oder jeder anderweiten Aushändigung des Wechſels 
die Verſteuerung desjelben zu bav:rfen. 

Wird jedoch ein nicht zum Umlauf im Bundesgebiet beftimmtes Eremplar 
eines, im mehreren Eremplaren ausgefertigten Wechſels zur Einholung des 
Acceptes benußt, Jo bleibt der Acceptant von der Verpflichtung zur Berjteuer- 
ung befreit, wenn die Rückſeite des acceptirten Eremplars vor der Rückgabe 
dergeitult dDurchfreuzt wird, daß dadurch die weitere Benugung desjelben zum 
Indoſſiren ausgeichloffen wird. 

SS Wird derſelbe Wechjel in mehreren, im Stonterte als Prima, 
Sefunda, Tertia u ſ. w. bezeichneten Gremplaren ausgefertigt, jo iſt unter 
Diejen dasjenige zu versteuern, welches zum Umlaufe beſtimmt iſt. 

8 9. Außerdem unterliegt der Berftenerung jedes Erempfar, auf welches 
eine Wechſelerllärung — mit Ausnahme be Acceptes und der Nothadrejjen 
— gejegt iſt, die nicht auf einem nach X Vorſchrift dieſes Geſetzes verſteuerten 
Exemplare ſich befindet. Die Verſteuerung muß erfolgen, ehe das betreffende 
Gremplar von dem Ausſteller der, die Stempelpflichtigkeit begründenden 
Wechſelerklärung, oder, wenn legtere im Auslande abgegeben ijt, von dem 
erjten inländischen Inhaber aus den Händen gegeben wird. 

Soll ein unverſteuertes Wechjelduplifat obne Auslieferung eines ver 
jteuerten Eremplars desjelben Wechjels bezahlt vder Mangels Zahlung prote 
jtirt werden, jo ıjt die Beſteuerung desjelben zu bewirken, che die Zahlung 
oder Broteitaufnabme jtattfindet. 

Der Beweis des Vorhandenſeins eines verjtenerten Wechjeldupfifats oder 
des Einwandes, dal Die auf ein unverſteuertes Exemplar gejegte Wechſel— 
erklärung auf einem veritenerten Tuplifate abgegeben jei, oder dab bei Be 
zablung eines umverjteuerten Duplifares auch ein verjteuertes Exemplar aus: 
geliefert jei, Liegt Demjenigen ob, welcher wegen unterlafjener VBerjteuerung 
eines Wechjelegemplars in Anjpruch genommen wird. 


') Die SS 429 des Gefehes vom 10, Juni 1869 find nicht geändert worden, fiche 
Bundesgeiehbl. 1869 5. 194— 199. 
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8 10. Die Bejtimmungen im $ 9 finden gleichmähtg auf Wechjel:-Ab- 
jchriften Amvendung, welche mit einem Original-Indoſſamente, oder mit einer 
anderen urjchriftlichen Wechjelerflärung verjchen find. Jede jolche Abjchrift wird 
hinsichtlich der Beitenerung einem Duplikate desjelben Wechſels gleichgeachtet. 

8 11. Sit die in den SS 6 bis 10 vorgeichriebene Berftenerung eines 
Woechiels, eines W Wechſelduplikates oder einer Wechſelabſchrift unterlafjen, ſo 
iſt der nächſte, und, jo lange die Verſteuerung nicht bewirkt iſt, auch jeder 
fernere inländische Inhaber verpflichtet, den Wechjel zu veriteuern, ehe er den— 
jelben auf der Vorder- oder Rückſeite unterzeichnet, veräußert, verpfändet, zur 
BZablung präjentirt, Zahlung darauf empfängt oder Leijtet, eine Quittung 
darauf ſetzt, Mangels Zahlung Proteſt erheben läßt vder den Wechſel aus 
den Händen gibt. Auf die von den Vordermännern verwirkten Strafen hat 
die Entrichtung der Abgabe durch einen jpäteren Inhaber feinen Einfluß. 

12. Der VBerwahrer eines zum Acceepte verfandten ımverjteuerten 
Wechjeleremplars wird, wenn er dasielbe gegen Vorlegung eines nicht ver: 
ſteuerten Eremplars (oder einer nicht verjtenerten Kopie) desjelben Wechſels 
ausliefert, für die Stempelabgabe verhaftet und verfällt, wenn diejelbe nicht 
entrichtet wird, in die im $ 15 beſtimmte Strafe. 

S$ 13. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe wird erfüllt: 

1. durch Ausitellung des Wechjels auf einem mit dem erforderlichen 

Reichsſtempel verſehenen Blanfet, oder 

2. durch V serwendung der erforderlichen Neichsitempelmarfe auf dem Wechſel, 

wenn hierbei die von dem Bundesrathe erlafjenen und befammt gemachten 

Vorichriften über die Art umd Were der Berwendung beobachtet werden find. 


Ausführungs:- Beltimmung zu 8 18. 

In Bezug auf die Art der Verwendung der Neihsitempelmarten zu 
Wechſeln und den dem Wechſelſtempel unterworfenen Anweiſungen u. ſ. mw. S 24 des Ge 
feßes vom 10. „Juni 1869) jind nachfolgende Worichriften zu beobachten: 

1. Tie den erforderlichen Stenerbetrag daritellenden Marten find auf der Nüdjeite 
der Urkunde, und zwar, wenn die Rückſeite noch unbejchrieben ift, unmittelbar 
an einem Rande derielben, andernfalls unmittelbar unter dem lebten Vermerke 
Indoſſament u. ſ. w.) auf einer mit Buchſtaben oder Ziffern nicht beichriebenen 
oder bedrudten Stelle aufzufleben, 

Tas erite inländische Indoſſament, welches nach der Kaſſirung der Stempel— 
marke auf die Rückſeite des Wechſels geſetzt wird, beziehungsweiſe der erſte ſonſtige 
inländiſche Vermerk it unterhalb der Marke niederzuſchreiben, widrigenfalls Die 
lehtere dem Niederſchreiber dieſes Indoſſaments, beziehungsweiſe Vermerks und 
deſſen Nachmännern gegenüber als nicht verwendet gilt. Es dürfen jedoch die 
Vermerke „ohne Proteſt“, „ohne Koſten“ neben der Marke niedergeſchrieben werden. 

Dem inländiſchen Juhaber. welcher aus Verſehen ſein Indoſſament auf den 
Wechſel geſetzt bat, bevor er die Marke aufgeklebt hatte, it geftattet, vor der 
Weitergabe des Wechiels unter Durchſtreichung dieſes Indoſſaments die Marte 
unter dem lebteren aufzufleben. 

2. In jeder der einzelnen aufgellebten Marten muß das Tatum der Verwendung 
der Marke auf dem Wechſel, und zwar der Tag und das Jahr mit arabiichen 
Ziffern, Der Monat mit Buchſtaben mittels deutlicher Schriftzeichen, ohne jede 
Raſur, Turchitreichung oder Ueberſchrift, an der durch den Vordruck bezeichneten 
Stelle niedergeichrichen werden. Allgemein übliche und verständliche Abkürzungen der 
Monatsbezeichnung mit Buchitaben ſind zuläſſig 3. 8.7. Sept. 1881, 8. Oft. 1882. 

3. Bei Ausstellung des Wechlels auf einem geitempelten Blanfet kann der an dem 
vollen geſetzlichen Betrage der Steuer etwa noch fehlende Theil durch vorschrifts- 
mäßig zu verwendende Stempelmarken ergänzt werden. 

.  Stempelmarfen, welche nicht in der vorgeichriebenen Weile verwendet worden 
iind, werden als nicht verwendet angeiehen iS 14 des GHelches)." 


9 Bekanntmachung des MNeichstanzlers vom 16. Juli 1881, Reichsgeſetzbl. 1881 S. 245, 
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8 14. Stempelmarfen, welche nicht in der vorgejchriebenen Weiſe ver: 
wendet worden jind, werden als nicht verwendet angejehen. 

$ 15. Die Nichterfüllung der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempel- 
abgabe wird mit einer Geldbuße bejtraft, welche dem fünfzigfachen Betrage der 
hinterzogenen Abgabe gleichfommt. 

Diefe Strafe it befonders und ganz zu entrichten von Jedem, welcher 
. der nach den 88 4-12 ihm obliegenden Berpflichtung zur Entrichtung der 
Stempelabgabe nicht rechtzeitig genügt hat, ingleichen von imländischen Maklern 
und Unterhändlern, welche wiljentlich unverjteuerte Wechjel verhandelt haben. 

Die Verwandlung einer Geldbuße, zu deren Zahlung der Verpflichtete 
unvermögend ift, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht ſtatt. Auch darf zur 
Beitreihung von Geldbußen ohne Zuſtimmung des Verurtheilten, inſofern dieſer 
ein ee ift, fein Grundſtück ſuübhaſtirt werden. 


8 16. Der Acceptant eines gezogenen und der Ausiteller eines trodenen 
Wechiels fünnen daraus, daß der Wechjel zur Zeit der Annahme-Erflärung, 
beziehungsweile der Aushändigung, mangelhaft geweien ſei, feinen Einwand 
gegen die geieglichen Folgen der Nichtverjtenerung desjelben entnehmen. 

$ 17. Wechſelſtempel-Hinterziehungen (S 15) verjähren in fünf Jahren, 
von dem Tage der Ansitellung des Wechjels an gerechnet. Die Verjährung 
wird durch jede auf Verfolgung der Dinterziebung gegen den Angejchuldigten 
gerichtete amtliche Dandlung unterbrochen. 


S 18. In Betreff der Feſtſtellung, Unterſuchung und Entſcheidung der 
Wechſelſtempel-Hinterziehung und der Vollſtreckung der Strafe, ſowie in Betreff 
der Strafmilderung und des Erlaſſes der Strafe im Gnadenwege kommen die 
Vorſchriften zur Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen Ver— 
gehen gegen die Zollgeſetze — in den von der gemeinſchaftlichen Zollgrenze 
ausgejchlojjenen Bezirken aber das Verfahren wegen Bergehen gegen die 
Stempelgeſetze — beftimmt. 

Die im 8 15 vorgeſchriebenen Geldbuüßen fallen dem Fiskus desjenigen 
Staates zu, von deſſen Behörden die Strafentſcheidung erlaſſen iſt. 

s 19. Jede von einer nach 8 18 zuſtändigen Behörde wegen Wechſel— 
jtempel-Dinterziehung einzuleitende Unterfuchung und zu erlaſſende Strafent- 
jcheidung kann auch auf diejenigen Inhaber des Wechjels, welche anderen 
Bundesitaaten angehören, ausgedehnt werden. Die Strafvollitredung iſt 
nöthigenjfalls durch) Requiſition der zuftändigen Behörden und Beamten des 
Staates zu bewirken, im deſſen Gebiete die Vollſtreckungsmaßregel zur Aus: 
führung kommen joll 

Die Behörden und Beamten der Bundesſtaaten jollen ſich gegenjeitig 
thätig und ohne Verzug den verlangten Beiſtand in allen gejeßlichen Mahregeln 
leiften, welche zur Entdeckung oder Beltrafung von Wechſelſtempel-Hinterziehungen 
dienlich Sind. 

$ 20. Die in den emzelnen Staaten des Bundes mit der Beauflichtigung 
des Stempehvejens beanftragten Behörden und Beamten ') haben die ihnen 
obliegenden Verpflichtungen mit gleichen Befugniſſen, wie fie ihnen binfichtlich 
der nach den Landesgejegen zu entrichtenden Stempelabgaben zuitchen, auch 
binfichtlich der Reichsitempelabgabe wahrzunehmen, 


In Bayern die Rentämter und Fisékalate Der Mreisregterumgen, in den anderen 


Yändern die Zoll- und Steuerbehörden. 
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8 21. Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats: oder 
Kommunalbehörden und Beamten, denen eine richterliche oder Polizeigewalt 
anvertrant ift, jowie die Notare und andere Beamte, welche Wechjelprotefte 
ausfertigen, die Verpflichtung. die Beiteuerung der bei ihnen vorfommenden 
Wechſel und Amverungen von Amtswegen zu prüfen und die zu ihrer Kenntniß 
kommenden Zuwiderhandlungen gegen dieſes Gejeh bei der nach $ 18 zu: 
ftändigen Behörde zur Anzeige zu bringen. Notare, Gerichtsperjonen und 
andere Beamte, welche Wechjelprotejte ausfertigen, find verbunden, ſowohl in 
dem Proteite, als in dem über die Protejtation etwa aufzunchmenden Proto- 
folle ausdrücdlich zu bemerken, mit welchem Stempel die protejtirte Urkunde 
verjehen, oder daß jie mit einem Reichsſtempel nicht verſehen iſt. 

s 22. Der Kaiſer iſt ermächtigt, wegen der Anfertigung und des Debits 
der Neichsjtempelmarfen ) und gejtempelten Blanfets, jowie wegen der Ber 
Dingungen, unter welchen für verdorbene Stempelmarfen und Blanfets Er- 
ftattung zuläſſig it, die erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen.“ 

$ 23.°) Statt deſſen 1. 8 275 des Neichsftrafgejegbuchs. 

Mit Gefängniß nicht unter drei Monaten wird beitraft, wer 

1. wiſſentlich von faljchem oder gefäljchtem Stempelpapier, von faljchen 
oder gefälichten Stempelmarfen, Stempelblanfeten, Stempelabdrüden, 
Poſt- oder Telegraphen-Freimarken oder gejtempelten Brieffouverts 
Gebrauch macht, 

2. unechtes Stempelpapier, unechte Stempelmarfen, Stempelblanfete oder 
Stempelabdrücde für Spielkarten, Bälle, oder jonjtige Druckjachen oder 
Schriftſtücke, ingleichen wer unechte Poſt- oder Telegraphen-Freimarken 
oder gejtempelte Brieffouverts in der Abſicht anfertigt, fie als echt zu 
verwenden, oder 

3. echtes Stempelpapier, echte Stempelmarfen, Stempelblanfete, Stempel: 
abdrüde, Poſt- oder Telegraphen-Freimarken oder geſtempelte Brief 
fouverts in der Abſicht verfäljcht, Tie zu einem Höheren Werthe zu 
verwenden. 

2. 8 276 des Neichsitrafgejeßbuches. 

Wer wifjentlich jchon einmal zu jtempelpflichtigen Urkunden, Schrift 
jtüden und Formularen verwendetes Stempelpapier oder jchon einmal 
verwendete Stempelmarfen oder Stempelblanfete, ingleichen Stempel- 
abdrücke, welche zum Zeichen jtattgehabter Verſteuerung gedient haben, 
zu jtempelpflichtigen Schriftjtücen verwendet, wird, außer der Strafe, 
welche durch die Entziehung der Stempeljtener begründet iſt, mit Geld: 
Strafe bis zu ſechshundert Mark bejtraft. 

3. 8 364 des Neichsitrafgeießbuches. 

Mit Gelditrafe bis zu einbundertfünfzig Mark wird beitraft, wer 
wiljentlich jchon einmal verwendetes Stempelpapier nach gänzlicher 
oder theilweiſer Entfernung der daranf gejeßten Schriftzeichen oder 
ichon einmal verwendete Stempelmarfen, Stempelblanfete oder aus— 
geichnittene oder ſonſt abgetrennte Stempelabdrüde der im S 276 
bezeichneten Art veräußert oder feilbält. 

Der Verkauf wird von den Poſtanſtalten beforgt. 

2) Weber die Eritattung für verdorbene Marten u. Blantets 1. Gaupp a.a.C. S. 35. 

5, Diefer Baragraph des Gefehes vom 10. uni 1869 it durch den S 2 des Ein 
führungsgeleßes zum Strafgefeßbuche vom 31. Mai 1870 Bundesgeſetzbl. 1870 ©. 195) 
- aufgehoben und treten an Stelle desielben die SS 275, 276 u. 364 des Neichsitrafgeleh- 

Erbes von 1876. Reichsgeſetzbl. 1876 S. 92 fr.) 
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$ 24. Die Vorichriften diejes Geſetzes kommen gleichmäßig zur An— 
wendung auf die an Ordre lautenden Zablungsveriprechen (Billets a Ordre) 
und die von Naufleuten oder auf Kaufleute ausgejtellten Anweiſungen 
(Alignationen) jeder Art auf Geldauszablungen, Afkreditive und Zahlungs— 
aufträge, gegen deren Borzeigung oder Auslieferung die Zahlung gelcijtet 
werden joll, ohne Unterjchied, ob Ddiejelben in ‚Form von Briefen oder im 
anderer Form ausgeitellt werden. 

Befreit von der Stempelabgabe find: 

1. Die itatt der Baarzahlung dienenden, auf Zicht zahlbaren Plaß- 
amvenumgen und Checks (d. i. Anweiſungen auf das Guthaben des 
Ausitellers bei dem die Zahlungen desjelben bejorgenden Bankhauſe 
oder Geldinjtitute), wenn ſie ohne Accept bleiben; andernfalls muß 
die Berjtenerung erfolgen, ebe der Necceptant die Platzanweiſung oder 
den Check aus den Händen aibt. 

In welchen Fällen auch Anweiſungen, die an einem Nachbarorte des 
Ausitellungsortes zablbar find, den Platzanweiſungen gleichgeachtet werden 
jollen, beſtimmt der Bundesrath nac) Maßgabe der drtlichen Verhältniſſe. 

2. Aftreditive, Durch welche Lediglich einer beſtimmten Perſon ein nur 
im Maxrimalbetrage begrenzter oder unbejchränfter, nach Belicben zu 
benugender Kredit zur Verfügung geitellt wird; 

3. Banfnoten und andere auf den Inhaber lautende, auf Sicht zahlbare 
Anweiſungen, welche der Ausiteller auf ſich jelbit ausitellt. 


Ausfübrungs- Beltimmung zu 8 24) Wr 1. 

Die nachitehend je unter einer Nummer aufgeführten Pläße werden in jofern als ein 
Platz betrachtet, daß die an dent einen ausgeftellten und an dem anderen zahlbaren An- 
weiſungen in Bezug auf die MWechlelitempelabgabe als Platzanweiſungen zu betrachten find: 
. Hamburg und Altona, 

. Magdeburg, Sudenburg, Buckau und Neuftadt, 
. Elberfeld und Barmen, 
. NHachen und Wurticheid, 
Frankfurt a. M. und Bodenbeim, 
. Saarbrüden und St. Johann, 
Ernſtthal und Hohenſtein, 
.Annaberg und Buchholz, 
Bremerhafen und Geeſtemünde, 

10. Stuttgart und Kannſtadt, 

11. Um und Neu⸗lllm, ; 

12. Mannheim und Yudwigshafen, 

13. Regensburg und Stadtamhof, 

14. Nürnberg und ‚Fürth, 

15. Mainz und Kaitel. 

Nach den Bundesratbsbeichlüffen vom 14. u. 19. Juni 1871?) gelten auch Aichaffen- 
burg und Damm, Ottenjen und Neumünster mit Hamburg und Altona, Mainz und Kaſtel, 
Mainz und Zablbad), Tarmitadt und Beſſungen jelbitveritändlich je als ein Platz. 


8 25. Die in den Staaten des Morddeutichen Bundes beftchenden 
Stempelabgaben von Wechjeln, Anweiſungen und dieſen gleichgeitellten Papieren 
(8 24) werden aufgehoben. Auch von den auf Wechiel oder Anweiſungen und 
Diejen gleichitellte Papiere gejegten Indoſſamenten, Giros und anderen Wechjel- 
erflärungen, Quittungen und jonjtigen auf die Leiftungen aus dem Wechjel 
bezüglichen VBermerfen dürfen landesgejegliche Stempelabgaben nicht weiter er— 
hoben werden. 
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') Bekanntmachung vom 23. Juni 1871. ——— 1871 S. 269. 
”, 8 328 u. 362 des Wundesratbsprot. von 1871 
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26. Subjektive Befreiungen von der Reichsſtempelabgabe finden nicht ſtatt. 

Für die Aufhebung der in den einzelnen Staaten des Bundes beitehenden 
jubjeftiven Befreiungen von der Wechjelitempeljtener, welche auf läjtigen Privat: 
rechtstitelm beruhen, wırd, joweit diejelben nach den Yandesaejegen nicht ohne 
Entichädigung aufgehoben werden fünnen, aus der Reichskaſſe Entſchädigung 
geleitet. Sind in den der Befreiung zu Grunde liegenden Verträgen, Spezial 
privilegien und jonjtigen Nechtstiteln Bertimmungen über die Art und Höhe 
der Entichädigung enthalten, jo behält es dabei jein Beenden. 

Anderenfalls wird bis zum Erlöjchen der Befreiung dem Berechtigten der 
Stempelbetrag, welchen er nach Borjchrift dieſes Geſetzes entrichtet bat, auf 
Grund perivdiicher Nachweifung aus der Reichskaſſe erjtattet. Die Aufitellung 
umd Prüfung der periodischen Nachweiſungen erfolgt nach den von dem Bundes: 
rathe hierüber zu erlafienden näheren Anordnungen. 

Für Stempelbeträge, deren Erjtattung der Berechtigte von anderen Theil 
ntehmern am Umlaufe des Wechjels oder von jeinen Nlommittenten zu fordern 
hat, wird in feinem Falle aus der Reichskaſſe Entſchädigung gewährt. 


GFrläuterung zu 8 26. 

Diejenigen, welche in Bayern von der Wechfetfteneiteue auf Grund Läftiger 
Privatrechtstitel befreit und nach Maßgabe der Beſtimmungen im 8 26 des Geſetzes Er— 
ftattung der von ihnen fortan entrichteten Wechfelitempelbeträge aus der Bundestalle in 
Anspruch zu nehmen berechtigt ind, haben zuerit bis zum 15. Oft. d. Is. und ferner für 
jedes Vierteljahr bis zur Mitte des darauffolgenden Monats eine Nachweiſung der in den 
verfloffenen drei Monaten von ihnen entrichteten Wechielftempelbeträge, deren Gritattung 
begebrt wird, dem WKeichstanzleramte einzureichen. Tie Nachweilung muß ein ivezielles Ber: 
zeichniß dev zu eritattenden Abgabenbeträge, eine genaue Bezeichnung der Wechſel, wofür 
dieſelben entrichtet Tind, und die Angabe der Figenichaft, in welcher der Antragſteller an 
dem Umlaufe derielben im Bundesgebiete Theil genommen hat, ſowie die Verficherung ent: 
halten, daß der Antragiteller die Erſtattung des Stemvelbetrages von anderen Theilnehmern 
am Umlaufe des MWechiels oder von Kommittenten wicht zu fordern babe. 

Es wird vorbehalten, nach Bewandtnik der Umſtände andere Friſten zur Vorlegung 
der periodischen Nachweiſungen zu beitimmen, 

Der Antragiteller bleibt verpflichtet, jede weitere zur Prüfung und Juſtifizirung der 
in die Nachweiſung aufgenommenen Beträge erforderliche Auskunft dem Bundesrathe oder 
den von demielben beauftragten Behörden oder Weamten zu ertbeilen. 

Bei Einreichung der erſten Nachweiſung iſt zugleich der Anſpruch auf Entſchãdigung 
ſelbſt durch Angabe des läſtigen Privatrechtstitels, worauf die bisherige ſubjeltive Befreiung 
von der Wechſelſtempelſteuer beruht, unter Vorlegung der Beweismittel zu begründen. 


8 27. Jedem Bundesſtaate wird von der jährlichen Einnahme für die 
in jenem Gebiete debitirten Wechſelſtempelmarken und gejtempelten Blankets 
bis zum Schluſſe des Jahres 1871 der Betrag von 36 Prozent, bis zum 
Schluſſe des Jahres 1873 der Betrag von 24 Prozent, bis zum Schluſſe des 
Jahres 1875 der Betrag von 12 Prozent und von da ab dauernd der Be: 
trag von 2 Prozent aus der Reichskaſſe gewährt. 

$ 28. Die zur Ausführung diejes Geſetzes nötbigen Beſtimmungen werden 
vom Bundesrathe getroffen. *) 

$ 29. Dies Gejeg tritt mit dem 1. Januar 1870 in Kraft. In Betreff 
aller vor diefem Tage ausgeftellten inländiichen vder von dem erſten imländijchen 
Inhaber aus den Händen gegebenen ausländischen Wechſel kommen noch die 
bisherigen landesgejeglichen Borjchriften zur Amvendung.") 


1 


) Bet intmachung vom 23. uni 1871 Meichsgeſetzbl. 1871 2. 26%. 

*) Siehe die Erwähnung derielben in der Ginleitung. 

», Die Zufammenitellung des Geſetzes über den Wechſelſtempel mit den neueren 
Beſtimmungen geſchah zu dem Zwecke, um eine beſſere Ueberſicht zu gewinnen. 
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2. Spielfartenitempel. 


Nach den früberen Zollvereinsverträgen (vom 22. März 1833 ') Art. 7, 
9 10.) waren Spielfarten von dem freien Verfehre unter den Vereinsſtaaten 
ausgeichlojien. Im Schlußprotofoll Nr. 5 zum Vertrage vom 4. April 1853 *) 
wurde den Staaten, in welchen Verbote und Bejchränfungen nicht beitanden, 
freigeftellt, jolche zu erlaffen. Der Vertrag vom 16. Mat 1865 °) hält dieſe 
Verbote und Beſchränkungen in Art. 7 und 9 aufrecht. Im dem Vertrage 
von 8. Juli 1867 *) wurde das Verbot oder der Ausſchluß vom freien Ber: 
fchre weggelafien und im Schlußprotofolle hiezu unter Nr. 3 beitimmt, daß 
der Wegfall des Verbotes die Erhebung einer Stempelgabe von den aus 
anderen VBereinsjtaaten oder dem Bereinsauslande eingehenden Spielkarten 
jeitens der Negierungen nicht ausjchließe, und daß bei dem Uebergange in 
Staaten, in denen ſolche bejtehen, die Uebergangsſcheinkontrole jtattfinde. Im 
Preußen war die Spielfartenfabrifation längere Zeit Monopol, welches erit durch 
eine Verordnung vom 16. Juni 18383 °) aufgehoben, dagegen aber eine Kontrole 
der Fabriken und eine Stempelabgabe eingeführt wurde. Auf den nämlichen Grund- 
fägen berubte das Preußiſche Gejeg vom 23. Dezbr. 1867.%) Aber auch in allen 
übrigen Bereinsitaaten Dentichlands bejtand eine Spielfartenjtempelabgabe, mit 
Ausnahme des im Jahre 1870 einverleibten Neichslandes Eljah-Lothringen. 


Am 4. Juni 1877 hatte nun Preußen beim Bundesrathe den Antrag 
auf Berufung einer Kommiſſion von Sachverjtändigen der Bındesitaaten ge— 
jtellt, um die Frage wegen Einführung einer Reichsitempel- und Erbichafts- 
ſteuer an Stelle der gleichartigen Abgaben der Bundesſtaaten zu erörtern. *) 
Nachdem am 25. Juni 1877 der Bundesrath einen entjprechenden Beſchluß 
gefaßt hatte, *) trat die Kommiſſion jofort zujammen und erjtattete am 4. Oft. 
1877 ausführlich Bericht”) Die Bundesrathsausichüfie bearbeiteten hienach 
einen ejegentwurf betreffend die Erhebung von Neichsjtempelabgaben und 
einen zweiten betreffend den Spielfartenftempel und legten ihn am 1. Dezbr. 
1877 dem Bundesrathe zur Beichlußfaflung vor.') Am 2. Februar 1878 
wurde den beiden Gejegentwürfen mit einigen Aenderungen die Zuſtimmung 
des Bundesrathes ertheilt '') und erfolgte deren Vorlage an den Neichstag. 
Nachdem bei diefem nur das Geſetz betreffend den Spielfartenjtempel die Ge— 
nchmigung erhalten hatte, wurde dasjelbe am 3. Juli 1878 publizirt und trat 
am 1. Januar 1879 in Straft. '?) 


Mit diefem Tage war der Verkehr mit Spielfarten im ganzen Reichs: 
gebiete frei und durften Landesitempelabgaben von denjelben nicht mehr erhoben 
werden. 


Bd. 1 der Verträge S. 3. 
Bd. IVa.a. O. S. 39. 
Bd. Va. a. O. S. 4. 
Bd. Va.a. O. >. 104. 

) Breuß. Geſeßſammlung 1838 S. 370. 

a. a. ©. 1868 S. 19 u. 21. 

) Drudi. d. Bundesraths 1877 Nr. 91. 

S 328 des Wrot, 1877. 

‚ Drudi. d. Bundesraths 1877 Nr. 98. Pr 
'», Nr. 117 der Bundesrathsdrudiachen von 1877. 

8 82 des Prot. von 1878. 

2) R. G. Bl. 1878 5. 133 ff. 


zes en a ya uw - 


Uebrige Reichsitenern. Spielkartenſtempel— 347 


Die Abgabe ſelbſt beträgt für jedes Kartenſpiel von 36 oder weniger 
Blättern 30 H, für jedes andere Spiel 50 5. 


Das Geſetz enthält Bertimmungen über die Ein- und Ausfuhr der Spiel: 
farten, über die Errichtung und Stontrole der Spielfartenfabrifen, über die 
Bezahlung des Stempels durch diejelben, über die Kontrole des Handels mit 
Spielfarten, über die Beitrafung von KHontraventionen und Haftung des Ge— 
werbetreibenden für Diener und Gehilfen, über das Strafverfahren und Ver- 
jährung, über die Erhebung und Neichstontrofe, über den Antheil der Bundes: 
jtaaten an den Einnahmen als Entjchädigung für die Erhebung der Abgabe, 
welcher auf 5°/, normirt tft, über die Erhebung der Nachitener und über die 
Erbebungsart des Stempels in den Zollausſchüſſen. 

Zur Ausführung des Geſetzes beichloß der Bundesrath folgende Vorjchriften : 


1. Ausführungsbeitimmungen vom 6. Juli 1878") zu den einzelnen Para— 
graphen des Geſetzes nebjt Beſtimmungen über die Nachverjteuer: 
ung und einem Negnlativ über die Nontrole und den Betrieb 
der Spielfartenfabrifen. 


2. Vorjchriften vom 2. November 18783°) über die Form des 
Startenjtempels, die Karben des Stempelabdruds, über 
das abzujtempelnde Kartenblatt und über die zu vermichtenden Aus— 
ichupblätter; zualeich war cin VBerzeichni der zur Abjtempelung 
befugten Zolle und Steuerſtellen beigerügt.') 


3. Eine Bekanntmachung vom 11. November 1873*) bejtimmt, day von 
dem in Süddeutſchland gebräuchlichen Gaigelſpiel jedes der in 
demjelben befindlichen beiden Herz-Aſſe mit dem 50 Stempel zu 
verjehen jei und Die beiden Spiele von je 24 Karten, aus welchen 
das Haigeljpiel zufammengejegt ift, je für fich verpadt zur Abjtempelung 
vorzulegen jeien. 


4. Ferner iſt beitimmt, dal Karten, welche nach dem Mufter der Lenor— 
mand'schen Wabhrjagefarten bergeitellt Find, für itempelpflichtig 
zu erachten ind.) 

5. Wurde angeordnet, daß die Vorſchrift in Ab}. + Ziffer 6 der Be— 
jtimmumgen über die Nachverjteuerung der Spielfarten dahın 
zu erläutern jei, day diejelbe nur für die Spielfartenhändler und In— 
haber öffentlicher Lokale gelte.) 


6. Zu dem Negulative über den Betrieb der Spielfartenfabriten 
wurde der Auiak gemacht, daß die Spielfartenfabrifanten verpflichtet 
jeien, dem zur Abjtempelung bejtimmten tartenblatte ſowohl in der Zeich- 
nung als in der jonftigen Herjtellung diejenige Einrichtung zu geben, 
welche von der Steuerbehörde als für die Ausführung der Abjtempelung 
als erforderlich vorgejchrieben werde. °) 


', 6b. d. R. 1878 S. 408. 

„ el. d. R. 1878 ©. 614. 
„ Aenderungen |. im Cbi. d. R. 1879 5, 339. 
Cbl. d. R. 1878 ©. 623. 

Cbl. d. R. 1879 ©. 286 

) Prot. 1878 8 557. 

"; Brot. 1879 5 174. Ebl. d. R. 1879 ©. 286, 
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10. 


11. 


13. 
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Sit angeordnet, dal; die Herftellung des Buntdruds von Spielfarten- 

bogen in Trudereien außerhalb der Epielfartenfabrifen der Ge: 

nehmigung der in $ 1 Abj. 1 des Nequlativs über den Betrieb der 

Spielfartenfabrifen bezeichneten Behörden bedürfe, welche nur zuver— 

fälligen Fabrifanten auf Widerruf und unter folgenden Bedingungen 

die Erlaubniß ertheilen fünnen :') 

a) wenn der Spielfartenfabrifant die Bogen zum Buntdrucde liefert, 
jo finden die SS 4b und e des Negulativs ſinngemäße Anwend— 
ung, anderen Falles hat der Spielfartenfabrifant über Bezug und 
Vorrat der Bıntdrudbogen nad) Borjchrift der Steuerbehörde 
ein Kontobuch zu Führen ; 

b) der Spielfartenjabrifant iſt verpflichtet, den Buntdruck ausichlieh- 
lich) von dem der Stenerbehörde nach Namen und Wohnort zu 
bezeichnenden Steindruder fertigen zu laſſen und bat 

e) die Erklärung des Steindruders beizubringen, daß derſelbe über 
die Herjtellung und Berjendung von Yuntdrudbogen nach Ans 
weijung der Steuerbehörde Buch führen und der letzteren Die 
Eimjicht des Buches, der Beſtände an Spielfarten-Drudbogen und 
der vorhandenen Formen und Platten jederzeit gewähren wolle. 


; Burde beſtimmt, daß verſchiedene engliſche, von C. (soodall & Son 


in London gefertigte Startenipiele auf bejtimmt bezeichneten Blättern 
abzujtempeln jeien ;?) 


. daB ſog. Lenormand'ſche Wahrjagefarten und franzöſiſche 


jog. Kinderſpielkarten, welche fein Coeur-Aß, dagegen ein Pique— 
Aß enthalten, auf legterem abzujtempeln jeien ;°) 

day jog. Yenormand'iche Wahrjagefarten and) ohne die Affe 
und nur mit fortlaufenden Nummern und ohne Ntartenzeichen an den 
Figuren für jtempelpflichtig zu erachten jeien ;*) 

daß alle jog. Wabhrjagefarten, oder Starten ähnlicher Art, m 
welchen auch nur ein mit den üblichen Bildern oder Zeichen der 
gewöhnlichen franzöfiichen oder deutichen Karten verjehenes Karten— 
blatt enthalten ſei, für jtempelpflichtig zu gelten haben ;?) 


. durch einen Bundesratbsbejchluß vom 10. Januar 1881 iſt aus: 


geiprochen, dal loje Spielfarten, jowie jolche, welche in ihrer 
vorliegenden äußerlichen Bereinigung nicht als Ntartenjpiele anzu— 
ſehen find, bei der Einfuhr vom Auslande nicht im den freien Ber: 
kehr geſetzt werden dürfen ;°) 

durch Bundesrathsbeichluß vom 5. Juli 1852 wurde der Begriff 
von Spielfarten dahin feitgejtellt, dal; es arten ſeien, mit denen 
eines der gewöhnlichen Kartenſpiele geipielt werden fünne ;?) 


14. durch Bundesrathsbeichlug vom 8 November 1883 wurde bejtinmt, daß 


= »- DB 1 | 


Cbil de N. Ins 5, : 
GH. IN83 S 


die aus 48 Blättern bejtehenden jog. Widderfarten als doppelte Spiele 
auzuſehen und mit je 30 Bf. Stempel für jede Hälfte zu belegen ſeien.“) 


rot. 1879 5 443. Gbl. dv. R. 1879 S. 516. 
‚Gb. d. R. 1879 S. 327. 
Cbl. d. R. 1879 S. 489. 


Bundesrathsbeſchluß vom 30. Ct. 1879 8 532 des Prot. 
Bundesrathsbeſchluß vom 5. April 1880 8 224 des Prot.“. 
Ebl. d. 8. 1881 S. 15. 
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3. Die Reichsſtempelſteuern. 


Bereits im Sabre 1869 war dem Norddeutichen Neichstage ein Gejeb- 
entwurf über die Bejtenerung der Schlußſcheine, Schlußnoten, Nechnungen, 
Lombarddarlehen, ausländischen Wertbpapiere und Uebertragung inländiſcher 
Aktien im Gebiete des Norddentichen Bundes vorgelegt, aber von demſelben 
nicht angenommen worden. Sodann war von dem Deutichen Neichstage zu 
dem Etat für das I. Quartal 1877 im Sabre 1876 ein Beſchluß, betreffend 
eine jtatiftijche Ueberficht über die Jahresbeträge der in den einzelnen Bundes— 
ftaaten zur Erhebung kommenden Stempelitenern oder der Stempeljteuer gleich- 
zuachtenden Steuern gefaßt worden. Diejes veranlahte Preußen, wie bereits 
erwähnt, zu einem Antrag an den Bundesrath im Jahre 1877 auf Berufung 
einer Kommiſſion zur Vorbereitung von-Geſetzentwürfen über eine für Nech- 
nung der Neichskaffe zu erhebende Stempel: und Erbjchaftsiteuer. Dieje Kom— 
miſſion trat auch im Jahre 1877 auf Grund eines Bundesratbsbeichluffes vom 
25. Juni 1877 zuſammen und erjtattete noch im demjelben Sahre einen ſehr 
interejlanten Bericht (Mr. 98 der Bundesratbsdrucjachen von 1877) Am 
22. Januar 1878 bejchloß der Bundesratb einem Geſetzentwurf betreffend den 
Spiclfartenstenpel und am 2. Februar 1878 einem Gejebentwurfe betreffend 
die Neichsitempelabgaben zuzuſtimmen. Aus verichiedenen Gründen ruhte dieſe 
Angelegenheit aber bis zum Jahre 1880, in welchem Jahre am 28. Februar 
eine neue, etwas veränderte Vorlage eriolgte (Drucd). des Bundesraths Nr. 41), 
die jedoch jo viel Widerjpruch fand, daß fie, wiederholt vorgelegt, erſt durch 
Bundesrathsbeichluß vom 14. Februar 1881 zur Vorlage an den Neichstag 
gelangen konnte. Man hatte auf die urjprüngliche Idee von Erbichaftsiteuern 
und anderen Stempeliteuern verzichtet und nur die Steuer auf die Emitjion 
von Aftien umd Obligationen, dann auf den Börjenverfchr und Lotterielooſe 
fejtgehalten, wodurch es möglich wurde, auch im Neichstage eine Majorität 
zu erreichen. Das Geſetz vom 1. Juli 1881") über die Neichsitempelabgaben 
wurde im Meichstage, nachdem derjelbe die Berteuerung der Chefs, Giro— 
Anweiſungen und Quittungen, jorwie die nach dem Betrage Steigende Sfala 
für Schlußnoten und Nechnungen abgelehnt hatte, mit großer Majorität ans 
genommen und trat am 1. Oftober 1881 ins Leben. 

Wenn auch die I. und III. Abtheilung dieſes Geſetzes betreffend die Be 
ftenerung der Aftien, Renten- und Schuldverichreibungen, ſowie der Lotterie 
looſe im Allgemeinen befriedigte, jo wurde von anderer Seite im Neichstage 
und in der Preſſe der Wunjch nach einer prozentualen Beſteuerung der Börſen— 

ejchäfte laut, der in einem Autrage des Abgeordneten dv. Wedell in der 
I. Seſſion 1882,83 zum Ausdrucke fam, jedoch wegen Schluß der Seſſion 
nicht berathen wurde.?) 

Ein gleiches Schickſal hatte ein m der IV. Seſſion 1334 vorgelegter 
Geſetzentwurf der verbiimdeten Regierungen, °) welcher eine prozentuale Be 
jteuerung der Börjengejchäfte auf Grund von Stenerbüchern vorjchlug. 

In der I. Seſſion des Neichstages von 1884 85 gingen aus der Initiative 
des Neichstages zwei Geſetzentwürfe hervor (v. Wedell-Malchow und Dr. Arns— 


") Neichägefehbl. 1881 ©. 185; abaedrudt nebit den Ausführungsbeitimmumngen 
„Annalen“ 1881 ©. 768; Ausführungsbeitimmungen im Gentralbl. d. R. 1881 ©. 283, 
J. a. Gaupps Kommentar zu dielem — 1883 

) Druchſ. des Reichstages Mr. 101. 


’) Drudi. des Reichötages Nr. 158. 
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perger und Genofjen), welche jich allerdings prinzipiell gegenüber ftanden, aus 
denen jedocd) das in nmamentlicher Abjtimmung mit 214 gegen 41 Stimmen 
(Fortichrittspartet und Eozialdemofraten) am 8. Mat 1885 angenommene und 
am 29. Mai 1885 publizirte Geſetz betreffend die Abänderung des Geſetzes 
wegen Erhebung der Neichsjtempelabgaben vom 1. Juli 1881 hervorging.') 

Auf Grund einer im Artikel II dieſes Geſetzes erhaltenen Ermächtigung 
wurde der Tert der beiden Gejeße von Seite der Reichsregierung zuſammen— 
geſtellt und als einheitliches Geſetz am 3. Juni 1885 vom Reichskanzler unter 
der Bezeichnung: Geſetz, betreffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben, 
pubflizirt.*) 

Es dürfte nunmehr dem Zwede eutiprechen, wenn nur dieſes Geſetz er— 
Örtert wird und gelegentlich die Unterjchiede zwiichen ibm und dem Gejeg von 
1881 erwähnt werden. 

Abtheilung I bezw. die SS 2—5 und der dazu gehörige Tarif Nr. 1—3 
find wörtlich aus dem Gejege von 1831 übernommen und handeln von der 
Bejtenerung der Aktien, Nenten: und Schuldverjchreibungen. 
Ihre Beſteuerung iſt durchweg eine prozentuale und hat einzutreten, jobald 
Jemand Wertbpapiere, welche in Nr. 1-3 des dem Geſetze  beigegebenen 
Tarifs bezeichnet sind, ausgibt, veräußert, verpfändet, oder ein anderes Ge 
Ichäft unter Lebenden damit macht, oder Zahlung darauf leitet ($ 3 Ab. 1). 

Die Verpflichtung zur Entrichtung dieſer Stempelabgabe wird er: 
füllt durch Zablung des tarifmähigen Abgabenbetrages an eine hiezu befugte 
Stenerjtelle, welche die Bezahlung der Steuer entweder durch Aufdruc eines 
amtlichen Stempel oder durch Aufflebung der entiprechenden Stempelmarten 
befundet ($ 2).°) 

Berjönlich verpflichtet zur Steuerzahlimg it Jeder, der als Klon: 
trahent oder in anderer Eigenjchaft an der Ausgabe, Veräußerung, VBerpfänd- 
ung oder an dem jonjtigen Gejchäfte betbeiligt it. Alle diefe Perſonen 
haften jolidarijch für die Entrichtung der Steuer ($ 3 Abſ. 2 u. 3). 

lebertretungen, welche durch Nichtbezahlung der Steuer oder Nicht- 
beachtung dev Stontrolvorjchriften des Bundesrathes zu Tarifnummer Zee und 
3b begangen werden, jind mit einer Geldſtrafe zu ahnden, welche dem Zöfachen 
Betrage der binterzogenen a. es und mindejtens 20 Me. für 
jedes Werthpapier beträgt ($ 3 Abi. 

In 8 4 des Gejeges iſt eine V — für die ſteueramtliche An— 
meldung der im Inlande zur Ausgabe kommenden inländiſchen, ſtempel— 
pflichtigen Werthpapiere vor der Zeichnung, ſowie über die Ausgabe der 
vor dem 1. Oktober 1881 gezeichneten Werthpapiere enthalten, deren Ueber: 
tretung mit einer Geldſtrafe von 50—500 ME. geahndet werden ſoll. Nach 
8 5 jollen die der Reichsſtempelſteuer unterworfenen Werthpapiere von den 
Yandesitempelabgaben befreit jein, und ebenjo die Umjchreibungen 
jolcher Wertbpapiere in den Vüchern und Regiſtern der Gejellichaften, oder 
Uebertragungsvermerfe auf den Werthpapieren jelbjt.*) 

R. G. B. 1885 ©. 171; dasjelbe trat nach Art. 2 des Geſetzes von 29. Mai 1885 
am 1. Oft. 1885 in Kraft; 1. Neumann, Börſenſteuergeſeh, Berlin 1885. 

R.G.Bl S. 179 und Die Ausführungsbeitimmungen biezu von 1885 Gentralbl. 
des Neiches 1885 S. 417. . j 

Siehe Nr. 1-6 der Nusführungsbeitimmungen. 


— 


Siehe Nr. 7 u. 8 der Ausführungsbeſtimmungen. 


J 
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Nach Tarifnummer 1 find Gegenjtand der Beſteuerung mit 5 vom 
Tauſend, inländische und ausländiiche Aktien und Aftienantheil 
heine, jowie Interimsſcheine über Einzahlungen auf dieſe Werth: 
papiere, wenn jie im Ddeutichen Bundesgebiete ausgehändigt, veräußert, ver- 
pfändet oder wenn daſelbſt andere Geſchäfte unter Lebenden damit gemacht 
oder Zahlungen darauf geleistet werden. Die Abgabe iſt von jedem Stücke 
nur einmal zu erheben. 

Befreiungen und Ausnahmen für die llebergangszeit jind im Tarif 
bejonders hervorgehoben. Ber Interimsjcheinen wird der Stempelbetrag mır 
für die wirklich einbezablte Summe erhoben.') 

Unter Nr. 2 des Tarifs jind mit 2 vom Touſend als jteuerpflichtig be: 
zeichnet inländische, für den Handelsverfehr bejtimmte Nenten- 
und Schuldverjchreibungen (auch PBartialobligationen), ſofern ie nicht 
unter Nr. 3 des Tariis fallen, und auch Interimsſcheine über Ein: 
zablungen auf dieſe Werthpapiere, ferner Renten- und Schuldver 
Ihreibungen ausländijcher Staaten, Storporationen, Atltiengeſell— 
ſchaften oder induftrieller Unternehmungen und ſonſtige für den Handelsverfehr 
bejtimmte Renten- und Schuldverichreibungen, welche, wie unter Nr. 1 be 
ſtimmt, innerhalb des Bundesgebietes veräußert, verpfändet 2. werden, des— 
gleichen unter derjelben Borausjegung Interimsſcheine Ddiejer Werthpapiere 
bis auf den Betrag der Einzabhlungen.”) 

Auch bier find die Befreiungen und Ausnahmen für die Leber: 
gangszeit beim Eintritt der Giltigkeit des Gejeges von 1831 im Tarif be 
jonders hervorgehoben.) 

Eine bejondere Begünftigung genießen nach Nr. 3 des Tarıfs und werden 
nur mit 1 vom Tauſend bejtenert: inländijche, auf den Inhaber fautende 
und auf Grund jtaatlicher Genehmigung ausgegebene Nenten und Schuldver— 
jchreibungen von Kommunalverbänden und Kommunen, der Kor— 
porationen ländlicher oder jtädtiicher Grunmdbejiger, der Grund— 
Kredit: und Hypothefenbanfen oder der Transportgejellichaften, 
jowie Interimsjcheine über Einzahlungen auf dieje Wertbpapiere nach 
den darauf gemachten Einzahlungen. 

Auch Hier find die Befreiungen durch den Tarif bejonders bezeichnet.*) 

Was nun den durch das Geſetz von 1835 neu gejchaffenen Abjchnitt II 
über die börjenmäßigen Kauf: und Anjchaffungsgeichäfte betrifft, jo iſt nach 
$ 6 des Geſetzes von 1885 die Neichsitempelabgabe nur von den abge 
ſchloſſenen Gejchäften zu erheben und it der Geichäftsabichluß als 
jolcher jtempelpflichtig.. Der Ort des Abjchlujies kann im Inlande oder 
Auslande jein. Wenn beide Stontrabenten Inländer ind, ändert es an der 
vollen Steuerpflicht nichts. Iſt aber nur em Kontrahent Inländer, jo it der 
halbe Stewerbetrag zu entrichten. Bei kaufmännischen Firmen enticheidet für 
den Wohnort der Sit der Handelsniederlaffung, welche das Geſchäft abſchloß. 

As im Ausland abgeſchloſſen gelten auch jolche Geſchäfte, welche 
brieflich oder telegraphijch zwischen einem Orte des Inlandes und einem Urte 
* Auslandes zu Stande gekommen ſind. 


Siehe a. Nr. 3 der Ausführungsbeſtimmungen. 

) Siche Nr. 3, 5 u. 6 der Ausführungsbeſtimmungen. 

*) Siehe a. Ziffer 4, 5 u. 6 der Ausführungsbeitimnumngen. 

*) Siebe Bitter 6 der Ausführungsbeitimmungen und Nr. 1 des Bundesrathsbeſchluſſes 
vom 35. Sept. 1885. 
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Steuerpflichtig Find mit '/;, vom Tauſend des Werthes Kauf: und Ans 
ſchaffungsgeſchäfte) von ausländischen Banfnoten, ausländijchem 
Papiergeld und ausländischen Geldjorten. 

Die ausländischen Wechjel, ſowie Auszahlungen an ausländijchen Plätzen 
in fremder Valuta, wınden wegen des Arbitragegeichäftes freigelajien.?) Sodann 
find jteuerpflichtig Kauf- und Anjichafiungsgeichäfte über die in Nr. 1-3 des 
Etempeljtenertarifs genannten Arten von Wertbpapieren. 3 

Außer diejen Arten von Gejchäften unterliegen der Stempelpflicht Ka uf— 
und ſon ſtige Anſchaffun gsgeſch äfte, welche unter Zugrundelegung von 
Uſancen einer Börſe geſchloſſen werden Loko-, Zeit, Fir, Termin-, Prä— 
mien- ꝛc. Gejchäfte) über Mengen von Waaren, die börjenmäßig ge 
handelt werden Ws börjenmäßig gehandelt gelten Diejenigen 
Waaren, für welche an der Börſe, deren Uſancen für das Geſchäft maßgebend 
find, Terminpreiſe notirt werden.) Dieſe Geſchäfte werden mit ?°,,0 vom 
Tauſend beſteuert. 

Bei ſämmtlichen ſteuerpflichtigen Kauf- und ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäften 
wird die Steuer vom Werthe des Gegenſtandes des Geſchäftes 
berechnet und zwar in Abſtufungen von vollen 2000 Mark, bei Geſchäften im 
Werthe von 10000 Mark und mehr im Abjtufungen von je vollen 10,000 
Markt. Ber Gejchäften unter 2000 Mark wird die Steuer von einem Werthe 
von 2000 Mark berechnet.*) 

Ter Wertd des Gegenstandes wird nach dem verembarten Kauf: und 
Lieferungspreis, außerdem aber durch den mittleren Börſen- und Marftpreis 
vom Tage des Abjchlujfes beitimmt. Die zu den Werthpapieren gehörigen 


S. Bericht der Reichstagstommilften. Trudi. des Neichstages Nr. 286 S. 1227-1230. 


Es geſchah die Bezeichnung der Geſchäfte mit Rückſicht auf Art. 271 Des Handelsgeſetzbuches. 
Die Kommiſſion war darüber einig, daß Kauf Die regelmäßige Form des Umſahes der 
Werthe und dieler Begriff im Dandelsrechte und bei dem Dandelsitande ein durchaus ge 
läufiger und unbegrenzter ſei. Unter Anſchaffungsgeſchäft ſei nad den Entſcheidungen 
des Reichsgerichts jedes auf den Erwerb von Eigenthum an beweglichen Sachen gerichtetes 
entgeltliches Vertragsgeſchäft zu verſtehen. Hieher gehören auch die ſogen unbenannten 
Verträge, welche zwar nicht die Merkmale des Kaufes an ſich tragen, bei welchen aber 
auf der einen Seite die Verpflichtung zur Uebertragung beweglicher Gegenitände, auf der 
anderen diejenige zur Yelltung begründet werde, Ferner gehören dahin der T Tauſch und 
die freiwillige Annahme an Zahlungsſtatt. Dagegen ſei die ſog. Stontirung 
fein Anſchaffungsgeſchäft; denn fie Sei rechtlich dasielbe, als wenn zwei Perſonen eine An- 
zahl Effekten in eine gemeinschaftliche Narle legen, aus der jeder feinen Bedarf entnimmt 
und in derſelhen Höhe zurückerſtattet. Tasſelbe ſei bei Uebertragung im Effekten— 
giro der Fall, dieſelbe ſei nicht ſteue rorlichtig, wenn es auch die vorangehenden Geſchäfts 
abſchlüſſe wären. Auch der Chelk ſei keine Form des Anſchaffungsgeſchäftes. Lombard— 
und ſon ſtige Leihgeſchäfte ſeien nur dann \ Anſchaffunge aeichäfte, wenn die Veräußer— 
ung des Wrandes beim Abſchluſſe normirt fei. Tas Tauſchgeſchäft von Effelten da: 
gegen involvire ein jtenerpflichtiges Anichaftunasgeichäft. Aufträge zu einer Steuer: 
pflichtigen Dandlung dagnenen seien an id. nicht stenerpflichtig. Siehe biezu auch den 
Bundesrathsbeſchluß vom 25. September 1885 Preuß. Gentralbl. 1885 ©. 306) als be 
fonders maßnebend. 

) 5. a. Erklärung des Reichskanzlers vom 4. Mai 1885. Ztenogr. Bericht über die 
Verhandlungen des Neichstages >. 2321 Mr. 

) Tarif II Ziffer 4 B. Steuerfrei find Solche Kauf- und Anichaffungsgeichäfte, 
über im Inlande von einem Nontrabenten bevgeltellte oder erzeugte Sachen oder Waaren. 
Ziffer 9 und 10 der Ausführungsbeſtimmungen. 

Befreit md Geichäfte vom Werthe bis 600 ME, dann jogen. Kontant: 
neichäfte der Tarifnummer 4 A 1 ausländticher Gold: und Geldwerthe, ſowie über un— 
gemünztes Gold und Silber. Als Kontautgeſchäfte gelten nur ſolche, bei denen die 
Lieferung am Tage des Geſchäftsabſchluſſes zu erfolgen hat. 


Uebrige Reichsiteuern. Reichsitempeliteuer. 353 


Zinse und Dividendencoupons bleiben bei der Berechnung außer Ans 
ſatz. Ausländische Werthe jollen nad) den Beſtimmungen über die Wechjel- 
jtempelftener berechnet werden. (S. Diele.) 

Nah S 7 jollen bedingte Gejchäfte als unbedingte gelten und wird 
bei Wahlrecht oder Befugniß eines Kontrahenten, den Umfang der Lieferung 
innerhalb bejtimmter Grenzen zu bejtimmen, der höchſt möglichſte Werth des 
Gegenjtandes zu Grunde gelegt. 

Ferner iſt bejtimmt, dal jede Verabredung, durch welche die Erfüllung 
eines Gejchäftes unter veränderten Vertragsbeitimmungen oder gegen Entgelt 
verjchoben wird, als neues, jtenerpflichtiges Geichäft gilt. 

Sit das Gejchäjt von einem Kommijjionär abgeichloffen, jo iſt die 
- Steuer jowohl für das Gejchäft zwiſchen Diefem und dem Dritten, als auch 
das Abwickelungsgeſchäft zwiichen dem Kommiſſionär und dem Auftraggeber 
zu entrichten. Gejchäfte „an Aufgabe“ bezw. vorbehaltlich der 
Aufgabe abaejchlojjen, Find Tteuerpflichtig, die Bezeichnung des Gegenkontra— 
henten (die Aufgabe) iſt nur frei, wenn fie am folgenden Werftage erfolgt, 
jonjt gilt jie als neues, jtenerpflichtiges Geſchäft.“) 

Wichtig iſt die Begünſtigung in 8 8, wonach mehrere Geſchäfte, 
welche zwiſchen denſelben Kontrahenten an einem Tage zu gleichen Vertrags— 
bejtimmungen, über Gegenjtände derjelben. Art ohne oder durch denjelben Ver: 
mittler abgejchlojjen werden, in Bezug auf die Beſteuerung als ein Geſchäft 
gelten, aljo nur einmal bejteuert werden.?) 

Während das abgejchlojjene Gejchäft als jolches steuerpflichtig erjcheint, 
rubt Die VBerpflihtung zur Entrichtung der Steuer auf verichiedenen 
Perjonen nach $ 9 des Geſetzes und zwar ift vor Allem hiezu verpflichtet, der 
im Snlande wohnende Vermittler, welcher das Gejchäft abſchloß, außer: 
dem der im Inlande wohnende Kontra bent, wenn der andere Aus: 
länder iſt. Iſt mur der im Inlande wohnende Kontrahent zur Führung 
faufmännijcher Bücher berechtigt, jo bat legterer die Steuerpflicht. Bei 
Abwiclungsgeichäften zwiſchen Kommiſſionär und tommittent iſt erjterer der 
Prlichtige, in allen übrigen Fällen der Veräußerer. 

Wenn von einem Gejchäfte, bei dem der eine Kontrahent im Auslande 
wohnt, die halbe Abgabe zu entrichten iſt, haften die im Inlande 
wohnenden Vermittler und Kontrahenten als Sefammifchufbner für 
die Abgabe. 

Noch iſt bejtimmt, daß der Vermittler den Erſatz der entrichteten 
Abgabe von jedem pflichtigen Stontrahenten fordern fann. 

Die wichtigste Abweichung von den Beſtimmungen Des Geſetzes 
von 1881, nach welchem Schlußnoten und Schlußzettel aller Art, ſowie 
Rechnungen, Briefe ꝛc. Über das Börſengeſchäft mit einem Firſtempel von 
1 Darf bezw. 20 Pf. belegt waren, iſt die Beſtimmung in 8 10 des Geſetzes 
von 1835, wonach bei Vermeidung einer durch 5 18 jejtgejegten Geldjtrafe über 
jedes der bezeichneten Gejchäfte eine Schluß note und zwar dop— 
pelt auszujtellen ijt, entweder auf gejtempeltem, oder auf einem mit 
Stempelmarfen zu verjehenden Formulare (Schlußnotenzwang). Die Schluß: 
note ijt von dem Abgabepflichtigen ($ 9 des Gejeges) auszuitellen und hat 


») Siehe Nr. 10 der Nusführungsbeitimmungen und Nr. 10 und 11 des Rundesraths- 
beſchluſſes vom 25. September 1885. 
*) Siehe Nr. 11 der Ausführungsbeitimmungen und Nr. 12 des Bundesrathsbeſchluſſes 
vom 25. September 1885. 
Annalen des Deutſchen Reihe, 1893, 93 
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Name und Wohnort des Vermittlers, des Kontrahenten, den Gegenjtand 
und die Bedingungen des Gejchäftes, ſowie Preis und Zeit der Liefer: 
ung zu enthalten. Nicht erforderlich it die Unterjchrift des Ausitellers. 

Neu ift, daß von der doppelt ausgejtellten Schlußnote jeder Kon- 
trabent ein Eremplar zu erhalten hat, daß der Vermittler diejelbe an 
die Kontrahenten binnen drei Tagen zu verjenden und die Abjendung und den 
verivendeten Stempelbetrag in jeinen Gejchäftsbüchern zu vermerken hat. 
($ 10 Abj. 2 und 3.) Selbjtverjtändlich ift das Verbot ungejtempelter 
Schlußnoten durch die Verpflichteten ($ 10 Abi. 4).') 

8 11 enthält die Beitimmungen über zu gering gejtempelte Schluß 
noten, was innerhalb 14 Tagen vom Tage der Zuftellung an den Kontra— 
henten von diefem nachgeholt werden fann. Bezüglich der Erjtattung zu 
viel bezahlter Steuer joll im VBerwaltungswege entjchieden werden.?) 

Nach S 12 darf eine Schlußnote mehrere abgabepflichtige Ge— 
Ichäfte nur dann enthalten, wenn diejelben dem nämlichen Steuerjage unter: 
liegen, aljo nicht Waarengejchäfte vermijcht mit anderen Gejchäften, und jodann 
an demjelben Tage die nämlichen Stontrahenten in gleicher Eigenjchaft gehandelt 
haben. Im diejem Falle iſt die Abgabe vom Gejammtwerthe des Gejchäftes 
zu entrichten. 

Iſt die Schlußnote mit dem Zujag „in Kommijjion“ ausgejtellt, wenn 
für einen auswärtigen Kontrahenten abgejchloffen wird, der jeinerjeits als 
Kommiſſionär eines Dritten handelt, jo bleibt das Abrwikelungsgeichäft zwiſchen 
ihm und ſeinen Kontrahenten von der Abgabe frei für den Fall, daß die 
Schlußnote ſpäteſtens am erſten Werktage nach dem Empfang unter Beifügung 
des Namens ſeines Kommittenten an letzteren verſendet worden ijt.*) 

Neu und jehr wichtig für die Stontrole ift die Bejtimmung in $ 13, 
dag Schlußnoten nach der Zeitfolge numerirt fünf Jahre lang aufzus 
bewahren ſind. 

Da für die in Art. 28 des Handelsgeſehbuches nicht bezeichneten Per— 
ſonen die Führung von Handelsbüchern nicht rein it, jo wird 
Nicht-Kaufleuten 2. auch die Ausijtellung von Schlußſcheinen, 
wenn ſie miteinander —— Geſchäfte machen, nicht zugemuthet. 
Derartige Perſonen können nach 8 14 von ihnen beiderſeits unterſchriebene 
Vertragsurkunden ausſtellen, auf welche die Beſtimmungen in den 88 9, 
10, 11, 12, 13 feine Anwendung finden ſollen. Dagegen ſind die Ausiteller 
verpflichtet, die Vertragsurfunde binnen 14 Tagen nach dem Abjchluß des 
Gejchäftes der Steuerbehörde zur Stempelung vorzulegen. Verwendung 
von Marken durch die Kontrahenten iſt ausgejchlofjen. 

Bei Gejchäften, für welche nah $ 6 Abj. 2 nur der halbe Steuer: 
betrag erhoben wird, ſoll ſich dieſe Verpflichtung meist auf den im Inlande 
wohnenden Kontrahenten eritreden.‘) 

Eine weitere Ausnahme iſt in $ 15 zugelaffen, wenn bei Gejchäften, 

3. B. wegen der Ungewihheit über den Umfang der Leiſtung, die recht— 


) Nr. 123—g der Ausfübrungsbeftimmumgen. Nach Bundesrathsbeihluß vom 5. März 
1889 müſſen Schlußnoten zur Entrichtung der Stempelabgabe nad Tarifnr. 4 in deutſcher 
Sprache ausgeitellt jein und jofern es ſich nicht um Geſchäfte in ausländischen Wertben 
handelt, in Neihswährung. CEbl. d. R. 1889 ©. 243. 
' Ir. 124—g der Yusführungsbeftinimungen und Nr. 13 derielben. 
Bundesrathsbeſchluß vom 25. September 1885 Nr. 12. 
*, Ausführungsbeitimmungen Nr. 14. 
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zeitige Berechnung der Steuer nicht möglich iſt. Hier ſoll dem 
Bundesrath eine nähere Beſtimmung über die eintretenden Maßnahmen über— 
laſſen ſein.) Dieſe Vorſchrift hat deshalb weniger Bedeutung, weil nur 
börſenmäßige Geſchäfte der Steuer unterliegen, bei denen der Umfang der 
Leiſtung meiſtens ſofort beſtimmt werden kann. 

Außerdem hat der Bundesrath zu beſtimmen, innerhalb welcher längeren 
Friſt über die im Auslande abgeſchloſſenen Geſchäfte die Schlußnote auszu— 
ſtellen jei.?) 

Vollſtändig neu iſt auch die Beſtimmung in $ 16, daß Stempel— 
zeichen zu Tarifnummer 4 auf Kredit verabfolgt werden fünnen.?) 

Durch den erjten Sat des $ 17 iſt der Ausschluß der Doppelbejteuer: 
ung der Börjengejchäfte der Tarif Nr. 4 und die Befreiung von jeder Ab: 
gabe bezüglich der „Befreiungen“ bejonders ausgeiprochen. ! 

Sag 2 läßt die landesgejeglichen Stempelabgaben für gericht 
lihe und notarielle Afte zur. 

Sn $ 18 iſt die Strafe für Hinterziehungen der in $ 10 Abjag 
1 und 2 und $ 11 vorgejchriebenen Abgabe feitgejegt. 

Durch 8 19 wird die Nüdfallitrafe normirt und zugleich deren Weg— 
fall durch fünfjährige Verjährung feſtgeſetzt. 

Nach S 20 wird es mit einer Strafe von 3—5000 Marf bedroht, wenn 
der Vermittler die Abjendung der Schlußnote und Verwendung des Stempel- 
betrages in jeinen Gejchäftsbüchern nicht vermerkt ($ 10 Abj. 3) und wenn 
die Schlußnoten nicht fünf Jahre aufbewahrt worden find ($ 13). 

Abjchnitt III Handelt nach den SS 21—29 von der Beiteuerung der 
2ooje Öffentlicher Lotterten, jowie der Spielausweije für öffent 
liche Ausjpielungen. Diejelben werden nach Ziffer 5 des Tarif mit 5°/, 
verjteuert und zwar die inländischen Looje vom Nennwerthe ſämmtlicher Looſe, 
die ausländischen Looſe aber vom Preiſe der einzelnen Looſe in Abjtufungen 
von fünf Pfennigen für jede Marf oder einem Bruchtheil diejes Betrages.*) 

Befreit find Looje jür die von den zujtändigen Behörden genehmigten 
Ausipielungen und Lotterien zu mildthätigen Zweden. 

Während nach $ 27 die Stempeljteuer für die Staatslotterien 
der deutjchen Bundesjtaaten durch die Zotterieverwaltungen derjelben eingezogen 
und in einer Summe der Neichsfafje zugeführt wird, und eine Abjtempelung 
diejer Looſe nicht jtattfindet, find in den SS 21—26 Borjchriften für Die 
Anmeldung und Abjtempelung der übrigen ftempelpflichtigen Zooje gegeben 
und enthält insbejondere $ 25 die Strafbeftimmungen für die Nicht 
erfüllung der in den SS 21—24 bezeichneten Verpflichtungen und beitimmt 

26, dab die oberjte Yandesfinanzbehörde eine Rückerſtattung des em- 
ezahlten Abgabebetrages nur dann geitatten fann, wenn eine beabjichtigte 
&otterie ausweislih nicht zu Stande fam.’) 

Durch einen Bundesratbsbeichluß vom 22. November 1883 iſt beftimmt:*) 

1. Der Neichsjtempelabgabe nach der Tarifnummer 5 des Gejeges dom 

1. Juli 1881 unterliegen auch diejenigen Spielausweije, welche 





ı) Ausführungsbeitimmungen Nr. 15. 

2, Ausführungsbeitimmungen Wr. 15 und 16. 
®) Ausführungsbeftimmungen Nr. 17. 

4 Ausführungsbeitimmungen Wr. 18. 

5, Ausführungsbeitimmungen Nr. 19a—26. 
©, Ebl. d. R. 1883 ©. 347. 
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bei den auf Jahrmärkten und bei Gelegenheit von Volksbeluſtigungen 
üblichen öffentlichen Ausjpielungen geringwerthiger Gegenjtände aus: 
gegeben werden. 

2. In der Quittung über die für derartige Spielausweije entrichtete 
Neichsitempelabgabe find die verjtenerten Spielausweije nach ihren 
Nummern und eventuell auch nach ihrer Serienbezeichnung anzugeben. 
Findet Stundung der Abgabe ftatt, jo it hierüber eine Bejcheinigung 
zu ertbeilen, in welcher gleichfalls die Nummern und eventuell die 
Serienbezeichnung der Spielansweiſe erjichtlich zum machen find. 

Mit Genehmigung der zujtändigen Stenerbehörde dürfen die für 
unausgeführt gebliebene Ausjpielungen bejtimmt gewejenen Spielaus- 
weile zu einer anderen Zeit, bezw. bei einer anderen Gelegenheit zur 
Ausgabe gelangen, jofern bei der Steuerbehörde ein hierauf bezüg- 
licher Antrag unter VBorlegung der Spielausweiſe und der Quittung 
über die für diejelben gezahlte Abgabe, bezw. der Beicheinigung über 
die erfolgte Stundung diejer Abgabe, mit der neuen Anmeldung 
gemäß der Ausführungsvorichriften zu dem Geſetze geitellt wird. 
Ueber die Genehmigung it eine jchriftliche Beicheinigung zu ertheilen. 

Ein Bımdesrathsbeichluß vom 18. Februar 1892 regelt das Verfahren 
für Looje und Spielausweise, für welche ein Preis nicht angegeben iſt, 
oder wenn Eintrittsfarten zugleich als Looje gelten. ') 

Durch einen Bundesrathsbeichluß vom 2. Juli 1891 wurden die von den 
Berwaltungen der Totalifatoren auf den Nennplägen ausgegebenen Bejcheinigungen 
(Totalijator=-Tidets) über die bezahlten Einjäge auf die beim Rennen 
betheiligten Pferde der Stempelabgabe als Spielausweije unterworfen und 
bezügliche Kontrolen angeordnet.?) 

Dagegen wurde durch Bundesrathsbeichlug vom 26. März 18883 bejtimmt, 
dag Nummerlijten, welche bei öffentlich veranftalteten Ausjpielungen von 
Gegenjtänden zur Berfügung der Namen der Spieler unter Erhebung des 
entiprechenden Betheiligungsbeitrags vom Spielunternehmer in Umlauf gejeht 
werden, zur Stempelabgabe nach Ar. 5 des Tarifs nicht heranzuziehenden jind.’) 

$ 28 enthält eine Uebergangsbeitimmung für das Gejeg von 1881 und 
$ 29 ſchließt eine weitere Beſteuerung in den einzelnen Bundesjtaaten aus. 

Im Abjchnitt IV des Geſetzes von 1885 find emdlich mehrere allge 
meine Beltimmungen enthalten, welche theils neu, theils dem Geſetze von 
1881 entnommen find. Die SS 30 und 31, welche wörtlich aus dem Gejege 
von 1881 übernommen jind, enthalten die Bejtimmung, daß der Bundesrath 
die Vorichriften über die Anfertigung und den Vertrieb und Die 
Nüderjtattung unbrauchbar gewordener Stempelmarfen und 
Formulare erläßt,‘) und daß nicht vorjchriftSmäßig verwendete Stempel: 
marfen als nicht verwendet anzujehen jeien. 

Neu ijt $ 32, welcher den Nechtsweg ausdrüdlich in Beziehung auf 
die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgaben für zuläjjig erklärt, 
jedoch unter der Bedingung, daß die Klage bei Verluſt des Nlagerechts binnen 
6 Monaten nach erfolgter Beitreibung oder mit Vorbehalt geleiiteter Zahlung 


I, Ebl. d. N. 1892 
2, CEbl. d. R. 1891 
> (Ch d. R. 1888 


4 


. 104, 
. 208. 
. 155. 
) Ausführungsbeitimmungen Nr. 27a. 
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zu erheben iſt. Der übrige Theil des Paragraphen handelt über die Bes 
rechnung der Friſt umd die zuftändigen Gerichte. 

Neun it auch Abſatz 2 des 8 33, welcher die Zumiderhandlungen gegen 
das Gejeh und die Ausführungsbejtimmumgen, welche mit feiner bejonderen 
Strafe belegt jind, mit Ordnungsitrafen von 3-30 ME. zu ahmden ans 
ordnet und in dem, entgegen einer älteren Beſtimmung, dieje Ordnungsitrafe, 
jtatt der nach den SS 3, 18 und 25 zu verhängenden höheren Strafen, dann 
jugelajfen wird, wenn ſich aus den Umſtänden ergibt, daß die Steuerhinter- 
ziehung nicht hat verübt werden fünnen oder beabjichtigt war. 

8 34 enthält eine neue, eine Lücke des Gejeges von 1881 ausfüllende 
Beitimmung, wonach die auf Grund des Gejeges zu verhängenden Geldjtrafen 
nur in einmaligem Betrage, jedoch unter jolidariicher Haftung zu vers 
hängen find bei Genoſſenſchaften und Aftiengejellichaften gegen die Borjtands- 
mitglieder, bei Stommanditgejellichaften gegen die perjönlich haftenden Gejell- 
Ichafter, bei offenen Handelsgejellichaften gegen die Gejellichafter. Ebenſo joll 
in anderen Füllen zu verfahren jein, im denen bei einem Gejchäfte mehrere 
Perjonen als Vertreter desjelben Kontrahenten oder als gemeinjchaftliche Kon— 
trahenten betheiligt find. Auf die in $ 19 vorgeichriebene Rückfallsſtrafe 
joll die Beitimmung feine Anwendung finden. 

8 35 ijt wörtlich übernommen aus dem Öejege von 1881 ($ 24) und 
handelt von dem administrativen Verfahren, auf das die Beitimmungen 
in $ 17 Sag 1 und $ 18 und 19 des Geſetzes von 1869 über die Wechſel— 
jtempeljteuer jinngemäte Amvendung finden jollen. (S. Abjchnitt VI Nr. 2.) 

Am Ende wird der bereits bei den Zöllen und VBerbrauchsiteuern bes 
jtehende Hauptgrundſatz ausgeiprochen, daß Gelditrafen dem Fiskus 
desjenigen Staates zufallen, deſſen Behörde die Strafe ver— 
hängt bat.') 

5.36 enthält den $ 25 des früheren Gejeßes über das Verbot der 
Strafumwandlung in Gefängnißſtrafe und der Subhaſtation an Grund— 
jtüden wegen Beitreibung von Gelditrafen. 

In 8 37 (im früheren Geſetz $ 26) it von den zur Erhebung und Ver— 
waltung der Stempeliteuer befugten Landesbehörden die Rede (j. Ab- 
ichnitt VII). 

In 8 38 (8 27 des früheren Gejees) find Beſtimmungen über die Kon— 
trole der Reichsſtempelſteuer durch die Landesbeamten der Bundes- 
itaaten enthalten. Neu it bier, das höhere Beamte zur periodiichen Prüfung 
der Schriftſtücke der öffentlichen und der von Aftiengejellichaften oder Kommandit— 
gejelljchaften auf Aftien betriebenen Bank, Kredit- oder Verficherungsanftalten 
und Liquidationsbureaur ꝛc. abzuordnen find, daß dem revidirenden Beamten 
alle bezüglichen Schriftjtüde und erforderlichen Falls auch die 
Geſchäftsbücher vorzulegen jind Im lebten Abjag ift der Stener: 
behörde die Befugniß eingeräumt, auch von anderen als den im Abſatz 2 
genannten Perſonen die Einreichung der auf bejtimmt zu bezeichnende abgabe- 
pflichtige Gejchäfte bezüglichen Schriftitüde zu verlangen.) 

8 39 ($ 28 des früheren Gejeges) jpricht die Verpflichtung ſämmt— 
licher Neichs= und Landesbehörden, der Kommunalbehörden, der von 


", Auch Abichnitt IV. 
”, Ausführungsbeitimmungen Nr. 28. 
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Handelsvorjtänden eingejegten Sacjverjtändigenkommijjionen und Schiedsgerichte, 
jowie der Notare zur Prüfung der ihnen vorfommenden ftempelpflichtigen 
Urfunden und zur Anzeige von Uebertretungen dieſes Gejeßes aus. 

Neu und jehr widtig für die Durchführung des Gejeges jind die 
Beſtimmungen in 8 40, wonach der Bundesrat anordnen fann, im welchen 
Fällen bei adminitrativen Straffeitjegungen Sachverjtändige zu hören 
jind, welche da, wo Handelsvorjtände beſtehen, von dieſen zu bezeichnen jind. 
Zugleich wird den Handelsvorjtänden die Befugniß eingeräumt, mit Zus 
ſtimmung der Landesregierungen reglementariiche Anordnungen zum 
Zwede der Durdführung des Gejeges und Sicherung der Ab- 
gabenentrichtung zu erlaſſen.) 

Die in den 88 41—44 ( SS 29—32 des früheren Gejeges) enthaltenen 
Vorſchriften beziehen jich auf die Noltftredbarfeit und das darauf bezüg: 
liche Verfahren, auf die Befreiung der Neichsfajien von der Stempel: 
jteuer, auf den Ausſchluß jubjeftiver Bejreiungen, auf die Ent: 
ſchädigung für die Aufhebung von Befreiungen, die Erjtattung von 
Stempelbeträgen, auf die Entichädigung der Bundesjtaaten für Die 
Erhebung und Verwaltung der Neichsitempelabgaben mit 2°, 
aus der Einnahme mit Ausichlug derjenigen aus Staatslotterieloofen, endlich 
von der Ueberweiung des MNeinertrages aus der Reichskaſſe an die Bundes: 
jtanten nach dem Maßitabe der Bevölferung, mit welcher fie zu den Matrifular- 
beiträgen herangezogen werden (ſ. a. Abjchnitt IX). 


VII Abfehnitt. 
Drganifation der Zoll: und Bteuerberwaltung. 


Es iſt als ein, aus den früheren Zollvereinsverträgen entmommener, Haupt— 
grundiag der Reichsverfaſſung Art. 36 Abj. 1) anzujeben, daß die Erhebung 
und Verwaltung der Zölle und Verbrauchsſteuern jedem Bundes 
jtaate, joweit derjelbe jie bisher ausgeübt hat, innerhalb jeines Gebietes 
überlafjen bleibt. ?) 

Ferner ift in Artifel 3 $ 6 des Vertrages vom 8. Juli 1867 verabredet 
worden, daß die Verwaltung der Zölle, der Nübenzuder:, Salz: und Tabad: 
jteuer und die Orgamijation der dazu dienenden Behörden in allen 
Bereinsländern unter Berückſichtigung der in denjelben bejtchenden eigenthüme- 
lichen Verhältniſſe auf gleichen Fuß gebracht werden jolle. °) 

Es wurden daher im jedem Staate und jeit 1872 im Reichslande Elſaß— 
Lothringen mit Ausnahme des Thüringiſchen Vereins, in welchem ein gemein- 
ichaftlicher General- Inſpektor vertragsmähig aufgeftellt it, *) eine oder mehrere 
Bollbireftio nen mit Unterordnung unter das einjchlägige Mintjterium der 
einzelnen Staaten, errichtet, denen die Leitung des Dienjtes der Lofal- und 
Bezirtsbehörden, ſowie die Vollziehung der gemeinjchaftlichen Zoll: und Steuer: 


') Siehe Ausführungsbeftimnnmgen Nr. 29. 
?) Yaband, Neichsfinanzrecht in „Annalen“ 1873 ©. 471 ff. u. Abſchn. IV Ziff. 9. 
Siehe auch Art. 19 Abi. 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 
*) Siche Art. 17 des Vertrages vom 10. Mai 1833 und Schlußprot. hiezu Nr. 8 
(Band 1 der Verträge) 5. 159 und 166. 
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gejege übertragen wurde. Die Bildung der Zolldireftionen, jowie die Ein- 
richtung des Gejchäftsganges derjelben blieb zwar den einzelnen Staaten über- 
laſſen, es wurde jedoch verabredet, daß der Wirkungsfreis derjelben, joweit er 
nicht vertragsmäßig und gejeßlich beftimmt it, durch eine vom Bundesrathe 
feitzuftellende Inftruftion bezeichnet werden könne.) 

Die Beamten und Diener der Boll und Steuerverwaltung werden 
in jedem Staate von der Landesregierung ernannt,°) welche aber 
auch für die Dienjttreue derjelben, jowie für die Sicherheit der Kaſſen— 
(ofale und Geldtransporte in der Art zu haften bat, dal Ausfälle 
welche an den Zoll: und Steuergefällen durch Dienjtuntreue eines Angeftellten 
erfolgen oder aus der Entwendung bereits eingezabhlter. Gelder entjtehen, von 
derjenigen Regierung, welche den Beamten angejtellt hat, oder welche die ent— 
wendeten Beftände erheben ließ, ganz allein zu vertreten find und ihr zur 
Laſt fallen.°) 

Es bleibt ferner in Anbetracht deſſen, daß die Koften für die inneren 
Stenerämter und Packhöfe jedem Staate zur Lajt fallen, auch jedem der: 
ielben überlajjen, jolhe Nemter innerhalb jeines Gebietes in be 
liebiger Zahl zu errichten, ‘) wobei in Bezug auf deren Befugniſſe und 
Berjonalbejtellung nur diejenigen Beicyränfungen eintreten, welche aus den 
gejeglichen oder jonjtigen Beſtimmungen hervorgehen.“) 

Nach Art. 16 Ziffer 4 des Vertrags von 1867 jollte auch darauf Be 
dacht genommen werden, die Bejoldungsverhältnijie der Beamten bei 
den Zollerhebungs: und Aufichtsbehörden, ſowie bei den Zolldirektionen durch 
Feſtſtellung allgemeiner Normen im möglichjte Uebereinjtimmung zu 


), Art. 19 Abi. 3 und 4 des Vertrages vom 8. Juli 1867. Es iſt eine folche In— 
ftruftion zur Zeit noch nicht erlaffen worden. 

?, Art. 19 Abi. 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867, Abichn. TV Ziff. 7, 12. 

® Art. 16 Abi. 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867, 1. a. Abichnitt IV, Ziff. 11. 

* In den Hanieltädten Yübed, Hamburg und Bremen wurden auf Koſten des 
Bollvereins und zwar in Bremen nad dem Vertrage vom 26. Januar 1856, am 1. Ja— 
nuar 1857, in Lübeck, welches ſeitdem zum Follgebiete gebört, am 11. Auguſt 1868 (fiehe 
Bd. V der Verträge 5. 178 Brot. v. 14. Mai 1868) und in Hamburg mit 31. Oftober 
1868 (j. Bo. V der Verträge S. 513 ff.) Hauptzollämter errichtet, von welchen Bremen 
der f. pr. Brovinzialitenerdirektion zu Hannover, Lübeck und Damburg der k. pr. Provinzial: 
fteuerdireftion zu Altona (früher Glüditadt) unteritellt wurden. Dieſe Dauptzollämter erbielten 
ihr Perſonal aus den Beamten verichievener Bundesftaaten, führten den Titel „Zollvereins- 
ländiich”, seit 1872 aber: „kaiſerliche Hauptzollämter“ (. Grlaß des Reichskanzlers vom 
26. Auguit 1872 Reichsgeſetzblatt 1872 5. 376). Mit 1. April 1883 wurden das failer- 
lihe Dauptzollamt Hamburg in ein vereinsländiikhes, das kaiſerl. Hauptzollamt Lübed in 
ein lübediiches und das kaiſerliche Hauptzollamt Bremen in ein fol. preuß. Hauptzollamt 
umgewandelt. (Ebl. d. R. 1883 S. 75.) Zu Frolge des Anschlufles von Hamburg an das 
deutiche Zollgebiet am 15. Ct. 1888 murde das vereinsländiiche Hauptzollamt dortielbft 
aufgehoben und die Verwaltung der Zölle und Reichsiteuern im Hamburg'ſchen Staatsgebiete 
der freien und Hanſeſtadt Hamburg übertragen. Die oberite Yandesfinanzbehörde wird 
durch den Senat vertreten. Als Zolldireftivbehörde ift eine Generaldirektion eingeiekt worden, 
der auch die Verwaltung der indirekten Steuern, des Neihs und Spielfartenftempels über: 
tragen wurde. Dieſer Generaldireftion wurden 5 Hauptämter Jonas, Nehrwieder, St. Annen, 
Gricus und Entwärter) untergeordnet. (Gbl. d. R. 1888 ©. 915 ff.) 

Ebenſo wurde am 15. Oft. 1888 wegen des Anſchluſſes von Bremen an das Zoll 
gebiet des deutichen Reichs das dortige f. preuß. Dauptzollamt mit feinen Nebenämtern auf 

ehoben und gingen die Befugniſſe der oberiten Yandesfinangbebörde auf den Senat der 
eien und Hanſeſtadt Bremen über. Zolldirektivbehörde ift eine ZYolldireftion, welcher ein 
an in Bremen und ein zweites in Bremerhafen untergeordnet wurde. Ebl. d. N. 

>. Js 5 
°) Art. 16 Abi. 3 des Vertrages v. 8. Juli 1867, 
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bringen; man hat jedoch bis jet hievon Abjtand genommen und nur bezüglich 
des auf gemeinjchaftliche Rechnung bezahlten Zollperional® im Grenzbezirfe 
Normalläge für die Bejoldungen und Pferdegelder feſtgeſetzt.) 

I. Bezüglich der Einrichtung auf gemeinschaftliche Koiten im Grenz 
bezirfe zu errichtender Zollämter und der Zollaufjiht an den 
Grenzen können folgende Verabredungen noch jegt als mahgebend angejchen 
werden: 

1. Die Auswahl, jowie die Zahl der Hauptzollämter und Neben 
zollämter I joll zumächjt unter Berückſichtigung der bisherigen Verhältniſſe 
und Erfahrungen, ſowie zugleich der durch die größere Zollverbindung ein: 
tretenden Veränderungen gejcheben. 

2. Eine andere Einrichtung für den Fall, dab dieſes durch neue 
Ereignifje gerechtfertigt werden fann, iſt nicht allein nicht ausgeſchloſſen, ſondern 
ausdrüclich vorbehalten. 

3. Unter gleichen Vorausjegungen bleibt die Befugniß vorbehalten, nach 
Maßgabe der jich darbietenden Motive die Zahl der Haupt und Nebenzoll- 
ämter I zu reduziven oder Hauptzollämter in Nebenzollämter I umzus 
wandeln oder auch nach einem unbejtreitbaren Bedürfnijje die Erhebung ein- 
zelner Nebenzollämter I zu Hauptzollämtern zu beantragen, ſofern nicht durch 
Ertheilung erweiterter Befugniſſe der Zwed zu erreichen wäre. 

4. Insbejondere wird jich jede Negierung zur Pflicht machen, da, 
Erſparniſſe in Beziehung auf Perjonalbejtellung und Amtsd ae 
ohne dem Zwecke Abbruch zu thun, möglich werden, dieje zum Vortheile der 
Geſammtheit zu realifiren, jofern dereinſt Neduftionen eintreten. ?) 

5. Sollen die Nebenzollämter I in der Negel neben dem Verwalter noch 
mit einem Aſſiſtenten beſetzt jein. °) 

6. Hinfichtlih der Bildung von Nebenzollämtern II und Legi- 
timationsjchein=eAusfertigumgsitellen ijt beitimmt, daß dieſe jeder 
Landesregierung überlaffen bleibe. Bezüglich der leßtgenannten Stellen wurde 
jedoch der Grundjag ausgeiprochen, daß in Anjehung der Gejchäftstührung, 
er Ausfertigung der Legitimationsicheine 2c. auch die Ortsobrigfeiten mitzus 
wirfen hätten und daß es für jede Negierung die Aufgabe jei, durch geeignete 
Einleitung eine jolche Mitwirkung herzuitellen. *) 

7. Was die wegen des Poſtverkehrs etiwa erforderlichen außerordent- 
lichen Einrichtungen betrifft, jo it vereinbart, daß dergleichen Einrichtungen 
ohne weitere Belajtung der Gemeinjchaft zu treffen jeien und falls 
nicht etwa den Grenzoberfontroleuren die dahin einjchlägigen Gejchäfte 
aufgetragen werden können, durch Abordnung der vorhandenen Aſſiſtenten 
oder duch Gründung eigener durch dieje Aſſiſtenten zu verjehender Ep 
pojituren dem Bedürfniſſe abzuhelfen jein werde.“) 





) Siche hierüber Abichnitt IX. 

n Münchener Vollzugsprototoll v. 14. Febr. 1834 Beilage XXXVI S 8 (Bd. J S. 346 
der Verträge); Karlsruher Vollzugsprot. v. 5.—29. Oft. 1835 Beilage VIII S 7 vd II 
S. 137 der Verträge). Ter Verſuch einer Uebernahme ſämmtlicher Zoll. und Steuerver 
waltungstoften auf das Reich reip. die Zollgemeinichaft hat bis jet z keinem Reſultate 
geführt. (5. Drudi. des Bundesrathes 1876 Nr. 30 und 1878 Nr. 120 2. 

) Münchener VBollzugsprot. Beilage XXXVI S 10 c (a. a. D. ©. 347). 

4) Münchener Vollzugsprot. a. — O. 8 88-85 (4. a. O. S 36 362); Karlsruber 
Vollzugsprot. a. a. D. 8 36 u. 38 ia. a. v. >. 144). 

°) Münchener Vollzugsprot. a. z 0.89 (a. a. O. S. 368); Karlsruher Vollzugs⸗ 
prototoll .0.D.846 (aa. O. S. 149. 
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8. Bezüglich der Negulirung der Zollaufjicht an den gegen das 
Ausland gelegenen Grenzen wird angenommen, daß die Zahl der berittenen 
Grenzaufjeber derjenigen der Oberinjpeftoren und der Grenzoberfontroleure 
zujammengenommen gleich jein jolle.‘) 

Ferner haben die einzelnen Negierungen die Befugniß, in Fällen, in 
welchen eine Bermimderumg der Oberfontroleure oder berittenen Grenz 
aufjeber zuläjlig umd eine Vermehrung der Fußaufſeher angemeſſen erſcheint, 
— der erſteren Fußaufſeher anzuſtellen und zwar ſtatt eines Oberkontroleurs 

3 Fußaufſeher und ſtatt 3 berittener Aufſeher 5 Fußaufſeher.“) 

9. Bezüglich der Bildung des Grenzbezirkes iſt beſtimmt, daß 
alle Orte, welche als Punkte der Binnenlinie bezeichnet ind, als zum 
Grenzbezirfe gehörig angejehen werden, diejes joll auch von Flüffen, Bächen, 
Chaufjeen und Wegen gelten, durch welche der Yauf der Binnenlinie bejchrieben 
wird. Sind zur Stenntlihmachung der Binnenlinie Orte ꝛc. als Punkte der: 
jelben ohne nähere Angabe des Laufes der Linie angegeben, jo bildet jedesmal 
der kürzeſte Fahrweg von einem Punkte zum anderen oder in Ermangelung 
eines Fahrweges die fürzeite Linie die Binnenlinie. Die Aenderung des 
Grenzbezirkes fann nach Bedürfniß eintreten und it den Bundesregierungen 
vorbehalten. Die Aenderung iſt auf geeignete Weiſe zur Öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

10. Hinfichtlich der Veränderungen der Organtjation ijt die 
Vorausſetzung ausgejprochen worden, daß es jeder Regierung unbenommen jein 
werde, jolche Veränderungen, welche im Bedürfniß des Dienſtes als noth— 
wendig und unaufſchieblich ſich herausstellen, unter den vertragsmäßigen Vor— 
ausjegungen eintreten zu lajjen.‘) 

Allenfalljige Veränderungen in der Zahl und Kompetenz der Bollitellen 
theilen jich die Negierumgen gegenjeitig mit.) 

II. Die Befugniſſe der Zoll und Steuerämter an der Grenze und 
im Innern des Neichs tim Bezug auf die ZJollabfertigung find durch die 
Beitimmungen in $ 128 und 131 des Vereinszollgejeßes und Abtheilung III 
Nr. IV des Vereinszolltarifs im Allgemeinen geregelt. Hienach haben: 

A. Die Grenzämter im Allgemeinen folgende Befugnifje: 

a) Bei den Hauptzollämtern it jede Zollentrichtung und jede durth 
das Bereinszollgejeg vorgejchriebene —— | ohne Cinjchränfung 
jowohl bei der Einfuhr, als bei der Ausfuhr und Durchfuhr zuläſſig.) 

b) Bei Nebenzollämtern I. Klaſſe fünnen Gegenftände, von welchen 
die Gefälle nicht über 60 A. für 100 Kg. betragen oder welche nad) 
der Stückzahl zu verzollen find, in umbeichränfter Menge eingeben.’) 


) Münchener Vollzugsprot. a. a. ©. 8 88; (a. a. O. &. 365); Narlsruber Voll zugs 
protofoll a. a. O. 842 a. a. O. >. 147): : — der 13. (Seneral: Monferenz $ 32 S. 81. 
2, Bejonderes Brot. d. d. Munchen den 8. September 1836 Ziff. IV Anlage zum 
Hauptprot. der I. Gen.-Zolltonf.). 
Beſonderes Prot. v. 1834 Beil. XXXVI des Münchener Vollzugsprot. Bd. I der 
Verträge 5. 341. 
) Hauptprot. der 8. Gen.Zolltonf. $ 28 © 
5 Hauptprot. der 2. Gen. Zollkonf. * 19 7 S. 6. Tesgl. der >. Gen. Zollkonf. S 9 
©. 7. Dieſe Aenderungen werden im Gentralblatt des Teutichen Neiches, im preußiſchen 
en, en in den Amtsblättern der einzelnen Staaten publizirt. 
8 128 Abi. 2 des V. 3. G. 
98 198 Abi. 3 des V.3. G. 
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Höher belegte oder nah dem Werthe zu verzollende 
Gegenjtände dürfen nur dann über jolche Aemter eingeführt werden, 
wenn die Gefälle von dergleichen auf einmal eingehenden Waaren 
den Betrag von 300 .# nicht überfteigen. ') 

Zur Abfertigung der auf der Etjenbahn eingehenden Waaren mit 
Ladungsverzeichniß find Nebenzollämter J.Kl. ohne Einjchränfung befugt.) 

Ferner zur Abfertigung der mit der Bojt eingehenden Waaren 
ohne Beichränfung- °) 

Auch fünnen Nebenzollämter I innerhalb der vorstehend bezeichneten 
Befugniſſe Waaren, welche mit der Berührung des Auslandes 
aus einem Theile des Vereinsgebietes in den anderen 
verjendet werden, bei dem Aus: und Eingange abfertigen.*) 
Ueber Nebenämter II Klaſſe fünnen Waaren, welche nicht höher 
als mit 30. für 100 kg belegt jind, oder welche nach der Stüd- 
zahl oder nach dem Werthe zu verzollen find, in Mengen eingeführt 
werden, von welchen die Gefälle für die ganze Yadung den Betrag 
bon 75 AM nicht überiteigen. 

Der Eingang von höher belegten Gegenständen iſt nur in Mengen 
von höchitens 25 kg. zuläſſig. Zollpflichtiges Vieh kann in unbe— 
Ichränfter Menge eingehen. 

Bezüglich der Abfertigung von Waaren, welche mit der Poſt 
eingeben und Abfertigung des Verfehrs vom Inlande zum 
Snlande mit Berührung des Auslandes find die Nebenzollämter II 
ebeno befugt zur Abfertigung wie Nebenzollämter I.) 

Im Innern des Deutjchen Neiches find den Aemtern folgende Be 


Die Dauptzoll: und Hauptiteuerämter, mit denen eine amt— 
liche Niederlage zollpflichtiger Waaren verbunden tt, find zu jeder 
Bollerhebung und jonjtiger zollamtlicher Abfertigung ermächtigt , jo= 
weit eine ſolche überhaupt gejeglich im Innern jtattfinden darf.) 
Dergleichen Aemter ohne amtliche Niederlage fünnen gejeglich 
nur Eingangszollbeträge erheben, welche ihmen mit Begleit- 
jcheinen IL überwiejen find.‘) Zur Abfertigung von Gegenständen, 
welche mit der Poſt vom Auslande eingegangen, ind dieſelben ohne 
Beichränfung befugt. 
Die Nebenzoll: und Steuerämter im Innern jind in der Regel 
nur zur Abfertigung mit der Poſt eingegangener Waaren befugt‘) 


Durch einen Bundesratbsbeichluß vom 19. Mai 1869 wurde den Haupt- 
zoll: und Stenerämtern die bejondere Befugniß zur Ausjtellung von Frei 
päſſen für Muſter, welche inländiſche Reiſende mit ſich führen, ertheilt. ®) 


SL ÄLÄLALAILAILETLÄR IN 





128 Abi. 4 des V. 3.6. 

63-69 u. 128 Abi. 5 des V.3. G. 

128 Abi. 8 des V. 36 

111 u. 128 Abi. 9 des 9.3.6. 

128 Abi. 6—9 des 9.3.0. 

131 Abſ. 2 des 9.3.0. 

131 Abi. 3 des 9.3.0. 

131 Abi. 4 des V. 3. G. 

57 des Wrot.; Jahrbücher 1869 5. 183 #1. Nach Bundesrathsbeihluß vom 


20. — 1883 Ebl. d. R. 1883 S. 40) können auch Nebenzollämter I und Steuerämter 
Freipäſſe für Muſter ausſtellen. 
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Nach dem Bereinszollgejege und den NRegulativen haben die Daupt- 

ämter außerdem im Allgemeinen folgende Befugnifje: 

1. Zum Botllerlaß: 

a) für Begleitjcheingüter unter Verſchluß, welche verdorben 
oder zerbrochen anfommen ($ 48 d. VB8G., Nr. 14 der Anweiſung); 

b) für Begleitjcheingüter ımter Verjchluß, wenn em Theil der 
Waaren auf dem Transporte zu Grunde gegangen ($ 48 VBG., 
Kr. 14 der Anweifung); 

ec) für Niederlagegüter, bei welchen fich eine Gewichtsminder- 
ung berausitellte durch Eintrodnen, Einzehren, VBerftauben, Ber: 
dunjten, Lekkage; 

d) für Niederlagegüter, welche gänzlich verdorben und um: 
brauchbar geworden jind ($ 103 BZG., Nr. 14 der Anweilung) ; 

e) für geitrandete Güter (1.882 d. VBG. und Nr. 19 der Anweiſung): 

f) wie a und b für Güter, welche mit Begleitzetteln abgefertigt 
worden jind ($ 67 d. V8G. und 8 36 des Eijenbahnregul., Ziff. 14 
der Anweiſung); 

II. Sonitige Entjcheidungen: 

a) wenn Waaren, deren Ausgang zu erweifen it, bei dem Ausgangs 
amte nicht gejtellt oder aber der Ausgang von der Zollbehörde 
des Auslandes oder der Poſtbehörde amtlich bejcheinigt wird ($ 56 
d. V8G. Nr. 16 der Anweiſung) 

b) Abweichungen von Gewichtsangaben bei den ſeewärts 
u er ie Waaren,” i ; 

. bei einem Eingangszoll bis 1'/,; M. bis zu 15%, u 
2. bei anderen Waaren bis zu 10°/, | (836. 5813 

ec) bei Verſchlußverletzungen von Deklarationsſcheingütern (8 111 
d. BZ. und Nr. 23 der Anweijung); 

d) bei Gegenjtänden, welche zur Wervollfommnung und Ver: 
arbeitung nach ausgejchlofjenen Gebietstheilen der Vereinsitaaten 
gehen oder nach Verträgen behandelt werden (VZG. 8 112—118, 
Kr. 24 der Anweiſung); 

e) bei Friſtüberſchreitungen im Begleitjcheinverfehr (8 41 und 42 
des Begleitſchein-Reg.): 

f) bei Vorführung der Waaren und Ablage der Begleiticheine bei 
dem unrichtigen Amte ($ 41 und 42 des Begleitſchein-Regul.); 

g) bei zufälligen Berjchlußverlegungen ($41 und 42 des Begleit- 
Ichein:Reguf.) ; 

h) nach Beendigung des Strafverfahrens die Begleiticheine zu er 
ledigen, wenn bei dem Gefällepunft fein Zweifel beiteht (Begleit- 
ſchein-Regul. 8 45); 

i) Feſtſetzung von Friſten für die Abfertigung von Begleit— 
ſcheingütern, Anſagegütern im Eiſenbahnverkehr. ( VB8G. 827, 
ſ. Eiſenbahn-Regul. $ 21 und Begleitichein-Negul. $ 28); 

k) wie bei e. f. g. im Eiſenbahnverkehr bei Begleitzetteln (j. $ 34 
des Eiſenbahn-Regul.); 

I) Niederlegung von Waaren im Freien ($ 4 des Niederlage: 
Regul.); 

m) Friſtbeſtimmungen für Abfertigung zur Niederlage (Niederlage: 
Regul. $ 16, $ 62, WG. 8 27); 
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n) Friſt bejtimmungen für Abfertigungen zum Schiffsverkehr ($ 81 
I36.); 

0) Friftbejtimmungen für Abfertigungen zum  Begleiticheinverfehr 
(BegleiticheinRegul. $ 47). ') 

Auf Grund der Beitimmung in 8 3 des Bolltarifgejeges vom 15. Juli 
1879 bat der Bundesrath bejtimmte Zoll und Steuerjtellen zur Zollab: 
fertigung von Baumwoll: und Leinengarnen und Leinenwaaren 
ermächtigt, worüber im Gentralblatt von 1879 ©. 382 ein ausführliches Ber: 
zeichniß aufgejtellt it. ?) 

Ein Bundesrathsbejchluß vom 23. Dezember 1879 jchreibt vor,?) daß vom 
1. Januar 1880 ab zur zollamtlihen Schlußabfertigung von Mineral: 
ölen, welche nicht mehr als 700 oder mehr als 880, oder mehr als 700 
aber weniger als 790 oder endlich mehr als 630 aber höchitens 880 Dichtig- 
feitsgrade haben, jobald für derartige Oele zollfreie Ablaſſung, bezw. unter 
Kontrole der Verwendung beantragt wird, nur "die von den oberjten Landes— 
Finanzbehörden bejonders ermächtigten Amtsſtellen befugt Find. *) 

Mineraljichmieröle fünnen von jeder Amtsjtelle abgefertigt werden und 
über den Antrag auf Geftattung der zollfreien Verwendung von Mincralölen 
von mehr als 700 aber weniger als 790 oder von mehr als 830 aber höd)- 
jtens 880 Dichtigfeitsgraden kann die vorgejegte Direktivbehörde der am rte 
der Verwendung befindlichen Amtsitelle entjcheiden. 

Wach den zollgeleglichen Beſtimmungen lönnen die oberſten Finanzbehörden 
den Aemtern an der Grenze und im Innern im Falle des Bedürfniſſes außer— 
dem noch erhöhte Befugniſſe beilegen. °) 

Für die Abfertigung von Wollenwaaren find nur bejtimmte Zoll 
und Steuerjtellen befugt,“ wenn nicht der höchite Zollſatz erhoben werden joll. 

Ebenjo kann die Zollabfertigung von PBlattitihgeweben auf Baum: 
wollgeweben nur von dazu befugten Aemtern erfolgen. ') 

Auch die Unterfuchung der deflarirten Berjchnittweine und Mojte 
auf ihre Eigenjchaft als ſolche kann nur von dem dazu ermächtigten Zoll: und 
Steuerjtellen angenommen werden. ®) 

Um jowohl den Stand jämmtlicher zur Zollabfertigung gejeglich befugten 
Memter, als auch der ihnen durch die oberiten Sinanzbehörden beſonders bei- 
gelegten erweiterten Abfertigungsbefugnijfe den Zollbeamten und dem Publikum 
befannt zu geben, werden von Zeit zu Zeit Verzeichniſſe angefertigt und publizirt. 

Die neuejten Verzeichniſſe find im Oftober 1884 und Mai 1885 
in zwei Theilen im Neichsjchagamte herausgegeben worden und enthält Theil I 
die zur Erhebung der Zölle und Neichsjteuern und Theil II die zur 
Erhebung der Lebergangsabgaben für Bier, jowie bezüglich) Badens 
und Eljaß-Lothringens die für die Erhebung der inneren Abgaben von ein 
gehendem Weine befugten Steuerjtellen. Die Nachträge enthalten die neuejten 
Gentralblätter des Reiches und die Amtsblätter der Direktivbehörden. 


. a. bayer. Entſchließung v. 15. Juli 1871 ( Amtsbl. 1871 ©. 155 fr) 
Nachträge im Cbl. d. R. 1880 S. 725, 1881 ©. 27, 133 u. f. w 

Sbl. d. R. 1880 ©. 32. 

. die Ueberſicht im Gb. d. R. 1880 ©. 258, 1881 S. 101 u. 121 u. j. mw. 
$ 128 Abi. 10 u. $ 131 Ahr. 4 des W.3.G. 

dol d. R. 1881 S. 248. 

) Gbt. d. R. 1892 S. 90. 

CEbl. d. R. 1892 S. 86 u. 414 ff. 
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III. Zur Kontrole, Erhebung und Kreditirung der Nüben- 
zuderfteuer find in der Negel die Hauptzoll- oder Hauptjteuer- und Steuer: 
ämter des Bezirks, in dem die Fabriken liegen, befugt. ') 

Durch das Zucderjteuergejeg vom 9. Juli 1887, durch welches eine Ver: 
brauchsabgabe vom Zuder eingeführt worden war, wurde die Einrichtung 
von bejonderen Zud erflenetitellen nothiwendig, welche zum Theil in den 
BZuderfabrifen jelbjt errichtet wurden. Ueber die Orte, wo jolche errichtet 
wurden, und die Befugniſſe derjelben enthalten die Gentralblätter des Reiches 
von 1888—1892 das Nähere. 

Im Centralblatt des Neiches von 1892 ©. 104 ijt außerdem ein Ver— 
zeichn iß derjenigen Steuerftellen und Aemter enthalten, welche außer den Zucker— 
jteuerjtellen zur Ausfertigung und Erledigung von Zuderbegleitjcheinen befugt find. 

IV. Die Erhebung und Kontrole der Tabadjtener fommt 
gleichfalls den Zoll und Steuerämtern in ihren Hebebezirfen zu. In Bayern 
und im Großherzogthum Hefjen find dieſe Befugniſſe jpeziellen Aemtern über: 
tragen und im erjtgenannten Staate zum Theil bejondere Steuerämter hiefür 
errichtet worden. ?) 

In Bayern jind bejondere Beitimmungen bezüglich der Befugniß der 
Aemter bei der Ausfuhr von Tabad mit Anjpruch auf Zollvergütung, 
Steuervergütung und NAusgangsabfertigung überhaupt getroffen. °) 

V. Für die Kontrole und Erhebung der Salzjteuer, d. h. der Abgabe 
für das im Deutjchen Neiche gewonnene Salz, jowie für die Ausjtellung und 
Erledigung der hierüber ausgejtellten Begleiticheine find nicht alle Aemter er- 
mächtigt. Die hiezu befugten, meift auf den Salzwerfen errichteten Salziteuer- 
ämter jind aber in befonderen Verzeichniſſen befannt gegeben. ‘) 

Da jich die Badijche Aemter-Organijatton durch die Einverleibung 
von Elſaß Lothringen geändert hat, jo wurden die Badijchen Aemter in einem 
bejonderen Verzeichnijje neuerdings publizirt.“) 


In Elſaß-Lothringen bejtehen für die Erhebung diefer Steuer auf 
den Salzwerfen Salziteuerämter. ®) 

VI. Zur Kontrole und Erhebung der Branntwein= und Bierjtener 
find zumächjt die Hauptzoll- und Steuerämter bezüglich der innerhalb ihres 
Bezirfes gelegenen Brennereien und Brauereien befugt. Es ijt jedoch cin be 
jonderes VBerzeichniß für diejenigen Zoll- und Steuerjtellen des Reiches auf 
gelte welche zur Erhebung der jog. Uebergangsabgaben für Bier und 

ranntwein, jowie zur Austellung und Grledigung von Uebergangs- rejp. 
Ausfuhricheinen bei Verſendung diejer Artikel befugt jind.) 

Für Bayern, Württemberg und Baden Jind wegen der Öejehgebung 
von 1887 neue Berzeichniffe der treffenden Abfertigungsitellen aufgeftellt und 
befannt gegeben worden. °) 


183 4 u. 8 des Geſetzes v. 1846 über die Beſteuerung des Rübenzuders. 
2) — 1869 ©. 713 ff. u. 367. 
Jahrb. 1870 ©. 319 ff. Ebl. d. R. 1882 ©. 387. 

*) Abgedr. ohne Elſaß Lothringen Gentralblatt 1871 ©. 75 ff.; Jahrb. 1870 ©. 565 
wegen der zur Denaturirung von Salz befugten Aemter in Heilen. 

5) Ebl. d. R. 1880 ©. 533. 

9, Bericht des Neichstanzlers über die Verwaltung von Elfaß-Lotbringen i. J. 1871/72 
„Annalen“ 1871 ©. 888). Gbl. d. R. 1887 und 1888. j 

) Abgedrudt im Pr. Gentralbl. 1871 ©. 148 ff, 1878 ©. 44, 1874 ©. 861; fiebe 
auch Abichnitt X. 

) Gentralbl. 1872 ©. 216 ff. S. Cbl. d. R. 1880 ©. 500 und 533. 


366 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches. 


Für Elſaß-Lothringen jind bejondere Einnchmereien der indireften 
Steuern zu den vorjtchend erwähnten Zwecken außer den übrigen Zoll und 
Steuerämtern eingerichtet;') für die Grenzabfertigung von Wein, Objtwein, 
Bier und Branntwein beim Uebergange aus Luxemburg, Bayern und Baden 
jind bejondere Aemter errichtet und für die Aus: und Einfuhr bejtimmte 
Straßen vorgejchrieben,?) welche jeit 1. August 1872 zu benüßen jind, rejp. 
ihre Thätigkeit begonnen haben. °) 

VII. Die Erhebung und Verwaltung des Spielfartenjtempels it 
nach Ziffer I der Bekanntmachung zur Ausführung des Gejeges vom 3. Juli 
1878 den Zoll und Steuerbehörden zugewiejen. *) 

VII. Bezüglich der Erhebung und Verwaltung der Wechjelitempel- 
ſteuer ijt zu bemerfen, daß die Stempelmarfen von den Poſtanſtalten ver: 
fauft und Die Einnahmen hieraus von dieſen auch verrechnet werden. Bei 
Uebertretungen jind nach $ 18 des Gejeges von 1869 in der Negel die Zoll- 
und Steuerbehörden zur Einleitung der Unterjuchung befugt. In Bayern ift 
dieje Befugniß durch Sal. Verordnung vom 8. Mai 1871 den Rentämtern 
und Sreisfisfalaten übertragen. Im Württemberg haben die Oberämter, 
Kameralämter und Umgeldfommifjariate nach Miniſterialreſtript vom 22. Dez. 
1870 dieje Befugniſſe erhalten. 

IX. Durch) $ 26 und 27 des Gejeges vom 1. Juli 1881 betr. die Reichs— 
jtempelabgaben ijt den Landesregierungen überlafjen, die Zuftändigfeit der 
Erhedungs- und Kontrolbehörden für die Neichsjtempelabgaben zu beitimmen 
und nach Nr. 20 der Ausführungsbejtimmungen biezu wird der Reichskanzler 
von Zeit zu Zeit VBerzeichnijje diejer Behörden und Beamten nebjt der denjelben 
vorgejegten Direftivbehörden befanntmachen. 

Das erjte Verzeichniß it im Zentralbl. des Neiches 1881 ©. 387 ft. 
publizirt und enthält jämmtliche Direktiv- und Steuerbehörden, welche zur 
Erhebung und Verwaltung der Neichsitempelabgaben, jowie zur Abjtempelung 
der Papiere und Looſe befugt jind. 

Es jind dies in den meilten Staaten die Zoll: und Steuerdireftionen und 
Hauptjtenerämter, in Bayern aber die Kreisregierungen Kammern der Sinanzen), 
und NRentämter. ) 

X. Für die — der Zoll- und Steuerämter ſind beſondere 
Anweiſungen! erlaſſen, die mit den durch die neuere Geſetzgebung bedingten 
Uenderungen noch) heute in Geltung jtehen. 


} 


N) Siehe das Verzeichniß der Jahrbücher 1871 ©. 68 ff. u. 81 ff.; fiche a. Bayer. 

Amtsblatt 1872 Nr. 27. 
* — Er das Amtsblatt der Generaldir. für Zölle u. indirekte Steuern u. Br. Centralbl. 

1873 S. . 

Erlaß des Steuerdirektors für Elſaß Lothringen v. 17. Juli 1872 (Amtsblatt des 
Stenerdingttons 1873 ©. 273; Gentralbl. 1872). 

28, d. Verzeichnif der zur Abftempelung der ——— befugten Aemter 
im Ebl. . R. 1880 5. 669 und neueltes eig v. 1884. 

8, Siehe hierüber auch das Menterverzeichniß v. — 

Siehe Münchener Vollzugsprot. v. 1836 $ 25 Nr. 1 (Bd. I der Verträge S. 271 
und Hannov. Vollzugsprot. $ 19 Nr. 1 (Bd. IV a. a. ©. 5. 123). 
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VIII. Abſchnitt. 


Statiftik der Zoll- und Steuerverwaltung und öes 
Waarenverkehrs. 


Schon bei der Bildung des Zollvereins und während der ganzen Dauer 
desſelben ſpielte die Statiſtik der Zoll⸗ und Steuerverwaltung eine nicht zu 
unterſchätzende Rolle und war das Streben rege, dieſelbe auf alle mögliche 
Weiſe zu erweitern und zu verbejjern. 


Die Begründung des Zollvereins fann daher mit Necht als ein wichtiger 
Fortjchritt in der biS dahin nur jehr mangelhaften Deutjchen Statiftif über: 
haupt betrachtet werden. 

Es entjtanden jofort durch das Nechnungsweien der gemeinichaftlichen 
Einnahmen und Ausgaben der Zollverwaltung und durch) die Feſt— 
jtellung der von 3 zu 3 Jahren vorzunehmenden Bevölferungsaufnahmen, 
welche als Maßſtab der Revenuentheilung zu gelten hatten, zwei wichtige 
Zweige der Stattjtif, zu denen fich bald die Statijtif über den Waaren— 
handel des Zollvereims (Kommerzialſtatiſtik) gejellte. 

Wie in Abjchnitt IX näher erörtert werden wird, war jchon im erjten 
Bollvereinigungsvertrage vom 22. März 1833 ') verabredet worden, daß Die 
von den Zolldireftionen vierteljährig aufzuftellenden Einnahmeüberjichten 
einem, jpeziell zu dieſem Zwede im Berlin?) errichteten Zentralbureau 
des Zollvereing zu überjenden jeien, damit von demjelben die provijorijchen 
Abrechnungen zwijchen den Bereinsjtaaten angefertigt und die definitive Jahres— 
abrechnung vorbereitet werden fünne. 

Bei Feititellung der vorläufigen Dienjtordnung für das jog. 
Zentral-Rechnungsbureau des Bollvereins im Juni 1834°) war man 
noch von der Vorausjegung ausgegangen, dab Diejes Bureau nur das Abs 
rechnungswejen zu bejorgen habe. Es war die Aufjtellung der Kommer— 
zialnachweijungen jeder einzelnen Regierung überlajjen, und die Mit 
theilung derjelben an das genannte Bureau nicht angeordnet worden, obgleich 
nad) einer allgemeinen Injtruftion 9 für die Aufftellung diejer Nachweifungen 
verfahren wurde. Erjt auf der I. General-Zoll:ftonferenz des Jahres 1836 °) 
war der Wunjch ausgejprochen worden, dieſe Nachweiſungen dem Zentral 
bureau zur Zujammenjtellung mitzutheilen und auf der II. General-Zoll 
fonferenz wurde ein Bejchluß über Die Bejtimmungen zur Wufitellung der 
Slommerzialüberfichten vom Jahre 1837 an gefaßt.) Auf der IV. General 
Bollfonferenz wurden weitere Beichlüjfe über die ei die Grundſätze 
bei Führung der Kommerzial-Kegijter und Aufitellung der Ueberjichten, über 
die — der Reſultate mit denen des Vorjahres und über den Nieder— 
lageverkehr gefaßt. ') 


— Art. 29 (Bd. I der Verträge S. 10). 
Re 2, Schlußprot. zum Art. 29 des offenen Vertrages vom 22. März 1833 (Bo. la. a. 


26). 
» Art. VI zum Karlsruher Vollzugsprot. v. Cftober 1835 Bd. II der Verträge S. 118). 
5 Die im $ 21 des Karlsruher Vollzugsprot. hl Oftober 1834 erwähnte Inſtruktion 
iſt nicht bekannt gemacht worden (Bd. Il a. a. O. 94). 
°) Hauptprot. der I. Gen.Zollkonferenz v. 12. Sept. 1836 $ 19 ©. 68. 
9 Hauptprot. der II. Gen.-Zolltonfevenz v. 6. Auguſt 1838 5 35 53.5. 
) Hauptprot. der IV. Gen.HZolllonferenz v. 6. Mai 1841 8 "35 ©. 59. 
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Das Nejultat der V. und VI. General = Zollfonferenz bezüglich der 

Kommerzialüberjichten war der Beſchluß, diejelben vom Jahre 1842 an jährlich 
— Zentralbureau zuſammenſtellen und durch den Druck veröffentlichen 
u lafjen. ') 
i Seit diejer Zeit erichienen abwechjelud in 20 bis 30 Heften die im Zentral— 
bureau zujammengeitellten jtatijtiichen Ueberfichten über den Waarenverfehr und 
den BZollvertrag im Deutjchen Zollvereine mit einer vergleichenden Ueberſicht, 
bis zum Fahre 1834 rüdwärts, im Drude. °) 

Diejelben enthielten in bejonders nummerirten Abtheilungen folgende 
Ueberjichten : 

Die Ueberficht des Waaren-Eingangs über die einzelnen Grenzſtrecken des 
Bollvereins; den Waaren-Eingang auf Rhein und Mojel; die Ueberjicht des 
Waaren-Musgangs über die einzelnen Örenzitreden; desgleichen des Waaren- 
Durchgangs; die Durchfuhr auf furzen Straßenjtreden; eine Hauptüberticht 
des Durchgangsverfehrs; eine vergleichende Ueberficht des jährlichen Waaren- 
Eingangs und Ausgangs jeit 1836; die Waarenbejtände in den Niederlagen; 
den Meßverkehr mit ausländischen Waaren; desgl. mit inländijchen; den Zus 
ftand der laufenden Konten der Sroßhandlungen ; den Verfehr nach ausländ: 
iſchen Meſſen; den Waarenverfchr an den Scegrenzen; die angefommenen und 
abgegangenen Seeſchiffe; Die Bollerleichterungen für den Veredelungsverfehr 
nach dem Inlande; desgl. nach dem Auslande; Zollbegünjtigungen für gewerb: 
liche Zwecke; Bollerlaife für Metalle und Materialien zum Schiffbau; Die 
provijorische Zollabrechnung; die Ucberficht der Pauſchſummenbeträge der Zoll 
verwaltungsfojten; Prämienzahlungen für Fahrten unter Schiffsverjchluß ; die 
provijorijche Nübenzuderjtener- Abrechnung; eine vergleichende Ueberſicht der jeit 
1845 an Nübenzuderjtener ꝛc. aufgenommenen Beträge; vierteljährliche Ber: 
zollungs-Ucberfichten; vierteljährl. Zulleinnahme-Bergleichungen; außerdem jedes 
dritte Jahr eine Bevölkerungs-Aleberſicht und eine Ueberjicht der Zollitraffälle. 
In neuejter Zeit, jeit Einführung des Salzſteuer-Geſetzes vom 9. Aug 1867 
und des Tabacdjtener-Sejeges vom 26. Mat 1868 jind noch provijorijche Ab: 
rechnungen über dieje Steuern binzugetreten. 

Unterdeifen wurden auf verjchiedenen Generalsftonferenzen neue Verab— 
redungen zur Ergänzung und Verbeſſerung diejer Ueberfichten getroffen. Auf 
der VII. General-Konferenz') faßte man Beſchlüſſe über die Aufitellung der 
Stommerzial-Nachweiiungen, auf der IX. General Zollfonferenz *) vereinbarte 
man eim Formular über die Statijtif der Zollftraffälle und traf Beitimmungen 
wegen des Eijenbahnverfehrs, auf der IX. und X. General-Zolltonferenz °) 
wurden VBorichläge zur Vervollitändigung und Vereinfachung der Kommerzial— 
ftatiftif gemacht, ohne daß es zu emem Beichluffe fam. Endlich auf der 
XII. General: ZJolltonferenz*) gelang es, eine Vereinbarung über die volljtändige 
Umgejtaltung der Kommerzialitatiftif zu erzielen, welche biS zum Jahre 1872 
feine Veränderung erlitten hat. 





») Dauptprot. der V. Gen. Yollfonferenz v. 26. Sept. 1842 S 36 ©. 44 und der VL 
Gen. geltonferem, v. 11. Nov. 1843 8 44 5. 113. 
Berlin bei Reimer. Worber waren Diefelben nur als —————— — worden. 
, Hauptprot. der VII. General-Zolltonferenz vom 23. Oft. 1845 5 54 ©. 89 
, Hauptprot. der IX. General-Zolltonferenz; vom 23. uni 1851 8 46 ©. 159. 
: Hauptprot. der X. Gen.Zollkonferenz v. 20. Febr. 1854 $ 53 5. 151 und Beil. 
XVIII ©. 303. 
) Hauptprot. der XII. Gen.-Zolltonferenz v. 17. Dez. 1856 $ 28 ©. 77 Beil. IX ©. 241. 
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Bezüglich der Volkszählung wurde cine eigene Thätigfeit des Zoll- 
vereins nur injomweit entwickelt, als gewiſſe Grundſätze für die periodijchen Er: 
bebungen in den jämmtlichen Vereinsjtaaten aufgeitellt wurden.) Die Aus- 
führung jelbit wurde den einzehten Negierungen überlaffen und blieb joweit 
Sache derjelben, daß nur die Hauptergebniffe auf den Generalfonferenzen vors 
gelegt und nach ertheilter Genehmigung vom Zentralbureaun als Grumdlage 
für die Abrechnungen benugt wurden. Die Hauptüberfichten befinden ſich 
deßhalb als Beilagen bei den Generalfonferenz-PBrotofollen. Die ausgedehnteren 
Bearbeitungen der Bevölferungsitatiitif lagen nicht im Intereſſe des Zollvereing 
und waren den einzelnen Staaten vollitändig überlafien. 

Außerdem ergaben fich bald noch weitere Bedürfniffe zur Aufitellung von 
Statijtifen im Interejje des Zollvereins. Bor Allem betraf dieſes die Ge— 
werbejtatijtif, welche auf der VI. General: Zollfonferenz angeregt wurde, ?) 
deren Ausführung aber erjt einem Beichluß der X. General-Sollfonferenz zu 
danfen war, nach welchem die nöthigen QTabellen biezu entworfen und den 
Regierungen zur Benugung empfoblen wurden. °) 

Auf der XIV. General: Jollfonferenz wurde der Beichluß gefaßt, auf 
Grund vereinbarter Muftertabellen im Sabre 1861 eine Gewerbejtatiftif umd 
im Jahre 1860 eine Berawerfsitatijtif des Zollvereins und zwar letztere 
in jedem der folgenden 5 Jahre jo lange aufzujtellen, al$ nicht von der einen 
oder anderen Seite die Fortiegung abgelehnt werde. *) 

Die Nejultate diejer jtatiftiichen Aufnahmen wurden vom Zentralbureau 
zujammengejtellt und veröffentlicht unter dem Titel: „Tabellen der Handwerke, 
der Fabriken, ſowie der Handels und Transportgewerbe im Zollverein nach den 
Aufnahmen im Sabre 1861*, jowie „Tabellen über die Produktion des Bergwerfss, . 
Hütten und Salinenbetriebes im Zollverein von 1861”. (Fortgejegt bis 1868.) 

Diejes war der Zujtand der Statiftit des Zollvereins im Sabre 1868, 
al® von Seite eines Zollvereinsbevollmächtigten °) durch einen ausführlichen 
Bericht vom 25 November 1868 an den Vorſitzenden des Bundesrathes die 
Mängel der bejtchenden jogenannten Kommerzialſtatiſtik hervorgehoben und 
Vorſchläge zur Verbeſſerung derjelben gemacht wurden. Hierdurch veranlaßt, 
fahte der Bundesrath in der Sigung vom 2. Juni 1869 den Beichluß, daß eine 
Kommission von Sachverjtändigen, Statijtifern und Zollbeamten gebildet werde 
mit der Aufgabe, Vorſchläge darüber zu machen, in welcher Weiſe den, der Boll 
vereinsjtatiitif anflebenden Mängeln abzubelfen und in welchen Richtungen der: 
jelben mit Einjchluß der Bolfszählungen eine weitere Ausbildung zu geben wäre. 

Dieje, in Folge der Einladung vom 20. Dezember 1870 von den meijten 
Bereinsitaaten bejchickte Kommiſſion trat eritmals am 12. Januar 1870 in 
Berlin und dann nach ihrer Vertagung (am 12. Februar) noch einmal am 
4. Juli 1870 während des Beſtehens des Zollvereins in Berlin zujammen, 
wo jie am 16. Juli 1870 wegen der Striegsereigniffe ihre Thätigkeit einzus 
itellen gezwungen war, um fie erſt nach Errichtung des Deutjchen Reiches am 
13. April 1871 in Berlin wieder aufzunehmen. ®) 


N) —— Vollzugsprot. Beil. XXIV (Bd. I der Verträge S. 321 ff.); Hauptprot. 
der VI. Gen.-HZolltonferenz 5 48 5. 121; dann der VII. Gen. Zollkonferenz $ 32 5. 35 u. 42. 

) Hauptprot. der VI. Gen. Zollkonferenz v. 11. Nov. 1843 8 46 5. 117. 

9), Hauptprot. der X. Gen.-Zolltonferenz v, 20. Febr. 1854 8 37 ©. 73 ff. 

) Hauptprot. der XIV, Gen. Zolltonferenz v 17. Nov. 1859 8 21 ©. 48. 

) — zu Hannover. Vergl. „Annalen“ 1870 S. 21. 

®) Näheres in Bd. I der Statiſtik des Deutſchen Reiches. 

Annalen des Deutichen Reihe. 1898. 24 


370 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutfchen Reiches. 


Obgleich derjelben nach der Reichsverfaſſung ein größeres Feld zugewieien 
werden konnte, hatte fie dennoch nur ihre jpezielle Aufgabe aus der Zeit des 
Bollvereins zu löjen. Das Nejultat ihrer Berathungen ijt in einer Reihe 
von 18 Berichten enthalten, in deren legten der Vorichlag zur Erridtung 
einer Neichsbehörde für Deutjche Statijtif gemacht und zugleich der 
Grund zur weiteren Entwidelung gelegt üt. 


Diefe dem Bundesrathe im Jahre 1870 und 1871 zur Beſchlußfaſſung 
vorgelegten Berichte‘) betreffen: 


1. die Statiitif der Bevölferung, 

2. die Statijtif der Erwerbsthätigfeit, 

3. die Statijtif der Güterbewegung, 

4. die Statijtif der gemeinjchaftlichen Zölle und Steuern 
des Deutjchen Reiches, 

5. die Statiftif der Organijation und Berwaltnng Ddiejer 
gemeinjchaftlihen Einnahmen, 

6. die Gründung einer Reichsbehörde für Statijtif. 


Auf Grund einer Vorlage des Vorfitenden des Bundesraths vom 9. März 
1870 (Drudj. Nr. 12) wurde von den Ausſchüſſen des Bundesrathes für Zoll 
und Steuerwejen und für Handel und Verkehr, vor Allem über die Bevölferungs- 
jtatiftif berichtet (Drudj. Nr. 44) und am 23. Mai 1870 (Brot. $ 91) vom 
Bundesrathe der Beichluß gefaßt: 

1. daß Verzeichnifje der in den einzelnen Zollvereinsitaaten vorhandenen 
Gemeinden nad den einzelnen Landestheilen längjtens bis zum Jahre 1875 
veröffentlicht werden jollen mit alphabetijchem Regiſter der Wohnplätze; 

2. daß die allgemeinen Beitimmungen über die Volfszählungen im 
Zollverein nach den Ausjchußanträgen zu genehmigen jeien; 

3. daß über die Zahl der Ehejchliegungen, der Geftorbenen und Geborenen 
und über die Auswandererbewegung jährlich Aufftellungen zu machen jeien. 

Auf eine weitere Vorlage des Neichsfanzlerd vom 25. Juni 1871, °) 
welche 7 Berichte der Kommiſſion zur weiteren Ausbildung der Statiſtik des 
Bollvereins enthielt, ’) faßte der Bundesrath des Deutichen Reiches auf Grund 
eines Berichtes feiner Ausichüffe vom 14. November 1871) am 7. Dezember 
1371 (Prot. $ 643) über machjtehende Gegenjtände Bejchlüffe, welche zum 
AR >. jet die Grundlage für die Statijtif des Deutjchen Reiches bilden: 


1 Trudjachen des Bundesrathes von 1870 Nr. 12; von 1871 Nr. 108 u. 170. Vergl. 
a. „Numalen 1872 S. 1548. 

) Drudiachen des Bundesraths v. 1871 Nr. 158. 

% Diele Berichte betrafen: 1. die Aufftellung der Ueberfichten über den — 
des Deutſchen Reichs mit dem Auslande; 2. die Statiſtik der Seeſchifffahrt; 3. die Statiſtil 
der gemeinschaftlichen Zölle und Steuern des Deutichen Reichs; 4. die —5— der Straf: 
fälle in Bezug auf Zölle und Steuern des Deutichen Reichs; 5. die Grmittelung der land- 
ae Bodenbenupung und der Ernteerträge, ſowie der Viehhaltung im Deutichen 

Reiche ; die Statiitit des Merkehrs der Eiſenbahnen und 7. die Gründung und Einricht- 
ung der Seid sbehörde für Deutiche Statiltif. 

Druchkſachen von 1871 Nr. 170. Mit diefem Berichte kamen auch noch ſechs Berichte 
der Kommiſſion für Statiftit zur Vertheilung und zwar 1. für den Erwerb und Verluſt 
der Staatdangehörigkeit; 2. über den Bergwerts:, Hütten und Salinenbetrieb; 3. über die 
Gewerbeſtatiſtik; 4. über die Sciffaunfälle an Deutichen Küſten; 5. über den Verkehr auf 
Deutichen Wafferitraßen ; 6. über die Organiſation und die Geichäfte der Zoll: und Steuer: 
verwaltung bes Teutichen Reichs. 


Statiftif der Verwaltung und des Waarenverkehrs. 371 


1. bezüglich der Bevölferungsjtatijtif und der Volkszählung, 
welche am 1. Dezember 1871 jtattfinden ſollte;) 

2. bezüglich der bereit3 erwähnten Ortjchaftsverzeichnijie, deren 
Einrihtung jedem einzelnen Bundesjtaate überlafjen werden jolle;?) 

3. bezüglich des Waarenverfehrs des Zollgebietes des Deut 
Iihen Reiches mit dem Auslande und den Zollausjchlüfjjen vom 
1. Januar 1872 ab;’) 

4. wegen der Statijtif der Seejchifre und jonjtigen auf den Seever— 
fehr bezüglichen Verhältniſſe; 

5. bezüglich des Verkehrs auf Deutichen Waſſerſtraßen; 

6. bezüglich der Einrihtung der Statiftif der gemeinjchaft 
lihen Zölle und Steuern des Deutjchen Reiches; 

7. bezüglich der baldigen Deritellung eines alphabetijchen Regiſters 
über die Verzeichnifje der einzelnen Zoll: und Steuerämter des Deutjchen 
Reiches nad) ihren Befugnijien; 

8. bezüglich einer Nachweifung über die Organijation der Ver 
waltung der Zölle und Steuern des Deutjchen Reiches nad) dem 
Stande des Jahres 1872; 

9. bezüglich einer fortlaufenden, von 1872 an beginnenden Geſchäfts— 
ftatijtif der Zoll und Steuerverwaltung des Deutichen Neiches ; 

10. bezüglich der Aufftellung einer Strafjtatijtif für Uebertret— 
ungen in dolt- und Steuerjachen und 

11. bezüglich der Errichtung eines das Zentralbureau des Zollvereins er: 
jeßenden jtatijtiichen Zentralorgans des Dentjchen Reichest) zur 
technischen und wiſſenſchaftlichen Verarbeitung des einlaufenden Materiald und 
zur Begutachtung jtatiftiicher Fragen. 

Da es nicht die Abjicht diejer Bearbeitung jein joll, alle dieſe Materien 
erjchöpfend zu erörtern,°) jondern nur die auf die Zoll- und Steuerverwaltung 
und den Waarenverfehr bezüglichen Statijtifen zu bejprechen, jo wird über 
dieje Folgendes bemerft: 

A. Die Statiftif über den Waarenverfehr des Zollgebietes des 
Deutijhen Reiches mit dem Auslande und mit den Zollaus— 
ihlüjjen, wie fie vom 1. Januar 1872 an aufgeftellt wurde, umfaßt den 
Verkehr in viel mehr Beziehungen, als diejes jeit dem Jahre 1858 der Fall war. 

Während nämlich bis dahin mur 

a) die Waaren-Ein:, Aus- und Durchfuhr, 

b) der Seejchifffahrtsverfehr, 

c) der Berfehr in Niederlagen für unverzoflte Gegenjtände und 

d) die bei dem Berfehr mit dem Auslande gewährten Befreiungen und 

Erleichterungen 


Y Siehe über dieſe und die von 1875 Bd. 2, 14, 20, 25, 80, 37 der Statiftil des 
Deutichen Reiche. Ueber die fir 1880 Bundesratbsbeihluß v. 29. Mai 1880 5. 396. 

2) Siehe das Ortsverzeichniß nad der Zufammenitellung von 1875 in Band 5 ber 
Statiftit des Reiches. 

) Iſt abgeändert durch das Gefeb vom 20. Juli 1879 und die hiezu erlaffenen Dienft- 
vorichriften und Bundesrathsbeichlüfie v. 9. Dez. 1888 u. 9. März 1892. ©. a. S. 378 Näheres. 

*) Diefes Reichsorgan trat unter dem Titel „Statiftiihes Amt des Deutſchen 
Reiches“ mit 1. April 1872 ins Leben, da an diefem Tage das Zentralbureau feine Thätigkeit 
eingeitellt hatte. (Bundesrathsprot. vom 9. Februar 1872 8 28 und „Annalen“ 1872 ©. 1547). 

) Das Nähere enthalten die Veröffentlihungen des Statiftiichen Amtes Bd. 1, 8, 14, 
20, 25, 30 und 87. 


24* 
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Gegenſtand der Statiftif waren und dieſe Aufitellungen nach dem Schema des 
BVereinszolltarifs erfolgten, jind dieſe Ueberjichten unter Zugrundlegung eines 
bejonders aufgeitellten Statiftiichen Waarenverzeichnijfes,') welches die 
für den Verkehr und Handel wichtigen Gegenstände bejonders hervorhebt, Die 
minder wichtigen aber in Sammelpofitionen zujammenfaßt, auf 14 für Die 
Aufitellungen durch die Hauptzoll: und Steuerämter erhöht, von denen 
vierteljährig?) aufzujtellen waren: 


1. die Weberjichten über die in den freien Verfehr getretenen und aus 

dem freien Verkehr in das Ausland ausgeführten Waaren ;?) 

2. die Weberjichten über den Niederlageverfehr. ?) 

Aus diejen beiden wurden vom Statijtiijchen Amte vierteljährig 
5 Ueberſichten für das ganze Reich angefertigt‘) und zwar: 

1. eine Ueberſicht der in den freien Verfehr des Reiches getretenen 

Waaren,?) 
2. eine Ueberjicht der aus dem freien Verkehr des Neiches ausgetretenen 
Waaren,?) ’ 

3. eine vergleichende Ueberficht der in den freien Verkehr getretenen und 

aus dem freien Verkehr ausgeführten Waaren,’) 

4. eine vorläufige Ueberficht der bei den (24) bedeutenditen Hauptämtern 

in den freien Verkehr getretenen wichtigeren Waarenartifel’) und 

5. eine Ueberficht des Niederlageverfehrs mit den wichtigeren Niederlage 

gütern.”) 

Sährlich hatten die Hauptzoll- und Stenerämter folgende 
zwölf Ueberjichten aufzuftellen und in einfacher Ausfertigung bis zum 1. März 
des auf das treffende Jahr folgenden Jahres an ihre vorgejegten Direftiv- 
behörden einzujenden: 

. eine Ueberjicht über die Waareneinfuhr,) 

. desgleichen über die Waarenausfuhr,‘) 

. desgleichen über die Waarendurchfuhr,) 

. desgleichen über die Waaren-Ein- und Ausfuhr in dem treffen- 
den Hafen, ’) 

. desgleichen über die Waaren-Ein- und Ausfuhr auf dem Haupt: 
Fluſſe des Bezirkes, 

. deögleichen des Waarenverfehrs in den verjchiedenen Nieder 
lagen, ausgejchieden nach Art derjelben öffentliche, Privat, 
Kontos, Kredit-, Theilungsniederlage) und nach den Orten, wo ſich 
diejelben befinden, und hiezu‘®) 

7. eine jummarijche Ueberjicht der im betreffenden Jahre vorhanden 

gewejenen Niederlagen, °) 


(=?) or Power 


») Menue Ausgabe v. 1889, dann für 1892 in Bearbeitung. 

5 Bis zum 15. des auf den Quartalsſchluß folgenden Monats direkt in Abfchrift am 
das Statiftiiche Amt und in Konzept an die Direftivbehörde einzufenden (S 42 der Anleit- 
ung). Jahrbuch 1871 ©. 839, 300, 287; ſiehe auch Preuß. Gentralblatt v. 1872 ©. 9. 

’) allen weg feit 1. Januar 1880. 

) Norfchriften für das Statiftiiche Amt lit. b 1—5. 

5) Fallen weg vom 1. San. 1877 an nach Bundesrathsbeihluß vom 6. Dezbr. 1876 
$ 399 des Prot. 

9) Fallen weg feit 1. Januar 1880. 

) Non 1880 an nur noch für 10 Häfen nach Bundesrathsbeichluß vom 29. Januar 
1880 (8 58 des Rrot.). 

Aufgehoben feit 1880, 
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8. eine Ueberjicht der auf Grund des 8 112 der Vereinszoflgejege bet 
dem Meß- und Marftverfehre zugejtandenen Erleichterungen 
und Befreiungen, 

9. desgleichen der auf Grund der SS 113 und 114 des BVereinszoll- 
—5 — bei dem Verkehr mit Retourwaaren zugeſtandenen Er— 

eichterungen und Befreiungen, 

10. desgleichen der auf Grund der SS 115 und 116 des Vereinszoll- 
gejeges bei dem Veredelungsperfehr (einjchließlich des kleinen 
Grenzverfchrs) zugejtandenen Erleichterungen und Befreiungen, ') 

11. desgleichen der auf Grund des 8 117 des Qereinszollgejeßes vom 
Eingangszolle freigelaſſenen inländiſchen S Strandgüter, 

12. desgleichen der auf Grund des $ 118 des Vereinszollgeſetzes ges 
währten Zollerlajje aus Billigfeitsrüdjichten. 

Dieſe Meberjichten find von den Direktivbehörden, gleichwie die viertel 
jährigen, zu prüfen umd vier Wochen nach der Vorlage durch) die Hauptämter 
dem Statijtijchen Amte einzureichen. ') 

Das Statijtijche Amt fertigte hieraus jährlich 23 Ueberfichten,?) 
und zivar: 

1. eme Hauptüberjicht der Waarencinjuhr und der erhobenen 

Eingangszölle mit Schäßung des Werthes der Einfuhr,?) 

2. eine Weberjicht der Waareneinfuhr mit Unterjcheidung der Grenz 
jtreden derjelben,‘) 

3. eine jolche mit Unterjcheidung der Gebietstheile, in welchen die 
ichliegliche Abfertigung zum Eingange auf Niederlagen oder in den 
freien Verkehr erfolgte,*) 

4. dergleichen mit Unterjcheidung der Gebietstheile und der wich 
tigen Grenzitrecden des Eingangs,°) 

5. einen Nachweis des Antheils der bedeutendjten Hauptämter 
an der Einfuhr der hauptiächlichiten Artikel in den freien Berfehr 
(direft und von Niederlagen), 

6. eine Hauptüberficht der Waarenausfuhr aus dem freien Verkehr 
mit Schätzung des Werthes derjelben,°) 

7. eine Ueberjicht der Waarenausfuhr aus dem freien Verfehr mit 
Unterjcheidung der Grenzitreden,‘) 

8. cine Hauptüberficht der Waarendurdhfuhr mit Schäbung des 
Werthes derjelben,‘) 

9. eine Ueberfiht der Waarendurhfuhr mit Unterjcheidung der 
Örenzjtreden des Einganges und Ausganges,‘) 

10. eme vergleichende Ueberjicht der Waaren-Ein-, Aus» und 
Durchfuhr,‘) 


N Aufgehoben jeit 1880. 

5) Lit, a Abth. 1—3 der Vorichriften für das Statiftiiche Amt bezüglich der handels- 
itatiftüichen Ueberſichten. 

) Geändert ſeit 1880. 

) Aufgehoben ſeit 1. Jan. 1877 durch ee per v. 6. Des. 1876 ($ 399). 

—) Aufgehoben durch Bundesrathsbeſchluß v. 15. Juni 187 

°), Ausgeſchieden: aus dem freien Verkehr, vor Shieherlenann zur unmittelbaren Durd): 
fuhr, Gefammtwaarenausgang nad) Bundesrathsbeihluß v. 15. ya 1875. 

) Geändert ſeit 1880. 

2 Nur für wichtige internationale Dandelsartifel nad) Bundesrathsbeichluß v. 15. Juni 1875. 

Aufgehoben bezüglich der Turchfuhr durch Bundesratbsbeichluß v. 15. juni 1875. 
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11. eine Nachwetfung der in den einzelnen Quartalen in den freien 
Verkehr getretenen und aus dem freien Verfehr in das Ausland 
ausgeführten Mengen der hauptſächlichſten Waarenartifel 
nebjt Vergleichung mit dem Borjahre, ') 

12. eine Ueberficht der Ein» und Ausfuhr?) zollpflichtiger Artifel, 
jowie der erhobenen Zollbeträge nebſt Vergleichung mit dem Vorjahre, 

13. eine Hauptüberjicht der Waaren-Ein- und Ausfuhr zur See 
nah Waarengattungen, 

14. eine Ueberjicht der Waareneinfuhr zur See nad) Hafenpläßen, 

15. und eine gleiche über die Waarenausfuhr, 

16. eine Ueberficht der Waaren- Ein und Ausfuhr auf dem Bodenſee, 

17. cine Uebersicht der MWaaren- Ein: und Ausfuhr auf Strömen umd 
den bedeutenderen Flüſſen und Kanälen, 

18. eine Ueberjicht der Niederlagen nach dem Stand am Schlufje des 
Jahres, °) 

19. eine Ueberficht des Waarenverfehrs in ſämmtlichen Niederlagen‘) 

20. eine llcberjicht des Nicderlageverfehrs an den wichtigeren Nieder: 
logeorten, ® 

21. eine Wleberficht der Bejtände der wichtigeren Niederlagegüter 
in den öffentlichen Niederlagen und Privatlagern am Schluſſe der 
einzelnen Quartale,“) 

22. eine Ueberjicht über die auf Grund des $ 115 reip. 116 des Vereins— 
zolfgeieges bei dem Veredelungsverfehr (mit Einſchluß des kleinen 

Grenzverkehrs) zugeitandenen Erleichterungen und Befreiungen, 

23. eine Ucberjicht der bei dem Meß- und Marftverfehr, dem Be 
juche von Ausstellungen und dem Verfehr mit Netourwaaren, 
jowie für zollfreie Strandgüter zugejtandenen Berfehrserleichter- 
ungen und Befreiungen. 

Das Verfahren, welches die Hauptämter, reſp. die Direftivbehörden und 
das Statiſtiſche Amt bei Aufitellumg diejer Ueberſichten zu beobachten haben, 
iſt durch jpezielle Injtruftionen®) und Negulative geregelt. 

Mit Bundesratbsbejchlug vom 6. Dezember 1876 8 399 des Protokolls 
wurden vom 1. Januar 1877 an Momatsausmweije über die Ein: und 
Ausfuhr der wichtigeren Waarenartifel mit Unterjcheidung der Grenzitreden 
des Ein- und Ausganges eingeführt, welche vom Statijtischen Amte. aufgeitellt 
und im Gentralblatt für das Deutiche Neich und dem Neich3-Anzeiger zur 
Veröffentlichung gelangen jollten. Dagegen mußten die Hauptämter jtatt Der 
vorjtehend erwähnten Tuartalsüberjichten monatliche Ueberfichten über die im 
ſtatiſtiſchen Waarenverzeichnifje aufgeführten, in den freien Verkehr gejehten 
oder aus dem freien Verkehr ausgeführten wichtigeren Waarenartifel aufftellen 
und monatlich dem Statistischen Amte direkt einjenden. 

Dem Statiftiichen Amte wurde außerdem die jährliche und quartalweije 
Aufitellung von 8 Ueberfichten erlafjen.‘) 


') Aufgehoben feit 1. jan. 1877. 

”, Fällt weg feit Aufhebung der Ausgangszölle. 

Geändert feit 1880. 

*) Aufgehoben feit 1. Jan. 1877. 

°, Geändert jeit 1880, 

°, Gentralbl. 1872 5.98; Jahrbücher 1871 5.287, 331, 339, 301 u. 1872 ©. 385 ff. 
) Tas Nähere ift bei den treffenden Weberfichten bereit3 erwähnt. 


w 
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Bis zum Schluſſe des Jahres 1879 wurde von allen Zoll und Steuer: 
behörden, jowie von dem Statijtiichen Amte') nach vorjtehenden VBorjchriften 
verfahren, von da an traten aber die durch das Reichsgeſetz vom 
20. Juli 1879,%) betreffend die Statijtif des Waarenverfehrs des 
deutjchen Zollgebietes mit dem Nuslande, gejchaffenen neuen 
Vorſchriften zum Theil an die Stelle der bisherigen, welde 
außer in dem Gejege noch in den vom Bundesrathe bejichlofjenen Ausführungs- 
beitimmungen vom 20. November 18793) und den Dienftvorjchriften vom 
21. November 1879) nebſt dem neuen jtatijtiichen Waarenverzeichniffe ent— 
halten jind.?) 

In dieſem Geſetze ($ 1) ift der ganz neue Grundjag ausgeiprochen, daß 
alle Waaren, welche über die Grenzen des deutjchen Zollgebietes ein, aus: 
und durchgeführt werden, einschließlich der VBerjendungen aus dem Bollgebiete 
durch das Ausland nac) dem Zollgebiete, bei den mit den Anjchreibungen für 
die Verfehrsftatijtif beauftragten Amtsjtellen ($ 3 und 4) nach Gattung, Menge, 
Herkunft und Beitimmungsland anzumelden jeien. 

Befreit von der Anmeldung find nur 

1. die in $ 5 des Gejeges, betreffend den Bolltarif von 1879, ımd in 
der erjten Abtheilung des Zolltarifs aufgeführten zollfreien Gegen- 
jtände; 

2. die Sendungen zollfreier Gegenjtände im Gewichte von 250 Gramm 
oder weniger (8 1). 

In der Regel joll diefe Anmeldung durch den Waarenführer mitteljt 
Anmeldejchein erfolgen ($ 3), deſſen Ausjtellung dem Verſender obliegt. ($ 5.) 
Bei den unter Zollfontrole jtehenden Waaren vertritt das BZollabfertigungs- 
papier den Anmeldejchern. ($ 4) Die Prüfung der Anmeldeicheine kann durch 
Belichtigung der Waaren erfolgen. ($ 8.) Für den Poſt-, fleinen Grenze 
verfehr, die Durchfuhr auf kurzen Straßen, Streden und den Verkehr vom 
Inland zum Inland durch das Ausland fünnen Erleichterungen eintreten. ($ 9.) 

Von den jchriftlich anzumeldenden Waaren it eine in die Reichskaſſe 
fließende Gebühr (jtatijtiiche Gebühr) zu entrichten. 

Diejelbe beträgt für die im demjelben Anmeldejchein oder derjelben De 
flaration aufgeführten Waaren: 

1. wenn diejelben ganz oder theilweije verpadt find, für je 500 Kilo— 

gramm 5 Pig. ; 

2. wenn diejelben verpadt find, für je 1000 Kg. 5 Pfg.; 

3. bei Kohlen, Koafs, Torf, Holz, Getreide, Kartoffeln, Erzen, Steinen, 
Salz, Roheiſen, Zement, Diüngungsmitteln, Robjtoffen zum Ver— 
jpinnen und anderen vom Bundesrathe zu bezeichnenden Mafjengütern 
in Wagenladungen, Schiffen und Flößen, verpadt oder unverpadt, für 
je 10,000 Kg. 10 Pig. ;") 


" Die Veröffentlihungen des Statiftischen Amtes find in dem Druckwerke: „Statiſtik 
des Deutichen Reiches” niedergelegt. 

?) Reichsgeſetzbl. 1879 ©. 261 ff. 

», Ebl. d. R. 1879 ©. 676. 

A. a. D. ©. 687. 

5, Fine Handausgabe des Geſetzes nebit Wollzugsvorichriften mit Einſchluß des 
aa MWaarenverzeichnifies erichien 1885, herausgegeben vom Reichsamte des „Innern. 

°) Das Verzeihniß der Maſſengüter im bl. d. R. 1884 5. 319 Beil. Außer 
dem ift für Maflengüter, wenn fie in Mengen angemeldet werden, welche nach $ 11 
Biff. 1 u. 2 des Geſetzes weniger als 10 Pig. zahlen, der niedrigere Sat anzuwenden, und 
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4. bei Pferden, Maulthieren, Ejeln, Rindvieh, Schweinen, Schafen und 
Ziegen jind für je 5 Stüd zu entrichten 5 Pfg. 
Von anderen nicht in Umjchliegungen verwahrten lebenden Thieren 
wird eine Gebühr nicht erhoben. 
Für Bruchtheile der Mengeeinheiten kommt die volle Gebühr zur Ans 
wendung. (8 11.) 


Befreit von der ſtatiſtiſchen Gebühr find 
1. die Waaren, welche 
a) unter Zollkontrole verjendet, 
b) auf Niederlagen für unverzollte Gegenjtände gebracht, 
e) nach Entrichtung des Eingangszolles in den freien Verfehr gejegt oder 
) zum Bwede der Zurüdvergütung oder des Erlafjes der Abgaben 
unter amtlicher Kontrole ausgeführt werden ; 


2. die Waaren, welche auf Grund direkter Begleitpapiere in freiem Verfehr 
a) durch das deutjche Zollgebiet durchgeführt oder 
b) aus demjelben durch das Ausland nach dem Zollgebiete befördert 
werden ; 

3. die Bojtjendungen. 

Die Entrichtung der jtatiftiichen Gebühr erfolgt durch Verwendung von 
Stempelmarfen in dem erforderlichen Werthbetrage auf dem Anmelde 
jcheine oder dem die Stelle desjelben vertretenden Papier vor der Uebergabe 
desjelben an die Anmeldeitelle.') 

Durch Bundesratbsbeichlug vom 8. Mat 1882?) wurden bejondere Vor: 
jchriften in Betreff der Berechnung der jtatijtijchen Gebühr für Majjen- 
güter bei DVerjendungen mit den Eijenbahnen gegeben, wonach unter 
bejtimmten Bedingungen die nach $ 11 Abjat 4 des Gejeßes vom 20. Mat 
1879 erforderliche Anrechnung der vollen jtatiftiichen Gebühr für Bruchtheile 
der Mengeneinheiten auf die bei der Gejammtmenge ich ergebenden Bruch: 
theile bejchränft werden kann. Auch über die Anjchreibung in den Verkehrs— 
nachweijungen find Vorjchriften gegeben. 

Für die Entrichtung der Gebühr haftet der natürliche Beliger der Waare 
zur Zeit der Anmeldepflichtigfeit (S 13). Auf die Verjährung der ſtatiſti— 
ſchen Gebühr findet 8 15 des Zollgejeges Anwendung. Die Ausführung und 
Kontrole der geſetzlichen Vorſchriften liegt den Organen der Zollverwaltung 
ob ($ 15 und 16). Die Beſtrafung von Uebertretungen der Vorſchriften 
erfolgt mit einer Ordnungsitrafe bis zu 100 M. unbejchadet der in $ 275 
und 276 des Neichsitrafgejeges angedrohten Strafen. Das Strafverfahren 
richtet jich nach den für die Beitrafung der Zollübertretungen gegebenen Vor: 
jchriften ($ 17). Ueber die Statiftit des Waarenverfehrs werden nummehr 
unter Wegfall der früher aufgeitellten Nachweiſungen jeit 1. Januar 1880 auf 
Grund diejes Geſetzes und der hiezu erlafjenen Ausführungsbeitimmungen folgende 
jtatijtijche Ueberjichten ftatt der bisherigen aufgeftellt, und zwar: 


find unter Wagenladungen (S11 Wr. 3 des Geſetzes) nicht nur Gifenbabhn:, jondern au 
andere MWagenladungen zu veritehen. Siehe Ebl. d. R. 1880 ©. 441. Weiteres Verzeichnik 
der Mafiengüter v. 1889 u. in Vorbereitung 1892. 

) Weber die Zurückerſtattung und Dereinzablung der zu viel bezahlten Gebühr 
ſ. Bundesrathsbeſchluß v. 26. April 1880, Ebl. d. R. 1880 ©. 278. Ueber die Entwerth- 
ung der  Stempelmarfen durch et Transportanitalten ſ. Bundesrathsbeichluß 
v. 18. Dez. 1883 (Ebl. d. N. . 2) 

2, Ebl. d. R. 1882 S. — 
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I. Bon den Boll» und Steuerjtellen nach vorgejchriebenen Muftern 
zweimal monatlich vom 1.—15. und 16. bis lebten des Monats durch 
tägliche Anjchreibungen ($ 11 und 17 ver Dienſtanweiſungen) 

1. eine Nachweiſung der Einfuhr in den freien Verkehr unmittelbar oder 

mit Begleitpapieren, 

. eine Nachweiſung der Einfuhr in den freien Verkehr von Niederlagen 

und Konten (Mei: oder laufenden Konten), 

. eine Nachweilung de3 Eingangs auf Niederlagen und Stonten, 

. eine Nachweilung der Ausfuhr aus dem freien Berfehr, 

. eine Nachweifung des Ausgangs von Niederlagen und Konten, 
eine Nachweiſung der unmittelbaren Durchfuhr.') 

ir jedes Kalenderjahr fertigen die Zoll und Steuerämter 
eine Nachweilung über die ausnahmswerje zu ermäßigten Zollſätzen 
oder zollfrei abgelaſſenen Waaren ($ 20 der Dienſtanweiſung),?“) 

. eine Nachweiſung über die Art und Zahl der am Schluſſe des Kalen— 

derjahres vorhandenen Niederlagen ($ 33 der Dienſtanweiſung), 

. eine Nachweijung über die auf die 88 115 und 116 des Vereins: 
zollgejeges in Bezug auf den Veredelungsverkehr gewährten Erleich— 
terungen ($ 34 der Dienſtanweiſung).“) 

Aus diejen Nachweijungen fertigte das Statijtiiche Amt folgende Ueber: 
jihten, welche möglichit bald in der Drudjchrift „Statijtif des Deutjchen 
Reiches“ veröffentlicht werden jollen: 

I. Monatlich: Ueberfichten der in den freien Berfehr eingeführten und 
aus demjelben ausgeführten wichtigeren Waaren (mit Ausichluß der ummittel- 
baren Durchfuhr) nach Ländern der Herkunft, bezw. Beſtimmung. 

II. Jährlich: 

1. Eine Ueberficht der Ein: und Ausfuhr (mit Ausjchluß der ummittel- 
baren Durchfuhr) nach den Ländern der Herkunft, bezw. Beitimmung 
und Werth der Waaren. 

2. Eine jolche der unmittelbaren Durchfuhr, und zwar: 

a) nach den Ländern der Herkunft, 
b) nach den Ländern der Beitimmung, 
e) nach Grenzitreden des Ein: und Ausganges. 

. Eine Ueberficht des gelammten auswärtigen Waarenverfehrs nach den 
Grenzitreden des Ein: und Ausganges. 

. Eine jolche über die Einfuhr zollpflichtiger Waaren und der hiezu 
berechneten Zollbeträge. 

. Eine Ueberjicht über den Stand der Niederlagen am Schlufje des 
Jahres nach Verwaltungsbezirfen und Art der Niederlagen. 

. Eine jolche über den Veredelungsverfehr nach Gegenjtänden und Art 
der Verarbeitung und Vervollkommnung, unterjchieden nad) Yändern, 
mit denen diejer Verkehr jtattfand.*) 
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') Für die Anfchreibung nach Grenzitreden und Ländern, der Herkunft und Beſtimm— 
ung find 11 Grenzitreden und 39 Yänder in Anlage 8 zu den Dienftvorichriften angegeben. 
”) Siehe hierüber die Zirfularverfügung des Kgl. Breuß. Finanzminiſters v. 13. März 
1882, abgedrudt im Preuß. Zentralbl. 1852 S. 163. 
®, Sämmtliche Nachweiſungen werden zu — Bearbeitung von den Hauptämtern 
* Abſchluß ſofort an das Statiſtiſche Amt eingeſendet. Durch einen Bundesrathsbeſchluß 
. 24. April 1883 wurden die Beſtimmungen der SS 34-38 der Tienftesvorfehriften vom 
21. Nov. 1879 meientlich geändert. Siehe Diele Aenderungen im Ebl. d. R. 1883 ©. 146 fi. 
9 SS 40 u. 41 der Tienitanweilung. 
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Sämmtlichen Ueberſichten ſowohl der Zollämter, als des Statiſtiſchen 
Amtes wurde das jogen. Statiſtiſche Waarenverzeichniß') zu Grunde 
gelegt, das in 931 Nummern die wichtigjten Gegenjtände nach den einzelnen 
Bojttionen des Zolltarifs enthält. 

Alle jeit 1872 von Seiten der Zoll- und Steuerämter aufgeitellten viertel- 
jährigen und jährlichen Verfehrsnachweilungen famen nun hiemit in Wegfall, 
joweit fie die oben erwähnten Verkehrsverhältniſſe betreffen. 

Das Statijtiiche Amt hatte von 1880 hieraus nur die eben aufgezählten 
Ueberjichten monatlich und jährlich aufzuftellen, wodurch einerjeits eine 
winjchenswerthe Gejchäftserleichterung der Zollbehörden, andercrjeits wohl 
aber eine größere Geichäftslajt für das Statijtijche Amt, für die Bearbeitung 
der Statiftif aber mehr Einheitlichkeit und Sicherheit entjtanden ift. 

Das Verfahren für dieje ftatiftiichen Bearbeitungen war durch die bereits 
erwähnte Diemjtinftruftion zum Gejege vom 20. Juli 1879 geregelt worden. 

Am 9. Dezember 1888 wurden durch Bundesratbsbeichluß neue Aus: 
führungsbejtimmungen und Dienjtvorjchriften zu dem Gejege vom 
20. Juli 1879, betr. die Statiftif des Waarenverkehrs des deutichen Zoll 
gebietes mit dem Auslande, unter Berüdiichtigung von Hamburg und Bremen 
erläjien,?) deren Abänderung aber am 3. März 1892 durch Bundesrathe 
beichluß angeordnet wurde.?) 

Zur Zeit find nach den Bındesrathsbeichlüffen vom 9. Dezember 1888 
und 3. März 1892 von den Zoll und Steuerjtellen folgende Nachweiſungen 
durch tägliche Anjchreibungen nach $ 3 und 4 des Geſetzes aufzuftellen umd 
direft an das Statiftiiche Amt einzujenden : 

I. Monatlich zweimal, am 16. des Monats und 1. des nächiten Monate.‘) 

1. Eine Nachweifung der Einfuhr in den freien Berfehr unmittelbar 

oder mit Begleitpapieren (Anlage 2). 

2. Eine Nachwerfung der Einfuhr in dem freien Berfehr von Nieder 
fagen, fortlaufenden Kontos und aus den Freibezirfen Bremen und 
Brade (Anlage 3). 

. Eine Nachweifung des Eingangs auf Niederlagen fortlaufenden 
Kontos und den zFreibezirfen Bremen und Brade (Anlage 9. 

. Eine Nachweifung der Ausfuhr aus dem freien Verfehr (Anlage 5). 

. Eine Nachweiiung der Ausfuhr von Niederlagen, fortlaufenden 
Kontos und den ‚sreibezirfen Bremen und Brade (Anlage 6). 

. Eine Nachweifung der unmittelbaren Durchfuhr?) (Anlage 7). 

Sämmtliche Formulare (2—7) jind abgeändert durch Bundesrathsbeichluß 

vom 3. März 1892. 

Das Nähere über die Anjchreibungen it in den SS 17, 18 und 19 der 
Dienitvorjchriften angeordnet, die Abi. 2 und 3 des $ 18 aber durch den 
Nachtrag vom 3. März 1892 geändert. 


I am 


Abgedr. im Ebl. d. R. 1884 S. 319. Wegen der Abänderungen des Zolltarifs 
im Jahre 1885 wurden die Aenderungen des Waarenverzeichniiies und der Mailen 
itter neu zuſammengeſtellt und publizirt im Ebl. d. R. 1885 5. 289 ff. Tas neuefte 
tatiſtiſche Waarenverzeichniß nebit dem Verzeichniß der Mailengüter it im Ebl. d. R. von 
1888 ©, 194 abgedrudt, die Nenderungen aber im Gentralbl. von 1889 5.246 u. 1892 ©. 65. 
2) Chl. d. R. 1880 S. 73. 
” CEbl. d. R. 1892 S. 2. 
"8 29 des Nachtrags zu den Tienitvorichriften v. 3. März 1892. 
8 16 der Dienitvorfchriften von 1859. Wezüglich der Einfuhr von Zuder gilt $2 
der Beſtimmungen über die Juderitatiftit (Cbl. d. R. 1892 S. 305). 
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In Beilage 8 find die Grenzen bejonders aufgeführt, da Ddiejelben bei 
den Anjchreibungen zu berücjichtigen find. 

In $ 20 und dem hiezu erlajjenen Nachtrage von 1892 find die Vor- 
jchriften gegeben, welche bei der Einreidung der Waaren in die einzelnen Nach— 
weilungen zu beachten jind, während in $ 21 und dem Nachtrage von 1892 
Näheres über die Bezeichnung der Waarengattung und Menge der Waaren 
angeordnet üt. 

In 8 20 lit. E Ziffer 4 iſt eine nach dem Formular Anlage 9 aufzu: 
jtellende Nachweifung von den Nemtern dem Statiftiichen Amte einzujenden 
angeordnet, worin die Gattung und Menge des zum Bau von jolchen Eijen- 
bahnwagen verwendeten Materials aufgeführt it, welche aus zollinländischem 
und ausländischem Material hergeitellt wurde und wobei das ausländische 
Material vormerflich vor der Ausfuhr gebucht worden war. 


Unter lit. C werden in 8 21 Beitimmungen in Bezug auf Angabe von 
Gattung und Menge bei der Ausfuhr und altoholhaltigen Fabrikaten gegeben. 
Dagegen enthalten die 88 22—2Ö, 27, 23, 30 und 31 Vorjchriften über den 
Geichäftsgang der Zoll- und Steuerämter bei Aufitellung der ſtatiſtiſchen 
Ueberjichten. Die Beitimmungen der SS 32—36 jind durch den Bundesraths- 
beſchluß vom 3. März 1892 wieder aufgehoben worden. 

Die Beftimmungen in den 88 32, 33, 36, 56, 57, 68 ımd 69 II@.H. 
der Dienftvorichriften wurden durch den Bundesrathsbeichluß vom 3. März 
1892 wieder aufgehoben. 

8 35 ijt durch den Bundesrathsbeichluß geändert und ebenjo das hiezu 
gehörige Formular Anlage 12 der Dienjtvorjchriften über die vierteljährig auf: 
zuitellenden und dem Statijtiichen Amt einzujendende Ueberſicht über den Ver: 
fehr auf Mufterlagern und Neisjtärfefabrifen 

Die in $ 36 der Dienjtamweijung vorgeschriebene Nachweiſung über die 
Niederlagen umverzollter Waaren ijt durch den Bundesrathsbeichluß vom 
3. März 1892 aufgehoben. 

Die Nachweifungen über den VBeredelungsverfehr jind nach $ 37 
vierteljährig nach den ‚Formularen Anlage 14 und 15 der Dienjtvorjchriften 
jpätejtens bis zum 15. des auf den Quartalsichluß folgenden Monats an das 
Statiftiiche Amt von den Dauptämtern einzujenden. 

8 38 der Dienſtanweiſung, wonach jämmtliche Zollerleichterungen ($ 115 
bis 116 des BZG.) im dieje Ueberſichten aufzunehmen waren, ift durch dem 
a a a ag vom 3. März 1892 abgeändert, cbenjo die SS 43 und 

Nr. 2. 

Bei den Vorjchriften über die Anjchreibung des Waarenverfehrs mit dem 
Hamburgiichen Freihafengebiete wurden durch den Bundesrathsbeichluß 
vom 3. März 1892 viele Aenderungen vorgenommen. Die SS 56 und 57 der 
Dienjtamveifung wurden aufgehoben, die SS 55 und 58 abgeändert und hinter 
$ 60 ein neuer $ 60a über das Berfahren bei der Einfuhr über See aus 
dem Hamburgiichen Freihafen in einen Hafen des Zollgebietes eingejchaltet. 

In den 88 61—68 der Dienſtanweiſung find die näheren VBorjchriiten 
über den Waarenverfehr der Freibezirfe Bremen und Brade, jowie über 
die Anjchreibung der unmittelbaren Einfuhr in den freien Verkehr von Waaren, 
die über die Grenze gegen die Freihäfen Geeftemünde und Bremerhafen 
eingehen, gegeben. uch bier ijt durch den Bındesrathsbeichluß von 1892 
eine Uenderung des $ 65 eingetreten. 
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Die SS 69 und 70 bezeichnen die Nachweijungen, welche das Statiſtiſche 
Amt aufzujtellen hat. Auch bier hat der Bundesrathsbejchluß von 1892 
Aenderungen eintreten laffen, jo daß zur Zeit folgende Nachweiſungen aufzu— 
jtellen find: 

I. Eine monatliche Nachweifung der Einfuhr in den freien Verfehr 
des Zollgebiets und der Ausfuhr aus demjelben mit Angabe des Herfunfts- 
oder Urjprungslandes. Beim Ausgange nach dem Zollauslande, des Beitimmungs- 
ortes der Waaren it der Vermerk aufzunehmen, daß die Waare aus den 
bejonders zu benennenden }Freibezirfen jtammt. 

II. Jährlihe Nachweiſungen hat das Statiftiiche Amt folgende 
aufzujtellen : 

1. Ueber die Einfuhr in den freien Berfehr des Zollgebietes 
und die Ausfuhr aus demjelben, letztere mit Einfchluß der wegen 
Zoll- oder Steuer-Rüdvergütung im gebundenen Verkehre ausge: 
führten Waaren. 

2. Ueber die Einfuhr auf Niederlagen und fortlaufenden 
Conten und über die Ausfuhr von demjelben nach einzelnen Waaren- 
gattungen. 

3. Ueber die Einfuhr im VBeredlungspverfehr. 

4. Ueber die Einfuhrverzollumgen nach den zollpflichtigen Waaren- 
gattungen und zwar einmal nach dem Gtatsjahre und einmal nad) 
dem Stalenderjahre. 

5. Ueber die unmittelbare Durchfuhr durch das Zollgebiet nad) 
Waarengattungen und den einzelnen Ländern der Herkunft. 

6. Ueber den allgemeinen Waarenverfehr des Ddeutjchen 
Zollgebietes nach den einzelnen Waarengattungen. 

Sämmtliche Jahresnachweiſungen haben jich auch auf den Werth der 
Waaren zu erjtreden, weshalb das Statiftiiche Amt jährlich die Einheits: 
preije der einzelnen Waaren zu ermitteln hat. 

Außerdem iſt zu erwähnen, daß die jährlich aufzuitellende Nachweijung 
des Waarenverfehrs zur See über die Daupthäfen des deutichen Zoll 
gebiet3 durch Bundesrathsbejchlug vom 29. Januar 1880 auf die Häfen 
Memel, Pillau-Königsberg, Neufahrwaijer-Danzig, Swinemünde-Stettin, Trave- 
münde-Lübe und Stiel bejchränft und das Verfahren für die Auritellung der 
Nachweiſung neu geregelt wurde.') 

B. Bezüglid) der Statijtif der gemeinjchaftlichen Zölle und Steuern 
des Deutjchen Neiches ift durch den erwähnten Bundesrathsbejchluß vom 
7. Dezember 1871 angeordnet, daß folgende 23 Ueberjichten nach bejtimmten 
Muftern gefertigt werden und zivar: 

I. Bon den Hauptämtern, den Direftivbehörden und dem 
Statijtijhen Amte jährlid): 

1. eine Ueberjicht der gewährten Zollnachläſſe, 

2. desgleichen über die den Weinhändlern gewährten Zollbegünitig- 
ungen, 


') Eiche die erſte derartige Weberficht für Januar bis Mai 1880 im Heft 5. der 
Statiftif des Neiches, Bo. XRLIII. In der Dienitanmweifung zu den Ausführungsbeftimm: 
ungen zum Gele von 1879 vom 9. Dez. 1888 $ 46 iſt Altona, Hamburg (Zollbafen) und 
Bremen beigefügt, welche jährlich aufzuftellen find. Ebl. d. R. 1888 ©. 967. 
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3. desgleichen über die BProduftion und Befteuerung des inländi- 
schen Rübenzuders,') 

4. eine vorläufige Ueberjicht über die Ergebnijje der Rübenzucker— 
fabrifation, 

5. eine Ueberjicht der verjteuerten Nübenmengen, 

6. desgleichen über die Ein=- und Ausfuhr von Zuder,?) 

7. desgleichen über die BProduftion von Nübenzuder, 

8. desgleichen über die Produftion von Stärfezuder. 


Durch Bındesrathsbeichluß vom 9. Mai 1882°) war angeordnet worden, 
dat die Jahresüberfichten über die BProduftion und Beiteuerung des inläns 
diſchen Rübenzuders (Mujfter 3), über die Ein» und Ausfuhr von 
Zuder (Mujfter 6) und über die Produftion von Stärfezuder (Muiter 7) 
nach den Zeitabichuitten vom 1. Auguſt des einen bis 31. Mat des anderen 
Jahres und zwar für Mufter 3 und 6 vom Betriebsjahre 1881/82 an und 
für Mujter 7 vom Betriebsjahre 1882/83 an aufzuftellen feien. 

Am 283. Juni 1888 wurden vom Bundesrathe zum Gejege vom 9. Juni 
1887 neue Anordnungen zur Aufſtellung der Zuderjtatijtif gemacht, nach— 
dem aber am 31. Mai 1891 wieder ein neues Zuderjteuergejeß erlaſſen 
worden und hiezu Ausführungsbejtimmungen vom Bundesrathe erlaſſen worden 
waren, wurden alle früheren VBorjchriften aufgehoben und gelten zur Zeit Die 
jenigen Anordnungen für die Zucerjtatiftif, welche am 7. April 1891 vom 
Bundesrathe erlafjen wurden,*) im Zujammenbalt mit den in den Ausführungs: 
bejtimmungen erlaſſenen VBorjchriften Nr. 11 zu $ 30 Abi. 2 und 8 31 des 
Geſetzes (SS 26, 27 und 32). 

Siernarh jind monatliche Betriebs- und jährliche Beſtands— 
überjichten über die Zuderproduftion aufzujtellen und an den, in 
den Muſtern 2 und 3 zu den Ausführungsbejtimmungen zum Zuckerſteuer— 
gejege angegebenen Terminen an das Statijtijche Amt, direft von der 
Zuderjtenerjtelle einzujenden, während eine Ausfertigung dajelbit zurückbleibt 
(S 33 der Ausführungsbeftimmungen zum Zucerjteuergejeß). 


erner jind dem Statiftijchen Amte jährlich bis 15. Aug. von 

den Hauptämtern einzujenden : 

1. eine Ueberficht des am 31. Juli jeden Jahres in den Niederlagen 
vorhandenen Bejtandes an Zuderproduften und zucderhaltigen 
Fabrikaten (Mufter ec) und außerdem 

2. bis 15. Sept. jeden Jahres von den Hauptämtern die nach $ 81 
und 82 der Ausführungsbejtimmungen zum Zuderjteuergejege von den 
Fabrikinhabern aufzuftellenden Betriebsnachweifungen der Stärfes 
zuderfabrifen (Mufter 17) und die mach den Angaben der 
Fabrifinhaber zu fertigenden Nachweijungen über die Produktion der 
Syrupraffinieren, der Maltoje- und MaltojejyrupsSabrifen 
und der Fabriken, welche Saccharin herjtellen und weiter verarbeiten. 


) Außerdem wurden monatlich die Nejultate der Nübenverftenerung und der Juder: 
Fin: > Ausfuhr von den Behörden und dem Statiftiichen Amt aufgeftellt und veröffent- 
licht und fallen die vierteljährigen Ueberfichten weg. (3. Ebl. d. R. 1876 5.554, Bundes 
rathsprot. $ 273 von 1876. Anfgebo ben durch Yındesrathsbeichluß v. 19 Fehr. 1881 $ 110.) 
*) Siehe Bımdesrathsbeihluß v. 21. März 1882 (Ebl. d. R. 1882), wonach halb 
a er über die Zuderausfuhr mit Boniftfationsaniprud) aufzuitellen iind. 
. R. 1882 ©. 285. 
> Ch. h R. 1892 5. 305. 
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An die Direftivbehörden find jährlich bi$ 1. Sept. einzujenden: 

1. ein Eremplar der jährlichen Betriebsüberjichten (Mufter 2 
zu $ 27 der Ausführungsbeitimmungen). 

2. Nach Mufter a der Beitimmungen über die Zucderftatiftif in doppelter 
Ausfertigung eine Ueberjicht der im Laufe des Betriebsjahres in deu 
freien Verkehr gejegten Zudermengen. Aus beiden Ueberfichten 
jind von den Direktivbehörden Ueberjichten für ihre Bezirke 
anzufertigen und mit je einem Exemplar der hauptamtlichen Ueber- 
jihten und der jährlichen Betriebsüberjichten der Zuderfabrifen nebit 
einer Denkjchrift, die jich über die Ziffer 7 der in Anleitung zu Muſter b 
angegebenen Punkte äußert, dem Stat. Amte bis 1. Oft. jeden Jahres 
einzujenden (Lit. C der Beitimmungen über die Zuderjtatiftik). 

Die Vorjchriften für das Stat. Amt enthält die Abtheilung D der er- 

wähnten Bejtimmungen über die Zucderftatijtif. 

9. Von dem Statiftiichen Amte, den Aemtern und Direktivbehörden find 
ferner jährlich aufzujtellen: Ueberjichten über die Produktion und den Abſatz 
der inländijchen Salzwerfe, 

10. desgleichen über die in Bezug auf die Salzabgaben gewährten 
Erleihterungen,') 

11. desgleichen über die Produftion und Bejteuerung des inlän- 
diihen Tabads, 

12. eine vorläufige Ueberficht des Betrags der fejtgejegten Tabadjteuer, 

13. eine Ueberjicht der Ein und Ausfuhr von Tabad. 

In der Sigung vom 7. Juni 1880?) wurde eine Anleitung zur ander 
weitigen Aufjtelung der ftatiftijchen Ueberſichten über die Be: 
jteuerung des Tabads nebit Formularen zu derjelben im Anjchluß an 
Die veränderte Gejeggebung des Jahres 1879 beichlofien, welche erſt für das 
Erntejahr 1880/81 Geltung hat. Hienach haben die Hauptämter jährlich 
folgende Ueberjichten aufzujtellen und an die Direftivbehörden einzufenden : 

1. Eine Ueberficht über die Zahl der Tabadpflanzer und den 
Flächeninhalt der mit Tabad bepflanzten Grundjtüde bis 1. Of 
tober des Erntejahres. Zugleich ift eine Abjchrift dem Statiſtiſchen 
Amte direkt zuzujenden. 

. Eine Weberfiht über den Tabadbau und die Ergebnijje der 
Tabadernte bis 1. Juli des auf das Erntejahr folgenden Jahres. 

. Eine jolche über die Beiteuerung des inländiihen Tabads 
bis 1. September des auf die Ernte folgenden Sahres. 

. Eine weitere über die Ein- und Ausfuhr von Tabad bis 1. Sept. 
des auf die Ernte folgenden Jahres. 

. Endlich eine jolche über die Einnahmen aus der Besteuerung 
des Tabads bis 1. September des auf die Ernte folgenden Jahres. 

Die Direftivbehörden fertigen nad) Muſter 2—5 Ueberſichten von der- 
jelben Einrichtung für ihre Bezirke nad) Hauptamtsbezivfen und jenden dies 
jelben innerhalb 4 Wochen nad) den Einſendefriſten der Hauptämter nebit 
einer Denfjchrift, welche die n $ 4 Nr. 1—7 der Anleitung aufgeführten 
Punkte erörtert, an das Statijtiihe Amt ein. Den Ueberſichten Mujter 2 ijt 
je eine Abjchrift der hauptamtlichen Weberjichten Nr. 2 beizulegen. 

’) Vom 1. an. 1877 Wenderungen bezüglich der Anichreibung von Mutterlauge, 


Soole und Badejalz, nach Bundesrathsbeichluß v. 8. Nov. 1876, 8 353 des Prot. 
3 $ 418 des Brot. Abgedr. im Cbl. d. R. von 1880 ©. 420. 
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Weiter find von den Aemtern, den Direftivbehörden und dem Statiftijchen 
Amte aufzujtellen: 

14. Eine Ueberficht über die Branntweinbrennereien und Brannt- 
weinbejteuerung, 

15. eine Nachweijung der Brennereien nad) Maßgabe der Betriebs: 
emrichtung, ') 

16. eine Ueberjicht der Brauereien und über die Bierbefteuerung, 

17. desgleichen über die Einnahmen von Zöllen und Berbraucdhsiteuern, 


II. Außerdem jährlich nur von den Hauptämtern und Direftiv- 
bebörden allein 

1. eine Ueberficht über das in den freien Verfehr gejegte und aus 
geführte Salz, 

2. eine Nachweiſung der Einnahmen an Zöllen und gemeine 
Ihaftliden Verbraudhsiteuern in der Zeit vom 1. Januar bis zum 
Schluſſe des betreffenden Jahres.?) 

III. Ferner monatlich von den Hauptämtern und Direftivs 
behörden " 

eine Nachweilung der Einnahmen an Zöllen und gemeinjhaftlichen 
Berbraudsijteuern in der Zeit vom 1. Januar bis Ende des betreffenden 
Monats.?) 

Durch die Gejeggebung von 1878 war auc) eine Nenderung der Statijtif 
der Branntweinbejteuerung nothiwendig geworden, welche durch Bundes— 
rathsbejchlüjfe vom 4. Juli 1889 und 22. Mai 1890 (Ebl. d. R. 1889 
S. 49 und 1890 ©. 180) und vom 24. Jan. 1889 und 28. Mai 1889 
(Cbl. d. R. 1889 ©. 209 und 320) erfolgte. Hiedurch jind alle früheren Be- 
jtimmungen aufgehoben. 

Dagegen find zur Zeit von jedem Hauptamte für die Zeit vom 
1. Dft. bis 30. Sept. des anderen Jahres aufzuitellen. 

1. Eine Ueberjicht über die Branntweinbrennereien, jowie über 

die Produktion und Beiteuerung des inländischen Branntweins. 

2. Eine bejondere Nachweifung über die in den einzelnen Monaten des 
Betriebsjahres in Betrieb geweſenen landwirthſchafthichen umd 
gewer b lichen Brennereien. 

3. Eine bejondere Nachweiſung der im Betriebe gewejenen Brennereien 
mit und ohne Abfindung mach der Menge ihrer Broduftion. 

4. Eine bejondere Nachweilung der erhobenen Branntweinjteuer- 

beträge nach verichiedenen Steuerjägen und der ausgefertigten und 
angerechneten Berechtigungsſcheine. 

. Eine Nachweiſung des zu gewerblichen Zwecken jteuerfrei ab» 
gegebenen Branntiweins, jowie der Niederlageverfehr mit umver- 
jteuertem Branntwein. 

6. Eine Nachweiſung der Zahl der Brennereien nad Mahgabe der 

Brennereieinrichtung und der in den Brennereien verwendeten Materialien. 


Qu 


", Geändert durch Bundesrathsbeichluß v. 9. Febr. 1878 $ 101 des Prot. Durch 
Bundesrathsbeihluß v. 7. Juli 1881 (Ebl. d. R. 1881 ©. 279) wurde für das Mufter 14 
zum Bundesrathsbeichluß von 1878 ein neues Formular angeordnet und wurden neue Vor— 
Nriften für den Jahresbericht gegeben. j 

) Fällt weg nach Bundesratbsbeichluß v. 28. Juni 1883. (Ebl. d. R. 1883 ©. 237.) 

5 Fällt weg nach Bundesrathsbeihluß v. 7. Nov. 1875. Dagegen werden im Ebl. 
d. R. monatlidy diefe Ueberſichten veröffentlicht. 
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Dieje Ueberfichten find bis 1. Febr. von jedem Hauptamte an die Direftiv- 
behörde einzujenden. Das Gleiche gilt für das Hauptzollamt Luxemburg. 
Bon den Direktivbehörden jind Hauptüberfichten für ihren Bezirk anzufertigen 
und bis 15. März jeden Jahres an das Statiftiiche Amt einzufenden, welches 
dieſelbe veröffentlicht und hieraus BZulammenjtellungen über die Ein- und Aus— 
fuhr von Branntwein in den freien Verkehr des Zollgebiets, jorwie Berechnungen 
über die Zollbeträge ꝛc. anfertigt.‘) Außerdem jind 

1. von den Hauptämtern und Unterämtern am Schlujje jeden Nechnungs- 
monats die in den Niederlagen und Neinigungsanftalten unter jteuer- 
amtlicher Kontrole jtehenden Branntwernbejtände durch Aufrechnung 
der Lagerfonten feitzujtellen und in den Ueberjichten der Einnahmen 
an Neichsiteuern nachrichtlich anzugeben. 

2. Werden von den Hauptbuchhaltern des Neichsichagamtes auf Grund 
der entiprechenden Angaben in den monatlichen Neichsitenerüberjichten 
über die Menge des in den Brennereien bergejtellten Branntweins, 
jowie über die unter Entrichtung der Verbrauchsabgabe in den freien 
Verfehr getretenen Branntweinmenge und des in Niederlagen und 
Reinigungsanjtalten befindlichen Branntweins monatliche Nachweijungen 
im Neichsanzeiger verdffentlicht.?) 

C. Bezüglich der ftatiftiichen Nachweifung über die Organijation 
der Berwaltung für die Zölle und Steuern des Deutſchen 
Reiches ift Folgendes durch den erwähnten Bundesrathsbeſchluß vom 7. Dez. 
1871 angeordnet: 

1. Seitens der Direftivbehörden jollen dem Statiſtiſchen 
Amte topographijche Meittheilungen nach dem Stande des Jahres 1872 
gemacht werden über den Flächeninhalt und die Einwohnerzahl der Hauptamts- 
bezirfe, über die Grenzen gegen das Ausland und gegen jolche Bundesjtaaten, 
mit denen Üübergangsabgabenpflichtiger Verkehr beitebt. 

Ferner joll die Zahl der den einzelnen Hanptämtern untergeordneten 
Amtsjtellen nachgewiejen werden und endlich der Bejtand des Dienit- 
perjonals in den einzelnen Hauptamtsbezirfen mit Unterjcheidung des Hebe, 
Abjertigungs- und Aufſichtsdienſtes. 

Dieje tabellariichen Nachweiſungen jollen von den Direftivbehörden 
mit einer erläuternden Denfjchrift begleitet werden, in welcher über die 
Organijation und den PBerjonalitand der Direftivbehörden, über die in ihrem 
Bezirfe verwendeten fontrolirenden Reichsbeamten, über die Kombination des 
auf die Zölle und Neichsiteuern bezüglichen Dienjtes der Amtsſtellen und die 
TREO denjelben übertragenen Dienite und dergleichen Auskunft zu geben ift.?) 

Hieraus und aus jonftigen Quellen wurde von dem Statiftijchen Arte 
vor der Hand für 1872 eine Organijationsjtatijtif gefertigt.*) 

D. Außerdem wurde eine mit dem Jahre 1872 beginnende und all 
jährlich abzujchließende Gejchäftsjtatijtif der Zoll- und Steuerver: 
waltung des Deutjchen Neiches vom Statijtiichen Amte auf Grund der 
Nachweiiungen der Divektivbehörden und nach jonftigen Quellen angefertigt 
und veröffentlicht.?) 


" Chi. d. R. 1889 S. 209 ff. u. 820. 
) gi d. R. 1890 ©. 180. 
S. a. ‚Jahrbücher von 1872 ©. 385. 
9 S. Ro. VI over Statiſtik des Deutichen Reiches. 
Aufgehoben mit 1880 durch Bundesrathsbeihluß v. 29. Jan. 1880 ($ 57) 


* 
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E. Bezüglich der Aufitellung von Ueberjichten über die Straffälle in 
Betreff der Zölle und Steuern des Deutjchen Neiches waren allgemeine 
Beltimmungen durch den Bundesrathsbeihluß vom 7. Dez. 1871 nebit 4 For— 
mularen zu Nachweijungen feitgejtellt worden, ') diejelben find jedoch durch einen 
Bundesrathsbeſchluß vom 26. Juni 1880 aufgehoben und es werden vom Etats— 
jahre 1880,81 an von den Direftivbehörden bis zum 1. Juni des nächitfolgenden 
Etatsjahres nur noch aufgeftellt und mit Erläuterungen erforder lichen Falls verjeben: 

a) eine Nachweiſung der auf die Zölle und Steuern des Neiches bezüg: 
lichen Brozejje (Muſter 1), und 

b) eine — über Konfiskation von Waaren wegen Zolldefrau— 
dation (Muſter 2). 

Dieſe Formulare ſind auch für die durch die Hauptämter den Direktiv— 
behörden einzureichenden Nachweiſungen mahgebend. 

Auf Grund der von den Direktivbehörden vorgelegten Nachweiſungen 
werden vom Statiſtiſchen Amte die Zuſammenſtellungen für das ganze Reich 
periodiſch angefertigt und veröffentlicht.?) 


IX. Abfchnitt. 
Das Hbredinungswefen der Zoll: und Steuerverwaltung. 


Wie bereits im IV. Abjchnitt näher erörtert wurde, iſt die Gemeinschaft: 
lichfeit der Ertrügnifje aus den Zöllen ein ebenjo alter Grundſatz des che 
maligen Zollvereines als die Verpflichtung aller Vereinsitaaten, für gewiſſe 
Ausgaben der Bollverwaltung aus dieſen gemeinjchaftlichen Einnahmen nach 
der Zahl ihrer Bevölkerung beizutragen, wogegen auch die reine Einnahme 
nach diejem, von 3 zu 3 Jahren feitzuftellenden, Maßſtabe zur Vertheilung 
kam.“) Schon bei Abſchluß der eriten Zollvereinigungsverträge wurde deßhalb 
die Einjegung einer Zentralbehörde, des jog. Zentralbureaus,*) des Zoll 
vereims verabredet, um Durch dasjelbe auf Grund der, von dem einzelnen 
Staaten eingejendeten, Einnahmeüberfichten und Nechnungen über die gemeine 
ichaftlichen VBerwaltungsausgaven die provijorischen Abrechnungen unter den 
Vereinsſtaaten bewirfen zu laſſen.“) 

Nachdem dieſe Gemeinjchaft der Einnahmen und Ausgaben durch Die 
Ucbereinfunft vom 1. Sept. 1541 (vom 1. Sept. 1544 an auch auf die Er: 
trägmijfe aus der Nübenzucerjtener) ausgedehnt worden war, wurde Dies 
jelbe durch die Uebereinfunft vom 8 Mai 18657 und den Art. 10 des Boll: 
vereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 vom 1. Januar 1868 an auch) für 
die Salziteuer verabredet. Das auf Grund der Verabredung in Art. 3 
$ 4 des Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 erlafjene Bundesgeſetz 
von 26. Mai 1868°) muchte auch die für den im VBereinsgebtete gebauten 
Tabad erhobene Steuer zu einer gemeinjchaftlichen und die Deutiche 
Neichsverfaflung, welche in Art. 35 die Öejeggebung uber das gefammte 3.1: 
) E. a. Jahrbücher 1872 S. 162 u 206. 

5 482 des Prot. Gbl. d. R. 1880 S. 494. 
Siehe Art. 22 der Zollvereinigungsverträge v 22. März, 30. März u. 11. Mai 
1833 (BD. I der Verträge S. 9, 112 u. 177. 

) Mit dem Ze in Berlin Schlußorot. zum Art. 29 des offenen Vertrages vom 
22. März 1833, Bd I der Verträge ©. 26). 

d, Ziehe Art. 29 der erwähnten Zollvereinigungsverträge Bd. I der Verträge S. 10). 

°), Siehe Abſchn. V Nr. 2 über die Nübenzuderfteuer. 

) Bundesgeſetzbl. 1868 S. 319. 

Annalen des DTeutſchen Reichs 1893. 


1 
2 
a 


to 
St 


356 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches. 


wejen, die Beiteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen Salzes und Tabad3, 
des dajelbit aus Nüben und anderen inländischen Erzeugnijjen gewonnenen 
Zuders und Syrups, jowie des Branntweins und Bieres?) dem Reiche 
vorbehält, wies durch Art. 38 Abj. 1 den Ertrag dieſer Abgaben (jomit auch 
der Bier- und Branntweinfteuer), ſoweit jie dev Neichsgeießgebung unter: 
liegen,“ der Reichskaſſe zu. 

Während nach den Zollvereinigungsverträgen?) der Ertrag der im Die 
Gemeinschaft fallenden Abgaben zwijchen den Bereinsitaaten, einſchließlich der 
durch Verträge einzelnen derſelben angeſchloſſenen Gebietstheile anderer Staaten, 
nach dem Verhältniß der Bevölkerung ihrer, der gemeinſchaftlichen Geſetzgebun 
unterworfenen, Gebiete vierteljährig vertheilt wurde*), beſtimmte der Art. 3 
der Reichsverfaſſung, hievon abweichend, daß dieſer Ertrag in die Reichs— 
kaſſe fließe, um nach Art. 70 derſelben zur Beſtreitung aller gemeinſchaft— 
lichen Ausgaben des Reiches zu dienen. 

Es floſſen ſomit früher dieſe Beträge in die einzelnen Landeskaſſen zur 
freien Verfügung der Regierungen, während Ddiefelben im Norddentjchen Bunde 
vom 1. Januar 1868, im Deutjchen Neiche vom 1. Januar 1872 an vorweg 
zu den Neichsausgaben nach dem Neichshauspaltsetat verwendet und den ein— 
zelnen Bundesitaaten bei der Ermittelung der nach Art. 70 der Neichsver- 
faffung zur Kompletirung der Neichseinnahmen feitzuftellenden Matrifular- 
beiträge nach der Bevölferungszabl zu Gute gerechnet wurden.) 

Nach der Beitimmung in Art. 38 der Neichsverfafjung beiteht diejer reine 
Ertragan Zöllen und Berbrauchsiteuern in der gefammten Einnahme 
aus denjelben nach Abzug 

1. der auf Gejegen oder allgemeinen Berwaltungsvorjchriften beruhenden 
Stenervergütungen und Ermäßigungen, 

2. der Nüderjtattungen für unrichtige Erhebungen und 

3. der Erhebungs- und Verwaltungskoſten, welche nach der Art 
der Einnahme verjchieden find und deßhalb einer jpäteren Erörterung vor: 
behalten werden. 

In jänmtlichen Zollvereinigungsverträgen vom Jahre 1833 an bis zum 
Jahre 1867 iſt die erwähnte, mit einigen Aenderungen in die Neichsverfajlung 
übernommene Beitimmung enthalten, jo daß in Folge hiervon viele Verab— 
redungen aus älterer Zeit, welche zum Zwede der übereinjtimmenden Aus: 
führung gemacht wurden, noch heute in Geltung bleiben fonnten. 


') Mit Ausnahme des in Bayern, Württember Ri und Baden bereiteten Branntweins 
und Bieres und des in Elſaß Lothringen gebrauten Bieres. 

Vom 1. an. 1872 an 

Siehe Art. 22 der Verträge v. 22. u. 30. März u. 11. Mai 1833 (Bd. I der Ver 
träge S- 1, 122 u. 177); Urt. 7 des Wertrages v. 8. Mai 1841 (Bo. 111 der Werträge 
S. 7); Art. 22 des Vertr. v. 4. Aprit 1853 (Bo. IV der Verträge ©. 11) u. Art. 11 des 
Vertrages v. 2. Juli 1867 (Bd. V der Verträge S. 96). 

Tie fogen. Praeeipua, welche Frankfurt a. M., Hannover und Oldenburg erbielten, 
und die Vertheilung der Turchgangszölle zwiichen der öftlichen und weitlichen Vereinsgruppe 
gehören der ale an. Siehe Weber, Geichichte des Zollvereins 1871 S. 470 und 
Uebereinkunft v. 4. April 1853.) (Bd. IV der Vertr. S. 60 ff.) 

) Siehe v. Nönne's Verfaflungsrecht des Deutſchen Reiches in den „Annalen“ 1871 
5. 144. lleber bie Ausnahmen und Averia fiebe weiter unten. S. a. Bundesrathsbeichluß 
v. 26. ‚Juni 1873 8 432. Ya band 5 Neichsfinangrecht in den „Annalen“ von 1873. Daß nad 
dem Geſetze v. 15. Juli 1879 5 8 derjenige Ertrag der Zölle und der Tabaditeuer, welcher 
die Summe von 130 Millionen ME. im Jahre überiteigt, den einzelnen Bundesitaaten nad 
Maßgabe der Bevölferung vom 1. April 1880 an überrielen wurde, hat nur Bedeutung für 
den Gtat, nicht für die Zollverwaltung. (R.G.BL. 1879 5. 211.) 
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Um nun die zur Zeit giltigen Bejtimmungen über das Abrechnungswejen 
der Zölle und Berbrauchsitenern näher erörtern zu fünnen, erjcheint es am 
zweckmäßigſten, die Beftimmungen über die Berechnung der Einnahmen und 
der Ausgaben gejondert zu erörtern, vorab aber noch von den Organen zu 
jprechen, durch welche dieſe Gejchäfte zu beiorgen find. 

A. Wie bereit3 erwähnt wurde, war durch die erſten Zollvereinigungs- 
verträge vom Jahre 1833 ein Zentralorgan zur Bejorgung der provijorischen 
Abrechnungen in dem Zentralbureau des Zollvereins mit dem Sie 
in Berlin eingerichtet worden. An dieſes wurden die nach) den Quartals— 
ertraften der Erhebungsbehörden gefertigten Hauptüberſichten der Direftiv- 
behörden zur provijorischen und die Finalabſchlüſſe zur Vorbereitung der defini- 
tiven Abrechnung in bejtimmten Terminen eingejendet, und demjelben jährlich die 
Ueberjicht der gemeinjchaftlichen Verwaltungsausgaben zur Prüfung vorgelegt. ') 

Außerdem war eine Dienjtordnung für diejes Zentralbureau *) feit- 
gejtellt worden; es war jedem Staate‘’) das Recht zugejtanden 
worden, einen Beamten zu demjelben abzuordnen,‘) und man 
hatte jchliehlich in einer Verabredung Näheres über die Art und Weije 
der Quartals: und Jahres=-Abrechnungen bejtimmt. ) 

Schon im Vertrage vom 8. Juli 1867 Art. 17 war jtatt des damals 
noch nicht aufgehobenen Zentralbureaus der AUusſchuß des Bundesraths 
für das Nedhnungswejen als diejenige Behörde bezeichnet, dem die früher 
dem Sentralbureau zugewiejenen Abrechnungsgeichäfte zufallen jollten, und es 
war zugleic) bejtimmt worden, dab dieſer Ausjchuß die definitiven Jahres: 
abrechnungen mit jeinen Bemerfungen dem Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung 
vorzulegen habe. 

Hierdurch wäre eigentlich jchon damals die Thätigfeit des Zentralbureaus 
gejchlojjen gewejen, da ihm jedoc noch die Gejchäfte der Kommerzialſtatiſtik 
zugewiejen waren®) und es außerdem noch manche Abrechnungsgeichäfte aus 
früheren Jahren zu bejorgen hatte, jo wurde dasjelbe vorläufig belajjen, bis 
endlich am 9. Februar 1872 der Bundesrath den Beichluß faßte,') daß die 
Bearbeitung der Handelsüberjichten des Zollvereins einſtweilen an das Reichs— 
fanzleramt°) zu übertragen, das Perjonal des Zentralbureaus ebenfalls dem 
Neichsfanzleramte zur Verfügung zu stellen jet und das Zentralbureau jelbjt 
mit 31. März 1872 jeine Thätigkeit einzuftellen habe. 

Hiedurch erjt fam die Beſtimmung im Art. 39 der Deutjchen Reichs: 
verfajtung, wonach die provijorische Abrechnung durch den Ausſchuß des Bundes: 
raths für das Nechnungswejen, die definitive Feititellung durch den Bundesrath 
jelbjt zu erfolgen bat, in volle Geltung. ®) 


% Siehe Art. 29 der Verträge v. 22 u. 30. März u. v. 11. Mai 1833 (Bd. I der 
Verträge S. 10, 124 u. 188). 

*; Karlsruher Vollzugsprot. von 1835 8 23 Beil. VI (Bo. II der Vertr. 5. 95 u. 118). 

’ Non diefem Rechte machte nur Preußen und Bayern Gebraud. 

* Karlsruher Bollzugsprot. von 1835 S 23 Ziff. I (Bo. Ha. a. ©. ©. 95). 

5) Karlsruher Vollzugsprot. von 1835 Beil. VII (Bo. II a. a. ©. ©. 120). 

6) Merabredung der I. General-Zolllonferenz (S 19 des Dauptprot. der I. General-Zoll- 
fonferenz), ſ. a. Abichn. VI 

) 8 23 des Bundesrathsprot. von 1872. n 

*) Die Anfertigung der Handelsüberfichten bejorgt jeit 1. „jan. 1872 das ftatiftiiche 
Amt des Deutichen Reiches (Bundesratbsprot. von 1872 8 57 und von 1871 8 6, 43), 
ſ. a. Abichn. VIIL | _ 

Ueber die ftaatsrechtliche Stellung des Bundesrathes ſ. Laband’s Staatsredht Bo. J 
S. 258 u. 263. 


25* 


* 


388 v. Aufſeſß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches, 


B. Nach dem Wortlaute des erwähnten Art. 39 jollen nun die von den 
Erhebungsbehörden (Dauptzol- und Hauptiteuerämtern) nach Ablauf emes 
jeden Vierteljahres aufzuftellenden Quartalsertrafte und die nach dem 
Jahres- und Bücherichluffe aufzuftellenden Finalabjchlüjje über die im 
Laufe des Bierteljahres, beziehungsweile während des Nechnungsjahres fällig 
gewordenen Einnahmen an Zöllen und nach Art. 38 zur Neichsfafie 
fliegenden Verbrauchsabgaben ') von den Direktivbehörden der Bundesitaaten, 
nach vorgängiger Prüfung in Hauptüberjichten zujammengeitellt werden, 
in welchen jede Abgabe gejondert nachzuweiſen it. Dieje Ueberjichten jollen 
jodann dem Ausſchuſſe des Bundesraths für das Nechnungswejen eingejendet 
werden. ?) 

Die Form rejp. der Nubrifenbau diejer Ueberjichten hing wejentlich von 
dem Umjtande ab, ob die Zoll: und Steuerfredite, welche von Beginn 
des HBollvereins an der Geſammtheit gegenüber als baare Geld 
bejtände behandelt?) und jomit in den Einnahmeslleberfichten nicht berüd- 
jichtigt wurden, noch ferner als jolche angejehen werden jollten. 

Hier trat durch die Beſtimmung in $ 3 des Gejeges vom 4. Dez. 1871, 
betreffend die Feſtſtellung des Haushaltes des Deutichen Reiches. für das Jahr 
1872, *) eine wejentliche Menderung ein, welche auch für die Form der Ein- 
nahme:Uleberjichten von eingreifendem Einfluffe ſein mußte. 

Da nämlih in S 3 des erwähnten Gejeges, unter Aufhebung des 
erwähnten Grundjages, angeordnet wurde, daß die Bundesregierungen vom 
1. Januar 1872 ab den Ertrag der Zölle und der anderen, nach Art. 38 der 
Neichsverfaflung zur Reichskaſſe fließenden Verbrauchsſteuern der leßteren zur 
Verfügung jtellen werden, jobald dieje Zölle und Abgaben nach den beitchenden 
Geſetzen und den über die Friſten der Zohl- und Steuerkredite 
getroffenen Verabredungen für ihre Kaſſen fällig geworden ſind, jo mußten 
die hiedurch bedingten Aenderungen bei Aufitellung der Ueberjichten ſofort vom 
Bundesrathe angeordnet werden. 

Bei Anordnung Ddiejer neuen ‚sormulare und bei der Beſchlußfaſſung 
hierüber am 7. Dez. 1871°) war man von der Vorausiekung ausgegangen, 
daß vom 1. Januar 1872 an in den Quartals: und Jahresslleberjichten 
außer dem „Soll* der Einnahmen auch die jofort, beziehungsweiſe noch vor 
Ablauf des betreffenden Quartals zur Einzahlung fommenden Be— 
träge, jowie die im Laufe jeden Bierteljahres gewährten Kredite nad) 
zuweiſen jeien. 

Außerdem waren aber folgende Gefichtspunfte maßgebend gewejen: 

a) daß die Kredite, welche vor Ablauf der drei- reſp. jechsmonatlichen 
Kreditfriſt von dem Steuerpflichtigen noch innerhalb des 
Quartals der Anjchreibung einbezahlt werden und demgemäß zur 
Abjchreibung gelangen, mit den Iſt-Einnahmen des Quartals, wie 
die jofort baar einbezahlten Sollbeträge an die Reichskaſſe abzu— 
rühren jeien, 

— Einſchließlich der Uebergangsabgaben für Bier und Branntwein (Abſchn. X). 

2) Die Ueberſichten für Bier und Branntwein werden von den Staaten, welche ſich 

nicht in der Steuergemeinſchaft befinden, nicht aufgeftellt, ſ. a. Jahrbücher 1872 Szes ff. 
®) Siehe rot. v. 29. Nov. 1833 zu Sep «Art. 10a des Yollvereinigungsvertrages 
v. 22. März; 1833 (Bd. I der Verträge >. 109); Münchener Bollzugsprot. $ 25 Wr 8 
(BD. 1 a. a. ©. S. 271); Narlsruber Rollzugsprot. $ 19 Ar. 2 (Bo. Il a. a. O. S. 93). 
9 R.G. Bl. 1871 & 413; „Annalen“ 1872 ©. 1481. „Jahrbücher 1872 ©. 328. 
) YBundesrathsprot. v. 7. Toy. 1871 5 642. 
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b) daß die Reichsiteuern ohne Ausnahme in den Einnahmesleberfichten 
desjenigen Nechnungsjahres zum „Soll“ zu jtellen jeien, für 
welche jie fällig jind, jo daß 3. B. die Rübenzuckerſteuer für den 
Monat Dezember in der Einnahmeüberficht für das vierte Quartal 
des treffenden Kalenderjahres noch ald® Sohl-Einnahme nachzuweiſen 
wäre, obgleich jie im Heberegiſter für das vierte Quartal erjt zu 
Anfang Januar, aljo erjt nachträglich zur Anjchreibung fommen könne, 

) daß die Verwaltungsfojtenvergütungen, welche ſich nad) 
PBrozenten der Bruttveinnahme berechnen, den Bundesitaaten jofort 
bei Seititellung des „Soll“ der Einnahmen, aljo, was die Kredite 
betrifft, für deren Betrag, nicht erſt bei der Ablieferung der letzteren 
an die Reichskaſſe zu gewähren jeten. ') 

Als Termine für die Vorlage der zum Zwede der vorläufigen 
Einnahmefeſtſtellungen anzufertigenden vierteljährigen Ueberjichten beim Aus— 
ichufle des Bundesrathes für das Nechnungswejen waren der 15. April, 15. Juli, 
15. DOftober und 10. Februar und für die definitiven Ueberſichten umd 
die dazu gehörigen Zollverwaltungsfojten-Liquidationen der 1. Auguſt 
jeden Jahres feitgejegt worden. ?) 

Eine wichtige Menderung trat hier durcd das Neichsgejeg vom 
29. Febr. 1876 °) ein, durch welches der Anfang des Etatsjahres von 1877 
an auf den 1. April, das Ende auf den 31. März jedes Jahr verlegt wurde. 

Am 28. März 1878*) faßte daher mit Bezug hierauf der Bundesrath 
folgende Beſchlüſſe: 

1. Der Jahresabſchluß der Kaſſenbücher hat jtattzufinden: 

a) bei den Unterämtern der Zolle und Steuerverwaltung am 26. April, 

b) bei der Reichshauptkaſſe am 20. Juni. 

Fällt der Abſchlußtag auf einen Sonn- oder Feiertag, jo find die Kaſſa— 
bücher an dem nächjtfolgenden Werftage abzujchliegen. 

2. Das Betriebsjahr in Anjehung der Nübenzuderjteuer zerfällt in 
die Nechnungsperioden vom 1. September bis 31. März und 1. April 
bis 31. Auguft. 

3. Das Erntejahr in Anjehung der Tabadjteuer in die Nechnungsperioden 
von 1. Juli bis 31. März und 1. April bis 30. Junt. 


© 


2) Art. 38 Ziff. 3 lit. a—d der Neichsverfaflung. Bezüglich der Neititutionen 
und Vergütungen, welche bei der Regiſter-Reviſion sich berausitellen, gelten noch die 
Verabredungen im $ 42 des Hauptprotofolls der 1. General-Zolltonferenz von 1836, mo» 
nach Beträge von 10 Pf. (1 Groichen) und darunter zwar im Reviſionsvprotoktoll notirt, 
aber nicht zurüdvergütet werden follen. Beträge über 10 Pf. aber unter 3 Mi. (1 Thlr.) 
follen jedesmal nacherhoben, aber nur auf ausdrüdliches Verlangen des Betheiligten bei einer 
Jabresfrift vom Tage der Erhebung an zurüdvergütet werden. Beträge von 3 ME. und 
darüber follen nicht nur nacherhoben, fondern von Amtswegen zurüdvergütet werden. Hat 
der Berechtigte jedoch, nachdem die Herauszahlung angemwielen war, ein Jahr verftreichen 
laſſen, ohne das Geld zu erheben, fo ift die Summe der Staats: reſp. Reichskaſſe verfallen 
(Bundesratbsbeihluß v. 13. Nov. 1875 8 436). Nach dem Bundesratbsbeichluiie v. 13. Nov. 
1875 ($ 436 des Prot., Preuß. Gentralbt. 1877 ©. 236) follen bei der Erhebung von den 
in die Reichskaſſe fließenden Zöllen und Steuern und bei Rüdvergütung derielben Be 
träge unter 5 Pf. außer Betracht bleiben, höhere Pfennigbeträge aber nur Pomeit fie durd) 
5 ohne Reit theilbar jind, unter Weglaflung der überichießenden Pfennige erhoben und 
vergütet werden. Die voritehende Beitimmung aus dem ‚jahre 1836 ſoll hiedurch nicht ge 
ändert werben. 

2) Bıundesrathsprot. v. 7. Dez. 1871 8 642. Jahrb. 1872 ©. 328, 

» RG.Bl. 1876 ©. 121. 

* 8 222 des Brot. u. Nr. 61 der Drudi. v. 1878, 
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4. Bezüglich jämmtlicher Einnahmen an Zöllen und VBerbrauchsjteuern bei 
den Unterjteuer: zc. Nemtern haben zu — 

a) der Rechnungsmonat April die Zeit vom 1. bis 26 April, 

b) die Monate Mai bis März, die Zeit vom 7. des dvorhergegangenen 
bis zum 26. des betreffenden Monats, 

ec) das 4. Quartal des Etatsjahres, die Zeit vom 27. Dez. bis 31. März 
und außerdem die Beträge für den Monat März, welche im April 
noch vor dem Finalabjchluffe in den Einnahmejournalen (Heberegiitern) 
verrechnet werden. 

5. Zur Vermeidung von Verwechslungen der Uuartale des Etatsjahres 
mit denen des Kalenderjahres jind die eriteren in allen Leberiichten, 
Abſchlüſſen und ſonſtigen Schriftjtücken ſtets als Quartale des Etat& 
jahres zu bezeichnen. 

. Die nach dem Bundesrathsbeſchluffe vom 7. Dez. 1871 zum Zwecke 
der vorläufigen Einnahmefeſtſtellungen von den Direftivbehörden 
anzufertigenden vierteljährigen Einnahmeüberjichten über den Er: 
trag an Zöllen und Berbrauchsiteuern jind am 15. Juli, 15. Oftober, 
15. Januar und 15. Mai, die definitiven Jahresüberjichten 
und die dazu gehörigen Zollverwaltungsfojten- Liquidationen 
aber am 1. November jeden Jahres an den Bundesrathsausjchuß für 
Rechnungsweſen einzujenden. 

Durch Bundesrathsbeichluß vom 24. Febr. 1877 ) wurde vom 1. April 1877 
an ein neues Formular für die Einnahmeüberfichten für Salzjteuer eingeführt. 

Diele sormularien der Einnahmeüberfichten für Zölle, Tabad- 
jtener, Nübenzuderiteuer, Salziteuer, Branntweiniteuer und Zpielfartenjtempel 
wurden durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 20. Februar 1882 ($ 97 des Prot.) 
vom 1. April 1882 deßhalb wiederholt geändert, weil wegen der Aenderung 
der Kreditfriſt für die Rübenzuckerſteuer durch Bundesrathsbeſchluß vom 2. Juli 
1881 (5 422 des Brot.) und wegen des Hinzutritts Der Neichsftempelabgabe 
durch dus Reichsgeſetz vom 1. Juli 1881 die vorgeichriebenen Formularien ent: 
Iprechende Spalteneinrichtungen erhalten mußten. 

Durch Bıumdesrathsbeihluß vom 24. März 1891 ($ 170) wurde die 
Ueberjicht der Einnahmen an Tabadjteuer geändert, weil der Abj. 3 des 
8 27 der Dienſtvorſchriften vom 29. Mai 1880 geändert worden war.“) Auch 
die Ueberſichten über die Einnahmen an Rübenzucker- und Branntweinſteuer 
mußten wegen der neuen Geſetzgebung und beſonders wegen der Einführung 
der Verbrauchsabgaben geändert werden. 

Bezüglich der Einnahmeüberſichten über die Reichsſtempel— 
abgaben und der Abrechnung über diejelben von Seite der Landeskaſſen mit 
der Reichskaſſe find in den Beltimmungen B. zur Ausführung des Geſetzes 
von 1885, betr. die Erhebung der Neichsitempelabgaben, unter Ziffer 11—14 
nähere Vorſchriften gegeben. 3) 

I. Ta nad den vorjtehenden Erörterungen die Kreditirung der 
Zölle und Verbrauchsſteuern von weſentlichem Einflufje auf_die Reicht 
einnahmen erjcheint, jo möchte es am Plage jein, bier über die Beſtimm— 
ungen, welche bet der Ktreditertheilung im Anwendung zu kommen 
haben, Einiges zu bemerfen. 

ES 88 des Prot. ſ. a. Ebl. d. R. 1877 ©. 176. 


' 6b. d. R. 1891 74 ff. 
’; 6b. d. R. 1885 ©. 442. 


>?) 


—* 
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Durch das Protofoll d. d. Berlin den 29. November 1833 zum Zoll: 
bereinigungsvertrage vom 27. März 1833 war zu Art. 10a diejes Vertrages 
anerfannt worden, daß Die Frage, ob und in welchen Make den Waaren- 
empfängern für die bereits in ihren Privatgewahrjam ohne Mitverjchluß oder 
Jonstige Aufjicht (Kontoführung) der Steuerbehörde übergangenen Gegenftände 
em Steuerfredit zu bewilligen jet, lediglich dem Ermejjen jeder 
Staatöregierung überlajjen bleibe‘) Und im Hauptprotofolle der 
Münchener Vollzugs-Kommiſſion d. d. München den 14. ‚sebruar 1834 war 
in 8 25 zu dem vereinbarten Kreditregulative bemerkt, daß der, nur in Bezug 
auf mögliche Gleichförmigkeit der Behandlung, flatigefundenen gemeinſamen 
Berathung unerachtet, dennoch die Kreditbewilligungen ſelbſt, lediglich 
für Rechnung und Gefahr der treffenden Regierung laufen.) 

Hieraus folgte, day die fälligen Kreditbeträge ohne Rückſicht darauf, ob 
fie wirklich eingelöjt worden, von dem freditirenden Staate in die gemeinjchaft- 
liche Kaſſe einzuzahlen waren. 

Die Vorſchriften für die Kreditbewilligung find nach der Art der Ge: 
fälle jelbjt, wenn auch nicht im Wejentlichen, jo doch in einzelnen Punkten 
verichieden und jtellen jich folgendermaßen?) dar: 

1. Angejellenen Kaufleuten, Fabrifanten und Gewerbetreibenden, welche 
faufmännische Bücher führen, Gejchäfte von Bedeutung machen, in gutem Rufe 
ſtehen und jonjt die Präſumtion binveichender Sicherheit für jich haben, fünnen 
die jchuldigen Eingangszölle, Nübenzuder-, Salz: und Branntwein- 
teuer unter gewiljen Vorausjegungen von den Zoll: und Steuerbehörden auf 
gewijie ‚Zeit freditirt werden. *) 

2. Die Gewährung des Stredits iſt im der Negel von einer bejtimmten 
jährlichen Abgabenentrichtung abhängig. Diejelbe beträgt als Minimum: 

a) beim Eingangszolle z. B. m Preußen 6000 MiE.,) in Bayern 

3000 Mtk.,“) in Sachjen für größere Orte 6000 Mk., für kleinere 
Orte 3000 ME.,’) m Württemberg 1500 fl.,) in Sachjen-Weimar 
3000 ME.,’) in Hamburg 6000 Mk.,“) Einzelbeträge unter 15 Mi. 
werden nicht freditirt; '*) 


Rd. I der Verträge S. 109. 
) ®d. I der Verträge S. 271. 
Siehe außerdem das Preuß. Zollfredit- Regulativ v. 29. April 1828; das Sächltiche vom 
80. Yan. 1834 (Bochbammer, Jahrbücher 1834 5. 701); das Baverifche v. 24. Nov. 1875 — 
(Amtsbl. der General-Zoll-Nom. Nr. 25), Jahrbücher von 1875 S 297; das Wiürttemb. 
Regulativ fir Zölle, Rübenzuckerſteuer und Zalsiteuer v. 10. Dez. 1867 Jahrb. 1868 
©. 263); das Oldenburgiſche Mreditregulativ v. 8. Juli 1870 (Sammlung allgemeiner, die 
Bollverwaltung in Oldenburg betr. Verfügungen von 1870 S. 68); das Weimariiche Zoll: 
fredit-Negulativ v. 2 Sept. 1863 Jahrb. 1863 S. 552); die Preuß. Anweiſung wegen 
Kreditirung der Salzabgabe v. 14. Ct. 1867 Jahrb. 1867 S. 575 ff.); Holltredit-Regulativ 
v. 11. Tez. 1871 für Hamburg Jahrb. 1872 ©. 383); Elſaß Lothringiſches Hreditregulativ 
v. 3. juli 1873. Alle dieſe Negulative haben wegen der neuen Geſetzgebung weientliche 
AHenderungen erlitten. 

) Für die Hreditirung der Bierſteuer, Spielfartenitempel und Wechielitempeliteuer be- 
ftehen keine Beitimmungen. 

r Gentralbl. 1867 5. 628. 


— — 


Jahrbücher 1867 S. 616. 
ale 1868 3. 301. 
—— 1868 S. 264. 
Jabrbůcher 1863 — 552. 


Jahrbücher 1872 S. 383. 
9 5 ——— Jahrbücher 1841 ©. 701; Nabrbücher 1868 5. 264; Jahrbücher 
1854 S 
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b) bei der Salzjteuer 3000 ME.; ") 
ec) bei der Branntweinſteuer unbeſchränkt nach der Höhe der Sicher: 
beitsbeitellung, Einzelbeträge unter 50 Mk. find von der Kreditirung 
ausgeſchloſſen;?) 
d) für die Rübenzuckerſteuer war es nicht nothwendig einen ſolchen 
Betrag feitzujegen, weil kleine Abgabenbeträge bet dem nothiwendiger: 
weije umfangreichen Betriebe nicht vorfommen fünnen, Abgabenbeträge 
unter 100 Mk. werden nicht freditirt, doch können zuverläſſigen 
sabrifanten die Beträge eines Tages, wenn ſie zuſammen 100 Mt. 
betragen, in einer Summe angejchrieben werden ;?) 
bejonders eigenthümliche Beſtimmungen enthält das Negulativ Für 
die treditirung der Tabadgewichtsiteuer, welches zur Aus: 
führung des Geſetzes dv. 16. Juli 1879 vom Bundesrathe erlafien 
wurde.*) - Diernach beträgt das Minimum 100 Mk.,) um defien Kre— 
viren, jeder Tabatpflanzer, Käufer oder jonftige Erwerber von 
Tabad nachjuchen kann; 
bei der Reichsſtempelſteuer Tarif Nr. 7 für Formulare beträgt 
der niedrigjte Betrag, welcher freditirt werden fann, 50 ME. und wird 
vorausgeſetzt, daß der Bedarf an Schlußnoten dem jährlichen 
Steuerwerth von 1000 ME. erreicht.) Für Stempelmarfen wird die 
Steuer nicht freditirt. ”) 
3. Die Kreditfriiten jind für die einzelnen Abgaben verjchteden bejtimmt. 
a) Für die Eingangsabgaben war urjprünglich eine Kreditfrift von 
3_6 6 Monaten feitgejegt. Einzelne Regierungen gewährten aber aud) 
größeren Fabrifanten und Kaufleuten Friſten von 9 und 12 Monaten. 
Um nun eine Gleichmäßigfeit in dieſer Beziehung herbeizuführen, 
waren jchon auf verjchiedenen General-Zollfonferenzen Unterhandlungen 
gepflogen worden, jedoch vergeblich, weil hervorgehoben wurde, daß 
dieſes deßhalb Sache jeder einzelnen Regierung jei, weil die Kredit— 
ertheilung dem Ermeſſen jeder VBereinsregierung überlafjen ſei.) 
Schließlich wurde auf einen Antrag des Bundespräfidiums am 
2. Juni . vom Zollbundesrathe der Beſchluß gefaßt, vom 
1. Dftober 1870 an ale längſte Kreditiriit 3 Monate feitzus 
jtellen, und zugleich bejtimmt, daß die Streditfriit für Die einzelnen 
Gefällebeträge mit dem Anfange desjenigen Monats beginnen jolle, 
welcher auf den Monat folgt, im dem jeder einzelne Gefällebetrag 
nach dem Gejege fällig geworden it. Die Abtragung jolle übrigens 


e) 


f} 


— 


2) Nach 8 12 der vereinbarten Bekanntmachung betr. die Ausführung | der Verordnung 
über die Erhebung einer Salzabgabe v. 19. Aug. 1867 (Gentralbl. 1867 ©. 392 u. Jahr: 
bücher 1867 5. 469 u. 572). 

” ee Soc zum Geſetz v. 1887 Nr. 1 zu $ 3. CEbl. d. R. 1887 ©. 351. 

Nr. 2 der Ausführungsbeit. zu 2 Geſetzes v. 1891. Ebl. d. R. 1892 S. 185. 

R Abgedr. im Cbl. d. 3 1880 5. 468, 

d) Wurde duch —— ı v. 1, Juli 1884 (Cbl. d. R. 1884 ©. 191) auf 
25 Rn, herabgeiekt. ® 

) 8.16 des Geſetzes von 1885 und Hiffer 17 der Ausführungsbeitimmungen; ſiehe 
auch preuß. M.Reſkr. vom 17. Sept. 1885; preuß. Gentralbl. 1885 5. 250 u. bayer. Der 
ordnung vom 21. Sept. 1885, Gel. u. B. Bl, 1885 5. 49 

N Mr, 17 der Ausführungsbeitimmungen. 

*); Hauptprot. der III. Gen.Zollkonferenz 8 24; desgl. der VII, en. ‚Bolltonferenz $ 19; 
desgl. „der IX. Gen. Zolltonf. S 40; desgl. der X. Gen! Zollkonf. 82 

879 des — v. 1869; Jahrbücher 1869 S. "ob6 und 558, 


1885 


b 
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nach Ablauf der bewilligten Friit von Monat zu Monat ohne Rück— 
jiht auf den etwa in Diejelbe fallenden Jahres- oder Kaſſenſchluß 
erfolgen. 

Für die Nübenzuderfteuer war in allen Staaten eme neun— 
monatliche Sreditfriit gewährt worden. Diejelbe begann nach dem 
Schlufje desjenigen Kalendermonats, für welchen der fällige Steuer: 
betrag berechnet worden war; dagegen wurden die innerhalb der 
Betriebsfriit vom 1. September des einen Jahres bis zu 31. Augujt 
des folgenden Sahres fällig gewordenen Steuerbeträge über den Monat 
Dezember des zuleßt gedachten Jahres hinaus nicht gejtundet. Auch 
hier trat durch einen, durch eine Präjidialvorlage veranlaßten Beſchluß 
des Bundesrathes des Zollvereins vom 2. Juli 1869 ') eine Beſchränk— 
ung der Streditfriit vom 1. September 1869 ab ein. Am 2. Juli 1881 
machte der Bundesrath bezüglich der Friſten für die Kreditirung 
und die Rückvergütung der Nübenzuderjteuer abermals Aenderungen. ?) 
Sm Jahre 1885 wurde durch ein Gejeg vom 13. Mai der Bundes: 
vath zu Menderungen rejp. zur Berlängerung der Kreditfriſten er 
mächtigt, unter der VBorausjegung, daß Die Kreditnehmer der Reichs: 
kaſſe 4”/, der Kreditſumme vergüten.?) Eine weitere Nenderung brachte 
das Gejeß vom 9. Juli 1887 betr. die Beitenerung des Zuders in 
S 4 und 9 dejjelben und Nr. + der Ausführungsbeitimmungen biezu. *) 

Mit 1. Auguft 1892 find die Beſtimmungen in $ 3 des Gejehes 
vom 31. Mat 1891 und in Nr. 2 der Ausführungsbejtimmungen °) 
hiezu in Kraft getreten, wonach bezüglich der Kreditirung der Rüben: 
zuderjteuer folgende Vorjchriften gelten. 

Die Zuckerſteuer iſt gegen Sicherheitsbeftellung zu jtunden. Für 
die Friſt von 3 Monaten fann ſie auch ohne Sicherheit gejtundet 
werden, wenn nicht Gründe vorliegen, welche den Eingang der Steuer 
als gefährdet erjcheinen lafjen. (83 des Geſetzes.) Gegen volle 
ESicherheitsbejtellung wird die Zucderjteuer auf 6 Monate geftundet. 
Die oberjten Landesfinanzbehörden haben zu bejtimmen, in welcher 
Weiſe Sicherheit zu leiten ift und unter welchen Vorausjegungen die 
gejtundeten Beträge vor Ablauf der Streditfriit eingefordert werden 
können, da ſämmtliche Stundungen auf Gefahr und Nechnung des 
treffenden Bundesjtaates erfolgen. 


c) Bezüglich der Salzjteuer war durch $ 12 der vereinbarten Befannt- 


machung, betreffend die Ausführung der Verordnung über die Er- 
hebung der Salzabgabe vom 19. Auguſt 1867,°) eine Kreditfriit von 
3—6 Monaten feitgejegt worden; durch einen Bundesrathsbeichluß 
vom 28. Mai 1868°) wurde jedoch für wiünjchenswerth erachtet, 
daß jämmtliche Bundesstaaten den Kredit für die Salzabgabe auf 
3 Monate bejchränfen, wenn nicht bejondere Umſtände oder 


") Prot. v. 2. Juli 1869 $ 126. 

?) Siehe Cbl. d. R. 1881 ©. 279. 

) Siehe hiezu die Inſtruktion des Pundesraths v. 15. Mai 1885, preuß. Gentralbl. 
und bayer. Geſetz. und Verordnungsblatt 1885. 

R.G. Bl. 1887 ©. 308 und Cbl. d. R. 1888 5. 267. 

®, Gentralblatt 1867 5. 392. 

©, 8 140 des Prot. v. 1868. 

) R.G. Bl. 1891 S. 295. Cbl. d. R. 1892 S. 185, 
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bereit3 bejtehende SKtontrafte eine Ausdehnung deifelben auf 6 Monate 
rechtfertigen. In Folge deſſen bejchränften faft jämmtliche Regierungen 
die Friſt auf drei Monate. ') 

Die Hreditfriit für die Branntweinjtener (Maijchbottichiteuer) lief 
nach der Preußiichen Bekanntmachung vom 27. September 1825 ($ 1) 
vom 1. Oftober des einen bis zum letzten September des folgenden 
Jahres. Durch einen Beſchluß des Bundesrathes des Norddeutichen 
Bundes vom 3. Juli 1869 wurde aber die längſte Friſt, welche zur 
Berichtigung geitundeter Branntweinſteuer des Brennereitreibenden ge— 
währt werden darf, vom 1. September 1869 an auf 6 Monate mit 
der Maßgabe feitgeicht, daß diejelbe fiir die einzelnen Steuerbeträge 
mit dem Anfange desjenigen Monats beginnt, welcher auf den Monat 
folgt, für welchen jeder einzelne Steuerbetrag nach dem Gejege?) fällig 
geworden tt, und dab die Abtragung nach Ablauf der bewilligten Friſt 
von Monat zu Monat erfolgt ohne Rückſicht auf den etwa in dieſelbe 
fallenden Jahres: oder Kaſſenſchluß.) 

Durch das Geſetz vom 24. 1887 ſind bezüglich der durch 
dieſes Geſetz eingeführten Verbrauchsabgabe, bezw. Zuſchlag zur 
neue Beſtimmungen getroffen worden. 
Denn $ 3 dieſes Geſetzes beſtimmt, daß gegen Sicherheit die Ver— 
— chsabgabe zu ſtunden iſt, daß für eine Friſt bis zu 

3 Monaten aber die Abgabe auch ohne Sicherheitsbeſtellung geſtundet 
werden kann, falls nicht Gründe vorliegen, welche den Eingang ge— 
fährdet erſcheinen laſſen.) Durch die Ausführungsbeſtimmungen zu 
S 3 des Gejetes?) wurde die Friſt, bis zu welcher die Abgabe geſtundet 
werden fan, auf 6 Monate mit der Mahgabe feitgefegt, daß dieſe 
Abgabe bis zum 25. Tage desjenigen Monats, in welchem die Stund- 
ungsfrift abläuft, ımd wenn dieſer auf einen Sonn oder Feiertag 
fällt, am Tage vorher baar einbezablt, oder durch fällige Bonr 
fifationsanerfenntniife, jowie durch Berehtigungsicheine‘) 
abgelöft werden. Wer einmal die Zahlung verjäumt, hat auf weitere 

Stundung feinen Anſpruch. 

Ueber die Sicherbeitsleiitung durch Staatspapiere und be: 
leihbare Effekten, durch Wechjel, durch Hypotheken und Faujtpfand 
von Branntweinvorräthen oder durch Bürgichaft find in den Ausführ- 
ungsbejtimmungen zu 8 3 bejondere Borjchriften gegeben, nach welchen 
die Hauptämter jelbjtändig jtunden Dürfen. 

Wird nur eine Bmonatliche Stundungsfriit verlangt, jo fünnen 
Die Hauptämter zuwverläfligen Gewerbetreibenden auch ohne Sicherheit 
die Steuer ftunden. Treten Umftände ein, welche den Ausfall der 
geitundeten Steuer befürchten laffen, jo fann jofortige Zahlung ver 
langt werden. 


) Jahrb. 1869 S. 559 und die in der Anmerkung erwähnten Entichließungen S. 558. 


”, 8 12 des Vundesgeiches_ er 8. ‚juli 1868 und $ 10 der Preuß. Steuerordnung 


von 1819; Tittmara.a. TC. S. 


*) Gentralblatt 1869 2. 400; ahrbücher 1870 S. 185 (der 25. Tag im Monat ſoll 


Hablungstag fein). 


5 Gbl. d. R. 1888 


2 R.G. Bl. 1887 S. 2583. 


) Ebl. d. R. 1887 S. Hr 
S. 456; 1889 5, 245, 568. Abichnitt V. 
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e) Ueber die Kreditfriit für die Tabadgewichtiteuer gelten folgende 
Grundſätze: 

1. Die nach 8 16 Abſ. 2 des Geſetzes vom 16. Juli 1879 bei der 
erſtmaligen Veräußerung oder ſpäteſtens bis 15. Juli des auf das 
Erntejahr folgenden Jahres fällige Steuer kann bis 15. Oftober 
diejes Jahres freditirt werden.!) 


2. Demjenigen, welcher inländiiche Tabade aus Niederlagen zur Ver: 
ſteuerung abmeldet, kann geitattet werden, die Tabadgewichtsiteuer 
ftatt zu dem in $ 17 Abſ. 1 des Gejeges bejtimmten Zeitpunfte 
erſt am 25. des dritten darauffolgenden Monats zu entrichten. ?) 


f) Bei der Reichsſtempelſteuer (Ziffer 4 des Tarifs) kann für Schluf- 
notene sormulare eine dreimonatliche Kreditfriit gewährt werden 
und tft dann die Steuer am fünfundzwanzigiten Tage des dritten auf 
den Monat der Anjchreibung folgenden Monats einzuzahlen. ?) 


5. Die Höhe des Kredits richtet fich bei der Nübenzuder- und 
Branntweinjteuer in der Negel nach der Höhe der jährlichen Produktion 
oder Zicherheitsleiitung. Bezüglich der Zölle gilt bei völliger Sicheritellung 
außerdem die Zollzahlung des Vorjahres als Maßjtab.*) Hinfichtlich der Salz 
und Tabadjteuer ift nur die Höhe der Sicherheitsbejtellung für die Kredit 
ſumme maßgebend. °) 


6. Die volle Sicherjtellung der freditirten Beträge iſt zwar Regel, 
fann ‚jedoch unter Umftänden zum Theil oder ganz erlaffen werden.® 

Die Sicherheit wird bejonders durch Wechjel und durch Staatspapiere, 
welche ber den Zul und Steuerbehörden deponirt werden, dann durch Hypo— 
thefen und auf andere Weije bejtellt.?) 


7. Ueber die freditirte Summe übergibt der Steuerpflichtige ein jogen. 
Kredit:Anerfenntnig, Stundungs-Anerfenntniß, worin er die Schuld 
ancrfennt umd innerhalb der bejtimmten NKreditfriit gegen Rückgabe des An— 
erkenntniſſes zu zahlen verjpricht.”) 

3. Die Steuerbehörde führt über die freditirten Summen ein ſogenanntes 
Streditfonto und Kreditregifter (Manual). °) 


9. Weber die Ablöjung (Einzahlung) jämmtlicher Reichsſteuer-Kredite tt 
durch Bundesrathsbeichlugß vom 20. Februar 1882 und die Auspührungs- 
beitimmungen zu $ 3 des Zuckerſteuergeſetzes von 1891 beitimmt, dab alle 
dDieje Kredite am 25. Tage des Monats, an welchem die Streditfriit abläuft, 


8 1 Abi. 1 des Regulativs von 1880, 
81 Abi. 2a.a. 

5; Siehe Nr. 17 der Ausfübrungsbeftinmungen und Nr. 9 der Bekanntmachung. 

Pochhammer, — 1834 S. 702 und 721. 

°) Gentralblatt 1867 S. 632. 

) Es iſt Sache der Yandesverwaltung, die Normen für die Sicheritellung zu beſtimmen. 

”) Siebe Jahrbücher 1868 ©. 280, 283 ff, 303 umd 304 über die MWiürttemb. 
Norichriften, ſowie a. a. O. ©. 301 über die Preuß. Worichriften. Tittmar über Die 
Branntweinfteuer S S. 69; Appelt über die Salzabgabe, Berlin 1870 ©. 111 ff, 

5.87 de Tabaditeuer: Kreditregulativs, S 7 der Wr. 2 der - Husführumgsbeftin 
mungen zum Zuderſteuer rgeſeßz v. 1891, wonach auch zuverläſſigen Fabrikanten geftattet 
werden kann, über alle Beträge eines Tages nur ein Anertenntniß abzugeben, wenn nur 
die ganze Steuer 100 M. beträgt. 

", Siehe hierüber, ſowie über das den Aemtern vorgeſchriebene Verfahren die zitirten 
Regulative und Dittmar a. a. ©. ©. 70 ff., ſowie die Beſtimmungen des Tabachſteuer— 
freditregulativs. 
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umd wenn dieſe auf einen Som: oder Feiertag fällt, am Tag vorher baar 
einzuzablen, bezw. durch fällige Bonifikations-Anerkenntniſſe oder Be 
rechtigungsſcheine abzulöjen.') 

10. Wurden durch Bundesrathsbeſchluß vom 4. Juli 1891 Beſtimmungen 
über die Behandlung der Zoll: md Steue rkredite, jowie der Steuer: 
vergütungs: und Berehtigungsjcheine im Falle des EintrittS einer 
drohenden Kriegsgefahr erlaifen, wonach in einem jolchen Falle der Reichs— 
fanzler ermächtigt ift, von den Bundesregierungen die Jjofortige Einziehung 
der gejtundeten Beträge von Zöllen, — und Spielkarten— 
ſtempel in Anſpruch zu nehmen. Deshalb durfte am 1. Auguſt 1891 nur 
noch unter gewiſſen Bedingungen geſtundet werden, welche näher formulirt find.?) 

Il. Die vorjtehend unter B erörterten Bejtimmungen bezüglich der nad 
Art. 39 der Neichsverfaffung aufzuftellenden und an den Bundesrathsausichuß 
für das Rechnungsweſen einzuſendenden Einnahmeüberſichten beziehen ſich ſelbſt 
verſtändlich nicht auf die nach Art. 34 der Reichsverfaſſung außerhalb der 
gemeinjchaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete der Hanjejtädte Ham- 
burg und Bremen oder jonjtige ausgejchloffene Sebietstheile, welche durch 
Averſa zu den Reichseinnahmen beizutragen haben, ebenſo nicht bezüglich der 
Bierſteuer auf Bayern, Württemberg, Baden und Elſaß— Lothringen. Durd) 
$ 3 des Gejeßes vom 4. Dezember 1871,°) die Feſtſtellung des Haushalts 
etats des Deutjchen Neiches für 1872 betr., iſt bejtimmt, daß die Averjen an 
‚ den nämlichen Terminen zur Reichskaſſe abzuführen jind, wie die Zölle und 
Verbrauchsiteuern, deren Stelle jie vertreten ſollen. 

Die Berechnung der Averja erfolgt nach dem Verhältniffe der orts— 
anmwejenden Bevölkerung zu den wirklichen Netto-Einnahmen an Böllen 
und Verbrauchsiteuern.*) 

Für die ſtädtiſche Bevölferung der Zollausjchlüffe find nach einem Be 
schluffe des Bundesrathes des Norddeutichen Bundes von 1867?) 3 ME. ala 
Zuſchlag zu dem Averſum wegen der höheren Konjumtion der jtädtiichen 
Bevölferung zu —— Dieſer Zuſchlag wurde durch Bundesrathsbeſchluß 
vom 12. März 1880°) für die ſtädtiſche DBevölferung Hamburgs und Bremens 
vom Gtatsjahr 1880/81 an auf 5 Mk. für den Kopf der Bevölkerung erböbt, 
für Altona, Wandsbek, Bremerbafen, Geejtemünde und Brade aber mit 3 ME. 
belafjen.?) 

C. Was nun die Feititellung der Erhebungs- und Verwalt— 
ungsfoiten betrifft, welche nach Art. 38 Nr. 3 der Reichsverfaffung von den 
Einnahmen an Zöllen und Verbrauchsiteuern bei Ermittelung des zur Reichstaife 
fliegenden Ertrages derjelben in Abzug zu bringen jind, jo gelten hierüber nach 
der Reichsverfaſſung, den betreffenden Gelegen, nach Bundesrathsbejchlüjien 
und jonjtigen Berabredungen im Allgemeinen folgende Bejtimmungen: 

I. Bei den Böllen ind nach Art. 33 Nr. 2 lit. a der Neichsverfaffung 
diejenigen Koſten in Abzug zu dringen, welche an den gegen das Ausland 
gelegenen Grenzen für den Schuß und die Erhebung derjelben erforderlich find. 


> Gbl. d. R. 1882 ©. 91; 1888 ©. 456; 1889 ©. 245, 568. 
Ebl. d. R. 1891 ©. 213. 

®) R.G.Bl. 1871 ©. 413. 

9 Bıundesrathsbeichluß vom 25. Mai 1878 8 333 des Prot. 

5, 8 66 des Prot. 

°) 8 176 des Prot. 

# , Durch die erfolgte Ginverleibung von Hamburg, Bremen und fonftiger Gebiet 
theile in das Zollgebiet find felbftverftändlich die Averie für dieſe Theile weggefallen. 
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Wie bereits in Abjchnitt IV erörtert worden ift, wurden nach Art. 16 
Ziffer 2 des Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 für den Bedarf, 
welcher zur Aufitellung und zum Ilnterhalt der Zollerhebungs:, Aufjichts: 
oder Stontrolbehörden im Grenzbezirfe nöthig it, jedem Grenzjtaate des 
Reiches Pauſchſummen gewährt.') 

Hiebei galt der Grundjag, dar bei Ausmittelung dieſes Bedarfes da, 
wo die Berzeption privativer Abgaben mit der Zollerhebung verbunden 
it, von den Gehältern und Amtsbedürfnijjen der Zollbeamten nur derjenige 
Theil in Anrechnung gebracht werden darf, welcher dem Verhältniſſe ihrer 
Geſchäfte für den Zolldienit zu den übrigen Amtsgejchäften entjpricht.?) 

Außerdem war es jedem Staate unbenommen, auch vor der Feitiegung 
neuer Pauſchſummen jolche Veränderungen jofort unter den verabredeten 
Vorausjegungen eintreten zu laffen, welche im Intereſſe des Dienftes ſich als 
nothiwendig und unaufichteblich darjtellen, und die Berichtigung und Ergänzung 
der Pauſchſumme, vorbehaltlich der definitiven Feſtſetzung, von dem Zeitpunfte 
der Beränderung an in Anſatz zu bringen.*) 

Die Beitimmungen über die Normaljäse, nach welchen die Berechnung 
der Baujchjummen jtattzufinden bat, wurden jogleich bei Stonjtituirung des 
Bollvereins jeitgejegt *) Diejelben haben jedoch im Laufe der Zeit mannigfache 
Veränderungen erfahren, bis endlich auf einen durch die veränderten Bejoldungs- 
und Geldverhältnifie begründeten Antrag der preußtichen Negierung der Bundes: 
rath am 28. Juni 1872 den Beſchluß fahte, daß vom 1. Januar 1872°) an 
für den größten Theil des Bedarfs neue und zwar meiitens erhöhte Normal: 
jäge zur Anwendung zu bringen jeien. 

Es waren biebei für die perjönlichen Ausgaben der Haupt: umd 
Kebenzollämter und des Grenzichugperjonals, ſowie für die Pferdeunterhalts 
ungsgelder Normal: und Minimalbeſoldungsſätze feitgeleßt, Dagegen für das 
Avergum der Nebenzollämter II, welche nicht zugleich Anſagepoſten ſind, 
nur Normaljäge nach der Meilenzabl der Grenze, und ebenſo mur 
Normaljäge für Bureau: und Amtsunfoiten  beitimmt worden. 
Ganz neu war hiebei die Aufitellung eines Normaliages nach der Meilenzahl 
der Zollgrenze zur Vergütung der höheren A usgaben au Baukoſten, 
Umzugskoſten und Unterſtützungen, Penſionen ꝛc. Für die Koſten der Legiti— 
mationsſchein— Ausfertigung wurden die früheren Normalſätze belaſſen und 
wiederholt der in $ 79 der Bundesrathsprotokolle von 1871 ausgeſprochene 
Grundſatz feſtgehalten, daß mur die wirklichen Ausgaben bis zur Höhe der 
Normaliäge zu vergüten jeien. 

Troß der erheblichen Aufbeſſerungen erfuhr der Baujchjummenetat 
des ganzen Neiches (ohne Yuremburg und ohne die in bejfondere Auf: 
rechnung fommenden extraordinären unvorbergejehenen] Ausgaben) vom 1. Ja: 
nuar 1372 ab jährlich nur eine geringe Erhöhung und auc der neue Zoll: 


") Bezüglich der Zuſchüſſe, welche früher an Oldenburg, Baden, Yuremburg und Elſaß— 
Lothringen bezahlt wurden, ſiehe Näheres in Abichnitt IV, 

?) Art. 38 Ziff. 3 des Ve rtrages vom 8. Juli 1867 und das Nähere im beionderen 
Prototoll d. d. München den 12. Zept. 1836 Ziffer 1, 2. Anlage zum Dauptprotofoll der 
L General: Zolltonferen;.) 

) Dauptprot. der VIII. General Zolllonferen; S 28 &. 69, 

) Siehe das Minchener und Narlsruher Vollzugsprotokoll v. 1833 u. 1835 (Band I 
der Verträge 5. 366 ff. und Bd. IT a.a. O. S. 147 fr.) 

9 Bundesrathsprotokoll vom 28, Juni 1872 $ 421, abgedruckt im preuß. Gentralblatt 
1872 S. 340 ff. 
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tarif von 1879 umd die Errichtung der Zollgrenze an der Unterelbe verur: 
jachten feine bedeutende Erhöhung. 

Seit dem Jahre 1871 war eine Uenderung des Syitems der Pauſch— 
jumme öfters deßhalb angeregt worden, um die auferordentlihen Zuſchüſſe, 
die Baden, Luxemburg, Oldenburg und Elſaß— Lothringen erhielten, zu be 
jeitigen und den Grenzſtaaten nicht zu große Opfer für dieje Verwaltung 
ferner aufzulegen. Es wurden deshalb durch einen Bundesrathsbeihlug vom 
6. Mai 1874 die Bundesregierungen zu Vorjchlägen bis 1. September 1874 
veranlagt und auf Grund derjelben- durch Bundesrathsbeihluß vom 2. Nov. 
1876 (3 332) ein Programm aufgeitellt, nach dem die Erhebungen über die 
Vergütungen in den Grenzjtaaten zu machen wären. Auf Grund eines Antrages 
des Neichsfanzlers vom 28. Febr. 1882') wurde mittels eines Bundesraths— 
bejchlufjes vom 30. Juni 1882 (S 311 und Nr. 76 der Drudjachen) diejer 
ganze Baujchjummenetat mit jeinen jchiwierigen Berechnungen bejeitigt und unter 
Wegfall der bisherigen Zuſchüſſe der Pauſchſumme durch einen Zollverwalt 
erjegt, für den vom 1. April 1882 an folgende Grundjäge gelten: 

Bleiben in Kraft alle bisher giltigen Bejtimmungen über Die 
—— der Aemter und Dienſtesſtellen, über Organiſations— 
veränderungen, Vermehrung des Perſonalbeſtandes, ſowie über die 
Anrechnungsfähigkeit ſolcher Stellen, welche zugleich für die Verwaltung 
indirefter Steuern bejtehen.?) 

2. Die durch die Bezüge der Beamten entjtehenden Kojten gelten 
injoweit als für die Grenzzollverwaltung erforderlich, als te denjenigen Sägen 
entiprechen, weiche am 1. April 1832 in den einzelnen Bundesjtaaten bezw. 
Elſaß-Lothringen nach den Landesetats und den jonftigen bezüglichen Be— 
ftimmungen beitehen. Erhöhungen dieſer Sätze bedürfen, wenn jie eritattet 
werden jollen, der Genehmigung des Bundesraths. 

3. Für jeden Grenzjtaat jtellt der Bundesrath einen Zollverwaltungs: 
koſten— Erat jejt, welcher die Zahl der am 1. April 1882 für die Grenz 
zollverwaltung erforderlichen Amts- umd Beamtenjtellen enthält und die Ver: 
gütungen bejtimmt. Die bisherigen Zujhüjje der Pauſchſumme 
fallen weg.’) Eine Erneuerung des Etats findet nur nach Bedürfniß jtatt. 

4. Die Anrechnung der den Bundesjtaaten für jedes Etat 
jahr zuſtehenden Vergütungen auf die Zolleinnahmen erfolgt auf Grund 
von Liquidationen der Direftivbehörden, welche der Reichsbevollmächtigte 
für Zölle und Steuern zu bejcheinigen,*) der Ausſchuß des Bundesrathes für 
Nechnungswejen zu prüfen und der Bundesrath feitzuftellen hat. 


) Nr. 25 der Trudi. 
n S. bierüber Abichnitt VII er Pla nocd giltige Werabredungen: Münchener 
Vollzugsprot. Beil. NXNXVIS 8 ı I der Verträge S. 346), $ 10 © (q. a. O. ©. 347), 
8 83 u. 85 (a. a. O. S. — % 88 (a. a. O. 5. 365), Larlsruher Vollzugsvprotokoll 
Beil. VL S 7 (Bd. Ha. a. ©. 5, 137) und 8 36 u. 38 (a. a. O. 14) und 8 42 
(l. c. 5. 147), Hauptprototoll der 13. General-Konferenz $ 32 5.81. Belonderes Rrotofoll 
d. d, München den 8. September 1836 Ziffer IV (Anlage zum Dauptprotofoll der I. Gen. 
Konferenz). Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 Art. 16. Reichsverfaſſung Art. 38 
Biffer 3a und Art. 40. Belonderes Protokoll, betr. die Etats über die gemeinichaftlichen 
Bollverwaltungsausgaben d. d. München den 12. September 1836 Alnl, zum Hauptprot. 
der I. (Heneraltonferenz). Hauptprotofoll der VII. General: Stonferenz $ 28 5. 69. Tesgl. 
S 26 Ziff. 1 u. 25. 67 und Hauptprot. der III. Generalfonferenz $ 39 S S. 110 Ziff. DI, 1. 
) Hierdurd) Tamen alle Zuſchüſſe zur Pauſchſumme zc., welche bisher an Dlvenburg, 
vaden 0, — Lothringen bezahlt wurden, in Wegfall 6. a. Abichn. IV). 
S. Abichnitt 
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5. Ulle Nüdeinnahmen auf die von der Zollgemeinjchaft mit den 
wirflich bezahlten Beträgen vergüteten Nusgaben,') desgleichen Gebühren und 
Verwaltungsfojtenbeiträge , welche von Zollpflichtigen, Eijenbahnverwaltungen, 
Schiffsführern ıc. tür jolche Keiftungen der Zollbeamten zur Erhebung gelangen, 
deren Koften (wie Diäten, Bewachungs- und Begleitungsgebühren 2c.) von der 
Zollgemeinjchaft vergütet worden, find als außerord entliche Einnahmen 
zu verrechnen und der Reichskaſſe mit den Zöllen zur Verfügung zu jtellen.?) 


6. Für die Aufjtellung des Zollverwaltungsfoiten-&tats, der 
in ſechs Titel (Bejoldungen, Prerdeunterhaltungsgelder, Umzugstojten, Bureau: 
bedürfniſſe, Baufojten, Miethen ꝛc. und Penſionen) zerfällt, gelten folgende 
Grundjäge: 


a) Das feite Gehaltder Beamten der Örenzzollverwaltung, 
zu welchen auch die Oberinſpeltoren der Hauptämter im Innern mit 
größerem Grenzbezirk,) die Beamten auf den Wacht- und Kreuzer— 
ichiffen, jowie die Abfertigungs- und Begleitungsbeamten für den 
Schiffsverkehr auf den konventionellen Strömen *) gerechnet werden, 
it für jede Beamtenfategorie mit dem Durchichnittsjage, welcher jich 
aus dem Landes-Etat des betreffenden Staates am 1. April 1882 
für Diejelbe ergibt, Eingujtellen. 

Wo aus dem Landes:Etat dergleichen Durchichnittsjäge ſich nicht 
ergeben, werden die Gehälter, welche den Beamten jeder Stategorie 
bei der gejammten Verwaltung der Zölle und mdireften Steuern des 
betreffenden Staates am 1. April 1882 thatjächlich zuftehen, ermittelt 
und danach die Durchſchnittsbeträge berechnet. 

Sämmtliche Gehaltsbeträge kommen ohne Rückſicht auf etwaige 
Abzüge (Beiträge der Beamten zu PBenjtons:, Wittwen- und Waiſen— 
unterjtügungsfonds 2c.) voll in Anjag. 


b) Wohnungsgeldzufchüfie und Ortszulagen werden mit den 
Sahresbeträgen, welche die Beamten der Grenzzollverwaltung am 1. 
April 1882 gejeglich bezw. nach dem Landes-Etat zu beanjpruchen 


)3. 8. Erlös für alte Waffen, Waſſerfahrzeuge, Schiffsutenſilien, ſowie Rechnungs— 
vergittungen. 

N Spalte 3 der ar leberficht. ©. biezu auch Bundesrathsbeſchl. v. 15. Sept. 
1885 $ 452 in Drudi. Nr. 117 S. 43—44 u. 49 und Beltimmungen über die auf Grund 
5 10 des Vereinszollgel. fir Rehnung des Reichs zu erbebenden Gebühren und die 
von Zollbeamten für außergewöhnliche Tienitleiitungen auf Noften des Reichs zu gewährenden 
ungen weldye in den Einnahmenüberſichten für Zölle nachzuweiſen find. Ebl. 

1889 5. 501. Wach Bundesratbsbeichluß v. 18. Juni 1891 ($ 356) findet diefe Be 
— v. 1. April 1891 an auf den Erlös und den Verkauf von Waffen und Aus— 
rüftungsgegenitänden feine Anwendung mebr. 

Noch giltig find die Vereinbarungen auf ©. 68—69 in $ 50 des Hauptvprotokolls 
der V. Generaltonferenz Ziffer I. Beichluß des Bundesrathes vom 30. Juli 1868, $ 218 
des Protokolls. Hauptprotofoll der X. Generallonferenz 5 70 Nr. 11 5. 207 ff. Be- 
jonderes Protokoll d. d. München den 12. September 1836 Nr. 5 Beilage E (Anlage zum 
Hauptprotofoll der I. Generalfonferenz). Bundesrathsdruckſ. 1882 Wr. 80 S. 65. Be 
ichluß des Wundesrathbes vom 27. Juni 1868 8 718, Ir. 86 der Trudi. (Bd. V ver 
Summäge ©. 122), Beichluß des Bundesraths vom 17. Oktober 1875 $ 357 des Protokolls 

iffer 3 

9 Hauptprot. der 14. Generalkonferenz $ 30 ©. 89; Hauptprot. der 15. General: 
fonferenz $ 41 5, 67; Beichluß des Bundesrathes ie > Juli 1873, $ 507 des Wrotofolls 
Anl. A; Hauptprot. der 14. Generalkonferenz $ 29 ©. : Beichluß des Yundesrathes vom 
6. Juli '1872, 8 452 des Prot. u. Wr. 112 der —8 Boͤchluß des Bundesrathes vom 
21. Februar 1877 8 139 u. Nr. 3 der Trudi. S. 70 find noch giltig. 
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haben, in den Etat eingejtellt. Für jolche Stellen, mit welchen 
Dienftwohnung verbunden it, deren Inhaber daher feinen Wohnungs- 
geldzuſchuß ꝛc. beziehen, wird der legtere angejegt. Die jo ermittelten 
Beträge jind ſummariſch eritchtlich zu machen. 

Für die Gewährung freier Dienftwohnungen, welche Be 
amten etatsmäßig als Theil der Bejoldung zujtehen, wird eine Ver— 
gütung von 7,5 Prozent des Durchjchnittsgehaltes (Titel I A) der 
betreffenden Beamten angejegt. Der Anjag erfolgt unter Titel I B 
ſummariſch unter Angabe der Zahl der bei jeder Kategorie in Frage 
fommenden Beamten. 

) Theuerungs, Junftions, Stellen: und Stationszulagen, 
jowie Bekleidungszuſchüſſe ꝛc. fommen für jede Art diejer Aus- 
gaben jummarijch nach dem Durchjchnitt der im den lebten beiden 
Etatsjahren thatjächlich geleifteten Zahlungen in Anja. 

Berjönliche Zulagen find nicht anrechnungsfähig. 

Die Pferdeunterhaltungsgelder werden für jede Kategorie der 
Srenzichugbeamten mit den aus den Landes: Etats ſich ergebenden 
bezw. nach Analogie der Bejtimmung der Durchichnittsjäge bei Be— 
joldungen fejtgejegt. 

Die Fuhrfojten der vom Halten von Dienftpferden dispenjirten 
Oberbeamten und die den Oberbeamten für Reiſen im Dienjtbezirfe 
zu gewährenden Entjchädigungen (Taggelder, Uebernachtungsgelder ꝛc.) 
werden mit den in den legten 3 Gtatsjahren den Beamten jeder 
Kategorie durchichnittlich bezahlten Beträgen eingejtellt. 

Bei der Grmittelung vorjtchender Beträge bleiben Diejenigen 
Zahlungen außer Betracht, welche nicht ausschließlich im Intereſſe 
der Grenzzollverwaltung geleitet worden jind.') 

Die den berittenen umd Fuß-Grenzaufſehern zu gewährenden 

Neijefojtenentihädigungen jind bei den außerordentlichen 
Zollverwaltungskoſten zu liquidiren. 
Nur diejenigen Umzugskoſten und Miethentſchädigungen 
fallen der Grenzzollverwaltung zur Laſt, welche den im Grenzbezirke 
von einer Stelle zur anderen und den aus dem Binnenlande nad) 
dem Grenzbezirfe verjegten, auf dem Bollverwaltungsetat Ttehenden 
Beamten gewährt worden find. Die in den lebten beiden Etats: 
jahren bezahlten Beträge werden ermittelt und mit der Durchichnitts- 
jumme in den Etat gejeßt. Dieſe Summe gilt jo lange als Fixum, 
bis der Bundesrath auf Grund entjprechender jpäterer Ermittelungen 
ein anderes Fixum feſtſetzt. 


8 


An 


—S 
— 


) S. a. hierzu Hauptprot. der 14. Generalkonferenz $ 29 S. 81. Hauptprot. der 5. 
Generalkonferenz S. 68, $ 50 Ziff. I. Beſchluß des Bundesrathes vom 30 Juli 1868 
5 215 Trudi. Nr. 67. Belonderes Protokoll d. d. München den 12. September 1836 
Nr. 5 Anl. E; Bımdesrathsdrudi. 1882 Nr. 80 5. 66; Beſchluß des Bundesrathes v. 
27. Juni 1868 $ 178, Nr. 86 der Trudi.; Beichluß des Bundesrathes v. 17. Oft. 1875 
S 357 Ziff. 3. Beſonderes Protokoll d. d. München den 12. September 1836 Beil. B, D 
und Bındesrathsbeichluß vom 13. März 1877 Anl. A zu 5 128 des WProtofolls; dann 
Beſchluß des Bundesrathes vom 23. Mai 1870 8 95 und Wr. 30 der Drudi., ferner Be 
Ichluß des Bundesrathes vom 16. März 1877 8 139 und Wr. 3 der Trudi., jowie Trudi. 
1882 Wr. 80 S. 61; Beichluß des Bundesrathes vom 8. Mai 1869 5 26 und Bericht 
der Ausichüfle, Drudi. 1872 Nr. 101, Nr. 6 u. $ 421 des Prot., welche noch giltig find. 
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f) für Bureaubedürfnijje wird eine Vergütung von 6 Prozent der 
unter Titel I A und B fejtgeitellten Ausgaben (für Gehalt und 
Wohnungsgeldzufchäfie) für das Perjonal der Haupt und Nebenzoll- 
ämter I. und II. Klaſſe und Anſagepoſten in Anjag gebracht. 

g) für die räumliche Unterbringung der Aemter, Anjagepoiten 
und deren Ausjtattung mit Utenilien werden 5 Prozent der Koſten 
in Titel IA und B vergütet. 

h) Als Vergütung für die aus der Grenzzollverwaltung entftehende 
Benjtonslajt werden 15 Prozent von dem bei Titel I erjichtlich 
gemachten penjionsfähigen Einkommen der ſämmtlichen Beamten dieler 
Verwaltung gewährt, von der zugleich Unterftügungen für die Be: 
amten umd deren Dinterbliebene zu zahlen ſind. 

7. Die Entwürfe zu den Etats jind von den Direktivbehörden mit 
den zur Prüfung erforderlichen Unterlagen vor der Einreichung an die vor: 
gejegte Behörde dem Neichsbevollmächtigten für Zölle und Steuern zur Bei: 
fügung jeines Gutachtens vorzulegen. In dem Gutachten hat der Reichs— 
bevollmächtigte Dasjenige zu bezeichnen, was nach feiner Anficht der Be 
richtigung bedarf.') Nach erfolgter Erledigung derjenigen Erinnerungen, welche 
die Landesfinanzbehörde als begründet anerkennt, jind die Entwürfe mit der 
dazu gehörigen Gutachtung durch VBermittelung des Neichstanzlers den Aus: 
ichüffen des Bundesrathes für Zoll und Steuerwejen und für Nechnungs: 
wejen zur Herbeiführung der Feititellung der Etats vorzulegen.?) 

8. Treten Organijationsveränderungen bei den BZollitellen oder 
bei dem Grenzjchugperjonale ein, deren Nothwendigkeit der Neichsbevoll- 
mächtigte anerfennt,’) jo können die vom Bundesrath fejtgeitellten Etats unter 
Titel TA und B, II umd IV bis VI von den Direftivbehörden entiprechend 
berichtigt werden. Dieſe Berichtigungen finden am Schluffe jedes Etats 
jahres jtatt. 

Im Webrigen und insbejondere hinſichtlich der Vergütungsſätze erfolgen 
Berichtigungen der Etats nur mit Genehmigung des Bundesrathes. 

9. Jeder Grenzitaat ift berechtigt, auf die in den einzelnen 
Monaten jedes Etatsjahres der Neichshauptfajje vorläufig zu überweiſenden 
BZolleinnahmen 

a) den entjprechenden Theil der Schlußjumme des legten be 
tichtigten Etats und 

b) die durch die Etatsjumme nicht gededten, bei dev Jahresabrechnung 
jpeziell zu Liquidirenden Ausgaben (jiche nachitehend Ziffer 10), 
joweit fie in dem abgelaufenen Jahrestheil geleiitet worden jind, 

in Unrehnung zu bringen. 

Behufs der vorläufigen Einnabhmefejtitellung für das 1. bis 
4. Quartal jedes Etatsjahres ſind auf der vierten Seite der nach dem Final— 
ſchluß (zum 15. Mai) an den Ausſchuß des Bundesrathes für Rechnungs— 
wejen einzureichenden Zolleinnahme Ueberſicht die Tür das ganze Etats 
jahr anrehnungspähigen Zollverwaltungsfojten provijorijch 


S. a. Abichnitt XI. 
!) Der Zollyerwaltungs Etat für Hamburg und Bremen wurde vom Bundesrathe 
aufgeftellt. (Drudi. 1889 Nr. 95.) 
3) Hauptprotofoll der 8. Generaltonferenz $ 28 5. 69 und YBundesratbsbeichluß vom 
27. Yuni 1873 $ 463 noch giltig. 
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nachzumweijen. Dieje Nachweiſung bat ich auf die vorläufige Berichtigung 
der Etatsjumme und die annähernde Angabe der durch den Etat nicht ge: 
deeften, demnächſt jpeziell zu liquidirenden Ausgaben zu beichränfen. 

10. Den jährlichen definitiven Zolleinnahme-Ueberſichten (S 222 der 
Brotofolle und Nr. 61 Ziffer 6 der Drucdjachen des Bundesrathes für 1878) 
ijt eine genaue Yiquidation der, auf die Zolleinnahme für das abgelaufene 
Etatsjahr anzurechnenden, Erhebungs: und Berwaltungsfojten nach dem 
beionderen Muſter beizufügen. Dieſe Liquidation iſt von den Direktivbehörden 
mit einer Bejcheinigung dahin zu verjeben, „dab alle Stellen, für welche das 
etatsmähige Durchichnittsgehalt in Anjag gekommen, vorichriftsmäßig verwaltet 
und die ſpeziell liquidirten Ausgaben mit den angelegten Beträgen wirklich 
geleiltet worden ind“, 

Ueber die Anrechnungsfähigkeit der angejegten Beträge haben die Reichs— 
bevollmächtigten ein der Liquidation beizufügendes Gutachten abzugeben, 
in welchen zugleich etwaige gegen die Döhe der geleiteten Zahlungen be 
jtehende Bedenken darzulegen jind.') 

Die zum Zwede diejer Begutachtung und Beſcheinigung erforderlichen 
Erläuterungen haben die Direftivbehörden dem Neichsbevollmächtigten zu er: 
theilen. 

11. Für die Aufſtellung der Liquidation gelten folgende 
Beltimmungen. 

a) Zu Titel I. Für die Stellen, welche während des ganzen Jahres 
beſtanden haben und von ihren Inhabern, bezw. deren Vertretern 
vorſchriftsmäßig verwaltet worden ſind, wird der volle etatsmäßige 
Durhichnittsgehalt in Anſatz gebracht. Sind im Laufe des 
Jahres (vom 2. April ab) Stellen neu errichtet oder aufgehoben 
worden, jo it das etatsmäßige Durchſchnittsgehalt nur für die Zeit 
der Verwaltung derſelben zu berechnen.) Des Nachweiſes der 
an die Beamten wirflich geleifteten Zahlungen bedarf 
es nicht. 

Eine Kürzung des Durchjchnittsgebaltes findet jtatt, 
wenn im Falle der Beurlaubung nicht dienjtunfähiger Beamten oder im 
Falle der Verwendung etatsmäßiger Beamten bei anderen Berwaltungen 
(3. B. Nübenzucderitener, bei Aemtern im Innern, bei der Direftiv- 
behörde ꝛc.) die Stellen derjelben im Laufe des Etatsjahres länger 
als 2 Monate unverwaltet (d. h. nicht durch beiondere Beamte 
verwaltet) geblieben ind, oder wenn erledigte Stellen länger als 
2 Monate unbejegt oder unverwaltet gelajien worden jind.’) 
In solchen Fällen bat die Zollgemeinschaft den Durchjchwittsgchalt 
der betreffenden Stellen nur für die Zeit der Verwaltung der: 
jelben zu tragen. Durc Todesfall erledigte Stellen werden während 


') Münchener VBollzugsprotofoll Beil XXXVI Art. 13 $ 5 (Bd. IS. 419) noch giltig- 
S. aud) Abſchnitt XI. 

) Hiezu gelten noch Bundesrathsdruckſachen 1878 Nr. 73 ©. 36, Bundesratbs 
beihluß vom 25. Mai 1878 $ 332, Bundesrathsdruckſ. 1877 Nr. 3 ©. 65 und $ 139 
des Brot. und Wımdesrathbsdrudi. 1874 Wr. 167 S. 27, 8 91 des Prot. Bundesraths— 
drudi. 1882 Wr. 22 S. 35 und Beſchluß v. 2. März; 1882 $ 108. ©. zu Titel I Abi. 
lu. 3 auch noch Die etimmungen des en He vom 15. Sept. 1885 ($ 452 
des Prot.) in Trudi. Nr. 117 5. 45 und 46. 

Noch giltig find Die —— der 6. 8 A des Hauptprot. 

. 139 u. 140 umd das Hauptprot. der 9. Generaltonferenz; $ 50 ©. 170 OL 
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der Zeit, für welche den Dinterbliebenen des Verjtorbenen die Gnaden— 
fompetenz zuiteht, jedoch höchſtens für den Sterbemonat und Die 
darauf folgenden 3 Monate, den bejegten Stellen gleich geachtet. 

Wohnungsgeldzujchüjie und Ortszulagen, desgleichen 
Theuerungs-, Funktions-, Stellen und Stationszulagen, jowie Be 
Heidungszujchüffe ꝛc. find mit den den Inhabern der Stellen wirk 
lich gezahlten Beträgen jummarijch nach Anleitung des Etats an- 
zujegen. Die Bergütungen für freie Dienftwohbnungen werden 
für jede der treffenden Beamtenfategorien unter Angabe der Zahl 
der im ‚stage fommenden Beamten ſummariſch Liquidirt. Für die 
Zeit, während welcher der Durchjchnittsgehalt der Stellen nicht liqui- 
dirt werden darf, bleiben auch die Wohnungsgeldzujchüffe und Orts: 
zulagen ꝛc., jowie die Entichädigungen für freie Dienjtwohnungen 
außer Anjat.') 


b) Zu Titel II. Die Pferdeunterhaltungsgelder des Grenz 


e) 


S 


ſchutzperſönals, ſowie die Fuhr- und Weijefojten- Ent 
Ihädigungen der DOberbeamten werden nach der Zahl der 
Beamten mit den durch den Etat fejtgeitellten Durchichnittsbeträgen 
ltquidirt. 

Sind von Beamten, welche Dienjtpferde zu halten haben, ſolche 
länger als 6 Wochen nicht gehalten worden, jo ut für den treffenden 
Zeitraum statt des durchichnittlichen Prerdeunterhaltungsgeldes nur 
die dDurchichnittliche Vergütung für Fuhrkoſten anrechnungsfäbig. Für 
die Zeit, in welcher das Durchjchnittsgehalt der Stellen nicht liquis 
dirt werden darf, bleiben auch die Prerdeunterhaltungsgelder, Fuhr— 
fojten= und Reiſekoſtenentſchädigung außer Anſatz.) 

Zu Titel III. Als Vergütung für Umzugskoſten und Mieth— 
entjchädigungen bei Verſetzungen üt das durch den Etat fejt- 
geitellte Fixum zu liquidiren. Sollte die wirkliche Ausgabe in einem 
Etatsjahre aus bejonderen, eventuell näher anzugebenden Gründen 
das Fixum um mehr als 20 Prozent überjteigen, jo fann unter Vor— 
legung eines Verzeichnifjes der geleiiteten Zahlungen die Vergütung 
der legteren beantragt werden. 

Zu Titel IV und V. Der Berechnung der unter dieſen Titeln 
anzujegenden Vergütungen werden die für das Perjonal der Haupt- 
ämter, Nebenzollämter und Anjagepoften unter Titel I A und B 
liquidirten Beträge zu Grunde gelegt. 


e) Zu Titel VI. Als Grumdlage für die Berechnung der Penſions— 


vergütung dienen die bei Titel I eviichtlich zu machenden Beträge 
des penjionsfähigen Dienjteinfommens der ſämmtlichen Beamten 
der Grenzzollverwaltung. Kürzungen dieſer Beträge wegen zeit 
weiliger Nichtverwaltung einzelner Stellen finden nicht jtatt. 


Alle im Etat nit vorgejehbenen, im Interejie der Zoll 


gemeinichaft geleiiteten Ausgaben jind unter Titel VII bis XI mit 
den wirflich gezahlten Beträgen, bezw. mit den vom Bundesrath bewilligten 
Averfionaljummen zu liqguidiren. In Anſatz kommen: 


") Siehe vorhergehende Seite Anm. 3. 
2) ©. hiezu auch Yundesrathsbeichl. vom 15. Sept. 1885 ($ 452 des Brot.) in Trudi. 


Nr. 117 &. 46 u. 47. 
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f} unter Titel VII die Koiten der Legitimationsjchein- Aus: 
fertigung, joweit jie durch die umter Titel I bis VI liquidirten 
Vergütungen nicht bereits erjtattet werden ; 

g) unter Titel VIII die Koiten der Waarenbegleitung, umd 
war: 

a) für Begleitung der Schiffe auf den konventionellen Strömen (dem 
Rhein und deſſen Nebenflüflen), jowie von den Hollreuzern und 
den als Anjagepoiten fungirenden Amtsitellen bis zum Grenzzoll— 
amt, einschließlich der Schiffsbewachungsgebühren bei den Amts— 
jtellen im Grenzbezirk;) 

b) für Begleitung der Eiſenbahnzüge von der Grenze bis zum erjten 
Abrertigungsamt und umgefebrt. *) 

(Wegen der Vereimnabmung der von den Schiffstührern ꝛc. zu 

zahlenden Gebühren ſiehe oben Ziffer 5); 

h) unter Titel IX die Koſten der Bewaffnung des Grenz 
ichußperionals;’) 

i) ımter Titel X die Koſten der Anichaffung und baulichen 
Unterhaltung der Zollfreuzer, Zollwahtichifie umd 
Zollboote, einichließlich des zur Ausrüftung derjelben erforderlichen 
Suventars. *) 

As Zollboote werden diejenigen Boote angejehen, welche die Be 
ftimmung der Zollkreuzer baben ;?) 

k) unter Titel XI die jonjtigen anrechnungsfähigen Koſten 
der Grenzjollverwaltung, als: *) 

Koſten der Vertretung von Stellen, deren Inhaber 
erfranft oder "verftorben ind. 

Die Vertretung erfranfter Beamten auf gemeinichaftliche Nechnung 
darf im Yaufe des Ctatsjahres einen Zeitraum von drei Monaten 
und die Vertretung der Stellen verjtorbener Beamten den Sterbe- 
monat und die darauf folgenden drei Menate nicht überschreiten. 


) Diezu find noch in Geltung die Beſtimmungen im befonderen Prototoll d. d. Mün- 
chen den 8. September 1836 Ziffer V, dann im beionderen Protokoll d. d. Berlin den 
8 Mai 1841 Ziffer 25, 5 (Wo. II ©. 117). Die Bemerkungen des Zentralbureaus der 
Bollverwaltung vom 27. ‚Februar 1846. zur definitiven Zollabrechnung für 1842 und ebenſo 
vom 18. November 1839 zur definitiven Zollabrechnung für 1838 Abſchnitt II, 14, im 
Hauptprotokoll der 9. General Konferenz $ 19 S. 51. Beſchluß des Bıundesratbes vom 
21. Februar 1874 $ 114. Trudi. des Bundesratbes 1874 Nr. 167 S. 30. Trudi. des 
Bundesratbes 1877 Nr. 3 2. 69 u 75. 

) Dauptprotofoll der 9. Generalkonferenz S 52 5. 173. 8 159 des Prot. d. Bundes 
u für 1869. Trudi. des Bundesrathes 1878 Nr. 50 $ 3 und Bundesrathsbeſchluß 

3. April 18788 224. 

Hiezu beichlof der Bundesrath am 18. Juni 1891 (8 356), daß die Vergütung der 
den Bundesitaaten durch die Bewaffnung erwachlenden Koſten vom 1. April 1891 an durch 
Zahlung einer Pauſchſumme von jährlich 1,50 M. für jede Grenzaufieberitelle, ſowie für jeden 
Schiffer und Matroien auf Kreuzern und Wachtichiffen erfolgt. Dieſe Pauſchſumme wird für 
alle Stellen bewilligt, welche während des ganzen Ctatsjahres beitanden haben, auch wenn 
fie zeitweiſe nicht veraltet waren. Nur die während des Gtatsjahres nen errichteten oder 
aufgebobenen Stellen werden für — Jahr nicht berückſichtigt. 

) Hannover'ſches Vollzugsprot. v. 3. März 1855 $ 22 (Wo. IV S. 1261. Trudi. d. 
Bundesrathes 1868 Wr. 88 ©. 14, 8 179 des Brot. Trudi. des Kundesrathes 1877 
Nr. 3, $ 139 des Prot. 

°), Trudi. des Bundesrathes 1868 Nr. 88 S. 16.8179 des Brot. 

) Hauptprotofoll der 9. (Heneraltonferen; S 50 2. 171. S. a die Beitimmungen des 
Bundesratbsbeichl. vom 15. Sept. 1885 (S 452 des Prot.) in Trudi. Nr. 117 ©. 47 49. 
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Kann Für Die angegebene Zeit eine mit Koſten verbundene Stell: 
vertretung nicht vermieden werden, jo trägt die Zollgemeinichaft außer 
der Durchichnittsbefoldung der Stelle (Titel I) auch die durch die 
Verwaltung derielben erwachſenden bejonderen Koſten (Taggelder, 
Nemunerationen, Fuhrkoſten 2c.). 

An Meifekojten für kommiſſariſche Beamte ift für die Rückkehr, 
auch wenn die Beanten an einen entjernter gelegenen Urt fommittirt 
werden, nicht mehr als für die Hinreije anrechnungsfäbig- 

Neijekojtenentjchädigungen der berittenen und Fuß— 
Grenzaufſeher, joweit jie nach den am 1. April 1882 giltigen 
Beitimmungen gezablt find. ') 

PBrerdezujchußgelder der Beamten mit Dienjtpferden für 
fommiljariiche Dienitleiftungen außerhalb ihres Bezirfes, ſoweit die 
letzteren ausschließlich oder überwiegend im Intereſſe der Grenzzoll- 
verwaltung gelegen haben. 

Ausgaben für außerordentliche Verjtärfung des Zoll 
perjonals bei den Amtsjtellen und des Örenzichußperjonals. ) 

Koſten der Dafengendarmerie in Swinemünde.) 

Taggelder, Fubrfoiten und Bureaufojten des Kreuzzoll— 
injpeftors, Amtsunfoften der Zollfrenzer, Zollboote und Wachtichiffe. 

Bureaukoſtenentſchädigung des Grenzſchutzperſonals. 

Taggelder und Fuhrkoſten der Beamten in Strandungs— 
angelegenbeiten.*) 

Kosten der Ueberfahrt von Grenzbeamten nach Inieln 
oder Halbinſeln, jowie über Flüſſe umd ſonſtige Gewäſſer im 
Grenzbezirk (Reiſekoſtenvergütung, Fahrgelder ꝛc. .“) 

Koſten des Patrouillirens auf Gewäſſern im Grenzbezirk. 

Die Ausgaben für die beiden letztbezeichneten Aufwendungen ſind 
nur anrechnungsfähig, ſofern die Beförderung nicht durch eigene Fahr— 
zeuge der Zollverwaltung bewirkt werden fonnte und inſoweit die 
Reiſekoſten nicht bereits durch die unter Titel II liquidirten Ver— 
gütungen gedeckt ſind. 

Remunerationen der Bijitirfranen. ) 

Vergütungen für die bei den Brovinzial-Steuerdiref 
tionen zu Köln, Altona und Hannover mit der Nevijion der 
Regiſter des Hauptzollamts Luxemburg und der Hauptzollämter in 
den Hanſeſtädten bejchäftigten Beamten, jowie für einen Geheimen 


) Nach ——— vom 15. Sept. 1885 (8 452, Trudi. Nr. 117 S. 49) fann 
einem berittenen Grenzaufleber, der durch beionderes Tefret mit der Vertretung eines Ober— 
fontroleurs beauftragt tit, Die Reilefoftenentichädigung des s Oberfontroleurs angerechnet werden. 

2) Hiezu gelten noch ge ‚Veltimmungen in Bundesrathsdruckſ. 1868 Wr. 88 5. 9, 

> 179 des Prot. u.a a. O. ©. 13 Miüncener Vollzugsprotokoll Beil. XXXVI Art. 18 
3 (®B. I. 419). 

®) Sauptprotofoll der 9. Generaltonferenz 8 52 5. 174 Ziffer 2. Bundesrathsdruckſ. 
1868 Wr. 88 ©. 12. Ss 179 des Brot. Beil. VI zur definitiven Jollabrechnung für 1850 
B Tit. VII Prot. 6 ©. 4. Bundesratbhsdrudi. — Nr. 22 S. 37, 8 108 des Protokolls. 
—— Hauptprototoll der 9. Generaltonferenz 5 50 5. 171. WBundesratbsdrudi. 1868 
Nr. 9. 


Bundesratbsdrudi. 1874 Nr. 167 S. 28, 8 91 des Prototolls. _ 
®) Hiezu gelten noch die Beitimmungen in Pundesratbsprudi. 1874 Nr. 17 ©. 28. 
8 83 des Protofolls. 
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expedirenden Sefretär und Kalfulator im Finanzmini— 
jterium zu Berlin. ‘) 
Averjum zur Dedung der durch die Beauflichtigung der vorge 
nannten Hauptämter dem Königreich Preußen erwachienden Kojten. ?) 
Bermiichte Ausgaben.‘) 

l) Unter Titel XII find die Koften der Alimentirung der bei den 
Zollausſchüſſen außer Funktion getretenen Beamten 
anzujegen.®) 

Benjtonen für derartige Beamte werden mit Rückſicht auf die 
Beltimmung zu Titel VI nicht mehr bejonders vergütet. 

Der Zollverwaltungs:Etat untericheidet jih hauptſächlich 
dadurd von dem früheren Pauſchſummen-Etat, daß er die Bejold- 
ungen der Grenzzollverwaltimgsbeamten nicht nach allgemeinen Durd- 
Ichnittsjägen, jondern nach den in den einzelnen Bundesitaaten in Anwendung 
fommenden Turchichnittslägen regelt, daß die Koſten für Bureaubedürfniffe, 
für räumliche Unterbringung der Nemter und Beamten, jorwie für die Pen: 
jionirung der Grenzbeamten, wofür bisher feine Entichädigungen aus der ge 
meinichartlichen Kaſſe geleiftet wurden, vergütet werden, daß außerdem Stellen: und 
Stattonszulagen, Bekleidungszuſchüſſe, Wohnungsgeldzuſchüſſe, Theuerungs- und 
Funktionszulagen der Beamten Berüchichtigung finden und daß endlich Umzugs: 
fojten und Miethentichädigungen, welche den Grenzbeamten bezahlt wurden, 
aufgerechnet werden fünnen. Er fommt jomit dem wirklichen Aufwande der 
einzelnen Grenzſtaaten für die Örenzzollverwaltung näher und macht die Be 
ſtimmung in Art. 38 Ziffer 3 lit. a erſt zur Wahrheit, wonach bei den Zöllen 
diejenigen Koſten im Abzug zu bringen find, welche an den gegen das Ausland 
gelegenen Grenzen ımd im Grenzbezirfe für den Schuß und die Erhebung der 
Zölle erforderlich ind. 


Il. Tie Erbebungs: und Verwaltungskoſten bei der Salziteuer be 
jtehen nach Art. 38, Ziffer 3b der Neichsverfafjung ’) nur in dem Aufwande 


.  Diezu gelten noch die Beitimmungen in 5 50 des Sauptprotofolls der 5. General: 
fonfevenz S. 69. Bindesrarhsbeichluß vom 6. Juli 1873 8 507. „ Yunesrathsbeichluß vom 
8 Mai 1869 S 988. Aumdesrathsbeichluß v. 19. Dezember 1881 Ss 608. Bundesratbsdrudi. 
1578 Wr. 73 5. 36 und $ 332 des Prot. Bundesratbsdrudi. 1878 Nr. 57 5. 9 umd 
8 2531 Id Vrot. 

S. a. als noch giltig Bunde Stathsbeihluß vom 6. Tejember 1872 $ 505. Trudi. 

Nr. 128. Bundesrathsbeſchluß vom 19. Dezember 1881 $ 608. 

) Bundesrathsdruckſ. 1874 Wr. 17, S 83 des Brot. Bıundesratbsdrudi. 1874 Nr. 167 
S. 28, $ 91 d. Wrot. Zuſammenſtellunß der Beſchlüſſe der 15. Generalkonferenz d. d. 
Berlin den 10. Oftober 1863 S. 2. Ziffer 6a Bundesratbsdrudi. 1868 Wr. 88 ©. 8, 
desgl. 1874 Wr. 167 >. 33, 3 91 des Wrot,, S 38 des rot. des Bundesrathes v. 1874. 
©. auch über Titel AL. die Peitimmungen in Trudi. Ar. 117 5. 47—49 nad Bundes 
ratbsbeicht. vom 15. Sept. 1885 ıS 452 des rot. . 

+; Bundesratbsbeichluß vom 12. November 1871, 8 554, desgl. v. 27. Nov. 1872 
S 485, Bundesrathsdruckſ. 1874 Nr. 17 5. 32, 8 83 des Brot, Bundesrathsdruckſ. 1874 
Nr. 167 3. 28, S 91 des Prot. Aumdestatbsprudi. 1874 Nr. 3, S 139 des Prot. und 
Bumdesrathsdrudi. 1878 Wr. 73 2. 36, $ 332 bed ‘rot. Durch Bundesrathsbeichl. vom 
15. Sept. 1885 8 452 des Prot. Trudi. Wr. 117 5.49 iſt angeordnet, dab in den Beilagen 
B u. C der Zollverwaltungstoitenliquidationen bei jedem der Titel VIIL—XIL nachrichtlich 
. jet, welche extraordinäre, der NReichstafle für das Gtatsjahr mit den Zöllen zur 
Verfügung aeitellte Einnahmen den liquidirten Ausgaben gegenüber ſtehen. 
— Siehe a. Art. 3 der Webereintunft vom 8. Mai 1867 über die Beſteuerung des 
Sales und Art. 11 Wr. 3b des Yollvertrages vom 8. ‚juli 1867 und Schlußprotofoll zu 
Art. 3 der Uebereinkunft von 1867, 
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an Bejoldung der mit Kontrolirung und Erhebung diejer Steuer auf den Salz 
werfen beauftragten Beamten. Es wird zu diefem Zwecke der Einnahmteüber: 
ſicht über die Salzjteuer eine bejonders vorgejchriebene Beilage, in welcyer 
dieje Koften nachgewiejen find, in jedem Direftionsbezirfe beigegeben. 

Ebenjo wie die GrenzZollverwaltungsfoften wurden die Erhebungs- 
und Verwaltungsfoiten für die Salziteuer durch den Bundesraths: 
beichluß vom 30, Juni 1882 ($ 112) und Nr. 67 der Drudjachen einer Aender— 
ung unterworfen, indem man auch bier die möglichite Vergütung des wirklichen 
Aufwandes erjtrebte. Hiernach gelten jeit 1. April 1882 folgende Bejtimmungen. 

1. Hinsichtlich der ausjchließlich im Intereffe der Salziteuerverwaltung 
angejtellten Beamten (Inhaber von Hauptitellen) find die Bejoldungen, d. h. 
Gehalt, Wohnungsgeldzuſchuß, Ortszulage, Theuerungs-, Funktions, Stellen: 
und Stationszulagen, Befleidungszuichuß, desgl. die Entichädigungen für freie 
Dienftwohnung, nach Maßgabe derjenigen Vorjchriften anrechnungsfähig, welche 
für die Vergütung der Beſoldungen der Grenzzollbeamten gelten. ') 

Für landesherrliche Beamte der Salzwerks-, Steuer- AR anderen 
Verwaltung, welche die Erhebung oder Kontrolirung der Salzſteuer auf den 
Salzwerfen nur neben ihrer jonitigen Hauptbejchäftigung bejorgen (Ins 
haber von Nebenjtellen) wird die Vergütung bis zur Hälfte derjenigen Be: 
träge gewährt, welche fir den Inhaber von Dauptitellen der entiprechenden 
Kategorie auf den betreffenden Salgwerfen zu vergüten jein würden. Die 
Vergütung wird für jeden dieſer Beamten nach Mahgabe der von dem— 
jelben auf die Erhebung und Nontrollirung der Salziteuer zu vermendenden 
Zeit bejonders feftgeitellt. Jedoch ſind Diejenigen bisherigen Vergütungs- 
beiträge, welche die Hälfte der Vergütungen der Dauptitellen nicht erreichten, 
ohne nähere Prüfung auch ferner anrechnungsfähig. 

2. Anrechnungsfähig ſind ferner 

a) die Koſten der Hauptitellen, deren Inhaber erkrankt oder ver: 

jtorben find; ?) 

Taggelder und Reiſekoſten ꝛc. der bei aufergewöhnlichem Ge: 
Ichäftsandrange oder aus anderer Veranlafjung vorübergehend erfor: 
derlichen Hilfsbeamten; 

ec) Taggelder (Üebernachtungsgelder), Prerdegelder und Reiſe— 
koöſten-Entſchädigung der Oberbeamten;?) 

d) die Taggelder (Vcbernachtungsgelder) und Fuhrkoſten der mit 
der oberen Leitung der ſteuerlichen Aufſicht über die Salzwerke be— 
auftragten Hauptamtsmitglieder, ſowie der nicht lediglich für 
die Kontrolirung der Salzwerke angeſtellten Oberfontroleure. ®) 

3. Die nach Ziffer 1 und 2e jedem Bundesſtaate zu vergütenden Be 
joldungen, Prerdegelder und Reiſekoſten-Entſchädigungen werden vom Bundes: 
rat) durch einen Etat fejtgeitellt. Für die Aurftellung diejes Etats, 


b 


— 








Werden auf einem Privatſalzwerke jährlich nicht wenigſtens 12,000 Zentner verſteuert, 
fo hat nach $ 5 des Salzſteuergeſeßes der Beſißer die Steuerüberwachungskoſten zu erſetzen. 
”, Tie Koſten der Vertretung von Nebenjtellen, deren Inhaber erfranft oder ver: 
ftorben iind, werden nicht eritattet. 
ı Nach Bundesratbisbeichluß vom 11. Juni 1868, 8 154 des Protokolls und Nr. 26 
der Trudi. 
*) Diezu gelten noch die Beſtimmungen in der Trudi. 40 von 1869 und Bundes 
rathsbeichluß vom 19. Mai 1869, 8 50 des Prot.; Dauptprot. der 10. Generallonferenz 
2 5. 99 und der 9. Generalkonferenz $ 59 5. 190. 
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jowie auch für die aus Anlaß von Organiationsveränderungen erforderlichen 
Berichtigungen desjelben gelten die bezüglichen Beſtimmungen der VBorjchriften 
für die Vergütung der Zollverwaltungstoiten. 

Eine Erneuerung des Etats findet nur nach Bedürfniß jtatt. Erhöhungen 
der durch denjelben bewilligten VBergütungsjäge bedürfen, um erjtattet zu werden, 
der Genehmigung des Bundesratbes. 

4. Für die vorläufige Anrechnung der Vergütungen auf die Salziteuer- 
Einnahme gelten die Beſtimmungen der VBorjchriften für die Vergütung der 
Bollverwaltungsfojten nach befonderem Muſter. 

5. Deu jährlichen definitiven leberfichten der Einnahme an 
Salzjteuer für das abgelaufene Etatsjabr bezw. der Anzeige, daß die pro- 
viforische Nachweiſung derielben einer Berichtigung nicht bedarf, haben Die 
beteiligten Direftivbehörden eine genaue Liquidation der auf dieſe Einnahme 
anzurechnenden Koſten beizufügen. Auf dieje Liquidation finden die unter 
Biffer 10 der Borschriften für die Vergütung der Zollverwaltungsfoften und 
insbejondere die dajelbit zu Titel I, IL und XI gegebenen bezüglichen Beſtimm— 
ungen entiprechende Aınvendung. Einer Kürzung der Vergütungen für Neben 
jtellen bedarf es nicht. 

III. Bezüglich der Kojten für die Beaufjichtigung der Nüben 
zuderfabrifation durch die Steuerbeamten war bis zum 1. September 1871 
der Grundſatz in Geltung, daß der wirkliche Auſwand biefür der Gemeinschaft 
in Aufrechnung gebracht werden könne, und galten bejondere Verabredungen 
bezüglich der Höhe der Gehälter, bezüglich der Umzugs: und Vertretungs— 
foite, ) Zur Vereinfachung des Verfahrens und um zugleich den einzelnen 
Staaten für die Erhebung diefer Steuer eine Entichädigung zu gewähren, 
wurde auf Preußens Antrag am 17. April 1871 vom Bundesrathe der Be 
ſchluß gefaßt, ) daß die jpezielle Liquidation der Beaufſichtigungskoſten von 
Nübenzuderfabrifen vom 1. September 1871 ab einzuitellen jei, dagegen aber 
den Bundesjtaaten vorbehaltlich anderweitiger Feititellimg bei etwaiger Er: 
böhung der Steuer und unter Anfrechthaltung der beitchenden Bejtimmungen 
bezüglich der Minimalgehalte der Oberfontroleure und Steueraufjeher bei den 
Nübenzuderfabrifen ?) eine von der Einnahme in Abrechnung zu bringende 
Berwaltungstoftenvergütung von + Prozent des erhobenen Bruttoertrags der 
Steuer gewährt werden jolle.*) Durch Bundesrathsbeichluß vom 12. Juli 
1888 (8 441) wurde beſtimmt, daß vorläufig dieſe 4%, aus der Soll:Ein- 
nahme vergütet werden jollen. Nachdem durch das Geſetz vom 9. Juli 1887 
Rn der Nübenmaterialitener auch noch eine Verbraudsabgabe vom 

Aug. 1888 an eingeführt worden war, wurde durch Bundesrathsbeſchluß vom 
Juli 1888 ($ 441) auch von der SollEinnahme dieſer Steuer eine 
Steuerverwaltungsvergütung von #°/, feſtgeſetzt. 


IV. Bei der Bierſteuer werden nach Art. 38 Ziffer 5d der Reiche 
verfaſſung 15 Prozent der Sejammteinnahme als Vergütung für die Erhebung 
und Verwaltung jedem Bundesjtaate vergütet. 


', Befonderes Brot. vom 6. Nov. 1843; = z. Hauptprot. der VI. Gen.-Bolltonf. 
und Hauptprot. der IX, Gen.-Zolltonf. $ 59 ©. 

?) & 140 des — v. 14. April 1871 und — 1871 ©. 517 ff. 

) 500 Thle. (Bauptprot. der XIV. Gen.-Zolltonferenz 8 29) und 280 Thlr. (Bundes: 
rathaprot. vom 11. uni 1868 8 155). 

* Eine Berücdiichtigung der freditirten Beträge findet biebei nicht ftatt. 
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V. Für die Kontrole und Erhebung der Branntweinjteuer werden ver 
jchiedene Prozente vergütet und zwar für die Matichbottichjteuer nach 
Bundesrathsbeichluß vom 15. Dez. 1887 (8 644 umd Nr. 138 Ziffer 1 des 
8 10 der Drudjachen) 15°/, der Solleinnahme und für die, durch das Geſetz 
vom 24. Jumi 1887 eingeführte Verbrauchsabgabe nad) demjelben Be— 
ſchluſſe 10°, für die Kontrole und 5 °/, für die Erhebung, wobei die Ge- 
jammtvergütung für Stontrole nach dem Verhältniß des in den Brennereien 
gewonnenen Altohols auf die einzelnen Bundesſtaaten vertheilt wird, während 
die Vergütung für die Erhebung nach der Solleinnahme der einzelnen Staaten 
abzüglich der Berechtigungsscheine berechnet wird. 

VI. Für die Erhebung und Berwaltung dev Tabadjteuer werden mac) 
Bundesrathsbeichluß vom 2. Juli 1869, vorbehaltlich weiterer Feftitellung im 
Falle einer Steuererhöhung, jedem Bundesjtaate 15 Prozent der Brutto-Ein— 
nahme vergütet.) Durch Bundesrathsbeſchluß vom 9. April 1881?) wurde 
jedoch abändernd beftimmt, daß vom Erntejahr 1880/81 an für die Anbau— 
kontrole und Feititellung der Steuer jedem Bundesſtaate für jeden vollen Ar 
der mit Tabad bepflanzten Fläche 20 Pr. und als Entjchädigung für die Er: 
en der Steuer 2 Prozent der Bruttveinnahmen zu vergüten jeien. ?) 

II. Für die Erhebung dev Wechfeljtempeljtener wurden nach $ 27 
des Geſetzes über die Wechjelitempelftener jedem Bundesſtaate von den jähr- 
lichen Einnahmen für die in jeinem Gebiete debitirten Stempelmarfen und 

ejtempelten Blanfets bis Ende 1871 36 Prozent, von Anfang 1872 bie 
Snde 1873 24 Prozent, von Anfang 1874 bis Ende 1875 12 Prozent und 
werden von da an dauernd 2 Prozent aus der Reichskaſſe vergütet. *) 

VIII. Für die Erhebung des Spielfartenjtempels werden nad) $ 23 
des Geſetzes vom 3. Juli 1878 jedem Bundesſtaate 5 Prozent der im feinen 
Gebiete zur Erhebung gelangenden Stempelabgabe von Spielkarten vergütet.) 

IX. Für die Erhebung der Neichsftempelabgaben wird jedem 
Yındesjtaate nach $ 43 des Gejeges vom 3. Juni 1885 von der jährlichen 
Einnahme, welche in jeinem Gebiete aus dem Verkaufe von Stempelmarfen 
oder geſtempelten Blanfets oder durch baare Einzahlung von Neichsitempel- 
abgaben erzielt wird, mit Ausnahme der Stener von Looſen der Staatslotterien, 
der Betrag von 2 Prozent aus der Reichskaſſe gewährt.®) 

X. Für die durch die Statiftif des auswärtigen Waaren-Ver— 
fehrs den Bundesftaaten erwachſenden Ktojten joll nach 8 14 des Gejehes vom 
20. Juli 1879 den Bundesſtaaten aus dem Ertrage der jtatijtiichen Gebühr 
eine durch den Bundesratb feitzujegende Vergütung gewährt werden, was bis 
jegt noch nicht geichehen it. Es waren vierteljährig die wirklichen Ausgaben 
biefür von Seite der Bundesſtaaten aufgerechnet und dieſes Verfahren nach— 
träglich durch Bundesrathsbeichluß vom 19. Febrnar 1885 (8 104 des Proto- 
kolls) gutgeheigen worden. Die Vergütungen für die an der Grenze und im 
Srenzbezirfe mit der Verfehrsitatijtif bejchäftigten Beamten wurden von den 
Bundesregierungen bei den Zollverwaltungstojten liquidirt und bei den Zoll- 


", & 131 des Bundesrathsprot. vom 2. Yuli 1869 und Art. 38 Ziff. 30 der Reichs— 
Verfaſſung. 

”) $ 211 des Prot. . 

°) Dieſer Beichluß wurde am 4. Dez. 1884 ($ 521) vom Bundesrathe beſtätigt. 

S. Abſchnitt VI Nr. 1 und Hoyer's Kommentar S. 169 bezüglich der Motive. 
) &. a. Abichnitt VI Nr. 2. 

% 5. a. Abichnitt VI Nr. 3. 
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einnahmen in Abrechnung gebracht. Aus der jtatiftifchen Gebühr werden nur 
Rückvergütungen derjelben, dann Ausgaben für jtatijtiiche Anmeldepoiten und 
jächliche Verwaltungskoſten bejtritten. 

C. Schließlich it noch zu erwähnen, daß nach einem Beſchluſſe des 
Yımdesrathes vom 29. Dezember 1871") zur Regelung der Abred: 
nungen zwiſchen der Neichshauptlafle und den Landeskaſſen, ſowie wegen der 
einzuendenden Kaſſenüberſichten das Neichsfanzleramt im Einveritändnig mit 
dem Ausſchuſſe des Bundesraths am 13. Januar 1872 nähere Beitimmungen 
erlaffen bat, welche mit dem 1. Januar 1872 zur Geltung famen. ?) 

D. Mit den angeichlojjenen Gebietstheilen fremder Staaten wird bejonders 
abgerechnet und zwar wegen der Uebergangsabgaben mit Luremburg am Schluſſe 
des vierten Umartals, wegen der Zölle und VBerbrauchsfteuern am Ende jedes 
Quartales. 


X. Abſchnitt. 
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Einer der ſchwierigſten Punkte bei der Errichtung und weiteren Aus— 
bildung des Zollvereins lag in der verſchiedenen Beſteuerung des Weines, 
Tabacks, Bieres und Branntweins in den einzelnen Ländern. Da es nämlich 
aus finanziellen und wirthſchaftlichen Gründen nicht möglich war, die auf 
die Hervorbringung und den Verbrauch der genannten Gegenſtände ge 
legten Steuern auf eine gleiche Weiſe zu reguliren, ſo wurde durch die Zoll— 
vereinigungsverträge vom 22. März 1833, vom 30. März 1833, vom 11. Mai 
1833, vom 12. Mat 1835 ımd im Art. 11 und 12 und Art. 8 und 9 der 
Verträge vom 10. Dezember 1835 und vom 2. Januar 1838 eine überem- 
jtimmende Verabredung zur möglichiten Ausgleichung getroffen. 

Hienach wurde vor Allem als wünſchenswerth anerkannt, daß bezüglich 
der Beitenerung der genannten Artifel eine möglichite Uebereinſtimmung der 
Geſetzgebung und der Beitenerungsfäße in den vereinten Staaten bergeitellt 
werde und die Abficht fund gegeben, dieſem Ziele nachzuftreben. Bis dahin 
jollten aber zur Vermeidung der Nachtbeile, welche dem Produzenten des einen 
Staates im Berbältniffe zu dem des anderen Vereins Staates aus der un— 
gleichen Beltenerung envachien würden, jog. Ergänzungs: oder Aus 
gleichungsabgaben in den einzelnen Staaten von den, der inneren Beftenerung 
unterliegenden Gegenſtänden nach beitimmten Steuerjägen erhoben werden. 

E8 galten in diefer Beziehung folgende Grundſätze: 

1. Die Ausgleichungsabgaben jollten nach dem Wbjtande (der 
Differenz zwiſchen) der gejeglichen Steuer in dem Lande der Beitimmung von 
der denjelben Gegenſtand treffenden Steuer im Lande der Herkunft bemerien 
und daher im Verhältniß gegen denjenigen Vereinsjtaat gänzlich wegfallen, wo 
eine gleich hohe vder eine höhere Steuer auf dasjelbe Erzeugniß gelegt war, 

. Veränderungen jollten gegenjeitig mitgetheilt werden, 

3. die damals in Preußen gejeglich beitebenden Steuern für Traubenmoit, 

Wem, Taback ımd Branntwein, ſowie die in Bayern bejtehende Steuer für 


5) Yundesrathsprot, 1871, S 677 Preuß. Gentralbi. _1873 S. 10. 

*, Tiefelben find abgedrudt im Gentralblatt 1872 5. 54 ff. und in den „Annalen“ 
1872 5. 1489 #. 5. a. Bundesrathsbeſchluß vom 29. — 1876 8 44 des Brototolls 
wegen Bereititellung der Geldmittel für die Reichgausgaben. 
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Malz und Bier ſollten als die höchſten Säge der etwa in anderen Vereins— 
m einzuführenden Steuern diejer Art angejehen werden, 

4. Rüdvergütungen diejer Steuern jollten bei der Ueberfuhr in ein 
anderes Pereinsland nicht gewährt werden, 

5. auf andere Gegenjtände, als auf Bier, Malz, Branntwein, 
Tabadsblätter, Traubenmoſt und Wein jollten unter fein en Umitänden Aus— 
gleichungsabgaben gelegt werden, 

6. auch jollte eine weitere Abgabe von diefen Erzeugnijjen weder für 
Rechnung des Staates noch der Kommunen erhoben werden, 

7. ausländijches Ein» oder Durchgangsgut jollte diejer Abgabe 
unter gewiſſen Vorausjeßungen nicht unterliegen, 

3. die Ausgleichungsabgabe jollte den Kaſſen desjenigen Staates zu Gute 
fommen, wohin die Verjendung erfolat, 

9. zur Ausführung diejer Verabredungen jollten jofort die nöthigen Ein- 
richtungen getroffen werden. ') 

Dieſes Syſtem, welches ſich mit der Zeit als verfehlt und mangelhaft 
zeigte, wurde durch den Zolleinigungsvertrag vom 8. Mat 1841 vollitändig 
umgeändert, indem in Art. 3 Ziff. II Nr. 3e bejtimmt wurde, dal diejenigen 
Staaten, welche innere Steuern auf die Hervorbringung und Zubereitung eines 
Konſumtions-Gegenſtandes gelegt haben, den geſeblichen Betrag derſelben 
bei der Einfuhr des Gegenſtandes aus anderen Vereinsſtaaten voll 
erheben und bei der Ausfuhr nach diejen Staaten theilweiſe bis zum vollen 
Betrage zurüderitatten laſſen fünnen.?) 

Ferner wurde durch eine provijoriiche Uebereinkunft vom 8. Mai 1841 
wegen Erhebung und Ktontrolirung der inneren, jegt als Lebergangsabgaben 
bezeichneten Steuern von Branntwein, Bier, Wen, Obitwein und Taback das 
Verfahren für die Erhebung und Stontrolirung dieſer Steuern geregelt.*) 
Schließlich wurde bejchlojien, dab die Beitimmungen des Zollvertrags 
vom 11. Mai 1833 auch auf den Uebergangsverfehr Anwendung 
finden jollten.*) 

In Folge hiervon wurden von jämmtlichen Vereinsſtaaten, je nachdem 
jle für eigene Rechnung diefe Steuern erhoben oder mit anderen Staaten in 
vertragsmäßiger Gemeinichaft ſtanden, Die für den Uebergang der fraglichen 
Artikel beftimmten Straßen bezeichnet, an denjelben rejp. an der Yandes- 
grenze Die zur Nontrole, Abfertigung und Steuererhebung nöthigen Steuer: 
jtellen errichtet, die Befugniſſe der übrigen Aemter bejtimmt und die Kontrol— 
vorschriften nebjt den Stenerjägßen nach der Vereinbarung den Nemtern bekannt 
gegeben, um diejelben vom 1. Januar 1842 an in Bollzug zu jegen.?) 


3, Rp. I der Verträge 5. 4, 116, 182. . 
BD. III ver Verträge 3.5, Zep. Art. 4 su Art 3 des offenen Vertrages v. 1841 
(BD. 1 S. 13 #.); Schlußprot. v. 8 Mai 1841 zu Art. 3 Bd. II a. a. DO. 5. 261. 


— 


) Bd. III der Verträge 5. 81 ff. u. Pochhammer, Jahrb. 1841 5. 1150. 
. Schlußprot. Nr. 4 Ziff. 6 zum Vertrag v. 8. Mat 1841 Bd III &, 261, 
°) 5. die Badiſche Rerordnung v.9. © Oft. 1841; Geſetß der den Thüringiſchen Zoll 
und Dandelsverein bildenden Staaten v. 1. Ter. 1841: Regulativ hiezu v. 2, Der. 1841; 
Inſtruktion zum Regulative v. 6. Tez. 1841; Bekanntmachung des Großherzogl. Heſſiſchen 
‚Finanz- Miniſteriums v. 9. Dez. 1841; Velanntmachung des Preuß. Finanz Miniſteriums v. 
13. Dez. 1841; desgl. Sirkularverfügung v. 13. Der. 1841; Bayeriſche ‚Verordnung v. 16. Dez. 
1841; Allgem. Nertügung des Großh. Heiltichen Yollvireft. vom 16. Der. 1841; Zirkularver— 
fügung der Gen. \nipeftion des Thür. Yoll- u. Handelsvereins v. 17. Der. 1841; Sächſiſche 
Verordnung vom 27. Dez. 1841 ıc. abgedruckt iin Bochhammer, Jahrbücher, 1841 5. 1064 
bis 1230, u. 1842 5. 412-488. 
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Die Grundjäge dieſer proviſoriſchen Webereinfunft vom 8. Mat 1841 
jind in den Hauptpunften noch jegt mahgebend, joweit fie nicht bezüglich der 
Veitimmungen in den SS 2 und 6 des Negulativs auf der V. General-goll- 
fonferenz modifizirt worden jind. ') 

Durch den Bofivereinigungävertrag vom 4. Aprit 1855 Art. 11, dann 
den Separat-Artikel 10 Nr. 6-11 und das Schlußprotofoll Nr. 7 biezu 
wurden die früheren Berabredungen bejtätigt,?) der YZullvereinigungsvertrag 
vom 16. Mai 1865 °) hat jedoch, wenn auch wicht die Kontrolmaßregeln, ſo 
doch die Grundſätze der inneren Beſteuerung weſentlich modifizirt und in $ 3 
des Art. 11 die Aufhebung der in Preußen, Dannover, Kurheſſen und in 
dem Thüringiichen Zoll und Handelsvereine zur Erhebung kommenden Ueber— 
gangsſteuer von Wein und Traubenmoſt von dem Zeitpunkte ab in Aussicht 
geftellt, mit welchem der dem Art. 4 diejes Vertrages beigefügte Zolltarif ins 
Leben treten follte. Diejer Termin war der 1. Juli 1865, an welchem in 
den genannten Staaten nicht mur die Erhebung der Abgabe von dem im 
Inlande erzeugten Weine und Traubenmojt, jondern auch die Erhebung 
der Uebergangsabgabe biefür beim Eingange aus den jüdlichen Vereins: 
ftaaten eingestellt und für den inneren Verkehr des HZollvereins ein wejent- 
liches Hinderniß befeitigt wurde.*) 

Eine weitere Erleichterung des Verkehrs wurde dadurch herbeigeführt, 
daß nach Art. 11, 8 3, Hit. £ diejes Vertrages’) Tabadproben von 
10 Bd. und weniger, welche mit der Bolt von einem Bereinsitaat in 
den anderen verjendet werden, von der Llebergangsabgabe und jomit auch von 
der vorgejchriebenen Kontrole befreit wurden. ®) 

Der Zullvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867) brachte bezüglich der 
Berabredungen in Art. 11 des erwähnten Vertrages von 1865 feine weſent— 
liche Aenderung, ftellte aber eine jolche dadurch in Aussicht, daß er in Art. 3 
$ 4 die Verabredung über die gleichmäßige Bejteueru ng des im Gebiete 
des Zollvereins gewonnenen und zubereiteten Tabacks enthielt.‘) Dieſe 
wurde durch das Zollvereinsgeſetz vom 26. Mat 1868°) mit 1. Januar 1869 
im ganzen Zollvereine eingeführt und ermöglichte zugleich die Aufhebung der 
Uebergangsiteuer für die aus den jüdlichen Wereinsitaaten nach dem Nord: 
deutichen Bunde eingehenden inländischen QTabadblätter und Tabackfabrikate 
vom genannten Tage an. '®) 

Seit 1. Oftober 1887 bejtcht die Branntweinfteuergemeinschaft aus allen 
deutichen Bundesjtaaten, weßhalb nur noch die Uebergangsabgaben für Bier 
und gejchrotetes Malz unter den verjchiedenen Staaten, bezw. Ver— 
brauchsjteuergruppen, deren Beichreibung der Gegenjtand der weiteren 
— — ſein ſoll, exiftiren. '') 


9826 * N a der V. Gen.-Zolltonferenz ; ſiehe auch Pochhammer, Jahr⸗ 
bücher 1843 S. 324 ff. 
Bd. IV Verträge S. 5, 26, 40. 
*) Art. 11 Bd. V der Verträge S. 50 ff. 
2 S. die bezüglichen Verfügungen in den Jahrbüchern 1865 ©. 59 ff., 522 ff. 
) ®d. V der Verträge 5. 58. 
%, Jahrbücher 1865 ©. 539 ff. 
) Art. 5. 
Bd. V der Verträge S. 84 u 
Bundesgeſetzbl. 1868 ©. 319; "uhr 1868 5. 535 ff. 
19 S. Abichn. V Nr. 3 über die Tabaditeuer. 
2) Abichnitt V über die Branntweiniteuer. 
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Schon bei dem Abjchluffe der eriten HZollvereinigungsverträge im Jahre 
1833 war das Beitreben der Preußiſchen Negierung, in deren Territorium 
verjchiedene Eleinere Staaten eingejchlojien waren und an deren Landesgrenzen 
viele Eleine und größere Deutſche Staaten mit verjchiedenen Steuerjyjtemen 
(bezüglich des im Inlande erzeugten Bieres, Branntiveins, Tabads und Weines) 
ſich befanden, darauf gerichtet, zur Erleichterung des Verkehrs zwiſchen den 
verichiedenen Ländern eine gleiche Beſteuerung dieſer Artikel mit gemeinfchaft- 
lihen Einnahmen herbeizuführen. 

Zu Ddiejem Ende wurde vor Allem einerjeits im Intereſſe einer geord: 
neten Verwaltung und wegen des hiedurch erleichterten Verkehrs, anderjeits 
um diejen Fleineren Staaten die handelspolitische Verbindung mit den übrigen 
Deutjchen Staaten zu erleichtern, die in der Mitte zwiichen Nord» und Süd— 
deutjchland liegende Gruppe der Thüringiichen Staaten (Sachjen-Weimar, 
Sachjen-Meiningen, Sachſen-Altenburg, Sachjen-ttoburg-Gotha, Schwarzburg- 
Sondershaujen, SchwarzburgsRudolitadt, Reuß-Schleiz, Reuß-Greiz, Reuß— 
Lobenſtein und Ebersdorf, ſowie Kurheſſen wegen Schmalfalden) durch einen 
Vertrag vom 11. Mai 1833 ') zwiſchen den Genannten und Preußen (bezüg- 
lich jeiner im Gebiete diefer Länder liegenden Territorien) zu dem jog. Thü- 
ringiichen Zoll» und Dandelsverein verbunden, der noch heute als 
bejonderer Berein, mit eigener Verwaltung und einem General-In— 
jpeftor (zu Erfurt) an der Spitze, im Deutjchen Neiche erijtirt.?) 

Diejer Berein, der fich durch Vertrag vom 11. Mat 1833°) dem durch 
die Bollvereinigungsverträge vom 22. und 30. März; 1833 entjtandenen 
großen Zollverein (Preußen, Bayern, Württemberg, Sachjen und den beiden 
Helen) angeichloffen hatte, verband ſich am nämlichen Tage durch einen 
weiteren Vertrag‘) mit Preußen umd dem Königreiche Sachjen wegen einer 
gleichen Bejteuerung der inneren Erzeugniiie (Branntwein, 
Bier, Tabak und Wein) und machte hierdurch mit 1. Januar 1834°) einen 
weiteren wichtigen Schritt zur Herſtellung eines freien Verkehrs im Innern 
Deutjchlands. 

Ein ähnlicher Bertrag war bezüglich des im Inlande erzeugten Brannt- 
weins und Bieres bereits am 30. März 1833") zwiichen Preußen und 
Sachien abgeichlofjen worden. 

Die erwähnten, nur bis 1. Januar 1842 giltigen Verträge, wurden durch 
einen neuen Vertrag vom 8. Mai 1841 bis Eude 1853,') dann durch Vers 
trag vom 4. April 1853°) bis Ende 1865 verlängert. 

Nachdem unterdeſſen durch Vertrag vom 19. Oftober 1841’) Braune 
ſchweig mit Preußen wegen der inneren Beſteuerung ſich auf 12 Jahre 








1) Bd. I der Verträge S. 155 ff. 

?) Siehe die Verträge v. 8. Mai 1841 (Bd. IIT S. D; v. 26. Nov. 1853 Bd. III 
©. 431; Bollfartell v. 11. Mai 1833 (Wo. I S. 218) und wegen des General-Inſpek— 
tor3 Vertrag v. 18. Mai 1833 Art. 17, Schlußprot. Nr. 8 (Bd. I S. 159 u. 166); Brot. 
wegen der Pienitanmweiiung Berlin dd. 27. Nov. 1833 Bd. I ©. 236), Etat x. Bd. 1 
S. 251 u. 252); Bohhammer, Jahrb. 1834 ©. 41, 39, 41 und 1855 5. 35. 

Bd. I der Nerträge S. 177. 

*) Vertrag v. 11. Mai 1833 (Bd. I der Verträge 5. 171). 

®) Art. 1 u. 2 des Vertrages v. 11. Mai 1833. 

A. a. O. Bd. 15. 146. 
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verbunden und diefen Vertrag durch einen neuen vom 4. April 1853') auch) 
bis Ende 1865 verlängert hatte, wurde von dem obengenannten Verein und 
von Preußen und Braunichweig am 28. Juni 1864?) eine weitere Verlänger- 
ung dieſer Verträge bis Ende 1877 vereinbart. 

Unterdejien waren dem Preußiſchen Steueriyfteme und jomit der 
bezeichneten Steuergruppe noch beigetreten das Fürftentyum Lippe durch 
Vertrag vom 18. Oftober 1841 ?) (verlängert durch Vertrag vom 31. Dez. 1852), ) 
das Fürſtenthum Waldeck und Byrmont durch Verträge vom 31. April 1831, 
22. März 1833, 9. Januar und 11. Dez. 1841°) (verlängert durch) Verträge 
vom 3. September 1853 ®) und Minijterial-Erflärung vom 24. November 1865).') 

Ferner das Fürſtenthum Anhalt und zwar Köthen und Dejjau durch 
Berträ e vom 17. Juli 1828, Bernburg durch Vertrag vom 17. Mat 1831.) 

it dem ehemaligen Königreich Hannover hatte Schaumburg-Lippe — 
Betrag vom 25. Sept. 1851 °) und Oldenburg durch Vertrag vom 1. März 1852 
eine Verbindung wegen der inneren Beſteuerung des Bieres und Branntweins 
eingegangen, welcher jich durch Uebereinfunft vom 26. Januar 1856 '%) aud) 
Bremen bezüglich einiger Gebtetstheile angejchlojjen hatte. 

Tiejer Art waren die Verbindungen in Norddeutjchland bezüglich der 
Berbrauchsiteuern, als die Ereignifje der Jahre 1866 und 1867 eintraten. 

Durch die von Preußen vollzogenen Annerionen Hannovers, Schleswig 
—— Naſſaus, Kurheſſens und Frankfurts a. M. und einiger Bayeriſcher 

ebietstheile und durch die Bildung des Norddeutſchen Bundes entſtand die 
große, vom Main bis zur Nord- und Oſtſee jich eritredende Verbrauchsiteuer: 
gruppe, welche den vier, nicht zum Bunde gehörigen, Süddeutichen Staaten, 
die bezüglich der Bier- und Branntweinbeſteuerung in feiner Verbindung mit 
einander waren, gegenüberftand. Dieje große Gruppe enthielt zwar bei Er: 
neuerung des Zollvereins im Sabre 1867 noch einige Züden, dieſelben wur— 
den aber bezüglich der Provinz Schleswig-Dolitein mit 1. Januar 1868, '') 
bezüglich der Großherzogthümer Meclenburg. Schwerin und Strelig, hinſichtlich 
des Herzogthums Lauenburg und der dem Zollverein angejchlofjenen Gebietstheile 
der freien und Hanjejtädte Lübek und Hamburg mit 11. Augujt 1868 '*) und 
hinjichtlich des Großherzogthums Heſſen ſüdlich des Mains, mit Vertrag 
vom 9. April 1868 '°) durch Herſtellung eines völlig freien Verkehrs ausgefüllt. 

Die Ereigniſſe der Jahre 1870/71 führten zur Bildung des Deutſchen 
Reiches und machten den Zollverein mit jenen Einrichtungen zu einem wid): 
tigen Theile jeiner Verfajjung. Die derjelben zu Grunde liegenden Verträge '*) 


5) Aa. a. O. Bb. IV ©, 67, 75. 

Aa O. Bd. V S. 247 ff 

NA. a. ©. Bd. III S. 199 

) A. a. O. Bd. ITS. 2 

) A. a. O. Bd. IS. 14 u IN ©. 317 
A. a. O. Bd. HI S. 353 

U a. O. Bd. VE. 431 

A. a. O. Bd. J S. 14 u. 15 

A. a. O. Bd J — 424. 


A. aD. Bd. 363. 

") ©. Befanntm. ni Ir Finanz. Minilt. v. 4. Nov. 1867 (Bd. V der Verträge S. 458). 

i2) A. a. O. Bd. V ©. 461 u. 521; Jahrb. 1868 5. 539 ff. 

, Bezüglich des Meta vom 1. „Juli 1868 an, bezitglich des Bieres nad) 
dem Zuftandefommen einer gemeinfamen Gejeßgebung hierüber, alio v. 1. jan. 1873 an, 
an welchem Tage > Reicegeieh v. 31. Mai 1872 wegen — der Brauſteuer ins 
Leben trat. A. a. O. Bo. 462 und R.G.Bl. 1872 ©. 158.) 

R.G.Bl. 1871 ©. * 1870 ©. 650 u. 645. 
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veranlaßten aber, daß den Süddeutichen Staaten Bayern, Württemberg und 
Baden die Gejetgebung über die innere Beiteuerung des Bieres und Brannt- 
weins vorbehalten blieb’) und der freie Verkehr zwiichen diefen Ländern und 
dem übrigen Neichsgebiete bezüglich diejer Gegenjtände noch immer den Be 
jtimmungen wegen der Erhebung und Kontrole der Uebergangsiteuern unter: 
liegt. Ein Gleiches iſt bei dem Neichslande Eljah-Lothringen der Fall, in 
welchem moch zur Zeit die Bierjteuer nach der Frauzöſiſchen Gejeggebung von 
1816 erhoben wird,?) während es jeit 1. Juli 1873 der Branntweinſteuer— 
gemeinjchaft angehört. Auch das zu Preußen gehörige Fürſtenthum Hohen: 
zollern hat jeine bejondere Steuergejeggebung. 

Dagegen befand jich in der Nordd. BVBerbrauchsitenergemeinichaft das 
zwar nicht zum Deutjchen Reiche, wohl aber zum Deutſchen Zollgebiete ges 
börige Großherzogthum Yuremburg,’) zwilchen dem bezüglich des Bieres 
mit 1. Januar 1873*) und bezüglich des Branntweins ſeit 1. Januar 1869 
ein völlig freier Verkehr eintrat.) 

Das bezüglich des freien Verkehrs mit Branntwein jeit 1. Januar 
1869 bejtandene Abkommen zwijchen Preußen und Luxemburg vom 31. Dez. 
1868 wurde am 1. Juli 1875 gefündigt umd biedurch Luxemburg mit 
1. Januar 1876 aus der Steuergemeinichaft Deutichlands bezüglich des 
Branntweins ausgeichlofjen.‘) Von diefem Tage an traten die VBerabredungen 
vom 31. März und 14. April 1858 und 20. und 25. Oftober 1865 wieder 
in Kraft.“) Es werden jeitdem von dem aus Yuremburg nach der Brannt- 
weinsteuergemeinichaft eingehenden Branntwein nur 4, ME. für den Hektoliter 
von 50°/, Altohol nach Tralles als Ausgleichungsabgabe erhoben, jofern die 
Verjender für den zu verjendenden Branntwein einen Uebergangsichein erholen 
und die daraus erwachienden Verpflichtungen übernehmen. Der ohne Leber: 
gangsjchein im der bezeichneten Richtung verjendete Branntwein unterlag 
dagegen vom 1. Januar 1876 an einer Llebergangsabgabe von 13,'° Mf. für 
den Heftoliter von 50°/, Alkohol nach Tralles. 

Das Branntweinjteuergejet vom 24. Juni 1887, das am 1. Oftober 1887 
ind Leben trat und dem zu derielben Zeit Bayern, Württemberg, Baden und 
Hohenzollern beitraten, hat die Branntweinitenergememichaft auf das deutſche 
Reichsgebiet ausgedehnt. 

Seitdem wird von demjenigen Branntwein, welcher aus dem freien Ber: 
fehr der Branntweinſteuergemeinſchaft nach Luxemburg verjendet wird, eine 
Uebergangsabgabe erhoben, wenn derjelbe mit Uebergangsſchein verjendet wurde, 
und wird Steuervergütung bezabhlt.®) 

Nach diejen Erörterungen ergeben jich für das Zoll- und Dandelsgebiet des 
Deutjchen Reiches nur noch Berbrauchsjteuergruppen bezüglich des im Inlande 


) Art. 35 Abi. 2 der Neichsverfafiung, R.G.BL. 1871 5. 73. 

2 Siehe den Bericht des Keichstanzlers über die Geleggebung und Verwaltung von 
Elfaß-Lothringen für 1871/72 „Annalen“ 1872 5. 889. 

®, Bollverträge v. 8. Febr. 1842 Bd. III der Verträge 5. 364 ff); v. 2. April 1847 
(Bd. III der Verträge S. 393); v. 26./31. Tez. 1853 ıWd. III der Verträge 5. 399) und 
v. 20.,25. Oft. 1865 (Bo. V ©. 417). 

* Braufteuergeieß v. 31. Mai 1872. 

5) Verabredung zwiichen Preußen und Yuremburg v. 31. Dez. 1868 (a.a. ©. Bd. V 
©. 428 und Jahrbücher 1869 ©. 573). 

®) Weber die Gründe ſiehe „Annalen“ 1876 5. 785. 

) Bundesratbsbeichluß v. 22. Dez. 1875 $ 544. 

CEbl. d. R. 1888 ©. 219. 


* 
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erzeugten Bieres, von denen jede ihre eigene Geſetzgebung hat‘) und bei dem Ueber— 
gange der genannten vereinsländiichen Erzeugniſſe Jog. Uebergangsitenern?) erhebt. 

Die erite Gruppe bilden in Bezug auf die Bierſteuer 22 Staaten mit 
38,527,440 Eimvohnern, nämlich: Preußen mit Lauenburg, Sachjen, die beiden 
Mecklenburg, Heilen, das Großherzogthum Sachien-Weimar (ohne das Amt Dit: 
heim, das zur Bayertichen Gruppe gebört, jedoch einjchlichlich des Ortes Melpers), 
Oldenburg, Braunſchweig, Sachjen-Meiningen, Sachjen-Altenburg, Sachſen-Koburg— 
Gotha (ohne das Amt Königsberg, das der Bayer. Gruppe zugehört), Anhalt, 
Schwarzburg-Rudolſtadt u.Sondershauſen, Waldeck, die beiden Reuß'ſchen Fürſten— 
thümer, Schaumburg-Lippe und Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg, Luxemburg. 

In dieſer Gruppe werden an Uebergangsabgaben erhoben: 
vom Bier 2Mk. von 1 Heftoliter. 

Bei.der Ausfuhr werden vergütet: 

für Bier 1 ME für den Deftoliter, aber nur für Bier, zu deſſen Bereitung 
mindejtens 25 Kilogramm Getreideichrot, Neis oder grüne Stärfe und im 
Falle von Mitverwendung von höher als mit 2 ME. für den Zentner 
bejteuerter Malzjurrogate, mindeitens eine, dem Steuerwerthe von 1 Me. 
entiprechende Menge von Branftoffen auf jedes Heftoliter Bier verwendet 
worden it. Das Bier muß in der Negel in einer Menge von mindeſtens 
2 Deftoliter ausgehen. °) 

Die zweite Gruppe bildet Bayern rechts des Nheines*) mit den Oeſter— 
reich. Gemeinden Jungbolz und Mittelberg,’ dem Weimarijchen Amte Oſt— 
heim?) und dem Koburg-Gotha'ſchen Amte Nöntgsberg.') Hier wurden früber 
für 1 Heftoliter Bier 25 Sar. oder 1 td. 27°/, Sir. Uebergangsiteuer 
erhoben und ber der Ausfuhr von 60 Liter Bier und mehr in einer Sendung 
16 Sar. 6°%/, Pf. oder 58 tr. für 1 Heftoliter vergütet. Außerdem wurden erhoben 
für 1 Hektoliter geichrotetes Malz 1 Thlr. 10 Sgr. oder 2 Gld. 20 Kr., 
wobei ein Quantum von weniger als 4 Liter außer Anjag blieb.®) 


') Die Gefehgebung des Reiches in Bezug auf Bier ift im Abſchn. V näher erörtert. 
DViejenige der übrigen Yänder, welche ihre eigene Geſetzgebung nad Art. 35 der Reichs— 
verfaſſung haben, zu erörtern, kann nicht als Aufgabe dieler Bearbeitung angeieben werden. 
Diefe Staaten geben dem Neiche nur die allenfalliigen Aenderungen ihrer Geſeßgebung be: 
fannt. (rt. 5 8 8 des Vertrages v. 8. Juli 1867.) 

*), Nach Bundesratbsbeichluß v. 25. März 1874 (8 191) ſoll v. 1. Juli 1874 an die 
Uebergangsitener nach dem Hohlmaße erhoben werden. S. Preuß. Gentralbl. 1874 S. 135. 

e) Sir je 37 Yiter fon. Danziger \ovenbier können 2 ME. vergütet werden. (Brot. 
v. 18. Nov. $ 464 der Brot.) R.G.Bl. 1884 5. 4. Tas Cbl. d.R. 1888 S. 720 ff. entbält 
die näheren WVorichriften, welche durch Bundesrathsb. v. 2. uni 1892 dabin ergänzt 
wurden, daß die Vergütung auch für jolches Vier gewährt wird, zu-dejien Bereitung mindeltens 
20 kg Setreideichrot, Reis oder grüne Stärke und im ‚alle der Mitverwendung von höher als 
4 ME. für 100 kr beiteuerter Malziurrogate mindeitens eine dem Steuerwerthe von 80 Bi. 
entiprechende Menge von Brauſtoffen auf jedes Hektoliter Bier verbraucht worden iſt. Für ſolches 
Bier beträgt die Vergütung 80 Bf. für das Heftoliter. Brauereien, welche ſowohl dieſes ichwächere 
als auch das gehaltreichere Bier der ins 1 der Vorschriften bezeichneten Art ausführen, erhalten nur 
80 BF. für das Hektoliter Im Uebrigen gelten die Borichriften von 1888 Cbl. d. R. 1892 &.468. 

* In der Bayerischen Rheinpfalz wurde bis 1. Juli 1878 feine Verbrauchsitener 
erhoben. Durch das Finanzgeſeß v. 10. März 1878 $ 10 wurde von dielem Tage an das 
Malzaufichlagaeieß v. 16. Mai 1868 eingeführt. Vom 1. Ct. 1878 wurden dort aud Aus 
fubhrvergiitungen für Bier und Branntwein gewährt. 

°, Vertrag zwilchen Deiterreih und Bayern v. 3. Mai 1868 (Bd. V der Verträge 
©. 478 ff.) u. zwischen dem deutichen Reiche und Teiterreich v. 1. Mai 1891, R.G.Bl. 1891 S. 59. 

°) Verträge v. 25. Nan. 1831, 24. Mai 1843, 4. April 1858. 

) Werträge v. 14. Juni 1831, 22. März 1833, 4. April 1835. 

° Anlage zur Bekanntimachung des Reichstanzlers v. 18. Juli 1872 Ziff. I Nr. 23, 
II Nr. 24 und III Mr. 1. 
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Seit 1. November 1879 find Hier wejentliche Aenderungen eingetreten ; 
denn e3 werden aus Veranlafjung des erhöhten Malzaufichlages vom 1. Nov. 
1879 bis auf Weiteres an Lebergangsabgaben erhoben: 


a) vom Bier 3 Mf. 25 Big. vom Heftoliter und 

b) von dem zur Bierbereitung bejtimmten gejchroteten Malze 6 Mi. 
vom Heftoliter ; von dem zur Ejjigbereitung bejtimmten Malze 4 ME. für 
den Heftoliter. 

An Malzaufihlagsrüdvergütung werden bewilligt vom 1. Jan. 
1880 für das im Flaſchen oder Gebinden ausgeführte Bier 2 ME. 60 Pig. 
vom Heftoliter braunen und 1 ME. 20 Pig. vom Heftoliter weißen Bieres. 

Die Bejtimmungen galten für ganz Bayern mit den angejchlojfenen 
Bezirfen bis 1. Januar 189. In Folge des Gejeges vom 8. November 
1889 wurden durch Berordnung vom 14. Nov. 1839 folgende Aenderungen 
getroffen: 

Die Uebergangsabgabe beträgt jet vom SHeftoliter Bier 3 ME, 
25 Pig. und vom Heftoliter des zur Bier: oder Ejjigbereitung bejtimmten ge 
Ichroteten Malzes 6 ME. 50 Big. Für ausgeführtes Bier wird der Malz. 
aufichlag vergütet für das im Flaſchen und Gebinden ausgehende Bier 
und zwar für Braunbier 2 Mf. 60 Pfg., für Weißbier 1 ME. für den Hekto— 
liter. Da der Malzaufichlag, der nach Art. 8 des Geſetzes vom Heftoliter 
Malz 6 ME. beträgt, je nad) der Höhe der Verwendung Zujchläge von 
25—50 Big. für den Deftoliter, aber auch eine Minderung bis auf 5 ME. 
erfahren fann, jo mußte die Malzaufichlagvergütung hiernach höher oder 
niedriger bemejjen, bezw. mit 2 Mi. 75 Brg., 2 ME. 85 Pfg. und 2 ME. 
10 Bro. je nach der Höhe der Bierbereitung in einem Jahre abgeſtuft werden.) 

Die dritte Gruppe bildet Württemberg, welches früher für 1 Hefto- 
liter braumes Bier 18 Sgr. 10°, Big. oder 1 Gld. 6 Str. und für 1 Hefto- 
liter weißes Bier 12 Sgr. 6°, Big. oder 44 Str. Lebergangsiteuer 
erhob, bei der Ausfuhr aber nichts vergütete. Außerdem aber wurden von 
1 Ztr. geichrotetem Darrmalz 1 Thlr. 5 Sgr. 8%, Pig. oder 2 Gld. 5 Str, 
und von 1 Ztr. gequejchtem Grünmalz 20 Sgr. oder 1 Std. 10 Str. erhoben. *) 

Nunmehr beträgt m Württemberg die Uebergangsſteuer: 

a) für braunes Bier 3 Mk., wird jedoch bei jedem Gebräu nach der 
Menge des verbrauchten Malzes bemejjen ; 
b) für weißes Bier 1 ME. 65 Pig. vom Heftoliter. 

Eine Ausfuhrvergütung wird für Bier nicht gewährt. Die Ausfuhr: 
vergätung wird für jeden einzelnen Sud nach dejjen Berhältniffe des Malz: 
verbrauchs zu dejjen Fabrifationsquantum bemejjen. °) 

Die vierte Gruppe wird von Baden gebildet, welches früher für 
15 Liter Bier 3 Sgr. 1°/, Pig. oder 11 Str. Uebergangsiteuer erhob, 
und für diefe Quantität 2 Sgr. 6°/, Pig. oder 9 Str. Steuer bei der Aus 
fuhr vergütete. *) 


) RG.Bl. 1880 ©. 25. S. a. Bayer. Gefek- u. Verordnungsbl. 1879 ©. 1487 ff. 
RG.BL. 1884 ©. 4 Bayer. Gejeß- u. Verordnungsbl. 1889 S. 599 u. 637. 
) Anlage zur Belanntmachung des Neichstanzlers v. 18. Juli 1872 Ziff. I Nr. 24 
1 Nr. 25 und 111 Nr. 2, 
) R.G.Bl. 1883 ©. 841 u, 1884 5. 4, 
9 RG.Bl. 1877 ©. 9. 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1898. 97 
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Dieje Verhältniſſe haben jich geändert, da ſeit 1881 zu Folge 
der Erhöhung der Braustener für 1 Hektoliter Bier eine Uebergangs— 
jteuer von 3 ME. 20 Pig. erhoben und eine Ausjuhrvergütung von 
2 Mt. 50 Pfg. bezahlt wird.') 

Die fünfte Gruppe bildet das Neichsland Elſaß-Lothringen, wo 
jeit 27. November 1870 für 1 Heftoliter jtarfes Bier 2 Mt. 30 Pig. und 
für 1 Hektolite Dünnbier 58 Pig. Uebergangsiteuer erhoben werden.”) 

Durch Verordnung vom 15. Januar 1877 it die Lebergangsiteuer 
für Starfbier auf 2 Mt. 30 Pfg., für Dünnbier auf 58 Pfg. feitgeitellt und 
die nämlichen Sätze für die Ausfuhrvergütung beitimmt.?) 

Nie bereits oben erwähnt, gelten bezüglich des Verfahrens bei der 
tontrole der Uebergangsabgaben hauptjächlich Die in der Ueberein 
funft vom 8. Mai 1841 vereinbarten Grundjäge, *) welche bis auf die meuere 
Zeit einige nicht wejentliche Modiftfationen erfahren haben, jo daß ſich das 
zur Zeit giltige Verfahren im Allgemeinen folgendermaken darjtellt: °) 

l. Bor Allem fteht es jedem Veriender frei, bei der Ueberführung der 
einer Verbrauchsiteuer unterworfenen Gegenjtände von einer VBerbrauchsitener: 
ruppe in die andere, entweder die Waare beim Steueramte’) an der 
ar anzumelden vder Ddiejelbe vom Berjendungsorte aus mit 
einer amtlichen Bezettelung verſehen zu laſſen, es jind jedoch im jedem 
‚Falle die für den Uebergang bezeichneten Straßen (rejp. Eijenbahnen) einzuhalten.” 

2. Wird die Anmeldung an der Binnengrenze gewäblt, jo liegt 
dem Steuerpflichtigen die Vorführung und Deklaration der Waare wie bei 
zollpflichtigen Gegenſtänden ob, es jteht ihm aber frei, die Verjteuerung 
oder jteneramtliche Bezettelung zum Weitertransport (Ein= oder Ausgang) 
zu beantragen. 

3. Je nach dem geitellten Antrage it das Verfahren der Steuer: 
ämter eim verjchtedenes. Die Berfteuerung erfolgt auf Grund der vor: 
genommenen Reviſion nach den allgemeinen Borjchriften. 

4. Die amtlichen Bezettelungen beſtehen hauptſächlich“ aus den jogen. 
Uebergangsicheinen. 

Die Ausfertigung und Erledigung der Uebergangsſcheine 
erfolgt nach den Beitunmungen des mit 1. Februar 1870 in Kraft getretenen 
Begleitichein-Regulativs, joweit diejelben zutreffen, wobei insbejondere der 
$ 53 Diejes Negulativs injofern Amvendung findet, als der Nachweis der 
Erledigung durch Ueberjendung von Erledigungsicheinen geführt wird.?) 


) R.G. Bl. 1881 S. 116, 1884 S. 4. 

Verordnung des General Gouverneurs v. 27. Nov. 1870 (Amtsbl. ee die Zölle 
und indireften Steuern in Elſaß Lothringen 1871 5. 37. RG BL, 1884 S 

Leydecker a. a. O. 5. 257 Bd. Tu. R.G.Bl. 1877 ©. 11, 188. S. 4. 

ü Vieergelegt in den ini Regulativen von 1841. 

Siehe beionder3 die erwähnten Regulative von 1841 (m Pochhammer, Jahr: 
bücher von 1841 u. 1842). 

9 >) Vebergangsitelle ſiehe bierüber das Nähere in Abichnitt VID. 

’) Wegen der Uebergangsitraßen nach Luremburg beim Verkehr mit Branntwein 

1. CEbl v R. 1888 5. 905, 1890 >. 13 
In Württemberg können bet dem Verkehr zwiichen Bayern, Baden, Hohenzollern 
und der Enklave Wimpfen auch ſog. Transportſcheine angewendet werden Verfügung 
des Württemb. Finanz Miniſt. v. 3. Juli 1868, Jabrb. 1868 5. 46 ff.). Auch geſtempelte 
Jradtbriche finden Anwendung Jahrb. 1854 ©. 656 ff.). 
FR: ————— v. 17. Mai 1871 8 246 (Gentralbl. 1871 S. 416, auch Jahrb. 
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5. Wählt der Berjender den andern Weg und läht die amtliche Be 
jettelung‘ ) über die Waare bereits bei dem zuftändigen Steueramte jeines 
Wohnortes ausjtellen,“) jo geht die Sendung nach erfolgter Reviſion und 
Verſchlußanlage mit dem ſteueramtlichen Abfertigungspapier bis zu dem darin 
bezeichneten Steueramte ihrer Beſtimmung, wo nach erfolgter Ablage des Ueber— 
gangsſcheines 2c. und Geſtellung der Waare die weitere amtliche Abfertigung 
nach dem Antrage des Empfängers erfolgt, welche in der Verſteuerung“) oder 
Weiterverjendung der Waare unter Kontrole bejteben fan. Bezüglich der 
Unterfuhung und Beitrafung der Uebergangsitenerdefraudationen und Kontra— 
ventionen finden der Zollfartell vom 11. Mat 1833, bezw. die Bejtimmungen 
des BVereinszollgejeges über die Beſtrafung der Zollitraffälle Anmwendung.*) 

Das Nähere it zu erjeben aus den bereits erwähnten Negulativen des 
Jahres 1841 und aus den Regulativen und Imitruftionen, welche im Sabre 
1854 von verschiedenen Negierungen erlaſſen wurden.) 

Erwähnenswerth jind hier zwei Bundesrathsbeſchlüſſe vom 9. Dezember 
1879) und vom 14. Februar 1882,7) durch welche Erleichterungen für den 
Eijenbahnverfehr mit übergangsiteuerpflichtigem Branntwein und 
Bier nach Bayern, Württemberg, Baden und bezw. Eljaß-Lothringen unter 
gewiſſen Bedingungen zugelaſſen wurden. 

Schließlich iſt noch des Verkehres mit Spielkarten zu gedenken, der 
nach Ziffer 3 des Schlußprotokolls zum Art. 4 des Vertrages vom 8. Juli 
1867 der lLebergangsicheinfontrole dann unterlag, wenn Spielfarten aus dem 
freien Verfehre eines Bundesjtaates nach einem anderen Bundesitaate zum 
Berbleiben oder Durchgange abgefertigt wurden, im welchem eine Stempels 
abgabe hierfür erhoben wurde.) Die Einfuhr derjelben vom Auslande war 
unter gewiſſen Kontrolen erlaubt, diejelben unterlagen aber nicht nur der 
Emgangsabgabe, jondern auch einer nach den gejeßlichen Beitimmungen der 
einzelnen Staaten verjchiedenen Stempelabgabe.’) Auf die Unterjuchung und 
Beitrafung desfallfiger Defraudationen und tontraventionen fand der Zollfartell 
vom 11. Mai 1833 9) gleichfalls Anwendung. 

Durch das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1878 ſind alle dieſe Verhältniſſe 
geändert, da mit 1. Januar 1879 der Spielkartenſtempel als Reichs— 
jteuer'') eingeführt wurde. 


N Uebergangs-Transvortichein oder Frachtbrief. 

) Tie Ausitellung von Uebergangsicheinen joll beim Merfehr auf Eiſenbahnen in 
der Regel Itattfinden Jahrb. 1859 S. 186 auch beim Durchgange der Waare durch eine 
Verbrauchsſteuergruvpe S 47 des Eiſenbahnregul.). 

Retourgehende übergangsiteuerpflichtige Gegenſtände können fteuerfrei gelaſſen 
werden, wenn ihre Identität außer Zweifel iteht (Vereinbarung d. XIII. Gen. Zolltonferenz 
Jahrb. 1859 5. 1871, Br. Gentralbl. 1873 S. 1. Auch kann nad) Buͤndesrathobeſchiuß 
v. 7. Nov. 1874 8 459) ein Erlaß der Uebergangsabgabe ftattfinden. Siehe 
bierüber „Annalen“ 1875 5. 893 u. Pr. Gentralbl. 1875 =. 27, 

4, Siehe Öauptprot. der V. Gen. SZolltonf. $ 27 S. 30, Schlußprot. Nr. 7 Ziff. 7 
zum Bertrage v. 4. April_1853 (Bd. IV der Derträge S. 42, Dauptprot. der VI. General: 
Zolllonferen; $ 38 S. 107) und Abſchnitt Vi. 1. 

Siehe Jahrb. 1854 5. 586 ff. 635 ff. 556 ff. 659 ff. 664 ff. 

6, Gbl. d. R. 1880 5 810. 

Aa. ©. 1882 5. 42. 

*, Siehe Abichnitt IV. 
9, Siehe das Nähere Jahrb. 1868 S. 399, 406, 408, 412, 416, 418, 421, 425, 427, 
429, 431, 437, 449, 455 ff. 

'%) Siehe Art. 3 des Hollfartells. — 1868 S. 125. 

"m Siehe das Nähere in Abſchnitt VI 
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XI. Abſchnitt. 


Reihskontrole der Zoll- und Steuerverwaltung 
(früher 3ollversinskontrole). 


Die jogenannte Zollvereinsfontrole bejteht jo lange wie der Zoll- 
verein, denn jchon im eriten Zollvereinigungsvertrage zwiſchen Preußen, Heſſen, 
Bayern und Württemberg vom 22. März 1833 iſt durch eine Verabredung 
in Artifel 31 und 32") bejtimmt, daß die fontrahirenden Staaten fich gegen: 
jeitig das Recht zugeitehen, den Hauptzollämtern an den Grenzen anderer 
Bereinsitaaten Kontroleure (Stationsfontroleure) und den Zolldireftionen der 
anderen Bereinsjtaaten Beamte (Bevollmächtigte) zu dem Zwecke beizuoronen, 
um von allen vertragsmäßigen Gejchäften Kenntniß zu nehmen und auf die 
Abjtellung etwa hervortretender Mängel hinzuwirken. Sie wurde deihalb 
nothwendig, weil die einzelnen Staaten für die Gemeinschaft die Zölle und 
gemeinichaftlichen Steuern erhoben und verwalteten. Im Separatartifel 11 
Abi. 3 zu Art. 32 des offenen Vertrages vom 22. März 1833?) wurden 
jodann noch nähere Abreden bezüglich der Bertheilung der den Zolldireftionen 
beizuordnenden Beamten, über die Beglaubigung derjelben und deren Gehalt 
getroffen und im Schluhprotofolle zu Art. 32 des offenen Vertrags vom 
gleichen Datum?) eine Gejchäftsinitruftion für dieſe Beamten und deren Ver 
theilung an die verichiedenen Zolldireftionen für die erjten drei Sabre feft- 
gejegt, wonach Preußen jolche Abgeordnete in München und Kafjel, Bayern 
in Köln, Magdeburg oder Erfurt, Württemberg in Darmjtadt, Kurheſſen in 
Münfter, Großherzogthum Heſſen in Stuttgart aufitellen fonnte. 

Dieje mit dem Titel „Zollvereinsbevollmäcdtigte” den Zoll 
Direktionen beigeordneten Beamten jollten nach 8 31 des Münchener Vollzugs— 
protofoll8 vom 14. Februar 18349 als Kommijfäre fämmtlicher 
Vereinsjtaaten mit Ausſchluß desjenigen, bei dejjen Behörde fie affreditirt 
find, fungiren und ihnen daher insbejondere die in ihrem Bezirke befindlichen 
Stationsfontroleure anderer Staaten in Bezug auf Berichterftattung 
untergeordnet fein. Zugleich wurde beftimmt, daß die Inftruftion des 
Bevollmächtigten der Staatsregierung, bei dejjen Behörde derjelbe beglaubigt 
worden, zur Kenntnißnahme mitgetheilt werden jolle. 

Die vorjtehend erwähnten Bejtimmungen des Vertrages vom 22, März 
1833 und des Separatartifels hierzu gingen in die Art. 31 umd 32 des Zoll 
vereinigungsvertrages mit dem Königr eiche Sachſen vom 30. März 1833 ’) 
und Scparatartifel 9 hiezu wörtlich über. Im Schlußprotofolle vom 30. März 
1833 wurde jedoch zu Artikel 32 des offenen Vertrages °) noch weiter bejtimmt, 
dal von Seite der königlich Sächſiſchen Regierung ein Bevollmächtigter an 
die Provinzialiteuerdireftion zu Magdeburg, von Seite Bayerns an die etwa 
zur Errichtung fommende Zolldireftion in Erfurt und von Seite Preußens 
an die Zolldireftion in Dresden abgeordnet werden fünne. 

Gleiche Beſtimmungen bezüglich der Vereinsbevollmächtigten enthält der 
Sollvereinigungövertrag mit dem Thüringiichen Zoll- und Handels 


i) BD. I der Verträge S an Pochhammer, Jahrb. 1834 ©. 41. 
Bd. I Des — S. 19. 

Bd. La. a. O. 27. 

Bd. 1 a. O. 8 275. 

) Bd. La. a. O. S. 124; Pochhammer, Jahrb. 1834 5. 41. 

o) Bd. La. a. O. S. 143. 
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vereine vom 11. Mai 1833 in Art. 31°) und das Schluhprotofoll hiezu 
vom nämlichen Tage, wogegen im Separatartifel 9 zu diefem Wrtifel 31), 
verabredet ijt, dal der Thüringische Verein nur bei bejonderen Veranlafjungen 
Bevollmächtigte an die Zolldireftionen in Magdeburg, Kafjel und Dresden 
abordnen werde, im Uebrigen aber die dort befindlichen Bevollmächtigten der 
anderen Staaten die Aufträge der Thüringijchen Bereinsjtaaten zu übernehmen 
hätten. 

In den Bollvereinigungsvertrag mit Baden vom 12, Mat 1835 wurden 
die Beltimmungen der Art. 31 und 32°) des Zollvereiniqungsvertrags vom 
22. März 1833 und in den Separatartifel 12 zu dem Vertrage von 1835 * 
die Verabredung im Separatartifel 11 zum Art. 32 des Vertrages von 188 
wörtlich übernommen. Auch die Ziffer I des Schluprotofolls vom 22. März 
1833 zu Art. 32 des Vertrages erjcheint wörtlich im Schlußprotofolle vom 
12. Mai 1835, nur it in Ziffer II®) die Ernennung weiterer Bevollmächtigten 
der Generalverfammlung des Jahres 1836 vorbehalten. Das Hauptprotofoll 
der Karlsruher Vollzugskommiſſion vom 5.— 29. Oktober 1836 enthält endlich 
in $ 26 und 27°) noch bejondere Beftimmungen über die Bertbheilung der 
Stationsfontroleure auch bei den Hauptämtern im Innern des 
Vereins und die Aufzählung der hiezu beſtimmten Nemter, jowie Vorjchriften 
über das dienstliche Verhältniß der Stativnsfontroleure, worin 
bejonders hervorgehoben iſt, da diejelben, ohne jich zu Zenjoren der Landes: 
beamten zu erheben, durch gegemjeitige Berjtäudigung die richtige Anwendung 
der gegebenen Borfchriften jichern und Mängeln und Gebrechen mit abhelfen 
jollen. 

Gleiche Berabredungen wurden bei dem Anjchluffe Najjaus an den 
Zollverein in Art. 27 und 28 des Vertrages vom 10. Dezember 1835”), in 
den Separatartifeln und im Schlußprotofolle vom gleichen Datum ®), sowie in 
SS 26 und 27 des Bollzugsprotofolls vom Januar und Mär; 1836°) ge- 
macht, haben jedoch bei der veränderten Stellung und Organiſation des Herzog— 
thums Naſſau als Theil einer Preußischen Provinz feine Bedeutung mehr. 

Dasjelbe gilt von den Verabredungen im Art. 25 des HZollvereinigungss 
Vertrages vom 2. Januar 1836 über den Beitritt der freien Stadt 
Sranffurt a. M.'’) und dem darauf bezüglichen Beltimmungen in dem Se: 
parat-Artifel 12 Ziffer 13'') und dem Schlußprotofolle vom 2. Januar 1836 
zu dieſem Separat-Artifel. '?) 

Durch den Vertrag vom 3. Mai 1841 über die Fortdauer des 
Deutichen Zoll und Dandelsvereins'?) wurde an den vorjtchend erwähnten 
Berabredungen nichts geändert, in der zu Art. 4 diejes Vertrages abgejchlofjenen 
Uebereinfunft wegen Bejteuerung desNunfelrübenzuders vom 8. Mai 





1) A. a. O. Br. 16. 188, Pochhammer, Jahrb. 1834 ©. 41. 
7A a. O. Bd. IS. 196. 
2) A. a. O. Bd. IS. 14. 
Ua. O. Bd. II 23. 

) A. a. O. WB. II S. 47 ff 
YA a. O. Bd. II S. 86. 
) A. a. O. Bd. II S. 211. 
Aa O. Bd. IS. 227. 
A. a. O. Bd. IS. 251. 
) A. a. O. Bd. II S. 279 
A a. O. Bd. II S. 294 
1, A. a. O. Bd. II S. 805 
is) A. a. O. Bd ITS. 1 ff 
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1841 ') aber die VBereinsfontrofe auch bierauf ausgedehnt. Auch durch den 
‘ Zoll und Handelsvertrag wegen des Anjchluffes des Herzogthums Brauır 
ſchweig an den Geſammtverein vom 19. Oftober 1841 wurde feine Mender: 
ung borgenonmmen. Gin Gleiches war bei dem am 13. November 1841 °) 
wegen des Anjchluffes der Grafichaft Schaumburg abgeichlojienen Ber: 
trage der Fall. 

In den Vertrag über die Fortdauer > 0° m Bolle und Handels: 
vereins vom 4 April 1853°) und oem wg. Zrotekoll vom gleichen 
Datum *) wurden die früheren Berabredungen über dir Vereinskontrole wörtlic 
übernommen. Auch bezüglich der sontvole der Rübenzuckerſteuer wurden 
die früheren Beſtimmungen durch Art. 6 der Uebereinkunft vom 4. April 1853 
aufrecht erhalten. 

Ein Gleiches fand bei dem Abjchlufje des Vertrages wegen Fortdauer 
des Deutichen Zolle und Handelsvereines vom 165. Mai 1865°) (ſiehe Art. 
3l umd 32) und bei der Redaktion des Schlußprotofolles biezu vom nämlichen 
Datum (j. Ziff. 16) °) statt. Auch biebei wurde durch Hebereinfunft vom 
16. Mat 1865 Art. 1 zu Art. 12 des Vertrages vom 18. Mat 1865 die 
Bereinstontrole über die Runkelrübenſteuer?) weiter aufrecht erhalten. 

Eine wichtige Thätigfeit wurde den ZJollvereinsbevollmäcdtigten 
durch die Verabredungen bei der Münchener VollzugsKommiſſion im Sabre 
1844 bezüglich des Abrechnungsweſens des Zollvereines mit dem ein: 
zelnen Negierungen zugewiejen, welche in der Anlage XIII zur Beilage XXXVI 
zum Dauptprotofolle der Münchener ie vom 14. Februar 
1834 von $ 2 bis 6 niedergelegt find. *) 

Hieran wurden auf der XV. General-Zollkonferenz einige Abänderungen 
dadurc gemacht, daß der $ 2 und Abi. 1 des $ 3 aufgehoben wurden. 

Eine fernere wichtige Verabredung bezüglich der Thätigkeit der Vereins: 
bevollmächtigten enthält die Beilage VII zum Hauptprotokoll der Karlsruher 
Vollzugs Kommiſſion vom 5. bis 29. DOftober 1835 über die Quartal 
md Jahresabrechnungen,“ wo diejelbe in Ziffer 1 bis 9 feftgejegt it. 

Die III. General-Zollfonferenz jegte in $ 9 des Hauptprotofolls vom 
16. Sept. 1839 umter Ziff. I, II lit. 4 md III bejondere Beſtimmungen 
hinzu, welche für die Thätigfeit der Bereinstontrolbeamten maßgebend jein ſollten. 

Auf der XL General:Zollfonferenz wurde nach $ 41 Seite 116 des 
Hanptprotofolfes derjelben vom 18. Dezember 1854 ausdrücdtich bejtimmt, daß 
die Zollveremsbevollmächtigten und Stationskontroleure berechtigt ſein jollen, 
den Aufnahmen der Lager von Meß: und laufenden Konten 
beizuwohnen. 

Durch eine Beſtimmung im Sep.Art. 1 zu Art. 1 des offenen Vertrags 
vom 8. Mat 1841 ') über die gleiche Beſteuerung innerer Erzeugnijle ın 


"0.0. Bd. ITS, 11 ff. 

2) A. a. O. Bd. UMI S. 214 ff 

*A. a. O. Bo. III S. 284 Fi 

A. a. O. Bd. IV S. 14 u 43 

*A. a. O. Bd. V S. 62. 

é) A. a. O. Bd. V S.7 

A. a. O. Bd. VS. 68. 

a. ©. Bd. I S. 417 ff; ſiehe auch den Abſchnitt iiber das Abrechnungsweſen 
der Zoll u. Steuerverwaltung. 

A. a. O. Bo. I1I S. 120 ff. 

0, Bd. II 3, 152. 
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Preußen, Sachen und den zu dem Thüringischen Zoll und Dandelsvereine 
verbundenen Staaten war die Kontrole der inneren Steuern in diejen Ländern 
den Bollvereinsbevollmächtigten zu Dresden und Magdeburg und bejonderen 
Stationsfontroleuren unter beitimmten Modifikationen übertragen worden. Auch 
im Sep.-Art. 1 zu Art. 1 des offenen Vertrags vom 19. Oft. 1841 ') zwijchen 
Preußen und Braunſchweig wegen gleicher Beſteuerung innerer Erzeugnifje 
wurde die Vereinskontrole hierauf ausgedehnt und wurden dieſe Bejtimmungen 
in den Sep.-Art. 1 zu Art. 1 des offenen Vertrages vom 4. April 1853 ?) 
und in den Art. 9 des Vertrages vom 28. Juni 1864 °) ohne Menderung 
übernommen. 

In Sep.-Art: 9 zum Art. 16 des offenen Vertrages vom 8. Febr. 1842 
wegen des Anjchluffes des Großberzogthums Luxemburg‘) an das Boll 
ſyſtem Preußens und der anderen Staaten des Zollvereins it es jedem der 
fontrahirenden Vereinsmitglieder freigeitellt, Namens des Vereins zeitweiſe oder 
dauernd einen Beamten bei der Zolldireftion in Luxemburg zu Stationiren, um 
alle Berugnifie eines Zollvereinsbevollmächtigten auszuüben. 

Durch Bejchluß der V. General:Zolltonferenz vom Jahre 1842 ($ 55 
des Dauptprotofolls der V. General-Zollfonferenz vom 26. Sept. ©. 87) 
wurde die Stelle des Zollvereinsbevollmächtigten von Seite Bayerns bejett. 

Außerdem wurde verabredet, dal; wenn ein jolcher Beanter von Seite 
Preußens abgeordnet würde, demjelben auch zustehen jolle, von der Aus: 
führung und Handhabung der Gejege Über die inneren Steuern von Brannt- 
wein, Bier, Wein und Tabad Kenntniß zu nehmen, 

Legtere Berabredung wurde im Sep.Art. Ziff. V zu Art. 2 des offenen 
Vertrags vom 26. und 31. Dez. 1853 °) über die Fortdauer des Anſchluſſes 
von Luxemburg an den Zollverein in der Art abgeändert, daß in dent Falle, 
wenn Preußen feinen Zollvereinsbevollmächtigten bei der Zolldirektion in 
Luremburg aufitellen würde, dieje Stelle bezüglich der inneren Stenern durch 
einen bejonders dazu beauftragten Beamten bejegt werden fünne, welcher der 
Großberzoglichen Negierung ein für allemal bezeichnet wird und dem auch alle 
Schriftjtüde über die Boltszählung in Luxemburg vorzulegen ſind. Der Zoll 
bereinigungspertrag mit Yuremburg vom 20./25. Oftober 1865,°) welcher auf 
weitere 12 Jahre, aljo bis Ende 1877 abgeichloflen wurde, bat daran nichts 
weiter geändert. 

Auf der X. General-Zollkonferenz war der Beſchluß gefaßt worden, dab 
die Bollvereinsbevollmächtigten und Stationsfontroleure in dem Yande ihres 
Aufenthalts von den direkten Staats- und Kommunalſteuern befreit ſein ſollen.“) 

Eine Heberjicht der Zollvereins Kontrolbeamten nach den einzelnen Staaten 
und Orten findet ſich beim HDauptprotofoll der XIV. General-Zollfonferenz 
vom 17. November 1859. 

Der Bollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 änderte in Art. 20°) 
die Grundjäge in zwei wejentlichen Punkten, indem er allein dem Präſidium 


1) A. a. DO. Bd. III S. 272, 
„a. O. Bd. IV S. 64. 
4%. aD. Bob. V ©. 250. 
A. a. D. Bd. II S. 375. 
») U. a. D. Bo. III S. 402. 
au D. Bd. V ©. 417. 


) A. a. DO 
Dieſe Beſtimmung iſt durch das Meichsnefeh v. 13. Mai 1870 und durch einen 
Bundesrathsbeſchluß v. 5. „Juli 1872 8 449 des Brot.) abgeändert worden. 
) A. a. O. Bd. V S. 100; Jahrb. von 1868 5. 28. 
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des Bundesrathes des HZollvereins das Recht zur Abordnung diefer Beamten 
nach Vernehmung des Ausichuffes des Bundesraths für Zoll und Steuer: 
wejen einräumte und die Koſten für die Vereinstontrole dem Hollvereine übers 
wies, während früher jeder einzelne Staat die Abordnung jolcher Beamten 
vornehmen fonnte, dafür aber auch die Koſten biefür allem zu tragen hatte. 

Unter Ziffer 1 in Nr. 15 des Schlußprotofolls vom 8. Juli 1867 zu 
Urt. 20 des Vertrages‘) wurde von Seite des Präfidiums (Preußen) auch 
die Verwendung von Beamten anderer Staaten auf bejonderen Wunjch aus— 
drücklich zugejtanden. Ferner wurden als Grundlage der Initruftion für den 
Bollvereinsbevollmächtigten unter Nr. 2 lit. a bis f Grumdiäße aufgeftellt, 
welche mit Ausnahme der durch die veränderte Stellung diejer Beamten bes 
dingten Abänderungen und einer unter lit. d der Verabredung in Ziffer I 
des Separat-Artifels zu Art. 32 des offenen Vertrages vom 22. März 1833 
enthaltenen Beitimmung, welche ausgelafjen wurde, mit der eriten Berabredung 
vom Sahre 1833 wörtlich übereinjtimmen. Es it biedurch die Verein 
fontrole auf die Berwaltung aller gemeinjchaftlichen Abgaben 
(Zölle, Salzabgabe, Nübenzuderitener und Tabadjtener) aus 
gedehnt und der Zollvereinsbevollmächtigte ermächtigt, bei Meinungsver— 
jchiedenheiten mit den Zolldirektivbehörden, welche nicht durch Miniſterialent— 
ſcheidung endgiltig entjchieden worden find, an den Bundesrath des Zollvereins 
zu refurriven. 

Die Deutiche Neichsverfaflung bat in Art. 36 Abi. 2 hierin nur imo: 
ferne eine Aenderung gemacht, als fie beftimmt, dab der Kaiſer die Einhalt: 
ung des gejeglichen Berfabrens bet Erhebung und Verwaltung der Zölle umd 
Verbrauchsjtenern durch Neihsbeamte überwacht, welche er den Zoll und 
Steuerämtern und den Direftivbebhörden der einzelnen Staaten beiordnet. 


Durch einen Erlaß des Neichsfanzlers vom 3. Februar 1874 wurde der 
Titel „Zollvereinsbevollmächtigter”" in: „Neihsbevollmächtigter für 
Zölle und Steuern“ umgeändert. 

Ein Bımdesrathsbeichluß vom 1. Dez. 1873°) hebt die Bejtimmung auf, 
wonach die Neichsbevollmächtigten die vierteljährigen Einnahmeüberjichten zu 
prüfen und zu bejcheinigen haben und bejchränft diejes nur auf die jährlichen 
definitiven Einnabhmeüberjichten für Zölle und VBerbrauchsiteuern. 

Neu it, daß nach Bundesrathsbeſchluß vom 21. Dez. 18739) bei Er- 
lajjenvon Branntweinjteuer, Bierjtener und Zöllen aus Billig: 
feitsgründen der Reichsbevollmächtigte mit jeinem Öutachten zu hören und 
diejes im Berichte zu erwähnen tt, ebenjo, dal; das jährlich von jeder Direftiv- 
behörde an den Bundesrathsausſchuß einzuſendende Verzeichniß über dieſe 
Nachläſſe vom Reichsbevollmächtigten zu beſcheinigen iſt. 

Durch 8 22 des Geſetzes vom 3. Juli 1878 betr. den Spielkarten— 
jtempel und 8 25 des Gejeges vom 20. Juli 1879 betr. die Statijtif des 
Waarenverfehrs wurde die Neichsfontrole auch auf dieje beiden Gegens 
jtände ausgedehnt. 

Die Bejoldungspverhältnijje der re pen und Stations⸗ 
lontrolentc die Reiſekoſten, Taggelder für Dienſtreiſen, Umzugs— 


ef. A. O. Bd. V S. 107; Jahrb. 1868 ©. 37 if. 

a! 581 des Prot., 1. a. preuß,. Gentralbl. 1874 5. 53, 

) 3 618 des Prot. und Preuß. Gentralbl. 1874 ©. 70, 1. a. Abichnitt V und CEbl 
d. R. 1888 ©, 174 und 489, 
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fojten ımd Gmadenfompetenzen für deren Relikten wurden durch ver: 
ſchiedene Bundesrathsbejchlüffe geregelt, nämlich durch die Bejchlüffe vom 
14. Mai 1868 ($ 111 des Brot.), vom 8. Mai 1869 (8 40 des Prot.), vom 
17. April 1870 ($ 30 des Brot.), vom 14. Mai 1870 ($ 73 des Prot.), 
vom 17. März 1871 (8 80 des Prot.), vom 11. Mai 1871 (8 221 des 
Prot.), vom 29. Sept. 1871 ($ 422 des Prot.), vom 27. Nov. 1872, vom 
15. Juli 1873 ($ 508 des Prot.), vom 21. Dez. 1874 (8 581 des Prot.), 
vom 13. Februar 1875 ($ 131 und 132 des Prot.), vom 6. März 1876 
($ 124 des Prot.). 


Nach Bundesrathsbeichluß vom 5. Juli 1872 ($ 449 des Prot.) ijt 
durch das Gejeg vom 13. Mai 1870 die Befreiung der Reichskontrolbeamten 
von den direkten Staats- und Kommunalſteuern ihres Wohnortes, 
wie jie bisher beftand, in Wegfall gefommen. 


Aus vorjtchenden Erörterungen ergeben fich folgende zur Zeit giltige ver: 
taffungsmäßige, gejegliche und jonjt vereinbarte Bejtimmungen für die Kontrole 
der Zölle und Steuern des Deutſchen Reichs. 

Il. Die Einhaltung des gejeglichen Berfahrens bei Erhebung und Ber: 
waltung der Zölle und VBerbrauchsitenern‘; umd der jtatiltiihen Ge 
bühr innerhalb der Zollgrenze des Meichs, dann bezüglich des Spiel: 
fartenitempels im ganzen Neichsgebiete läßt der Kaiſer durch Neichsbeamte 
(zur Zeit noch im Reichsdienſte kommiſſariſch“) verwendete Beamte) überwachen, 
die er aus allen Bundesjtaaten nach Vernehmung des Ansjchuffes des Bundes— 
rathes für Zoll und Steuerwejen entnehmen fann, und theils als Neichs- 
bevollmächtigte an die Zoll und Steuerdireftionen, theils als Stationsfontro- 
feure an die Hauptzoll- und Steuerämter abordnet.?) 


II. In den durch Zoll und Handelsverträge dem Zollgebiete des 
Deutjchen Neiches angelchloffenen, außerhalb der Neichsgrenze liegenden aber 
zum deutſchen HZollgebiete gehörigen Ländern anderer Staaten (Quremburg 
und dem Dejterreichiichen Gemeinden Jungholz und Mittelberg an der 
Bayeriſch Vorarlbergiichen Grenze) wird die Vereinsfontrole durch die Reichs— 
organe ebenfalls vertragsmäßig ausgeübt.) 


” Bındesrathsbeichluß v. 12. April 1872 $ 150 des Prot., ſ. a. Laband's Finanz: 
recht des Meichs, „Annalen“ 1873 ©. 474 u. 479 und deilen Staatsrecht des Deutichen 
Reihs Bo. IS. 258, 260, 321. 

*, Die Beamtenftellen iind nicht etatsmäßig und ericheinen im MNeichshaushalt unter 
Reichskommiſſariate für die Kontrole für Zölle und Steuern. 5. Bericht des Bundesraths- 
ausichufles v. 1. Mai 1868, Trudi. Nr. 59. 

’) Bundes: reip. Neichögeiegblatt v. 1868/1871 unter Bollvereinsbeamte — Art. 36, 33 
und 34 der Reichsverfaiiung, Ziff. 1 in Nr. 15 des Schlußprot. zu Art. 20 des Zollvereinig- 
ungsvertrags v. 8. Juli 1867. — Siehe Abichnitt III. Ta in Art. 36 Abj. 2 der Meichs- 
vertallung nur von der Kontrole des geleklichen Verfahrens bei Erhebung und Verwaltung 
der Zölle und Verbrauchsſtenern die Nede ilt, die Ueberwachung der Erhebung und 
Werwaltung des Spielfartenitempels durch die Meichstontrole in 8 22 des Geſetzes 
vom 3. „juli 1878 beionders ausgeiprochen ift, dagegen aber darauf bezügliche Beſtimmungen 
im Gelege v. 10. uni 1869 betr. die Wechlelitempelftener und in den Gefeken vom 
1. juli 1881 und v. 3. juni 1885 betr. die Neichsitempelabgaben feblen, fo it es 
mindeitens zweifelhaft, wie weit ſich bei leßteren die Reichstontrole zu eritredten babe. Jeden— 
falls kann angenommen werden, daß eine Kenntnißnahme über die Erhebung und Wer: 
waltung dieſer Neichsjteuern den Organen der Neichstontrole nicht verwehrt werden kann; 
ein Einſpruchsrecht der Bevollmächtigten müßte wohl geſeßzlich geregelt fein. 

*, Siehe Verträge mit Yırremburg vom 8. Februar 1842 Art. 16 und SepArt. 9 
vom 26./31. Dezember 1853, Art. 2 und Sep.Art. hierzu v. 20.25. Oft. 1865; Vertrag 
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III. Für die Gejhäftsführung diefer Beamten find folgende Be 
timmungen maßgebend, umd zwar: 
A. Für die Neichsbevollmäctigten: 


I. Die Verabredung in Ziff. 2 Nr. 15 des Schluhprotofolls zum Zoll: 
vereinigungsvertrage vom 8. Juli 1867, ') die ‚Folgendes bejtimmt : 

Als Grundlage der im diejem Artitel erwähnten Inftruftion,?) welche 
das Geſchäftsverhältniß der den Direktivbehörden der Vereinsſtaaten beizu— 
ordnenden Bevollmächtigten näher beſtimmen ſoll, iſt verabredet worden, daß 
ein ſolcher Bevollmächtigter da, wo er ſeinen Sitz erhalten hat, die nachſtehend 
beitimmte Wirkſamkeit auszuüben berechtigt ſein joll: 

a) Derjelbe kann allen Sigungen der Direftivbehörde beiwohnen. Eine 
jede Verfügung und Anweiſung, welche die lettere oder deren Bor: 
ſtand in Beziehung auf die Verwaltung der gemeinjchaftlichen Abgaben 
an die ihr untergeordneten Behörden ergeben läßt, mul vor der Aus: 
fertigung ihm, jofern er am Orte amvejend tt, zur Eimjicht im Kon— 
zepte vorgelegt und darf nicht eher ausgefertigt werden, als nachdem 
er jein Viſa beigejegt hat. 

b) Diejes Viſa joll der Bevollmächtigte zwar weder verweigern, noch 
verzögern Dürfen, bei Ertheilung desjelben it er jedoch berechtigt, 
wenn er befürchtet, day aus dem Vollzuge der Verfügung oder An— 
weiſung em Nachtheil für den Zollverein entſtehen möchte, jeine ab- 
weichende Anficht motivirt auf dem Konzepte zu vermerfen, 
und zu verlangen, daß die Direftivbehörde wenigjtens gleichzeitig mit 
dem Grlafje der fraglichen Verfügung an das ihr vorgejegte Mini— 
ſterium Bericht erjtatte. 

Inſofern das letztere nicht rechtzeitig Nbbilfe getroffen haben oder 

eine Berständigung mittels Korreſpondenz der Miniſterien oder der 

oberiten Zollbehörden der betreffenden Staaten nicht inzwischen em: 
getreten ſein jollte, it an den Bundesrath des Hollvereins zu rekur— 

ER um die Differenz und den ehvaigen Anſpruch auf Entjchädigung 

3 Vereins gegen diejenige Negierung, deren Behörde dazu Verau— 

Rs gegeben bat, zur Enticheidung zu dringen. 
Zu den Befugniſſen des Bevollmächtigten gehört aud) die 
Viſitation des Grenz: und Nevitionsdienites auf der Zolllinte und des 
Verfahrens bei der Boll- und Steuererhebung in dem Gebiete, wo er 
beglaubigt iſt, wobei derjelbe ſich der Weibilfe der ihm hierzu ange 
twiejenen Beamten bedienen kann. Er iſt jedoch nicht berechtigt, bei 
jolchen Nevifionen Befehle an die Zoll oder Steuerbeamten zu er 
theilen oder Anordnungen in der Verwaltung zu treffen, vielmehr 
kann er nur bei der betreffenden Direktivbehörde die ſchleunige Ab: 
itellung der von ihm etwa entdeckten Mängel in Antrag bringen. 

) Es jteht dem Bevollmächtigten wie jedem Mitgliede der Direftiv- 
behörde die Einjicht der Aften, Bücher, Nechuungen umd 
Register ze. ſowohl diejer Behörde, als auch der Zoll- und Steuer- 
erhebungsbehörden zu. 


[bi 


di 


Ku; 


zwiſchen Tefterreih ımd Bayern wegen Anschluß der Gemeinde Jungholz Aa 1868 


Art. 13 und wegen Mittelbera_ Vertrag v. 1. Mat 1891. R. 8.91. 1891 
Bo. V der Verträge S. 107 ff.; Jahrb. 1868 S. 37 ff. 
” Tiefe Inſtruktion iſt noch nicht erlaiien. 


V. 
En 
S 
—⸗ 
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f) Er fann die Rechnungen über die gemeinjchaftlichen Abgaben prüfen 
und Dagegen Erinnerungen machen, ohne jedoch die Führung und Ab: 
nahme derjelben, ingleichen die Entjchetdung der Erinnerungen durch die 
dem Rechnungsführer vorgejehte Dienftbehörde aufzuhalten. Findet er 
die Enticheiding dem Bereinsinterejje nicht entiprechend, jo hat er den 
betreffenden Gegenjtand bei dem Bundesrathe zur Anzeige zu bringen. 

II. Gilt noch die Verabredung der III. Seneralzolltonere, welche im 
S 9 des Hauptprotofolls vom 16. September 1839 unter Ziffer I näher fejt- 
geſtellt iſt und durch welche Folgendes beſtimmt ift: 

1. Die Thätigfeit der Neichsbevollmächtigten umfaßt alle Gegenstände 
der gemeinjcharftlichen Zollverwaltung. 

Unter dieſer it jedoch nicht blos die Solverwaltung im engeren Sinne, 
jondern Alles zu verjtehen, was jich auf den Vollzug der Bereinsverträge und der 
zu deren Ausbildung weiter getroffenen Bereinbarungen bezieht, injorveit hierbei 
ein Intereſſe des Geſammtvereins oder anderer Beremsitaaten in Frage fünmt. 

Dahin gebören namentlich: 

a) die Ausführungen der Vereinbarungen über die Llebergangsabgaben, 

b) die Zollbeginitigungen auf Vereins: und private Nechmung, 

ce) die Verhandlungen der Zollbehörde über gewerbliche und Verkehrsver— 
hältniſſe, bei welchen das Intereſſe anderer Vereinsſtaaten berührt wird, 

() das Perſonal der Zollverwaltungs- und Aufſichtsbeamten, ſofern es 
jich um deijen Vermehrung, um deſſen Vertretung im Urlaubs und 
Krantheitsfällen, um Abhilfe wahrgenommener Mängel, um Beſtraf— 
ung vorgefommener Dienſtnachläſſigkeiten, Unterordnungen und Prlicht 
widrigfeiten, um Verſetzung oder Entfernung einzelner Beamten vom 
Amte aus dienftlichen Rückſichten handelt. 

2. Damit der Bevollmächtigte jeiner Aufgabe genügen könne, bat derjelbe 
die Befugniß umd Verpflichtung: 

a) den Sitzungen der HZolldireftionen, in welchen über dieſe Gegenjtände 

verhandelt wird, beizuwohnen; 

b) dem hierauf bezüglichen Verfügungen derſelben an Die ihr unterge— 
ordneten Behörden, mit Ausnahme der im Zabe 3 bezeichneten Fälle, 
jein Viſa im Konzepte beizujeßen ; 

e) von den übrigen, nach Sag 1, die Ihätigkeiten des Bevollmächtigten 
berührenden Schlußfaſſungen der Zolldiveltion, ausgenommen die im 
Sate 4 erwähnten, Kenntniß zu nehmen. 

3. Verfügungen der HBolldireftion an die ihr untergeordneten Behörden 
bedürfen des Viſas des Bereinsbevollmächtigten nicht: 

a) wenn jie die Auswahl, die Prüfung, die Gehalts-, die Penſions- und 

andere perjönliche Verhältniſſe der Beamten betreffen, 

b) wenn ſie Straferkenntuiſſe ſind, welche die Zolldirektion (nach der 
Verfaſſung einzelner Vereinsſtaaten) in adminiſtrativ-richterlicher Eigen— 
ſchaft zu erlaſſen hat. 

Ber brevi manu abgehenden Dekreten, ſoweit ſie bloße Rückfragen ent— 
halten oder informatoriſcher Natur ſind, kann, wo es die Beſchleunigung des 
Geſchäftsganges erfordert, von Einholung des Viſas gleichfalls Umgang ge— 
nommen werden. 

4. Der Kenntnißnahme des Bevollmächtigen können außer allen priva— 
tiven Angelegenheiten des betheiligten Staates, wie ſich nach Sag 1 von ſelbſt 
veritcht, entzogen werden: 
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a) die Korreſpondenz der Zolldireftion mit anderen Vereinsbevollmächtigten 
und mit den Stationskontroleuren ; 

b) ausnahmsweije die Meinifterialforrefpondenz und die Korrejpondenz 
mit foordinirten und fremden Behörden, fofern diefe Korrefpondenzen 
nicht zu Ergebniffen führen, welche zu den Gegenjtänden gehören, 
auf die fich nach Sat 1 die Thätigfeit der Bereinsbevollmächtigten 
erſtreckt. 

5. Für wünſchenswerth wird es erachtet, daß dann, wenn eine Korre— 
ſpondenz der Zolldireftion mit dem vorgejegten Minifterrum der Kenntnißnahme 
des Vereinsbevollmächtigten nicht vorenthalten (jefretirt) werden will, ihm 
— wo immer möglich — gleich bei Erjtattung des Berichtes an das Minis 
fterium von deſſen Inhalt Kenntniß gegeben werde, damit jeine etwaigen Bes 
denfen zugleich mit dem Berichte der Zolldireftion zur Kunde des Meinifteriums 
gelangen können und die Fälle, wo nach gejahter Miniſterialentſchließung erit 
noch Bedenken hervortreten umd nur eine Korreipondenz unter den Minijterien 
verjchiedener Vereinsftaaten eröffnet werden muß, thunlichſt vermieden werden. 

6. Dem Bevollmächtigten jteht die Einjficht der Gejchäftsjournale (Eine 
und Auslaufjournale, Regiſtranden) der auf jeinen Wirfungsfreis bezüglichen 
Akten, Bücher, Regiſter und Rechnungen, wie jedem Direftionsmitgliede zu. 
Er foll jedoch dabei die Dienſtſtunden einhalten, die VBorjchriften wie jedes 
Direktionsmitglied in gleichem Falle beobachten, auch darauf Bedacht ‚nehmen, 
daß hierdurch der Geichäftsgang nicht geftört werde. 

7. Im Fall ſich der Bevollmächtigte vom Orte der Direktion, bei welcher 
er fungiert, entfernt, hat derjelbe diejer Behörde oder ihrem Borjtande jedesmal 
Nachricht von dem Zeitpunkte jeiner Abreife und jeiner Zurückkunft zukommen 
zu lafjen, damit Vorkehrungen zur Verhinderung von Gejchäjtsverzögerungen 
im ſolchen Fällen getroffen werden fünnen. 

111. Hat noch Geltung die Verordnung in $ 2 bis 6 der Anlage XIII 
zur Beilage XXXVI des Hauptprotofolls dev Münchener Bollzugsfommijiion 
vom 14. Februar 1834,') wonach 

a) Uebertragungen aus einem Etatstitel zu dem anderen, vejp. VBeränder: 
ungen in der Organijation, wenn fie das Mai von fünf Prozent 
überjteigen, jedesmal der Zuftimmung des bei der betheiligten Zoll 
direftion fungirenden Bevollmächtigten bedürfen.) Dieje kann nicht 
verjagt werden, joweit es jich dabei um eine im Ganzen zuläfjige 
Erjparung, 3. B. bei der Verwandlung eines Hauptamtes in em 
Nebenamt I oder eines Nebenamts I in ein jolches II. Klaſſe handelt. 
Sonſt ift aber hiebei der Grundjag zu beobachten, daß Uebertrag— 
ungen aus eimer der jachlich begründeten Hauptabtheilungen des Etatd 
in die andere, aljo namentlich aus den Koſten für die Zollerhebung 
und Abfertigung in die Ausgaben für den eigentlichen Zollichug und 
umgetchrt aus legterem zu erjterem, nicht vorfommen dürfen, und 
wo ausnahmsweile eine jolche veränderte Beltimmung in Anſpruch 
genommen wird, dieſe der Zuſtimmung des Bevollmächtigten, welche 
jedoch in dieſen Fällen nur unter Vorbehalt hiernächjtigen Beſchluſſes 


) Bd. I der Verträge 5. 418 ff. 

”) Nach Bundesrathsbeichluß vom 27. Juni 1873 ($ 463 des Prot.) ift bei nothwendigen 
Organifationsveränderungen, welche in der Grenzzollverwaltung Mebhrausgaben veranlaſſen, 
jedesmal der Neichsbevollmächtigte zu hören und im Einvernehmen mit demielben zu handeln. 
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in der jährlichen Zuſammenkunft der jämmtlichen Vereinsbevollmäch- 
tigten, jeßt des Bundesraths, zu ertheilen it, unterliegt.‘) 
Ueberjchreitungen der Etats-Quanti, joweit fie dem Vereine in Rech- 
nung gejtellt werden wollen, unterliegen jedesmal der Zurftimmung 
des Bevollmächtigten.?) 

Dem bei der Zolldireftion fungirenden Bevollmächtigten ſteht es zu 
und liegt es ob, jich von der wirklichen Berwendung der in das 
Panjchquantum (Zollverwaltungsetat) einzurechnenden Summen zu 
überzeugen. 

Ueber die dabei ftattgefundenen Mehranusgaben und Erjparniffe 
Jind demjelben die nöthigen Erläuterungen zu gewähren, auf deren 
Grund er jein Gutachten über die zu Laſten des Vereins anzuerfennende 
Geſammtſumme abgibt, welches den, nach Ablauf des Jahres an das 
Zentralbureau, jegt Ausſchuß des Bundesrathes für das Nechnungs- 
wejen, in Berlin einzujendenden Negifterabjchlüffen beigefügt wird.?) 

d) Die Befugniß und Verpflichtung des Bevollmächtigten bejchränft fich 

hierbei nicht blos darauf, die Nichtigkeit der geleiteten Ausgaben zu 
prüfen, jondern er hat zugleich auf den Grund jeiner Wahrnehme 
ungen im Laufe des Jahres, ſich im Allgemeinen über die Zuläjjig- 
feit künftiger Erjparungen, nicht minder aber über die im allgemeinen 
Dienftinterejje zwedmäpigen Etatserhöhungen, im Hinblick auf die 
Verwaltung in dem Gejammtbereich jeines Wirkungskreiſes prüfend 
zu äußern, und durch jolches Gutachten zur jachverjtändigen Bor: 
bereitung der anderweiten ‚zejtitellung der Pauſchquanti, jetzt Zoll 
verwaltungs- Etats (nach Ablauf der erjten zweijährigen Periode) 
mitzınvirfen. *) 

IV. it bier anzuführen die Verabredung in Beilage VIE zum Haupt- 
protofoll der Karlsruher Vollzugskommiſſion vom 5.—29. Oft. 1835 über 
die Quartald- und Jahresabrechnungen Ziffer 4,°) wonach die von den Boll: 
direftionen auf Grund Hauptamtlicher Zujammenftellungen gefertigten Ein 
nahbmeüberjichten der Zollgefälle von dem bei der Direktion beglaubigten 
Bevollmächtigten auf Grund der hauptamtlichen Negiiterauszüge und Abjchlüffe 
geprüft werden jollen und deren Nichtigkeit zu beftätigen ift. Nach Bundes: 
rathsbejchluß vom 1. Dezember 1873°) ift diefe Prüfung umd VBejtätigung 
vom Bevollmächtigten nur noch für die definitiven Eimnahmeüberjichten der 
Zölle und Steuern abzugeben. 

V. Ueber die Mitwirkung des Vereinsbevollmächtigten bei Aufftellung des 
Baujhjummenetats (HZollverwaltungsetats) jind noch nachitehende Ver— 
abredungen der VIII. Generalzollfonferenz ?) maßgebend: 


zZ 


5) 
= 


Aa O. Bb.18 2. 

) A. a. O. 83. 

) A. a. O. $4 Siehe auch Bundesrathsbeſchluß vom 28. Juni 1872 8 421 Ziff. III, 
wonach der Bevollmächtigte über die Anrechnungsfäbigkeit der liquidirten Beträge ein den- 
jelben beizufügendes Gutachten abzugeben bat, in welchen zugleich zu beicheinigen it, daß 
die nachgewieſenen wirklichen Ausgaben mit den Unterlagen übereinftimmen. Die zum Zwecke 
diefer Begutachtung und Beicheinigung erforderlichen Erläuterungen find dem Bevollmächtigten 
zu gewähren (ſiehe auch Abichnilt IX). 

NRA. a. O. 8 5. 

) Bd. II der Verträge S. 120 ff. 

8 581 des Prot. Preuß. Gentralbl. 1874 S. 53 und Nbichnitt IX. 

) Hauptpr. vom 17. Mugujt 1846 5 28 Nr. 1—4. 5. auch Abichnitt IX. 
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a) Wenn es jich in einem Bundesjtaate um Aufitellung neuer Pauſch⸗ 
ſummenetats Zollverwaltungsetats handelt, wird dem Bevollmächtigten jeder: 
zeit Öelegenheit gegeben, jich über die durch dem neuen Etat zu beantragenden 
Veränderungen gegen den bisherigen Zuſtand gutachtlich zu äußern. 

b) Zu dem Ende werden die Direftivbehörden, in gleicher Art, wie ſolches 
schon jegt hinjichtlich der Jahresüberjichten über die verwendeten Baujchjummen 
geichieht, die Entwürfe zu neuen Pauſchſummenetats (Zollverwaltungsetats) nebit 
den dazu gehörigen Unterlagen, bevor jie jolche ihrer vorgeiegten Behörde zur Ge: 
nehmigung und Feſtſtellung einreichen, dem Bevollmächtigten zu dem Zwecke mit- 
theilen, um jeine Bemerkungen darüber ſchriftlich beizufügen, welche legteredemnächft 
bei Einreichung der Entwürfe ꝛc. an die vorgelegte Behörde mit vorzulegen find. 

c) Diefe Bemerkungen werden bierauf dem der General: Zolltonferenz ‘) 
zur Prüfung und Unerfennung vorzulegenden neuen Pauſchſummen-Etat (Zoll 
verwaltungsetat) beigefügt werden. 

d) Das vorjtehend (unter a bis ec) bezeichnete Verfahren findet auch 
dann jtatt, wenn Veränderungen in den Pauſchſummen nicht durch Aufftellung 
neuer Pauſchſummenetats (Zollverwaltungsetats), jondern auf anderem Wege 
und in anderer Form beantragt werden. 

VI. Die Erlaſſe von Bier: und Branntmweinsteuer, jowie der Ein: 
gangszölle aus Billigfeitsgründen hat der Neichsbevollmächtigte zu begut— 
achten und die jährlichen Ueberjichten zu bejtätigen. ?) 

VI. Dienjtlich find die Bevollmächtigten dem Reichskanzler beziehungsweiie 
dem Neichsichagamte untergeordnet, wohin ſie auch ihre Berichte zu erstatten haben.°) 

B. Bezüglich der Stattonsfontroleure bet den Haupt-Zoll- und 
Steuerämtern gilt: 

1. Nach 8 26 Ziff. 1 des Protokolls der Karlsruher Vollzugs- Kommiſſion 
vom 5./29. Oftober 1835 der Grundjag, dat diefelben ihren Beruf am Beiten 
erfüllen, wenn fie, durch lebendige Anschauung geleitet, in offenem Zuſammen— 
wirfen Gleichförmigfeit der Behandlung herbeizuführen jtreben, auf dem Wege 
gegenjeitiger Berftändigung die richtige Anwendung bejtehender Vorschriften 
fichern und Mängeln und Gebrechen mit abbelfen, ohne ſich zu Zenſoren der 
Landesbeamten zu erheben oder ſich im Verhältniſſe zu Ddiejen die Stellung 
von Oberbeamten anzumaßen. 

2. Iſt ihnen nach $ 9 Ziffer III des Hauptprotofolls der III. General- 
Zolltonferenz vom 16. Sept. 1839 eingeräumt: ) 

a) die Einjicht der Korrejpondenz-Sournale (der Eingangs und Abgangs- 
Regiitranden, Einlaufs- und Auslaufs-Journale), mit Einſchluß der bejonderen 
über das Prozeßweſen, ſowie aller die gemeinjchaftliche Zollverwaltung be 
treffender Akten, Bücher und Regiſter, endlich auch der Prozehaften derjenigen 
Haupt und Nebenämter, denen jie beigeordnnet find, unangejehen ob jie im 
Bezirke ihrer Aemter ihren Wohnfig haben, oder nicht, im Gejchäftslofale der: 
jelben und innerhalb der gejeglichen Gejchäftsitunden, wobei ſich jedoch = 
jelbjt verjtehe, dab hierdurch der Geſchäfts-, namentlich der Prozeßgang, 
feiner Beziehung gejtört oder aufgehalten werden dürfe; 


R ‚vet dem Bundesrathe. 
2) Bımdesratbsbeihluß v. 21. Der. 1873 8 681. Nr. 32 der Anweiſung zur Aus 
führung des Bereinszollgejehes, Gbl. d. R. 1888 S. 489 und 174. 
Reſtript des Vorſitzenden des Sundesraths des Bollvereins vom 28. Dez. 1868 
(Jahrbücher v. 1869 S. 561; „Annalen“ 1870 ©. 139). 
Jahrb. 1869 ©. 568. 
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b) stehen ihnen die Einficht der Ordre: und Tagebücher der Grenzauficher 
zu umd iſt ihnen auch nicht zu verjagen, ervünjchte Notizen zu gelegener Zeit 
aus den Tagebüchern der OÜbergrenz-stontroleure zu entnehmen; 

ce) wiederholt hat man jich übrigens bei Ddiejer Gelegenheit dahin aus— 
geiprochen, das die Abjicht nicht dahin gehe, den Stattonstontroleuren in 
irgend einer Weije einen unmittelbaren Einfluß auf die Sejchäftsführung ſelbſt 
zu verichaffen, dab man vielmehr nur bezwede, dieſe Beamten in den Stand 
zu jegen, überall diejenige Kenntniß von der Gejchäftsführung zu nehmen, 
deren jie zur Erfüllung ihrer Pflichten bedürfen. 

3. Dienftlich find diejelben den Bevollmächtigten untergeordnet, an die 
fie auch zu berichten haben.“) Diejelben fünnen ihnen auch einen 14-tägigen 
Urlaub ertheilen.?) 

In. Bezüglich der Bejoldungsverhältnijje, der Reiſekoſten, 
Taggelder, Umzugsfojten, Bureaufojten diejer Beamten, jowie 
bezüglich der Gnadenfompetenzen ꝛc. für die Angehörigen der im Reichs— 
dienjte verjtorbenen Ktontrolbeamten gilt zur Zeit Folgendes: 

A. Die Neihsbepollmädtigten beziehen ohne Unterjchted 6000 Mk. 
Gehalt und 2400 Mi. Stations- Zulage, aus welcher die Amtsunfoiten 
zu bejtreiten ſind.) Außerdem bezieht jeder Bevollmächtigte jeit 1. San. 1873 
den geiegmähigen Wohnungsgeldzujchug.‘) Für Schreibbilfe und 
talfulaturarbeiten, für Drudiachen umd Die hierfür verauslagten 
Buchbinderlöhne werden die baaren Auslagen vierteljährlid auf Grund 
vorgelegter Liquidation vergütet.?) 

Für Dienjtreijen®) erhalten diefe Beamten ein QTaggeld von 12 Mt., 
dann 3 ME. für jeden Ab- und Zugang von und zu der Eijenbabnjtation 
und dem Dampfichiff, ferner für jeden Kılometer, den jie auf der Eijenbahn 
oder auf Dampfjchiffen zurücklegen, 13 Pf., und für Reifen, welche nicht auf 
Eijenbahnen oder Dampfichiffen zurücgelegt werden, 60 Big. für den Kilometer. 

Ber Umzügen werden die Neichsbevollmächtigten als Beamte der Nr. IV ın 
$1 und der Wr. IH in $ 10 des Neichsgejeges v. 21. Juni 1875 behandelt.”) 


Nach einem Bundesrathsbeichlufje v. 5. Juli 1873°) joll bei Vergütung 
der Umzugsfojten der Wohnungsgeldzuſchuß außer Anſatz bleiben. 

B. Die Stationsfontroleure beziehen ohne Ausnahme einen jähr- 
lihen Gehalt von 3000 ME, und eine Stationszulage von 900 ME., 
woraus jie die Amtsunfoften zu bejtreiten haben. °) 


") Münchener Vollzugsprot. v. 14. Febr. 1834 $ 31 und Entſchließung des Vorſitzenden 
des Yundesraths des Zollvereins v. 28. Dez. 1868; Sahrbücher v. 1869 5. 561; „Annalen“ 
1870 5. 139. 

?, Mejtript des Vorſitzenden des — —— * 19. Juli 1869, R. K. A. Nr. 8086. 

) Bundesrathsbeſchluß v. 27. Nov. 1872 8 484. 

*) Bundesrathsbeſchluß v. 5. Juni 1873 8 508 des Prot. Nach der III. Stufe des 
Beiches v. 30. Juni 1873. Reichsgeſetzbl. 1873 € 166 ff. 

5, Bundesrathsbeſchluß v. 23. Febr. 1875 8 132. 

6) Reichsgeſetz v. 21. ren 1875; Neichsgeiegbl. 1875 5. 249 ff. und Bundesraths: 
befehluß v. 6. Mär 1876 $ 

’, Nach — A v. 6. März 1876 $ 124. 

*", 8 508 des Prot. 

® Bundesratbsbeichlufi v. 11. Mai 1871 8 211. Der Gehalt wurde am 1. April 
1889 an von 2700 M. auf 3000 M. erhöht. 
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Außerdem erhalten diefelben jeit 1. Jan. 1373 den gejegmäßigen Wohn: 
ungsgeldzujchuß nad der V. Stufe des Gejeges v. 30. Juni 1873 auf 
Grund des Bundesrathsbejchluffes v. 5. Juli 1873.') 

Verauslagte Buchbinderlöhne werden ihnen vierteljährig auf Grund ihrer 
Liquidationen vergütet. 

Für Dienjtreijen erhalten diefelben an Taggeldern IME. bei lleber- 
nachtung und 4 Mk. bei Neifen ohne Uebernachtung, wenn die Abwejenheit 
von Wohnjige umd die Dauer der dienjtlichen Bejchäftigung auswärts minde— 
jteng 6 Stunden beträgt. 

Die Neijefoften werden ihnen nach dem wirklichen Mufwande erjegt.?) 

Die Umzugskoſten werden den Stationsfontroleuren nach dem Geſetze 
v. 21. Juni 1875 vergütet und ſind diejelben bezüglich der Bejtimmungen in 
& 1 des Geſetzes v. 21. Juni 1875 der V. und bezüglich derjenigen in $ 10 
gleichfalls der V. Beamtenfategorie zugewiejen.*) 

C. Bezüglich der im Vereinsdienſt verjtorbenen Bevollmächtigten 
und Stationskontroleure gelten folgende Beſtimmungen: 

a) Die Wittwe und eheliche Deszendenz eines während jeiner 
Verwendung im Dienjte des Vereines (Neiches) an jeinem Stationd 
orte verjtorbenen Beamten erhält für das auf den Sterbemonat fol 
gende Quartal den Betrag des Gehalts und der Stationszulage des 
Veritorbenen als Gnadenfompeten;. 

b) Der Neichsfanzler iſt ermächtigt, auch dann, wenn der Beamte in 

dem bezeichneten Falle ohne Dinterlajjung einer Wittwe 
oder cheliher Deszendenz veritirbt, nach Lage des Falles dieje 
Gunadenkompetenz zu gewähren, wenn der Berftorbene Eltern, 
Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegefinder, deren Ernährer er 
war, in Bedürftigkeit hinterläht oder wenn der Nachlaß nicht aus- 
reicht, um die often der legten Krankheit oder des nothdürftigen 
Begräbniſſes zu bejtreiten. 
In Sterbefällen der bezeichneten Art jind den Hinterbliebenen auch 
Umzugsfojten nah Mahgabe der in Anjehung des VBerjtorbenen 
anmwendbaren Grundjäge zu gewähren, jofern die Hinterbliebenen an 
dem Stationsorte des Verjtorbenen einen Hausſtand bilden.*) 

V, Die nachjtehende Ucberjicht der Neichsbevollmächtigten und Station 
fontroleure nach ihren Wohnfigen und den Behörden, denen jie beigegeben find, 
gibt ein Bild von der Vertheilung derjelben im Zollgebiet des Deutjchen 
Neiches Es geht daraus hervor, daß 14 Bevollmächtigte bei 24 Direftiv: 
behörden beglaubigt und 42 Stationsfontroleure denjelben beigegeben jind, 
welche die Neichskontrole bei jämmtlichen Dauptämtern ausüben. Unter den 
Bevollmächtigten befinden ſich 5 Preußische, 3 Bayerische, 2 Sächſiſche, 1 Württem: 
bergiicher, 1 Badischer, 1 Heſſiſcher und 1 Eljay-Lothringiicher Beamte, unter 
den Stationsfontroleuren aber 20 Preußiſche, 8 Bayerijche, 4 Sächſiſche, 
3 Württembergijche, 2 Badiſche, 2 Heſſiſche, 1 Mecklenburgiſcher, 2 Elſaß— 
Lothringische Beamte. 


& 


8 508 des Prot. 

) Bundesrathsbeſchluß v. 23. Febr. 1875 8 131 und 6. März 1876 8 124 des Prot. 
Die Stationskontroleure zu Hamburg und Berlin erhalten eine jährliche Entſchädigung von 
300 M. für dienstliche Fahrten im Stadtbezirte. Bundesrathsbeſchluß v. 14. Mat 1870 5 73. 

) A. a. ©. $ 124 des Prot. 

) Bundesratbsbeichluß vom 8. Mai 1869 5 40. 
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leberficht 
der Reichsbevollmächtigten für Zölle und Steuern und der Stationsfontroleure 
nad ihren Wohnſitzen und Juſpektionsbezirken.) 


J. Reichsbevollmächtigte BE 5 IL Stationstontrolenre 
Direktivbehörden, | R ä u R 
S Wohnſitze denen fie ber || Wohnſitße Hauptämter, denen fie beigeordnet find 

neordnet 5 





I 

J Tilſit | Memel, Tilſit, Eydtkuhnen, Gum— 

binnen, Friedland, 

2. Königsberg Königsberg, Pillau, Proſtken, Jo— 
hannisburg, Neidenburg, Oſterode, 
Braunsberg. 

Danzig, Elbing, Marienwerder, Br. 
Stargardt, Thorn, Deutſch-Krone, 
Stvahburg i/ W. 

4.| Stettin Stettin, Smwinemünde, Nolberger: 

| münde, Nügenwalde, Stolp, Schivel: 

| bein, Stargard, Stralfund, Wolgaft. 
Poſen, Wogorzelice, Stalmierzyce, 
Strzalkowo, Bromberg, Liſſa, Meſeritz. 
6 Berlin Berlin, Potsdam, Brandenburg, Neu— 
Ruppin, Eberswalde, Prenzlau. 
7. Frankfurta.O. Frankfurt a. O, Kottbus, Kroſſen, 
8 





Provinzialſteuer⸗ 
direktionen zu 
nönigsberg 
und Danzig. 


1. | Königsberg 





3. Tanzig 

| 

| 

2: Stettin Brovinzialiteuer: 
| direftionen zu 





Stettin und 


Poſen. 


3: Berlin Provinzialſteuer— | 





5. Poſen 


direftion zu 
Berlin. 
Lüben, Landsberg a. W. 

Breslau Breslau, Neuſtadt, Natibor, Muslo⸗ 

| wis, Oppeln, Yandsberg, Dels. 

9. Schweidnig | Schweidnig, Mittelwalde, Görlig, 

Liebau, Yiegnis, Glogau. 

10. Magdeburg | Magdeburg, Burg, Stendal, Halber: 

ftadt, Deſſau. 

11. Halle Halle, Wittenberg, Mühlberg, Nord- 
bauten, Yangenfalza und Stener 
ämter Sondersbauien, Franken: 


4) Breslau Provinztaliteuer: 
direftion zu 
Breslau. 


5.| Magdeburg Provinzialſteuer— 
direftion zu 

‚Magdeburg, 

‚Generalinivettor 

d. Thüringiſchen 





. Boll-n. Hanpels- hausen und Volfensroda. 
vereins zu Er» III2. Erfurt Erfurt, Naumburg, Altenburg, Gera, 
| furt. (Hotha, die Dauptämter, Obercont: 


roten und jelbitändige Steuerftellen 

des Thüringiichen Vereins, Altſtedt 

| und Oldisleben. 

6. Altona f. preuß. Rrovin- |13. Altona Altona, Kiel, Neuftadt, \behoe, 
; zialfteuerdiret. zu Wandsbeck, Lübeck. 

Altona u.lübed.|]14. Flensburg | Flensburg, Hadersleben, Tondern, 

HZolldireftion zu | Tönning. 

Altona, Großh. 15. Noftod Noitod, Schwerin, Güſtrow, Neu- 

Medlenburgiiche | brandenburg. 

Steuerru.Zolldir. [16.) Hannover | Braumnichweig, Hildesheim, Gelle, 





zu Schwerin. | Minden, Dannover. 
7.| Hannover |Provinzialiteuer- [17.| Harburg Harburg, Stade, Lüneburg, Verden, 
direltion zu Geeſtemünde. 
Hannover, 18.) Oldenburg | Olvenburg, Bracke, Varel, Emden, 
Zolldirektionen Leer, Nordhorn. 


zu Oldenburg 
und Braun: 


ichweig. 


6. Cbl. d. R. 1889 ©, 258, 
Annalen des Deuticen Reiche. 1-98. 28 


434 


v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Neiches. 





I. Reichsbevollmächtigte 


| Direktivbehörden, 
denen fie bet 
geordnet 


Wohnſitze 


* 
— 
a 





 Brovinzialiteuer- 
direftion 3. Köln 
und Münſter, 
‚Zolldirektion zu 
Luremburg. 


Cöoln 


9. Darmſtadt Provinzialſteuer 
direkt. zu Caſſel 
u. Abthef. — 
i. Großh. Finanz— 
Miniſterium zu 
Darmſtadt. 
' General-Diret- 
tion der Zölle u. 


10.) München 


indirekten 
| Steuern in 
| Münden. 


1 
‘ 


Sat. Sächſ. Boll- 


u. Steuerdireftion 
in Dresden. 


11.) Dresden 


12.| Garlsrube 
- | Bolldireftion zu 
Garlsrube. 
Kal. Württbg. 
Stenerfollegium 
zu Stuttgart, 
Hal. Preußiſche 
Megierung zu 
Sigmaringen. 


1 
1} 


| 


Gen. Direkt. für 

Zölle u. indirefte 

| Steuern in 
Straßburg. 


Hamburg’'ice 
(Heneral- 
Yoll-Tirektion u. 

Bremiiche | 





13.| Straßburg 


— — 


14.| Hamburg 


Boll: Direktion. 









27. 
28. 





26. 





29.| 
3 


31. 
Großh. Badiſche, 32 


In. 


» 


Il. 


Münſter 
Emmerich 
Köln 


Trier 


23. Frankfurta. M. 


Darmſtadt 


Hof 


Nürnberg 


Paſſau 
München 


Leipzig 
Dresden 


Zittau 


Mannheim 


Carlsruhe 


Stuttgart 


Conſtanz 


Baſel 


Meßtz 
Straßburg 


Mülhauſen 


Hamburg 
Hamburg 


Bremen 








| 
| 
) 
| 


Stationstontroleure 


Hauptämter, denen fie beigeordnet jind 





Münſter, Rheine, Vreden, Minden, 
Lemgo, Lippitadt, Dortmund, Arns: 
berg, Jſerlohn. 

Emmerich, Kleve, Kaldenkirchen, Weſel, 
Duisburg, Uerdingen, Krefeld, Neuß. 
Aachen, Malmedy, Cöln, Düfteldorf, 
Elberfeld. 

Saarbrüden, Trier, Kreuznach, Cob— 
lenz, Neuwied, Lurxemburg. 
Frankfurt a. M. Kaſſel, Marburg, 
Oberlahnſtein, Wieberich, Hanan. 

| Darmitadt, Offenbach, Mainz, Gießen, 
Worms, Bingen. 


Hof, Bayreutb, Bamberg, Waldſaſſen, 








' Mannheim, Yudmwigshafen, 


Maldmüncen, Aurtb a. W., Kol 
Sächſiſches Uebergangsamt zu Bor. 
Nürnberg, Fürth, Würzburg, Schwein: 
furt, Augsburg, Yandsbut, Negens 
burg, Großh. Sächſiſch. Amt Oftbeim 
und Herzogl. Sachſen-Coburg. Amt 
Königsberg. 
Paſſau, Simbach, Reichenhall. 
München, Roſenheim, Lindau, Pfron: 
ten, Memmingen. 
Leipzig, Grimma, Zwickau, Plauen. 
Tresden, Meiben, rreiberg, Ghemnis, 
Marienberg, Annaberg, Eibenftod. 
Zittau, Bautzen, Schandan. 
Yandau 


Garlsrube, Heidelberg, Baden und 
Yahr und bezüglich der Tabad- und 
Branntweinitener, die im Bezirke 
diejer Nemter gelegenen Steuerftellen. 
Stuttgart, Heilbronn, Caunſtadt, 
Um amd Die im Bezirke dieſer 
Aemter gelegenen Hebeſtellen, tgl. 
preuß. Steueritellen in Hohenzollern. 


Conſtanz, Friedrichshafen, Singen 
und die mit Tabad: u. Branntwein: 


ſteuererhebung beauftragten Nemter i. 
allen genannten Hauptamtsbezirken. 
Saeckingen, Yörrad, Freihurg, Stüb- 
lingen u. ſ. w. wie voritehend. 
Meb, Diedenhofen, Saarburg. 
Straßburg, Schirmed, Hagenau, 
Saargemünd. 

Mühlhauſen, Altkirch, Münſter, 
Colmar. 


den 5 Hamburg'ſchen Hauptzoll: 
Ämtern zu Damburg. 


Geeftemünde, Bremen und Vegeſach 
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XI. Abſchnitt. 
Zoll-, Handels: und Bchifffahrtsverträge des Deuffchen 
Reis mit fremden Staaten.‘) 


Bei dem großen Einflufje, welchen Zoll-, Handels: und Schifffahrtsverträge 
mit auswärtigen Staaten auf die Deutjche Zollgemeinjchaft von jeher ausübten, 
iſt es von Intereffe, über dieje zum Schluffe noch einige Bemerkungen beizu- 
fügen umd zwar zuerjt über den Abjchluß derjelben nach den Grundjägen des 
Keich-Staatsrechts, dann über den Zwed und Inhalt derjelben im All— 
gemeinen und endlich über die einzelnen Verträge. 

Bereits in den erjten Zollvereinigungs-Verträgen vom Jahre 1834 (Art. 
38 und 39,°) iſt die Beftimmung enthalten, daß ſich die vertragjchlichenden 
Regierungen bemühen werden, durch Dandelsverträge mit anderen Staaten 
dem Berfehre ihrer Angehörigen jede mögliche Erleichterung und Erweiterun 
zu verichaffen. In den Separatartifeln 15 reſp. 13 zu den Art. 39 rejp. 3 
der offenen Berträge vom 22./30. März und 11. Mai 1833°) it ferner aus— 
drüclich anerkannt, daß den fontrahirenden Staaten das Necht verbleibe, mit 
andern, außerhalb des Zollverbandes gelegenen Staaten auch nach dem Ab: 
ſchluſſe der Zollvereinigungsverträge zur Erleichterung des Handels und Ver— 
kehrs Verträge zu errichten. Es ſollen jedoch durch ſolche Verträge die Be: 
ſtimmungen der Zollvereinsverträge in feiner Art verlegt werden dürfen. Auch 
joll hiebei der Geſichtspunkt jeitgehalten werden, daß ſowohl die Erleichterungen 
und Vortheile, welche auf der einen Seite ein außerhalb des Vereins gelegener 
Staat dem mit ihm fontrahivenden Staate zugeiteht, auch den Angehörigen 
und den Erzeugniſſen der anderen Bereinsjtaaten gejichert werden, als auc) 
die dem fremden Staate auf der anderen Seite gemachten Zugeſtändniſſe nicht 
blos in dem Verhältniſſe zu dem einzelnen fontrahirenden Vereinsſtaate, ſondern 
auch in der Rückwirkung auf den Verein überhaupt, durch die dent leßteren 
zugehenden Verfehrs- und Handelsvortheile möglichit aufgewogen werden. Deß— 
halb übernahmen für den Fall, daß von einem Bereinsitaate die Errichtung 
von Zoll, Handels- und Schifffahrtsverträgen mit fremden Staaten beabjichtigt 
wird, die jämmtlichen Staaten des Bereins die Verbindlichkeit, nicht mur vor 
der Eröffnung der Verhandlungen die übrigen Mitglieder des Vereins zur 
Mittheilung der erforderlichen Notizen über ihre bejonderen Intereſſen ein— 
zuladen, jondern auch vor der fürmlichen Ratifikation den übrigem Vereins— 
Itaaten den volljtändigen Inhalt jolcher Verträge zum Zwede ihrer zuſtimmenden 
Erklärung zu eröffnen.‘) 

Der Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 hat in diefer Beziehung 
eine wejentliche Aenderung herbeigeführt, indem in $ 6 des Art. 8°) bejtimmt 
wurde, daß Preußen, dem das Präjidium des Bundesrathes zuftcht, in Aus 
übung desjelben berechtigt jei, im Namen der übrigen Zollvereinsſtaaten 

+, Tie zur Zeit gültigen Verträge find abgedrudt in v. Boichinger, die wirthichaft- 
lihen Verträge Teutichlands, Berlin 1892. 

Bd. I der Verträge S. 12, 112 und 190. 

) Bd. I der Verträge ©. 21, 138 und 198. 

* Nur bezüglich der Errichtung von Dandelsverträgen mit Rußland wurde der Preuß. 
Regierung mit Rüdiicht auf die befonderen Verhältniſſe nach der Wiener Kongreß-Alte völlig 
freie Hand gelaſſen und ihr nur die Verpflichtung auferlent, die Intereſſen der andern Ver— 
einsitaaten leichmäßig wahrzunehmen. (Art. 15 zum Art. 39 des offenen Vertrags vom 
22. März 1833, Bd. la.a. O. ©. 21.) 

5, Bd. V der Bertr. S. 93; Jahrb. 1868 ©. 16. 
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Handels und Schifffahrtsverträge einzugehen. Uebrigens joll zum Abſchluß 
dieſer Verträge, durch welche die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages in 
feiner Weiſe verlegt werden dürfen, die Zuſtimmung des Bundesraths') und 
zu ihrer Giltigkeit die Genehmigung des Zohlparlaments erjorderlich jet. 

In Ziffer 8 des Schlußprotokolls zu der erwähnten Vertragsbeſtimmung?) 
iſt weiter verabredet, daß Preußen, unbeſchadet jener ausſchließlichen 
Berechtigung, im Namen des Vereins Handels und Schifffahrts: 
verträge mit fremden Staaten einzugeben, bei Verträgen mit Oeſterreich 
und der Schweiz die angrenzenden Vereinsjtaaten zur Theilnahme an den 
dem Abſchluſſe vorangehenden Verhandlungen einladen werde. Im Falle jedoch 
eine Uebereinſtimmung nicht zu erzielen ſei, werde es demungeachtet bei der 
Beſtimmung in 8 6 des Art. 8 verbleiben. 

Der Art. 11 der Neichsverfaffung räumt nun aber dem Kaiſer aus: 
ſchließlich Das Recht ein, Namens des Neichs Verträge mit fremden Staaten 
einzugeben, macht jedoch den Abſchluß der Zolle, Handels: und Schifffahrt: 
verträge?) don der Zuftimmung des Bundesraths und die Giltigfeit 
derielben von der Genehmigung des Neichstages abhängig. Die 
Beltimmungen der Neichsverfalfung und des Vertrages von 1867 ſtimmen im 
Wejentlichen überein, nur iſt an Stelle des Präſidiums des Bundesraths des 
Bollvereins der Deutjche Kater, an die Stelle des Bundesraths des Zoll: 
vereins der Bundesrath Des Deutichen Reichs und an die Stelle des Zoll— 
parlamentS der Neichstag getreten. 

Somit kann auch angenommen werden, dal nach Art. 40 der Reichsverfaſſung 
die erwähnte Verabredung in Ziff. 8 des Schlußprot. von 1867, welche den 
Beſtimmungen der Reichsverfaffung nicht wideripricht, noch jegt in Geltung iſt.) 

Anders it es freilich mit den Verabredungen des Jahres 1833. 

Nenn auch angenommen werden muß,’ daß den einzelnen Bundesitaaten 
durch die Neichsverraffung feineswegs unbedingt das Recht entzogen worden 
it, Internationale Verträge Namens des eigenen Staates unter Be 
achtung der in den Separat-Irtiteln 13 reſp. 15 der Zollvereinigungs-Verträge 
von 1833 verabredeten Maßgaben mit einem Bundesitaate?) oder fremden 
Staaten?) einzugehen, jo kann dieje Berechtigung doch nicht weiter geben ala 
die Intereffen der einzelnen Bundesjtaaten, und bört jomit auf, jobald Reichs— 
‚intereffen ins Spiel fommen, reſp. die in Artikel 4 der Neichsverfaflung be 
zeichneten Materien Segenjtand —* Vertrages ſind oder wenn dieſe Verträge 
der Verfaſſung, den Geſetzen oder Verträgen des Reichs überhaupt widerjtreiten. ) 

Uebrigens möchte man aber zu der Annahme berechtigt ſein, daß für das 
Bundespräſidium (den Kaiſer) bei Eingehung von Handels- und Schifffahrts— 


Siehe auch Art. 8 $ 12 Fiff. 1. 

) Bd. V der Verträge S. 105; Jahrb. 1868 S. 35. 

s Weil fie Gegenitände betreffen, die nad Yıt. 4 der Reichsverfaſſung in den Bereich 
der Reichsgeiehgebung gehören. 

Derſelben Anſicht it auch Delbrück in ſeiner Schrift über Art. 40 der Reiche: 
verfaliung ©. 50. ©. a PBröbit, der Abſchluß völkerrechtlicher Verträge durch das Reich 
und die Fingelitaaten, „Annalen“ 1882 5. 245 ff. 

‚ Siehe Rönne's Verfaflungsrecht des TDeutichen Reichs „Annalen“ 1871 ©. 9. 

9 > 9. Bayern mit Baden oder Württemberg wegen der Bier: oder Branntweiniteuer. 
Bayern mit Oeiterreich wegen des Anſchluſſes der Gemeinde Jungholz an das 
Bayeriſche Zoll: und Steuerivitem (Nertrag vom 3. Mai 1868), 

Siehe Laband's Finanzrecht des Deutſchen Reichs „Annalen” 1873 ©. 450 
und Pröbſt a. a. ©. Iſt bei dem Vertrage zwiſchen dem Deutichen Reiche u: Teiterreid- 
Ungarn v. 1. Mai 1891 wegen des Anſchluſſes der öfterr. Gemeinde Mittelberg praftiich geworden. 
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verträgen im Allgemeinen noch die Abreden der SeparatArtikel 15 rejp. 13 
zu den Zollvereinigimgsverträgen maßgebend find, wonach vor Eröffnung von 
Verhandlungen die Übrigen Bundesmitglieder zur Mittheilung der erforderlichen 
Notizen über ihre bejonderen Intereflen einzuladen find. 

Nach erfolgter Zultimmung des Bundesrathes, die jich der Kaiſer wohl 
vor dem Abjchluffe des betreffenden Bertrages Tichern wird!) und wobei jeder 
Bundesstaat noch jeine Intereffen bejonders hervorheben kann, und nach Ges 
nehmigung Ddesjelben durch den Neichstag werden die Ratififations-Urfunden 
ausgewechielt und der Bertrag einfach, ohne weiteren Zujaß,?) im Reichs— 
gejegblatt mit dem Bemerken publizirt, dat die Natifitations- Urkunden an 
einem gewiſſen Tage ausgewechjelt worden jeien.?) Hiedurch nimmt der Vers 
trag den Charakter eines Neichsgeieges an, aus dem Nechte und Pflichten für 
die Bundesregierungen und die Neichsangebörigen fliehen. 

Was den Zwed der Handelsverträge betrifft, jo iſt derielbe offen— 
bar fein anderer, als für den gegenjeitigen Handel, Verfehr, Schifffahrts und 
Gewerbebetrieb der Angehörigen der vertraägſchließenden Staaten beſtimmte 
Borfchriften zu vereinbaren. 

Durch die Handelsverträge geben die Staaten autonome Nechte auf 
und übernehmen Verpflichtungen, welche durch die jelbjtändige Gejetgebung 
nicht bedingt ſind. Einzelne in jolchen Berträgen jtändig vorfommende Ver: 
abredungen erhalten die Natur internationaler Negeln. Die Handels: und 
Zollverträge befommen jedoch durch die Beſtimmungen über die Höhe gewiſſer 
Zölle eineswegs die Natur von finanziellen Verträgen. 

Die Beſtimmungen der einzelnen Handelsverträge ſind je nach den 
ſpeciellen Beziehungen und Verhältniſſen der vertragſchließenden Staaten ver— 
ſchiedenartig; doch ſind nachſtehende Verabredungen faſt gleichmäßig in allen ent— 
halten, und zwar: 

Ueber die Befugniſſe der Angehörigen eines jeden der vertragſchließenden 
Theile in dem Gebiete der anderen im Bezug auf vorübergehenden Auf— 
enthalt, dauernde Niederlaſſung, Erwerb und Belig von beweglichen und 
unbeweglichem Eigenthum, Betrieb von Handel und Gemwerben, Abgaben— 
belaſtung, Verfolgung und Vertheidigung der Rechte und Inter— 
eſſen vor Behörden und Gerichten. 

Ferner Beſtimmungen über Die Vorausſetzungen für den Erlaß von Ein- Aus— 
und Durchfuhrverboten und die Erhebung von Aus: und Durchfuhrzöllen. 

Zodann über die Beichränfung der bei der Ausfuhr gewiſſer Erzeugniffe 
Itattfindenden Ausfuhrvergütungen, auf den Erjat von Yöllen und inneren 
Steuern, welche von dieſen Erzeugnijjen oder deren Nobitoffen erhoben werden. 

Ueber die Beichränfung der inneren Abgaben für die Erzeugnijje des 
Vertragsitaates auf den Betrag, welche Ddiejelben Erzeugniſſe des cigenen 
Landes zu entrichten haben. 

Dann über die Negelung der Verbältnifje bezüglich der Erfindungspatente, 
der zabrik oder Handwerfsmarfen, der gewerblichen Mufter oder Modelle. ‘) 


In der Regel wird dem Bundesrathe vor Beginn der Vertragsverhandlungen eine 
Vorlage gemacht, um feine Anſichten fernen zu lernen. 

’NRönne a. a. C. bält es für einen Mangel, daß der Zuitimmung des Bundes: 
raths und „Genehmigung des Neichstages nicht gedacht wird. Siebe auch Yaband's Staats 
recht des Deutſchen Reiches Wd. 2 5. 159 

” Ziche u. a. den Handels und Schifffahrtsvertrag zwiſchen Deutichland und Portugal 
v. 2. März 1872 RG.Bl. 1872 ©. 254 ff.). 

*) Dierüber werden neuerdings beiondere Verträge abgeſchloſſen. 
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Endlich über die Ordnung der auf die Schifffahrt, beionders aber der 
Küſtenſchifffahrt bezüglichen Verhältniſſe. 

Von beſonderer Bedeutung ſind außerdem die Vereinbarungen in Bezug 
auf die Zölle, welche bei der Einfuhr von Waaren des einen vertrag: 
Ichliegenden Theiles in das Gebiet des anderen Theile erhoben werden fünnen. 

Außerdem aber beiteht jeit neuerer Zeit unter den europäiſchen Staaten 
die Praxis, jich vertragsmähig das Recht auf Meiſtbegünſtigung im Bezug 
auf die Zölle (hauptjächlich Eingangszölle) einzuräumen. 

Durch die Eimräumung Ddiejes fajt immer gegenjeitigen Rechtes entſteht 
für den zuſichernden Theil die Verpflichtung, den andern Theil für die im 
Vertrage genannten und ſonſtigen Gegenſtände unverzüglich und ohne Weiteres 
an jeder Begünſtigung, jedem Vorrechte und jeder Ermäßigung der Zölle 
Theil nehmen zu laſſen, welche einem dritten Staate eingeräumt oder autonom 
eingerührt wurden. 

Für die Entwidelung diefer europätichen und deutichen Dandelspolitif 
der legten Jahrzehnte war es von Wichtigkeit, daß in dem FFriedensvertrage 
des Deutjchen Neiches mit Frankreich vom 10. Mai 1871 beide Staaten fic 
ohne zeitliche Beſchränkung verpflichteten, den Grundſatz der gegenſeitigen 
Behandlung auf dem Fuße der meijtbegünftigten Nation ihren Handels 
beziehungen zu Grunde zu legen. Hiedurch wurde einerjeit3 veranlaßt, dab 
dieje Klauſel in die Huandelsverträge der europäijchen Staaten fait immer 
Aufnahme fand und andererjeits, dab im Wejentlichen auch auf autonomem 
Wege vielfach eine gleichmäßige Behandlung der einzelnen Länder jtattfand. 

Bon den zahlreichen zur Zeit bejtehenden Handels- und Zollverträgen des 

Deutichen Reiches mit fremden Staaten enthielten nur diejenigen mit der 
Schweiz; vom 23. Mai 1881, mit Italien vom 4. Mai 1883, mit 
Spanien vom 12. Jult 1883 und Griechenland vom 9. Juli 1884 
gegenjeitige QTarifvereinbarungen. Außerdem it in den meilten deutſchen 
Handels- und Bollverträgen bezüglich der Zölle die gegenjeitige Behandlung 
auf dem Fuße der meijtbegünjtigten Nation vereinbart.) 

Ms meijtbegünftigt in Bezug auf die Zölle galten bis 1. Febr. 
1892 in Deutjchland folgende Staaten: die Argentinijche Konföderation 
(Bertrag vom 19. September 1857), Belgien (Vertrag vom 30. Mai 1881), 
Chile (Vertrag vom 1. Februar 1862), Eojtarica (Vertrag vom 18. Maı 
1875), Frankreich (Friedensvertrag vom 10. Mat 1571), Griechenland 
(Vertrag vom 9. Juli 1884), Großbritannien (Vertrag vom 30. Mai 1865), 
Hawaiſche Injeln (Vertrag vom 25. März 1879, Italien (Vertrag 
vom 4. Mat 1883), Korea (Vertrag vom 26. November 1883), Liberia 
(Vertrag vom 31. Oftober 1867), Merifo (Vertrag vom 13. Juli 1881), 
Niederlande (Bertrag vom 31. Dezember 1851), DS cjterreich- Ungarn 
(Vertrag vom 23. Mat 1881), Berjien (Vertrag vom 11. Juni 1873), 
Portugal (Vertrag vom 2. März 1872), Numänien (Vertrag vom 
14. Nov. 1877), Schweiz (Vertrag vom 23. Mat 1881), Serbien (Ber: 
trag vom 6. Jan. 1833), Spanien (Vertrag vom 12. Juli 1883), Türkei 
nebit Bulgarien, Ofjtrumelien und Egypten als türfiiche Provinzeu 
(Vertrag vom 30. März 1862) und Sriedensvertrag vom 13. Juli 1878 
ʒwiſchen Deutſchland, Oeſterreich— —— Frankreich, Großbritannien, Rußland 

S. a. hierüber das werthvolle Schriftchen von M. Schraut, das Syitem der 


Handelsverträge und die ——— Berlin 1883. 
2 R.G.Bl. 1885 S. 
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und der Türkei; Vereinigte Staaten von Nordamerifa (Vertrag 
zwiichen Preußen und diejen Staaten und Nordamerifa vom 1. Mai 1828), 
abgedruckt in Beutner, Handels- und Schifffahrtsverträge der deutjchen 
Staaten von 1881 ©. 385,') Schweden und Norwegen (Verträge mit 
Hamburg und Bremen vom 1. Mat 1841, mit Oldenburg vom 1. April 1843, 
mit Meclenburg.Schwerin vom 10. Oft. 1846, mit übel vom 14. Sept. 
1852)?) und Dänemarf (Vertrag mit Preußen vom 26. Mat 1846 und 
Wiener Friedensvertrag von 1864). °) 

Zur Zeit gelten folgende Staaten als meijtbegünjtigt: Die 
Argentinische Conföderation, Belgien, Chile, Eoftarifa, Dänemark, Dominiquan— 
ische Nepublif, Ekuador, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Guatemala, 
Hamaitiche Injeln, Honduras, Italien, Korea, Liberia, Madagaskar, Maroffo, 
Merito, Niederlande, Dejterreich » Ungarn, Paraguay, Berjien, Salvador, 
Schweden und Norwegen, Schweiz, Serbien, Südafrifaniiche Republik, Türkei 
mit Egypten, Bulgarien und Djtrumelien, Vereinigte Staaten von Nord: 
amerifa, Zanzibar,*) Spanien bis 80. März 1893,’ Rumänien bis 31. De 
zember 1892 für Gegenjtände der Tarifnummer 9ab& bBbybecdae 
(Mais), f gemalzte Gerite. ®) 

Das Jahr 1892 hat für die europäiſche und deutiche Handels: und Zoll— 
politif eine neue Epoche herbeigeführt, weil am 1. Februar 1892 einestheils 
ein Theil der von Deutjchland mit anderen Staaten abgeſchloſſenen, theils 
von dieſen Staaten untereinander abgeichlofjenen Zoll und Handelsverträge 
abliefen.”) Hiezu trat die zunehmende Entwiclung der proteftioniftiichen Boll: 
geſetzgebung in Rußland und in den nordamerifaniichen Freiſtaaten. Es mußte 
daher Deutichland, um nicht den höheren autonomen Tarifen unterworfen zu 
werden, andererjeitS aber, um fich einen bejtimmenden Einfluß auf die dem— 
nächjtige Neugeitaltung des europäischen Zollſyſtems im Sinne internationaler 
Verjtändigungen zu jichern, in Verhandlungen zunächſt mit jeinen hiezu ges 
neigten Nachbaritaaten und Bundesgenofjen eintreten. 

Vor allem wurde von diefen Dejterreich-Ungarn in's Auge gefaßt, 
mit deſſen Negierung bereits im Sommer 1890 ein Gedanfenaustaujch eins 
geleitet wurde, der jofort eine volljtändige Uebereinſtimmung der beiderjeitigen 
Auffaſſung über die handelspolitijche Lage und über die zu verfolgenden ‚Ziele 
ergab. Es fonnten daher bereits Anfangs Dezember 1890 die kommiſſariſchen 
Verhandlungen wegen Abjchluß eines Zoll- und Handelsvertrages mit dieſem 
Staate in Wien eröffnet werden, nach welchen am 6. Dezember 1891 ein neuer 
Handels, Zoll und Tarifvertrag mit Oeſterreich-Ungarn unterzeichnet wurde. 


S. a. Ebl. d. R. 1885 S. 48. Bundesrathsbeſchluß v. 20. Febr. 1885. 
S. a. Ebl. d. R. 1885 5. 48, Bundesrathsbeſchluß v. 20. Febr. 1885. 

j S. a. a. O. 1885 S. 190. Bundesrathsbeſchluß v. 30. April 1885. 

i S. 72. 

s, Ebl. d. R. 1892 5. 694. RB. A. 1892 ©. 248. 

9) RG.Bl. 1892 5. 689, 1041. Ebl. d. R. 1892 5. 694. 

7, Am 1. Febr. 1892 liefen ab die Tarifverträge zwiſchen Deutſchland und der 
Schweiz und Spanien, dann zwilchen Frankreich und Belgien, Portugal, Schweden Nor: 
wegen, Spanien, Schweiz, Niederlande, ferner zwilchen Spanten und Belgien, Schweiz, 
Schweden-Normwegen, Italien, endlich zwilchen der Schweiz und Oeſterreich Ungarn, dann 
am 24. an. 1892 zwiichen Bortugal und alien und am 14. Febr. 1892 zwifchen der 
Schweiz und Italien. 

Im Jahre 1891 war bereits der Vertrag Rumäniens mit Teutichland, Italien 
Sroßbritannien, Italien, Belgien, Rußland und der Türkei erloichen. (5. a. in „Annalen“ 
von 1890 S. 745 den Aufiah über die Handelsverträge der europätichen Staaten.) 
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Es war voranszujchen, daß, wenn es gelingen jollte, mit Oeſterreich— 
Ungarn einen Zolltarif-Vertrag abzujchliegen, auch andere Staaten jich darauf 
einlaſſen würden. 

Zunächſt waren daher die deutichen Beltrebungen darauf gerichtet, mit 
Stalien md der Schweiz Verhandlungen anzufmipfen, um mit erit 
genanntem Staate den beitchenden, mur wenige Tarifbeitimmungen enthaltenden 
Vertrag zu revidiren und mit der Schweiz einen neuen, umfaſſenderen Tarif 
vertrag abzuichliehen. 

Weide Staaten zeigten ſich bereit, Der mit i Oeſterreich— Ungarn eingeleiteten 
handelspolitiſchen Aktion ſich anzuſchließen. Später wurde im Juli 1891 zu 
Berlin mit Belgien zu gleichem Zwecke unterhandelt. 

Während mit Italien und Belgien ebenfalls am 6. Dezember 1891 
die Handels: und Zollverträge (bezw. Schifffabrtsvertrag mit Italien) unter: 
zeichnet wurden, fand die Unterzeichnung des Handels: und Hollvertrages mit 
der Schweiz am 10. Dezember 1891 ftatt. 

Wie in der Dentichrift zu dieſen Verträgen ') näher ausgeführt it und 
auch im Meichstage von den Vertretern der verbündeten Negierungen hervor: 
gehoben wurde, bilden dieſe vier Verträge nach ihrer Entitchungsgejchichte und 
dem bei den Verhandlungen verfolgten Ziele em zujammengeböriges 
Ganze und müſſen auch bei Abwägung der in ihrem Dentjcherjeits gemachten 
Zugeſtändniſſe und baür eingetauichten Vortheile einheitlich betrachtet 
werden. Da ſie auf 12 Jahre abgejchlofjen ſind, it eine gewiſſe Feſtigkeit 
in die Verhältniſſe gebracht. 

Wegen des engen Zuſammenhanges ſollen zuerjt dieje Verträge erörtert 
werden, ſodann die Übrigen Handelsverträge des Deutjchen Neiches mit eure 
päiſchen Staaten und jchliehlich die mit außereuropäiichen Ländern 
abgeſchloſſenen Dandels:, Schifffahrts- und Freundſchaftsverträge. 

1. Da die Vorgeſchichte der Handels- und Zollverträge mut X Oeſterreich— 
Ungarn von ſolcher Bedeutung für den neueſten Vertrag iſt, daß fie nicht 
übergangen werden kann, wird dieſelbe hiemit vorausgeſchickt. 

Bekanntlich wurde am 9. März 1868 mit Oeſterreich ein Zoll- und 
Handelsvertrag ’) abgeſchloſſen. 

Dieſem Vertrage waren zwei ähnliche vom 19. Februar 1853 und vom 
11. April 1565 vorangegangen. Den wejentlichen Inhalt des letzteren repro— 
duzirt der Vertrag von 1868. Sein Schwerpunft aber liegt in den den 
Tarif betreffenden Abreden, außerdem jind aber die Beſtimmungen über den 
Veredelungsverfehr, über die Zujammenlegung der Zollämter, über die gegen: 
jeitige a Shi der Zollverſchlüſſe, den Eiſenbahnverkehr und den Zoll 
fartell u. ſ. w. aufrecht erhalten. 

Bei dem Umſtande nun, dal eine nähere und ausführliche Erläuterung 
diejes Vertrages Die Grenzen dDiejer Bearbeitung weit überichreiten würde, Die 
beiten Aufflärungen aber der Bericht des Ausjchuijes des Bundes 
rathes zu geben vermag, welcher am 6. April 1368 evitattet wurde, }o 
wird auf diejen hiermit ausdrüclich Bezug genommen.) 


) Trudi. des Bundesrathes 1891 Nr. 109 S. 10. 

Jahrb. 1868 5. 461, 554, 472, 481; VBundesgefeßbl. 1868 ©. 239 ff. Samme 
lung x. S. 432 ff. Terielbe enthält 25 Artifel. Tie Ratifilationsurkunden wurden am 
30. Mai 1868 in Berlin ausgewechielt ; ſiehe „Annalen“ 1868 5. 589 ff. 

) Abgedrudt „Annalen“ 1868 ©. 545 ff. 
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Der Vertrag trat am 1. Juni 1863 in Kraft und ſollte bis 31. Dezember 
1877 in Geltung bleiben. Außerdem war eine zwölfmonatliche Kündigungs— 
friſt ſtipulirt worden. 

Im Oktober 1876 hatte die k. u. £. öſterreichiſch-ungariſche Regierung 
dieſen Handels- und Zollvertrag mit der Wirkung gekündigt, daß derſelbe 
Ende 1877 erlöſchen ſollte. Zugleich war die Bereitwilligkeit zum Abſchluſſe 
eines neuen Handelsvertrages erklärt worden. Es wurden hierauf im April 
1877 durch beiderjeitige Kommiſſarien zu Wien Verhandlungen gepflogen, 
welche jedoch zu feinem Nejultate führten, ') wehbalb der Vertrag von 1868 
bis Ende Juni 1878 und nachdem auch wiederholte Verbandlungen fein Ziel 
erreichten, bis Ende 1878 verlängert murde. Erſt am 16. Dezember 1878 
fam ein neuer Handelsvertrag, *) aber fein Zollvertrag zu Stande, der zwar 
im Wejentlichen mit dem früheren Vertrage übereinſtimmte, jedoch mehrere 
Abweichungen von größerer Tragweite enthielt, wozu insbeſondere der Mangel 
eines vereinbarten Holltarifs gehörte. 

Da diejer Vertrag nach Art. 26 nur vom 1. Jannar 1879 bis Ende 

1879 Giltigkeit hatte, während dieſer Zeit aber ein neuer Vertragsabſchluß 
nicht möglich war, jo wurde durch eine jogenannte Erklärung, betreffend den 
Dandelsvertrag zwijchen — und OeſterreichUngarn vom 16. Dezember 
1878, welche vom 31. Dezember 1879 Ddatirt,?) der Dandelsvertrag vom 
1. Januar 1880 bis 30. Juni 1880 mit tolgenden Mahgaben verlängert: 

1. Die Bejtimmungen in Art. 5 des Vertrages von 1878,% dam im 
Schlurprotofoll zu dieſem Artikel, lit. A°) und B°), ſowie mittelit 
Koten vom 16. Dezember 18578 gegenjeitig mitgetheilten Detailvor- 
Ichriften ?) werden außer Wirfjamfeit geſetzt. 

2. Die Vereinbarungen im Abſatz 1 und 2 des 10. Artifels des Ver: 
trages von 1878,°) in dem Ddiefem Bertrage als Anlage A bei: 
gerügten Zollkartell“ in den hierauf bezüglichen Erklärungen des 
Schlußprotofolls jollen auch während des Zeitraumes bis zum 
30. Juni 1880 inſoweit zur Ausführung gelangen, als Die 
bejtchenden Gejege nicht entgegenjteben. 

3. Die Beltimmungen im zweiten Abjage des Artifels 15 des Vertrages 
von 1878,'%) betreffend das Verbot ımd die Beſtrafung der An— 
wendung nicht publizivter Tarifſätze auf Eifenbahnen, wird unwirkſam. 

4. Der zweite Abſatz des Artikels 17 des Vertrages von 1878, betreffend 
das Verbot der Beichlagnahme von Eienbahnbetriebsmitteln, tritt 
außer Strait. 

Nachdem auch bis 1. Juni 1880 ein neuer Handelsvertrag nicht in Aus— 
jicht Jtand, wurde am 11. Aprit 1850 eine Uebereinkunft zwijchen den 
Bevollmächtigten beider VBertragstheile gejchloffen, wonach der Handelsvertrag 
vom 16. Dezember 1878 nebjt dem dazu gehörigen Schlußprotofolle mit den 


!, Trudiachen des Bundesrathes 1878 Nr. 81 
2) RG.Bl. 1878 5. 365. 
’, 1.8.8. 1880 5. 9. 
) R.G. Bl. 1878 5. 365. 
R. G. Bl. 1878 ©. 380. 
9) R.G. Bl. 1878 5. — 
7 CEbl. d. R. 1879 5 7. 
9 RG6vlis8 5. "368. 
) R.G.Bl. 1878 S. 374. 
10) R.G. Bl. 1878 & 369. 
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in der Erklärung vom 31. Dezember 1879 bejtimmten Mahgaben!) für die 
Zeit vom 30. Juni 1880 bis 30. Juni 1881 in Wirkiamfeit bleiben joll.?) 

Am 23. Mai 1881 wurde endlih mit Dejterreih- Ungarn ein 
neuer Dandelsvertrag abgeichlojjen, % der am 31. Juli 1881 in Kraft 
trat und bis 31. Dezember 1887 in Wirfjamfeit bleiben jollte. Jedem ver: 
tragjchließenden Theile jollte jedoch das Necht zuftehen, vom 1. Januar 1883 
an den Vertrag mit der Wirkung zu fündigen, daß er ein Jahr nad) der 
Kündigung außer Kraft tritt. 

Dieſer Vertrag unterſcheidet ſich von dem Vertrage von 1878 beſonders in 
Bezug auf Art. 6 und das Schlußprotokoll zu dieſem Artikel, da im neuen Vertrage 
die jünmtlichen Begünftigungen für den Veredelungsverfehr, welde 
bereitS durch die Erklärung vom 31. Dezember 1879 außer Wirfjamfeit ges 
jegt worden ſind (j. oben Ziffer 1), nicht wieder eingeführt wurden und in 
Artikel 6 nur von untergeordneten Begünjtigungen im Grenzverfehre die Rede iſt. 

Zum Vertrage gehören eine Beilage über die Einrichtung des Grenz 
verfehrs, ein Zollfartell und das Schlußprotofoll. 


Bemerfenswerth iſt außerdem eine Vereinbarung zwiichen Deiterreich und 
Deutjchland wegen der Verzollung von Oberlaujiger und Bunzlauer 
Töpfergeihirr in Deiterreih und Znaimer Töpfergeidhirr in 
Deutſchland und wegen der Durchfuhr von Kreuznacher Mutterlauge 
und Staßfurter Abraumjalz; durch Deiterreid.‘) 

Im Sahre 1887 wurde durch einen neuen Vertrag vom 8. Dezember der 
Vertrag vom 23. Mai 1831 auf unbejtimmte Zeit mit einjähriger Kündigungs- 
friſt verlängert. °) 

Der neue Vertrag vom 6. Dezember 1891 iſt, abgejehen von den neuen 
Bolltarifbejtimmungen, dem VBertrage von 1881 wejentlich nachgebildet. °) 


In Artikel I it neu, daß die Zuläjjigfeit von Eins, Durch: und Ausfuhr: 
verboten auch auf Gegenstände der Staatsmonopole erſtreckt wurde, wie jolches bereits 
in zahlreichen Dandelsverträgen Deutjchlands und des Auslandes gejchehen üt. 


Die Durchjuhr deutschen Salzes auf der Donau durch Oeſterreich-Ungarn 
iſt in Artifel I Ziffer 1 geregelt. Ebenſo die Durchfuhr der Kreuznacher 
Mutterlauge ımd der Stahfurter Abraumjalze in Ziffer 2 des Schlußproto- 
folls zu Artikel 1. 

Wegen des mit Defterreich-Ungarn abgeſchloſſenen Viehſeuchen-Ueber— 
einfommens vom 6. Dezember 1891 find die Bejtimmungen im Schluß 
protofoll des früheren Vertrages bezüglich der Erleichterungen in den Grenz 
gebieten für den Verkehr mit Nutz- und Zuchtvieh weggelajjen. °) 


N RG.Bl. 1878 S. 370. 

2) R.G.Bl. 1880 5. 9. 

R.G.Bl. 1881 S. 123 MM. und „Annalen“ 1881 S. 518. 

* Gbl. d. R. 1881 ©. 259, 

) R.G. Bl. 1887 S. "535, 

® R.G. Bl. 1892 5. 3. Terfelbe zerfällt in 25 Artikel, Anlage A enthält Die 
Zölle bei der Einfuhr in das deutſche Zollgebiet, Anlage B die Zölle bei der Einfuhr in 
das öfterr.ungariiche Jollgebiet, Anlage U die Grleichterungen im Grenzverkehr, Anlage, D 
den Hollfartell; das Schluß Rrototoll bat als Beilage das ‚Formular eines Zeugniſſes für 
Fabrikanten, welche Märkte und Mieſſen bejuchen und das einer Gewerbe-Legitimationskarte 
für Handlungsreiienden. 

’; Das Richleuchen-Mebereinfonmen enthält 12 Artifel und ein Schlußprotofoll. ©. 
RG.Bl. 1892 S. 90. 
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Artifel 3 it neu und bezieht jich auf die vereinbarten Zolltarife; da— 
gegen ift der Artifel 3 des früheren Vertrages wegen des Verbotes der Aus: 
fuhrprämien gejtrichen. 

In Abſatz 2 des Artifel3 3 ift die Zuläſſigkeit neuer innerer Steuern 
oder Zujchläge vorgejehen. 

In Ziffer 1 des Schlußprotofoll3 zu Artikel 2 iſt die Anmendbarfeit 
der Bertragszolltarife für die Zollausichlüjfe geregelt. 

In Ziff. 2 des Schlußprotofolls zu Artifel 2 find Verabredungen wegen 
der Einjchränfung von Zollbegünjtigungen für die Einfuhr zur See getroffen. 

Keu iſt in Artifel 5 des Vertrages, daß die Erleichterungen für den 
Meß- und Marktverfehr ze. nicht mehr davon abhängig gemacht werden, daß 
die Waaren in Öffentlichen vder zollamtlich fontrolirten Niederlagen lagern. 

Tie Anlage C zu Artifel 6 it injofern verändert, als der freie Örenz- 
verfchr mit lebenden Pflanzen oder Gewächien zum Verpflanzen aufgehoben, 
dagegen Erleichterungen für die Grenzbewohner wegen des Bezuges von Salz, 
Mehl und Brod während der Alpenzeit für die Alpenplätze, ferner für Arbeits- 
vieh, landwirtbichaftlihe Majchinen und Geräthe, dann für zubereitete Arzneien 
im Örenzverfehr gewährt wurden. . 

Durch das Schlußprotofoll zu Art. 6 it der zollfreie Bezug gewiſſer 
Mengen von Brot, Fleiſch, Mühlenfabrifate und Backwerk für die Grenz: 
bewohner beider Staaten unter Vorbehalt einer furzen Kündigungsirift feitgeiegt. 

Neu tit, daß zu 8 12 des Zollfartells, der in Art. 10 des Vertrags 
erwähnt it, ein Zuſatz gemacht worden it, wonach jeder Staat geeignete Be: 
amte zur Ueberwachung der Mefjen, Märkte und Vichmärfte im Grenzbezirke 
im andern Staate abordnen fann. Ferner it zu $ 24 in Ziffer & ein Zujag 
gemacht, wodurcd den eine Zollübertretung verfolgenden Gerichten des einen 
Staates die Berechtigung zuerfannt ift, von dem Gerichten des anderen Staates 
auch die Veräußerung der beichlagnahmten Waaren und Herausgabe des Er— 
löjes gegen Erjtattung der Koſten zu fordern. 

Sn Art. 11 des Vertrages iſt vereinbart, daß die beiderjeitigen Schiffs 
mepbriefe nach) Maßgabe der zwiichen den vertragichließenden Theilen ge 
troffenen bejonderen Vereinbarungen Anerfennung finden jollen. Art. 15—18 
regeln den Eijenbahnverfehr zwiichen den vertragichliehenden Staaten. In 
Art. 17 find die Beitimmungen wegen Desinfektion der Eiſenbahnwagen, welche 
mit lebenden Thieren beladen find, weggelajjen, weil jie nun in die Viehſeuchen— 
conventton aufgenommen worden ind. 

Ber den Beitimmungen des Schluhprotofoll zu Art. 16—18 iſt bezüglicd) 
des Schiffsverichluffes auf Waſſerſtraßen eine Neuregelung vorbehalten. 

Art. 22 nebſt Schlußprotofoll entipricht dem Art. 23 nebit Schlußprotofoll 
des bisherigen Vertrages. Art. 24 jest die Dauer des Vertrages auf die Zeit 
vom 1. Febr. 1892 bis 31. Dez. 1903, alio auf 12 Jahre feit. 

Was die Tarifanlage A (Zölle bei der Einfuhr in das deutiche Zoll- 
gebiet) betrifft, jo it die Bedeutung der einzelnen Positionen nach ihrer gegen: 
wärtigen Geltung in Zujammenhang mit dem zur Zeit des Vertragsabichluffes 
im deutſchen Zollgebiet beitehenden allgemeinen Zolltarife infoferne zu bemejjen, 
als nicht gleichzeitig Ausnahmen bievon vereinbart worden find. 

Beſonders wichtig und für den Weinhandel von großer Bedeutung ijt die 
Herabjegung der Zölle auf 10 ME. für 100 Kg. von rothem Wein und Mojt 
zu rothem Wein, Fäſſern, welche zum Zwede des Verjchneidens unter Zoll: 
fontrole eingeführt werden, fjowie von Wein in Fäſſern zur Ntognafbereitung 
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unter Zollfontrole. Die Zollherabjegungen eritreden fich auf einzelne Artikel 
jämmtlicher Tarifpoſitionen des deutichen Zolltarifs mit Ausnahme der Po— 
jitionen Nr. 16, 17, 23, 29, 31, 32, 42 u. 43.') 

2. Bereits am 31. Dec. 1855 war ein Handels: und am 14. Oftober 1867 
ein Schifffahrts- Vertrag zwichen Italien und dem deutjchen HYollverein abs 
geichlojien worden. ®) 

Der Handelsvertrag mit Italien vom 31. Dezember 1865 und 
der Schifffahrtsvertrag vom 14. Dft. 1857°) war demjenigen mit Groß: 
britannien vollftändig nachgebildet und hatte Giltigfeit bis zum 30. Juni 1875. 
Die Kündigungsfriſt war eine zwölfmonatliche. Derſelbe wurde nach dem Ab: 
lauf des Giltigleitstermins von Jahr zu Jahr von jelbjt verlängert. 

Der Schifffahrtsvertrag jtellte vor Allem die Schiffe der beiden 
Kontrahenten bezügli der Tonnen, Lootſen,, Hafen: 2. Abgaben gleich, 
ebenjo bezüglich der Förmlichkeiten beim Aufitellen, Laden und Löjchen der 
Schiffe. Sodann wurde die gegenjeitige Anerkennung der Schiffspaptere ın 
Bezug auf Nationalität und Tragfähigkeit jtipulirt. Bezüglich dev Waaren: 
Eins und Ausfuhr wurde gleiche Behandlung der beiderjeitigen Ztaats- 
angehörigen zugeſichert. Die Beltellung von Konſuln wurde als gegemjeitiges 
Necht zugeftanden und bezüglich der Befugniſſe und Unterftügung derjelben 
von Zeite der Landesregierungen Näheres feitgefegt. Auch für den Fall eines 
Schiffbruches waren nähere VBerabredungen bezüglich der Nettung und jonjtigen 
Behandlung der Waaren und Seeleute gemacht. Außerdem batte man fich 
gesenfeitig die Nechte der meritbegünftigten Nationen jpeziell zugeltanden. Der 

jertrag trat am 1. Januar 1868 im Kraft und hatte Diejelbe Dauer wie der 
erſterwähnte Dandelsvertrag. 

Kurz vor Ablauf des Jahres 1377 hatte die italienische Negterung den 
Antrag bei der Deutschen Regierung geſtellt, den Handelsvertrag vom 
31. Dezember 1865 und die Schifffahrts Konvention vom 14. Oftober 1867, 
welche auf den 1. Juli 1876 gekündigt, aber unterdeſſen jchon bis 30. April 
1877 und dann bis Ende 1877 verlängert worden waren, bis 1. April 1878 
in Wirkſamkeit zu laſſen. Nachdem biezu die Genehmigung der Negierumgen 
erfolgt ia, wurde auf Antrag der italienischen Regierung bis Ende des Jahres 
1878 die Verlängerung vereinbart. Auch diejer Termin wurde durch eine Ber 
längerung bis 31. Dezember 1879 verjchoben und nach der legten Veritändigung 
blieben beide Verträge bis Ende Dezember 1830 in Kraft.) Durch bejondere 
Abkommen mit Italien wırde die Giltigfeit dev alten Verträge ferner bis 
1. Juli 1831,)) dann bis 31. Dezember 1881°) und endlich bis 31. Mai 
1882) ausgedehnt. 

Am 4 Mat 1883 wurde ein neuer Handels- und Schifffahrts— 
vertrag abgeſchloſſen, der am 1. Juli 1883 in Wirkſamkeit trat und 


) Das Nähere über die Vertragstarife wird ſpäter nach dem Schweizer Handelsvertrage 
erörtert werden, 

?) Sammlung der Zoll und Handelsverträge S. 284 und 287. 

) Preuß. Dandelsarchiv 1866 Bd. I 5. 8317. Sammlung der Verträge S. 284 
B.G. BL. 1887 ©. 317. 

— Yındesratbsprot. 1876 $ 183, 1877 8 229, 1878 88 29 und 205, 1879 88 624 
und 642. 

5, Chl. d. R. 1881 ©. 1. 
} N. a. D. 1881 S. 251. 
A. a. O. 1881 5. 474, 
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bis 1. Februar 1892 Geltung haben follte. Jeder Theil bebielt fich jedoch 
nad; Art. 14 vor, denjelben jechs Monate vor dem 1. Februar 1883 zu 
fündigen. ') 

Der Handels: und Schifffahrts-Vertrag vom 4. Mat 1383 war am 1. Febr. 
1592 abgelaufen. Es wurden deshalb auch mit Italien im Laufe des Jahres 
1891 Verhandlungen wegen der Nevifion des Vertrages von 1833 begonnen, 
welche den bereits erwähnten Handels-, Zoll- und Schifffahrtsvertrag vom 
6. Deʒ. 1391 zur Folge hatten. °) 

Diefer neue Vertrag dt demjenigen von 1833 im Wejentlichen nachgebildet. 
Derjelbe enthält 17 Artifel und als Beilage A eine Zuſammenſtellung der 
Zölle bei der Einfuhr nach Deutſchland, als Beilage B eine Ueberſicht der 
Zölle bei der Einfuhr nad) Stalien. Bejondere VBerabredungen enthält das 
Schlußprotofoll. Neu it im VBertrage im Art. I der dritte Abſatz, wonach 
Apotheker, Handelsmakler, Hauſirer und andere Perſonen, welche ein im Um— 
herziehen auszuübendes Gewerbe betreiben, nicht die Rechte der Inländer, 
ſondern nur der Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation genießen. 

In Art. II Abſ. 1 hat der Begriff des bürgerlichen Rechtes eine nähere 
Umschreibung dahin erfahren, dab die rechtliche Gleichſtellung der beiderjeitigen 
Angehörigen ausdrüdlich bezüglich der politischen Nechte ausgeichloffen und im 
Uebrigen auf diejenigen bürgerlichen Nechte bejchränft iſt, welche den Inländern 
ohne Bejchränfung und Untericheidung gewährt werden. 

In Art. IV ijt wie im alten Vertrage die Befreiung der beiderjeitigen 
Angehörigen von militärischen und anderen öffentlichen Leitungen ausgeſprochen, 
dagegen im Ab. 2 eine Beſtimmung aufgenommen, wonach eine Verpflichtung 
zur Erfüllung militärischer Leitungen und Nequifitionen nur inſoweit eintreten 
fan, als die Heranziehung auch des Beliges oder der Miethe unbeweglicher 
Güter E erfolgt. 

Der bisherige Artikel V betreffend den Patent-, Marken und Muſterſchutz 
wurde in Ausſicht auf eine beſondere Vereinbarung hierüber weggelaſſen. 

Als neuer Art. V wurden Beſtimmungen über die Rechte der Hand— 
lungsretjenden und die zollfreie Einfuhr von Waarenmuftern aufgenommen, 

Zu Art. VI wurde der ausdrüctliche Vorbehalt beigefügt, daß das Verbot 
der Ausfuhr von Ntriegsbedürfniffen unter außerordentlichen Verhältniſſen 
zuläſſig jet. 

Art. VIL, welcher fich auf die Zolltarife bezicht, ſichert die vertrags: 
mäßigen Beginftigungen den beiderjeitigen Boden und Gewerbserzeugniſſen. 
Im übrigen ftipuliven Art. VIL und IX gegenjeitige bedingungsloje Meiſt— 
begünjtigung in Bezug auf Eingangs: und Ausgangsabgaben, die Durch: 
fuhr, die Zollbehandlung, ſowie binfichtlich der tmeren VBerbrauchsabgaben und 
Acciſegebühren. Der neue Art. VIII jichert für die Ausjtellung von Urſprungs— 
zeugniſſen Stoftenfreiheit. Met. X bringt den Grundjag zum NAusdrud, daß 
die beiderjeitigen Erzeugnilfe in dem anderen Lande feiner höheren inneren 
Steuer unterworfen werden dürfen, als die gleichartigen inneren Erzeugniſſe. 

Art. XI—XIV regeln wie im bisherigen Bertrage die beiderjeitigen Schiff: 
tahrtöbeziehungen, wobei die zwijchen beiden Theilen getroffene Vereinbarung 


N RG.Bl. 1883 S. 109. Er iſt deutich und italienisch abgefaßt und zerfällt in 15 
Artikel. Es ſind abweichend von dem früheren Vertrage begünitigte Zollſähe fir gewiſſe 
Waaren bei der Einfuhr in Deutſchland und Italien beigefügt und enthält Artikel 7 die 
fogenannte Meiſtbegünſtigungsklauſel für die im Yolltarif begünſtigten Gegenſtände. 

2) R.G.Bl. 1892 ©. 97. 
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wegen Anerfennung der Schiffsmehbriefe nach dem Schlußprotofoll zu Art. XI 
auch ferner maßgebend jein jol. Art. XV entjpricht dem bisherigen Art. XIII. 
Die Vertragsdauer ift nach Art. XVI auf die Zeit vom 1. Febr. 1892 bis 
31. Dez. 1903 mit der Kündigungsflaujel wie int öjterreichtjch - ungarijchen 
Vertrage feſtgeſetzt. 

3. Zwiſchen dem Zollverein und Belgien hatte ſchon früher ein Handel 
vertrag vom 1. September 1844 bejtanden, der aber mit Ende 1853, nad 
erfolgter Kündigung, außer Kraft getreten war, jo daß jeitdem feine Vertrags: 
beziehungen zwijchen beiden Handelsgruppen beftanden.‘) Erſt der Handels 
vertrag vom 22. Mai 1865?) hat diejem Zujtande ein Ende gemacht und die 
‚Handelsbeziehungen neu belebt. Hienach jollen die beiderjeitigen Staatsange— 
hörigen in Bezug auf den Handel gleich und auf dem Fuße der meistbegünitigten 
Nation behandelt werden. Die Erzeugnifje der Länder beider Kontrahenten 
jollen gleichmäßiger Behandlung in Bezug auf Zölle und Abgaben bei der Ein- 
und Ausfuhr unterliegen. Aus und Einfuhrverbote jollen nicht gegen einen 
der tontrahenten einjeitig verfügt werden. Ferner trat Belgien der am 2. Aug. 
1862 °) zwiichen dem Sollverein und Frankreich abgejchlofjenen Uebereinkunft 
wegen der Zollabfertigung des internationalen Verkehrs auf den Eijenbahnen 
bei. Außerdem wurden für mehrere Waarenartifel bei der Einfuhr aus Belgien 
nad) dem Bollvereine und umgekehrt Marimal-Zolliäge feſtgeſetzt. 

Die Dauer des Vertrages wurde bis 30. Juni 1875 jtipulirt mit einer 
zwölfmonatlichen Kündigungsfriſt. 

Am 2. Ian. 1855 war eine Uebereinfunft wegen gegenfeitiger Zulaſſung 
von Dandlungsreijenden abgejchlojfen worden *) und am 10. Sept. 1868 eine 
Uebereinfunft über die Behandlung der von Netjenden eingeführten Meufter.‘) 

Im Jahre 1878 wurde jeitens des Neiches der Vertrag von 1865 ge 
fündigt und jollte am 1. Januar 1879 außer Wirkung treten. Durch cine 
zwijchen der deutichen umd belgiſchen Regierung getroffene Vereinbarung wurde 
aber der Vertrag bis zum 30. Juni 1880 mit der Mabgabe in Kraft belaſſen, 
daß die Artikel 7 und 8 des Vertrages von 1865, welche jich auf gewiſſe Zoll 
jäge für die Waareneinfuhr aus Deutjchland nad) Belgien und aus Belgien nad) 
Deutichland beziehen, mit 1. Januar 1880, als dem Zeitpunfte der Giltigfeit des 
deutichen Zolltarifs vom 15. Juli 1879, außer Kraft gejegt werden jollten. °) 

Nach einer weiteren Uebereinfunft vom 22. April 1880 joll der Vertrag 
von 1865 unter fernerer Außerfraftjegung der Art. 7 und 8 bis 30. Juni 1881 
m Wirkſamkeit belaffen werden. ”) 

Am 30. Mai 1881 wurde eine weitere Uebereinfunft mit Belgien 
abgejchlofjen, *) wonach der Handelävertrag vom 22. Mai 1865, welcher bis 
30. Juni durch die Uebereinkunft vom 22. April 1880 in Straft erhalten 
wurde, bis zum Ablaufe eines Jahres in Geltung bleiben jollte von dem Tage ab, 
an welchem der eine oder der andere der vertragichlichenden Theile denjelben ge 
fündigt haben würde, Art. 7 und 8 des alten Vertrages wurden außer Kraft gejeßt. 


Ga Weber a. a. ©. ©. 267 fi. 
a 


— — brb. 1865 ©. 301 ff.; Preuß. Handelsarchiv 1865 Bo. IIS. 26; Sammlung ıc. 
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% Sammlung ꝛc. ©. 11 ff. 

* Sammlung ic. ©. 20 ff. 

) Sammlung «x. 5. 222 ff 

) R.G.BL. 1880 5. 20. 

) R.G.Bl. 1880 ©. 148. 

RG.Bl. 1881 S. 172. 


Zoll, Handels: und Schifffahrtsverträge mit fremden Staaten. 447 


Am 6. Dezember 1891 wurde in Berlin ein neuer Handels und Zoll: 
vertrag mit Belgien geichlofjen. ') Diejem Vertrage, welcher in 13 Artifel zer 
rällt und dem 4 Beilagen (Tarif A, Hölle bei der Einfuhr nad) Belgien, 
Tarif B, Zölle bei der Einfuhr in das deutſche Zollgebiet, das Muſter einer 
Gewerbeslegitimationsfarte für Handlungsreiiende und vereinbarte Beltimm- 
ungen über die Bollabfertigung des internationalen Verkehrs auf den Eijen: 
bahnen) beigefügt jind, ijt der Vertrag vom 22. Mai 1865 zu Grunde gelegt. 
Diejer Vertrag hatte urjprünglich nur einige wenige Tarifvereinbarungen ent 
halten, auf welche jich aber die am 30. Mai 1881 auf unbeftimmte Zeit 
erfolgte Verlängerung des Bertrages von 1865 nicht erftrecdt hatte. Der neue 
Bertrag enthält dagegen umfajjende Tarifvereinbarungen. 

Art. 1 it mit wenigen redaktionellen Aenderungen dem bisherigen Ver: 
trage entnommen. 

Die Art. 2 und 5 find aus Art. 2 Abi. 1, Art. 3 und 5 Abi. 1 des 
früheren Vertrags zuſammengeſetzt umd enthalten die Beitimmungen wegen der 
Meijtbegünftigung. Der 2. Abjat des Art. 2 ijt als gegenjtandslos in Wegfall 
gefommen. 

Neu ift Art. 3 und bezieht ſich auf die beiliegenden Tarifvereinbarungen. 

Im Schlupprotofoll zu Art. 3 iſt ebenjo wie im Vertrage mit Dejterreich- 
Ungarn die Verpflichtung übernommen worden, die beitehenden Zollbegünitig- 
ungen für die Einfuhr zur See nicht zu erweitern, jo lange Belgien nicht jelbft 
derartige gewährt. 

Art. 4 iſt ebenfall$ neu. Derjelbe trifft Vorjorge, daß der durch die 
Zollgejeggebung den einheimtjchen Boden- und Indujtrieerzeugniffen gemährte 
Zollichug nicht auf Grund der etwa bejtehenden inneren Abgaben verjchärft 
werden fann. 

Im Schlußprotofoll zu diefem Artikel iſt beitimmt, daß diefer Artikel die 
Eingangszölle nicht berührt, und day Dderjelbe auf die in Belgien erhobene 
Berbrauchsabgabe für Wein und Nobzuder jo lange feine Anwendung finden 
jolle, als dieje Gegenjtände von Eingangszöllen befreit find. 

Art. 6 entipricht dem Art. 4 des bisherigen Vertrages mit der Maßgabe, 
daß der bejondere, jeinerzeit im Intereſſe Belgiens gemachte Vorbehalt hin- 
jichtlich der Ducchfuhr von Salz durch die beiderjeitigen Gebiete in Wegfall 
gefommen it. 

Art. 7 jegt, wie Abſ. 2 des Art. 5 im bisherigen PVertrage, bei Erlaß 
von Eins, Aus» und Durchfuhrverboten voraus, daß fie entweder gleichzeitig 
auf alle, oder doch auf diejenigen Nationen Anwendung finden, bei welchen die 
gleichen Borausjegungen zutreffen. Ausgenommen wird das Verbot der Ausfuhr 
von Kriegsbedürfniſſen. 

Neu it Urt. 8, der die auf internationalem Gebrauche beruhende Be— 
jtimmung enthält, daß die einer dritten Macht im Grenzbezirfe eingeräumten 
Begünftigungen von der allgemeinen Meitbegünftigung ausgenommen jind. 

Art. 9 nebſt Anlage C regelt die Nechte und Befugniſſe der Handlungs- 
reijenden. 

Neu iſt Art. 10 mebjt der dazu gehörigen Beltimmung des Schluß— 
protofoll®, wodurch wie in Art. 15 des öfterreichiich-ungarischen Wertrages 
den belgijchen Eijenbahntransporten gegen Reciprocität die Gleichjtellung mit den 
einheimiſchen Eijenbahntransporten zugejtanden wird. 


—— —— — 
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Art. 12 iſt gleichfalls neu und entipricht den Beltimmungen der anderen 
Verträge, wodurch der Vertrag auch auf die mit einem der Vertragichließenden 
zollgeeinten Yänder und Gebiete ſich zu eritreden bat. 

In Art. 13 iſt die Dauer des Vertrages auf die Zeit vom 1. Februar 1892 
bis 31. Dezember 1903 feftgejegt, außerdem iſt demjelben die gewöhnliche 
Kündigungsformel beigefügt und ind vom 1. Februar 1892 an die Ueberein— 
fommen vom 30. Mat 1331 wegen Berlängerung des Handelsvertrages vom 
22. Mat 1853 und die Vereinbarungen vom 2. Januar 1855 und 10. Sep: 
tember 1868 wegen der Handlungsreiienden außer Kraft gejeßt. 

Der vorlegte Abſatz des Schluhprotofolls it neu umd bildet gewifler: 
mahen eine Ergänzung zum belgischen Vertragstarif. Damit friiches Schaf 
fleisch ohne die Lungentheile in Belgien eingeführt werden fann, bat Belgien 
eine Aenderung feines Geſetzes vom 17. Juni 1887 zugeftanden. Bezüglich 
anderer Fleiſchſorten war dieſes Zugeſtändniß nicht zu erreichen. 

4. Mit der Schweiz war am 13. Mat 1869 ein Handels= und Zollvertrag 
abgeſchloſſen worden. ") 

Mit derjelben waren früher, in der Zeit vor Errichtung des großen Zoll 
vereins, einzelne Verträge von Bayern, Württemberg und Baden abgejchlofien 
worden, durch welche dieſe Staaten und die Schweiz ſich gegenfeitige Zoll: und 
Handelsbegünftigungen zugeftanden hatten. Dieje Verträg hörten jedoch im Jahre 
1851 auf, jo daß jeit dieſer Zeit fein vertragsmähiges Verhältniß beitand. Durd) 
den Abjchlur der Handelsverträge mit Frankreich und Oeſterreich wurde auch 
in der Schweiz der Wunſch nach einem ähnlichen VBertrage rege und «8 
begannen bereits am 4. April 1865 desfalliige Berhandlungen zu Stuttgart, 
die jedoch nur dazu führten, daß man ſich gegenjeitig zugejtand, daß die durd) 
die neueren Verträge den anderen Staaten gewährten Tariffonzeilionen als 
modus vivendi auch für den VBerfehr zwiichen dem Zollverein und der Schweiz 
gelten jollten. 

Die erjt nach der Nekonjtituirung des Zollverein wieder aufgenommenen 
Verhandlungen führten endlich” am 13. Mai 1869 zu einem günjtigen Ne 
jultate. ⸗ 

Bor Allem iſt in dieſem Vertrage von beiden Kontrahenten die Zuſicher— 
ung gegeben, ihre Staatsangehörigen in Bezug auf Eine und Ausgangs 
abgaben und Hinjichtlich des Schuges für Bezeichnung und Etiquettirung der 
Waaren gegenfeitig auf dem Fuße der meiitbegünftigten Nation behandeln zu 
wollen. Dann folgt ein Berzeichnig derjenigen Waaren, welche gegemjeitig 
zollfvei behandelt werden jollen. Sodann wird gegenjeitig die Freiheit von 
Durchgangsabgaben garantirt. Beilage B enthält bejondere Bertimmungen 
über begünftigte Behandlung des nachbarlichen Grenzverfehrs. Ferner find 
bejondere Vergünſtigungen für den gegenjeitigen Markt: und Veredelungs— 
verkehr, ähnlich wie mit Dejterreich, verabredet. Bezüglich der inneren Abgaben 
ift verabredet, daß diejelben, mit Ausnahme der in einzelnen Kantonen der 
Schweiz zur Erhebung fommenden VBerbrauchsiteuern,?) welche aber nicht 
erhöht werden dürfen, die Erzeugnifje des andern Kontrahenten nicht höher 
treffen Dürfen als die eigenen. Ferner iſt Für die umgeftörte Ausübung des 


) B.G. Bl. 1869 S. 603; Jahrb. 1869 5. 615; Sammlung ı. ©. 581 fi. Ter 
jelbe enthält 12 Artikel, zwei Beilagen, ein Schlußprototoll mit 2 Beilagen und it mur 
in deuticher Sprache abgefaßt. 
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Semwerbebetriebes der Kaufleute und Fabrifanten 2c. bei Auffuchen von Be 
jtellungen durch Gewerb- Legitimationskarten!) geſorgt. Genauere Verabred— 
ungen enthält noch das Schlußprotokoll mit ſeinen — Der Vertrag 
trat am 1. Sept. 1869 in Kraft und ſoll bis 31. Dez. 1877 gelten. Wird 
derſelbe nicht 12 Monate vor dieſem Termin gekündigt, ſo bleibt er in Geltung 
bis zum Ablaufe eines Jahres von dem Tage, an welchem eine allenfallſige 
Kündigung geichah.?) 

Diejer Vertrag war deutjcherjeits zu Anfang des Jahres 1879 mit der 
Wirkung gekündigt worden, daß er mit Ablauf des Jahres 1879 außer 
Kraft treten jollte. Zu Folge einer Verabredung zwiſchen der Deutjchen und 
Schweizeriichen Regierung wurde er jedoch bis zum 30. Juni 1830 mit der 
Maßgabe in Kraft belaffen, daß aus der Reihe derjenigen Artikel, für welche 

unter der Nummer 1 der Anlage A zu dem Vertrage die gänzliche Befreiung 

von Eingangs und Ausgangsabgaben gegenſeitig zugefichert ift, der Artikel 
„von Salzjiedereien, die Mutterlauge” ausſchied.“ Am 1. Mai 1880 wurde 
dann dieſe' Verabredung durch eine neue Webereinfunft bis 30. Juni 1881 
verlängert. *) 

Am 23. Mat 1881 wurde mit der Schweiz ein neuer Handelsvertrag 
abgejchlofjen, der am 1. Juli 1881 (Art. 12) in Kraft trat.) Derjelbe 
unterjcheidet jich von dem Vertrage von 1869 dadurd, daß in Artikel 5 die 
unter Ziffer 5—7 aufgeführten Begünftigungen fehlen, dagegen find in einem 
neuen Artikel 6 für den Beredelungsverfehr bejondere Grundjäge aufgeitellt. 
Neu it im demjelben, daß Seide zum Färben bejfonders aufgeführt iſt und 
daß im vorlegten Abjage beſtimmt it, daß bei Sarnen und Geweben die Zoll: 
freigeit von dem Nachweiſe der einheimijchen Erzeugung der zur Veredelung 
ausgeführten Waaren abhängig gemacht werden kann. Ebenjo jind in Art. LI 
(früher Art. 10) einige neue Beſtimmungen wegen des Schutzes der Fabrif- 
und Dandelsmarfen getroffen. Außerdem beichloß der Bundesrathb in der 
Sigung vom 25. Juni, dal die am 27. Auguſt 1869 in Karlsruhe verein- 
barten Beſtimmungen zur Ausführung des Art. 5 Ziffer 2—7 des Vertrags 
von 1869*) und die Verabredung V B des Schlußprotofolls hiezu, ſoweit der 
neue Bertrag nicht entgegenjtche, ferner giltig jein jollen, und dah nach Maß— 
gabe des $ 19 diejer Verabredung die Theilung der zur VBeredlung durch 
Färben und Bedruden verjandten Gewebe unter gewiſſen Stontrolen auch 
ferner zugelafjen werde”) 

Diejer Vertrag wurde auf 5 Jahre mit der gewöhnlichen Kündigungsklauſel 
abgeſchloſſen und durch einen Zuſatzvertrag vom 11. Nov. 1888 zu einem 
Tarifvertrage erweitert.®) 

Der am 10. Dezember 1891 mit der Schweiz abgeichlojjene Zoll- und 
Haudelsvertrag, zu dem bereits in der zweiten Hälfte des Juli 1891 die 
Verhandlungen in Berlin eröffnet worden waren, enthält 12 Artikel, als Ans 


!) Anlage D. 

”) Siehe das Nähere Trudi. des Bundesraths 1869 Nr. 65. Außerdem wurde am 
27. Aug. 1869 zu Karlsrube eine Vereinbarung zu Art. 5 Ziffer 2—8 des Handels: 
vertrages v. 13. Mai 1869 getroffen. Abgedrudt in den Jahrbüchern für 1869 5. 641. 
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lage A den vereinbarten Zolltarif bei der Einfuhr in das deutſche Zollgebiet, 
als Anlage B den vereinbarten Tarif der Zölle bet der Einfuhr in die Schweiz, - 
als Anlage C die Beitimmungen über die Behandlung des grenznachbarlichen 
Verkehrs und als Anlage D das Muſter einer Gewerbe: Legitimationskarte 
für Dandlungsreijende.') 

Der Tert des neuen Bertrages jchießt ſich im Wejentlichen demjenigen 
des Handelsvertrages von 1881 an, wie derjelbe durch den Zuſatzvertrag 
von 1888 erweitert worden tit. 

In Art. 1 wird die gegenfeitige Meiitbegünftigung für Ein- und Aus: 
gangsabgaben zugelichert. 

Neu iſt die Zuficherung der Schweiz in Nr. 1 zu Art. 2 und 3 des 
Vertrages, daß ich der jchweizeriiche Bundesrath bereit erklärt, für das aus 
dem freien Verfehr der Schweiz nach Deutjchland eingehende, aber aus einem 
in Deutjchland nicht meiſtbegünſtigten Staate fommende Getreide, jorwie für der: 
artige Weine die deutjchen Vertragszölle auf Verlangen der deutjchen Regier— 
ung nicht zu beanfpruchen. 

Bemerkenswerth it in Art. 1 die Beitimmung, welche jchon im früheren 
Bertrage beftand, daß die Vertragichließenden während der Dauer des Ver— 
trages die Ausfuhr von Getreide, Schlachtvich und Brenmmmaterialten gegen: 
jeitig nicht verbieten werden. 

Im Schluhprotofoll find Ähnlich wie im öſterreichiſch-ungariſchen Vertrage 
die zuläffigen Ausfuhrverbote aufgeführt. 

Der neue Art. 2 betrifft die gegenjeitigen Vertrags-Bolltarife, worüber 
ipäter im Zujammenhange mit den anderen Tarifen geiprochen werden joll. 

Art. 2 des bisherigen Bertrages mit jener Anlage A iſt in Wegfall ge 
fommen. Die unter 2—7 vorgejehenen Zollbefreinmgen find unverändert in 
das Schlußprotofoll übergegangen, ebenjo wie die im Schlußprotofoll zu Art. 2 
des bisherigen Vertrages enthaltenen Beitimmungen. 

Die Art. 3—5 entiprechen dem bisherigen Bertrage mit der einzigen Aug 
nahme, dal; nad) Inhalt der Ziffer 4 dieſe Befreiung auch auf Vieh, welches 
zur „Mäjtung“ in das andere Gebiet gebracht oder zurücgeführt wird, erjtredt 
worden ijt. 

Art. 6 handelt von dem Veredelungs- und Neparatur:Berfcehre. Es wurde 
hierbei dem Berlangen der Schweiz Rechnung getragen, daß den früheren Ber: 
trägen entjprechend gewiſſe fremde Waaren behufs Veredelung im Inlande zoll 
frei zugelaffen würden. Im Uebrigen find die Gegenitände und Worausjet- 
ungen des Veredelungsverfehrs diejelben wie im Bertrage von 1888. 

Das Schlußprotofoll enthält zu Art. 5 und 6 mur in jofern eine Aender- 
ung gegen früher, als unter C hinter den Worten: „oder appretirt“ Die 
Worte: „oder beſtickt“ beigefügt wurden. Ebenjo ift neu, daß die ſechsmonat— 
liche Frift zur Wiederausfuhr aus Billigfettsrüdichten auf zwölf Monate er 
jtrecft worden iſt. Art. 7 entipricht dem gleichen Artifel des bisherigen Ver: 
trages über die Zollabfertigung des wechjeljeitigen Verkehrs, nur wurde im 
im Schlußprotofolle das Verbot der Urjprumgszeugnijje aufgehoben. 

Art. 3 regelt die Frage der Belajtung der aus dem Vertragslande ein: 
— Waaren mit inneren Abgaben. Die Beſtimmungen in Art. 9 des 
isherigen Vertrages ſind durch die Aufhebung der inneren Abgaben in der 
Schweiz gegenſtandslos geworden. An ihre Stelle ſind im Weſentlichen die 
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im Art. 6 der zwijchen der Schweiz und Dejterreich-Ungarn am 23. Nov. 1388 
vereinbarten Beltimmungen mit Bezug auf die inneren Abgaben und Staats: 
monopole getreten. 

Der Art. 9 erjegt den Art. 10 des bisherigen Vertrages nebjt dem dazu 
gehörigen Schlußprotofoll. Handlungsreienden iſt hiernach wur geitattet, bei 
Gewerbe und Handeltreibenden Waarenverfänfe zu machen oder Beitellungen 
zu juchen, und iſt Letzteres bei Nichtgewerbetreibenden unzuläjfig. Auch jollen 
dieſe Beitimmungen auf den Gewerbebetrieb feine Anwendung finden. 

Neu ijt Art. 10, wonach jich der Vertrag auch auf die beiderjeitig zoll: 
geeinten Länder und Gebietstheile zu erjitreden hat. 

In Art. 11 wird die Bertragsdauer wie in den Verträgen mit Dejter- 
reich-Ungarn und Italien feftgejegt. ") 

Was die von Deutjchland an Dejterreih-Ungarn, Italten, Belgien 
und die Schweiz gemachten Zolltarifzugeſtändniſſe und Tarifbind— 
ungen 2c., jowie die von genannten Staaten zugejtandenen Begünftigungen 
diejer Art betrifft, jo würde es bier zu weit führen, wenn man alle beiprechen 
wollte. Die Denfichrift des Bundesrathes, welche dem NReichstage mit den Ver: 
trägen vorgelegt wurde, gibt hierüber ausführliche Aufſchlüſſe. 

Allen Tarifzugejtändniffen iſt gemeinjchaftlich, daß ie der Induftrie, dem 
Handel und der Landwirthſchaft der einzelnen Staaten Rechnung tragen und 
außerdem die Finanzen berücjichtigen. 

Außerdem jind die Bindungen der Zolliäge, welche gegenjeitig zugejtanden 
wurden, in jofern von Wichtigkeit, weil die Autonomie hierdurch bejchränft er: 
jcheint, wogegen andererjeit3 der Erportindujtrie hieraus bejondere Vortheile 
erwachien. Im den Tarifen zu den Verträgen find diejenigen Zugejtändniffe 
enthalten, zu welchen ſich Deutjchland diejen Staaten gegenüber bereit erklärt 
bat und welche die einzelnen Staaten Deutjchland gegenüber gewähren. 

Eines der wichtigiten deutschen Zugeſtändniſſen beiteht darin, daß aus 
Stalien roter Wein und Moit zu rothem Wein in Fäſſern zum Ver— 
Ihneiden und Wein in Fäſſern zur Stognafbereitung, beide jedoch 
unter Zollfontrole zu dem ermäßigten Zolljag von 10 ME. für 100 Kg. in 
Deutjchland eingelajjen werden. 

Im Ganzen find von dem 3I0— 340 Millionen Mark jährlich betragenden 
Durchichnittswerthe der Waarenausfuhr Deutichlands nach Oeſterreich-Un— 
garn nur für 63 Millionen Mark Waaren im Zolle bei der Einfuhr nach 
Dejterreich ermäßigt und für einen Werth von 198 Millionen Mark die Zölle 

ebunden. Bei den Hollermäßigungen find die Sätze gegenüber dem bis 
. Dezember 1892 geltenden Meitbegünjtigungstarif durchichnittlich um 25°), 
berabgejeßt. 

Von Italien ꝛc. find Deutichland und daher auch Oeſterreich-Ungarn bei 
254 Nummern des allgemeinen Zolltarifs Zollermäßigungen und Bollbind- 
ungen zugejtanden. 

Auch der belgische Vertrag enthält umfaffende Tarifvereinbarungen. 

Bejonders hervorzuheben möchte jein, daß deutjcherfeitsS Belgien das Zu— 

eftändnig gemacht wurde, dab die Verzullung derjenigen Majchinen, für welche 
— gewährt wurde,“* bei der Einfuhr in zerlegtem Zuſtande nach Maßgabe 


») S. den Abdruck dieſer 4 Verträge nebſt Zolltarifen und Schlußprototollen 
„Annalen“ 1892 ©. 796 ft. | 
2, 68 jind die Lokomotiven und Lokomobilien (Bol. 15 b/1), dann Miüllereimafchinen, 
eleftriiche und andere Maichinen aus Guß- oder fchmieobarem Eiſen Poſ. 15b/2 ß. und j), 
29* 
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des überwiegenden Materials der zufammengejegten Maſchine zu erfolgen bat, 
wenn jämmtliche Theile derjelben zur Zollabfertigung geitellt werden. 

Außerdem wurden Belgien für 24 Artifel rejp. Pojitionen des Tarifs 
Zohlermäßigungen, für 18 Artikel Zollbindungen zugejtanden. 

Der Schweiz wurden für 29 Artifel bezw. Tarifpofittionen neue Zoll: 
ermähigungen und für 23 Artifel bezw. Tarifpofitionen Zollbindungen 
zugeitanden. Dagegen hat die Schweiz durch ihren allgemeinen Zolltarif vom 
10. Aprit 1891, der nun auch für Deutjchland gilt, für 293 Positionen Zoll— 
ermäßigungen und Bindungen des Zolltarifs zugeſtanden, die ſich der Haupt— 
ſache nach in Bezug auf Zollermäßigungen auf die Zeinen-, Baumwoll, Seiden-, 
Wollen- und Stonfeftionsindustrie beziehen. 

Bon dem 130-200 Millionen betragenden jährlichen Geſammtwerth der 
Waarenausfuhr Deutjchlands nach der Schweiz jtellen die zollermähigten Artikel 
emen Werth von ca. 85 Millionen Mark dar, während für ca. 66 Millionen 
Mark die Zolljäge gebunden find. 

Durch dieje vier Verträge it zwar fein Zollbündniß, aber eine vertrag: 
mäßige freie Vereinigung zum Zwecke gegenjeitiger Verſicherung gegen Probt: 
bitiv- und Nampf- Zölle in Mitteleuropa geichaffen, die jedoch eine Erweiterung 
durch den Beitritt anderer Staaten offen hielt, theils durch die nicht differentiale 
Behandlung der eriten Kontrahenten, theils durch Die gleichmäßige Meiſt— 
begünftigung aller Vertragichließenden, und das vermöge jeiner Dauer von 
zwölf Jahren eine gewilje Sicherheit im die Verhältniſſe zu bringen tm 
Stande ilt. 

ALS weitere Verträge mit europäiſchen Staaten find zu nennen: 

5. Ein Handels: und Schifffahrtsvertrag zwiichen Preußen und 
den übrigen Staaten des Deutichen Zoll: und Handelsvereins und den 
Niederlanden vom 31. Dezember 1851.') 

Nach Kündigung des älteren Vertrages vom 21. Januar 1839 im Jahre 
1841?) waren mehrere Jahre verflofien, ohne daß die Handelsverbältnifjfe der 
Niederlande zu dem Zollvereine zu irgend welchen Erörterungen Anlaß gaben. 
Nachdem jedoch die Niederländische Negierung im Jahre 1850 dem Preußiſchen 
Miniſterium den Wunjch ausgeiprochen hatte, ſich bezüglich der kommerziellen 
Beziehimgen mit dem Zollverein zu verjtändigen und durch eine Reihe von 
Sejegen, welche am 1. Januar 1851 in’s Leben traten, alle differentialen 
Nechte zur VBegünjtigung der nationalen Schifffahrt, alle Durchgangszölle und 
lonitige Abgaben auf dem Nheine und der Nijel, jowie das Verbot der Er: 
teilung von Scebriefen an die nicht in Dolland gebauten Schiffe aufgehoben 
hatte, jo war ein günjtiger Ausgang der Verhandlungen zu erwarten. Die 
jelben endeten auch mit der Unterzeichnung des genannten Handelövertrages 
vom 31. Dezember 1851 zu Daag.°) 


nie Tanıfmafhinen und Dampfkeſſel zur Verwendung beim Schiffbau (Anm. zu Bol. 
1 und 

Abgedruckt in der authentiichen Sammlung der Handels: und Schifffahrtsverträge 
Teutichlands mit dem Auslande von 1851 bis 1872 (Anhang zu den Verträgen und Ber: 
bandlungen über die Bildung und Ausführung des —— Zoll: und Dandelsvereins, 
ne . 838 #.; Preuß. Handelsarchiv 1852 Bd. 1 S. 239; Gentralblatt 1852 
’ Ra Weber's Geichichte des Teutichen Zollvereins S. 163 ff. über die Gründe der 
tündigung 
EN N Schaumburg Lippe und Oldenburg traten demielben am 11. reip. 19. Oftober 
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In dem jehr umfangreichen); und für beide Theile gleich vortbeilbaften 
Vertrage wurden vor Allem die bereits von der Niederländischen Regierung 
gejeglich gewährten Abgabenbefreiungen und Erleichterungen für den Rhein— 
verfebr umd den Verkehr auf den Niederländiichen Gewälfern vertragsmäßig 
feitgejtellt; jodanıı die Erhebung des bisher noch für den wnmmittelbaren 
Tranſit vorbehaltenen droit fixe unbedingt bejeitigt; die Minderung der 
Niederländischen Lootjen-, Brüden: und Schleußengelder auf 50 Prozent feit- 
gejegt und alle Zugejtändniffe für die Schifffahrt auch auf die Niederländiichen 
Wafjerfommunifationen mit dem Scheldegebiet ausgedehnt. Für Rotterdam wurde 
die Errichtung eines freien Entrepots für den freien Güterverfehr der Vereins: 
lande, ſowohl nach den Niederlanden, als über die Sce verabredet. Dagegen 
geitand der Zollverein den Niederlanden theils verjchiedene Durchgangserleic)- 
terungen, theils die Theilmahme der Niederländischen Flagge an den für die 
Bollvereinsjtaaten auf dem Rheine beftchenden Schifffahrtserleichterungen und 
Abgabenermähigungen zu. Außerdem bewilligte man fich gegenjeitig Die Nechte 
der meijtbegünftigten Nation. 

Diefer nur bis zum 1. Januar 1854 giltige Vertrag war, obgleich er 
jedes Jahr gekündigt werden fonnte, jeit dem Jahre 1852 ununterbrochen in 
Kraft und gilt noch jeßt. 

6. Fit zu erwähnen, der am 20. März 1862 zwijchen dem Zollverein und 
der Ottomaniſchen Pforte abgeichloffene Handelsvertrag. °) 

Diejem Vertrage waren drei frühere von 22. März 1761, vom 31. Sun. 
1790 zwijchen Breußen und dev Pforte und vom 22. Dftober 1840 zwiſchen 
dem Zollverein und der Pforte vorausgegangen. ’) 

Vor Allem it auf den Vertrag vom 22. März 1761 ausdrücklich in 
dem neueſten Vertrage von 1862°) Bezug genommen und find die Beſtimm— 
ungen desjelben inſoweit aufrecht erhalten. als fie nicht mit dem gegemvärtigen 
in Widerjpruch jtehen. Außerdem fichert derjelbe allen Unterthanen die Be— 
handlung nach den Nechten der meijtbegünftigten Natton, gewährt gegenſeitige 
Handelsfreiheit bezüglich der Türkei, Rumäniens und der in Afrika gelegenen 
türkiſchen Staaten, ſowie bezüglich der Paſſirung der Dardanellen und des 
Bosporus. Der Verkehr mit Waffen und Nriegsmaterial nach der Türkei wird 
einer bejonderen Kontrole unterftellt. Die Dauer des Vertrages ift auf 23 Jahre 
feftgejegt, am Ende des 14. und 21. Jahres können a in Borjchlag 
gebracht werden. 

Der erwähnte Vertrag von 1761 enthält 8 Artifel, in welchen gegenjeitige 
Handel sfreiheit, das Hecht zur Beſtellung von Geſandten und Konſuln, gleich— 
mäßige Behandlung der Unterthanen der fontrabirenden Theile vor den beider: 
jeitigen Zoll, Verwaltungs: und Zuftizbehörden, danu Freiheit von der Sklaverei 
für Deutjche in der Türkei, jowie die Herausgabe der Erbichaften von den im 
‚der Türfei verjtorbenen Deutjchen befonders jtipulirt erjcheinen. 





') Er enthält 36 Artifel und ein Separatprotofoll in 17 Paragraphen und ut nur in 
Neanzöfife er Sprache abgeichlojien.. 

abrb. 1863 5. 212 ff.; Preuß. Handelsarhiv 1863 Bd. I S. 284; Sammlung ıc. 

©. 51 ft. Derſelbe it nur im hrangöfiicher Sprache abgefaßt und enthält 17 Artitel nebit 

einem ſehr ausführlihen Ein- und Ausfuhrtarif für den türkiichen Handel als Beilage. Die 
el — wurden am 29. Januar 1863 in Konitantinopel ausgetauſcht. 

— hierüber Weber, Geſchichte des Deutſchen Zollvereins S. 175 ff. 

Derfelbe it abgedruckt in der erwähnten Sammlung der Verträge S. 512 it. 
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Am 26. Aug. 1890 wurde mit der Türkei ein neuer Freundichafts, 

Handels: und Schifffahrtsvertrag abgeſchloſſen,) welcher in den Artifeln 1, 
3—9, 12 und 16 die gegenjeitige Meiftbegünjtigung für Zölle und ſonſtige 

Abgaben enthält. Derjelbe enthält 25 Artikel und als Beilage einen Zolltarij 
für die nach der Türkei eingehenden Waaren. ‘) Eine zweite Beilage zu Art. 17 
enthält ein Verzeichniß der bei der Einfuhr in die Türkei geitatteten Waffen 
und Munition. Im Schlußprotofolle ijt bezüglich der Meijtbegünftigung be 
merkt, daß Deutichland der Türfer in Bezug auf die Zollbehandlung nıcht aud 
die Ausnahmebegünitigungen zugeitehen will, welche die zum deutſchen Zoll- 
verbande gehörigen Gebiete genießen. 

In Art. 4 ift befonders beitimmt, daß alle Beitimmungen des Freund: 
ſchafts- und Handelsvertrags vom 22. März; 1761 (alten Stils), ſoweit jie 
mit gegemvärtigen Bertrage nicht in Widerſpruch jtehen, vom legtern nicht 
berührt werden und fortbejtcehen. Der Vertrag ſoll nach Art. 25 am 1. bezw. 
13. März 1891 in Kraft treten und 21 Jahre, d. h. bis zum 28. Februar 
(12. März) 1912 in Straft bleiben, läuft aber ohne Kündigung an diejem Zeit: 
punfte ab, unter dem Vorbehalte, day am Ende des 7. und 14. Jahres jeder 
Theil das Necht haben joll, Aenderungen vorzufchlagen. 

7. Der pe! zwijchen dem Zollvereine und Großbri— 
taunien wurde am 30. Mat 1865 abgejchlojien ®) nebjt einer Deklaration 
über die Behandlung der Handlungsreifenden, welche Muster bei ſich führen, 
vom 1 April 1869*) und über‘ den Beitritt der beiden Medlenburg, Lauen— 
burgs und Lübecks vom 9. Januar 1869. °) 


Diejem Bertrage war ein früherer vom 2. März 1841 vorangegangen, 
der jedoch im Jahre 1848 außer Straft trat, jo daß jeit diejer Zeit fein ver: 
tragsmäßiges Verhältniß bezüglich des Handels mit Großbritannien bejtand.* 

In demjelben tit für die handeltreibenden Staatsangehörigen, ſowie für 
die Erzeugnijje der Gebiete und Beſitzungen beider Stontrahenten bei der Ein: 
und Ausfuhr gleiche Behandlung jtipulirt, die zollfreie Durchfuhr von Er- 
zeugniſſen, ſowie die gegemjeitige Behandlung auf dem Fuße der metitbegün- 
jtigten Nation zugeltanden. Für die Bezeichnung der Etifettirung der Waaren 
oder deren Verpadung, für Muſter, FZabrit und Handelszeichen ijt gleicher 
Schuß gegenjeitig zugefichert. Schliehlich iſt verabredet, daß alle dieſe Be: 
ſtimmungen auc) auf die Kolonteen und austwärtigen Beſihungen Großbritanniens 
Anwendung finden. Der Vertrag trat vom 1. Juli 1865 an in Kraft und 
jollte bis 30. Juni 1377 gelten. Zugleich war eine zwölfmonatliche Kündigungs- 
friit feitgejegt. Dieſelbe wurde bis jet nicht benützt. 

Der Art. 6 des Vertrages von 1865 wurde durch eine Deklaration vom 
14. April 1875 auf das ganze Neichsgebiet Deutichlands ausgedehnt, nachdem 
er vorher nur für das Zollgebiet gegolten hatte. ?) 


IR... 1891 5. 117. 
n Ter Zolltarif iſt noch nicht in Giltigfeit. Chl. d. R. 1891 5. 141. 
9 Jabrbücher_ 1865 5. 307 ff.; Preuß. Handelsarchiv 1866 Bd. I 5. 289; Samm- 
lung x. 5. 252. Derſelbe enthält 9 Artikel und iſt deutſch und engliich abgefaßt. Tie 
Ratififationsurhunden wurden am 30. Juni 1865 in Berlin ausgemedhielt. 

9 Sammlung >. 259. 

*) Sammlung ıc. ©. 258. 

*, Siehe Weber, Geſchichte des Zollvereins S. 169 ff. 

Teristbe betrifft Den gegenieitigen Schuß für die Gtifettirung, Verpadung der 

Waaren, der Mufter oder Handelszeichen. S. R.G. Bl. von 1875 ©. 199. 
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8. Mit Frankreich waren bereit? am 2. Auguſt 1862 mehrere Ver: 
träge abgefchloffen worden und zwar ein Handelsvertrag, ein Schifffahrtsver- 
trag, eine Uebereinfunft über die Zollabfertigung des internationalen Verkehrs 
auf den Eijenbahnen und lebereinfünfte wegen des gegenfeitigen Schutzes der 
Rechte an literarischen und Kunfterzeugniffen.') 

Alle dieje Verträge waren durch den Krieg der Jahre 1870/71 aufge 
hoben worden. Durch den Friedensvertrag vom 10. Mat 1871 zwijchen dem 
Deutjchen Reiche und Frankreich?) wurden nur die I A 
die Lebereinfunft betr. die Zollabfertigung des internationalen 
Verkehrs auf den Eijenbahnen und diejenige wegen des gegenjeitigen 
Schußes der Nechte an literarijchen Erzeugnifjen und Werfen 
der Kunst wieder in Kraft geleßt, aber nicht der Handelsvertrag.?) Es 
wurde nur im Allgemeinen beftimmt, daß die beiden Stontrahenten den Grund: 
ſatz der gegenjeitigen Behandlung auf dem Fuße der meiftbegünjtigten 
Nation ihren Handelsbezichungen zu Grunde legen wollen. Dieje Negel jollte 
jedoch nur die Ein und NAusgangsabgaben, den Durchgangsverfehr, die Zoll- 
fürmlichkeiten, die Zulaflung und Behandlung der Angehörigen beider Nationen 
und der Vertreter derjelben, aber nicht diejenigen —— umfaſſen, 
welche einer der vertragenden Theile durch Handelsverträge anderen Ländern 
gewähren werde, und zwar: England, Belgien, den Niederlanden, der Schweiz, 
Defterreich und Rußland. Außerdem behielt fich Frankreich die Befugniß vor, 
von den deutschen Schiffen und deren Ladungen Tonnen und Flaggengebühren 
zu erheben mit dem Vorbehalte, daß dieſe Gebühren die von den Schiffen 
umd Ladungen der erwähnten Nationen erhobenen nicht überjteigen jollten.*) 

Weiter ift bejtimmt, daß im Bezug auf die Schifffahrt auf der Moſel, 
dem Rhein-Marne-, Nhein-Nhone, dem Saar-stanal und den mit Diejen 
Waſſerwegen in Verbindung stehenden jchiffbaren Gewäſſern die Angehörigen 
beider Kontrahenten gleiche Behandlung genießen jollen und daß das Flößrecht 
beibehalten werde.“) 

In Art. 11 der zujäglichen Uebereinfunft v. 12. Oft. 1871 zum Friedens: 
vertrage,®) im welcher bejonders nähere Verabredungen über die Ein- umd 
Ausfuhr aus und nach den von Frankreich abgetrennten Yandestheilen von 
Elſaß- Lothringen und bezüglich des Veredelungsverkehrs gemacht wurden, it 
auch bejtimmt, daß der Art. 23°) des am 2. Auguft 1862 abgeichlojfenen 
Handelsvertrages, die Handels: und Kabrifzeichen betreffend, wieder 
in Kraft treten jolle. 

In einer weiteren Zuſatz Konvention vom 11. Dezember 1871*) wurde 
auch Art. 23 des Handelsvertrags vom 2. Auguſt 1862,°) welcher die Frei— 


i) Sammlung x. ©. 97 ff.; Jahrb. 1865 5. 78, 161, 651, 172, 180, 193. Dieſelben 
traten nach den am 9. Mai 1865 ausgetanichten Natififattonen im Kraft. Siehe das Nähere 
über dieje Verträge in Weber's Geſchichte des Deutichen Zollvereins S. 356 ff. 

) R.G.Bl. 1871 5. 223 ff. 

3, Ausgenommen Art. 26, 28 und 23 durch die Zufaglonventionen v. 12. Oft. und 
11. Des. 1871 ſ. u. 

4 Art. 11 des FFriedensvertrages v. 10. Mat 1871. 

>) Art. 5 a. a. 0. 

% RG.Bl. 1871 S. 363; Sammlung ı. 5. 670, ratifizirt am 31. Dft. 1871 zu 
PVerfailles und die Denkichrift hiezu „Annalen“ 25. 169 ff. 

) Sammlung x. 5. 109; R.G. Bl. 1871 ©. 368. 
9 Sammlung ıc. S. 671; RG.Bl. 1872 S. 19. 
"N Sammlung ı. S. 107. 
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on 
A 


na 


456 v. Aufſeß: Tie Hölle und Steuern des Deutichen Reiches. 


beit der gegenſeitig ein- und ausgehenden Waaren von Durchgangsabgaben 
betrifft, für die in Art. 32 dieſes Vertrages feitgejegte Zeitdauer wieder in 
Kraft geſetzt.) 

9. iſt anzuführen der Handels- und Schifffahrtsvertrag mit Spanien 
vom 30. März 1868.) Diejer Vertrag enthält mit zwer Ausnahmen die 
Beitimmungen des mit Großbritannien abgejchlojjenen. Im Art. 16 find 
namentlich bejtimmte Abreden bezüglich der Borjchriften enthalten, welche bei 
VBerzollungen der Waaren nach dem Werthe in Spanien zu beobachten find, 
und Art. 17 bejtimmt ausdrüdlich, daß die Beſtimmungen des Vertrages auf 
die jpanischen Kolonien fich nicht beziehen und day deutſche Schiffe dortſelbſt 
nur wie diejenigen der meitbegünitigten Nation zu behandeln jeien. Diejer 
Vorbehalt wurde jedoch auf Antrag des Bundesraths durch neue Unterhand: 
lungen und einen Zuſatzartikel vom 24. Juni 1868 aufgehoben und dagegen 
verabredet, daß die deutjchen Schiffe binfichtlich der Erhebung von Sciff- 
fahrts- und Dafenabgaben in Kuba, Portorico und den Bhilippinischen Inieln 
den ſpaniſchen Schiffen gleichgejtellt ſein jollen und dab die jänmtlichen Be 
Itimmungen des Vertrages vom 30. März 1868, umbejchadet der für die über: 
jeeiichen Bejigungen Spaniens beitehenden Gelege und Verwaltungsvorjchriften, 
auf Kuba, Bortorico und die Philippiniichen Inſeln auszudehnen jeien. 

Die Siltigfeit des gedachten Vertrages war bis 1. Januar 1878 bejtinumt 
und außerdem eine zwölfmonatliche Kündigungsfriſt verabredet. 

Am 18. DOftober 1881 wurde Ddiejer Vertrag Seitens der jpantichen 
Regierung für 18. Oftober 1882 gefündigt.”) Durch eine Vereinbarung der 
deutjchen und jpanischen Regierung wurde die Giltigfeit des Vertrages vom 
30. März 1880 bis 15. Dezember 1882 hinausgejchoben. *) 

Am 12. Juli 1883 wurde ein neuer Handels: und Sciffjahrts- 
vertrag mit Spanien abgeichlofjen, der am 22. Oftober 1883 ratifizirt 
und am 24. Oftober 1883 publizirt wurde und am 1. November 1883 in 
Wirkſamkeit fam.®) 

Dieſer Vertrag enthält gegemjeitige Meiftbegünftigungszugeitändniffe und 
- zerfällt in 23 Artikel. Er jollte bis 30. Juni 1887 in art bleiben. Als 
Beilagen jind Tarife für die Waareneinfuhr nach Deutjchland und Spanien 
beigefügt. Das Schlußprotofoll enthält woch einige Verabredungen, welche die 
Zölle und die Küſtenſchifffahrt betreffen. 

Nach einer Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 9. Augujt 1883 °) 
wurden die mit Spanien vereinbarten Zollfäge bereits mit 14. Auguft 1883 
in Deutjchland ebenjo allgemein eingeführt, wie die im italienischen Handels— 
vertrage vom 4. Mai 1883 vereinbarten Zolljäge, von denen Spanien durch 
eine Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 30. Juni 1883?) ausgeſchloſſen 
worden war. Spanien ließ dagegen vom 14. Augujt 1883 au auch deutiche 
Waaren zu den vereinbarten Zolljägen ein. 


" Alſo bis 9. Juli 1877, 

RG.Bl. 1868 S. 146; B. G. Bl. 1868 ©. 322 ff.; Sammlung ıc. S. 629 ff.; Jahrb. 
1868 ©. 503; „Annalen“ 1868 ©. 670 ff. Terielbe enthält 19 Artikel und ift nur franzöſiſch 
abgefaßt. Die Ratififation erfolgte am 6. Juli 1868 zu Madrid. 

S. Chl. d. R. 1881 S. 431. 

A. ca. D.1882 5, 418, 

) R.G.Bl. 1883 S. 307. 

CEbl. d. R. 1883 5, 243, 

NA a. O. 1883 S. 221. 
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Beide Belanntmachungen (vom 30. Juni 1883 und vom 9. Aug. 1883) 
erhielten eine wejentliche Aenderung durch eine Bekanntmachung vom 
23. Oftober 1883, welche mit 2. November 1883 in Wirfjamfeit trat.’) 

Da durch den jpanischen Handelsvertrag der deutsche Roggenzoll auf 
1 M. für 100 Kilogramm gebunden war, diejes aber für die Wirfung der Zoll: 
erhöhung für Noggen von wejentlichem Einfluß geweſen wäre, jo wurde durch 
einen Bertrag vom 10. Mai 1885 gegen einige Zugeſtändniſſe an Spanien 
Abhilfe geichaffen umd die Beſtimmung wegen des Noggenzolles aufgehoben. ?) 

Am 26. Jan. 1891 kündigte) Spanien den Handelsvertrag von 1883, jo 
daß derjelbe am 1. Febr. 1892 außer Kraft getreten wäre, wenn er nicht durch eine 
Vereinbarung vom 16. Jan. 1892 bis 30. Juni 1892 verlängert worden wäre.*) 

Nachdem der Bundesrath durch Geſetz vom 30. Kan. 1892 ermächtigt 
worden war,’) vom 1. Febr. 1892 ab die für die Einfuhrnach Deutjchland 
vertragsmäßig beftehenden Zollbefreiungen und Ermäßigungen auch jolchen 
Staaten, welche einen vertragsmäßigen Anjpruch darauf nicht haben, gegen 
Einräumung angemejjener Vortheile ganz oder theilweile bis 1. Dez. 1892 
zu gewähren, wurden durch) Bundesrathsbeichluß vom 30. Jan. 1892°, vom 
1: Febr. bis einjchließlich 30. Juni 1892 auch den jpantichen Boden: und 
Induſtrieerzeugniſſen bei der Einfuhr nach Deutjchland die vertragsmäßig 
bejtehenden Zollbefreiungen und Zollermäßigungen mit Ausſchluß der in den 
Handelsverträgen mit Oeſterreich-Ungarn und Stalien enthaltenen Zollbegünftig- 
ungen für Wein in Fäſſern zugeitanden und dieje Begünftigung von 30. Juni 
1892 bis 30. Nov. 18927) und von da bis 30. März 1893 verlängert. °) 

10. Der nächſte Vertrag it der am 2. März 1872 abgejchlojjene und 
am 25. Juni 1872 ratıfizivrte Dandels- und Schifffahrtsvertrag mit 
Portugal’) 

Nach diefem Vertvage jollen die beiderjeitigen Angehörigen auf dem Fuße 
der meiltbegünftigten Nation behandelt werden in Bezug auf Privilegien, 
Immunitäten und Begünftigungen des Handels umd der Induſtrie, in Bezug 
auf Wamen-Einz,') Aus: und Durchfuhr und in Bezug auf QTarifermäßig- 
ungen. Gbenjo jollen die deutſchen Schiffe in Portugal und dejien Kolonien 
auf dem Fuße der meijtbegünftigten Nation behandelt werden. Die weiteren 
VBerabredungen beziehen ſich auf die Sicherheit der Deutjchen und ihres Ber: 
mögens von perjönlichem Meilitärdienfte und Beſchlagnahme zu öffentlichen 
Zweden, auf die Erhebung von Erbjchaiten, auf die innere Belteuerung impor— 
tirter Waaren, auf die Abgabe von Urſprungszeugniſſen für deutjche Waaren 
bei den portugiejischen Zollbehörden, auf den Muſterſchutz und den Schuß für 
Etifettirung der Waaren 2c., auf die Verhältniſſe der Handlungsreijenden, 
auf Stabotage, Nativnalität der Schiffe, die Aurjtellung und die Rechte der 
Konſuln und das Berfabren beim Scheitern von Schiffen. 


A. a. DO. 1883 ©. 295. 
R.G.Bl. 1885 ©. 247, 
Cbl. d. R. 1891 ©. 29. 
R.G.Bl. 1892 S. 307. 
9) RG.Bl. 1892 S. 300. 
®% RG.Bl. 1892 ©. 301. 
) R.G.Bl. 1892 5. 687. 
») Cbl. d. R. 1892 5. 69. j J 
) RG.Bl. 1872 S. 254 ff. Derſelbe enthält 23 Artikel und iſt im franzöfticher 
Sprache abgefaßt. Die Ratifikationen wurden am 26. Juni 1872 ausgetauſcht. 
0, Ausgenommen ſind die Zugeſtändniſſe, die Portugal an Braſilien machen ſollte. 


2) 
) 
) 
J 
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Schlieflich jind die Beitimmungen des Vertrages auf Madeira, Porto 
Santo und die Azoren ohne Ausnahme ausgedehnt und ift die Anwendung 
a auf Luxemburg, jo lange es zum deutſchen Handelsſyſtem gehört, 
tipulirt. 

Der Vertrag joll bis 1. Juli 1878 in Kraft bleiben und im Falle vor 
Ablauf diejer Zeit fein Kontrabent die Abjicht zur Aufhebung fund gegeben 
hat, noch ein weiteres Jahr vom Anfange der Kündigung an gerechnet. 

Am 31. Jan. 1892 wurde Ddiejer Vertrag von Portugal gekündigt 
und trat am 1. Schr. 1892 außer Kraft.‘) 

11. Am 14. Nov. 1877 war mit Rumänien eine Handelsfonvention 
abgejchloffen worden, deren Ratififationsurfunden aber erſt am 10. Juli 1831 
ansgewechjelt wurden und die daher nach Art. 25 erſt von diefem Tage an 
in Kraft trat.*) Diejer Konvention liegen zwei BZolltarife für die Einfuhr in 
Rumänien und ein Zolltarif für die Ausfuhr aus Rumänien bei, welche bei 
der Ausfuhr aus oder bei der Einfuhr nach Deutjchland mahgebend fein jollen. 
In Art. VI it die ſog. Meiftbegünftigung für Zölle gegenjeitig zugejtanden. 

Am 10. Juli 1892 war die Convention außer Kraft getreten, wehbalb 
auf Grund des Geſetzes vom 30. Jan. 1892°) der Bundesrath vom 4. Juli 
bis einjchließlich 30. Nov. 1892 die vertragsmäßig für Wr. 9a, ba, bB, be, 
e, da, e (Mais) f (gemalzte Gerite) des deutichen Zolltarifs bejtchenden Zoll 
Jäge für rumäntjche Erzeugniffe am 2. Juli 1892 zugejtanden hat, weldes 
Zugeſtändniß bis 30. Dez. 1592 verlängert wurde. *) 

12. Ferner iſt noch zu erwähnen ein Dandelsvertrag mit Serbien 
vom 6. Januar 1883, der am 4. Juni 1883 publizirt wurde.) 

Demjelben it ein ziemlich umfangreicher Zolltarif fir die Einfuhr 
von Deutichland nach Serbien beigefügt, wodurch ein großer Theil der deutichen 
Induſtrie begünjtigt wird. Ferner Find befondere Bertimmungen über die Ber- 
zollung der Waaren nach ihrem Werthe bei der Einfuhr in Serbien vereinbart. 

In Art. 8 üt die Meiſtbegünſtigungsklauſel für Zolljachen enthalten. 

13. Am 9. Juli 1884 wurde mit Griehenland en Handels: umd 
Schifffahrtsvertrag abgeichloffen, der am 28. Februar 1885 publizirt 
wurde.) In Art. 10 iſt die Meiftbegünitigung in Zollfachen zugeltanden. 
Dem Vertrage ift ein vereinbarter Zolltarif für die Einfuhr gewiſſer griechiicher 
Artikel in Deutjchland und ein Zolltarif für die Einfuhr deutjcher Artikel in 
Griechenland beigegeben, wodurch hauptjächlich deutiche Induſtrieartikel be 
günftigt werden. Art. 10 enthält das Zugejtändniß der Meijtbegünftigung- 


N, CEbl. d. R. 1891 ©. 33. 

RG.Bl. 1881 S. 199. Die Konvention enthält 26 Artikel. Sie iſt auf zehn Jahre 
vom Tage der Natiftfation 10. Juli 1882) an geichloiien und gilt noch ein Kor lang, 
falls 12 Monate vor Ablauf der zehn jahre feiner der Vertragsichließenden die Abſicht fund 
gegeben hat, daß fte außer Kraft treten foll. 

RG.Bl. 1892 5. 300. 

R.G.Bl. 1892 5. 689, 1041. Ebl. d. N. 1892 ©. 69%. 

R.G.Bl. 1883 5. 41. Giltig für 10 Jahre. Wird derielbe 12 Monate vorher 
nicht gefündigt, To bleibt er ein weiteres Jahr in Kraft von dem Tage allenfalliiger Kündigung 
eines Iheiles. Tie Ratifikationsurkunden wurden am 25. Mat 1883 ausgetauict. 

R.G.Bl. 1885 >. 23. Tie Ratifikationsurkunden waren am 20. yebr. 1885 aus 
gemwechielt worden. Derſelbe zerfällt in 16 Artikel und foll 10 Tage nach der Natifitation 
m Wirkſamkeit treten und 10 Jahre Geltung haben. Art. 16.) Außerdem find wegen 
der Fortdauer diejelben Nereinbarungen getrorfen, wie im ſerbiſchen Handelsvertrage. Er 
iſt franzöſiſch und deutich abgefaßt. 
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Die mit außereuropätichen Staaten abgejchlojfenen Freundichaits:, 
Handels und Schifffahrts-Verträge haben mit der Zeit eine anjehnliche Zahl 
erreicht. Vor allen tft zu nennen: 

1. Der am 19. Sept. 1857 zwijchen den Bollvereinsitaaten und der 
Argentiniihen Konföderation in der Stadt Parand abgejchlojjene 
sreumdichafts:, Handels: und Schifffahrtsvertrag. ') 

2. Mit Birma wurde am 4. April 1885 eine Meiftbegünitigungsconvention 
abgeichlojien, welche jedoch nicht befannt gemacht worden ijt.?) 

3. Am 2. Sept. 1861 wurde mit China ein Freundſchafts-, Handels: 
und Schifffahrtsvertrag abgeichlojjen. ’) Es iſt dies der umfangreichite, eigen- 
thümlichſte und ausführlichite Vertrag, der überhaupt abgeichlojjen worden ift. 
Er enthält vor Allem in 5 Artikeln genaue Beitimmungen über die Aufitellung 
und Nechte der diplomatischen Vertreter und Konſuln.) Ferner jind 15 Städte 
und Häfen China's bezeichnet, in denen ſich Deutjche niederlaſſen, frei bewegen 
und Handel und Induſtrie u. A. treiben dürfen Art. 6). Im Art. 7 Sind die 
Beitimmungen enthalten, welche Anwendung finden jollen, wenn deutſche Handels: 
ſchiffe andere Orte und Häfen als die bezeichneten bejuchen. Art. 8 bejchräntt 
den Berfehr der Deutjchen beim Bejuche des Innern China's auf gewiſſe Ent: 
fernungen und unterwirft jie beitimmten Stontrolen, während in Art. 9 die per- 
jönlichen Verhältniſſe der Chineien zu dem Deutichen in China im Bezug auf 
perjönliche Dienitleiittungen geregelt Jind. Im Art. 10 ut den Lehrern und 
Befennern der chrijtlichen Religion volle Sicherheit für ihre Perſon, ihr Eigen: 
thum und die Ausübung ihrer Neligionsgebräuche bejonders garantirt. In 
den Artifeln 11 bis 29 jind die bejonderen Bejtimmungen über den Schiffs: 
und Waarenverfehr, über die hiefür zu zahlenden Abgaben und Zölle und über 
die Zollabfertigung und den Tarif enthalten. Art. 30 enthält Beſtimmungen 
über die Rechte und Prlichten der deutichen Kriegsichiffe umd Art. 31 über 
Diejenigen der Kauffahrteiſchiffe. Im den Artikeln 32 und 33 iſt von der gegen: 
jeitigen Dilfeleiftung bei Verfolgung und Ergreifung von Dejerteuren und See— 
räubern die Rede. Die Art. 33 bis 39 enthalten nähere Beltunmungen über 
die Jurisdiktion und die Nechte und Verpflichtungen der Konſuln und chinefischen 
Behörden. Art. 40 beitimmt die gegenjeitige Behandlung der beiderjeitigen 
Staatsangehörigen nach dem Rechte der meiltbegünjtigten Nation. 

Die Dauer des Vertrages iſt auf 10 Jahre vom Tage der Natififation, 
aljo bis 14. Januar 1873, beitimmt. Allenfalls gewünjchte Nenderungen müjjen 
6 Monate vorher der chineſiſchen Negierung angezeigt werden, jonjt bleibt der 
Vertrag weitere 10 Jahre in Kraft. 

Am 31. März 1880 wurde zu diefem Bertrage eine Zuſatz-Konvention 
abgejchlofjen, welcher Spezialbejtimmungen zur größeren Deutlichfeit und Boll- 


', Gentralbl. 1859 5. 176; Preuß. Handelsarchiv 1858 Bd. IT S. 113; Sammlung ıc. 
.1 ff. Terielbe it in deuticher und ipanischer Sprache abgefaßt und enthält 15 Artikel. 
ie Ratinfationen wurden am 3. ‚juni 1859 in Baranä ausgemwechielt. 

?, Trudi. des Bundesraths 1885 Wr. 68, S 486 des Bundesrathsprot, v. 1887. 

Jahrb. 1868 >. 261; Preuß. Handelsarchiv 1863 Bd. I 5. 528, Sammlung ic. 
>. 37 ft. Derſelbe ift im chimefticher, deuticher und franzöfticher Sprache abgefaht und ent 
bält 42 Nrtitel, 2 Sep. Art, 2 Tarife für die Ein- und Ausfuhr Ghina’s, 10 Dandels 
beitimmungen mit einer Zuſatzbeſtimmung und einer Deklaration. Die Ratifikationsurkunde 
wurde erit am 14. Januar 1863 in Schangbai ausgetauicht. 

* Tiplomatiiche Vertreter kann für China mur der König von Preußen ernennen, 

Konſuln Sämmtliche Fürſten und freie Städte Deutichlands. 
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Itändigfeit beigegeben ſind.) Diejelbe zerfällt in 10 Artifel und bejtätigt in 
Art. 9 alle Beitimmungen des Vertrages vom 2. September 1861, joweit in 
der Zujagfonvention nicht Aenderungen enthalten find. Die Natififations 
urkunde wurde am 16. September 1831 ausgetaujcht und trat die Konvention 
nach Art. 10 an diefem Tage in Straft. 

4. Als nächjter Vertrag it zu bejprechen der am 1. Febr. 1862 zwiſchen 
den Sollvereinsjtaaten und Chili abgejchloffene Freundfchafts:, Handels: und 
Schifffahrts-Vertrag. ?) 

Auch in diefen Vertrag find im Allgemeinen die Beltinunungen des Ber: 
trages mit Uruguay aufgenommen. Neu find die Beitimmungen wegen der 
Eigenthumsverhältniffe von gejtrandeten Kriegs- und Handelsjchiffen (Art. 17), 
wegen der Schliegung der Häfen für den Kriegsfall (Art. 18) und wegen der 
— —— der beiderſeitigen Unterthanen bei Eigenthumsverletzungen im 

iege. 

Die Dauer des Vertrages ift bis 31. Dezember 1865 feſtgeſetzt und 
außerdem eine 12monatliche Kündigungsfriſt von dieſer Zeit an bejtimmt. Er 
gilt noch heute. 

5. Noch ift zu erwähnen der am 18. Mai 1875 abgejchloffene und am 
21. Nov. 1876 vatifizirte Freundſchafts-, Handels: und Schifffahrtsvertrag mit 
dem Freiſtaate Eovjta-Nica.’) 

6. Mit der Dominifanijchen Nepublif wurde am 30. Januar 1885 
ein Handels:, Schifffahrts- und Konſularvertrag abgejchloffen, der am 6. Febr. 
1886 publizirt wurde, nachdem er am 26. Jan. 1836 ratificirt worden war.‘ 
Derjelbe ijt deutjch und ſpaniſch abgefaht und enthält in den Art. 2, 3, 7 
12, 16, 18, 21 und 29 bejondere gegenjeitige Meiftbegünftigungszugeitändmiile. 

7. Am 28. März 1887 wurde ein Freundſchaftsvertrag mit dem fra: 
ftaate Ecuador abgeichlojfen, der am 29. März 1888 ratificirt und am 
10. April 1888 publicirt wurde?) Derjelbe iſt deutſch und ſpaniſch abgefaßt 
und enthält in Art. II gegenſeitige Zugeſtändniſſe der Meiftbegünftigung. 

8. Mit der Nepublit Guatemala wurde am 20. Sept. 1887 ein Freuud— 
ſchafts- Handels-, Schifffahrts: und Konſular-Vertrag abgeſchloſſen.“ Dieier 
Vertrag, der 34 Artikel enthält und zu dem ein Protokoll wegen Art. 33 bei 
gegeben it, enthält gegemieitige Meijtbegünftigungszugeftändniffe. Durch das 
Brotofoll ift beitimmt, dal die bejonderen Vortheile, welche Guatemala den 
übrigen vier mittelamerifanijchen Freiftaaten vder einen derjelben eingeräumt 
hat oder künftig einräumen wird, deutjcherjeits auf Grund des Meiftbegünitig: 
ungsrechtes jo lange nicht beanjprucht werden fünnen, als jene Vortheile auch 
allen dritten Staaten vorenthalten werden. Außerdem ift beſtimmt, daß der 
Vertrag auf Luremburg ausgedehnt werden joll, jo lange dasjelbe zum deutichen 
Zolle und Handelsſyſtem gehört. 


1) R. G. Bl. 1881 ©. 261. 

Jahrb. 1864 5. 225; Preuß. Handelsarchiv 1863 Bd. II S. 505; Sammlung ⁊. 
S. 21 ff. Derfelbe enthält 20 Artitel und eine Zuſatz: Verhandlung von 2 Artifeln vom 
14. juli 1869 und iſt im dentſcher und Spanischer Sprache abgefaßt. Die Ratifilationen 
find am 31. Juli 1863 veip. am 7. April 1870 in Santjago ausgetaufcht worden. 

) RaBl. 1877 ©. 13. Derfelbe zerfällt in 38 Artikel und it im fpaniicher, umd 
deutscher Sprache abgefaßt. Derſelbe joll bis 31. Dez. 1882 gültig fein und ein weiteres 
Jahr von da an in Kraft bleiben, wenn er nicht 12 Monate vorher gekündigt wird. 

RG.Bl. 1886 5. 4. 

>, RG.Bl. 1888 5. 136. 

RG.Bl. 1888 ©. 238. Der Tert des Vertrages iſt deutich und ſpaniſch. 
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Der Vertrag joll vom Tage der Ratififation an zehn Jahre in Geltung 
bleiben und, wenn zwölf Monate vor diejer Zeit nicht gefündigt wird, noch 
ein Jahr länger gelten. 

9. Der nächjte Vertrag ift der am 24. März 1879 zu Berlin und am 
19. Sept. 1879 zu Honolulu abgeſchloſſene Freundſchafts- Handels, Sciff- 
fahrts- und Konjular-Bertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem König— 
reich der Hawaiiſchen Inſeln.) 

In einem beſonderen titel wird das Deutiche Neich von den bejonderen 
Begünftigungen ausdrüdlich ausgeichlojfen, welche den Nordamerifaniichen 
Freiſtaaten durch eine Webereinfunft vom 30. Januar 1875 zugeitanden 
worden waren. 

10. Der am 12. Dez. 1887 zwiichen der Nepublif Honduras und dem 
Deutichen Neiche abgeichlofiene Freundſchafts⸗ Handels-, Schifffahrts- und 
Konſular-Vertrag enthält 34 Artikel und ein Brototoll, in dem Art. 33 des 
Bertrags wegen der Meiftbegünftigung erläutert wird und die Beitimmungen 
des Vertrags auch auf Luxemburg ausgedehnt werden. Er iſt deutjich und 
ſpaniſch abgefaht und auf zehn Jahre abgeichloffen, gilt auch auf ein Jahr 
als verlängert, wenn zwölf Monate vor Ablauf der zehn Jahre von feiner Seite 
gekündigt wird.?) 

11. Dem am 20. Febr. 1869 von den Zollvereinsjtaaten mit Japan 
abgejchlofienen Handels: und Schifffahrtsvertrage war ein ähnlicher, aber nur 
von der Preußischen Regierung abgejchlojfener, Vertrag vom 24. Januar 1861 
vorausgegangen. Da ſich jedoch das Bedürfniß zeigte, nach Bildung des 
Norddeutichen Bundes und Nekonftruirung des Zollvereins auf neuer Grund» 
lage, dieſen Bertrag auch auf alle deutſchen Staaten auszudehnen und 
manches zu verbefjern, jo wurde im Jahre 1869 der bezeichnete neue Vertrag 
abgeſchloſſen.) Derjelbe it fait ganz dem mit China abgejchloffenen (unter 
Nr. 5 näher erörterten) Bertrage vom 2. Scptember 1861 nachgebildet, ent: 
hält Beftimmungen über die Aufitellung und Nechte der diplomatischen Wer: 
treter und Konſuln, bezeichnet bejtimmte Häfen und Städte (7 an der Zahl), 
welche den Deutjchen geöffnet jein jollen und die Bedingungen, unter denen 
diejelben dortſelbſt Tich aufhalten dürfen. Ein weiterer Artifel garantirt den 
Deutjchen freie Religionsübung und geftattet denjelben die Errichtung von 
Gebäuden zu dieſem Zwede auf ihren Niederlaſſungen. Ferner werden durch 
denjelben die beiderjeitigen Jurisdiktionsverbältnifie, die Zoll: und Handels- 
verhältnifje in Japan,“ die Nechte und Pflichten der in Dienjte von Deutjchen 
tretenden Japanejen geregelt. Es find Beſtimmungen über die Münzverhält— 
nifje in Japan’) getroffen, die Rechte und Pflichten jchiffbrüchiger deutjcher 
Schiffe normirt, den deutſchen Kriegsichiffen wird bejonders das Necht zur 

) R.G.Bl. 1880 5. 121. TDerfelbe zerfällt in 28 Art. und ift im deuticher und eng- 
licher Sprache abaefaßt. 

R.G.Bl. 1888 5. 262. 

86.8. 1870 S. 1 ff; Sammlung ıc. S. 262, Jahrb. 1870 S. 235 u. 267. 
Derfelbe it im deuticher und japanefticher Sprache ausgefertigt und enthält 23 Artikel; dann 
Beſtimmungen, unter welchen der Handel der Deutſchen in Japan betrieben werden ſoll, 
nebit einem Zolltarife für Japan. Die Ratifikationsurkunden wurden am 15. Oft. 1869 
in Meddo ) ausgemedjlelt. 

Tas Näbere enthalten die dem Bertrage anliegenden Beltimmungen und der Iarif. 
Jahr. 1870 S. 249 ff. und Sammlung der Verträge S. 270 fr. 

°, Tas Pünzweien in ‚japan liegt nämlich ſehr im Argen, weil die Negierung ſelbſt 

zu geringbaltige Münzen prägen läßt. 
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Ausjchiffung und Deponirung von Provifionen im japaneftichen Häfen zuge 
Itanden. Endlich ift beitimmt, daß man die Deutjchen von Seite der Japa- 
nejijchen Regierung wie die meiftbegünftigte Nation behandeln werde. Be: 
jonders wichtig tt die Beſtimmung, dab alle amtlichen Mittheilungen der 
deutichen diplomatischen oder Konſular-Agenten an die japanefiichen Behörden 
in deutjcher Sprache gejchrieben, drei Jahre lang aber mit einer holländijchen 
oder japanejiichen Weberjegung begleitet jein jollen. 

Bom 1. Juli 1872 an fünnen Aenderungen oder Berbejlerungen des 
Vertrags beantragt werden, ein jolcher Antrag muß aber mindejtens ein Jahr 
vorher angekündigt werden.') 


12. Durch die Uebereinkunft vom 8. Nov. 1884 zwiſchen dem Deutichen 
Reiche und der internationalen Gejellichaft des Kongo it in Art. 2 den 
deutichen Staatsangehörigen die Meijtbegünitigung bezüglic) des Schifffahrts-, 
Dandels- und Gewerbebetrieb zugeitanden ?) und zugleich im Art. 3 bejtimmt, 
daß jeder Vortheil, der einer anderen Nation zugejtanden werden jollte, auch 
der deutſchen zufommten joll. 

13. Weiters wurde am 26. November 1883 ein Handels, Freundſchafts— 
und Schifffahrtsvertrag mit dem Königreih Korea abgeichlojfen, der am 
4. Dez. 1834 publiziert wurde.) Demjelben find Beſtimmungen zur Regelung des 
deutschen Dandelsverfehrs mit Korea, dann cin Zolltarif für die Einfuhr aus 
Deutjchland in Korea und für die Ausfuhr aus Korea beigegeben. Im Art. 
10 iſt die gegenjeitige Meiftbegünftigung in Zollfachen zugeitanden. 

14. Als nächiter Vertrag it der Freundichafts:, Handels- und Sciff- 
fahrts-VBertrag des Norddeutichen Bundes mit der Nepublif Liberia vom 
31. DOftober 1867*) zu nennen. Derjelbe hat ähnliche Beitimmungen wie die 
meisten diejer Verträge, jtipulirt das gegenjeitige Recht, Konſulate zu errichten, 
jowie das Zugeſtändniß der Rechte der meijtbegünftigten Nation. Er gilt 
vom 1. Juli 1868 an auf zwölf Jahre, wober zwölfmonatliche Kündigung 
verabredet ilt. 

15. Ferner zu erwähnen eine am 15. Mat 1883 mit dem König— 
reihe Madagaskar abgeichlojjene Stonvention, welche am 8. Juni 1885 
publizirt wurde und im drei Artikeln für alle diplomatischen, fonjulartichen, 
maritimen Vertreter, Agenten und Offiziere, jowie für die Untertbanen und 
Angehörigen beider VBertragsitaaten die Nechte der meijtbegünftigiten Nation 
einräumt.) 

16. Mit Marokko wurde vom Deutichen Neiche am 1. Juni 1890 em 
Handelsvertrag mit ſieben Artifeln und einem Ausfuhr: Zolltarif für Marof: 
fanische Erzeugniſſe im deutjcher und arabijcher Sprache abgejchlojjen. In 
Urt. 1 it die gegenjeitige Meiitbegünitigung verabredet. 


') ©. das Näbere Trudi. des Bundesratbs 1869 Nr. 26 u. 46. 
) RG.Bl. 1885 ©. 211. Der Tert ift deutich und franzöſiſch, eine Verabredung 
über die Tauer der Uebereinkunft ift nicht vorhanden. 

) R.G.Bl. 1884 ©. 221. Derſelbe it deutich, chineſiſch und engliich abgefaßt und 
enthält 13 Artifel. Er ift für 10 Jahre abgeichlofien vom Tage der Giltigfeit an. 

*, Nahrb. 1869 &. 662 ff.; B.6.BL. 1868 S. 197 ff.; Sammlung x. S. 317 ft. 
Derielbe enthält 10 Artikel und it deutich und engliich abgefaßt. Die Ratifilationen wurden 
in Hamburg am 23. April 1868 ausgetauicht. Später, im Jahre 1868 und 1869, traten 
die übrigen Zollvereinsitaaten demielben bei. (S. Ebl. d. R. 1882 5. 296). 

) RGBl. 1885 5. 166. Dieſelbe it in deuticher und madagafiticher Sprache ab- 
gefaßt und mit einer englifchen Ueberſetzung verieben. 
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Fünf Jahre nach Natififation diejes Vertrages joll jede Partei nad) 
Art. 6 das Necht haben, eine Reviſion zu beantragen, eh jedoch eine jolche 
nicht beantragt, jo bejteht der Vertrag weiter fort.') 

17. Am 28. Augujt 1869 wurde ein Freumdichafts-, Handels: und 
Scifffahrtsvertrag mit Mexiko abgejchloffen.?) Nachdem der am 30. Juni 1855 
abgeichlojjene Vertrag jchon jeit mehreren Jahren abgelaufen war, hatte jich 
das Bedürfniß zum Abjchluß eines neuen gezeigt, derjelbe iſt in den meiften 
Punkten dem am 23. Juni 1856 mit Uruguay abgeſchloſſenen Vertrage nach- 
gebildet. Neu und wichtig ſind in demjelben aber die Bejtimmungen, daß die 
Schiffe, welche eine regelmäßige. Dampfichifffabrtsverbindung vermitteln, von 
beiden Kontrahenten auf dem Fuße der meiſt beginjtigten Nation zu behandeln 
jeien, ferner, daß Schiffe, welche wegen jchlechten Wetters oder Verfolgung 
durch Piraten oder Feinde Schuß ſuchen, allerwärts im Gebiete der Vertrag: 
ſchließenden mit Freundſchaft aufgenommen und behandelt werden ſollen. 
Weiter iſt beſtimmt, daß für den Fall, daß einer der fontrahirenden Staaten 
jich im Kriege befände, während der andere neutral bliebe, folgende völker— 
rechtliche Grundjäge?) anerkannt und beobachtet werden follen: Daß die neutrale 
Flagge Feindes Gut dedit und daß ebenjo neutrales Gut, mit Ausnahme der 
Kriegsfontrebande, deren Artifel näher bezeichnet find, von der Wegnabme 
und Konfisfation frei jein joll, jobald es in dem Kauffahrteijchiffe des feind- 
lichen Landes verladen iſt. Ferner find Verabredungen über die Behandlung 
des Verfehrs mit den nicht zur Nriegsfontrebande gehörigen Waaren während 
des Krieges und Über das Benehmen der Handelsichiffe bei Bifitationen durch 
Kriegsichiffe oder bewaffnete Fahrzeuge, ſowie über die Verpflichtung der 
erjteren zur Führung von Secbriefen oder Päſſen getroffen. Bezüglich der 
Prijenjachen jollen nur die Gerichte desjenigen Staates enticheiden, wohin die 
Prijen gebracht werden; dem Erfenntniffe jind Entjcheidungsgründe beizufügen, 
nd jonjtige Abmachungen zu beobachten. Wichtig iſt auch die Beitimmung, 
wonach ber Ausbruch eines Krieges zwilchen den Kontrahenten die Angehörigen 
verjelben, welche jich in dem Gebiete des Andern aufhalten, das Necht haben 
jollen, unter bejtimmten Borausjegungen dort zu bleiben und ihren Handel 
und Gejchäfte fortzujegen. Im Uebrigen jind die Beitimmmmgen über die 
Rechte der Gejandten und Konſuln wie in den übrigen Verträgen feitgejegt. 

Der Vertrag iſt auf acht Jahre vom Tag der Auswechslung der Nati- 
fifationen an giltig und von da am bejteht eine zwölfmonatliche Kündig— 
ungsfrift. 

Die Protokolle vom 26. November 1869 und 26. August 1870 enthalten 
einige Erläuterungen und Ergänzungen des Bertrages. 

Am 13. Juli 1881 wurde merifanijcherjeits der panbelöber- 
trag mit der Wirfung vom 13. Juli 1882 gefündigt.‘) Durch Vereinbarung 
zwijchen beiden Theilen wurde die Siltigfeit des Vertrages bis 31. Dez. 1882 


R.G.Bl. 1891 ©. 378. 

) B. G. Bl. 1870 5. 525 ff.; Sammlung x. ©. 321 ff.; Jahrb. 1870 ©. 539 ff. 
Derielbe enthält 26 Artikel und zwei —— v. 26. Nov 1869 und v. 26. Aug— 
1870 und iſt in deuticher und ſpaniſcher Sprade verfaßt. Die Ratifitationen wurden am 
26. Aug. 1870 in Mexiko ausgetauscht. 

®, Dielelben wurden vom Barifer Kongreſſe im Jahre 1856 aufgeftellt und find hier 
zum erſten Male in einem Vertrage des Deutſchen Reiches ſpeziell enthalten. 

+ ©. Cbl. d. R. 1881 ©. 419. 
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verlängert !) Am 5. Dezember 1882 wurde ein neuer Freundſchafts,, 
Handels- und Schifffahrtsvertrag mit Merito abgeichloffen, ?) deiien 
Natififattionsurfunden am 26. Juli 1883 ausgewechjelt worden jind. Wäh— 
rend Diejer Vertrag dem früheren ziemlich nachgebildet iſt, it in Art. 22 für beide 
Theile neu, day jie ſich gegemieitig in Handels-, Schififabrts- und Konſular— 
jachen, jowie in Betreff der Behandlung der gegenjeitigen Angehörigen die 
jelben Nechte und Vortheile zugeitchen wollen, welche von beiden Theilen den 
metitbegünftigten Nationen eingeräumt ind. 

18. Der zwijchen Preußen ımd den Vereinigten Staaten von 
Amerifa am 1. Mai 1828 abgejchlofjene Handels: und Schifffahrtsvertrag‘) 
it noch heute in Geltung und wurde durch Bundesrathsbeſchluß vom 20. Febr. 
1885 auf das dentjche Zollgebiet ausgedehnt, wonach insbejondere die gegen: 
jeitige Meiftbegünjtigung in Zoll und Handelsjachen zur Anwendung zu kommen 
hat. Der Vertrag enthält 16 Artikel und iſt auf 12 Jahre abgerchlofjen und 
läuft immer auf ein Jahr weiter in jeiner Gültigkeit fort, wenn micht 12 
Monate vorber gekündigt wird. 

19. Am 21. Juli 1837 wurde zwijchen dem deutjchen Neiche und dem 
Freiftaate Baraguay ein Meiitbegünitigungsvertrag abgejchloffen. Derſelbe 
wurde am 18. Mai 1888 ratifizirt, joll 10 Jahre Gültigkeit haben und gilt 
noch ein Jahr länger, wenn nicht vor ana der 10 Jahre von einem der 
Kontrahenten gekündigt worden it. Der Vertrag und das hiezu gehörige 
Protokoll ift im deutjcher und ſpaniſcher Sprache abgefaßt.*) 

20. Ferner ift hier zu erwähnen der am 25. Juni 1857 zu Paris zwiſchen 
den Zollvereinsjtaaten und Luremburg einerjeits und PBerfien andererjeits 
abgeichloflene Freundichafts: und HDandelsvertrag.®) 

Diefer Vertrag wurde am 11. Juni 1873 durch einen im Petersburg 
abgeichlojjenen Freundichafts-, Handels: und Schifffahrtsvertrag erieht.®) 

21. Der zwiſchen der Nepublit ©. Salvador umd dem deutjchen Neiche 
am 13. Juni 1870 abgejchlojjene Freundichafts-, Handels: und Sciffahrts 
vertrag war Durch Kündigung am 1. April 1881 außer Kraft getreten. ‘) 
Derjelbe wurde am 12, Jar. 1833 durch eine Konvention auf die Dauer von 
10 Jahren erneuert.‘ Der Vertrag it deutjch und ſpaniſch abgefaßt, enthält 
34 Artikel und barunter das Zugeſtändniß gegenjeitiger Meiſtbegünſtigung. 

22. Am 24. Januar 1879 wurde mit der Regierung von Samoa ein 
Freundſchaftsvertrag abgeſchloſſen, der am 26. Februar 1881 publizirt 
wurde.“) I Art. 11 ſind gegenſeitig die Rechte der meiſtbegünſtigten Nationen 
für Konſuln und die Unterthanen beider Nationen eingeräumt. 








) Ebl. d. R. 1882 ©. 340, 
MEN. 1882 5. 247. 
°) Abgedr. bei Beutner, die deutiche Handelsverträge, Berlin 1883 5, 385. Cbl. 
IN. 1885 5.48. 
2 R.G Bl. 1888 © 178. 
Jahrb. 1858 ©. 340, 603 ff.; Centralbl. 1858 S. 158, Preuß. Handelsarchiv 1862 
Bd. 1 S. 257; Sammlung ı. S. 575 ff. Terielbe enthält 9 Artiiel und iſt in franzöſiſchet 
Sprache abaefaht. Tie Ratifilationen find am 31. März 1858 in Paris ausgewechielt worden. 
j R.G. Bl. 1873 5. 351. Derſelbe iſt in franzöfiicher Sprache mit deuticher Ueber— 
ſetzung abgefaßt und enthält 21 Artikel. Nach einer Zuſatzakte v. 6. Juni 1873 R. 9.81. 
1873 S. 363 ift der Vertrag auf zehn Jahre lang abgeichloiien und kann erit 12 Monate 
vor Abiluf —— werden. 
) RG.Bl. 1872 5. 377 
) RG.Bl. * 
R.G.Bl. 1881 


di 
29. Derſelbe iſt deutſch abgefaßt und enthält 13 Artitel. 


— 
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23. Ferner iſt zu erwähnen der am 7. Februar 1862 zwiſchen den Zoll: 
vereinsitaaten und Siam abgejchlofjene Freundichafts:, Handel: und Sciff- 
fahrtövertrag.') 

Derjelbe it im Allgemeinen dem Vertrage mit Uruguay ähnlich, enthält 
aber jehr jpezielle Beitimmungen wegen der Konſulate, dann wegen der Orte, 
an welchen Staatsangehörige der deutjchen Staaten ihre Wohnjige in Siam 
aufichlagen oder Häuſer bauen dürfen. Ferner berührt derjelbe die Verhält- 
niffe der Siamejen, welche bei Deutjchen in Dienfte getreten find, das Bojt- 
wejen in Siam, das Necht, nach Minen zu jchürfen und jolche zu eröffnen, 
das Verfahren, wenn deutjche Schiffe oder Unterthanen in der Nähe der Küjte 
oder in Siam beraubt worden jind. Bezüglich der in einer Beilage aufge: 
führten Zölle für Siam ift verabredet, daß dieſelben nicht erhöht werden dürfen. 

Die Dauer des Vertrages ift auf 12 Jahre jtipulirt und bezüglich der 
Aenderungen eine zwölfmonatliche Friſt für die Beantragung derjelben feſtgeſetzt. 

24. Zwiſchen dem deutjchen Reiche und der jüdafrifanijchen Re— 
publif wurde am 22. Jan. 1885 ein Freundſchafts- und Handelsvertrag mit 
gegenjeitiger Meiftbegünftigung abgejchloffen. Derjelbe wurde am 24. Juni 
1886 ratifieirt, it im deutſcher und niederländischer Sprache abgefaßt und 
enthält 32 Artikel. Der Vertrag ift auf 10 Jahre abgejchloffen und joll noch 
auf ein Jahr verlängert gelten, wenn ein Jahr vor Ablauf der 10 Fahre 
von feiner Seite gekündigt wird.?) 

25. Am 20. Dez. 1885 wurde mit dem Sultan von Zanzibar em 
Freundichafts-, Handels: und Schifffahrtsvertrag abgejchlofjen, der ebenfalls 
eine gegenjeitige Meiftbegünjtigung feitjegt. Derjelbe enthält 24 Artikel in 
deutjcher, arabijcher und englischer Sprache. Außer mehreren Beltimmungen 
über die Einfuhrzölle enthält derjelbe einen Tarif für die im Gebiete des 
Sultans von Zanzibar zu erhebenden Zölle?) Hiezu wurde wegen des 
Tabadzolles cine weitere Vereinbarung am 21. Mai 1886 abgejchlojjen*) und 
zwar jür die Dauer des Vertrages, der 15 Jahre vom Tage der Natififation 
an gelten joll. Bor Ablauf diefer Zeit und zwar ein Fahr vorher fann ein 
jeder Bertragjchließende eine Nevifion des Vertrages begehren, außerdem gilt 
derjelbe auf weitere 10 Jahre als verlängert. 

26. Am 23. Juli 1892 wurde ein Freundſchafts-, Handels: und Schifffahrts- 
vertrag mit Columbien (Druckſ. des Bundesraths Nr. 142) und am 19. Juli 
1892 ein Handelsvertrag mit Egypten abgejchloffen (Druckſ. des Bundesraths 
Nr. 132), welche dem Reichstage vorgelegt worden find. 

Schließlich verdient noch eine, für die Zollficherbeit des Eijenbahnverfehrs 
wichtige internationale HUebereinfunft über die Vorjchriften der 
zolljicheren Einrichtung von Eijenbahnwagen von 1887 erwähnt 
zu werden, welche zwijchen dem Delegirten Deutichlands, Frankreichs, Italiens, 
Deiterreich:lIngarns und der Schweiz vereinbart wurde und der 1891 Gricchen- 
land, Belgien, Serbien und Rumänien und 1892 Bulgarien beitraten.?) 


) Jahrb. 1864 ©. 444 ff.; Preuß. Handelsarchiv 1865 Bd. I S. 1; Sanımlung ı. 
S. 607. Derſelbe iſt im deuticher und ſiameſiſcher Sprache abgefabt und demjelben eine 
authentiſche engliiche Meberiegung beigefügt. Er enthält 25 Paragraphen und als Beilagen 
fog. Handelsbeſtimmungen und einen Tarif für den Handel mit Siam. Die Ratifikationen 
wurden am 23. Mai 1864 in Bangkok ausgetauscht. 

) R.G.Bl. 1886 5. 209. 

) R.G.Bl. 1886 

R.G.Bl. 1886 285. 

5, Ebl. d. R. 1887 ©. 69, 1891 S. 275, 1892 5. 152 

Annalen bed Deutſchen Reicht 1893. 30 
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Bezüglich der im Laufe des Jahres 1892 außer Kraft tretenden Zoll, 
Handels- und Schifffahrtsverträge jollen gutem Vernehmen nad) Verhandlungen 
ichweben, deren NRejultate zur Zeit noch nicht befamnt find. 

Ueberſchaut man dieje jtattlihe Anzahl von 40 Freundſchafts-, — 
und Schifffahrtsverträgen, bei denen die bedeutendſten Staaten aller Welttheile 
vertreten ſind, ſo muß man einestheild die Thätigfeit unjerer Diplomatie be 
wundern, andererjeitS aber bedauern, daß es noch) nicht gelungen ift, mit unjerem 
größten Nachbarftaate (Rußland), außerdem aber mit Norwegen und Schweden, 
ſowie mit Dänemark durch vortheilhafte Handels: und Scifffahrtsverträge m 
nähere Verbindungen getreten zu ein. 
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Die Steuerreform in Preußen. Der Reichsanzeiger vom 23. April 1892 
ſchreibt: Die von der Staatsregierung in Angriff genommene Reform der 
direften Staatsjteuern jowie der Communalbeiteuerung, welde 
nunmehr in ihrem erjten Theile im Wejentlihen zur Durchführung gelangt ift, 
verfolgt vorzugsweije folgende Ziele: 

1) Eine gerechtere und gleihmäßigere Veranlagung der Einfommenjteuer 
und der Gewerbejteuer unter gleichzeitiger Entlaftung der geringeren Vermögen 
und” Eleineren Gewerbebetriebe. 


2) Die Verwendung der Mehrerträge aus der Einfommenjteuer ſowie der 
bisherigen Ueberweifungen aus den Getreide- und PViehzöllen zur Verminderung 
bezw. Bejeitigung der jtaatlichen Doppelbeiteuerung des Grundbefiße und der 
Gewerbebetriebe und zu diefem Behufe 


3) Ueberweifung zuerjt von Grund» und Gebäudejteuer, demnächſt von 
Gewerbejteuer an communale Verbände bezw. Außerhebungjeßung diejer Steuern 
oder Theile derjelben nach Maßgabe der Finanzlage. 


4) Anderweite durchgreifende Negelung des Communaljteuerwejens auf der 
jo gewonnenen Grundlage, insbejondere wejentlide Begründung der Communal- 
jteuern auf den mit der Gemeinde unzertrennlicy verbundenen Objecten und Ver— 
minderung der unjicheren und übermäßigen Zujchläge zu der zum Hauptträger 
jtaatlicher Bejteuerung gewordenen Einfommenjteuer im gleichmäßigen Intereſſe 
des Staat3 und der Gemeinden. 


5) Endlih weitere Umgejtaltung der Einkommenſteuer insbejondere zum 
Zwede einer bejonderen Heranziehung des fundirten Einfommens im Verhältniß 
zu dem eigentlichen Arbeitseinkommten. 

Man nahın bisher an, daß es gelingen werde, auf Grund des Mehrauf— 
fommens der neuen Einfommenjteuer unter Öinzurehnung der vbenerwähnten 
Ueberweijungen auf die Hälfte der Grund- und Gebäudejteuer zu Öunjten der 
Communalbejteuerung verzichten zu EFönnen. Das über Erwarten günjtige Er— 
gebniß der neuen Veranlagung der Einfonmenjteuer läßt nunmehr aber hoffen, 
nach diejer Richtung weiter gehen zu können, da die Staatsregierung in Ueber: 
einftimmung mit dem Landtage daran feithält, die Mehrergebnijje der neuen 
Einfommeniteuer lediglich zur weiteren Durchführung der Reform und zur Ent- 
lajtung der Steuerpflichtigen zu verwenden. 

Obwohl dies gegenwärtig nod nicht mit Sicherheit überjehen werden kann, 
iſt Doch anzunehmen, daß die neue Einfommenjteuer für 1892/93 ein Auffonmen 
von etwa 120 Millionen Mark bringen dürfte, ſodaß in diefem Falle 40 Millionen 
Mark zu weiteren Entlajtungen verwendet werden fünnen. Die Ueberweijungen 
an die Communalverbände aus den Getreide: und Viehzöllen haben in den legten 
Jahren rund 47 Millionen Mark betragen, wobei allerdings zu berückſichtigen 
ijt, daß dieſer hohe Betrag wejentlich Folge geringer Ernten in Deutjchland war. 
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Die neuen Handelöverträge dürften unter der Annahme der Fortdauer einer 
Einfuhr in bisheriger Höhe dieje Ueberweijungen auf etwa 30 Millionen Mark 
vermindern; man wird daher für die Zukunft, namentlich im Falle des Eintretens 
bejjerer Ernten, den durchichnittlichen Betrag diejer Ueberweiſungen, jo lange die 
Korn- und Viehzölle in dem jeßigen Betrage erhoben werden, faum auf höher 
als 20 bis 25 Millionen Mark jchäben dürfen. In diefem Falle würde der zur 
Verwendung für die Steuerreform zur Dispofition jtehende Gejammtbetrag ic 
auf rund 60 Millionen Mark erhöhen. Der Etat für 1892/93 veranjchlagt 


die Grundſteuer auf. > 220202020. 39,907,000 Me. 
die Gebäudejteuer auf . > 2 2 43,086,000 „ 
insgefammt aljo auf rund . . » .....75,000,000 Mb. 


Gelangte der obige volle Gejammtbetrag von 60 Millionen Mark zur Ver: 
wendung, jo würde der Staat auf der Grund- und Gebäudejteuer verzichten 
fünnen. Berblieben dagegen den reifen die bisherigen Ueberweiſungen etiva 
in fixirten Beträgen und unter einem reformirten Vertheilungsmaßſtabe, jo wäre 
der Staat immer noch in der Lage, reichlich die Hälfte der Grund- und Gebäude: 
fteuer außer Hebung jegen zu fünnen, und es würde auch hierin fchon eine 
wejentliche Erleichterung für eine planmäßige Reform der Communalfteuern liegen. 
Unter diejen VBorausjegungen wirde die gegenwärtig in der eriten Veranlagung 
begriffene neue Gewerbejteuer, welche mit höchſtens 1 °/, des Brutto-Ertrags 
erhoben wird, vorerſt bejtehen bleiben, jo lange nicht die Finanzlage es geitattet, 
mit Ueberweijungen von Grund= und Gebäudeiteuer weiterzugehen oder in der 
jtaatlichen Bejteuerung auf die Realſteuern ganz zu verzichten. Dabei würde dann 
die Frage in Betreff einer der Belajtung des Grund und Bodens und der Ge 
werbe entjprechenden Heranziehung des Nentkapital$ in einer angemefjenen Form 
wieder in den Vordergrund treten. 


Es kann aber auc in ernjte Erwägung fommen, das lebte Ziel der jtaat- 
lichen Steuerreform jchon jet unmittelbar in Angriff zu nehmen und zugleich 
auf diefe Weije eine angemejjene Unterjcheidung des jundirten und nichtfundirten 
Einfommens durchzuführen. Dieje lehtere Aufgabe jtößt innerhalb der Einfonmen- 
jteuer auf große finanztechniice Schwierigkeiten, insbejondere in Betreff desjenigen 
Einfommens aus Grundbejiß und gewerblichen Betrieben, welches ungetrennt aus 
fundirten und nichtfundirten Einkommen bejteht. Biel leichter läßt jich das uns 
bedingt anzujtrebende und bei einer hoch entwidelten Einkommenſteuer fait un: 
erlaßliche Ziel einer ſtärkeren Heranziehung des fundirten Einkommens in der 
Form einer Ergänzungsſteuer zur Einkommenſteuer erreichen, welche die Werth— 
objecte nach Abzug der Schulden mit einer im Verhältniß zum ermittelten Werthe 
nur ſehr geringen Quote direct trifft. 


In anderen Ländern, namentlich in der Schweiz und in Amerika, hat man 
damit jehr gute Erfolge erreiht. Schlüge man diefen Weg ein, jo würde der 
Staat auf die Hebung der gefammten Grund» und Gebäudeiteuer und der ge: 
jammten Gewerbejteuer verzichten, ſowie die Bergwerksſteuer mindeſtens vollitändig 
umgeftalten bezw. wejentlih ermäßigen fünnen und damit eine Einnahme von 
rund 100 Millionen Mark aufgeben. 

Diefer Einnahmeverluſt wäre zu deden durch das Mehrauffommen der Ein- 
fommenjteuer und die bisherigen Ueberweiſungen aus Getreide und Viehzöllen 
an die Kreife, endlich durch die bezeichnete, alle Quellen des jundirten Ein- 
fommens gleichmäßig treffende Ergänzungsiteuer im Betrage von etwa 35—40 
Millionen Mark. 
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Man fönnte aber auch in einem Uebergangsitadium ſich 3. Zt. auf die 
Außerbebungjegung von °/, der Grund» und Gebäudejteuer bejchränfen, die 
Gewerbejteuer für den Staat vorerjt noch beibehalten, die Weberweijung des 
Aufkommens aus den Getreide- und Viehzöllen in firirten Beträgen und nad 
einem bejleren Bertheilungsmaßitabe beitehen lafjen und den unter diejen Vor— 
ausjegungen dem Staate erwachjenden Ausfall von etwa 18—20 Millionen durch 
die erwähnte Ergänzungsiteuer deden. 

Im Finanz-Minijterium werden gegenwärtig die verjchiedenen Eventualitäten 
und die zahlreichen dabei in Betracht fummenden Einzelfragen einer eingehenden 
Prüfung unterzogen. 

Es wird beabjichtigt, dem von Anfang an aufgeftellten Plan entjprechend 
die betreffenden Vorlagen zum Abſchluß der Steuerreform für den Staat und 
die Commumen zeitig dem nächiten Landtage vorzulegen. 


Programm der jorialdemofratiihen Partei. Das neue von Erfurter Barteitag 
(1891) angenommene Programm der jocialdemofratiichen Partei Deutjchlands lautet :") 

Die ökonomische Entwidlung der bürgerlichen Gejellichaft Führt mit Natur: 
nothwendigfeit zum Untergang des Slleinbetriebes, deijen Grundlage das Privat— 
eigenthum des Arbeiterd an feinen Productionsmitteln bildet. Sie trennt den 
Arbeiter don jeinen Productionsmitteln und verwandelt ihn in einen beiiglojen 
Proletarier, indeß die Produftionsmittel das Monopol einer verhältnigmäßig 
fleinen Zahl von apitaliften und Großgrundbejigern werden. 

Hand in Hand mit diefer Monopolifirung der Productionsmittel geht die 
Verdrängung der zerfplitterten Sleinbetriebe durch koloſſale Großbetriebe, geht 
die Entwicklung des Werkzeugs zur Majchine, geht ein riejenhaftes Wachsſthum 
der Productivität der menjchlichen Arbeit. Aber alle Vorteile diefer Umwandlung 
werden von den Gapitaliiten und Großgrundbejigern monopolilirt. Für das 
Proletariat und die verfinfenden Mittelichichten — leinbürger, Bauern — bes 
deutet jie wachſende Zunahme der Unjicherheit ihrer Exiſtenz, des Elends, des 
Druds, der Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung. 

Immer größer wird die Zahl der Proletarier, immer majjenhafter die Armee 
der überjchüfligen Arbeiter, immer fchroffer der Gegenſatz zwijchen Ausbeutern 
und Ausgebeuteten, immer erbitterter der Claſſenkampf zwifchen Bourgeoifie und 
Proletaritat, der die moderne Gejellichaft in zwei feindliche Heerlager trennt und 
das gemeinfame Merkmal aller Anduftrieländer it. 

Der Abgrund zwiſchen Bejigenden und Bejitlojen wird noch erweitert durd) 
die im Weſen der capitaliftischen Productionsweije begründeten Kriſen, die immer 
umfangreicher und verbeerender werden, die allgemeine Unficherheit zum Normal- 
zuftand der Gejellichaft erheben und den Beweis liefern, daß die Productivfräfte 
der heutigen Gejellichaft über den Kopf gewachjen find, daß das Privateigenthum 
an Productionsmitteln unvereinbar geworden ift mit deren zwedentiprechender An— 
wendung und voller Entwidlung. 

Das Privateigenthum an Productionsmitteln, welches chedem das Mittel 
war, dem Producenten das Eigenthum an jeinem Product zu jichern, it heute 
zum Mittel geworden, Bauern, Handwerker und Kleinhändler zu expropriiren 
und die Nichtarbeiter — Capitaliften, Großgrundbeſitzer — in den Beſitz des 
Product3 der Arbeiter zu jeßen. Nur die Verwandlung des capitalijtiichen Privat: 


) Val. den Entwurf „Annalen“ 1891 ©. 961. 
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eigenthuns an Productionsmitteln — Grund und Boden, Gruben und Berg: 
werke, Rohſtoffe, Werkzeuge, Maſchinen, Verkehrsmittel — in gejellichaftliches 
Eigentdum und die Umwandlung der Waarenproduction in jocialiftifche, für und 
durch die Gejellichaft betriebene Production kann es bewirfen, daß der Groß— 
betrieb und die ſtets wachjende Ertragsfähigfeit der gejellichaftlichen Arbeit für 
die bisher ausgebeuteten Clafjen aus einer Quelle des Elends und der linter- 
drüdung zu einer Quelle der höchſten Wohlfahrt und allfeitiger, harmonijcher Ber: 
vollflommnung werde. 

Dieje gejellichaftlihe Ummandlung bedeutet die Befreiung nicht bloß des 
Proletariats, jondern des gejammten Menjchengeichlehts, das unter den heutigen 
Zuftänden leidet. Aber jie fann nur das Werf der Arbeiterclajje fein, weil alle 
anderen Claſſen, troß der Anterejjenjtreitigfeiten unter jih, auf dem Boden des 
PrivateigenthHums an Productionsmitteln jtehen und die Erhaltung der Grund: 
lagen der heutigen Gejellichaft zum gemeinjamen Ziel haben. 

Der Kampf der Arbeiterclafje gegen die capitalijtiihe Ausbeutung ijt noth— 
wendigermweije ein politiiher Kampf. Die Arbeiterclafje fann ihre ökonomiſchen 
Kämpfe nicht Führen und ihre ökonomische Organijation nicht entwideln obne 
politiiche Nechte. Sie kann den Uebergang der Productionsmittel in den Beſitz 
der Geſammtheit nicht bewirken, ohne in den Beſitz der politiſchen Macht ge- 
kommen zu jein. 

Diejen Kampf der Arbeiterclajje zu einem bewußten und einheitlichen zu 
gejtalten und ihm fein naturnothmwendiges Ziel zu weifen — das ijt die Aufgabe 
der jocialdemocratiihen Partei. 

Die Anterefjen der Arbeiterclafje find in allen Ländern mit capitaliftifcher 
Productionsweife die gleichen. Mit der Ausdehnung des Weltverfehrd und der 
Production für den Weltmarkt wird die Lage der Arbeiter eines jeden Landes 
immer abhängiger von der Lage der Arbeiter in den anderen Ländern. Die Be- 
freiung der Arbeiterclafje ıjt aljo ein Werf, an dem die Arbeiter aller Eultur- 
länder gleihmäßig betheiligt jind. In dieſer Erfenntniß fühlt und erflärt die 
jocialdemofratische Partei Deutjchlands ſich eins mit den claſſenbewußten Arbeitern 
aller übrigen Länder. 

Die jocialdemokratifhe Partei Deutfchlands kämpft aljo nicht für neue Elafjen- 
privilegien und Vorrechte, jondern für die Abjchaffung der Elafjenherrichaft und 
der Claſſen ſelbſt und für gleiche Rechte und gleiche Pflichten Aller ohne Unter: 
jhied des Gejchlecht3 und der Abjtammung. Bon diefen Anſchauungen ausgehend, 
befämpft fie in der heutigen Gejellichaft nicht bloß die Ausbeutung und Unter: 
drüdung der Lohnarbeiter, jondern jede Art der Ausbeutung und Unterdrüdung, 
richte jie fi) gegen eine Clajje, eine Partei, ein Geſchlecht oder eine Pace. 

Ausgehend von diefen Grundjägen fordert die focialdemofratifche Partei 
Deutjchlands znnädjt: 

1. Allgemeines gleiches directes Wahl- und Stimmredt mit geheimer Stimm: 
abgabe aller über 20 Jahre alten NReichdangehörigen ohne Unterfchied des Ge— 
ichlecht3 für alle Wahlen und Abjtimmungen. Proportional-Wahlſyſtem; und bie 
zu deſſen Einführung gejegliche Neueintheilung der Wahlkreife nad) jeder Volks: 
zählung. Zweijährige Gejegebungsperioden. Wornahme der Wahlen und Ab— 
jtimmungen an einen gefeplichen Ruhetage. Entjchädigung für die gewählten 
Vertreter. Aufhebung jeder Beſchränkung politiicher Nechte außer im Falle der 
Entnündigung. 

2. Direkte Gejeßgebung durch das Wolf vermittelt des Vorſchlags- und 
Verwerfungsrecht3. Selbitbeitimmung und Selbjtverwaltung des Volks in Reid, 
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Staat, Provinz und Gemeinde. Wahl der Behörden dur das Voll, Verant- 
wortlicheit und Haftbarkeit derjelben. Jährliche Steuerbewilligung. 

3. Erziehung zur allgemeinen Webrhajtigfeit. Volkswehr an Stelle der 
jtehenden Heere. Entjcheidung über Krieg und Frieden durch die Volkövertretung. 
Schlihtung aller internationalen Streitigkeiten auf jchiedsgerichtlihem Wege. 

4. Abſchaffung aller Geſetze, welche die freie Meinungsäußerung und das 
Necht der Vereinigung und Verſammlung einfchränfen oder unterdrüden. 

5. Abſchaffung aller Gejege, welche die Frau in öffentlicher und privatrecht= 
fiher Beziehung gegenüber dem Manne benachtheiligen. 

6. Erklärung der Religion zur Privatſache. Abſchaffung aller Aufwendungen 
aus öffentlichen Mitteln zu kirchlichen und religiöfen Zweden. Die Firchlichen 
und religiöjen Gemeinſchaften jind als private Vereinigungen zu betrachten, welche 
ihre Angelegenheiten vollkommen jelbjitändig ordnen. 

7. Weltlichleit der Schule. Obligatoriſcher Beſuch der öffentlichen Volks— 
ſchulen. Unentgeltlichkeit des Unterricht, der Lehrmittel und der Verpflegung 
in den öffentlichen Volksſchulen, jowie in den höheren Bildungsanjtalten für die- 
jenigen Schüler und Schülerinnen, die kraft ihrer Fähigkeiten zur weiteren Aus— 
bildung geeignet erachtet werden. 

8. Unentgeltlichfeit der Rechtspflege und des Nechtsbeiitands. NRechtiprechung 
durch von Volk gewählte Richter. Berufung in Strafjahen. Entjchädigung uns 
ſchuldig Angeflagter, Verhafteter und Verurtheilter. Abjchaffung der Todesitrafe. 

9. Unentgeltlihfeit der ärztlichen Hülfeleijtung einjchließlich der Geburtshülfe 
und der Heilmittel. Unentgeltlichkeit der Todtenbejtattung. 

10. Stufenweije jteigende Einfommen=- und Vermögensjteuer zur Bejtreitung 
aller öffentlichen Ausgaben, joweit dieſe durch Steuern zu deden find. Selbſt— 
einſchätzungspflicht. Erbſchaftsſteuer, jtufenweije jteigend nad Umfang des Erb- 
gut3 und nad dem Grade der Verwandtichaft. Abjchaffung aller indirecten 
Steuern, Zölle und fonjtigen wirthichaftspolitiihen Maßnahmen, welche die 
Intereſſen der Allgemeinheit den Intereſſen einer bevorzugten Minderheit opfern. 

Zum Schuße der Arbeiterclafje fordert die jocialdemofratiiche Partei Deutjch- 
lands zunädjit: 

1. Eine wirkſame nationale und internationale Arbeiterfchußgejeßgebung auf 
folgender Grundlage: 

a) Feſtſetzung eines höchſtens acht Stunden betragenden Normalarbeitstags. 

b) Verbot der Ermwerbsarbeit für Kinder unter vierzehn Jahren. 

ec) Verbot der Nadtarbeit, außer für ſolche Induſtriezweige, die ihrer 
Natur nad), aus techniſchen Gründen oder aus Gründen der üffent- 
lihen Wohlfahrt Nachtarbeit erheijchen. 

d) Eine ununterbrochene Ruhepauſe von mindejtens 36 Stunden in jeder 
Woche für jeden Arbeiter. 

e) Verbot des Trudjyitems. 

2. Ueberwadhung aller gewerblichen Betriebe, Erforihung und Regelung der 
Arbeit3verhältnifje in Stadt und Land durch ein Neichsarbeitsamt, Bezirksarbeits— 
Ämter und Arbeitäfammern. Durchgreifende gewerbliche Hygiene. 

3. Rechtliche Gleichjtellung der landwirtbichaftlichen Arbeiter und der Dienit: 
boten mit den gewerblichen Arbeitern; Bejeitigung der Gejindeordnungen. 

4. Sicerjtellung des Coalitionsrechts. 

5. Uebernahme der gejammten Arbeiterverjiherung durch das Reich mit 
maßgebender Mitwirkung der Arbeiter an der Bermwaltung. 
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Die Kohlenvorräthe in Europa und Nordamerifa und deren Aufzchrung. 
Die Kohle beherricht als Krafterzeugungd= und Kraftvertheilungsmittel heute unfer 
gelammtes Wirthichaftsleben; die Dauer diefer Herrichaft erjcheint nur Durch Die 
Gewißheit der dereinjtigen Erſchöpfung der Kohlenvorräthe der Erde bedroht. Ueber 
den Zeitpunkt, warın die mineralischen Brennitoffe, insbejondere die Steinfohlen, ver: 
zehrt jein werden, find fchon mancherlei Berechnungen angeitellt worden, welche in 
ihrem Ergebnifje jedoch ftark von einander abweichen, weil es an einer genaueren Kennt: 
niß der Vorräthe von Kohlen fehlt. Zur vorliegenden Frage it num joeben in einer 
Arbeit von R. Naſſe ') ein werthvoller Beitrag geliefert. Der Verfafjer ging bei jeinen 
Unterfuchungen von bejtimmten, im Jahre 1890 angejtellten amtlichen Ermittelungen 
über die Rohlenvorräthe in den preußifchen Steinkohlenbeden bezw. im Königreice 
Sachſen aus und ſchätzt hiernadh die Steinfohlenvorräthe Deutihlands 


an der Kur . 2. 2 2 2 22 2. au 50,0 Milliarden Tonnen 

an der Saar ee e 0 

beit Aachen a ee — ls = . 

in Oberihleiten > 22H or nn nm ko . 

in Niederſchleſſien.. 1,0 

im Königreiche Sahlen . : 2 2 2 2 2 04 

in den übrigen Heineren Beden . ae 0,4 5 u 
im Ganzen . . » „109. Milliarden Tonnen. 


Hierzu kommen noch 5 Milliarden Tonnen Braunfohlen, welche auf 3 Mill 
arden Tonnen Steinfohlen veranjchlagt werden fünnen, wonach jich die Kohlen: 
vorräthe Deutjchlands auf 112 Milliarden Tonnen Steinfohlen belaufen würden. 

Der Steinfohlenreihthum Großbritanniens ijt weiter auf 198, der Frank— 
reich® auf 18, derjenige von Dejterreih-Ungarn auf 17, von Belgien auf 15 Mill: 
arden Tonnen veranjchlagt, jo daß die gejammten Borräthe der mitteleuropä- 
iſchen Staaten 360 Milliarden Tonnen ausmachen würden. 

Die Erjhöpfung der Kohlenvorräthe jteht mach weiteren Berechnungen 
unjerer Quelle zunächſt in Oeſterreich-Ungarn, Franfreih und Belgien, umd zwar 
nad) jpätejtens 500 Jahren, dann in Großbritannien und zulegt in Deutjchland, 
hier vielleicht erjt nach 800 bis 1000 Jahren, in Ausiicht. Nimmt man dagegen 
mit dem Verfaſſer an, daß ſich die gegenwärtige Kohlenförderung der mittel: 
europäischen Staaten von im Ganzen 332 Millionen Tonnen bis zur Mitte des 
nächjten Jahrhunderts auf rund 500 Millionen jteigern und alsdann unter Aus— 
gleich des Ausfall des einen Landes durch Mehrförderung des anderen auf diejer 
Höhe halten werde, jo würde jchon nach 670 Jahren von 1890 ab der Kohlen: 
vorrath Mitteleuropas erjchöpft jein. 

Wenden wir uns nunmehr zu den Vereinigten Staaten von Amerika, 
jo iſt deren vorausfichtlicher KRohlenvorrath, mit Ausnahme desjenigen der rocky 
mountains, in einer fürzlih vom General Wijtar in Philadelphia angejtellten 
Berechnung auf 684 Milliarden metriſche Tonnen veranſchlagt. Auf Grund 
weiterer Unterjuchungen kommt R. Naſſe nun zu dem Ergebnifje, daß die vor: 
bandenen Kohlenvorräthe in den Vereinigten Staaten von heute ab nod für 
höchſtens 650 Jahre ausreichen werden, und daß, „wenn Nordamerika auch zunächſt 
nod) längere Zeit mit größeren Schritten der vollen Entwickelung feiner indujtriellen 
Kräfte entgegenjchreiten wird als die vorausgeeilten mitteleuropätfchen Staaten, Die 
Dauer der induftriellen Höhe jenfeit des atlantifchen Ozeans durch die Kohlenſchähe 
nicht in höherem Mafe gejichert it, als diesjeit desjelben.* (Stat. Corr.) 








') Die Kohlenvorräthe der europäiſchen Staaten, insbeſondere Deutſchlands, und deren 
Erſchöpfung von R. Nafſe, geb. Bergrath ꝛc. Berlin, 1893. Puttlammer & Můhlbrecht. 





Die Gewerbegerichte in Deutſchland. 


Non 
Dr. Ludwig Fuld, Rechtsanwalt in Mainz. 


Bor Erlaß des Neichsgejeges vom 29. Juli 1890, betr. die Gewerbe- 
gerichte, wurden die Streitigfeiten jelbjtändiger Gemwerbetreibender mit ihren 
Arbeitnehmern, welche fich auf das zwijchen beiden bejtehende Arbeitsverhältniß 
beziehen oder aus Ddemijelben hervorgehen, in den einzelnen Bundesjtaaten 
durch die Gemeindebehörden, die Gewerbegerichte, die Innungsſchiedsgerichte 
oder endlich die gewerblichen Schiedsgerichte entichieden. Die Gemeinde: 
behörde war zur Entjcheidung derjelben zujtändig auf Grund des $ 108 der 
Gewerbeordnung, jofern feine bejonderen Behörden für die Erledigung diejer 
Angelegenbeiten bejtellt wurden; die von ihr erlajlenen Entjcheidungen waren 
nicht endgiltig, jondern konnten durch Berufung auf den Nechtsweg binnen 
bejtimmter Friſt bei dem ordentlichen Gerichte angefochten werden. Einen be- 
jonderen Werth in jozialpolitiicher Beziehung batte diefe Enticheidung nicht 
und der Umfang, in welchem die Arbeiter von der Anrufung diejer Behörde 
Gebrauch machten, war thatjächlich ein jehr unbedeutender. 

Die Gewerbegerichte, welche in Nheinpreußen und Elfaß-Lothringen be= 
jtanden, beruhten auf Decreten Napoleons 1. aus dem Jahre 1806 — 1810; 
die preußiichen Gewerbegerichte wurden durch eine Verordnung vom 7. August 
1346, die reichsländiichen durch Gejeb vom 23. März 1880 bezüglich der 
Verfallung und Zuftändigfeit in wichtigen Punkten neuen Normen unterworfen, 
doch beitand immer noch zwifchen dieſen Gerichten und den franzöfiichen Con- 
seils de prud’hommes eine bemerfenswertbe VBerwandtichaft. In Sachen 
bejtanden für die Streitigkeiten der Bergarbeiter mit ihren Arbeitgebern noch 
die Bergichiedsgerichte. Die Junungsgerichte haben durch das Geſetz vom 
18. Juli 1881 die Befugniß erhalten, an Stelle der Gemeindebehörden 
die Streitigkeiten zwiichen den Junungsmitgliedern und deren Xehrlingen zu 
entjcheiden; den Innungen wurde auch das Necht ertheilt, Schiedsgerichte zur 
Entjcheidung von Streitigkeiten zwijchen Innungsmitgliedern und deren Gejellen 
an Stelle der jonjt zuftändigen Behörden zu errichten. Eine Erweiterung der 
Kompetenz der unungsichiedsgerichte wurde durch das Gejeg vom 6. Juli 
1887 angeordnet; hiernach fann die höhere Verwaltungsbehörde die einer 
SInnung nicht angebörigen Arbeitgeber und deren Gejellen zu den Kojten des 
Sciedsgerichtes mit Beiträgen beranziehen; falls dieſe Beltimmung getroffen 
wird, jo tritt das Schiedsgericht vollitändig an die Stelle der in $ 120a der 
Gewerbeordnung bezeichneten Behörde, wenn es von einem Theile angerufen wird. 

Was die gewerblichen Schtedsgerichte anbelangt, jo war die Möglichkeit 
gegeben, diejelben durch Ortsitatut zu errichten. Yange Zeit hindurch wurde 
von Ddiejer Möglichkeit nur ein jehr geringer Gebrauch gemacht und erjt in 
den legten Jahren, welche dem Erlaß des Gejeges vom 29. Juli 1590 vor: 
hergingen, hat jich die Zahl der gewerblichen Schiedsgerichte erheblich vermehrt. 
Indeſſen konnte durch fie das vorhandene und von den verjchiedenen Parteien 
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anerkannte Bedürfnig nach der Errichtung von Sondergerichten, welche mit 
Vertretern der jtreitenden Theile gleichmäßig bejegt find und in einem rajchen 
mit möglichjt geringen Koſten verbundenen Verfahren die vor fie gebrachten 
Streitigkeiten entjcheiden, nicht befriedigt werden. Die Nothwendigkeit ein 
Geſetz zu erlaffen, welches die Verfaſſung, Zuitändigfeit und das Verfahren 
diejer Gerichte allgemein für das ganze Gebiet des Neiches zu regeln hätte, 
wurde mehr und mehr anerfannt und audy die Neichsregierung verichloß ſich, 
nachdem ſie längere Zeit hindurch eine fühle Haltung der Frage gegemüber 
eingenommen hatte, nicht länger der Erkenntniß, daß die Einführung von 
Schiedsgerichten ein nicht zu unterjchägendes Mittel für die Befeſtigung des 
jozialen Friedens bilden werde; der unter dem 6. Mai 1890 dem Reichstage 
zugegangene Entwurf eines Geſetzes betr. die Gewerbegerichte, welcher die 
Gewerbegerichte in doppelter Funktion einführen wollte, einmal als Gerichte 
im eigentlichen Sinne, jodann als Einigungsämter, wurde feitens des Reichstags 
jo raſch berathen, daß jchon am 28. Juli die Verkündigung desjelben als Reiche: 
gejeß erfolgen fünnte; in Kraft getreten iſt das Geſetz mit dem 1. April 1891.') 

Die Gemwerbegerichte find zwar bejondere Gerichte im Sinne des $ 4 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, aber fie find feine obligatoriichen Gerichte in dem 
Sinne, daß ihre Errichtung unter allen Umftänden zu gejchehen hat; das 
Geſetz überläßt e8 dem Ermejjen der Vertretung der Gemeinden und weiteren 
Kommunalverbände, ob fie die Errichtung eines folchen Gerichtes für den 
Bezirk der Gemeinde oder des weiteren Kommumalverbandes beichliehen 
wollen; damit aber eine ausreichende Garantie dafür vorhanden ift, daß in 
allen Bezirken, in welchen mit Rückſicht auf die Entwidlung der Induſtrie ein 
Bedürfniß dafür vorliegt, jolche Gerichte errichtet werden, hat das Gejep den 
Landeszentralbehörden die Befugniß verliehen, aus eigener Machtvolltommenbeit 
die Errichtung eines Gewerbegerichte® anzuordnen; dieſe Befugniß jteht der 
Zandeszentralbehörde allerdings nicht jchlechthin, fondern nur unter eimer 
doppelten Bedingung zu, indem einerjeit3 ein hierauf gerichteter Antrag von 
betheiligten Arbeitgebern oder Arbeitnehmern gejtellt, anderfeits ihre Aufforderung 
zu der Errichtung feitens der Gemeindevertretung bezw. der Vertretung des 
Kommunalverbandes binnen einer gejeglichen Friſt ohne Befolgung geblieben 
jein muß, immerhin wird aber diefe Befugniß bei geeigneter Anwendung, an 
welcher nach den im Neichstage Namens der verbündeten Regierungen ab: 
gegebenen Erklärungen nicht zu zweifeln ift, ein ausreichendes Mittel bieten, 
um dem Mangel an Berjtändniß für die Wirkſamkeit der Gemwerbegerichte oder 
der Abneigung gegen diejelben, welche hier und dort bei Vertretungen von 
Gemeinden und Kommmumalverbänden vorhanden fein kann, ein gemügendes 
Gegengewicht zu bieten. Vom theoretifhen Standpunkte mag es immerhin 
bedauert werden, daß die Errichtung der Gewerbegerichte nicht durch das Geſetz 
in bindender Weiſe angeordnet worden ijt; vom praftifchen Gefichtspunfte er: 
weilt jich die Regelung, zu welcher das Geſetz fich entſchloſſen hat, ohne 
Zweifel als vortheilhaft, da es eine große Anzahl von Gemeinden gibt, m 
deren Bezirken ein Bedürfniß für die Errichtung folcher Gerichte überhaupt 
nicht vorhanden iſt. Das Geſetz jieht aber mit Necht in der Bedürfnigfrage 
das entjcheidende Moment und es hat dieferhalb auch die durchaus zutreffende 
Vorſchrift aufgenommen, daß vor der Errichtung diejenigen, für welche das 





. 9 Kommentare zu demſelben find erſchienen von Bachem (Köln 1890), Wilhelmi und 
Fürjt (Berlin 1891), Mugdan (Berlin 1890). 


2, Fuld: Die Gemerbegerichte in Deutichland. 483 


nee Gericht bejtimmt ift, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu hören find. 
Sit inhaltlich diefer Bejtimmungen der Initiative der Gemeinden und Kommunal— 
verbände ein jehr weiter Spielraum gelaljen, jo hat doch das Gejeß der oberen 
Verwaltungsbehörde die Bejtätigung des Statut3 vorbehalten, durch welches 
die Errichtung angeordnet wird; die Verwaltungsbehörde braucht ihre Ent— 
Scheidung nur dann mit Gründen zu verjehen, wenn fie die nachgejuchte Be: 
jtätigung verfagen will; die Verſagung kann nicht nur dann erfolgen, wenn 
das Statut dem Gefege nicht entjpricht, Jondern auch aus anderen Gründen, 
beifpielsweife weil nach Anficht der VBerwaltungsbehörde die Intereſſen der 
Arbeitgeber und Arbeiter in dem Statut nicht gleichmäßig berüdfichtigt worden 
ſind; dieſes Beitätigungsrecht der Verwaltungsbehörde, welches die kommunale 
Untonomie ohne Zweifel etwas einjchränft, wird durch Zweckmäßigkeits— 
rücjichten vollkommen gerechtfertigt; die außerhalb der lofalen und fommunalen 
Intereſſengegenſätze jtehende Verwaltungsbehörde ijt der geeignete Richter, um 
Darüber zu entjcheiden, daß dem Gedanken der gleichmäßigen Beachtung der 
in Betracht kommenden Intereſſen durch das Statut nicht zumider gehandelt 
wird. Was das Verhältniß der von einer Gemeinde errichteten Gewerbe— 
gerichte zu den Gemwerbegerichten betrifft, welche der weitere Kommmnalverband 
errichtet, jo ijt zu bemerken, daß der lettere fein Recht hat, gemeindliche Ge- 
werbegerichte zu unterdrüden; die Zuftändigkeit der für einen weiteren Kommunal: 
verband errichteten Gewerbegerichte wird für den Bezirk der Gemeinden aus: 
geichlofjen, in welchen Gewerbegerichte bereits bejtehen oder jpäterhin errichtet 
werden; die völlige Koordination zwijchen den Gewerbegerichten einer Gemeinde 
und eined Kommunalverbandes bedingt dieß mit Nothwendigfeit. Das errichtete 
Sewerbegericht jchließt innerhalb der durch das Geſetz genau bejtimmten ſach— 
lichen Zuftändigfeit die Zuitändigfeit des ordentlichen Gerichtes (Amtsgericht, 
Landgericht) aus, es jteht jomit dem ordentlichen Gerichte vollfommen gleich, 
feine Anrufung ift nicht dem Ermejjen der Streittheile überlaffen, jondern fie ift 
obligatorijch vorgejchrieben; hieraus wie aus. anderen Gründen ergibt jich, daß die 
Gemwerbegerichte ebenfo wie Die ordentlichen Gerichte Staatsgerichte find und 
aus dem Umjtand, daß durch 8 9 den Gemeinden bezw. Kommunalverbänden die 
Tragung der durch jie entjtehenden Kosten auferlegt worden ift, darf nicht gefolgert 
werden, daß diejelben Gerichte der Gemeinden oder Kommunalverbände 
ſeien; man fann die im Berichte der Reichstagscommillion enthaltene Bemerkung, 
daß die Gewerbegerichte als gemeindliche Inftitutionen gedacht jeien, als richtig 
anerkennen und gleichwohl jeden Berjuch, fie als Gemeindegerichte zu bezeichnen, 
als in jeder Beziehung unrichtig zurücdweilen. Die Gewerbegerichte üben Die 
ihnen zuftehende Gerichtsbarkeit im Namen der Landesherrn bezw. der Senate 
der freien Städte aus, nicht im Namen der Gemeinden und Kommunalverbände, 
von welchen jie errichtet find, und es jteht ihre Verfaſſung durchaus im Ein— 
Hang mit dem in dem Gerichtöverfafjungsgejege zum Ausdrud gefommenen 
Grundjage des modernen Staatörechtes, daß alle Gerichte Staatsgerichte find. 

Die Gewerbegerichte find zur Entjcheidung von gewerblichen Streitig= 
feiten zwijchen Arbeitern einerjeits und ihren Arbeitgebern andererieits, ſowie 
zwiſchen Arbeitern desjelben Arbeitgebers zujtändig; als Arbeiter gelten hierbei 
nicht nur die Geſellen, Gehilfen, Fabrifarbeiter und Lehrlinge, auf welche der 
Titel VII der Gewerbeordnung Anwendung findet, jondern auch die Betriebs— 
beamten, Werfmeifter und die mit höheren technischen Dienjtleiftungen betrauten 
Angejtellten, deren Jahresarbeitsverdienit an Lohn oder Gehalt den Betrag 
von 200 ME. nicht überjteigt; die Erweiterung des Begriffes „Arbeiter“, welche 
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durch dieſe Beitimmung bewirkt wird, entipricht der bisherigen Reichsgeſetz— 
gebung, die Geſetzgebung über die Altersverjicherung faßt die joeben bezeichneten 
Perjonen, welche der gewöhnliche Sprachbrauch nicht ala Arbeiter bezeichnet, 
als Objekte der Arbeiterfrage auf, da ihre joziale Lage jich von derjenigen 
des Arbeiter im engeren Sinne nicht unterjcheidet; eine Ausnahmejtellung 
nehmen in Anjehung der Zuftändigfeit der Gemwerbegerichte die Arbeiter ein, 
welche in den unter der Militär- oder Marineverwaltung jtehenden Betriebs: 
anlagen beichäftigt ſind, ebenjo die in Apotheken und Handelsgejchäften be: 
ſchäftigten Gehilfen und Lehrlinge. Weitere Perſonenklaſſen als die joeben 
bezeichneten find der Nechtiprechung der Gewerbegerichte nicht unterjtellt; em 
Bedürfniß für die Erjtredung ihrer Zuftändigfeit auf andere Kategorien it 
auch nicht vorhanden, es kann insbejondere nicht zugegeben werden, daß ein 
ſolches bezüglich der in den Handelsgeichäften tbätigen Gehilfen umd Lehrlinge 
gegeben iſt. Die Streitigkeiten dieſer Perſonen, welche das Invalidität: und 
Alteröverficherungsgeieg allerdings unter gewiſſen Vorausſetzungen als Objekt 
der Arbeiterfrage betrachtet, mit ıhren Prinzipalen, find, injoweit fie fich auf 
das Arbeits und Dienjtverhältniß beziehen oder aus dieſem bervorgeben, zu: 
meist juristischer Natur und eignen fich daher in feiner Weife für die Ent: 
Icheidung ſeitens der Gerichte, welche nicht ſowohl über juriftiiches Willen als 
über die Kenntniß der tbatjächlichen Lebensverhältniije und der techniſchen 
Fragen in hervorragendem Maße verfügen. Die Gewerbegerichte find nur für 
die gewerblichen Streitigkeiten der genannten Perſonenklaſſen zuftändig; das 
Geſetz beſtimmt im Einzelnen, was es unter geiverblichen Streitigkeiten veritebt; 
ed gehören dazu und zwar ohne Rückſicht auf den Werth des Streitgegenftandes: 

a) Streitigkeiten über den Antritt, die Fortſetzung oder die Auflöſung des 
Arbeitsverhältnilies, ſowie über die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeits 
buches oder Zeugnilies; 

b) über die Leitungen und Entjchädigungsaniprüche aus dem Arbeits 
verhältniß, jowie über eine in Beziehung auf dasjelbe bedungene Konventional: 
Strafe; auf Grund Ddiefer Beſtimmung werden die Gemwerbegerichte über die 
Zuläffigkeit von LYohneinbebaltung zu enticheiden haben, weldye von Gewerbe 
unternehmern zur Sicherung des Erſatzes eines ihnen aus der widerrechtliden 
Auflölung des Arbeitsverbältniiies eriwachienen Schadens oder zur Sicherung 
einer für dieſen Fall verabredeten Strafe ausbedungen werden; 8 1194 ber 
G.O. (Gej. v. 1. Juli 1891) ferner über die Entjchädigung, welche der 
Arbeitgeber von dem vertragsbrüchigen Arbeiter nad) Maßgabe des $ 129b 
der G.:D. fordern fann, ohne den Nachweis des erwachjenen Schadens eu 
bringen zu müſſen; bingegen fann die Entjcheidung über den Entjchädigung® 
anjpruch eines Arbeitgebers gegen einen anderen Arbeitgeber, welcher een 
Gejellen oder Gehilfen, von dem er weiß, daß er dem erjteren noch zur Arbeit 
verpflichtet ijt, beichäftigt, nicht durch Das Gewerbegericht erfolgen; die Streitig- 
feiten über eine Komventionalftrafe, welche für den Fall ausbedungen ift, dab 
der Arbeiter nach Beendigung des Arbeitsverhältnifjes ein jolches bei anderen 
Arböitgebern eingeht oder ein eigenes Gefchäft errichtet, gehören kraft ausdrüd: 
licher Vorſchrift des Geſetzes nicht zur Zujtändigfeit der Gewerbegerichte; 

e) über die Anrechnung und Berechnung der von den Arbeitern nach Vor- 
Schrift des Gefeges vom 15. Juni 1883 bezw. des Gejeßes vom 10, April 18% 
zu leiitenden Beiträge für die Krankenverſicherung; 

d) iiber die Ansprüche, welche auf Grund der Uebernahme. einer gemein— 
jamen Urbeit von Arbeitern desjelben Arbeitgebers gegen einander erhoben 
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werden; die Streitigfeiten diefer Art können als gewerbliche Streitigkeiten im 
engern Sinne nicht aufgefaßt werden, aus praftifchen Gründen hat e8 fich indejjen 
empfohlen, die Zuftändigfeit der Gewerbegerichte aucd) auf fie auszudehnen, da 
es jich bei ihnen zumeiſt weniger um juriftifche als um technische Fragen handelt, 
von deren richtiger Erfaſſung die Enticheidung des Streitfalles bedingt iſt. 
Das Gejeg umterwirft aber nicht nur die gewerblichen Streitigkeiten der 
Arbeiter der Zuftändigfeit der Gewerbegerichte, jondern auch diejenigen der 
Hausindujtriellen; Streitigkeiten der in Ziffer a bis ce bezeichneten Art, 
bei welchen auf der einen Seite Hausinduftrielle, auf der anderen die Arbeit 
geber derjelben betbeiligt find, gebören ebenſo wie die Streitigkeiten, welche 
unter mehreren fir denjelben Arbeitsberrn arbeitenden Hausinduftriellen aus 
der Uebernabme einer gemeinſamen Arbeit entjteben, zu der Zuſtändigkeit der 
Gewerbegerichte; das Geſetz veriteht hierbei im Anſchluß an das Inv. Gef. 
unter Hausinduftriellen nicht nur Diejenigen Perſonen, deren Bejchäftigung in 
der Bes oder Berarbeitung der von ihren Arbeitgebern gelieferten Nobitoffe 
oder Halbfabrifate beiteht, Sondern auch diejenigen, welche Die zu bearbeitenden 
bezw. die zu verarbeitenden Nobitoffe oder Halbjabrifate ſelbſt beichaffen; es 
beitebht jedoch zwischen diejen beiden Nategorien von Hausgewerbetreibenden ein 
bemerfengwertber Unterjchied; während memlich Die bezeichneten Streitigkeiten 
der erjteren, die man als Hausgewerbetreibende im engern Sinne bezeichnen 
fann, der Enticheidung Durch die Gewerbegerichte Fraft gejeglicher Vorſchrift 
unterworfen jind, ijt Die Unterjtellung der Streitigkeiten der legteren, welche 
öfters zur den Handiwerfern gerechnet und von den Hausgewerbetreibenden ges 
trennt werden, dem Ermeſſen des Statuts überlaſſen. Die Rückſichten auf 
ſüddeutſche Verbältnifje haben das Gejeg veranlaßt, dieje Unterscheidung zu 
machen; man erwog, Daß es in Siddeutichland Hausgewerbetreibende gibt, 
welche mit 60 und mehr Gejellen arbeiten und im Anſehung der ſozialen 
Stellung ſich den Unternehmern und jelbititändigen Meiſtern weit mebr näbern 
als den Arbeitern; die Streitigkeiten dieſer fünnen einen gewerblichen Charakter 
tragen, jedoch ift dies nicht motbwendig; man bielt es deßhalb für empfehlens— 
werth, die Unterwerfung derjelben unter die Zujtändigfeit der Gewerbegerichte 
der die Verhältniſſe aus der Nähe überblictenden Gemeindevertretung oder der 
Vertretung des Kommunalverbandes anheimzugehen. Die Zuſtändigkeit des 
Gewerbegerichtes kann ſowohl ſachlich wie örtlich eine bejchränfte fein; im 
eriterer Beziehung iſt es zuläſſig, Tür beitimmmte Arbeiten von Gewerben und 
Fabrikbetrieben Gewerbegerichte zu errichten, im leßterer kann die Zuſtändigkeit 
auf bejtimmte Theile des Gemeindebezirfes erſtreckt werden, anderjeits iſt auch 
der Fall berüdiichtigt, daß Die örtliche Zuftändigkeit eine Ausdehnung erfährt; 
die Yandesbebörde kann beſtimmen, daß ein von ihr errichtetes Gewerbegericht 
jeine Thätigkeit auf die Bezirke anderer Gemeinde ausdebne: vor dem Erlaß 
einer ſolchen Verfügung find Die betbeiligten Ortsbebörden zwar zu bören, der 
eventuelle Wideripruch Derjelben bindert jedoch die Yandeszentralbebörde in 
feiner Weile, Diele Ordnung aleicbwohl au treffen. Die Zuſtändigkeit der 
Gewerbegericht, wie fie inhaltlich Dieter Beſtimmungen geregelt it, entipricht 
dem vorhandenen Bedürfniß im jeder Beziehung und weder in Anſehung der 
ihrer Urtheilsthätigkeit unterſtellten Streitigkeiten noch mit Rückſicht auf Die 
denfelben unteriworfenen Perſonenklaſſen dürfte die Forderung einer Erweiterung 
mit Grund erhoben werden fünnen: wenn während der Verhandlungen des 
Neichstags nad) diefer Richtung Wünſche laut geworden ind und insbeſondere 
die Erſtreckung der Zuſtändigkeit auf Die Streitigkeiten der im Handel be 
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Ihäftigten Perjonen in Frage fam, fo wurde jchon oben hervorgehoben, daß 
Gründe gewichtiger Art gegen die Ausdehnung geiprochen und mit vollem Rechte 
hat deßhalb auch der Reichstag abgelehnt, einem hierauf gerichteten Antrag jeine 
Zultimmung zu ertheilen. Eine andere Frage ift es, ob fich nicht die Errichtung 
faufmännifcher Schied&gerichte zur Enticheidung von Streitigkeiten des Handlungs 
perjonals mit den Prinzipalen empfiehlt. Was die Bejegung des Gewerbe: 
gerichtes anlangt, jo iſt für den Gefeßgeber der Gedanfe maßgebend gewejen, die 
gleichmäßige Vertretung der ftreitenden Theile in dem Gerichte unter allen Um: 
jtänden zu fichern; diejerbalb beſteht das Gericht aus Beiligern, welche in gleicher 
Stärke dem Stande der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer angehören und aus 
Wahlen diejer hervorgehen, ſowie aus einem VBorfigenden, welcher weder den 
Arbeitgebern noch den Arbeitnehmern angehören darf; der Vorfihende und jein 
Stellvertreter werden durch den Magiftrat oder, wenn ein jolcher nicht vor: 
handen ijt, oder das Statut eine diesbezügliche Beitimmung enthält, von der 
Bertretung der Gemeinde oder der Bertretung des weiteren Kommmmalverbandes 
gewählt und zwar mindeltens auf die Dauer eines Jahres, fie bedürfen der 
Beitätigung jeitens der zuitändigen höheren Verwaltungsbehörde, jofern jie 
nicht den Charakter von Staats: oder Gemeindebeamten haben; it leßteres 
der Fall, jo bedarf es der Beltätigung nicht für die Dauer der Bekleidung 
des Staats: oder Gemeindeamtes. Juriſtiſcher Bildung bedarf der Borfigende 
zwar an fich nicht, doch liegt e8 auf der Hand, daß ſchon mit Rückſicht auf 
die prozefinalen Fragen, Die bei Anwendung des Geſetzes entjtehen und die 
Handhabung des Verfahrens, die Wahl, wenn irgend möglich, auf eine Perjon: 
lichkeit zu lenken it, welche ſich im Beige juristischer Kenntniſſe befindet. Die 
Verwaltungsbehörde bat in Anſehung der Beltätigung oder Nichtbejtätigung 
des Borfigenden und feines Stellvertreter& unbefchränfte Freiheit; einen Grund 
für die Nichtbejtätigung braucht jie nicht anzugeben, fie könnte die Beitätigung 
an fich auch um deßwillen verjagen, weil ibr der Gewählte aus politischen 
Rückſichten Bedenken einflößt, weil fie wegen feiner ausgeiprochenen politiichen 
Barteiitellung zu der Vermuthung Anlaß bat, daß ihm feitens der Recht: 
juchenden nicht das unbedingte Vertrauen in Anfehung feiner Unparteilichkeit 
entgegengebracht werde, wie es dem Vorſitzenden eines Gemerbegerichtes zu 
Theil werden muß; e8 wird durchaus nur zu billigen fein. wenn die Ber: 
waltungsbehörde einem politischen Agitator, mag er fonft auch die Fähigkeiten 
für das Amt und die Thätigfeit eines Vorfigenden im böchiten Maße befigen, 
die Beltätigung verjagt. Gerade weil die Errichtung von Gewerbegerichten 
zum Theile dem Mißtrauen der Arbeiter gegen die ordentlichen Gerichte ıbr 

Dafein verdankt, muß ganz bejonders vermieden werden, jolche Berjönlichkeiten 
an die Spitze dieſer Gerichte zu ftellen, welche geeignet find, diefem Mißtrauen 
neue Nahrung zu geben. Die Bejtätigung des Vorfigenden und feines Stell: 
vertreters Durch Die Verwaltungsbehörde wurde befanntlich in dem Neichstage 
jebr lebhaft angegriffen und als ein Eingriff in die Gemeindeautonomie bes 
zeichnet, zu welchem ein Anlaß um jo weniger vorhanden fei, als die Wahl 
diejer Beamten mit politischen Erwägungen in feinerlei Zufammenbang itebe; 
jelbit wenn dieſe Behauptung, daß die Gemeindeantonomie durch Die Pe: 
jtätigung eine Beichränfung in gewiſſer Beziehung erleiden müßte, aucd voll 
inhaltlich zutreffend wäre, jo würden doch die bereits hervorgebobenen Zweck— 
mäßigkeitsgründe für Die Aufrechterhaltung der Beſtätigungsbefugniß im der 
entjchiedeniten Weile Iprechen, allein es kann nicht zugegeben werden, daß die 
Gemeinde oder der Nommunalverband an jich ein Necht darauf hätte, den 
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Borligenden des zur Entjcheidung von Streitigkeiten gewiljer Art beftimmten 
Sondergerichtes zu ernennen; die Autonomie in der Gemeinde erjtrecdkt ſich doch 
nicht auf Die Zuftigverwaltung und wir haben oben jchon Anlaß gehabt zu 
bemerken, daß die Gewerbegerichte feine Gemeindegerichte im eigentlichen Sinne, 
jondern Staatögerichte jind; nur dann fünnte man in der Bejtätigungsbefuguiß 
der BVermwaltungsbehörde die Verfümmerung eine Rechtes erbliden, welches 
der Gemeinde als Theil ihrer Selbjtverwaltung an fich zufteht, wenn die 
Gemeinden zur Ausübung der Juftizgewalt befugt wären. Die Beijiger gehen 
im Gegenfage zu dem Vorfigenden und feinem Stellvertreter aus der ummittels 
baren umd geheimen Wahl der Arbeitgeber und Arbeitnehmer hervor; ven 
Kreis der zur Wahl berechtigten Perſonen hat das Gejeß nicht allzumeit er: 
Itredt; die Statuten mancher Städte, die vor jeinem Erlaß beftanden, gingen 
in dem einen oder anderen auf das Wahlrecht ſich beziehenden Punkte weiter. 
Es jind zu der Theilnahme an der Wahl nicht berechnet weibliche Perſonen, 
ferner Berfonen unter 25 Jahren und jolche Perfonen, welche nicht mindeitens 
jeit einem Jahre in dem Bezirfe des Gewerbegerichtes Wohnung vder Be— 
Ichäftigung haben; endlich find von der Theilnahme ausgeſchloſſen die Perſonen, 
welche nicht die Fähigkeit zum Schöffenamt befigen; die Mitglieder einer 
Innung, für welche ein Schiedsgericht beiteht, find weder wählbar noch wahl: 
berechtigt. Das Geſetz enthält eine Erweiterung des Begriffes „Arbeitgeber“ 
im Sinne der fi) auf die Wahl der Beiliger beziehenden Vorſchriften, indem 
den Arbeitgebern die mit der Leitung eines Gewerbebetriebes oder eines be— 
jtimmten Zweiges desjelben betrauten Stellvertreter der jelbititändigen Gemwerbe- 
treibenden gleichgejtellt werden, vorausgejegt, daß fie nicht Betriebsbeanıte, 
Werkmeiſter oder mit höheren technischen Dienjtleiftungen betraute Perfonen 
jind und mehr als 2000 ME. an Jahresarbeitsverdienſt beziehen; dieſe Perfonen 
baben auf Grund diefer Gleichitellung, die eine volljtändige und umfajjende ift, 
nicht nur die Befugniß, ſich bei den Wahlen für die Beifiger an Stelle der 
Arbeitgeber, jondern auch neben dieſen zu betheiligen. Der Begriff des Stell 
vertreters in dem von dem Geſetze bierbet verjtandenen Sinne deckt jich zwar 
nicht vollftändig aber doc zum Theile mit demjenigen des bevollmächtigten 
Betriebsleiters, von welchem das Invaliditäts- und Altersverficherungsgejeß 
ins 144 ipricht; man braucht die Auslegung desjelben nicht in der Weije 
einzuengen, daß man lediglich die Perſonen darunter begreift, deren Vertretungs: 
befugniß ſich auf den geſammten Gejchäftsfreis des Unternehmers ertrect, 
vielmehr genügt es, wenn die Bollmacht dahin gebt, den Unternehmer in An: 
jehung ſolcher Handlungen vertreten zu dürfen, welche zu feiner Thätigkeit 
gehören. Wenn im den Motiven des Geſetzes zu $ 14 bemerkt wird, daß 
gewöhnliche Werkmeiſter, Faktoren und ähnliche Betriebsbeamte nicht unter 
diefe Beitimmung fallen, jo iſt dies richtig, allein es darf mit Nichten dieſe 
Bemerkung in dem Sinne verjtanden werden, daß ein Betrieböbeamter über: 
haupt nicht als Stellvertreter angejeben werden fünne; es fteht Michts im 
Wege, auch die mit einer umfallenden Bollmacht ausgejtatteten Berriebsbeamten. 
welche auf Grund diefer Bollmacht auch nur in einem väumlich genau ab 
gegränzten Theile des Betriebsunternehmers Handlungen mit der Wirkung 
vornehmen fünnen , daß dieſelben als Handlungen des Unternehmers gelten, 
als Stellvertreter anzujeben und es iſt hierbei vollitändig gleichgiltig, ob der 
mit einer ſolchen Vollmacht Ausgeſtattete auch nach Außen mit der geſchäft— 
lichen Leitung des ganzen Unternehmens oder eines Theiles desſelben beauftragt iſt. 
Das Amt der aus den Wahlen hervorgehenden Beiſitzer iſt, wie das der Schöffen 
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und Gejchworenen und der Beifiger für die Schiedsgerichte der Berufsgenoſſen— 
ichaften und Berficherungsanitalten ein Ehrenamt. Die Beifiger bedürfen, als 
aus der Wahl der Intereſſenten hervorgegangene Richter, einer Bejtätigung 
der Verwaltungsbehörde nicht, letztere hat auch nicht die Befugniß, in eine 
Prüfung der Wahlen von Amtswegen einzutreten, vielmehr ijt den Betheiligten 
überlafjen, gegen die Rechtsgiltigfeit der vorgenommenen Wahlen Beichwerde 
einzulegen, über welche dann die höhere Berwaltungsbebörde zu enticheiden hat. 
Die Stellung der Beiliger iſt ebenfo wie diejenige des VBorfigenden und jeines 
Stellvertreters eine richterliche, fie haben die Pflichten und Aufgaben, welche 
daß Richteramt mit fich bringt, in vollem Maße und Umfange zu erfüllen, 
fie bedürfen deihalb zum Schuge ihrer Umabhängigfeit auch gewiljer Kautelen 
gegen eine willfürliche Amtsentjegung auf Grund einer angeblichen Verlegung 
der Amtspflichten, wie jolche zu Gunjten der Mitglieder der ordentlichen Ge: 
richte ebenfalls beſtehen; ein Mitglied eines Gewerbegerichtes, welches eine 
grobe Verlegung feiner Amtspflichten begeht, fan nur im Wege des ordent- 
lihen Strafverfahrens jeines Amtes entjeßt werden; die Enticheidung erfolgt 
durch die Straffammer des Yandgerichtes, in dejien Bezirf das Gewerbegericht 
jeinen Sig bat, auf Grund einer von der Staatsammwaltichaft erbobenen An: 
flage; dieſe wird jedoch nicht von Amtswegen, jondern nur auf Grund eines 
Antrags der höheren VBerwaltungsbebörde jeitens der Staatsanwaltjchaft er: 
hoben; das Urtbeil kann mit der Reviſion angefochten werden, welche von dem 
Reichsgericht entichieden wird. 

Das Verfahren, weldes vor den Gewerbegerichten jtattfindet, ſchließt 
fi) zwar im Wejentlichen an das Berfahren vor den Amtsgerichten an. wie 
dasjelbe durch die Vorfchriften der Civilprozeßordnung geregelt ift, jedoch bat 
das Geſetz mit Rückſicht auf die Vereinfachung und Beichleunigung des Rechts: 
ganges eine Anzahl von Beltimmungen aufgenommen, durch welche der amts— 
gerichtliche Brozeh in verhältnißmäßig erheblichem Umfange abgeändert worden iſt: 
die bedeutendjte Abweichung von dem durch die Civilprozeßordnung geregelten 
amtsgerichtlichen Verfahren beiteht in der Bejleitigung des Grundjages des 
Barteibetriebes des Prozejies und jeiner Erjegung durch den Grundjag des 
Difizialbetriebes. Die Givilprozefordnung bat für das Verfahren vor den 
Amtsgerichten den Grundjag des Barteibetriebes nur in weientlich abgejchwächter 
Form durchgeführt, aber jelbit in dieſer ‚Form eignete ſich derielbe nicht für 
das Verfahren vor den Gewerbegerichten; mit Necht heben die Motive hervor, 
daß auch die Einführung der abgeichwächten Form des Warteibetriebes die 
Folge gehabt hätte, die des Gejchäftsganges unfundigen Parteien immer noch 
in ausgedehnten Maße zu einer Mitwirkung bei dem Verfahren zu veranlaſſen, 
damit der Prozeß jeinen Fortgang nehme, womit aber Berzögerungen und 
Arbeitsverläumnilje in erheblichem Umfange nothwendig verbunden jein würden; 
der Grundſatz des PBarteibetriebes eignet jich überhaupt nur für das Verfahren, 
in welchem die Parteien durch vechtsfundige Anwälte vertreten find, alle für 
das Verfahren vor den Yandgerichten und den oberen Gerichten; für die Er: 
ledigung einfacher umd unbedeutender Sadıen wird man dem Offizialbetriebe 
den Vorzug zu geben baben und es will uns jcheinen, als ob ſeit der Ein: 
führung der deutichen Civilprozeßordnung die Begeiſterung fir die fonjequente 
Durchführung des Grundiages des PBarteibetriebes etwas erfaltet jei und der 
Erwägung Pla gemacht habe, daß für die armen und unbemittelten Schichten 
der Bevölferung, welche an der alsbaldigen Erledigung ihrer kleinen, das 
tägliche Brod der Gerichte bildenden Streitigkeiten, ein jtarfes Intereſſe be 
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figen, der Offtzialbetrieb doch entichieden größere Vortheile bietet. Je mehr der 
joziale Gedanke auch in die Nechtspflege jeinen Einzug balten wird, in um 
jo höherem Maße wird für gewiſſe Kategorien von Rechtsjachen der Grundjag 
des Offizialbetriebes wieder der leitende werden, um jo mehr wird das Verfahren 
dem befannten englischen Rechtsfage entiprechen Judge is the ‚best counsel 
for the accused; ein weiteres Eingehen auf dieſe für das Nechtölchen jehr 
bedeutungsvolle Frage ift in dieſem Zulammenhange nicht möglich. Die An— 
erfennung des Offizialbetriebes kommt in dem Verfahren vor den Gewerbe: 
gerichten in&bejondere darin zum Ausdruck, daß alle Zujtellungen, welche in 
einem vor demjelben zu verbandelnden Rechtsitreit erforderlich werden, von 
Amtswegen erfolgen, day die Beſorgung der Ladungen nicht Sache der Barteien 
ift, jondern dem Gerichtsjchreiber ovliegt, jowie darin, daß die zur Erledigung 
des Streites nothwendigen Termine von dem Vorjigenden von Amtswegen, 
unabhängig von einem Antrag der Prozehparteien, angejegt werden. 

Was die örtliche Zuftändigieit des Gemwerbegerichtes anlangt, jo wohnt 
diejelbe dem Gewerbegericht bei, in deſſen Bezirk die jtreitige Verpflichtung zu 
erfüllen it; Die Frage, an welchem Orte eine Verpflichtung zu erfüllen it, 
läßt Tich bei den zur Kompetenz der Gewerbegerichte gehörigen Sachen um: 
ichwer enticheiden, jo daß die bekannten vielfach nichts weniger als leichten 
Streitfragen, welche die ciwilrechtliche Literatur bei der Erörterung des Er: 
füllungsortes von Verträgen fennt, die Gewerbegerichte kaum bejchäftigen werden; 
höchſtens könnte bei der Enticheidung von Streitigkeiten über Anfprüche, welche 
auf Grund der Uebernahme einer gemeinfamen Arbeit von Arbeitern desjelben 
Arbeitgebers gegen einander erhoben werden, die Beitimmung des Erfüllungs- 
ortes unter Umſtänden fraglich ſein; Schwierigkeiten dürften jich aber auch in 
dieſen Fällen faum oder doch nur ganz jelten ergeben, da die Erforichung des 
muthmaßlichen Willens der Betheiligten in Betreff des Ortes der Erfüllung 
für das Gericht regelmäßig ohne Anstand und Hinderniß möglich fein wird; 
in den meilten hierher gehörigen Fällen wird übrigens der Erfüllungsort 
ihon aus der Natur der gemeinjam übernommenen Arbeit mit Sicherheit feit: 
geitellt werden fünnen. Es jei hierbei auf die Vorjchriften bingewiejen, welche 
der Entwurf des bürgerlichen Geleßbuches in SS 229 und 230 über den Er: 
füllungsort enthält. $ 229: „Iſt der Ort, an welchem die Leiftung zu be: 
wirfen ift, weder durch Geſetz oder Nechtsgeichäft, noch durch die Beichaffenbeit 
der Leiſtung beitimmt, jo hat der Schuldner an dem Orte zu leiten, welcher 
der Natur des Schuldverbältnities und dem muthmaßlichen Willen der Be: 
theiligten entjpricht. 5 230: Läßt der Leiſtungsort ſich auf Grund des $ 229 
nicht beitimmen, jo hat der Schuldner an dem Orte zu leilten, an welchen er 
3. Zt. der Entjtehung des Schuldverhältniiies feinen Wohnfig hatte. Beſteht 
die Leiſtung in einer Geldzahlung, jo bat der Schuldner an dem Orte zu 
zahlen, an welchem der Gläubiger zur Zeit der Entjtehung des Schuldver- 
hältuiſſes jeinen Wohntig hatte. Im Falle der Aenderung des Wohnliges des 
Gläubigers hat der Schuldner das Geld dem Gläubiger auf deſſen Gefahr 
und Kojten nach dem gegenwärtigen Wohnfige zu überjenden.“ Das Gewerbe: 
gericht des Erfüllungsortes wird regelmähig mit den für die Beurtheilung des 
fonfreten Arbeitsverhältnities maßgebenden örtlichen Zuftänden am Weiten ver: 
traut fein und diejerhalb von den Barteien auch in der Negel angerufen werden; 
das Gele bat jeine Zuftändigfeit aber nicht zu einer ausichlienlichen in dem 
Sinne gemacht, daß es den Parteien nicht geftattet wäre, vor einem anderen 
Gewerbegerichte ihren Streit zum Austrag zu bringen, vielmehr baben Die 
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jelben die Befugniß der prorogatio fori im weiteiten Umfange; es kam 
biernach, jei es durch ausdrüdliche, ſei es durch jtillichweigende Vereinbarung, 
ein im örtlicher Hinſicht an ich unzujtändiges Gemwerbegericht zu einem zu: 
jtändigen für einen fonfreten Fall gemacht werden ; hierbei ift zu beachten, daß 
die Prorogation jich immer nur auf einen bejtimmten Rechtsſtreit beziehen 
fan; eine Vereinbarung, welche ein Arbeitgeber mit feinen Arbeitern dabin 
abjchließt, daß ſämmtliche zwijchen ihnen erwachjenden Streitigkeiten vor ein 
anderes Gewerbegericht als das des Erfüllungsortes gebracht werden jollen, 
würde nicht als rechtsgiltig angejehen werden fünnen. 

Aus den Beitimmungen über das Berfahren iſt bervorzubeben, daß in 
dem erjten auf die Klage anberaumten Termine der Vorligende ohne Zuziehung 
der Beifiger verhandeln kann und jeine Thätigfeit auf den Abſchluß eines 
Bergleiches zu richten bat, fommt derjelbe nicht zu Stande, jo fann der Vor: 
jigende das Urtbeil erlallen, ſofern Die Sache zur Entjcheidung reif ericheint, 
im anderen Falle bat er einen weiteren Termin anzuberaumen, welchem die 
Beifiger beivohnen müſſen; diefe Bejtimmung wird die Zabl der Streitiacen, 
welche im fürmlicher Sigung des Gewerbegerichtes unter Mitwirkung der Be: 
jiter verhandelt werden müſſen, wejentlich verringern, da einerſeits im jebr 
vielen Fällen die auf Herbeiführung einer im Vergleichswege erfolgenden Erledigung 
des Nechtsjtreites gerichtete Thätigfeit von Erfolg jein dürfte, anderjeits das 
Sad: und Streitverbältnig vielfach jo einfach geitaltet iſt, daß dem alsbaldigen 
Erlaß einer Entjcheidung ein Hindernig nicht im Wege jteht. Natürlich gelten 
auch diefe von dem Vorfigenden allein erlafienen Enticheidungen als Enticheid- 
ungen des Gewerbegerichtes und unterliegen in Anjehung ihrer Anfechtung 
denjelben VBorjchriften. wie die unter Mitwirkung der Beiliger ergebenden Ur 
theile. Die Erfenntnifje der Gemwerbegerichte jteben in Anſehung der Anfect: 
barfeit mitteljt Nechtsmittel den Urtbeilen der Amtsgerichte nicht vollitändig 
gleich; während dieje jchlechtbin und ohne Rüdficht auf den Werth des Streit: 
gegenjtandes durch die Berufung angefochten werden fünnen, find die Urtheile 
der Gewerbegerichte, bei welchen der Werth des Streitgegenftandes den Betrag 
von einhundert Mark nicht überjteigt, von der Berufung ausgejchloflen, der 
befondere Charakter diefer Gerichte tritt hierin deutlich hervor; derſelbe zeigt 
ich auch in dem Ausschluß der Bertretung der Parteien durch Rechtsanwälte 
und andere Berjonen, welche das Vertreten vor Gericht geichäftsmäßig be 
treiben; die Vertretung einer Partei durch andere Perſonen iſt gejtattet; es 
fann daher vorkommen, daß eine Perion die Vertretimg von Parteien ge: 
wohnheitsmäßig vor dem Gewerbegericht übernimmt, 3. B. der Borligende 
eines Rechtsſchutzvereins oder der Secretär eines Gewerbevereins; wenn auch 
ſolchen Perſonen für ihr Auftreten wor Gericht ein in Geld beſtehendes Aequi— 
valent gewährt wird, jo künnte ihnen trogdem die Bejtimmung des $ 29 des 
Geſetzes nicht entgegengejegt werden. Der gänzlihe Ausſchluß der Rechts⸗ 
anwälte von dem gewerbegerichtlichen Verfahren iſt zweifellos gerechtfertigt; 
joll auch nicht in Abrede geitellt werden, daß auch bei der Entjcheidung der 
vor die Gewerbegerichte gehörigen Streitijachen mitunter ragen vorkommen 
werden, Deren Jachentiprechende Beantwortung ohne juristische Bildung kaum 
möglich iſt und iſt auch zuzugeben, daß bei ſolchen Fragen der mindergebildete 
Arbeiter dem gebildeten Arbeitgeber gegenüber, was die Rechtsvertheidigung 
und den Rechtsſchutz anlangt, benachtheiligt it ſo gehören doch ſolche Falle 
zu den Seltenheiten und es kann mit Rückſicht auf ſie nicht der Einführung 
einer Einrichtung das Wort geredet werden, welche mit der Tendenz des ganzen 
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Geſetzes, das Verfahren zu vereinfachen und zu verbilligen, in jchroffem Wider: 
ſpruch geitanden hätte; auch bei diejer Frage hat ſich die Geſetzgebung von 
dem Gedanken leiten laſſen, welcher in dem bereits erwähnten Saße des eng: 
liſchen Rechtes feinen Ausdrud gefunden hat; wenn ſchon wir die Richtigkeit 
desjelben in der allgemeinen Form, in welcher er ausgejprochen zu merden 
pflegt, bejtreiten, jo wollen wir doch nicht in Abrede jtellen, daß er, wenn 
überhaupt, bei einem Gerichte, das aus den Standesgenofjen der Parteien zu— 
jammengejegt ift, Anfpruch auf innere Begründung erheben fann. Der Aus: 
ihluß der Rechtsanwälte von den Verhandlungen der Gewerbegerichte läßt es 
berechtigt erjcheinen, wenn dem Wunſche entichieden Ausdruck gegeben wird, zu 
dem Amte des Vorſitzenden und dejjen Stellvertreter nur Perſonen juriftiicher 
Bildung zu berufen und wir können e3 nicht billigen, wenn man bei Ausführung 
des Geſetzes hieran nicht durchweg feitgebalten hat. 

Da die Gewerbegerichte den ordentlichen Gerichten vollfommen gleichgeitellt 
find, jo erfolgt auch auf Grund der Urtheile derielben die Zwangsvollſtreckung 
ebenjo wie auf Grund der Urtheile jener; im Allgemeinen ‚vegelt jich Die 
Zwangsvollitredung und das bei derjelben zu beobachtende 2 Verfahren nach 
den Beſtimmungen der Civilprozeßordnung; Bollftredungsgericht im Sinne der 
Civilprozehordmung it demnach in Gemäßheit des S 684 der E:B. O. das 
Amtsgericht, die Zuftellungen jedoch, welche für den Beginn der Zwangs— 
vollftredung nad 88 671 und 672 der C.P. O. notwendig ind, haben, 
jofern fie nicht ſchon vorber erfolgt find, durch das Gemwerbegericht auf Antrag 
des betreffenden Glänbigers zu geichehen. Eine Abweichung von den Beſtim— 
mungen der Givilprozehordnung über Zwangsvollitredung beſteht in ſoweit, 
al& dem Gewerbegericht die vorläufige Bollftrebarkeitserflärung eines Urtheils 
von Amtswegen in weiterem Umfange zur Pflicht gemacht iſt, als dem ordent— 
lichen Gerichte, e8 jind nämlich von Amtswegen fiir vorläufig vollitredbar zu 
erklären: alle Urtbeile, bei welchen der Gegenjtand der Berurtheilung den 
Betrag von 300 Me. nicht überfteigt, ferner die Urtbeile, welche in Streitig: 
feiten über den Antritt, Die Fortſetzung oder die Auflöfung des Arbeitsver: 
bältniffes, über die Ausbändigung oder den Jnhalt des Arbeitsbuches oder 
Zeugniſſes, über die Leiftungen und Entjchädigungsaniprüche aus dem Arbeits: 
verhältniſſe, ſowie über eine in Bezug auf dasjelbe ausbedungene Konventional— 
ſtrafe ergehen, endlich Urtheile in Streitigkeiten über die Berechnung und 
Anrechnung der von den Arbeitern zu leiſtenden Krankenverſicherungsbeiträge. 
Die vorläufige Vollſtreckbarkeitserklärung dieſer Urtheile ohne Rückſicht auf einen 
dahin gerichteten Antrag einer Partei empfahl ſich einerſeits mit Rückſicht auf 
die Nothwendigkeit, eine ſchleunige Durchführung der Rechte der Betheiligten 
zu ſichern, anderſeits um die des Verfahrens und ſeiner Einzelheiten unkundigen 
Perſonen nicht infolge der ihnen abgehenden Vertrautheit mit den Formen des 
Rechtsganges Nachtheilen ausz zuſetzen; Härten können aus der Vollſtreckbarkeits— 
erklärung von Amtswegen um ſo weniger entjteben, als das Gejet letztere 
verbietet, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Vollſtreckung dem Schuldner 
einen nicht zu erjegenden Nachtheil bringen würde. 

Die Zujtellungen, welche in dem Verfahren vor den Gewerbegerichten 
zu erfolgen haben, fünnen entweder durch Die Gerichtsvollzieher unter Beacht- 
ung der Borichriften der Givilprozehordnung oder durch Gemeindebeamte er— 
folgen; wenn auch die Zuſtellung durch Gerichtsvollzieher nicht ſchlechthin als 
ungeeignet bezeichnet werden ſoll, ſo iſt doch von ihr ein möglichſt gering— 
fügiger Gebrauch zu machen, die Art und Weiſe der reichsrechtlichen Regelung 
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des Zuftellungswefens iſt befanntlich auch eines jener Erperimente der Reichs: 
gefeggebung, von welchen Niemand behaupten wird, daß fie vollfommen geglüdt 
ind; es liegt ung ferne, im Zufammenhange diejer Darjtellung auf die Mangel: 
baftigfeit der für dasjelbe geltenden Bejtimmungen eingeben zu wollen, e& jei 
nur an die Schwerfälligfeit des heutigen Zuftellungswejens erinnert, aljo an 
eine Eigenthümlichkeit, die feine Anwendung bei den Gewerbegerichten mit 
Entjchiedenheit als unräthlich erjcheinen laſſen muß; die einfache Zuſtellungs— 
form vermitteljt Uebergabe des zuzuftellenden Schriftſtückes durch einen Gemeinde: 
beamten an den Adreſſaten gegen Empfangsbejtätigung, dieſes genügt im jeder 
Beziehung und es jteht unjeres Erachtens mit der ganzen, jeitens des Geſetzes 
verfolgten Tendenz nicht im Einklang, wenn man die mit jo unverhältniß: 
mäßig großen Kojten verbundene, nur dem jtarriten Formalismus Genüge 
leiitende Zuftellung durch Urkunde des Gerichtsvollziehers auch bei den Gewerbe: 
gerichten zur Regel machen würde. 

Wie bereits bemerkt wurde, hat das Gewerbegericht nicht nur die Funktionen 
eines Gerichtes, jondern auch die eines Einigungsamtes, es Fann in Fällen 
von Streitigfeiten, welche zwijchen Arbeitgebern und Arbeitern über die Be: 
dingung der Fortjegung oder Wiederaufnahme des Arbeitsverhältniſſes ent: 
jtehen, als Einigungsamt angerufen werden; das Geſetz hat hierdurch den erjten 
Schritt zu der Einführung von Einigungsämtern gemacht, wie ſolche in England 
feit längerer Zeit beitehen und mit bejtem Erfolge thätig find; auf die joztal- 
politifchen Fragen, welche fih an das Einigungsamt anknüpfen, joll bier nicht 
näher eingegangen werden; wir begnügen uns zum beijeren Verſtändniß der 
Negelung, welche das Einigungsamt in dem Gejete vom 29. Juli 18% er 
fahren bat, die Hauptgrundfäge hervorzuheben, welche für die englischen 
Einigungsämter maßgebend jind, wobei wir uns an die Darjtellung Brentanos 
anschließen.) Das Einigungsverfahren hat in England feine Ausbildung durch 
Mundella und Kettle erfahren und in feiner Entwicklung drei Stufen durch— 
laufen; die erſte war, daß gleichviele Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter 
zufammenfamen, um in freier Berathung die Arbeitsbedingungen für einen 
beftimmten kommenden Zeitraum für ein ganzes Gewerbe in verjchiedener Lokaler 
Begrenzung feitzuftellen; aus diefen Vertretern wurde eine Eleinere Anzahl zur 
Erledigung individueller Streitigkeiten int Gemäßbeit der vereinbarten Prinzipien 
ausgejchieden, regelmäßig waren dies die Führer der Arbeiter. Während nun 
nah dem von Mumdella ausgebildeten Verfahren ein Unparteiifcher fehlte, 
welcher bei der Nichteinigung der Parteien die Entjcheidung abgab und die Durch— 
führung auf der freiwilligen Vereinbarung berubte, führte bei dem Kettle'ſchen 
Syſtem ein Unparteiiicher den Vorſitz umd es war eine jurijtiiche Form aus 
findig gemacht worden, welche den gefällten Schiedsiprüchen Klagbarkeit verlieh; 
nach dem Zeugniß Brentanos wurde indellen von diefer Klagbarkeit niemals 
Gebrauch gemacht. Mit der Amvendung des Schieds- und Einiqungsverfahrens 
auf die großen nationalen Industrien bildete jich im Verlauf desjelben eine 
Umgeftaltung aus, man bebielt von dem Kettle'ſchen Syſtem den Unparteiiſchen 
bei und wählte als jolchen zumeiſt einen nicht zu dem Gewerbe gehörenden 
Staatsmann oder Juriften, neben dem zwei von den Arbeitgebern und Arbeitern 
gewählte Schiedsrichter funftionirten; die Organijation der Arbeiter wurde 
'; Schriften des Vereins für Sozialpolitif Bd. 45: Arbeitieinjtellungen und gortbild® 
ungen des Arbeitsvertrags Leipzig 1890) Einleituna S. XXXII. al. auch Stieda, 2a* 
Gewerbegericht Leipzig 1890), Eberty, Bewerbegerichte und Einigungsänter (Breslau 1890". 
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nunmehr als deren Vertretung von den Arbeitgebern anerkannt und damit 
wurden die Beſtrebungen, dem Schiedsſpruch Klagbarkeit zu verleihen, voll: 
ftändig überflüffig, da die beiderfeitigen Organifationen ihn mit allen ihren 
Hilfsmitteln den Mitgliedern gegenüber zur Anwendung bringen. In dem 
dritten Stadium ijt an Stelle diejer Regelung die Negotiation getreten; bei 
der Negotiation find es, um mit den Worten Brentanos zu jprechen, „die 
Führer der beiderjeitigen Organijationen, welche auf die wirthichaftliche Macht, 
welche diejen innewohnt, geitügt, über die Marktlage mit einander verhandeln 
und diejer entiprechend die Arbeitsbedingungen feititellen; daneben bejtehen 
gemeinjame jtändige Ausſchüſſe, wie bei dem ſoeben beiprochenen Syiteme, um 
in individuellen Streitfällen entiprechend den durch die Negotiativon feitgejtellten 
Prinzipien zu enticheiden. Das Verhältniß iſt alfo ganz analog dem zwiſchen 
zwei großen Firmen, jagen wir Aftiengejellichaften, welche ein Gejchäft mit 
einander vereinbaren und dabei über einen Schiedsrichter übereinfommen, dem 
die Entjcheidung von Streitigkeiten aus dem Gefchäfte überlafjen jein foll.“ 
Es muß dahin gejtellt bleiben, ob die Entwicklung des Einigungsverfahrens 
und der Einigungsämter in Deutjchland annähernd die gleiche jein wird, wie 
in England, jedenfalls beiteht zur Zeit zwiſchen dem als Einigungsamıt funk: 
tionirenden Gewerbegericht und einem board of coneilation and arbitration 
ein jehr bedeutender Unterjchied. Weder die Arbeitgeber noch die Arbeiter 
find nach dem Gejege vom 29. Juli 18390 verpflichtet, das Gewerbegericht 
als Einigungsamt anzurufen, es steht dies lediglich in ihrem Ermejjen; der 
Anrufung muß jedoch von demjelben unter gewiljen Bedingungen Folge ge= 
geben werden; dieſe Bedingungen find: Die Anrufung muß von beiden Theilen 
erfolgen und es müſſen die betheiligten Arbeiter, eventuell auch die Arbeitgeber, 
Bertreter zur Verhandlung vor dem Einigungsamt beftellen; die Arbeitgeber 
müſſen Vertreter bejtellen, jofern ihre Anzahl mehr als drei beträgt; beiderjeits 
jollen in der Regel die Vertreter nur drei betragen, jedoch fann das Einigungsamt 
eine größere Anzahl zulaſſen; die Vertreter müſſen beitimmten Borausjegungen 
entjprechen, unter welchen vor Allem die Vollendung des 25. Yebensjahres von’ 
Wichtigkeit ift; hiervon fann jedoch abgejehen werden, wenn Arbeiter in dieſem 
Alter überhaupt nicht oder nicht in genügender Anzabl vorhanden find. Für 
die Art der Beitellung der Vertreter hat das Geſetz fein Berfahren vorgejchrieben; 
die in Betracht fommenden Verhältniſſe weiſen jo zahlreiche Unterjchiede unter 
einander auf, daß ihre Unterjtellung unter eine Negel zu großen Schwierigkeiten 
Beranlafjung gegeben hätte; dem Einigungsamt obliegt es zu prüfen, ob die 
Perjonen, welche fich als Vertreter des einen oder anderen Streittbeiles be— 
zeichnen, im Beſitze einer genügenden Legitimation find oder ihre Vertretereigenschaft 
notoriſch iſt; häufig wird leßteres der Fall fein. So befteht beiſpielsweiſe 
fein Hinderniß, die Mitglieder des Arbeiterausjchuffes oder Neltejtencollegiums 
einer Fabrik al3 Vertreter der Arbeiter zu betrachten, auch wenn fie nicht im 
Belige einer chriftlichen Bollmacht ſind; allzu rigoros darf das Einigungsamt 
natürlich bei der Prüfung diejer Frage nicht verfahren und e8 wäre diejerhalb 
beijpielömweije durchaus zu mißbilligen, wenn das Einigungsamt die amtliche 
Beglaubigung der unter einer schriftlichen Vollmacht befindlichen Unterjchriften 
verlangen würde. Das Einigungsamt ijt mit mindejtens fünf Perſonen bejeßt, 

dem Vorfigenden umd vier Beijigern, die Bejegung kann aber durch die Hin- 
zuziehung von Vertranensmännern der jtreitenden Theile eine jtärfere werden; 

die Barität muß hierbei jtreng gewahrt jein; zu den Betheiligten dürfen weder 
die Beifiger noch die Vertrauensmänner gehören; auch diefe Beſtimmung bes 
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zwect, jedes Mißtrauen der Streittheile gegen die abjolute Unparteilichfeit des 
Einigungsamtes im Keime zu erjtiden, it alfo von demfelben Gedanken be- 
berricht, wie die Vorſchrift, daß der Borfigende bezw. jein Stellvertreter weder 
Arbeitgeber noch Arbeiter fein darf. Unter diefem Gefichtspunfte verdient Die 
Beitimmung auch vollen Beifall, anderjeit3 fann aber nicht verfannt werden, 
daß durch diejelbe eine gedeihliche Thätigkeit des Einigungsamtes nicht gerade 
befördert wird, indem fraft dieſer geleglichen Anordnung von der Mitwirkung 
bei dem Einigungsamt gerade diejenigen Perjönlichkeiten ausgeſchloſſen find, 
welche durch Kenntniß der Einzelheiten, auf die es bei der Abgabe eines alle 
Intereſſen in gleichem Maße berüdfichtigenden Schiedsſpruchs ankommt, vor 
Allem dazu berufen wären, an den Arbeiten desjelben Theil zu nehmen; die 
Einwendungen, welche Brentano biergegen mit Rückſicht auf die in England 
mit den Einigungsämtern gemachten Erfahrungen vorgebracht hat, erjcheinen 
berechtigt, man wird insbejondere dem genannten Schriftiteller beijtimmen 
müljen, wenn er jagt: „Es iſt zu unerlählich, daß zu Beifigern nicht nur 
Angehörige des Gewerbes, fondern auch direft Betheiligte zugelaffen werden 
und die VBertrauensmänner jollen jogar regelmäßig direkt Betheiligte fein. Nur 
fo läßt fih das nöthige technifche und mwirthichaftliche Sachverſtändniß fichern, 
ohne welches das Schieds- und Einigungsverfahren zufammenbricht.*“ Der 
Ausschluß der Betheiligten von der Berufung zu Beifigern und Bertrauens- 
männern würde insbejondere dann fich in einer die erfolgreiche Thätigfeit des 
Einigungsamtes ftörenden oder geradezu hemmenden Weile bemerfbar machen, 
wenn das Wirthichaftsgebiet, welches für das Verfahren in Betracht fommt, 
nicht eine Gemeinde oder ein Kommunalverband, jondern das ganze deutiche 
Neich iit; das Beifpiel, welches Brentano aus der Gejchichte der Streitigkeiten 
der Buchdrudergehilfen mit den Prinzipalen angeführt hat, beweiſt dies deutlich ; 
es muß jedoch bemerft werden, daß der Gejeßgeber gar nicht die Abficht ge= 
habt hat, ein Einigungsverfahren auch für ſolche Streitigfeiten einzuführen, 
welche ſich auf das ganze Gebiet des Reiches eritreden, abfichtlih hat man 
das Einigungsverfahren Iofalifiren wollen und die Nahahmung der englischen 
Einrichtungen konnte, von anderen gewichtigen Gründen auch ganz abgejeben, 
ihon um deswillen nicht in Frage fommen, weil es in Deutjchland an dem 
nothwendigen Subjtrat derjelben, der Organifation der Arbeiter fehlt. Das 
ordentlid conjtituirte Einigungsamt ſtellt zunächjt die Streitpunfte und die 
für die Beurtheilung derjelben in Betracht fommenden Berhältnifje durch Ver— 
nehmung der Vertreter beider Theile feſt, es kann zur weiteren Aufklärung 
auch Auskunftsperfonen vorladen und vernehmen; die Vernehmung gejchieht 
jedoch nur durch den Vorſitzenden; den Beifigern und Vertrauensmännern ſteht 
zwar das Necht zu, Durch den Borfigenden Fragen an die Vertreter und 
Auskunftsperjonen zu richten, dagegen hat ihnen das Gejeg das Recht der 
dDireften Befragung nicht eingeräumt; vom juriftiichen Gefichtspunfte aus läßt 
ſich diefe Beſtimmung in feiner Weife beanjtanden, auch wenn man zugibt, 
daß fie vielleicht für die Aufklärung des Sad): und Streitverhältnijies nicht 
vortheilbaft it; joweit das Gemwerbegericht ala Gericht funftionirt, find die 
Beifiger Nichter und haben demgemäß auf das Necht der unmittelbaren Be: 
fragung ebenſo Anfpruch wie der Vorfigende, ſoweit indejlen das Gewerbe: 
gericht als Einigungsamt feine Thätigfeit entfaltet, find die Beifiger dem über 
den Barteten jtehenden VBorfigenden nicht foordinirt und diefer Thatjache trägt 
das Geſetz dadurch Rechnung, daß es dem Vorſitzenden ein Fragerecht eins 
räumt, welches den Beiligern verjagt bleibt. Iſt die Klarftellung erfolgt, jo 
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muß den Parteien Gelegenheit zur Aeußerung gegeben werden und der Vor: 
jigende macht hierauf den Verfuch, die Streitigkeit zu begleichen; gelingt der- 
jelbe, jo it das Verfahren erledigt, e3 wird alsdann eine Bekanntmachung 
über den Inhalt der getroffenen Vereinbarung veröffentlicht, welche von ſämt— 
lichen Mitgliedern des Einigungsamtes, wie auch den Vertretern der beiden 
Parteien zu unterzeichnen ift. Mißlingt der Einigungsverjuch, jo wird von 
dem Einigungsamt nach Stimmenmehrheit der Schiedsipruch abgegeben; für 
den Fall, daß eine itio in partes jtattfindet, da3 heißt, daß die Stimmen 
der für die Arbeitgeber zugezogenen Beifiger und Bertrauensmänner den Stimmen 
der für die Arbeiter zugezogenen gegemüberjtehen, gibt das Geſetz dem Bor: 
figenden das Necht, fi) der Stimmenabgabe zu enthalten und feitzuftellen, 
daß ein Schiedsjpruch nicht zu Stande gefommen ift. Der Vorjitende wird von 
diejer Befugniß nur mit Vorſicht Gebrauch machen dürfen und jorgfältig zu 
prüfen haben, ob nicht der Zwed, welchen das Geſetz durch die Einführung 
des Einigungsverfahrens erreichen will, dadurch gefördert wird, daß er ſich an 
der Abjtimmung betheiligt und jo das Zuftandefonmen eines Schiedsipruches 
ermöglicht. Hat das Verfahren mit dem Zuftandefommen eines Schiedsjpruches 
geendet, jo wird derjelbe den Vertretern beider Theile mit der Auf — 
eröffnet, binnen einer beſtimmten Friſt eine Erklärung darüber abzugeben, ob 
ſie ſich dem Schiedsſpruche unterwerfen; an die Nichtabgabe der Erklärung 
knüpft das Geſetz die Rechtsbermuthung, daß die Unterwerfung unter den 
Schiedsſpruch abgelehnt wird. Nach Ablauf der Friſt veröffentlicht das 
Einigungsamt eine von ſeinen Mitgliedern unterzeichnete Bekanntmachung, 
welche den Schiedsjpruch und die darauf abgegebenen Erklärungen der Parteien 
enthält; erzwingbar ift der Schiedsfpruch nicht, die Veröffentlichung hat den 
Zwed, die öffentliche Meinung zu einem Drude auf den einen oder anderen 
Streittheil zu veranlafjjen, welcher es ablehnt, ſich demfelben zu unterwerfen. 
Auch dann, wenn das Einigungsverfahren weder mit einem Schiedsſpruch, 
noch mit einer Vereinbarung geendet hat, ijt eine öffentliche Bekanntmachung 
zu erlajjen; auch dieje wird unter Umftänden die öffentliche Meinung bejtimmen, 
jich zu Gunften des einen oder anderen Theiles auszufprechen, in jedem Falle 
wird fie die Anschauungen des Publikums berichtigen und aufklären, was bei 
der Bedeutung, welche die öffentliche Meinung bei Streitigfeiten zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern bejigt, von erheblicher Wichtigkeit ift. Wie jchon 
bemerkt, ijt dieje Regelung des Einigungsverfahrens feine beſonders glücdliche 
zu nennen und allzu große Hoffnungen auf die fozialpolitifchen Erfolge des 
als Einigungsamt funktionirendeu Gewerbegerichtes wird man nicht hegen 
dürfen; mit Recht bemerkt Brentano, daß ein Gemwerbegericht etwas anderes 
jei und bleibe, als eine Einigungsfammer, deren Aufgabe es nicht jei, Streitig- 
feiten aus abgejchloffenen, jondern über abzufchließende Arbeitsverträge zu 
begleichen; wenn in ejner vorzüglichen franzöfiichen Darjtellung des Inhaltes 
des Gewerbegerichtögejeges, welche wir der Feder des Herrn Bellon!) ver- 
danken, gejagt wird, daß das Gewerbegericht in jeiner Eigenſchaft ala Einigungs— 
amt eines der beſten Mittel bilde, die Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitern auf friedlichem Wege zu löſen, ſo ſtimmen wir dieſer Behauptung 
inſoweit durchaus zu, als fie die Möglichkeit betont, mittelſt des Einigungs— 
verfahrens den Ausbruch von Lohnkämpfen zu verhüten, dagegen möchten wir 
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uns nicht der Meinung des Verfaſſers anschließen, das das Gewerbegeridt 
zugleich auch ein Einigungsamt jein joll; wir glauben vielmehr, daß die weitere 
Entwidlung der deutichen Arbeiter: und Gewerbegejeggebung zweifellos dahin 
führen wird, als Einigungsämter bejondere, von den Gewerbegerichten auch 
äußerlich getrennte Organe zu errichten, deren Entjcheidungen ſowohl für die 
Arbeiter, wie für die Arbeitgeber bindend jein werden. Dabingejtellt muß « 
bleiben, ob, wie Brentano meint, das ganze Einigungsverfahren nur möglich 
it auf dem Hintergrunde von Organijationen der Yrbeitgeber und Arbeiter, 
wie dies in England der Fall iſt; die Vorjchläge des genannten Gelehrten, 
den Berufsvereinen Körperichaftsrechte unter der Bedingung zu verleihen, dab 
fie fich zur Prlicht machten, Arbeitsitreitigfeiten in einem Einigungsverfahren 
entjcheiden zu laſſen, find mit Necht auch von denjenigen als zur Zeit u 
durchführbar bezeichnet worden, welche ibnen an fich nicht Feindlich gegenüber: 
ſtehen: die Uebertragung englischer Einrichtungen nach Deutichland iſt bei der 
Verſchiedenheit zwiſchen den britischen und deutjchen Berhältniijen auch im der 
That ein recht bedenklicher und gewagter Schritt; von den Anflagen, welche 
jeitens gewiegter Kenner der engliichen Berbältnifie gegen die „Tyrannei“ und 
den „Dejpotismus" der englischen Gewerfvereine, die ja die Organijation der 
englifchen Arbeiter bilden, erhoben werden, joll hierbei ganz abgejehen werden. 
Ein weiteres Eingehen auf dieſe Frage, welche im dem mächjten Jahren die 
allgemeine Aufmerkſamkeit gewiß noch auf jich ziehen wird, it im Rahmen 
einer, die rechtliche und nicht die jozialpolitiiche Seite des Gewerbegerichts— 
gejeges in den Vordergrund ftellenden Betrachtung nicht möglich. 

Das Gewerbegericht hat außer den im Bisherigen bezeichneten Funktionen 
auch die Aufgabe, Gutachten über gewerbliche Fragen auf Anfuchen von Staats- 
behörden oder des VBorjtandes des Kommumalverbandes abzugeben, für welden 
e3 errichtet ift; in dieſer Funktion tritt der Charakter als Gerichtshof voll 
jtändig zurüd, es erjcheint hierbei als eine Art Gewerbefammer, welche ein 
Barere zu eritatten bat; das Gemwerbegericht joll insbejondere an Stelle der 
Gemwerbefammer da treten, wo jolche nicht vorhanden find, aber auch da, wo 
der Staat Gewerbefammern errichtet hat, wird jein Gutachten von bejonderem 
Werthe fein, da es nicht einfeitig von den Vertretern der Arbeitgeber, jondern 
unter entjprechender Mitwirkung der Bertreter der Arbeiter zu Stande kommt, 
aljo in fich den vom Standpunkte der Unparteiiichkeit und Objektivität zu er 
bebenden Forderungen in weit höherem Mafe gemacht wird, als das Out: 
achten einer Kammer, im welcher nur die Vertreter der Unternehmerintereien 
Sitz und Stimme haben. Auch die den Gemwerbegerichten zugewieſene Be: 
fugniß, innerhalb feiner Zuftändigfeit, d. h. in Anſehung der gewerblichen 
Fragen, welche die feiner Gerichtsbarkeit unterjtellten Betriebe berühren, An— 
träge an Behörden und Vertretungen von Kommumalverbänden zu richten, 
gehört an fich nicht fowohl in den Nahmen der Kompetenzen eines Gerichtes, 
als einer Gewerbefammer, das Geſetz gibt feinen Auhalt dafür, im welder 
Richtung fich die zu ftellenden Anträge des Gemwerbegerichtes beivegen können 
bezw. bewegen jollen; das Gewerbegericht kann demgemäß ſowohl Anträge 
stellen, welche fich auf das Geſetz vom 19. Juli, wie auch folche, welche ſich 
auf andere Gefege beziehen, es fünnen überhaupt ſolche Anträge von ihm ge: 
jtellt werden, welche mit den feiner Zuſtändigkeit unterftellten gewerblichen 
Fragen irgendwie im Zufammenhange fteben; der Spielraum, welcher feinen Anz 
trägen gelafien ift, erweiſt fich biernach als ein jehr weiter und kann bei liberaler 
Auslegung der geieglichen Beftimmungen außerordentlich ausgedehnt werden. 
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Auch die gewerblichen Streitigkeiten der im Bergbaubetriebe beichäftigten 
Arbeiter mit ihren Arbeitgebern, find ſeitens des Geſetzes der Zuftändigfeit 
der Gemwerbegerichte unterftellt worden, jedoch haben die Eigenthümlichkeiten des 
Bergbaubetriebes und des Bergwerfsverhältnifjes es angezeigt erjcheinen Laffen, 
die für Streitigkeiten jener Arbeiter beftimmten Gemwerbegerichte einigen be- 
jonderen Vorſchriften zu unterwerfen. Die Errichtung der Gewerbegerichte für 
den Bergbau erfolgt nicht durch Ortsſtatut, jondern durch die Landeszentral- 
behörde, die Zuftändigfeit derfelben iſt eine ausschließliche mit der Wirkung, 
daß dadurch die Zuftändigfeit jedes anderen innerhalb des betreffenden Bezirkes 
bejtehenden Gewerbegerichtes ausgejchloffen wird, die Ernennung des Vor: 
jigenden und deſſen Stellvertreter erfolgt durch die Landeszentralbehörde, zur 
Zuſtellung können an Stelle der Gerichtsvollzieher und Gemeindebeamten andere 
Beamte, aljo insbefondere Bergbeamte verwendet werden, die Landeszentral— 
behörde bejtimmt, immwieweit den Arbeitgebern die mit der Leitung eines Be— 
triebes oder eines Zweiges desjelben betrauten Stellvertreter der jelbititändigen 
Gewerbetreibenden gleichitehen, endlich können zu Beifigern bei dem Einigungs- 
amte auch Berfonen genommen werden, welche zu den Betheiligten gehören. 
Zu Eingang diefer Abhandlung wurde bereit3 erwähnt, dal vor dem Erlaf 
des Neichsgejeges vom 29. Juli 1890 drei Arten von Schiedsgerichten be- 
ſtanden, nämlich die auf Grund der Landesgejeße bejtehenden, nad 8 14 
Ziffer 4 des Gerichtsverfajjungsgefeges zugelafjenen, die auf Grund des $ 120a 
der Gewerbeordnung errichteten und die Innungsjchiedsgerichte; zu der erjteren 
Kategorie gehören die rheinischen Gemwerbegerichte, die elfaßslothringiichen Ge- 
werbegerichte und die ſächſiſchen Bergichiedsgerichte ; fofern die Zufammenfegung 
derjelben bis zum 1. April 1892 den Beitimmungen des Reichsgeſetzes ans 
gepaßt wurde, erfuhr ihre Zuftändigfeit feine Einfchränfung; was die zweite 
Kategorie anlangt, jo finden die Vorjchriften des Neichsgejeges auf fie An- 
wendung, nachdem die durch legteres erforderlich gewordene Aenderung der 
Ortsjtatuten, die eventueil durch die Landeszentralbehörde zu verfügen war, 
vorgenommen worden it; die Zuftändigfeit der Innungen zur Entjcheidung 
von Streitigkeiten zwijchen Arbeitgebern und ihren Lehrlingen, jowie die Zu: 
jtändigfeit der Innungsschiedsgerichte wird durch das Geſetz nicht berührt; Die 
Zujtändigfeit eines Gemwerbegerichtes wird durch die Zujtändigfeit einer Innung 
oder eines Innungsſchiedsgerichtes ausgeſchloſſen. Innungen und Innungs— 
ſchiedsgerichte treten hiernach an Stelle der Gewerbegerichte, doch beſteht zwiſchen 
den Entſcheidungen Beider keine völlige Gleichſtellung; während die Entſcheid— 
ungen der Gewerbegerichte nur mittelſt der Berufung bei den Landgerichten 
angefochten werden können, unterliegen die Entſcheidungen der Innungen und 
Innungsſchiedsgerichte der Berufung auf den Rechtsweg mittelſt Klageerhebung 
bei dem ordentlichen Gerichte erſter Inſtanz. Das gleiche gilt von den Ent— 
ſcheidungen der Gemeindevorſteher; dieſe erſetzen zwar nicht ſchlechthin, aber in 
gewiſſen Beziehungen die Gewerbegerichte; wo ſolche Gerichte nicht vorhanden 
ſind, kann bei Streitigkeiten über den Antritt, die Fortſetzung oder die Auf— 
löſung des Arbeitsverhältniſſes, ſowie über die Aushändigung oder den Inhalt 
des Arbeitsbuches oder Zeugniſſes, ferner bei Streitigkeiten über die Berechnung 
und Anrechnung der von den Arbeitern zu leiſtenden Krankenverſicherungs— 
beiträge die Entſcheidung des Vorſtehers der Gemeinde nachgeſucht werden, 
in deren Bezirk die ſtreitige Verpflichtung zu erfüllen iſt; keine Partei iſt hierzu 
verpflichtet, es ſteht in ihrem Ermeſſen, ob ſie vor dem Anrufen der ordent— 
lichen Gerichte ſich eine ſolche Entſcheidung verſchaffen will, welche das Geſetz 
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ausdrücklich als eine vorläufige bezeichnet. Das Verfahren vor dem Gemeinde: 
vorjteher iſt ein höchit einfaches, aus den darüber erlajienen Beitimmungen Sei 
hervorgehoben, daß VWereidigungen von Zeugen nicht gejtattet, die ergebenden 
Entjcheidungen von Amtswegen für vorläufig vollitrekbar zu erklären find und 
die Vollftrekung fih nach den Beitimmungen über das Verwaltungszmwangs: 
verfahren richtet; nur in denjenigen Rechtsgebieten, wo ein jolches nicht beiteht, 
finden die Vorfchriften der Eivilprozegordnung Anwendung Die landesgeiep: 
lichen Vorschriften über das Verwaltungszwangsverfahren erleiden jedoch durd 
das Reichsgeſetz eine Einjchränkung in joweit, als ein unmittelbarer Zwang 
zur Vornahme einer Handlung, die executio ad faciendum, nur dann zu: 
läffig ift, wenn es fih um die Zurüdführung eines Lehrlings handelt, der ın 
einem durch die Gewerbeordnung nicht vorgefehenen Falle ohne Zuftimmung 
des Lehrherrn die Lehre verlajien hat. 

Durch die Einführung von Gemwerbegerichten hat das Neich eine von den 
Vertretern aller politiichen Barteien ') verfochtene Forderung erfüllt und zwar in 
einer Weiſe erfüllt, mit welcher man, joweit die Thätigkeit diefer Organe al? 
Gerichte in Betracht fommt, im Großen und Ganzen durchaus zufrieden fein 
fann. Wenn Brentano bemerkt, man habe den Eindrud, ala ob bei Abfaſſung 
des Geſetzes ein ausgezeichneter Jurift und ebenfolcher Sozialpolitifer thätig 
——— ſei, ſo iſt das hierin enthaltene Lob gewiß berechtigt und die beifällige 

ufnahme, welche das Geſetz nicht nur im Inlande, ſondern auch im Aus— 
lande vor Allem in Frankreich gefunden bat, darf auch dem ſtrengſten Kritiker 
als genügender Beweis gelten, daß die Reichsgeſetzgebung mit diejer Fort— 
bildung des geltenden Nechtes einen glüdlichen Griff gethan hat. Daß den 
neu errichteten Sondergerichten die Erfüllung von Aufgaben und Funktionen 
übertragen it, welche den herfümmlichen Ueberlieferungen und Anfchauungen 
der Rechtslehre zu Folge nicht zu den Kompetenzen eines Gerichtes gehören, 
fann diefe Anerkennung in keiner Weiſe beeinträchtigen. Die Rechtslehre muß 
ih eben damit vertraut machen, ihren Inhalt unter dem Einfluß der den 
dringenden Bedürfnifien des ſozialen Lebens durch neue Einrichtungen und 
neue Organe Nechnung tragenden Gejegebung in einjchneidender Weije zu 
modifiziern, fie muß die bisher von ihr feitgehaltenen Formen, wenn es möglich 
ift, dem neuen Rechte anpaſſen, foweit dies aber unausführbar erjcheint, durd 
andere erjegen; das Leben ift die Macht, welche die zu eng gewordenen Formen 
Iprengt und die Nechtölehre hat die Aufgabe, fich diefer überlegenen Macht zu 
beugen. Die Veränderungen, welche durch die Erfüllung Dieter Aufgabe an 
dem eijernen Beitand der Nechtölehre vorgenommen werden müljen, find groß 
und von weit reichender Bedeutung, aber auch die Befruchtung, welche der 
Wiſſenſchaft aus der neuen Nechtsbildung zu Theil wird, iſt eime überaus 
reiche und der Juriſt, welcher fich bemüht, den Inhalt der neuen wirthichafts- 
und fozialpolitiichen Gejege von feinem Standpunkte aus zu bearbeiten, wird 
erfennen, daß das Arbeitsfeld, dem er feine Thätigkeit widmet, dem Boden 
vergleichbar ijt, in deſſen Tiefen edles Metall fich befindet, der Stunde harrend, 
in welcher es von fundiger Hand an die Oberfläche befördert wird. Dies gilt 
von den bisher erlafienen Gejegen jozialpolitiichen Inhaltes, es gilt auch ins- 
bejondere von dem Gewerbegerichtsgeſetz. 


) Die Stellung der konjervativen Partei zu den Gewerbegerichten jcheint jeither eine 


andere geworden zu jein, im preußiichen Landtage hat die konfervative Partei gegen die 
Errihtung von Berggewerbegerichten gejtimmt. 


Das Reichs-Telegraphengeſetz.“ 


I. 
Zweiter Beriht der XVI. Kommiſſion des Reichstags. 


3u $1 
lagen vor: 
a) der Antrag Biehl, dem $ 1 die folgende Faſſung zu geben: 
Das Recht, Telegraphenanlagen für den allgemeinen VBermittelungs: 
verfehr zu errichten und zu betreiben, jteht ausſchließlich dem Reich zu. 
Unter Telegraphenanlagen find die Fernipredanlagen nicht 
mitbegriffen. 
Die Befugnig zur Benußung fremden Grund und Bodens, naments 
fi der Straßen und Pläße der Gemeinden ijt damit nicht gegeben ; 
b) der Antrag Dr. von Bar und Genofjen, dem $ 1 die folgende Faſſung 
zu geben: 
Das Recht, eleftrifche Leitungen zur Uebermittelung von Erflär- 
ungen und Geſprächen gegen Bezahlung im Betrieb zu haben, jteht 
vorbehaltlicd; der Beitimmung des $ 2a ausſchließlich den Reiche zu. 


ce) der Antrag Dr. Hammacher — in der vom Abgeordneten Adt jchrift- 
lich) eingereichten etwas veränderten Form, dem $ 1 folgenden Zuſatz 
zu geben: 


Das Neich erlangt durch diejes Geſetz feine weitergehenden als 
die bisher bejtehenden Anfprüche auf die Verfügung über fremden Grund 
und Boden, insbejondere über öffentlihe Wege und Straßen. 

d) der Antrag Dr. Hammader: 


Im $ 1 Zeile 1 und 2 anjtatt der Worte: „für den allgemeinen 
Vermittelungsverkehr“ zu jeßen: — „für die Vermittelung von Nach— 
richten“. 

Der Antrag a fand in dem demſelben allein eigenthümlichen Theil des zweiten 
Abſatzes von feiner Seite Unterjtüßung. Es wurde im Gegentheil darauf hin— 
gewiejen, daß ein derartiger Antrag bei den früheren Berathungen von feiner 
Seite geitellt wurde, und daß, wenn aucd eine Trennung von Orts: und Fern: 
verfehr jehr wohl disfutirbar fei, eine verfchiedene Behandlung diefer beiden Arten 
von Nacdhrichtenvermittelung nicht angehe, da diejelben diejen beiden Zwecken dienend 
vielfach ineinander greifen und ſich gegenjeitig ergänzen. 

Der Antrag wurde einjtinmig abgelehnt 

Auch der Antrag b wurde abgelehnt, nachdem derjelbe von den Antrags 
jtellern unter Hinweis auf die Analogie des Poſtgeſetzes und auf die Petition 
des deutſchen Handelstages, insbejondere in der Richtung nachdrüdlich empfohlen 
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worden war, daß die „Errichtung“ von Telegraphen vom „Betrieb“, der „uns 
entgeltlihe* vom „gewerbsmäßigen Betrieb“ zu trennen und das Negal auf den 
legteren zu bejchränfen jei. Die Notbwendigfeit dejjen erjchien den Antragitellern 
umſo dringlicher, nachdem der Staatsjefretär des Reichspoſtamtes erklärt hatte, 
daß keine Ausficht jei auf baldige Zuſtandekommen einer Gejepesvorlage über 
elektriijhe Anlagen im Allgemeinen, und zwar dephalb nicht, weil dieſe Materie, 
zumal in Anbetracht der neuejten Vorkommniſſe, keineswegs als eine abgeſchloſſene 
betrachtet werden könne. Gerade mit Rückſicht hierauf und auf die regierungsjeitig 
(aud; von Seiten des Vertreters Bayerns) mehrfach geltend gemachte Dringlichkeit 
des Telegraphengejeßes, deſſen Verzögerung regierungsjeitig als eine wahre 
Kalamität bezeichnet worden war, eracteten es die Antragjteller um jo mehr 
geboten, dur Ausschluß der „Errichtung“ von Telegraphenanlagen vom Regal 
Sicherheit dafür zu jchaffen, daß mit dem zu jtatuirenden Negal nicht zugleid 
die Elektrizität als ſolche verjtaatlicht werde. Andernfalls würde — jo murde 
geltend gemacht — durch dieſes Gejeß der Einführung dieſes großen Kultur— 
elements in einer Weije vorgegriffen, die nicht mehr gut zu machen wäre, denn 
diefelbe greife in das Eigenthumsrecht Anderer injofern über, als ſie dieſen den 
Gebraud der Elektrizität für ihre Zwede nicht nur jehr erjchwere, jondern that- 
fählid) unmöglich mache. Der Anhalt eines Erlafjes des Königl. preußiichen 
Minifteriums des Innern und der öffentlichen Arbeiten laſſe hierüber feinen Zweifel. 

Der Mangel einer geieblichen Begrenzung des Negald im $ 1 des Gejepes 
im Sinne des geitellten Antrages fünne weder durch etwaige Aufnahme von Be: 
ftimmungen in das Geſetz über Verpflichtung zum Selbjtihug und Stromrüd- 
leitung oder über Errichtung einer Spruchbehörde, noch durch einen Verzicht auf 
weitere Nechte an öffentliche Straßen und Plätze erjeßt werden, weil der Selbit- 
ſchutz nachgerade aud für die Staatsanlagen unter ſich nothwendig werde, und 
weil es einer folhen Behörde an jeder Baſis für ihre Entjcheidungen fehlen 
würde, es aucd unklar bleibe, welche Rechte die Verwaltung bis jept an die 
Straßen beanjpruche. Die Bejchränfung des Neguld auf den „Betrieb“ würde 
alle diefe Fragen überflüfjig machen. 

Eine Gefahr, wie fie von anderer Seite gejchildert wurde, daß nämlich etwa 
Gejellihaften, wie das Wolff'ſche Bureau, Börjen u. dgl., Telegraphen errichten 
und unentgeltlich betreiben würden, ſei jchlechthin ausgejchloffen,; dazu jeien die 
Schwierigfeiten der Errichtung 3. B. der Erwerb des Areald von einem Börjen- 
plaß zum anderen, viel zu groß. Wiederholt wurde von diejer Seite überdies 
verjichert, daß man dem Gejehe nicht um deiwillen Widerjtand leijte, um Privat: 
interejjen gegenüber den allgemeinen Intereſſen in Schuß zu nehmen; es gelte 
vielmehr, in einer allgemeinen Kulturfrage der naheliegenden Gefahr einer Kolliiion 
von Rechten und von öffentlichen Intereſſen unter ſich vorzubeugen. 

Dem entgegen wurde auf allen anderen Seiten der Kommijfion unter Hinweis 
auf die früheren Darlegungen über diefen Punkt darauf beharrt, daß ohne das 
ausschließliche Necht der Errichtung auch ein ausjchließliches Necht des Betriebes 
unmöglich jei; auch das Poſtgeſetz gebe das Necht ausjchließlicher „Beförderung“, 
was nicht bloß den Betrieb, jondern auc die Herjtellung von Verkehrseinrichtungen 
zu dieſem Zwecke in ſich jchließe. Die „Errichtung“ von Anlagen gehöre natur: 
nothwendig zum Betrieb und bilde deßhalb in allen Staaten der Welt einen 
Theil des Negals. 

Bon Seiten eines Kommifiionsmitgliedes wurde insbejondere geltend gemadtt, 
der Antrag bezwede, ein inhaltlojes Negal zu ſchaffen; der elektriſchen Ins 
dujtrie stehe jedenfalls Hinfichtlih der bejtehenden Staatsanlagen fein Recht 
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gegen die Allgemeinheit zu; es ſei ungerecht, dieſer die Koſten des Selbſtſchutzes 
anjinnen zu wollen; dadurch würde vielmehr ein Monopol zu Gunften des Kapitals 
geſchaffen. Es könne nicht zugegeben werden, daß durd das Negal, wie es der 
Gejepentwurf verlangt, eine größere Gefahr für die Bewegungsfreiheit der Städte 
begründet werde, als die bereit3 vorhandene. 

Anknüpfend an die mit der Beſchränkung des Regals auf den entgeltlichen 
Betrieb beziehungsweife mit der Gleihberehtigung Aller zur Errichtung und zum 
unentgeltlihen Betrieb von Anlagen zufammenhängenden Fragen der Koſten des 
Selbſtſchutzes der hiernach nicht bevorredhteten Staatsanlagen und des ſich hieraus 
etwa entwidelnden umentgeltlihen Orts verkehrs wurde einerjeit® verfichert, daß 
für Halle, wo im Intereije des Selbjtichußes in Folge der Gefährdung der öffent: 
lihen Intereſſen durch Privatintereffen ein Aufwand von 11,000 Mark noth— 
wendig geworden jei, was für Berlin einen Aufwand von vier bis fünf Millonen, 
für dad Reich einen folhen von über 60 Millionen darjtellen würde; anderer= 
ſeits aber wurde bemerkt, daß gerade mit Rückſicht auf diefen (übrigens, da nur 
Orte mit Starfitrömungen in Betracht fämen, für die Gegenwart viel zu hoc 
gegriffenen) Betrag, zumal bei dem jtet3 wachjenden Telephonneg eine Trennung 
des Orts- und des Fernverkehrs wejentlich im Interejje des Staates liegen würde. 

Nachdem von einem der Antragjteller noch erklärt worden war, daß es nie 
anders gedacht worden jei, als daß derjenige, welcher den Selbjtichuß veranlafie, 
auch die Koſten desjelben zu tragen habe, und nachdem von dem Geſetzentwurf 
geneigter Seite noch bemerkt worden war, daß, falls die Elektrizität die erhoffte 
Bufunft habe, fie alle, jei eö von Städte und Handelötagen oder wo fonit ber, 
geäußerten Bejorgnifje und Bedenken weit überholen werde, wurde der Antrag b 
abgelehnt. 


Antrag e wurde, weil von feiner Seite beanftandet, vielmehr vielfeitig 
als zur Beruhigung der Städte geeignet begrüßt, mit dem Vorbehalt ein= 
ftimmig angenommen, daß deſſen Inhalt bei der Schlußredaktion als eigener 
Paragraph an das Ende des Geſetzes zu jtellen jei. 

Antrag d, wurde ald „redaktionelle Verbefferung“ ebenfall® von feiner 
Seite, wenigitend nicht ausdrüdlic, beanitandet und demnächſt der jo geitaltete 
8 1 des Gejepentwurf angenommen. 


Zu 88 2 ımd 2a. 


Außer a) den Anträgen Dr. von Bar und Genojjen, welhe in einen 
Antrag zuianımengezogen wurden, lag b) noch ein Antrag von einem Kommiſſions— 
mitgliede vor, in $ 2 Linie 1 jtatt „kann“ zu jeßen „muß“ und in Linie 3 das 
Wort „muß“ zu jtreichen. 

Beide Anträge wurden abgelehnt und 8 2 des Geſetzentwurfs nach den 
früheren Kommifltionsbeichlüfjen angenommen. 


Antrag a war damit begründet worden, daß die don der Kommiſſion 
früher aufgeitellten Bedingungen das Recht der Gemeinden illujoriich machten; 
es jei 3. B. in lang gejtredten Gemeinden, für die entfernten Theile großer 
Städte, wohl möglid, daß auf Zeite diefer ein Bedürfniß, auf Seite der Vers 
waltung dagegen fein Anterejje vorliege; dieſe würden durch eine ſolche Geſetzes— 
bejtimmung bejonders auch in finanzieller Beziehung nur entlajtet. 

Der Staatsjekretär beitritt, daß ſich irgendwo ein Bedürfniß gezeigt; die 
Erfahrungen in allen großen Städten der Welt (wideriprochen hinsichtlich Schwedens 
und Norwegens) jprächen dagegen; darum jei es gewagt, das große Gut der 
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Einheit preißzugeben und bei dem ſtets wachjenden Verfehr neue Duellen des 
Streite3 zwijchen verjchiedenen Verwaltungen zu eröffnen. 

E3 würde feine Entlaftung der Verwaltung, jondern in Folge Mehrung der 
Anjchlüffe und Verbindungen eine Belajtung und damit eine Schädigung der allge- 
meinen Snterefjen herbeigeführt, weßhalb in anderen Ländern der Staat im 
Intereſſe des Publikums bemüht jei die Privattelephone aufzufaufen. 

Ueberdied würde darin eine Einjchränfung des $ 1 liegen, die einer Kollifion 
mit dem Regal nahe käme. 

Lepterem Grunde wurde mehrjeitig zugeitimmt, unter dem Hinweis darauf, 
daß die öffentliche Kritif die bejte Hüterin des Entgegenfommens der Verwalt: 
ung bilde. 

Untrag b follte nach Anſicht der Antragjteller der Willfür vorbeugen. 
Von allen anderen Seiten wurde aber betont, das damit etwas Schranfenlojes 
begehrt werde, was das Regal geradezu aufheben würde, abgejehen davon, daß 
die Gemeinden damit jchlechter geitellt würden als Private. 


3u8 3. 

Nachdem der Antrag Dr. von Bar zurüdgezogen und der Antrag Biehl 
bi! zur Berathung des $ 7 zurüdgejtellt worden war, wurde diejer Paragraph 
nah einer Erörterung über Anlage jogenannter Neben-Telegraphenitationen in 
den nicht zu häufigen Fällen des Bedürfniffes (3. B. Verbindung eines Eijen- 
werfes mit dem Kohlenlager), nad) dem früheren KNommiffionsbejchluß ange: 
nommen. 


Zus 4. 
Nachdem der Antrag Dr. von Bar zurücgezogen war, wurde auc) diejer 
Paragraph nad) den früheren Kommijjionsbeichlüffen angenommen. 


3u 8 4a. 

Die Anträge Biehl und zwei Anträge aus der Kommifjion: 

„Die Reichsverwaltung iſt verpflichtet diejenigen Telegraphen— 
anlagen zu errichten und zu betreiben, deren Errichtung und Betrieb 
der Reichstag beſchließt“ 

und 

„das Wort „ordnungsmäßigen“ iu Abſatz 1 zu ſtreichen“ 

wurden abgelehnt, der erſtere, weil er durch die vorausgegangenen Beſchlüſſe 
gegenſtandslos geworden, die beiden letzteren, weil allgemein anerkannt wurde, 
daß ſich ein Monopol naturgemäß der Einwirkung der Volksvertretung zum 
größten Theil entziehe, weil ferner der Begriff „ordnungsgemäß“ ſich auch in 
internationalen Verträgen vorfindet und eine Schranfe gegen jtrafbare Telegramme 
doch gegeben jein müſſe, überdies aber auch ein Antrag auf gefegliche Regulirung 
des fogenannten Kontrahirungszwangs zur Berathung ftehe, der eine Antrag aud 
gegen die Verfaſſung veritoße. 

Die legterwähnten Anträge waren damit begründet worden, daß Telephon 
geiprähe überhaupt nicht zu Fontroliven feien und daß Mißbrauch in politiicher 
Beziehung zu befürdten jei. — Die Ausdehnung der Nechte des Volkes gegen: 
über der Berwaltung erjcheint angezeigt. 

S ta wurde nach den früheren Kommifjionsbejichlüffen angenonman. 
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3u$ 4b. 
Die Anträge 
a) Dr. von Bar zu $ 4b am Schluß hinzuzufügen: 

„Die Bedingungen dürfen dem Eigenthümer nur jolde Verpflicht- 
ungen auferlegen, welde die Anlegung und Benugung des einzelnen 
Anſchluſſes betreffen. Sie dürfen den Nechtöweg nicht bejeitigen.” 

und 


b) ein aus der Kommiſſion gejtellter Antrag, den $ b wie folgt zu fafjen: 


— 


„Iſt an einem Orte oder in einem beſtimmt begrenzten Bezirke, 
ſei es von der Reichs-Telegraphenverwaltung, ſei es von der Gemeinde— 
verwaltung oder einem anderen Unternehmer, ein Fernſprechnetz für den 
Orts- beziehungsweile Bezirföverfehr zur VBenußung gegen Entgelt 
errichtet, jo Fann jeder Eigenthümer eines innerhalb des Ortes beziehungs- 
weile des Bezirkes gelegenen Grunditücdes gegen Erfüllung der von 
jener zu erlaflenden und öffentlich befannt zu machenden Bedingungen 
den Anfchluß an das Orts- beziehungsweile Bezirksnetz verlangen. 

Die Benupung jolher Privatitellen gegen Entgelt iſt unzuläjlig.“ 
wurden abgelehnt und der Antrag der Kommiſſion nach den früheren Beſchlüſſen 
angenommen. 

Zur Begründung des Antrages a, der übrigens nicht als Schluß des Para— 
graphen, jondern al3 Abſatz 2 dejjelben gedacht ijt, wurde die Mittheilung ge= 
macht, daß die Verwaltung die Gewährung von Anjchlüffen an Hauseigenthümer 
von der Uebernahme der Berpflichtung abhängig zu machen pflege, auch andere 
Leitungen auf dem Gebäude zu dulden, wozu ein Recht nirgends gegeben jei, 
und wenn ein jolches bejtände, nur gegen Entihädigung in Anſpruch genommen 
werden fünne; die Kündigung einer dahingehenden vertragsmäßigen Verpflichtung 
habe regelmäßig den Verluſt des Anjchluffes zur Folge. Beim Mangel einer 
ſolchen Legaljervitut erjcheine es gerechtfertigt, die Freiheit der Verwaltung auf 
ſolche Bedingungen zu bejcjränfen, welche die Anlegung und Benutzung des ein— 
zelnen Anjchlufjes bedürfen. 

Wenn ein Monopol jtatuirt werde, jo jei die Feitlegung feines Umfanges 
in der Richtung geboten, daß der Einzelne nur die feine Anlage betreffende Laſt 
zu tragen brauche, umfomehr, nachdem der Antrag Dr. Hammacher angenommen 
it. Die lagen jeien allgemein; Kündigungen feien nur deßhalb jelten, weil die 
Leute ihre Anfchlüffe nicht verlieren wollten. Mit dem gleichen Nechte könnte 
die Poſt die Vriefbeitellung an einen Hauseigenthümer von der Gewährung eines 
Durdigangsredtes durch das Haus des Betreffenden abhängig maden. 

Negierungsjeitig wurde der Mangel formalen Rechts anerkannt, dagegen 
aber behauptet, daß die fragliche Duldung eine nirgends bejtrittene, aus dent 
Gemeinſinn erwachjende, im allgemeinen Wohl begründete Bürgerpflicht jei, ohne 
welche ein Einzelner das Ganze in Frage stellen könne, insbejondere 3. B. jeder 
Konkurrent den anderen vom Anjchluß fernhalten könne, was gegen die Gleichheit 
vor dem Recht verjtoße. Unzuträglichkeiten oder Klagen Habe dieſer Zujtand 
deghalb nicht zur Folge, weil in ausgiebiger Weiſe Entſchädigung ſelbſt da geleiitet 
werde, wo wie 3. DB. bei Diebjtählen der urjächliche Zufammenhang zwischen 
Anlage und Schaden ein jehr zweifelhafter oder lofer ſei. Beinahe dreiviertel 
aller Tachreparaturen in Berlin gejchähen auf Koſten der Verwaltung, der hierfür 
bereit ein Aufwand von ca. 500,000 Mark erwachjen jei. In anderen Ländern 
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(wie Ungarn, Schweiz) bejtehe eine diesbezügliche geſetzliche Verpflichtung, die die 
deutjche Verwaltung gar nicht einmal beanjpruche; fie begnüge ſich mit der Ber: 
tragöfreiheit. 

Bon Kommijiionsmitgliedern wurde hervorgehoben, daß dem Syitem, keine 
bejonderen gejeglichen Nechte in Anfpruch zu nehmen — die dem Regal ſchließ— 
lich zugeitanden werden müßten — die Freiheit in der Vertragsichliegung ent: 
jpreche, und daß der Einzelne ſich das im Intereſſe der Sache Unvermeidliche 
eben gefallen laſſen müſſe. 

Zur Begründung des Antrages b ward angeführt, daß beim Telephon 
auch der Anschluß an Bezirksnetze erwünjcht erjcheine, worauf regierungsjeitig 
erwidert wurde, daß folder jtet3 gewährt worden jei, weßhalb eine Aufnahme 
in das Geſetz überflüjiig ericheine; überdies fei der Begriff „Bezirksnetz“ unbe: 
jtimmt; werde darunter die Verbindung größerer Orte in Entfernung von 20—30 
Meilen veritanden und jolle hieran Jedem Anſchluß gewährt werden, jo über: 
fchreite dies die Grenzen des Möglichen. 


ZuS&e. 
Die hierzu vorliegenden Anträge: 
a) Biehl 
In $ Le der Kommifiionsbejchlüffe die Worte „und Fernſprech“ 
zu jtreichen ; 
dem $ 4c (Neu) der Kommifjionsbeichlüfje beizufügen : 
„inſofern nicht eine folche Befreiung eine Gegenleijtung für Be: 
nußung fremden Grund und Bodens bildet.“ 
jowie 
b) Dr. von Bar, den Schluß des eriten Satzes des 8 4c dahin zu 
ändern: 

„können vorbehaltlich des im Abjag 2 erwähnten Gejepes nit 
erwähnt werden.” 
und im zweiten Saße die Worte: 

„nur auf Grund eines Gejehes“ 
zu jtreichen, dagegen al3 zweiten Abſatz Hinzuzufügen: 

„Ein Geſetz bejtimmt fir den Fernverkehr die Bedingungen der 
Benugung der Telegraphen- und Telephon:Anlagen, die zu erhebenden 
Gebühren umd die von ſolchen zu gewährenden Befreiungen. Bis zum 
Erlaß dieſes Geſetzes bleiben die gegenwärtig gültigen Bejtimmungen 
in Kraft, joweit jie den Vorjchriften diejes Geſetzes nicht widerjtreiten.“ 

wurden abgelehnt und der Paragraph in der Faflung der Kommiſſion angenommen. 

Die Anträge a erjcheinen theils durch frühere Abjtimmung, theils deßhalb 
gegenjtandslos, weil es in Deutjchland (abgejehen vielleicht von München) Ge: 
bührenbefreiung auf Grund von Cinräumung von Bodenbenußung nicht gibt, 
jolche ſich auch dadurch, daß die Gegenleiftung nicht in Geld bejteht, nicht als 
eine eigentliche Gebührenfreiheit daritellt. 

Für den Antrag b wurde von den Antragitellern und anderen Kommiſſions— 
mitgliedern ausgeführt, daß es als Pflicht des Reichstags erfcheine, analog dem 
Poſtgeſetz auf die Konftituirung des Regals ein Telegraphengeje über die der 
gejeglihen Regulirung bedürftigen Fragen der Gebührenpflicht beziehungsweiie 
Gebührenfreigeit und den Kontrahirungszwang folgen zu lajjen. Die Abjicht, der 
Verwaltung „Feſſeln“ oder einen Hemmſchuh anlegen zu wollen, liege ferne, aber 
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jeitend des Reichstags ganz auf gejeßlihe Regulirung dieſer Materien zu ver— 
zichten, jei schlechthin ausgeſchloſſen. Daß die Verfafjung dem entgegenjtehe, 
könne ebenjowenig hindern, als dies bei $4c der Fall war; aud) die jtete Ent: 
widelung der Elektrizität fei fein Hinderniß, da diefe Entwidelung voraussichtlich 
eine dauernde fein werde, 

Der durd den Kommiſſionsbeſchluß in das Geſetz gelangte Begriff Gebühren— 
erhöhung, jei im einzelnen Fall ein jtrittiger. 

Gegen diefen Antrag, welchem internationale Abmachungen im Wege jtünden, 
ſprach ji) der Staatsſekretär mit aller Entjchiedenheit als verfaffungswidrig, gemein- 
Ihädlih und wegen des Wortes „Bedingungen“ unflar aus, unter Wiederholung 
des bereit3 früher zu Ddiefer Frage Vorgetragenen. Die Entwidelung des Ge— 
bührenwejens thue zur Evidenz dar, daß es nicht nur vollauf gerechtfertigt, jondern 
auch nothwendig jei, der Verwaltung die größtmögliche Latitude zu gewähren; 
der Verwaltung ſelbſt könnte es nur angenehm fein, fich an feſte Vorfchriften 
halten zu fönnen, allein das öffentlihe Wohl würde dabei gefchädigt; auch auf 
dem Gebiete des Eijenbahnmwejens, wo es ſich um viel größere Summen handle, 
beitehe fein Gejeß, wogegen wiederholt darauf aufmerfjam gemacht wurde, daß 
ein Gejeg auch für andere Zeiten, als die dermaligen günftigen, gemacht würde 
und dag nur das Wenige, was jich zur gejeglichen Feitlegung eigne, dem Geſetze 
überlaſſen werden jolle. 

Die Mehrheit der Kommiſſion fchien auch auf $ 4 c feinen befonderen Werth 
zu legen und die dem Neichötage zu Gebote jtehenden Mittel, Einfluß auf die 
Gebührenfrage zu üben, für gemügend zu erachten. 


Zu $4d 

lag ein Antrag vor, die Worte: „joweit nicht Ausnahmen im Geſetz begründet 
jind“ zu jtreichen, weil, wie der Antragjteller ausführte, diefe Beitimmung einer- 
ſeits überflüjjig, andererjeitd zu irrigen NAuslegungen, 3. B. dahin, daß aud 
Landesgejege Ausnahmen gejtatten fönnten, führen fönne, wogegen das Bedenken 
geltend gemadt wurde, die Annahme des Antrages fünne zur Anfchauung ver- 
leiten, eö jei feine Ausnahme geitattet, während doc nicht nur die Strafprozeß- 
ordnung und Konfursordnung, jondern auch die Zollgefeggebung, die bayerifche 
Militärjtrafgefepgebung u. U. Ausnahmen jtatuirten; aus letzterem Grunde fei 
es auch bedenklich, jtatt „im Geſetz“ zu jagen „reichgejeglich“. 

Nachdem von anderer Seite Gewicht darauf gelegt worden war, feitzulegen, 
daß nur durch Neichdgejeb eine Ausnahme begründet werden fünne, wurde ein 
Antrag dahin eingebracht, diefen Paragraphen zu fallen, wie folgt: 

„Das Telegraphengeheimniß ijt unverleplih, vorbehaltlich der 
gejeglich Für jtrafgerichtliche Unterjuchungen, im Konkurſe und in zivil- 
prozejlualiichen Fällen oder ſonſt durch Reichsgeſetz feitgeitellten Aus— 
nahmen. Daſſelbe erſtreckt jich 2c. ꝛc. 2c. (wie im Kommiſſionsbeſchluß).“ 

Troß wiederholt geltend gemachter Bedenken gegen diefen Antrag ſowohl 
als gegen die Faſſung „reichsgejeglich“ wurde derjelbe angenommen, wodurch der 
erite in die Faſſung: „reichsgejeglih“ abgeänderte Antrag und ein inzwiſchen auf 
die Faſſung: „gejeglich“ gerichteter dritter Antrag gegenjtandslos wurden. 

3u$5. 

Zu dieſem Paragraphen lagen vor: 


a) der Antrag Dr. von Bar, in $ 5 jtatt der Worte: 
„oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten” 
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zu ſetzen: 

„weldye im Falle des Unvermögens in Haft bis zu ſechs Woden 
verwandelt werden fann“, 
ferner in $ 5 die Worte: „oder bei“ bis Schluß zu ftreichen, 

jodann 
b) ein Antrag, diejen Paragraphen zu jtreichen, und 
e) ein Antrag, den früheren Kommiſſionsbeſchluß dahin zu faſſen: 

„Mit Geldjtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark, oder mit Haft, 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten wird bejtraft, wer vor: 
ſätzlich entgegen den Beitimmungen dieſes Geſetzes eine Telegraphen: 
anlage errichtet oder betreibt, oder bei der Errichtung oder dem Betriebe 
den Bedingungen der Verleihung zumwiederhandelt.“ 


Die Anträge a und b wurden abgelehnt, der erite Theildes Antragesc 
dagegen bei der antraggemäß jtattgehabten getrennten Abjtimmung bis „oder bei 
der Errihtung”“ angenommen, der zweite Theil des Antrages von „oder bei der 
Errichtung“ ab, aber mit Stinnmengleichheit abgelehnt. Der geſammte Para: 
graph nad dem eriten Theil des Antrages ce wurde angemommten. 

Der Antrag a ging davon aus, daß die Strafen zu hoch und nicht im Einklang 
jeien mit unſern jtrafrechtlihen Grundſätzen; in England ſei nur eine Gelditrafe von 
5 Lite. angedroht; Konzeſſionsüberſchreitung fei iiberhaupt nur civilrechttic zu ahnden. 

Der Antragjteller zu b erblidte in der Zumwiderhandlung gegen das Regal 
überhaupt nicht Strafbares 

Der Antragiteller zu e wollte einerjeits die Möglichkeit eröffnen, daß die 
geringfügigeren Fälle vor das Schöffengericht verwiefen werden können, während 
andererfeit3 dem Thatbejtand der Charakter des Vergehens und für fchwerere Fälle 
auch die im Entwurf angedrohte Gefängnißitrafe im Geſetz erhalten bleiben jollte. 

Der Vertreter der Neichspoftverwaltung bekämpfte den Antrag a als zu milde 
und als den jtrafrechtlihen Grundjägen über das Verhältniß zwijchen Geld» und 
Freiheitsftrafen, fjowie zwifchen diefen und Vergehen bezw. Uebertretungen nit 
entjprechend; dem Antrag b wırrde von diefer Seite entgegengehalten, daß er eine 
lex imperfecta jchaffen würde; der Antrag e dagegen als ein jachgemäßer begrüßt. 

Auch die Mehrheit der Kommiſſion Schloß fich dem Antrag ce an, weil man 
mit den Vertretern des Antrages a darin Verbefjerungen des früheren Kommiſſions— 
bejchluffes erfannte, daß das Erforderniß der VBorfäßlichkeit zum Ausdrud fommt, 
die Aburtheilung durch das Schöffengericht für leichtere Fälle ermöglicht it, aber 
für ſchwerere dennoch eine nachdrückliche Strafdrohung erhalten bleibt. 


Zu 86 
beantragt der Abgeordnete Dr. v. Bar den Strich des ganzen Paragraphen, 
eventuell den Strich der Worte: „oder mit Haft“, wogegen der Vertreter der 
Reichspoftverwaltung die Nothwendigkeit diefer Strafbeſtimmung durch den Hinweis 
auf die jegige Faſſung des $ 5 darlegt; es müſſe Mittel geben, die Ueberſchreitung 
der Grenzen des $4 zu ahnden, unter welchen die in 88 2 und 3 aufgeführten 
Grenzen zu verjtehen ſeien. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde bemerkt, daß $ 7 zur Abmwendung 
jedes Schadens genügen dürfte, daß die Strafdrohung zu hoch jei, in Anbetracht. 
daß die Ueberſchreitung auf Verſehen beruhen, ſelbft ohne jedes Verſchulden erfolgen 
könne und daß im Eiſenbahnweſen ſolche Strafandrohungen nicht beſtänden. 

Der eventuelle Antrag Dr. dv. Bar wurde angenommen. Der & 6 in der 
Kommiſſionsfaſſung ohne die Worte „oder mit Haft“ desgleichen. 
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3u87. 


Der Antrag Dr. v. Bar: 


„Die unbefugt hergeſtellten oder betriebenen Anlagen ſind außer 
Betrieb zu ſetzen oder zu beſeitigen. Den Antrag auf Einleitung des 
hierzu nad Maßgabe der Landesgeſetzgebung erforderlichen Zwangs— 
verfahrens ſtellt der Reichskanzler oder die vom Reichskanzler dazu er— 
mächtigten Behörden. Der Rechtsweg bleibt vorbehalten“ 


wurde, nachdem der Antragſteller denſelben als übereinſtimmend mit den Tendenzen 
des Kommiſſionsbeſchluſſes erklärt hatte, trotz der darin fehlenden Worte „durch 
Vermittelung der Landeszentralbehörde“, indem mit dem Antrage nicht in die 
Befugniſſe der Landespolizeibehörden eingegriffen werden ſolle, vielmehr das 
geordnete landesgeſetzliche Verfahren beabſichtigt ſei, weil eine verbeſſerte Redaktion 
darin anerkannt wurde, und damit der ganze Paragraph in der Faſſung des An— 
trages angenommen. 


Als 8 Ta Abſ. 1 


in das Geſetz einzufügen, war beantragt: 
a) Seitens des Abgeordneten Biehl: 


b 


C 


d 


) 


— 


— 


„Telegrapheneinrichtungen müſſen ſo angelegt werden, daß ſie gegen 
Einwirkungen benachbarter elektriſcher Einrichtungen und Leitungen, mögen 
diefelben bejtehen oder erſt in Zufunft hergeitellt werden, möglichſt in ſich 
ſelbſt geſchützt ſind; namentlich find metallifche Rückleitungen anzuwenden. 

Das Gleiche gilt von Telegraphenanlagen, welche auf Grund der 
SS 2 und 3 in Betrieb genommen werden.“ 

Seitens der Abgeordneten Dr. v. Bar und Genofjen: 

„Zelegraphen= und Telephonanlagen müſſen, jofern eine Störung 
anderer elektriicher Leitungen oder durch andere ſolche Leitungen zu be= 
fürchten it, jo eingerichtet fein, daß jie gegen die Einwirkungen anderer 
benachbarter eleftrifcher Leitungen in ſich jelbjt geſchützt ſind, vorausgejept, 
daß auch diefe Leitungen den in leßterer Beziehung zu erhebenden An: 
jprüchen genügen“ 
erjeßt durch einen ſchriftlichen Antrag b, welcher lautet: 

„Die Neichötelegraphenverwaltung fann verlangen, daß, jobald cine 
Störung ihrer in berechtigter Weije gelegten Leitungen zu befürchten it, 
andere benachbarte eleftriiche Leitungen jo eingerichtet werden, daß jie 
in ſich ſelbſt geichüßt find, vorausgejeßt, daß die Telegraphenleitung 
ebenfalls den technijchen Anforderungen des Selbitihubes genügt. Den 
gleichen Anfpruch haben berechtigte Inhaber anderer elektriicher Leitungen 
gegen die Neichstelegraphenverwaltung.“ 

Seitens der Abgeordneten Dr. Yieber und Genojjen: 

„Die in den SS 1— 3 bezeichneten Telegraphenanlagen jind mög— 
lihit jo einzurichten, daß fie weder von anderen eleftriichen Anlagen 
ſtörend beeinflußt werden, noch dieje jtörend beeinflußen fünnen.“ 
Seitens eines Kommifjionsmitgliedes (v. Buol): an Stelle des I. Abſatzes 
deö Antrages Dr. Lieber zu jepen: 

„Elektriſche Anlagen find, jobald gegenfeitige Störung zu befürchten 
it, auf Koſten desjenigen Theiles, welcher dieje Gefahr veranlaßt, To 
anzuordnen, daß fie ſich nicht jtörend beeinfluffen können.” 


Dierzu wurden zwei Abänderungsanträge geitellt. 
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Es wurde bejchloffen, dieje Anträge getrennt von dem zweiten und Dritten 
Abſatz des Antrags Dr. Lieber zu verhandeln. 

Zu den Anträgen a und c wurde eine Begründung nicht vorgetragen; zum 
Antrag b führte der Antragiteller aus, daß, während bei allen Serpituten nur 
ein Recht auf einen beitimmten Play in Anfpruch genommen werde, eritrece fich 
das für den Telegraphen beanjpruchte Recht noch weiter, und zwar nad) dem 
Saße: prior tempore, potior jure, den er nicht anerfenne. Die Leitung habe 
aber ſeines Erachtens nur Anrecht auf den nöthigen Plab, nicht aber auf Unter: 
lajjung jeder Störung von außen. — Die Unordnung polizeilihen Schußes für 
das Publikum gehöre nicht in dieſes Gejeg, wohl aber der Schuß einer Leitung 
gegen die andere. Die Frage jei allerdings auch eine Kojtenfrage, dieje Folge 
ergebe ſich aber von jelbit, jobald die Nechtsfrage feititehe; übrigens habe er nichts 
dagegen, wenn der Kojtenpunft im Geſetz normirt werden jolle. — Schuß jei 
allerdings exit da nöthig, wo die Konkurrenz anfange, eher nicht; darin gehe der 
Antrag Dr. Lieber zu weit. 

Zu Antrag d führte der Antragjteller aus, derjelbe bezwede Intereſſen aus: 
zugleichen, zu beruhigen und dem Geſetze eine größere Mehrheit zu fichern; zu 
diejem Zwede joll im Geſetz bejtinnmt werden, daß, jolange nur eine Leitung 
am Plage vorhanden, von einem Selbſtſchutz nicht die Nede fein könne, daß die 
bezügliche Verpflichtung aber mit dem Augenblid erwachje, in welchem eine neue 
Leitung hinzutreten ſoll, und daß jeweils der neue Unternehmer die Kojten zu 
tragen habe. Danach würde ein Vorrecht der Telegraphenvermwaltung in fo weit 
anerkannt, als überall da, wo jie zuerjt auf dem Plane, die Koſten des durd 
das Hinzutreten eines neuen Unternehmens nöthig fallenden Schußes des Tele: 
graphen nicht dem Steuerzahler, jondern dem neuen Unternehmen zufallen würden, 
ein Vorrecht, das allerdings auch jeder anderen Leitung zu Theil würde, die vor 
den Telegraphen am Plage war. 

Nachdem ein Vertreter des Neichspojtamtes die ald Anlage 2 dem Berichte 
beigefügten Ausführungen in technischer Beziehung gemacht hatte, erflärten ſich 
Kommiffionsmitglieder drei verjchiedener Richtungen für den Antrag d wegen feiner 
ausgleichenden und beruhigenden Tendenz; von einer Seite insbefondere wurde 
anerkannt, daß ein Schuß nothwendig, und zwar zum Zweck der Eindämmung 
des revolutionären Elements der Elektrizität, zum Schuße der höheren Intereſſen, 
als welche jich gegenüber denjenigen der Städte zweifellos diejenigen der Allgemein: 
heit an dem Weltnachrichtendienjt darjtellten. Wie der Schuß gefchehe, gehöre 
nicht in das Geſetz; wohl aber eine Bejtimmung, daß die Pflicht, den Schuß zu 
beichaffen, demjenigen obliege, der ihn veranlaßt. Damit werde der Induſtrie in 
feiner Weiſe entgegengetreten; allgemein den ftaatlihen Schwachſtromleitungen die 
Prlicht des Selbſtſchutzes aufzuerlegen, liege fein Grund vor. Der Antrag d werde 
nad) allen Seiten geredt. 

Bon anderer Seite wurden zu Antrag d Abänderungen dahin beantragt, das 
Wort „gegenfeitig” zu jtreihen und den Schluß dahin zu fafjen: „daß Störungen 
vermieden werden”, im Uebrigen aber anerkannt, daß diejer Antrag ſämmtlichen 
anderen vorzuziehen jei und aud vom Standpunkt der Monopolfreundlichkeit 
eventuell annehmbar ericheine. Won dritter Seite wurde der Inhalt des Antrags 
als ein wohlberechtigter, ja jogar als jelbitverjtändlicher erklärt, der zu beruhigen 
geeignet jei. 

Selbſt von einem Vertreter des Antrags Dr. v. Bar wurde eingeräumt, da 
diefer Antrag dem jeinigen nahe füme, wenn im Antrage + das Wort „veranlaßt” 
durch „verurſacht“ erjegt würde, da dann unter die Urjachen der Schugpfliht auch 
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eine ziwar zuerit vorhandene, aber fehlerhafte oder mit der Zeit fehlerhaft gewordene 
fallen würde. Dieſes Anfinnen wurde von Ilntragiteller zu d aber hauptjächlich 
deshalb zurücgewiejen, weil die Tendenz des Antrages d wejentlich dahin gehe, daß 
nicht erjt eine Unterfuhung und Entjcheidung jtattfinden jolle, wo die Urjache des 
Schutzbedürfniſſes liege, jondern daß die Entſcheidung an ein äußerlich wahrnehme 
bares Merkmal (der Priorität) gefnüpft und diejes im Gejeß jelbit feitgelegt werde. 

Bon einer Seite der Kommiſſion wurde in Uebereinjtinnmung mit dem Staats- 
jefretär des Reichspoſtamtes auch der Antrag d, obgleich derjelbe den anderen 
zwar vorzuziehen fei, dennoch gleich den anderen als unannehmbar erklärt, weil 
die ReichSverwaltung unter Umjtänden dadurch gehindert werden könnte, da einen 
Telegraphen anzulegen, wo ein Bedürfniß dazu vorhanden ift. Alle Anträge ver: 
fennten, daß der Staat fein Unternehmer und feine Partei fei, und daß deſſen 
Pflicht, für Alle zu jorgen, allen anderen Fragen vorgehe. Auch gehöre eine 
ſolche Beſtimmung nicht in dieſes Geſetz. 

Zur weiteren Rechtfertigung des Antrages b wurde betont, daß der Antrag d 
dem Telegraphen injofern ein erhebliche8 Vorrecht einräume, weil diejer allent— 
halben die Priorität für jich habe; die Anträge b und c, welche ein jolches Vor— 
recht nicht einräumen, unterjchieden ſich dadurch, daß Antrag b eine Schußpflicht 
erſt von der Erjtehung einer zweiten Leitung ab jtatuire. Die Antragjteller 
gingen von der Anjchauung aus, daß nirgends ein Necht begründet jei, eine 
andere Leitung zu verhindern. Die Städte würden niemals ihre Zuftimmung zur 
Legung des Telegraphen gegeben haben und ihre indujtriellen Unternehmungen 
lägen ihnen unter Umständen viel näher als diejer; auch jeien ihre Straßen zu— 
nädjt für den Verfehr da, weshalb jie das Recht hätten, ſich alle Eingriffe zu 
verbitten; es würde denjelben nichts erübrigen, als die Lajt zu kündigen und in 
Zukunft vorfichtiger zu fein. Wenn übrigens ein Vorrecht des Staats bejtände, 
jo müßten die Städte entichädigt werden. Jedenfalls eritrede ſich das Necht der 
Verwaltung nur darauf, die Leitung auf der Straße zu haben, nicht aber Andere 
auszujchliegen. Würde der Verwaltung ein jolches Necht zuerkannt, jo könnte ſie 
dafjelbe demnächſt auch für Starfjtröme in Anfpruch nehmen. Ob Selbſtſchutz 
techniſch möglich, fünne dahingejtellt bleiben; jei er es nicht, jo fünne er es dem— 
nächſt werden. 

Dem entgegen trat der Staatsjefretär des Reichs-Poſtamtes entjchieden für 
ein in der ungleich größeren Bedeutung des Nachrichtendienftes, 3. B. während 
des Krieges, gegenüber der Beleuchtung und jeder anderen Indujtrie liegendes 
Vorrecht der Telegraphie ein, auf welchem Standpunkte auch die Gejeßgebungen 
aller anderen Aulturjtaaten jtünden, indem diejelben ausnahmslos ein Vorrecht 
der Telegraphie anerfennten und die Koſten den Unternehmern anderer Anlagen 
auferlegten. (In Frankreich jei die Benugung der Erde ald Nüdleitung für Stark: 
ftröme überhaupt verboten.) Won wo die Störung ausgehe, da liege die Pflicht, 
jte zu heben; der Fuchs befände fich nie in Nothiwehr gegenüber dem Kaninchen, 
und wenn Rinder gebifjen würden, jperre man nicht dieje ein, jondern man lege 
den Hunden Maulförbe an. Das entgegengejegte Vorgehen entjpringe der Sorge 
für das Kapital. Der Frankfurter elektrifche Kongreh, bei dem die erjten Zelebri— 
täten micht zugegen gewejen, künne nicht al3 fommpetent erachtet werden zur Ent: 
iheidung eleftrotechnijcher Fragen, wie dies bei dem elektrotechnifchen Verein zu 
Berlin der Fall jei. Der Staatsjekretär bezieht ſich auf jeine früheren Angaben 
über die Statiftif der im Wege der PVerftändigung in Städten und Yandorten 
bereits eritellten Starfitromanlagen behufs Zurückweiſung des Verdachts nicht 
genügender Wirdigung der Induſtrie. 
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Es jei übrigens utopifch, zu glauben, daß die Elektrizität im Wege der Ver: 
theilung in großen Maßitabe den Kleingewerbe nußbar zu machen jei, denn diejelbe 
fojte viel Geld und lafje ſich nicht „an die Strippe legen”. Es ſei allen Anträgen ent: 
gegenzuhalten, daß der Unſchuldige fich nicht zu ſchützen habe und auch nicht erfichtlid 
jei, wogegen der Echuß zu richten jei, da jeder Tag in diejer Beziehung Neues bringe. 

Die Städte fünnten jih mit dem zu ihren Gunjten angenonımenen Antrag 
Dr. Hammacher beruhigen; übrigens komme in Betracht, daß ihr angeblich un- 
bejchränftes Necht auf Straßen und Pläge auch mißbraucht werden könne; jedenfalls 
itehe demjelben die Polizeihoheit des Staates gegenüber. 

Seitens der Vertreter der Gleichberechtigung aller Leitungen wurde hierauf 
erwidert, e3 gelte, dem dermaligen rechtlojen Zujtand, bei welchem alles Neue 
von der Verwaltung abhängig fein jolle, einen Zujtand gegenfeitigen Vertragens 
entgegenzuftellen. Dabei habe man mit dem höchſten Gerichtshof für Ohio davon 
auszugehen, daß die Straßen dem Transportverfehr als Hauptzweck gewidmet 
jeien. Wenn es aud) richtig jei, daß nad) dem Stand der Wifjenjchaft nicht begrenzt 
jei, wogegen der Schuß ſich zu richten habe, und daß — tie der Fall in Halle 
zeige — ein fiherer Schuß gegen alle Zufälligfeiten der Ueberleitung nicht möglid 
jei, jo fei jolcher doch gegen Induktion möglich, was der von deutjchen wenn aud) 
nicht zu Erflärungen autorifirten Beamten beſuchte Frankfurter Kongreß, gegen 
deſſen Rejolutionen von feiner Seite Widerjprud erhoben worden, fejtgeitellt habe. 
Tie Sektion für eleftvotechnijche Geſetzgebung fei bei ihren Berathungen jpeziel 
Davon ausgegangen, was die Telegraphenverwaltung fonzediren könne, wenn jie 
die Einführung der Elektrizität in den Verkehr nicht hindern wolle. Der eleftro- 
technische Verein Berlin habe über die Frage beraten, aber feinen Beſchluß gefaht. 
Der Vorwurf unberechtigten Fapitaliftiichen Einfluffes ſei zurücdzumeijen. Ueber 
die Zukunft der Elektrizität könne man verjchiedener Meinung fein; was heute 
Luxus, könne morgen Bedürfniß fein; auch der Telegraph ſei einmal als Luxus 
betrachtet worden; jchon heute diene jie dem Hleinjten Verkehr (Briefaufzüge inner: 
halb der Häufer); entgegen dem Dampf, welcher die Großindujtrie geftärft, ſei 
die Elektrizität wegen ihrer vielfachen Berwerthbarfeit durch Theilung zu fördern 
behuf3 Stärkung des mittleren und Eeineren Gewerbes. Der Antrag d jei be 
denklich; er erichiene annehmbar, wenn die Telegraphenverwaltung ſtets auf der 
Durchſchnittshöhe der Technik ſtünde, da dies aber nicht der Fall, jo hätte der 
neue Unternehmer jeweils die Kojten des Umbaues zu tragen. Der Telegrapb 
wiürde jo jtet3 auf fremde Koſten auf der Höhe der Eituation erhalten. Nach— 
richten zufolge habe die Verwaltung manches Orts bereit3 auf zwei Seiten der 
Straße Gejtänge, ohne daß ein Bedürfniß vorliege, bloß zur Wahrung der Priorität. 

Lepteres wurde vom Staatöjekretär bejtritten, indem dies vielmehr im Rhein: 
gau auf Grund zahlreicher Petitionen geſchehen jei. Der Verwaltung liege es 
ferne, die wohlthätige Kraft des Kapitals zu verfennen; nur übergroßer Speku— 
lation falle ein Verjchulden zur Laſt, wenn das Bedürfniß überjchritten werde. 
Hinfichtlic) des Frankfurter Kongreſſes jei zu bedenfen, daß die ganze Frage, weil 
Hoheitsrechte berührend, eine interne Angelegenheit fei, die ſich zur Regelung 
durch einen internationalen Kongreß an ſich nicht eigne. Der Frankfurter Kongreb 
jtelle jih al8 eine freie Vereinigung dar ohne Autorität und Kompetenz, um 
unfere Grundfäge und Erfahrungen beeinfluffen zu lajjen. 

Es müjje darauf beharrt werden, daß Selbitihuß überhaupt 
nicht durchweg möglid und daß die Telegraphenverwaltung nidt als 
Rartei, fondern als die Vertreterin der öfjentlihen Intereſſen und 
des Staatswohls daitehe. j 


I. Zweiter Bericht der XVI. Kommiſſion des MNeichstags. 511 


Nachdem von Seite der Reichspoſtverwaltung noch bemerkt worden war, daß 
der gegneriſcherſeits erwähnte Erlaß der Königl. Miniſterien des Innern und der 
öffentlichen Arbeiten auf polizeilichen Intereſſen und nicht auf Vorrechten der 
Telegraphie gegen Starkſtröme beruhe, wurde von Freunden des Selbſtſchutzes 
betont, daß nach der vom Staatsſekretär dargelegten Auffaſſung über die Rechte 
der Städte von dieſer Seite unzweideutig dasjenige in Anſpruch genommen werde, 
was durch den einſtimmig angenommenen Antrag Dr. Hammacher ferngehalten 
werden wolle, weßhalb um jo entjchiedener an der Forderung des Selbſtſchutzes 
feitgehalten werden müſſe. 

Auf eine an den Staatsſekretär von diejer Seite gerichtete Anfrage, ob die 
Telegraphenverwaltung ein Recht habe bezw. beanjpruche, andere Leitungen des— 
halb zu verhindern, weil diefe eine Einwirkung auf die Telegraphenleitung übten, 
oder ob ein ſolches Recht nicht in Anjpruc genommen werde, erfolgte die Ant- 
wort, daß die Telegraphenverwaltung fein Recht in Anjprucd nehme, was jte nicht 
bereits zu befiten glaube. 

Bei der demnädit erfolgten Abjtimmung wurden die Anträge Biehl, 
Dr. v. Bar, Dr. Lieber und nachden die Unteranträge zu Antrag d zurüd- 
gezogen waren, der Antrag d jelbit angenommen. 


Bu Ta Abſatz 2 und 3 
lagen vor: 

a) die Anträge Dr. Lieber-Spahn: 

Streitigkeiten darüber, ob eine Telegraphenanlage dieſer Anz 
forderung genügt, werden, jofern fie nicht auf privatrechtlichen Verhält- 
niffen beruhen, durch Beſchluß der phyſikaliſch-techniſchen Reichsanſtalt 
nach Anhörung der Betheiligten entſchieden. 

Die Ausbildung der phyſikaliſch-techniſchen Reichsanſtalt zur Spruch— 
behörde, ſowie die Geſtaltung des Verfahrens vor derſelben und die Feſt— 
ftellung der Gebührenſätze erfolgt durd eine nach Anhörung des Kura— 
toriums dieſer Anftalt mit Zujtimmung des Bundesrathes zu erlajjende 
Kaijerliche Verordnung. Dieje Verordnung fann auf demfelben Wege 
ergänzt umd abgeändert werden. 

Antrag dv. Gagern: 
Zu $ Ta. Im Falle der Annahme des Antrages Freiherr vd. Buol- 
Berenberg (Abjag 1) als Abjap 2 hinzuzufügen: 

Streitigkeiten darüber, ob eine eleftriihe Anlage diefer An— 
jforderung genügt, werden, jofern fie nicht auf privatrechtlichen Verhält- 
nifjen beruhen, von den Verwaltungsbehörden unter Beobachtung der 
Vorſchriften der 5 20 und 21 der Gewerbeordnung entschieden. Die 
zuftändigen Behörden werden von der Landes: Zentralbehörde bezeichnet. 

Im Laufe der Diskufjion wurden zu dem Antrag b dv. Gagern zwei Unter: 
anträge gejtellt, nämlich: 

x) ald legten Sap hinzuzufügen: „in letzter Inſtanz emtjcheidet der 
Bundesrath“; 

B) hinzuzufügen: „Die phyſikaliſch-techniſche Neichsanftalt iſt zur Er: 
ftattung von Gutachten auf Anfordern der entjcheidenden Behörde 
verpflichtet“ ; | 

und wurde ferner für den Fall der Ablehnung der Anträge a und b 


b 


— 
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ce) der Antrag geitellt, dem $ 7a hinzuzufügen: 

„Streitigfeiten darüber, ob eine Telegraphenanlage diejer Ans 
forderung genügt, werden im gerichtlichen Verfahren entjchieden. 

Auch hierzu ward der obige Unterantrag B geitellt. 

Bei der Abjtimmung wurden ſämmtliche Anträge abgelehnt. 

Die Anfichten der Kommiſſion gingen wejentlic auseinander in der zjrage 
über die Natur des Inhalts des $ 7a, indem von der einen Seite geltend gemacht 
wurde, es jei lediglich fein privatrechtliches Verhältniß vorhanden, während von 
anderer nur ein Privatrecht (ähnlich der Frage, ob ein Gebäude jich den vom 
Nahbargebäude in Folge eines Gewerbebetriebs eindringenden Lärm, Naud, Er 
ſchütterung oder dergl. gefallen zu laſſen habe), von dritter Seite ein gemiſchtes 
Nechtsverhältnig behauptet wurde, welches zum Theil zur Kompetenz der Polizei— 
behörde, zum Theil zu derjenigen der Gerichte gehöre. Daß die phyſikaliſch— 
technische Neichsanjtalt jich zu einer Spruchbehörde jchon wegen ihrer abhängigen 
Stellung als Staatsinjtitut wenig eigne, war die allgemeine Anficht; etwa den 
Bundesrath al3 höhere Initanz diefer Spruchbehörde einzuſetzen, machte den Anz 
trag a der einen Seite der Kommiſſion annehmbarer, der anderen noch unans 
nehmbarer, auch der Vorfchlag, dieſe techniſche Anjtalt zur Abgabe von Gutachten 
zu verpflichten, erregte Bedenken nach der Seite, ob den Gerichten zujtehe, gut: 
achtliche Aeußerungen von Kollegien einzuholen, ohne daß dies im Gejep aus 
drücklich angeordnet jein würde. 

Die Meberlafjung der Entjcheidung an die Verwaltungsbehörden erregte ins 
befondere Bedenken wegen der mangelnden Rechtöeinheit; die Zuweiſung zur geridt: 
lihen Kompetenz dagegen die Bedenken der Verzögerung der Entjcheidungen und 
der Eigenthümlichkeit der der Juſtiz — abgejehen von der Kojtenfrage — damıt 
angejonnenen Aufgabe. 

Der Staatsjekretär ſprach jich dahin aus, daß feines Erachtens die in Frage 
jtehenden Entfcheidungen den ordentlichen Gerichten zu überlafjen jeien — was 
der Fall jei, wenn dies Geſetz hierin Nichts bejtimme —, bis die Frage in einem 
Gejeg über elektrifche Anlagen, in welches $ 7a überhaupt gehöre, geregelt 1eı. 

Erſt in zweiter Neihe fünne er ſich mit dem Antrag b befreunden, aber 
mit dem Bundesrath als oberer Inſtanz; der Antrag a dagegen erjcheine ihm 
unannehmbar wegen des mit demfelben verbundenen großen Apparates und der 
mangelnden Unabhängigkeit der zu errichtenden Spruchbehörde. 

Dem ſchloß jich die Mehrheit der Kommifiion hauptſächlich aus dem Grunde 
an, daß in dem Mangel einer nach allen Richtungen dem Bedürfniß entiprehenden 
Beitimmung in diefem Geſetz ein Kompelle für die verbündeten Regierungen liegen 
werde, dem Reichstage baldigit ein Geſetz über Elektrizität vorzulegen. 

Als $ 7b war beantragt, als Zuſatz zu $ 1 zu bejchließen: 

„Ebenjowenig erlangt das Neich durch diejes Geſetz — abgejeben 
von den durch diefes Gejeß feſtgeſetzten Rechten — ein bejonderes Red! 
gegenüber den eleftriichen Anlagen Dritter.“ 

Der Antragjteller erachtete eine jolhe Bejtimmung dem $ 1 nicht wider: 
iprechend, dagegen behufs Beruhigung der Gemüther nüplich, während von anderer 
Seite der Antrag theils als ſelbſtverſtändlich, theils als geeignet erklärt wurde, 
beitehende Unklarheit noch zu vermehren. . 

Die Mehrheit der Kommiſſion war mit dem Vertretern der Reichspoſt— 
verwaltung darin einig, daß der Antrag injofern Selbſtverſtändliches 
enthalte, als deſſen Sinn nur dahin gehen könne, daß, abgejehen von 
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diejem Geſetz die Reih3-Telegraphenvermwaltung unter dem all: 
gemeinen Recht jtehe. 

Der Antrag wurde in Anbetracht diejer übereinjtimmenden Anterpellation 
zurüdgezogen. 

Es wurde hierauf ald Beſchluß der Kommiffion Eonjtatirt, daß der zu $ 1 
beichlofjene Zuſatz als $ 7b dem Geſetze einzufügen jei. 


3u88 
lagen die übereinjtimmenden Anträge Dr. Hammacher und von Gagern vor, 
des Inhalts: 

Dem 8 8 folgende Faſſung zu geben: 

„Die Beitinnmungen der 88 1 bis 7 gelten für Bayern und 
Württemberg mit der Maßgabe, daß für ihre Gebiete die für das Neid) 
jejtgeitellten Rechte diejen Bundesjtaaten zujtehen, und daß die Bejtimme 
ungen des S dc auf den inneren Berfehr diefer Bundesjtaaten feine 
Anwendung finden.“ 
Ein Antrag, in der erjten Linie an Stelle der Worte „der $$ 1— 7“ zu feßen: 
„dieſes Geſetzes“ 
wurde ohne Abſtimmung allſeitig genehmigt. 

Ein Unterantrag dahin: „den Schluß des Antrags von Gagern: „und 
daß die Beſtimmungen ꝛc. ꝛc. ꝛc. — finden“ zu ſtreichen“, wurde abgelehnt; der 
Antrag von Gagern dagegen angenommen. 

Die Minderheit der Kommiſſion war der Anſicht, es gehe nicht an, für 
einzelne Bundesſtaaten ein anderes, nämlich ein die Verwaltung weniger be— 
ichränfendes Regal zu jtatuiren als für das Neich; es könne diejen Bundesjtaaten 
eher zugemuthet werden, das Neichsregal unter Verzicht auf ihr Nejervatredt in 
feinem ganzen Umfang anzunehmen, widrigenfalls diejelben von dem Reichsgeſetz 
ganz auszujchließen wären. 

Bon einem Mitglied der Minderheit wurde insbejondere ausgeführt: 

Es jei nicht Sache des Reichs, für andere als für das Neid; jelbit Regale 
einzuführen. Wenn durch den $ 52 der Verfaſſung die Staaten, welche durch 
denjelben eine Ausnahme von dem fir das übrige Neich geltenden Rechte erlangt 
hätten, außer Stand gejeßt jeien, durch ihre Gejeßgebung das Regal einzuführen, 
jo jei da3 eine nothwendige, wenn auch vielleicht unerwünschte Folge eben diejer 
Ausnahme. Da diejfe Ausnahmejtellung nicht aufgegeben werden jolle, jo bleibe 
nicht übrig, als die Wirkjamfeit des Geſetzes für diefe Staaten auszujchließen, 
wie durch die vorigen Kommiſſionsbeſchlüſſe geichehen jei. 

Wenn aber das Geſetz auf dieje Staaten ausgedehnt werden jolle, jo müſſe 
es in derjelben Form, wie im übrigen Neiche eingeführt werden, und es dürfe 
der $ 4c nicht, wie der Antrag Gagern wolle, für dieſe Staaten aus 
gejchlojjen werden. Die Kommiſſion ſei der Meinung, daß eine Folge der 
Gewährung de3 Negals die in $ 46 enthaltenen Bejchränfungen fein müßten, 
durch welche im übrigen Reiche die bisherigen verfafjungsmäßigen Rechte der 
Berwaltung eingejchränft würden, jie fünne aljo jeines Eradtens nicht umhin, 
das gleiche Recht für die Volfsvertretungen in Bayern und Württemberg zu 
fonjtituiren, welchen dafjelbe bis jetzt nicht zuſtehe. 

Der Bayerifhe Bundesrathsbevollmäcdtigte führte dagegen aus: 

„Da das Neid) gemäß Art. 52 der Reichsverfaſſung ausjchliegli das 
Recht der Gefepgebung bezüglich der Borrechte der Telegraphie und der recht— 
Annalen deb Deutſchen Reicht. 1893, 38 
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lichen Verhältnifje der Telegrapbie zum Publikum habe, jo ergebe ſich, dab, 
wenn das Neid von diefem Nechte Gebrauch mache, dies für ſämmtliche Bunde: 
itaaten gejchehen müfje. Die Anjicht aber, daß, wenn das vorliegende ©ejeh 
auf Bayern und Württemberg ausgedehnt werde, dajjelbe in diefen Staaten 
„in derjelben Form“, wie im übrigen Neiche eingeführt werden müſſe, ſtehe 
in Widerjprudy mit der weiteren Bejtimmung im Art. 52, wonach die Feſt— 
jtellung der reglementariihen und Tarifbeitimmungen für den internen Verkehr 
innerhalb Bayerns beziehungsweife Württembergd vom Bereiche der Reichs— 
geſetzgebung ausgeſchloſſen it. Aus diejer Verfaſſungsvorſchrift ergebe ſich viel: 
mehr, daß der $ 4c, der von den Gebühren für die telegraphiiche Korreiponden 
handelt, für den internen Verkehr in Bayern und Württemberg feine Geltung 
haben fünne, und daß daher insbejondere auch die Frage, ob die Gebührenſätze 
und die Gebührenbefreiungen für den inneren Verkehr im Wege der Lande 
gejeßgebung oder im Berwaltungswege zu regeln find, lediglid; dem Landes: 
rechte anheimfällt. Der Art. 52 der Berfafjung beichränfe in diejer Beziehung 
das Landesrecht in feiner Weiſe.“ 

Die Mehrheit der Kommijfion war der Anficht, daß der Antrag von Gagern 
durchaus der Verfaſſung entjpredhe, und daß ein Negal für das ganze Neid; zu 
jtatuiren jei, wobei aber die Abjicht ferne liege, in Reſervatrechte von Bundes: 
jtaaten einzugreifen, weshalb der Vorbehalt hinjichtlich des $ Ac — der eigentlid 
jelbitverjtändlich jei — entgegen dem Antrag der Minderheit aufrecht zu erhalten jei. 

Nachdem der Antrag Dr. von Bar in Betreff der Einleitung und Ueber: 
jchrift zurücdgezogen worden, wurde der Geſetzentwurf in der Faſſung der Kom 
miſſion angenommen. 


Anlage |. 


Zirfular an die Königlihen Negierungspräfidenten bezw. Königlichen Negier: 
ungen, betr. Anlagen zur Beleuchtung von Strafen und Hänfern mit ce 
triihem Lichte. 


Bei Durchführung von Anlagen zur Beleuchtung von Häufern und Straßen 
mit eleftrifchem Lichte ift zur Vermeidung von Störungen und Gefahren 
darauf zu ahten, daß die betreffenden Beleuhtungsleitungen von 
den für den Telegraphenbetrieb bejtehenden Leitungen hinreihend 
entfernt gehalten werden, um ein Ueberſpringen des eleftrijden 
Stromed aus den erjteren in die leßteren Leitungen unmöglid zu 
machen. Für Bemefjung der zu diefem Behufe einzuhaltenden Entfernungen 
fommt die größere oder geringere Spannung der zum Betriebe der Beleuhtung®- 
anlagen erforderlichen elektriſchen Ströne, die Richtung der Drahtzüge ſowie aud) 
die Bejchaffenheit der Stüßvorrihtungen in Betradt. . 

Em. erjuchen wir ergebenjt, die Polizeibehörden Ihres Bezirks gefälligit 
anzuweiſen, dieſem Gegenjtande Ihre Aufmerkjamkeit zuzumenden und insbejondere 
die zu ober- oder unterirdifcher Durchführung von Leitungen der bezeichneten Art 
durch öffentlihe Straßen, Wege und Plätze erforderliche jtraßenbaus bezw. der: 
kehrspolizeiliche Erlaubniß fernerhin nicht zu extheilen, ohne wegen der den jede‘ 
maligen Umftänden nad) im Anterefje der Reichstelegraphenverwaltung zu ftellenden 
bejonderen Bedingungen mit der betheiligten Kaiſerlichen Oberpojtdirektion in Ver: 
bindung getreten zu fein. 

Der Mlinifter des Innern. 
Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
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Wenn beſtimmt werden joll, daß die Telegraphen- und Fernfprechleitungen 
gegen Einwirkungen aus Starkfitromfeitungen in ſich geſchützt find, fo entjteht 
zunächſt die Frage, 

ob Wiſſenſchaft und Erfahrung die Erfenntniß begründen, daß der 
Selbſtſchutz allgemein durchführbar jein wird, d. h. ob unterirdische 
und oberirdiiche Telegraphen- und Fernfprechleitungen gegen ebenfo 
angelegte Starkitromleitungen hinreihend gejchüßt werden fünnen, 
wie auch der eleftriiche Betrieb der Starkitromleitungen eingerichtet 
fein möge. 

Demnad wird zuerjt zu erörtern fein, gegen welche Einwirkungen Schuß zu 
Schaffen ift, und von welchen Umſtänden die Einwirkungen der Starkitromleitungen 
auf Schwaditromleitungen abhängen. 

Schuß iſt zu Schaffen: 

a) gegen Induktion (elektrische Strahlung) aus einer Starkitromleitung, die 
in der beeinjlußten Schwadjtromleitung eine eleftromotorijche Kraft 
hervorruft. 

b) gegen unmittelbaren Stromübergang aus der Starfitromleitung in die 
Schwachſtromleitung. 

Die Induktionswirkungen hängen ab: 


a) von den Aenderungen der Stromſtärke und des elektriſchen Druckes (der 
Spannung), alſo von der Betriebsart. In je kürzerer Zeit die Stroms 
itärfe und Spannung auf einen hohen Betrag jteigt oder auf einen 
Mindejtbetrag herabiinft, je schneller diefe Aenderungen auf einander 
folgen, deſto intenfiver wird die Störung wahrgenommen. Am jtärkiten 
tritt die Störung beim Wechjelitrom hervor, dejjen Stärke von Null bis 
zu einem bejtinmten Betrage jteigt und dann wieder zur Null abfällt, 
und danach die entgegengejeßten Werthe annimmt, d. 5. die Impulſe 
wecjeln in ihrer Richtung und Stärfe ab; 

b) von dem gegenjeitigen Abjtande der jtörenden und geitörten Leitung; 

c) von der Entfernung, auf der die Leitungen nebeneinander laufen. 


Gegen die elektriiche Strahlung oder Induktion gibt e8 nur einen Schuß: 
eine vollftändige metalliſche Umhüllung der Leitungen. Kabel mit Metallbewehrung, 
Leitungen in eijernen Röhren find geichüßt, die Metallumhüllung wirkt wie ein 
Schirm, der die Strahlung aufnimmt. 

Starfitromfabel, die Metallbewehrung beſitzen, jtören deshalb Ferniprechfabel 
mit ebenjolhen Hüllen nicht; bei unterirdifchen Leitungen mit Metallhüllen iſt 
von Induktion nicht leicht etwas zu befürchten und um fo weniger, je näher das 
Starfitromfabel für die Hinleitung mit dem Starfitromfabel für die Niücdleitung 
zufammenliegt. 

Fernfprechleitungen in ausgedehntem Maße unterirdiich herzuftellen (aud in 
Städten), wird aber durch die jehr ungünftige Einwirkung der elektrischen Eigen 
ihaften der Kabel auf die Lautgebung verhindert. Auf langen Kabeln it ein 
Sprecdverfehr nicht mehr möglich; Kabel an beiden Enden einer oberirdiſchen 
Spredleitung verjchlechtern die Verjtändigung jehr. — Unterivdiihe Starkſtrom— 
fabel üben auch feine jtörenden Induktionswirkungen auf oberivdiihe Schwachſtrom— 
leitungen, ebenjowenig oberirdiiche Starkitromleitungen auf unterivdiihe Schwach— 
ftromfabel. 


33* 
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Die Induktion fommt dagegen weſentlich jtörend zur Geltung, wenn die 
Leitungen oberirdijch angelegt jind. 

In dieſem Felle it ein Selbitihug allgemein unausführbar. Es 
jpielen nicht allein die Menderungen der Stromjtärfe, der Spannung, die Nähe 
der Leitungen, die Entfernung, auf der die Leitungen parallel laufen, eine Rolle, 
fondern aud) die veränderlichen Iſolationsverhältniſſe. Es ift nicht einmal möglid, 
beliebig viele Fernſprechleitungen gegenfeitig jo anzuordnen, daß die 
eine Leitung gegen die jchwache Induktion aus der andern geihüßt iſt. 

Für Starfjtromleitungen fommen Ströme in Frage, die das 100 000 fache 
der Stärfe der Fernipreditröme oder noc größere Stärke bejigen, die im der 
Etärfe mehr oder weniger jchnell jchwanfen, oder von Null bis zu jehr hohem 
Betrage und umgekehrt jteigen und fallen, deren Spannung u. U. ebenfalls in 
jehr hohen Grenzen ſchwankt. 

Die in Halle bei der eleftriihen Straßenbahn gemachten Erfahrungen jind 
zur Beurtheilung der Einwirkungen feineswegs maßgebend, denn die Bedingungen 
find in Halle noch verhältnigmäßig günftig; trogdem iſt es nicht gelungen, die 
Fernjprechleitungen in ſich zu jchügen. Ungünjtige Bedingungen des Starkitrom: 
betriebes — 3. B. Wechſelſtrom — rufen andere, jtärfere Einwirkungen hervor. 

Gegen eine einfache Starfjtromleitung gibt es allgemein feinen Schuß; aud 
eine doppelte (alfo angeblich in ſich geſchützte) Fernſprechleitung iſt nicht geſchützt. 

Gegen eine doppelte Starfitromleitung ijt eine Fernjprechleitung nur in einer 
bejtimmten Lage (in derjenigen Ebene, die jenfrecht zur Ebene der Starkitrom: 
jchleife jteht und durch die Mittellinie der lebteren geht) theoretiſch geſchützt, 
praftifch läßt ſich diefer Schuß niemals vollitändig erreichen; gegen eine beliebige 
doppelte Starkitromleitung finden beliebige doppelte Fernfprechleitungen keineswegs 
unbedingt genügenden Schuß. 

Die Schwachſtromleitung iſt unter allen Umfländen, möge jie einfach oder 
doppelt jein, der gefährdete Theil, niemals jteht die Starkitromleitung in Gefahr, 
beeinflußt zu werden. 

Man kann daher die Starkjtromleitungen nur jo anordnen, daß jie eine 
Minimalwirkung ausüben, d. h. zur Hinleitung eine nahe parallele Rückleitung 
anlegen, ferner muß jich der Platz des ftärferen Theiles (d. h. der Star: 
jtromleitung) nad dem jchwächeren Theile richten. Nur in diefem Sinne 
gibt es einen genügenden Schuß. ine oberirdiſche Starfjtromleitung 
wird, wenn Schwadjitromleitungen vorhanden jind, wohl ihren entjpredhenden 
Platz finden können, daß jie die jpätere Anlage von Fernſprech- oder Telegraphen- 
leitungen nicht unmöglich macht. 

Bedingung für die Minimalwirkung iſt, daß die Zweige der Starkitrom- 
leitung jo nahe zujanmenliegen, als dies die technischen Verhältniſſe gejtatten. 

Durch die Mafregeln wird die Entwidelung der Starfitromanlagen nicht 
gehenimt, wohl aber die Möglichkeit der Aufrechterhaltung eines geregelten Fern— 
ſprech- und Telegraphenbetriebs bedingt. 

Unmittelbarer Stromübergang kann entjtehen 

a) durch unmittelbare Berührung von Leitungen, 

b) durch Eindringen von Strom in die Erdleitungen. 

a) Die unmittelbare Berührung läßt ſich bei gut angelegten unterirdiſchen 
Leitungen durch entiprechende jchlecht Leitende Zwijchenlager an den Kreuzungs— 
oder Näherungsitellen verhindern. Bei oberivdiichen Leitungen läßt ſich eine Bes 
rührung dagegen nicht immer verhindern, weil eine Leitung ſich ſenken oder reißen 
fann, weil ferner durch Umbruch von Stangen Berührungen hergeführt werden fönnen. 
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E3 werden aber überhaupt die Gefahren, welche oberirdiihe Starkſtrom— 
leitungen mit fich führen, in Deutſchland jehr verfannt oder unterfhäßt. Dieje 
Gefahren für Leben und Sicherheit jind viel größer, als die Gefahren für die 
Fernſprech- oder Telegraphenleitungen. Erheblich werden die Gefahren, wenn 
die Starkitromleitung Wechſelſtrom führt. Je höher die Spannung des Stromes, 
je größer die Gefahr. An Lauffen wurde ein Monteur getödtet, der mit der 
Hand nur leicht eine Wechſelſtromleitung berührt. Es jei bemerkt, daß 
diefe „in jich geſchützte“ Starfjtromleitung eine auch „in fich geichüßte* Fern— 
jprechleitung ftörte und den Betrieb von Telegraphenleitungen behinderte. 

Sowohl eine einfache Fernjpredleitung als auch eine doppelte kann bei der 
Berührung mit einer Starkitromleitung gejtört und zerjtört werden. 

b) Sit eine Starfitromleitung mit Erde verbunden, jo fünnen Ströme in 
Fernſprechleitungen eindringen. Wenn man jagt, daß jolde Ströme in doppelte 
oberirdifche Ferniprechleitungen nicht eindringen fünnen, jo it dies allgemein 
richtig, aber man darf nicht vergejjen, daß doppelte Fernſprechleitungen noch nicht 
gegen Induktion aus Starkjtromleitungen geſchützt jind, daß vielmehr ein 
hinreichender Schuß nur dann erreichbar ijt, wenn die Starfitromleitung doppelt 
iſt und nicht die Erde benußt. 

Wenn für die Starkjtromleitungen die Benußung oder die Mitbenugung 
der Erde gejtattet wird — wie Died z. B. im Widerjpruch mit feiner eigenen 
aufgejtellten Grundregel der elektrotechnijche Kongreß in Frankfurt verlangt — 
fo iſt ſolches um jo bedenklicher, 

als die Gefahren durch Starfitromleitungen ſich außer— 
ordentlich erhöhen, jobald die Erde als Mitleiter be— 
nußt wird. 

Je bequemere Gelegenheit der Starkitrom findet, von einer Fehlerjtelle in 
der Leitung weg über einen anderen Leiter zur Erde zu gelangen, dejto größer 
wird die Gefahr. ES zerichmelzen dann durch den Strom u. U. Kabel, Eijen- 
rohre (Gasrohre), es können Brände und Erplofionen entitehen, wie in Berlin 
an der Roßitraßenbrüde. Erhält eine Wechjelitromleitung, die mit Erde verbunden 
ift, eine Fehlerſtelle, d. h. tritt jie mit einem andern leitenden Gegenſtand in 
Berührung, jo entiteht 3. B. große Gefahr für diejenige Perfon, die zufällig 
auch den Gegenjtand, oder einen anderen mit eriterem verbundenem Leiter berührt, 
indem nunmehr der Strom durch den Körper der Perjon einen Weg zur Erde 
findet. 

Es jprechen daher die jtärfiten Gründe gegen Benutzung Der 
Erde für Starfitröme. 

In einer Reihe von Nulturjtaaten ijt deßhalb die Benugung der Erde für 
Starkitröme im Intereſſe der öffentlihen Sicherheit verboten, 
es iſt ausdrücklich ijolirte Hin= und Rückleitung vorgejchrieben. 

Auc eine Anzahl von FeuersBerfiherungsgefellichaften haben als Bedingung 
die Nichtbenußung der Erde aufgenommen, 

Wenn die Gefahren aus der Benutzung oder Mitbenugung der Erde für 
Starfitröme gebührend gewürdigt werden und demnach, wie in anderen Yändern, 
diefe Benußung unterjagt wird, jo find die Störungen der Fernſprech- bezw. 
Telegraphenleitungen leichter zu vermeiden, die ganze Frage des unausführbaren 
Selbſtſchutzes veduzirt fich auf die ohne bejondere Schwierigkeiten ausführbare 
pafjende Anordnung der Hin- und Niüdleitungen für den Starkitrom, der dann 
die geringjte Wirkung auf benachbarte Schwachſtromleitungen ausübt. Nur auf 
diefe Weife läßt ſich nicht allein die Frage des Schuges der Schwachſtromleitungen 
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löfen, jondern auch die Frage, wie man den Gefahren aus oberirdiichen Stark: 
jtromleitungen möglichſt begegnen fann. 

Es iſt eigenthümlich, wie ſich die irrige Auffaffung der Durchführbarfeit des 
jogenannten Selbſtſchutzes gebildet hat; gerade diejenigen, die auf dem Gebiete 
der Telegraphentechnif jeit Jahren arbeiten, denen praktiſche Erfahrungen neben 
theoretiichen Beweiſen zu Gebote jtehen, verneinen die allgemeine Durchführbarkeit 
des Selbſtſchutzes. Die Erfahrungen liegen aber bei den Telegraphenverwaltungen, 
nicht bei den Starfitromtechnifern. 

Auch auf dem Kongreß in Frankfurt it von feinem Technifer der 
Beweis der allgemeinen Möglichkeit des Selbitichuges geführt worden, wohl 
aber haben Telegraphentechnifer a. a. DO. die Undurhführbarfeit bemwiejen. 

Es iſt der jogen. Selbjtihug nicht eine Kojtenfrage, wie vielfach angenommen 
wird, jondern eine allgemein als ausführbar hingejtellte, aber thatjächlich unauss 
führbare techniſche Aufgabe. 


Il, 


Geſetz iiber das Telegraphenweien des Deutihen Reichs, vom 6. April 189. 
(RG.Bl. ©. 467.) 


81. 
Das Recht, Telegraphenanlagen für die Vermittelung von Nachrichten zu 
errichten und zu betreiben, jteht ausfchließlich dem Neich zu. Unter Telegraphen- 
anlagen find die Fernſprechanlagen mitbegriffen. 


8 2. 

Die Ausübung des im $ 1 bezeichneten Nechts kann für einzelne Streifen oder 
Bezirke an Privatunternehmer und muß an Gemeinden für den Verkehr innerhalb 
des Gemeindebezirts verliehen werden, wenn die nachſuchende Gemeinde die 
genügende Sicherheit für einen ordnungsmäßigen Betrieb bietet und das Reid 
eine ſolche Anlage weder errichtet hat, noch ſich zur Errichtung und zum Betriebe 
einer jolchen bereit erklärt. 

Die Verleihung erfolgt durch den Reichskanzler oder die von ihm hierzu 
ermächtigten Behörden. 

Die Bedingungen der Verleihung find in der Verleihungsurkunde feitzuitellen. 


83. 

Ohne Genehmigung des Reichs können errichtet und betrieben werden: 

1. Telegraphenanlagen, welche ausfchlieglich dem inneren Dienjte von Landes 
oder Kommmunalbehörden, Deichtorporationen, Siele und Entwäſſerungs— 
verbänden gewidmet ſind; 

2. Telegraphenanfagen, welche von Transportanjtalten auf ihren Linien 
ausschließlich zu Zweden ihres Betriebs oder für die Vermittelung von 
Nachrichten innerhalb der bisherigen Grenzen benußt; 

3 Telegraphenanlagen 
a) innerhalb der Grenzen eines Grunditüds, 

b) zwiſchen mehreren einem Bejiger gehörigen oder zu einem Betriebe 
vereinigten Grundſtücken, deven feines von dem anderen über 25 km 
in der Luftlinie entfernt ift, wenn dieje Anlagen ausſchließlich für den 
der Benußung der Grundſtücke entjprechenden unentgeltlichen Verkehr 
beſtimmt find. 
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SA. 

Durch die Landes= Zentralbehörde wird, vorbehaltlich der Reichsaufſicht (Art. 4, 
Ziffer 10 der Reichsverfaſſung), die Kontrole darüber geführt, daß die Errichtung 
und der Betrieb der im $ 3 bezeichneten Telegraphenanlagen ſich innerhalb der 
gejeglichen Grenzen halten. 

$ 5. 


Jedermann Hat gegen Zahlung der Gebühren das Recht auf Beförderung 
von ordnungmäßigen Telegrammen und auf Zulafjung zu einer ordnungsmäßigen 
telephonijchen Unterhaltung durch die für den öffentlichen Verkehr bejtimmten 
Anlagen. 

Vorrechte bei der Benußung der dem öffentlichen Verkehr dienenden Anlagen 
und Ausihließungen von der Benugung find aus Gründen des öffentlichen In— 
terejjes zuläjiig. 

Ss 6. 

Sind an einem Orte Telegraphenlinien für den Ortöverfehr, jei es von der 
Reichötelegraphenvermwaltung, jei ed von der Gemeindeverwaltung oder von einem 
anderen Unternehmer, zur Benußung gegen Entgelt errichtet, jo kann jeder Eigen 
thümer eine® Grundjtüd3 gegen Erfüllung der von jenen zu erlajjenden und 
öffentlich befannt zu machenden Bedingungen den Anjchluß an das Lokalnetz 
verlangen. 

Die Benußung ſolcher Privatitellen durch Unbefugte gegen Entgelt iſt unzuläjlig. 


8 7. 

Die für Benußung von Neichd-Telegraphen= und Ferniprechanlagen bejtehen- 
den Gebühren fünnen nur auf Grund eines Gejeßes erhöht werden. Ebenſo it 
eine Ausdehnung der gegenwärtig bejtehenden Befreiungen von jolden Gebühren 
nur auf Grund eines Geſetzes zuläflig. 


88. 

Das Telegraphengeheimniß iſt unverletzlich, vorbehaltlich der geſetzlich für 
ſtrafgerichtliche Unterſuchungen, im Konkurſe und in zivilprozeſſualiſchen Fällen 
oder ſonſt durch Reichsgeſetz feſtgeſtellten Ausnahmen. Daſſelbe erſtreckt ſich auch 
darauf, ob und zwiſchen welchen Perſonen telegraphiihe Mittheilungen ſtatt— 
gefunden haben. 


89. 
Mit Geldjtrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark oder mit Haft oder mit 
Gefüängniß bis zu ſechs Monaten wird bejtraft, wer vorjäglich entgegen den Be— 
jtimmungen dieſes Geſetzes eine Telegraphenanlage errichtet oder betreibt. 


$ 10. 
Mit Gelditrafe bis zu hundertfünfzig Mark wird bejtraft, wer den in Ges 
mäßheit des $ 4 erlajjenen Kontrolvorjchriften zumiderhandelt. 


S 11. 

Die unbefugt errichteten oder betriebenen Anlagen find außer Betrieb zu 
jeßen oder zu befeitigen. Der Antrag auf Einleitung des hiezu nad Maßgabe 
der Landesgejeßgebung erforderlichen Zwangsverfahrens jtellen der Reichskanzler 
oder die vom Reichskanzler dazu ermächtigten Behörden. 

Der Rechtsweg bleibt vorbehalten. 
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8 12. 

Efeftrifche Anlagen find, wenn eine Störung des Betriebes der einen Leitung 
durch die andere eingetreten oder zu befürchten iſt, auf Koſten desjenigen Theiles, 
welcher durch eine jpätere Anlage oder durd eine jpäter eingetretene Aenderung 
feiner bejtehenden Anlage dieje Störung oder die Gefahr derjelben veranlaßt, 
nah Möglichkeit jo auszuführen, daß fie ſich nicht jtörend beeinflußen. 


$ 13. 


Die auf Grund der voritehenden Beitimmungen entjtehenden Streitigkeiten 
gehören vor die ordentlichen Gerichte. 

Das geridhtlihe Verfahren iſt zu bejchleunigen (55 198, 202—204 der 
Reichs-Zivilprozeßordnung. Der Nectsjtreit gilt als Ferienſache ($ 202 des 
Gerichtöverfafjungsgeietes, $ 201 der Reichs: Zivilprozegordnung). 


8 14. 


Das Reich erlangt durch diejes Geſetz feine weitergehenden als die biöher 
bejtehenden Anjprüche auf die Verfügung über fremden Grund und Boden, ind- 
bejondere über öffentliche Wege und Straßen. 


8 15. 

Die Beitimmungen diejes Gejeges gelten für Bayern und Württem- 
berg mit der Maßgabe, daß für ihre Gebiete die für das Neid) feitgeitellten 
Rechte diefen Bundesjtaaten zuſtehen, und daß die Beitimmungen des $ 7 auf 
den inneren Verkehr diejer Bundesſtaaten feine Anwendung finden. 


Die Tabackbeſteuerung in Deutſchland. 


Von 
Franz Graf, k. Oberzollinjpeltor in Pafjau. 


Einleitung. 


Die Beiteuerung des Tabads bildet ein hervorragendes Kapitel auf dem 
Gebiete der indirekten Steuern Deutjchlands. 

Die drei wichtigften Interejjengruppen des wirthichaftlichen Lebens, Yand- 
wirtbichaft, Handel und Gewerbe erjcheinen bei diejer Frage in gleichem Maße 
betheiligt, da eine wie immer geartete Tabackſteuer-Geſetzgebung ſtets direkt oder 
indireft ihren Einfluß ausüben muß auf Tabackbau, Tabadhandel und 
Zabadfabrifation. Da aber der Anbau von Tabadpflanzungen jeit langer 
Zeit für die verjchiedensten Gegenden Deutjchlands eine Haupt-Erwerbsquelle 
bildet, und Tabadhandel und Tabadfabrikation Schon im deutſchen Zollverein, 
noch mehr aber jeit Gründung des deutjchen Reichs zu großer Blüthe gelangt 
ſind, ergibt ich die erhebliche wirtichaftlicye Bedeutung jeder gejeglichen Regelung 
der Tabaditeuer. 

Auch muß, wenn nach der inneren Berechtigung indirefter Abgaben über: 
haupt gefragt wird, gerade und vorzüglich der Tabad als bejonders geeignetes 
Objekt hierfür bezeichnet werden. Denn wenn nach bekannten Grumdjägen jene 
indirekten Steuern am empfebhlenswerthejten erjcheinen, welche auf Gegenſtände 
eines weit verbreiteten, unter den nadten Lebensbedürfniſſen entbehrlichen, aber 
Doch nur nu vermißten Volksgenuſſes gelegt werden, jo kann nicht in 
Abrede gejtellt werden, daß diefe Momente beim Taback in erfter Linie zutreffen, 
mehr noch als 3. B. bei Bier und Brammtwein. Die finanzwifienjchaftlichen 
Iheoretifer aller Yinien jind denn auch über die vorzügliche Geeignetheit des 
Tabacks als Bejtenerungsobjeft längit einig. 

Ueber die Mittel und Wege aber, durch welche die Tabadbeitenerung in 
Praxis umgejegt werden joll, d. b. über die möglichen und zweckmäßigen 
Spyiteme der Tabadjteuer jind die Meinungen von jeher weit auseinander: 
gegangen. 

Nichts kann in diefer Beziehung [ehrreicher jein, als eine nähere Betrachtung 
der gejchichtlichen Entwiclung der Tabackſteuer gerade in Deutichland, wo 
die Zerjplitterung des Staatemvejens einer einheitlichen Beſteuerung ſelbſt 
dann noch hinderlich war, als bereits der große Zollverein ſich gebildet und 
als Ziel die Steuergleichheit in allen Ländern und Ländchen deuticher Nation 
Jid) erforen hatte, und wo jpäter nach Gründung des Norddeutichen Bundes 
und des deutſchen Neiches auf dieſem Gebiete zwiſchen Regierung und Volks— 
vertretung noch fortwährend leidenſchaftliche Intereſſenkämpfe ſich abipielten. 

Das endgiltige Schickſal der Tabackſteuerfrage für Deutſchland iſt auch 
zur Zeit wohl noch nicht entſchieden und bildet noch fortwährend den Gegenſtand 
des Studiums für Fachpolitiker und Laien, wobei gerade die Vorgeſchichte 
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dieſer Belteuerung ın Deutjchland die jchägenswertheiten Anhaltspunkte Lieiert. 
Eine zujammenhängende eingehende Darjtellung dieſer Vorgeſchichte bis auf die 
Jetztzeit it nach des Verfaſſer Willen, ee über die deutiche QTabadkjteuer 
ichon wahre Fluthen von Brojchüren —— worden ſind, noch nicht vor 
banden. So darf vielleicht der nachfolgende Verſuch einer ſolchen Daritellung, 
mit welchem eine kritiiche Schlußbetrachtung verbunden werden joll, das Verdienit, 
einem Bedürfniffe abzuhelfen, um jo mehr in Anſpruch nehmen, als der aufer: 
ordentliche Umfang des über den Gegenitand vorhandenen Quellenmaterials 
wohl jchon Manchen vor näherem Vertiefen in denjelben abgejchredt hat. 


1. Kapitel. 
Die Zeit vor 1868. 


Einer der erjten deutjchen Staaten, welcher den im Inlande gewonnenen 
Tabad im gegenwärtigen Jahrhundert!) einem jyitematijchen Beiteuerungsmodns 
unterwarf, war Preußen (wojelbit bereits im achtzehnten Jahrhundert längere 
Zeit ein Tabadmonopol beitanden batte, welches im Jahre 1787 aufgehoben 
und, nachdem. es im Jahre 1797 wieder eingeführt worden war, ſchon u 
Folge füniglichen Patents vom 20. Dezember 1797 wieder bejeitigt wurde) ‘) 
Durch Geſetz vom 8. Februar 1819 wurde in Preußen eine Abgabe von einem 
Neichsthaler für den Zentner i im Inland gewonnener Tabadsblätter eingeführt.) 

Dieje erjtmalige deutjche Tabackgewicht s ſteuer erwies ſich jedoch bald 
als beſſerungsbedürftig, da nicht bloß über die Höhe der Steuer, ſondern 
auch über die beläſtigenden Kontrolen geklagt wurde, welche aber trotzdem für 
den Schutz der Steuerintereſſen ſich als völlig unzureichend erwieſen. 

In welcher Weiſe dieſe Kontrolen bethätigt wurden, darüber fehlen dem 
Verfaſſer nähere Angaben, indeſſen wird wohl die Annahme nicht fehlgreifen, 
daß die Kontrolirung ſich wohl nur mit dem eingeernteten Tabach, bzw. 
mit Feſtſtellung des Gewichts desſelben beſchäftigt hat, während jede Robh— 
tabackſteuer, wenn ſie einigermaßen verläßliche Reſultate liefern ſoll, die Kontrole 
ſchon vor der Ernte auf dem Felde beginnen und von da bis zur Vorführung 
des Tabacks vor der Steuerbehörde fortſetzen, m. a. W. den Taback durch 
eine Reihe von Stadien förmlich initradiren muß. Diejes Ziel erfordert 
ein Jorgfältig durchdachtes Syiten, wie es im Wejentlichen unter der Tran: 
zöfischen Monopolverwaltung eingeführt wurde und auch in das gegemvärtig 
giltige deutjche Tabackſteuergeſetz überging. Damals aber mangelten nod) die 
entiprechenden Erfahrungen hierüber und «8 fonnte nicht Wunder nehmen, dab 
bei der Fehlerhaftigfeit der Steuerkontrole die Erträge von Jahr zu Jahr 
geringer, die Unterichleife aber immer größer wurden. Obwohl notoriſch wat, 
daß bei gutem Boden und in guten Jahren für den preußiichen Morgen Tabad: 
land auf eine Ernte von 8 Zentnern, bei mittlerem Boden in mittleren Jahren 
auf eine jolche von 6 und bei jchlechtem Boden auf eine Ernte von 4 Zentnern 
als Durchjchnittserträguii gerechnet werden konnte, waren z.B. in Oftpreuben 


') Auf die vorausgegangene Zeit kann ſich unjere Darjtellung bei dem Mangel all 
gemein zugänglicher amtlicher Quellen biefür nicht näher einlajien. 
m 3 au Verhandlungen der Zwölften Generalfonferenz in Zollvereinsangelegenbeiten, 
eilage VII ©. 210. 
) Val. Motive vn | ie betr. die Bejteuerung des Tabads von 1868, Zoll⸗ 
darlaments-Druckſache S. 
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in den Jahren 1825 und 1826 durchjchnittlich nur 3'/, Zentner Tabak für 
den Morgen angemeldeten Tabadlandes zur Verftenerung gefommen; in den 
Jahren 1820 bis 1822 waren in einzelnen Dijtrikten jogar nur 1%/, und 
1'/, Bentner trodene Blätter per Morgen verſteuert. der ganze übrige Ertrag 
ſohin der Verſteuerung entzogen worden.) Die Kontrolen wurden verſchärft, 
die Beamten zur äußerjten Strenge und Aufmerkſamkeit angewiejen und dennoch 
war der Erfolg ein äußerſt ungenügender. Neben der jchon erwähnten (ver: 
muthlichen) Fehlerhaftigfeit des Syſtems war die Schuld des Mißergebniſſes 
auch auf den geringen Eifer der Öemeindebehörden zurüdzuführen, die nicht 
jelten mit den Defraudanten unter einer Dede jtedten oder es wenigitens an 
der nötbigen Energie jehlen lichen. 

Dieje unerquidlichen Verhältniſſe mußten bald eine Umgejtaltung der 
jtenerlichen Vorjchriften veranlafjen, was durch Kabinetsordre vom 29. März 1828 
geſchah.“) Man ging zu einem Syſtem der Beiteuerung der mit Tabad bepflanzten 
Grundjtüde, john zur Flächenſteuer über, und zwar in der Weije, dab 
der Boden mit Nücdjicht auf die Ertragstähigfeit in 4 Klaſſen eingetheilt wurde, 
wobei jedesmal jänmtliche Grundſtücke eines und desjelben landräthlichen Kreijes 
im eine und diejelbe Steuerflafje verwiejen wurden. Die Abgabe wurde für 
6 breußiiche Ouadratruthen mit Tabad bepflanzten Landes in der eriten 
Klaſſe auf 6, in der zweiten auf 5, in der dritten auf 4, in der vierten auf 
3 Silbergrojchen fejtgejegt. Bei Normirung dieſer Sätze nahm man den Ertrag 
eines guten Mitteljahres auf 9, 7'/, 6 bzw. #'/; Zentner getrodneter Tabad- 
blätter auf einen Morgen jeder Kiaffe an, ſo daß eine Beſteuerung des Zentners 
gewonnenen Tabads mit 20 Silbergrofchen bezweckt wurde. 

Dieje Bejteuerungsart beitand in Preußen bis zum Jahre 1868 und 
wurde in den nächiten Jahrzehnten nach ihrer Einführung in Preußen auch 
in anderen nord- und mitteldeutichen Staaten angenommen (Sachjen, Thüringen, 
Braunſchweig, Hannover und Oldenburg). In Süddeutjchland war der im 
Inland gewonnene Taback dagegen immer noch steuerfrei, jedoch hatte in 
Württemberg und Baden vorübergehend eine Beſteuerung des QTabad- 
handels und bzw. der Tabadjabrifationen bejtanden, theils im Form einer 
Art von Rohtabadmonopols, theils auf Grund von Faſſionen der Fabrifanten 
und Händler, theits in Form einer Waagjteuer. Die betreffenden Syjteme 
litten alle an meiſt unerheblichen Mängeln und wurden, wie erwähnt, bald 
wieder aufgegeben.’) 

Mittlerweile war — 1833 — der große deutjche Zollverein gegründet 
worden und die Frage, im welcher Weiſe für das ganze Vereinsgebiet eine 
einheitliche Bejteuerung erfolgen jollte, trat nunmehr in den Vordergrund. 
Die Löjung diejer Frage aber gejtaltete ſich um jo jchwieriger, je mehr Faktoren 
bei derjelben betheiligt waren. Die Zerrifienheit Deutichlands zeigte ſich — 
troß der zullpolitiichen Einigung — Deutlich in den mehrere Jahrzehnte ohne 
Erfolg fortgejegten Verjuchen, den Grundſatz der einheitlichen Ausgejtaltung der 
inneren indirekten Abgaben, bzw. der Herjtellung des freien Verkehrs im Innern 
des Zollvereinsgebietes hinfichtlih der Tabadjteuer zum Vollzuge zu bringen. 

Im Sabre 1853, bei der zehnten „Seneralfonferenz in Zoll: 
vereinsangelegen heiten“ wurden zum eriten Male bejtimmte Borjchläge 


1) Bgl. die in Ziffer 3 erwähnten Motive ©. 15 unten. 

2) Vol. die in Ziffer 3 erwähnten Motive ©. 1. 

) Bgl. hierüber Mährlen, die Beſteuerung des Tabacks im Zollverein, Stuttgart 1868 
©. 39 f. u. 46. 
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zu einer allgemeinen und höheren Bejteuerung des Tabads im deutjchen 
Vereinsgebiete gemacht.) 

Der Kurheſſiſche Bevollmächtigte wie auf die Nothwendigfeit einer 
gleichheitlichen und höheren Tabadjtener hin, betonte die Geeignetheit gerade 
des Tabacks zur Erzielung höherer Vereinseinnahmen, erempfifizirte auf die 
hohen Monopolseinnahmen in ‚Frankreich und beantragte demgemäß in eriter 
Linie die Einführung des Tabadmonopols im Zollverein, eventuell, falls hiefür 
nicht alljeitige Geneigtheit bejtehe, die gemeinjame Emführung einer Flächen: 
jteuer im Anschluß an das preußische Syſtem, jedoch mit wejentlich höheren 
Sägen, nämlich — unter Beibehaltung der vier Klaſſen (j. oben) für den 
Berliner Morgen Tabadland 15, 20, 25 und 30 Thaler. Als Durchjchnitts- 
ja wide von ihm 3 Thaler für den Zentner Tabad angenommen. Als Zoll 
auf die geringiten Sorten ausländiichen Tabads wurden 10 Thaler vorgeichlagen, 
jo daß die Differenz zwischen Zoll und Steuer 7 Thaler auf den Zentner 
betragen jollte. Für die beſſeren Sorten ausländischer Tabacke wurden 15, 
20, 25 Ihaler Zoll pro Zentner proponirt. Der Württembergiiche 
Bevollmächtigte ſchloß jich im großen Ganzen diejen VBorjchlägen an; die 
etwaige Einführung einer Zabadjabrifatjteuer war beiderjeits ebenfall8 erörtert, 
aber als ungeeignet verworfen worden. Der Preußiſche Bevollmächtigte ver- 
warf Monopol und Fabrikatjteuer, bezeichnete die in Preußen eingeführte 
Flächenſteuer als „fixirte Produftionsiteuer", die ſich dajelbjt bewährt habe 
und mit höheren Sägen auch im ganzen VBereinsgebiet eingeführt werden könne, 
hielt es aber für nothwendig, dab vor ſchließlicher Entſcheidung über die ge— 
eignetſte Steuerform, über die Höhe des Steuerſatzes und des Eingangszolles 
möglichſt vollſtändige Nachrichten über den Umfang der vereinsländiſchen Taback— 
produftion geſammelt und zu dieſem Zwecke von ſämmtlichen Vereinsregierungen 
eine Aufnahme der mit Taback bebauten Grundſtücke, unter Angabe des mittleren 
Ertrags nach Qualität und Quantität in jedem Gemeindebezirke veranlaßt 
werde. Der Bayrijche Bevollmächtigte bezweifelte die Vortheile einer Tabad: 
produftionsfteuer, welche ohne hohe Veranlagung nur jehr geringe finanzielle 
Ergebnijje liefere, bei hoben Stenerjägen aber den inländischen Tabadbau, der 
jeder Ermunterung würdig jei, in jeiner Exiſtenz gefährde, bet der großen 
Verjchiedenartigfeit der Produftionsverhältniffe in den einzelnen Staaten übrigens 
praftijch nur jchwierig durchgeführt werden fünne. Eher ſei zur Emvägung 
noch eine Fabrikatſteuer geeignet, vor Allem aber das Monopol. Der Sächſiſche 
Bevollmächtigte brachte Bedenken nicht allein gegen die etwaige Einführung 
Des Monopols, ſondern auch gegen eine höhere Produftionsiteuer vor und 
auch der Hannoverjche Vevollmächtigte erklärte ich entichieden gegen das 
Monopol und konnte überhaupt einer gemeinjchaftliche Beſteuerung des inländ- 
üchen Tabads, bzw. einer Erhöhung der Zollfäge auf ausländischen QTabad 
Die Zuftimmung jeinev Megierung nicht in Ausſicht stellen. Seitens des 
Badiſchen Bevollmächtigten wurde ſich mit Einführung einer allgemeinen 
und höheren Tabackbeſteuerung einverſtanden erklärt, das bisherige preußiſche 
Syſtem aber, als vielfach Bedenken erregend, verworfen und die Einführung 
des Monopols befürwortet. Die Großberzoglich Heſſiſche Bevollmächtigte 
erklärte ſich namens ſeiner Regierung nur mit einer ſolchen Beſteuerungsweiſe 
einverſtanden, welche die inländiſche Produktion nicht allzu ſtark belaſte, aber 
mit einer nambarten Erhöhung der Zollſätze auf ausländiſchen Taback verbunden 


) Verhandlungen der zehnten Generaltonferenz, Berlin 1854 ©. 28 fi. 
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ſei. Die Thüringiſchen, Braunſchweigiſchen und Oldenburgiſchen 
Bevollmächtigen behielten ſich theils die weitere Entſchließung noch vor, theils 
ſprachen ſie ſich ablehnend gegen jede gemeinſchaftliche Beftenerung und gegen 
die Erhöhung der Zollfäge aus. Der Naſſauiſche Bevollmächtigte nahm 
eine abwartende Stellung ein und der Bevollmächtigte für Frankfurt erklärte 
jich gegen Monopol und Fabrifatjteuer, jedoch für eine höhere Beſteuerung 
überhaupt. 

Man jieht dieje eritmalige Beratdung einer gemeinfamen deutjchen Tabad- 
bejteuerung, — zu welcher nur noch nachgeholt werden muß, dab auch das 
Englifche System (Verbot des Tabadbaus im Lande ſelbſt und Erhebung ſehr 
hoher Eingangszölle vom ausländiſchen Tabad) von zwei Seiten geſtreift, aber 
wegen der umfangreichen Tabadproduftion im Zollvereimsgebiet als völlig un- 
annehmbar bezeichnet worden war — ließ an Berjchiedenartigfeit der jich freuzenden 
Meinungen nichts zu wünjchen übrig. Eine Einigung war hienach natürlich 
nicht zu erzielen und es war jchon als befriedigendes Ergebni zu erachten, 
da schließlich der preußiiche Vorjchlag, für die Jahre 1851, 1852 und 1853 
ın allen Vereinsjtaaten Ermittlungen über den Umfang der infändifchen Tabad: 
produftion nach einem einheitlichen Muſter vorzunehmen und die Einzelrejultate 
Jämmtlichen übrigen Bereinsregierungen mitzutheilen, Annahme fand. 

Auf der im nächjten Jahre 1854 in Darmjtadt jtattgefundenen Eliten 
Generalfonferenz!) fand wiederum allgemeine Berathung über die Tabad- 
beiteuerung im Zollvereine ftatt. Es hatte diegmal der Württembergiiche 
Bevollmächtigte die Initiative ergriffen und unter Befürwortung des Tabad- 
monopols den Entwurf von „Ullgemeinenen Beltimmungen für eine Bereinbarung 
über Einführung des Tabacdmonopols in den zum deutjchen Zoll und Handels: 
verein gehörigen Staaten“ namens jener Regierung vorgelegt. Eine Einigung 
fam aber wieder nicht zu Stande und die Berathung ſchloß damit, daß für 
die nächte Generalfonferenz bejtimmt die Vorlage der jchon 1853 bejchlojjenen 
jtatijtiichen Erhebungen gewärtigt wurde. Auch jtellte die Preußiſche 
Regierung die Ausarbeitung detaillirter Vorjchläge über die swectmäßigite Art 
einer höheren allgemeinen Tabackſteuer in Ausſicht. 

Dieſe Vorſchläge wurden in der That auf der im Jahre 1856 in Weimar 
abgehaltenen Zwölften Generalfonferenz?) preußiſcher Seits der all- 
gemeinen Berathung in Form einer „Denkichrift, die höhere Beſteuerung des 
Tabads betreffend“ unterbreitet. Dieſe Denkſchrift legte zunächit die Gründe 
dar, aus welchen eine gemeinjchaftliche und zwar höhere Tabadbejteuerung im 
Vereinsgebiete angezeigt jei, und beleuchtete dann die drei zur Erreichung diejes 
Ziels ag Wege, das Tabadsmonopol, die Fabrikations- und Verkaufs— 
ſteuer unter S eibehaltung des Eingangszolls und Generalifirung der in einzelnen 
Staaten beitehenden Produftionsiteuer, und die Erhöhung des Eingangszolls 
und der Produftionssteuer unter Ausdehnung legterer auf den ganzen 
Zollverein. Die Darlegungen, mit welchen in der Denfjchrift die Einführung 
des Monopols und der Fabrikatſteuer bekämpft wurde, brauchen bier nicht 
näher erörtert zu werden, da die folgenden Stapitel noch Gelegenheit geben 
werden, zu diejen beiden Steuerjyftemen fich zu äußern. Der dritte Vorſchlag 
eines erhöhten Eingangszolls und einer erhöhten Produftionsjteuer wurde der 
ng in der Weiſe empfohlen, daß das preußische Vierklaſſenſyſtem 


I) Verhandlungen der Eliten Generaltonferenz, Darmitadt 1854 ©. 38 f 
N Verhandlungen der Zwölften Generaltonferenz, Weimar 1856 ©. 31]. — ©. 209 f. 
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bejeitigt, dafür eine einheitliche Flächenjteuer von 10 Thlr. für den mit Tabad 
bepflanzten preußischen Morgen oder 1 Sgr. 8 Pf. für jede Duadratruthe 
erheben und der Eingangszoll bis auf 6 Thlr. für den Zentner Rohtabac 
erhöht werden jolle. Bejondere Beitimmungen waren für den Fall vorgejehen, 
daß nach den erjt zu machenden Erfahrungen diefe Steuer: und Zolljäge ſich 
zu boch oder zu niedrig erweijen würden, indem für diefe Fälle gewiſſe Kautelen, 
die dann eine Erniedrigung oder eine Erhöhung gejtatten würden, vorgejehen 
waren. Die Anlagen zu der „Denkſchrift“ bildeten detaillirt ausgearbeitete 
Entwürfe zu einer „Uebereinfunft zwijchen den Bollvereinsitaaten wegen Be: 
jteuerung des inländischen Tabads*, einem „Geſetze“ gleichen Betreffs, emer 
„Anweiſung“ zur Ausführung desjelben, verjchiedene Formularien, ferner „Be 
jtimmungen über Erlaß der Tabadjteuer wegen Mißwachſes oder anderer 
Unglüdsfälle*. Auch wurden die jchon 1853 bejchlofjenen Ermittlungen über 
den Umfang des Tabadbaus in einer „Ueberjicht von dem Umfange der Tabadz 
produktion in den Staaten des Zollvereins“ als weitere Anlage vorgelegt. 
Da an die in diejer Ueberficht veröffentlichten Zahlen (welche wohl, da em 
jpezielles Jahr bei ihnen nicht benannt iſt, die Durchichnittsziffern der 
Sabre 1851, 1852 und 1853 bedeuten) jpätere Vergleiche angefnüpft werden 
fönnen, jollen die wichtigeren hier mitgetheilt werden. Hinter der Zahl der 
preußijchen Morgen ift jeweils in Klammern (umgerechnet nad) dem Verhältuiß 
von 1 Morgen = 25,532 Ar) die gleichbedeutende Ziffer in Deftaren angeben: 


Zahl der preufiihen Morgen Durdichnittl. Sefammtertrag Durcichnitte 


des mit Tabad Ertrag auf den (Bentner) preis 

bepflanzten Landes. Morgen (Bentner) Thlr. Bar. 
1) Preußen 35232 ( 8995 ha) 6,8 239577 5 29 
2) Bayern 23007 ( 5874 „) 5,6 128839 6 15 
3) Sadıfen 27( 58 „) 10,9 2468 5 10 
4) Württemberg 431 ( 110 „ 7,1 3060 6 24 
5) Hannover 19455 ( 497 „ 6,8 13226 feine Angabe 
6) Baden 22514 ( 5748 „) 6,8 153091 7 l 
7) Kurf. Heſſen 1294 ( 330 „ 8,1 10481 6 = 
8) Großh. Helfen 4211 ( 1075 „) 6,9 29055 7 4 
9) Thüringen 1086 ( 277 „) 8,6 9339 5 0 
10) Braunſchweig 39 10,) 6,8 265 feine Angabe 
11) Nafiau DL 5. 10,9 218 7 
12) Oldenburg fein Tabadbau — — — gr 
13) Frankfurt a/M. 11 ( 3 ,„) 10 106 6 2 

Summe: 90017 (22982 ha) 589725 


Die preußiichen Vorjchläge, welche im Wejentlichen ein Vorbild der jpäter 
(1868) in der That zum Zollvereinsgejeg erhobenen Beſtimmungen waren, 
wären eines befjeren Schicjals würdig gewefen, als ihnen zu Theil wurde. 
Bedingungslos wurde denjelben nämlich von feiner Seite beigeftimmt, vielmehr 
wurden von jenen Staaten, welche nicht von vorneherein ihre Gegnerſchaft zu 
den Vorjchlägen erklärten (wie 3. B. Hannover, das überhaupt ber allen dieſen 
Berathungen jich jehr negativ verhielt), jo verjchiedenerlet Modifitationsantrügt 
eingebracht, daß jchliehlich wieder die ganze Vorlage als abgelehnt zu betrachten 
war. Welch partifularijtiiche Sonderintereffen bei diefem Ausgang mit IM 
Spiel waren, das läßt 3. B. die Thatfache erfennen, daß Die Sldenburgiſche 
Regierung (eines Staates ohne Tabackbau, ſiehe oben) zur Erklärung ihlet 
ablehnenden Haltung angab, ſie hätte „zur bedingten Zuſtimmung ſich beret 
finden laſſen, wenn die norddeutſchen und insbeſondere die Oldenburgiſchen 
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Snterejjen bei den Verhandlungen über den Vereinstarif (johin auf einem ganz 
anderen Gebiete!) eine genügende Berüdjichtigung gefunden hätten.“ 

Auf der im Jahre 1858 in Hannover zujammengetretenen Dreizehnten 
Generalfonferenzt) wiederholte ſich die nun jchon jtereotype Berathung der 
Tabadjteuerfrage. Preußen beharrte auf jeinen Vorjchlägen von 1856 und 
die übrigen Staaten brachten jo ziemlich dieſelben Einwendungen gegen diejelben 
vor, wie damald. Neu war, daß Bayern zum erjten Male den Gedanken 
eines Nohtabadmonopols in Anregung brachte. 

Allen diejen fruchtlojen Verhandlungen war übrigens das Eine eigen- 
thümlich, daß faft alle Staaten (einjchlieglich Süddeutſchlands, wo eine Tabad- 
bejteuerung noch nicht beftand und die Bevölferung daher von neuen Steuer: 
projeften ganz bejonders in Meitleidenjchaft gezogen war,) den Tabad als ganz 
verzügliche Quelle einer höheren indirekten Steuer erachteten, und daß jchon 
damals die Mehrzahl das Monopol als den einzig richtigen Weg anſah, der 
eine in der That ausgiebige höhere Einnahme ermögliche. ©erade weil aber 
die Verhältniffe damals der Durchſetzung des Monopol3 entgegenstanden, 
gelangte man auch zu feinem anderen Steuerſyſtem, von welchem man ſich wenig 
lohnende Rejultate verſprach. 

Auf der Vierzehnten und Fünfzehnten Generalfonferenz (Braun: 
ſchweig 1859 und München 1863) wurde die Tabadbefteuerung nicht mehr 
zur allgemeinen Erörterung gezogen. 

Sp fam das Jahr 1866, jodann die Gründung des Norddeutjchen Bundes 
und der Abſchluß des Vertrages zwiſchen leterem einer, dann Bayern, Wiürttem- 
berg, Baden und Helfen andererjeits, die Fortdauer des Zoll und Handels- 
vereing betreffend, vom 8. Juli 1867.) In diejem Vertrage wurde endlich 
die Bafis für eine unbedingte allgemeine deutjche Negelung der Tabackſteuer— 
frage fejtgeitellt, indem Artikel 3 lautete: „Ueber die Gemeinjchaft der Geſetz— 
gebung und Berwaltungseinrichtungen ijt zwiſchen den vertragenden Theilen 
Folgendes verabredet worden: „ . . 8 4. der im Umfange des Vereins 
geivonnene oder zubereitete Tabad joll einer übereinjtimmenden Be— 
jteuerung unterworfen werden.“ 

Bevor im folgenden Kapitel auf die jchon im nächjten Jahre erfolgte 
Verwirklichung dieſes Bertragspunftes eingegangen wird, ſoll diejer Abjchnitt 
mit einigen jtatiitiichen Angaben gejchlojjen werden. Nach der „Dentichrift, 
betreffend die Befteuerung des Tabads im Zollverein“, welche als Erläuterung 
zum Tabadjteuergejegentwurf dem Bundesrath des Zollvereind unter dem 
9. März 1868 vorgelegt wurde,) waren im Bollverein mit Tabad bepflanzt: 


im Jahre 1857-5: 2. 200 ea 117770 Morgen (30069 ha) 
RR — SID a a aaa Se 113731 pr (29088 „) 
„ PEN : >. ' SR SE 82473 * (21057 „) 
— —— ea 73071 * (18656 „) 
RES: |, RER 5785 „(1448 „) 
FRE BE}: - RER ACER NE 61232 „(15634 „) 
a — |. NE Eger 84317 „ (21528 „) 
Ben RE a 92914 „(28723 „) 
Be I ta a 93667 „(28915 „) 
REEL 86097 „ (22567 „) 





) Verhandlungen der 13. Generalfonferenz, Hannover 1858 ©. 34 fi. 
) Verträge und Verhandlungen über die Bildung und Ausführung des deutichen Zoll« 


und Handelsvereins, Fünfter Band, Berlin 1871 ©. 82 j. 
) Druckſache N. 19 des Bundesrathes des deutichen Zoll- und Handelävereing, Seſſion 1868. 
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Hieraus ıjt das ganz auffallende Herabjinfen des Anbaues vom Jahre 1857 
mit 117,770 Morgen oder 30,069 Heftar bis zum Jahre 1861 mit 55,785 Morgen 
oder 14,243 Hektar, johin eine Verminderung in fünf Jahren um mehr als 
fünfzig Prozent erjichtlich, eine IThatjache, die damals, wo in den ji: 
deutichen Dauptländern des Tabadbaus noch Steuerfreiheit für das inländiſche 
Produft herrichte, noch nicht, wie e8 in der Gegenwart gejchieht, auf all zu 
hohe Steuerlaft, auf das Mißverhältniß zwiſchen Zoll und Steuer u. j. w. 
zurücgeführt werden konnte. Man hat verjucht,') eine Erflärung darin zu finden, 
daß bei dem Rückgang der Tabadfabrifation in Ungarn, in Folge der Einführung 
der öjterreichiichen Tabadregie die Öfterreichiiche Regierung genöthigt wurde, 
auf dem jüddeutichin Tabackmarkte jich zu verjehen, wodurch die höhere Ziffer 
des Jahres 1857 veranlaßt worden jei, während das Einfen des deutichen 
Tabadbaus von 1858 an wiederum darauf zurücdgeführt wurde, daß die öjter- 
reichiiche Negierung in den nächjten Jahren nach 1857 Brlanzer aus der Pfalz 
nach Ungarn fommen ließ und die ungarischen Produzenten jelbjt, als jie jahen, 
daß ihnen die Staatsregie feinen Schaden, jondern jichere Abnahme und qute 
Zahlung bringe, ihren Tabadbau wieder in vollem Umfang, wie früher, betrieben. 
Mittelbar hätten dieje Verhältniſſe auch auf den Tabackbau im übrigen Deutſch— 
land gewirkt. Einiger Einfluß auf das Schwanfen der Anbauzahlen m 
Deutjchland in den Jahren 1857 bis 1861 mag diejen Umftänden eingeräumt 
werden, ganz vermag letzteres biedurch aber wohl nicht aufgeklärt zu erden. 

Die „bisherige Nettoeinnahme* (d. h. wohl die Nettveinnahme des Jahres 
1867), welche der norddeutiche Bund aus Tabaditeuer und Uebergangsabgabe 
bezog, wird in der erwähnten Denkichrift angegeben 

an Tabaditeuer 97,492 Ihaler oder 292,476 Marf 
„ MUebergangsabgabe 102,218 Ihaler oder 306,654 Mearf. 

Die Zolleinnahme von Taback wird für den Durchichnitt der Jahre 

1864—66 mit rund 
2,7%0,000 Ihalern — 8,370,000 Marf 
angegeben. 


2. Kapitel. 
Das Flächenſteuergeſetz von 1868. 


Der Mangel einer einheitlichen Tabadbejtenerung im Zollverein hatte ſich 
ım Laufe der Jahrzehnte immer empfindlicher fühlbar gemacht. 

Die hiemit verbundenen Härten und Ungleichheiten würden wohl jchon dann 
nach Abhilfe gedrängt haben, wenn zwijchen den unter der Laft einer inländiichen 
Steuer stehenden und den von eimer jolchen noch befreiten Theilen Deutſch— 
lands jonit vollitändig gleiche Verhältnifje beitanden hätten. Wllein gerade 
das Umgefehrte war injofern der Fall, als die norddeutichen Staaten, in 
denen die Tabaditeuer bereits bejtand, in Allem, was für die Veranlagung 
einer jolchen Steuer von Belang war, nämlich in der Ausdehnung der be 
bauten QTabadflächen, in den Elimatijchen Vorbedingungen für den Tabadbau, 
in der Güte des Produkts 2c. ziemlich weit hinter dem glücklichen Süddeutjchland 
zurüdjtanden, wo alle dieje Bedingungen in weit höherem Maße gegeben waren 
und wo trogdem Steuerfreiheit berrichte. 

Eine theilweije Ausgleichung war zwar dadurch geichaffen, daß der Tabad 
in jenen Vereinsländern, in welchen er einer inneren Beſteuerung unterworfen 


') Vgl. Mährlen, a. a. O. Anhang ©. 18. 
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war (Preußen, Sachen, Thüringen, Braunjchweig, Hannover und Oldenburg) 
beim Uebergange aus den übrigen VBereinsländern mit einer Ausgleichungs- 
abgabe belegt wurde, an deren Stelle jpäter die Lebergangsabgabe trat. 
Es wurde aljo für Tabad, welcher 3. B. von der Rheinpfalz nach Berlin ver: 
jendet wurde, an legterem Orte eine Uebergangsabgabe von 20 Silbergrojchen 
für den Gentner erhoben‘) Dieje Ausgleihung war aber nur eine jehr ein- 
ſeitige. 

Je lebendiger und umfangreicher ſich im Laufe der Zeit der gegenſeitige 
Verkehr zwiſchen den einzelnen Theilen des Zollvereinsgebietes geſtaltete, um 
ſo fühlbarer und läſtiger wurde dieſe Uebergangsabgabe, die ohnehin mit den 
Grundprincipien des Zollvereins in Widerſpruch ſtand. Sie hemmte den 
Verkehr von einem Staatsgebiet zum anderen und wirkte insbeſondere ein— 
ſchränkend auf die Produktion der Haupttabackbaugegenden Süddeutſchlands, 
indem fie denſelben die Aufſuchung und Behauptung von Abſatzgelegenheiten in 
Norddeutichland erſchwerte. 

Das jchreiende Mißverhältniß, welches damals auf dem Gebiete der 
Tabackbeſteuerung zwiſchen Nord- und Süddeutſchland beftand, drückt jich 
deutlich genug in den am Schlujje des eriten Kapitel angeführten Zahlen 
aus, wonach im Jahre 1867 im Norddeutichen Bunde an Tabackſteuer 
292,476 A, am Uebergangsabgabe dagegen 306,654 M, johin an leterer 
14,178 .4 mehr erhoben worden war. Es hatten mit anderen Worten zur 
yemeinjamen Einnahme des Norddeutjchen Bundes an inländiicher Tabad- 
abgabe die für jich von jeder Steuer befreiten jüddeutichen Staaten mehr bei- 
getragen, als die norddeutjchen, von der Steuer betroffenen Staaten. 

Mach all Diefem war es johin die höchite Zeit, daß 1868 nach Con: 
itituwirung des Zollparlaments zu einer einheitlichen Negelung der Angelegenheit 
gejchritten wurde. Zumächjt hatte jich der Zollbundesrath hiemit zu be 
tajjen und da waren es vor Allem zwei Fragen, welche gelöjt werden mußten: 

a) Welche Stenerart joll die gemeinjame für ganz Deutſch— 
land bilden und in welcher Höhe joll die Steuer erhoben werden? 

b) Welches Verhältniß zwijchen inländijcher Steuer und 
dem gleichfalls neu zu regelmden Eingangszoll auf ausländ- 
iſchen Tabad joll fejtgejegt werden? 

Zu a.) Hier war zumächit in Erwägung zu ziehen, ob nach dem Vor: 
bilde der giltigen preußischen Gejeggebung die Steuer nach dem Flächeninhalte 
weiter zu erheben, oder ob von nun an das Syitem gewechjelt werden jollte. 
Man ließ übrigens hiebei — im Gegenjat zu den Berathungen der General- 
conferenzen — die Projekte eines etwaigen Monopols, einer Fabrikatſteuer u. ſ. w. 
diesmal von vornherein außer Betracht und beichränfte fich darauf, ver: 
gleichende Erörterungen zwiſchen der Flächen- oder Bodenfteuer und einer 
Gewichtsſteuer anzuitellen. 

Als unverfennbarer Nachtheil der Flächenbejteuerung wurde das erhebliche 
Riſiko betont, welches durch diejelbe dem Producenten auferlegt werde, und 
um jo mehr in's Gewicht falle, als der Tabadbau ſich vorwiegend in den 
Händen kleiner Grundbejiger oder Eleiner Pächter befinde. Denn der Tabad- 
pflanzer bleibt, indem er für jein Tabadfeld mit einer bejtimmten Steuerſumme 
veranlagt wird, für dieje Steuerjumme — abgejehen von Mißwachs und außer: 
gewöhnlichen Unglüdsfällen, für welche Steuernachlaß vorgejehen wird — 


1) Vgl. die in Anm. Ziff. 3, Seite 522 erwähnten Motive. 
Annalen bed Deutſchen Reichs. 1893. 34 
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haftbar ohne Rückſicht darauf, wie jich in der That die Ernte geitalten wird. 
Diejes Riſiko wurde bereits auf der zwölften Generalconferenz ') von dem jäc: 
ſiſchen Bevollmächtigten treffend mit den Worten charafterifirt, daß bei der 
‚slächenftener nicht das wirflih gebaute Quantum, ſondern jozujagen die 
Doffnung darauf beitenert werde. Die hierin liegende Schwierigkeit war 
jo wenig zu verfennen, als das weitere Vedenfen, dal eine Bodenjtener auch 
die Vergütung beim Erport erſchwert, indem eine jolche Stenervergütung, wenn 
ſie nicht für einen Theil der Tababadproduzenten eine Erportprämie werden 
joll, nicht nach den durchjchnittlichen. jondern nur nach den günjtigeren Er: 
trägen berechnet werden kann. 

Allein auf der anderen Seite wurden wieder die erheblicheren Nachtheile 
hervorgehoben, welche ein Gewicht sitenerigitem im Gefolge hätte. Es wurden 
hier nur zwei Wege möglich gedacht, nämlich die Beſteuerung des Ernteertrags 
beim Produzenten jelbft nach der Ernte, oder beim Uebergang der Waare aus 
der Hand des Produzenten in die des erften Käufers. Der erjte Weg wurde 
verworfen, weil man fich die nothwendige Gleichmäßigfeit unausführbar und 
eine wirffame Kontrole unmöglich dachte. Man hielt 3. B eine gleichzeitige 
Verwiegung der friichen Ernte in allen Dijtrikten, welche dann geboten je, 
für unausführbar. Auch der verjchiedene Waflergehalt der Tabadblätter wurde 
als gegen die Möglichkeit einer gleichheitlichen Ausführung jprechend erachtet, 
Die Kontrole dachte man jich in der Weiſe, daß die Einbringung der Blätter 
in die Yagerräume beaufjichtigt und letztere fortwährend amtlich fontrolirt 
werden müßten, was man gleichfalls als praftijch undurchführbar hielt. Tie 
Abſchätzung des Ertrags aber unmittelbar vor oder nach der Ernte durd) ver: 
pflichtete Schäger verwarf man wegen der bedeutenden Abweichungen, die ji 
bei jolchen Schägungen ergeben und endloje Beichwerden und Neflamationen 
hervorrufen müßten. Der zweite Weg der Stenererhebung beim Uebergang 
des Tabads aus der Dand des Pflanzers in die des erjten Käufers wurde 
gleichfalls näher erwogen. Hier wurde für hinderlich gehalten, daß der Pflanzer 
beim Verkauf jeiner Produfte nicht am wenige große Fabriken gebunden ter, 
jondern den Tabad in jeder beliebigen Tuantität an jeden Händler verkaufen 
fünne, und eine Kontrole gerade dieſes Kleinverkehrs ich von jeher als un— 
möglich erwiejen habe. Insbejondere wurde auf die jchlimmen Erfahrungen 
verwieſen, die man in Preußen in den Jahren 1819 bis 1828 mit dem da- 
maligen Gewichtsjteuermodus gemacht habe und von welchen im eriten Kapitel 
oben die Rede geweien ijt. AS einzige Kontrolmaßregel, die beim Gemwicht® 
ſteuerſyſtem Aussicht auf Erfolg darböte, dachte man jich die, daß jede Ge 
meinde jolidarijch für ein gewiſſes durchjchnittliches Ertragsquantum nad) der 
Zahl der bebauten Morgen haftbar erflärt und dadurch jeder Yinzelne ge 
wifjermaßen dafür interejfirt würde, etwaige Defrauden jeiner Nachbarn zur 
Anzeige zu bringen. Allein hiedurch verlaſſe man, jo wurde dagegen ein— 
gewendet, das ganze Princip der Gewichtsiteuer und fehre zur Morgenſteuer 
zurück; und gerade darin liege der gewichtigfte Einwand gegen die Gewichts: 
jteuer, dal fie nur dann als praftiich ausführbar erachtet werden könne, went 
man die Kontrolen jo eimrichte, daß die Steuer den Charakter einer Gewichts 
jteuer verliere und jenen einer Flächenſtener wieder annehme. . 

Heutzutage, wo ein jorgjältig ausgebildetes Gewichtsſteuerſyſtem in Deutſch 
land bereits länger als ein Jahrzehnt in Straft bejteht, ohne — abgejehen von 


) Verhandlungen der zwölften Generaltonfereiz, ©. 33 u. 34. 


F. Graf: Die Tabadbeitenerung in Deutichland. 531 


jchiweren prinzipiellen Bedenken, von welchen noch die Rede jein wird — 
in jeiner praftiichen Durchführung bejonders nennenswerthe Schwierigkeiten zu 
verurjachen, wird man über die Mehrzahl der gejchilderten Bedenfen und über 
die jich hierin gewiſſermaßen ausdrücende ſteuertechniſche Unbeholfenheit ein 
Lächeln nicht unterdrücen können. Damals genügten aber dieje Bedenfen, um 
das Gewichtsjteuerprojeft von der Tagesordnung wieder abzujegen, zumal man 
mit der Neuregelung der Tabadjteuer noch feinen jo hohen finanziellen Erfolg 
erzielen wollte, um jchon deshalb auf die immer nur einen geringen Ertrag 
abmwerfende Flächenſteuer verzichten zu müſſen. Zu Gunſten letzterer wurde 
überdies die Einfachheit in der praktiſchen Durchführung, die faſt vollſtändige 
Unmöglichkeit einer Defraude durch Verheimlichung einer größeren Taback— 
pflanzung als beſondere Vortheile geltend gemacht. 

Man einigte ſich hienach im Principe auf Beibehaltung der Flächen— 
ſteuer und hatte mun weiter zu berathen, ob man das bisherige Klaſſenſyſtem 
beibehalten oder zu einem Einheitsjage übergehen wolle. Als Nachtbeil der 
Klaſſenbeſteuerung waren vor Allem die Schwierigkeiten einer richtigen Ertrags- 
ermittlung bervorgetreten, was was wiederum eine jehr verichiedene Anwendung 
der urjprünglichen Veranlagungsgrundjäge im Gefolge hatte. Ungleichmäßig— 
feiten mußten naturgemäß ſchon dadurch entjtcehen, daß in einem Kreiſe 
immer nur eine Klaſſe beitand, wozu noch fam, daß auf die Güte des Tabad- 
produftes nach dem Geſetze eigentlich feine Nüchjicht genommen werden jollte, 
in der That aber, wie dies unausbleiblich war, jolche Nüdjichten dennoch hie 
und da genommen wurden. Eine Bejeitigung diejer Ungleichmäßigfeiten hätte 
nur gejchehen fünnen durch eine fürmliche Bonitirung aller zum Tabadbau 
bejtimmten oder fünftig zu beſtimmenden Ländereien und zwar derart, daß Die 
Abſchätzung nicht bloß nach Kreiſen, ſondern mindeſtens nach Gemeinden hätte 
geſchehen müſſen, da in jedem Kreiſe und ſelbſt in jeder Gemeinde der ver— 
ſchiedenartigſte Boden angetroffen wird. Die Unausführbarkeit einer ſolchen 
Maßregel lag aber, ſchon mit Rückſicht auf die unverhältnißmäßig hohen 
Koſten, auf der Hand. Und daß bei Beibehaltung der verſchiedenen Claſſen 
alle dieſe Ungleichmäßigkeiten unerträglich werden müßten, wenn Steuer— 
erhöhung eintreten ſollte, war nicht zu verkennen. 

Ueberdies hatten gerade die Erfahrungen, die unter dem Claſſenſyſtem 
gemacht worden waren, gezeigt, daß der Taback ſich mehr und mehr auf die 
hiezu geeigneten Landſtriche konzentrirt, die weniger günftigen Gegenden dafür 
verlajjen hatte. Im Durchichnitt der Jahre 1851/53 waren in Preußen mit 
Tabad bebaut: ’ 


in der I. Slaile . - . 222.0. 2217 Morgen oder 6,5 Prozent 
RE URR: | ERBE 3200 135, 
— UV. — — 23545 „ 892 P 
a HEN nee dee 3095 R - 91 " 


Summe 34057 Morgen oder 100 Prozent. 
In den Jahren 1864/66 waren dagegen bebaut: 


in der 1. Slaile . . . 2» 2.2. . 1795 Morgen oder 7,3 Prozent 
el U ae een 13702 „ „546 „ 
re a, ne re era 8488 = „ 33,8 = 
ar EN, en ie . 1081 r „ 43 „ 


Summe 25066 Morgen oder 100 Prozent. 
Der Tabadbau hatte demnach in Preußen in fraglichem Zeitraum im den 
medriger flaflifizivten Ländereien prozentual um mehr als die Hälfte abge: 
34* 
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nommen und dafür dem günftigeren Boden der beiden höheren Glaffen zu— 
edrängt. Auch diefer Umſtand jprach demnach jehr für das Verlafjen des 
Claſſenſyſtems und den Uebergang zu einem Einheitsjaße. 

Es handelte fich demnach nur noch um die Feititellung der Höhe dieſes 
Einheitsjages, eine Frage, die aber nur im Zuſammenhang mit der gleichjalls 
neu feitzujeßenden Höhe der Zolliäge für ausländischen Tabad geregelt werden 
fonnte und deshalb im Folgenden beiprochen werden wird. 

3u b.) Im Jahre 1868 bejtanden folgende Zolljäge für ausländiichen 
Tabad und dgl. Tabadfabrifate: 

Für unbearbeitete Tabadsblätter und Stengel 4 Thaler für den Eentner, 
für Nollentabad, abgerollte und entrippte Blätter, gejchnittene Carotten oder 
Stengel zu Schmupftabad 11 Thaler für den Gentner, für Cigarren umd 
Schnupftabad 20 Thaler für den Gentner. 

Der Zolljag für Rohtaback (unbearb,. Blätter und Stengel) war früher 
höher gewejen und erjt vom 1. Juli 1853 ab von 5'/, auf 4 Thaler für 
den Gentner berabgejegt werden. Dieje Minderung des Zollichuges, den früher 
die inländische Tabadproduftion genoſſen Hatte, war aber in dem folgenden 
Zeitraum nach 1853 nicht im jehr nmachtheiligem Sinne fühlbar geworden, ') 
jondern hatte die Wirkung gezeigt, daß (wie auch aus den jchon oben mit: 
getheilten Zahlen erfichtlich) der Tabadbau ſich mehr auf den vorzugsweiſe 
geeigneten Boden und auf die mit bejonderem Vortheile erzeugten Blätter: 
jorten fonzentrirte. Im Durchichnitt der Jahre 1851— 1853 waren im alten 
Sollverein bebaut worden 88,279 Morgen (eine Zahl, die mit den im erjten 
Kapitel enthaltenen Mittheilungen aus der preußiichen Denkſchrift vom Jahre 
1856 nicht ganz aber doch annähernd übereinitimmt), im Durchichnitt der 
Sabre 18653— 1865 aber 87,987 Morgen, johin in leßterem Zeitraum 292 
Morgen weniger; »Dagegen wurde der Ertrag des Tabadbaues 1851—1852 
auf 555,899 Gentner, 1863—1865 auf 691,330 Zentner jährlich, alfo in 
letzterem Zeitraum auf jährlich 135,431 Gentner mehr geſchätzt. Aus diejen 
Zahlen wurde gefolgert, dab die Tabadproduftion in Folge der Verminderung 
des Zollichuges ſich geſunder geitaltet, d. h. auf diejenige Art der Kultur zu 
fonzentriren verjtanden hatte, im welcher fie der (ausländischen; Goncurrenz vor: 
zugsweije gewachſen war. Dieje gejunde Wirkung der Derabjegung des Zoll: 
ſchutzes zeigte jich auch in der Ihatjache, daß der deutjche Export von Tabad 
und Tabadfabrifaten gegen die Zeit vor 1853 Anfangs der jechziger Jahre 
ganz ungemein jich gehoben hatte, indem im Durchjchnitt der 3 Jahre 1850, 
1851 und 1852 aus dem Zollverein ausgeführt worden waren am rohen 
Tabadblättern 57,505, an fabrizirtem Nauchtabad 14,921, an Cigarren 12,312, 
an Schnupftabad 9629, in Summe 94,367 Zentner, während im Durchſchnitt 
der 3 Jahre 1863, 1864 und 1865 exrportirt wurden an rohen Tabadblättern 
143,446, an fabrizirtem Nauchtabad 14,564, an Cigarren 20,534, an Schnupf- 
tabad 7616, in Summa 186,161 Zentner. Im Ganzen hatte johin die 
Tabadausfuhr in Ddiefer Periode ich nahezu verdoppelt bezw. um rund 
97 Prozent zugenommen, eine Veränderung, welche, injofern jie die ver: 
minderte Abſatzfähigkeit des inländischen Produkts auf dem deutjchen Markı 
erweiſt, auch im machtheiligem Sinne gedeutet werden kann, aus welcher aber 

) Der Verfajjer folgt in den nachſtehenden Ausführungen über die Wirkungen des 
Zollihuges und das Verhältniß zwiihen Zoll und Steuer dem Gedanfengang der Motive 
zum Geßentwurf von 1868, ohne ſich mit demjelben zu identifiziren. 
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himvieder, injofern jie eimen vermehrten Abjat auf dem Weltmarfte dofu- 
mentirt, nur vortheilhafte Schlüffe auf die Güte des Produkts gezogen werden 
fünnen. Zum Theil wurde dieje bedeutende Mehrausfuhr allerdings auf den 
nordamerifanijchen Krieg und die während desjelben eingetretene Stodung in 
der Zufuhr amerifanijcher Tabade zurüdgeführt, allein ganz wird die Mehrung 
hiedurch nicht erklärt, da jchon vor diejem Kriege der deutjche Erport in jehr 
erheblichem Maße zugenommen hatte. 

Was den Ertrag der Tabadzölle anlangt, jo hatte dieſer fich jeit der im 
Jahre 1853 erfolgten Herabjegung des Rohtabackzolls nicht vermindert, jondern 
war in Folge Bermehrung des Verbrauchs ausländischen Gewächſes erheblich 
geitiegen, indem pro Kopf der Bevölkerung im Jahresdurchjchnitt die Einfuhr 
von Rohtaback 1850—1852 1,04 Pfund, 1864—1866 dagegen 1,75 Pfund, der 
Ertrag des Zolles vom Rohtabad 1850—1852 20,59 Piennige, 1864 — 1866 
dagegen 25,20 Pfennige betragen hatte. 

Nach beiden Nichtungen, jowohl nach der wirtbichaftlichen, als nach) der 
finanziellen, hatte johin die Herabjegung des Nohtabadzolls nicht ungünitig, 
jondern in gewiſſem Maße jogar wohlthätig gewirkt und es mußte johin 1868 
bei der einheitlichen Neuregelung von Tabadzoll und Tabadjteuer danach 
getrachtet werden, von diejem Standpunkte eines in mäßigen Schranfen jich 
haltenden Zollſchutzes jich nicht allzu weit zu entfernen. 

Es konnte dies geichehen entweder durch weitere Ermäßigung des Eingangs: 
zoll oder durch Erhöhung der inländischen Steuer oder endlich durch Er- 
höhung des Zolls und der Steuer unter gleichzeitiger Berichtigung ihres 
gegenjeitigen Verhältniſſes. 

In der Gejegesvorlage, wie jie vom Zollbundesrathe beſchloſſen und darauf 
dem Zollparlamente vorgelegt wurde, glaubte man leßteren Weg bejchreiten 
zu müſſen und zwar nicht allein behufs Gewinnung wejentlich höherer ge 
meinjamer Einnahmen (welche vor Allem auch mit Nücjicht auf gleichzeitig 
in's Auge gefaßte wejentlihe Zollbefreiungen und Zollherabjegungen auf 
anderen Gebieten ich als ſehr wünſchenswerth erwies), jondern auch zum Vor— 
theile des Tabadproduzenten injofern, als, wie die Motive des Gejegentwurfes 
jich ausdrüdten, Eingangszoll und Steuer dem Werthverhältnig des inländischen 
und ausländiichen Tabads mehr angepaßt, bezw. die Differenz zwiſchen Steuer 
und Zoll nicht zum Nachtheil des inländischen Tabadbaues geändert werden jollte. 

Der Zollbundesrath gelangte hienach zu dem Vorjchlag einer Erhöhung 
des Nobtabadzolls von 4 auf 6 Ihaler, indem angenommen wurde, 
dag die Erhöhung, wenn man den Zolliag mit dem Wertbe des beitenerten 
Produkts in Verhältniß ſetze, innerhalb der Grenzen mäßiger Beltenerung 
bleibe, welche damals die Grundlage des deutichen SZolltarifiyitems bildete. 
Als durchſchnittlicher Werth eines Zentners ausländischer roher Tabackblätter 
wurde nach den Sätzen, die jich für den Pla Bremen und die Jahre 1851 
bis 1866 eritellten, 19,547 pr. Ihaler angenommen, jo dal der jeit 1853 
bejtandene Zolljag von 4 Ihalern etwa 20, der neu vorgeichlagene Sat von 
6 Thalern etwa 30° Prozent diefes Durchichnittswerthes darjtellte. Zugleich 
wurde der Sat von 6 Ihalern als noch innerhalb dev Grenze bleibend bes 
trachtet, innerhalb welcher nach älteren Erfahrungen die bejtehenden Grenz. 
beivachungseinrichtungen zum Schutze vor allzu großem Schmuggel genügend waren. 

Die Zollfäge für fabrizirten Tabad zu 11 Ihalern, dann für Cigarren 
und Schnupftabad zu 20 Thalern per Zentner glaubte man in der bisherigen 
Höhe belafien zu jollen. 
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Von dem Zollfage zu 6 Thalern für den Zentner ausländiichen Nobtabad 
aus mußte man mın die Grundlage für die entiprechende Erhöhung der In— 
landsſteuer zu gewinnen trachten. Denn daß eine jolche Erhöhung neben 
der Zollerhöhung unerläßlich war, weil ſonſt die Erhöhung des Zollſatzes 
nicht den Ertrag vermehren, jondern (ediglich den Verbrauch des niedrig be- 
iteuerten inländischen Tabads auf Kojten des hochbeitenerten ansländiichen 
künſtlich begünſtigen, alſo den Ertrag vermindern würde, war anzunehmen. 

Die in Norddeutſchland beſtehende Steuer war nach den obigen Aus⸗ 
führungen in Kapitel I jo bemeſſen, daß durchſchnittlich auf einen Centner 
getrocknete Tabackblätter 20 Sgr. gerechnet wurden. Würde nun die Erhöhung 
der Steuer in demſelben Verhältniſſe, in welchem der Zoll erhöht werden 
ſollte, in's Auge gefaßt worden ſein, nämlich in dem Verhältniſſe, wie 2 zu 3, 
jo mußte eine Erhöhung der Steuer von 20 Sgr. auf 1 Thaler vorgeſchlagen 
werden. Man nahm aber an, dab hiedurch nicht nur feine Berichtigung des 
Berhältniijes zwijchen Zoll und Steuer, jondern vielmehr eine Erhöhung des 
Zollſchutzes bezweckt werden würde, d. h. man hielt eine ſolche Erhöhung für 
zu niedrig gegriffen. Es mußte nämlich bei Würdigung der Zollſchutzfrage 
in Betracht gezogen werden, daß Amerika ebenfalls ſehr wohlfeile Tabade auf 
den Markt bringt, und daß bei wohlfeilen Tabaden durch ganz kleine Differenzen 
im Preiſe bejtimmt wird, ob die eine Sorte an die Stelle der anderen tritt. 
Da num bei einer Erhöhung des Zoll® von 4 auf 6 Thalern, der Stener aber 
nur von 20 Sgr. auf 1 Thaler eine verhältnißmäßig jtärfere Vertheuerung 
des dem inländiſchen Taback nahe ſtehenden ordinären amerikaniſchen Tabacks 
eintreten mußte, bei der Fabrikation von Cigarren ſowohl als von Taback 
aber die Sorten gemiſcht werden, ſo würde als Folge eine Veränderung dieſes 
Miſchungsverhältniſſes Mehrverwendung von inländiſchem Taback) zu fürchten 
geweſen jein, die für den Conſumenten kaum merfbar geweſen wäre, ſich aber 
in Ausfällen an der Einfuhr und an den finanziellen Erträgen gefennzeichnet hätte. 

Mußte ſohin eine Erhöhung von 20 Sgr auf 1 Thaler für die in— 
ländiſche Steuer als zu gering erachtet werden, jo fonnte freilich etwa von 
einer völligen Sleichjtellung des Zul und Steuerjages noch lange nicht die 
Nede jein, da im großen Ganzen der inländische Tabak dem ausländischen 
gegenüber denn Doch nur ein Broduft von weit geringerem Durchjchnittspreiie 
und für den Verbrauch durch andere Bevölferungsflafjen beftimmt it. Es 
empfahl ich vielmehr für die Negelung des beiderjeitigen Verhältniſſes auf 
den durchichnittlichen Werth der fonfurrirenden Erzeugniſſe zurüd: 


zugreifen. 
Als Durchjchmittspreis für den Gentner inländischen Tabads fonnte 1863 
— die Schägung war allerdings nicht ganz ſicher — der Betrag von etwa 


6-—7 Ihalern angenommen werden und man hätte daher, wenn man, wie aus 
weislich des Obigen beim Rohtabadzoll gejchehen, hier ebenfalls 30 Prozent 
vom Werthe für die Erhöhung zu Grunde legen wollte, eine Erhöhung der 
Inlandsiteuer auf etwa 2 Ihaler für den Gentner in Vorichlag bringen müſſen. 
Da indeſſen die Berechnung des Durchjchnittswerthes der inländischen Tabade, 
wie ſchon erwähnt, mur eine unſichere war, bei der Flächenſteuer ferner der 
Pflanzer, wie gleichfalls jchon pervorgehoben, ein nicht umerhebliches Riſiko zu 
tragen hat, und endlich der Umſtand in Betracht gezogen werden mußte, dab 
ein großer Theil der Produzenten bis dahin ganz jteuerbefreit gewejen war, 
empfahl ſich ein etwas niedrigerer Anſatz des Steuerſatzes, als nach dem Werth— 
verhältniſſe angezeigt geweſen wäre. Allerdings trat als Folge dann hervor, 
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daß die Differenz zwiſchen dem Zoll und der Steuer jich etwas erhöhen 
mußte, allein man glaubte dem feine allzu große Bedeutung beimejjen zu 
jollen, weil man in der Rückſichtnahme auf die Werthsunterjchiede das Daupt- 
moment erblicdte und im Uebrigen der Anjchauung war, daß gerade dieje höhere 
Differenz die Befürchtungen zeritreuen müfje, als wolle das neue Geſetz plöglich 
und rüchichtslos jchädigend gegen den inländischen Tabadbau vorgeben. 

Hienach wurde für angemeſſen erachtet, einen Steuerjagvonl Thaler 
20 Sgr. für den Zentner Tabad oder umgerechnet nach dem Anſatze 
von rund 7 Zentner für den Morgen eine Slächenfteuer von 12 Thaler 
für den Morgen in Vorſchlag zu bringen. 

(Zu allen vorstehenden Ausführungen muß übrigens bemerkt werden, dat; 
diejelben jene Geſichtspunkte ausſchließlich berücjichtigen, welche für die Ma— 
joritätt der vereinigten Ausſchüſſe I und II des Zollbundesraths maßgebend 
waren. Die Minorität dieſer Ausſchüſſe hatte ſich etwas anderen Anſchau— 
ungen zugeneigt, indem ſie den Schwerpunkt des Geſetzes nicht in die finanziellen, 
ſondern in die volkswirthſchaftlichen Rückſichten verlegen zu ſollen glaubte, und 
von biejem | Standpunkte aus für den Anfang wenigjtens eine um die Hälfte 
niedrigere Steuer empfahl. von welcher aus ja dann jpäter höher gegangen 
werden könne. Wuch das Verhältniß zwiſchen Zoll und Steuer wurde von 
dieſer Minorität anders, als oben entwicelt aufgefaht, indem jie nicht einen 
nothwendigen inneren, jondern einen nur allgemeinen Zuſammenhang zwiſchen 
Zoll und Steuer annahm und der Anjchauung war, dat die inländiiche Tabact- 
produftion einen Zollichug — welcher bei der bedeutenden Preisdifferenz Der 
in- und ausländiichen Produkte auch gar wicht gewährt werden fünne — nicht 
bedürfe umd Die Normirung des Eingangszolls für ausländijchen Tabad daher 
lediglich eine finanzielle Frage jei, deren Entjcheidung ausſchließlich von dem 
bezweckten höheren oder niedrigeren Erträgniß abhänge.““ Eine Einigung 
zwiſchen Majorität und Minorität in den Ausſchüſſen war nicht zu erzielen, 
die Vorſchläge der Majorität wurden daraufhin in der Pienarfigung des Zoll— 
bundesraths vom 6. Mai 1868 zum Beſchluſſe erhoben.) 

Die vier wichtigiten Punkte des Geſetzentwurfs waren alſo folgende: 
1. Einführung einer einheitlichen Tabackſteuer im ganzen Bollvereinsgebiet, 
2. Erhebung diejer Steuer als Slächeniteuer nach einem Einheitsjage, 3. Feſt— 
ſetzung diejes Einheitsjages auf 12 Thlr. für den Morgen vder 6 Sar. für 
3 Duadratruthen, 4. Erhöhung des Zollfages für ausländischen Nobtabad 
von 4 auf 6 Thaler. 

Diejer Entwurf wurde von dem Vorfigenden des Zollbundesvaths am 

7. Mat 1868 dem damals in Berlin verjammelten Hollparlamente zur Beſchluß— 

nahme vorgelegt?) und von legterem in der elften, zwölften, dreizehnten, vierzehnten 
und fiebenzehnten Sigung am 12., 15., 16., 18. und 22. Mai 1863 berathen.”) 

Wenn nun jchon gewöhnlich bei neuen Steuervorlagen die Anſchauungen 
der Regierungskreiſe und der Volksvertretung erheblich zu differiren pflegen, 
ſo war dies in dieſem Parlamente, in welchem noch immer die Nachklänge 
des Confliktes von 1866 die Gemüther erhitzten, umſomehr zu fürchten, als 
gerade die Tabackſteuerfrage manchen Gegenſatz zwiſchen Nord und Süd recht 
deutlich fühlbar machen mußte. 


Bol. Drudiahe Nr. 55 zu den Verhandlungen des Zollbundesraths 1868. 
Akttenſtück Nr. 19 der Drudjachen des HYollparlaments von 1868. 
2) Stenograptie Berichte über die Verhandlungen des deutichen Zullparlaments, 
1868, ©. 191 f., 197 f., 223 f., 252, 366,67. 
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Darüber, daß eine einheitliche Regelung nunmehr erfolgen müjje, waren 
zwar alle Redner einig, viel weniger aber über das Wie. 

An der Bundesrathsvorlage wurde vor Allem die eingehende Begründung 
dafür vermißt, daß eine Erhöhung des Tabadszolls für den Zollverein aus 
finanziellen Nücdjichten unvermeidlich jet. Es wurde bezweifelt, ob die Ans: 
fälle an den Zolleinnahmen in Folge des abgejchlofjenen deutjch-öfterreichtichen 
Handelsvertrags und im Folge der in Ausſicht genommenen Zollermäßigungen 
des neuen VBereinstarifs }o beträchtlich jein würden, um höhere Steuerlajten 
auf anderem Gebiete zu erheijchen, indem mehrere Nedner glaubten, dab die 
Mehreinfuhr die Ausfälle deden werde. Sodann aber wurde — neben ver: 
jchiedenen anderen Bemängelungen, auf die hier im Einzelnen nicht eingegangen 
werden kann, — gegen die Höhe des Steuerjages das Hauptbedenfen geltend 
gemacht, daß dieſelbe die jüddentichen Tabadpflanzer im Gegenjat zur bie 
herigen Steuerfreibeit zu hart und umvermittelt treffen würde, den Ruin der 
fleineren Pflanzer nach ſich ziehen müßte und daher gerade jegt, wo es ji 
um eine Ueberbrüdung der Gegenjäge zwiichen Nord und Süd handle, 
politiich höchſt bedenklich jei. Das Gewicht diejes (egteren Moments Eonnte 
gerade damals nicht verfannt werden, und das Schicjal des vorgejchlagenen 
Steuerjages von 12 Thaler für den Morgen war damit ſchon jo gut wie be 
jiegelt, zumal auch von den norddeutjchen Abgeordneten Viele im Interejie 
des dortigen Tabadanbaus gleichfalls einer hohen Inlandsjteuer abgeneigt 
waren und der die Zeit beherrichende freihändleriiche Zug überhaupt hoben 
indireften Steuern jchon im Princip entgegenjtrebte. Es wurden verjchiedene 
Amendements eingebracht und ſchließlich gelangte der Vorſchlag des Abgeordneten 
Tweſten, die Steuer auf 3 Sgr. für 5 Quadratruthen, d. bh. auf 
6 Thaler für den Morgen fejtzujegen, mit ziemlich erheblicher Majorität 
zur Annahme. 

Hienach waren jelbjtverjtändlich auch die Grundlagen für eine etwaige 
Neuregelung des Zolljages auf ausländischen Rohtabad volljtändig verjchoben; 
denn würde man jet noch auf der Erhöhung des Zolles von 4 auf 6 Thlr. 
beitanden haben, welcher Weg nach Obigem nur im Zujammenhang mit der 
hohen Inlandsiteuer von 12 Thlr. für den Morgen vorgeſchlagen worden war, 
jo würden aus dieſem hohen Zollſchutz für die inländiſche Produktion gerade 
die Nachtheile zu fürchten gewveien jein, die man durch die vorgejchlagene 
Neuregulirung von Zoll und Steuer hatte vermeiden wollen. Es fand alio 
der gleichzeitig vom Abgeordneten Tweſten eingebrachte Antrag, den Zoll: 
jab für Robtabad auf der bisherigen Höhe von 4 Thlr. für den 
Zentner zu belaſſen, gleichfalls Annahme. 

Das Gejeg,') wie es bienach aus der Berathung des Zollparlaments 
hervorging, lautete im Wejentlichen, wie folgt: 

Der im Zollvereinsgebiete erzengte Tabad unterliegt einer Steuer nad) 
Maßgabe der Größe der mit Tabad bepflanzten Grundſtücke. 

Die Steuer beträgt von je 6 Quadratruthen ſpreußiſch) oder 2'/, Dezimalen eines 
bayeriichen Tagwerts 6 Sgr. = 21 Kreuzer jährlich. (Hienach trafen bei An- 
nahme eines Durchichnittserträgnifies von 7 Center — 350 kg auf den Morgen, 
da auf den Morgen 6 Thlr. angejett waren, auf 100 kg Tabad rund 5 





) Das Geſetz wurde in den einzelnen Bollvereinsftaaten durch landesherrliche Ber: 
fügung in Kraft geſetzt. Bal. & 7 an Bayern die Aal. Deklaration von 28. Auguſt 1868, 
bayr. Geſetzblatt 1866— 1869, 
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Steuer.) Für Gejammtflächen unter 6 Quadratruthen, die von einem Pflanzen 
oder mehreren zu einem Hausſtande gehörigen Pflanzern mit Tabadf bebaut 
werden, tritt Steuerbefreiung ein. Die Anmeldung der jteuerpflichtigen 
Grumdflächen ift jeweils vor Ablauf des Monats Juli zu bethätigen; die Ans 
gaben in der Anmeldung jind von der Steuerbehörde und vom Gemeinde: 
beamten zu prüfen, worauf die Steuer berechnet wird und nach der Ernte 
zur einen Hälfte im Monat Dezember, zur anderen im Monat April zu be— 
zahlen it; der Inhaber des Tabadgrundftüds haftet unter allen Umjtänden 
für die Steuerentrichtung. Wenn durch Mißwachs oder Unglüdsfälle die 
Ernte ganz oder zum Theil verdorben wird, joll Steuererlaß eintreten. 
Bei der Verjendung von Tabak in Mengen von wenigitens 50 Pfund in’s 
Ausland wird Ausfuhrvergütung gewährt; als geringfter Vergütungsjag 
für den Gentner Roh: und Schnupftabad jind 15 Sgr., fir den Gentner 
entrippte Blätter und Fabrikate 20 Sar. feitgeitellt, welche Säge vom Bundes— 
rath bis zu 20 und 25 Sgr. für den Gentner erhöht werden fünnen. 

Die Stener wird zum erjten Male für die im Jahre 1869 mit Tabad 
bebauten Grumdjtüde erhoben. ’ 

Wer die Anmeldung von Tabadgrunditücden unterläßt, hat das Vierfache 
des Steuerbetrages, um welchen die Staatskaſſe hätte verfürzt werden fünnen, 
als Strafe verwirft; die Steuer it unabhängig von der Strafe zu ent: 
richten. Für unrichtige Größenangaben wird — ebenfalls bei Entrichtung der 
Steuer — Ordnungsſtrafe erhoben. Für das Verfahren in Strafiachen 
gelten die in Zollitrafjachen giltigen Bejtimmungen. Die Berjährung von 
Zuwiderhandlungen tritt in fünf Jahren ein. 

Die Erhebung einer Uebergangsabgabe von den aus den jüddeutjchen 
Bereinsitaaten in die norddeutichen Länder eingegangenen Tabaden und Tabad- 
jabrifaten wurde bei Inkrafttreten obigen Geſetzes ſofort eingeitellt. 

Bom Bundesrathe des Zollvereins wurden im Jahre 1869 noch Aus: 
Tührungsbejtimmungen zum Gejege: nämlich eine „Anweiſung zur Aus— 
führung des Gejeges, die Beiteuerung des Tabads betreffend“ (enthaltend vor- 
nehmlich die näheren Beitimmungen über die Nevifion der Tabadpflanzungen), 
„Beſtimmungen über Erlaß der Tabaditeuer wegen Mihwachjes oder anderer 
Unglücksfälle“ (enthaltend Anordnungen über Umpflügen, über das Verfahren 
bei Hagelſchlag, Ueberſchwemmung, Feuerſchaden), Towie ein „Regulativ be 
treffend die Gewährung der Zoll und Zteuervergütung für in das Ausland 
verjendeten Taback“ (enthaltend ziemlich eingehende Bertimmungen vor Allem 
für die Slontrolen in den Tabadfabrifen u. j. w.) erlaflen und veröffentlicht.') 

Alle dieje geieglichen und jonjtigen Beltimmungen jtanden in Nraft vom 
Sommer 1869 bis zum 1. April 1880, an welchem Tage das dermalen noch 
geltende Tabadjteuergejet vom 16. Juli 1879 in Giltigfeit trat. (Die durch) 
legtbezeichnetes Geſetz neu eingeführten Zohlſätze erlangten übrigens ihre 
Siltigfeit jchon am 25. Juli 1879.) 

Für dieien mehr als zehmjährigen Zeitraum find Folgende jtatiftiiche Notizen 
bemerfenswerth: 

Die als Beilage zum Gejegentwurf von 1878 beigegebene „Ueberficht 
über den Umfang des inländischen Tabadbaus in den Jahren 1861 bis 1876/77* 
enthält zu dem bier fraglichen Zeitraum (einjchießlich der beiden unmittelbar 
vorausgegangenen Jahre 1867 und 1868) folgende Angaben: 


) Val. z.B. Anıtsbl. der f. bayer. Beneralzofladminiftration 1869 S. 110f. 123 1., 1341. 
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1867 19704 530946 26,95 | 6598.4 62743 46464 813,91 — 
1368 17939 ı 530308 20,56 | 6241,44 ı 5263,2  4675,4 80611 — 
1869 17273 449937 26,05 | 5402,2 , 5500,6 4314,1 79666 — 
1870 16662 481636 28,91 | 57222 | | 329,8 34652 | 7933| — 
1871/72 1 22673 717907 31,66 | 7103,8 | 5925.0 | 4721,0 | 979,7 | 31589 
1872/73 | 26490 : 902644 34,07 ] 7960,4 | 72073 | 5723,3 | 1184,2 | 34627 
1873/74 | 30500 1081397 35,45 | 9001,6 8533,0 | 6451,4 | 1510,6  3840,9 
1874/75 | 22456 842653 37,52 | 6493,9 | 5933,5 | 4884,6 941,5 3450.1 
1875/76 | 24293 759313 31,25 | 7453,1 | 5888,0 | 5202,90 | 1135,6  3859.6 
1876/77 | 21735 634033 29,17 | 6876,0 | 5213,1 | 4714,5 849,9 3515.7 


| | 
Aus der Neichsjtatiftif iſt Folgendes hervorzuheben: 
a) Der Tabadbau im deutichen Zollgebiet Statistisches Jahrbuch, 1891 ©. 18) 


















Bruttogeldertrag | Mittlerer 
der Tabadernte nach | Preis ein— 


Flacheninhalt der Ertrag J 
mit Taback bepflanz: | in getrockneten 























Ernte: Zahl ten Grundſtücke Tabadblättern | Abzug der Steuer ſchließlich 
jahre ne — TESTER: Tee Steuer 
(1. Juli , due | | due durch feiner Toune 
His Tabad: | über: Re über ſchniulichſ über: ſſchannie trockener 

Ipflanzer upt ai aupt auf ipt au Zabads- 

30. Juni) — Be 1 Pilanzer baup 1 Hektar — 1 Hektar — 

Hetlar Ar 1000 4 Tonnen 1000 s Se M 

1871/72 | 178591 | 22673 12,70 | 35895 | 1,59 17551 7187 >10 
1872/73 | 200829 | 26491 | 13,19 | 45132 1,71 28232 1066 6% 
1873/74 | 214267 | 30501 | 14,23 | 54070 1,77 21550 ı 707 440 
1874/75 | 183555 | 22456 12,2: 42133 1,87 20176 | 898 490 
1875/76 | 191896 | 24294 , 12,66 | 37966 1,56 14800 | 609 430 
1876/77 | 174591 | 21735 12,45 | 31702 1,46 11592 | 533 410 
1877.78 | 165273 | 17915 10,84 | 29863 1,67 13267 | 741 483 
1878/79 | 157175 | 18016 11,46 | 29889 1,66 13541 | 752 493 
1879/80 | 159061 | 17273 10,86 | 28409 1,64 20248 | 1172 154 


b) Tabadverbrauc) im  Deutjchen Zollgebiet (Jahrbuch 1891 ©. 123.) 
Vorbemerkung hiezu: Zur Berechnung des fabrifationsreifen Nohtabads 
iſt von dem ermittelten Gewicht des produzirten dachreifen Tabacks ein 
Fünftel abgezogen. Bon dem eingeführten Rohtabad it angenommen, daß 
er ausichlieglich aus fabrifationsreifem beiteht. Der ausgeführte Nohtabad 
iſt zur Hälfte als fabrifattonsreif, zur Hälfte als dachreif angenommen, die 
Hälfte alfo reduzirt. Bon der Mehrausfuhr (bezw. Mehreinfuhr) von Schnupf- 
und Kantabad find für beigemischte fremde Bejtandtheile 23%, in Abzug ge 
bracht. Angenommen wird, daß das Gewicht der Fabrikate zum Gewicht des 
dazu verwendeten fabrifationsreifen Rohtabacks ſich wie 100:104 verhält. Die 
Zahlen der Produktion an Nohtabad im Wereinsgebiet mehren jich von 1871/72 
ab durch den Hinzutritt Elſaß-Lothringens. 
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e) Die Einnahme von Tabad im deutjchen Zollgebiet (Jahrbuch 1891 ©. 176). 





Erntejahr | Erd 


Betrag der 
obenen 


Ein 





Zu⸗ 


Ausfuhrvergütungen 





Nettoertrag der 


Tabadabgaben 








1: Sub I; Tabad: gangszoll MiRmeN Rd. Ri. = 
iteuer nachſ vom | Steuer ö Zu | Ganzen | auf den 
is Abzug der| Fapad Fund Zoll vergütete vergüteter tammen | (Sy. 4 | Mus 

30. Juni] Ertajie Steuer | Zoll | —— op 
1000 M | 1000 4] 1000 4] 1000 ri 1000 4 1000 M 1000 M Me 

1869,70 1022,7 8020,0 | 9042,7 24,0 | — 24,0 9018,7 0,23 

1870/71 | 10472 | 87728] 98200 | 143.1 | * 143.1 | 96769 | 03 

1871/72 1519,5 | 12685,1 | 14204,6 152,2 65,3 220,5 113984,1 0,35 

1872173 1777,6 | 19670,4 | 21448,0 | 281,2 86,5 367,7 121080,3 0,51 

1873/74 2021,1 468,8 | 11489,9 332,2 65,2 397,4 ] 11092,5 0,27 

1874/75 1521,6 | 11583,1 | 13104,7 428,6 | 40,1 468,7 |] 12636,0 0,30 

1875/76 1595,4 | 12424,5 | 14019,9 | 395,0 51,0 446,0 | 13573,9 | 0,32 

1876.77 1474,1 | 13149,6 | 14623,7 2983 ı 434 341,7 1 14282,0 | 0,33 

1877/78 1147,3 1 19701,4 | 20848,7 200,3 34,1 234,4 1206143 | 0,48 

1878.79 1196,0 | 25406,6 | 26602,6 194,6 , 24,0 218,6 1 26384,0 | 0,60 

1879/80 1157,8 S093,4 | 9251,2 3,1 13,1 9550| 021 


| 96,2 


Endlich mag bier noch folgende „Spezialüberficht über den Umfang des 
Tabadbaus im den bedentenderen Anbaudijtrikten des Ddeutichen Zollgebiets“ 
Play finden, welche der im ‚Februar 1891 dem Neichstag vorgelegten, vom 
Reichsſchatzamte über verichiedene Fragen der Tabadbeftenerung ausgearbeiteten 
„Denkſchrift“ entnommen tt. 





Mit Tabad find bepflanzt worden 








Seftar 
im BEE: E 181221818 |]$,1| : | Ten 
Ernte · übr [EE|2=| 3 IE J5E| 2 |: I|22| 3 | 2 | eier 
in hm] _.z|8=| > | 2 s|l= ER * * —— 
;= = * a = - I = = u | iz 
1871/72 1] 226731 442 1 1954 11154 1451 Ss] 1368 | 488 15925 | 4721 1 71041 98073159 
1572/73 126491 | 507 12246 ] 1300 1580 | 798 1539] 560 | 7207 1 5723 1 7961 | 118413463 
1873/74 130501 | 610 12553 11653 1 612 | 979 17191 713 18533 ] 64521 9002 ] 15111 3841 
1874:75 122456 | 4852 | 2u00 ] 1073 1 471] 484 | 4011| 512 15983 | 4885 16494] 94173450 
1875/76 ] 24294 | 450 [2041 | 1160357 | 495 1388] 520 15888 | 5208 | 7453 1 1136 1 3860 
1876/77 121735 | 403 [1918 | 10151275 | 359 13591 474 | 5213 14715 16876 1 85013516 
1877/78 117815 | 390 | 1976 ] 1066 1 322 | 319 1322] 401 | 5206 ] 3697 15525 1 57072416 
1878/79 | 18016 | 392 1950| 905 1344] 318 13691 340 | 5096 14133 15476 I 62872181 
1879/80 | 17273] 405 J 1804] 852343] 136 [416 1 333 [467913808 15240 | 594712464 
Dieje Jänmtlichen Zahlen laffen, wem auch nicht ganz genau diejelben 


Zeiträume unfajfend, mit Uebereinſtimmung Folgendes erfennen: 

Ter Tabadbau, welcher in den beiden legten Jahren vor Inkrafttreten 
des Flächenſteuergeſetzes 1867 und 1868 im Yollvereinsgebiet 19,704 bezw. 
17,339 ha umfaßt hatte, zeigt vom Jabre 1869 (17,273 ha auf 1870 (16,662 ha) 
eine ziemlich erhebliche Abnahme, von da an bis 1873,74 eine Zumahme bis 
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zur höchſten Ziffer mit 30,501 ha, dann aber bis 1879/80 — abgeſehen von 
einer ganz vorübergehenden Zunahme im Jahre 1875/76 — eine jehr in’s 
Auge fallende, ſtets fortjchreitende Abnahme, indem das Jahr 1879/80 — das 
legte unter dem Flächenſteuergeſetz — mit jeinen 17,273 ha, die nämliche 
Ziffer, wie 1869 und eine niedrigere Ziffer aufweiſt als 1868. Die Zunahme 
bis 1873/74 ijt zum größten Theil nur eine jcheinbare, indem von 1871/72 
an Eljah-Lothringen mit jeinem bedeutenden Tabadbau zu den früheren Ziffern 
binzutrat. Gerade mit Rücdficht auf lehteren Umstand wird aber der Eindrud 
der Abnahme des Anbaus nach 1873/74 noch weientlich verjtärft und zwar ume 
jomehr, wenn man das damals für den inländischen Produzenten verhältnigmäßig 
recht günſtige Verhältniß zwiſchen dem Zoll auf den ausländischen Tabad und 
der Inlandsſteuer, ſowie die Niedrigfeit der legteren im’3 Auge fat. Ueber 
die Erklärungen, die man bei der Tabadenquete im Jahre 1878 für dieje 
Abnahme gegeben hat, ſiehe das Nähere im folgenden dritten Kapitel. Der 
elfjährige Durchichnitt des Tabadanbaus in den Jahren 1869 bis 1879/80 
beträgt nach obigen Ziffern 21,390 ha. 

Der Ernteertrag an getrodneten Tabadblättern, der 1869 449,927 
Gentner oder 22,496 Tonnen betragen hatte, jticg bis zum Jahre 1873,74, 
in welchem die höchſte Ziffer mit 45,132 Tonnen erreicht war und fiel 
von da an ftetig bis zum Sabre 1879,80 mit 28,409 Tonnen. Vergleicht 
man mit diejen Zahlen die betreffenden Anbauflächen, jo ergibt ſich auch bier 
wieder, wie für den oben jchon erwähnten Zeitraum nach 1853, daß mit der 
Verminderung der Anbauflächen nicht auch in gleichem Grade eine Verminderung 
des Ernteertrages eintrat. 1869 waren z. B. von 17,273 ha 22,496 Tonnen, 
1879,80 aber von der genau gleichen Anbaufläche 28,409 Tonnen gewonnen 
worden. Der elfjährige Durchichnitt beträgt hier 29,781 Tonnen. 

Der durchſchnitthiche Ernteertrag pro Hektar bezifferte ſich 1869 auf 
1,30, jtieg dann bis 1874/75 mit 1,37 und fiel hierauf wieder bis 1879,80 
mit 1,64. Das Mittel der 11 Jahre beträgt 1,60. 

Der mittlere Preis der Ernte war ein jchiwanfender. Für eine Tonne 
einschließlich Steuer berechnet betrug er 1871,72 (für 1869 und 1870 jind 
in obigen Zujammenftellungen Zahlen nicht enthalten) 510 M, jticg dann im 
nächiten Jahre auf 696 M, ſchwankte von 1873/74 bis 1878/79 zwijchen 410 
und 493 M, und hob jich 1879,80 zur beträchtlichen Höhe von 754 .#. Der 
neunjährige Durchjchnitt erjtellt jich auf 523 He. Für 100 kg ausichlieglich 
Steuer berechnet, betrug der Preis 1871/72 47 M, ſtieg im nächſten Jahre 
auf 65,6 M, bewegte ſich darauf zwijchen 37 und 45,3 Ab. und jtieg 1879,80 
auf 71,4 4. Hier beträgt das neunjährige Mittel 48,3 M. 

Gegenüber der inländischen Produftion an fabrifationsreifem Rohtaback weiit 
die bezügliche Einfuhr aus dem Auslande ungleich höhere Ziffern auf. Der 
elfjährige Durchſchnitt bei erjterer beträgt 27,755, bei letterer 50,244 Tonnen. 
Allerdings ift in den bezüglichen Einfuhrziffern die ganz ausnahmsweiſe hohe 
Se von 1878/79 inbegriffen (100030 Tonnen), wo wegen der bevorjtehenden 

olferhöhungen ganz folofjale Vorräthe eingeführt wurden. 

Hinfichtlih der Tabadfabrifate find in der Statijtif die Ein- und 
Ausfuhrziffern im Einzelnen — ausgejchieden nach Cigarren, Schnupftabad 
u. ſ. mw. — nicht angegeben, jondern nur die Unterjchiede zwiſchen Ein- und 
Ausfuhr. Ber allen Fabrifaten wurde ganz überwiegend mehr aus- als ein- 
geführt. Die einzige Ausnahme bilden hinfichtich der Kigarren und Cigaretten 
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die Jahre 1877/78 und 1878/79, wo mit Nücdjicht auf die bevorftehenden 
Hollerhöhungen vorübergehend eine Mehreinfuhr ſich zeigt. 

Die Einnahmen au Tabaditeuer und Tabadzoll bewegen jich dem 
bereits Erwähnten entiprechend ; eritere jtieg von 1869/70 mir 1,022,700 .ie. 
bis 1873,74 mit 2,021,100 M und fiel hierauf bis 1879/80 mit 1,157,800 M 
Der elfjährige Durchichnitt beträgt 1,407,300 .6. Letzterer bezifferte ſich 
1869/70 auf 8,020,000 M, ſtieg dann bis 1872,73 mit 19,670,400 „ie 
Mehreinfuhr in Folge des Steuerprojeftes von 1873) fiel darauf 1873/74 
auf über die Hälfte mit 9,468,800 M, wuchs dann wieder an big 1878/79 
mit 25,406,600 He, um 1879/80 auf das Drittel bievon mit 8,093,400 M 
zu ſinken. Hier beträgt der elfjährige Durchſchnitt 13,543,200 Au — 

Bor Schluß des gegenwärtigen Kapitels iſt noch furz des — nicht zur 
Ihatjache gewordenen — Steuerprojeftes von 1873 zu gedenfen. 

In der Neichstagsieilton 1872 war nämlich Antrag auf Aufhebung der 
Zalziteuer geitellt worden und es hatte daraufhin der Bundesrath am 
28. Juni 1872 die Einjegung einer Kommiſſion bejchlojfen,') welche ſich mit 
der Borbereitung der im Falle der Aufbebung der Salzfteuer an deren Stelle 
einzuführenden Neichsiteuer bejchäftigen jollte, und aus jechs, jeitens der Negier: 
ungen von Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden und Bremen zu 
bezeichnenden Mitgliedern bejtand. Dieje Kommiſſion war in Berlin auf den 
4. November 1872 zujammenberufen worden und hatte ihre Berathungen bis 
in die erjten Monate des Jahres 1873 fortgejegt. Vor Allem war der Tabad 
als Objekt in's Auge gefaßt worden, der eine höhere Belaftung geitatte, wo— 
bei übrigens die Frage ſpeziell der Einführung des Tabadmonopols ganz 
auper dem Spiel gelajjen wurde, da jämmtliche Mitglieder dieje Frage nic 
für opportun erachteten und auch der Anficht waren, daß es für Die Bel 
derjelben umfajjender jtatiftiicher Erhebungen bedürfe, die dermalen nicht zu 
Gebote jtünden. Leber die Art der Beſteuerung waren der Kommiljion von 
dem bremijchen, preußtichen und jüchliichen Kommiſſar drei Vorjchläge unter: 
breitet worden, auf welche hier nicht näher eingegangen zu werden braucht, da 
der Inhalt derjelben jich in verjchiedenen Punkten mit den Problemen 
det, welche jpäter von der Tabackenquetekommiſſion berathen wurden und 
welchen im vierten Kapitel ohnehin nähere Betrachtung gewidmet werden muß. 
Auch die Erörterungen der Kommiljion über die amerikanische Fabrikatſteuer 
und die Gründe, aus welchen diejelbe für Deutjchland nicht empfehlenswerth ſei, 
fünnen mit Rückſicht auf die jpätere Beſprechung diejer Steucrart hier außer Be 
tracht bleiben. Das Ergebniß der Berathungen der Kommiſſion war jchlieglich der 
Entwurf zu einem Gewichtsiteuergejege, welcher Entwurf in den meiſten Einzel— 
heiten jich) mit dem jpäteren wirflichen Gejege von 1879 dedt, und zwar nicht 
allen in den gejeglichen Beſtimmungen jelbit, jondern auch in den Motiven, die 
1878 und bezw. 1879 zum großen Theil wörtlich in die jpäteren Entwürfe über: 
nommen wurden. Als Zolliüge waren vorgejchlagen 14 Thaler für den Zentner 
unbearbeitete Tabadblätter und Stengel, 30 Thaler für den Zentner Cigarren und 
Cigaretten, 20 Thaler für den Zentner anderen fabrizirten Tabad, als Steuer: 
ja 8 Thlr. für einen Zentner Tabad in getrocnetem, unfermentirtem Zujtande. 

Am 26. Februar 1873 wurde diejer Entwurf dem Bundesrathe vor: 
gelegt, am 7. März mittelft Beſchluß des letzteren den vereinigten Ausſchüſſen 


) Vgl. Bericht der Kommilfion für Aufhebung der Salzitener d. d. Berlin 26. Februat 
873, Gnntchtaitätrudiache Nr. 45 von 1873. 
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für Zoll und Steuerwejen und für Handel und Berfehr überwieſen. Bier 
war man cbenfall$ der Meinung, daß von einer VBerathung des Tabad- 
monvpols ganz abzujehen jet, u man den Gedanfen des Monopols „nur 
gerechtfertigt in Zeiten großer Kalamität und Geldnoth“ hielt. Der von der 
Kommiſſion in Vorjchlag gebrachte Beſteuerungsmodus wurde als zur Zeit 
„einzig möglicher“ angejehen, es wurde aber die Frage dahin zugejpigt, ob 
dDiejer Modus einer neuen Tabadbeitenerung geeignet jei, „die Salzjteuer, wenn 
auch nur theihveije, zu erjegen,“ und dieſe letztere Frage wurde von der 
Michrheit der Ausjchüffe aus Gründen, deren Aufführung bier füglich unter- 
bleiben fann, verneint, wobei übrigens für den Fall, daß im Bundesrathe 
dennoch die Eimführung der proponirten Tabadjteuer bejchlojjen werden jollte, 
noch in eine Spezialdiskuſſion des Entwurfs eingetreten und zu demjelben ver- 
ichtedene Amendements beichlofjen wurden. 

Am 31. März wurde Bericht hierüber an den Bundesrath eritattet,') und 
von leßterem am y. Mai 1873 beichlojien ($ 246 der Protokolle), daß der 
Geſetzentwurf dem Neichstage nicht vorzulegen jei. Am 20. Mat 1873 ($ 302 
der Protofolle) wurde noch die Form der bezüglichen Meittheilung an den 
Reichstag feitgejtellt. 

Das Steuerprojeft war hienach für diesmal gejcheitert. 


3. Kapitel. 
Das Jahr 1878 und die Tabad-Enquete. 


Im Sahre 1878 hatten ich die Verhältniſſe im Reichshaushalt gegen 
1873 (ſiehe den Schluß vorſtehenden Kapitels) bereits ſoweit geändert, dal; 
nicht nur nicht mehr an die Aufhebung der Zalzjteuer gedacht werden fonnte, 
jondern zur Befriedigung der immer wachjenden Ausgaben die Erjchliehung 
nener Einnahmequellen in's Auge gefaßt werden mußte. 

Eine Erhöhung der Matrikularumlagen zu diejem Zweck erjchien noch 
nicht augezeigt, da diejelben nach Art. 7O der Reichsverfaſſung nur ſubſidiariſch 
und proviſoriſch ſein ſollen. Es handelte ſich alſo um neue Steuern, entweder 
direkte oder indirekte. 

Angeſtellte Berechnungen hatten ergeben,?) daß die direkten Steuern im 
Deutjchen Reiche gegenüber anderen Ländern ſehr hoch waren (Deutichland 
44,22, Oeſterreich 36,06, Frankreich 25,17, Großbritannien und Irland 
13,00 4. auf den Kopf), während auf indirekte (Berbrauchs-) Steuern in 
Deutjchland weit geringere Kopfantheile fielen als anderswo (Deutjchland 
55,78, Oeſterreich 63,74, Frankreich 74,83, Großbritannien und Irland 87,00 Ak.) 

Speziell die Abgaben vom Tabad Hatten ertragen auf den Kopf im Jahre 
1875: in Frankreich 6,96, in Nordamerifa 4,52, in Großbritannien 4,69, in 
Oeſterreich-Ungarn 4,85, in Deutichland nur 0,35 .! 

Die Neihsregierung glaubte daher die zu gewinnenden EinnahmesErhöhungen 
zunächjt beim Tabacd anbahnen zu müſſen. 

Im Janıar 1878 (Bundesrathsdrucjache Nr. 6) gelangte an den Bundes: 
rath ein Antrag Preußens, betreffend die höhere Beſteuerung des Tabads, 
mit welchem ein Gejegentwurf mit Motiven vorgelegt wurde. Diejer Entwurf 

') Bundesrathsdrudjache Nr. 64 von 1873. 

2 Stenographiiche Berichte über die Reichstagsverhandlungen 1878, Dritter (Anlagen) 
Yınd, S. 365 1., Aktenjtüd Nr. 20. 
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ichloß ji an das im Jahre 1873 aufgeftellte Gewichts teuergejegprojeft 
enge an. Als Zollfäge waren wiederum vorgeichlagen 42 M für NRobtabad, 
90 M für Cigarren und Cigaretten und 60 Me. für anderen fabrizirten Tabad, 
als Steuerjat 24 A. für einen Gentner Taback in getrocnetem, unfermentirtem 
Zuſtande. Da die einzelnen Beitimmungen zugleich im Wejentlichen jene des 
Entwurfs von 1879 jind, von welchen im fünften Kapitel die Nede jein wird, 
fann eine nähere Bejprechung bier unterbleiben. 

Am 2. Februar 1878 wurde der Gejegentwurf im YBundesrathe durch— 
berathen (6 33 der Protokolle) und mehrere Abänderungen bejchloffen, im 
Uebrigen die Zultimmung zu demjelben ertbeilt. 

Am 9. Februar wurde jodann der Entwurf in der vom Bundesrath be 
jchlofjenen Faſſung vom Neichsfanzler dem Neichstage zur Beſchlußfaſſung 
übermittelt.') 

Am 22. Februar 1878 fand die erite Berathung des Entwurfs im deutichen 
Neichstage Itatt.?) 

Miniſter Camphauſen empfahl als eriter Nedner unter Begründung des 
finanziellen Wedürfnifies die Annahme der Vorlage, welch' lettere aber im 
Uebrigen wenig Freunde fand. Die Abgeordneten v. Helldorf,v. Stauffen- 
berg, Reichensperger, vd. Kardorff, Kiefer, v. Wedell:Mald om 
wandten jich, theilweiſe mit ziemlicher Animojität gegen den Entwurf. Es 
wurde an demjelben nicht nur die eingehende finanzielle Begründung vermißt, 
fondern man bezeichnete denjelben auch geeignet, den inländiſchen Tabackbau 
ſehr zu ſchädigen, wenn nicht zu ruiniren, während der Ertrag der Steuer 
doch nur wie eine „Bagatelle“ ericheinen (Abg. v. Helldorf) und bezw. die 
beabfichtigte Entlaftung der Einzelitaaten nur eine jehr mäßige jein werde. 
lleberdies nahm man mehrfach Anſtoß an einer in den Motiven zum Geſetz 
entwarf enthaltenen Stelle, in welcher gejagt worden war, dat dem Tabad- 
monopol große Schwierigkeiten entgegenjtünden, jo daß dasjelbe „in nächiter 
Zeit" noch nicht einführbar jei, woraus man jchloß, dal; mit dieſem Geſetz— 
entwurf nichts Definitives, ſondern jozujagen nur eine Etappe zum Monopol 
geichaffen werden wolle, gegen welch" leßteres ſich ganz entichiedene Stimmen 
erhoben. Abg. v. Stauffenberg fam auch noch in ausführlicheren Darlegungen 
auf jeine fonjtitutiomellen Bedenken zu jprechen, welche ihn binderten, 
auf die gegemvärtige Vorlage näher einzugehen, bevor nicht eine für jolche 
Stenervorlagen verantwortliche Neichsbehörde, d. h. wohl ein Neichsfinanz- 
minifterium gejichaffen jet, auf welche Bedenfen der preußiiche Generaljteuer: 
direftor Burghart erwiderte, daß Gedanken in diefem Sinne die Vorlage 
freilich nicht enthalten fünne und daß er es bedauere, wenn letztere darumter 
zu leiden habe, daß jtaatsrechtliche und innere politische Neformideen in die 
Debatte hereingezogen würden. Auch die amerifanijche Tabad-Beiteuerungsart 
fam zur Sprache und wurde theils befürwortet, theil® verworfen. Nachdem 
jodann noch; Miniſter Camphauſen erwähnt hatte, daß, wenn an das 
Monopol gedacht werden wolle, man zuerſt eingehende jtatijtiiche Erhebungen 
über die vorhandenen Tabadfabrifen u. j. w. werde einleiten müfjen und daß 
Jih dann vor Allem die an die Fabrifanten und an andere Betheiligte zu 
leiftende Entſchädigung als ein ſehr ſchwieriges Kapitel erweiſen werde, ergriff 
se Fürſt Bismard das Wort. Er fam zunächſt auf die zur 


) Bergl das in vorjtehender Anm. bezeichnete Aktenjtüd. 
?) Stenographiiche Berichte 1878, erjter Band, ©. 118 ff. 
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Zeit einer einheitlichen Gejtaltung des Reichsfinanzweſens entgegenjtehenden 
Schwierigkeiten zu jprechen, erflärte darauf mit der Offenheit, die ihn in großen 
ragen jo oft auszeichnete, daß er dem Monopol zujtrebe und in diejem 
Sinne die gegenwärtige Vorlage nur als Durchgangspunft betrachte, und be: 
feuchtete die Bortheile die das Monopol bringen würde, indem er fich gleich: 
zeitig abfällig über die amerifanijche Steuerart ausſprach, welche Defrandationen 
jehr zuträglich jei, ohme jemals diejelben Einnahmen bieten zu fünnen, wie das 
Monopol. Seine Rede jchloß mit der Hoffnung, daß der Neichstag zur 
Tabadjteuerfrage eine fejte Stellung einnehmen werde und mit der Bemerkung, 
daß das Tabadmonopol für ihn, Bismard, das letzte ideale Ziel jei, das 
er für das Reich in jeinem Leben noch erreichen möchte. Hierauf wurde die 
Vertagung der Berathung beichlofjen. 

Die Fortjegung der erjten Berathung am 23. Februar 1878) brachte 
längere Reden der Abgeordneten Richter, Lasker, Frhr. v. Barnbüler, 
Windthorſt, Frigiche und Bamberger gegen die Vorlage, wobei indejjen 
Varnbüler das QTabadmonopol als relativ empfehlenswerth bezeichnet, die An- 
regung des Finanzminiſters Camphauſen auf Anjtellung von jtatijtifchen Er: 
hebungen über die Tabadfabrifation und die bei derjelben bejchäftigten Arbeiter 
u. j. w. näherer Beachtung empfohlen und auch Erhebungen in Amerifa an 
Ort und Stelle über das dortige Steuerjyjtem als wünjchenswerth vorgejchlagen 
hatte. Finanzminiſter Camphauſen gab fich übrigens nunmehr gleichfalls 
als Anhänger des Monopols zu erfennen, zu welchem das gegenwärtige Geſetz 
nur ein Uebergang jein jolle, und juchte im Uebrigen die gegen die Vorlage 
erhobenen Einwände zu entfräften. Einem Antrage des Abg. Dr. Hänel 
entiprechend wurde schließlich die Verweilung der Vorlage in Die Budget- 
fommijjton bejchlojjen. 

Hiemit jchien die Sache vorläufig abgethan. Man war indejjen im Reichs— 
fanzleramte nicht unthätig geblieben, und jchon am 16. März 1878 erfolgte?) 
— augenscheinlich als Weiterverfolgung der bereit? im Reichstag gegebenen 
Anregungen — an den Bundesrath die Vorlage eines Gejegentwurfs, betreffend 
jtatiftijche Erhebungen über die Tabadjabrifation und den 
Tabadkhandel. Diejer Entwurf wurde zunächſt ($ 180 der Protokolle) 
den Bundesrathsausſchüſſen IIL, IV und VII überwiejen, von dieſen mit 
gr fleinen NAenderungen der Annahme empfohlen?) und am 3. April 1878 
($ 221 der Protokolle) vom Bundesrathe angenommen, worauf am 8. April 
1878 die Vorlage an den Neichstag erfolgte.‘ 

Der Gejetentwurf bezeichnete als Ziel die Vornahme von jtatijtiichen 
Erhebungen über die Tabadfabrifation und den Handel mit Tabad und Tabad- 
fabrifaten, und verpflichtete die jelbjtitändigen Tabadfabrifanten und die jelbjt- 
jtändigen Tabadkhändler zu eingehenden wahrheitsgemäßen Angaben über die 
Betriebs- und Lagerräume, Maſchinen und Geräthichaften, Hilfs und Arbeits- 
perjonal, Menge, Art und Preije der Tabade und Tabadfabrifate, Menge, 
Art und Preiſe des in den legten 3 Jahren verarbeiteten QTabads und der 
daraus hergeftellten Fabrikate, bezw. der ım Jahre 1877 umgejeßten Tabade 
und Tabackfabrikate. 


) Stenographifche Berichte über die Reichstagsverhandlungen 1878, ©. 147 ff. 
2) Bundesrathsdrudiahe Nr. 48 der Seſſion 1877/78. 
) Bundesrathsdrudjahe Nr. 66 der Sejjion 1877/78. 
*) Aktenftüd Nr. 159 zu den Neichdtagdverhandlungen 1878, Vierter (Anlagen⸗) 
Band ©. 1060 ff. 
Annalen bed Deutſchen Reichs. 1898. 35 
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Den beauftragten Neichsbeamten und Kommifjarten jollte der Zutritt zu 
den Betriebs: und Lagerräumen, die Augenjcheinnahme der Vorräthe und die 
Einficht der Gejchäftsbücher gejtattet jein. 

Zumwiderhandlungen gegen dieje Beitimmungen jollten mit Geldjtrafe bis 
zu 500 . bejtraft werden. Außerdem jollte die Erfüllung der bezeichneten, 
den Fabrikanten und Händlern obliegenden Verpflichtungen durch Gelditrafen 
bis zu 300 M erzwungen werden fünnen u. j. w. 

Die Begründung diefes Entwurfs jprad) jich dahın aus, daß bei den 
vorausgegangenen Reichstagsverhandlungen die Nothiwendigfeit anerfannt worden 
jei, behufs Erhöhung der Tabadjteuer auch noch andere Beitenerungsformen 
als die Gewichtsjteuer in's Auge zu faſſen, daß es jedoch hiefür vollftändigerer 
jtatiftiicher Grundlagen bedürfe, als jett vorlägen. Bezüglic) des Tabad: 
baus jet zwar jchon umfaſſendes jtatijtiiches Material vorhanden, nicht aber 
bezüglih Tabakfabrifation und Tabakhandel, für welche gemauere 
jtatijtiiche Auffchlüffe nöthig jeien, als jolche aus der Gewerbejtatijtif von 1875 
entnommen werden fünnten. Die Gefahr einer irrthümlichen Auffaſſung lege 
die Berpflichtung der Betheiligten zu wahrheittgemäßen Angaben und die 
eventuelle Androhung von Strafen nahe, wozu geiegliche Negelung erforderlich 
jei. Die näheren Borjchriften über die Art und Weiſe der Erhebungen ſeien vom 
Bundesrath feitzujtellen. In der eigenen Behaujung Tabak gegen Lohn ver- 
arbeitende Perſonen follten von den Erhebungen nicht berührt werden. Kleine 
Kerämereibetriebe, insbejondere ländliche, jollten von den Feſtſtellungen über 
den Tabad handel ausgejchloffen bleiben. Die zugelafjene Einjicht der 
Geſchäftsbücher jollte nur das äußerſte Mittel bilden, um bei Verdacht 
unrichtiger Angaben die Wahrheit feitzuftellen und es jollte hievon nur au 
nahmsweiſe Gebrauch gemacht werden. 

Um auch die Fabrifatiteuer in den Bereich der Erwägungen ziehen zu können, 
jollte das amerikanische Syiten an Ort und Stelle durch Kommiſſarien 
geprüft werden. 

Die Verhandlungen des deutjchen Neichstages über dieſen in die wirth- 
Ichaftlichen Verhältniſſe der betheiligten Erwerbsfreije tief eingreifenden Geſetz— 
entwurf fanden in erfter, zweiter und dritter Berathung am 10,, 17. und 
21. Mai 1878 jtatt.‘) 

Die Beitimmungen des Entwurfs wurden hiebet von verjchiedenen Seiten 
als jehr veratorijch bezeichnet (Abg. v. Schorlemer-Aljt gebrauchte für die zu er- 
nennenden Beamten der Enquete den draſtiſchen Ausdruck „Tabackſchnüffler“, 
insbejondere nahm man Anſtoß an der Einficht der Geichäftsbücher und den 
Strafandrohungen, indem man auf die Mißbräuche hinwies, die der Uebereifer 
von Beamten u. j. w. hervorrufen könne. Auch wurde die Zuziehung von 
Sachnerfändigen zur Enquetefommijjion und Die Ausdehnung der Er: 
hebungen auch auf den Tabadbau gefordert. 

Das Ergebniß der langwierigen Verhandlungen war schlichlich folgende 
Beltimmung: 

„Ueber den Tabadbau, die Tabadfabrifation und den Handel mit Tabad 
und Tabadjabrifaten im Reid) jollen unter Zuziehung von Sachverjtändigen 
nac Maßgabe der vom Bundesrathe feitzuitellenden und befannt zu machenden 
Beitimmungen Erhebungen veranstaltet werden, deren Rejultat dem Reichstage 
mitzutbeilen tft.“ 


) Stenographijche Reichstagsberichte 1878, Zweiter Band S. 1208f., 1855F., 14817. 
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Die Beſtimmungen des Entwurfs über die Verpflichtung zu wahrheits- 
gemäßen Angaben, die Strafvorjchriften, die Gejtattung der Einficht von Ge— 
Ihäftsbüchern u. j. w. waren hienach gejtrichen worden. Dagegen war die 
Zuziehung von Sachverſtändigen, und die Ausdehnung der Feititellungen auch 
auf den Tabackbau neu bejchloffen und alles Weitere den Maßnahmen des 
Bundesraths überlafjen worden. 

Am 6. Juni 1878 wurde dem Gejegentwurf in diejer vom Neichstag be- 
ſchloſſenen Faſſung die Zuſtimmung des Bundesraths ertheilt ($ 367 der 
Protofolle) und am 26. Juni 1878 wurde der Entwurf zum Geſetz erhoben.‘) 

Ueber die Zujammenjegung, die Aufgabe u. j. w. der Enquete-Kommiſſion 
beichloß der Bundesrath am 4. Juli 1878 ($ 408 der Protofolle) Folgendes:?) 

Die Taback Enquete-Kommiſſion joll zujammengejegt werden aus: 

1. einem VBorjigenden und einem Meitgliede des Neichskanzler-Amtes; 

2. fünf Landesbeamten, von welchen Preußen, Bayern, Sachſen, Württem- 
berg und Baden je einen vorzufchlagen haben und einem von den Hanjaftädten 
vorzujchlagenden Mitgliede ; 

3. drei Sacpverjtändigen aus den reifen des Tabadbaus, der Tabad- 
fabrifation und des Tabadhandels, von welchen Bayern den Sacjverjtändigen 
für den Tabackbau, Preußen den für die Tabadfabrifation und Baden den 
für den Tabadhandel verzuichlagen bat. 

Die Kommiſſion hat die Aufgabe, durch Erhebungen über den Umfang, 
die territoriale Vertheilung, innere Gliederung und wirthichaftliche Bedeutung 
der. bei der Beichaffung, der Verarbeitung und dem Vertriebe des Tabads be— 
theiligten Erwerbsthätigfeit eine Grundlage zu gewinnen, auf welcher jie unter 
Vernehmung von Sachverjtändigen fejtjtellt, welche der verjchiedenen ‚Formen 
der Tabadbejtenerung für Deutjchland geeignet ſind umd ein befriedigendes 
finanzielles Ergebniß in Ausjicht ftellen; über das Ergebniß ihrer Erhebungen 
einen Bericht zu eritatten, und fich über die Einführung derjenigen Form, 
welche jie al3 die zwedentiprechendfte erkennt, gutachtlic; äußern, zugleich mit 
dem Anheimgeben, falls jie es für angemefjen erachtet, die Grundzüge der dem 
empfohlenen Syſtem entjprechenden Gejeßgebung zu entwerfen. 

Zu dieſem Zwed hat die Kommiſſion: 

1. ein Programm für ihre Arbeiten aufzujtellen und dem Bundesrath vor: 

zulegen; 

2. Örtliche Erhebungen durch Vermittelung der Landesbehörden und durch) 
von ihr im Einvernehmen mit den Landesregierungen zu bejtellende 
Kommijjionen und Kommiljarien zu veranjtalten; 

3. das Ergebniß diefer Erhebungen unter Beihilfe des faijerlichen ſtatiſt— 
ischen Amtes zujammenzujtellen, dasjelbe zu prüfen und erforderlichen 
Falls zu ergänzen; 

4. Sacjverjtändige zu vernehmen und gutachtliche Berichte zu erfordern. 

Auf Grund diejes Bundesrathsbejchluffes wurden von dem Neichsfanzler 

folgende Perjonen zur Theilnahme an der Taback Enquete-Kommiſſion 
berufen: 

1. der faijerliche Generaldirektor der Zölle und indirekten Steuern in Eljaß- 
Lothringen Fabricius zu Straßburg i. E. als Vorjigender, ferner 
als Mitglieder: 


!) Neichögejepblatt 1878 S. 129. 
2) Bundedrathsdruckſache Nr. 95 von 1877/78, 
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2. der faijerliche Geheime Negierungsrath Burchard zu Berlin, 

3. der fgl. preußiiche Geheime Oberfinanzratd Schomer zu Berlin, 

4. der fgl. bayerische Oberrechnungsrath Felſer zu München, 

5. der kgl. ſächſiſche Finanzrath Schulß zu Dresden, 

6. der fgl. württembergijche Oberjteuerrath v. Moſer zu Stuttgart, 

7. der großherzoglich badijche Finanzrath Scherer zu Karlsrube, 

8. der PVicepräjident der Handelsfammer Nebelthau zu Bremen, 

9. der Gutsbejiger, Bürgermeiiter Dr. Groß zu Lambsheim im der 
Nheinpfalz, 

10. der Tabadfabrifant Schöpplenberg zu Berlin, 

11. der Rohtabadhändler Dr. Diffené zu Mannheim. 

Im Juli 1878 trat die Kommilfion, welche bald darauf dem Bundes 
rathsbejchluffe gemäß auch ein Programm für ihre Arbeiten aufitellte,') im 
Berlin zujammen und jegte ihre Berathungen bis zum 22. Dezember 1878 
fort, an welchem Tage über Die Ergehniffe ein gedrängter, jedoch umfaſſender 
Bericht an den Bundesrath eritattet wurde.?) 

Welch’ riefenhaftes Material in diefer kurzen Zeit von fünf Monaten be 
wältigt wurde, erhellt am Beſten aus dem Umſtande, dab die gedrudten An- 
lagen zum Berichte der Enquete-ftommifjion fünf Bände großen Formats mıt 
einer Geſammtzahl von 2986 Seiten umfaffen. Auferordentlich umfangreiche 
jtatiftiiche Nachweilungen wurden gejammelt, die Tabadbefteuerung der ver- 
jchiedenen auferdeutjchen Staaten wurde in einem bejonderen Bande zujammen- 
geftellt, vier eigene Kommifjarien, nämlich die Herren Geheimer Oberfinanzrath 
Schomer aus Berlin, Minijterialratd Dr. Mayr aus München, Steuerrath 
Pieg aus Frankfurt a. M. und Tabadfabrifant Ermeler aus Berlin be 

aben fich nach Amerifa, um dort an Ort und Stelle das amerikantjche Tabad- 

— *5 (Fabrikatſteuer) zu ſtudieren und erjtatteten hierüber geſonderten 
Bericht an die Kommiffion, Sachverftändige wurden zu Protokoll vernommen 
und endlich traten im ganzen Deutſchen Reich verjchtedene Unterkommiſſionen 
zu dem Zwede zujammen, um eine große Neihe von bejonderen auf Tabadbau, 
Handel mit Nobtabad, Tabadfabrifation und Handel mit Tabadfabrıkaten ge 
richteten Fragen zu beantworten. | 

Diejer legtere Theil der Arbeiten der Enquete-Kommiſſion bietet troß 
der jeitdem verfloffenen 14 Jahre für die gegenwärtige Abhandlung joviel 
Interejfe, daß wir hieraus — an der Hand des jchon erwähnten Berichtes 
der Enquete-Kommifjion an den Bundesrat) vom 22. Dezember 1878 — 
Folgendes mittheilen: 

Die aus je einem Landesbeamten und mehreren Sachverjtändigen (durd> 
fchnittlich je + bis 5) zujammengejegten 25 Bezirkstommifjionen hatten ihren 
Sit an folgenden Orten und erjtredten ihre Thättgfeit auf folgende Gebietstheile: 

1. Danzig (für Oft: und Wejtpreußen), 2. Schwedt a. D. (für die Regierung 
bezirfe Potsdam ausschließlich Berlin und Stettin), 3. Berlin für die Stadt 
Berlin und den Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 4. Breslau für Schlejten, 
5. Magdeburg für die Provinz Sachjen und das Herzogthum Anhalt, 6. Minden 
für Weſtfalen und Lippe-Detmold, 7. Caſſel für Seffen-Raffau und Walded, 
8. Altona für Schleswig-Holjtein und Lübeck, 9. Cöln für Rheinland, 10. Osna— 
brücd für Hannover, 11. Nürnberg für Bayern rechts des Rheins, 12. Ludwig 


) Bundesrathsdrudjahe Nr. 105 der Seſſion von 1878/79. 
) Bundesrathädrudjache Nr. 144 der Sejfion von 1878/79. 
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hafen für Bayern links des Nheins, 13. Dresden für das Königreich Sachien, 
14. Stuttgart für Württemberg, 15. Lahr und 16. Mannheim für Baden, 
17. Darmjtadt für das Großherzogthum Hefjen, 18. Schwerin für die Großherzog- 
thümer Medlenburg-Schwerin und Medlenburg-Strelig, 19. Erfurt für den 
Thüringiſchen Zoll und Handelsverein, 20. Dfdenburg für das Großherzogthum 
Oldenburg, 21. Braunjchweig für das Herzogthum gl. N., 22. Bremen für das 
bremifche Staatsgebiet, 23. Hamburg für das Hamburgijche Staatägebiet, 
24. Straßburg für Eljaß-Lothringen, endlich 25. Luxemburg für dieſes Groß— 
berzogthum. 

Dieje Bezirkskommiſſionen hatten im Ganzen 91 ‘Fragen (mitteljt vor: 
gedructer Fragebögen) zu beantworten und hatten hiebei völlige Freiheit, über 
die Art und den Umfang der vorzunehmenden Ermittlungen zu bejtimmen. 
Es wurde ihmen jedoch empfohlen, jich mit den Gemeindevorjtänden, den land: 
wirthichaftlichen, gewerblichen und fommerziellen Vereinen, den Handels und 
Gewerbefammern, den Steuer» und politiichen Behörden ſich in's Benehmen 
zu jeßen, ferner einzelne Tabadpflanzer, Fabrifanten und Händler mündlich 
oder Ichriftlich zu vernehmen u. j. w. 

Die Bezirksfommijfionen, an welchen im Ganzen 140 Berjonen, größten: 
theils Tabadpflanzer, Tabadhändler und Tabadjabrifanten theilnahmen, unter: 
zogen jich ihrer Aufgabe mit dDanfenswerthejter Bereitwilligfeit und in durchaus 
jachgemäßer und umfaſſender Weije. 

Im Einzelnen it Folgendes zu erwähnen: 


A. Tabadbau: 

Im Jahre 1878 wurde der Tabad in 12,786 Ortjichaften des Deutjchen 
Reichs von 159,321 Landwirthen auf einer Fläche von 17,997 ha betrieben. 
Darunter waren 17,776 ha in jteuerpflichtigem Umfang von 77,714 Land: 
wirthen und 221 ha von 81,607 jteuerfrei (nach dem Flächenſteuergeſetz von 
1868) bauenden Landwirthen angepflanzt. 

Am intenfiviten fand ſich der Tabadbau in der bayerijchen Rheinpfalz, im 
Untereljaß, in Baden, in Hejjen-Starfenburg, in Mittelfranfen, in Schwarzburg- 
Rudoljtadt, in den Negierungsbezirfen Stettin und Potsdam, in Hildesheim, 
Suchjen-Meiningen und Mecdlenburg-Strelit. 

Ueber 3 Prozent des Gejammtareals betrugen die Tabadbauflächen in 
Bayern in den Bezirken Speyer, Landau und Neuftadt a. H., in Baden in den 
Bezirken Mannheim (ohne Stadt), Schwegingen, Weinheim und Heidelberg (ohne 
Stadt), über 1 bi$ 3 Prozent in Preußen in den Streifen Marienwerder, 
Prenzlau, Angermünde, Nandow, Kreuznach, Wittlich, in Bayern in den Be 
zirfen Germersheim, Schwabadh, Fürth, Erlangen, Nürnberg, in Baden in 
den Bezirken Ettenheim, Kork, Lahr, Offenburg, Karlsruhe (ohne Stadt), 
Mannheim, Heidelberg (und Stadt) und Wiesloch, in Heſſen in den Kreiſen 
Bensheim und Heppenheim, in Sadhjen-Meiningen im Kreis Meiningen, in 
Schwarzburg-Rudolſtadt in der Unterherrichaft, in Elſaß-Lothringen 
im reife Erſtein, über '/, bis 1 Prozent in Preußen in den Streifen Oblau, 
Bitterfeld, Djterode, Göttingen, Embed, Ejchwege, Wigenhaufen und Schmal- 
falden, in Bayern im Bezirfe Bergzabern, in Baden in den Bezirken Achern, 
Bruchjal und Durlach, in Anhalt im Kreiſe Deſſau, in Eljah - Lothringen 
in den Streifen Straßburg (Land) und Schlettitadt. 

Nur jehr ſporadiſch fand fich der Tabadbau in den Gegenden von Königs— 
berg, Danzig, Köslin, Liegnig und Erfurt, in Oberfranfen und Unterfranfen, 
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im Königreich Sachſen, in Medlenburg: Schwerin, in Sachjen:Weimar, iu Braun- 
jchweig, Obereljaß und Lothringen, ganz verjchwindend endlich bei Straljund 
und Dannover, in Oberbayern, Niederbayern, Oberpfalz und Schwaben, im 
Jartfreis, bei Conjtanz, in Oldenburg, Sachen Altenburg, Sadjjen- Coburg: 
Gotha, Schwarzburg-Sondershaujen und Neuß j. 2. 

Gar fein Tabackbau war vorhanden in Schleswig-Holitein und Weitfalen, 
bei Lüneburg, Stade, Osnabrüd, Aurich, Wiesbaden, Köln, Aachen, Eig: 
maringen, im württembergiichen Schwarzwald» und Donaufreis, bei Villingen, 
Waldshut und Lörrach, in Oberheſſen und Rheinheſſen, Walded, Reuß ä. X, 
Schaumburg:tippe, Lippe, Yübed, Bremen und Hamburg. 

Auf einen Tabadpflanzer kam durchſchnittlich eine Tabadbaufläche mit 
11 Ar. Die größte Zahl von jteuerpflichtigen Pflanzern wiejen auf die Rhein— 
pfalz und Baden, die größte Zahl von jteuerfreien Oſtpreußen, Poſen, Pommern 
und Weſtpreußen. 

leberall war es vorzugsweile die Klaſſe der Kleingrundbeſitzer, 
welche unter Benügung der Arbeitskräfte ihrer Familienangehörigen den Tabad: 
bau betrieb. Faſt jämmtliche Arbeiten (das Sehen und Begiehen der Pflanzen, 
das Behaden, Häufeln, Köpfen und Geizen, ferner das Aufreihen oder Em: 
nähen der Tabadblätter) wurden durch ‚Frauen und Kinder oder altersjchwache 
Berjonen bejorgt, während die Männer jich nur auf das Einbringen der Ernte 
und das Auf und Abhängen der Tabadjichnüre (Bandeliren) bejichräntten. 
Ebenjo betrieben auch die Bächter den Tabacdbau. 

Dagegen fiel bei den mittleren und Großgrundbeſitzern der große 
Aufwand für die Lohnkräfte jo jehr in's Gewicht, daß fie jich nur im geringer 
Zahl und geringem Umfange mit Tabadanbau bejchäftigten. 

Die höchſten Ernte- Erträge wurden in Rheinland, Heſſen-Naſſau, Oft 
und Weltpreußen, die niedrigjten in der Nheinpfalz erzielt. Der Unterjchied er: 
flärte jich aus der Berwendung verjchiedener Sorten (Schwergut- und leichteren 
Tabaden), wobei die Güte aber nicht gerade mit dem Gewichte harmonirte. 

Die erzielten Preiſe jchwantkten in den Jahren 1875, 1876 und 1877 
zwijchen 11 und 49 M für den Gentner trodener Tabacdblätter (aljo zwiſchen 
22 und 98 M für 100 kg.) 

Der Tabad wurde in der Regel rein, d. 5. nicht gemilcht mit amderen 
Bodengewächien angepflanzt und zwar war der Anbau ſowohl in ununter: 
brochener Folge, als im Fruchtwechſel üblich. Als Vortheile des um 
unterbrochenen Anbaus wurden die durch ftarfe Düngung und unausgejegte 
jorgfältige Bodenbearbeitung erzielte bejjere Qualität des Produfts, und ver: 
einzelt auch größere Quantität bezeichnet, während in anderen Gegenden wieder 
der Fruchtwechſel deshalb vorgezogen wurde, da auf Tabak die Nachfrüchte, 
bejonders Getreide vorzüglich gedeihen, die Bodenausjaugung viel geringer und 
daher nicht joviel Dünger erforderlich it, als bei ununterbrochenem Anbau. 

Eine bejondere Erjchöpfung des Bodens durch die Tabadfultur wurde 
allgemein in Abrede geftellt. 

Ueber die Kosten der Tabadfultur wurden jehr verjchiedene und wohl 
wenig zuverläjlige Angaben gemacht. Die geringjten Koſten entjtanden eben 
da, wo eine möglichit intenfive Ausnutzung und Verwertdung der Arbeitskräfte 
der Familienangehörigen jtattfand. 

Der jeit 1873 eingetretene (fchon eben in Abjchnitt II erwähnte) Rück— 
gang des Anbaus wurde im Wejentlichen erklärt durch das Sinken der Tabad: 
preije, welch" letzteres wieder mit der durch die hohen Preife während der 
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Kriegsjahre (1870/71) hervorgerufenen Ueberproduftion, ſowie der durch die 
Befürchtung möglicher Stenererhöhungen veranlaßten ftärferen Einfuhr im 
Erntejahr 1872/73 erflärt wurde. Das Zujammenwirfen diejer beiden Um— 
jtände machte einen Rückſchlag unausbleiblich, wozu noch fam, daß gerade in 
derjelben Zeit die Arbeitslöhne erheblich größer, der Anbau anderer Gewächje 
lohnender und die Viehzucht rentabler geworden war. 


Der Verkauf des Tabads begann frühejtens im Oktober und dauerte 
jpäteltens bis zum April. Der Verfauf fand theils direft an Händler und 
Fabrikanten, theils vermittelit der Agenten ftatt. 

Ein Theil des Tabads wurde zum Hausverbraud zurüdbehalten 
von den Pflanzern in Dftpreußen, den Bezirken Potsdam und Stettin umd 
vereinzelt an anderen Orten. Die betreffenden Mengen wurden als jehr ge 
ringe — 

Die Bezahlung ſeitens des Käufers des Tabads erfolgte in der Regel 
gleich bei der Uebernahme. 

Tie Frage, ob eine Beichränfung des Tabadbaus auf bejtimnte Kreiſe 
und Gemeinden (Kontingentirung) für die wirtbichaftlichen Verhältniſſe 
zuläſſig jei, wurde theils bejahend, theils verneinend, theils nur bedingt bejahend, 
beziv. verneinend beantwortet. Einzelne Bezirtstommitfionen machten jene Kreiſe 
und Gemeinden nambaft, auf welche der Tabadbau ohne wirtbichaftlichen Nach: 
theil bejchränft werden fünne. 

Darüber, ob die Abſchätzung des Trodengewichts auf dem 
Felde ohne Zuhilfenahme weiterer Ermittlungen möglic) jei, waren die Mein- 
ungen der Bezirkskommiſſionen gleichfalls jehr getheilt. Innerhalb einer ges 
wiſſen Fehlergrenze hielt man jie theihveije für möglich. Einzelne Bezirks: 
fommifjionen brachten die Blüätterzäblung vor der Ernte in Borichlag, 
welche befanntlich dann auch als hauptjächliches Ermittlungsjyitem adoptirt 
wurde. 

B. Handel mit Nohtabad: 

Die Zahl der Nohtabadhandlungen belief ſich 1878 auf 997, wovon 
642 Betriebe ausjchließlich mit Nohtabadhandel, die übrigen auch mit 
Tabadfabrifation und bezw. Handel mit Tabadfabrifaten beichäftigt waren. 

In den Nohtabadhandlungen waren 1877 11,752 und 1878 zur Zeit 
der Aufnahme (d. h. zu einer Zeit, wo die Behandlung der alten Ernte be: 
endet war und die nene noch feine Arbeitskräfte erforderte) 7510 Berjonen 
beſchäftigt. 

Die erſte Stelle nahm die Stadt Bremen em, welche überhaupt bin: 
jichtlic) des Artikels Tabak eine Welthandelsitellung behauptet, dann ‚kamen 
das Großherzogthum Baden, die Stadt Hamburg, das Königreich Sachſen, 
die Rheinpfalz, und die Stadt Berlin, und erjt im zweiter Linie jodann Heſſen, 
Potsdam x. 

Die Haupthandelspläge für ausländische Tabade waren Bremen, jodann 
aber auch Hamburg, für inländiſchen Taback vor Allem Mannheim, ſo— 
dann „Speyer. 

Der Anfauf des inländijchen dachreiten Tabads erfolgte in der Regel 
vom DOftober bis Februar. Die Haupthandelszeit fiel in die Monate November, 
Dezember und Januar. 

Die Tabade waren beim Anfauf durch die Händler in der Negel noch 
unfermentirt und wurden erjt bei den Händlern fermentirt, abgejehen von den 
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Nürnberger und Mecklenburger Tabaden, bei denen überhaupt feine Fermen 
tation, jondern nur eine Trodnung jtattfand. 

Die Händler verkaufen die inländischen Tabade meiſt innerhalb des 
Zollgebiets an Fabrikanten und Händler, der Verkauf in’s Ausland war 
jeltener und nur in Mannheim von erheblicherer Bedeutung. 

Die yermentation ging in der Negel in den Lagerräumen der Rohtabad- 
händler vor ſich. Der durchichnittliche Gewichts: und FFermentationsverluft 
wurde in den verjchiedeniten Prozenten angegeben, welche von 20—33 °, für 
den Gentner jchwanften. 

Sowohl der inländische, ald der ausländische Tabad wurde von den Rob: 
tabadhändlern auch en detail an Hlleinfabrifanten und Hausinduftrielle ver: 
fauft, ein Detailhandel, für welchen ein hervorragendes wirthichaftliches Bedürfniß 
geltend gemacht wurde. Denn man wies nach, daß für die Kleinfabrikanten 
und Hausinduftriellen bei dem Mangel an Mitteln zum Engros-Einfauf die 
jelbjtändige Weiterführung ihrer Gejchäfte unmöglich wäre, wenn ihnen der 
Detaileinfauf des Materials abgejchnitten würde. Gerade durch leteren war 
e3 den Cigarrenarbeitern ermöglicht worden, fich jelbjtändig zu machen und 
das Unterbinden jolcher Exiſtenzen müßte man als jozial bedenklich bezeichnen. 
Bon der Bezirfsfommijjion Dresden wurde angegeben, dat der Verkauf von 
Rohtaback ſchon von '/, Pfund ab erfolge und daß diejes Detailgejchäft der 
Händler und Stleinbetriebe circa 15 bis 20 Prozent des ganzen Umjates der 
Händler betrage. 

Als Spezialität wurde von der Bezirksfommijjion Bremen berichtet, dat 
dort 82 Gejchäfte bejtünden, die jich mit dem Verfauf der von den Groß— 
händlern nicht mehr benugten alten Tabadproben befafjen, und dab nod 
bedeutender der Handel mit bejchädigter Waare jei. Havarirte oder 
durch die Fermentation bejchädigte Tabade würden in Maſſen an die Eleinen 
Händler begeben, welche fie nach Sortirung, Neinigung 2c. wieder an die vielen 
feinen Tabad- und Cigarrenfabrifanten verfaufen. 

Der Verkauf von Rohtaback direft an die Conjumenten wurde als nur 
ganz ausnahmsweile vorfommend erwähnt. 

C. Tabadfabrifation: 

Die Gefanmtzahl der Tabadfabrifationsbetriebe betrug 1878 
zur Beit der Mufnahme 15,028, davon 13,164 im Bollgebiete und 1864 in 
den HZollausjchlüffen (Bremen, Hamburg :c.). 

Hievon arbeiteten für eigene Rechnung 10,522 Gejchäfte im Zollgebiet 
und 841 Gejchäfte in den Zollausichlüffen, für fremde Rechnung 2642 Ge 
ſchäfte im Zollgebiet und 1023 Gejchäfte in den Zollausichlüffen. 

Von den Betrieben, welche für eigene Rechnung arbeiteten, befanden ſich 
jolhe ohne Gehilfen 4931 in dem Zollgebiete, 279 in den Zollausſchlüſſen, 
mit Gehilfen 5591 im Zollgebiete, 562 in den Zollausſchlüſſen, von den für 
fremde Rechnung arbeitenden Betrieben wurden ohne Gehilfen gezählt 2432 
im Zollgebiet, 790 in den Zollausſchlüſſen, mit Gehilfen 210 im Zollgebiet, 
233 in den Zollausjchlüffen. 

Bon allen diejen Gejchäften betrieben die Tabadtabrifation als Haupt 
beichäftigung im BZollgebiet 8,199, in den Zollausfchlüffen 1332, als Neben 
beichäftigung im Zollgebiet 4965, in den Zollausjchlüffen 532. 

Die Gejammtzahl der in der Tabadfabrifationsbranche bejchäftigten 
Perjonen wurde für das Jahr 1877 wie folgt angegeben: bei den Gejchäften 
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für eigene Rechnung im Zollgebiet 110,528 Berjonen innerhalb, und 19,181 
Perjonen außerhalb der Gejchäftsräume, in den Zollausjchlüffen 3051 Perſonen 
innerhalb und 3528 Perjonen außerhalb der Gejchäftsräume. Bei den Ge- 
ihäften für fremde Rechnung im Zollgebiet 1960 Perſonen innerhalb und 
119 außerhalb der Gejchäftsräume, in den Zollausjchlüffen 1115 Perſonen 
innerhalb der Gejchäftsräume. 

Zur Zeit der Aufnahme, 1878 ergaben fich folgende Zahlen: 

In den Gejchäften für eigene Rechnung waren bejchäftigt innerhalb der 
Geichäftsräume im Zollgebiet: 109,989 Perjonen, wovon 4931 auf die Ge- 
ihäfte ohne Gehilfen und 105,058 auf jene mit Gehilfen trafen. In den 
Hollausjchlüjfen dagegen 3227 Perjonen, wovon 279 in den Gejchäften ohne 
und 2948 in jenen mit Gehilfen. 

Außerhalb der Gejchäftsräume waren beichäftigt in dem Gejchäften für 
— Rechnung und zwar ausſchließlich in den mit Gehilfen arbeitenden 
18,172 im Zollgebiet und 3129 in den Zollausſchlüſſen. 

In den Geſchäften für fremde Rechnung waren beſchäftigt innerhalb der 
Geſchäftsräume im Zollgebiet 4278, wovon 2432 in den Geſchäften ohne, und 
1846 in jenen mit Gehilfen, in den Zollausſchlüſſen 1880, wovon 790 in 
den Geſchäften ohne, und 1090 in jenen mit Gehilfen. 

Außerhalb der Geſchäftsräume waren hier nur in den Geſchäften mit Ge— 
hilfen 96 Perſonen im Zollgebiet und 4 in den Zollausſchlüſſen beſchäftigt. 

Unter dieſem Perſonalſtand waren zur Zeit der Aufnahme: 

in den Geichäften in den Gejchäften 
für eigene Rechnung für fremde Rechnung 
geichäftsleitende Fabrilinhaber. . . . 2 2 2 2 2... 6108 419 


ſonſtige Geichäftsleiter . . 2 2 2m nn nm nen 1390 31 
faufmänniich und techniich gebildetes Hilisperjonal . 3274 6 
Arbeiter . EI N EA es en ee Zac ; 97234 2480 

dazu noch außerhalb der Geichäftsräume beichäftigte 
EEE: a an a tee ah var sa 21301 100 
zufammen 129307 3036. 


Die wirthichaftliche Lage der Tabadfabrifation wurde von dreizehn Bezirks: 
fommijjionen als günjtig, von den übrigen als ungünjtig — und zwar nament- 
fich Hinfichtlich der Kigarrenfabrifation — gejchildert. Bezüglich der ſüddeutſchen 
Fabrikanten wurde erwähnt, daß ihnen ihr früheres wichtiges Abjaggebiet nach 
den Bereinigten Staaten von Amerifa durch hohe Eingangszölle verjchlojjen 
und jie daher genöthigt jeien, in Norddeutjchland ſich neue Abjagwege zu 
juchen und den morddeutichen Fabrikanten Goncurrenz zu machen, worunter 
beide Theile litten. Auch die leberhandnahme der Einfuhr holländiſcher Fabrifate 
wurde als ungünjtig wirfend hervorgehoben. 

In Abrede konnte indejjen nicht gejtellt werden, daß die Tabadfabrifation 
in Deutjchland überall in den legten 25 Jahren zu hoher Blüthe ge 
langt war. Insbeſondere hatte jich die Zahl der Kigarrenfabrifen vermehrt 
und die vorhandenen waren meiſt vergrößert worden. Die bedeutendjte Zu: 
nahme hatten die Kleinbetriebe (in Berlin allein 402 mit 928 Arbeitern) 
und die jelbjtitändigen Cigarrenmacher erfahren. Die Bezirkskommiſſion Danzig 
theilte 3. B. mit, daß ſich in 25 Jahren die Zahl der Fabriken verdoppelt 
und die Kommiſſion in Breslau erwähnte, dal fich die bei der Tabadfabrikation 
beichäftigten Arbeitskräfte in diejer Zeit verachtfacht hatten. Im Negierungs: 
bezirf Minden war die Zahl der Tabadfabrifen von 17 auf 165 gejtiegen und 
ähnliche Verhältniſſe zeigten jich in anderen Bezirken. 
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Zurüdgegangen war in manchen Bezirfen die Rauchtabadfabrifation, was 
aber durch die Zunahme der Eigarrenfabrifation die ausgleichende Erklärung jand. 

Eine Ueberlegenheit der mit großer Kapitalfraft ausgejtatteten Betriebe 
(der Großbetriebe) gegenüber den mittleren und kleinen konnte im Ganzen 
nicht behauptet werden. Die Vortbeile des Großbetriebes, der direkte Einkauf 
zu geeigneter Zeit, die Heritellung eines gleichartigen Fabrikats, und die feite 
Kundſchaft wurden beim Kleinbetriebe dadurch ausgeglichen, daß derjelbe feine 
Auslagen für Fabriklokale hat, jeine Waare nur gegen Baarzahlung umiett, 
perjönlich mit den Kunden befannt it, und deshalb leichter die wechjelnde Ge: 
jchmadsrichtung befriedigen fann. 

Speziell von der Schnupftabacdjabrifation wurde jedoch ein allmäb: 
licher Uebergang und eine Konzentration auf die Großindujtrie als wahr: 
jcheinlich erachtet, und auch von der Rauch- und Kautaback-Fabrikation 
wurde behauptet, daß ſie ich vorzugsweiie für den Großbetrieb eigne, während 
die Gigarrenfabrifation jich thatjächlich ziemlich gleichmäßig auf Groß, Klein— 
und Hausindujtrie vertbeilte. 

Aftiengejellichaften für Tabacdfabrifate waren nur jehr vereinzelt gegründet 
worden, dagegen beitanden an drei Orten Broduftivgenojjenichaiten der Ci— 
garrenarbeiter. 

Vom janitären und humanitären Standpunft war für die Arbeiter in den 
legten 25 Jahren viel gejcheben. 

Die Qualität des Kabrifats hatte bei Cigarren infolge der Steigerung 
der Anjprüche jeitens des Publikums durch vermehrte Verwendung ausländiicer 
Tabacke, jorgfältigere Behandlung der Nohtabade und größere Sorgfalt bei 
der zabrifation entjchieden gewonnen. Auch für Schnupf- und Nauchtabad 
wurde eine Verbefjerung der Qualität behauptet. 

Dagegen waren die Fabrikationskoſten für Cigarren nicht geringer, 
jondern bei hohen Löhnen trot majchineller Eimrichtungen größere geworden. 
Für Nauch- und Schnupftabade wurde im Einzelnen eine Verringerung der 
Koſten jeit Einführung der Majchinen zugegeben. 

Vom Schnupftabad wurde angegeben, daß derjelbe ohne Nachtbeil 
für die Qualität des Produkts nicht in fleinen Quantitäten hergeſtellt werden 
könne, weshalb die Einführung von Majchinen wirthichaftlich geboten jei. Die 
nothiwendigen Minimalmengen an Nobtabad für die Heritellung einer guten 
Schnupftabadqualität wurden von den einzelnen Bezirkskommiſſionen ſehr ver: 
ichieden (von 2 bis 600 Gentner) angegeben. 

In fünfzehn Bezirfstommijjionen wurde auch das Vorhandenſein be 
deutenderer Betriebe in Hilfsgewerben für die Tabadfabrifation fonitatirt 
(Fabrifation von Kiſten und Ktijtchen, Wickel- und Cigarrenformen, Etiketten 
u. dgl. Papier und PBapierwaaren). i 

Nach detaillivten Angaben wären im Jahre 1877 zujammen 2,006,186 
Gentner Nohtabade im Werthe von 132,477,992 ie. verarbeitet worden, wo— 
runter aber ohne Zweifel gewiſſe Tabadmengen wie 3. B. Die für fremde 
Rechnung verarbeiteten, doppelt enthalten waren, weshalb dieje Angaben nicht 
zuverläſſig erſcheinen. 

Bon inländiſchem Taback allein wurden 1878 nur noch ſehr wenige Tabad- 
fabrifate hergejtellt, die meiften wurden gemijcht aus in- und ausländiſchem 
fabrizirt. Bei Cigarren war der Verwendungstheil an inländifchem Taback 
1875 nur jehr gering (mur im Mannheimer, Schweriner und Straßburger 
Bezirk wurden die billigen Cigarrenjorten noch größtentheil® ohne Beimiſchung 
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ausländischer Tabade hergejtellt), bei Nauch: und Schnupftabad wurde dagegen 
der inländische Tabad noch in jtärferem Prozentjaß verwendet. Der Bedarf 
an ausländijchem Taback wurde von den Fabrifanten meiſt durch direkten 
Bezug aus den Zollausichlüffen und dem Zollauslande gededt, indejjen war 
auch der Bezug durch die Bermittelung von Nohtabadhändlern, insbejonders 
für die Hausinduftrie nicht ohne Bedeutung Der inländische Tabak wurde 
in der Negel direkt, theils vom Pflanzer, theil3 vom Händler bezogen. Als 
Gründe für den großen Umfang der Verwendung von ausländijchem QTabad 
wurden die Gejchmadsrichtnng des Publifums, die Steigerung der Anjprüche 
des letteren an die Qualität der Fabrikate und auch die Preisverhältnijje des 
ausländischen Rohmaterials gegenüber dem inländiichen angegeben. 

Bei der Fabrikation der geringeren Sorten Nauchtabade wurden in ziem= 
lich ausgedehnten Umfange auch in- und ausländische Tabackſtengel durch 
Beimifchung zum Blättertabad verwendet. 


Ueber die Benügung von Surrogaten und Ingredienzien förderte 
die Taback Enquete fein ſehr umfangreiches und zuverläſſiges Material zu 
Tage. Obwohl feſtſtand, daß ſolche in ziemlich erheblichem Umfange ſtattfand, 
wurden nur ſpärliche Angaben hierüber gemacht. Geradezu in Abrede geſtellt 
wurde die Verwendung von Surrogaten für die Cigarrrenfabrikation und zu— 
geſtanden nur für die Rauch- Kau— und ——— ——— 

Der Import von ausländiſchen Fabrikaten verurſachte den inländiſchen 
Fabrikanten keine allzu fühlbare Concurrenz. Nur bei der Cigarrenfabrikation 
. war dies einigermaßen der Fall, trat jedoch aus dem Grunde nicht zu ſehr in 
die Erjcheinung, weil die importirten Cigarren meist ungleich höhere Preiſe 
haben und die ‚zabrifanten in diejen feineren Sorten überhaupt die Concurrenz 
nicht aufnehmen fünnen. Hervorgehoben wurde jedoch als in's Gewicht fallend 
die Einfuhr von Holländer Eigarren in mittleren und niedrigen Preislagen. 

Die Ausfuhr von Tabadjabrifaten fand jtatt meiſtens auf Beſtellung, 
nur zuweilen auf Nechnung Dritter und jehr jelten auf eigene Rechnung. 
Bezügliche ſtatiſtiſche Angaben über Ein: und Ausfuhr von Tabackfabrikaten 
jiehe am Schluffe des zweiten Abjchnittes unter lit. b. 

Bei den größeren Fabrikanten wurde regelmäßige Führung faufmänn- 
iſcher Bücher Eonftatirt, während dies bei den fleineren und den Hausindus 
jtriellen jeltener der ‚zall war. Die Bezirksfommijlionen Berlin und Braun- 
ſchweig nahmen jogar an, dab letztere Kategorien nur ganz ausnahmsweije 
derartige Bücher führen. 

Ber dem Eintritt der Nobtabade in die Fabrik wurde theils das F aktura— 
gewicht allein gebucht und fand daneben nur ausnahmsweiſe eine Nach— 
wiegung der einzelnen Originalkolli und Buchung des dabei ermittelten 
Gewichts ſtatt, theils wurde ſowohl das Fakturagewicht, als das durch beſondere 
Verwiegung der Kolli ermittelte Gewicht in die Bücher eingetragen, theils wurde 
nur das legtere Gewicht buchmäßig feſtgehalten. Im einzelnen Bezirken wurde 
ferner ohne konjtante Praxis ganz verjchieden verfahren, im Stuttgarter Bezirke 
endlich wurde der ausländische und fermentirte Tabad nach dem Faktura-, der 
dachreif eingefaufte Tabad nach dem durch Nachwiegung ermittelten Gewicht 
gebucht. 


1) S. meinen Aufjag über Tabadjurrogate und deren jtenerlihe Behandlung in 
G. Schanz' Finanzarchiv, 1892, I. Band. 
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Ein Lagerſturz fand in den FFabrifen in der Regel nur einmal im 
Jahre bei der Inventur jtatt, wobei die Vorräthe theil® durch Vermwiegung 
und Zählung, theil® nur durch Abſchätzung ermittelt wurden. 


D. Handel mit Tabadfabrifaten: 

Handlungen mit Tabadjabrifaten waren zur Zeit der Enquete im Zoll- 
gebiete 7053, in den Zollausichlüfjen 845, johin im Ganzen 7898 vorhanden ; 
darunter befanden jich im Zollgebiet 990 und in den Bollausjchlüfjen 269, 
zujammen johin 1259 Gejchäfte, welche gleichzeitig die Tabadfabrifation oder 
den Handel mit Rohtaback oder beides betrieben. 

In diejen Handlungen war 1877 und 1878 folgendes Perjonal beichäftigt: 
Gejchäftsleitende Inhaber 1877: 7392 (6585 im Iollgebiet und 807 in den 
Zollausſchlüſſen), 1878: 7692 (6836 im Bollgebiet nnd 856 in den Bollaus- 
Ihlüffen), jonjtige Gejchäftsfeiter 1877: 1482 (1397 im Zollgebiet und 85 in 
den Zollausjchlüffen), 1878: 1536 (1444 im HZollgebiet und 92 in den Zoll— 
ausichlüffen), faufmännijch gebildetes Hilfsperfonal 1877: 4761 (4387 im 
Zollgebiet und 374 in den Zollausjchlüffen), 1878:.4813 (4438 im Zoll nn 
und 375 in den Hollausjchlüffen), andere Perjonen 1877: 2520 (219 
Zollgebiet und 321 in den Zollausjchlüfjen), 1878: 2444 (2135 im Bollgebiet 
und 309 in den Zollausjchlüfien), zujammen 1877: 16,155 Berjonen 
(14,568 im Zollgebiet und 1587 in den Zollausjchlüffen), 1878: 16, 485 
Berjonen (14,853 im Zollgebiet und 1632 in den Zollausjchlüffen). Hiezu 
famen dann noch als außerhalb der Gejhäftsräume bejchäftigte Perjonen 
(Meifende, Ein- und Verkäufer, Fubrleute), 1877: 1165 (737 im Bollgebiet 
und 428 in den Ausjchlüfjen), 1878: 1152 (709 im Zollgebiet und 443 in 
den Ausjchlüffen). 

Die RANBIUELDAT LORD. bildete der Handel mit Fabrifaten in 4232 Ge- 
ichäften (3670 im Zollgebiet, 562 in den Zollausjchlüfjen); offene Läden waren 
vorhanden in 6563 Handlungen (6048 im Zollgebiet und 515 in den Ausichlüffen). 


Nebengejchäfte waren in denjelben Näumlichkeiten mit dem Handel mit 
Tabadfabrifaten verbunden in 3577 Gejchäften (3350 im Zollgebiet, 227 in 
den Bollausichlüffen). 

Der Großhandel mit Tabadfabrifaten ohne Detailverfauf wurde nur 
in verhältnigmäßig wenigen Gejchäften, nämlich in 788 (davon 519 im Zoll 
gebiet und 269 in den Ausichlüffen) betrieben. 

In Bremen bejchränfte ſich der Großhandel mit Tabadfabrifaten faft 
ausſchließlich auf Cigarren, trat aber in dieſer Branche in den verſchiedenſten 
Formen auf. Theils verkauften nämlich Fabrikanten wieder an andere Fabri— 
fanten, theils entnahmen Großhändler ihren Bedarf von kleineren Fabrikanten ꝛc. 


Auch in Hamburg wurde als Hauptrichtung des Großhandels der Handel 
mit Cigarren bezeichnet, und zwar ſowohl mit importirten überſeeiſchen, als 
mit nicht importirten Cigarren. Beim Importe wurden vor Allem die Havanna— 
Cigarren hervorgehoben, für welche es in Europa nur zwei eigentliche Märkte. 
nämlich London und Hamburg gebe. Die hauptſächlichſten Händler waren 
hier zugleich ISmporteure. Der überwiegend größere Theil der in Hamburg 
auf den Markt gekommenen Havanna-Cigarren fand in Deutjchland srl, nur 
der fleinere Theil ging wieder in's Ausland. 


Die meijten Handlungen mit Tabadjabrifaten, jowohl en gros al3 en detail 
beitanden der Neihenfolge nach im Königreich Sachjen, in der Stadt Berlin, 
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in Hamburg, Schlefien, Rheinprovinz und Hohenzollern, Ober: und Nieder: 
bayern, Oberpfalz und Schwaben, Brandenburg, Provinz Sachſen, Hannover 
und Bremen. 

Der Detailverfauf von Tabadfabrifaten an die Conjumenten erfolgte 
in größeren Städten vielfach durch Perjonen, die ihn als Hauptgeichäft be- 
trieben, in fleineren Städten und auf dem Lande jedoch meist nur als Neben- 
gejchäft und zwar jeitens von Material und Slolonialwaarenhändlern, Gaſt— 
wirthen, NRejtaurateuren, Viktualienhändlern, Kurzwaarenhändlern, Frijeuren 2c. 
Auch hielten in einzelnen Bezirken viele Tabadfabrifanten offene Läden für 
den Detailverfauf. 

Die Händler mit Tabadfabrifaten verjahen jich in der Negel auf 3 bis 
6 Monate mit ihren Fabrifaten. Weberjeeiiche Eigarren wurden auch für 1 
bis 3 Jahre eingekauft. 

Der Detailhandel mit Tabadfabrifaten konnte übereinjtimmend als durch- 
jchnittlich gewinnbringend bezeichnet werden, und hauptjächlich war dies 
bei Eigarren der Fall. Jedoch, erreichte mit Rücficht darauf, daß die Anzahl 
der Detailverfäufer in den meijten Bezirken das Bedürfniß bei Weiten über 
jtieg, der Abjag in der Mehrzahl der Gejchäfte nur einen geringen Umfang. 

Dem Haufirhandel mit Tabadfabrifaten wurde im Allgemeinen die 
wirthichaftliche Berechtigung abgeiprochen, nur vereinzelt wurde ein jolcher als 
für die kleine Indujtrie und namentlich die Hausindujtrie erforderlich in Anz 
Ipruch genommen, da diejelbe durch ein Verbot desjelben größtentheil3 ver- 
nichtet würde. Auch für die Bewohner des flachen Landes wurde das 
Bedürfniß, durch den Haufirhandel in erleichterter Weiſe ihren Bedarf an 
Tabadfabrifaten zu deden, geltend gemacht. 


* * 
* 


Im Weſentlichen iſt hiemit das Ergebniß der Taback Enquete, d. h. der 
ſtatiſtiſchen und wirthſchaftlichen Erhebungen der 25 Bezirkskommiſſionen wieder— 
gegeben. Es erübrigt nun noch auf den anderen, ebenſo wichtigen Theil der 
Arbeiten der Enquetekommiſſion, nämlich auf dereu Berathungen über die 
empfehlenswertheſten Steuerfyſteme u. ſ. w. einzugehen. 

Bei dem großen Umfang des einſchlägigen Materials muß dieſen Berath— 
ungen ein beſonderes Kapital gewidmet werden. Fortſetzung folgt.) 
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Satzungen der Holtzendorff-Stiftung (gegründet 1891). 

$ 1. Die Holgendorff-Stiftung bezwedt, die Wiljenjchaften des Strafrechtes 
und des Gefängnißweſens durch Stellung von Preisfragen, Gewährung von Reiſe— 
Unterſtützungen oder in ſonſt geeigneter Weiſe zu fördern und damit das Andenken 
des am 4. Februar 1889 zu München verſtorbenen Profeſſors Dr. Franz von Holtzen— 
borff zu ehren. 

8 2. Die Holtendorfj-Stiftung hat ihren Wohnſitz in Berlin. 

8 3. Der Vorſtand der Holkendorff-Stiftung beiteht 

a) aus drei Mitgliedern, deren Wahl das erjte Mal durch die fonftituirende 
Verfammlung des Gründungsausſchuſſes auf die Dauer von drei Jahren, und nad 
Ablauf diefer Zeit durch die übrigen Mitglieder des Vorjtandes unter Vermittelung 
des Schriftführer auf jeweils drei Jahre erfolgt; 

b)') aus 13 Mitgliedern, von welden je Eines auf die Dauer von fünf 
Jahren von folgenden Vereinen und Gejellichaften gewählt wird: 

1. der Internationalen friminalijtifhen Vereinigung; 2. der Commission peni- 
tentiaire internationale; 3. dem Institut de droit international; 4. dem Deutjchen 
Juriſtentag; 5. der Socist6 generale des prisons zu Paris; 6. der Sociste de legis- 
lation comparde zu Paris; 7. der Societ& des &tudes sociales zu Brüffel; 8. der 
Juriſtiſchen Gefellichaft zu Berlin; 9. der Auriftiichen Geſellſchaft zu München; 
10. der Howard-Association zu Yondon; 11. der National Prison Association, U. 8. 
Nordamerika; 12. dem Niederländiihen Juriftentag; 13. dem Skandinaviſchen 
Jurijtentag. 

S$S 4. Der Borftand wählt aus jeiner Mitte einen gejhäftsführenden 
Ausſchuß von drei Mitgliedern, überwacht dejjen Gejchäftsführung und prüft die 
jährlich von ihm zu legende Rechnung. Die Erledigung der Geſchäfte des Borjtandes 
erfolgt auf jchriftlichem Wege durd) Vermittelung des Schriftführerd; die Wahlen 
werden durch Stimmzettel vollzogen, die an den Schriftführer einzujenden jind, 

8 5. Der Vorjtand wählt ferner 

1. einen Schatzmeiſter, deſſen Wohnſitz ſich am Sie der Stiftung befinden 
jol und der fein Amt als Ehrenamt verwaltet; 
2. einen mit bejtimmter Vergütung anzujtellenden Schriftführer. 

86. Der gejhäftsführende Ausſchuß erledigt die laufenden Gejchäfte. 
Er beitimmt feine Gejhäftsordnung jelbit. Zur Uebernahme von Verbindlichkeiten 
üt die Unterfchrift zweier Mitglieder des gejchäftsführenden Ausſchuſſes ſowie des 
Schatzmeiſters erforderlid). 

$ T. Das Stiftungsvermögen beiteht 

1. aus den von den Mitgliedern des Gründungsausſchuſſes eingefammelten 
Beträgen; 

2. aus Spenden, welche der Stiftung durch Schenfung oder von Todeswegen 
zuflichen ; 

3. aus unverwendet gebliebenen Zinſen des Stiftungs-Stammvermögens. 


') Diejer Abjag in vorläufiger Faſſung. Die Einfügung weiterer wahlberechtigter Körper: 
ſchaften bleibt vorbegalten, nad Beſchluß des Gründungsauüsſchuſſes vom 25. Auguſt 1891. 
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$8. Das Stiftungs-Stammpermögen ilt in Gemäßheit der für Stift: 
ungs= oder Mündelgelder am Sitze der Stiftung geltenden Landesgejege ficher an— 
zulegen. Ueber die Anlage entjcheidet nach Anhörung des Schatmeijterd der ge= 
ihäftsführende Ausichuß. 

$ 9. Zu Stiftungszweden find zu verwenden: 

1. die Zinjen des Stiftungs-Stammvermögens; 
2. die von Bereinen, Verbänden, Einzelnen gezahlten Jahresbeiträge. 

8 10. Ueber die Verwendung der in $ 9 erwähnten Gelder entjcheidet 
auf Vorſchlag des gejchäftsführenden Ausſchuſſes der Vorſtand durch fchriftlichen, 
unter Vermittlung des Schriftführers zu faſſenden Mehrheitsbeſchluß. Es bleibt 
dem Vorjtande vorbehalten, die Erträgnijje mehrerer Jahre aufzufanımeln und 
gejammelt zu verwenden, 

8 11. Die Feititellung der Preisaufgaben erfolgt auf Vorjchlag des 
gejchäftsführenden Ausſchuſſes durch den PVorjtand. Bei Stellung der Aufgabe 
bezeichnet der Vorſtand zugleich das Preisgericht, welches über die eingelieferten 
Arbeiten zu entjcheiden hat. 

$ 12. Reiſe-Unterſtützungen fünnen nur an folche Perſonen verliehen 
werden, welche ihre wijjenfchaftliche Befähigung durch eine dem gejchäftsführenden 
Ausſchuſſe vorzulegende Arbeit nachgewiejen haben. 

8 13. Ale Eingaben, insbefondere Preisarbeiten und Neijeberichte, ſind 
in deutjcher, franzöſiſcher, englifcher oder italienischer Sprade einzureichen. 

8 14. Die gefrönten Preisarbeiten und die eingelieferten NReifeberichte werden 
literarifdes Eigenthbum der Stiftung, deren Borjtand auf Vorjchlag des 
gejchäftsführenden Ausschuffes über die Veröffentlichung bejchließt. 


Die preußiſche Bevölkerung nad ihrer Stammeszugebörigkeit. — Bei Ge: 
legenheit der Volkszählung am 1. September 1890 hat im preußijchen Staate 
zum eriten Male eine allgemeine Aufnahme der „Mutterſprache“ der Bevölkerung 
Itattgefunden, bei welcher dieje für jede einzelne, am Zählungstage im Staats— 
gebiete anwejende Perjon fejtgeitellt wurde. Auch die auf die Bevölkerung der 
damald noch nicht mit der Monarchie vereinigten Inſel Helgoland bezüglichen 
Haushaltungslijten jind nachträglich mit den entiprechenden Angaben verjehen 
worden. Außerhalb Preußens hat eine jtatiftische Aufnahme der Mutterjprache im 
Deutſchen Neiche nur nod) in den Fürjtenthiimern Walde und Lippe jtattgefunden. 

Eine ähnliche, jedoch leider nur auf die Zivilbevölferung im damaligen Um— 
fange des Staatögebieted erjtredte Erhebung hatte zuleßt im Jahre 1861 jtatte 
gefunden und ein weit weniger volljtändiges, deshalb mit dem jet gewonnenen 
nit ohne Weiteres vergleihungsfähiges Ergebniß geliefert. Damald war nur 
die „Familienſprache“ jeder Haushaltung im Ganzen ermittelt worden, und aud) 
dieje nur in Bezug auf die Polen, Mafuren, Kaſſuben, Wenden, Littauer, Tjchechen 
bezw. Mähren und Wallonen. Auch von diefen Fremdſprachigen wurde nur in den— 
jenigen Yandestheilen die Zahl der zugehörigen Haushaltungen und Haushaltungs— 
angehörigen fejtgejtellt, in denen der betreffende Volksſtamm in beträchtlicher Zahl ſeß— 
haft war, 3. B. für Polen in den damaligen Provinzen Preußen und Bojen jorwie den 
Regierungsbezirken Köslin, Breslau und Oppeln, für Wallonen nur im Negierungs- 
bezirfe Aachen u. ſ. w. Die anderwärts bejtehenden Haushaltungen mit anderer als 
deutſcher Familienſprache, jowie alle in deutjchen Haushaltungen lebenden fremd- 
ſprachigen Perjonen wurden von der Aufnahme im Jahre 1861 nicht erfaßt, ebenfo 
die Fremdſprachigen unter der ungefähr '/, Million Köpfe jtarfen Militärbevölferung. 
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Neben der Volksſprache (Mutterjprache) als dem wichtigiten Mittel zur Er— 
fennung der Stammedzugehörigfeit fommt für uns insbeſondere noch das Religions« 
befenntniß in Frage. Wir bringen daher in der nachfolgenden Ueberficht, bei welcher 
von der Unterjcheidung des Gejchlechtes abgefehen worden tft, das Hauptergebniß 
der Aufnahme der Mutterſprache für das preußische Staatögebiet im jegigen Umfange 
(mit Helgoland) unter gleichzeitiger Berüdjihtigung des Neligionsbefenntnifies. 


Am 1. Dezember 1891 hatten in Preußen 
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Wo zwei Mutterjprachen angegeben waren, it jeder der betheiligten Sprachen 
die Hälfte der betreffenden, angeblich doppelipradhigen Perjonen zugezählt worden; 
denn fein Menjch kann zwei verjchiedenen Volksſprachen angehören; wenngleid 
es nicht ausgejchloffen ift, daß ein Menſch feine Volksſprache einbüßt und eine 
andere annimmt. Hiernach vertheilt fih die Bevölferung ihrem Sprachverhältniſſe 
nad) in folgender Weije: 
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Derwaltungsbericht der Reichsbank 
für dad Jahr 1892.) 
Borgelegt in der Generalverjammlung am 6. März 1893. 


—ñ — 


Die Geſammtumſätze bei der Reichsbank im Jahre 1892 haben nad) der An— 
lage A betragen: 
bei der Neihshauptbant . . . 31,035,599,400 Mb. 
bei den Neichsbantanftalten . . 73,453,735,600 „ 
zufammen . . . 104,489,385,000 MM. 
(1891: 109,933,249,000 46), alio 5,443,914,000 Mb. mehr als im Jahre 
vorher. 


Der Bankzinsfuß war für Wechjel für Lombard-Darlehne 
bom 1. Januar bis 10. Januar 1892 . . 4 Proz. 4'/,bezw.5 Proz. 
44; . „27. Oktobert 2% 314. 24 
„28. Oktober „ 31. Dezember „ . .. 4 a 4 u 5 — 


im Durchſchnitt des ganzen Jahres 3,905 Proz. für Wechſel und 3,,0; 
bezw. 4,200 Proz. für Lombard:Darlehne. 
Als Eigenthümer der Neihsbanfantheile waren 
am 31. Dezember 1891 
6,141 Inländer mit 29,612 Antheilen, 
1,665 Ausländer mit 10,388 e 
aljo 7,806 Eigner und 40,000 Antheile, 
am 31. Dezember 1892 
6,130 Inländer mit 29,612 Antheilen, 
1,6986 Ausländer mit 10,388 a 
alio 7,826 Eigner und 40,000 Antheile 
in den Stammbücern der Reichsbank eingetragen. 
Die Zahl der inländiichen Antheilseigner hat fich hiernach um 11 vermindert, 
während die der. ausländiichen fih um 31 vermehrt hat; die Zahl der im Beſitz 
von Inländern bezw. Ausländern befindlichen Antheile ift unverändert geblieben. 


') Bergl. die früheren Berichte, und zwar für 1876 „Annalen“ 1877, ©. 736 ff.; 1877 
„Annalen“ 1878, ©. 673 ff.; 1878 „Annalen“ 1879, ©. 577 ff.: 1879 nalen” 1880, ©. 
133 f.; 1880 „Annalen“ 1881 ©. 354 fi.; 1881 sale 1882, ©. 329 ff.; 1882 
„Annalen 1883, ©. 600 fi.; 1883 „Annalen? 1884, ©. 193 ff.; 1884 „Annalen“ 1885, 
©. 375 fi; 1885 „Annalen“ 1886, 638 fi.; 1886 „Unnalen“ 1887, ©. 505 ff.; 1887 
„Annalen“ 1888, ©. 709 fi.; 1888 nalen 1889, ©. 770 ff.; 1889 „Annalen“ 1890, 
&.917 fi.; 1890 „Annalen“ 1891, ©. 442 ji. 1891 „Annalen“ 1892, ©. 450 ff. 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1898. 36 


562 Verwaltungsbericht der Neihsbanf für das jahr 1892. 


An Banknoten waren im Umlauf: 


ald niedrigite Summe am 23. Februar . . 878,727,000 ‚th 
als höchſte Summe am 31. Dezember . . .1,140,162,000 „ 
durchſchnittlich . . .. 984,736,000, 


es find alſo gegen das Vorjahr /97 1, 666, 000. %) durchſchnittlich 13,070,000 „se. 
mehr im Umlauf geweien. 

Wie viel Banknoten nad) den einzelnen Abichnitten am Schluſſe jedes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B. 

Für die Anfertigung neuer Banfnoien find 114,950 A. in Ausgabe berechnet. 

Der der Reichsbank im $ 9 des Bankgeſetzes zugewieſene Betrag ungedeckter 
Banknoten ift im Jahre 1892 nicht überichritten worden. 

Der Metallbeftand an kursfähigem deutichen Gelde und an Gold in Barren 
oder ausländiichen Münzen, das Pfund fein zu 1392 A. berechnet, betrug: 


als niebrigite Summe am 31. Dezember . . 837,809,000 „Ib. 
ald höchſte Summe am 15. Juni. . » . ,.1008,156,000 „ 
durchſchnitthich . . . 442,074,000, 


gegen das Vorjahr (893,789, 000 Me) alio 48, 285, 000 Ab. mehr. 
Die umlaufenden Banknoten waren im Durchſchnitt des ganzen Jahres 

mit 95,4:°/, durch Metall gedeckt. 
Die Giro: Guthaben (Anlage C) 

betrugen am 1. Januar 1892. . . 257,961,123 Ab. 
Am Laufe des Jahres find auf 

Giro-Konto vereinnahmt : 

durch Baarzahlungen 7,849,808,013 M. 

durch angefaufte 

Mehiell . . . 4,165,359,864 „ 

dur eingezogene 

Wechiel u. Werth: 


papiere .» . 98,854,957, 
durch Uebertragungen 
am Plate . . 14,567,727,408 „ 


durch Mebertragungen 
von anderen Bank— 
ftelen . . . .11,550,440,457 „ 1891: 
— 39,092,190,699 4b./40,509,017,205 Ab.) 
find 39,350,151,821 
Dagegen auf Giro-Konto verausgabt: 
durch Baarzahlung 12,341,830,628 Ab, 
durch eingelöfte Do— 
mizilwechlel . . 1,861,193,068 „ 
durch Uebertragungen 
am Plate . .14,567,727,408 „ 
durch Lebertragungen 
auf andere Bant: 
itelen . . . .10,352,145,384 „ 1891: 


— 39,122,896,488 M. /40,503,760,265 46.) 
der Reit von 227,255,534 M 
ift ald Guthaben am 31. Dezember 1892 verblieben. 
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Bon Behörden und Perionen, welche fein Giro-Konto haben, find nad Anz 
lage D für Giro-Kunden an anderen Pläßen baar eingezahlt: 


1891: 

2,111,866,083 M. (1,989,166,316 M.) 
Unter Hinzutritt der lebertragungen 

zwiichen Giro-Kunden an verjchiedenen 

Bankplägen von . . 2 2... .10,352,145,384 „ (9,976,862,839 M,) 

beläuft jich aljo die ganze Summe der 

Webertragungen zwiſchen verjchiedenen 


BDankplägen auf . . . .12,464,011,467 „(11,966,029,155 M/ 
und zuzüglich des verbliebenen Beitandes 
am 1. Januar 1892 von . . .. 45,566,541 „ 


find 12,509,578,008 AM. 
Davon find im Jahre 1892 zur Gut— 
ichrift gelangt . 11,550,440,457 M. 
und an Behörden, 
welche fein Giro: 
Konto haben, aus— 
gezahlt... . . » 911,691,123 „ 1891: 
— 12,462,131,580 „/11,967,196,860 M.) 
der Reſt von 47,446,428 Mb. 
ift in der Bilanz unter den Paſſiven enthalten. 


Durhichmittlich haben 
die Giro-Guthaben 264,397,000 A. (1891: 237,853,000 Mb) 


betragen. 
Der höchste Beitand war . . . 357,806,000 Me. am 15. Februar. 
der niedrigite . . . » . .  216,723,000 „ am 30. September. 


Die bei den 9 Abreihuungsftellen im Jahre 1892 abgerechneten Geſammt⸗ 
beträge beliefen ſich auf 16,762,790,900 Mb. gegen 16,663,274,500 «AM im 
Borjahre. 

Das Guthaben des Neihes und der Bundesitaaten 
betrug am 1. Januar 1892 . . .. 31,812,805 Mb. 

Im Laufe des Jahres ſind für biefelben — . .2,193,908,238 „ 

macht 2,285,721,042 M. 
dagegen ausgezahtt.. 62272201,672,595 „ 


und 84,048,447 NM. 
als Guthaben verblieben. 


In diefen Summen find enthalten die Zahlungen 


für dad Neih mit. . . 220202. 2,042,175,824 M 
für den Preußiichen Staat mit. tn 000. 2,847,258,7380 „ 
für das Großherzogthum Baden mit . . . - 106,151,279 „ 


Der Geſammt-Umſatz im Giro:Verfehr, einjchließlih der Ein: und 
Auszahlungen für Nechnung des Reichs und von Bundesftaaten, hat hiernad 
im Jahre 1892: 82,610,668,019 Je. betragen, gegen 85,223,310,666 M. im 
Vorjahre. 


36* 
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Die unverzinsliden Depoſiten-Kapitalien haben betragen 
am 1. Januar 1892 . . 2 2 220002 0.0. .1,060,460 Me. 
Neu eingezahlt nd > > 2 2 een nn. 14,225,365 „ 
madt . . . 15,285,825 M. 
abgehoben -. - >» = 2 2 2 2 14, 858,506 Me 
bleiben . . . 427,318 Ma. 
(633,141 M. weniger al3 zu Anfang des Jahres). 


Effekten-Konto. Unter Leitung der Reichsbank hat im Jahre 1892 160 
Millionen 3 prozentige deutſche Reichsanleihe zujammen mit 180 Millionen drei— 
prozentiger preußiſcher fonfolidirter Anleihe zur öffentlihen Zeihnung aufgelegt. 
Die VBetheiligung der Neichebant belief fih auf 5,083,100 M. Die über: 
nommenen Anleihebeträge find verkauft. Der Gewinn beirägt 51,533 und 
fommt für das Jahr 1892 zur Verrechnung. Die Reichsbank befigt zur Zeit 
feine eigenen Effekten. 

Der Reſerve-Fonds hat bereit3 im vorigen Jahr die gefegliche Höhe von 
einem Viertel des Grundfapitald (Ab. 30,000,000) erreicht. 


Das — ——— der ——— —— E) war am 1. Januar 
1892 belaftet mit . . . . ..22,261,500 M 


Im Laufe des Jahres And für leur und — 
bezw. gekaufte Grundſtücke hinzugetreten: 


für die NeichSbantftelle in Augsburg . » . . 21,000 M. 

Neihöbanknebenftelle in Boholt . . . 20,000 „ 
„ Golmar i.Elj. . 80,000 „ 

Reichöbantitelle in Franuffurta. ©. . . 100,000 


" " 


" " " 

R Slogau . . . 155,000 „ 

un Reichsbanknebenſtelle in Göttingen . . 63,000, 

2 = „ Sagen. . .» .» 70,000 „ 

u Mr „ Sierlohn . . . 64,000 „ 

FIR - „ Kempten . . 85,000 „ 

— Limburga.d. Lahn 30,000 „ 

Fr er „ Baberborn . . 20,000 „ 

a x »„ Blauen i. Voigtl. 100,000 „ 808,000 „ 
iind .  23,069,500 Ab. 


welcher Betrag auf das Jahr 1893 übertragen ift. 


Hiervon gehen ab: Durd den Berfauf eines 
Theils des Grundjtüdes in Cöslin ‘. . 84,000 M. 
und des früheren Banfgrunditüds in Slogan . 72,000, 156,000 „ 

22,913,500 M 

welcher Betrag auf da3 Jahr 1893 übertragen tft. 

Die Grunditüde haben neben der Benutzung zu Dienftzweden 43,364 M. an 
Miethe eingetragen, welche als Gewinn verrechnet find. 

An Platz-Wechſeln waren nah der Anlage F am 1. Januar 1892 im 
Beitande: 

131,034 Stüd im Betrage von. 283,181,166 Me. 
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or 


Disfontirt wurden: 1891: 
802,397 Stüd im Betrage von 1,768,012,054 „ (1,837,049,976 A.) 
find 933,431 Stüd mit . . . . 2,051,193,220 M. 
Davon wieder eingezogen: 
805,898 Stüd mit . . . .1,733,492,023 „ /(1,847,246,173 Ab) 
bleiben 127,533 Stüd mit . . . .» 8317,701,197 Mb. 
Beitand am 31. Dezember 1892, und zwar: 
10,481,830 Ab. bei der Reichshauptbank, 
307,219,367 „ bei den Reichsbankanſtalten. 


Der Gewinn aus bieien ee beträgt: 1891: 
bei der Reihshauptbant . . oc 225,908 M. (448,559 M/ 
bei den Reihöbantanftalten .» » » » 73866,277, (9,752,622 „) 


zujammen . .  8,192,186 46./10,201,182 M) 
im Ganzen alſo 2,008,996 Mb. weniger als im Borjahre. 
Die durhichnittlihe Anlage in Platz-Wechſeln hat 
293,999,000 A. (1891: 265,029,000 Mb, 
die hHöchite Anlage . . 337,877,000 „ am 81. Oftober, 
die niedrigite Anlage. 252,828,000 „ am 23. Januar betragen. 
Die durchſchnittliche Größe aller Plag-Wechiel ift 2,203 MA und die Ver: 
fallzeit derjelben, nad den einzelnen Banfanjtalten verjchieden, 25 bis 82 Tage 
gewejen. Die durhichnittliche Verfallzeit Hat 60 Tage betragen. 
Unter den Platz-Wechſeln befanden ſich 38,374 Stüd im Betrage von 100 M 
und weniger, die durchichnittliche Größe diefer Wechjel war 78 M. 
Verſandt-Wechſel auf's Inland waren nad den Anlagen @G und H am 
1. Januar 1892 im Bejtande: 
231,526 Stüd im Betrage von 274,999,589 Mk. 
Angefauft wurden: 
2,312,029 Stüd im Betrage von 3,057,501,734 „ 
es 2 A — 1391: 
zur Wiederqutichrift ges 
ſandte Wechſel hinzu: — — —— 
3,620 Stück im Betrage von 4,031,466 „ 
find 2,547,175 Stüd über. . . . 3,336,532,778 M. 
Eingezogen wurden: 
2,332,397 Stüd mit . . . . 3,055,404,878 „ (3,620,341,806 M 
bleiben 214,778 Stüd mit . . » .  281,127,900 Mb. 
als Beitand am 31. Dezember 1892, und zwar: 
40,862,174 Mb. bei der NReihshauptbant, 
240,265,726 „ bei den Neichöbanfanitalten. 


Der Gewinn an diefen Wechſeln hat betragen: 1591: 
bei der NReihshauptbant . . 2. 2 2. 556,381 Mb. (1,049,019 4b.) 
bei den Reihsbantanitalten . » » 2. 6,373,711 „ (8,770,946 „) 


zufammen . .  6,930,092 Ab. (9,319,965 Mb, 
mithin 2,889,874 Mb. weniger als im Vorjahre. 
Die durchſchnittliche Anlage in dieſen Wechieln betrug 
243,016,000 Mb. (1891: 255,475,000 Ab), 
die höchſte Anlage . 294,337,000 .M am 31. Oktober. 
die niedrigste Anlage 216,912,000 „ am 7. Februar. 
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Die durchſchnittliche Größe diefer Wechiel ift 1,322 A. und ihre Ver: 
fallzeit, nad) den einzelnen Anstalten verichieden, 11 bis 71 Tage gemeien. 

Die durhihnittliche Verfallzeit hat 29 Tage betragen. 

Unter den Verſandt-Wechſeln befanden fih 302,731 Stüd im Betrage pon 
100 A. und weniger; die durchichnittliche Größe diejer Wechſel betrug 76 M. 

Bon den am 31. Dezember 1892 überhaupt im Beitande gewejenen 
598,829,097 M. Wechſeln wurden fällig: 


binnen 15 Tagen . . . 211,816,500 Ab. 
„ 168 bis 30 Tagen . 120,062,800 „ 
„31 „ 60 u ..154,844,300 „ 
„ 61 „ MW „ .  112,105,500 „ 
wie voritehend . . 598,829,100 M. 


An Wechſeln aufs Ausland (Anlage J ) waren am 1. Januar 1892 im 
Beitande: 
1,249 Stüd im Sturöwerthe von 13,954,278 Mb. 


Angefauft wurden: 1891: 
13,819 Stüd für . 2... 68,524,859 „ (78,303,434 A.) 
find 15,068 Stüd für . . . . 82,479,136 M. 
Verwerthet wurden: 
14,291 Stüd für . . . .  75,383,315 „ (68,462,511 46) 
mithin find 777 Stüd mit . » .. 7,095,822 Mb. 


im Beitande geblieben. 
Diefelben hatten am 31. Dezember 
1892 einen Kurswerth von .» . 2... 7,313,082 Mb. 1891: 


es find alo . . . : 217,260 M. (244,669 Me.) 
als Gewinn zu verrechnen , mithin gegen das Vorjahr 27,409 M weniger. 
Die du chihnittliche Anlage in diefen Wechſeln hat: 
4,715,000 Je. (1891: 5,306,000 6.) 
die höchste Anlage . » . 14,799,000 „ am 7. Januar, 
die niedrigite Anlage . . 2,196,000 „ am 15. Oftober betragen. 
Wechſel zur Einziehung für fremde Rechnung (Auftragswechjel) wurden 
bei ſämmtlichen Banfanftalten 34,359 Stüd im Betrage von 44,062,391 Ak. 
(1891: 39,069,899 M) eingezogen. Davon waren am SJahresihluß an die 
Auftraggeber noch nicht ausgezahlt 289,081 M, welde in der Bilanz unter den 
Paſſiven aufgeführt find An Gebühren wurden dafür 31,228 M (1891: 
27,967 M erhoben. 
Die durhichnittliche Größe dieſer Wechſel hat 1,282 HM. betragen. 
Die Gefammtjumme aller angefauften und zur Einziehung 
übernommenen Wecjel betrug: 


an PlatWehieln . . . . 802,397 Stüd über 1,768,012,054 M. 
„Verſandt-Wechſeln auf's Inland 2,312,029 „ „ 3,057,501,734 „ 
„Wechſeln auf’3 Ausland . . 13,819 „ z 68.524.859 = 


„ MWecjeln zur Einziehung . . 34,359 „ A 44,062,391 „ 

überhaupt . . 3,162,604 Stüd über 4,938,101,037 He. 

(1891: 3,350,688 Stüd über 5,531,265,753 A.) 

mithin gegen das vorige Jahr in der Stiüdzahl 188,084 und im Geldbetrage 
593,164,716 Mb. weniger. 

Außerdem find für Nechnung der Girofunden 460,904 Stüd Platzwechſel 

im Betrage von 958,854,957 6. (1891: 912,465,601 Ab.) koftenfrei eingezogen. 
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An Gejammtgewinn aus den Wechielgeichäften find, die 31,228 M. für 

die zur Einziehung übernommenen Wechjel eingerechnet, 15,370,766 A. (1891: 

20,293,784 46), alio 4,923,018 Ab. weniger als im Vorjahre aufgefomnten. 

Nach der Anlage K waren im Lombard am 1. Januar 1892 ausgeliehen: 
8,196 Darlehne im Betrage von 138,612,900 Ib. 


Ken ausgeliehen wurden: 1891: 
7,159 Darlehne mit . . . 907,015,550 „ (1,208,140,100 M 
ind 15,355 Darlehne mit . . . 1,045,628,450 ik. 
Zurüdgezahlt find: 
6,479 Darlehne mitt . . . 926,732,000 4b. (1,215,660,950 He.) 
mithin 8,876 Darlehne mit . . . 118,896,450 M. 


am 31. Dezember 1892 ausgeliehen geblieben. 
Die aus dieiem Geichäfte aufgefommenen Zinſen haben: 
bei der Neihshauptbant . . 517,474 M. (1891: 741,472 Ab) 
bei den Reichöbantanftalten .  3,280,365 „ /1891: 3,719,825 „) 
zufammen . 3,797,839 te. (1891: 4.461,297 Mb) 
aljo im Ganzen 663,458 A. weniger als im Jahre 1891 betragen. 
Die durhihnittliche Anlage im Lombard hat 
97,643,000 Ab. (1891: 98,999,000 Ab.) 
die hödhite Anlage . . 128,493,000 „ am 30. Juni, 
die niedrigite Anlage .  84,391,000 „ am 15. Februar betragen. 
Die am Schluffe des Jahres ausftehenden Darlehne‘ waren mit 
113,921,650 „Je. auf — (einſchl. Wechſel) der im $ 13 Ziffer 3 
Buchſtaben b, c, d des Bankgeſetzes bezeichneten Art, 
5,900 „ auf Gold, 
4,968,900 „ auf Waaren ertheilt. 
Die Ueberſicht L ergibt, welche Wechſel- und Lombard:Beitände am Schluſſe 
eines jeden Monats vorhanden waren. 
An fälligen aber nubezahlt gebliebenen — — Lombard-Forderungen 


waren am 1. Januar 1892 vorhanden N j 247,416 M. 
Im Jahre 1892 find hinzugetreten. nen 559,273 „ 
ergibt einen Beitand von . . —— er 806,689 M. 

Im Yaufe des a De Bier geht. 330,745 Mb. 

- 99 

abgeichrieben j . 10,991 „ 341,736 „ 
und jonach am 31. Dezember 1892 Net geblieben . » . 464,953 Mb. 
Bon der Nejerve im urjprünglichen Betrage von . . . 354,400 „ 
find uach Abzug der definitiv abgejchriebenen . . 2 > 2. 10,991 „ 
noch vorhanden . . . 343,409 „ 


Für die übrig gebliebenen, die neu hinzugetretenen und die 
in den beiden eriten Monaten des Jahres 1893 fällig gewordenen 


zweifelhaften Wechjelforderungen find . . 318,500 ‚de. 
außerdem fir einen Kaſſendefekt bei der Reichsbanknebenſtellei in Remſcheid 20,000 , 
und ſür einen Lombard-Defekt bei der Hauptbant.. 23000 „ 

im Ganzen alfo . . . 361,500 .4 
zu rejerviren, mithin diefes Mal mehr. . . u rn 18,091 „ 


weldhe von dem Gewinn für 1892 abgezogen find. 
Zahlungs: Anweijungen wurden nach der Anlage M von der Neichshauptbanf 
und den übrigen Reichsbankanſtalten ertheilt: 
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1891: 
a) frei von Gebühren 2,902 Stüd über 95,644,930 M. (45,488,686 MM.) 
b) gegen Gebühren . 3,724 „ „  35,845,505 „ (33,934,962 „) 
zufammen 6,626 Stüd über 131,490,435 M. (79,423,669 M 


An Gebühren find aufgefommen: 1890: 
bei der Reihshauptbanf . » :» 2 2 2 2. 416 Mb. ( 460 Me) 
bei den Reihöbankanftalten . . . 2 2... 7,8308 M. (6,852 


überhaupt . . 7,722 M. (7,312 Mk) 
aljo im legten Jahre 411 A. mehr. 
Von den ausgeſtellten Anweiſungen waren beim Jahresſchluſſe noch 1,889,695 Me. 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 
In Goldbarren und — RN waren am 1. Januar 1892 


vorhanden . . i  ..353,825,068 Mb 
angefauft wurden für . Be A Sean 66638 
mabt . . 415,364,982 Me. 
Davon find ausgeprägt oder verfauft - =» 2 2..20....90,893,756 „ 
und . . 324,471,226 M. 

im Beſtande verblieben. 
Das Gold hatte einen Werth von . 2» 2 2 423234,692,433 M 
und hat fich alfo ein Gewinn ergeben von . 221,207 M 
Die Guthaben bei den Korrejpondenten der Bank betrugen am 1. Januar 
1892 = = 5,615,267 M 


Im Laufe des Jahres wurden ihnen uͤbermacht .. 8,676,324, 
gibt . TTOCTSOA 

Davon find eingezogen 2 2 2 ernennen.  6,715,183 „ 
und . 7576,409 M. 





bei denjelben als Guthaben verblieben. 
Am 1. Januar 1892 waren an verſchloſſenen Depofiten 


vorhanden . . . ee en an RT. OLE: 
Dinzugefommen find a at a ar er 2°. 
maht . . 11,408 Stüd. 
Zurüdgenonmen find -» > 2 2 m 2 nn —4187 5 


mithin . . 7,221 Stüd 
deponirt geblieben. 


An Gebühren für die ————— ſind: 1891: 
bei der Reichshauptbank . . 20 ...54,325 Mb. (50,254 M/ 
bei den Neihsbanfanftalten . » » . 119201 „ (108,911 „) 

überhaupt . . 173,525 „ (164,164 M 


eingefommen, aljo gegen das Vorjahr 9,361 Me. mehr. 
An offenen Depots waren am 1. Januar 1892 vorhanden: 


220,869 Depots im Nennwerthe von . . 2... .2,356,612,539 M. 
Im Laufe des Jahres find binzugefommen: 
54,009 Devots übe » . > > 2 2 2 2... 598,357,596 „ 
macht 274,878 Depots über . een en. 2,954,970,135 Me 
Herausgenommen find: 
36,884 Depots über . . er 482,040,455 „ 


jo daß am 31. Dezember 1892 
237,994 Depots über . 2 22 2 2 200. 0. 2,472,929,680 M 
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(gegen 2,356,672,539 M. im Jahre 1891) im Beitande verblieben. 

Die Zahl der verichiedenen EffeftenGattungen betrug 3,806 (1891: 3,920). 

Von den niedergelegten Effekten jind im Laufe des Jahres an Zinjen bezw. 
Gewinnantheilen 93,629,310 Ab (1891: 87,807,298 M) eingezogen. 

An Gebühren für die Depot und für die An- und Verkäufe von Werth: 
papieren find für dad Jahr 1892 1,820,166 M. (1891: 1,819,557 M) auf: 
gefommen. 

Die Berwaltungsfojten haben betragen: 

für die Zentral-VBerwaltung -» 2 2 20202020. 1,413,770 M 
für die Spezial:Verwaltung 

a) der Neihshauptbant . . .  . 1,217,744 Mb. 

b) der übrigen Reichsbankanſtalten 5,675,141 „ 6,892,885 „ 


(1891: 7,808,773 A). 8,306,655 Mb. 
In diejer Hauptiumme der Verwaltungsfoiten find enthalten: 
nad) der Gewinnberehnung wieder MEERE: 287,379 Mb. 
für eriparte Gewinnantheile . . . 2 A; 291,539 , 
al3 wirflihe Verwaltungsfoften verbleiben. DaB 23 0 WOTBLIO 
Der Gejammtgewinn hat nad der Anlage N betragen 22,355,216 Me. 
In Abzug kommen davon: 
1. die Berwaltungstoften . » 2» 2... ..8,306,655 M. 


2. für Banfnoten-Anfertigung .» » . . 114,950 „ 
3. anden Preußiſchen Staat gezahlt gemäß $ 6 
des Vertrages vom 17./18. Mai 1875 


(R-.:Bl. S. 215) . . . 1,865,730 „ 
4. für zweifelhafte Wechſelforderungen nen . 

reiewitt . . 5 18,091 „ 
5. Verluſt beim Berfauf des alten Bant⸗ 

gebäudes in Glogau . 36,000 „ 


6. Kaſſendefekt bei der Nebenftelle in Neiſſe 23,918 „ 10,365,344 4 


bleibt Gewinn . .  11,989,872 Ak 
Hiervon find nah S 24 Ziffer 1—3 des Bankgeſetzes 
bezw. der Abänderung desielben (Gej. dv. 18. Dezember 1889 
R.G.Bl. 201)) bereits gezahlt, bezw. noch zu verrechnen: 
1. an die Antheilseigner 3'/, Proz. von 120,000,000 Ab. mit 4,200,000 „ 
2. der Weberreit von . . ; 7,189,872 Mb. 
ift zur Hälfte an die Antheilseigner, zur Hälfte an die Reichs⸗ 
kaſſe zu zahlen, ſoweit die Geſammtdividende der erſteren 


nicht 6°/, von 120,000,000 „Ib.  - .  7,200,000 ib 

überiteigt. Den Antheilseiznern find bereits 

gezahlt w. 0. B'o . . 2... 4,200,000 „ 

fie haben biernach noch zu erhalten 3,000,000 , 

und es iſt die gleiche Summe an das Reich 

zu zahlen mi 2 + 3,000,000 „  8,000,000 „ 


3. von dem jegt verbleibenden Reit von . 2. 2 2 02020...1,789,872 .% 
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erhalten die Antheilseigner ein Viertel . . 447,468 M. 
die Neichöfaffe drei Viertel . . . 20. 1,342,404 „ 1.789.872 
Die Antheilgeigner erhalten aljo außer den zu Ziff. 1 ge 
nannten 4,200,000 # a) laut Ziff. 2 . . ......3,000,000 Me. 
J 447,468 „ 


ferner ce) die bei dem vorigen Ab— 
ſchluſſe — ee 


benn . . 9,864 „ 
———— 3,457,332 Mb 

von welcher Summe auf jeden Antheilsichein der Reichsbank als 
Neit:Dividende 86 M, auf ſämmtliche 40,000 Antheile alio 3,456,000 „ 
zu zahlen find. Die übrig bleibenden . » > 2 2 2. 1,332 Me. 


werden ber fpäteren Berechnung vorbehalten. 

Die Antheilseigner haben hiernach für jeden Antheil von 3,000 A. die be: 
reits für das erfte und — ——— ie nen 105 
als NReit:Dividende . . ’ a a —— : Ss „ 


überhaupt . 191 AM. 
im Ganzen alfo einen Ertrag von 6,;, Proz. für das Jahr 1892 (1891: 7,,, Proz.) 
zu beziehen. 

Hiernach ift die beiliegende Vermögensbilanz der Reichsbank, Anlage O, aufgeitellt. 

Die Bilanz und die Gewinnberehnung find, der Vorſchrift im $ 32 lit. a 
des Bankgeſetzes entiprehend, vom Herrn Neichöfanzler feitgeitellt. 

Das Verzeichniß der ſämmtlichen Zweiganftalten der Neihsbant, Anlage P, 
das Verzeihnig der Mitglieder des Zentral-Ausichuffes und der Bezirks-Ausſchüſſe, 
Anlage @&, die Zufammenftellung der im Jahre 1892 veröffentlichten Wocen: 
Neberfichten, Anlage R, und die Ueberſicht der Geſchäfte jeit dem Beſtehen der 
Reichsbank, Anlage S, find beigefügt. 
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AnlageD. 
Giro⸗Uebertragungs-Konto für dad Jahr 1892, 















gu gang: 
Durch Ueber: 






















durch 








tragungen | Zahlungen von Be: 
zwiſchen Giro] pörden und Berjonen, | . . Abgang 
Drıt Kunden welche fein Giro— Bujammen 
„an Konto haben 
verichiedenen 
Orten 






Ne 



























































































































































Baden = =, #4 5 69,071,905| 6,938 20,653,235|  89,725,140] 68,188,854 
Augsburg . 2 2... 51,742,182] 4,635 6,154,503 57,896 685 67,859,986 
Dieeiib: : . .. 5 25,828,371| 4,399 7,114,666]|  32,943,037| 40,996,194 
Braunichweig . 2... 75,989,325] 9,463! 27,841,680] 102,831,004| 118,119,065 
Bremen . . 2 2. ..] 318.230,965] 5,581) 33,669 3431 351,900,308| 322,113,010 
Breslau - . . 2.2.1 246,779,089| 25,182  65,341,172] 312,120,211] 301,039,208 
Bromberg U Tue Eu - 32,494,863] 6,215  39,100,535 71,595,399 40,629,959 
Bald: =. 2%; 71,021,425| 11,176! 27,032,891]| 98,054,316| 70,795,564 
Chennig  . > = .| 105,501,889| 13,920| 32,263,822| 137,765,661] 130,349,472 
Soblen -. . » ».. 40,326,7931 10,213:  24,643,607|  64,970,490| 37,257,887 
Ein. . 2.2020. ..| 333,070,624| 19,715, 44,257,550| 377.328,183| 492,599,292 
GN : 2:5 ui 1,585,468] 4,048!)  19,585,451|  21,170,919 2,989,388 
Be : 28,439,503] 7,841 20,396,009 48,555,512 23,790,778 
BE. en 102,440.261] 5,783 12 851,544] 115,292,105] 112,543 117 
DOM : 5 ui 51,337,733] 13,129)  40,970,822] 102,308,555] 78,637,809 
Dortmund - . 2». ..1 135,398,574| 11,819] 46,709,433| 182,103,0061 168,891,574 
Bodum . .» 2... 67,469,645| 2,432!  12,721,616]| 81,191,261] 84,219,732 
Dresden . » 2 2. ..| 185,011,781| 17,297) 40,345,615| 225,357,397] 254,144,715 
Düliedorf . . 2»... 119,242,658] 5,7901 19,469,239]| 138,711,896] 121,928,553 
Duisburg bis 31.. 92 13,630,422 667 1,573,552 15,203,974 18,292,089 
Duisburg v. 1.4.92 ab 56,649,646] 3,182 7,250,019 63 899,665 79.430,547 
Elberfeld : > 2.2.4 187,609,5401 8,992] 23,041,165| 210,650,7051 299,152,320 
Barmen ..: 2... 54,287,311] 2,242 4,841,869 59,159,180 79,827,696 
NE 2 8 ie 6,776,584] 2,863 4,816,853 13,229,561 
HN a 6.036,010 810) 1,2658,472 4,792,079 
BE 2: u 66,135,527| 11,134  27,484,387 88 353,240 
Eſſen. 2.2.1 140,641269] 8215|  28,299,048 258,621,970 
ölensburg . . . .. 49,096,878] 2 796 5,017,341 42,286,180 
Frankfurt a. M. . . .]1,028,304,347| 17,745)  31,717,868 1,060,022,21 1,078,870,507 
Wiesbaden . .» . . 30,634,712] 4,546 9,982,996] 40617, 7000  37,532,982 
Frankfurt a. d. O. .. 7482,6911 6204 26,448,881] 833,981 572] 11,111,642 
era yr dr. 49,175. 085] 6,277)  10,624,617] 59,799,702]|  63,092,961 
2 Ve 40,445,460] 7,323)  18,090,044| 58,585,5131  88,755,426 
BR 54 6 a 22,631,0071 4,747) 11,271,787 27,568,032 
A 41,094,204| 5,325)  9,693,681 48,264,688 
Grande . 2 2... 704,956] 1,970 4,413,168 ‚118, 2,147,870 
00688... = « 95,806,914] 9,556) 43,159,391] 138,966,305 138.423.259 
Hamburg -» - . . .[1,051,472,309] 7,671) 25.163.363] 1,076,635,67211 ‚147,257,977 
Hannover -» » 1 192,440,011| 18,674] 33,658,261] 226,098,27 251,3 1: 
Karlärube - -» » . „| 113,029,159] 11,420] 43,070,264] 156,099,42 
Kiel . 5. MI 40,668,549| 5,951|  +44.850,602 85,519,151 
Königsberg i E: Br. — 65,442,283| 10,387 48.936.531] 114,378,814 
Initerburg . BE 2853,15711 1,865 2,714,137 5,567.295 
Landsberg a.d.M.. . 7,563,861] 4, 222 9,477,794 17,041,595 
Peaipsid >» » » = 02.1 371,604,702] 21,251] 59,571,042] 481,178,7 
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Zugang: 
Durch Ueber— durch 


hg Zahlungen von Bes 
zwüchen Giro] pörden und Perjonen, 











Abgang: 





Ort Kunden welche kin Giro- Zuſammen 
„an Konto haben 
verichtedenen — — 
Orten a Betrag 
HM Stüd Me Me Me 





















Liegnitz 13,504,721]| 5,164 18208,624 31,713,344 33,837,534 
übel . 61,038,758] 4,647 7,448,3831 68,487,089 57,999,244 
Magdeburg 252,903,628| 22,695,  65,414,034| 318 317,663]  343,391,699 
Main. . . 86,919,050] 7,521!  11,911,967 98,831,017 77,161,824 

Darmitadt . 25,475,629] 3,828 8,423,867 33,899,495 35,407,545 
Mannheim 339,084,623] 9,794  19,071,415]| 358,156,038]  341,199,292 
Memel 7,150,832] 1,732 4,752,261 11,903,093 9,659,347 
Me . 113,641,314]| 6,334  36,643,914]| 150,285,2209] 126,497,531 
Minden . . . 5,163,754| 2,200 6,461,289 11,625,043 11,249,347 
Mülhauſen i. E. 88217,1961 2,564 7,755,788 95,972,984 94,229,560 
Münden . . . 228,717,194] 18,070  34,617,912]  263,355,105]  180,533,155 
Münfter i. W. 75,119,332] 9,378:  24,800,560 99,919,> sl 62,968,001 
Nordhauien 16,064,375| 3,868 6,614,496 22,678,8 875 28,299,321 
Nürnberg . 119,259,788] 16,330!  43,997,997|  163,257,785]  165,243,890 
Dsnabrüd 15,813,161] 4,648 5,993,837 21,806,998 19,350,771 
Roien . 46,364,198] 14,798  41,640,192 88,504,390 48, 744,352 
Siegen . 19,012,561] 1,844 5,238,831 24,251,591 25,720,247 
Stettin . 146,725,010] 10,315|  25,899,360| 172,624,570] 153,622, 820 
Stolp . . 4,141,659] 3,468 6,555,470 10,697,129 7,764,282 
Straljund . ; 10,502,707] 4,785 9,085,299 19,588,006 11,718,444 
Straßburg i. €. 96,361,035| 4,4501 12,227,304]| 108,588,340] 126,964,991 
Stuttgart . 176,578,663] 11,389. 22,840,224| 199,418,887| 178,580,848 

Heilbronn . 31,079,562] 1,925; 3,396,079 34,475,642 25,070,955 

Thom . 11,784,310| 1468 3,869,735 15,654,046 17,481,783 
Tilſit 3,381,592] 2,952 5,167,651 8,549,243 1,951,745 






























Bei den Reichsbant | 











































anjtalten . . 7,807,699,217[548,587'1,516,596,643] 9,324,295,860| 9,240,605,891 
Bei der Reichshauptbant 2, — — in 50,018. 595,269,440| 3,139,715,606| 3,221,525,689 
lleberbaupt 598,605/2,111,866,083|12,464,011,467|12,462,131,580 
— — vom 1. Januar 1892: 45,566,541 
12,509,578,008 
Hiervon Abgang: [12,462,131,580 
Ergibt einen Bejtand von: 47,446,428 
Annalen des Deutſchen Reit. 189. 87 Diaitiz 
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Berwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1892. 
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Anlage J. 


Rimeſſen-Wechſel-Geſchäft. 
Wechſel auf's Ausland. 










| 











auf die | 


auf auf | „auf Neal 
Ort | Frant⸗ 
London gi Schweiz | Werth 





Lſtrl. 





Fres. Fres. 


Beſtand am 1. Jan. | 





1892 . . . . ..] 1,249] 60,848! 161,907) 651,722! 389,508] 72,550 13,954,278 
Angekauft wurden: 
in Berlin . . . .| 83,086] 958,779'2,041,439| 455,463 2,274,863 839,115| 14,961,716 
„NAadhen -. .» . . 220 | 300,298| 43,735| 87,908 1,250 10,574 2,339,574 
„Augsburg . . . TI — 4,072] 27,808 — 32,736 601,412 
„Bielefeld . . . . 90 1616| — 8,685) 10,675 572! 205,586 
„Braunichweig . . 23 20 — 4142 — — 84,816 
„Bremen . .» . . 21 — — — — 23,726 21,647 
„Breslau. . . . 39 1,083 5,099 2,277) 14,640 173 66,392 
„Bromberg . . .| — — — — — — — 
„Sid . ... 47 128 — 8,569 5,0561 — 185,773 
„Ehemnig . . .| 2,497 69,579 33,463] 477,882) 536,339| 70,611] 10,563,110 
„Goblen . . . . 221 5,553) 162,025] 32,351 33,999 2,295 834,595 
1. ME re: 855 61,242) 59,045] 104,852) 134,339) 40,633] 2,512,048 
„EGoslin 5% 220 2,1931 — 19,993 1481 — 415,431 
„Kottbus . . . .1 238] 39.7391 77,266 5,0471 47,297! 37,156 331,929 
„Eric . . .. 697] 101,634 4,121] 176,320 114,165 — 3,874,505 
„Danzig - - - . 74 — 270,722] 37,569 6,566 1,450 988,608 
„Dortmund . . .| 693] 55,105) 91,778] 120,106) 499,000 — 3,028,131 
„Dresden . . . .| 209 4,042 8,437) 25,326 8,672 6,549 570,806 
„Dülledorf . . .| 117] 16,516 2,744] 25,069) 71,068 — 597,001 
„Duisburg . . » 26 10,000) 24,000| 13,468! 12,164 — 319,789 
„Elberfeld. . -» .| 8091 18,064] 19,210] 237,942) 617,697 506| 5,390,540 
„bin 12 43492 — 6 — — 13,638 
„Emden .... 52) — — 7286| — — 148,152 
„Edfut . 2... 58] 13,421 3,365 4,744 1,546 15,950 138,799 
„Eſſen... 5 % 58] 197,060 7,954) 13,127 1,0001 — 618,164 
F Flensburg — A 48 — 7,951} 10,799 2,115 1,790! 231,580 
„sranffurta.M. . 801 — — 21,820 1,274 65,249. 497,785 
x zer a. d. O. 41] 18,914 805 1456| — | 200 62,657 
Sera... 3 413 2,184| 10,533] 79,340. 120,190 1,640! 1,746,491 
n . Sfeiwiß . —— 11 — — 16| — — 2,955 
„Blogau . . . . 95 19,087 6526| 10,597. 49,760: 4 ‚049 308,758 
„Börlib . . . . 150 6,847 2,416 7418 84,518 37,526 283,633 
„Grande . . . 3 300 — 1890 — | 4,689 
„Halle a. d. S. .. 48 990 5,417 713 25,494 1.237 70,403 
„Hamburg . . .| 111] — 9,116) 58,730 27,128 — 1,228,723 
„LBannover . . . 252 48,942) 31,540) 18,915 869 494,889 
„Karlsruhe . . . 179 2,334| 33,031 18,949 50, 284 297,085 707,939 
„Kiel . . 94 1,107 7,686| 11,564 22,602! — 319,117 
„ Königäberg i i. Br. 51J — - 4,631! — — 94,147 
„Landsberg a. d. W. FA — — 18,452 AM — 381,005 
„Leipzig ung 19 7 — 20711 41119 — 46,654 
„Liegniß - -» - .| 8336| 12,24 7,189) 14,308 20,116 — 343,289 
* dů BR; 80 13,416) 37,296| 11,129) 8,213) 22,077 335,402 


„Magdeburg . . . | 52 5,3901 25,724 271] 65,921 2,353 114,382 
Ber | 


„Mainz 153] 30,318! 14,504 8,329 183,312. 60,592 592,793 
) | 
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auf 


Holland 


Hofll. fl 


auf auf Ru 
| ran» 
Belgien | London eich 





Ks = 
er Stück 
zahl 
in Mannheim . 166 
„ Memel 171 
„Met . 7 
„Minden . 3 
„ Mülbauien i. € 12 
„ Miinchen 1 
= Müniter i. W. 354 
„Nordhaujen . — 
Nürnberg 197 
„Osnabrück 18 
— Boien 20 
„ Siegen 136 
„ Stettin 53 
„ Stolp 19 
„ Stralfund 46 
„ Straßburg i. E. l 
„ Stuttgart 11 
„Thorn 
„Tilſit. - 
Ueberhaupt . 
verfauft u. an die Kor: 
reipondenten ge 
jandt . 


Bleibt Bejtand am 


31. Dezember 1892 


777 


wid 


f 
16,777 
18,074 


7,628 
157 


3.600 





100) 


15,068 12,141,489 5,314,942 3,72: 


106,142 











13,815| 1,755! 6,196 

4,014| 79,213) 79,215 

— 163 13,609) 
| 101 — 

- | — 728 

| Sog I 

91,076 


60, 000) 339, 126 


102,545 


29,875 9, 184 
| 3,002! 
| 734 — | 
- 83,978 2,739) 
— 235) — 
1,71 — | 
2724 4,774 
— 200 — 
231 147 








I 


142,298) 325,275) 314,009 





auf die Real: 

Schweiz | Werth 
Free. 

225,218 283,770 
— 1,709,422 
- 14,350 
— 120,974 

4,790 4,442 
— 7,445 
8539| 7,045,461 
12,818 319,440 
— 61,132 
77,810 79,546 
— 1,899,411 
281,178 

— 36,051 
* 65,390 
4,055 

10,942) 13,839 


47,519) 





‚879 5,754,607:1,189,334| 82,479,136 
| 


14,291 12,055,346 3,172,644 3,047,604 5,440,598 1,141,814) 75,383,315 


| 
7,095,822 


Die am 31. Dezember 1892 im Beitande verbliebenen Wechjel haben einen wirflichen 


Werth wie folgt: 


Fres. 142,298 auf Belgien a 80,62 MA 114,720 
Fres. 314,009 „ Frankreich a 80,88 jr 253,970 
il. 106,142 „ Holland a 168,33 u 178,669 
Lire 67,213 „ Italien a 77,61 " 52,164 
str. 41,130 „ Kopenhagen & 111,66 — 45,927 
Lſtrl. 325,275 „ London a 20,35 „  6,619,343 
Frech. 47,519 „ die Schweiz A 80,82 J 38,405 
ser. 8,833 „ Standinavien A 111,90 x 9,834 


Wechſel⸗ 
Abzug gebracht mit 


M 7,313,082 
ievon der wirkliche Werth, mit welchem die vorſtehenden 


eſtände auf den — der BERN: jtehen, in 


ergibt einen Gewinn von Me 


7,095,822 
217,260. 
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Gewinn M Gewinn M Gewinn M 
Aachen 8,273 | Danzig . 53,701 | Sorau NR... 9,063 
Eupen 7!  Marienwerder 2,754 Graudenz . 19,328 
Augsburg 455 Eulm. ». 6,636 | Halle a. 2. ©... . . 36,576 
Kaufbeuren . 40 Pr. Stargardt 3,626 | Naumburg a. ve... 20,205 
Stempten . 606 | Dortmund . 29,792) Weißenfels - 10,550 
Lindau 2058| Bochum 7,349 ı Hamburg . . 46,397 
Memmingen 247) Hagen . . 7,904 | Altona v. 22. 3. 92. 2,076 
Bielefeld . . . 28,670 Iſerlohn : . 14,959 Harburg — 6,616 
Gürcrelod v. 15. 9. 92 i 53) SLüdenſcheidt . - - 2239| Lüneburg v. 1.7. ‘99 76 
Herford 12,345 | Witten a. d. — 3501 | Hannover 3 71,736 
Braunſchweig 35,588 | Dresden . . 73,513 | Celle .. 83,953 
Bremen . . 26.2701 Bauten 676) Hameln . 15,843 
Breslau . . 123,841 Bittau 946 Hildesheim 12,623 
Brieg 10,133 Düſſeldorf >. 89,578 | Karlsrube 10,538 
Reife —F 10,2 253 | Duisburg 6.31.3.92 10,214 | Bruchſal —F 1.709 
Reichenbach i Schl 19,095 | Weſel as 1,214) Freiburg i. Breisgau 13.382 
- Bromberg 49,151 |, Duisburg v.1,4. 99 30.972 Konſtanz . 09 
Flatow 220 Weſel ee 5,814) Lörrad) 54 
Inowrazlaw 7,476 Elberfeld. . 10,541| Offenburg. 20 
Konig 9,910) Barmen . 11,584 | Pforzheim 1.770 
Caſſel 84,447 | Langenberg 62 Kiel . . 44 721 
Eichwege . 5,916 1 Lennep 5,234 Neumünster , 5284 
Göttingen 5,082 | Remſcheid 751 | Königsberg i. Br. . 100,422 
Chemnitz 31487 Schwelm . 108 | Anijterburg 12,163 
Crimmitſchau 7410 Elbing 5,863 Mllenburg 739 
Glauchau. 1,675 Marienburg . 1,010 | Wllenjtein . 5.446 
Hof i. B. 3,188. Diterode 3546 | Bartenjtein 2,747 
Meerane . . 9,401 Emden . 9659| Biichofsburg . 357 
Blauen i. Voigt. ; 6,658 | Erfurt . 18,137 | Braunsberg . 2,758 
Reichenbach i. hi 14,204, Apolda 7358| Füchhauien . 475 
wickau 632 Eiſenach .4,864 Friedland i. Oftpr. . 357 
Eoblenz . 34,344 —— i. Fir . 5,716: Gerdauen . 443 
Kreuznach . 7049| Suhl . 10,064 | Goldap. 655 
Limburg a. d. Lahn . 4861| Weimar . 8181| Gumbinnen . 4,314 
Neuwied . u 33,485 | Elien . ‚ . 60,689 | Labiau. 169 
Wesplar J 586 | Gelfenkirchen + 505] Se .. 9,966 
Cöln . . 94,396 , Mülheim a. d. NE . 9,885 | Naftenburg 6,597 
Bonn vd. 1. 10. 92 748 Flensburg 2 . 25,498 | Scippenbeil . 252 
Düren. . e 2,359 | Frankfurt a. M. . + 19,474 | Stallupönen . 725 
Gummersbach 1,124 | BWieabaden . . » +» 31,646| Tapiau 10 
Miülbeim a. ev 2,766 | Gießen . 2867 Webhlau 416 
Neuß. .. 1,678| Hanau . 20,243 Landsberg a. d. m. . 28,337 
Solingen . 8,581 Offenbach. 776 Cüjtrin 11,305 
Cöstlin 29,652 | Frankfurt a. d. O.. . 17,505 | Leipzig 41,227 
Belgard 4,327 | Schwiebus - 4,607 Liegnitz 39,543 
Eörlin 1,793: era . . . . 14,072 | Hirſchberg i. Sl. . 7,728 
Colberg 40,827 Altenburg . 3,710 Landeshut i. Schl.. 6,454 
Neuitettin 22,439 | Greiz . 22,161 | Lübed . ’ 16,480 
Cottbus . . 19,416 | Böhned . 5,943 Neubrandenburg 1,326 
Finsterwalde . 4,561 | Beiß . 7671) Roſtock 2 14,798 
Fort 7,588 | Gleiwiß . . . 32,165 | Waren. . 18,044 
Guben . 21,369 Beuthen O. ‚Cl. 7,241 | Magdeburg . 52,178 
Spremberg 5,988 | Natibor ; . 5,308 | Wichersleben . 23,679 
Ereied . . 19,556 | Glogau . 17,680 | Bernburg . 1,848 
M.- Gladbach 10,2? El: Grünberg ‚10,766 | Deſſau .. 1,724 
Soc v. 2.5. 92 1,833 Sagan . 10,060 | HBalberjtadt 12,107 
Rheydt 2192| Sommerfeld. . 1,970 Quedlinburg . 3,245 
Vierſen 4,843 Görlitz . 31,691 | Mainz x 1,275 
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Gewinn Me Gewinn AM 

Darmitadt 8,014 | Nürnberg 5,129 
Bingen 5,476 | Bamberg . 75 
Worms 1,086 Bayreuth ; 245 
Mannheim . . 8,189 | Fürth. j 2,892 | 
Franfenthal . 12 igingen . « 1,993 
ae 3,840 Bi, urg «3,075 
udwigshafen 131 | Osnabrüd . 21,087 | 
Neuftabta. d. H. 256 | Poſen. . 137,782 | 
irmaſens 856 | Gneſen . 18,073 
peyer 130] Krotoidin . 4,900 
Memel 39,802 | Lifia in Poſen. 8,164 
Ruf 1,365 | Oſtrowo 3,887 
We 4,781) Pleſchen 4,131 
Saarbrüden . 9,369| NRawitid . . 23,655 
Trier 8,301) Scneidemühl . 10,905 
Minden . 18,513 | Siegen i . 24,173 
Miilhanjen i. Cab 1,768| Dillenburg . 1,921 
Colmar 2,951 | Stettin . 100,571 
Minden 1,620 | Anklam . 1,122 
Paſſau. 177| Gammin . i 797 
Regensburg . 1,752] Jarmen . . ; 3,930 
Münjteri.®. . 20,860 | Königsberg i. NM. 32 
Bocholt 1,118) Prenzlau . ei 15,636 
Hamm . 19,469| Byrik . 383 
Lippitadt . 7,101 Eimhie. DB. 4,008 
u 2221| Stargard i. Pomm. ' 20,384 
vet . . 8822| Treptow a. T. 169 
Nordhauſen. 17,757 | Stop. . . . . 42,724 
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Gewinn 4 
Bütom. . 3,005 
Lauenburg i. Po, 3,948 
Niügenwalde . 3,494 
Schlawe 362 
Straljund 29,718 
Barth . 5,965 
Demmin . 3,812 
Greifswald 9,130 
Wolgait. . 193 
—— eiſeß 27,729 
Stuttgart . ß 5,586 
Heilbronn . 7,127 
Göppingen . . ‚152 
Ravensburg v. 15. 10.92 166 
Reutlingen j ‚110 
Sc. Gmünd v. 1. 10. 92. 22 
Ule >20 /% . + 19,112 
Thorn. . 87,992 
Tilfit . . 19,982 
bei den Reichsbank— 
jtellen . . 3,280,365 
bei der NReichs haupt⸗ 
bank 512,770 
Brandenburg a/d. 4,703 
Ueberhaupt 3,797,839 
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Anlage M. 
Zahlungs: Anweijungen. 

z =. 

5551 <= 

„421 ZT 

Ort — a 15ER SEE 

a”“ Ei 

Me 
Aachen . 43: 638,366] 24 246,242 67 884,608] 1283| 406,164 
——J — 11 2997] 14 407,931| 25 437,878 | 33,908 
Bielefeld 9 157768 52) 301,649] 61] 459,417] 32] 990,661 
Braunichweig . 798476) 3 40,280] 10 133,756] 20] 335,570 
Bremen 26 501,675] 16 494,688] 42) 996,358] 102] 320,608 
Breslau 58 1,415,336| 68 1,127,280| 126 2,542,617| 290] 1,939,645 
Bromberg . 24 299,761] 35 1,639,227| 59) 1,938,988 564,277 
Cajlel . 4 21,370) 80 1,453,506| 84 1,474,877 2,334,633 
Chemnitz 18 191,327| 14 124,773|- 32 316,100 1,124,747 
Coblenz 6 33254] 41. 828,706| 47 861,960 1,787,624 
Cöln . 27 7,705 32 641,244] 59 1,398,969| 152] 1,789,472 
Göslin . 7 61,666] 101 3,219,623| 118, 3,281,289| 151 2.155,695 
Cottbus 16 28571] 65 917,713] 81 946,284 ;| 2,161,367 
Crefeld 22 14310800 24 1,100,729| 96 1,243,8090| 301 931,122 
Danzig .. 468 9725751 32 11285,9161 500 2,258,490| 2871 315,123 
Marienwerder .. 2 28,700] 120 9,537,000| 122 9,565,700 84,990 
Dortmund . 3 17 281,686] 211 236,683] 38 518,369 5 80,422 
Bodum 3 233,8550| 3 1800| 6 42,845 : 12,468 
Dresden . 11 162,684 1 1,647 12] 164,331 2,616,870 
Dürfjeldorf . 14 333,000] 185) 8,149,012| 199) 8,482,012] 68] 8,455,898 
Duisburg . 1 153001 . 1 15,300 246,313 
Duisburg 2 31,900| 18 377,228| 20] 409,128 2,924,678 
Eiberfeld . 16 335,067] 609 1,391,482] 85 1,726,549 2.912,053 
Barmen. 13 232,900| 45 928,500| 58. 1,161,400 594,518 
Eibing 7015843] 15 63,974] 22 79,817 1,545,121 
Emden 4 9,706] .» £ 4 9,706 49,500 
Erfurt 2 139,000) 46 1,492,500| 48 1,631,500| 28[13,659,349 
Eſſen 3 9,000| 21 1430,994) 24 1,439,994 785,849 
—— 50 1743899 3 224681 533 196,854 11,840 
ranffurt a, M. 415 10,929,149| 16 222,115] 431.11,151,264| 2,195] 2,418,734 
Wiesbaden. . . 6 51058] 14 397,204] 20, 448,257 811,830 
Frankfurt a d. O.. 4 1532641 71 3,087,119| 75 3,102,383 1,308,538 
Grm .....J. 5 1852 5 18,542 54,984 
Sleiwig 4 5070. |. 4 50,700 30,102 
* BER 3 50,663] 173 1,713,294| 176 1,763,956 1,568,844 
Görlitz . . . 7 141,290| 48) 710,025] 55) 851,315 1,796,530 
Graudenz . » . - 8 144279) 21 84,380] 29) 228,659 4,612,400 
lea.d.6©. ..| 23 81,021 5 6198| 28] 87,220 128,264 
burg » . » . | 181 733283] 11! 40,183] 192] 773,466 3,135,432 
HoVer . . . 17 179,935] 113 3,394,575| 130] 4,574,510 | 4,098,695 
rlöruße. . . 13 90,665] 28 185,312] 41 275,977 214,005 
SE RN 18 170,820| 13, 102,155| 311 272,975 356,379 
Königsberg i. Pr. . | 502 1,140,599| 221) 8,482,530| 723| 9,623.129 4,477,147 
Infterburg. ._. 3 61134] . we 3| 61,133 1,550,474 
Landeberg a. d. W. 5 147,502| 17 157,99] 22) 305,451 1,032,150 
Seipzig 1135 2784891 . | 1385| 278,439 1,868,661 
— FE, E 55. 2,748491]| 55 2,748,491 129,777 
Lü Keen 5 10681] 19 35421] 24 46,102 85,364 
burg . 561 325,383] 114 3,352,648| 170) 3,678,031 3,633,137 
er) 201 75,973 2 25 22 76,228 1,206,151 
Darmftadbt . .. . 6 66823 5 62,100| 11) 128,923 327,926 
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Ort 


Mannheim 
Memel . 
Met — 
Saarbrüden 
Trier 
Minden 


Mülhauſen i. E. 


Münden . . 
Münſter i. W. 
Nordhauſen 
Nürnberg . 
Dinabriüd . 
Poſen 
Siegen. 
Stettin . 
Stolp . 
Straliund . 
Straßburg i. Ei. 
Stuttgart . 
Heilbronn . 
Thorn . 
Tilſit 


Beiden Reichsba 


anſtalten 
Bei 
hauptbank 


Ueberhaupt. 


der Reichs— 


— — wurden ertheilt: 


zn Betrag (a. 
Stüd 7 tück 
09. 1,126,382| 52) 
118! 233,904] 23 
3 16,692 7 
’ j 23) 
1 4075| 27 
1 12,091| 47 
11 31,091 3 
149) 4,634,034] 12 
13 66,042] 61 
3l 31,300 
261 233,553 
5 36,362 2 
46 583,577] 85 
4 52,300 
496 1,110,164| 48 
4 56,8001 40 
911,961] 17) 
15: 91,619 3 
102| 2,851,963| 17 
3 7,036 g 
131} 181,577 4 
12! 104,642 











177,387 
158 850 
127,029 
338,459 
569,563 
1,659,650 
3 122 
458,353 
304,078 


234111,969,265 


21/13,541,241 


593 
2,389,116 
2,001 
955,933 
262,567 
1,111,598 
23,485 
41,157 
32,067 
15,590 
173,343 


— ——l- — —— — — 1... 





Geſammtbetrag 
Stück A 
| 
81: 1,303,768 
141 392,755 
10 143,721 
23 338,459 
28 573,637 
48 1,671,740 
14 34.212 
161) 5,092,387 
74 370,120 
237| 12,000,565 
47| 13,774,794 
7 36,955 
131) 2,442,693 
9 104,301 
544 2,066,097 
44 319,367 
26 1,123,559 
18 115,103 
119 3,893 120 
12 39,104 
135 197,167 
235 277,985 


3,513)33,830,740 a,000los 614.000) 6,415,129,475,670 


2,014,765| 





211) 


2,014,765 


3,724.35,545,505| 2,902/95,644,930] 6,626 131,490,435 


AnlageN. 
Gewiunberechnung für das Jahr 1892. 


1. Sewinn von Platwechieln 
„  Berjandtwechjeln j 
„Wechſeln auf auferdeutiche Bläpe. 


nen 


b) eriparte 


. Gewinn an Lombardgeichäften 
. Erbobene Gebühren . . j 
. Zinfen von Buchforderungen und disfontirten Effetten 
Erträge aus den Grundſtücken der Bank. . ; 
. Gewinn auf Gold 
. Sewinn auf Neichs- 
. Verichiedene Einnahmen: 

a) wieder eingezogene Unkosten 
Sewinnantheile 
Beamtenjtellen 


ec) auf früher abgeichriebene Wechiel - Forderungen 


träglich eingegangen 


Einnahmen. 


und Preußiſche konjolidirte Anleihe 


von wumbejegten Rorjtands- 


— 
51 58 
sel 8 
— * MÆ 
195 177,835 
80] 1,049,381 
4 89,406 
: 485,626 
1 336,157 - 
3] 1,009,026 
8 44,204 
9361 16,040,957 
17 981,334 
61 1,216,794 
49 153,034 
8 29,415 
261 3,886,757 
8 164,120 
332] 2,637,203 
11ll 1,408,086 
5]  1,143,900 
20 189,254 
812 239,009 
2 47,570 
7 5,049,916 
21] 1,705,889 
7,3061124,100,878 
416| 7,801,353 


7,723[131,902,231 


8,192,186 M 


„ +4. 15,339,537 


6,930,092 „ 
217,260 
" 
287,379 + 
4,159 „ 
nach: 
4,570 „ 
Einnahme 


3,797,839 
2,602,427 
3,200 
43,364 
221,207 
51,533 


296,108 


. 4 22,355,216 


Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1892. 597 
Ausgaben, 
1. Berwaltungstoiten: 
für die Zentral-Berwaltung . 1,413,770 M& 
für die Spezial-:Berwaltung : 
a) für die Hauptbant . 1,217,744 Ib ä 
b) für die Bantjtellen 5,675,141 „ 6,899,885 „ 8,30 8,655 
2. Für Anfertigung von Banknoten . 114,950 
3. An den Preußiſchen Staat gezahlt gemäß 86 des Bertrages v vom 17. 18, Di — 
1875 (Reichs-Geſetz-⸗Blatt Seite 215) . . 1,865,730 
4. Auf zweifelhaite Wechſelforderungen rejervirt . . 18,091 
5. Verluſt beim Verkauf des alten „Yangebäudes in Ologan ; 36,000 
6. Kaſſendefekt bei der Nebenitelle in Neihe - . 23,918 
Ausgabe 10,365,344 
——— 
Es beträgt wie vorſtehend die Einnahme . ; 22,355,216 
die Ausgabe te 10,365,344 
Gewinn pro 1892 . 11,989,872 
— * bereits gezahlt bezw. noch zu verrechnen nach $ 24 giff er 1-3 
rg a von 14. März 1875 bezw. der Abänderung defjelben 
* 18. Dezember 1889: 
1. an die Antheils-Eigner 
3'1/, %/, von 120,000,000 M& mit j 4,200,000 
2. Bon dem Ueberreite von . . he ar —— 7,189,872 
erhalten 2'/, /, die Reichskaſſe 3,000,000 M 
2/2 °fo die Antheilseigner . 3.000,000 . 6,000,000 
3. Bon dem weiter verbleibenden Reſte von ea — 1,789,872 
erhalten drei Viertel die Reichskafie . 1,342,404 MM. 
ein Viertel die Antheilseigner 447.468 „ 1.789.872 
Demnad) erhält die Reichskaſſe obige 2'/, " 3,000,000 A 
und obige drei Viertel . . . .  1,342,404 „ 
zujammẽẽ — A. 
und die Antheildeigner obige 2'/, ° ER 3,000,000 
obiges ein Viertel 447,468 
und den ultimo 1891 unvertheilt gebliebenen Reit von 5 9,864 
zujanmen 3,457,332 
AnlageO. 
Bilanz der Reichsbank am 31. Dezember 1892, 
Activa. 
1. Der Bejtand an Gold in Barren oder — — Ab N. 
das Pfund fein zu 13924. gerechnet . . 324,692,433 


2. Der Kaſſen-Beſtand, und zwar an: 


a) kursfähigem, deutſchen ——— —— 513,336,845 
b) Reichslaſſenſcheinen 17,759,595 
e) und d) eigenen Banknoten 

ä on Thaler M — 

" 150 2 ” zz 

e. SE — 450 

” 10 ” 77 60 

„ 1000 Mart „  514,461,000 

„ O0 „ z 5,771,500 

„ 10 „ „ 249,828,200 770,061,210 
e) Noten anderer Banten . » 2 2... ur 9,246,600 


1,310,404,250 
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3. Der Beitand an Silber in Barren und Sorten . 


4. Die Wechjelbejtände, ausjchlieglih der unter Ziffer 8 be 
zeichneten, und zwar: 


a) Platzwechſel Me 
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se. 





innerhalb der nächſten 15 — — 95,098,000 
in längerer Sit . . 222,603, 197 317.701.197 
b) Verſandtwechſel auf ie Bläe 
innerhalb der nächſten 15 * fällig 116,718,500 
in längerer Sit . . . .. 164,409,400 281.127.900 
ec) Wechſel auf — Bi 
auf Belgien 114,720 
„Frankreich. 253,970 
„Holland 178,669 
„ Dtalien . ; 52,164 
„ Kopenhagen . 45,927 
„ Kondon . 6,619,343 
„ Schweiz 38,405 
„ Skandinavien 9,884 7.313.082 
5. Der Betrag der Lombardforderungen, und zwar: 
a) auf Gold oder Silber . an. ee 5,900 
b) „ Eifelten (einichließlich Wechſel) * in 8 13 
Ziff. 3 Buchſtaben b, e, d des Bankgeſetzes be— 
———— At .. 2 22.00. .  118,921,6850 
ec) „ andere Effekten . — 
d) „ Waaren i 4,968,900 
6. Der Beitand an Effekten: 
a) an gekauften PIHROINENEN. und anderen — 
papieren . ; 12,845,013 
b) an eigenen Gffetten r ; 
e) an Effekten des Rejervefonds ts — 
7. Das Guthaben der Bank im — — ii — 
Korreſpondenten. — 
8. Der Betrag der —— — —— DEE — 
forderungen . » — 
9. Der Werth der der Bank gehörigen Grunditüde . — 
10. Verſchiedene Aktiva: 
a) Vorſchüſſe auf zur Diskontirung genehmigte * — 
b) Vorausbezahlte Gehälter an die Beamten 372 674 
c) Baus Borihüfe . . .» . .» 4,605,057 
d) Zum Umlauf nidyt mehr geeignete und dehhaib Yon 
den Kafjen-Bejtänden abgejegte Banknoten A 35,424,140 
e) Verſchiedene Forderungen . 25,172,162 


f) Noch nicht — — — Anfertigung ı von 
Banknoten . . . 





606,142,179 


118,896,450 


12,845,013 
7,576,409 


464,953 
22,913,500 


65,574,033 
2,469,509,220 


© 


nm HS 


. Das Guthaben der Giro» und — — 
. Der Betrag der Depoſiten (unverzinslich) . 
. Der Betrag der nach $ 9/10 des antgejehed an n die Reid 


kaſſe abzuführenden Notenjteuer . 


i en Paſſiva: 


Jahr 1892. 
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Passiva. 4 
. Das Grumdlapital . 
. Der Rejervefonds 
. Der Rejervefonds für zweifelhafte Forderungen: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1891 . 354,400 
hiervon jind im Jahre 1892 abgeſchrieben 10,991 
343,409 
Für das Jahr 1892 neu rejervirt 18,091 
. Der Gejammt-Betrag der in Betrieb gegebenen Bank 
noten: a& 500 Thaler 106,500 
= 100. 4 561,900 
* 50  „ 238,725 
J 25 „ 596,700 
Fr 30: +, 253,875 
„ 1000 Mart 904,681,000 
„ >00 „ 16,995,500 
ze |: ee | ‚og, 217; 450 


Betrag der noch nicht abgehobenen Anweiſungen 1,889,695 
b) Betrag noch nicht ausgezahlter Auftragswechſel 289,081 
c) Die dem Jahre 1893 zufallenden Zinjen und Er- 
ken von —— Lombardforderungen und Grund— 
1,823,197 
d) —* richt ab ehobene Dividenden ; 8,268 
e) Berichiedene Buhihulden . . . . 1,584,526 
. Der Betrag des — für das Jahr 1892: 

a) für das Reich . — Se 4,342,404 

b) für die Bantanibeilsnaber . Re 3,447,468 

— treten die 1891 unvertfeift ge 

bliebenen . . R 9,864 3,457,332 
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Me 
120,000,000 
30,000,000 


361,500 


1,945,651,650 
358,844,249 
427,318 


6,424,767 


7,799,736 


2,469,509,220 
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Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1892. 


Anlage 


Vergleichende Weberfiht der Geidäfts: 





— ews — 


| 


Jahr. | 


1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


| | 


Veriandt- 
Platz Wechſel. Bediiel. 





Geſammt⸗ 
Umfäge. 





| 
| 


Se Se se | 


| 
36,684,830,600 1,107,181,802) 


47,541,619,800| 1,128,359,149 
44,254,713,700: 1,066,456,704 
47,458,751,900 1,054,658,129 2,314,773,342 
52,193,508,000 1,084,109,745| 2,450,686,928 
56,336,057,800. 1,082,125,230. 2,579,704,151 
56,005,689,200 1,164,780,204 2,835,866,721 
62,619,705,900, 1,101,906,107| 2,698,269,124 
71,590,793,700, 1,194,926,502 2,584,969,613 
73,199,039,000: 1,146,604,292 2,412,657,425 


3,015,650,381] 
2,695,224,998 
2,289,350,275 





Wechſelankäufe. 


Wechſel 
auf das 
Ausland, 


* 


17,633,077 
18,724,955 
40,334,279 


39,276,153 
57,351,630 | 


56,630,100 
42,809,594 
45,845,097 
43,630,899 
77,281,820 


76,565,423,200| 1,176,982,883 2,382,156,700 105,220,082 


79,839,097,500| 1,252,170,239, 2,701,171,710 
84,337,564,300) 1,268,910,590 2,649,165,860 
99,708,891,300| 1,605,003,918' 3,031,296,339 
108,595,412,900 1847,461,771 3,578,027,034 
109,933,249,000| 1,837,049,976 3,576,842,445 


104,489,335,000| 1,768,012,054  3,057,501,734 


66,616,380 
54,834,730 
61,564,604 
63,970,955 
78,303,434 
68,524,859 





Bold» 
Ankäufe. 


Lombard» 
Darlehne. | 


467,207,210 
492,828,770 
525,750,700 
628,402,980 
839,701,650) 46,210,358 
1,046,570,550, 47,115,564 
900,870,500) 110,885,993 
704,201,800| 55,910,235 
765,203,490) 13,484,891 
739,999,860| 129,745,818 
775,842,450 130,262,537 
690,341,710, 172,291,926 
709,576,800) 235,9-44,922 
1,045,460,800| 12,088,452 
1,315,176,150| 87,968,974 
1,208,140,100| 176,472,163 
907,015,550| 61,539,915 


46,389,264 
177,164.232 
97,708,405 
83 967,741 
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Ergebniffe der Reichsbank jeit deren Beitehen. 
Ein- und Aus: — — | Zugan u Zahl der 
Umjäge zahlungen für | , Ver: gang 23 Beamten 
h in Verwahrung und zum I 58 
= eg | Berwaltunggegebenen waltungs⸗ geſerve-· 3 eh 
Giro⸗Verkehr. Reichs und der N ggeg koſten me | 53 Reichsbank 
ertbpapiere am | ind 25 a 
Bundesjtaaten. Schluß jedes Jahres | am Jahres: 
ei | ſhluffe. 
MM N. Ss sk. Ab | Prozent 
| | 
16,711,245,214 | 2,070,624,341 424,129,420 | 5,399,361 | 977,047 | 6'is | 1,094 
27,022,029,088 | 2,149,265,578 555,406,414 5,648,998 1,074,046 | 6,40 1,127 
27,291,913,192 | 1,964,678,045 688,504 505 5,438,830 | 1,078,125 | 6,0 | 1,143 
N | 
30,410,202,836 | 1,552,976,635 785,908,186 5,328,260 | 304,824 | > | 114 
35,234,255,341 | 1,372,195,390 866,470,238  |5,399,798| 896,253 | 6 | 1,155 
37,458,776,454 | 1,824,525,841 975,054,750 | 5,487,167 1,299,295 | 6*%/s | 1,161 
36,190,142,131 | 1,818,157,340 1,107,424,387 '5,511,178! 1,532,154 | 7os | 1,181 
43,793,609,270 | 1,889,898,702 1,236,923,145 5,796,147 1,052, 100 61% | 1,219 
52,637,790,380 | 2,256,201,376 1,384,672,752 5,917,258 | 1,048,171 | 6'% | 1,248 
53,847,522,095 | 2,806,747,353 1,522,389,613 6,034,480 | 1,041,436 | 6,24 1,269 
57,229,843,053 | 2,668,939,390 1,622,979,813 ‚6,107,813| 474,214, 5,» 1,307 
58,843,133,482 | 2,943,850,455 1,747,441,692 6,277,425 | 1,021,617, 6,0 , 1,337 
63,824,976,889 | 3,079,401,868 1,900,526,691 6,492,142| 540,934 | 5,0 | 1,392 
75,676,319,017 | 3,349,787,942 2,042,261,892 6,798,245 1,500,049 | 7 1,445 
79,749,501,624 | 4,054,542,889 2,198,090,713 7,431,279 | 8,068,155 | 8,sı 1,507 
81,012,777.470 | 4,210,533,196 2,356,612,539 7,805,778 997,091 | 7,55 1,573 
78,215,087,186 | 4,395,580,833 2,472,929,680 8,306,655 | — 6,38 1,635 














604 


Berlin 
Aachen 
Altenburg 
Allenitein . 
Altenburg 
Altona 
Anelam 
Apolda . . 
Aschersleben . 
Augsburg 
Banıberg . 
Barmen 
Bartenitein 
Barth . 
Bautzen 
Bapreuth . 
Belgard 
Bernburg . 
Beuthen 
Bielefeld . 
Bingen ö 
Biihofsburg . 
Bocholt 
Bodum 
Bonn . 


Brandenburga.d d. 9. 


Braunsberg . 
Braunschweig. 
Bremen 
Breslau 
Brieg . . 
Bromberg 
Brucial . 
Bütow 
Cammin . 
Gaiiel . 
Celle . . 
Ehemnig . 
Coblenz 
Cöln . . 
Cörlin . 
Cöslin 
Colberg 


Colmar i. Ei. 


Cottbus 
Crefeld 
em 
Eulm . 
Eüjtrin 
Danzig 
Darmitadt 
Demmin . 
Deilau. . . 
Deutid-Eylau 
Dillenburg 
Dortmund 
Dresden 


AnlageP. 
Verzeichniß ſämmtlicher Reichsbaukanſtalten. 


. Stelle. 
Neben-St. 


. Karlärube. 


— . Stolp. 

. Waarendepot Stettin. 

. Stelle. 

. Neben:St. . Hannover. 
. Stelle. 

. Haupt-St. 

. Waarendepot Cöslin. 

. Stelle. 

‚Neben:St. . Eöslin. 


>... Müldauj.i.e. 
. Stelle. 
.Neben:St. . Chemnip. 

“ . »Danie. 
. ” . Landarg.a.ı® 
. Haupt-St. 
‚Neben-St. . Mainz. 


.Waarendepot Stralfund 
. Neben-St. 
. Baarendepot Elbing. 
. Neben-St. 
. Haupt-St. 
. Stelle. 


. Magdeburg. 
. Siegen. 


Düren . 
Düſſeldorf 
Duisburg 
Eiſenach 
Elberfeld . 
Elbing 
Emden 
Erfurt . 

ı Eigiwege j 
Eſſen = 
Eupen . 
Finsterwalde . 
Fiſchhauſen 
Flatow 
Flensburg 
Fort... 
Trankenthal . 





Frankfurt a. M. 
Frankfurt a. d. O. 


abhängig von: 
. Direltorium. 
. Stelle. 
‚Neben:St. . Königsberg. 
"+ + Königsberg. 
» era. 
" Hamburg 
" . . Stettin. 
ai . . Erfurt. 
> nr + Magdeburg. 
. Stelle. 
‚Neben-St. . Niirnberg. 
; N . . Elberfeld. 
„ . . Königsberg. 
” . . Straljund. 
" + Dresden. 
"» + . Nürnberg. 
” . + Eöslin. 
"+ Magdeburg. 
: ” . + $leiwig. 
. Stelle. Freiburg i. Breisg. Neben-St. Karlsruhe. 
‚Neben St. Mainz. Friedland i. Djtpr. . Waarendepot Königsberg. 
. Waarendepot Königsberg. ' Fürth . ‚Neben:St. . Nürnberg. 
‚Neben-St. . Müniteri.B. Geljenfirchen . e Eiien. 
. + . Dortmund. | Gera . Stelle. 
“. + «Sm. | $erdauen . . Waarendepot Königsberg. 
= Berlin. Gießen .Neben-St. . Frankf.a.M. 
: 3 . Königsberg. | M. Gladbadı Pr . Greield. 
. Stelle. Slaudhau . nn . Chemnig. 
. Haupt:St. | Gleiwitz Stelle. 
— — — 
Neben-St. . Breslau. Schwäb. Gmünd ‚Neben-St. . Stuttgart. 
Gneſen u ; . Rojen. 
God } pr . Erefeld. 
Söppingen Far . Stuttgart. 
Görlitz. Stelle. 
Göttingen Neben⸗St. . Caſſel. 
Goldap ARE . Königsberg. 
Sraudenz . . Stelle. 
Greifswald ‚Neben-St. . Straliund. 
Greiz . . exa. 
Grünberg. Glogau. 
Guben. 5 . Cottbus. 
Gütersloh — . Bielefeld. 
Gumbinnen . - . Königsberg. 
Gummersbach J Cöln. 
Hagen . . z . Dortmund. 
Halberitadtt . . » R . Magdeburg. 
Halle a.d. ©. . .Gtelle. 
Hamburg. » . Haupt-St. 
Hameln .Neben-St. . Hannover. 
Hamm . » + „+ Müniteri®. 
Hanau 2 22 0 0 nr , Franka. 
Hannover (Linden) . Haupt-St. 
Harburg . - ‚Neben-St. . Hamburg. 
Heidelberg "» + Mannheim. 
Heilbronn . Stuttgart. 
Herford 5 s Bielefeld 
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‚Neben-St. 
. Stelle. 


Neben-St. 
, Stelle. 


" 


ö Neben-St. 
. Stelle. 
.Neben-St. 


abhängig von: 


. Eöln. 


. Erfurt. 


Caſſel. 


.Aachen. 
Cottbus. 


Waarendepoi Königsberg. 


" 
ü . Stelle. 
. Meben:St. 


. Haupt-St. 
. Stelle. 


Bromberg. 


. Cottbus. 
. Maunbeim. 


abhängig von: 
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abhängig von: 


Hildesheim Neben-St. . Hannover. | Neuftettin Neben-St. Köslin. 
Hirſchberg i. 2. "» . . Kiegnip. Neuwied, Heddesdorf „ - . Koblenz 
9 1.8. . nr + Ihemnit Nordbaujen . ‚ Stelle, 

Jarmen . Waarendepot Stettin. Nürnberg . —— 

Snowrazlam . ‚Neben-St. . Bromberg. |Dffenbad . ‚Neben:St. . Franff.a.M. 
Inſterburg . Commandite Königsberg Ofſenburg. ar Karlsruhe. 
Sierlohn . ‚Neben:St. Dortmund. | Denabrüd . Stelle. 

Kaiſerslautern a . Mannheim. | Dfterode Neben-St. . Elbing. 
Karlsruhe Stelle. Oſtrowo . .. Neben-St. . Poien. 
Kaufbenren .Neben-St. . Augsburg. Paderborn — . . Münjteri.®. 
Kempten . — . Augsburg. Paſewalke. .Waarendepot Stettin. 
Kiel . Stelle. Vaſſau. ‚Neben:St. München. 
Kigingen . .Neben-St. . Nürnberg. Pforzheim ® . . Karlsrube. 
Königsberg i. Br. . Haupt-St.  Pillfallen . e Tilſit. 
Königsberg i.N.=M. Waarendepot Stettin. ı Pirmajend a . Mannheim. 
Konig . . „MNeben:St. . Bromberg. | Plauen i. VBoigtl.. „ . Chemnig. 
Konitanz . u . . Karlsruhe. | Pleichen — Poſen. 
Kreuznach . . Eoblenz. ı Röhned . " . + Sera. 
Krotojchin "+ Bofen. 'Wojen . . Haupt-St. 

Kulmbad . "» . » Nürnberg. | Prenzlau . ‚Neben-St. . Stettin. 
Labiau ”„» +. Königsberg. Pyritz. i .Waarendepot Stettin. 
Lahr „ + „ Narlörube | Quedlinburg . ‚Neben:St. . Magdeburg. 
Landau . "»  . . Mannheim. | Rajtenburg "» + . Königsberg. 
Landeshut i. Sc. . . . Liegnip. Ralibor — Gleiwitz. 
Landsberg a. d. ®. Stelle. ' Navensburg . i . Stuttgart. 
Langenberg ‚Neben:St. . Elberfeld. | Nawitich . Ba Poſen. 
Lauenburgi. Pomm. .. . + Stolp. Negensburg . ”»  . . Münden. 
Leipzig Haupit-St. Reichenbach i. ESchl. „+ Breslau. 
Lennep ‚Neben-St. . Elberfeld. Reichenbach i. — .Chemnitz. 
Liegnitz . EStelle. Remſcheid. .. J Elberfeld. 
Limburg a. d. Lahn Neben⸗St. . Coblenz. Reutlingen. u . Stuttgart. 
Sindau . . * .Augsburg. Rheydt me. Krefeld, 
Lippſtadt . . .. . Münster i®. Roſtock ea . . Kübel. 
1 Poſen. Nügenwalde. .. m . Stolp. 
Lörrach . . = . Karlöruße. Ruß >" .Memel. 
Ludwigshafen a. NH. — . Mannheim. | Saalfeld i .Waarendepot Elbing. 
Lübel . . . . Stelle. Saarbrüden r ‚Neben:St. . Mob. 
Lüdenscheid . Neben-St. . Dortmund. |Sagan . "#0, Ölogaı. 
Züneburg . " + + Damburg. Scippenbeil. . Waarendepot Königsberg. 
Lyck . Königsberg. Schirwindt Neben-St. . Tilſit. 
Magdeburg . Haupt:St. Schlawe ‚Waarendepot Stolp. 
Mainz . Stelle. ı Schneidemühl ‚Neben:St. . Pojen. 
Mannheim . Haupt-St. Schwedt a. d. O. »  . . Gtettin. 
Marienburg . Neben-St. . Elbing. Schwelm . ; 5 . Eiberfeld. 
Marienwerder .Reg.Hauptt. Danzig. | Schwiebus ce Frankf. a.O 
Meerane . ‚Meben-St. . Chemnig. | Siegen Stelle. 

Memel , Stelle. Soeit ‚MNeben-St. . Miüniteri.m 
Memmingen . ‚MNeben:St. . Augsburg. | Solingen . ——b6n. 

Dieb . . Stelle. Sommerfeld . . . Blogau. 
Minden . . ‚Sorau . e . Börlig. 
Mühlhauſen i. Thür. Neben-S . Erfurt. | Speyer u . Mannheim, 
Mülhauſen i. Elſaß Stelle. ı Spremberg j . Cottbus. 
Mühlheim (Nhein). Neben-St. Cöln. ‚ Stallupönen . .Wanrendepot Königsberg. 
Mülheim a. d. Ruhr „ . Ejjen. | Stargard i. Pomm. Neben-St. . Stettin. 
Münden . . Haupt: St. Br. Stargardt .Waarendepot Danzia. 
Münjter i.®. . . Stelle. Stettin . Haupt-St. 

Naumburg a. d. S S.Neben-St. . Halle a. ©. 'Stolp . , Stelle. 

Meile» . » . Breslau. ı Stralfund 2 e 

Neubrandenburg . Waarendepot Lübech. Straßburg i. Elſaß. Haupi⸗St. 

Neumünſter . ‚Neben-St. . Kiel. | Stuttgart . —— 

Neu: - Mr . Köln. Suhl Neben-St. . Erfurt. 
Reuttadta. . Haardt a . Mannheim. | Tapiau ‚ Waarendepot Königsberg. 
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abhängig von: abhängig von: 
Thorn. » . . „Stelle Wiesbaden . . .Neben-St. . Franff.a.M. 
Tilſit .. Witten a. d. Ruhr. Dortmund. 
ae ad. T. . Waarendepot Stettin. Wolgait . .» . » . . Straliund. 
Ir ‚Neben-St. . Mep. Wormditt. . . ‚Baarenpepot Königsberg. 
Um Reutim) nr. Stuttgart. |Wormd . . . „Neben-St. . Mainz. 
Vierſen . . . . . Erefeld. Wronke . . . "Waarendepoi Poſen. 
Waren .. Waarendepoi Lübeck. Würzburg . . .Neben-St. . Nürnberg. 
Vchlau . . . .Neben:St. . Königäberg. | Zeiß . - 220 mn . Gera. 
Weimar . » * . Erfurt. Zittau .. Bea an . Dresden. 
Weißenfels a. d. © „+ "HDallea.d.S.!Zweibrüden . .» .» u . Mannheim. 
Be... . » + + Duisburg. | Ziwidau — — Chemnitz. 
Veplar » .» >. Coblenʒ. 

Anlage, 


a) Verzeihniß 
der Mitglieder und Stellvertreter des Zentral-Ausſchuſſes, jowie der 
Deputirten desjelben.!) 

15 Mitglieder: Heder, Emil, Nentier. Bleihröder, Julius, Banfier. 
v. Edarditein, Ernft, Frhr. v. Rothſchild, Wild. Starl, Frhr., in Franff. a / M. 
Koch, Rudolf, Direktor. Stern, Theod., Bankier in Frankf. a/M. vd. Oppen— 
heim, Albert, Frhr., Königl. Sächſ. Generalsstoniul in Cöln. Veit, Ed., Geh. 
Ktommerzienrath. Winterfeldt, Mar, Juftizrath. Frentzel, Ad., Geh. Kommer— 
zienrath, Präfident der Aelteiten der Kaufmannichaft zu Berlin. v. Hanfemann, 
A., Geh. Kommerzienrath. v. Bleihröder, G., Geh. Kommerzienrath, Königl. 
Großbrit. General-Konjul. v. Hardt, Rich, Kaufmann. Mendelsjohn: 
Bartholdy, E., Kommerzienrath, Königl. Dänifcher Generalsftonful. Schindel, 
Mar, Bank:Direftor in Hamburg. 

15 Stellvertreter: Simon, Berthold, Bankier. Nie, Eduard, Bantier. 
Helfft, Edmund, Kommerzienrath. Nichter, Iſidor, Bankier. Kochhann, 
Heinrich, Kaufmann, Stadtrath. Model Julius, Bankier. v. Siemens, Werner, 
Dr., Geh.Regierungsratbt. Schönlant, William, General-Konſul der Republik 
Salvador. Schmidt, Eduard, Kommerzienrath, Königl. Schwediih:Norwegiicher 
Generalsstonjul. Bürgers, Mar, Bantier. Zwicker, Arth., Kaiferl. Türkiſcher 
General-Konſul. Kopetzky, Wilhelm, Bankier. Meyer, Georg, Bantier. 
Delbrüd, Ludwig, Bankier. Wolde, Joh. Georg, Kaufmann in Bremen. 

3 Deputirte: v. Hardt, Nihard, Kaufmann. Veit, Ed., Geh. Kommerzien- 
rath. Bleihröder, Julius, Bantier. 

3 Stellvertreter: Heder, Emil, Nentier. Frengel, Ad., Geh., Kommerzien- 
rath, Präfident der Melteften der Haufmannichaft zu Berlin. Mendelsſohn— 
Bartholdy, Ernit, Kommerzienrath, Königl. Dänifcher General-Konſul. 


b) Verzeihniß 
der Mitglieder der Bezirks-Ausſchüſſe und der Beigeordneten derjelben. 
NB. Die Namen der Beigeordneten find mit * bezeichnet. 

1. Bremen. 8 Ausihußmitglieder: Delius, Fried. Wilh., Königl. Preuß. 
Generalsftonjul. Clauſſen, Heinr., Kaufmann. *Unkraut, Alfred F., Kauf: 
mann. Wolde, Johann Georg, Kaufmann. Melchers, Hermann, Kaufmann. 
*Temwes Karl, Kaufmann. Kulentampff, Casp. Gottl., Kaufmann. Frige, 
W. U, Dr. jur., Theilbaber der Firma W. 4. Frige & Co. 


') Die mit einem Kreuz Bezeichneten find verjtorben. 
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2. Breslau. 10 Ausihußmitglieder: *HHeimann, Heint., Geh. Kommerzien- 
rath. Molinari, Leo, Kommerzienrath, Präfident der Handeldfammer. *Moriz: 
Eihborn, Philipp Heinrih, Kommerzienrath. Fromberg, Conrad, Bantier. 
Delrihs, Geh. Negierungsrath, ObersRegierungsrath a. D. Kauffmann, 
Salomon, Fabrikbeiiger, Wizepräfident der Handelsfammer und Handelörichter. 
*v. Wallenberg-Pachaly, Gideon, Bankier und Rittergutöbefiger. Lands— 
berg , Ludw., tommerzienrath, Stadtrath, Ger. :Aileflora.D.T Schottländer; 
Julius, Bankier und Rittergutsbefiger. Schoeller, LZeop., Geh. Kommerzienrath. 

3. Köln. 10 Ausihußmitglieder: "Marcus, Julius, Kommerzienrath, 
Kaufmann F. Deihmann, Theodor, Kommerzienrath, Bankier. *Heujer, 
Aug., Geh. Kommerzienrath, Kaufmann. Herftatt, Eduard, Banquier. Selig: 
mann, Heinrih, Bankier. v. Recklinghauſen, Wilh., Kaufmann. Camp: 
hbaujen, Arthur, Bankier. *vom Rath, Emil, Ktommerzienrath, Kaufmann. 
v. Oppenheim, Albert, Freiherr, Kgl. Sächſ. General-Konſul. Rautenſtrauch, 
Eugen, Kaufmann. 

4. Danzig. 6 Ausihußmitglieder: Mir, Gg. Ld., Kommerz und Admiralitäts- 
rath a. D. *Kosmack, Albert, Kaufmann und Stadtrath. Boehm, Heinr. M., 
Kommerz: und Admiralitätsrath a. D. *Steffens, Mar, Kaufmann und 
Konſul. Rodenader, Ernit Theod., Kaufmann. Heyn, Fror., Kommerzienrath FT. 

5. Dortmund. 7 Ausihugmitglieder: Schwedendie d, Ernſt, Hütten: 
Direktor. Weydekamp, Carl, Fabrifant und Magiitrats:Mitglied in Iſerlohn. 
"Brand, Julius, Kaufmann, Stadtverordneter und Handelsrichter. Overbed, 
Julius, Kommerzienrathb und Fabrikbeſitze. Aßmann, Theod., Fabrikbeſitzer, 
Kreistags-Mitglied und Stadtverordneter in Lüdenjcheid. *Heingmann, Otto, 
Landgerihtsrath a. D. Wiskott, Wilhelm, Bankier, Stadtrath. 

6. Frankfurt a. M. 10 Ausihußmitglieder: Bamberger, Rud., Bankier in 
Mainz. Haud, Aler. Fr. Joh., Bankier. *Ladenburg, Emil, Geh. Kommerzien- 
rath. dv. Neufpille, Otto, Bankier. Shmidt:Poler, Phil. Nikol., Reutier. 
Eyſſen, Bernhard Ferdinand, Bankier. Goldihmidt, Ad. Bened. H., Bantier. 
*Grunelius, Ed., Bankier. Müller, Paul, Bantier. *Stern, Th., Bantier. 

7. Hamburg. 10 Ausihußmitglieder: Böhl, Heinrich Ludw., Kaufmann Tr. 
*Borgnis, Mlerander, Kaufmann. Burchard, F. W., Kaufmann, Herzogl. 
Anbalt. Konful F. Lutteroth, Arthur, Kaufmann. Nottebohm, C. F. W., 
Staufmann. Siemers, Edmund J. A, Kaufmann. *Baur, Johannes, 
Bankier. Behrens, Ed. Ludwig, Bankier. dv. Berenberg:Gofler, John, 
Bankier. *Lembde, G. Eduard, Bantier. . 

8. Hannover. 7 Ausihußmitglieder: *Bartels, Otto, Bankier. Brodt— 
mann, Albert, Kaufmanı. Simon, Dr., Landgerichtsrath. Benfey, Julius, 
Banfdireftor und Rechtsanwalt. Jänecke, Georg, Geheimer Nommerzienrath. 
"Meyer, Louis Ephr., Geh. Kommerzienrath. Meyer, Sigm., tommerzienrath. 

9. Königsberg i. Pr. 7 Ausihußmitglieder: v. Dönhoff- Friedriditein, 
Graf, Aug., Kgl. Kanımerherr und Legationsrathb a D. Eichelbaum, Laier, 
Kaufmann. Japha, Walter, Kaufmann. Bittrich, Karl Heinr. Kolumb., Geh. 
Kommerzienrath. *Doerkien, Heinr., Nentier, *Meyer, Otto, 8. K.Oeſt.-Ung. 
Konsul, Kaufınann u. Rittergutsbeiiger. Schroeter, Franz, Geh. Kommerzienrath. 

10. Leipzig. 8 Ausichußmitglieder: AdermannsTeubner, A., Bud 
händler. *Heydenreih, Guftav Ernit, Kaufmann. Schmidt Julius Wilh., 
Bantfier, Konſuh*. Schröder, Franz Louis, Kaufmann. Beder, Ferd. Edm., 
Bankier, Konjul. *Dodel, Wilh., Geh. Stommerzienrath, Kaufmann. Nöder, 
Emil Ant. Raph., Kommerzienrath, Bankier. Frege, Chriftian Ferd., Bantier. 
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11. Magdeburg. 8 Ausihußgmitglieder: Schieß, Louis Heinr., Banfier. 
Kalkow, Ludw. Aug., Kaufmann und Stadtrath. Bennewitz, Theodor Chriſt. 
Guft., Kommerzienrath. Frider, Anton, Kaufmann, *Loewe, Otto, Banfier. 
Hubbe, Otto, Kaufmann und Stadtrath. Ziegler, Ottofar, Kommerzienrath. 
Hauswaldt, Wilb., Yabrikbefiger und Stadtrath. 

12. Mannheim. 8 Ausihußmitglieder: Diffene, Philipp, Kommerzienrath, 
Handelsfammer:Bräfident. *»Hirſch, Emil, Kaufmann. Ladenburg, Karl, 
Stommerzienrath, Konſul. *Reiß, starl, Noniul. Baſſermann, Rudolph, Kauf: 
mann. Hohenemſer, Ludwig, Bankier. Jörger, Karl, SKommerzienrath, 
Kaufmann. Köſter, Wilhelm, Kommerzienrath, Banfier T. 

13. Münden. 10 Ausihußmitglieder: Guggenbeimer, Morig, Sommer: 
zienrath, Nönigl. Handelsrichter, Bankier. Graf Otto v. Holnftein, Königl. 
Stämmerer und Hofmarſchall Sr. Kgl. Hoheit des Prinzen Ludwig von Banern. 
Adermann, Theod., Königl. Hofbuchhändler. Finck, Wilhelm, Kommerzien— 
rath, Bantier. Freitag, Andreas, Kgl. Hofrath, Advofat und Rechtsanwalt 
am oberiten Yandesgerichte. Weidert, Job. Karl, Ktommerzienrathb und Präfident 
der Handels: und Gewerbefammer für Oberbayern, Bankier. *Keſter, Eduard, 
Ktommerzienrath, Direktor der Akt.Geſellſch. für Lederfabrifation. v. Sendtner, 
Theodor, Bankdireftor. *v. Badhauſer, Heinr., Kgl. Geheimrath und General: 
Direktions-Betriebs-Direktor a. D. *NRitter von Bever, Otto Königl. Minis 
fterialrath im Königl. Staatsminiiterinm des Königl. Hauſes und des Aeußeren. 

14. Pojen. 7 Ausihußmitglieder: *Goldenring sen., Leopold, Kauf— 
mann. Joachimcezyk, Youis, Kaufmann. *Milch Morig, Kommerzienrath. 
*Kantorowicz, Nazary, Direktor der chem. Fabrik, Aktiengeſellſchaft, vormals 
Moritz Milch & Co. Bendir, Joachim, Kaufmann. Neukranz, Auguſt, 
Steuerrath, Kataſter- u. Aichungs-Inſpektor*. Kantorowicz, Jul., Kaufmann. 

15. Stettin. 8 Ausſchußmitglieder: Greffrath, Karl, Kaufmann. Walter, 
G. 5. W., NHaufmanı. *Günther, Herm., Konſul und Kaufmann. Crohn, 
Feuer-Societät!-Direftor a. D. Meyer, Wilh. Heinr., Staufmann und Stadtrath. 
*Brandis-Treſſelt, Job. Aul., Kaufmann. Abel, Rudolph, Kommerzienrath 
und Konſul. Krahnſtöver, Eduard, Naufmann. 

16. Straßburg i. E. 8 Ausichußmitglieder: Neinhard, Dr., Rechts— 
Anwalt. Blum-Auſcher, Leon, Bankier. Grobe, Friedrih, Fabrikdirektor. 
Sengenmwald, Rudelph, Kaufmann. North, Jean, Dr. jur., Bankdirektor. 
*Blum, Gabriel, Bankdireftor. Herrenihmidt, Alfred, Fabrikant und Handels- 
kammer-Präſident. *Sengenwald, Adolf, Nentier. 

17. Stuttgart. 8 Ausihußmitglieder: Federer, Julius, Kgl. Belgiſcher 
General-Konſul, Königl. Ital.stoniul, Miteigenthiüner der Firma Stahl & Federer. 
*Kübel, Edmund, Nechtsanwalt und Nechtsrath der Allgemeinen Rentenanitalt 
in Stuttgart. DOftertag, Narl, NKommerzienrath, Kaufmanı. vd. Pflaum, 
Alerander, Geh. Kommerzienrath, Kgl. Sächſ. Generaltonjul, Vorfigender des Auf: 
fihtsraths der Württembergiichen Bankanftalt, vorm Pflaum & Co., Mitglied des 
Auffichtsrath3 der MWürttemb. Wereinsbant. *Dörtenbadh, Karl, Nommerzien- 
rath, Kaufmann, Theilbaber der Firma Zahn & Co. v. Staib, Karl, Geheimer 
Hofrath, Direktor der Königl. MWürttembergiihen Hofbanf. Müller, Guſtav, 
Kaufmann, Theilhaber der Firma J. G. Miller & Co. Mertel, Oskar, Fabrikant, 
Theihaber der Firma Merkel & Stienlin in Eßlingen. — 1 Beigeordneten:Stell= 
vertreter: Müller, Guftav, Kaufmann, Theilhaber der Firma 3. G. Müller & Co. 
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Die Auswandererbeförderung über die deutſchen Häfen Bremen, Hamburg 
und Stettin nahm im erſten Theile des verfloſſenen Jahres wiederum einen ſo 
großen Umfang an, daß es den Anſchein Hatte, als ob die bisher höchſte Zahl 
der über diefe Häfen beförderten Auswanderer, die des Jahres 1891, erreicht 
wenn nicht gar überjchritten werden jollte. So waren über Hamburg in der 
Zeit von Januar bis Auguſt bereits 103 059 Perſonen befördert worden, etiva 
ebenjoviel wie in derjelben Zeit im Jahre 1891. Ueber Bremen wurden 1891 
in den eriten 8 Monaten 100 217, im Jahre 1892 in derjelben Zeit aber etwa 
101 700 ®Berjonen befördert. Der Ausbruch der Choleraepidemie in Hamburg 
ichnitt indeh zunächſt am dieſem Hafenplatz die Auswandererbeförderung ganz ab 
und beeinträchtigte auch die über Bremen und Stettin. Ueber Hamburg wurden im 
Anfang des September nod etwa 1000 Perſonen befördert, ehe die Beförderung 
völlig aufhörte. 

Als im Beginne des Sommers ſich die Cholera in Rußland zeigte, richtete 
die Hamburg-Amerikaniſche Packetfahrt-Aktien-Geſellſchaft an den Senat das Geſuch, 
ihr die Errichtung einer großen Baracke am Amerikaquai zu geſtatten, um dort 
die meiſt jüdiſchen Auswanderer aus Rußland unterzubringen, da deren freier 
Verkehr mit der Stadt gefahrbringend werden könnte. Nach erfolgter Genehmig— 
ung dieſes Geſuches wurde der Bau ſofort in Angriff genommen und derart ge— 
fördert, daß die Baracke bereits am 20. Juli in Benutzung genommen werden 
konnte. 

Die in Hamburg eintreffenden Trupps ruſſiſcher Auswanderer wurden ſeit— 
dem, ohne die Stadt zu berühren, vom Bahnhofe direkt in die Barade gebradt. 
Hier wurden zunächſt in einem bededten Naum die Namen feitgeitellt und die 
ſonſt erforderlihen Formalitäten erfüllt. Darauf gelangten die Auswanderer in 
fleinen Abtheilungen, Männer und Frauen getrennt, in ein neben der Barade 
liegendes Gebäude, im dem fich zwei mit Badewannen und Desinfeftiongein- 
rihtung ausgejtattete Räume befanden. Jede Perjon mußte hier ein warmes 
Bad nehmen und fid) mit grüner Seife gründlich reinigen, während ihre Kleider 
und jonjtigen Effekten mit Dampf desinfizirt und im Ofen getrodnet wurden. 
Einer Einſchleppung der Cholera war hiernach, joweit möglich, vorgebeugt. 

Die den Auswanderern in der Barade gebotenen Bequemlichkeiten konnten 
naturgemäß nicht groß fein, es wurde jedoch für ihr Wohlbefinden nad) Möglich: 
feit gejorgt. Der Mittelraum der Barade war als Speijejaal eingerichtet, in 

Y) Val. die früheren Berichte „Annalen“ 1875 ©. 1107; 1876 ©. 214; 1877 ©. 698; 
1878 ©. 461; 1879 ©. 547: 1880 ©. 593; 1881 ©. 345: 1882 ©. 189; 1883 ©. 199; 
1884 ©. 515; 1885 ©. 368; 1886 ©. 817; 1887 ©. 285 u. 398; 1888 5 454; 1889 ©. 933; 
1890 S. 566; 1891 ©. 432. 1892 5. 441. 
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defien einer Ede ji ein ald Leſe- und Screibzimmer zum Gebraud der Aus- 
wanderer eingerichteter Feiner Raum befand. Links von dem Speifefaal lagen 
große Schlafjäle für Männer, vechts ebenfoldhe für Frauen. Die Betten waren, 
ähnlich wie an Bord der Schiffe, in zwei Neihen übereinander angebracht, die 
Fußböden, um die Reinigung zu erleichtern, mit Cement belegt. Die Küche be- 
fand ſich im Desinfektionshaufe, die Aborte, von allen Gebäuden getrennt, hatten 
Schaalen mit Spülung und waren zur Desinfektion eingerichtet. Außerdem ent— 
hielt die Barade no Gepädraum, Bureau und Zimmer des Arztes. 

Diejenigen wenigen Auswanderer, welche ausreichende Mittel beſaßen und 
in der Stadt zu wohnen winjchten, wurden nad gejchehener Reinigung und 
ärztliher Unterjuhung jowie nach Desinfektion ihrer Sachen aus der Barade 
entlafjen, während alle übrigen bis zur Einfchiffung dort internirt blieben. Alle 
Auswanderer wurden vor der Einjchiffung einer mindeſtens fechstägigen Quaran— 
täne und Beobachtung in der Barade unterzogen; daß dies gejchehen, mußte ein 
Jeder durch Beicheinigung des Arztes bei der Einſchiffung nachweisen. 

Während der Choleraepidemie wurde die Beförderung von Zwiſchendecks— 
Baflagieren in allen deutjchen Auswanderungshäfen eingeitellt. Um den Kajüts— 
Pafjagieren die Gelegenheit zur Ueberfahrt nicht zu nehmen und fie nicht über- 
mäßig Itrengen Quarantänemaßregeln auszufegen, ließ die Hamburg-Amerikaniſche 
Packetfahrt-Aktien-Geſellſchaft ihre Schnelldampfer die Reiſen zwifchen Europa und 
New-Nork in Southampton antreten und ebendafelbit beenden. 

Im Monat September wurde in Hamburg die Landung zurüdfehrender 
rufjifcher Auswanderer verboten, und das Verbot den Agenten der Dampferlinien 
im Auslande befannt gegeben. Es blieb bi$ zum 17. November in Kraft. Ent— 
Iprechende Landungsverbote ergingen in den übrigen in Betracht kommenden 
deutjchen Häfen. Auch wurden die Grenzen an den Niederlanden und Belgien 
gegen ſolche Rückwanderer gejperrt gehalten. 

In Nord: Amerika wurde für Schiffe, die Einwanderer im Zwiſchendeck 
führten, eine allgemeine 20 tägige Quarantäne angeordnet. Die Landung der 
Kajüts-Paſſagiere und derjenigen Zwifchendeds-Pafjagiere, welche amerikanische 
Bürger waren, folder Reijenden, die früher dort gelebt hatten, oder in Ge— 
jchäftsangelegenheiten oder zum Vergnügen reiiten, blieb dagegen gejtattet. In 
Folge diefer Maßregel wurden nad) Wiederaufnahme des Zwijchendedsverfehrs 
nur noch amerifanifhe Bürger mit ihren Angehörigen jowie Tourijten und Ge— 
jchäftsreijende als Zwifchended3pafjagiere für Nord:-Amerifa angenommen. Meit 
dem 1, Januar d. 3. iſt indefjen der Zwiſchendecksverkehr zwiſchen Deutjchland 
und Nord-Amerifa wieder gänzlich eingeſtellt. Es haben nämlich die nach nordanıeri= 
fanifhen Häfen Auswanderer befördernden deutſchen Danıpferlinien mit anderen 
Linien des Kontingents eine Vereinbarung getroffen, durd; welche die Ueberfahrts— 
preife geregelt und fejtgejegt find und jede Linie nad beſtimmtem Verhältniß 
Antheil an dem eingenommenen Weberfahrtsgelde hat. Hiedurch ijt die frühere 
eiferfüchtige Konkurrenz, unter der aud die Pafjagiere zu leiden hatten, bejeitigt. 
Die „Nordatlantiiher Dampferlinien-Verband“ genannte Vereinigung hat in Folge 
der Abjperrungmaßregeln der nordamerifaniihen Regierung bejchlofjen, die Be— 
förderung von Bwifchendedspafjagieren nad) Newyork und Baltimore, jowie aud, 
den Vorverkauf von Zwiſchendeckskarten, jogenannten prepaids, vom 1. Januar 
1893 ab bis auf Weiteres ganz einzujtellen. 

Die noch jetzt mit Zwiſchendeckspaſſagieren nah Süd-Amerika gehenden 
Dampfer halten, joweit fie von Hamburg kommen, auf der Elbe eine Ttägige 
Quarantäne ab, ehe fie in See gehen. 
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Die regelmäßigen Unterfuchungen der Ausiwandererichiffe u. j. w. haben im ver— 
flojjenen Jahre zu feinen erheblichen Ausitellungen Beranlafjung gegeben ; in feinem 
Falle wurde es erforderlich, dieſerhalb die zuftändigen Behörden in Anjpruch zu nehmen. 

Der Senat in Bremen hat die Gejegesbejtimmung über die Obliegenheiten 
der Rajjagiererpedienten dahin erweitert, daß die Erpedienten perjönlich für alle 
von ihren Angejtellten und Agenten mit Pafjagieren eingegangenen Vertragsver— 
hältniſſe verantwortlich find, jelbit wenn dieje Perjonen nicht von ihnen bevollmächtigt 
find, aber nahweislic ihnen mit ihrer Genehmigung Paſſagiere zuführen. Eine 
gleiche Beitimmung befindet ji in dem Hamburger Geſetze vom 13. Mai 1887. 

Es wurden im Jahre 1892 über die drei deutjchen Häfen befördert: 
241 667 Perſonen gegen 289 368 Perjonen im Vorjahre. Von diefen 241 667 
Perſonen gingen über 


Bremen . . :..0..129 418 Perſonen, 
Hamburg . » 1908 820 J 
Stettin .. 3429 


Unter den über Bremen beförderten 129 418 Perſonen, von denen 59 897 
Deutjche, 69 521 Ausländer waren, befanden ſich 76 837 Perſonen männlichen 
und 52 581 Perjonen weiblichen Geſchlechts. 


Hiervon waren: 
65 706 männliche 
41 840 weibliche 
8 963 männliche 
8 607 weibliche 
2168 männliche 
2 134 weibliche 


Bon den Auswenderern reilten einzeln 
51 024 Männer und 
21 694 Frauen, ferner in 
15 739 Familien 56 700 Berjonen. 
Die Beförderung vertheilte fich auf die einzelnen Monate, wie folgt: 
Sanuar 4 949 Perſonen in 20 Schiffen 
Februar 7 288 s 21 n 
März 19 519 2 28 
April 19 527 E „ 26 PR 


Erwacjene, 
Kinder von 1 bis 10 Jahren, 


Kinder unter 1 Jahr. 


Mai 21 281 2 27 
Juni 12527 „ 25 " 
Juli 9360 D „ 23 ö 


August 10 490 : 24 > 
September 5 690 5 2. J 
Oktober 4615 ” „18 R 
Novenber 6 724 ” „18 w 
Dezember 7448 16 


zufammen 129 488 — Sciffen. 


Indireft wurden hiervon in 35 Schiffen 669 Deutſche und 1 720 Aus: 
länder, zufammen 2389 Berjonen befördert. 
Unter den über Hamburg beförderten 108 820 Perjonen, von denen 
28 144 Deutiche, 80 676 Ausländer waren, befanden ſich 
66 426 Perſonen männlichen und 
42 394 R weiblichen Geſchlechts. 
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Hiervon waren 
55 107 männliche 
31 251 weibliche 
8 775 männliche 
8 605 weibliche 


2 544 männliche j 
2 538 weibliche \ Kinder unter 1 Jahr. 


Bon den Auswanderern reiften einzeln 
40 057 Männer und 
11 218 Frauen ferner in 
16 536 Familien 57 545 Perſonen. 
Direft wurden befördert 77 264 Perjonen in 428 Schiffen, indireft 31 556 
Perſonen in 464 Schiffen. 
Die direkte Beförderung vertheilte jich auf die einzelnen Monate, wie folgt: 
Januar 3 861 Perjonen in 36 in 
Februar 5011 e „835 


\ Ermwadjene, 


} Kinder von 1 bis 10 Jahren, 


März 10 395 . „ 40 P 
April 10 003 E „40 J 
Mai 13695 „ 43 ” 
Juni 8 836 a „46 F 
Juli 10 182 " „ 42 ü 
Auguft 8 902 r „44 e 


September 1034 E „ 19 R 


DOftober 451 " ——7— F 
November 2266 J u: IE J 
Dezember 2688 38 


zufammen 77 264 — in 428 Schiffen. 


Die über Stettin befürderten 3 429 Perfonen, von denen 2 213 Deutjche 
und 1216 Ausländer waren, wurden fümmtlich nad New-York gebradit. 
Es befanden ſich darunter 
1 912 Perjonen männlichen und 
1 517 „ weiblichen Gejchlechts, und zwar 
2 361 Erwadjene, 
849 Kinder von 1 bis 12 Jahren und 
219 „ unter 1 Jahr 
Die Beförderung vertheilte fich auf die einzelnen Monate, wie folgt: 


Januar 81 Perſonen in 2 Schiffen 
Februar 184 = " " 
März 430 u . ö 
April 486 i e " 
Mai 611 z — 
Juni 254 
Juli 426 


Auguſt 82 
September 146 
November 653 
Dezember 76 a — 
zuſammen 3 429 Perſonen in 16 Schiffen. 
Choleraerkrankungen ſind auf den Stettiner Schiffen nicht vorgekommen, 


[u Deere N N — — Suz — 
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Von außereuropäiihen Ländern nad Deutjchland zurüdgebraht wurden 
51 152 Perſonen, darunter 569 Perjonen, denen in Nord-Amerifa die Landung 
verjagt wurde, theild® wegen mangelnder Subjiitenzmittel, theils wegen ihrer 
Eigenſchaft als Kontraft-Arbeiter. Bon den Zurücgewiejenen waren: 
124 Deutjche 
255 Dejterreicher 
131 Rufjen 
Dänen 
Schweden 
Holländer 
Finnen 
dranzofen 
Schweizer 
Italiener 
Griechen 
Türken, während bei 
Perſonen die Herkunft nicht ermittelt iſt. 


— 
to IV0 0 


fer 


Außerdem famen 
753 Ruſſen 
3 Dejterreicher 
1 Belgier und 
1 Türke 
aus England nad) Hamburg zurüd. Unter den aus Amerika zurücgefehrten 
Perſonen befanden ſich 143 Perjonen aus den vom Baron Hirjch in Argentinien 
gegründeten Kolonien. Diejelben wurden auf Klojten des Comités für die ruſſiſchen 
Ssraeliten theil3 nad) Nord-Amerifa oder England, theils nad der alten Heimath 
befördert. 
Unter den übrigen deutjchen Häfen insgejanmt befürderten 241 667 Per— 
jonen famen 90 255 aus Deutjchland. Won diefen gehörten ihrem Berufe nad) an: 


der Landwirthſchaft -» . 10728 oder 11,9%, 
der Industrie . . » ... 16504 „ 18,,°/° 
dem Handel und Verfehr . A518 „ 5,00o 
dem Arbeiterftande . . . 32324 „ 35,30 


anderen Berufsarten: (freien 
Berufen, öffentlichem Dienfte) 1362 „ 1,% 
Ohne Beruf bezw. ohne Be- 
rufsangabe waren . . .„ 24819 „ 27,,°o 
zufammen . » . 90255 oder 100,,°/, 
Ueber die Herkunfts- und Beitimmungsländer der über deutjche Häfen be= 
förderten Auswanderer ergeben die anliegenden Tabellen das Nähere. 
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1. Die überfeeifhe Auswanderung Deutſcher 





Staaten bezw. Landestheile ſaus dem Deutſchen Reich | 


der 
Herkunft 


Provinz Oſtpreußen 
* Weſtpreußen. 
Brandenburg mit 
Berlin 
Pommern 
Poſen 
Schleſien 
Sachſen 
Schleswig— Holſtein! 
Hannover 
Weitfalen . 
Heſſen⸗Naſſau 
Rheinland 
Hohenzollern 


Königreich Preußen 


„rechts des Rheins 
Bayern \ Bialz 


Königreich Bayern 


Sachſen 
Württemberg 
Baden . 
Heilen . 


Medlenburg- Echwer rin 
Sachſen-Weimar 
Mecklenburg— N 
Dldenburg 


Braunſchweig 
Sachſen-Meiningen 
Sadjjen-Altenburg . 
Sachſen-⸗Koburg-Gotha 
Anhalt 
Schwarzburg-Sundershanien 
Schwarzburg— nn 
Malded Bei; - 
Reuß Älterer Sinie 

Reuß jüngerer Linie . 
Ehaumburg-tippe . 
Bee = a 3 
Kübel . 

Bremen 

Hamburg - j 
Elja-Lothringen 


Deutihes Neid 


9 Außerdem wurden 


überſeeiſchen 
im Jahre 1892 


nach 


Männl Weibl. 


— | = 
, 


1,12] 
3,654 


3.640 
4.554 
6,543 
1,695 
1,371 
2,197 
3,882 
1,101 
1,293 
924 
20 

| 33,995 


3,389 
250 
3,539 


2,692 





Fr 
+, 


1,033 


7,929 


2.798 
4,466 
6,380 
1361 

937 
1,104 


3,110) 
745) 
1,008 


.-yg\ 


‚4 


12 


29,657] 


2,886 
194 
3,080. 
1,927 
1,696 
420 
549, 
374 
141 
80 
513 
119 
143 
59 
68 
38 
23 
110 
41 
38 
85 


48,891 41,292 
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und holländifchen Häfen befördert, jo daß über Hamburg insgejammt 28,144 Deutiche auswanderten. 
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Die über dentihe Häfen im Jahre 1892 


Zapl der im im Sabre 1892 








über 
| | 
Herkunfts-Geimats-) Länder — deutihe | 
Bremen Hamburg Häfen Häfen 
| (Stettin u. | überhaupt 








| Geeſtemünde | 
| 

























Belgien . 
Dänemart . 4,434 
Frankreich . 15 
Sriechenland 3 
Broßbritannien 40 58 | 
Italien . 13 41 — 54 
Luxemburg. 1 | 8 | — 4 
Niederlande 17 33 — | 
Dejterreich-Ungarn Br 85,121 | 16,503 48 51,672 | 
Davon: 

Im Reichsrath vertretene Länder . 17,454 13,858 47 31,359 

Ungam. 2 20 2 0 00 17,667 | 23685 | 1 20,313 | 
erlnsal - 5,0: 5 Kr 1 1 — 2 | 
Rumänien. . . me ne 28 91 633 — a | 
Rußland (europiifches) . ee eh 19,416 54,149 1,116 74,681 
Schweden und — u 2,396 1,120 6 3,522 
Schweiz. . .». De Dur En ri 93 75 —_ 168 . 
Serbien... ce 1 14 _ 15 
Spanien. . . be _ | 1 _ 1 
Türfei (europäiiche) u ee a — 38 — 38 
Sonſtige europ. Staaten) . . . . 4 | 1 — 5 | 
Vereinigte Staaten von Amerifa?) . . 10,117 


Andere aufereuropäiiche Länder ?) 465 








Zuſammen aus nichtdeutichen Staaten 69,521 | 80,676 | 1,215 
Dazu aus dem Deutſchen Reich . 59,897 ®) 28,072 


















Generalfumme 129,148 | *)108,748 241,595 


Davon wurden befördert: 








über Bremen. . 2. 2 2. 129,418 — — 129,418 

über Hamburg . . . —F — | 108,748 — 108,748 

über andere deutjche Häfen an — — 3,429 3,429 
| 


i) Bulgarien. 
2) Einjchliehlich der auf Auswandererjchiffen beförderten Reijenden, welche nicht zur Klafie der 
s) Außerdem wurden von Hamburg aus 72 deutiche Auswanderer mit der Bahn nad) belgiihen 


für dad Auswanderungsweſen während des Jahres 1892. 617 


beförderten Auswanderer überhaupt. 
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230,449 | 4,998 6 78 | 1,479| 2,331 | 
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127,651 | | 
4,998 = 78 | 922| 1,677 | 271) 167 | 908 | 60 


99,369 
3,429 





Auswanderer gehörten. 
und holländiſchen Häfen befördert, jo daf über Hamburg insgeſammt 108,820 Perſonen auswanderten. 


G bericht d 
PR ir N . un Fe 


— $ 31 der Raiferlihen Verordnung vom 5. Auguſt 1885, Reichs-Geſetzbl. 
Seite 255, Ziffer 3 der Kaijerlihen Verordnung vom 20. Dezember 1890, 
Reichs⸗Geſetzbl. Seite 209. — 





Berlin, den 28. Sanuar 1893. 


A. Unfallverfiherung. 
Rechtfprechende Thätigkeit des Heichs-Berfiherungsamts als Rekursgeridts. 


I. Rekursſachen ſind im Jahre 1892 anhängig geworden . . 4240. 
Unerledigt übernommen jind: 
a) aus dem Jahre 18808. 1838 
b) aus dem Jahre 1891 Dr re ae, ae 
= 1234 
mithin waren zu bearbeiten . . 2 202020. 5474 
Bon den Rekurſen wurden — 
a) von den Verſicherten . . . . 4195 
b) von den Verufsgenfienaften. und Susführunge 
behörden) . . . 1279 


— wie ben . .. 5474. 
I. Bon den Rekursſachen wurden erledigt, und zwar: 


a) durch Urthel . . 32644 
%) Zurückgewieſen wurden Det 
xx) der Berficherten . . . ...1793 
BB) der Berufögenofj enfchaften ꝛc.. 431 


Same. oe 2224 
B) itattgegeben wurde dem Rekurſe (ganz oder 


theilweije) 
x) der Verficherten in. . . 645 Fällen, 
B3) d.Berufsgenofjenfchaftenzc.in375 , 


Summe. . .„. 1020 

Summe aller dur Urtheil erledigten Rekurſe 3244 
b) durch Bejchluß wegen formeller Mängel (Verwerfung 
wegen Unzuläffigfeit oder verfjpäteter Einlegung), 


und zwar: 
x) Rekurſe der Verſicherten . . .. 389 
8) Rekurſe der Verufogenoſſenſchaften ML 9 
Summe . . .„ 398 
e) auf andere Art (Zurüdnahme, Vergleich ıc.) . 152 
550 
jzufammen . . . 3794 


mithin blieben unerledigt . . . 1680 
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Uebertrag . . . 1680 
und zwar: a) aus dem Jahre 1891 . . ... 21 
b) aus dem Jahre 1892 . . . . . 1659 

wie oben . . . 1680. 


Bon den unerledigten 1680 Rekurſen find 1118 im legten PViertel- 
jahr 1892 beim Reich8-Verfiherungsamt eingegangen, folglich ent— 
fallen auf die früheren Vierteljahre 562. 

III. A. Landwirthichaftliche Nekurfe, die in den unter Nr. I und II ver- 
zeichneten mitenthalten find, find anhängig — 

a) im Jahre 1892 . . .. 566 

b) unerledigt übernommen aus dem Jahre 1891 eat “il 


mithin zufammen . . . 736. 
Bon den Nefurfen wurden — 


a) von den Verſicherten . . . . 493 
b) „  „ Berufögenojj enſchaften u. . 243 
Summe wie oben. . . 736. 
B. Bon den Refurjen wurden erledigt, und zwar: 
a) durch Urthel . . ie re, ON 
%) Burücgewiejen wurden Reue 
ax) der Verjicherten . . 1 
BB) der Berufsgenoffenfhaften ꝛc. 80 
Summe . . 301 
8) jtattgegeben wurde dem Nefurfe (ganz oder 
theilweije) 
aa) der Verficherten in. . . 73 Fällen 
BB) der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften ec. in . 2. 85 
Summe . . . 158 
zufammen . . . 459. 
b) durch Beichluß, und zwar: 
&) Rekurſe der Verfiherten . . 52 
er e Berufsgenoffenfchaften 0. 4 
Summe . . . 56 
ec) auf andere tt . 2 2 2 220... 19 


75 534 


mithin blieben unerledigt . . . 202. 

Bon den unerledigten Sachen jind 3 aus dem Jahre 1891, 199 
aus dem Jahre 1892. 

IV. An 291 Situngstagen haben mündliche Verhandlungen jtattgefunden 
in 3507 Sachen. 

Darunter fanden in Sachen der land- und forjtwirthichaftlichen 
Berjiherung an 39 Gibungstagen 476 mündliche Verhandlungen 
ftatt, und außerdem an zwei Tagen 23 mündliche Verhandlungen 
aus dem Gebiete der Seeunfallverjicherung. 

V. Beweisaufnahne wurde bejchlojien: 
a) vor der mündlichen Verhandlung in . . . . 884 Füllen 
b) auf Grund der mündlichen Verhandlung in . . 364 „ 


zufammen in . . . 748 Fällen. 
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VI. Eine Vertretung durch Rechtsanwälte fam auf Seiten der Berufs— 
genofjenjchaften in feinem Falle, auf Seiten der Arbeiter in 79 
Fällen vor. 

VII. 236 Urtheile wurden ohne vorgängige mündliche Verhandlung gefällt 
($ 21 der Raiferlihen Verordnung vom 5. Auguſt 1885 beziehung: 
weije Artikel II der Kaiferlihen Verordnung vom 13. November 1887). 

VII. Bei 10 Urtheilen war die Zuſtändigkeit des Reichs-Verſicherungsamts 
gemäß 8 101 Abſatz 2 bi$ 4 des landwirthichaftlihen Unfall 
verficherungsgejepes begründet. 

IX. Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen folgende Streitfragen zu 


Grunde: 

a) ob ein Unfall bei dem Betriebe “ einem — a 
Betriebe) vorliegt, in. . . 2.8357 Sällen 

b) ob der Unfall erwieſen iſt, | REN — 27104 


c) ob der Unfall eine verſicherte Perfon betroffen hat, n 67 „ 
d) welche Berufsgenojjenichaft einzutreten hat, in. . 150 „ 
Von den 150 Fällen iſt in Frage gekommen: 
&) eine gewerbliche Berufsgenoſſenſchaft gegenüber 
anderen gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften 


88 mal, 

PB) landwirthichaftliche gegenüber gewerblichen Berufs- 

genofjenjchaften und umgefehrtt. . . 62 mal, 
Summa . . 150. 


e) welcher Lohnbetrag (Rahresarbeitsverdienit) der Ent- 
Ihädigungsfeititellung zu Grunde zu legen ift, in 688 „. 
f) ob ein Zuſammenhang zwijchen dem Betriebs— 
unfall und der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen ift, in: 353 „ 
g) welder Örad der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen ift, in 1459 „ 
Un den 1459 Fällen jind betheiligt: 
a) die Berufsgenofjenfchaften mit. -» . . . 374 (25,,°/0) 
und zwar: 
mit Erfolg in 189 Fällen (50,,°/,) 
ode „ „185 „  (49,,°/0) 


374 
B) die Arbeiter mit . 2202 10ss (74,4°/0) 
und zwar: 
mit Erfolg in 384 Fällen (35,,°/,) 
ohne „ 101’; (64,4°/,) 
1085 
—— 1459 


h) ſonſtige Streitfragen theils rechtlicher (materieller 
und prozeſſualer), theils thatjähliher Art in . . 505 Fällen 
jzufammen . . . 3244 Fälle. 
Gleichwie in früheren Jahren, jo hat auch in dem Berichtsjahre ji die 
Theilnahme von Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an der redht- 
iprechenden und verwaltenden Thätigkeit des Neichd-Verfiherungsamts durch— 
aus bewährt. 


621 
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Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen ſolgende —— — zu Grunde: 


[| "Gin n gällen 
1889 | 1890 | 1891 1891| 1892 
| 357 


b) ob der Unfall ermwiejen ijt . 318 | 472 | 467 


c) ob ein Zujammenhang zwiichen dem Betriebsunfall 
und ber Erwerbsunfähigfeit anzunehmen? 2 

d) ob der Unfall eine verficherte Kerfon betroffen? . 

e) welche Berufsgenoſſenſchaft einzutreten hat? . . . ri 34 86 150 

f) welcher Jahresarbeitsverdienjt zu Grunde zu legen? | 68 44 45 83 


g) mwelder Grad der — — —— ı 787 | 970 1,647 | 1,459 
h) fonftige Streitfragen . . . | 285 | 197 ! 8310 | 505 
— . 11,5083 1,748 2,888 | 3,244 


Kechtſprechung der Schiedsgerichte. a) Statiſtiſches. Im Jahre 1891 waren 
ausſchließlich vom Reichs-Verſicherungsamt refjortirende Schied3gerichte vorhanden: 
1. 426, welde auf Grund des Unfallverjicherungsgefees vom 6. Juli 
1884 und des Ausdehnungsgejehes vom 28. Mai 1885, 
2. 201, welde auf Grund des Bau = Unfallverficherungsgejeges vom 
11. Juli 1887, 
3. 16, welche auf Grund des See = Unfallverjiherungsgefehes vom 

13. Juli 1887, 

612, welche auf Grund des landwirtbichaftlihen Unfallverficherungs- 
gejeßes vom 5. Mai 1886 errichtet waren, 
zujammen 1255. 

Bei diefen Schiedögerichten find int Berichtsjahre im Ganzen 22 249, und 
zwar bei denjenigen zu 1:16378, zu 2:846, zu 3:147 und zu 4:4 878 
Berufungen anhängig geworden. Denjelben jtehen gegenüber 69 844 berufs— 
genoſſenſchaftliche (ausführungsbehördliche) Bejcheide, durch welche eritmalig Renten 
feitgeitellt oder abgelehnt, und 53 395 Befcheide, durch welche laufende Nenten 
abgeändert worden jind: zufammen 123239 Bejcheide, jo daß das Verhältniß 
der Zahl der durch Berufung angefochtenen Bejcheide zu der Zahl der fümmtlichen 
erlajienen Bejcheide ſich nicht wefentlich gegen das Vorjahr geändert hat. Auch 
im Bericht3jahre iſt nur etwas mehr als der fechite Theil der Beſcheide durch 
Berufung angefochten worden. 

I. Bon ſämmtlichen Berufungen betrafen Beſcheide, durch — 

a) der Entſchädigungsanſpruch abgelehnt wurde . . . +. 9079 
b) die Entihädigung feitgeitellt wurde . . „13170 
Bon den den Bejcheiden zu a und b zu Grunde liegenden Fällen waren 
&) nicht vefursfähig (Koſten des Heilverfahreng, — 
Renten, Beerdigungstolten) . » 2... ae 744 
B) refursfähig (dauernde Nenten.. . . . 21505 
Bon der Gejammtzahl der im Berichtsjahre anhängig. geworbenen” und der 
aus dem Vorjahre unerledigt übernommenen 4 590 VBerufungen find erledigt 
a) durch vechtöfräftige Zurücweifung mitteljt Bejcheides des Vorſitzenden 
gemäß $ 6 Abjab 1 der Verordnung vom 2. November 1885 wegen 
1. Verfäumung der gejeglichen Berufungsfriitt . . 368 
2. Unzuftändigfeit des Schiedsgerih8 . . . . 36 


Is T1 
a) ob ein Betriebdunfall vorlag?. . . . J 
| 
| 


W> 


404 
b) durch Zurüdnabme . 2 2 mom nn nn. 1537 


Seite . . . 1 941 
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Uebertrag . . . 1941 
durch ERRÄEN 4 u un a er a 924 
d) durch Anerfenntniß . . —— 472 


e) durch Entſcheidung des S Schiedsgerichts: 

1. Zurückweiſung der Berufung wegen der im 86 Abſatz 1 
der vorgenannten Verordnung angegebenen Mängel des 
Verfahrens, und zwar wegen 
%) Verſäumung der geſetzlichen Berufungs— 

BEI << . 306 
8) Unzuftändigfeit des Schiedägerichts . 24 


330 
2. Beitätigung des angefochtenen — — x. 
Beſcheides . . 11 666 
3. völlige oder theilweiſe Abänderung des ange- 
fohtenen Beiheide8 . . . ——— 281 
17 217 
f) auf andere Weiſee. ren 382 
20 936 
I. Die Zahl der Sigungstage betrug . - 4 036 


Hiervon war an 451 Tagen das Gericht mur mit 3 Mitgliedern bejept 
($ 15 Abjah 2 a. a. D.). 
III. Die Zahl der Sachen, in denen ohne mündliche Verhandlung entjchieden 
worden ijt (Verzicht nah $ 19 a. a. D.), betrug 20. 
IV. Beweisaufnahmen haben jtattgefunden: 
a) von Seiten des Gericht, eines Gerichtsmitgliedes oder des Vorfigenden 
($ 16 Abjap 2 a. a. O.): 


1. an ber Gerichtöftelle - . > > > 2 2 2 5372 
2. an anderen Orten . Eee Be All 243 
b) durch Erſuchen einer öffentlichen Behörde. ee er er RER 


V. Bon den ergangenen Entjcheidungen waren nad) den Berichten der Schieds= 
gerichtsvorjigenden durch Rekurs anfechtbar: 16 603. 

Während die vorjtchenden Ziffern in der Hauptſache die Zahl und den pro= 
zellualen Verlauf der Berufungsjachen erkennen lajjen, joll die folgende Zuſammen— 
ftellung ein überjichtliches Bild von dem den Berufungen zu Grunde liegenden 
Streititoff geben. 

1. Es handelte jih um folgenden Streitgegenitand: 

A. um die Frage, ob ein Unfall beim Betriebe vorliegt, in: 2814 Fällen, 

B. um die Frage, ob ein urſächlicher Zuſammenhang vor— 


liegt zwijchen Unfall und Krankheit bezw. Tod, n . 1156 „ 
C. im Falle einer Verlegung durch Betriebsunfall: 
a) um die Koſten des Heilverfahrens in un une A 2 


b) um das Map der Nente und zwar 
x) um den Grad der Erwerbsunfähigfeit mn . . 11235 „ 
B) um die Höhe des Jahresarbeitsverdienites in . 344 
ce) um die Anwendung des $ 7 des Unfallverſicherungs— 
gejetes bezw. 8 8 des landwirtbichaftlichen Unfall 
verjiherungsgejeges, und zwar 
&) um die Frage, ob die Vorausjeßungen für eine 
Seite . . . 15684 Fällen. 
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Uebertrag . . . 15,684 Fällen, 
von der Berufsgenofjenjchaft wahlmweife zu ge= 
währende Kranfenhauspflege vorliegen, in . . 59 „ 
3) um die Folgen, welche eine Weigerung des Ver— 
legten, jich in Anftaltspflege zu a nach ſich 


zieht, in. 118 „ 
y) um Die Rente der Angehörigen des Berlepten 
während jeiner Anjtaltöpflege in . . 4 „ 
D. im Falle der Tödtung: 
a) um die Beerdigungsfojten in . . — 36 „ 


b) um die Rente der Hinterbliebenen, und zwar 
x) um die Frage, ob der Getödtete der einzige Er— 


nährer der Hinterbliebenen war, in . 2... 361 „ 

8) um jonjtige Fragen in . 228 „ 
E. um Gewährung einer Kapitalabfindung — Sinne des 
8 67 des Unfallverſicherungsgeſetzes, 2 des land— 


wirtbfchaftlichen Uskalloeefineninaboriened,. 8 39 des 

Bau= - Unfallverjicherungsgejeges, 8 75 des Sce- Unfall: 

- verfiherungsgejeges, in . . . 30 „ 
F. um die Frage der Verjährung des Entfchädigungsan- 

ſpruchs, 8 59 des Unfallverficherungsgejebes, $ 64 des 

—— Unfalverfiherungsgefeges, 5 68 des 
See⸗ Unfallverſicherungsgeſetzes, in .. 181... - ; 
G. um jonitige Streitfragen in. . . r a 46 „ 


——— . . 17217 Fälle, 


Der mit der Berufung angefochtene Beſcheid —— nicht die erſtmalige 
Segelung der Entichädigung, jondern war ein gemäß $ 65 des Unfallverjicherungs: 
gejeßes, $ 70 des landwirtbichaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes, $ 73 des Sees 
Unfallverficherungsgeiehes erlafiener 

a) Rentenherabſetzungs- oder a in. . 7416 Fällen, 

b) Nentenerhöhungsbeicheid in. . . — 400 

b) Erfahrungen. Die Geſammtzahl der ——— iſt entſprechend der 
Vermehrung dev Zahl der eritmalig entſchädigten Unfälle und der Anwendung 
des S 65 des Unfallverficherungsgejeges, betreffend Herabſetzung der Nente wegen 
vermehrter Erwerbsfähigfeit, gegemüber dem Vorjahre eine größere geworden. 
Auf die Schiedsgerichte des Unfallverficherungsgeiebes und des Ausdehnungsgeiches 
entfällt eine Steigerung von 14371 auf 16378 (d. i. um 14 Prozent), auf die 
Sciedsgerichte des Banumfallverficherungsgejepes eine Steigerung von 582 auf 
846 (d. i. um 45 Prozent), auf die Schiedsgerichte des Seeunfallverſicherungs— 
gejeßes eine Steigerung bon 101 auf 147 (d. i. um 46 Prozent) und auf die 
Schiedsgerichte des landwirtbichaftlichen Unfallverficherungsgejeges eine jolde von 
3369 auf 4878 (d. i. um 45 Prozent), Zowohl in Beziehung auf die Zahl 
der erjtmalig, wie der auf Grund des S 65 erlajjenen Beicheide zeigt jedod das 
Jahr 1892 eine geringere Steigerung gegenüber dem Borjahre, als das leßtere 
gegenüber dem Jahre 1890 ergab. Während nämlich die Zahl der erjtmaligen 
Rentenbejcheide fich im Jahre 1891 gegen das Jahr 1890 von 50175 auf 
62352, aljo um 24 Prozent, und die Zahl der Rentenherabſetzungsbeſcheide ſich 
von 30385 auf 44071, alio um 45 Prozent erböht hatte, jteigt die Zahl diejer 
beiden Gruppen von Bejcheiden im Jahre 1892 gegen das Jahr 1891 nur 
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noch von 62352 auf 69844, alfo um 12 Prozent, beziehungsweije von 44071 
auf 53395, aljo um 21 Prozent. Hiernach läßt ic) das Ergebniß für die 
Nentenherabjeßungen, wenn man hierbei die große Zahl der im Vorjahre und 
auch noch im laufenden Jahre zur eritmaligen Entjchädigungsfeititellung gelangten 
Fälle mit in Betracht zieht, nicht als ein ungünjtiges bezeichnen. 

Von mehreren Schiedsgerichtsvorigenden werden Denn auch die guten Wirk— 
ungen, welche in diefer Beziehung das bereit im vorjährigen Bericht erwähnte 
Rundſchreiben vom 20. Juni 1891 gehabt hat, bejonders hervorgehoben. 

Bon anderen PVorfigenden wird freilich noc immer eine unrichtige oder 
unzweckmäßige Anwendung des $ 65 a. a. D. jeitend einzelner Berufsgenojfen: 
ſchaften gerügt, ſei es daß die Herabjegung der Rente ohne genügende Berück— 
jichtigung der Einwirkung des Unfalls auf den Gejammtorganismus, nur mit 
Niückjicht auf die Bejlerung der örtlichen Verlegung oder alsbald nach deren Aus: 
heilung im Krankenhauſe, vorgenommen werde, jei es Daß die Herabjegung gerade 
bei Beginn der arbeitslofen Zeit erfolge, in welcher es dem Arbeiter befonders 
ichwer fällt, die ihm verbliebene Arbeitskraft ausgiebig zu verwerthen. In diejen 
Zuſammenhange wird von einem vielbejhäftigten Schiedsgerihtsporjigenden wieder- 
um betont, daß bei den Verjicherten feineswegs die Neigung bejtehe, mit Rüd- 
jicht auf die Kojtenfreiheit von dem Nechtsmittel der Berufung in übertriebener 
Weife Gebrauch zu machen; „in jehr vielen Fällen habe jich vielmehr der Ge— 
richtsbof auf Grund eigener Augenſcheinnahme von der Unhaltbarfeit der Renten 
herabſetzung überzeugen müſſen“. Vereinzelt finden fich demgegenüber andererſeits 
auch Klagen über die Zunahme der Zahl der unbegründeten umd ausſichtsloſen 
Anſpruchserhebungen und der unbegründeten, ſogar frivolen Berufungen, wie ih 
denn auch in den diesjährigen Geſchäftsberichten der Schiedsgerichtsvorſithenden 
mehrfach die Bemerkung findet, daß die Genojjenfchaften im Allgemeinen ihrer 
Aufgabe voll genügen nnd im anerfennenswerther Weife bemüht jind, den An— 
jprüchen der Verlegten gerecht zu werden. Nicht jelten, heißt es in den Berichten, 
wirden von den berufsgenofjenjchaftlihen Organen höhere Entjchädigungen bes 
willigt, als die ärztlichen Gutachten beantragen. 

Das Verhältniß der Beſtätigung angefochtener Beſcheide — 11665 (9 265)" 
— zu deren Abänderung — 5221 (4713) — hat ſich gegen das Vorjahr zwar 
nicht merklich verichoben, zeigt aber gegen das Jahr 1890 mit 6631 Beſtätig— 
ungen und 3807 Abänderungen ein Heruntergehen der Abänderungen von 36 
auf 31 Prozent. 

Das Verhältni der Zahl der erhobenen Rekurſe — 4240 (3378) — zu 
der Zahl der vefursfähigen Schiedsgerichtsurtheile — 16603 (13 630) — iſt 
fait dasjelbe wie im Vorjahre, indem wieder etwa ein Viertel der refursfähigen 
Urthleile durch Rekurs angefochten wurde. 

Viele Schiedsgerichtsvoriigende haben das jortgejegt harmoniſche Zujammenz 
wirken der Beijiger aus dem Arbeitgeber= und dem Arbeitnehmerjtande hervor, 
jo daß eine übereinjtimmende Stellungnahme der einzelnen Gruppen gegen ein 
ander zu den Seltenheiten gehörte, ferner wird die Förderung, welde die ſchieds— 
gerichtlichen Entjcheidungen durch die Sachkunde der Beijiger erfahren, wie aud) 
das Anſehen und Vertrauen gerühmt, deſſen fich die Schiedsgerichte in den bes 
theiligten Kreiſen andauernd zu erfreuen haben. 

Wahlen zum Weihs-Berlicherungsamt. In Ausführung des Gejeges von 
16. Mai 1892, Neichs-Gejegbl. Seite 665, wurde die Wahl don jechs weiteren 


') Die eingeflammerten Zahlen beziehen ſich auf das Vorjahr. 
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EStellvertretern aus dem Stande der gewerblichen Arbeitnehmer für die Dauer 
der laufenden Wahlperiode, mithin bis zum 30. September 1893, im Wege einer 
Nachwahl vorbereitet. 

Das Ergebniß dieſer Nachwahl wird veröffentlicht werden. 

Vertretung der Arbeiter. Auf Grund des $ 1 Ziffer 2 bis 5 des Aus— 
dDehnungsgejepes vom 28. Mai 1885 in Verbindung mit den SS 41 ff. des 
Unfallverfiherungsgejebes vom 6. Juli 1884 waren an Stelle der mit Ende 
September 1892 ausgejchiedenen Hälfte der Arbeitervertreter und Sciedsgerichts: 
beiliger die erforderlichen Neuwahlen vorzunehmen. 

Für die Neuwahl von 60 Arbeitervertretern mit der doppelten Anzahl von 
Erjagmännern mußten die Vorjtände der als wahlberechtigt gemeldeten 633 
Stranfenfafien, welche diesjeits zu 53 Wahlbezirfen vereinigt worden ind, mit 
Stimmzetteln und dem jonjt erforderlichen Wahlmaterial verfehen werden (zu ver— 
gleichen das diesſeits erlaſſene Wahlregulativ vom en). 

Bei der durch die Arbeitervertreter vorgenommenen Neuwahl der Schieds— 
gerichtsbeiliger waren die in 24 Wahlprotofollen diesjeitiger Beauftragter nieder- 
gelegten Ergebnifje der Wahlen zu prüfen und die Ergebnijje den betheiligten 
Berufsgenofjenjchaften, jowie den in Betracht kommenden Landes- Zentralbehörden 
mitzutheilen. 

Ausführung des landwirthfchaftlichen Unfallverfiherungsgefebes. Auf dem 
Gebiete der landwirthichaftlichen Unfallverjicherung it die wachjende Bertrautheit 
der betheiligten Kreije, und zwar jowohl der berufsgenojjenschaftlihen Organe, 
als auch der Arbeitgeber und der Verficherten, mit den gejeglichen Beitimmungen 
auch im laufenden Jahre in erfreulicher Weife zu Tage getreten. In Folge deſſen 
hat die Zahl der hier anhängig gewordenen Streitfragen über die berufsgenojiens 
ichaftlihe Zugehörigkeit von Betrieben und über die verjicherungsrechtliche Bes 
urtheilung einzelner Betriebsthätigfeiten im Allgemeinen — abgejehen von den 
Streitigkeiten aus Anlaß von Negiebauten (j. unten) — eine Minderung erfahren. 
Dagegen lag mehrfach Anlaß vor, auf Anfragen von Genofjenjchaftsvorjtänden 
über die Auslegung jonjtiger Gejegesbeitimmungen Entjcheidung zu treffen. 

Der Aufjtellung von Unfallverhütungsvorjchriften jeitens der landwirthſchaft— 
lichen Berufsgenofjenjchaften wurde eine bejondere Aufmerkſamkeit zugewendet und 
der bei den Betheiligten vielfach hervorgetretenen Abneigung hiergegen fortgejept 
entgegenzuwirken geſucht. Dieje Abneigung it insbejondere darauf zurüdzuführen, 
dab es nad den Beſtimmungen des landwirtbichaftlichen Unfallverjicherungsgeiehes 
an der Möglichkeit gebricht, den Unfallverhütungsvorichriften erforderlichenfalls 
auch den Yrbeitern gegenüber mit Zwang ©eltung zu verichaffen. In diejer, 
fowie in anderer Beziehung jind wiederholt Anträge auf Abänderung des lands 
wirthichaftlichen Unfallverficherungsgejeßes an das Reichs-Verſicherungsamt gelangt. 

Much zur Aufitellung von efahrentarifen war bei den landwirtbichaftlichen 
Berufsgenofjenihaften wenig Neigung zu finden; übrigens haben ſich Uebeljtände 
hieraus bisher nicht ergeben. 

Ausführung des Bau- Unfallverliherungsgefehes. Die Streitigfeiten der 
Baugewerf3-Berufsgenofjenschaften mit den gewerblichen und landwirtbichaftlichen 
Berufsgenofjenjchaiten über die verfiherungsrechtlihe Zugehörigkeit von Regie— 
Bauarbeiten, jowie mehrfache Anträge der Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften auf 
Aenderung in der Art der Verſicherung dieſer Arbeiten haben das Reichsverſicherungs— 
Amt wiederum in größerem Umfange bejchäftigt; die wiederholten Klagen, daß 
die Vorjchriften im 8 22 des Bauunfallverficherungsgejeges über die Nachweiſung 
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der Negie-Bauarbeiten von den Unternehmern und Gemeinde-Behörden ungenügend 
beobachtet würden, haben zu Erhebungen Anlaß gegeben, welche nod nicht ab» 
geſchloſſen find. 

Auch die VBejchwerden der Gemeinden über die Heranziehung ihrer Wege: 
baubetriebe zur Verficherung und deren Veranlagung zu den Klafjen des Gefahren- 
tarifs jeitens der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft haben nicht nachgelaſſen. Anderer: 
ſeits befindet diefe Berufsgenoſſenſchaft ſich im Kampfe gegen das von ihr als 
unerträglich bezeichnete, weil insbejondere auch ihre Organisation jtörende fort: 
währende Ausscheiden von Staats- und Kommunalbaubetrieben. 

Die durch umfangreiche Berechnungen näher erläuterten Bedenken, welche die 
Tiefbaus-Berufsgenofjenichaft gegen die Nichtigkeit des zur Zeit für fie geltenden, 
für die Ermittelung ihrer Belaftung vor Allen wejentlichen Kapitaldedungstarits 
(Amtlihe Nachrichten des MNeich3-Verficherungsants 1889 ©. 80) vorgebradt 
hat, haben das Neich3-Verficherungsanıt veranlaßt, zum Zwede einer Nachprüfung 
diejes Tarifs zumächit jtatiltiiches Material von der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft 
und den jänmtlichen, vom Neichsverjicherungsamt ausichließlich reffortirenden Bau— 
gewerks-Berufsgenoſſenſchaften zu erfordern. Die am Schluffe des Berichtsjahres ein= 
gegangenen, etwa 20000 Zählfarten über die bisher an Unfallverlegte gezahlten 
Entihädigungen werden durch das Rechnungsbüreau verficherungstechnifch bearbeitet; 
über das Ergebniß der Prüfung kann erſt im nächiten Sabre berichtet werden, 

Ueberfiht über den Umfang der Unfallverlicherung. Es bejtehen zur Zeit 
zum Zwed der Durchführung der Unfallverficherung : 

1. Berufsgenojienichaften : 

A. 64 gewerblihe . . mit 405241 Betrieben u. 5093412 verfiherten Perionen, 


B. 48 land» (und forft-) 
wirtbichaftlihe . mit 4776520) „ u.12289415) „ 


Insgeſammt 112 B.-Genofienichaften mit 5 181 761 Betrieben u. 17382827 er Gerionen 


II 137 Reich: und Staatsausführungsbehörden 
für Neichs und Staatsbetriebe — dar: 
unter 50 für die land» und foritwirth« 


ichaftliche Verwaltung . . . . mit 601451 verjicherten Perſonen. 
219 Provinzial: u. Kommunal—-— 1Ausführungs? 
— behörden. .. ...mit 30000 " 
Zufammen 356 ' 356 Ausführungsbehörden “20.2000. mit 631451 verjicherten Verfonen, 


Hierzu fommen die bei den 13 Perficherungsanjtalten der Baugewerks— 
Berufsgenojjenjchaften und der Tiefbau=Bernfsgenofienichaft verficherten, nicht ſchon 
anderweitig verficherten PBerfonen, jo daß am Schluffe des Nahres 1892 über 
18 Millionen Perſonen gegen Unfall verfichert waren. In dieſer Zahl, welde 
auch alle verjicherten landwirthichaftlichen Unternehmer, jowie die landwirthichaft 
ih im Nebenberufe beichäftigten Perfonen umfaßt, dürften eine bis anderthalb 
Millionen jolcher Perſonen doppelt ericheinen, die gleichzeitig in gewerblichen und 
landwirtbichaftlichen Betrieben bejchäftigt und verfichert find. 

Bei 23 (5 gewerblichen und 18 landwirtbichaftlichen) Berufsgenofjenichaften 
und 78 (darumter 13 bayerischen, 6 ſächſiſchen, 42 wirttembergifchen) Aus— 
führungsbehörden iſt eine fonfurrivende Zujtändigfeit von Landes-Verſicherungs— 
ümtern begründet. 





»y Hinsichtlich der im Jahre 1892 für die landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften 
vorgenommenen Nachprüfung der Zahl der Betriebe und der verficherten Perſonen ift in den 
Vorbemerkungen bei Ziffer 2 I in der dem Neichstage vorgelegten Nachweiſung über die ge 
jammten Redinungsergebnifie der Berufsgenojjenichaften ꝛe. für das Jahr 1891 das Erforder⸗ 
liche erläutert. 
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Fenkellung von Genoflenfchaftskatafer. Inu 2684 Füllen war über die 
Aufnahme oder Ablehnung der Aufnahme von Betrieben in die Genofjenichafts- 
fatajter (Unternehmerverzeichnifie) zu verhandeln. Davon rührten 604 Sachen 
aus dem Vorjahre her. 2062 Sachen wurden erledigt, 622 blieben rüdjtändig. 
Nähere Angaben über die Art der Beichwerden und deren Erledigung enthält die 
Ueberfiht ©. 16. 

Das Streben der unteren Werwaltungsbehörden blieb unverändert auf eine 
möglichit ausdehnende Anwendung der Unfallverficherungsgejeße gerichtet, ebenjo 
gingen in unverminderter Anzahl Anträge aus Handwerfer- und Kleingewerbe— 
freien auf Erweiterung dev Unfallverficherungsgejeggebung ein. 

Gefahrentarife, Gefahrentarif-, Umlage-, Prämien- und Abfhäbungs- 
befchwerden. Für 8 gewerbliche Berufsgenofjenichaften wurde im Berichtsjahre 
die Abänderung oder Neuanfitellung des Gefahrentarijs, für 3 die Beibehaltung 
des beitehenden Tarif3 genehmigt; für eine gewerbliche Berufsgenofjenjchaft wurde 
die beantragte Abänderung abgelehnt und die Beibehaltung des bejtehenden Tarifs 
auf ein Jahr angeordnet. 

Bei einer gewerblichen Berufsgenoſſenſchaft ſchwebten am Ende des Berichts— 
jahres noch Berhandlungen über die Tarifreviiton. 

Die Ermittelung der Gefahrenziffern haben die Berufsgenojjenichaften bei 
ihren Tarifreviiionen mit Hilfe von Unfallverzeichnifien bewirkt, welche nach der 
Anleitung des Reichs-Verſicherungsamts aufgejtellt find und möglichit alle Unfälle 
für die ganze Zeit des Beltehens der betreffenden Berufsgenoſſenſchaft umfaſſen. 

Ucber die Verwertbung der Ergebniffe der Unfallverzeihniffe für die Ge— 
fahrentarife und über die Behandlung der Nebenbetriebe in den lepteren ſind die 
Genoſſenſchaften im Berichtsjahr durch befondere Rundjchreiben verjtändigt worden. 

Die Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften find zur Zeit damit bejchäftigt, auf 
Grund eines gemeinschaftlich bearbeiteten Unfallverzeichnifjes einen Oefahrentarif 
aufzuitellen, der als Grundlage für die Fünftige Umarbeitung dev beitchenden 
Tarife dienen fünnte, jo daß die beitehende verjchiedene Belaftung gleichartiger 
Betriebe in den einzelnen Gebieten des Neich$ möglichit bejeitigt werden wird, 
wie dies jeitens dev Mehrzahl der Tertil-Berufsgenofjenjchaften bereits geſchehen iſt. 

Die Zahl der Gefahrentarifbejchiwerden ($ 28 des Unfallverfiherungsgejebes zc.) 
belief ſich auf 175. Hierzu traten 50 aus dem Vorjahre als unerledigt über— 
nommene Bejchwerden, jo da im Ganzen 225 Bejchtverden zur Bearbeitung ges 
langten, von denen 186 erledigt wurden, 39 unerledigt blieben. Bon den erledigten 
Tarifbejchwerden haben 65 Erfolg gehabt, 121 Bejchiwerden wurden zurüdgewiejen. 

Segen die Feſtſetzung der Senofienichaftsbeiträge (S 73 des Unfallverficherungs- 
geſetzes 2c.) gingen 202 Beſchwerden ein. Hierzu traten 72 unerledigte Bejchwerden 
aus dem Jahre 1891, jo daß im Ganzen 274 derartige Bejchwerden zu bearbeiten 
waren. Hiervon wurden 206 erledigt, während 68 ımerledigt blieben. 

Außerdem kommen 38 neu eingegangene umd 12 aus dem Borjahre verbliebene, 
zufammen 50 Beichwerden in Betracht, welche sich gleichzeitig gegen die Ein: 
ſchätzung in die Klaſſen des Gefahrentarifs und gegen die Feſtſetzung der Genoſſen— 
jchaftsbeiträge richten. Hiervon wurden 37 erledigt, während 13 unerledigt blieben. 

Beichwerden gegen die Höhe der Prämien auf Grund des BausUnfallver- 
fiherungsgejeßes (SS 22, 25, 26) gingen 88 ein. Hierzu traten 60 unerledigte 
Beichwerden aus dem Vorjahre, jo day im Ganzen 148 Beſchwerden im Geſchäfts— 
gang befanden, von denen 112 erledigt wurden, während 36 unerledigt blieben. 

Gegen die Feitiegung der Umlage aus der Verfiherung auf Koſten von Ges 
meindeverbänden ging feine Bejchwerde ein. 
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Auf dem Gebicte der landwirtbichaftlichen Unfallverfiherung gingen 19 Be: 
jchwerden gegen die Beitragsberehnung und die Abſchätzung der Betriebe nad 
Arbeitsbedarf ein. Hierzu traten 2 umerledigte Bejchwerden aus dem Jahre 
1891, jo daß im Ganzen 21 Bejchwerden zu bearbeiten waren, von Denen 1 
berüciichtigt, 12 abgewiejen wurden und 8 umerledigt blieben. 

Im Ganzen jind mithin 718 Tarifs, Umlage-, Prämien- und Abſchätzungs— 
bejchwerden bearbeitet worden. 

Unfallverhütungsvorfchriften. Für die Südweitdeutiche Eiſen-Berufsgenoſſen— 
ichaft wurden im Berichtsjahre ausführliche Unfallverhütungsvorichriften genehmigt, 
welche aus einer eingehenden Umarbeitung der früheren Beitimmungen hervor: 
gegangen ind. 

Die Heſſen-Naſſauiſche Baugewerfs-Berufsgenofjenichaft hat einen Nachtrag 
zu ihren bereits beſtehenden Unfallverhütungsvorichriften vorgelegt, der ebenfalls 
genehntigt wurde, 

Von den ausschließlich vom Neichs-Verficherungsamt refjortirenden 59 gewerb- 
lichen Berufsgenofjenichaften haben nunmehr 51 (d. i. 86 Prozent) Unfallver: 
hütungsvorjchriften erlaſſen; vier weitere Berufsgenofjenjchaften jind nach den 
Berichten der Borjtände mit dev Vorbereitung der Borjchriften bejchäftigt. 

Die Ausarbeitung don Normal-Unfallverhiütungsvorjhriften für gleichartige 
Gefahren in den gewerblichen Betrieben it nad) den Beſchlüſſen des Verbandes 
der deutjchen Berufsgenofjenjchaften durch bejondere Sachverſtändige erfolgt; die 
bezüglichen Arbeiten unterliegen zur Zeit der Prüfung im NReich-Verficherungsamt. 

Die Ergebniffe der ihrem Abſchluſſe entgegengebenden landwirtbichaftlicen 
Unfaltftatijtif (liebe weiter unten) werden von den landwirtbichaftlichen Berufs: 
genofjenjchaften als Unterlagen für die Aufitellung von Unfallverhütungsporjchriften 
verwerthet werden fünnen, jo daß dadurd das Zujtandefommen jolher Vorjchriften 
auch Für die land» und foritwirthichaftlichen Betriebe vorausiichtli erleichtert 
werden wird (zu vergleichen oben Ausführung des landwirthichaftlichen Unfall 
verlicherungsgejehes). 

Die Zahl der Bejchwerden über Einfchäßung in höhere Gefahrenklaſſen und 
Feſtſezung von Strafzuichlägen bei Uebertretung der Unfallverhütungsporjchriften 
beträgt 274. 

Unfalltatiik. Die Aufitellung einer genauen Unfalljtatijtif, betreffend die 
im Jahre 1891 im Bereiche der Land= und Forſtwirthſchaft (auch der jtaatlichen 
Foritbetriebe) entichädigten Unfälle, it ihrem Abjchluffe nahe. Das für dieſe 
Statiftit von den Berufsgenofjenichaften und NAusführungsbehörden gelieferte 
Material bejteht aus 19918 Zählkarten. 

Anftellung befonderer Beauftragter der Berufsgenoffenfhaften. Die An— 
jtellung von befonderen bejoldeten Beauftragten, welche berujsgenofjenjchaftliche 
Ehrenämter nicht befleiden (Nevifionsingenieuren 2c.), it in weiterer Fortent— 
widelung begriffen. 

Nach der Feititellung vom 1. Oktober 1892 find bei 43 gewerblichen und 
einer landwirthichaftlihen Berufsgenoſſenſchaft 158 (im Borjahre 155) Beauf- 
tragten=Stellen vorhanden, weldhe von 145 Beamten verjehen werden. Mehrere 
von dieſen Beamten befleiden derartige Stellen bei verjchiedenen Berufsgenoſſen— 
ichaften beziehungsweije Sektionen. 

Die Beziehungen der Beauftragten zu den BetriebSunternehmern befriedigen 
nach wie vor. 

Uachweiſung der gefammten Kechnungsergebniſſe. Die Rechnungsergebniſſe 
für das Jahr 1891 jind nad) den bisherigen Formularen aufgeitellt und gemäß 
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S 77 des Unfallverficherungsgejehes u. ſ. w. dem Reichstag vorgelegt worden 
(Drucjachen des Neichstags 2. Seſſion 1892/93 Nr. 54). 

Im Nahre 1892 betrug nach einer vorläufigen Ermittelung die Zahl aller 
bei den Berufsgenojienjchaften, Reichs-, Staats-, Provinziale und Kommunal: 
Ausführungsbehörden zur Anmeldung — Unfälle . 2. .20..235 587, 
die der entichädigten Unfälle . . . . ee 64681. 
von denen 

5 925 den Tod, 
3047 eine dauernde völlige, 
29 650 eine dauernde theilweile Erwerbsunfäbigfeit und 
16 929 eine vorübergehende Erwerbsunfäbigfeit 
zur Folge hatten. 

Die im Jahre 1892 verausgabten Entichädigungen (Nenten u. ſ. ıw.) bes 
trugen nad) einer vorläufigen Ermittelung ca. 32 560000 Ab. gegen 26426 377 Mb, 
im Nahre 1891, 20315320 AM. im Jahre 1890, 14464 3053 M. im Jahre 1889, 
9681447 M. im Jahre 1888, 5932930 M. im Jahre 1887 und 1915366 «£ 
im Jahre 1886. 

Entihädigungen (Menten u. ſ. w.) wurden im Jahre 1892 gezahlt oder 
angemiejen an: 

152 900 Berlegte, 
19 079 Rittwen Getödteter, 
38 133 Kinder Getödteter, 
1 440 Ajzendenten Getödteter; 
daneben erhielten ferner im Jahre 1892: 
5 645 Ghefrauen, 
12 366 Kinder umd 
136 Nizendenten 
als Angehörige von in Krankenhäuſern untergebrachten Verlepten die gejeglichen 
Unterjtügungen gezahlt oder angewielen, jo dab im Berichtsjahre zuſammen 
229 699 Perſonen 
der Wohlthaten der Unfallverjicerung theilhaftig geworden find. 

Steigen der Unfalllalen. Das in den vorjtehenden Zahlen zu Tage tretende 
Steigen der Unfalllajten jteht fortgejegt in richtigem Verhältniß zu den feinerzeit 
regierungsjeitig veröffentlichten VBorausberechnungen. Danach joll bei einer ange- 
nommenen Anzahl von 1615 253 verlicherten Perfonen im jechsten Jahre 

5 529 000 HM. an Entichädigungsbeträgen 
gezahlt werden. 

Wird als erites Beitragsjahr das vierte Quartal 1885 und die drei eviten 
Tuartale des Jahres 1886 angenommen, und wird ferner bei den jeit dem 
1. Oftober 1885 beitehenden 57 älteren Berufsgenojienjchaften die Zahl der 
verficherten Berfonen und dementiprechend die Höhe der gezahlten Entichädigungen 
auf die vorjtehende Zahl 1615 253 umgerechnet, jo ergiebt jich, daß thatjächlich 
im jechsten Jahre 

5 969 810 M. an Entichädigungsbeträgen 
gezahlt worden find. 

Strafbefhwerden und fonflige Befchwerden. Die Ausübung des Strafrechts 
auf Seiten der Berufsgenofienjchaften, namentlich veranlaßt durch Unpünktlichkeit 
vieler Unternehmer bei der Anmeldung von Betrieben und bei der Einjendung 
von Lohnnachweiſungen, nimmt die Arbeitskraft des Neichs-Verficherungsamts nod) 
immer jehr in Anſpruch. Es gelangten 3777 — darunter 711 vorjährige — 
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Bejchwerden gegen Strafverfügungen dev Berufsgenoffenfchaftsporitände zur Bes 
arbeitung; in 1118 Fällen war die Erledigung noch nidyt möglich. 

Sonitige Beſchwerden aller Art famen 2114, darunter 401 vorjährige, zur 
Behandlung, von denen 305 unerledigt blieben. 

Weltausftellung in Chicago. Im Auftrage des Herrn Neichsfanzlers hat 
das Neich$-Verjicherungsamt im legten Duartal des Berichtsjahres Vorarbeiten 
für die Weltausitellung in Chicago in Angriff genommen. Danach ſoll die Ent- 
widelung der jozialpolitiichen Gejetgebung des Deutihen Reichs dem Auslande 
vorgeführt werden, zu welchem Zweck Wandtafeln hergeitellt worden Sind, welche 
theils im jtatiftifcher, theils in grapbifcher Darjtellung über Umfang, Inhalt und 
Wirkung der deutjchen Arbeiterverficherung — Kranken-, Unfalle, Anvaliditäts- 
und Altersverfiherung — Aufſchluß geben. 

In Ergänzung diefer Tafeln jind mit Unterſtützung der gewerblichen Berufs: 
genoſſenſchaften noch mehrere bildlihe Daritellungen angefertigt worden, welche 
einzelne Muſter berufsgenoffenschaftliher Unfallverhütungseinrichtungen veran— 
ſchaulichen. 

Zur Erläuterung der Wandtafeln iſt ein „Leitfaden“ ausgearbeitet, welcher 
einen gemeinverſtändlichen Abriß der ganzen Arbeiterverſicherung und einen Ab— 
druck der vorerwähnten Wandtafeln enthält. Dieſe zwei Bogen ſtarke Druchchrift, 
welche im Berlage von A. Aber & Co. in Berlin im deutjcher und englischer 
Ausgabe ericheint und für den Preis von 10 Piennigen!) käuflich iſt, bietet zu: 
gleich jedem Arbeiter eine günjtige Gelegenbeit, ſich über die Arbeiterversicherung 
in ihrem Wejen und in ihrer Geſammtwirkung näher zu unterrichten. 

Geſchäftliche Chätigkeit im Uebrigen. Die gejchäftliche Thätigkeit des 
Reichs-Verſicherungsamts hat auch im Lebrigen- eine gewiſſe Steigerung erfahren. 

Für 25 VBerufsgenofjenjchaften wurden Statutänderungen genehmigt. 


B. Invaliditäts- und Altersverſichernng. 


Erörterungen über die Berliherungspflit. Nachdem zahlreihe Zweifel 
über den Kreis der nach dem Invaliditäts- und Altersverfiherungsgejeg verſiche— 
rungspflichtigen Perſonen durch die Rechtſprechung des Reichs-Verſicherungsamts 
im Wejentlichen behoben waren, fonnten die auf die Verlicherungspflicht bezüg- 
lichen Anfragen meift durch Hinweis auf veröffentlichte Nevilionsenticheidungen 
erledigt oder den Vorſtänden der Verficherungsanitalten zur Beicheidsertheilung 
überwiejen werden. Gin Bedürfniß zur Abänderung dev unter dem 31. Oktober 
1890 erlafienen Anleitung, betreffend den Kreis der nach dem Invaliditäts- und 
Altersverlicherungsgeieb verficherungspflichtigen Perſonen, it aud) in Diefem Jahre 
nicht hervorgetreten. 

Auf einer im Monat Juni 1892 abgehaltenen Konferenz mit Vertretern 
‚der betheiligten VBerlicherungsanitalten wurde die Frage der Verjicherungspflicht der 
auf dentjchen Gewäſſern jtattfindenden Binnenschifffahrtsbetriebe ausländischer Unter: 
nehmer eingehend erörtert und der Beſchluß gefaßt, an zuftändiger Stelle bejtimnte 
Vorichläge wegen Negelimg der Berficherungspflicht jener Betriebe zu machen. 

Anfragen über Beitragsentrihtung, Alarkenentwerthung 2. Die immer 
noch zahlreich einlaufenden Anfragen, welche fich auf die Beitragsentrichtung, die 
Entwerthung der Beitragsmarfen, die Ausjtellung der Ouittungsfarten und ähnliche 

') Dieier Preis gilt bei Abnahme von 300 und mehr Eremplaren; 100 GEremplare 
fojten je 12 PBrennig, 50 je 15 Piennig; einzelne Eremplare fojten 20 Piennig. 
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Gegenjtände bezogen, wurden — foweit erforderli, unter Wahrung der Ent— 
icheidungsbefugniß anderer Behörden — in dem Bejtreben beantwortet, das Ver— 
ſtändniß und die praftifche Durchführung des Geſetzes nach Möglichkeit zu erleichtern. 

Arbeiterhülfsgefuhe. Die Zahl der aus dem Kreiſe der Verficherten ein— 
gegangenen Gejuche, welche die Bewilligung von Alters- oder Invalidenrenten 
betrafen, betrug 513. 

Uebernahme der Fürforge für erkrankte Berficherte feitens der Berficherungs- 
anſtalt. Der Ausführung der Beltimmungen im $ 12 des Invaliditäts- und 
Altersverficherungsgefeßes, wonach die Verſicherungsanſtalten befugt ſind, die Für— 
jorge für einen erkrankten Verficherten zu übernehmen, wurde bejondere Beachtung 
geihenkt. Es haben — zun Theil auf diesjeitige Anregung — bereit3 mehrere 
Veriicherungsanftalten von den gedachten Bejtimmungen zum Bejten der Verficherten 
in vielen Fällen mit Erfolg Gebrauch gemacht. 

Einſprüche gegen die Ventenvertheilungen des Kechnungsbürraus. Gegen 
die Nentenvertheilungen des Nechnungsbüreaus wurde in 181 Fällen Einjprud) 
(Widerſpruch) erhoben ($ 90 Abjap 1 und 8 160 Abſatz 3 a. a. D.), jo dab 
einjchlieglich der aus dem Jahre 1891 unerledigt übernommenen 30 Fälle 211 
Sachen zur Bearbeitung vorlagen. 

Ueber 12 Einjprüce (Widerjprüche) wurde förmliche Enticheidung getroffen, 
wobei in 11 Fällen die Vertheilung des Rechnungsbüreaus bejtätigt wurde. In 
148 Fällen erfolgte die Erledigung durch Zurücknahme des Einjpruchs (Wider: 
jpruchs) 2c., während in 51 Fällen das Verfahren noch jchwebt. Inter Anderem 
gelangte auch die wichtige Frage der Bertheilung der während der Uebergangs— 
zeit fejtgejehten Nenten zwiichen Berficherungsanftalten und zugelajjenen Kaſſen— 
einrichtungen zur Entſcheidung. 

Genehmigung von Statutänderungen. Den von 3 Verſicherungsanſtalten 
bejchlojjenen Abänderungen ihres Statuts wurde die Genehmigung ertbeilt. 

Strafbefchwerden. Beſchwerden gegen Strafverfügungen der Borjtände der 
Berlicherungsanftalten (SS 142 ff. des Invaliditätd- und Altersverficherungss 
gejeßes) wurden im Berichtsjahre 740 anhängig. Davon wurden 572 erledigt, 
und zwar durch Enticheidung 397, duch Zurücknahme der Strafverfügung 145 
und Durch Zurüduahme dev Bejchwerde 30. Als unerledigt wurden in Das 
Sejchäftsjahr 1893 übernommen 168. Die Vorſtände der Berjicherungsanitaften 
haben von der ihnen zujtehenden Strafbefugniß durchweg einen maßvollen Ge: 
brauch gemadht. 

Beimmungen über die von den Verficherungsanftalten einzureichenden 
Ueberlichten über ihre Gefhäfts- und Lechnungsergebniffe. Gemäß $ 130 des 
Invaliditäts- und Altersperiicherungsgejeges find die Verficherungsanjtalten ver: 
pflichtet, dem Reichs-Verſicherungsamt nach näherer Anweiſung Ddesielben und in 
den von ihm vorzujchreibenden Friſten Ueberſichten über ihre Gejchäfts: und 
Nechnungsergebnilje einzureichen. Das Reichs-Verſicherungsamt bat die Formulare 
für dieſe Weberjichten aufgejtellt und deren Ausfüllung durch Erläuterungen näher 
geregelt. Dieje Formulare, welche ſich bei Einreichung der eritmaligen Ueber— 
fihten für das Jahr 1891 durchweg bewährt haben, jind auch von den nad) 
SS 5 bie T a. a. DO. zugelafienen bejonderen Kafjeneinrichtungen für Die Auf— 
jtellung ihrer Nechnungsergebnilfe angenommen worden. 

Auf Grund der Vorlagen der Verficherungsanftalten wurde in etwas ab— 
gefürzter Zorn eine Geſammtnachweiſung über deren Gejchäfts: und Rechnungs— 
ergebnifje aufgeitellt. (Druckſachen des Neichstags II. Seſſion 1892/93 Nr. 76.) 
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Beſtimmungen über den von den Verſicherungsanſtalten an die Zentral- 
Poftbehörden abyuführenden Betriebsfonds. Nachdem die Zentral-Poſtbehörden 
von dem ihnen durch $ 92 Abjag 3 des Invalidität und Altersverſicherungs— 
aeiebes gegebenen Necht, nad) Ablauf eines Jahres nad) dem- Inkrafttreten des 
Geſetzes von den Berlicherungsanitalten einen Betriebsfonds einzuziehen, Gebraud 
gemacht haben, hat das Reichs-Verſicherungsamt die Bemeſſung dieſes Betriebs: 
fonds und das Verfahren bei Abführung desjelben nad) Benehmen mit den 
Bentral:Bojtbehörden näher geregelt. 

Belimmungen über den Umtaufch oder die Baareinlöfung von gekauften, 
demnächſt aber nicht verwendbaren Berficherungsmarken. Um den im Streiien 
der Arbeitgeber mehrfach laut gewordenen Wünjchen zu entjprechen, und um 
andererjeit3 dem Handel mit VBerficherungsmarfen im Publikum möglichit entgegen: 
zutreten, hat das Reichs-Verſicherungsamt im Einvernehmen mit den Zentral 
Poſtbehörden den Umtanſch und die Baareinlöjung von gefauften, demnächit aber 
nicht verwendbaren Verfiherungsmarfen unter gewijien Vorausjegungen zugelaſſen. 
Ueber das hierbei zu beobadhtende Verfahren find nähere Bejtimmungen ger 
troffen worden. 

Die von den Verliherungsanftalten zu führende Statifik. Auf der im 
Juni 1892 mit den Borjtänden der VBerficherungsanjtalten abgehaltenen Konferenz 
wurden über die von den Verfiherungsanitalten zu führende Statijtif Beſchlüſſe 
gefaßt, die dem Reichs-Verſicherungsamt zur Örundlage feiner Stellungnahme dienten. 

Verwendung eines Theile des Dermögens der Berficherungsanftalten zum 
Bau von Arbeiterwohnungen. Auf derjelben Konferenz wurde- auf diesjeitige 
Anregung aud) die Frage erörtert, inwieweit und im welcher Weije ein Theil des 
Vermögens der Berfijerungeanitulien zur Herjtellung von Arbeiterwohnungen 
nubbar zu machen jein möchte. Den Beltrebungen der Verjicherungsanitalten’ 
die Einnahmen innerhalb der Grenzen des 8 129 Abſatz 2 des Invaliditäts— 
nd Altersverficherungsgejeßes zu Gunſten ber mit der Errichtung don Arbeiter: 
wohnhäufern befaßten Gemeinden, Genojjenjchaften ꝛc. zu verwenden, hat das 
Neihsverjicherungsanıt jeine Unterſtühung zugeſagt. 

Kechtſprechende Thätigkeit des Keichs-Verſicherungsamts als Revifionsgeridhts. 

J. Die Zahl der im Jahre 1892 anhängig gewordenen Reviſionen beträgt in: 


Invalidenrentenſacheeen. 815 
Altersrentenſachenn. 2276 
zuſammen. 3571 

Unerledigt übernommen ſind aus dem Jahre 1891 (Alters: 
keneſccccccce 944 
mithin waren zu bearbeiten. . . 4515 


Nevijionen wurden eingelegt: 
Invaliden · Allerẽ⸗ 
rentenſachen rentenſachen 


a) von den Verſicherten in.. 3399 1631 
b) von den — und Kaſſen— 

einrichtungen in. .. ia 5, 982 

c) don den Staatstommiffaren Bit a a a ES 143 

zufammen wie oben. . „ 815 2 756 





Eeite . . . 4515 


II. 
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Uebertrag . . . 4515 
er * Invaliden⸗ Alters⸗ 
Bon den Verſicherten und Verſicherungs- kentenſachen rentenſachen 


anſtalten ꝛc. zugleich it in . . 4 4 = 3 
von den Verſicherten und Stoatstommiflren 
zugleich in . . — 3 — 3 
von den Verficherungsanſtalten ꝛc. und Staats- 
fommifjaren zugleih in . 2 2 202. 45 57 == 102 
zufammen in. . . 49 64 = 118 
F — m — 
Sachen Reviſion eingelegt worden. 
Von den Nevifionsfachen wurden erledigt: Sasha 


u ventiniadyen tenteniachen 
a) durch Urtheil nad) mündlicher Verhandlung 261 2277 = 2538 
und zwar: 


1. Burücgewiejen wurden Revifionen: 
Inval iden · Alters · 
renten achen rentenſachen 


@) der Verſicherte . . 78 734 = 812 
PB) der Berfiherungs = An= 
jtalten und Kaſſenein— 


rihtungn . 2. 20.35 447 = 472 
y) der Staatsfommifjare. 8 60 = 58 
zufammen . . 111 12331 =... 1342 


2. Stattgegeben wurde den Reviſionen 


a) der Berjicherten 
Invaliden⸗ Altes 
rentenſachen  rentenjaden 


xx) durch Zurück— 

verweiſung an 

das Schieds— 

geriht in. 19 222 — 241 Fällen 
PB) durd) Zuerfen= 

nung d. Rente 

in. 2... 4 84 88 Füllen 


zufammen . 23 306 = . 329 
B) der Verficherungs= Anstalten und Raffenein- 
richtungen 


Invalidens Alterd« 
rentenſachen rentenſachen 


xx) durch Zurück— 
verweiſung an 
das Schieds— 
gericht in. 30 259 = 289 Füllen 
PB) durch Zurück⸗ 
vermweijung an 
den Borjtand 
in 1 — = 1 Falle 
durch Abweis- 
ung d. Renten— 
anſpruchs in 65 358 — 423 Fällen 
zufammen „ 96 617= .. . 713 
Eeite. .„ . 1042 


— 


124 
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Er Uebertrag . .» . 1042 
y) der Staatskommiſſare 
Invaliden · Alterd: 
rentenſachen ventenfachen 


xx) durch Zurück⸗ 

verweijung an 

das Schieds— 

geriht in. 16 Al= 57 Fällen 
BB) durch Abweis: 

ung d. Renten: 


Anipruds in 15 82 = 97 Fällen 
zufanmen . 31 1233 = 154 


insgefammt . .. 1196 
find... 2538 

b) durch Urtheil ohne mündliche Verhandlung wurden Revifionen 

zurücgewiejen 40 Invalidenrentenſachen, 442 Alterörentenjachen, 


SHINE. SE 9 Bo 442 
ns Anvalidens Alterd: 
und zwar rentenſachen reutenſachen 
x) wegen verſpäteter Einlegung 32 305 = 337 


B) alsoffenbarunbegründet (S81 
Abſatz 2 des Anvaliditäts= und 


Altersverlicherungsgejebes, 8 137 z— 145 
zuſammen . . . 40 442, ſind wieder 482 


e) auf andere Art (Zurücknahme, Vergleich u. ſ. mw.) 
50 Invaliden-, 207 Altersrentenjachen, zujammen 257 
erledigt jind zufanmen x... 3277 
Mithin bleiben unerledigt . 1238 
— — 


III. Den durch Urtheil nach mündlicher Verhandlung erledigten Sachen lagen 
folgende Streitfragen zu Grunde: 
A. Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts kam 


in Frage, und zwar handelte es ſich darum: 
Invaliden Alter, 
a) ob der Nentenbewerber zu den „Ver— eentenfachen ventenjachen 


jiherten“ gehört . . . ..m 2 mn 8283 
b) ob die jonjtigen rechtlichen Voraus- 
jeßungen für einen Nentenanjpruch 


gegeben jind . „158 „ 294 
c) nach welchen rechtlichen Sefichtspunften 
das Maß der Nente zu berechnen it „ — 45 
d) um jonitige Nechtsfragen . . cm 1-3 65 
zujammen . . .in 161 in 1230 = 15391. 


— —— 
B. Die thatſächlichen Feſtſtellungen des Schieds— 
gerichts waren zu prüfen: 
a) dieſelben waren aufrecht zu erhalten, 
und daher die Reviſion zu verwerfen in 66 in 675 
b) dieſelben waren wegen eines Ver— 
ſtoßes wider den klaren Inhalt der 


Alten aufzuhebe. 2 nn 25 „ 284 
zufammen . . .in 91 in 959 = 1050 
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Invaliden: Alterds 
rentenfahen rentenſachen 


C. E3 war zu prüfen, ob wejentliche ande, 


des Berfahrens vorlagen . . . in 9 in 88 — 97 
zufammen . . „im 261 in 2277 
insgefammt wie oben zu Ila . . 2538. 


IV. Un 212 Situngstagen haben mündliche Verhandlungen in 2611 Saden 
jtattgefunden, und zwar: 
vor der erweiterten Spruchfammer (Ziffer 5 der Raiferlichen Verordnung 


vom 20. Dezember 1890) an. . . 37 Tagen in 387 Fällen, 
vor der engeren Spruchfammer (Siffer 4 
0 DO ai > * „2224 e 
zujammen an . . . 212 Tagen in 2611 Fällen. 


Eine Vertretung der Verjicherten durch Nechtsanwälte fam in 10 
Fällen vor; Staatskommiſſare waren in 117 Fällen zur mündlichen Ver: 
handlung erjchienen. 


V. Um die von den Spruchfammern angenommene Auslegung folder gejas- 
lichen Beitimmungen, welche von erheblicher grundjäßlicher Bedeutung jind, 
maßgebend feitzuitellen, wird ein Präjudizienbuch geführt, welches zur Zeit 
381 Eintragungen enthält. Dasjelbe bietet zugleich) das erforderliche 
Material zur Enticheidung der Frage, ob über die einzelnen Nevifionen 
vor der engeren oder der erweiterten Spruchfammer (Ziffer 4 und 5 der 
KRaiferlichen Verordnung von 20, Dezember 1890) zu verhandeln iſt. 

Rechtſprechung der Schiedsgerichte. a) Statikifches. Im Jahre 1892 be— 
ftanden im Neich 632 auf Grund des Invaliditäts- und Altersverficherungsgejehes 
errichtete Schiedsgerichte; von dieſen entfielen 612 auf die 31 Verſicherungs— 
anftalten, 20 auf die nah SS 5 ff. a. a. D. zugelaffenen 9 bejonderen Kaſſen— 
einrichtungen. 

Während im ganzen Neich im Berichtsjahre insgeſammt 50962 Anjprüche 
auf Altersrente erhoben worden jind, von denen — einichließlich der aus dem 
Vorjahre unerledigt übernommenen 7 102 Alterörentenanjprüche — 37554 von 
den Verfiherungsanitalten ꝛc. anerkannt, 14791 zurüdgewielen, 1527 ander- 
weitig erledigt und 4192 umerledigt auf das Jahr 1893 übernommen wurden, 
und während ferner im Ganzen 36696 Anſprüche auf Invalidenrente geltend 
gemacht worden jind, von denen 17100 von den Berficherungsanitalten aner— 
fannt, 13534 zuvücgewiejen, 1885 anderweitig erledigt und 4177 unerledigt 
auf das Jahr 1893 übernommen wurden, jind bei den Schiedsgerichten 19 441 
Berufungen anhängig geworden, und zwar: 


in Snvalidenrentenfahen - > 2 2 2 2 ne 2.0.0. 8112 

in Ultersrentenfjahen . . . 1305 
wegen Erſtattung von Beiträgen gemäß; Sg 30 und 31 des 

Snvaliditäts und Altersverjicherungsgeietes . » 24 

19441 

Davon jind erhoben: 

a) von den Berficherten oder deren ——— ....19051 
b) von dem Staatsfommijjar . . —— 384 
ce) von beiden zu a und b bezeichneten Seiten Eee 3 6 
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Von der Gejfammtzahl der im Berichtsjahre anhängig gewordenen und der 
aus dem VBorjahre unerledigt übernommenen (4494) Berufungen jind erledigt: 


a) durch vechtskräftigen Ablehnungsbeicheid des Vorjigenden . . . 1734 
b) durch Vergleich oder Zurüdnahme dev Berufung . » 2 20.20 ...2369 
ce) durch Entjcheidung des Schiedsgeriht® . » > 2 2 414613 
aa) Zurückweiſung aus formellen Gründen 
xx) wegen Verſäumung der Berufungsfrit . . . 490 
BB) wegen Unzuftändigfeit des Schiedsgerihts . . 24 
bb) Bejtätigung des angefochtenen Beiheides . . . . 9434 
ce) völlige oder theilweije Abänderung des angefochtenen 
Beſcheidessss. 46665 
d) auf andere Weiſiſiſiſiie.277 
zuſammen... 414395893 


Unerledigt blieben 4342 Sachen. 

Die Zahl der Sitzungstage betrug 3644. 

In 8808 Sachen haben Beweisaufnahmen ſtattgefunden. 

In 121 Sachen iſt ohne mündliche Verhandlung und in 1811 Sachen ohne 
vorgängigen Schriftwechſel entſchieden worden. 

Gemäß 8 74 Abſatz 6 des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes 
find Koſten des gerichtlihen Verfahrens einer Partei auferlegt worden in 
197 Fällen. 

b) Erfahrungen. Die im abgelaufenen Geſchäftsjahre in Folge der hinzus 
getverenen zahlreichen Berufungen in Invalidenrentenſachen erhöht in Anjprud 
genommene Thätigkeit dev Schiedsgerichtsporfigenden verdient wiederum volle Anz 
erfennung; doch war vereinzelt ungerechtfertigten Verzögerungen in der Erledigung 
der Berufungen jeitens des Reichs-Verſicherungsamts entgegenzutreten. Die ſchätzens— 
werthe Mitwirkung der Schiedsgerichtsbeiiiger bei der Nechtiprehung wird aud in 
den diesjährigen Gejchäftsberichten der Vorfipenden wiederholt hervorgehoben. 

Bezüglich der Auslegung des Geſetzes und der Kaiſerlichen Berordnung vom 
1. Dezember 1890 bemerken die Gejchäftsberichte, dab die Urtheilsfindung und 
die Sejtaltung des Verfahrens geringere Schwierigfeiten geboten habe, nachdem 
durch die veröffentlichten Neviiionsenticheidungen des Reichs-Verſicherungsamts, 
jowie durch generelle, das jchiedsgerichtlihe Verfahren betreffende Rundſchreiben 
desielben zahlveiche Zweifel befeitigt worden jind. Dagegen wird erneut über 
die häufig beobachtete Unzuverläfiigkeit der Arbeitsbejceinigungen, jowie der Aus— 
funftsertheilungen der emeindebehörden geklagt und auf die hierdurd verur— 
jahten umfangreichen umd zeitraubenden Beweisaufnahmen hingewieſen. 

KRechnungsbüreau des Heichs-Verfiherungsamts. a) Bentenvertheilungen. 
Zu den aus dem Vorjahre übernommenen 24 860 Anträgen auf Nentenvertheilung 
traten im Berichtsjahre 11832 Anvalidenrenten und 51551 Altersrenten hinzu, 
jo daß insgefammt 88243 Nenten zur Bearbeitung vorlagen. Hiervon wurden 
82240 vertheilt, während 6003 unerledigt auf das Jahr 1893 übernommen 
wurden. In 992 Fällen, von welchen ſich bis zum Jahresihluß 800 erledigten, 
wurde von dem Nechte des Vorbehalt3 ($ 160 a. a. DO.) Gebrauch gemadt. In 
mehr als 3000 Fällen mußten Vorverhandlungen mit den Verfiherungsanitalten x. 
gepflogen werden, ehe die Vertheilung dev Nenten erfolgen fonnte. 

b) Verrechnung der Rentenzahlungen, fowie der Einnahme des Reichs aus 
dem Verkauf von Boppelmarken. Im Berichtsjahre war zum erjten Male die 
nah $ 92 des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes vom Rechnungs 
büreau vorzunehmende Prüfung und Abrechnung der von der Poſt und einzelnen 
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Kafieneinrichtungen vorſchußweiſe für Rechnung des Reichs und der Verfiherungss 
anjtalten ꝛc. geleiteten Nentenzahlungen (mehr als 1 Million Einzelzahlungen) 
zu bewirken. In rund 4000 Fällen waren hierbei Erinnerungen zu ziehen und 
Aufklärungen herbeizuführen. Im Anjchluß hieran erfolgte die Verrechnung der 
Vorſchüſſe, welche bei der Jahresabrechnung in etwa 6000 Fällen den feſtſetzen— 
den Verfiherungsanjtalten allein in Rechnung zu ſtellen waren und erjt nad) der 
endgültigen Vertheilung erledigt werden fonnten,. Die Vorbereitungsarbeiten für 
die nächſtjährige Abrechnung nahmen bei der jtetig wachtenden Zahl der Renten— 
empfänger und der die Nentenzahlungen beeinflufjenden Ereignijje beträchtlich an 
Umfang zu; zur Erleichterung des Verfahrens wurden Tabellen aufgejtellt und 
den Berjicherungsanitalten überjfandt. 

Die Abrehuung der Einnahmen des Reichs aus dem Verfaufe von Doppel— 

marfen im Etatsjahre 1891/92 wurde bewirkt. 

d) Mathematifchfatiifche Arbeiten. An mathematijchsjtatiftiichen Arbeiten 

hat das Nechnungsbüreau im Laufe des Berichtsjahres u. A, angefertigt: 

1. Vorſchläge für die bei Durchführung des Gejebes vorkommenden vers 
jiherungstechniichen Arbeiten; 

2, Starijtif der Altersrentenempfänger des Jahres 1891; 

3. Denkjchrift, betreffend Unterjuchungen über die Zulänglichkeit der Beiträge, 
welche nad den Invaliditäts- und Altersverficherungsgejeß den einzelnen 
Berficherungsanftalten zugefloſſen find; 

4. technifches Gutachten über die den Verficherungsanjtalten Wejtfalen und 
Nheinprovinz erwachjende Belaftung in Folge der Errichtung des „Allge— 
meinen Nnappfchaftsvereins zu Bochum“ als jelbitändige Nafjeneinrichtung ; 

5. überichlägliche Ermittelung des von den einzelnen Berjicherungsanitalten 
im Nahre 1893 an die Central-Poſtbehörden gemäß 8 92 Abſatz 3 a. 
a. D. abzuführenden Betriebsfonds: 

6. technisches Gutachten zur Nevijion des Kapitaldeckungstarifs für die Tief- 
bau-Berufsgenoſſenſchaft. 

e) Statiſtiſches. Vom 1. Januar 1891 bis zum Ablauf des Berichtsjahres 

wurden an Renten überhaupt anerkannt: 















. | Inpaliden: Alters⸗ Dur 
bei den renten renten Zufammen 
31 Verſicherungsanſtalten en | 16 556 172 992 189 548 
9 Kafleneinrihtungen . . . . .. 2882 72 








Zuſammen 2... \ 17946 175874 193 820 


I 
Jr Berichtsjahre bezogen 187800 Perſonen 
22,, Millionen Mark 
Rente, jo daß auf den Kopf 
119,.. Mart 
gezahlt wurden. 
Die von den Berjiherungsanitalten jeit dem 1. Januar 1891 feitgejegten 
Renten repräfentiren iüberjchläglich ein Dedungsfapital von 
rund 83 Millionen Mark 
und mit Einjchluß der au den Nejervefonds (5 21 a. a. DO.) abzuführenden Be- 
träge ein Kapital von 
rund 99,, Millionen Mark. 
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Dem jteht nad) Abzug der gefammten Verwaltungsfojten eine Einnahme aus 
Beiträgen gegenüber 
im Jahre 1891 von rund . . 85,, Millionen Marf, 
RS „. 1892 „ FEUER. :' 9 . u. 33 
Zufammen . . . 169, Millionen Marf. 
E3 verbleibt demgemäß ohne Berüdfichtigung von Zinjen nad) Abzug aller 
Verpflichtungen aus den Jahren 1891 und 1892 ein Ueberſchuß aus Beiträgen von 
rund 69,, Millionen Marf. 


C. Allgemeine Geſchäftsüberſicht. 


Die Zahl der abgehaltenen Plenarjigungen beträgt 14. 

In der Eentral-Abtheilung wurden 4080 Eingänge erledigt. 

In der Unfallverjicherungs - Abtheilung wurden 64 881 journalifirte Ein 
gänge, darunter 32 350 in Sachen der Rekurſe gegen die Entjcheidungen der 
Schiedsgerichte, bearbeitet. 

Bei der Abtheilung für Invaliditäts- und Altersverjiherung betrug die Zahl 
der gleichen Eingänge insgefammt 31669, wovon auf Reviſionsſachen 25 137 
entfielen. Dazu fommen die Eingänge bei dem Rechnungsbüreau, deren Zahl ſich 
insgefammt auf vuud 200 000, darunter 105449 journalifirte, belief. 

In den „Amtlichen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts“ gelangten aus 
den Gebiet der Unfallverficherung 127 Nekursentjcheidungen und Verwaltungs: 
bejcheide, aus dem Gebiet der Invaliditäts- und Alterverficherung 116 Reviſions— 
entjcheidungen und Verwaltungsbejceide zur Veröffentlichung. 


Schluß: Zufammenjtellung. 








J Ein nn 
Es blieben Davon 
Reſt * — Summe — — — 
Jahre 1891 Jahre 1892 erledigt unerledigt 
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A. Unfallverſicherung. 
I. Summe aller Bejchiwerden ꝛc. 
unter 1,2,3, 44uf S. 16018 1912 7381 
II. Dazu Rekurſe gegen die 
Entſcheidungen der Schieds-— 
gerichte (S. 2 und 3). 
Zunme A 
B änvaliditäts- und 
Altersperlicherung. 
I. Beichwerden ꝛc. 
I. Revifionen 
Zumme B 
Summe aller Beichwerden, Re— 
furfe und Reviiimen . .' 4225 






1234 | 4240 
3146 [11621 









15912 | 5335 
Dazu die Arbeiten des Nechnungsbüreaus, vergleihe ©. 441, 442. 


') Der Minderbetrag gegen das Vorjahr findet anſcheinend jeine Erklärung in dem amt 
l. Januar 1892 erfolgten Inslebentreten des Allgemeinen Knappicaftsvereins zu Bochum, 
in Folge deijen gegen 130 000 verfiherungspflichtige Perionen aus den Bezirken der Ber 
ſicherungsanſtalten Rheinprovinz und Weitialen ausgeſchieden find. 


17022 = 247 





Die ſoziale 
nnd ökonomiſche Bewegung Deutſchlands 
in franzöſiſcher Beleuchtung. 


Von K. Wieſinger, kaiſerl. Regierungsrath, 
Mitglied des kaiſerlichen ſtatiſtiſchen Amtes. 





8 1. Im,Economisteé francais“ findet ſich von Zeit zu Zeit und 
auch in Nr. 36 des Jahres 1892 ein Aufſatz von dem franzöſiſchen Akademiker 
„Maurice Blod“') über die ökonomische und soziale Bewegung in 
Deutschland, welcher wegen der zutreffenden Darjtellung „des auswärtigen 
Handels des Deutschen Zollgebiets im Jahre 1891 und die deutsche 
Auswanderung seit einer Reihe von Jahren“ auch nachträglich noch be- 
jondere Beachtung verdient. 

Die franzöfischen Nationalöfonomen und Statijtifer beichäftigen fich in 
neuerer Zeit vielfach um die deutjchen Handels-Erfolge und die Nejultate 
unjerer Erportinduitrie. Es kann in dieſer Beziehung noch auf einen anderen 
Artikel des „Eeonomiste francais‘ hingewiejen werden, welcher unter 
der Ueberjchrift: Un danger pour le.commerce exterieur de la France: 
la coneurrence allemande, in Nr. 23 des vorigen Jahres veröffentlicht wurde. 
Hier frägt Mr. Ga. Michel: „Ist die Kritik, mit welcher man unseren 
Ausfuhrhandel belegt, gerechtfertigt? Ist es wahr, dass unsere Kauf- 
leute und Industriellen unfähiger sind als die fremden und dass sie 
es nicht verständen, zu rechter Zeit ihre Persönlichkeit und ihre 
Kapitalien zu riskiren? Ist es wahr, dass der französische Aussen- 
handel nicht diejenige Stelle in der Welt einnimmt, die er vermöge 
Eigenthümlichkeiten unserer Rasse und der besseren Qualität unserer 
Waaren einnehmen sollte? 

Zugegeben, dass unser Handel in Folge seiner speziellen Vorzüge 
oft grosse Erfolge erzielte, so müssen wir nichtsdestoweniger aner- 
kennen, dass er in den letzten Jahren durch ausländische Concurrenz 
und namentlich durch Deutschland sehr beeinträchtigt wurde. 

Da ist beispielsweise ein Bericht unseres Geschäftsträgers in Porte 
au Prince, der eine Abnahme unseres Handels auf Haiti in der 
empfindlichsten Weise constatirt, wie nachstehende Uebersicht er- 
sehen lässt: 

Eingeführt wurden nach Haiti Waaren in 1000 Piaster aus: 


Frankreich: 1870: für 3086; 1851: 1860; 1890: 1050 (1000) Piaster, 
Vereinigte Staaten v. Amerika: $„, „2607 „ 4812 „6154 m . 
Grossbritannien: & „ 862 - 785 R 714 = 4 
Deutschland: 109 J 490 660 


* " ” 


" Maurice Blod iſt aucd der Verfaſſer der Schrift: Tas volitiiche und ſoziale Europa, 
Paris librairie Hachette & Cie. Il. Aufl. 


Annalen det Deutichen Reit, 1803, 41 
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Hieraus ergibt sich, wie sehr wir die deutsche Concurrenz fürchten 
müssen, da Haiti fast als französisches Land betrachtet werden kann. 

(Gehen wir zu Brasilien über, so constatiren wir auch hier die: 
selbe Erscheinung, auch hier ist deutscher Handel vor-, der unserige 
zurückgegangen. Wenn wir dem französischen Consul in Hamburg 
Glauben schenken, so hatten die Deutschen vor 15 Jahren noch gar 
keine Verbindung mit der grossen südamerikanischen Republik, heute 
verkehren von Hamburg aus nach Brasilien 6 reguläre Dampferlinien 

Will man noch ein anderes Beispiel? Wir finden es in Uruguay. 
Auch hier eonstatirt unser Vertreter in Montevideo den mächtigen 
Fortschritt des deutschen Handels, der Grosshandel liegt in deutschen 
Händen. Auch in Indien, Kleinasien u. s. w ist der deutsche 
Handel ebenmässig gewachsen. Ueber den Handel mit Indien sagt 
der französische Consul, dass derselbe besser organisirt werden müsse, 
um der deutschen und englischen Concurrenz zu begegnen, was 
nicht so schwer sei, da unsere Häfen näher bei Indien liegen und wir 
von Alters her vortheilhafte (eschäftsverbindungen mit Indien hätten.“ 
(Val. auch Gentralblatt für die Tertil-Induftrie, Berlin 1892 Nr. 32.) That: 
ſache iſt, daß in Folge günjtiger Handelsverträge am Ausgange des Mittel: 
alters die franzöfiiche Flagge den ganzen europäiſch-türkiſchen Handel und den 
Verkehr mit der Levante monopoliſirt hatte. Der Handelsverfehr Frankreich! 
mit der Levante betrug noch vor 100 Fahren 42°/, des Gelammtbandels, 
während Deutichland erſt jeit anfangs der 60er Jahre in Mitwettbeiwerb em: 
trat. Heutzutage nimmt England die erjte Stelle mit ca. 100 Meillionen ME, 
Frankreich die zweite Stelle mit 25 Millionen ME, Defterreich-Ungarn die 
dritte Stelle mit 2O Millionen ME und Deutichland die vierte Stelle mit 15 
Millionen ME. ein. 

Um nun auf die Ausführungen des Mr. Bloc zurüdzutommen, jo ichreibt 
derfelbe: „Im deutschen Specialhandel') für das Jahr 1891 hat sich der 
Einfuhr-Werth auf 4403 Millionen Mk. gehoben, eine Ziffer, die in den 
6 vorhergehenden Jahren nicht erreicht worden ist, während die Aus 
fuhr etwa 3339 Millionen Mk. bewerthet, also niedriger ist, wie im 
Jahre 1890, wo sie 3409 Millionen Mk. betragen hat.“ 

Ueber den Rückgang unferer Ausfuhr:Wertbe, eine IThatjache, die wir mit 
jajt allen Eulturvölfern tbeilen, gibt Mer. Block keine weitere Erklärung, ob- 
wohl er jpäter fein Bedauern ausdrüdt, daß die Statiftit nur Thatſachen, 
aber feine Erklärungen für diefe Thatjachen bringt. 

Wir künnen bier gleich vorweg bemerken, daß — allerdings nach den 
noch für das Jahr 1391 feitgeftellten Einbeitswertben — die vorläufige Bes 
rechnung der Waaren-Einfuhr incl. Edelmetall:Berkehr des deutjchen Spezial: 
bandels pro 1892 4463,1 Millionen Mk., alſo noch um 59,7 Millionen ME. 
mebr als im Vorjahre 1891 und die Waarenausfuhr incl Edelmetallverfebr 
3328,0 Millionen ME. oder um 11,7 Millionen ME. weniger beträgt.’ 


! Inter Spezialbandel veritebt man bei der Einfuhr: den Import in den freien Ver 
febr d. b. zum Conſum oder Gebrauch reſp. Verbrauch des Zollgebiets und zwar unmittelbar 
direft vom Auslande oder auch von Zoll Miederlagen und Zollkonten; bei der Ausfubr: 
den Export aus dem freien Verfebre des deutſchen Zollgebiets einschließlich der wegen Steuer: 
Nüdvergütung unter Steuer-Gontrole ausgeführten Waaren, die einer inneren Verbrauchs 
ſteuer unterlegen batten, wie Branntwein, Iabaf, Juder, Salz, Bier. 

” Nach der definitiven Wertbermittelung beträgt die Einfuhr incl. Edelmetalle pro 
15892 4227 Mill. ME. und Die Ausfuhr 3150 Dill. Mk. 
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Ueber die jogenannte aktive und paffive Handelsbilanz und deren günſtige 
oder ungünstige Wirkung auf die Volf3:Wirthichaft und den Volfsreichthum 
berrichten noch bis in die neuejte Zeit ganz verworrene Anjchauungen. Während 
der Epoche der merkantilijtiichen Bolfswirthichaftspolitif, die auf Feithaltung 
des baaren Geldes im Inlande ihr Augenmerk richtete und die bei dem fort: 
währenden Weberwiegen der Waareneinfuhr über die Waaren-Ausfuhr einen 
allmählich fich erichöpfenden Abfluß des inländischen Geldes und des Volks— 
reichthbumg, eine Berblutung und Berarmung der Nation befürchtete, juchte man 
thunfichjt eine jogenannte günftige Handelsbilanz, d. h. einen Ueberſchuß der 
Ausfuhr über die Waaren-Einfuhr zu erzielen, denn nur dadurch komme Geld 
und Neichthum ins Land. 

Die Einleitung zu Band 60 N. F., der vom Kaiſerl. Stat.-Amte in 
Berlin herausgegebene Neichsitatiftif pro 1891 bemerkt, wegen der ſeit 1884 
bezw. 1888 für Deutichland beitehenden, pajjiven Handelsbilanz, daß ſowohl 
bei der Einfuhr als der Ausfuhr Hinsichtlich der Mengen eine größere 
Steigerung von Jahr zu Jahr ſich ergibt als nach den Werthen. Es zeigt 
ſich ferner, daß die Einfuhr rascher fteigt ala die Ausfuhr. Im Allgemeinen 
it daraus der Schluß zu ziehen, daß die Giterproduftion insgefammt eine 
jtetige Tendenz zum Steigen aufweijt, neben welcher ein Fallen der Waaren— 
preije einhergeht. Man wird jedoch hierin nur einen natürlichen Entwickelungs— 
Gang erfennen dürfen, welcher im Einflange mit dem Anwachſen der Bevölferungs: 
ziffer und der jtetig fortichreitenden und fich ausdehnenden Induſtrie ſteht. 

Auch der im Handmwörterbuch der Staatswifjenichaften') von Dr. 9. von 
Sceel veröffentlichte Artikel: „Handels-Bilanz“ erläutert, daß es bei der 
Betrachtung des Waarenverfehrs mit dem Auslande mehr auf die Zuſammen— 
ſetzung der Einfuhr eimerjeits, der Ausfuhr andererjeitS und auf die Bewegung 
der Wertbziffern jeder von beiden fir ſich ankomme al® auf die Bilanz felbjt. 
Immerhin aber wäre es richtig, daß einem großen Eingange an Waarenwerthen 
ein ebenjogeeigenjchafteter Ausgang entiprechen müſſe, weil ein dauerndes Miß— 
verhältniß entweder — bei umerhältnigmäßigem Ueberwiegen der Waaren: 
Einfuhr — von volfswirtbichaftlicher Unproduftivitäit — wie bei der alten 
römischen Volkswirthſchaft — berrühren oder — bei zu großem Ausfuhr: 
Ueberihuß — auf übermäßige Berichuldung dem Auslande gegenüber bin- 
weilen würde Es ijt ja befannt, daß gerade Yänder mit großem Volfsreich- 
thum wie England und Frankreich jchon jeit Jahren eine Unterbilanz baben 
und recht gut vertragen können, wenn und weil jie ausgedehnten Handel treiben 
und bedeutende Kapitalien im Auslande arbeiten laſſen oder an fremde Staaten, 
GCommmen u j. w. ausgeborgt haben und den ihnen daraus zufommenden 
Gewinn in Waaren, jeien es VBerbrauchsgegenitände oder zur Produktion be: 
itimmende Nobjtoffe hereinzieben. Es muß aljo bei dem internationalen Güter: 
Austausch nicht blos der Wert) der Waaren, jondern auch die Leiltung der 
Handelsvermittelung, der Bapital3-Gewährung und der Transportunternehmung 
mit im Betracht gezogen werden. 

Der Handel Englands (United Kingdom) eritellte fich beiſpielsweiſe im 
Sabre 1890 in der Einfuhr auf 8582 Millionen Mk., 1891 8883 Millionen 
ME. und 1892 auf 8648 Millionen ME; in der Gefammt-Ausfuhr 1890 auf: 
66596, 1891 6306 und 1892 5935 Millionen ME., es hatte alfo das englifche 


! Handwörterbuch der Staatswillenichaften, herausgegeben von Dr. Gonrad ıc., Wer 
lag: Guſtav Fiſcher, ‚Nena. 
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Volk und zwar nicht blos jeit 3 Jahren, fondern feit einer Reihe von Jahren 
alljährlich eine Unterbilanz von 20003000 Millionen ME. Frankreich hatte 
in den 3 Jahren 1890,92 eine Einfuhr von 3550, 3814 und 3530 Mill. Mt. 
und eine Ausfuhr von 3003, 2856 und 2850 Millionen ME., demnach Unter: 
bilanzen von 500, 900 und 700 Millionen ME., dagegen hatte das Europäiſche 
Rußland nad) dem Statesmans Yearbook 1893 im Jahre ? 1890 eine Einfuhr 
im Werthe von 416 Millionen PBapier-Rubel à 2,40 Mt. = 1000 Mill. ME. 
und eine Ausfuhr im Werthe von 704 Mill. Bapier-Rubel — 10 Mill. ME. 
und im Jahre 18591 eine Einfuhr im Werthe von 379 Mill. Bapier-Rubel a 2,20 
Me. = 836 Mill. ME. und eine Ausfuhr im Werthe von 721 Millionen Bapier- 
Rubel = 1555 Millionen ME. Die Vereinigten Staaten von Amerika batten 
im Sabre 1891 eine Einfuhr von 3350. Millionen ME. und eine Ausfuhr von 
3490 Millionen ME und im Jahre 1892 von 3310 und 4060 Millionen ME. 
Auch Dejterreich-Ungarn hatte 1891 bei einer Einfuhr im Werthe von 1052 
Millionen ME. eine Ausfuhr im Werthe von 1338 Millionen ME. 

Man jieht aus den angegebenen Beijpielen, daß Agrikulturſtaaten wie 
Rußland, die Vereinigten Staaten von Amerifa, Dejterreih-Ungarn u. ſ. w. 
einen Ueberſchuß der Ausfuhrwerthe haben, während die Induſtrie-Länder in 
der Einfuhr einen überwiegenden Werth aufweilen. Was fpeziell Deutichland 
anbelangt, jo it die jog. Unterbilanz bauptlächlich jeit dem Jahre 1888 in 
den Vordergrumd getreten, alfo mit dem Heitpunfte, da die conjumfräftigen 
Städte Hamburg und Bremen dem Zollverein angejchlojjen wurden und unſere 
Ausfuhr nach Hamburg und Bremen nicht mehr als ſolche figurirte, während 
die Einfuhr nach Hamburg und Bremen der Einfuhr in das Bollgebiet aus 
gerechnet wurde. 


Es ergibt fich dies aus nachitebender Tabelle: 

















i 

Einfuhr: | Ausfuhr: | EinfuhrUeberſchuß: 
1886 . 16,9 Millionen t. | 15,9 Millionen t. — 20 t. 
1887 . .194 R . 19,5 u - | — 0,1 ,1% 
1888 . . 21,9 1 i 20,7 ii 1 +12, lz3 
1889 . . 236,6 iR : 18,3 +83 „IEo 
180 . . 281 . 1694 287G1458 
1891 . . 29,0 ee al +89 „| 
1892 . . 29,5 | 19,9 | +96, 
1886 . ..29 Millarden vi. 3.1 Milliarden at. — 0,2 Milliarden Mit. 
1887. .32 — 3,2 | —— — 
1888 . ..34 Pr u 3.4 — — J 
1889 . . 41 33 4 0,8 Milliarden N 
1890 4,3 34 +09 
1891 4,4 3,3 +11 
1542 ‚42 3,1 + 11 


Man kaun ganz deutlich das Antwachfen * Sinfubr, insbejonders der 
Menge nach, im Jahre 1859 und die Verminderung der Ausfuhr der Menge 
und dem Wertbe nach jeit dem Sabre 1859 erfennen. Die Großbandelsfirma 
Gehe & Eie. in DresdenNeuftadt führt in ihrem Handelsberichte pro 1892 
bei Mittbeilung der Schlußrechnung über den Verkehr des deutichen Reiches 
mit dem Auslande im Jahre 1891 angefichts der eingeführten und ausgeführten 
Edelmetallbeitände Folgendes an: „Ein neuer jchlagender Beweis gegen die 
Theorie der fogenannten „paſſiven“ Handelsbilanz, da troß der bedeutenden 


K. Wiefinger: Die foziale und ökonomische Bewegung in Deutichland. 645 


Mehreinfuhr an Waaren der Vorrat an Edelmetallen nicht nur feine Ver: 
minderung erfuhr, fondern fogar einen erheblichen Zuwachs erhielt. Der 
Edelmetallverfehr belief fih 1889: Einfuhr 97 Mill. ME, Ausfuhr 92 Dil. 
ME., 1890: Einfuhr 127, Ausfuhr 83 Mill. Mk., 1891: Einfuhr 252, Aus— 
fuhr 164 Mill. ME., 1892: Einfuhr 209, Ausfuhr 196 Mill. ME. Jedenfalls, 
jo fährt der Bericht der Herren Gehe & Cie. fort, wird man fich angefichts 
des fortwährenden Wachsthums der Bevölkerung des deutjchen Reiches‘), dem 
feine entiprechende Mehrproduftion an Nahrungsmitteln zur Seite jteht und 
namentlich nachdem die Einverleibung der Hanfaftädte Hamburg und Bremen 
in das Zollgebiet ein Paar jtarfe Confumenten aus auswärtigen Abnehmern 
zu vermehrter Urjache der Zufuhrbedürftigkeit gemacht hat, darauf gefaßt 
machen dürfen, daß der Werth unferer Einfuhr den der Ausfuhr dauernd 
ungefähr um 1 Milliarde ME. überfteigen wird, wie dies in anderen reichen 
Eulturländern längft der Fall ift und zum Theil in noch viel höherem Maße 
als in Deutjchland. Wie wenig die Theorie von der günftigen und ungünjtigen 
Handelsbilang im praktischen Staats: und Völkerleben den Nachweis der 
Nichtigkeit erſehen läßt, beweiſt der volfswirtbichaftliche Zuftand im Nuffiichen 
Reich, das im Jahre 1891 troß Hungersnoth und Mißernte?) einen Ausfuhr: 
Ueberſchuß von 340 Millionen Rubel hatte. Rußland müßte demnach Folofjal 
reich geworden fein bezw. jchon reich fein, denn jeit Ende der 70er Jahre, 
als die hohen Zölle eingeführt worden find, hat Rußland um 2 Milliarden 
Nubel mehr Waaren an das Ausland verkauft als e3 von dort bezogen hat, 
während das arme England und Frankreich jchon ganz ausgejogen jein 
müßten, da erjteres jährlich eine Unterbilanz von über 2000 Millionen Mk. 
hat, wie wir oben ſchon gefehen haben und Frankreich feit 1885 ein Minus von 
faſt 3 Milliarden ME. nachweift. Rußland ſteckt eben noch tief in der mer- 


) 68 kommt bei Veiprechung des deutichen Außenbandels nicht fo ſehr die Bevölkerung 
des Ddeutichen Meiches als des deutichen Zollvereins reip. Zollgebiets in Betracht. Das 
deutiche Zollgebiet hatte einſchließlich des Großherzogthums Luremburg, der öfterr. Gemeinden 
Jungholz und Mittelberg und ausſchließlich der Zollausſchlüſſe und des Freihafengebietes 
Hamburg im Jahre 1890 49,4 Millionen Einwohner. Ta die deutiche Bevölkerung eine 
jährliche Zunahme von durchichnittlich 1,07% hat, ſo dürfte die derzeitige Bevölkerung des 
deutichen Zollgebietes auf 50’: Millionen Seelen anzunehmen fein. 

Die Einfuhr von Getreide betrug in hkg = 100 kg (1 Toppeljentner) von 

1892 1891 1890 
Meizen 12,9 Mill. D.-3. Mill. D.-3. Mill. D.2. 
Roggen 5,5  „ A r 
Gerſte 58 „ H 
Safer 09 „ = 
Mais 72 „ ii ’ u , 
Sa. 32,3 Mill. D.-3. 30,3 Mill. D.}. 30,5 Mill. D.- 3. 
Merth 450 Mill. ME. | Wertb 470 Mitt. ME. | Werth 376 Mill. ME. 

Der Ernteertrag im Deutichen Reich liefert an Weizen durchichnittlich 2,5 Millionen 
Tonnen, an Roggen 5,8 Millionen Tonnen, an Gerite 2,2 Millionen Tonnen und an Hafer 
4,5 Millionen Tonnen, alio zuſammen etwa 15 Millionen Tonnen Getreide, während der 
Bedarf auf 17'fe Millionen Tonnen zu berechnen ift, jo dab etwa '/s ausländiiches Getreide 
zugeführt werden muß. An Roggen und Weizen ift der Verbrauch in Deutichland etwa 
80 Millionen Tonnen, wovon "s—'/s aus dem Ausland bezogen wird. 

?) Die Roggenernte Rublands betrug 1891 nur 90 Millionen Tſchetwert à 210 Liter, 
während eine Durchichnittsernte wie 1890 und 1891: 110—120 Millionen Tichetwert liefert. 
Kartoffeln ergaben 1891 nur 70 Millionen Tſchetwert statt 100-120 Millionen. Die 
Geſammternte Rußlands belief ich 1891 auf nur 278 Millionen Tſchetwerts gegen durch— 
ichnittlich 300 Millionen Tichetwert. 
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kantiliſtiſchen Anſchauung über Volkswirtbichaft und erfchwert durch hohe Pro: 
hibitiv Zölle die Einfuhr, während die Ausfuhr wie 3. B. von Branntwein 
und Zucker künſtlich durch Erport:Prämien in die Höhe geichraubt wird, jo 
dab das Pud (16'/, Kg) Ruſſ. Zuder in London 2 Rubel, in Rußland jelbit 
5 Nubel koſtet. Ber dem ruſſiſchen Erport iſt übrigens auch auf den Rubel: 
kurs Nückjicht zu nehmen, denn wenn die Ruſſiſche Ausfuhr ca. 700 Millionen 
Nubel beträgt, jo erhielt das Land im Jahre 1890, wo der Rubelkurs in 
Folge der Bemühungen des Finanzminister Wyſchniegradsky zur Heritellung 
der VBalutaregulirung zeitwweife bis 260 Mf. — 100 Nubel betrug: ca 1800 
Millionen ME.; im Jahre 1891 aber nach der Mißernte nur mehr 1365 
Millionen ME, da der Nubelfurs bis 195 ME. pro 100 Nubel (Nov. 1891) 
herabgegangen war, weshalb eine jtändige, unveränderlihe Währung zu den 
eriten Erfordernilien für das Gedeihen eines Staates gehört, wie Mr. Cleve— 
land in feiner Antrittsrede hervorhob. Es ergibt fich alfo aus vorjtehender Dar: 
ftellung, daß bei allen Kultur: Fnduftrieländern der Importwerth größer it als 
der Erportwertb, weil auch der Geſammt-Import aller Yänder jich höher be- 
werthet als der Gelammt-Erport, da die Ausfuhr:Waare nad dem Werthe am 
Grenzaustritt, die Einfuhr-Waare aber nach dem Werth beim Grenzeintritt geichägt 
und hieralſo Transportkoften und ſonſtige Spefen hinzugerechnet werden müjlen’), 
fo daß diejelbe Waare beim Grenzeintritt einen höheren Wertb hat als jie beim 
Grenzanstritt hatte. Betrachtet man den Gefammthandel der Welt, nämlich die 
Ein: und Ausfuhrziffern ſämmtlicher Welttheile, jo zeigt fich auch bier das 
Bild, daß der wirtbichaftlich entwideltite Erdtheil, nämlich Europa, anjcheinend 
die ungünftigite Handelsbilanz hat. Europa hat nämlich) ungefähr eine Einfuhr 
von 30 und eine Ausfuhr von 24 Milliarden Mk., während beijpielsweiie 
Amerika eine Einfuhr von 7 und eine Ausfuhr von 8 Milliarden ME. bat. 
Die Sefammteinfuhr beziffert einen Werth von 42 Milliarden ME., die Geſammt— 
Ausfuhr einen folchen von 38 Milliarden ME. 

Wir haben oben jchon bemerkt, daß auch nach der Preisgabe der mer: 
kantiliſtiſchen Anſchauung binfichtlich der Werthichägung einer ſogenaunten 
günftigen oder aktiven Handelsbilang immerbin noch bis heute mit Ausnahme 
der Anhänger der jog. Freihandelstheorie das Bejtreben erhalten blieb, die 

') Die Negeln für die ‚seititellung der Einheits-Werthe bei der deutichen Handelsitatiftit 
beitimmen binfichtlich der Wertbaniegung im Auszug folgendes: Als Cinbeitswertb gilt 
grundiäglich der Preis, den das Ausland für eine vom Inland bezogene Waare an dieles 
entrichtet und den das „Inland für eine aus dem Auslande eingeführte Waare an dieſes 
bezahlt. Es wird behufs Durchführung dieſes Grundſatzes derjenige Werth zu ermitteln 
fein, welchen die Waare beim llebertritt über die Yandesgrenze bat. Tie bei der Waaren— 
Einfuhr zu entrichtenden Zollgefälle und Abfertigumgsipeien werden daher dem Werthe 
der Auslandswaare nicht zugerechnet, ebenfomwenig die ‚srachttoften und ſonſtige Auslagen 
vom Grenzübertritte bis zum Beſtimmungsorte oder der Handelsgemwinn des Importeurs. 
Man kann alio den Werth der ausländischen Importwaaren auch derart ermitteln, dab man 
von den Geitehungstoiten am imländiichen Verfaufsplage die von der Zollgrenze bis dabin 
erwachienen Iransporttoften, Gebühren und Speſen, Zölle und Auflagen abziehbt und auch 
den eventuellen Dandelsgewinn außer Anſatz läßt. 

Bei der Ausfuhr der Waaren it derjenige Preis zu ermitteln, den das Ausland 
für den Artikel an das Inland bezahlt. Hiernach iſt dem Preiſe der Erportwaaren am 
Verlandtorte noch der Betrag der Iransportkojten, Gebühren und Speien bis zur Landes- 
grenze binzuzuvechnen, etwaige Joll- und Stenervergütungen find jedoch davon abzuziehen. 

Bei der Ausfuhr von, nah Verzollung im freien Verkehr befindlichen Waaren z. B. 
Kolonialmaaren. Saffran zc. kann jedoch der bezablte Zoll nicht in Abrechnung gebracht werden, 
da derielbe der Negel nach nicht rüctvergütet wird. Nur bei den gegen Yollrlidver ütung aus» 
geführten Taback und Kakaofabrikaten fommt der Betrag der Nüdvergütung in Abrechnung. 
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Werthe des Waaren-Außenhandels in Bezug auf Einfuhr und Ausfuhr in ein 
entiprechendes Gleichgewicht zu bringen, da ein juccefjiver und fortdauernder Rück— 
gang in der Ausfuhr auch einen Niedergang namentlich der Erportinduftrie ans 
deutet. Mit großer Spannung wurde deshalb die vom Kaiferl. Stat. Amte feit 
1392 vorgenommene vorläufige Werthberechmung des dentichen Waarenverfehrs im 
auswärtigen Handel für das Jahr 1892, das Jahr der Handelöverträge, entgegen- 
genommen und je nach der handelspolitiichen Anſchauung verwerthet. Die Gegner 
der Handelsverträge jagen angefichts der vermehrten Einfuhr und der verminderten 
Ausfuhr: „Sebt, welch ungünftige Handelsbilanz, die Handelsverträge haben gar 
nichts gemüßt.“') Unferer Anficht nach muß man jedoch fragen: Wie hätte jich 
die deutiche Ausfuhr ohne die Handelsverträge in Mitten eines ung von allen 
Seiten umbraufenden Zollfrieges geitaltet? Angeſichts des Vorgehens der 
Eleinen Schweiz gegen frankreich aus Anlaß der Ablehnung des franzöjiich- 
ſchweizeriſchen Handels-Abkommens durch die franzöfiichen Kammer dürfte die 
Antwort auf dieſe Frage wohl nicht anders lauten können, als daß unſer 
Export eine noch größere Einbuße erlitten hätte wie dies ſcheinbar für den 
deutſchen Außenhandel im Jahr 1892 der Fall geweſen iſt und wofür, ſoferne 
ſich nicht bei der Definitiv-Feſtſtellung der Einheitswerthe durch die im Febr. 
und März d. J. bei dem Kaiſerl. Statiſtiſchen Amte in Berlin einberufen 
geweiene Werthſchätzungs-Commiſſion nicht noch ein günſtigeres Bilanz: Refultat 
berechnen Läßt,*) in eriter Linie die Durch Ueberproduftion und mangelnden Abſatz 
eutſtandene und in der ganzen Welt, ſogar in England ſich fühlbar machende 
Handelskriſis und der damit Haud in Hand gehende Preis-Fall verantwortlich 
zu machen iſt. An der Einfuhr hätten wir ohnedies nicht viel erſparen können, 
da wir angelichts Der jchlechten einheimischen Ernte des Jahres 18591 uniern 
Fehlbedarf an Brotfrucht aus dem Auslande beziehen mußten. Bei dem Aus— 
fuhr-Rüdgang iſt namentlich unser Kartoffeliprit, der früher in den Siüdländern 
zum Berjchneiden der Weine jehr beliebt war, in Folge anderweitiger Getränfe 
jteuer-Gejeggebung und Zollerhöhung in Spanien, ſowie durch die ſich auf Export— 
prämien jtügende ruſſiſche Konkurrenz und unſer Nobzuder, für den der ameri- 
fanische Markt in Folge des Zuckertruſts zum Theil verloren gegangen it, 
hervorragend betheifigt. Unjere ganze Minus-Ausfuhr des Jahres 1892 bafirt 
ſonach in der Hauptiache auf den Nüdgang unſerer Zuder: und Spiritugs 
Ausfuhr. Die amerikaniſche Zuckerſperre iſt bereits überwunden, wie die Mehr— 
Ausfuhr an Rohzucker im Juni 1893 (2250656 D.-3. ſtatt 1678244 D.:B. 
des Borhalbjahrs, darunter 330 000 ». 3: nad) Amerifa) darthut und auch die 
Spiritus-Ausfuhr bat fich Schon etwas erholt, indem ſtatt 42502 D.-3. im 
Juni 1892 im gleichen Zeitraum 1893 56547 D.:3. ausgeführt worden find. 
Im Uebrigen ift auch die jo jehr begünftigte Spiritus-Ausfuhr Rußlands gleich: 
falls in Folge der jpanischen Sperre von 3980289 Wedro des Jahres 1891 
auf 905782 Wedro (A 1'/, Liter) des Nahres 1892 zurücdgegangen. 


') Ueber den Werth oder Unwerth der deutichen Handelsverträge find bei Beiprechung 
des Gtats für das Neichgamt des Innern im Neichstage die verichtedenartigiten Anfichten 
fund gegeben worden. Es mag bier auf die Rede des Staatsſekretärs Marichall vom 
17. Febr. 1893 verwieien werden, ſowie auf die Rede des Neichstanzlers vom nleichen Tage. 

?) Nach der auf Grund der Einheitswerthe vro 1891 ermittelten vorläufigen Werth: 
teitießung der Dandelsbilanz pro 1892 Monatl. Nachweiſe des deutichen Aubenbandels, 
TDezemberbeft 1892) betrug der Finfuhrwerthb 4463 Mill. NE. und der Ausfubrwertb 3327 
Mill. Mt. alſo: — 1136 Mill. Mt. Nach der Definitiv-Feſtſehung beträgt der Einfuhr— 
werth 4227 Mill. ME. und der Ausfuhrwerth 3150 Mill. ME. alſo: — 1077 Mill. ME, 
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82 Mr. Blod jpricht fi über den Handelszuftand des Jahres 1891 
im Allgemeinen wie fol t aus: „un languissant etat de beaucoup d’indu- 
stries en presence de l’äpre concurrence, qui regne partout sans parler 
des effets du bill de M’Kinley.“ Daß in den legten Jahren nicht blos 
in Deutjchland, fondern auch in Frankreich und Großbritannien eine jchwere 
industrielle Kriſis geherrſcht hat, iſt ohne Zweifel richtig, ſo zwar, daß ſogar 
in England Rufe nach Schutz und Schutzzoll laut geworden ſind. Die Rede 
von Lord Salisbury in Haſtings vom Mai 1892 liebäugelte ſchon mit dem 
Schutzzoll: „Wenn alle Welt ſich verſchließt, könnte auch England vom Frei— 
handel wieder zum Schutzzoll übertreten.“ Und das Comite des Cobden Club 
ſah ſich veranlaft, einen Proteit gegen den von der Londoner wirtbichaftlichen 
Eonferenz zu Gunsten des Schußzolls für die nothleidende Landwirtbichaft 
angenommenen Bejchluß zu erlajjen. Der „Statijt“ (Wr. 1, 1893) bezeichnet 
den Handel der legten Jahre als „trade depressed“. Insbeſonders aber 
iſt es nicht jo jehr die Abnahme der Ausfuhrquantitäten als vielmehr der 
Preisrüdgang für engliihe Waaren auf fremden Märkten, der den Eng— 
ländern empfindlich it und ihnen die fremde, mamentlicy auch die deutjche 
Goncurrenz unangenehm fühlbar madt. Es it alſo hauptſächlich der Erport 
der gewinnbringenden Artikel zurückgegangen und angejichtS der immer mebr 
fih in die englischen Abjaggebiete eindrängenden fremden Gonfurrenz bat man 
in Großbritannien jchon die Idee eines Zufammenschluffes der britischen Be— 
figungen mit dem Meutterlande zu einer Art Zollverein in Betracht ge: 
zogen. Ueber die Wirkung der M’Kinley Bill, deren Modifizirung mit 
dem Eintritt der demokratischen Regierung Clevelands nicht lange auf ſich 
warten laſſen wird, gibt nachſtehende Zuſammenſtellung eine Ueberſicht, wozu 
bemerkt wird, daß die anfangs ſehr einfchneidenden Unterbindungen des euro- 
päiſchen Ausfuhrbandels im Verlaufe der Zeit wieder etwas ausgeglichen 
werden konnten. 

Die Einfuhr der Amerifanifchen Union betrug aus 


Großbritannien i. J. 1889: 178,3 Mill. Dollars; i. — 1892: 156,1 Mill. Dollars 
Deutſchland 81,7 82,9 s 


Frankreich —686 — — 68,5 — 
Italien en 185 -, R ———4 222 „ R 
Schweiz — —*— 133 „ = a ne 132 R 
Niederlande Do 10,9 „ ® u ae Se 109 „ = 
Belgien an 3 8: s EBEN: 10,3 " 
Oeſterreich Ung. uw 7,6 7,7 


Hienach hätte Großbritannien den größten Verluſt in der Ausfuhr nach 
der Nordamerifanifchen Union gehabt, indem der Antheil an dem unioniſtiſchen 
Geſammthandel von 24°/, auf 19°/, herabſank; Deutſchlands Handel hat an 
und für ſich zwar feine Verminderung erfahren, der Antheil am Gefammthandel 
reduzirte fich jedoch gleichwohl von 10,9° , auf 10°%/,. Zudem fommt in Be: 
tracht, daß eine größere Menge Waaren öfterreichiicher Provenienz als Deutiche 
angeschrieben jein dürften. 

Die Gefammt-Einfuhr der Amerikanischen Union betrug 1860 erſt 354 
Millionen Dollars, 1892 aber 327 Millionen Dollars, hat fich alfo nun 230°/, 
vermehrt, davon trafen auf Deutſchland im Jahre 1860 18,5 Mill. Dollar = 
5,5°/,, im Jahre 1892 aber 10°/,. Nach der deutjchen Reichsitatiftik betrug 
die Gefammtausfuhr Deutichlands nach den Vereinigten Staaten von Amerika 
im Jahre 1890 417 Millionen ME. und im Jahre 1891 358 Millionen ME., 
alſo 59 Millionen ME. weniger. In wieweit jich die Ausfuhr Deutſchlands 
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nach der Amerikanischen Union im Jahre 1892 wieder gebeſſert hat, kann zur 
Zeit auf Grumd der deutjchen Neichsjtatiftif noch nicht angegeben werden. ') 

Mr. Blod fährt fort: „Unterscheiden wir vor Allem bei der Waaren- 
Einfuhr in: Rohprodukte und in Fabrikate (matieres premieres et ob- 
jets fabriques), so zeigt sich, dass innerhalb des letzten Jahrzehnts von 
1881 —1890 die deutsche Einfuhr der Rohprodukte dem Werthe nach 
von 1958 auf 2949 Millionen Mark gestiegen ist, ein Wachsthum von 
über 50°/,, während die Einfuhr der Fabrikate dem Werthe nach nur 
um 19,3°/, sich gehoben hat, nämlich von 1002 Millionen Mark auf 
1196 Millionen Mark. 

Bei der Ausfuhr verminderte sich der Werth der Rohprodukte 
von 912 Millionen Mark (1881) auf 844 Millionen Mark (1890), also 
um 7,5%,. Der Werth der ausgeführten Fabrikate dagegen stieg von 
2062 Millionen Mark 1881) auf 2482 Mill. Mk. (1890) also um 20°/,.“* 

Eine ſyſtematiſche Vergleichung der deutjchen und franzöfiichen Handels: 
Itatiftif, wie in vorliegender Arbeit verfucht wird, it mit einigen Schwierig- 
feiten verfnüpft, da Sich die Statistische Anjchreibung in beiden Ländern — 
weil aus den Zollabfertigungs-Papieren bervorgebend, aufs engjte an den 
jeweiligen Bolltarif anlehnt. Während mun der franzöfiiche Zolltarif an 
ſich Schon eine ſyſtematiſche Eintheilung bat und demgemäß*’) auch die Statiftif 
leichter in eine jolche zu gliedern ijt, führt der deutjche Zolltarif die Waaren- 
artifel in Gruppen nach dem Alphabet an einander gereibt auf, beginnend 
mit Abfällen und endigend mit Zinmvaaren. Es find demgemäß nicht einmal 
die Rohſtoffe, Halb: und Ganzfabrifate, gejchweige denn die Nahrungs: 
und Genußmittel in jelbjtändigen Gruppen zufammengehalten, jo daß es 
erit einer ſyſtematiſchen Ausſcheidung und Compilation bedarf, um aus der 
Gejammtdarjtellung überfichtliche Gruppenbilder auszujchälen. 

Die franzöfiihe Statiftif theilt ji — ebenſo wie die deutiche Handels: 
jtatijtif = in Commerce generale et commerce special. Der General: 
handel begreift in der Einfuhr alle Waaren in fich, die vom Auslande, von 
den Golonien oder vom Meerfiichfang zu Land oder zu Waller zum Conſum, 
zur Niederlegung im Entrepöt, zum Tranfit, zur Wiederausfuhr oder zur 
Veredelung (temporaire admission) ein oder durchgeführt werden. Der 
Spezialbandel dagegen umfaßt die Waaren, welche zur freien Verfügung 
des Importeurs abgelajjen werden, aljo die zollfreien Waaren und Die im 
Berzollung genommenen Waaren zum freien Verkehr. Bei der Ausfuhr begreift 
der Generalhandel alle franzöjtichen oder fremden Waaren in jich, die aus 
Franfreich ausgeben. Der Spezialhandel dagegen umfaßt die Geſammtheit 
der nationalen (einheimischen) Waaren, die ausgeführt werden und zugleich die 
fremden Waaren, die wieder in das Auslaud geben, nachdem fie im freien 
Berfehr Frankreich waren oder nationalifirt worden find z. B. durch Ent: 
richtung des Eingangszolles oder durch Weiterverarbeitung. 


"), Nach dem Bericht des General-Soniuls Sir William Edwards bat der Export Nord. 
deutichlands im Jahre 1892 um 2,3 Millionen Dollars weniger betragen als im ‚jahre 
1891, nämlich 48,9 Millionen Tollars_ ftatt 51,2 Millionen Dollars. Jedoch fällt die 
Minderung bauptiächlich in die I. Hälfte des Jahres 1892, jo daß fich im II. Semeiter 
ichon eine weientliche Verbeſſerung fonitatiren läßt. 

®, Der franzöfiiche Zolltarif ift eingetbeilt in 4 Gruppen: 1) Thiere und tbieriiche Roh 
ſtoffe; 2) Wegetabiliiche Stoffe und Nahrungsmittel; 3) Mineralrobitofte und Metalle; 
4 Fabrikate. Vgl. auch Sammlung Amtl. Trudiachen des Neichstags, 1879; Seite 45 ff. 


650 K. Wielinger: Tie joziale und ökonomiſche Bewegung in Deutichlanp. 


Die deutsche Handelsſtatiſtik unterjcheidet gleichfall® General: und 
Spezialbandel. Außerdem aber kennt diejelbe noch den ſogenannten Ge— 
jammteigenbandel. Der Generalbandel gibt, wie ſchon oben bemerft 
wurde, ein Bild des auswärtigen Handels wie er ſich im Ganzen alfo mit 
der Durchfuhr über die Grenze des deutichen Zollgebietes vollzieht und um: 
faßt daher alle Waaren, die ſich über Ddiejelbe bewegt haben, aljo auch die 
Waaren-Durchfuhr mit Niederlage: und Beredelungsverfehr. 

Der Gejammteigenbandel gibt ein Bild des im Laufe des Jahres 
durch Einfuhr und Ausfuhr realifirten Handels des deutjchen Zollgebietes mit 
dem Auslande, aber ohne direfte Durchruhr. Bei der folgenden Wergleichung 
ziehen wir jedoch nur den beiderjeitigen Spezialhandel in Betracht d. h. 
den Waarenverfebr aus dem Auslande zum inländischen Conſum und die Mus: 
fuhr deuticher Produfte aus dem freien Verkehr ins Musland, inclujive der: 
jenigen Waaren, welche z. B. wie Bier 2c. wegen der Stenerrüdvergütung unter 
Steuer:Eontrole in Ausland verjendet werden. 

Hinfichtlih der Herkunfts- und Beitimmungsländer galt bis zum Jahr 
1869 für die franzöfiiche Statiſtik der Grundſatz, daß bei der Einfuhr 
und Ausfuhr zur Sce als Herkunft dasjenige Land erachtet wurde, von wo 
das Schiff zulegt nach Frankreich abaing und als Beitimmung dasjenige Yand, 
wohin jich das Abgangsichiff zunächſt begab. 

Bom Jahr 1870 ab war die Handelswelt erfucht worden, die wirkliche 
Beitimmung bezw. Herkunft der Waaren auf Grund der direkten Frachtkarten 
befannt zu geben, jo daß jet das richtige Herkunfts- reſp Beltimmungsland 
mitgetheilt wird. 

Nah $ 2 der Ausführungsbeitimmungen zum deutſchen Reichsgeſetze 
betreffend die Waarenjtatijtit mit dem Auslande ift als Land der Herkunft 
dasjenige Yand anzufehen, aus dejien Gebiet die Verſendung der Waare mit 
der Beitimmung nach dem deutjchen Zollgebiete erfolgt, alfo aus deſſen Eigen- 
handel die Waare jtammt und als Yand der Beltimmung gilt dasjenige Yand, 
nach deſſen Gebiet die Verſendung der Waare als jchlieglich dorthin beſtimmt 
gerichtet ijt, in dejien Eigenhandel die Waare übergeht. Iſt das Herfunfts: 
land nicht zu ermitteln, jo it das Uriprungsland anzugeben. Nach der deutichen 
Statijtif wird aljo weniger auf das Urjprungsland als auf das Herkunftsland 
einer Waare geieben, da der Zweck der Statiftif in eriter Linie darin beitebt, 
die engeren Handelsbeziehungen von Yand zu Land bezw. Staat zu Staat 
fejtzuftellen. Allerdings ergibt fich hieraus der Nachtbeil, daß Länder, namentlich 
Speditionsländer wie Großbritannien, Niederlande u. j. w. als Herkunftsländer 
für Waaren bezeichnet werden, die dajelbit niemals produzirt werden konnten. 

Wie die Wertbe der gehandelten Waaren in Deutjchlands jeitens der 
hiezu im Februar und März jeden Jahres einberufenen Sacdpverjtändigen- 
Commiſſion ermittelt und fejtgeitellt werden, ift oben bereit8 dargelegt worden. 
In Frankreich wurden bis 1847 die Einheitswerthe durch Schägungstabellen 
ermittelt, welche im Jahre 1826 durch eine Spezialfommiffion feſtgeſetzt und 
durch Berordnung vom 27. März 1827 janktionirt waren Die aus diejen 
Tabellen geichöpften Wertbe biefen offizielle Werthe und waren unveränderlic. 

Seit 1547 werden die Schägungseinheiten jedes Jahr aufs Neue bejtimmt 
und zwar durch eine neben dem Departement für Handel und Induſtrie eins 
geſetzte Commiſſion. Mean gab diefen Wertben die Bezeichnung: aktuelle Wertbe 
d. h. der mittlere Preis der Produkte während des betreffenden Jahres. Sie find 
jo genau als möglih. (Vgl. auch Hirth's Annalen, Jahrgang 1870 ©. 429 f.) 
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Die franzöfiiche Statiftif theilt die jämmtlichen Waaren des Spezial: 
Außenbandels in 3 Gruppen: a) Objets d’alimentation — = Nahrungs: und 
Genußmittel; b) Matieres premieres pour l’industrie — Rohſtoffe für 
industrielle Zwede; e) Objets fabriques — Ganz: und Halbfabrifate und 
Autres marchandises = Andere Waaren. Nach der deutjchen Statiftif, die 
in Anlehnung an den deutjchen, nicht ſyſtematiſch aufgebauten Zolltarif her: 
gejtellt wird, müljen dieſe Gruppirungen erjt zufammengereiht und ausgerechnet 
werden. Die Rohſtoffe, Ganz: und Halbfabrifate find zumeiſt in einer Tarif: 
Nummer wie z. B. Nr. 2, 4, 6, 13, 19, 21, 30, 41, 42, 43 zuſammen— 
geworfen und die Nahrungsmittel find in Nr. 9, 25 uud 26, 37 und 39 zer- 
jtreut. Es iſt alſo eine ſyſtematiſche Vergleichung der Statijtifen der beiden 
Länder Deutichland und Frankreich nicht jo einfach und e8 mußten, um eine ans 
nähernde Bergleichbarfeit berzuftellen, beifpielsweile der Rohtabak und die Tabaf- 
fabrifate der Nummer 25 des deutjchen Bolltarifs entnommen und den Roh— 
jtoffen bezw. den Fabrikaten zugezäblt werden; die Pferde werden in Frankreich 
der Klaſſe b zugerechnet, während die übrigen Thiere als Nahrungsmittel gelten. 

Ferner ift zu beachten, daß bei allen Darftellungen der deutjchen Handels: 
Itatiftif nicht das Deutfche Neich — ſondern das deutjche Zollgebiet in Frage 
jteht, alfo das deutiche Reich mit Ausnahme der badischen Zollausichlüfe, der 
Inſel Helgoland und des unbewohnten }Freihafengebietes in Hamburg, ferner 
der umnbewohnten Häfenanlagen in Gurbafen, Geeſtemünde und Bremerhaven. 

Dagegen gehört laut Vertrag vom 8. Februar 1842 zum deutfchen Zoll: 
gebiet das Großherzogtum Luxemburg‘), jowie die Öfterreichiichen Gemeinden 
Jungholz und Meittelberg. (Yaut Vertrag vom 3. Mai 1868 und 1. Mai 
1891). Die Einwohnerzahl des deutichen Zollgebietes betrug am 1. Dezember 
1890 49628752 Seelen und da Jich die deutſche Bevölkerung jährlich um 
1,07°/, d. i. etiwa 525000 Seelen vermehrt, jo dürfte die mittlere Bevölferungs: 
Baht Deutjchlands bezw. des deutſchen Zollgebiet3 3. 3. etwa 50,5 Millionen 

öpfe betragen. Die Bevölkerung Frankreichs wird derzeitig zu 38,3— 38,5 Mill. 
Seelen anzunehmen fein. Das deutsche Zollgebiet hat einen Flächeninhalt von 
538000 km, während Frankreich einen jolhen von 528560 [km befißt, 
auf 1 km treffen in Deutichland 91'/,, in Frankreich 72 Perjonen. Auf 
1000 Einwohner trafen in Frankreich im Jahre 1891 22,9 und im Jahre 
1892 23,1 Sterbefälle und 22,6 bezw. 21,9 Geburten, so daß ohne Zu— 
wanderung ein Ausfall von 0,8— 1,2 auf 1000 Einwohner fürs Jahr ſich 
erfteller würde In Deutichland ift der Geburtenüberichuß 11,4 bezw. 13,6 
auf 1000 und die jährliche Benölferungsvermehrung beträgt, wie jchon er: 
wähnt, nach Abzug des Wanderungsverluftes 1,07°/,. (Vgl. Statiftische Viertel— 
jahrsbefte 1892 Band 1 und 1893 Band 1.) 

53. Mr. Blod fährt in jeinen Betrachtungen alfo fort: „Die Waaren sind 
in den Tabellen, die wir vor uns haben, in Rohprodukte und Fabrikate 
gruppirt, wodurch es gestattet ist, interessante Zusammenstellungen zu 
machen. Wir sehen in der lOjährigen Periode 1881—1890 die Einfuhr 
der Rohprodukte (matieres premieres) steigen von 1958 auf 2949 
Millionen Mark, das ist ein Wachsthum von 50,6°/,; die Einfuhr der 
Fabrikate dagegen hat sich nur von 1002 auf 1196 Millionen Mark, 
d. i. um 19,3°/, gehoben. Bei der Ausfuhr finden wir für Rohstoffe 


Das Großherzogthum Luxemburg gebört zum deutichen Zollgebiet, zum norddeutichen 
Brauftenergebiet, aber nicht zum deutichen Vranntweiniteuergebiet. 
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912 Millionen Mark im Jahre 1881 und 844 Millionen Mark im Jahre 
1890, d. h. eine Verminderung um 7,5°,,; für Fabrikate 2062 Millionen 
Mark im Jahre 1881 und 2482 Millionen Mark im Jahre 1891 (soll 
heissen: 1890), also eine Mehrung von 20,3°,. Wir haben hier ledig- 
lich die äussersten Jahrgänge angeführt, aber die Resultate, die wir 
hieraus gezogen haben, sind durch die dazwischenliegenden Jahre nicht 
geändert. Es ist angezeigt. nochmals zu bemerken, dass die Nahrungs- 
mittel hauptsächlich unter den Rohmaterialien begriffen sind.“ 

Anschließend an dieje Betrachtung Block's wollen wir eine ähnliche Zus 
jammenjtellung der franzöjiichen Statiftif geben. Die Einfuhr der Roh— 
produfte für die Industrie betrug im Jahre 1831 2371 Millionen Fr., im 
Sahr | 1890 2293 Millionen Fr., zeigt alfo eine Minderung von 148 Millionen 
Fr. = 6,3%), und die Einfuhr der Fabrifate und Waaren fiel von 770 
Millionen Fr. auf 730 Millionen Fr., aljo um 40 Millionen Fr. — 5°/,. 
Die Ausfuhr der Rohſtoffe ergab im Fahre 1881 einen Werth von 702 Drill 
Fr. im Jahr 1890 einen jolchen von 756 Millionen Fr., alfo eine Steigerung 
von 54 Millionen Fr. = 7,7°/,; die Ausfuhr der Fabrikate und Waaren 
endlich ftieg von 1980 Millionen Fr. im Jahr 1881 auf 2131 Millionen Fr. 
im Jahr 1890 oder um 150 Millionen Fr. = 7,5"), Hienach hat fich der 
franzöfiiche Handel in den legten 10 Jahren 1881—1890 nicht in dem Maße 
enttwicelt, wie der deutiche; der Ausfuhrhandel hat vielmehr gar feine mwejentliche 
Bermehrung erfahren, da andere, früher zu Franfreich in einem wirthichaftlichen 
Tributverhältniß geitandene Völker nun jelbjtändig Concurrenz machen. Was 
num die Vergleichbarkeit der franzöfiichen und deutichen Handelsjtatijtif anbelangt, 
jo wurde bereit3 früher bemerft, daß in Folge der ungleichartigen Eintheilung 
und der Verjchiedenheit der Zolltarife, welche bier wie dort die Grundlage der 
ſtatiſtiſchen Anjchreibungen bilden, eine direkte Nebeneinanderftellung der beider: 
jeitigen Zahlengruppen von vornherein nicht angängig ift. Wir brauchen biebei 
nicht weiter auszuführen, dal eine ebenmäßige Vergleichung der handelsſtati⸗ 
ſtiſchen Angaben zweier Staaten überhaupt nur cum grano salis vorzunehmen iſt, 
da Schon wegen der Abweichung in der zeitlichen Anfchreibung beiſpielsweiſe die 
Ausfuhr des einen Staates ſich niemals mit der Einfuhr des anderen Staates 
volljtändig deden wird und gerade beim Spezialhandel, der bei der Einfuhr 
die Abnahme der fremden Waare zum Conſum, bei der Ausfuhr den Abgang 
aus dem freien Verkehr in Betracht zieht, ein Theil des Niederlageverfehrs — 
der Eingang auf Niederlagen — ganz ohne Berüdfichtigung bleibt. 

Nachitehend laſſen wir die Einfuhr: und Ausfuhrwerthe ohne Edelmetalle 
und Scheidemünzen im Spezialhandel der legten 3 Jahre für Deutichland 
und Frankreich folgen: (in Millionen Mark): 

A. Einfuhr. 


1) Deutichland: 2) Frankreich: 
1890 . .„ 4145 Millionen Me. — Re⸗ 3550 Millionen Mk. gar Ne- 
1891 . . 4150 £ ® jultat 3813 PA Pr iultat 
1892 . . 4250 „ (prov. Reiultar)!) 3530 — „(prov. Rejultat)' 
B. Ausfuhr. 
1890 . . 3325 Millionen Mk. \ definitiv. Re— 3005 Millionen ME. | definitv. Ne 
1891 . . 3175 " “ jultat 2855 * * ſultat 
1892 . . 3125 5 „ (prov. NReiultat)) 2850 — „(prov. Rejultat)' 





Wie bereits früber erwähnt, beträgt der Definitiv-Werth der deutichen Danvels- 
waaren⸗ Einfuhr und Ausfuhr pro 1892 ohne Edelmetalle) 4019 Mitt. ME. und 2954 Mill. Mt. 
‚Für Frankreich liegen indeß die Definitiv-Reſultate der Werthberechnung noch nicht vor. 
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Es ergiebt fih alfo im Durchichnitt der leßten 3 Jahre für Deutſch— 
land ein Einfuhrwertd von 4180 Millionen Mark und ein Ausfuhrwerth 
von 3200 Millionen ME. umd für Frankreich ein Einfuhrwerthb von 3630 
Millionen ME und ein Ausfuhrwertb von 2900 Millionen ME. oder bei 
einer Durchichnitt3:Bevölferungszahl von 50 Millionen pro Kopf ein Antheil 
von 83,70 ME. an der Einfuhr nah Deutichland und von 64,20 ME, 
an der Ausfuhr Für granfreich berechnet ſich bei einer mittleren Bevölker— 
ung von 38 Mill. Seelen ein Antbeil von 95,50 ME. bei der Einfuhr und 
von 76,40 ME. bei der Ausfuhr. Auf jeden Deutjchen trifft fomit vom Ge: 
fammtaußenhandel (der Einfuhr und Ausfuhr) ein Antheil von 147,90 ME. 
(148 ME.); auf jeden Franzofen aber ein jolcher von 171,90 ME. (172 Me.), 
— ein Beichen, daß der auswärtige Handel Frankreichs mehr entwidelt iſt, 
al3 der Deutjchlands. 

Die franzöfiiche Statiftif gruppirt, wie ſchon bemerkt, den Waarenverfehr 
in 3 Glafjen: 

a) Nahrungsmittel (Prineipaux objets d’alimentation), 
b) Rohſtoffe für die Jnduftrie (matiöres necessaires ä l’industrie), 
e) Fabrifate (Objets fabriques, marchandises). 


Dieje zwecentiprechende Gruppirung wollen wir auch für diefe Abhand- 
fung ammwenden bezw. zu Grunde legen. 

Zu den Nahrungsitoffen rechnen wir in Uebereinftimmung mit der fran- 
zöſiſchen Statiftif: Getreide, Mehl und Früchte, Colonialwaaren, Speifeöle, 
Mineralwafier und gegobrene Getränfe, Wild, Geflügel, Eier und tbierifche 
Produkte, Hopfen, Vieh ohne Pferde und Mauleſel; Rohtabak zählen die 
Franzoſen zu den Rohſtoffen der Induſtrie, Tabaffabrifate zu den Fabrifaten, 
da aber der Tabak unzweifelbaft ein Genußmittel ift, jo rechnen wir den: 
jelben zu den Nahrungs: und Genußmitteln. Nachdem jedoch in Frankreich 
das Tabafmonopol berricht, jo iſt es im Intereſſe der Vergleichbarkeit das 
Beite, wenn wir den ausländiichen Tabak als Genußmittel ganz außer 
Betracht lajjen und ihn nur als Fabrikations-Rohſtoff oder Fabrikat mit in 
Berechnung ziehen, wie die franzöfiiche Statiſtik verfährt. 

Nach einer tabellariichen Zufammenftellung des Herrn v. Scheel (in den 
Schriften des Vereins für Soztalpolitif) gruppirte fich der auswärtige Handel 
Deutjchlands im Jahre 1890 wie folat: 


Nabrungs-Mittel incl. Vieh. Rohſtoffe für die Induſtrie. 
1. Einfuhr 1397 Miu. Dir. 1784 Mill. Mt. 
Il. Ausfuhr A111 u. 710 
Einfuhr⸗ oor mw: Einfuhr- zur i 
Fabrikate. 
981 Mill. ME 
2148 „ 


Veberihub „an ms m 
Ausfuhrs 1167 Mill. Mt. 


Sejammt-Einfuhr-Werth: 4162 Mill. ME, Ausfuhr-Werth: 3329 Mill, Mk., 
Einfuhr-Ueberſchuß: 833 Mill. DEE. 

In Uebereinjtimmung mit der Zufammenftellung der franzöfiichen Statiftif 
würden fich für Deutſchland und Frankreich folgende Gruppirungen ergeben 
(in Millionen Mark): 
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Il. Einjubr. I. Einfuhr. 
Deutihland: Sranfreid: 
im Jahre 1890 1891 1892 (Durch- 1890 1891 1892 (Durd: 
Nabrungsitofte inch. Vieh ohne ſchnitt) Schmitt) 


und Pierde erciufive Tabat . 1240 1355 1445 (1348) 1155 1322 1164 (1214) 
NRobitoffe für Induſtrie und Ge: ; 

werbe, incl Pferde u. Rohtabat 1805 1720 1985 (1836) 1875 19835 1852 (1887) 
Fabrikate Ganz; und —— 


und Raaren . . . 1100 1075 820 (1000) 520 556 514 6330 
Zumma 4145 4150 4250 4185) 3550 3813 83530 (3631) 
— — — — ——— — — — 
Dit. Rejullat vrev. Ter sRefultar, prov. 
Reſuliat Reſul tat. 
I. Ausfuhr. I. Ausfuhr. 
Deutihland: Sranfreid: 
im Jahre 1890 1891 1892 (Durd" 1890 1891 1892 (Durd- 
Nahrungsitofte inch. Vieh ohne ichmitt) jchnitt) 


Pierde und erelufive Tabat . 455 425 365 (415) 684 647 650 660 
Rohſtoffe für Induſtrie und Ge— 
werbe (mit Bierde und Nobtabad 610 580 610 6600 719 668 672 (68%) 


Fabrifate und Waaren . . . .2260 2170 2150 (2195) 1602 1540 1528 (1559) 
Summa . .83325 3175 312 25" 3208) 300% 2855 2850'42904) 

— — —— — — — — — 

Def NReſuliait —& Der, -Reiultar. prev. 

Reiultat, Reiuttat, 


Aus voritebender Tabelle it Folgendes zu entnehmen: 

1) Der Gef ſammteinfuhrwerth ſtieg in Deutſchland von 100 (1890) auf 
100,2 (1891) und auf 102,5 (1892); in Frankreich von 100 (1890) auf 107,4 
(1891) und fiel jodann auf 99,5. Der Nüdgang in der franzöfischen Einfuhr 
des Jahres 1592 Liegt au der Einführung des neuen Zolltarif vom 1. Febr. 
1592 und feinen wejentlich erhöhten Zolljägen und der aus Furcht bievon im 
Jahre 1891 unverhältnißmäßig geitiegenen Mebreinfuhr. 

Die Ausfuhr dagegen hat ſowohl in Deutjchland wie Frankreich weidhende 
Tendenz, indem in Deutichland der Ausfuhrwerth fiel von 100 (18%) auf 
95,3 (1891) und auf 94,2 (1592), in Frankreich von 100 (1890) auf 96,1 
(1891) und 96 (1892). Dabei kommt zu beachten, daß ſowohl in Franfreich 
wie in Deutschland die Wertbe des Jahres 1892 noch provilorifch nad den 
Einheitswertben des Jahres 1891 berechnet find und für die deutjche Berech— 
nung fich nad) der Feitiegung der Schägungswerthe pro 1392 bei der Einfubr 
eine Verminderung um ca. 6,0”, und bei der Ausfuhr eine jolche von 6,5"), 
ergeben hat. Es würde daher der Einfuhrwerth jich von 4250 auf ca. 4019 
Millionen ME. und bei der Ausfuhr von 3125 auf 2954 Millionen ME. ver 
mindern, jo daß auch binfichtlich der dentjchen Einfuhr pro 1892 ſich eine 
Verminderung des Wertbes ftatt eine Steigerung berausjtellen würde. 

Im Allgemeinen jedoch bat ſich die Einfuhr nad) Dentichland von 1884 
bis 180 von 100 auf 135 dem Wertbe nach und von 100 auf 158 dem 
Gewichte nach erhöht, während jich die Ausfuhr mur von 100 auf 105 ge 
hoben bat; es wächit alſo die Einfuhr mehr als die Ausfuhr. 

2) Die Einfuhr der Nähritoffe nimmt zu, während die Ausfuhr zurück⸗ 
geht. Ebenſo hat die Einfuhr der Rohſtoffe für die Induſtrie einen im All— 
gemeinen ſteigenden Charakter, während ſich die Ausfuhr abſchwächt. Das 


Die Tefinitiv-Reiultate würden für Deutſchland nur 4019 und 2954 Mill. ME 
ergeben; allein wegen der Vergleichbarkeit mit den franzöftichen Ziffern, deren Ternitiv 
Reſultate noch nicht vorliegen, wurden auch für Teutichland die proviloriichen Ziffern tr 
Betracht genommen. 
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Betrübendfte aber ift, daß jich auch für die Ausfuhr der Fabrikate in dem Zeit: 
raum von 1891—1892 eine weichende Tendenz fund gibt, während nad) der 
Einfuhrvermehrung der Rohſtoffe eher eine gejteigerte Ausfuhr an Yabrifaten 
zu erivarten wäre. 

3) Die Waarenpreife haben langjam aber jtetig eine rücdläufige Bewegung. 
Nicht blos im Deutjchland, jondern auch in Frankreich und England und 
anderen Culturſtaaten vollzieht fich jeit einer Neihe von mehreren Jahren die 
Preisbildung nach unten, jo daß neben der Vermehrung der Güterproduftion 
eine jtetige Tendenz zum Fallen der Waarenpreife einhergeht. So mußte auch 
die franzöſiſche Statiftif im Jahre 1892 die provijorisch für das Jahr 1891 
feitgeitellten Werthe bei der definitiven Feſtſetzung erheblich abmindern. Nach 
der proviforischen Feſtſetzung war der Werth der franzöfiichen Waaren-Einfuhr 
im Spezialhandel im Jahre 1891 : 4,921,359,000 Fr. der Ausfuhr 3,627,116,000 
Fr. Nach der Definitiv-Feſtſetzung betrug der Einfuhrwerth im Spezialhandel 
des Jahres 1891: 4,767,807,000 Fr., der Ausfuhrwerth 3,569,737,000 Fr. 
Es bat ſich aljo die Einfuhr um 153,5 Mill. Fr. oder um 3°/, und die Aus: 
fuhr um 57,4 Mill. Fr. oder 1,6°/, reduziert. Hienach würde fich pro 1892 
binfichtlich der franzöfischen und deutschen Einfuhr und Ausfuhr folgendes 
Definitiv-Refultat ergeben: 

a) Frankreichs Einfuhr und Ausfuhr (ohne Edelmetalle) pro 1892: 
Einfuhr (Provijorisch): 4,412,379,000 Fr. = (— 3°) 4280,1 Mill. Fr. = 3424,0 Mill. Mt 
Ausfuh  „ 3,562,909,000 „ — (—1,6%0) 35058 „ „= 3046 „ „ 

b) Deutjchlands Einfuhr und Ausfuhr pro 1892: 

Einfuhr (Rroviforiich): 4,251.593,000 ME — (—5,2”/) 4020 Mil. ME. (4019 Mil. ME.) 
Ausfuhr fi 3,123,980,000 „ = (--6,4’0) 2955 „ „12954 
oder pro Kopf der Bevölkerung: 
in Frankreich: Einfuhr 90,10 ME, in Deutjchland: 80,40 ME Einfuhr. 
a Ausfuhr 73,60 ,.  . r »9,10 „ Nusfuhr. 

Vergleichen wir nun die franzöftichen Gruppenziffern mit den deutichen 
Angaben, jo ergibt jich folgendes Bild: 

I. Einfuhr. 


In Deutſchland entfällt bei einer Einfuhr von durchſchnittlich 
1348 Millionen Mk. ein Autheil von 26,95 ME pro Kopi auf Nahrungsſtoffe, 
v. 1836 e —“ F 36,75 „. „Mohſtoffe f. Induſtrie, 
v. 1000 * 20,004 „„ Fabrikate 


oder zuſammen von 4185 "Millionen m — 83,70 Mt. pro Kopf. 
In Frankreich entfällt bei einer Einfuhr von durchichnittlich 
1214 Millionen ME. ein Antheil von 31,90 ME. pro Kopf auf Nahrungsſtoffe, 
v. 1887 “ Pe" m J 49,70 „. „Rohſtoffe f. Induſtrie, 
D. 930 [77 ” [73 [73 [23 15, 90 ” ” [73 " Fabrikate 


oder zuſammen von 3631 Millionen ME. = 95,50 ME. pro Kopi. 
j TI: Ausfuhr. 
In Deutjchland entfällt bei einer Ausfuhr von durchjchnittlich 


” 


415 Millionen ME ein Antheil von 8,30 DIE pro Kopf auf Nahrungsitofie, 
v. 600 ” um „ " 12,10 „0 NRobitoffe f. Induſtrie, 
v. 2195 " " n B3808 , Fabritate 


oder zujammen von 3208° Millionen Mi. = 64,20 Mt. pro Kopf. 
In Frankreich entfällt bei einer Ausfuhr von durchſchnittlich 
660 Millionen ME. ein Antheil von 17,40 Mi. pro Kopf auf Nahrungsitoffe, 
D. 686 7 ” 7 [77 " 18,00 " ” " Rohſtoffe f. Induſtrie, 
v. 1558 e— 41,00 „u ”" ». Habrifate 
oder zujammen von 2904 Millionen Me = 76,40 ME, pro Kopf. 
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Hieraus ergibt ſich, daß Deutichland weniger Nahrungsmittel einführt und 
ausführt, ebenjo weniger Rohſtoffe einführt und ausführt als Franfreich, das 
aber Frankreich weniger Fabrifate einführt und ausführt als Deutichland. 


Um jedoch ein richtiges Bild von dem Verbrauch an ausländiichen Pro» 
duften und Fabrifaten zu gewinnen, ift e8 erforderlich, daß die Ausfuhr von 
der Einfuhr event. die Einfuhr von der Ausfuhr abgezogen und auf dieje Weile 
die reinen Einfuhr-Ueberſchüſſe bezw. Ausfuhr-Ueberſchüſſe feitgeitellt werden. 


Hienach zeigt fih, daß in Deutichland bezw. Frankreich folgende 
Einfuhr-Ueberſchüſſe jich berechnen lajjen: 


Deutidhland Frankreich 

(in Mill. Me.) (in Mill. Mt.) 
im Jahre 1890 1891 1892 1890 1891 1892 
Näbritoffe und Genußmittel i u 70 930 1080 71 675 514 
Rohitoffe für Induſtrie und Gewerbe : 1195 1140 1375 1158 1267 1185. 


Im Durchichnitt bezieht alfo Deutichland an fremden Näbritoffen für 935 
Millionen Mark, Frankreich fir 553 Millionen Mark; an fremden Rohſtoffen 
für Industrie und Gewerbe braucht Dentichland für 1236 Millionen Mart 
und Frankreich für 1205 Millionen Mark. Auf den Kopf der Bevölkerung 
ausgerechnet, ergibt jich, daß Deutſchland pro Kopf 18.70 ME. und Frankreich 
14.55 ME. fiir ausländische Nahrungsſtoffe und Genußmittel (ohne Tabak) und 
Deutichland 24,70 ME. bezw Frankreich 31.70 ME. für fremde Rohſtoffe zum 
Induſtrie- und Gewerbeverbrauch bezahlt. 

Bei der Ausfuhr an Fabrifaten dagegen bat Frankreich folgende 
Ausfuhr-Ueberſchüſſe: 

1890 1891 1892 


1082 984 1014 Millionen Mark, 

oder durchſchnittlich 1027 Millionen Mark. 

Deutſchland weiſt folgende Ausfuhr Ueberſchüſſe auf: 

1160 1095 1330 Millionen Mark, 

oder durchſchnittlich 1195 Millionen Mark. 

Es entfällt daher auf den Kopf der Bevölkerung in Frankreich ein Aus— 
fuhr-Ueberſchuß von 27 Mk, in Deutſchland ein ſolcher von nicht ganz 24 ME. 

Hieraus ist der Schluß zu ziehen, daß Frankreich vermöge feines Boden: 
reichthums und jeiner matürlichen Hilfsquellen, auch wegen der geringeren 
Dichtigkeit jeiner Bevölkerung) weniger fremde Nahrungsmittel zu beziehen 
braucht als Deutichland, daß es dagegen in Anbetracht feiner bochentwidelten 
Induſtrie und des verbältnigmäßigen Wohlitandes feiner Bevölkerung mebr 
fremder Rohſtoffe für industrielle Zwecke bedarf als Deutschland, dal aber 
auch die Ausfuhr an Fabrifaten um mehr beträgt als in Deutichland. 
Betrachtet man nochmals die vorjtebend durch eingehende und genane Berech— 
nung gewonnenen Öruppenziffern, wobei leider nur der Umitand noch als 
hinderlich zu erachten it, daß die Ziffern pro 1892 bei der franzöſiſchen Statiſtik 
erit proviforische find, im nachfolgender Zuſammenſtellung: 
Ausgaben f. fremde Näbritoffe Deutſchland 18,70 ME. proKopf. Frankreich 14,55 Mi. proKopf, 

E: 5 Ind »Mobitoffe: „ v1 De ı —— . 3170. a 
Einnahmen. ausgeführte Fabrikate: „ 24 un £ 2T,-— un" 


) In Deutichland leben auf dem "km. 91,4 Berjonen, in Frankreich nur 72 Perſonen. 
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jo gibt aljo Deutjchland für Nähr- und Rohſtoffe 43,40 Mi. pro Kopf an’s 
Ausland ab und erhält dafür 24 Mk., jo da ein Paſſivreſt (Verluſt) von 
19,40 ME. bleibt; Franfreih gibt für Nähr- und Rohſtoffe 46,25 ME. pro 
Kopf ans Ausland ab und erhält wieder 27 ME, jo daß ein Paſſivreſt von 
19,25 Mk. bleibt. Es erjcheint alſo Hinfichtlich der Paffiv-Abgabe an das 
Ausland pro Kopf eine nur jehr geringe Differenz, hiebei iſt aber zu beachten, 
daß Deutjchland diefe Abgabe an das Ausland mehr für feine Ernährung, 
Frankreich mehr für Kleidung und jonftige Bedürfniſſe entrichtet, was fich, wie 
Ichon erwähnt, aus dem Boden-Reichthum und der größeren Wohlhabenheit 
der franzöfiichen Bevölkerung erklären läßt. Deutichland gibt feine ein— 
geführten Rohſtoffe faſt ſämmtlich durch die Ausfuhr von Fabrifaten wieder 
an das Ausland ab, während Frankreich von den fremden Robftoffen nur 
etwa *, in Form von Fabrifaten wieder ausführt und '/, zur Befriedigung 
der einheimischen Bedürfnifie verwendet, wozu die franzöfiiche Bevölkerung umfo 
mehr im Stande iſt, als fie um '/, weniger als die deutjche für ausländische 
Nahrungsitoffe auszugeben braucht. 

$ 4. Herr Block fährt fort: „Der Fortschritt ist eine schöne Sache; 
aber wenn man zu schnell vorwärts kommen will, geräth man in Gefahr. 
Es erhält beispielsweise ein Geschäftshaus einen grossen Auftrag, seine 
Einrichtung (outillage) gestattet aber nicht den Auftrag so schnell 
auszuführen als gewünscht oder verlangt wird, ohne andere Kunden 
unzufrieden zu machen, 


Man dehnt also schnell, ja zu schnell seine Betriebsmittel aus, 
schafft Maschinen an und legt Kapitalien an, lauter Dinge, die Amor- 
tisation und Verzinsung beanspruchen, schafft Anlagen, die Verwendung 
finden wollen, 


So lässt man sich beigehen, Aufträge mit wenig Nutzen anzu- 
nehmen, man ruinirt die Branche; das ist kein Fortschritt, sondern 
ein kückschritt. „Il en resulte des chömages et des greves, qui ne 
remidient ä rien.‘ 

Uebergehend zu den Einzelheiten der Einfuhr, so ist zu eonstatiren, 
dass an „Vieh“ im Jahr 1891 im Werth von 232 Millionen Mk. eingeführt 
worden ist, mehr als im l1Ojährigen Durchschnitt vorher. Der Ausfuhr- 
wertli dagegen ist von 145, 150, ja selbst 160 Millionen Mk. auf 
41 Millionen Mk. (1389) und auf 29 Millionen Mk. (1890), ja auf 21 
Millionen Mk. (1891) gefallen, 


Es ist ein Cardinal-Mangel der statistischen Tabellen, jagt Mer. 
Blod, dass sie nur die Thatsachen angeben ohne deren Erklärung und 
doch verliert eine nicht erklärte Thatsache in unseren Augen die Hältte 
an Werth. Ä 


Warum ist die Ausfulır an Vieh in wenig Jahren von 161 Mill. 
Mk. Wertli auf 21', Millionen Mk. gefallen? Wurde weniger Vieh 
produzirt oder mehr consumirt? oder haben die fremden Länder die 
Einfuhr des deutschen Viehs aus seuchenpolizeilichen Gründen verboten ? 
Die Antwort auf diese Fragen wäre nicht uninteressant.“ 

Wenn wir jelbjt verfuchen wollen, diejer von Mer. Block unbeantwortet 
gelajjenen Frage mäherzutreten, jo müſſen wir vor allem den Fortgang oder 
Nückjchritt der Ausfuhr an Vieh feititellen. 
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Aus dem deutjchen Zollgebiet wurden ausgeführt: 
1860: 101,923 Std. Schweine und Spanferfel und 119,106 Std. Rindvieh (Ochſen, Kühe, Kälber) 


1870: 291,488 „ = — „236,718 „ — 
1875: 346,950 , " " " „ 318,734 „ „ R " ” 
1880: 467,949 „ " " „ „ 220,304 „ " " ’ " 
1885: 441,377 „ " r — „ 192,277 „ " r P ’ 
1890: 8,236 „ " " " „ 13597 „ " " w . 
1891: 25,221 


f ARE il „ 1424 „ ß : R ; 
Es iſt alfo richtig, Daß ſeit 1855 bezw. jeit 1885 in der Ausfuhr von Vieh 
ein ganz außergewöhnlich jtarfer Nüdgang bemerklich ift, wie ſich auch aus den 
Werthziffern ergibt. Im Jahre 1880 betrug der Ausfuhrwerth für Vieh (Rindvieh, 
stälber, Schweine, Schafvieb) — Pferde wurden als nicht zum Conſum dienend 
weggelaſſen, weshalb ich in nachfolgenden Werthangaben einige Differenzen mit 
den Feititellungen Der. Blocks, der aud) die der Ar. 39 des deutjchen Zolltarifs 
mit den übrigen Thieren zugewwiefenen Pferde miteinrechnet, erſehen laſſen —. 
1880: 110,164,000 Dt. 1884: 129,923,000 Me. 1888: 80,997,000 Me, 
1889: 21,780,000 ME. 1890: 18,183,000 Me. 1891: 11,320,000 Me. 

Der plögliche Nüdichlag in der Ausfuhr an Nugvieh erfolgte, wie wir gejehen 
baben, im Jahre 1889, indem der Ausfuhrwertb von SL Mill. DEE. auf 22 Mill. ME. 
janf, alfo um fait 60 Millionen ME. Hiezu it folgendes zu bemerken‘): 

„Zur richtigen Würdigung der Zablen für 1889, insbefonders auch der 
Ergebniſſe des Vergleichs mit denjenigen für 1888, ift darauf hinzuweiſen, daß 
Hamburg und Bremen, ſowie einige preußische und oldenburgiiche Gebietstbeile 
mit einer höchſt conjumfähigen Bevölkerung von rund 800,000 Köpfen am 
15. Oftober 1888 dem deutjchen Zollgebiete angeichlofjen worden find. Selbit- 
verjtändlich iſt dieſe Territorialänderung des Zollgebiets von wejentlichem Ein: 
fluß auf den Waaren-Verkehr desjelben gewejen. Speziell in der Ausfuhr 
bewirkte fie einen Ausfall; denn Diejenigen Waarenmengen, welche früher aus 
dem freien Verkehr des deutſchen Zollgebietes nach den jog. Zollausſchlüſſen 
an der Elbe und Wejer zum Verbrauche dajelbit ausgeführt und demzufolge 
in die Ausfuhrnachweiſungen aufgenommen wurden, fommen feit dem Zollan— 
ichluß dieſer Gebietstheile nicht mehr zum Nachweis. Insbeſonders wurden 
biedurch die Angaben über die Ausfuhr von Schlachtvieh aller Art, Heu und 
Strob, Brennſtoffen, Milch, Butter, Käſe, Fleiſch, Mühlenfabrifaten und 
Bäderwaaren, Nartoffeln, Salz, Zuder, Bier, Wein, Baumateralien ꝛc. be: 
troffen. Zwar find an Stelle diefer Waarenmengen jeit dem Zollanichluß die: 
jenigen Mengen von Waaren in der Ausfuhritatiftif des deutſchen Zollgebietz 
enthalten, welche in den früheren Zollausſchlüſſen erzeugt oder hergeitellt und 
von da aus im fremde Länder verfrachtet wurden; Doch wird man nicht fehl 
geben, wenn man annimmt, daß bei der vorzugsweile Handel treibenden Be: 
völferung der betreffenden Gebietstheile der Ausfall in der Ausfuhr aus dem 
freien Verkehr des deutjchen Zollgebiets nach den früheren Zollausichlüfen an 
Elbe und Wejer durch diefen Zuwachs an Ausfuhr nach fremden Yändern bei 
weitem feine Ausgleichung fand.“ 

Hiedurch ift die Verminderung der Ausfuhr von Vieh feit dem Jahre 
1859 allerdings nur zum Theil erklärt. Andererjeits aber wirkten auch andere 
Faktoren mit, jo das Verbot der Einfuhr von lebenden Schweinen aus Rußland, 
Dejterreich-Ungarn und deſſen Hinterländern nach Deutjchland vom 14. Juli 
1339 und die Verbote der Einfuhr von deutjchem Vieh in Belgien, Frankreich 
und Dänemark und Großbritannien. 


) Vgl. Statiftit des deutichen Neichs, Bd. 47 S. 16. 
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Durch dieſes Schweine-Einfuhrverbot in Deutſchland it namentlich au 
die Einfuhr junger Aufzuchtichweine unmöglich gewejen und hat einen — 
auf die Minderausfuhr deutſcher Schweine ausgeübt. Andererſeits ſcheint auch 
der Bedarf an Fleiſch in Folge Vermehrung der inländiſchen Bevölkerung ge— 
ſtiegen zu ſein, denn die neueſte Viehzählung vom 1. Dezember 1892 ergibt 
außer den Schafen eine beträchtliche Zunahme des deutſchen Viehſtandes. So 
vermehrten ſich in Preußen von 1883 auf 1892 die Rinder von 8737 641 Std. 
auf 9850960 Ste. (11°/,), die Schweine von 5819136 Std. auf 7 704 354 
Ste. (31°/,) und nur die Schafe gingen von 14752328 Std. auf 10092568 
Ste. zurüd. Uebrigens ift der Zeitpunkt der Viehzählung (1. Dez.) nicht fo 
entfprechend, wie der im Jahre 1833 gewählte Termin (Yan.), da gerade 
im Dezember jehr viele Schweine gejchlachtet werden. Im Sabre 1867 traf 
in Preußen 1 Rind auf 3, 1 Schwein auf 5 ımd 1 Schaf auf 1 Einwohner; 
1873 1 Rind auf 4, 1 Schwein auf 6, 1 Schaf auf 1',, Einwohner; 1883 
1 Rind auf 3, 1 Schwein auf 4'),, 1 Schaf auf 1°, Einwohner; 1892 1 
Rind auf 3, 1 Schwein auf 4 und 1 Schaf auf 3 Eimmwohner.‘) 

Die Einfuhr und Ausfuhr von Vieh erſtellt fich für Deutjchland folgender: 
maßen: U 

Einfuhr: 








Jungvieh. Kühe | Ochſen Schweine Schafe u. Lämmer 


Stück Rig, Mt.) Stud min. me, Stück min. ne, Stud min, vet. Stüd ia mr. 

1886 39207 72, 658311 245 | 16375 5,3 568570 54,0. 8405 0,21 

1887 39864 7,7. 74110 23,3 , 11367 3,6 | 382966 43,7 7808 0,19 
6,5 


1588 31745 67673 23,3 | 11392 8,7 291799 35,6 5687 0,16 














1889 48243 10,7 9341 33,1 15990 5,5 | 327649 38,8 2015 0,19 
1890 58301 14,0 :106548 89,9 | 15527 5,7 \ 596811 752 | 8783 0,32 
1891 75130 17,8 133527 47,3 | 44418 16.1 |, 738599 72,0 5845 0,40 
1892 76429 18,6 „135487 45,0 \ 43524 15,7 | 861253 98,0 | 13852 0,96 
A usfu hr: 
1886 53112 9,5 ! 24821 7,2) 39980 14,8 
1887 56762 96 21009 5,7 
1888 46671 79 20252 5,5 
| 


289317 20,0 : 1340683 27,7 

38308 14,2 | 284052 18,0 . 1253340 24,5 

35860 13,4 Pre 24,6 1236706 26,1 
| ’ 


1889 5049 08° 527 14 5057 1, 
1890 3694 1,0 3041 12 \ Ö 
18911 838328 11 3005 12. 8758 8386 0, 
1892 5728 1,7 3221 13 4826 231 4853 0,5 | 321950 8,1 
Mr. Bloc fährt jodann fort: „Die Nahrungsmittel eignen sich wegen 
der Schwierigkeit derClassifizir ung oder Gruppirungnicht zu Vergleichen. 
Wir sehen nur, dass Deutschland zur Versorgung mit Cerealien, Fi rüchten, 
Futtergewächsen, (Gemüse, Samenkorn 692 Millionen Mk. ausgegeben hat, 
während es für 37 Mill. Mk. hievon ausgeführt hat. 9 Millionen D.-Z. 
fremden Weizen, 8'/, Millionen D.-Z. Korn, fast 1,200,000 D.-Z. Hafer, 
7 Millionen D.-Z Gerste und eine Menge anderer Nahrungsstoffe hatte 
Deutschland für seinen Consum vom Ausland nöthig (1891), die Einfuhr 
von Nährstoffen unter den 2 Arten: Rohstoffe und Fabrikate hat nicht auf- 
gehört sich zu vermehren mit der Bevölkerung und dem Reichthum.‘ 








| 607189 15,6 


10122 1 
‚>. 403855 13,0 
8 


23 
4473 21 | 4329 
i 1,8 | 


231139 6,9 


Sa II I - 





i) Bgl. Statift. Nahrbuch 1893, Seite 18. 
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Die Einfuhr von Nahrungsitoffen beträgt durchichnittlich pro Jahr: 


für Deutichland: für Frankreich: 

a) Vieh ohne Pferde 150 Mill. ME. 50 Mill. ME. 
b) für Rohſtoffe zu In— 
duftrie und Gewerbe 

(ohne Tabakblätter . 970 „ J 74 , z 

e) Fabrifate ohne Tabat 216 „ 5 404 „ . 

d) Speifeöe . » .. 122 „ z 16 „ : 


Summa . . 1348 Dill. ME. 1214 Mill. ME. 
oder, wie oben fejigeitellt worden it, in Deutjchland 26,95 Mi. und in Frank: 
reich 31,90 Mi. pro Kopf. 

$ 5. „Hinsichtlich der Metalle ist eine Vermehrung in den 4 
Hauptarten: Erze, Rohmetalle, bearbeitetes Metall z. B. Eisen in Barren 
und Metallwaaren zu constatiren. 

Bei der Ausfuhr ist zu unterscheiden : Deutschland exportirt weniger 
Erze, Roh- und Halbfabrikate, aber mehr an Metallwaaren. Die aus- 
geführten Mengen haben sich vermindert. Im Jahr 1891 hat sich die 
Einfuhr von Eisen und Eisenwaaren gehoben auf 3,293,000 D.-Z. im 
Werth von 43 Millionen Mk. und die Ausfuhr auf 11,660,000 D.-Z. 
im Werth von 266 Millionen Mk. Die Einfuhr besteht hauptsächlich 
aus Gusseisen, die Ausfuhr aus Guss, Draht, Eisenwaaren, Waffen.“ 

Zur Erläuterung des Vorftehenden laſſen wir die Ziffern der Ein- und 
Ausfuhr an Eijen und Eiſenwaaren ſowie Eifenerzen nachitebend folgen: 


Einfuhr 1891. 1892, Ausfuhr 1891. 1892. 
Eilenere . 2 2 2.20 Mill. ME 22 Mil. Me. 5 Mil. Me. T min. Me 
Roh und Brudeiien . 13 _ —— ——— 14! „ u 10- >25... 
Halbiabrifate . » . . 6er „ J Br 69 — — 34 . . 
Eifenwaaren . . » . 171: „ 17 41689 2, 120: »- 


Summa . . 57 Mil ME 55 Mill. ME 252 Mil. ME 241 Mil. ME 
Ausfuhr-Ueberſchuß: 190-200 Mill. ME. oder 3,850--4 Mi. pro Kopf. 
Mr. Blocd fährt fort: „Die Kupferindustrie ist nicht weniger wichtig 
als die Eisenindustrie, Deutschland hat im Jahr 1591 426,000 D.-Z., 
Rolhkupter und Kupferwaaren importirt und 295,000 D.-Z. im Werth 
von mehr als 60 Millionen Mk. davon exportirt. Man findet sehr viel 
Kupfer zwischen Rhein und Weichsel, aber die Verwendung dieses 
Metalls ist so ausgedehnt, dass der Verbrauch davon in allen Cultur- 
ländern sehr stark ist.“ 
Die amtlichen Ziffern bezüglich der Nupferinduftrie Lauten :') 


Einfuhr 1891. 1812, Ausfuhr 1891. 1892. 
Blei und Nupfererze . 14 Mil. ME 13 Mit. Me — Mill. ME 0,5 Mill. ME 
Robkupier . . 39 Pr „ 88 ö ur A on * BT. a 
Kupfer in Stangen und 
Blehen. - 2 2. 07T u = 09 „ z BD: “ 9 
Kupferwaaren 1 # 4 a J 284 Bee 3 
Summa . . 57 Mil. ME 56 Mil ME 40 DU ME 435 Mil. Me 


') Deutichland produzirt an Nupfer etwa 250,000 (100) kg und verbraucht 500,000 
(100) kg, die Sejfammtproduftion der Erde an Kupfer ſchätzt man auf 1,500,000 D..3. In 
Deutichland find es die Manusfeldiſchen Kupferſchiefer-Bergwerke, woraus ſchon im Nahre 1875: 
66942 (100) kg Kupfer im Werthe von 10 Mill. ME umd im Nahre 1891: 146,300 T.»}. 
im Werthe von 17 Mill. ME. gewonnen wurden. Die Nupferproduftion Deutichlands jtieg 
von 52,000 D.-3. im Wertbe von 10 Mill. Mi. (1871) auf 252,000 D.-3. im Wertbe von 
29 Mil. ME (1590); es ſank alio der Kupferwerth von 192 Mf. auf 115 Mf. zu 100 kg 
und im Jahre 1892 jogar auf 100 ME. per 100 kg. 


wm 
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Zu dem von Mr. Blod angeführten Ausfuhrwerth von 60 Mill. ME. find 
auch noch die Nidel: und Aluminium-Waaren mit 8 Dill. Ausfuhrwerth, die 
ZTelegraphenapparate mit 3 Mill. ME, die Patronen und Zündhütchen mit 
5 Mill. ME, Antimon, Quedjilber, Arſenik und Nidelmetall mit 4 Millionen 
ME. zu rechnen. 

„Unter den übrigen Metallen ist noch zu erwähnen: Blei, Zinn 
und Zink. Man hat 1891 für 5 Millionen Blei ein- und für 10 Mill. 
Mk. Blei ausgeführt, die Mengen entsprechen beim Eingang wie bei 
der Ausfuhr auch den Werthen, ein Zeichen, dass das Blei in Deutsch- 
land nur wenig verarbeitet wird. 

Die Einfuhr von Zink stellt sich auf 3,661,000 Mk., die Ausfuhr 
aber hat 37 Millionen Mk. überschritten, denn es gibt mächtige Zink- 
bergwerke, in Deutschland, namentlich in Schlesien. 

An Zinn wurde eingeführt für 17 und ausgeführt für 4 Millionen Mk.“ 
Soweit Herr Bloc. 

Bei der Beurtheilung der deutichen Handels-Statiftif wird von den Fran— 
zojen und auch von Mer. Bloc der Fehler begangen, daß fie unjere Angaben 
binfichtli) der Waarenbezeichnung nicht vollftändig genug beachten. In der 
deutschen Handels- und Verkehrsſtatiſtik, die fich, wie wir oben bereit erwähnten, 
an den deutjchen Zolltarif innig anjchliegen muß, ift nicht Rohſtoff und Fabrikat 
bei der Gejammtbezeihnung einer Tarifpojition auseinandergehalten, jondern 
beifpielsweije die Nr. 6 des Zolltarifs begreift Roheiſen, Halbfabrifate und 
Ganzfabrifate von Eijen in fich, die Nr. 19 Rohkupfer, Kupfer in Stangen, 
und Blechen, Draht, Kupferwaaren, die Nr. 42 Zink und Zinfwaaren, die 
Nr. 44 Zinn und Zinnwaaren. 

Es jtellt jich daher das Bild des deutſchen auswärtigen Handels in Bezug 
auf Zink und Zinn wie folgt dar pro 1891: 


Zinf-Einfuhr: Binf-Ausfuhr: 
Rohzink, Bruchzint . . . 3,387,000 Mt. 26,323,000 Mt. 
gewalztes Zint . . . . 21,000 „ 7,916,000 „ 
Zinkwaaren 248,000 3,100,000 „ 
Spielzeug aus Zint. . - 25,000 „ 380,000 „ 
Summa . . . 3,660,000 Me. —=3'". Mill. Mt. 37,719,000 ME. = 38 Mill. Mt. 
; rund. rund. 
Zinn-Einfuhr: Zinn-Ausfuhr: 
Rohzinn, Bruchzinn . . . 16,800,000 Dit. 767,000 ME. 
Balzimnm . 2 22... 24,000 „ 81,000 „ 
innwaaren 2 2 202. 332,000 „ 3,154,000 „ 
pielzeug aus Zinn . . 4,000 „ 84,000 „ 
Summa . . . 17,160,000 Mt. =17 Mil. Mi  4,086,000 ME. — 4 Mill. Mt. 


$6. „Die Textil-Industrie in Deutschland marschirt an der Spitze der 
ganzen Manufakturbranche, fährt Mr. Blod fort, überall Fortschritt und 
die Ziffern wachsen nach allen Richtungen. Wir haben schon gesagt, 
dass die Statistik nur T'hatsachen bringt, ohne dieselben zu erklären, 
Innerhalb 10 Jahren von 1881 bis 1890 hat sich die Einfuhr der Roh- 
stoffe verdoppelt und der Werth ist von 499 Milliouen Mk. auf 709 
Millionen Mk. gestiegen, bei der Ausfuhr ist das Wachsthum schwach, 
von 125 auf 137 Millionen Mk. 

Anlangend die Fabrikate: Gewebe, Trikot, Posamenterien, Kleider 
etc, so ist die Einfuhr gestiegen von 389 Millionen Mk. auf 409 
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Mill. Mk. und die Ausfuhr von 821 Mill. Mk. auf 909 Mill. Mk. 
So stand die Sache im Jahre 1890, werfen wir einen Blick auf die 
Resultate des Jahres 1891.“ 

„Beginnen wir mit Baumwolle: 

Die Gesammtheit dieser Industrie ist bei der Einfuhr mit 237 Mill. 
Mk. und bei der Ausfuhr mit 195 Mill. Mk. betheiligt. 

Hinsichtlich der Einfuhr nach Mengen findet man, dass dieselbe 
auf 2,597,000 D.-Z. angewachsen ist und dass die Ausfuhr 224,000 D.-Z. 
betragen hat, demnach sind im Lande 2,350,000 D.-Z. Baumwolle ver- 
blieben. Der Fabrikations-Verlust kann durch andere Einfuhrmengen 
ausgeglichen gelten. Der Verbrauch an Baumwolle wächst in allen 
Ländern, also auch in Deutschland. Dieses Land bezahlt nach Abzug 
der Ausfuhr von der Einfuhr p p. 92 Mill. Mk. für die 2,350,000 D.-Z., 
die es consumirt und Alles inbegriffen kommt ihm der Doppelzentner 
kaum auf 40 Mk. zu stehen, also das kg verarbeitet ia Garn oder 
Gewebe auf 40 Pfg — 50 centimes im Mittel; das ist nicht theuer. 
Wenn die Klagen, die sich auf dieser Seite erheben, begründet sind, 
befindet sich die Baumwollindustrie im Nothstand.‘“ 

Hiezu iſt folgendes zu bemerken: 

Die Nr. 2 des Deutichen Zolltarifs umfaßt, wie wir oben jchon be: 
merften, die Gruppe der Baumwolle und Baummollwaaren zufammen, alio 
Rohbaummolle, Baummwollwatte, -garn, =gewebe, =jtrumpfiwaaren. 

An NRohbaummolle und Baummollabfällen wurden im Spezialhandel des 
Jahres 1891 
eingeführt. . - . 2,775,861 Dopp.=Ztr. im Werthe von 234 Mill. ME. 
ausgefühtt . . . 33720 , — „ 26 „un „bleibt 
Einfuhr-Ueberihuß . 2,438,571 „ — — a — 

An Halbfabrikaten aus Baumwolle wurden 
eingeführt. . . 188,705 Dopp »Btr. im Werthe von 42 „ . _ 
ausgefühtt . . . 96,137 „ ee „ 2 „u .,blabt 
Einfuhr-Ueberfhuß . 62,595 „ Ei Pa: Er 

An baumwollenen Geweben, Zeugwaaren und Strumpfwaaren wurden 
eingeführt . . . . 15,183 Dopp.=Btr. im Werthe von 12 Mill. DE. 
ausgeführt. . . . 246, ‚780 R —— * „147 , daher 
Ausfuhr⸗Ueberſchuß 281,597 5, un nn BE, m 

Bon den für Einfuhr von Nobftoffen und Halbfabrifaten ausgegebenen 
2283 Millionen ME. Einfuhr-Ueberihüfjen werden alfo 135 Millionen Mt. 
durch Mebrausfuhr wieder wettgemacht, jo daß für den Conſum 93 Millionen 
ME. bleiben oder pro Kopf der Bevölkerung 1,86 Mk. 

Wie fteht es in diefer Beziehung mit Frankreich? 

An Rohbaumwolle wurde eingeführt für 249 Millionen Free. 

ausgeführt „ 32 
Einfuhr-Ueberihuß 217 Diillionen Sch. 
An Halbfabrifaten wurden eingeführt für 32 Millionen Fres. 
ausgeführt „ 
Einfuhr:lleberihuß 29 Diillionen GTA 
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An Fabrikaten (tissus, bonneterieete.)für 46 Mill. Fres. eingeführt und 
für 105 „ „ ausgeführt. 
Ausfuhrsleberihuß 59 Mill. res. 

Es werden alfo 246 Millionen Fr. Einfuhr-Ueberſchuß durch 59 Mill. 
Fr. Ausfuhr-Ueberſchuß gutgemacht, jo daß zum Conſum 187 Meillionen Fr. 
oder falt 5 Fr. = 4 ME. (3,95 ME.) pro Kopf übrig bleiben. 

Mr. Blod fährt fort: „Ungeachtet des Sieges der Baumwolle spielen 
Hanf und Leinen noch immer eine gewisse Rolle im Consum. Man 
importirt 2,215,000 D.-Z. Flachs und Hanf (roh und verarbeitet, auch 
gewebt)‘) im Werth von 95 Millionen Mk.“ Dieje Angaben find nicht ganz 
forreft, da die Ar. 8 des deutſchen Zolltarifs ausnahmsweile nur die vege— 
tabiliſchen Spinnftoffe außer Baumwolle begreift, alfo Flache, Hanf, Jute, 
Heede. An Flachs wurden 579,000 D.:3. im Werthe von 34 Mill. Mk. 
eingeführt und 287000 D.:3. im Werthe von 18 Millionen ausgeführt. An 
2 wurden 535000 D.3. im Werthe von 29 Millionen ME. eingeführt und 

00000 D-Z. im Werthe von 17 Mill. Me. ausgeführt An Jute wurden 
318000 DB. im Werthe von 20 Mill ME. eingeführt und 23000 D.:2. 
im Werthe von 600000 ME. ausgeführt. Die Gefammt-Einfuhr an diejen 
Spinnjtoffen beträgt 96 Mill. ME; die Ausfuhr 40 Mill. ME., bleibt ein 
Conſumreſt von 45 Mill. ME Hiezu iſt die Leineninduftrie der Nr. 22 Des 
Zolltarifs in Betracht zu ziehen. Einfuhran Halbfabrifaten (Garn) 21 Mill. ME. 


Ausfuhr " 7 3' fa " " 
Einfuhr-Ueberſchuß 18", Mill. ME. 
Einfuhr an WaarenWertb . . 7° Js Dill. Die 
Ausfuhr „ 26 


Ausfuhr: Ueberichuß 15'/, Mill. DIE. 

Es ergibt ſich im Ganzen binfichtlic) der Leineninduftrie 

ein Geſammt— ei a an Rohſtoffen, Halb» und Ganze 
fabrifaten von . 124 Mill. ME. 
Der Sefammt: Ausfuhrwerth 7— 
Einfuhr-Ueberſchuß 53 Mill. Mk. 

oder etwas über 1 ME. pro Kopf. 
In Frankreich wurden im Jahre 1891 —— an 


Jute, Hanf und Flachs für. . . j . 91 Mill. Fres. 

an Halb- und Ganzfabrifaten daraus für ge ara ee AB J 
Summa . . . 134 Mill. Fres. 

Ausgeführt im Ganzen für. . 2 a nor 36 ü 


ibt ein Reſt 98 Mill. res. 
oder pro Kopf 2'/, Fres. an u * 

Mr. Block ſchreibt ferner: „Die Wollen-Industrie scheint sich hin- 
sichtlich der Stärke und des Verbrauchs gleichmässig zu entwickeln. 
Die Einfuhr hat 389 Millionen Mk. und die Ausfulır 330 Mill. Mk. 
überschritten Es arbeitet also diese Industrie hauptsächlich für den 
inneren Consum, da noch, ungeachtet der nicht unbeträchtlichen Pro- 
duktion an Wolle in Deutschland selbst im Jahre 1891 1,444,000 D.-Z. 
Rohwolle importirt und nur 77,000 D.-Z. exportirt wurden. Wollgarn 


) Dieſe Anficht iſt Falich. 
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wurde eingeführt 178000 D.-Z., ausgeführt 60,000 D.-Z, Tücher und 
Zeugwaaren eingeführt 15000 D. Z., ausgeführt 202000 D.-Z., die anderen 
Erzeugnisse übergeben wir als minderwichtig. Diese Ziffern zeigen, 
dass die Wollindustrie für inneren Bedarf arbeitet.“ 

Die vorangeführten Ziffern find im Allgemeinen richtig wiedergegeben. 
Bekannt ift, daß die deutiche und namentlich die württembergiiche Wollen: 
manufaftur wohl durch den Wollapoitel Dr. Jäger und feine Lehre: Wer 
weiſe, wählt Wolle, einen großen Aufſchwung in den legten 15—20 Fahren 
erfahren hat. 

Die Einfuhr in Deutjchland beträgt a) an Rohſtoffen 286 Mill. ME. 

b) an Halbfabrifaten 97° „ „ 
e) an Fabrikaten. 17. . 


Summa . . . 3IU Mill. ME. 
Die Ausfuhr aus Deutjchland beträgt ad 6) 66 Mill. ME. 
" ) ” " 
U BES a 
Summa . . . 331 Mill. ME. 


alſo Mehr-Einfuhr ca. 60 Mill. ME, dieſe vertheilen ſich jedoch wie folat: 
Mehr-Einfuhr an Nobitoffen 220 Mill. ME. und 
„ Balbfabrifaten 50  „ „ Dagegen 
Mebr: Ausfuhr „ zabrifaten . 221 „ 
es treffen alfo von der Mehreinfuhr an Rohſtoffen und Halbfabrifaten auf den 
Kopf der Bevölkerung 5'/, ME, an die Mehrausfuhr an Fabrifaten 4'/, ME. 
oder ein Plus an Einfuhr 1’, ME In Frankreich zeigt ſich folgendes Bild: 
Einfuhr an Nobitoffen 392 Mill. Fr. Ausfuhr an Robitoffen 134 Mill Fr. 


„  . Halbiabr. 21 „ „ z „Halbfar. 7 „ , 
„» „Fabrikaten 4 5 „ J „Fabrikaten 3z860 
Summa . . 487 Mill. Fr. Summa . . 511 Mill. Fr. 


alſo Mehreinfuhr an Rohſtoffen 258 Mill. Fr. = 6,8 Fr. pro Kopf und 
Mebhrausfuhr an Halb: und Ganzfabritaten 282 Mill. Fr. = 7,3 Fr. pro Kopf. 

Während alfo in Deutichland pro Kopf 1'/, ME. an das Ausland ab: 
gegeben werden, joweit die Wollinduftrie in Frage jteht, nimmt der Franzoſe über 
Fr. vom Ausland für feine Arbeit in Anfpruch und erhält fie als Einnahme. 

„Die Seide verdient zum Theil erwähnt zu werden. Die Einfuhr 
hat sich auf 170 Millionen Mk. gehoben, die Ausfuhr auf 192 Millionen 
Mk., die Einfuhr der Rohstoffe beträgt 12000 D.-Z. Floretseide, 23000 
D.-Z. Rohseide, 9000 D.-Z. Seidenabfälle, hievon die Ausfuhr abgezogen : 
4000 D.-Z. von Floret- und Rohseide und 5000 D.-Z. an Seidenabfällen. 
Es geht mehr Gewebe von reiner Seide ein- als aus, aber es wird mehr 
Halbseide ausgeführt. Für diesen Artikel beträgt die Einfuhr 5 Mill. 
und die Ausfuhr 101 Millionen Mk.; die Differenz ist gross.“ 

Auch bier jind die Ziffern im Allgemeinen richtig angeführt. 

Die Einfuhr von Rohſtoffen der Nr. 30 des Tarif nach Deutſchland beträgt 
faft 130 Mill. ME., der Halbfabrifate 9 Mill. ME, der reinen Seidenwaaren 
26 Mill. Mf., der Halbjeidenwaaren d 5 Mill. ME. = in Summa 170 Mill. ME 
Die Ausfuhr an Rohſtoffen fait 43 Mill. ME, an Halbfabrifaten 7 Mill. ME,, 
an Seidenwaaren 20 Mill. ME, an Halbfeidenwaaren über 122 Mill. Mi. 
— 192 Mill. Mk., alfo Ausfuhrüberſchuß 22 Mitt. ME. = 0,40 Mi. pro Kopr. 
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In Frankreich ergibt jich Hinfichtlich der Seideninduftrie folgendes Bild: 
Einfuhr an Robitoffen: 283 Mill. Fr. Ausfuhr: 131 Mill. Fr. 


„ Burn ꝛc.: — u — . " 
„ Geweben: 72 5 „ 22 5» 
Summa . . 355 Mill. Fr. 333 Mill. Fr. 


alfo Ausfuhrüberichuß ca. 28 Mill. Fr. = 0,7 Fr. = 56 Pig. pro Kopf. 

$ 7. „Nehmen wir noch eine sehr ausgedehnte und verschiedenartige 
Industrie, die der Chemikalien, die zugleich die Droguen, die pharma- 
zeutischen Präparate, die Farben- und analoge Materien in sich begreift. 
Auch hier erscheint der Fortschritt zur Evidenz. Die Quantität 
der eingeführten Rohstoffe hat sich von 470000 D.-Z. im Jahre 1881 
auf 1,016,000 D.-Z. im Jahre 1890 gehoben, dagegen ist der Werth 
nur von 119 Mill. Mk. auf 149 Mill. Mk. fortgeschritten. Bei der 
Ausfuhr der Rohstoffe hat sich die Menge von 1881—1891 wenig ver- 
ändert, sie ist von 234000 D.-Z. auf 257000 D.-Z. gestiegen. Die ein- 
getührten Rohstoffe werden also nicht wieder ausgeführt. Anlangend 
die Fabrikate, so hat die Einfuhrmenge wenig Verschiedenheit, so ist 
von 200000 D.-Z. auf 219000 D.-Z. gestiegen, der Werth gar nur von 
111,922,000 Mk. auf 111,936,000 Mk. Bei der Ausfuhr dagegen ist 
der Fortschritt fühlbar (sensible) von 2831000 auf 422000 D.-Z. in der 
(Quantität und von 206 Millionen auf 422 Millionen Mk. im Werth‘). 
Diese Ziffern scheinen anzuzeigen, dass die Preise für Chemikalien ge- 
fallen sind.“ Die Nr. 5 des deutſchen Zolltarifs zeigt pro 1891 ſtatiſtiſch 
folgendes Bild: Einfuhrmwerth 239 Mill. ME. Ausfuhrwerth 250 Mill. ME. 
Hiezu find noch Schwefelfies, Waſchſchwämme, Harze und Asphalt, Graphit, 
Gerberlohe, Theer und Pech, Artillerie-Zündhütchen und gewöhnliche Hefe zu 
rechnen, jo daß ſich der Einfuhrwertb der Rohſtoffe und Fabrikate der 
chemischen Industrie und Pharmazie (nach dem ſyſtematiſchen Waaren:Verzeichniß, 
Neichsitatiftit Band 6O N. F. S. III. 111) im Jahr 1891 auf 265 Mill. Mk. 
und der Ausfuhr: werth auf 278 Mill. ME. feſtſtellen läßt. Hievon treffen 
auf die Nohjtoffe in der Einfuhr 165 Mill. ME. umd in der Ausfuhr 32'/, 
Mill. ME, auf die Yabrifate dagegen in der Einfuhr 100 Mill. ME und in 
der Ausfuhr 246 Millionen ME. 


Nach der franzöfischen Statiftif ergibt fich folgende Berechnung: Einfuhr 
1891 Rohſtoffe 110 Mill. Fr, Fabrifate 113 Mill. Fr. Ausfuhr 1891 Roh: 
itoffe 368 Mill. Fr., Fabrifate 145'/, Mill. Fr. Es ergibt fich demnach für 
Deutichland Hinfichtlich der hier in Frage kommenden chemijchen Juduftrie bei 
der Einfuhr 265 Mill. ME., in Frankreich 223 Mill. Fr., in der Ausfuhr 
278 Mill. ME. bezw. 182 Mill. Fr. oder für Deutjchland ein Ausfuhrüberichuß 
von 13 Mill. ME., dagegen für Frankreich ein Einfuhrüberichuß von 41 Mill. Fr. 


1) Hier ift dem Economiste ein Drudfehler unterlaufen, indem die Steigerung des 
Ausfuhrwerthes von 206 auf 422 Millionen ME jtatt 242 Millionen ME. angegeben it. 
Abgeſehen davon, daß man bei einer Werthiteigerung von 206 auf 422 Millionen DE. und 
bei einer Ouantitätsjteigerung von 281000 auf 422000 D.-3. nicht von einem Preitrüdgange 
reden könnte, was ja nur dann der Fall jein kann, wenn der Werth nicht int gleichen Ber- 
hältniß zur Menge jteigt, jo ergibt ji aus der Zujammenitellung: „Der auswärtige Handel 
des dentichen Zollgebiets mit dem Ausland“ von Dr. 9. v. Scheel, abgedrudt in den Schriften 
des Vereins für Sozialpolitit, Gruppe 3, und aus den Nachweiſen im Statiſtiſchen Jahr- 
buch, Bd. 13 S. 35, woraus die Zahlen-Angaben des Mr. Blod zum Theil entnommen 
jind, dah die Werthangabe 242 Millionen Mark heißen mu. 
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Deutichland wäre aljo hienach in Bezug auf die Entwicklung der chemiichen 
Induſtrie wejentlich überlegen.') 

$ 8. Mr. Blod ſchließt mit folgender Betrachtung: „Wenn man in der 
Vergleichung der anderen Industrie fortfahren wo Ite, würde man sehen, 
dass der Eindruck, den man beim ersten Anblick gewonnen hat, sich 
bestätigt, dass nämlich der eine Industriezweig zu einer Zeit pros- 
periren kann, zu welcher ein anderer darniederliegt, dergestalt dass 
das Ganze eine Art Zusammenhang bewirkt, indem die widerstreitenden 
Einflüsse bis auf ein gewisses Mass ihre Ausgleichung finden. Wir 
haben diese allgemeinen Ziffern gegeben und werden uns nicht länger 
dabei aufhalten; wir wollen lieber die offiziellen Angaben über die 
Auswanderungsbewegung von 1871 bis 1891 bringen. 

In dieser Reihe von 21 Jahren herrscht eine grosse Menschen- 
bewegung. Zwischen dem Minimum 22898 von 1877 bis zum Maximum 
220902 im Jahre 1831 finden wir sehr verschiedene Zahlen. Die Aus- 
wanderung ist geblieben unter 50000 in den Jahren 1874, 1875, 1876, 
1877, 1878, 1879, sie hat geschwankt zwischen 50 und 100000 im Jalıre 
1871, 1886, 1889, 159%, sie hat sich gehalten zwischen 100000 und 
200000 im Jahre 1872, 1573, 1880, 1883, 1854, 1885, 1887, 1588 und 
1891. endlich im Jahre 1881 und 1882 hat die Zahl der Auswanderer 
200000 überschritten. 

Weitaus die grösste Mehrzahl der Auswanderer ging nach den 
Vereinigten Staaten von Amerika, der Rest zerstreute sich, wovon 
Brasilien noch ein gut Theil abbekam. Man hat diese Verschiedenheiten 
der Zahl der Auswanderer nicht erklärt, aber es ist klar, dass die 
Ursache dieser Veränderungen erforscht werden muss, sei es bei der 
Abfahrt in der Heimatlı oder bei der Ankunft am Bestimmungsort. 
Der Krieg vom Jahre 1870,71, der empfindliche Lücken in das Heer 
der Arbeiter in Deutschland gerissen hatte, liess die Auswanderung 


' Wir laſſen bier die Berechnung folgen, wonad) wir aus der ſranzöſiſchen Statiſtik 
die Gruppe III. des deutschen Initematiihen Waarenverzeichnijjied zuiammengeitellt haben. 














A. Einfuhr. DE B. Ausfuhr— 
| | Robitofie ' Fabritatc 
 Robitoffe | 1000 Fr. | Fabritate ‚1000 Si. | 1000 Fr. | 1000 fr. 
Düngemittel . . . 9749 Neth, 2 12385 35 | 3570 gi 3460 
Knochenkohle x. . . 2139 Chemiſche PBrodutte . ı 34814 | 50057583 
Schwämm . . . . 8816 | Theerprodulte. . . 12118 | 2141 | 2660 
Gummi. 222. 8313 Soda 2... 5 | 408 11002 
Hate 2 220.202, 83573 | Iheerfarben . . . 5230 | 5240 2764 
Ballam . 20.2385 Jandere Farben . .ı 5182 | 208 8825 
Kork, Wurzeln. . »; 12296 |Parfüm . 2...) 89 5721 11437 
Serbitofe . » . . 12087 !Sälte . » » -..1..1900 | 10346 5970 
arbbolE >... 18736 | Eiiengen 2..." 108 | 99% 
Schweiell . 2... 9006 | Mineralwajler . . 425 ı 1826 |, 1330 
Nsphalt. . 2. . 2469 Wachslichte, Yeim . 2207 ; 849 | 10471 
The. 2 220: 6785 Diverie. . 0. 2800 1205 | 
Cochenille . . . » 856 Ä — | 
Indigo . 123334 FarbholzErtrafte . | — 22360 
Grafit 526 Pulver u. Munition | 906 Ta 5263 
Summe. . . 109970 | 112930 | 36861 | 145520 


nn — — — — — 
223 Mil. Fr. 182 Mil. Fr. 
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auf 20—40000 Personen herabsinken ; auch damals als für den amerikan- 
ischen Markt Nothstand hereingebrochen war, erfolgte eine Abnahme 
der deutschen Auswanderung, wenn auch auf eine mindere Stufe. 

Von welchen Theilen Deutschlands kommen diese Auswanderer? 
Mehr oder weniger aus allen, aber in verschiedenem Verhältniass. 

Vom inneren Deutschland sind im Jahre 1891 232 auf 100000 
Einwohner ausgewandert, oder in Preussen 259, in Bayern 192, in 
Württemberg 303, in Sachsen 117, in Baden 250, in Hessen 200. Auch 
Preussen zeigt eine grosse Ungleichheit in seinen einzelnen Provinzen. 
In Westpreussen wandern 1094 auf 100000 Einwohner aus oder 1°, 
der Bevölkerung, dies bewirkt einen wahren Mangel an Arbeitskraft. 

Dann kommt Posen, 1041 auf 100000 Einwohner. In diesen beiden 
Provinzen besteht ein grosser Theil der Einwohner aus Polen und man 
könnte annehmen, dass die Polen leicht auswandern, aber diese An- 
nahme wird durch die Thatsache widerlegt, dass Ostpreussen in seiner 
Bevölkerung ebensoviel Polen enthält als Westpreussen, und doch nur 
137 auf 100000 auswandern, ebenso Schlesien, wo nur 63 auf 100000 
ihre Heimath verlassen. 

Also was die Auswanderung hervorruft, ist ein Zusammenfluss 
von Umständen; die Schwierigkeit des Bodenerwerbes oder der vortheil- 
haften Bewirthschaftung lässt in den Preussischen Provinzen an den 
Ufern der Weichsel und der Oder einen grossen Theil der Arbeiter 
auswandern.“ Soweit Herr Mr. Block. 

Nah dem Statiftifchen Jahrbuch 1892 ©. 11 find über deutſche Häfen 
in den Jahren 1871— 1891 folgende Perfonen ausgewandert: 

1871: 75912 Berjonen. 1878: 24217 .Berjonen. 1885: 107238 Berjonen. 


1872: 125650 1879: 33327 — 1886: 79875 „ 
1873: 108638 „ 1880: 106190 — 1887: 99712  „ 
1874: 4512 „ 1881: 210547 5 1888: 98515 „ 
1875: 30798 „ 1882: 193869 * 1889: 90259  „ 
1876 28368 2 1883: 106119 . “1890: 91925 . 
1877: 21964 3 1884: 143586 1891: 115392 

Hiezu fommen aber noch die über franzöf iſche Häfen ausgewanderten 

Deutjchen: 

1871: 312 Berjonen. 1878: 1410 Berjonen. 1885: 2881 Berjonen. 
1872: 2502 = 1879: 2561 A 1886: 3350 „ 
1873: 6800  „ 1880: 10907 u 18897: 505 „ 
1874: 2559 B 1881: 10855 J 1888: 5436, 
1875: 1556 „ 1882: 9716 R 1889: 5811 2 
1876: 12976 „ 1888 20 z 1890: 51798 3 
1877: 934 : 1891: 4697 „ 


Hieraus ergibt ſich, ba im Sabre 1871 die deutjche Auswanderung 
76224 Berjonen betragen hat, im Jahre 1880 auf 117097 Perſonen gejtiegen 
ift und fih auch im Jahre 1882 —1885 auf einer ganz anjehnlichen Höhe 
erhalten hat. Im Jahre 1886 begann ein mächtiges Zurücgehen diejer Aus: 
wanderungsziffern. Bis 1884 ijt die Nachweifung nicht vollitändig, da die Nach— 
weile der über holländiiche Häfen ausgewanderten Perfonen fehlen. 

Die Auswanderung in —— iſt wegen der geringeren Dichtigkeit der 
franzöſiſchen Bevölkerung erheblich niedriger als in Deutſchland, es ſind im 
Jahre 1880 nur 4612, 1881: 4456, 1882: 4858, 1883: 4011, 1884: 6100, 
1885: 6063, 1886: 7314 alfo durchſchnittlich 5— 6000 Perſonen ausgewandert. 
Es treffen alfo in Franfreich auf ca. 6000 Perſonen, in Deutichland auf ca. 
600 Einwohner 1 Auswanderer. 
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Bodenflähe und Bevölkerung der Erde. 


Im Anschluß an die obige Studie wollen wir noch aus einem Artikel in 
dem Journal de la Societe de Statistique de Paris: Superficie et Popu- 
lation (Bodenfläche und Bevölkerung), worin auf das Werf von Dr. Peter: 
mann: die Bevölkerung der Erde, den Almanach von Gotha und das „States- 
mans Yearbook“ jowie die Geograpbiichzitatijtiichen Tabellen von D. Hübner 
Bezug genommen wird, die beigefügten Tabellen über Bodenfläche, Bevölkerung 
und Dichtigfeit derjelben mittheilen. 




































Europa. ]km in 1000, ein Dichtigkeit pro 
Millionen. | []km 

Sroßbritamiien 314,6 | 37,9 Seelen. 120 Berjonen. 
Niederlande . . | 33,0 | 4,6 " 139 
Belsien «+ 2. -ı 29,6 6,1 \ | 206 : 
Luxemburg — 2,6 0,2 — 76 
Suntreid © 3 2. 536,5 38,3 3 | 12 » 
Mona 2 2. 0,02 0,01 * 72 

Weſteuropa 416 32 S7, Seelen. 
Deutiches Reich . . 40,6 49,4 Seelen, 91 Perſonen. 
(Rrenben) . . . » (348,3 (29,9) " | MM) m 
Shweu. - - . . 41,3 2,9 & | 70 J 
Lichtenſtein. . . 0,16 0,009 Z 60 - 
Teiterreih-llngarn . 625,5 41,3 5 | 66 — 

Gentraleuropa . 1207,56 93,609 Seelen. 77 Berjonen. 
Kot - .2 5% 0.4 0,006 Seelen. 13 Perjonen. 
Portugal . . . . 50,3 4,5 ” 50 — 
Spanien 2 2... 497,1 17,2 2 34 ” 
Gibraltar . er 0,005 0,02 R 40 ® 
Stalien . . F 286.6 30,2 “ 105 “ 
ln = 5 = 0,3 0,2 5 105 x 
Briehenland . , 65,1 29 R 33 N: 
5 A 168,5 2,2 31 2 


Bosnien md . | 








Herzegowing mit 584 1,5 R 25 
Movi-Bazar . ) 
Bulgarien . . » . | 06,6 3,1 = 38 ge 
Gebet . - =. 181 2,1 5 43 > 
Montenegro x. +. 91 0,2 * 22 — 
Rumänien .: . . 131.1 3,4 — 41 — 
Südeuropa 1150,56 71,526 Seelen. 50 erjonen. 
Rußland (Titeurope) 477,0 98,0 Seelen. 18 Rerionen, 
Schweden . -» . , 142,8 | 4,8 Se IT — 
Norwegen eg: 325,3 | 2,0 — 6 n 
Dänemark . — 144,4 2,3 “ 16 — 
Spitzbergen u. andere 
Nordlaudsinſeln . 0,5 — — 
Nordeuropa . . 483,0 91 Seelen. 9 Rerjoneit. 
SanzEumroda . .  10,034,445 km 3590,645,000 Einw. 35,8 
SanzAtrita » -. . 30,500,000  „ 153 Millionen „ 5,0 
SanzMiien . - . | 42.200.000 „ "824 n 19,6 
Hanz-Qceanien . 11,100,000  _, 38 % = 35 
Nordamerita . . 23,700,000 88 et u 3,6 
Südameifa . . 18,700,000 34 u — | 1,8 
Sceaninjeln . " — — — | — 
Polarländer — — 








136,200, O00 \_|km 1497 Mill. Einw, 


(Schätzung nah M. E. Levaſſeur.) 
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Nah dem Werke: die Bevölkerung der Erde von Dr. PBetermann bat 


Europa 9,7 Mittionen Dkm , mit 357,4 Millionen Einwohner. 
Niien . 44,2 p „I u 8259 & e 
Afrika 29,2 5 „1 „1640 Mi = 
Dceanien . ; 7,7 P J 3,2 = — 
Amerita . . 2.1883 J — 1231.7 — 
Oceaninſeln.. ı 19 " > 74 N = 
Bolarländer. . . |! 45 0,1 Fi 5 


135,5 Millionen 0) = mit 1479,7 Millionen Einwohner. 
a) Nach Statesman’s Yearbook und _b) Otto Hübner’3 Tabellen : 








92 Mil. Okm mit 50,2 


a) Enropa te Meilen = 360,2 Mill. Einw 
Aſien „rt 167 r == 51 £ Ri „. 8500 „ J 
Airita . 11,5 BE 0. 
Dceanien . .. 333 r = 85. R AT 2: E 
Amerika 13,7 ” — 34,4 ö u BB - z 
Rolarländer 4,9 r —= 12,7 w . 0,3 

Summe ı 517 OMeilen = 132,7 SHIT km mit 1467,9 T Em 

b) Europa 9,7 Millionen Akm mit 358,2 Millionen Einwohner. 

Aſien . 44,6 — E „860,3 . z 
Afrika . 29,8 e P „206,1 : R 
Dceanien 8,9 R " e 2,3 R Re 
Amerika . 38,3 ö e „ 1245 “ z 
Polarländer 4,5 er 0,1 r m 
Summe 135,8 Millionen [] En mit 1554,5 Millionen Eimmwobner. 


Wenn das Wachsthum der Bevölkerung gleich hoch bleibt ‚wie in den 
legten Jahren, jo würden fich nach den Tabellen des M. Nichot (Beonomiste 
francais 1892 Nr. 36) im Jahre 1992 folgende Beröllerungszahlen ergeben: 








1892 110 Millionen Einwohner 1992. 340 Millionen Einwohner 


Rußland FE TE 
Deutihland . . . „78 . pr > 115 J J 
Deiterreihellngam . „| #2 J — 80 
Großbritannien und | 

Sreland . er | 38 u 2 [+5 80 — 
——— | " 38 7 2 ” 50 "” " 

talien —J | 30 " " " 50 A PR 
Spanien u. Portugal | "| 22 — 35 2 2 
Baltanhalbiniel . * 20 — 30 
Scandinavien 10 — 15 R 

(Eihmeren, Norwegen 

un: Dünemart) 

Belgien ke 6 " ” " 10 " " 
Niederlande ei 5 — 8 — 
Schweiz u L 3 » „15 " ’ 
Europa, Summe 1892 373 Millionen ——— 1992 818 Millionen Einwohner. 
Ver.Staaten⸗ Amerita 1892 64 Millionen Einwohner 1992 400 Millionen Einwohner 
nn ; 118 u 50 — 

raſilien „14 50 „ „ 
Canada . PM | 5 n | „ +0 2 ” 
Eentral-Amerita . a — J | 25 u J 
Peru, Bolivia J18 25 
Argentinien | TE “ " | u 30 " „ 
Ehile RR: op 3 n r | — | 20 e R 
Antillen . ——8 — — I" n „ " 
Amerifa, Summe 1892 113 Millionen Einwohner. , 1992 645 Millionen Einwohner. 
Aujtralien . . ' 1892 5 Millionen Einwohner. 1992 30 Millionen Einwohner. 


Aſien und Afrika wird wegen der Umficherbeit der betreffenden Nachrichten 
außer Berechnung gelaflen. 


Beiträge zur Erörterung 


der Frage nach dem derzeitigen Umfang der Kronenredte in Preußen unter 
befonderer Berüchſichtigung des Königlichen Stenererlaßredtes. 


Non 
Dr. Wudolf Eurtius, Regierungsasiejior, Berlin. 


L, 


s 1. Seit Erlaß der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jannar 1850 ift die 
Trage nach dem gegenwärtigen Umfang der Ktronrechte zu einem befannten 
Streitpunft des Preußischen Staatsrechts geworden. Denn wenn auch der Ei: 
tritt Preußens in die Neibe der Eonjtitutionellen Staaten eine Menderung in 
der hiſtoriſch-politiſchen Stellung des Königs injofern nicht herbeigeführt 
hat, als derjelbe auch fernerhin als das Oberhaupt des Staates, als der 
Träger der Staatsgewalt angejehen werden muß, fo läßt fi doch auf 
der anderen Seite nicht verfennen, dab die aus diefer Stellung erwachſenden 
Nechte und Prlichten des Herrichers durch die verfaflungsmäßige Organifation 
einer Bolfsvertretung mit jelbjtändigem und unabbängigem Meachtbereich nicht 
unerheblich modifizirt worden jind. Dieſe Modifikationen gewinnen aber des— 
halb eine um jo größere Bedeutung, weil die VBerfafinngsurfunde ein endgiltig 
abjchliegendes Urtheil über fie auszujprechen vermieden hat und in ihrem 
Wortlaut einer engeren oder weiteren Muslegung jener nicht entgegenitebt. 
Nimmt man hierzu noch die einander twiderjtrebenden Forderungen der polit: 
iſchen Barteien, jo wird man es erflärlich finden, wenn die wechjelieitigen Be 
fugnijfe von Krone und Landtag jich zu einem Gegenjtand lebhaften Meinungs: 
austaujches berausgebildet haben, bei welchem eine alle zwingende Einigung 
bisher noch unerreichbar geblieben iſt. Die dabei hervortretenden Gegenläge 
jelbit äußern fich vornehmlich nach drei Hanptrichtungen hin. Während die 
Einen der Krone nur mehr diejenigen Nechte zugejtehen wollen, welche ihr die 
Berfaflung ausdrüdlich übertragen oder belaſſen bat, weiſen die Anderen der 
Bolfsvertretung einen gleicher Weile beſchränkten Meachtkreis zu. ine dritte, 
mehr vermittelnde Auffaſſung fieht in der Urkunde von 1850 überhaupt nicht 
eine erichöpfende Zufammenjtellung der beiderjeitigen Nechte, jondern verlangt 
mangels anderweitiger — — —— ein verfaſſungsmäßiges Zufammen: 
wirken beider Staatsorgane.‘) Der Wortlaut der Berfaffung fteht, wie an— 
gedeutet, einer dieſer Anfichten weder zur Seite noch entgegen; das enticheidende 
Beweismaterial müſſen daher Alle aus der Entjtehungsgefchichte derjelben ent— 
nehmen, und dies um jo mehr, als im legten Grunde der durchichlagende 
Differenzpuntt nicht ſowohl in den Einzelanordnungen des Geſetzes als ganz 
beſonders darin zu ſuchen iſt, ob man an einer Kontinuität zwiſchen den 
öffentliche Rechtszuſtänden vor und nad) Erlaß der Verfaſſung feſtzuhalten bat, 





9. Schulze, Preuß. Staatsrecht, 2. Aufl. 1888/90, I. S. 609 f. 
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oder ob wirklich in Preußen der monarchiſche Abſolutismus alle jtändischen 
Inſtitutionen, alle jelbjtändigen ftaatlichen Faktoren jeit länger als einem 
Jahrhundert jo gut wie bejeitigt, mit einem Wort in ftaatsrechtlicher Beziehung 
durchaus tabula rasa gemacht hatte, jo daß eine vollitändige und planmäßige 
Neugeltaltung in der Form einer bewußten, ſyſtematiſchen Kodififation, einer 
grumdjäglichen Feſtſtellung des öffentlichen Rechtes notbwendig geboten war.') 
Denn wenn die Verfaflungsurkunde die alleinige Grundlage des modernen preuß— 
iſchen Staatsrechtes bildet, jo fünnen auch die Rechte der Krone einzig in ihr eine 
Begründung und Rechtfertigung finden, und alle etwa früher vorhandenen 
Machtbefugniſſe derſelben müſſen als bejeitigt gelten, jo weit fie in jener nicht 
ausdrüclich oder jtillichweigend aufrecht erhalten worden find. Andernfalls 
ericheint Das Geſetz von 1850 als eine Fortjegung, als eine den veränderten Zeit: 
umſtänden angepaßte Erweiterung der alten, joeben erit erfüllten Veriprechungen 
einer Nationalrepräſentation, twelche die darin nicht erwähnten Königlichen Nechte 
unberührt gelafjen hat. Einer dritten, vermittelnden Nichtung wird jomit von 
vornherein der Boden entzogen. 


8 2. Als Friedrich Wilhelm IIL, anfnüpfend an frühere Verheißungen?) 
jeinem Staate im Jahre 1315 eine Nepräfentation des Volkes und ein Staats: 
grundgejeg in Ausficht ftellte, beabfichtigte er hiermit feineswegs, der Staats— 
verfafjung eine neue Geſtalt zu geben, er wünſchte vielmehr nur „der Nad): 
fommenschaft die Grundſätze, nach welchen jeine Vorfahren und er ſelbſt die Regier— 
ung ihres Reichs mit ernitlicher Vorforge für das Glück der Unterthanen ge: 
führt haben, treu zu überliefern und vermitteljt einer Jchriftlichen Urkunde als 
Berfaflung des preußischen Neichs dauerhaft zu bewahren.“ Daher wurde im 
Anschluß an geichichtlich gegebene Verhältniſſe die Bildung jener Volfävertretung 
auch nur auf (provinzials) jtändischer Grundlage in Abficht genommen, und die 
Wirkſamkeit der YLandesrepräfentanten zunächit auf die Berathung über alle 
Gegenitände der Gejeßgebung bejchränft, welche die perjönlichen und Eigen: 
thbumsrechte der Staatsbürger mit Einſchluß der Beitenerung betrafen, erſt Die 
Neuregelung des Staatsſchuldenweſens im Jahre 1820 ſchrieb ihre Zuziehnng 
und Mitgarantie für die Aufnahme neuer Staatsdarlehen vor und verpflichtete 
die Staatsjchuldenverwaltungsbehörde ihnen, ſobald ſie zulammengetreten, all: 
jährlich Rechnung zu legen, damit die Königliche Decharge nach Maßgabe ihres 
Gutachtens erfolgen könne.“ Zwar iſt es in den nächſten beiden Jahrzehnten 
zur Einrichtung einer allgemeinen Bolksvertretung nicht gefommen, aber eine 
Theilnabme der Negierten an der Ausübung der Staatsgewalt wurde dennoch, 
wenn auch im geringerem Maße und durch territorial begrenzte Organe, gleich 
Damals zugeitanden. Man ftellte wenigitens die in der Verordnung von 1815 
($ 2) verbeißenen provinzialftändischen Verſammlungen her und überließ den— 
jelben die Berathung jowohl der bejonderen, ihre Provinz angehenden, wie 
auch ſolcher allgemeiner Gejegentwürfe, welche Veränderungen in Berjonen: 
und Eigenthumsrechten und in den Steuern zum Gegenſtand hatten, ſoweit fie 
die Provinz betrafen. Zugleich räumte man ihnen das Necht ein, Bitten und 


9 Schulze, Preuß. Staatsrecht, 2. Aufl., 1888.90, L, S. 117. 

*. Rublitandum vom 16. Dezember 1808, Verordnung vom 26. Tezember 1808, 
G. 1506/10 S. 362 und 469. — ‚Ainanzedifte vom 29. Oktober 1810, 6. S. S. 31, — 
vom 7. September 1811, 6. 5. 3 262. 

a Verordnung vom 22. Mat 1815, ©. S. 5. 103. — Verordnung vom 17. Jannar 1820, 
G. S. S. 9, XII, 
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Beichwerden provinzieller Natur vor die Krone zu bringen.) In Tätigkeit 
konnten fie allerdings nur auf Königliche Berufung bin treten, und dieje jtand 
lange Zeit einzig in dem Belieben des Herrichers. Erſt im Verfolg der Defrete 
vom 23. Februar und 30. Juni 1841 fprachen die derzeitigen Landtags: 
abjchiede die Abficht des Königs aus, die Stände fünftig, Jofern hinreichende 
Veranlafjung vorhanden, alle zwei Jahre zu verjammeln.?) 

Die auf ſolche Weile geichaffene Mitwirkung der Stände zeigte ſich jedoch 
auf die Dauer nicht ausreichend, vor allem entfprach fie nicht den durch die 
Verordnung vom 17. Januar 1820 für die Regelung des Stautsfchuldenwejens 
geforderten Vorausſetzungen. Diefer Mangel trat bejonders zu Tage, als mit 
Entwicklung der Eiſenbahnen auch für den Preußifchen Staat die Ausnugung 
eines ſolchen gewaltigen Verkehrsmittel unabweisliches Bedürfniß wurde. 
Denn ohne Belajtung des Staatöfredits erichten der Bau von Eijenbabnen 
unmöglich, da auf der einen Seite die Anlage von Staatsbahnen eine An— 
leihe nothiwendig machte, auf der anderen Seite die Privatunternebmung 
eine Zinsgarantie verlangte. Bei Beiden aber ieh fich nach den gejeglichen 
Borichriften eine Zuftimmung von Meichsjtänden nicht umgeben. In Er: 
mangelung derjelben beichloß Friedrich Wilbelm IV., Ausſchüſſe der Provinzial 
landtage wählen zu laſſen und fie zur Beſchlußfaſſung über eine zweckent— 
jprechende Verwendung von Staatsmitteln in vereinigter Sikung nach Berlin 
zu laden.) Es wurde dieferhalb im Jahre 1842 die Wahl eines jtändiichen 
Ausſchuſſes aus allen Yandtagen der Monarchie angedrönet mit der Motivirung, 
daß der König auch in den Zwijchenzeiten, wo die Yandtage nicht Deriaimmeelt 
wären, den Nath feiner Stände einzuholen in der Lage fein wolle. Die Auf 
gabe des Ausſchuſſes jollte überhaupt darin beruben, eine Ausgleichung der 
abweichenden Anfichten der einzelnen Yandtage oder eine weitere Beratbung der 
dieſen vorgelegten Geſetzentwürfe, eventuell auch eine Beratbung jolcher Gegen: 
ftände vorzunehmen, welche bisher in der Regel nicht an die Provinzialitände 
gelangt waren, ſowie auf Erfordern eine gutachtliche Aeußerung bei den eriten 
Borbereitungen allgemeiner wichtiger Gelege abzugeben.‘) Ein Necht auf peri- 
odische Berufung (mindejtens alle vier Jahre) erhielt dieſer Ausschuß jeded 
erſt einige Jahre jpäter.’) Als dem jo vereinigten Ausſchuß die Eijenbahn: 
angelegenbeit vorgelegt wurde, erfannte derjelbe zwar die Nothwendigkeit einer 
Bereititellung von Staatsmitteln an, zur Uebernabme einer Zinsgarantie aber, 
wie jie den Privatunternehmern bewilligt werden ſollte, erklärte er ſich für 
unzuſtändig.) Wenn man daher das Geſetz von 1820 nicht einer Abänderung 
unterwerfen wollte, blieb nichts übrig, als eine Verſammlung wirklicher Reichs: 
ftände berzuftellen. Lebteren Ausweg zog der König vor und befabl durch 
Patent vom 3. Februar 1847 die Bildung eines „Vereinigten Landtags“ aus 
ſämmtlichen Mitgliedern der acht Provinziallandtage zunächit nur für den vor: 
liegenden Fall, bald aber ebenfalls mit dem Necht der Periodizität.‘) Hiermit 





— 
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Bal. Simon, Preuß. Staatsrecht II. S. 168 f. 
Bal. v. Znbel, die Begründung | des deutſchen Reichs Durch Wilbelm I, 1. 5. 106 r. 
B. vom 21. uni 1842, G. S. &. 215, Eingang und SS 3 md 4. 

V. über die Pperiodtiche Sırlammenberufung des vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes 
und deſſen Befugniſſe vom 3. Februar 1847, G. S. S. 40,8 2 
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war Die Gejammtrepräjentation des ganzen Yandes durch eine einzige 
Körperschaft endlich doch in's Leben getreten, umd der König fonnte mit 
Recht bei ihrem erjtmaligen Zufammentreten darauf hinweiſen, daß er nicht 
nur alle Verſprechungen jeines Vorgängers in ihrem ganzen Umfange erfüllt 
babe, jondern über Ddiefelben noch weit hinausgegangen jei.') Denn neben der 
Beratbung von Geſetzentwürfen und Mitwirkung bei Staatsanleihen wurde 
dem vereinigten Yandtag zugleich das Necht der Zuftimmung bei der Einführ: 
ung neuer oder der Erhöhung der beitebenden Steuern verliehen. Auch jollten 
ihm die Rechnungen der Hauptverwaltung der Staatsichulden vor der König: 
lichen Decharge zur gutachtlichen Nenferung, und dabei der Hauptfinanzetat 
nebſt einer Ueberjicht des Staatshaushalts zur Information vorgelegt werden. 
Ueberdies wurde ihm das Petitionsrecht allgemein in inneren Angelegenheiten 
zugeltanden.?) 

Nunmehr war der enticheidende Schritt auf fonftitutionellem Wege getban, 
eine Zufammenjegung des Yandtags in nicht jtändischer Form durch allgemeine 
Wahlen und eine weitere Ausbildung feiner Befugniſſe blieben nur noch eine 
Trage der Zeit und der Zwecmäßigfeit. Niemand hat dies gleich damals 
klarer erkannt als der Prinz; von Preußen, denn nachdem in der denfwiürdigen 
Sitzung der 1845/46 mit Berathung eines dem Drängen der Stände ent: 
sprechenden Berfallungsgejegentiwurfs betranten Kommiſſion am 11. März 1846 
der Beichluß durchgegangen war, die provinzialjtändiichen Yandtage zu einer 
einzigen Verſammlung zu vereinigen, faßte er die jo geichaffene Situation in 
jeinen Schlußworten dahin zufammen: „Ein neues Preußen wird fich bilden. 
Das alte geht mit der Publizirung dieſes Gefeßes zu Grabe. Möge das nene 
jo erhaben und groß werden, wie e8 das alte mit Ehre und Ruhm geworden 
iſt“*) In ähnlichem Sinne hatte fich bereits vorher der Fürſt Metternich aus- 
geiprochen. Als Friedrih Wilhelm IV. demfelben kurz nach Einjegung der 
vorgenannten Kommiſſion die Abſicht äußerte, Die PBrovinzialftände zu einer 
furzen gemeinſamen Sitzung zu verfammeln, glaubte jener nach feiter Leber: 
zeugung den bejtimmten Ausipruch thun zu müſſen, daß der König feine ſechs— 
hundert Brovinzial-Abgeordneten als jolche einberufen werde, und daß diejelben 
als Reichsſtände auseinandergeben würden.‘) Nachdem der vereinigte Yandtag 
einmal zufanmmengetreten und ibm das Necht auf periodische Berufung ertbeilt 
worden, war fir immer mit dem patriarchaliichen Syitem gebrochen, und es 
mußte eine auf gegenſeitigem Rechtsverhältniſſe berubende Berfaitung nachtolgen.?) 
Ebenſowenig aber läßt ich Ichlechtbin in Abrede jtellen, daß „eine ruhige 
Fortentwicklung der allgemeinen Angelegenheiten voransgejegt, auf der jo ges 
wonnenen Grundlage der Neubau des Staates hätte ausgeführt werden können.“) 
Der König jelbjt betrachtete Die Sejeßgebung vom 3. Februar zwar in ihren 
Grundlagen als umantajtbar, deshalb aber keineswegs als abgejchlojien, viel: 
mehr als bildungsfäbig und erflärte fich bereit, darauf bezügliche Anträge der 
Stände genau zu prüfen umd gern in ſoweit zu gewähren, als ev dies mit 

Friedrich Wilbelm IV. Reden S. 41 ff. 

) Nat. Patent, die ſtändiſchen Einrichtungen betr. vom 3. ‚Februar 18 17, 6) 
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dem umveräußerlichen Nechte der Krone und der Wohlfahrt des Landes für 
vereinbar balte.': Dan die Märzereignilie des Jahres 1848 ein jchrittweiies 
Vorgehen verhinderten und den weiteren Ausbau der Verfaſſungsangelegenheiten 
zur unfreiwilligen Beſchleunigung brachten, vermag an diefer Sachlage nichts 
zu ändern. Denn herbeigeführt haben fie doch nichts Anderes, als was auch 
ohnehin über furz oder lang hätte zugejtanden werden müſſen und zugeitanden 
worden wäre. Deshalb fann man dem Miniſterium Gampbaujen nur bei: 
pflichten, wenn es bei Berathung des Berfaflungsentwurfes vom 20. Mai 1345 
in der Preußischen Nationalverlammlung die Yage des Staates nicht jo anſah, 
„als jei durch die Märzereigniſſe die ganze bisherige Verfaſſung umgeworfen, 
ala habe alles Vorbandene aufgehört rechtlich zu beiteben, als müßten alle 
—* rechtlich neu begründet werden,“ ſondern im Gegentheil „eine Frage 
jeiner Exiſtenz“ darin erblicte, „daß aus der bejtehenden Verfaſſung heraus 
mit den gejeglichen Meitteln, die fie darbot, in die neue Verfaſſung übergegangen 
werde, ohne das Band abzujchneiden, welches das Alte an das Neue fnüpft.‘) 

S 3. Dürfte demnach die Meinung abzulehnen jein, daß mit der preußiichen 
Berfaflungsurfunde ein gänzlicher Neubau auf einer tabula rasa ge 
ichaffen wäre, jo ergeben fich hieraus wichtige Folgerungen fir die Stellung 
des Königs im Verfaſſungsleben. Die Nechtstontinuität muß auch im den 
Befugniſſen des Herrſchers ihren Beleg finden. Daß das Oberhaupt des Staates, 
Träger der Staatsgewalt in Preußen vor Erlaß des Gejeges vom 31. Jan. 1850 
allein der König war, it vechtlich ebenjo unanfechtbar wie jeine jurtitiich abjolute 
Unumjchränftheit in der vorfonititutionellen Zeit. Beides war ein jelbitver: 
jtändliches Reſultat der Entwicklungsgeichichte des Brandenburgiſch-Preußiſchen 
Staater und hatte in dem Allgemeinen Landrecht jeinen deutlichen Ausdruck 
gefunden. °) Unter folchen Umſtänden war eine diesbezügliche Erklärung in 
der Verfaſſungsurkunde überflüſſig, wie fie die Kommiſſion der zweiten Kammer 
in Form eines Zufages zu Art. 41 vorgejchlagen hatte: Der König it das 
Oberhaupt des Staates. Denn hierdurch wäre der dem bisherigen Rechte: 
zuſtande wideriprechenden Auffaſſung Raum gegeben worden, als ob die Ueber: 
tragung der Oberhauptswürde an den König erft durch die Verfaſſung jeitens 
der Kammern feitgejegt wäre, „bei uns aber“, jo bemerkte bei der Plenar: 
beratbung einer der Nedner, „werde das Königtbum nicht erjt durch einen Vertrag 
eingejegt, jondern wir haben es“, eine Aeußerung, welche als ein gewichtiger 
„Ausdruck der Kontinuität in dem en und gegemwärtigen Verhältiſſe des 
Konige zum Staate“ aufgefaßt wurde.) Mag auch ſonſt die frauzöſiſch— belgiſche 
Verfaſſung der preußiſchen zum Deuter gedient haben, darin liegt ein Haupt: 





E Allechöchite Antwort auf die Adreſſe des Vereinigten Yandtags vom 23. April 147, 


Reden S. 57 f. 

Sihtzung vom 30. Mai 1848, bei Stölzel N. 5. S. 635; auch der Abgeordnete von 
BismarckSchönhauſen legte in der Zisung der weiten Namımer des preußiſchen Yandtags 
vom 22. März; 1549 gegen die Meinung Berwabrung ein, „als ob das ganze Staatsrecht 
auf der Barritade beruhe”. Fürſt Bismarck als Nedner. Sammlung der Neden Bismards 
jeit 1847, Berlin md Stuttgart, W. Spemann, 1. &.52. Wal auch Joel, „Annalen“ 1888 
2. 814. „Tie Nufgabe der Verfaſſungsurkunde war keineswegs, den ſtaatsrechtlichen Zu: 
itand Preußens von Grund aus nen zu geitalten, ſondern lediglich den vorhandenen Rechts 
zuſtand entiprechend den Prinzipien der tonititutionellen Monarchie in einzelnen Beziehungen 
abzuändern”. — Aehnlich Stölzel 11. S. 702 f. 

. Namentlich in 13. Titel des 11 "Teils, welcher von den Rechten und Prlichten des 

Ztaates ‚genen feinen Bürger handelt und Ddielelben in dem Überhaupt des Staates ver 
einige 8 
gl. Arndt, die Verfafiungsurtunde für den Preußiſchen Staat 1886 S. 18 f. 
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ımterjchied beider, da in Preußen „verfafiungsmäßig jeit Jabrbumderten ein 
jelbjtitändiges Königthum bejtand, welches nur im Laufe der Zeit einen beträcht- 
lichen Theil jeiner Rechte auf die VBolfsvertretung übertragen hat”, während 
„Dort Die Krone, wie ein gemeines Volksſprüchwort jagt: dem geſchenkten Gaul 
u. ſ. w., aus den blutigen Händen der Revolution überreicht ift unter den- 
jenigen Bedingungen, wie fie nur die Revolution für gut fand jenen Dynajtien 
aufzulegen. ') Für die Beitimmungen der belgischen Ktonftitution „Alle Gewalten 
geben von der Nation aus. Sie werden auf die in der Verfaſſung feſtgeſetzte 
Weiſe ausgeübt”, und „Der König hat feine andere Gewalt als diejenige, welche 
ihm die Berfafjung und die anderen in Straft der Berfafjung gegebenen Geſetze 
förmlich beilegen,“ *) fand fich unter ſolchen Umjtänden in der preußiichen Ver: 
faſſung fein Raum. Selbſt dem im die meiſten anderen deutſchen Verfajjungen 
übergegangenen Saß, daß der König die Nechte der Staatsgewalt unter den 
durch die Berfafjung feſtgeſetzten Beſtimmungen ausübe,, mußte die Aufnahme 
verjagt bleiben, da derielbe nur die nothwendige Ergänzung jenes andern, nach 
welchem der König das Haupt des Staates iſt umd im jich alle Nechte der 
Staatsgewalt vereinigt, bildet und deshalb in den einzelnen Konftitutionen ftets 
an diejen angejchlofjen wird. *) Denn wo die Nechte des Königs dergeitalt 
gewiljermaßen erit zur offiziellen Anerkennung gelangen, da muß auch die Aus— 
übung derjelben feitgeitellt md und im verfallungsmäßige Bahnen gewieſen 
werden, weil obne ausdrücklich ertheilte Meachtbefugnig die Handlungen des 
Herrſchers der rechtlichen Grundlage entbehren Würden. Sowie Daher Die 
Preußiſche Gejeßgebung dem einen Satze die Sanftion verweigerte, entzog fie 
dadurch den anderen von jelbjt einer weiteren Grörterung. 

Wenn jedoch die Macht ftellung des Königs im preußischen Staatsleben 
auf älteren Grundlagen als der. Urkunde von 1350 berubt, jo tritt damit die 
von ihr ımzertrennliche Macht Fülle ebenfalls im ein eigenartiges Verhältniß 
zu der leßteren. Machtitellung und Machtfülle entiprachen fich früher gegenfeitig 
unbedingt, fie waren nach ihrer ganzen Entwidelung an ſich unumſchränkt. 
Aus der Unveränderlichkeit jener wird daher auch die Aufrechterhaltung diefer 
zu folgern jein, falls diejelbe nicht Fir Sich allein eine bejondere Einschränkung 
erfahren bat. Eine folche konnte aber mangels einer anderweitigen zwingenden, 
rechtmäßigen Gewalt nur von derjenigen Stelle ausgeben, im welcher die höchite 
Macht vereinigt war, alio vom König ſelbſt. Nur der König war in der Lage, 
jich feiner Nechte zu entäußern und durch Uebertragung Dderjelben auf andere 
Faktoren feine Unumſchränktheit zu bejchränfen Dieſen Weg find die Preußischen 
Herricher gegangen. Die oben dargelegte Ausbildung einer provinzialitändischen 
Verfaſſung it Nichts als eine fortgejegte Ueberweilung von urfprünglich dem 
König ausschließlich zuftebenden Berugniiien an ihm wuntergebene Organe, Zu: 
geſtändniſſe aus Königlicher Machtvollkommenheit heraus, zu welchen eine Ver: 
bindlichfeit jich höchitens aus einem früber gegebenen „Königlichen Wort“, nicht 
aber aus einem auch den König verpflichtenden Nechtsjag ableiten ließe. Be— 
ſonders Scharf hat diefen Standpunkt Friedrich Wilhelm IV. nicht nur ſtets betont, 
jondern bei Herjtellung der Verfaſſung auch zur thatfächlichen Geltung gebracht. 


) v. Bismard-Schönhauien in der zweiten Kammer am 24. September 1849, Reden 1. 
83 f. 
Staatsverfaſſung Belgiens vom 25. Februar 1831, Art. 25 und 78, abgedrudt bei 
F. W. Schubert, Verfaſſungsurkunde und Grundgeieke 1848,50. II. S. 315. 
9 Wal. auch den vorerwähnten Art. 25 der belniichen Verfaſſung; fiir die deutichen 
Verfaſſungen fiehe Schulze, Preuß. Staatsrecht 1. S. 154; deutiches Staatsvecht I. S. 189 F. 
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„As Erbe einer ungejhwächten Krone, die er feinen Nachfolgern unge: 
Ihwächt bewahren wolle und müſſe“, ausgerüftet „mit der ganzen Freiheit der 
Königlichen Machtvolltommenheit”, ') hatte der König „das Patent und Die 
Verordnungen vom 3. Februar (1847) aus freiem Entichluß und Königlicher 
Machtvollfommenheit erlaſſen.“) Und das gleiche Bewußtjein leitete ihn, als 
er, jchweren Herzens und wider feinen Willen durch die blutigen Vorfälle der 
Märztage zu vascherem Vorgehen gedrängt, feinem Lande eine „Eonjtitutionelle 
Verfaſſung auf breitejter Grundlage“ mit „volfsthümlichem, auf Urwahlen ges 
gründetem Wahlgeſetz“ in Ausficht jtellte und den vereinigten Yandtag zum anderen 
Mal verfammelte, um entjprechend jenem Patente den „Beirath“ feiner Landes— 
repräjentanten vor ihrer Umwandlung aus einer jtändiichen in eine „volfs“= 
vertretende Körperſchaft zu hören. °) Mit diefen fam dann eine vorläufige 
Darlegung der hauptlädhlichiten Grundlagen der Verfaſſung jowie ein Urwahl— 
gejeg bald zu Stande.) Auf Grund des legteren wurde die Nationalverſamm— 
lung nach Berlin berufen, um „die künftige Staatöverfaffung durch Verein— 
barung mit der Krone feitzuftellen. ) Alſo nicht etwa Konſtituirung, 
jondern nur „Vereinbarung“ einer Berfajjung war diejer Verſammlung zur 
Aufgabe gejegt, und der König feineswegs gewillt, ſich den Beſchlüſſen derjelben 
unbedingt zu fügen, die endgültige Enticheidung behielt er vielmehr dem eigenen, 
allein von politiichen Erwägungen abhängigen Ermejjen vor, in jeinen freien 
Willen blieb es geitellt, Die Anträge jener zu fünftigbin auch den König 
bindenden Nechtsnormen umzujchaffen. °) E& war daber ein folgerichtiges Glied 
in ſolchem Gedankenzuſammenhang, wenn der König zur Auflöfung der Ber: 
fammlung überging, nachdem er die Ueberzengung gewonnen hatte, daß die 
Verhandlung „mit derjelben ohne Verlegung der Würde der Krone und obne 
Beeinträchtigung des davon ungertrennlichen Wohles des Landes nicht länger 
fortgeführt“, ) mit anderen Worten eine Vereinbarung mit ihr micht erzielt 
werden fonnte. I Wie diefer Schritt „in eigener freier Entichließung unter: 
nommen“, ”) jo muß auch die damit verfnüpfte „reterliche Verbriefung ausge: 
deh Inter Rechte und Freiheiten“, wie fie in dev VBerfallungsurfunde vom 5. De 





. Allerhöchite Ihronrede an den eriten Wereinigten Yandtag am 11. Avril 1847, 
Reden S. 41, 42. 

= Alterböchite Antwort auf die Adreſſe des Vereinigten Yandtags vom 23. April 1847, 
ebenda 2. 57. 

°) Allerböchiter Beicheid an die Teputationen der Htädtiichen Behörden von Berlin und 
Liegniß vom 22. März 1848, ebenda Z. 83. 

, Dal. über einige Grundlagen der künftigen Preußischen Verfaſſung von 6. April 1848, 
G. S. S. 87, MWabhlgelep für die zur Vereinbaru ug der Preußiſchen Staatsverfallung 
zu bernfende Verſammlung vom 8. April 1848, 6. &. 5, 89. 

Wahlgeſetß S 13. Nal. auch Allerböcite Eröffnungsrede an die Berliner National: 
verjammlung vom 22, Mat 1848, Allerböchite Yotichaft über Verlegung dev National 
verſammlung von Berlin nach Brandenburg vom 9. November 1848, Reden S. 86, W. 

Val. auch Arndt, Vertaſgung Sa 6. 8. 

Verordnung, betr. die Auflöſung der zur Vereinbarung der Verfaſſung berutenen 
Reriammlung von 5. Dezember 1848, ©. S. &. 371, nebit dem angeichlofienen Immediat— 
bericht des Staatsminiſteriums. 

* Mal. den Eingang der Verfaſſung vom 5. Dezember 1848, 6. S. S. 375: „in Folge 
der eingetretenen außerordentlichen Verhältniſſe, welche die beabfichtigte Vereinbarung der 
Verfaſſung unmöglich gemacht.“ 

® Niemand anders bat nich dazu gewungen als jene Verſammlung ſelbſt, indem 
die M lehrjahi ihrer Mitglieder Meinem Rufe, in Brandenburg ihre Berathungen fortzuſehen, 
nicht folgte, und durch geſetzwidrige Veſchinſie den Staat und Mein Königliches Haus in die 
äußerſten Gefahren brachte“, an die Urwähler der Gemeinde Neoſin bei Kolberg am 12. Ja 
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nuar 1849, Reden S. 97. 
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zember 1848 ihren Ausdrud fand, der „freien eigenen Bewegung“ des Königs 
zugeschrieben werden. Denn obſchon derjelbe bier ebenfalls, ähnlich wie in jenem 
eriten Wahlgejeg, eine „nochmalige genaue Prüfung und jede mögliche Ber: 
bejierung unter Mitwirkung“ der neu zu wählenden Abgeordneten ') verhieß, 
jo war doch der Erlaß der Berfafjung das Ergebniß jeines zur Zeit allein 
maßgebenden Willensentichluffes, dem einzig ſeine Königliche Machtvollfommen: 
beit die gleichzeitig eintretende Gejegesfraft zu verleihen in der Lage war. °) 
Demgegenüber fällt es nicht in's Gewicht, dal das eidliche Gelöbniß des Königs 
jowie die Vereidigung der beiden Kammern und der Staatsbeamten erjt nach 
Vollendung der beabjichtigten Nevifion erfolgen follte, da ſich hieraus nur die 
Abjicht des Herrichers entnehmen läßt, jich und feine Nachfolger erjt dann an 
eine Reviſion endgültig zu binden, nachdem erneute Berhandlungen mit einer 
Bolfsvertretung den Beweis geführt, daß jene mit demjenigen Regiment verein— 
bar jei, welches er im Intereſſe feines Staates für allein erjprießlich erachtete. 
Friedrich Wilhelm IV. aber glaubte in den Erfahrungen der legten Monate 
die unabweisliche Nothwendigfeit finden zu müſſen, jeinem Volke jtatt der bis— 
berigen Mißregierung wieder eine Negierung von Gottes Gnaden zu geben. °) 
Während am 12. Oftober 1843 die Nationalverfanmlung nach mehrfachen das 
Königthum verlegenden Aeußerungen den Beichluß gefaßt hatte, aus dem König: 
lichen Titel die Worte „von Gottes Gnaden“ auszufcheiden, *) erklärte er jeiner- 
jeit8 der zu jeinem Geburtsfeft am 16. erichtenenen Deputation der Abgeordneten: 
„sch mache Sie aufmerkfjam, meine Herren, day Wir noch eine angejtammte 
Dbrigfeit von Gottes Gnaden haben, die noch jtarf ift; Dies ijt der einzige 
Grund und Boden, auf dem das Wohl der Völker errichtet werden fan.” ”) 
Dieje Auffaſſung von ven „angeborenen und ererbten heiligen Pflichten des 
Königlichen Amtes“, der „von Gott eingejegten Obrigkeit“, eine Auffaſſung, 
nad) welcher „in Preußen der König regieren muß“, nicht weil es „jein Wohl- 
gefallen“, jondern „weil e8 Gottes Ordnung ift“, “) jollte der neuen Verfaſſung 
das charakteriftiiche Gepräge geben ) und den demofratiichen Beitrebungen nad) 
einer parlamentarischen Regierungsform einen fejten Damm entgegenjepen. 


Mit ſolchem Vorgehen gedachte der König in feiner Weife „von dem be: 
tretenien fonjtitutionellen Wege wieder abzulenken“, vielmehr wiederholte er „Die 
unverbrüchliche Verficherung“, daß „an den Eonftitutionellen Freiheiten Nichts 
verfümmert“ werden jolle, daß „es jein heiligites Beitreben fein werde, mit 


" Gbenda, vgl. —* die Allerhöchſte Eröffnungsrede an die neuen Kammern vom 
Iebruar 1849, 

” Berfaflungsuchunde vom 5. Dezember 1848, Cingang und Art. 112, Vgl. auch 
Arndt, State fie S. 8f. 

Stölzel II. S. 647. 

+) Ebenda S 646. 

?) Reden S. 89. 

H Allerhöchſte Rede bei der Gidesleiitung auf die Verfaſſung vom 6. ‚yebruar 1850, 
Reden S. 116. 

’), Allerdings wohl kaum in dem Sinne v. Gerlach's, daß das perſönliche reale Hönig- 
thbum Gottes und das ebenbildliche Königthum des Menschen die rechte Wurzel aller menich 
lihen Majeität und der Kern des Königthums von Gottes Gnaden Sei, nicht als Kennzeichen 
einer übermenichlichen Einrichtung, ſondern in der mittelalterlichen Bedeutung der Demuth 
und als Ausdruck der Selbitändigkeit und Urſprünglichkeit des monarchiichen Nechts im Gegen: 
jag zu allen abgeleiteten Beamtenrechten, ſowie der perlönlichen Inverantwortlichteit des 
Herrichers. Vgl. das önigtbum von Gottes Gnaden von J. EC. 9. in Aegidi's Zeitſchrift 
für ng Strafrecht I. S. 172, namentlih S. 173 und 178; Schulze, Preußiſches Staats: 
recht I. S. 164 Note 1. 
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Gottes Hilfe ein guter fonftitutioneller König zu fein.“ ') Ihm jedoch als 
einem preußischen Herricher galt die Konititution nur als eine „Königlich 
verliehbene Freiheit“, welche man nicht „zum Dedel der Bosheit machen“ 
und „gleihjam als Erſatz der göttlichen Vorjehung, unſerer Geichichte und der 
alten heiligen Treue betrachten“ dürfe, jondern deren „Lebensbedingung“ darauf 
berube, daß ihm „das Negieren mit jolchem Geſetze möglich gemacht werde.“ °) 
So lange diefe Vorausſetzung nicht erfüllt war, glaubte er die endgültige Sanf- 
tion jener ausjegen zu jollen und fand jich berechtigt, die vorläufigen Freiheiten 
wieder zu beichränfen oder zurücdzunehmen, bis er aus voller Meberzeugung den 
Eid auf die Verfallung leiiten könne. Jedenfalls jegte er fi) mit den Damals 
rechtsbejtändigen Grundjägen des Preußiſchen Staatsrechtes in feinerlei Wider: 
jpruch, als er den Kammern unter jonjtiger Zuſtimmung zu den von ihnen 
vorgeichlagenen Abänderungen der Verfallungsurfunde vom 5. Dezember „noch 
einige andere Wbänderungen und Ergänzungen“ als „auf Berbejierung der Ver: 
faſſung gerichtete Vorſchläge“ zur Berathung unterbreitete, in welchem ein Theil 
der früher ertheilten Zugeltändnifje wieder rückgängig gemacht wurde. °) Und 
wenn die Kammern diejelben, obwohl nach ſtellenweiſe äußerit erregten Debatten, 
ſchließlich mit verhältnigmäßig geringen Modifikationen annahmen, jo ging der 
ihnen bieraus erwachjene Vorwurf febl, daß „der Landtag eine mehr gejeh- 
nehmende als gejeggebende Körperschaft ſei.“) Denn eine gejeßgebende Stellung 
in dem bier gebrauchten Sinne, daB fie als jelbitändiger Machtfaftor eine 
Berfafjungsänderung zu verhindern jtaatsrechtlich befugt und thatlächlich in der 
Lage jind, erlangten die beiden Häujer des Landtags erit mit dem Augenblid, 
in welchem der König die Berfaflung endgültig publizirt und beichworen hatte, ®) 
da ſie erjt ſeit dieſem Zeitpunkte eine legitime Inſtitution des Preußiſchen poli- 
tiichen Rechtes geworden find, deren Widerfpruch die Ausübung der Geſetz— 
gebung unmöglich macht. °) 


Muß jomit die Urkunde von 1850 als maßgebende Rechtsquelle für die 
Bolfsvertretung gelten, jo laſſen fich auch die dieſer zuſtehenden Befugnifie 
nur aus ihr und ihrer Entjtehung heraus rechtfertigen. Much die Rechte der 
Volksvertretung find Nichts als „Königlich verliehene Freiheiten”, vorläufig 
zugeitanden in der Verfaſſung vom 5. Dezember 1848 und definitiv anerkannt 
am 31. Januar des zweitfolgenden Jahres. Ihnen einen ausgedehnteren Um— 
fang einzuräumen, als damals „feierlich verbrieft“ und bier „endgültig feit- 
gejtellt“ wurde, dürfte mit der dargelegten Entwidlung des Verfaſſungswerkes 
und den wohl entjcheidenden, ausdrüclichen Abjichten des damals allein be- 
tufenen Geſetzgebers unvereinbar jein. Aus Königlicher Entjchließung find 
einzelne, allerdings höchſt wichtige Rechte auf eine Vertretung des Volkes 
dauernd übertragen, weitergehende Forderungen allgemeiner Natur über den 


y Allerhöchſte Proflamation wegen Verlegung der Nationalverfammlung von Berlin 
* Brandenburg und Auflöſung der Berliner Bürgerwehr vom 11. November 1848, 
Reden S 

*) Bei der Eidesleiſtung a. a. O. vgl. Note 41. 

”, Allerhöchite Botſchaft, die Verbeſſerung der verliehenen Verfaſſung betr, vom 7. Ja— 
nuar 1850, Reden ©. 113; aub Stölzel II. 5 692 fi. 

*, Gitat bei Stölzel 11. 2 692. 

5) Ueber bie rechtsverbindende Bedeutung des Verfallungseides vgl. Schulze, Preuß. 
Staatsrecht I. ©. 197 f. 

Die endgültig tejtgeftellte „Berfaflungsurfunde für den Preußiichen Staat“ datirt 

vom 31. Januar 1850, 6. ©. S. 17; die feierliche Eidesleiltung des Königs fand kurz darauf 
am 6. Februar itatt, vgl. u Note 6. 
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ausgefprochenen Willen des Königs hinaus hingegen mit Entjchiedenheit und 
Erfolg zurüdgewiefen worden, da ein „Zranjigiren“ mit derartigen „revo— 
lutionären“ Anſchauungen dem innerſten Weſen des Herrſchers wideriprad. ') 
Demgemäh fönnen die beiden Häufer des Landtags nur diejenigen Berugnifie 
für fich beanspruchen, welche die Verfafiungsurfunde vom 31. Januar 1850 
ihnen ausdrücklich beigelegt bat, fo daß in dieſer, abgeſehen natürlich von 
jpäteren Erweiterungen, ihre gefammte Kompetenz umſchloſſen liegt.“) Um: 
gekehrt aber ijt die Krone im Vollbeſitze aller ihrer bisherigen Nechte ges 
blieben, joweit fie jich jelcher in der Verfaſſung nicht ausdrücklich entäußert 
bat, oder diejelben mit diejer nicht unvereinbar geworden find. “) 


II. 


8 4. Trogdem dergejtalt nach Preußiſchem Verfaſſungsrecht die Präſumtion 
fir die Machtbefugniffe der Krone jpricht, bietet Doch der Nachweis der noch 
bejtebenden Nechte jelbjt bei dem Mangel an erichöpfenden Spezialbeitimmungen 
in der Berfajjungsurfunde oft erhebliche Schwierigkeiten, und Diele werden um 
jo verwidelter werden, je näher die Befugnifie der Krone und der Volksver— 
tretung fich berühren, weil alsdann beide Theile nur bei jtrenger Innehaltung 
der gegenjeitigen Kompetenzgrenzen einen Konflift vermeiden fönnen. Nirgends 
aber liegt die Gefahr einer jolchen Ktollifion jo nahe, wie auf dem Gebiete 
der Finanzverwaltung, denn auf diefem wird das materielle Intereſſe des 
Bolfes am unmittelbariten getroffen und in einer wirfjamen Betheiligung der 
Kammern die ficherjte Grundlage einer gelunden Staatswirtbichaft gefunden. 
Daher ift auch das Budgetrecbt des Landtags ſtets als das bedeutjamjte Wahr: 
zeichen des Konftitutionalismus betrachtet worden, und wiederholt bat jener 
hier der Krone das Necht zu einjeitigem Vorgehen beſtritten und eine Mit— 
wirkung ſeinerſeits gefordert, wenngleich eine unanfechtbare Anordnung der 


gl. ſeine Aeußerung zu dem Abgeordneten v. Bethmann-Hollweg beim 
ſtädtiſchen Feſtmahl am 2. Dezember 1851: „Dinfichtlich der Ansichten, die fie (die Unter 
zeichner eines Programms) darin ausgeiprocen, muß ich Ihnen erklären, daß ich völlig 
anderer Meinung bin. Sie tranfigiren darin mit dev Revolution, mit der ich nie tranfigirt 
ar noch er igiren werde. Dies mißbillige ich durchaus und fage ihnen dies vor Zeugen.“ 
Reden ©. ; 

?, Ebenjo v. Rönne, Preuß. Staatsrecht 4. Aufl. I S. 150. — Bornbat, Preuß. 
Staatsrecht 1S. 363. — Meyer, deutſches Staatsrecht 1885 S. 242. — Arndt, Ver 
faſſung S. 16 fi. — Der Abgeordnete Schumacher in der Verhandlung des Hauſes der 
Abgeordneten am 21. Januar 1891, Stenogr. Berichte 1890/91 S. 418. — Anders Schulze, 
Preuß. Staatäreht I 3. 609 ff. — Derſelbe, deutiches Staatsrecht l S, 477 f. 

Ebenſo ende, Berorbnungdrecht 1884 5.65, wo auch dabin lautende Aeußer— 
ungen des Minifters Grafen zu Gulenburg vom 30. Januar 1869 und des Grafen 


zur Lippe vom 12. Februar 1879 im Herrenbauie angeführt find. — Terielbe, Verfaſſung 

16 f., 67 f. — Terielbe, im Archiv für öffentliches Recht III S. 552. — Bornhak, 
Stantsrccht I ©. 126, 130 f. — TDerielbe, im Archiv VI S. 317. — Noel in „Annalen“ 
1888 ©. 814, 1891 ©. 418. — Yaband, im Archiv VII S. 196. — Terielbe, Staats: 
recht 2. Aufl. II S. 1031. — Ainanzminifter Dr. Miguel und der Abgeordnete Schw 
macher in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 21. Januar 1891, Stenogr. Berichte 
S. 415, 418. — Mever, Staatsreht S. 204 f. — Derſelbe, in den Neuen Heidelberger 


Jabrbüchern I ©. 337. 
Anders 8 Abgeordnete Richter im der erwähnten Sihung a. a. O. ©. 426 f. — 
Schulze, in den Note 50 citirten Stellen. 
Bol. befonders Art. 109 der Verfaſſung: „Alle Beſtimmungen der beitehenden Gejeh; 
bücher, einzelnen Geiege und Verordnungen, welche der gegenwärtigen Verfaſſung nicht 
zuwiderlaufen, bleiben in Kraft, bis ſie durch ein Geſeß abgeändert werden.” 
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Verfaſſung feinem Anspruch nicht zur Seite ftand Gerade in legter Zeit iſt 
diefer Gegenjag der Auffafiungen wieder jcharf in den Vordergrumd gerückt 
worden, ala ein einfeitiger Akt der Finanzverwaltung dem Abgeordnetenhauie 
Veranlafjung gab, die Frage einer eingehenden Erörterung zu unterziehen, ob 
der König in Preußen befugt iſt, für ſich allein kraft ausſchließlichen Rechtes 
Abgaben und Steuern zu erlaſſen, oder ob derſelbe hierzu einer Genehmigung 
oder Zuſtimmung der Kammern bedarf. Auch hier läßt ſich die Entſcheidung 
nicht mit einer durchgreifenden, poſitiven Vorſchrift der Verfaſſungsurkunde be— 
gründen, da dieſelbe ein Steuererlaßrecht überhaupt nicht kennt, vielmehr muß 
man, um zu einem ſicheren Schluß zu gelangen, auf die hiſtoriſche Entwick— 
lung zurückgehen und prüfen, inwieweit die Landesherren in der vorkonſtitu— 
tionellen Zeit ein dahingehendes Recht beſeſſen haben und in welcher Hinſicht 
dieſes etwa durch anderweitige, allgemeinere Normen der Verfaſſung mit— 
getroffen worden iſt. 

So lange der Staat die Grundzüge eines landesherrlichen patrimoninm 
trug, war ein Steuererlaßrecht des Herrichers jelbjtverjtändlih. Wo Landes- 
boheit jammt Territorium als Privateigenthum des Fürſten galt,“ da mußte 
auch das Staatävermögen in dem PBrivatvermögen desjelben untergeben, dienten 
doch alle Einnahmen tim Staate wejentlih nur dem einen Hauptzived, dem 
Landesherrn ein glänzendes Leben und einen zahlreichen Hofitaat zu geitatten, 
während unvermeidliche Ausgaben für Staatsbedürfnifje den Unterthanen neben: 
ber als bejondere Laſt aufgelegt wurden ’) Die fürjtliche Kaſſe bildete das 
große Sammelbeden, in welches ſämmtliche Finanzquellen des Staates jich er- 
gofjen, und bier bejtimmte allein der Wille des Herrihers Das Schwer: 
gewicht rubte auf dem Einnahmezwed, dem Verpflichtungsgrund wurde eine 
Bedeutung nicht beigemeſſen Dementſprechend galten auch die Stenerforder: 
ungen nicht mehr al® andere dem Landesheren gejchuldete Zahlungen privat: 
rechtlicher Art, auf welche zu verzichten jederzeit in dem freien Belieben der 
Berechtigten ſtand. Der Yandesherr umfaßte eben in fich den ganzen Staat, 
Nechte und Verbindlichkeiten des Staates außerhalb der Perfon und Verfügung 
des Yandesherrn waren völlig unbekannt. Im Preußen bat allerdings die 
patrimoniale Anſchauungsweiſe vom Weſen des Staates bald der politischen 
oder organischen den Plag geräumt. Nachdem bereits Johann Sigismund 
die Aufgabe der Fürſten darin gefunden hatte, daß bei gejeßgeberiichen Maß: 
nahmen „der gemeine Nugen das Prae“ bebielte und das vornehmite 
Prinzipium und Arioma aller Polizeien und Negimenter: salus populi 
suprema lex esto — nicht zu weit außer Augen gejegt würde, ‘) wurde durch 
den großen Kurfürſten das jtaatliche Prlichtgefühl geradezu zur „Signatur des 
Preußischen Königthums“ erhoben und damit der Staat als „die Alles über: 
ragende und beherrichende Perſönlichkeit“ anerkannt.) Am jchärfiten bat 
diefe Auffallung der Preußischen Herricher Friedrich II. mit den Worten 
gekennzeichnet: „Es iſt Ear, daß der Fürſt, weit entfernt Der unein— 
geichränfte Herr der Völker zu fein, die unter jeiner Herrichaft ſtehen. 
Nichts als der erſte Bediente derſelben (le premier domestique) iſt.““*) 


Sigung vom 21. Januar 1891, Stenogr. Berichte 1890/91 
Ch. G. Biener 1780 bei Schulze, Preuß. Staatsrecht I 


1 
2 
Schulze a. a. O. U. 176. 
Edikt vom 13. Juli 1615 bei Simon, Staatsrecht II S. 36 Note 4 


412—430. 
75 Mote 1. 
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Schulze, Preuß. Staatsrecht I S. 52 u. 75. 
Im AntiMacchiavell bei Simona. a. O. 


[7 


Aronenrechte in Preußen unter beionderer Berüdfichtigung des fol. Steuererlahrechtes, 681 


Indeſſen, wenn auch dergejtalt die moderne Staatsidee ihrer Verwirklichung 
immer näher fam, jo war die Form, in der jie zur politiichen That umgejegt 
wurde, doch eine durchaus abjolutijtiiche, namentlich die Finanzangelegenbeiten 
blieben in legter Inſtanz dem völlig ungebundenen, jelbjtändigen Befinden des 
Königs andauernd vorbehalten. So verfügte Friedrich II. ohne Koufurrenz 
eines Minijters oder des Generaldireftoriums, ohne jede Kontrole, ganz nach 
perjönlichem Belieben über die Königliche Dispoſitionskaſſe, im welche nad) 
Beitreitung der Staatsverwaltungsfoften alle Ueberſchüſſe abgeliefert werden 
jollten ') Wo aber in diefer Weile allein der freie Wille des Herrichers über 
die Staatsmittel entichied, da fonnte ihm das Necht nicht beftritten werden, 
„aus den Öffentlichen Mitteln Freigebigfeiten aller Art vorzunehmen und dem 
Fiskus geichuldete Leiftungen aller Art zu erlaſſen“. Mochte jomit auch der 
Zweck der Staatzeinnahmen mit der Zeit ein objeftiverer geworden jein, für 
den Rechtsgrund der Leiftungspflicht blieb dies bedentungslos, und ein Erlaf 
von Abgaben und Steuern erichien nach wie vor ald „ein Verzicht des Yandes- 
herrn auf ihm zuitehende FForderungen“.?) 

Ihre bejondere gejegliche Sanktion haben dieſe, damals übrigens all: 
gemein geltenden Finanzrechtsgrundjäge in dem allgemeinen Landrecht für die 
preußiichen Staaten erhalten. Nach demfelben vereinigen jich alle Nechte und 
Prlichten des Staates gegen jeine Bürger und Schußverwandte in dem Ober: 
haupt desjelben, d. i. in dem Könige. Ihm allein liegt die Durchführung 
der jtaatlichen Aufgaben ob, und ihm gebühren daher alle Vorzüge und Rechte, 
welche zur Erreichung dieſer Endzwede erforderlich find. Dementiprechend 
werden ihm auch gewiſſe Einkünfte und nugbare Nechte beigelegt, damit er die 
ihm aus der Erfüllung feiner Pflichten erwachſenden Koſten übernehmen fünne. 
So steht ihm vor allem das Necht zu, zur Beltreitung der Staatsbedürfnifje 
das Privatvermögen, die Perjonen, ihre Gewerbe, Produkte oder Konſumtion 
mit Abgaben zu belegen.’); Dieſem Bejtenerumngsrechte als einem Hoheitsrechte 
des Staates oder Majejtätsrechte jind an jich alle diejenigen unterworfen, die 
für ihre Perſonen, Vermögen oder Gewerbe den Schuß des Staates genießen 
Da indejien die Art der Erhebung und Berwaltung der Staatseinfünfte eben: 
fall® von dem Oberhaupt des Staates abhängt,*) jo jteht es demfelben frei, 
Abweichungen von der allgemeinen Negel eintreten zu laſſen, nur jollen da— 
durch die bejonderen Nechte und VBortheile anderer Mitglieder des Staates 
nicht verlegt werden, denn ſolche aufzuopfern, dürfen die Unterthanen nur bei 
einem wirklichen Wideripruch ihrer Nechte mit dem Wohle des gemeinen Wejens 
zur Beförderung des gemeinjchaftlichen Wohles und auch dann nur gegen eine 
entiprechende Entjchädigung gezwungen werden.) Im übrigen aber fann der 
König nicht nur gewiſſen Klafjen von Yandeseinwohnern oder Beligungen die 
Befreiung von der einen oder anderen Art der Staatsabgaben im Wege der 
Provinzialgejeggebung verleihen, jondern auch einzelnen Landeseimvohnern, 
Storporationen oder Gemeinen, die nach den Gejegen der Steuer unterworfen 
jein würden, eine Eremtion von den Abgaben ihrer Klaſſe durch Verträge oder 
ausdrüdliche Privilegien ertheilen mit der einzigen Beichränfung, daß durch 
dergleichen Ausnahmen die anderen Mitglieder derielben Klaſſe mit höheren 








ı Schulze, ebenda S. 70 F. 

2) Laband, im Archiv für öffentliche Nechte VII 2. 176. 
2) A. L. R. II 13 8 1, 4, 14 u 15. 

) A. L. R. II 14 88 2 u. 4. 

Einleitung SS 74 f. 
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Laften nicht beichiwert werden.) Wenn jedoch das Staatsoberhaupt jolcher: 
gejtalt befugt ift, Berreiungen von den betreffenden Abgaben überhaupt zu 
gewähren — und eine andere Auffaſſung dürfte mit dem Wortlaut der vor: 
ſtehenden Gejegesbejtimmungen unvereinbar fein?) —, jo läßt ſich ibm um jo 
weniger das Recht bejtreiten, ein einzelnes Mal eine gerade fällige Steuer zu 
erlafjen, jelbjtverftändlich unter der gleichen Bedingung, daß damit nicht eine 
erhöhte Belaftung Anderer, d. b. eine Verlegung von Nechten Dritter ver: 
bunden iſt. Das größere Recht muß mangels ausdrüdlicher Ausichließung 
das kleinere in fich Fallen, es erübrigte fich daher eine diesbezügliche beiondere 
Geſetzesvorſchrift. Und daß auch die spätere Nechtsanichauung an dieſem 
Grundſatz feſthielt, beweiſt die Inſtrultion für die Königlihe Oberrechnungs— 
fammer vom 18. Dezember 1824,* welche im 8 9 beſtimmt: 


Erlafje von Steuern... . im Wege der Gnade dürfen nur auf 
Uniere befondere Genehmigung jtattfinden.*) 


Erjcheint demnach das Necht des Königs, Abweichungen von * allgemeinen 
Regel zu geſtatten, daß ſämmtliche Staatsbürger die auf ſie gelegten Abgaben 
zu entrichten gehalten ſind, im abſolutiſtiſchen Staate unzweifelhaft,“ ſo ergiebt 
ſich doch nach den vorſtehenden Ausführungen eine erhebliche Verſchiedenheit 
hinſichtlich der Wirkung desſelben und der Form ſeiner Ausübung, je nachdem 
es ſich um eine Abgabenbefreiung im Sinne der 88 3 und 4 A. L. NR IL, 
14 oder um einen Erlaß von Steuern im Wege der Gnade handelt. Ach 
abgejehen von den Durch das Steuergejeg jelbit von vornherein werliebenen 
iura singularia bedeutet die nachträgliche Befreiung einzelner Perſonen von 
den Abgaben derjenigen Klafie, zu welcher die mit ihr Bedachten gehören, eine 
Aufhebung der Prlichtigfeit überhaupt, eine Eremtion von dem diejelbe be 
gründenden Rechtsſatz; es joll für Die Zufunft ein Nechtstitel gejchaffen werden, 
jede erneute Heranziebung zu jenem mit Erfolg abzuwehren. Die Befreiung 
bildet eine individuelle Nechtsnorm, welche dauernd an die Stelle des ohne jte 
auch hier verbindlichen, allgemeinen Rechtsſatzes zu treten beſtimmt iſt, jie be 
darf daher einer bejonderen Nechtsjagung und kann nur als ein vertragamäßiges 
oder einfeitig verliehenes Privilegium nach den hierfür mahgebenden eigen: 
artigen VBorjchriften ertheilt werden.‘) Der Steuererlaß hingegen ſieht nur von 
der Einziehung der gegenwärtig gerade gejchuldeten Abgabe ab und präjudigirt 
der nächitmaligen Veranlagung ebenfowenig wie der dann fälligen Zahlung. 
Die Steuerpflicht bleibt wie bisher beitehen, nur die einzelme jich aus ihr er: 
gebende Yeijtung wird für diefen einmaligen Fall erlafjen,‘) ohne daß es an 
gängig wäre, bieraus einen fünftighin zwingenden Rechtsgrund herzuleiten. 





- 


) A. L. NR. 114883, 4 u. 7, 

2, Mal. Simon Staatsreht II S. 210 j. 

> Ubgedrudt in v. Kampp , Annalen” IX 2. 2. 

VBgl. auch den Erlaß der Reinzeffinneniteuer bei Gelegenheit der Bermählungen der 
Prinzeſſinnen Charlotte und Fiederite von Preußen durch Publikandum vom 6. April 1817, 
v. Kamph „Annalen“ 1, 2 2. 1. und der Prinzeflin_ Alerandrine von Preußen durch 
Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 18. Juli 1822 G. S. S. 189). 

NHierüber herrſcht bei denen, welche ſich zur Sache neäußert haben, allgemeines Fit 


veritändniß. 

A. L. R. 11, 14 58 4 und 6 zur Untericheidung der beiden Arten von Privilegien 
Einleitung SS 55, 56. — Sie werden als beiondere Geſetze und Verordnungen bezeichnet. 
ebenda S 57. — gl. auch Bornhak im Archiv vI ©. 321 


) Inlofern ſich der Steuererlaß als ein, Voſugeatt bezeichnen, anders Born 
hak a. a. O. 
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Eine über den Augenblid hinausreichende Bedeutung wohnt einem derartigen 
Akte nicht bei, ala „epbemer“ führt er zu feinen weiteren Folgen und erfordert 
diejerhalb auch Feine rechtsfichernde Form, es genügt daher für ihn eine Ver: 
fügung nad freiem Belieben des Königs. 

S 5. Dieſe Rechtsgrundfäge haben bis zum Erlaß der Verfaſſungsurkunde 
in unangefochtener Geltung geitanden, die Verfaſſung felbit hat ſich über fie 
ausdrüclich nicht geäußert, es wird deshalb die vorerwiefene Präjumtion zu 
Gunſten der hergebrachten Kronrechte Plab greifen müſſen, jofern nicht Bor: 
Ichriften allgemeiner Art die letzteren dennoch ausschließen oder bejchränfen. 
Denn nah Art. 109 der Verfaſſung werden nicht nur die beſtehenden Steuern 
und Abgaben forterhoben, jondern es bleiben auch alle Bejtimmungen der be: 
jtehenden Gejeßbücher, einzelnen Gejege und Verordnungen, welche jener nicht 
zumiderlaufen, in Kraft, bis fie durch ein Gejeg abgeändert werden. Wer 
alſo die fernere Nechtsgiltigfeit der vorerwähnten landrechtlichen Normen be— 
jtreitet, wird aus ihnen einen MWiderjpruch mit der Verfajjung oder jpäteren 
Gejegen nachzumweiien haben. Für die Gefammtheit derjelben dürfte allerdings 
ein jolcher Nachweis jchwerlich zu erbringen fein, ein Theil jedoch erjcheint in 
der That mit den Anordnungen der Urkunde von 1850 nicht mehr vereinbar. 

Am Schärfiten tritt dieſer Gegenfag bei dem Art. 101 derjelben hervor, 
melcher vorjchreibt: 

In Betreff der Steuern fünnen Bevorzugungen nicht eingeführt werden. 

Die bejtehende Steuergeſetzgebung wird einer Reviſion unterworfen umd 

dabei jede Bevorzugung abgeichafft. 

Zwar bat hierdurch Feineswegs jede Art von Steuerbefreiung oder Bevorzugung 
verboten werden jollen, gemiljen Klaſſen unter ſich gleichgearteter Perſonen 
oder Gegenſtände eine Sonderſtellung einzuräumen, iſt auch in dem konſtitutionellen 
Staate ſtets für zuläſſig erachtet worden, da ſelbſt der Satz des Art La. a. O.: 

Alle Preußen ſind vor dem Geſetze gleich, 
durchaus nicht Allen daſſelbe, ſondern nur jedem das Seine gewähren und 
die hiernach den Einzelnen zukommenden Rechte allein in ihrem relativen 
Werthe einander gleichſtellen will. Andernfalls dürfte z. B. das Geſetz, be: 
treffend die Aufhebung der beiden unterjten Stufen der Klaſſenſteuer, vom 
26. März 1833 (G. ©. ©. 37) verfajjungswidrig jein oder hätte doch nur 
nach einer Verfaſſungsänderung erlaflen werden können. Individuell beitimmten 
Berfonen oder Sachen dagegen eine Steuerbefreiung zu ertheilen, wirde diejen 
Grundjägen widerjprechen, weil diejelbe eine Bevorzugung einiger Weniger vor 
einer Mehrzahl von ebenjo gut Berechtigten und VBerpflichteten in fich Ichließt, 
welche mit der Gleichheit vor dem Gejege unverträglich iſt. Daher läßt fich 
die Beltimmung des $s LM. & R. Il, 14, die die Befugniß des Königs zu 
einem folchen Akte ausipricht, gegenüber der Verfaſſung nicht länger aufrecht 
erhalten und muß als bejeitigt gelten.‘) Iſt hiermit ſchon ein bedeutjames 
Vorrecht der Krone auf dem Gebiete der Staatsfinanzen jeit dem 31. Januar 1850 
in Wegfall gefommen, jo hat Ddiejelbe noch eine meitere Schmälerung ihrer 
Prärogative dadurch erfahren, daß die Verfaflungsurfunde die, wie gejagt, an 
ſich keineswegs aufgehobene Eximirung ganzer Klaſſen der Landeseinwohner 





) Selbſtwerſtändlich bleiben die beſtehenden Privilegien hiervon unberührt, zu ihrer 
Aufhehung würde ein beſonderes Geſetz erforderlich fein. (Art. 109 und 101 al. 2 a. a. O 


— — für die weiterhin erwähnten Erimirungen, vgl. 3. 9. Geſehß vom 5. Juli 1892 
6G. . 203) und Geſetz vom 18. Juli 1892 G. ©. S. 210). 
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oder Befigungen von einer oder der andern Art Staatsabgaben ihrer alleinigen, 
einfeitigen Entjchließung ebenfalls entzog. Auch früher war eine jolche Be— 
freiung ebenſo wie heutzutage nur im Wege der Yegislation bei Erlaf oder 
bei jpäterem Ausbau der Steuergeiege möglich, aber die Geſetzgebung jtand 
dem Könige ausschließlich zu, und jein unumſchränkter Wille gab dem Geſetze 
den von ihm gewünschten Inhalt. Mit der Einführung der Verfaſſung bin- 
gegen bat jich die Krone nicht nur der alleinigen Ausübung der Geſetzgebung 
überhaupt begeben, jondern insbejondere auch darauf verzichtet, einjeitig neue 
Steuern und Abgaben einzuführen. Denn nah Art. 100 a. a. D. dürfen 
Steuern md Abgaben nur, joweit jie in den Staatshanshaltsetat aufgenommen 
oder durch befondere Gejege angeordnet find, erboben werden. Wo alio der 
Etat eine dahingehende Ermächtigung nicht enthält oder ein aus der früheren 
Zeit berübergenommenes Geſetz eine derartige Hebung nicht veritattet, da läßt 
jich eine jolche nur mit einem neuen Geſetz nach Maßgabe der Verfaſſung be- 
gründen. Inſofern aber der Haushaltsetat ebenfalls auf einer Feſtſtellung 
durch Geſetz beruht, bleibt damit für jede Steuer und dementiprechend auch 
für jede auf fie bezügliche Bevorrechtung gewiljer Klaſſen, welche nicht älteren, 
in Kraft gebliebenen Nechtsnormen entjtammt, ein verfaflungsmäßiges Finanz 
geleg unvermeidlich. Und zu dieſem iſt wie zu jedem anderen Geje die Ueber— 
einjtimmung des Königs und der beiden Kammern erforderlich, jo daß ſonach 
auch hier ein einjeitiges ‚Recht der Krone zur Befreiung von Steuern und Ab: 
gaben ausgeſchloſſen tft.) 


S 6. Muß dergeitalt das ehemalige Steuerbefreiungsrecht des Königs 
in jeinem ganzen Umfange für aufgehoben angefehen werden, weil es „der gegen— 
wärtigen Verfaſſung zumwiderläuft“, jo darf man dem damit ausgeiprochenen 
Prinzip einer allgemeinen, exemtionslojen Beſteuerung doch nicht ohne Weiteres 
eine jolche Ausdehnung geben, als ob nunmehr auch die andere, oben näber 
dargelegte Befugniß der Krone zum gnadenweilen Erlaß von Steuern und 
Abgaben unhaltbar geworden wäre. Eine derartige Folgerung würde ſich mur 
dann rechtfertigen lajien, wenn der Steuererlaß ebenfalls einen Akt daritellte, 
welcher die „Anwendung eines Rechtsſatzes“ zwar nicht überhaupt, aber doc 
für einen einmaligen Eonfreten Fall verhindern joll.”) Denn wie eine objektiv 
alle verbindende Rechtsnorm zu Gunſten beſtimmter Perſonen und Gegenjtände 
oder ganzer Klaſſen derjelben durch ein fie aufhebendes ſubjektives Spezialrecht 
durchbrochen werden kann (Brivilegium bezw. ins singulare), fo iſt auch eine 
Ausichliegung der gejeglichen Vorjchriften für einen beftimmten Einzelfall oder 
einen bejtimmten fonfreten Thatbejtand möglich, ohne daß an die Stelle des 
bisherigen gemeinen Nechts ein anderes bejonderes Necht geſetzt wird Dis— 
penjation).‘) Im lebteren Fall bleibt der allgemeine Rechtsſatz an fih in 
voller Geltung, er vermag aber die ihm für gewöhnlich zufommenden Wirk: 
ungen deshalb nicht zu äußern, weil die Dispenfation von der Zeit ihrer Er: 
theilung ab eine Suspenfion des Geſetzes für die Zukunft berbeiführt, welche 
jeiner Anwendbarkeit auf den betreffenden Thatbeſtand bis zu einem ent— 
ſprechenden Widerruf, alſo eventuell für lange Zeit im Wege ſteht. Die Dis— 


"Rgl. Art. 99 und 62 al. 2 der Verfaſſung. 
So Mener in den Heidelberger Jahrbüchern IL. S. 339; derſelbe Verwaltungsrecht 
II. S. 191; derſelbe, Staatsrecht S. 522 f.; Bornhak im Archiv VI. 319 ff. Der Ab— 
geordnete Richter in der Sitzung * 21. Januar 1891 a. a. ©. S. 418. 
Hinſchius bei v. Stengel, Wörterbuch des deutichen Verwaltungsrechts I. S. 277, 
11, 2. 310; vgl. auch Bornhak, Staatsrecht 1. 5. 530 und 534. 
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penjation iſt jomit eine Verfügung über die VBorausiegung der Bollziebung 
einer Rechtsnorm und kann, dauernd fortgejegt, bei der dadurch begünftigten 
Zage des Dispenfirten wohl als ein jubjeftives Necht ericheinen, jo daß fie 
die von der Situation eines Privilegirten unterjcheidenden Kennzeichen verliert. 
Indeſſen gebt die jubjeftive Berechtigung erit jefundär aus ihr hervor, während 
das Privilegium das jubjeftive Necht unmittelbar und primitiv fonftituirt.') 

Nah dem älteren abjolutiftiichen Staatsrecht gebörte auch ein solches 
Dispenfationsrecht unzweifelhaft zu den alleinigen Befugniljen des Königs, ent: 
Iprechend der jtaatsrechtlichen Natur des Gejeges; im modernen Verfaſſungsſtaat 
it jedoch der Grundjag allgemein zur Anerfennung gelangt, daß blos noch 
in denjenigen Fällen dispenfirt werden fünne, wo das Gejeg oder überhaupt 
das geltende Recht „gewiljermaßen als Selbitkorreftur feiner Anwendung im 
Leben“ *) Dieß ausdrüdlich zuläßt. Die Eonftitutionelle Stellung des Königs 
zur Geſetzgebung bat die Fortdauer feiner einfeitigen Dispenjattionsgewalt zur 
rechtlichen Unmöglichkeit gemacht’), wenngleich die Berfaflungsurfunde jelbit 
ſich ausdrüdlich darüber nicht ausipricht. „Der geieggeberiiche Antheil des 
Meonarchen it bei der Zanftion des Geſetzes zur Geltung gefommen; eine noch 
weitere und fortgelegte perfönliche Herrichaft über das Geſetz, welche ſeinen 
Vollzug hemmen oder bejchränfen könnte, Liegt nicht mehr in den Attributen des 
heutigen Eonftitutionellen Monarchen. * 

Bon diefen Grundiägen ausgebend, gelangen diejenigen, welche in dem 
Steuererlah eine Dispenlation erbliden, zu folgendem Ergebniß. Auf dem 
Gebiete der Steuerverwaltung als dem im eminenten Sinne jtaatsrechtlichen 
Gebiete der Finanzverwaltung beruben alle Grundjäge auf Staatlichen Geſetzen. 
Der Erlaß einer Steuer it Danach eine Abweichung von einer geleßlichen Nor: 
Ichrift, ei Dispenfationsaft, durch welchen die Amvendung eines Nechtsjages 
in eimer einzelnen Angelegenheit ausgeichloljen wird. Da aber die Dispenja- 
tionen nach heutigem Verfaſſungsrecht nur noch in dem von dem Geſetz aus: 
drüclich zugelallenen oder durch ein beionderes Geſetz Tpeziell angeordneten 
Fällen angängig ericheinen, jo ergibt fich aus der verfafiungsmäßigen Stellung 
des Königs zur Gejeggebung die Bejeitigung feiner bisberigen Dispenjations- 
gewalt als eine unabweisliche Konſequenz, jo daß der Krone das Necht, gejeglich 
eingeführte Steuern nach freiem Belieben und kraft eigener Machtbefugniß zu 
erlaiien, nicht mehr zugeiprochen werden kann.“ Stenererlaß und Steuer: 
befreiung ſind rechtlich einander aleichgeartet, beide begründen eine Ausnahme 
von der objektiv geltenden, allgemeinen Steuerpflicht. Die Befugniß zu ihrer 
Ertheilung hatte der König als Inhaber der Geſetzgebung tim materiellen Sinne, 
nicht ala Inhaber der Grefutive Da derjelbe nunmehr nah Maaßgabe der 
Berfaflung die Steuer geieggebung mur unter Mitwirkung dev Volksver— 
tretung zu üben berechtigt it, jo vermag ev auch eine an und für fich geſetzlich 
beitebende Steuerpflicht ohne deren Zuftimmung nicht mehr aufzuheben. Mit 
dem abjoluten Gejeggebungsrecht des Königs it auch deſſen Befugniß zum 
Steuererlaß untergegangen.” 

Hinſchius a. a O. I 2. 277, 279, 280; v, Gerber, Yeitichrift für Die geſammte 
Staatswilienichaft Bd. XXVII. 2. 430 und Mo f. 

*Nothwendigleit sur Geltendmachung des Billigteitsprinzivs im Kechtsleben, v. Werber 
a. a. O. 5.48. 

> p. Gerbera. a. O. 3.47; Meyer in den Jahrbüchern 1S. 339 if, namentlich S. 3445 

"np. Gerbera.a. <. 448 

»Menyer in den Jahrbüchern IS. 339, 344. 

°, Bornhbakim Archiv VI S. 321. 
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Man würde ſich den vorstehenden Ausführungen unbedingt anschließen 
müfjen, wenn der Stenererlaß in der That eine Dispenfation von der geieh: 
lihen Steuerpflicht bedeutete umd nicht vielmehr nach jeinem eigentlichen 
Weſen dieſer durchaus fremd gegenüberſtände. Schon weiter oben it der durch— 
reifende Unterschied zwiichen Steuererlaß und Steuerbefreiung dargelegt worden. 

ährend letztere allerdings eine Durchbrechung der allgemeinen NRechtsnorm 
durch eine jubjeftive Berechtigung und einen Erjag derjelben durch ein Spezial: 
gejeg bildet, bleibt bei jenem die Steuerpflicht jelbit gänzlich unberührt; jie 
wird nicht einmal für den Eonfreten Ihatbeitand ausgejchloifen. Das objektiv 
gültige Gejeg muß im Gegentbeil für dieſen erit eine bejtimmte Zahlungs: 
verbindlichkeit Schaffen, damit die Erfüllung derielben erlaſſen werden fan. 
Denn die Verpflichtung, die thatſächlich aufgelegten Steuern zu entrichten, 
beruht nicht jo ſehr auf dem allgemeinen Nechtsjag des SZ A. L. R. IL, 14,/') 
wie auf dem Diejelbe anordnenden, jpeziellen Stenergejeß, da ohne eine wirklich 
durchgeführte Beſteuerung der Staat überhaupt nicht in der Lage wäre, fein 
die Geſammtheit umfaljendes Steuerrecht den Einzelnen gegenüber zur Geltung 
zu bringen.) Er muß daher zumächit in befonderen Gejegen für die geeignet 
ericheinenden Objekte die Steuereinheit und den Steuerfuß feitfegen und danadı 
beitimmen, welcher Steuerbetrag auf die verjchtedenen Steuerträger entfallen 
jol. Erit nachdem er jo die alle verbindende Rechtsnorm getroffen, vermag 
er in der „Veranlagung“ die einzelnen Stenerjubjekte zu der betreffenden Steuer 
perfönlich beranauzichen. Sobald aber hierbei für jeden Einzelnen nach ſeinen 
eigentbümlichen Verhältniſſen der maßgebende, individuelle Stenerlag ermittelt 
it, hat für ibn das Gejeg feine thatlächliche Anwendung gefunden. Mit der 
Beranlagung tritt das Geſetz wirklich in's Leben, die nachfolgende Steuer: 
erbebung bildet nur eine notwendige Folge jeiner durch jene ermöglichten 
Wirfiamkeit, nur den Prozeß, vermöge deijen der in "der Steuerveranlagung 
amtlich feitgejtellte Betrag zur Faktiichen Einzahlung an die Kaſſen des Staates 
gelangt.”) Inſofern laſſen fich allerdings Veranlagung und Erhebung als ein 
Ganzes betrachten, als allein durch Beide zufammen das Gejeg jeine voll- 
ftändige Durchführung erreicht, gegeneinander gehalten müſſen ſie jedoch al& 
wei bejondere, eigenartige Vorgänge aufgefaßt werden, welche jeder für ſich 
ganz beitinnmte Zablungsverbindlichkeiten der einzelnen Perfönlichkeit enthalten 
und dadurch einen, gewiljen bürgerlichen Nechtsverhältnijjen ähnlichen Charakter 
empfangen. Demm von dem Standpunkte des bis zu Ende geführten Aftes 
der gejeglichen Beſteuerung aus entiteht aus der Veranlagung der Steuer die 
DObligation des Bejtenerten zur Zahlung des Steuerbetrages, während fih in 
der Erhebung die Erfüllung dieſer durch das Gejeg begründeten Obligation 
des Steuerfubjefts ausdrüdt.*) Selbitveritändlich bedingt der für die Steuer 
ihrem Weſen nach beitimmende, öffentlicherechtliche Titel eine durchgreifende Ber: 
Ichiedenbeit derjelben von den Schuldforderungen des Civilrechts ; imdejjen eine 
äußerliche Verwandichaft der Steuerzahlung mit der Erfüllung privatrechtlicer 
Verträge dürfte wohl nicht zu verkennen fein. Die vergleichöweije Heran: 
ziehung bürgerlicher Schuldverbältniiie liegt aber im vorliegenden Fall um jo 
näher, als auch bei ihnen der Erlaß eine nicht unwichtige Stelle einnimmt. 





') Dem Beltenerungsrechte als einem Hobeitsrechte des Staates find alle diejenigen unter 
worfen, die für ihre Perſonen, Vermögen oder Gewerbe den Schuß des Staates geniehen. 
»Bal. %. von Stein, Yebrbuch der Finanzwiſſenſchaft. 5. Aufl. 11 5. 419 ff. 

v. Stein a. a. O. 454. 
v. Stein a. a. O. S. 468. 
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Während das Allgemeine Yandrecht den Erlaß unter den „Arten, wie 
Rechte und Verbindlichkeiten aufhören“, behandelt und im weiteren Sinne als 
„Die Entſagung eines bereits erworbenen Rechts’) bezeichnet, ſieht der Entwurf 
eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutſche Reich unter dem engeren Geſichts— 
kreis des Obligationenrechts in ihm nur den „Verzicht des Gläubigers auf 
die Forderung.“ *) Mögen diefe Definitionen den Umfang des Begriffes auch 
verichieden begrenzen, jedenfalls haben beide die Vorausſetzung miteinander 
gemeinfam, unter welcher allein ein Erlaß juriftiich möglich wird. Es muß 
eine jubjektive Berechtigung gegeben jein, damit überhaupt entjagt oder ver: 
zichtet werden kann. Erſt nachdem die Kontrahenten in Anwendung der ein- 
ſchlagenden Gejegesvorjchriften Durch den Abichluß eines Vertrages eine rechts: 
bejtändige Obligation geichaffen haben, und nur injoweit, wie aus diefer Obli— 
gation als ein weiteres, abgeleitetes Recht ſich eine bejtimmte Forderung, 
nämlich der Anfpruch auf die Erfüllung des Vertrages, begründen läßt, iſt 
der Nechtsboden vorhanden, auf welchem der Erlaß cine rechtlich relevante 
Wirkſamkeit auszuüben vermag. Nur die Erfüllung eines Vertrages fann er: 
laſſen werden, auf den Vertrag jelbit. auf jeine Entitehung und jeine Geltung 
bat ein Erlaß an fih jo wenig Einfluß, daß derjelbe troß dieſes nach wie 
vor zu Necht beſteht, wenn nicht „eine vollftändige Aufhebung und Vernichtung 
des Obligationsverbältniifes durch die Erklärung der Annahme der Schuld als 
empfangen beabjichtigt und ausdrücklich. ausgeiprochen iſt“) Denn nicht nur 
der Forderung an jich it man ganz oder theilweiſe zu entjagen befugt, jondern 
auch auf die Geltendmachung der Schuld, die Klage, allein darf man per: 
jonell oder imperfonell, in Diefer oder jener Beziehung, etwa fiir beitimmte 
Zeit oder für eime befiimmte Perſon verzichten.‘) Während im jenem Fall, jo 
weit der Erlaß reicht, nicht einmal eine naturalis obligatio zuridbleibt, wird 
in Diejem die Forderung für jpätere Zeit oder für andere bei dem Schuld: 
verhältniß mitbetheiligte Berfonen (Mitgläubiger und Meitichulder) weiterbin 
aufrecht erhalten.) Durch den Erlaß wird aljo nicht etiwa die Anwendung der 
mit dem Vertragsabichluß in Kraft getretenen Geſetzesbeſtimmungen wieder 
rückgängig gemacht vder ausgeſchloſſen, d. h. der Rechtsgrund bejeitigt, jondern 
nur die Wirkung des daraus hervorgegangenen Forderimgsrechtes, die Erfiillung, 
gebemmt.") 

Auf dem Gebiete des Finanzrechtes tritt allerdings der Gegenſatz zwiſchen 
Entitebung und Begleichung einer Steuerforderung äußerlich nicht mit derjelben 
Schärfe bervor wie bei den vorgedachten Schuldverhältnifien, weil die Nechts- 
prlicht jeldit ganz mmabbängig von dem Willen und ohne Zuthun der einzelnen 
Perſönlichkeit fraft der unabänderlich alle gleicherweije zwingenden Anordnungen 
des Öffentlichen Nechtes begrimdet und meiſt dem Einzelnen erjt ummittelbar 





1, 16 8 379. Bol. Förſter-Eeceius, Preuß. Breivatrecht 5. Aufl. I &. 536 F. 

22 Auch, 3. Titel: „Erlöſchen der Schuldverhältniſſe“ IV 5290. Anttliche Ausgaben 
der eriten Leſung. Sonderabdrud für den dentichen Anwaltverein, ebenio Heimbad ſ. v. 
„Werzicht“ in Weisle's Nechtsierifton XII, namentlich S. 834: „Verzicht ift das Aufgeben 


eines Nechtes durch ein Rechtsgeſchäft“ 1. 2. 836: „Erlaß einer Schuld von Seiten des 
Gläubigers iſt die Geſtalt, in welcher der Verzicht im O ————— erſcheint.“ Wal: 
Eck ſ. v. „Erlaß“ in v. Holtzendorffs Rechtslerikon Auf. IS, 727 

r Seimbadı a. a. O. 5. 839. 


% Heimbad, ebenda | — 2.837; Windſcheid, Lehrbuch des Pandektenrechts 5. Aufl 
11 Seite 363. 
Förſter⸗Ecciusaa. O. Note 49; Urn dts, Lehrbuch der Pandekten, II. Aufl. 2.518. 
°% Windicheid —— 
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mit der Aufforderung ihr nachzufommen befaunt gegeben wird.') Allein in 
fich zergliedert, zeigen Doch, wie bereits hervorgehoben, die Veranlagung und 
die Erhebung einer Steuer al3 zwei beiondere Akte ein der Begründung umd 
Erfüllung einer bürgerlichen Schuldforderung ähnliches Bild. Entſprechend 
dem Bertragsabichluß im Givilrecht bildet die Veranlagung die entjcheidende 
Anwendung des Steuergejeges, und die Erhebung, wie die Vertragserfüllung 
dort, mur die Nealifirung des aus ihr erwachjenen Steuerforderungsrechtes. 
Auch bier bleibt der Erlaß für jene bedeutungslos, erjt auf die Erhebung ge 
winnt er einen maßgebenden Einfluß. Während die Veranlagung durch den 
Erlaß eine Veränderung nicht erfährt, wird ihre Wirfung d. i. das Recht, Die 
aufgelegte Steuer nöthigenfall® mit Zwangsmitteln zur Einzablung zu bringen, 
durch ihn gehemmt. Die Steuerſchuld kommt munmehr tbatlächlich nicht zur 
Erfüllung, es joll jedoch jo angejeben werden, als wäre dieje erfolgt, indem 
der Erlaß nad) feiner rechtlichen Seite bin nichts Weiteres bezeichnet als eine 
Annahmeguittung, welche eine faktiſch nicht geleiltete Zahlung aus irgend 
welchen Gründen für „empfangen“ erflärt, damit der am jich rechtsbejtändige 
Forderungsanipruch erliicht.*). 

Bei einer anderen Auffaſſung dürfte jich faum eine annehmbare juriſtiſche 
Konstruktion für diejenigen Fälle finden lalien, in denen etwa eine Steuer erit 
nad längerer Stundung erlaſſen, oder nach jtattgehabten Iheilzablungen auf 
den noch ausitehenden Reſt verzichtet wird. Cine VBeranlegung der Prlichtigen 
iſt bier jedesmal erfolgt, auch eine bejondere Aufforderung an fie ergangen, 
binnen bejtimmter Friſt die Steuer zu entrichten. Dieſe Vorgänge können durch 
feinen jpäteren Erlaß der Steuer ungejcheben gemacht werden, und fie müſſen 
e8, falls man in demſelben einen Ausjchluß der Anwendung des Geſetzes ſieht, 
denn ein jolcher ift juriftiich Doch nur dann denkbar, wenn ein Gejeg überbaupt 
nicht in die Yage fommt, eine Wirkung zu äußern. Iſt es dagegen im irgend 
welcher Hinficht wirkſam geworden, jo bat es eben injoweit eine Anwendung 
gefunden. Mögen auch die für gewöhnlich hiermit verfnüpften, weiteren Folgen 
gehenmmt oder verbindert werden, die eritmalige Wirkſamkeit läßt fich nachträg— 
lich nicht mehr befeitigen. Ohne eine Anwendung des Steuergejeges würde der 
Behörde überhaupt die Befugniß zur Deranziehung der Steuerfubjefte fehlen, 
da eine jede Amtshandlung nur durch den ihre Vornahme geftattenden umd dem: 
entiprechend in ihr verwirklichten Rechtsſatz ihre rechtsverbindliche Kraft erbält. 
Stellt man ſich auf den entgegengefegten Standpunkt und faßt den Erlaß als 
eine Dispenfation von dem Gejege auf, To muß man denjelben folgerichtig in 
jeder Form für verfafiungswidrig erklären. Denn unter diefem Gefichtspunft 
bedeutet der Steuererlaß eine Stenerbefreiung, eine Außerkraftſetzung der allgemein 
verbindlichen Nechtsnorm zu Gunſten einer einzelnen Perjünlichkeit, und eine 
derartige Bevorzugung würde dem Art. LOL der Verfafjung wideriprechen, nad 
welchem im Betreff der Steuern Bevorzugungen nicht eingeführt werden können 
Selbſt ein bejonderes Gejeg wäre daher nicht in der Lage, einen Steuererlaf 
zu bewilligen, da es zu feiner eigenen Giltigfeit einer Verfaſſungsänderung be 
dürfte. °) 

Val. B. Bekanntmachung über die Veranlagung zur Staatseinfommenitener in 
Berlin, März 1892. 

” Der Crlaß gleicht in feiner Wirkung der Nerjäbrung ; anch bei dieſer wird die Aır 
wendung des Geſetzes keineswegs ausgeichloiten, mur die Steuerforderung gebt durd den 
Ablauf der geſetzlichen Friſt alſo auch hierin Anwendung des Geſetzes unter, 


— 


»VBal. oben S. 683 f. — auch Art. 107 der Verfaſſung. 
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Daß aber die unter den Gejammtbegriff der „Veranlagung“ fallenden Afte 
der Beitenerung die enticheidende Anwendung des Stenergeieges bilden, geht 
noch aus einer anderen Erwägung hervor. Nach dem Einkommenſteuergeſetz 
vom 24. Juni 1891 (9. S. ©. 175) werden diejenigen mit einer Gelditrafe 
bedroht, welche bei Erfüllung der ihnen obliegenden Beespattanapflicht wiſſent⸗ 
lich falſche Angaben machen, auch wenn dadurch eine Verkürzung des Staates 
in der Steuer nicht ſtattgefunden hat.) Strafe und Strafverfahren ſind von 
der Steuer und ibrer Entrichtung vollkommen unabhängig und geben ihren 
eigenen, ganz jelbjtändigen Weg. Danach fällt der Beginn der Strafbarfeit 
in den Augenblic, in welchem der Steuerpflichtige die wiljentlich faliche Steuer: 
erflärung abgibt. Ob auf dieſe bin die endgiltige Veranlagung und dement: 
jprechend die Erbebung der Stener erfolgt, iſt fir die Strafverfolgung obne 
jede Bedeutung. Selbit nach etwaigem Erlaß der Abgabe muß eine Unter: 
ſuchung noch eingeleitet werden, falls das Vergeben nur vor Ablauf der Ver: 
jährungsfriſt zur Kenntmß der Bebörden gelangt, Auch auf den Lauf eines 
ſchwebenden Strafverfahrens bleibt der Erlaß einflußlos. Der Krone ftebt nicht 
einmal die Befugniß zu, nachdem die Zache den Gerichten übergeben, *) mit 
dem Erlaß der Steuer im Wege der Gnade zugleich auf jenes einzumirfen. 
Erſt nach rechtskräftig erfannter Strafe wirde der König in der Lage fein, 
ſein „Recht der Begnadigung und Strafmilderung“ dem VBerurtbeilten gegen: 
über zur Anwendung zu brimgen, ') während ihm troß Des gerichtlichen Straf: 
verfabrens an fich jederzeit unverwehrt bleibt, dem Kontravenienten die fällige 
Steuer zu erlaſſen. Gerade bier zeigt ſich unverkennbar, wie wenig der Erlaß 
eine „Anwendung“ Des Stenergeleges ausschließt, wie er vielmehr nur eine 
ganz bejtimmte Art der Wirkſamkeit desjelben unmöglich macht, Dagegen jede 
andere, davon unabbängige Wirkung völlig unbehindert läßt. 

Schließlih mag auch daranf bingewielen werden, Dal; Die Dispenjation, 
wie oben hervorgehoben, von dem Mugenblic ihrer Ertbeilung ab eine Suspenfion 
des betreffenden Rechtsſatzes auf dem in Frage ſtehenden Thatbeitand für die 
Zukunft berbeitührt, alſo eine andauernde Wirkung auf unbeitimmte Zeit aus- 
übt. Sie bedarf daber eines ausdrücdlichen Widerrnfs oder einer dieſem gleich- 
fommenden Beichränfung auf einen gewilen Zeitraum, damit das Geſetz jeine 
zwingende Kraft wieder äußern fann ' Der Erlaß bingegen verzichtet nur 
auf eine gerade fällige Forderung und bleibt nach feinem inneren Wejen auf 
eine einmalige, momentane Wirkſamkeit angewiejen, da er Nichts als eben dieſen 
Verzicht zum Ausdruck bringen foll Eine Einwirkung auf die Zufunft würde 
jeiner rechtlichen Natur wideriprechen, er iſt gar nicht bedentfam genug, gleich 
der Dispenjation möglicherweiſe eine Jubjektive Berechtigung nach fich zu ziehen, 
er verlangt demnach auch feinen Widerruf und feine zeitliche Begrenzung. Denn 
mit dem Untergang der Forderung erlischt ſogleich Die einzige Vorausſetzung 
jeines rechtlichen Einfluſſes. 

S 7. Wie wenig es aber mit einer forreften Begriffsbildung vereinbar iſt, 
Fälle, im denen ein Nechtsjag überbaupt nicht wirken kann, und jolche, in 
denen er gewirkt hat, aber feine Folgen erjt Durch einen befonderen Akt ver 
nichtet, oder jpezielle pofitive Wirkungen Durch einen ſolchen herbeigeführt werden, 


"8 66 des Geſehzes. 
”, 8 70 al. 2 ebenda, i 
” Art. 49 der_ Verfaſſung und More 1 al. 4 und 5 dazu bei Arudt 2. TAT 
* Dal. oben S. 39. 
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unter einen einheitlichen Begriff zuſammenzuwerfen, *) zeigt fich noch deutlicher, 
wenn man die Dispenfation mit einem anderen Önadenrechte der Mrone, mit 
der Gnade auf jtrafrechtlichem Gebiete vergleicht, die inioferne eine große Aehn— 
lichkeit mit dem Erlaß von Steuern und Abgaben aufweilt: Auch die „Be: 
gnadigung“ erjcheint nach dem fait allgemeinen Ergebniß der neueren Unter: 
juchungen nicht etwa als Aufhebung des Strafgejeges für den Einzelfall durch 
lex specialis, jondern als gänzlicher oder Seal Verzicht des Strafanſpruchs— 
berechtigten auf den ihm erwachienen Anfpruch ) Denn eine Strafe kann nur 
dann erlajjen oder in eine minder jtrenge nngewanbelt werden, wenn eine Be: 
jtrafung überhaupt jtattgefunden bat, da allein die Härten, welche mit einer 
itreng rechtlichen Durchführung des an fich unbeuglamen Strafgejeges unver: 
meidlich verbunden find, durch den Gnadenakt zu Gunjten der Billigfeit auf 
gehoben oder gemildert werden follen. Wie aber Straferlaß und Strafmilderung 
ohne rechtsfräftiges Urtbeil jurtitiich unmöglich ſind, jo bleibt die Berurtbeilung 
ſelbſt wiederum ohne eine Anwendung des Geſetzes undenkbar, inden der Richter 
zunächit die feſtgeſtellte Handlung unter das Strafgeſetz ſubſummiren muß und 
erit, falls hienach ein Strafrecht begründet, entiprechend den Beſtimmungen des 
Geſetzes Art und Maß der Strafe fejtzujegen in der Yage it. *) Nur dadurd, 
daß derjelbe, nachdem die Strafverfolgung die thatlächliche Strafvorausfegung 
in der fonfreten Straftbat als notbwendigen Unterjfag erwiejen, aus dem ge 
gebenen Oberjag, der Strafrechtsnorm, den zwingenden Schluß zieht, vermag 
er auf die in dem ld. vorgeiebene Strafe zu erfennen Da jedoch mit der 
Urtbeilsfällung allein das ftaatliche Strafrecht niemals feinen eigentlichen Zwed 
erreichen würde, jo bat das Gejeg weiterhin die Vollitredung vechtsfräftiger 
Strafurtheile nach Maßgabe jpezieller Regeln vorgeichrieben. °) Dieſer urtheils- 
mäßig jedesmal noch beionders begriimdeten Pflicht, den Inhalt des Straf— 
erkenntniſſes zu verwirklichen, entipricht aber als fulgerichtiges Storrelat das 
Necht des Staates auf die Urtheilserfüllung, der Anjpruch auf die Strafvoll: 
ſtreckung, welcher jomit unmiteelbar aus der Berurtheilung erwächjt und regel: 
mäßig erit mit der Vollftredung ſelbſt erlifcht. ') Erſt nachdem dergejtalt durch 
die Anwendung eines öffentlichen Rechtsſatzes in dem die Strafverfolgung ab: 
Ichließenden Endurtheil eine eigene Art jtaatlichen Forderungsrechtes geichaffen 
ift, wird dem Träger der Staatsgewalt die Möglichkeit eröffnet, jein Begnadigungs: 
recht walten zu laſſen. Kraft diefes kann er nunmehr auf die Volljtredung 


" Hinichius bei von Stengel 1. &. 277. 

2 v. visit, Yebrb. des Deutſchen Strafrechts 2. Aufl. S. 279. Ebenio Arndt, Ver 
ordnungsrecht < 5.234 }., Zerjelbe i im Deutichen Wochenblatt 111. S. 611; Geyer in v. Holgen- 
dorff's Rechtslerikon 1. 254 Seuffert bei von Stengel 1.5.17 f. namentlih 5 3; 
Noel in „Dirtb 3 Annalen“ 1891 5. 419; Yaband im Archiv VII. 3. 192 ff.; Terielbe 
Staatsrecht Il. 479 fr; v. Nönne, Preuß Staatsrecht 1. S. 540 Note 4; Echulse, 


Preußiſches Stantsrecht 11. S. 60, 122 f.; Derſelbe Teutiches Strafrecht 1. 5. 568 f 
Anders Binding, Grundriß zur Vorleſung über gemeines deutiches Straftecht 1 
. Aufl. 167 (5 108; Bornbaf im Archiv VI. S. 322 f.; Derſelbe Staatsredht 1. 


- 


Salt; Me per in den Jahrbüchern I. S. 347 f.; vgl. auch Tenielben, Staatsrecht 2. 512 1. 
Segen Die Auffaſſung des Steuererlaſſes als eines 2 > Dispenfationsaftes haben Äh eben- 
falls ausgeiproden woel in „Dirtb's Annalen” 188, =.816 f,, ebenda 1891_ 5.48. - 
Arndt im Dentichen Wochenblatt III. =. 610 f; Yaband im Ardyiv VII. S. 192 fie; der 
Abgeordnete Schumacher im der —8 vom 21. Januar 1891 a. a. O. S. 48: ähnlich 
der Finanzminiſter Dr. Miquel ebenda 3.417. Wal. jedoch Ya —— IIS. 1031 1. 
* Binding, Grundriß des Deutichen Ztrafprogeßrechts 2. Aufl. S. 137 f. 
"Binding, ebenda >. 208; Yaband Staatsrecht TI. 5. 483. 
> Ngl. Binding a. a. C. 
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überhaupt oder doch die vorgejebene Art derjelben verzichten und dadurch jener: 
jeits jenen Anſpruch tilgen, äbnlich wie nach der Steueranlegung die Steuer: 
Erhebung, die Vertragserfüllung nach dem Vertragsabichluß erlaſſen werden 
darf. Aber auch Nichts als die Strafvollitreduug vermag ein folcher Akt aus: 
zuschließen oder abzuändern, auf andere Wirfungen der Strafverfolgung iſt 
derjelbe einflußlos. Nur die Erfüllung des Strafanjpruches wird durch ihn 
getroffen, die Schuld: und Rechtsfrage dagegen in feiner Weile berührt, jo daß 
das Straferfenntnig als Strafichärfungsgrund bei jpäteren Strafthaten derjelben 
Verſon trog der Begnadigung rechtswirkſam bleibt. ') 

Indeſſen nicht bloß Straferlaß und Strafmilderung (Begnadigung im 
engeren oder eigentlichen Sinne) bedürfen zu ihrer Bethätigung einer Anwendung 
des Strafgeſetzes, jondern auch die Abolition, Die Verhinderung oder Nieder: 
ſchlagung eines Strafprozeſſes (unter Begnadigung im weiteren Sinne mitbe- 
griffen), verlangt eine jolche als unentbebrliche Borausjegung. Denn wenn fie 
auf die Strafverfolgung wie jene auf die Strafvollitrekung verzichtet, will fie 
nicht etwa Die Nechtsordiung an ſich für den einzelnen Fall außer Kraft ſetzen, 
vielmehr beabſichtigt auch ſie nur eine beſtimmte Wirkung, welche dieſelbe an 
einen Thatbeſtand knüpft, für eben den Thatbeſtand aufzuheben.) So lange 
die Staatsanwaltichaft, welche nach $ 152 der Strafprozeßordnung verpflichtet ift, 


ſoweit nicht gejeglich ein Anderes bejtimmt it, wegen aller gerichtlich 
jtrafbaren und verfolgbaren Handlungen einzufchreiten, fofern zus 
reichende thatlächliche Anhaltspunkte vorliegen, 


ſich nicht zu einem dementiprechenden Einfchreiten veranlaßt jieht, gebricht es 
überhaupt an einem ©egenjtande, welchen das Begnadigungsrecht ergreifen 
fünnte. Ein Gnadenaft würde einjtweilen feiner inmeren Berechtigung ermangeln 
und zwecklos fein, da auch ohne ihn die von der Krone nicht beliebten Rechts: 
folgen unterbleiben, es bedarf feiner gar nicht, um die Wirkungen des Geſetzes 
auszuschließen, weil die Vorausjegungen der Amvendung des lesteren fehlen. 
Mit dem Augenblick dagegen, wo eine gerichtlich „verfolgbare” Strafthat zur 
Kenntniß der Anklagebehörde gelangt it, ſind dieſe Vorausjegungen gegeben, 
und zwingen die Staatsanwaltichaft, in eine Prüfung des Thatbeitandes einzu— 
treten und zutreffendenfalls das dem Staate fraft Geſetzes, ohne weiteres Zu— 
thun ſeinerſeits zuſtehende Recht auf Strafverfolgung in pflichtgemäßer An— 
wendung des Geſetzes zu erfüllen.““ Nunmehr werden die Wirkungen dieſes 
auch für dem Beichuldigten unvermeidlich, er verfällt unabänderlich dem Rechts: 
anipruch des Staates, der jeine Verurtheilung herbeiführen ſoll. Set aber 
fann die Krone ihr Begnadigungsrecht zur Geltung bringen und die weiteren 
Folgen der Anwendung des Gejeges verbindern, indem ſie das aus derjelben 
ſich entwicdelnde Prozeßverfahren im Wege der Gnade niederichlägt * ſich ihres 
Strafverfolgungsanſpruchs zu Gunſten des Uebelthäters begiebt.“ 

Iſt ſchon nach vorſtehenden Ausführungen die Auffaſſung des Begnadigungs- 
rechtes als eines Dispenjationsaftes zurückzuweiſen, jo erhält diejelbe noch eine 
fernere Widerlegung durch den Umstand, daß sie die Aufbebung von reichs: 
rechtlichen Normen durch landesrechtliche Anordnungen ermöglichen würde. Denn 
da Die Dispenſation einen Ausſchluß des Geſetzes bedeutet, käme durch einen 





I Ebenſo bleiben alle eiviliſtiſchen Folgen, wie Buße u. ä. von der Begnadigung unberührt. 
Laband im Archiv VIL S. 193. 

Val. auch Strafprozeßordnung S 158. 

* Mal. jedoch Note 3 auf Seite 692. 
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dispenfirenden Gnadenakt die Yandesgejeßgebung oder kraft derjelben der Landes: 
herr in die Lage, die reichögeleglichen Vorſchriften des Strafgefegbuches und 
der Strafprogeßordnung außer Anwendung zu jegen. ’) Cine Derartige Be: 
fugniß aber jtünde in unlöslichem Widerjpruche mit dem Art. 2 der Reichs: 
verfafjung, nach welchem die Reichsgeſetze den Landesgejegen vorgehen, alio 
zweifellos nicht durch fie ausgeſchloſſen werden können. Außerdem jedoch würde 
aus diefer Beltimmung folgerichtig der Schluß zu ziehen jein, daß das Be- 
gnadigungsrecht des Landesherrn gegenüber reichsrechtlich jtraf- und verfolg- 
baren Handlungen jeit Erlaß der Neichsverfallung überhaupt jeinen Nechtsboden 
verloren habe, und injoweit jich troß aller jonderjtaatlichen Verfaſſungspara— 
graphen nicht aufrecht erhalten laſſe, während in Wirklichkeit dies Necht bisher 
in Straffachen jeder Art unbeanftandet überall ausgeübt und niemals auch nur 
bejtritten worden it. °) 


SS Die rechtliche Natur der Begnadigung gewinnt übrigens nicht allein 
deshalb ein Intereſſe für die vorliegende Unterfuchung, weil auch bei ihr die 
Annahme eines Dispenjationsaftes ausgeichloflen iſt, jondern bildet noch im 
anderer Hinficht einen wichtigen VBergleichspunft. Man hat nämlich mit nad: 
drüclicher Betonung des Art. 49 der Berfallung °) weiterhin behauptet, daß 
das in demjelben geordnete Necht der Begnadigung und Strafmilderung das 
gefammte Gnadenrecht des Königs umfalle, und außerhalb dieſes Rahmens 
eine anders geartete Ausübung desjelben verfafjunasmäßig nicht gejtattet jei. ‘) 
Gnade, jo wird ausgeführt, bedeute Nichts als Bethätigung des Begnadigungs: 
rechtes, das Begnadigungsrecht aber habe entiprechend jeiner hiſtoriſchen Ent- 
wickelung aus der oberjtrichterlichen Gewalt des Yandesherrn Durch die Berfallung 
eine jo bejtimmte und unzweidentige Kennzeichnung und Begrenzung erfahren, 
daß es einzig auf Straffälle bezogen werden fünne, und eine jede analoge Aus: 
dehnung desjelben auf andere Gebiete, insbejondere auf die Steuerverwaltung 
als unzuläſſig ericheine. 

Für das „Begnadigungsrecht“ in feiner oben dargelegten Eigenart trifft 
allerdings diefe Beweisführung zu, dem Art. 49 der Verfaſſung jedoch dürfte 
mit einer jolchen Interpretation eine zu weit reichende Wirkung beigelegt fein. 
Denn die demjelben zu Grunde liegende geießgeberiiche Abficht kann nur dabin 
ausgelegt werden, daß für die Zukunft das bis dahin unumfchränkte Begnadigungs- 
recht der Krone einer durchgreifenden Beſchränkung in doppelter Richtung Be— 


„Einzelne Perſonen von der Anwendung der Straftedts- und Strafvollzugsnormen 
auf ee von ihuen begangene jtrafbare Handlung zu entbinden.“ Bornhak im Archiv VI. 
©. 322. 
2) Yaband im Archiv VII, ©. 193, val. auch Denſelben, Staatörecht 11. S. 484 ff. 
Der König bat das Necht der Begnadigung und Strafmilderung. 
Zu Gunſten eines wegen feiner Amtsbandlungen verurtbeilten Miniiters kann 
diejes Necht nur auf Antrag derjenigen Nammer ausgeübt werden, von welcher 
Die Anklage ausgegangen ilt. 
Der Hönig kann bereits eingeleitete Unterluhungen nur auf Grund eines be 
jonderen Geſetzes niederichlagen. 
"al. v. Rönne, Preuß. Staatsrecht I S. 541 Note 3 „als eingeleitet im Sinne des 
Abi. 3 des Art. 49 der Verfaſſungsurkunde kann eine Unterfuchung erſt dann angeſehen 
werden, wenn durch förmlichen Beſchluß des Gerichtes die Erdffnung des Hauptverfahrens 
ausgeſprochen iſt. Val. Reichsſtrafvyrozeßordnung S 196)“, ebenſo Schulze, Preuß. Staat‘ 
recht II S. 126. 
) Bornhak im Archiv VI. S. 322; Meyer in den Jahrbüchern I. ©. 338. Die Ab- 
geordneten ande: Toudern und Dr. Windtborit in der Sigung vom 21. Januar 1891 a. 
S. 422, 425. 
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gnadigung eines wegen jeiner Amtshandlungen verurtheilten Minifters und 
Niederjchlagung bereits eingeleiteter Unterfuchungen) unterworfen fein folle. 
Einzig zum Zwed einer unzweideutigen Faſſung der diesbezüglichen Vorjchrift 
wird man fich deshalb entjchlojien haben, zunächit das Necht jelbit an die 
Spige zu Stellen und logiich daran die von der gewöhnlichen Art feiner Aus— 
übung abweichenden Fälle anzureihen, da Ausnahmen von einer Regel ſich erjt 
dann richtig verſtehen laſſen, wenn zuvor die Regel ſelbſt befannt gegeben ift. 
So mußte die aus redaftionellem Bedürfniz gebotene Erwähnung des Begna— 
digungsrechtes zu einer verfaljungsmäßigen Anerkennung desjelben führen, die 
ſchon ihrer Beranlafiung halber nicht anderweitig präjudiziren kann. ') 


Außerdem geht die entgegenftehende Auffafjung darin fehl, daß fie in der 
Begnadigung eines den Strafgefegen verfallenen Uebelthäters den einzig mög: 
lichen Fall der Gnade überhaupt erblidt, während diejelbe ihrem eigentlichen 
Weſen nach nur eine beitimmte einzelne Art der leßteren bildet. Mit der Be: 
gnadigung it der Begriff der Gnade durchaus nicht erichöpft, vielmehr mühjen 
darunter ganz allgemein jämmtliche Akte einbezogen werden, durch welche die 
Staatsgewalt ohne rechtliche Verbindlichkeit Jemandem Lediglich in feinem Intereſſe 
einen Vortheil zumendet * Ueberall, wo der Staatswille nach freiem indivi: 
duellen Ermeſſen aus „uneigennützigem Wohlwollen“ eine dem Bedachten vor⸗ 
theilhafte Begunſtigung vorzunehmen in der Lage iſt, findet die Gnade ein Feld 
für ihre Bethätigung. Allerdings äußert ſie ſich vorzugsweiſe auf dem Gebiete 
der Strafrechtspflege, weil gerade hier der ſtarre Buchſtabe des Geſetzes mit 
ſeinen unvermeidlichen Härten eines Gegengewichtes bedarf, und um der Gerechtig— 
keit willen der Krone die dankbare Aufgabe zufällt, Gnade vor Recht walten 
zu laſſen und ſo verſöhnend zu wirken. Darum hat ſich auch hier ein eigen— 
thümlicher Gnadenbegriff, die Begnadigung, herausgebildet, welcher nirgend 
anders wiederkehrt und durch die Verfaſſung jo charakteriſtiſch ausgeprägt iſt, 
daß es ich nicht empfiehlt, an dieſer FFeititellung zu rütteln und durch eine 
ausgedehntere Anwendung jenes den Sprachgebrauch zu verwirren. *) Die Gnade 
jelbit dagegen bleibt nicht auf jolchen immerhin engen Streis ihrer Ausübung 
bejchränft, jondern durchzieht das ganze ftaatliche Leben mit ihren Gunſtbe— 
zengungen. So bedeutet beifpielsiweile die praemiorum exhortatio, die Er— 
theilung von Ehren, Orden, Titeln und anderen Auszeichnungen, Nichts als 
eine Gnade, welche das Staatsoberhaupt freiwillig — erweiſt. Auch 
das jetzt zu einem Rechtsanſpruch gewordene Gnadenjahr oder Quartal des 
Beamten und Geiſtlichen bewahrt in ſeinem Namen die Erinnerung an feinen 
Urjprung aus bejonderer Landesherrlicher Gunft.. Umgekehrt hat das landes- 
herrliche Ehejcheidungsrecht erjt neuerdings die Umwandlung aus einer Juftiz- 
jache in eine Gnadenjache erfahren, indem nunmehr im Gnadenwege eine an 
fih undurchführbare Scheidung von Ehegatten außergerichtlih und außer: 
prozeljualiich ausgejprochen werden kann.) Schließlich läßt fich die Natur 
eines Gnadenaktes ebenfalls nicht verleugnen, wenn der Staat auf ihm privat: 


') Vehnlih Yaband m Archiv VII. S. 197; der Abgeordnete Schumacher in der Sitzung 
vom 21. Januar 1891 a. a. O. 2. 419. 

Bal. Joel in Annalen 1888 2. 808, Laband im Archiv VII 5. 169 ff.; vgl. 
ae Staatsrecht 11. 1030, 1033 f. 

"ol. Laband im Krchiv VII. 169. 

R Stölzel a. a. O. II. 2. 700 Store 5 5; val. auch das Meferat im Juriitiichen Literatur: 
blatt Jahrg. 1891 >. 11 ff. über Die Schrift Tesjelben: Ueber das landesherrliche Ehe— 
icheidungsrecht. Berlin 1891. 
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rechtlich aus Verträgen oder einfeitigen Zunvendungen gebührende Anfprüche 
verzichtet, doch tritt bier das Königliche Vorrecht mehr in den Hintergrund, 
und „das, was man in der Negel als einen Akt der Königlichen Gnade be- 
zeichnet, iſt in den meilten Fällen einfach als Ausflüſſe der libera admini- 
stratio der Exekutive zu erklären.“ ') 

Bor allem aber gebört hierher das Necht der Krone, Steuern zu erlaſſen; 
denn nur ein Königlicher Gnadenbefehl fann die Berwaltungsbebörden von 
der für fie in dem öffentlichbsrechtlichen Steuergeleg begründeten Pflicht 
entbinden, die vorgeiebenen Abgaben mit allen Meitteln zur Einziehung zu 
bringen. Kein „einfacher Akt der bloßen Bermögensverwaltung”“ wäre jemals 
im Stande, die Nichterbebung einer Steuer zu veranlajien oder gar zu recht— 
fertigen, da Die vollziebende Gewalt als die zur Verwirklichung der Gelege 
berufene Funktion des Staatswillens mangels ausdrücdlicher gejeglicher Bollmadht 
die Gejeßesvorjchriften bis in das Einzelnjte hinein Durchführen muß, die Steuer: 
gejege aber den Finanzbehörden eine derartige generelle Vollmacht nicht ertbeilt 
baben.°; Ueber der vollziehenden Gewalt jedech, ebenſo wie iiber der gejeßs 
gebenden und richtenden jteht das Königthum, die Krone, alle drei Haupt: 
funktionen der Staatlichen Thätigkeit umfaſſend und doch von feiner derjelben 
erfüllt.) In der Krone verjchtwindet die Trennung der einzelnen jtaatlichen 
— ſtatt deſſen tritt die geſammte Staatsgewalt mit ihrer höheren Ein— 
heit und Machtfülle, ſelbſtſtändig und unverantwortlich hervor. Alle Macht: 
äußerungen, welche dieſem Centralpunkte der Staatsgewalt unmittelbar ent— 
ſtammen, ſind daher unabhängig von den für Geſetzgebung, Vollziehung und 
Gericht geltenden Rechtsnormen, ſie beruhen auf einem eigenen, ſelbſtſtändigen 
Rechtsgrunde und gehören einer der Krone allein vorbehaltenen Rechtsſphäre an, 
welche nur die ihr von der Krone ſelbſt verfaſſungsmäßig gezogenen Grenzen 
anerkennt. Zu ſolchen ſpezifiſchen Souveränitätsrechten aber muß die Gnade 
gezählt werden, da fie das nothwendige Korrelat zum Recht bedeutet und dem— 
nach nur den gleichen Träger haben kann wie Diejes, die legte Quelle alles 
Nechtes aber troß des bejonderen Weges der Gefeßgebung in Preußen nad) 
wie vor die Krone bildet.‘ Deshalb iſt die Gnade ein „geießesfreies Gebiet“ 
und vermag ohnerachtet der Gejege dort einzugreifen, wo die Vollziehung oder 
Verwaltung und das Gericht durch die Geſetzgebung gebunden find, nur darf 
fie die für fie gleicherweife mahgebenden, allgemeinen Schranfen der Verfall jung " 
nicht verlegen, jo daß eine Aufbebung der objektiven Rechtsnormen oder eine 
Kränkung der Nechte Dritter durch fie ausgejchlofien ift. Im übrigen aber 
findet das Gnadenrecht der Krone nur in jo weit feine Grenze, als die Ver: 
fajjung oder ein anderes Grundgeſetz dasjelbe einer ausdrüdlichen Beichränfung 
unterworfen bat. 

Wird jomit im Wege der Gnade auch der Erlaß einer Steuer möglich, 
zu dem die ‚Finanzverwaltung trog des dringenditen Bedürfniſſes aus jich jelbit 
niemals befugt wäre, jo it dabei doch zu berücjichtigen, daß es ſich nicht 








Finanzminiſter Dr. Diauel i i.d. 51. Situng des Abgeordnetenhauſes am 27. April 1892. 
Sten. Berichte 1892. S. 1352, 1353. 

”) Gegen die Abgeordneten Francke Tondern und Dr. Windborft in der Sigung vom 
21; Januar 1891 a. a. ©. 5. 422 u. 425; über Die Fwangspflicht — Behörden vgl. auch 
Yaband im Archiv VII S. 189; Noel in Annalen 1891 S. 422 
* L. v. Stein, Verwaltungslehre J, die vollziehende Gewalt 2. Aufl. &. 137 ff, 

1. 

* Ngl. auch Laband imArchiv VII S. 194 und Terielbe, Staatsredht II S. 483 f. 
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nur um eine den Bedachten allein angehende Gunjterweifung handelt, wie 
etiva bei der Verleihung eines Ordens oder Titels. Vielmehr enthält der 
Erlaß zugleich eine Anweiſnng an die Verwaltungsbebörden, von der Erhebung 
der Steuer abzujehen und diejelbe nicht zur Iſteinnahme zu bringen, ähnlich 
wie die Beguadigung einen Befehl an die zuitändigen Organe in fich faßt, 
von der Strafverfolgung vder Strafvollitrefung Abjtand zu nehmen. In 
beiden Fällen alfo liegt eine Willensäußerung des Staatsoberhauptes vor, 
welche zugleich die Staatzverwaltinng d. h. den vollziehenden Beamtenorganismus 
in Bewegung bringt. Damit aber wird der Gnadenaft aus einer blos per 
Jönlichen Aktion des Monarchen zu einer Negierungsbandlung desjelben. Denn 
Negieren beißt nichts Anderes, als den Staat d. h. die Staatsbehbörden in 
allen dazu geeigneten Fällen in Thätigkeit ſetzen;) Negierungsatte des Königs 
jind jedoch an eine bejondere verfafiungsmäßige VBoransjegung gebunden, fie 
bedürfen zu ihrer Gilltigfeit der Gegenzeichnung eines Miniſters, welcher da— 
durch die Verantwortlichkeit übernimmt.‘) Dementiprechend kann auch der 
Erlaß einer Steuer ebenfo wie eine Begnadigung nur dann als rechtsverbindlich 
und vollziebbar angejehen werden, wenn der verantwortliche Nejlortminiiter die 
Gnadenurkunde mitunterzeichnet bat.°) 

SY Muß dergeitalt dem Nechte der Krone, als Träger der Staats- 
gewalt durch eine Negierungshandlung auf eine einzelne durch öffentlichsrecht- 
lichen Ttitel begriindete, dem Staate fällige Geldfeiltung zu Gunften des 
pflichtigen Individuums im Wege der Gnade zu verzichten, auch heutzutage 
noch volle Geltung zuerkannt werden, jo liegt doch auf der Hand, daß ein 
Jolcher Akt, der einen Einnahmeausfall für die Staatskaſſa nothwendig zur 
Folge hat, nicht ohne Beziehung bleiben fan zu dem Durch die Berfallung 
gewäbrleilteten Necht des Landtags, an der Beitimmung über Einnahmen und 
Ausgaben des Staats einen wirkſamen Antbeil zu mebmen Von den das 
Budgetrecht der Volksvertretung ordnenden Berfallungsartifeln dürfte allerdings 
der Art 99°) hierbei faum in Frage fommen, da der Steuererlaß auf eine 
bejtimmte, zur Hebung gejtellte, individuelle Stenerquote gebt, das Etatsgeſetz 
dagegen blos die Sejammterträgnifie der Steuerquellen durch einen vorläufigen - 
Ueberjchlag im einer Pauſchalſumme feſtſetzt. Ob und wie der Ueberſchlag 
in der Wirklichkeit erreicht wird, darauf Steht dem Hanshaltsgejeg ein Einfluß 
nicht zu. Vielmehr werden die einzelnen Stenerveranlagungen, auf deren 
vorausjichtlichem Ergebniß jener beruht, nur durch die Anwendung der von dem 
Etat unabhängigen, ſpeziellen Stenergejege ermöglicht und haben in diejen ihren 
eigenen, felbjtjtändigen Nechtsgrund. Das Etatsgeſetz bildet deßhalb für die 
Regierung weder die ftaatsrechtliche Ermächtigung noch auch den ftaatsrechtlichen 
Befehl, die Steuern den Gejegen gemäß zu erheben, indem das Necht und die 
Pflicht der Behörden zur thatlächlichen Beitenerung, wie oben näber dargelegt, 
einzig auf den öffentlichsrechtlichen Abgabegeiegen berubt,’) umd zudem dem 

) v. Mobl, Encyflopädie der Staatswilienichaften 2. Aufl. 2. Ausgabe. 8 29 Ein: 
gang; vgl. auch Zöpfl, Grundſätze des gemeinen deutichen Staatsvechts, 5. Aufl. II S. 252. 

2) Art. 44 der Verfaitung. 

2) Ebenio Joel in Annalen 1888 S. 829, 830 unter 7; 1891 2. 430. — Yaband 
im Archiv VII S. 209. — Ter Abgeordnete von Nauchhaupt in der Zikung vom 21. Yan. 
1891 a. a. O. ©. 424. 

9 Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müſſen für jedes Jahr im Noraus ver 
anichlagt und auf den Staatshaushaltsetat gebracht werden. Letzterer wird jährlich durch 


ein Geſetz feſtgeſtellt. 
>, Mol. oben S. 685, 694. 
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Preußiſchen Landtag ein Recht, auf bereits bejtehende Einnahmen durch den 
Etat einzumirfen, verfafjungsmäßig überhaupt nicht eingeräumt ift.) Zwar 
jollen in der Negel die Steuern und Abgaben in den Staatshausbaltsetat 
jummarisch aufgenommen werden, indeſſen jelbjt wenn dies nicht geichehen, oder 
ein Etat gar nicht zu Stande gefommen wäre, würde die Negierung befug: 
jein, die gejeßlich angeordneten Steuern auszufchreiben und einzuzieben.‘) Das 
Etatsgeſetz kann jomit nur die dem Landtag gegenüber ertheilte Vollmacht be: 
deuten, nach Maßgabe des Etats über die Staatsmittel zu verfügen.) Daher 
läßt fich auch der Stenererlaß höchſtens als eine Abweichung von dem die 
Beitenerung Aller vorjchreibenden Abgabegeſetz, niemals aber als eine Berlegung 
des Staatsbaushaltsgejeges auffaſſen, da diejem die Nechtspflicht des einzelnen 
Steuerjubjeftes ebenjo unbekannt ift, wie die etwa erlajlene Leitung jelbit.‘) 

Neben dem Necht, an der gejeglichen Feitjtellung des jährlichen Staats: 
hausbaltsetats mitzuwirken, hat die Verfaſſung jedoch der Volksvertretung weiter: 
bin die Befugniß der nachträglichen Kontrole deijelben eingeräumt, jo daß Die 
allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres mit den Bemerf: 
ungen der Oberrechnungsfammer zur Entlajtung der Staatsregierung den Kam— 
mern eingereicht werden muß, und fie dürfte für einen Stenerlaß wohl nicht 
bedeutungslos fein.) Ein bejonderes Gewicht ijt hierbei auf die Meittheilung 
der Bemerkungen der Oberrechnungskammer zu legen. Denn da der Yandtag 
an ſich nur von der „allgemeinen“ Rechnung ohne deren jpezielle Unterlagen 
und Belege Kenntniß erhält, ſo würde er daraus allein wohl kaum das nöthige 
Material zu einer zweckentſprechenden Dechargirung entnehmen können, wäre 
nicht die Oberrechnungskammer verpflichtet, bei der ihr obliegenden Prüfung 
und Feititellung der Spezialrechnungen nach Maßgabe befonderer, geſetzlicher 
Borichriften Erinnerungen und Bedenken geltend zu machen, Jowie erforderlichen: 
falls dieſe Monita zugleich mit den davon berührten einzelnen Poſitionen durch) 
die Staatsregierung den Kammern zu unterbreiten. Ohne ſolche Mittheilungen 
würde das ganze Kontrolrecht der WVolfsvertretung ein leeres Scheingebilde 
bleiben.") Selbitveritändlich aber hat die Oberrechnungsfammer nur diejenigen 
Bemerkungen vorzulegen, die ein Gegenjtand der Entlajtung werden fünnen, 
und der Yandtag darf Teinerjeits blos das bemängeln, was auch die Ober: 


— 


Art. 100 und 109 der Verfaſſung. — Noel in Annalen 1891 S. 422; Arndt 
im Deutſchen Wochenblatt III 5. 611; derielbe in Annalen 1891 5. 230; vderielbe im 
Archiv III 2. 547 M.; val. v. Rönne Preuß. Staatsreht J S. 655 FM, Schule, 
Preuß. Staatsrecht TI S. 209 f.; auch Yaband, Staatsrecht II 5. 993 f., 1031 f. 

® Art. 100 der Verfaſſung: vgl. Arndt Note dazu, S. 122. 

" Arndt in Note 8 zu Art. 99 der Verfaſſung, 5. 121. 
‚ ebenio Joel, „Annalen“ 1892 5. 286 Note 1; Yaband im Arhiv für öff. Recht 
. 199 it. u. 204; verielbe, Staatsrecht II S. 1008 Note 2 und 5. 1081. 

Art. 104 der Berfaitung: 

„Yu Gtatsüberichreitungen it die nachträgliche Genehmigung der Nammern 
erforderlich. 

Die Nedmungen über den Stantshaushalts-Ctat werden von der Über: 
rechnungskammer geprüft und feitgeitellt. Die allgemeine Rechnung über den 
Staatshaushalt jeden Jahres, einſchließlich einer Ueberſicht der Staatsſchulden, 
wird mit den Bemerkungen der Oberrechnungskammer zur Entlaſtung der Staats— 
regierung den Nammern vorgelegt. 

Gin beionderes Geſetz wird die Ginrichtung und die „Befugniſſe der Ober— 
Rechnungskammer beitinmen.“ 

VBal. das eich, betreffend die Ginrichtung und die Befugniſſe der Cber-Rechnungs- 
fanımer vom 27. März 1872 G. S. &. 278 
° Val. N önne, Preuß. Staatsrecht J S. 649 ff. 


ut u u 
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rechnungsfammer zu moniren befugt ift, jo daß ſich aljo die Pflicht dec Ober: 
rechnungsfammer zu Bemerkungen und das Kontrolrecht des Landtags gegen 
jeitig bedingen.') 

Wenngleich ſich nun nach dem Gejek für die Oberrehnungsfanmer vom 
27. März 1872 die Verbindlichkeit dreier Behörde, bei der Rechnungsreviſion 
Erinnerungen vorzunehmen, ebenſowohl auf die Etatsmäßigkeit der geſammten 
Einnahme— und SAUER ABLE UHR wie auf deren Geſetzmäßigkeit erjtredt,‘) 
jo fommen für die vorliegende Unterfuchung Doch mir die auf die Geſetzmäßig— 
feit der Einnahmen bezüglichen Nechtsvorichriften in Betracht. Denn aus dem 
Etat laſſen ſich deßhalb Bedenken gegen den Steuererlaß nicht erheben, weil 
dDiefer, wie bereits erwähnt, eine „Abweichung von den Beſtimmungen des 
geſetzlich feſtgeſtellten Staatshaushalts setat® oder der von Der Landesvertretung 
genehmigten Titel des Spezialetats“ micht im ſich Schließe.) Und für die Aus— 
gaben geltende Beftimmmmgen icheiden jchon dadurch aus, daß der Steuererlaf 
feine Ausgabe, jondern nur einen Verzicht auf eine dem Staate in Aussicht 
itebende Einnahme bildet. Es bleibt daher für die Oberrechnungskammer nur 
mehr die Prüfung der fir die Einnahmen erforderten Geſetzmäßigkeit übrig. 

Dinfichtlich Diefer beitinmmt das vorgedadhte Geſetz, daß die Reviſion der 
Rechnungen außer der Rechnungsjuſtifikation ſich noch bejonders darauf zu 
richten bat, ob bei der Erhebung der Staatseinfünfte, Abgaben und Steuern 
nach den beitebenden Gelegen und Vorſchriften unter genaner Beachtung der 
maßgebenden Berwaltungsgrundläße verfahren tt, und daß, ſoweit bei der 
Vereinnahmung und Erhebung von Staats ——— Abweichungen von den Be— 
ſtimmungen der auf die Staatseinnahmen bezüglichen Geſetze ſtattgefunden 
haben, die von der Staatsregierung der ——— vorzulegenden, von 
der Oberrechnungskammer unter ſelbſtſtändiger, unbedingter Verantwortlichkeit 
aufzuſtellenden Bemerkungen darüber Aufſchluß geben „müſſen,“,)) Während 
alſo die Oberrechnungskammer die ihr obliegende Reviſion auch auf etwaige 
Abweichungen von den die Einuahmen angehenden „Verwaltungsvorſchriften“ 
auszudehnen hat, braucht ſie in die an den Landtag abzugebenden Bemerkungen 
nur die ſtattgehabten Kolliſionen mit den Einnahme, geſetzen“ aufzunehmen, hierzu 
aber iſt jie laut Geſetzes dienſtlich verbunden, jo daß die Unterlaſſung derartiger 
Bemerkungen eine Verletzung ihrer Amtspflichten bedeuten würde, zu deren Recht— 
fertigung ſie ſich nicht einmal auf eine ſolches anordnende Kabinetsordre berufen 
könnte.“ Für den Geſetzgeber ſtand die ordentliche Führung des Staatshaushalts 
in ſo engem Zujammenbang mit einer ſtrikten Berolgung der Finanzgeſetze, daß 
ihre Ueberwachung ohne Keuntniß der Abweichungen von dieſen als gar nicht 
denkbar erfchien,") von der Mittheilung der auf die einzelnen „Vorſchriften“ bezüg— 
lichen elmnstafeiten glaubte man dagegen abjeben zu jollen, weil dies eine 
Beſchwerung des Yandtags mit einer Menge Durch den Kontrolzweck nicht gebotenen 
Materials zur Folge haben, außerdem aber demjelben einen ungerechtfertigten 
Eingriff in das jelbititändige Gebiet der Verwaltung nahe legen würde.) 


"Noel in den Annalen 1888 2. 818 fr. 1891, 2. 419 1. — 188, 2. 287; 
Yaband im Archiv VII 2. 2083, 208, 
Yaband, im Archiv Yu S 204, 
Geſeßß von 1872, 8 18, 
+ Vol. SS 12 und 18. des Geſekes. 
; Bgl. die Gitate bei Arndt, Verfaſſung =, 241 su 3 18 des Geſ. 


0, 2gl. Kommiiionsberatbung 1872 in der Zeitſchrift fir die geſammte Staatswiſſen 
ichaft XXXII S. 550. 
:, Ebenda >. 549 i. 
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Um jedoch die Vollitändigfeit der von der Oberrehnungsfammer aufzu: 
jtellenden Bemerkungen über jeden Zweifel zu erheben und die Beſorgniß aus: 
zufchlichen, als vermöchte durch juftifizirende Erlafie irgend cine Abweichung 
von den mahgebenden Beltimmungen der Kenntni des Yandtags entzogen zu 
werden, wurde die unbedingte Verantwortlichkeit und Selbititändigfeit der Be: 
börde in dieſer Hinficht für erforderlich befunden.) Man räumte derjelben 
daher eine durchaus richterliche, unabbängige, allen Einflüſſen entzogene Stellung 
jowohl nach Seiten der Regierung wie nach Seiten der Yandesvertretung ein, 
damit fernerhin das Ergeben Allerhöchſter Ordres bei Abweichungen von den 
Geſetzen feinerlei Einfluß auf die Pflichten der Oberrechnungsfammer dem Yand: 
tage gegemüber haben fünne.‘) Naturgemäß hat die Oberrechnungskammer der 
Volfsvertretung nur diejenigen ihrer Bemerkungen mitzutbeilen, welche bei der 
Notatenbeantwortung durch die betbeiligten VBerwaltungsbehörden nicht gehoben 
find. Denn joweit die rechnungsführenden Beamten ihren Berbindlichkeiten 
vollitändig genügt und die aufgeitellten Erinnerungen erledigt haben, iſt die 
Oberrechnungskammer verpflichtet, ihnen eine Decharge mit den im Allgememen 
Landrecht einer Quittung beigelegten Wirfungen zu ertbeilen.”) Wenn jedoch 
Abweichungen von den Geſetzen auf ſolche Weile nicht gebeilt worden find 
oder nicht haben gebeilt werden können, jo „mühjen“ Ddiejelben dem Yandtage 
unterbreitet werden, damit diefer Darüber enticheide, ob trogdem der Negierung 
die Entlaftung zu bewilligen ift. Der Oberrechnungskammer jtebt alsdann ein 
weiteres Urtbeil nicht zu, da fie nur „eine zur Information von Thatſachen 
berufene Behörde“ ift, welche dem Entichluß der Kammern als der zur Ent: 
laſtung verfafjungsmäßig allein fompetenten Stelle vorzugreifen feine Befugniß 
hat.‘ Andernfalls dürfte die von dem Gejeggeber beabfichtigte VBollitändigfeit 
der Bemerkungen keineswegs gewährleiftet fein, und damit eine wirkſame, der 
Verfaſſung entiprechende Kontrole des Staatshaushalts unmöglich werden. 

Daß der Steuererlaß eine Abweichung ’) von den Beſtimmungen der auf 
die Stautseinnahmen bezüglichen Gejege *) bedeutet, Fann nicht in Frage gezogen 
werden. Die Steuergejeße, auf welchen die hier in Nede ſtehenden Einnahmen 
des Staates beruhen, schreiben die Beſteuerung ſämmtlicher Steuerſubjekte 
vor und geitatten mur für einzelne, näber bezeichnete Klaſſen derjelben eine 
Ausnahme Sie würden aber ihren Zweck verfeblen, wenn fie nicht der 
Staatöverwaltung außer der Veranlagung auch die Erhebung der Steuern zur 
Pflicht machten, ebenſo wie die Strafgejeße ihr Ziel erjt mit der Strafvell: 
jtrefung erreichen. Sobald daher die Behörden die Anweiſung erhalten, von 
der Einziehung einer Steuer abzujehen, liegt eine Abweichung von den An— 
ordnungen des betreffenden Stenergeiches vor, die auch dadurch nicht bejeitigt 
wird, daß die höchite Gewalt im Staate fraft eines ihr zuftehenden Rechtes 
dieſelbe befohlen hat. Die Rechtsgültigkeit des Gnadenerlaſſes ſelbſt iſt zwar 
in keiner Weiſe mehr anfechtbar, der mit der Gunſtbezeugung Bedachte kann 
niemals gezwungen werden, die Steuer nun trotz des Erlaſſes noch zu ent— 
At — ſind die Behörden einer Verantwortlichkeit an vorgeſetzter Stelle 


Motive zum Geſeß ebenda S. 538. 

Ebenda S. 546 und 552; ebenſo Joel in den Annalen 1892 S. 288. 

’, 8 17 des Gel. 

VBal. Joel in den Annalen 1891 ©. 427. 

2 Und nur eine folche, nicht etwa eine Nichtanwendung oder Aufhebung wird gefordert. 
Tarüber, wie weit auch die vor Erlaß der Verfaſſung ergangenen, — Beſteuerung 

regeinden Rechtsnormen hierzu gehören, vgl. Joël in den Annalen 1888, S. 820 f. 
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enthoben, weil jie im Auftrage der obersten Gewalt gehandelt haben. Die 
Oberrechmungsfammer aber muß Ddiefe Abweichung von dem Gejeg moniren 
und, da eine Abjtellung von Seiten der Verwaltung unmöglich, zur Kenntniß 
der Kammern bringen, damit die Regierung Gelegenheit findet, den durch die 
Abweichung verurfachten Einnahmeausfall zu rechtfertigen. Denn wenn dem 
Landtag das Recht zufteht, die Staatsrechnung zu prüfen, jo kann er auch ver: 
langen, daß diejelbe deutlich erjehen läßt, was die budgetmäßigen Einkünfte 
abgeworfen haben, ’) jchreibt doch die Verfaſſung die Prüfung der Entlaftung 
für den gefammten Staatshaushalt des Jahres vor und nicht allein für das, 
was im Staatshaushaltsetat geichrieben ftebt. °) Deshalb dürfen auch die durch 
Steuererlaſſe berbeigeführten Meindererträge der Kenutnißnahme der Kammern 
nicht vorenthalten werden, da fich nur auf dieſe Weiſe feititellen läßt, ob nicht 
die Regierung, Statt ihre Mitwirkung pflichtgemäß abzulehnen, durch die Gegen: 
zeichnung der Gnadenordre eine Abweichung von dem betreffenden Einnahme: 
gejeg ermöglicht hat, welche als Schädigung der finanziellen Ordnung zur 
Berweigerung der Decharge führen muß. °) Mag die Staatsverwaltung infolge 
des Königlichen Gnadenrechtes formell zu ihrem Vorgehen immerbin berechtigt 
gewejen jein, als „materiell geheilt“ kann dasjelbe erit mit dem Augenblick 
angejehen werden, wo der Landtag trogdem die Entlaftung gewährt und die 
Regierung von einer weiteren Verantwortung befreit. Eine jolche Heilung wird 
nur dann entbehrlich werden, wenn die Befugniß der Krone, eine Steuer unter 
gewiſſen Vorausfegungen zu erlajlen, in dem betreffenden Finanzgeſetze aus: 
drücklich ausgeſprochen iſt. Dann nämlich liegt in dem Königlichen Gnadenaft 
nicht mehr eine „Abweichung“ von den gejeglichen Beſtimmungen, welche die 
Oberrechnungsfammer zu moniren hätte, fondern blos eine befondere Anwendung 
dejielben in einem von ihnen vorausgefehenen Ausnabhmefall. *) 


') Zeitichrift für die gefammte Staatswillenihaft XXXII. S. 508. 
? Der Abgeordnete Yaster im Kommiſſionsbericht 1872 bei Joel in den Annalen 1891, 
S. 425. 
> Wgl. Yaband, Staatsrecht, N. 1033. 
* gl. den Kommiſſionsbericht von“ 872 > bei Josl in den Annalen 1892 S. 287. 
Anders Sebaub im Archiv für öffentliches Necht vn. ©. 208 f. 


Rechnungsergebniſſe der Berufsgenoflen- 
ſchaften für 1890. 


VBorbemerfungen, 


I. Die Zahl der Berufsgenofjenichaften, auf welche die Rechnungsergebniſſe 
jich beziehen, blieb unverändert (112). 
II. Die Zahl der jtaatlihen Ausführungsbehörden beträgt 156 gegen 152 


im Worjahre, die der Provinzial- und Nommunal-Ausführungsbehörden — auf 
Grund der Ziffer 3 des 8 4 des Bauunfallverlicherungsgejeges vom 11. Juli 1887 
als leiſtungsfähig erklärte Verbände — 160 gegen 133, jo daß zujammen 316 


Ausführungsbehörden, gegen 285 im Vorjahre, aufzuzählen waren. 

Zu Tabelle 2 Zpalte 31. Die zufammen mit den Prämien für Rettung 
Verunglüdter und für Abwendung von Unglüdsfällen nachgewieſenen Kojten der 
Fürſorge für Verlegte innerhalb der erjten dreizehn Wochen nach dem Unfall, 
welche von einzelnen Berufsgenofjenschaften und Ausführungsbehörden über das 
Maß der geieglichen Verpflichtungen hinaus aufgewendet wurden, um die Folgen 
der VBerlegungen fir die Genoſſenſchaft ꝛc, möglichjt zu erleichtern, haben im 
Nehnungsjahr, wie nebenher ermittelt wurde, 36 150,35 Me betragen. 

Zu Tabelle 2 Spalten 36 bis 47. In den für die Baugewerks-Berufs— 
genofjenschaften (Berufsgenofjenichaften Nr. 43 bis 54 und 64) nachgewiejenen Vers 
waltungsfojten jind die nicht ausjcheidbaren Antheilfojten für die Verſicherungs— 
anftalten, welche von den letzteren nach $ 17 Abjag 6 des Bauunfallveriicherungs: 
gejeges von 11. Juli 1887 als Paufchbetrag erhoben und der Genoſſenſchaft er— 
jtattet werden, mit enthalten. Die Dezüglichen Paujchbeträge betrugen: 


1. bei der Hamburgiſchen Baugewerts-Berufsgenofjenihaft . . 3,553, Me. 


2. u Nordöjtliben Baugewerks-Bernfsgenofienihaftt . . 8,652,;, — 
3. un Schleiiih-Rojenjchen Baugewerkts-Berufsgenoffenjchaft 4,332, » 
4. „u „ Bamnoverichen Baugewerts-Berufsgenoffenihaft . . 12,049, — 
I u Magdeburgiichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . 4,700, — 
6. „Söächſiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . . 13,968,50 » 
7. u» IThüringiichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 3,956, " 
8. 


» „BGeſſen-Naſſauiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchafte. 65. 
9. „ „RheiniſchWeſtfäliſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 2,340, — 
10, „ „ Wiürttembergiichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft. 2,631, — 


11. „ „ Bayeriichen Baugewerks-Berufsgenoflenihaft . . . 3.145,.4 — 
12. „ „ Züdmwejtlichen Baugewerts: ESSEN AL .. klila » 
13. „„ TiefbausBerufsgenoflenfhaft . . .. - .+830,0530 » 


— — — — — 

—  . 94,489,55 A 

Y Nat. „Annalen“ 1888 2.272 ff. 1889 5. 397 ff., 1890 S. 206 ff., 1891 3. 534 1. 
Bezüglich der (Finzelbeiten der Tabellen it auf die Neichstags: Drudiache Nr. 557, 8. deg Pet. 
l. Seſſion 1890 92 zu verweilen. Hier find nur die Schluß und Geſammtſummen abgedrudt. 
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und jind die betreffenden Einzelbeträge unter Spalte 46 der Angaben für die 
betreffende Verjicherungsanjtalt in Ausgabe und unter Spalte 56 der Angaben 
für die betreffende Genojjenjichaft in Einnahme geitellt worden. 

Zu Tabelle 2 Spalte 51 und bezw. 5la. Die am 15. Auguſt 1891 
rücjtändigen Umlagebeiträge für das Jahr 1890, welche nach den Angaben der 
Berufsgenojjenjichaften zuſammen 5,438,914,,, „A. betragen, werden exit in der 
nächſtmaligen Nachweiſung der Nechnungsergebnifje zur Verrechnung gelangen, 
ebenjo Die riücjtändigen Prämien der VBerficherungsanitalten dev Baugewerks— 
Berufsgenofjenjchaften, joweit Angaben hierüber gemacht jind, mit 26,690, Mb. 

Zu Tabelle 2 Spalten 51 und 58. Der von den Berufsgenofjenichaften 
mit umgelegte Betriebsjonds zum Gejammtbetrage von 6,538,576,95 Ab. iſt in 
Spalte 51, joweit derjelbe bis zum 15. Auguſt 1891 vereinnahmt worden war, 
mit in Rechnung geitellt und verbleibt nach ordnungsmäßiger Berechnung der 
Einnahmen und Ausgaben als Bertand in Spalte 58. 

Zur Kapitaldeckung der im Rechnungsjahre jeitens dev Tiefbau-Berufsgenoſſen— 
ſchaft feitgeitellten Nenten ſind 1,927,753,54 Mb. umgelegt worden, welche — ſo— 
weit Ddiejelben bis zum 15. Auguſt 1891 vereinnahmt worden waren (Spalte 51) 
— nad Abzug der im Nechnungsjabre bereits geleiteten Zahlungen ebenfalls 
wie die Betriebsfonds in Spalte 58 als Beltand verbleiben. 

Die Kapitalwerthe der für Nechnung der Berficherungsanitalten der Baugewerks— 
Berufsgenofjenichaften feitgeitellten Nenten betragen zuſammen 1,067,802,:, Mb. 

Zu Tabelle 2 Spalte 59 (und bezw. 48). Der in Spalte 59 ned) 
geiwiejene Betrag des Nejervefonds ſetzt ſich Dei den Berufsgenoſſenſchaften zu= 
fammen: aus dem Beltande nach dem Worjahre, aus den rückſtändigen Einlagen 
des Worjahres, aus den Zinſen und aus der laufenden Einlage. 

Die Fehlbeträge bei den Einlagen in den Nejervefonds (Zpalte 48) bei den= 
jenigen Berufsgenoflenichaften, welche zur Zeit des Abſchluſſes der Nechnungs: 
ergebnijie mit der Umlage zum Theil noch im Rückſtande waren, betragen zu— 
fammen 2,372,164,;, Mb. 

Bei den Veriicherungsanttalten it der in den Nejervefonds nach mäherer 
jtatutarischer Beltimmung eingelegte Betrag von dem Renten-Kapitalwerth (vers 
gleiche Borbemerkungen Zifer 8 Abſatz 3) berechnet und von den eingegangenen 
Prämien abgezweigt worden. 


Auszugsweile Zuſammenſtellung der wictigiten Zahlen aus den Tabellen. 


(Die entipredenden Zahlen aus dem voraufgegangenen Nedmunasjahr 1889 find in eigen 
Klammern beigejett.) 


Wie die Nachwerfung erkennen läßt, find im Nahre 1890 


l. für 
112°) 1112] Berufsgenofjenjchaften mit: 
91 917] Sektionen, 
1,083 11,089) Mitgliedern der Genoſſenſchaftsvorſtände, 
5,244 [5,260] Mitgliedern der Seftionsvorjtände, 
21,723 [21,421] Bertrauensmännern, 


N) 64 gewerbliche und 48 landwirtbichaftliche Berufsgenofienichaften. 
Digitized by GOQe 
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148 '\ (141) angejtellten bejoldeten Beauftragten [Revi- 
lionsingenieuren 2c.), 
1,000 [1,001] Schiedsgerichten, 
4,072 (4,002) NArbeitervertretern bei 
5,234,243 [5,126,044] Betrieben und 
13,015,370 [12,831,246) verjicherten Perſonen 
an Entjhädigungsbeträgen . . 18,208,842,,, M. [12,956,410,3 Mb 


und an laufenden Berwaltungsfojten 4,559,664,,; 46”) [4,145,633,5; M] 
gezahlt worden. 
Die weiteren Ausgaben an often der 
Unfallunterfuchungen und der Feititellung 
der Entihädigungen, an Schiedsgericht 
und Unfallverhütungsfoften betragen. .  1,375,611,30 Me.  [1,072,864,,, Mb] 
Die auf Grund übernommener Unfall- 
verjicherungsverträge ($ 100 des Unfall- 
verficherungsgejeßes) erwachlenen Aus— 
gaben, einjchl. der noch verrechneten Koſten 
der erjten Einrichtung, belaufen fih auf . 35,07 7,35 M [233,342,25 M 
In den Nejervefonds find für das 
Jahr 1890 bis zum 15. August 1891 . 12,517,715,;5 M. [12,917,376,;, Me] 
eingelegt worden, jo daß im Ganzen . 36,696,011,:0 4°) [31,325,627,2; «# 
an effeftiven Ausgaben (Tabelle 2, 
Spalte 49) für 112 Berufsgenojjen= 


ichaften nachgewieſen find, denen . . 44,416,445,: Me”) [37,621,115,.. M] 
an effeftiven Einnahmen (Tabelle 2, Spalte 57) — die legteren umfaſſen 


die von den meilten Berufsgenofjenjchaften mitumgelegten Betriebsmittel für das 
Jahr 1891 — gegenüber jtehen. 

Die am Schluſſe des Rechnungsjahres verbliebenen Beitände belaufen ſich 
für ſämmtliche Berufsgenofjenichaften auf 8,175,349,,; Ma.  [6,675,670,,; Me] 
der Gefammtbetrag des Rejervefonds auf 55,903,226,5; Me.  [42,057,548,5: Mel 

Sodann find für den gleihen Zeitraum 


II. bei 
316 [285] Ausführungsbehörden der Neich$:, Staats, Provinzial und 
Kommunalbetriebe mit: 
310 [275] Schiedsgerichten und 
1,385 [1,275) Arbeitervertretern bei 


604,380 [543,320] verlicherten Perſonen 


an Entijhädigungsbeträgen . . 1,866,703,,, Mb. [1,387,637,,, «#) 
an Vermwaltungsfoiten . . . . 8,014,;4 Ab [6,191,,, #] 


an Koſten der Unfallunterfuchungen und 
an Feititellung der Entichädigungen, ſo— 
wie an Schiedsgericht: und Unfall— 


verhütungskoſten - 48,682, 03 Mb. [39,502,,, „Me 
im Ganzen . 2 2 2020202020. 1923,399,0: Me [1,433,331,05 M) 


verausgabt worden. 
') Nach der alljährlich im Reichs Verſicherungsamt auf Grund bejonderer Ermittelungen 
aufgeitellten Weberjicht. 

) Nach Abzug der Pauichbeträge für die Verficherungsanftalten im Betrage von 
94,489,55 MM. (fiche Vorbemerkungen). 
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III. Bon den 13 Verficherungsanitalten der Baugewerks-Berufsgenoſſen— 
Ichaften wurden verausgabt: 

an Entjhädigungsbeträgen F 239, 774 M120. 255,62 Mb] 
an Verwaltungskoſten (einſchließlich des Pauſch⸗ 
betrages nach 5 17 Abſatz 6 des Baus 

Unfallverficherungsgeießes) . . 267,990,;, M. |202,398,,; Ab] 
an Koſten der Unfallunterfuchungen md der 
Feſtſtellung der Entichädigungen, jorwie an 

Schiedsgerichts= und Unfallverhütungsfoiten 12,470,4u Mb. [6,450,,, 46] 
an Koſten auf Grund übernommener Unfall: 
verficherungsperträge (S 100 des Unfalls 


verficherungsgejeßes) — 835,6 Me. [206,55 Ib] 
In den en find für das Jahr 
1890 . j — —— IOG,TSI A. 69, 679, ‚Mb. 
eingelegt worden, io daß im — — 62 (‚882,04 A. 1398,99 1,3. Ab] 
an ejfeftiven Ausgaben (Tabelle 2 ra 49) für die 13 Verſicherungs— 
anjtalten nachgewiejen jind, denen . . . 2,135,378,,3 fe [1,458,277,9: Mb] 


an effeftiven Einnahmen (Tabelle 2 Spalte 57) gegenüberstehen. 
Der am Schlujje des — nachgewieſene Beſtand beläuft ſich 


auf .. LBSö7, 526. Mb. 1,059, 286,66 .M 
der Betrag des efervefonbs auf a 227,666,35 Je |117,350,95 Me) 


Die Zahl der Verlegten und deren Hinterbliebenen und Angehörigen, welche die 
Wohltbaten der Unfallverficherung im Jahre 1890 genofjen haben, ergiebt fich aus 
den jpeziellen Angaben der Tabelle 2 Epalten 2—26. Dieſe Zahlen umfaſſen auch 
diejenigen Berjonen, deren Nentenbeziige zc. aus den Jahren 1885, 1886, 1887, 
1888 und 1889 ſtammen und im Jahre 1890 weiter gelaufen ind. 

Tie Geſammtſumme der gezahlten Entihädigungsbeträge 
(Nenten zc.) beläuft jich auf 20,315,319,,, Ab gegen 14,464,303,,, Mb. im Jabre 
1589, 9,681,447,,; Mb im Jahre 1858, 5,932,930,,. fe. im Jahre 1887 
und 1,915,366,,; Ab. im Jahre 1886. 

Die Anzahl der neuen Unfälle, für welche im Jahre 1890 Entſchädigungen 
feitgeitellt wurden, beläuft ich: 

I. für den Bereich der Berufsgenofjenichaften auf. 38,976 [28,971] 


Il. fir den Bereich der Ausführungsbehörden auf. 2,444 2,048 
III. für den Bereich der Verjicherungsanitalten auf . 618 1430) 
zuſammen ee 42,05 [31,449] 
Tarunter: 
Unfälle mit tödtlichem Ausgange ea 6,047 15,260] 
Unfälle mit der soige einer dauernden völligen Erwerbs: 
unjähigeit — 2.708 [2,908] 
Die Zahl der von den getödteten Perſonen hinteriaſſenen 
entſchädigungsberechtigten Perſonen beträgt . 11,337 [10,594] 


darunter: 3687 [3328] Wittwen, 7348 [6996] Kinder und 302 (270) Afzendenten. 


Die Anzahl jämmtlicher im Jahre 1890 überhaupt zur Anmeldung ges 
langten Unfälle beträgt 


I. bei den Berufsgenofjjenschaften . . . . . 181,374 [159,091] 
II. bei den Ausführungsbeböwden . - . . ...17,332 114,694) 
III. bei den Berficherungsanftalten . . . 2. 1,295 11,089) 


zjanmen - » 2 2 2 0 22 2 200,001 [174,874] 
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Tabelle 1. 





Organic 


Zabl der 
M itgl ieder | | | | 
| | Dele⸗ 
des girten | ger angez | | errich⸗ Ar | 


Set! jämmte| 

J I * en | BI, Ge trau: stellten | teten beiter- Bes 

io- noſſen -· —,,,. | mojien: _ > \ 
ſchaſts⸗ Sete ſchafts. ens- Beauf- Schieds- ver · | triebe 


tions ’ : 
> nV männer tragten | gerichte |treter 
ung | 


nen 
itandes 


| fände 





A, Gewerblidie Berufs: | | 
nenofienfhaften . .|358 | | 1,988. 2,383 | 


B. Landwirthſchaftlich ⸗ | 
Bernfsgenofienfhaften | 553 | 352 | 3,256 1,625 | 


Gefammtfumme . .|911 1,083 5,244 | 4,008 21,723 | 148 | 1,000 | 4,072 5,234,243[33,678 
| | | | 


Ausführung s- 
A. Staatlihe Ausführs 
ungäbebörden. 


a) Marineverwaltung 

b) Heeresverwaltung 

c) Poſt· u. ee ag 
verwaltung 

d) Eifenbahnverwaltung 

e) Baggereie, Binnen» 
ihifftahrts-, Flößerei⸗, 
Prahm⸗ u. Fährbetriebe 

f) Land- und forſtwirth— 
ſchaftliche Verwaltung 

£) Bauverwaltung 

h) u ic. Be- 
triebe 

B. Provinzial- und Kom- 
munal-Ansführungss 
bebörden 

















Gefammtjunme . 














Verfiherungsanftalten | | | | | | 
zufammen . — | — — 


—, — — —— 


— 


ae 


1 


Allgemeine Ueberſicht. 


„.“ 
- > 






any. 
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fation. 
J —— — 8 — 
Verſicherte Berjonen: Für die Beitrags 
berechnung in An. 
a — zu brin⸗ 
nittlich gende Beträge der 
beichäitigte re Löhne und Ge 


Betriebe | Andere 
beamte 
und 
Arbeiter 





4,888,790 | 4,204 


(Spalten | hälter = ber« 
fiherten Berjonen 
11—13) | — Spalte 14.) 















(13,015,370.] 3,183,823,207,12 





behörden. 






| 9,575 2 
40,923 — 


| 12,796 en 
259,744 = 
3,651 — 


208,562 = 
43,202 — 


431 — 


25,496 — 


Annalen des Deutſchen Reichs. 1809, 





Unfälle, 
(Bahl der Berlegten, 
für welche Entſchädig— 

ungen fejtgeitellt 
worden find.) 


Bejtand 
aus den 


Vorjahren , mene Fälle. 


16 





47,569 


3,679 


393,248 


21 


523 





Aus: Ein: 
gaben. | nahmen. 


m Laufe d. 
Frank (Vgl. Tab. 2 | (gl. Tab. 2 
jahres bin-| Spalte 49) | Spalte 57) 
zugefom- 
(Val. Tab. 3 
| Spalte 7) Me Me 





Il 17 


26,403 





33,398,614,26]40,887,683,11 





| 12,573 


| 38,976 


| 618 


3,392,786,01] 3,623,252,21 


36,791,401,2s[44,510,985, 53 





33,686, 14 — 
96,448 ıs — 


33,350, 56 — 
1,537,543, ss — 
26 343,85 — 


121,535, =: 
54,847,06 = 


dh 


3.500,15 — 


16, 143 — 


1,923 399,4 


2,135,378,53 





| 627,852,04 


45 Digitized by I 
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Tabelle II. 








. Gewerbliche Berufögenofien- 
ſchaften— 


Landwirthſchaftliche Berufs: 
genoſſeuſchaften. 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführungs— 
behörden. 

a) Marineverwaltung . 
b) Seereöverwaltung j 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
Eijenbahnvermwaltung 
Baggerei-, Binnenſchifffahrts-«, 
Flößerei-, Brahms u. Fährbetriebe 
Sand: u. forjtwirtbichaftliche Ver- 
waltung INErae 
Bauverwaltung . 


Seeſchifffahrts- ac. Betriebe 


. Provinzial: und Kommunal: 
Ansführnunsbebörden 


Gejammtiunme . 


Berfiherungsanitalten zuſammen 


. 115,217 





Andgaben. 
a Eutſchädigungs— 
Todesfälle 



















Erwerböunfäbhigleit. 





Kojten des Rent 

— Fr Beerdigungs: 

verfahren Verletzte loſten 
Perſ. | I | A Beri. —* 





196, 987. 


2,637 | 57,340, 



















! 
I 






























717,759,04 | 75,374 , 12,120,650,0s | 5,442 254,827,» 
Il. Ausfüähbrungs- 
J 
| | 

Br 99 27,558 5| 363% 
39 | 1,310, | 8359| 82,268,0 6| 348 
43 | 1,5101) 82 21,456, 7| 3130 

1,113 | 71,870, | 3,787 |1,004,026,00 | 377 | 17,025, 
| ! \ 

6! 3160 | 57! 17,207,4 3| 24m 
214 | 7,1120 | 584 64,980, 64 | 2,062 
61 2,429,68 | 174 | 32,696,10 20 956,8 
— — | 3 1,968,00 1 6Ü,n 

| | 

27 | 1,5201 50 8429 7| Mu 

| 87,044;0 5,204 | 1,260,581,0s | 490 | 21,617,» 





I I I. 
14,249, 


VDerfiherungs- 


157317, | 82 | 8,867. 





| 948 | 
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Ausgaben und Einnahmen. 





Audgabe m 
















beträge. 
— — Todesfälle dunterbringung 
— 5—5 im Krankenhaus 
Renten Abfindungen Renten Renten Renten an die 
an an Wittwen an an Ehefrauen 
Wittwen um Dale der Kinder Afzendenten [in Krankenhäuſern 
; Wieder . . untergebrachter 
Getödteter verheiratung Getödteter Getödteter Verlebier 
Perſ. Me Peri. A Perſ. 4 Perſ. MPerſ. 4 
8 9 |m ı |Iei » 14 16 17 





genoffenfdhaften. 






| | | 
8,898 11,257,950,.5) 419 | 204,911,00 || 18,587. 1,967,517,rı 
| 


2,030 | 134,098, 





80 ‚107,642,85 | 3,161 | 98,558,15 














50 11,034,50 | * 155,640,15 | 802 5,22146) 397 6,137, 


10,928 aaa. 469 | 215,945 00 








21815) Bun] 882 112,864. 
| 
| | 


| \ 


behörden. 


| 1,537, | — | _ 16 2,186. | — 


— 2 88,40 
20 2,398 46 | 1 743,0 35 3,920,:3 2 320,75 8 118,85 
27 3,133,04 | 1 599,00 53 4,869 25 1 92,00 9 249,02 





1,163 | 149,539,:4 | 53 




















22,986,54 12,249 | 205,520, | 85 | 10,098, | 141 | 3,948,s 
| 
| | 
15 | 2440) — -- 29 3.1844 | — | — 5 285,04 
97 6,395, 7 | 1,472,s3 206 | 9,372,es 7 1 508,0 20 207,2» 
50 | 6436| 1 | 3490 | 92 | 7,449,u | 6 456201 6 | 221, 
5 786,54 | — — 6 | 675,30 — — — — 
| | 
| 
9 Tl — = 1) 7 | — 6 | 172, 
1,896 | 178,580. | | 101 | 


anſtalten. 


161 | 20,433, | 


5 








3 | 1,136,0: | 2 a 








518,0 | 72 | 1,379; 


45* 
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(Noch Tabelle II. 


Audga ben. 
a. Entfhädigungs®- 


Unterbringung im Sranfenhaus. 
























Renten an die | MRenten un 








Kinder \ Azendenten | Kur und Ber- 
in Kranten- | in Kranten» | pflegungsfoiten 
häuſern häuſern an Kranken— 
untergebrachter untergebrachter häuſer gezahlt 
Verletzter Verletzter | 
Bei. BVerſ. | Aa _[PeH| Me 
22 1 23 















Il. Bernfs- 


A. Gewerbliche Bernfsgenofienfhaften. . | 6,426 149,362, | 184 | 5,15%, |6,118| 766,294, 


B. Landwirthſchaftliche — 


ſchaften 8,5590 | 7 | 186,0 /1,206| 120,515,6 


Gefammtfumme . . | 7,225 1157,921,» | 141 | 5,338, | 7,824 886,810, 
\ | \ 


ll. Ausfühbrungs- 




















A. Staatlihe Ausführungsbehörden. | | | 
a) Marineverwaltung . » » 2 2... 5 Tu) — — | 3 158,20 
b) Heereöverwaltung. . . » -» 7% 5 78,92 — — 13 | 1,154,» 
c) Poſt⸗ und —— — Be 20 | 195 — — | 10| 777,0 
d) Eifenbahnverwaltung . . . - - | 276 6,080,10 | 9 193,0 . 244 | 27,357,11 
e) Baggereis, Binnenjhifffahrts-, Slöherei, | | | 

Prahm⸗; und Fährbetriebe . . . 16 4880 | — — | 12! 15190 
f) Land» u. forjtwirtbichaftliche —— 28 352,85 | 1 2,70 | 84 3,160, 
g) Bauverwaltung » > 2 2 2 22. 3 146,0 | — — I) 3| 928.5 
h) Seeidhifffahrts: x. Betriebe. . . . . -- — — — — | — 
B. Provinzial- und Kommunal = Ans: | 

führungöbebörden. . . » 2 2... 4 32,0 — — 4 317,ıs 








Gefammtfjumme . . | 357 | 7,416,02 | 
| 


II Ber fiderungs- 


10 | 196,00 re 35,402,04 





Berfiherungsanftalten zufammen. . . „| 140 | 2,721, | _ | — 2 8,969,14 
| | 


J 
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Ausgaben und Einnahmen.) 











u Ausgaben. 
d. Unfallverhütungstoften. 


Prämien für 
Koſten Rettung Verun- 





beiträge 



























unter= e. Schieds- 

















= — lůctt ü 
Mb | king. |Tuhungen Ueber» |bei Erlaf; | Khoenune von — 
3 dd P Unglüdsjällen, 
findungen beträge Felle gerihtd- | wachung von foroie Koften der u 
an (Spalten 3, 5, ftellung toſten der Unfallver- 8 Fürſorge für | ( u 31) 
Auständer | Een | ne Betriebe | Hütungs- | ver exten vuchepn 
23, %). 5* g vorſchriften Bechen ag dem 
Perſ. M se. Ab. MM. A Ab. Sb. 









24 27 





genoffenf(haften. 
176 116,999,0|16,330,383,20| 499,662,04| 311,859,:6 


310,968] 16,60%.ı| 13,955, Ki 


1 820,00| 1,878,457,»2| 160,782,s2 113,24 340,50 3,400,8 | 3,854 13 











177 '117,319,00 18,208,842,:1| 660,444,ss| 369,786,s4| 311,081,26| 16,942,7ı 





17,355,63 





345,379,00 


behärden. 


— — 32,942,08 21,10 283,00 — — 88, as 88,38 
— — 92,963, 259,00 | 1,914, — 18,10 575,41 593,51 
— — 33,199,12 47,50 87,03 — — 15,50 15,80 
— — 1,518,595,62201 3,190,» | 10,918,42 — 7,80 4,769,25 4,777,03 





| — 256702 | 2680| BU — _ _ _ 
- — 95,623211 3,140141 3525| — 18,25 15,499, | 15,512,10 
— — 52,058 ss 703,06 | 1,220,s0 — 1,00 259,35 260,35 
— We 3,489,54 4,34 — — — — 


— — 12,430,» h 710,82 — 479,35 34,18 514,13 








— |! —  [1,866,708.| 7, 1904| — | | 21,242 u er 


anftalten. 


8 | 7,147,» 


I 
| 
ı 


239,774,10 | 8,690,14 











2,514, | 126665 | — | 2 | 1,266 os 
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(Noch Tabelle IL. 





AUuögaben. 


e. Allgemeine VBerwaltungstoften. 


1. Koſten 2. Zaufende 
ber erjten Einridtung. Verwaltungstojten 
| Reiſekoſten und 


einſchließlich etwaiger in feine der 
Ausgaben aujzunehmenden 














Perſönliche auf Grund b. 
und übernommener Zuſammen Wieder ö 
ſachliche Unfall- | —— der Geneifens ‚der der Ver: 
Kojten | verfiherungs- ee ua der Genres. trauen 
vertrüge u —— — der männer 









Genoflenicaft Sektion 








Il. ßernufs- 


A. Gewerblidhe Bernfs- 
148, 043,426 110,069 ,40| 97,065,75 



















genofienfhaften . . - 19,25 15,414, | 15,483,:7 
B. Landwirthſchaftliche Be: 
rufsgenoſſenſchaften 19,648,:0 — 19,643 0 28,780, 10,119,0s| 24,104,0 
Gelanmtjumme . | 19,663,04 15,414,5.2 | 35,077,56 | 176,824,.7 120,189,ı7) 121,169, 





I. Ausführungs- 


— 


A. Staatliche Ausführungs- 
behörden. 

a) Marineverwaltung 

b) Seereöverwaltung 

ec) Poſt⸗ und —— 
verwaltung . 

d) Eifenbafnverweltung 

e) Baggerei, Binnenidiff- 
fahrts⸗, Flößerei⸗ Brahm- 
und Fährbetriebe. 

f) Land und forſtwirth— 
ſchaftliche Verwaltung 

g) Bauverwaltung 

h) Seeſchifffahrts · tc. Betriebe 

B. Provinzial- und Kom: 
munal = EINEN. 
behörden ’ 

























164,50 1,940, 16 | 2,105,26 





Gefammtiumme . 1,940, 18 | 2,469 5ı 


II Berfiherungs- 


1,50 | — 





Verſicherungsanſtalten er 


fammen . 1,373,o, 





— 835,00 835,20 | 72,72 


> ” 
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Ausgaben und Einnahmen.) 
Und g abe m 
e. Allgemeine Verwaltungskoſten. 
2. Qaufende Verwaltungskoſten. 
Tagegelder | | | | 
— — Gehälter | Lotal ori Sn | Binfen | 
i ? » | jertions- und 

c. | d. der miethen, Drud- Porto — Zuſammen 
irten zut der mulare Boten⸗ pubu Verwal⸗ — * 
— Beamten * ung — a 
ans Bedienjteten) ge, Anventars koſten wand 

Ab A AM I MÆ Me | NM sh MM 

39 oo | a 2 | 4 4 | 8 46 47 
genoffenfdhaften. A 
J 34 243,22 2,07 1,996, 60 is. 367,567, 16 —* 53,105,13) 245,882 ,05/3.794,687, 13 
16,115,15| 2,871, 474,922,52 20,003,a7 79,367 1 moten 3,921,0s) 127,204, 859 467,2⸗ — 
926800 37,115,00/2,546,919,55 244,243,42) 446, 934 241 437,964,04| 57,026,21| 373, 087,04 4 654, 154,27 
behörden. 

| 
F = 232 36 = Mu - En = 850,10 
_ — — — 959,12 Q,s — 28,00 987, 


— 2,0 — 59,67 6l,er 
— — — 44,20 
— N 90, 3,422,50 
— — — 504 40 
— 100,25 — 30,07 173,07 







| 2,235,53 


er 
Hm 

o 
Er} 
S 


— | 208,04 5,544,0s 


anftalten. 1 





3.282,11 | 22,769,6 | 22,550,00 911,1; 111,740,25 | 267,990,71 
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(No Tabelle H. 




























Ausgaben. CGinnuabmen 
Summe | Weiland | Fingenangene Bei— 
f. der zu Anfang 
Einlagen | Ausgaben des 
in den —— Rechnung | Umlagen | Prämien 
Refervefonds | N jahres 







A. Gewerblihe Berufs: 


























genoſſenſchaften. -. . |12,105,061,:0 | 33,398,614,2s | 6,184,602 s — 
B. Landwirthſchaftliche Be- 

rufögenofienichaften . 412,654,00 | 3,392,786,07 | 491,067, — 

Geſammtſumme 12,517,715,7» | 36,791,401 as | 6,675,670,0: | 37,318,302 24 — 










A. Staatliche Ausführ— 
ungsbehörden. 
a) Marineverwaltung . .J. — 
b) Heeresverwaltung . . — 
c) Poſt- und Telegraphen— 
verwaltung . . .» . — 
d) Eifenbahnverwaltung . — 
e) Baggerei-, Binnenſchiff⸗ 
fahrts⸗, Flöherei-, Prahm- 
und Führbetriebe . . — 
f) Land» und forſtwirth— 
idhaftliche Verwaltung . — 
g) Bauverwaltung . - . — 
h) Seeidhifffahrtd- ꝛc. Ber 
triebßbe — 





33,686 13 
96,448 .s 







33,350,35 
1,537,543,,0s 














26,343 5 






121,535,s0 
54,847,08 








3,500, 18 









B. Provinzial- und Kom: 
nunmal - Ausführungs- 
behörden . 


Gefammtjumme . 1,923,399 4 








IIL. Ber figderungs- 
erg zu⸗ 


fammen . 106,781,75 627,852,04 |1,059,286,06 | 10,480,05 | 1,012,695,1 














4 u * * = 
>44 s De } * F 2 4* 
2 * 
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Ausgaben und Einnahmen.) 
Einnahmen. Betrag 
| ei J— Beſtand des 
Ent- | — Summe am Schluß |Refervejonds 
nahmen | ; au der des am Schluß 
aus dem | sur Rolizen Zinjen — Einnahmen Rech 8- des 
Reſerbe⸗ gelder ij Einnahmen (Spalten 50 Bung 
Fonda | (vergl. bis 56) jahres Rechnungs⸗ 
ı SP.) jahres 
A sb, A M se Ab se sb. 






58 
genoffeunfdhaften. 


| 
— 140,303,» 5,470, | 162,928,11 167,827,1 | 40,887,683,1: 


| 7,489,068 5 
I 
| 
| 


3,623 252,51 


21,280,10 — 4,728,51 10,237 ‚so 
| 


21,280,76 144,489,50 


4,185,»0 686,280 4. 





5,470,0s 





167 657 22 178,065,06 | 44,510,935,52 


behbörden. 





| 


| 
| 
| 
| 
| 
} 
| 


eu. 


anſtalt 


| 42,799, 


5.229,50 


4,893, 51 








2,135,378,53 | un | 











59 








55,333,705,.9 


569,521,15 


8,175,349,2: | 55,903,226,04 





227, 66624 
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@abelle III. 





A. Gewerbliche —— 
ſchaften 

B. Landwirthſchaftliche Berufs- 
genoſſenſchaften 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführungs- 
behörben. 


a) Marineverwaltung 

b) Heereöverwaltung 

c) Poſt⸗ und Telegraphen- 
verwaltung 

d) Elinbahnperweltung 

e) Baggerei-, Binnenidiff- 
fahrts⸗, Flößerei-, Prahm- 
und Fährbetriebe 

f) Land: und forjtwirthicdait- 
lihe Verwaltung . 

£) Bauverwaltung R 

h) Seeſchifffahrts⸗ zc. Betriebe . 


B. Provinzial: und Kommunal: 
Ansführungsbehörden . 


Gejammtijumme 


ee, zu⸗ 
fammen . j 





Verletzte Perſonen, für welde im 





Durchſchnitt⸗ 
liche Zahl 
der 
verſicherten 
Perſonen 
(Tabelle I 
Spalte 14) 


2 


4,926,672 


(8,088,698) 


13,015,370 


9,575 
40,923 


12,796 
259,744 
3,651 
208,562 
43,202 
431 


25,496 


604,380 

















a. Zahl, Alter und Geſchlecht 
der Berlegten. 2 
Auf 1000 
Jugendliche verficherte 
Erwachſene (unter äufemmen —— 
SO e 
16 Jahren) — 
Berlegte 
| (Spalte 7) 
m | w. m. w. 
3 4 5 6 7 8 
Il. ßerufes- 
24567 851 | 878 | 107 | 26,403 5,» 
9,741 2316 | 394 1221 12,573 1,55 
34,308 3,167 [1,272 | 229 | 38,976 2,99 
II. Ausführung s- 
| 
, is | = 40 N 
113 | 21 2 | — 136 3,52 
——— | — 28 2,10 
1,569 6 | - 1,576 6,0 
— 31 8 
1 6 _ _ 47 2,20 
103 1 1 — 10: 2,45 
1 — _ — —1 2,s2 
49 — 1 — 50 1,08 
2,404 | 85 2,444 4,4 





III. Berfiderungs- 


> | oo: el I ml - 





> 
u I a a 1a a in 


Pu Fuel er 
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Unfälle. 











Laufe des Rechunugsjahres Entſchädigungen feſtgeſtellt worden fi ud. 








b. —7 und Vorgänge, bei welchen ſich die Unfälle ereigneten. 


































M t bed Feuer⸗ 5*. 
Trans | Fadrftühfe,| Dampf: Spreng“ | gefährliche, rt: und 
miſſionen | Aufzüge feitungen itoffe. beige und Abladen 
und ter. und Dampf] (Erplofion | äpende von Hand, 
zen ” x * Heben, 
einen. Hebezeuge | in Bertiefe | Fragen 2c. 





ungen ꝛc. 





16 


14 










4,578 





1,027 


4 = 3 = 1 6 10 11 
49 1 = 9 5 5 9 32 
_ _ — — = 2 1 3 
32 8 9 — 17 81 196 187 

3 4 — er 2 4 3 7 

— — 5 1 248 33 43 

5 1 5 = 7 14 17 
— 1 — — — — —— En 

1 — = = = 9 4 4 
95 15 9 19 24 362 280 304 


anſtalten. 


4 | 9 | — | 10 | 13 | 162 | 202 | 67 
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(No Tabelle III. 








Verletzte Perfonen, für welche im 


b. —— und Vorgänge, bei welden iih 
die Unfälle ereigneten. 
2 a Hand⸗ 
Fuhrwerk PR Sto werfözeua 
‚ (Ueber: Eiſenbahn⸗ — Schlag, und 
fahren von betrieb 18 erfeht Biß zc.) | einfache — 
Wagen Waller eins Geräthe | Sonftige 
undfarren| (Meber- [30 7 * | ichliehlich Gammer, 
aller Art | jahren ꝛc.) Bord ıc.) aller Un- | Aexte, 
x.) m fälle beim | Spaten, 
Reiten | Haden zc.) 


1 17 18 19 20 21 22 


Il. Serufs- 














A. Gewerblihe Bernfögenofien- 


REN u 1,642 905 369 288 1,563 1,659 
E. Landwirthſchaftliche Bernfö- 

nenofienihaften. - . » . 2,559 22 38 1,518 693 1,172 

Gefammtiumme . . 4,201 997 407 1,806 2,256 2,831 


I. Ausfühbrungs- 
A. Staatlihe Ausführungs: 



















behörden. 

a) Marineverwaltung. . . . 1 4 
b) Heereöverwaltung - . . -» 8 4 
c) Poſt⸗ und — 

verwaltung . - . st 6 2 
d) Eijenbahnverwaltuug . . . 6 90 
e) Baggerei-, Binnenſchifffahrts. 

Flößereis, Prahm=- und Fähr— 

betriebe . . — 4 
f) Land» und ort 

Verwaltung . . 2»... 12 7 
g) Bauvermwaltung . 3 21 


h) Seeſchifffahrts- ıc. Betriebe i 


B. Provinzial: und Kommmnal- 
Ausführungsbehörden 


Geſammtſumme 


III. Verſich rungs— 


Berfiherungsanftalten zuſammen 





» 4 x — 
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Unfälle.) 
Laufe des Nehunngsjahres Entihädigungen feitgeitellt worden find. 





e. Folge der Berlegungen. 





Sal ie Zahl Auf 1000 ver- 
— aller Verletzten, für | .. ; 
er Borüber- [entihädigungsberechtigten| ) welche im Laufe des ſicherte Perjonen 
rwerbs⸗ i i Her Spalte 2 
El mit gehende Hinterbliebenen der Ger | m, FREE (Ep ) 
fähigkei Erwerbs⸗ tödteten kommen Verletzte 
unfähigkeit —— ER (Spalte 31) 
— PATER (BB | Arien: 36; erjtattet wurden 
3 4 k wen | Kinder ; fammen 


N tenten 








30 





27 | 28 | 29 


1 genoffenfhaften. 








3,597 | 1,869 16,109 4,828 12,149 4,724 | 201 7,074 149,188 


\ 






| 1,877] 438| 5,404 4,854 |1,128 1,883 66 3,077 32,186 











5,474 





10151 181,374 








2,307 En 9,682 [3,277 |6,607 | 267 
| | 


| 


behböärden. E 















4 4 29 3 5 95 — 14 228 23,0 3 
5 | 317 7 3 51 9 1,385 33,54 i 
8 I 2% 7 | Bi — 20 59 4,0 

373 | 301 | 697 205 264 | 460 | 23 | 747 12,547 48,51 
3 1 21 6 2 I — 7 443 121, 

63 43| 14 295 41| 81 8 | 192 2,113 10,13 

21 10 54 20 8' 40|1|15 63 413 9,50 
1 ———— — Be ee 4 9,5 














5 12 140 un 
4— 374 = 4834 | 346 627 | 39 Er 17,332 | 28 
anſtalten. 

89 | 27 290 se | 'ıu 3 ®] 1,295 | = 
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Zur Lohnſtatiſtik der preußiſchen Bergarbeiter für das Kalenderjahr 1890. 
Im Jahre 1890 hatten nach der „Zeitichrift für das Berg-, Hütten: und Salinen- 
wejen im preußifchen Staate“ die unterirdiſch bejchäftigten Bergleute im engeren 
Sinne, welche bei den Aus- und Vorrichtungs-, jowie den eigentlichen Gewinnungs- 
arbeiten angelegt jind, aljo in der Hauptjache die Geſteins- und Kohlenhauer 
nebjt den mit ihnen im Gedinge arbeitenden oder ihnen zugewiejenen Schleppern 
im Durchſchnitt pro Kopf einen reinen Berdienft, d. i. nad) Abzug nicht nur 
aller jahlichen Arbeitskojten, jondern auch der von den Arbeitern gezahlten perſön— 
fihen Knappſchafts- ung Krankenkaſſenbeiträge: 

von 1183 M beim Steinfohlenbergbau des Ober-Bergamtsbezirtd Dortmund; 

von 1180 4a beim jtaatlichen Steintohlenbergbau bei Saarbrüden (Ober: 
Bergamtbezirt Bonn); 

von 1022 M. beim Steinfalzbergbau des Ober-Bergamtsbezirks Halle: 

von 991 M beim Steinfohlenbergbau bei Nachen (Ober-Bergamtsbezirf Bonn); 

von 887 M. beim. Rupferichieferbergbau des Ober-Bergamtsbezirts Halle; 

von 822 M. beim Braunfohlenbergbau des Ober-Bergamtsbezirts Halle; 

von 792 „Ib beim Steinfohlenbergbau in Niederjchleiten (Ob.:B.-U.-Bez. Breslau); 

von 752 M. beim Siegen-Nafjauischen Erzbergbau des Ob.-Bergantöbez. Bonn; 

von 748 M beim Steintohlenbergbau in Oberjchlejien (Ob.-B.-U.-Bez. Breslau); 

von 693 M beim ſonſtigen vechtsrheinischen Erzbergbau des Ober-Bergamts: 
bezirks Bonn; 

von 687 Mb. beim lintörheinischen Erzbergbau des Ober-Bergamtsbez. Bonn; 

von 683 M beim jtaatlichen Erzbergbau am Oberharz (Ob.B.«A.Bez. Klausthal). 

Hinfichtlich der übrigen Arbeiterflafjen jtellten ſich die durchſchnittlichen reinen 
Sahreslöhne pro Kopf wie folgt: 

für die außerdem noch unterirdiich (namentlich beim Grubenausbau und bei 
Nebenarbeiten) bejchäftigten Perfonen, wie Zimmerhauer, Reparatur: Arbeiter, 
Maurer, Anfchläger, Bremfer, Bergeverfüller zc. auf 1067 M. (beim Steinjalz- 
bergbau de3 DOber-Bergamtsbezirts Halle) Di8 699 M (beim Steintohlenbergbau 
in Oberſchleſien); 

für die über Tage bejchäftigten erwachjenen männlichen Arbeiter einjchlichlid 
der Werfitättenarbeiter auf 1020 M (beim Steinjalzbergbau des Ober-Bergamts- 
bezirks Halle) bi$ 545 M (beim ftaatlihen Erzbergbau am Oberharz [Über: 
Bergamtsbezirt Klausthal]); 

für die jugendlichen männlichen Arbeiter unter fechzehn Jahren auf 397 M 
(beim Nupferjchieferbergbau des Dber-Bergamröbezirt3 Halle) bis 178 M (beim 
jtaatlihen Erzbergbau am Oberharz [Ober-Bergamtsbezirt Klausthal]); 

für die weiblichen Arbeiter einjchlieglich der jugendlichen, deren Anzahl 
übrigens — zum Unterſchiede von den männlichen jugendlichen Arbeitern — nur 
beim GErzbergbau (Aufbereitungsanjtalten) des Ober-Bergamtsbezirks Bonn einige 
Bedeutung erreicht, auf 407 M. (beim Steinfohlenbergbau bei Aachen Ober— 
Bergamtsbezirt Bonn) bis 248 AM. (beim linksrheiniſchen Erzbergbau des ber: 
Bergamtsbezirtd Bonn); 


| Miszellen. 719 


für die Bergarbeiter überhaupt auf 1114 M. (beim jtaatlichen Steinfohlen- 
bergbau bei Saarbrüden [Ober-Bergamtsbezirf Bonn] bis 613 Ab. (beim jtaat- 
lihen Erzbergbau am Oberharz Ober-Bergamtsbezirt Klausthal)). 

Nachdem die Löhne während des Kahres 1889 faſt in allen Bergbaubezirfen 
Preußens eine anhaltende Steigerung erfahren hatten, ließ das verflofjene Jahr 
nur noch für den Steinfohlenbergbau von Oberjchlejien und von Saarbrüden, 
jowie für den Erzbergbau am Oberharz eine bis zum Jahresichluffe fortdauernde 
weitere Steigerung in die Erjcheinung treten, wohingegen für alle übrigen Bezirke 
bereit im Laufe des Jahres ein gewiſſer Stillitand in der Aufwärtsbewegung, 
ja theilweije jelbjt jhon ein entjchiedener Wiederrüdgang der Löhne jtattgehabt hat. 
Lepteres gilt insbejondere von dem Siegen Nafjauiihen Erzbergbau, welcher in 
Folge der ungünjtiger gewordenen Lage jeiner Eijenerzgruben bereit vom zweiten 
Vierteljahre ab ein jtetes Sinfen der Löhne zu verzeichnen hatte. 

Die Steigerung der durchichnittlich auf einer Schicht verdienten Löhne vom 
I. Vierteljahr 1889 bis zum IV. Vierteljahr 1890 betrug: beim Steinfohlen- 
bergbau in DOberjchlejien 31,2 °/,, beim Steinfohlenbergbau in Niederjchlejien 
19,1 °/,, beim Braunfohlenbergbau 12,9 °/, (im III. Vierteljahr 1890 bereits 
13,8 °/,), beim Nupferjchieferbergbau 8,6%, (im I. Vierteljahr 1890 bereits 
11,4 °/,) beim Steinjalzbergbau 9,3 °/,, beim jtaatlihen Erzbergbau am Ober: 
harz 2,0 °/,, beim Steinkohlenbergbau des Ober:Bergamtsbezirf3 Dortmund 24,4 °/, 
(im II. Vierteljahr 1890 bereit3 27,0 °/,), beim jtaatlihen Steinfohlenbergban 
bei Saarbrüden 34,7 °/,, beim Steinfohlenbergbau bei Aachen 18,6 °/,, beim 
Siegen-Naſſauiſchen Erzbergbau 2,2%, (im I. Vierteljahr 1890 bereit3 11,7 °/,). 
beim ſonſtigen vechtsrheinifchen Erzbergbau 9,8°%/, (im I. und III. Vierteljahr 
1890 bereit 10,7 °/,) und beim linfSrheinifchen Erzbergbau 4,7 °/, (im III. Viertel- 
jahr 1890 bereit 5,7 °f,). 

Es hat hiernady durchgängig beim Steinfohlenbergbau eine weit erheblichere 
Lohniteigerung jtattgefunden als bei den jonjtigen Zweigen des Bergbaues. 
Andererjeit3 zeigt ein näherer Vergleich der von den einzelnen Arbeiterklajjen 
verdienten Löhne, daß die Steigerung in eriter Linie den unterirdiſch beichäftigten 
eigentlichen Bergleuten und umter Diejen wieder vorzugsweiſe den Hauern zu 
Gute gelommen it. So find beijpielsweife die Hauerlöhne vom I. Vierteljahr 
1889 bis zum IV. Vierteljahr 1890 beim Steinfohlenbergbau in Oberjchlejien 
um 37,6°, (gegenüber dem obigen Durchichnitte von 31,3 %/,), bei denjenigen 
von Niederichlejien um 24,5 °/, (gegen 19,1 °/,) und bei „Aus- und Vorrichtung, 
Abbau und Förderung” des Saarbrüder Steinfohlenbergbaues um 35,4 °/, (gegen 
34,7 °/,) geitiegen. 

Gegenüber diejer bejonders hervortretenden Lohniteigerung des Steinfohlen- 
bergbaues jei in Kürze des Einflufjes der jeit dem Frühjahrs-Ausjtande im 
Jahre 1889 erfolgten Serabjegung der Scichtdauer auf die durchjchnittliche 
Arbeiterleiitung bei diefem Bergbau gedacht. 

Mit Ausnahme von Oberichlefien hat die Verkürzung der Schichtdauer im 
Jahre 1889 überall ein Zurückgehen der Arbeiterleiitungen zur Folge gehabt; 
beim oberjchlejiihen Steinfohlenbergbau ijt der Rückſchlag erit im Jahre 1890 
eingetreten. Gegenüber dem Jahre 1888 zeigt das Jahr 1890 eine durchichnitt= 
liche Abnahme der Arbeiterleijtung um 1,1 °/, in Oberjchlejien, 11,5 °/, in Nieder: 
ichlejien 11,9 %/, im Dortmunder, 11,3%, im Saarbrücder Bezirke, jowie 8,2%, 
beim Steinfohlenbergbau des ganzen Staates, (R.-Anz.) 


720 Miszellen. 


Der durchſchnittliche Dahresarbeitsverdienit erwachſener land: und foritwirth- 
ichaftlidher Arbeiter in Deutſchland. Bekanntlich haben nad) $ 6 des Reichs: 
gejeßes vom 5. Mai 1886 die höheren PVerwaltungsbehörden nah Anhörung 
der Gemeindebehörden den durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienit land und 
forjtwirthichaftliher Arbeiter feitzuitellen, welcher der Berechnung der Unfallrente 
zu Grunde zu legen ift. Offenbar bieten Feititellungen diejer Art gerade für 
die landwirthichaftlihen Arbeiter mit ihren oft jchwer abzujchägenden Neben= 
einkünften an Naturalien und Nußungen aller Art der perjönlihen Auffafiung 
einen ziemlich weiten Spielraum, woraus jich einzelne bejonders auffällige Ziffern 
unter den jpäter anzugebenden ohne weiteres erklären dürften. Immerhin aber 
ift die kürzlich darüber gelieferte Zufammenjtellung für das Deutſche Neid‘) von 
Interefje. Nach diejer Quelle finden ji, wie die „Statilt. Corr.“ ausführt, 
im öjtlihen Deutichland (rechts von der Elbe, ohne Schleswig=Holitein) 67 preußs 
iſche Landkreije, in welchem ſich der amtlich ermittelte Jahresarbeitsverdienjt im 
den Grenzen von 200 und 300 M bewegt; davon entfallen auf Sclejien 44, 
auf Dftpreußen 13, auf Wejtpreußen 10 Kreiſe. Im wejtlihen Deutihland er— 
reihen die niedrigite Einfommensgrenze von 300 .# nur das Herzogtum Coburg 
jowie die Kreife Adenau (am Hunsrüd), Edartöberga und Nordhaujen. Den 
höchſten Nahresarbeitsverdienjt finden wir im Dften, von den um Berlin liegenden 
Ortjchaften abgejehen, im Kreife Neujtadt in Wejtpreußen mit 550 46; dieſen 
erreichen fait die Großherzogthümer Medlenburg - Schwerin und Medlenburg = 
Streliß mit 540 MG; ihm nähern ji Wejthavelland mit 500, jowie zwei weitere 
Kreife des Danziger Bezirk! (Putzig und Preuß. Stargard) mit 465 M, während 
ſonſt in der Mehrzahl der öjtlichen Landfreife der jährliche Verdienſt zwiſchen 
300 und 360 MAb ſchwankt. Die pommerjchen und brandenburgijchen Kreije zwiichen 
Elbe und Oder weijen meijt günjtigere Zahlen auf. Als jehr günftig muß der 
Verdienit für die landivirthichaftlichen Arbeiter in Schleswig-Holitein bezeichnet 
werden, wo er für den Kreis Eiderjtett auf 630, für Huſum, auf 625, für Norder- 
dithmarjchen, Kiel und große Theile der Kreiſe Rendsburg, Süderdithmarſchen, 
Steinburg, Stormarn auf 550 bis 650 MM. fejtgeftellt ift. Die unterjte Einfommens- 
grenze zeigt in Schleswig-Holftein ein Theil des Kreifes Plön mit 440 4. Im 
wejtlichen Deutjchland bewegt ji für die Mehrzahl der landwirthihaftlichen Ar— 
beiter der Berdienjt innerhalb der Grenzen 370 und 450 MAb; unter dem Tape 
von 370 M bleiben große Theile der — an den Banerifchen und Böhmerwald 
angrenzenden — Regierungsbezirke Oberfranken, Oberpfalz und Niederbayern, 
einige Kreife im Spejjart, Rhöngebirge und Thüringerwalde, jowie 9 Landkreiſe 
der Negierungsbezirkte Aurich und Winden In der Nähe großer Induſtrie- und 
Handelsbezirke erreicht der Verdienit die Höhe von 660 Ab, jo z. B. in den Kreiſen 
Altena, Remjcheid und Hattingen; für die Landkreife Bochum, Gelſenkirchen, Hagen 
und Schwelm ijt er auf 630 . feitgeitellt, für die dieſen benachbarten Kreiſe der 
Regierungsbezirke Düfjeldorf und Arnsberg auf 540 bis 600 M. Im Königs 
reich Sachſen gejtaltet ſich — abgejehen von der Oberlaufig — der Arbeitsverdienit 
ziemlich gleichartig; ex jchwanft innerhalb der Landkreije zwiichen 450 und 540 Mb, 
in der ſächſiſchen Oberlauſitz zwiſchen 420 und 450 . Verhältnißmäßig günstige land» 
wirthichaftliche Löhne werden in Eljaß-Lothringen, in den Regierungsbezirfen Trier 
und Wiesbaden, in der Provinz Sadjjen (linf3 der Elbe), im Herzogthum Braun: 
ichweig, jowie im nördlichen Theil des Großherzogtbums Oldenburg gewährt. 
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Die Wohnung eines Menſchen haben wir zweifellos als eines der weſent— 
lichjten und bejtimmendjten Momente für das Leben desjelben anzujehen. Eine 
gute, in zwecdienlicher Werje eingerichtete Wohnung fördert nicht allein in ganz 
unvergleichlichem Maße die Gejundheit des eigentlichen Inhabers, jowie jeiner 
beranwachjenden Familie, jie it auch auf die ganze Stellung und Stimmung 
des Menjchen von erheblichen Einfluß und damit auch von einer großen ethijchen 
Bedeutung. In einer guten Wohnung werden die Muße- und Erholungs- 
ſtunden froh und angenehm im Kreiſe der Familie verbracht; eine hauptjächliche 
Beranlafjung, um regelmäßig öffentliche Schenfen und Wirthshäuſer aufzujuchen, 
fällt damit hinweg, die größere häusliche Behaglichkeit verleiht ohne Weiteres 
auch eine größere Zufriedenheit, der Kampf mit dem Schickſal wird Leichter 
durchgeführt und die in der Jetztzeit gerade jo Häufige Unzufriedenheit mit 
den beftehenden Berhältniffen und dem eigenen Looſe wird vermindert. 
Es würde zu weit ab führen, diejes Alles im Einzelnen zu verfolgen und näher 
auszuführen, aus den kurzen Andentungen wird aber jchon die hervorragende 
Bedeutung der Wohnungsfrage im Wejentlichen erhellen. Wenn man aber 
diefe Bedeutung anerkennt, jo wird man ſich nicht wundern, dal gerade jett 
die Wohnungsfrage jo vielfach und nach den verjchiedenjten Nichtungen hin 
von den jtaatlichen Behörden, den geleggebenden Faktoren, den vielen und viel 
jeitigen Weremen für öffentliches Wohl, Gejundheitspflege, Wohlthätigfeit ꝛc. 
berührt und behandelt wird. Es läßt fich aber nicht verfennen, dal; gerade 
die Entwicklung des Lebens und der Verhältniſſe im laufenden Jahrhundert, 
jpeziell in der legten Hälfte desielben, für die Wohnungsverhältniſſe vom nach: 
theiligiten Einfluß jein mußte. Da it zunächſt das eine Charafteriftifum der 
Setzeit, das jtarfe Drängen der Bevölferung in die großen Städte. Der 
Grund und Boden in der Stadt und in unmittelbarer Nähe derjelben iſt ganz 
ungemein im Werthe geitiegen; dadurch wird aber eine ganz andere Ausnützung 
desjelben nothiwendiger Weile bedingt; ein eigenes Haus in der Stadt allein 
zu bewohnen it mur noch verhältnigmäßig Wenigen, meift nur Neichen, ver 
gönnt, die Gebäude werden mit immer größerer Etagenzahl in die Höhe ge 
führt, große Miethkaſernen werden allmälig zur Megel, deren Eigenthümern 
natürlich in erſter Linie eine möglichit hohe Werwerthung ihres Kapitals am 
Herzen liegt, wodurch wieder die thunlichite Ausnützung des vorhandenen Raumes 
bedingt wird. Das gefammte Wohnungsmatertal muß To ein jchlechteres werden, 
der Raum der einzelnen Wohnung wird überall bejchnitten und auf das Noth— 
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wendigite beichränkt, Luft umd Licht können nicht mehr in jo ausgedehnter 
Weiſe wie früher zugeführt werden ꝛc. Neben der Werthminderung der 
Wohnungen an fich findet dann aber doch troß alledem eine erhebliche Preis 
jteigerung derjelben jtatt. Werden von dieſen Webelitänden auch jämmtliche 
Klaſſen der Bevölferung mehr oder weniger berührt, jo werden doch von den— 
jelben die ärmeren Stände und bejonders die arbeitenden Klaſſen am Schweriten 
betroffen. Bezüglich diejer gerade fommt dann auch noch ein ferneres, im 
der jegigen Entwidlung der Zeitverhältnijje Liegendes Moment hinzu, das it 
die jtarfe Ausbildung der Fabrikbetriebe und der jich in jo vielen einzelnen 
Zweigen, ja fajt allgemein vollziehende Uebergang vom handwerfsmäßigen zum 
fabrifmäßigen Betrieb. Dadurch wird wiederum für einen einzelnen Platz, dem 
der Fabrikanlage, ein größerer Zulammenfluß von Menjchen bedingt und zwar 
in der Hauptjache ein Zujammenflug von Bertretern der arbeitenden Klaſſe, 
zumeift von den am Wenigſten Bemittelten diejer Klaffe. In Folge dejjen 
wird dann auch nebenher die Nachfrage nach den kleinen und Fleiniten Wohn: 
ungen und damit der Preis derjelben ungemein gejteigert. Uriprünglich nur 
für eine Familie bejtimmte Wohnungen werden getheilt, bislang zu Wohnungs- 
zwecken nicht genügte Räume werden nothdürftig zu menjchlichen Wohnungen 
eingerichtet, oft aber in einer nicht menjchenwürdigen Weile; in weiterer Aus- 
dehnung werden Familien gezwungen, auf den Alleingenuß einer Wohnung zu 
verzichten; jie mütjen, um den hohen Preis der Wohnung für ſich angemeſſen 
zu machen, Fremde mit in ihren Kreis aufnehmen und jomit bildet ſich das 
Schlafgängerweſen mit allen jeinen ſchweren Nachtheilen und Schädigungen 
aus. Da die Fabriken nicht nur in den Städten, jondern auch auf dem 
Lande begründet werden, jo bleiben diefe Nachtheile nicht auf die Städte be 
jchränft, jondern zeigen jich im gleicher Werfe auch auf dem Lande. Dazu 
fommt dann noch ein Weiteres: viele Fabrifetabliffements, namentlich jolche, 
welche eine große Zahl von Arbeitern beihäftigen, ſahen jich genöthigt, diejen 
ihren Arbeitern jelbjt die nöthigen Wohnräume zu verichaffen, e8 wurden zu 
dem Zweck bei dem Fabrikgebäude große Kaſernements errichtet und die Arbeiter 
in denjelben ımtergebracht ; um die Ertragsfähigfeit der meiſt auf der Form der 
Aftiengefellichaften beruhenden Fabrik möglichit wenig zu belajten, wurde dabei 
meijt Alles joviel als irgend möglich auf das geringste Maß zu bejchränfen 
gejucht, das Wohnen in der Familie mußte in der Negel wegfallen, jeder 
Arbeiter erhielt mehr ald$ Nummer in dem großen Ganzen den nmothdürftigen 
Raum zugewieſen und, wenn man den Maßſtab einer gewiſſen Meenjchenwürde 
anlegt oft diejen nicht einmal, wenigjtens zunächſt, che der Staat eine auf 
merfjamere Sorge in diejer Beziehung ſich zur Richtſchnur fein lieg. Wenn 
bei diejer Sachlage ſich jegt die Betrebungen, bier in ausgiebiger Weiſe Wandel 
zu jchaffen, jo vielfach, von jo verichtedenen Seiten und in jo mannigfacher 
Weiſe zeigen, jo kann jolches nur mit rende als ein günjtiges Zeichen begrüßt 
werden und muß Jeden, dem das öffentliche Wohl und das Wohl jeiner Mit- 
menjchen nur irgendiwie am Herzen liegt, mit Genugthuung erfüllen. Es bietet 
jichh aber auch ein weites und dankbares ‚Feld der IThätigfeit; alle die Punkte, 
welche dabei in Frage kommen, wird kaum möglich jein im Einzelnen anfzu- 
führen, jedenfalls hier zu weit führen; wir wollen nur Einzelnes hervorheben, 
es handelt jich um bau und aelundbeitspolizeiliche Vorjchriften in der ver: 
ichiedenften Weiſe und weiter Ausdehnung, Beleitigung der baulichen Mängel, 
Schaffung von Naum, Luft und Licht in den Wohnungen in genügendem 
Mare, Vermeidung der Ueberfüllung der Wohnungen, Vorfehrung zur Er: 
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reichung ausreichender janttärer Reinhaltung, jodann weiter gehend eine an— 
gemejjene Preisregelung, Schuß gegen Uebervortheilung jeitens- dev Vermiether, 
Herſtellung fleiner und ganz kleiner Wohnungen in mufterhafter Ausführung 
nach allen janitären 2c. Anfordernungen und Vermiethen derjelben zu mäßigem 
Preiſe, Regelung des Schlafgänger- und Kaſernirungsweſens behuf thunlichfter 
Beſeitigung der mit demſelben verbundenen ſozialen ꝛc. Gefahren u. ſ. w. 
Schon die Abgrenzung der Thätigkeit der einzelnen in Frage kommenden 
Faktoren gegeneinander iſt feine einfache, wie weit der Staat ſelbſt thätig werden 
joll, welche Einzelheiten er den provinziellen und Selbjtverwaltungs:Berbänden, 
den Vereinen und der Privatthätigfeit überlaſſen joll. Sodann bedingt ein 
weiteres Handeln bier in vielen Beziehungen ein Eingreifen in beftehende Zu— 
jtände und auch im die Privatrechtsiphäre der Einzelnen mit mannigfacher Be 
ihränfung diejer, und hier werden die Grenzen, bis zu welchen man geben 
joll und muß, nur unter ſorgfältiger Abwägung aller in Frage kommenden 
Verhältniſſe mit größerer Schwierigkeit ſich feſtſtellen laſſen, um ſo mehr als 
ja auch auf der anderen Seite nach vielen Richtungen die Intereſſen und 
Lebensfragen unſerer Induſtrie, die Erhaltung der Blüthe und Conkurrenz— 
fähigkeit derſelben in Rückſicht gezogen werden müſſen. Um bier aber im 
Einzelnen ſachgemäße und in jeder Beziehung gerechte Entſcheidungen und 
Verfügungen zu treffen, wird man umfangreichere Vorarbeiten nach den ver— 
ſchiedenſten Richtungen zur Beſchaffung des nothwendigen Materials nöthig 
haben. Das Weſentlichſte und die Hauptunterlage für alles Weitere wird 
dabei aber eine genaue und eingehende Feſtlegung der beſtehenden thatſächlichen 
Berbältnifje, der wirklid vorhandenen Mängel in ihrem vollen Umfang bilden; 
ehe man ſich darüber enticheiden kann, wie iſt die Arbeiterwohnungsfrage nach 
ihren verjchiedenen Seiten zu löjen, wird man vor Allem bis in das Einzelne 
flarzuftellen haben, wie wohnen denn jet die Arbeiter? und erit auf Ddiejer 
Grundlage wird man weiter arbeiten, wenigitens eine ganze Neihe von Einzel- 
jragen wird jich nur bieranf ſachgemäß enticheiden laſſen. Nun jteben an ſich 
ja die von uns berührten Mißſtände in den Wohnungsverhältniſſen überhaupt 
und jpeziell der arbeitenden Bevölferung wohl im Allgemeinen theoretiſch feſt 
und ſind auch durch zahlreiche praftiiche Einzelbeijpiele zu belegen, aber eine 
volljtändige nicht anzuzweifelnde Kenntniß darüber, wie weit diejelben wirklich 
geben, ob ste überall auftreten oder hier ftärfer dort weniger, welche Ge— 
werbebetriebe hauptſächlich in Frage fommen und wie groß der Unterjchied 
bier bezüglich) der einzelnen Betriebe tft, und jo weiter mehr haben wir nicht. 
Eine derartige allgemeine Keunntniß, wie jie erforderlich wäre, würde jich aber 
. wiederum nur durch eine jehr eingehende ſtatiſtiſche Erhebung erlangen laſſen. 
Wir wollen aber nicht verkennen, daß eine derartige ſtatiſtiſche Erhebung in 
dem Umfange, wie wir im Auge haben und für eine ſachdienliche Löſung allein 
richtig halten, viel Arbeit und manche Schwierigkeit verurſachen wird; denn 
es würde ſich dabei zum Theil um einzelne Daten handeln, welche nicht ziffer— 
mäßig ohne Weiteres ausgedrückt werden können, zum Theil würden wiederum 
Fragen vorkommen, welche kaum ohne gewiſſe techniſche Kenntniße zu be 
antworten ſein würden, die ganze Fragenbeantwortung würde ungemein ſorg— 
fältig und eingehend zu behandeln ſein, es müßten mithin an die mit der 
Sammlung des ſtatiſtiſchen Urmäaterials zu betrauenden Organe ſehr hohe Ar 
forderungen geſtellt werden, Anforderungen, wie ſie ein gewöhnlicher Zähler 
bei einer Volkszählung kaum zu erfüllen im Stande ſein würde. Mit Rück 
ſicht auf dieſe Schwierigkeiten ſind aber bislang derartige Erhebungen im 
46* 
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Deutjchen Reich noch nicht oder doch bei Weitem nicht in der verlangten Aus— 
führlichfeit und Ausdehnung angejtellt worden. Wir haben wohl einzelne Er- 
mittlungen über die Wohmungsverhältnifje im Allgemeinen aus einzelnen Städten 
oder auch Staaten des Deutjchen Weich, welche zum Theil mit der Volks— 
zählung verbunden, zum Theil auch jelbititändig angeftellt find. Alle dieje 
Ermittlungen, jo viel jchägenswerthes Material jie auch an jich bieten, find 
doch für den vorliegenden Zwed im Großen und Ganzen zu allgemein gehalten, 
ſie fünnen bier nicht nach jeder Nichtung hin befriedigen, da fie ja auch zu 
einem wejentlich allgemeineren Zweck angejtellt wurden; wenn ihr werthvolles 
Material auch hier in gewiljer Beziehung mit verwendbar ift, jo bildet es 
doch immer nur einen Theil des hier für nothwendig zu rachtenden. Cine 
Engquete im weiteren Umfang hat im Februar des Jahres 1889 die Stadt 
Bajel angejtellt; deren Nejultate von dem Profeſſor Karl Bücher veröffentlicht 
worden jind; dieje jcheint uns an fich mujtergültig zu jein und im höchſten 
Grade der Nacheifrung zu verdienen; jie ift mit großen Mühen hergeftellt und 
gibt daher aber auch ein jehr umfaſſendes Material; die Verarbeitung ijt in 
gleicher Weije eine vorzügliche. Bei den Schwierigkeiten, ja auch den Kojten, 
die eine jolche Erhebung macht, glauben wir allerdings leider faum annehmen 
zu dürfen, daß fie jobald und für größere Bezirfe Nachahmung finden wird. 
Da nun aber das jtatiftiiche Material über die Wohnungsverhältniffe der 
Arbeiter an ſich em verhältnigmäßig dürftiges, dabei aber doc) für die Löjung 
der Wohnungsfrage ein jo ungemein wichtiges it, jo glauben wir es wagen 
zu Dürfen, eine im Herzogthum Braunſchweig im Jahr 1892 veranftaltete Er- 
hebung und ihre Nejultate zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, obwohl dies 
jelbe auch nur eine höchſt theilweile, keineswegs erichöpfende it und unter 
feinen Umſtänden mit der Bajeler Enquete irgend wie in Vergleich gebracht 
werden kann; wir find aber der Anficht, day bei bewandter Sachlage aud) ein 
fleiner und geringfügiger Beitrag nicht verichmäht werden wird, dab ich im 
demielben doch vielleicht einiges für weitere Kreiſe Wiſſenswerthe und Brauch— 
bare finden wird. 

Die Erhebung im Herzogthum Braunjchtweig verdanfen wir einer Anregung 
von Allerhöchjter Stelle, vom Regenten Prinzen Albrecht von Preußen; jie 
hatte einen beſonderen, jehneller zur Erledigung zu bringenden Zweck und konnte 
jchon deshalb nur in einem bejchränfteren Umfange angeitellt werden; maßgebenden 
Orts war man Jich aber der Unzulänglichkeit einer derartigen bejchränften Er— 
hebung für die Menge der Einzelheiten dev Arbeiterwohnungsfrage, der man 
jortgejeht ein befonders lebhaftes Intereſſe entgegenbringt, jehr wohl bewußt, 
weshalb auch der Gedanke an eine nochmalige eingehendere Enquete in Er- 
wägung gejogen it. Direft angeordnet wurde die Erhebung durch ein Reſkript 
Herzoglichen Staatsminifteriums, Departement des Innern, vom 1. März; 1892 
an die Yandesverwaltungsbehörden Herzgl. Nreisdirefttionen und Derzgl. Polizei— 
direftion Braumjchteig), welchen ein Formular für den Fragebogen zur Feſt— 
ſtellung der einzelnen Daten beigefügt war; die Landesperwaltungsbehörden 
hatten für ihre Bezirke (Streife beziehungsweiſe Stadt Braunichwaig) das Materral 
zu jJammeln, zu prüfen und zuſammenzuſtellen; das Material jelbjt wurde von 
den Betriebsumternebmern geliefert, welchen die nach dem vorgejchriebenen ‚For: 
mular aufgeitellten Fragebogen zur Ausfüllung mit näherer Anweiſung mit: 
getheilt wurden, ſämmtliche Betriebsunternehmer mit einer einzigen Ausnahme 
haben jich der Mühe der Austüllung bereinvtlligit und pünktlich unterzogen; 
jchlienlich it das gelammte Material noch an das Statiftiiche Bureau des 
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Herzogl. Staatsminifteriums gegangen und dort zu dem nachitchend gegebenen 
Tabellen verarbeitet worden. Was jodann den Umfang der Erhebung anlangt, 
jo iſt diejelbe zunächſt auf eine Kategorie von Betrieben, auf die größeren 
gewerblichen, bejchränft, nämlich auf diejenigen gewerblichen Betriebe, welche 
zwanzig und mehr Arbeiter bejchäftigen; nicht berüdjichtigt find demnach die 
landwirthichaftlichen Betriebe und die Betriebe mit weniger als zwanzig Arbeitern; 
wenn daher die eigentlichen Fabrifarbeiter auch durch die Erhebung im Wejent- 
lichen umfaßt find, jo fehlt doch eine große Menge von Arbeitern und Betrieben, 
deren Verhältniſſe feftzuftellen für die allgemeine Arbeiterwohnungsfrage von 
Nothwendigfeit jein mühte. Durch die Erhebung jollten in der Dauptjache 
fejtgejtellt werden die Wohnungsverhältniffe der fraglichen Arbeiter im All— 
gemeinen, die von den Arbeitgebern für Unterbringung ihrer Arbeiter getroffenen 
Einrichtungen, die Zahl der Arbeiterfamilien beziehungsweije der Arbeiter mit 
eigener Hanshaltung mit Unterjcheidung der Hauseigenthümer und der zur 
Miethe Wohnenden, und endlich das Schlafgängerweien im Allgemeinen. Im 
Einzelnen waren in dem vom Betriebsunternehmer auszufüllenden Fragebogen 
folgende Daten anzugeben: zunächit die Zahl der beichäftigten Arbeiter; wie 
viel wohnen davon in Wohnungen, welche dem Arbeitgeber gehören und zwar 
darunter erjtens gegen Miethzins, zweitens miethfrei unter Anrechnung auf 
den Lohnverdienſt (bezüglich diejer beiden Kategorien noch Angabe der durch- 
jchnittlich gezahlten oder angerechneten Jahresmiethe), drittens in Kajernements 
und dergleichen, die legten in Geſammtſumme und wiederum gejchieden je nad): 
dem ſie von dem Arbeitgeber Beköjtigung erhalten oder ich jelbjt beföjtigen ; 
jodann wieviel jener Arbeiter wohnen in anderen Wohnungen und zwar erjtens 
in eigenen, mit Hilfe des Arbeitgebers erbauten Wohnungen, zweitens in jonjtigen 
eigenen Häuſern und drittens in Miethwohnungen, die legten nochmal gejchieden 
in Berbeiratete mit eigener Haushaltung (bezüglich welcher nebenher die durch- 
jchnittliche Jahresmiethe anzugeben) und Unverheiratete oder ohne eigene Haus: 
haltung Lebende; ferner war noch die Gefammtzahl der Bewohner von Mieth— 
wohnungen, gleichviel ob dieje dem Arbeitgeber gehören oder nicht, anzugeben; 
wegen der unverhetratheten bezw. ohne eigene Haushaltung lebenden Arbeiter 
war noch jpeziell gefragt, ob fie im elterlichen Haufe oder als Schlafgänger 
in einer fremden Familie leben; unter den Arbeitern, welche von ihren Arbeit- 
gebern eine Wohnung gegen Miethzins oder unter Anrechnung auf den Lohn: 
verdienjt erhalten, jollten noch diejenigen ausgejchteden werden, die gleichzeitig 
damit auch Garten: und Aderland zu eigener Benutzung überwiejen erhalten 
haben; desgleichen jollten auch diejenigen bejonders aufgeführt werden, welche 
in eigenen Häufern wohnen und jich nebenher auch im Beſitz von arten: 
und Ackerland befinden; endlich war noch die Angabe des durchichnittlichen 
Sahres- Arbeitsverdienites erwachjener Arbeiter gefordert; bei den einzelnen 
ragen war durchweg, jo weit jie jolches zuließen, auch noch der Unterjchied 
nach dem Gejchlecht der Arbeiter gemacht; eine Rubrik für befondere Bemerkung 
war gleicherweije angefügt. Die Erhebung ift demgemäß auch für den be: 
jchränften Kreis der von ihr berüciichtigten Arbeiter bei Weitem noch nicht er: 
jchöpfend ; fie gibt namentlich gar feinen Aufichluß über die Bejchaffenheit und 
den Umfang der von den Arbeitern genugten Wohnungen, die Zahl und Größe 
der denjelben zur Verfügung jtehenden Räume, die Luft» und Lichtverhältnifie, 
jowie anderer in jünitärer ꝛe. Hinficht in Betracht fommender Momente u. 
ji. w. Immerhin flärte die Erhebung aber doch über Manches auf, was bei 
den mit Volfszählungen verbundenen Erhebungen ꝛc. meist nicht mit berüd 
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jichtigt worden it und berücjichtigt werden Fonnte und enthält für den von 
ihr betroffenen fleineren Kreis inſofern ein reicheres Material, welches Doch 
für den einen oder anderen Zweck auch jonjt jich verwerthen laſſen mag; 
diejes ijt für uns bejtimmend gewejen, die MNejultate für weitere Kreiſe zur 
Veröffentlichung zu bringen, wober aber das Lückenhafte und Bejchränfte der: 
jelben feinen Augenbli verfannt werden ſoll. Das Material jelbit, ſoweit 
es eben zur Verfügung ſteht, kann aber nur als ein durchaus zuverläßiges 
betrachtet werden; die einzelnen Angaben ſind, wie ſchon hervorgehoben, ledig— 
lich von den Unternehmern der größeren gewerblichen Etabliſſements gemacht 
worden; daß ſeitens derſelben unzutreffende oder in einzelnen Beziehungen der 
Wahrheit nicht entſprechende oder entſtellte Daten geliefert ſeien, iſt nach Lage 
der Sache nicht anzunehmen; die von den Betriebsleitern eingelteferten Frage: 
bogen jind von den Yandesverwaltungsbehörden nochmals einer Prüfung unter: 
vn und dabei jofern im Einzelnen Irrthümer untergelaufen, nach entſprechender 

ufflärung eingebeſſert worden. Die zahlenmäßigen Reſultate der Erhebung 
ſind in den beiden angefügten Zuſammenſtellungen verarbeitet, von denen die 
erſte die Daten für die örtlichen Bezirke, die zweite dieſelben für die einzelnen 
großen Gewerbeklaſſen, wie jie für die Berufszählung von 1882 zuſammen 
gefaßt waren, gibt. 

In der Tabelle I jind als Bezirke die Landesverwaltungsbezirke, die 
Kreiſe gewählt worden und innerhalb derjelben die Städte und Landgemeinden 
nochmals bejonders gejchieden, aber auch die Gejanmtzahl für den ganzen 
Bezirk gegeben. In den Zahlen für das ganze Herzogthum it die Stadt 
Braunschweig bejonders hervorgehoben, weil fie als einzige Stadt über 100 000 
Einwohner und einer Seelenzahl, welche mehr als das jiebenfache derjenigen der 
nächjt größten Stadt des Derzogthums ausmacht, auch gejondert dajtcht; es ſind 
jodann die übrigen Städte und die Landgemeinden je zuſammengefaßt und da 
neben endlich) das Gejammtrejultat angegeben. Um einen Ueberblick über die 
Größenverhältniffe der einzelnen Kreiſe zu geben, jet hier vorweg noch kurz ange 
führt, dat; nach der Volkszählung von 1890 die Stadt Braunjchweig 101 047 Ein: 
wohner, der Yandfreis Braunjchtveig 92 Landgemeinden mit 40585 Eimwohnern, 
der Kreis Wolfenbüttel zwei Städte und 102 Landgemeinden mit 751683 Ein: 
wohnern, der Kreis Helmjtadt drei Städte und 87 Landgemeinden mit 65501 
Einwohnern, der Kreis Gandersheim zwer Städte und 72 Landgemeinden mit 
45021 Einwohnern, der Kreis Holzminden drei Städte und 69 Landgemeinden 
mit 47095 Einwohnern, und der Kreis Blankenburg endlich zwei Städte und 
22 Yandgemeinden mit 29256 Einwohnern umfaßt; von den insgeſammt 403773 
Einwohnern des Herzogthums fommen 101047 auf die Stadt Braunjchweig, 
69859 auf die übrigen Städte und 232867 auf die Landgemeinden. 

Die Erhebung bat jich — auf 29382 Arbeiter — von 
denen 25 770 männlichen und 3612 weiblichen Gejchlecht3 waren. Die größte 
Zahl, nämlich 11 872, entfällt auf die Stadt Braunjchweig, 6563 fommen 
auf die übrigen Städte und 10 947 auf die Landgemeinden. Während die 
Bevölferung der Stadt Braunjchtveig von der Gejammtbevölferung des Herzog: 
thums nur 25°, ausmacht, famen von der geſammten Menge der gezäblten 
Arbeiter 41°/, auf diejelbe; bei den übrigen Städten iſt auch der auf jie von 
den gezählten Arbeitern entfallende Prozentjag, nämlich 21°/,, höher als das 
Prozentverhältniß ihrer Bevölferung zu der Sejammtbevölferung des Herzog: 
thums, welches letztere fich nur auf 17%/, ftellt; bei den Landgemeinden it 
aber das Verhältniß ein umgefehrtes, in ihnen (eben 58°/, von jämmtlichen 
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Eimvohnern des Herzogthums, aber nur 38"), von den durch die Erhebung 
gezählten Arbeitern. Diejes Nejultat würde alio den allgemeinen, an jich aller: 
dings wohl ſchon zur Genüge befräftigten Schluß unterjtügen, daß in den 
gröpten Städten die Zahl der Arbeiter in den großen gewerblichen Betrieben 
verhältnigmäßig am Stärkiten vertreten ijt, daß die Zahl auch in den mittleren 
und jpeziell Keinen Städten (die übrigen Städte des Herzogthums ſchwanken 
zwijchen 1506 und 14484 Einwohnern) immerhin noch eine nennenswerthere 
(über den Durchichnitt) bleibt als in den Landgemeinden, innerhalb welcher 
ihre Anzahl im der jonitigen Bevölferung am Meiften zurüctritt. Unter den 
Kreiſen iſt Gandersheim als der am Wenigſten induftrielle mit jeiner ermittelten 
Arbeiterzabl hinter den übrigen zurüd, Helmjtedt fteht Dagegen obenan; unter 
den Städten zeichnen jich die der Kreiſe Helmjtedt, Holzminden und Wolfen: 
büttel durch eine höhere Arbeiterzahl aus. Es iſt ſodann noc die Zahl der 
unverheiratheren Arbeiter beziehungsweije der verheiratheten Arbeiter ohne eigenen 
Haushalt (die Zahl dieſer letzteren iſt verhältnißmäßig durchweg nur von 
geringer Bedeutung und wird deshalb auch für die Folge nicht weiter bejonders 
hervorgehoben zu werden brauchen, wenn von der in Nede jtehenden Arbeiter: 
fategorie gehandelt wird), welche nicht in Wohnungen oder Gajernements der 
Arbeitgeber wohnen, angegeben ; jie beträgt insgefammt 10383 und zwar 7996 
männliche und 2387 weibliche. Bier muß jofort das jtärfere Hervortreten des 
weiblichen Gejchlechts auffallen; während es unter den überhaupt gezählten 
Arbeitern nur etwa den achten Theil einnimmt, fommt es bier nahe an ein 
Viertel heran. Die unverheiratheten Arbeiter, welche nicht in Wohnungen 
oder Gajernements der Arbeitgeber wohnen, machen von der Gejammtheit der 
gezählten Arbeiter 35°, aus, beim männlichen Gejchlecht allein nur 31°/,, 
beim weiblichen dagegen 63°/,; dieje Verhältnißzahlen beweijen auch deutlich 
das Ueberwiegen des weiblichen Gejchlechts bei der fraglichen Arbeiterfategorie. 
Die Vertheilung der genannten Arbeiterklaſſe zwilchen Großſtadt, Kleinſtadt 
und Land iſt etwa analog der der Arbeiter überhaupt; von den weiblichen 
Arbeitern fommen bier 58°/, auf die Großſtadt und je 21°, auf Kleinſtadt 
und Land, der PBrozentjag, welcher anf die Großſtadt fommt, ijt hier etwas 
höher al3 bei den Arbeitern weiblichen Gejchlechts überhaupt, denn von diejen 
befigt die Stadt Braunschweig nur 54°/,, die übrigen Städte und die Land— 
gemeinden je 23°/,. Verhältnißmäßig am Schwächjten vertreten iſt dieſe 
Arbeiterfategorie in den Streifen Helmjtedt und Wolfenbüttel. 

In den Nubrifen 9 bis 19 it demnächſt in abjoluten Zahlen angegeben, 
wie viel Arbeiter in eigenen Häufern, wie viel in Miethwohnungen und wie 
viel in Cajernements x. der Arbeitgeber wohnen; bei den im eigenen Käufern 
Wohnenden jind diejenigen, welche gleichzeitig Garten: und Ackerland bejigen, 
nochmals gejondert aufgeführt; die in Mietwohnungen gezählten Arbeiter find 
einmal wiederum getheilt, je nachdem jie in Häuſern der Arbeitgeber oder in 
jonjtigen Häuſern wohnen; für die in Häujern der Arbeitgeber Wohnenden tt 
dann nochmals der Unterjchied gemacht, ob jie gegen Miethzins oder miethfrei 
unter Anrechnung auf den Lohnverdienſt wohnen, auch jind hier noch diejenigen 
ipeziell aufgeführt, welche gleichzeitig Garten= oder Aderland zugewiejen erhalten 
haben ; für die in Gajernements der Arbeitgeber befindlichen Arbeiter iſt noch 
bejonders hervorgehoben, ob jie mit Beköjtigung der Arbeitgeber oder mit 
eigener Beföftigung leben. Cine allgemeine Unterjcheidung des männlichen umd 
des weiblichen Gejchlechts iſt hier für die einzelnen Abthetlungen nicht gemacht 
worden, um nicht zu jehr ins Breite zu gehen und weil eine jolche durchgängige 
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Scheidung auc wohl weniger von Interejje jein möchte. In den Fragebogen 
war auch noch bei den in eigenen Häujern Wohnenden die Angabe verlangt, 
welche der eigenen Häuſer mit Hilfe der Arbeitgeber erbaut jeien; wegen zu 
großer zahlenmäßiger Geringfügigfeit der feſtgeſtellten bezüglichen Fälle iſt die 
Aufführung derjelben in einer bejonderen Rubrik der Tabelle unterlafjen und 
wollen wir nur hier das Nejultat etwas näher hervorheben. Im Landfreis 
Braunfchweig und den Kreiſen Helmjtedt, Gandersheim und Blanfenburg ift 
der fragliche Fall überhaupt nicht vorgefommen ; im der Stadt Braunichweig 
it einem Arbeiter in einer Gold- und Silberwaarenfabrif der Hausbau durch 
Gewährung eines Darlehns jeitens des Arbeitgebers ermöglicht; im Kreiſe 
Wolfenbüttel haben neun Arbeiter des Communion-Düttenamts Oker, welches 
überhaupt bejondere, vielfach noch auf altem patriarchaltichen Brauch beruhende 
Verhältnifje zeigt, mit Hilfe des Hüttenamts ſich Häujer gebaut, indem jie 
theil8 Bauprämtien in der Höhe von 600 Mk, theils zinsfreie nur gering zu 
amortijirende Baufoitenvorjchüffe von 900 ME. bezw. 15U0 ME., theils beides 
vom Hüttenamt verwilligt erhielten, ferner it ein Arbeiter einer Zuderfabrif . 
vom Arbeitgeber durch Leiftung der nothwendigen Fuhren beim Hausbau unter: 
jtüßt worden ; im Kreiſe Holzminden endlic) find einmal zwei einzelnen Arbeitern 
(der eine im Betriebe einer chemiſchen Fabrik, der andere im Steinbruchsbetriebe) 
Unterjtügungen beim Hausbau gewährt und außerdem in ſechs anderen ‚zällen, 
von denen gleicherweite vier auf einen Steinbruch3betrieb und zwei auf den 
Betrieb einer chemijchen Fabrik fommen, Häujer vom Arbeitgeber gebaut und 
dieje an die Arbeiter auf Abzahlung verfauft. Das Nejultat der Feſtſtellung 
diejer Nichtung it aljo am ich eigentlich mehr ein negatives; es iſt eben flar- 
gelegt, daß die wejentlich erjt in neuerer Zeit hervorgetretenen Beltrebungen 
größerer indujtrieller Etabliffements, ihren Arbeitern die Möglichkeit der Cr: 
langung eines eigenen Heims zu Schaffen, und damit ihrerjeits zur Löſung wohl 
nicht nur der Arbeiterwohnungsfrage, jondern recht eigentlid) auch der ganzen 
focialen Arbeiterfrage ein Erhebliches beizutragen, jich im Herzogtum Braun: 
ſchweig noch nicht oder doch nur in jehr untergeordneter Weiſe bethätigt haben; 
möglicherweije wird man die zu zweit angeführten Fälle im Kreiſe Holzminden 
hierher zählen fünnen, jie würden aber immer nur Anfänge, wenn auch jehr 
anerfennenswerthe, bilden; die zahlreicheren Fälle der Communton-Hüttenmwerfe 
zu Ofer jind an und für fich nicht hierher zu rechnen, fie beruhen vielmehr auf 
den alten patriarchalijchen, in vielen Beziehungen aber jehr zu jchägenden Ein— 
richtungen der Communionwerfe; die übrigen Fälle find ja an jich nur verein: 
zelt, wir werden jie wohl mehr als eine außerordentliche Belohnung der Arbeit- 
geber an den einzelnen brauchbar und zuverläffig befundenen Arbeiter anzu: 
jehen haben, die zwar auch als Arbeitgeber und Arbeiter ehrend anzuerkennen 
jind, aber die oben bezeichneten Beitrebungen nur entfernt berühren. Zu den 
abjoluten Zahlen der Nubrifen 9 bis 19 brauchen wir im Allgemeinen wohl 
weiter Nichts hinzuzufügen, nur zwei Punkte, welche in den weiter in der Tabelle 
angejtellten Berbältnigberechnungen nicht mehr berüdjichtigt find, haben wir 
daraus hervorzuheben. Der eine Punkt betrifft die Feſtſtellungen über die 
Zahl derjenigen Arbeiter, welche neben einem eigenen Haus auc) Garten oder 
Aderland bejigen, jowie der, welche jolches vom Arbeitgeber neben der von 
ihm miethweije 2c. überlafjenen Wohnung überwiejen erhalten haben; wir 
werden dieje Zahlen in Verbindung jegen mit der Gejammtzahl der Arbeiter 
der berührten bejonderen Kategorien (Hauseigenthümer, Miether von Wohnungen 
der Arbeitgeber). Bon 2965 Arbeitern, welche eigene Häuſer bevohnen, be 
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ſitzen 2278 gleichzeitig Garten und Aderland, die letzteren umfaſſen aljo 77°/, 
der eriteren; es jcheint uns Ddiejes ein verhältnigmäßtg hoher Procentjag zu 
jein und wird man es gewiß nur als ein günstiges Zeichen betrachten fünnen, 
wenn ein jo großer Theil der Hauseigenthümer der arbeitenden Klaſſen neben 
dem Wohnhaus auch noch ein Stück Erde, ſei e8 zur Erzielung von Haus— 
baltungsfrüchten, jei e8 lediglich ald Garten zum Genuß und zur Erholung 
jein eigen nennt. Das vorbezeichnete VBerhältnig der Hauseigenthümer mit 
Grundbefig gegenüber den Hausbefigern überhaupt jtellt jich übrigens jelbft 
für die Stadt Braunjchweig immer noch auf 47°/,, ein derartiger Prozentjat 
it aber für eine größere Stadt auch wohl nur bei den bejonderen Verhält— 
niſſen Braunjchweigs möglich, welches namentlich in jeinen äußeren Theilen 
jich durch eine jehr weite Bauart auszeichnet und zu den räumlich im Ber: 
hältniß zur Einwohnerzahl ausgedehnteften Städten Deutjchlands gehört. Die 
übrigen Städte des Derzogthums jind meiſt Eleine Zandorte, in Denen durch: 
weg auch Aderbau getrieben wird, es iſt deshalb nicht zu verwundern, wenn 
in ihnen das fragfiche Verhältniß nicht weit von dem der Landgemeinden ab- 
weicht, e3 macht in diejen Städten 81°/,, in den Landgemeinden 86°/, aus; von 
den einzelnen Streifen zeigt Holzminden das günftigite Verhältnig, nämlich 92°/,, 
es folgt Blankenburg mit 87°/,, der Landkreis Braunfchweig und Helmitedt 
beide mit 82°/,, Gandersheim mit 80%/, und endlich Wolfenbüttel mit 77°],. 
Unter denjenigen Arbeitern, welche Wohnungen der Arbeitgeber gegen Micth- 
zins oder miethfrei unter Anrechnung auf den Lohnverdienit bewohnen, ift die 
Zahl derer, welche gleichzeitig Garten- oder Aderland zugewiejen erhalten haben, 
‚allerdings durchweg geringer, fie ift aber am jich immer noch eine hohe: 854 
von 1392 der fraglichen Arbeiterfategorie des Derzogthums oder 61°/,; im 
Einzelnen verjchiebt fich dann aber das Verhältnig dem vorbehandelten gegen: 
über jtärfer; jo tritt zunächjt der Prozentjag für die Stadt Braunſchweig er: 
beblicher zurüd, er beträgt 18°/, und it dabei aber an fich doch noch als hoch 
anzusehen, denn in einer größeren Stadt wird es wohl mehr zu den Ausnahmen 
zu rechnen jein, wenn ein Arbeitgeber jeinen Arbeitern eine Miethivohnung mit 
Garten- oder Aderland zumeijen kann; der Unterjchied zwijchen den übrigen 
Städten und den Landgemeinden hat jich hier etwas, wenn auch nicht gerade 
beträchtlich, erweitert, der Prozentſatz für die übrigen Städte berechnet fich auf 
64°/,, der für die Landgemeinden auf 71°/,; die einzelnen Kreiſe gruppiren 
jih nach der Höhe ihres Satzes gleichfall$ in anderer Weije, Holzminden jteht 
allerdings mit 85°/, auch hier obenan, dann folgt aber der Landkreis Braun— 
ſchweig mit 76°/,, demnächit erit Blankenburg mit 74°/,, darauf Wolfenbüttel 
mit 64°/,, Gandersheim mit 52°, und endlich Helmſtedt mit 50°/,; neben 
anderweiter Gruppirung iſt dementſprechend gleichzeitig ein erhebliches Abfallen, 
ein größerer Unterjchied zwiichen dem Marimum und dem Minimum, zu Eon: 
jtatiren. Wollte man num aus den vorbehandelten Rejultaten allgemeine 
solgerungen ziehen, beziehungsweiſe Schlüſſe aufjtellen, welche durch dieje 
Rejultate unterftügt werden, jo würden dieſe etwa folgendermaßen zu fallen 
jein: von den in eigenen Häuſern wohnenden Arbeitern pflegt die größere 
Mehrzahl gleichzeitig Garten- oder Aderland zu bejigen, diejes Verhältniß tritt 
in den größeren Städten allerdings mehr zurüd, äußert ſich aber jtärfer in 
den fleinen Städten und den Landgemeinden; auch unter denjenigen Arbeitern, 
welche von ihren Arbeitgebern Miethwohnungen erhalten, machen die, welchen 
gleichzeitig Garten» oder Ackerland überwiejen it, noch die Hälfte oder über 
die Hälfte aus, hierbei jind allerdings die Unterichiede im Einzelnen größer, 
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namentlich zeigt ſich der fragliche Fall in der größeren Stadt verhältnißmäßig 
jeltener und tritt im den Landgemeinden am ausgeiprochenjten auf. Der zweite 
Punkt, den wir hier noch berühren wollen, bezieht ſich auf die von dem Arbeit: 
geber in Kajernements x. untergebrachten Arbeiter, je nachdem ſie Beköſtigung 
jeitens des Arbeitgebers erhalten oder mit eigener Beföjtigung leben. Bon 
den 1999 in Gajernements 2c. wohnenden Arbeitern des Herzogtbums gehören 
zu der erjten Kategorie, Beköſtigung jeitens des Arbeitgebers, 301 oder 15°;,, 
zu der zweiten, eigene Belöjtigung, 1698 oder 85°/,; die eigene Beköſtigung 
überwiegt alfo im Ganzen jehr erheblich; im Einzelnen jtellt ſich diejes Ueber— 
wiegen aber doch etwas anders; in der Stadt Braunjchiveig, in welcher 77°], 
mit eigener Belöjtigung und 23°), mit Beköſtigung jeitens des Arbeitgebers 
gezählt find, desgleichen umd zwar in noch jtärferem Maße in den übrigen 
Städten, welche das Verhältnig von 74°/, zu 26°/, aufweiſen, iſt dasjelbe 
geringer, wogegen es dann in den Yandgemeinden mit 92°, gegemüber 8°/, zu 
weit jchärferem Ausdrucd kommt. Jedenfalls tritt die Beköjtigung der Arbeiter 
in den Gajernements jeitens der Arbeitgeber nicht jo allgemem auf, denn im 
den Kreiſen Helmſtedt, Gandersheim und Blanfenburg finden wir fie jo gut 
wie gar nicht. Die feitgeitellten Nejultate würden bier für den allgemeinen Schluß 
jprechen, daß die in Gajernements ꝛc. der Arbeitgeber wohnenden Arbeiter zu 
einem ganz erheblich größeren Theil ich jelbit zu beföjtigen pflegen, dab eine 
Beköſtigung derjelben durch den Arbeitgeber im Großen und Ganzen nur mehr 
ſporadiſch vorkommt, daß jie fich auf dem Lande verhältnigmäßig jeltener, in 
grogen und ebenjo auch in Heinen Städten dagegen in höherem Mate findet. 

Es folgen nun Berhältninzablen, welche wohl im Einzelnen ein weiteres 
Intereſſe in Anjpruch nehmen möchten und daher auch etwas näher behandelt 
werden jollen. Zunächſt it in den Nubrifen 20—23 berechnet, wie viel von 
hundert gezählten Arbeitern im eigenen Haufe, wie viel in Miethwohnung und 
zwar einerjeitS in den Arbeitgebern gehörigen Häufern, andererjeits in jonjtigen 
Häuſern, und wie viel endlich in den den Arbeitgebern gehörigen Gajernements 
x. wohnen. Bon der Gejammtheit der im Herzogthum gezählten Arbeiter 
bilden die in eigenen Häuſern Wohnenden etwa gerade den zehnten Theil, 
10,09°/,; auch diejen Prozentſatz wird man an jich als einen verhältnigmäßig 
hohen anjehen müſſen, welcher jich vorausfichtlich nicht ın allen Staaten des 
Deutjchen Neiches in gleicher Weije ergeben möchte, denn im Herzogthum 
Braumjchweig bejtceht eine Reihe mehr oder weniger ausgedehnter Erleichterungen 
bei Neubauten, welche wir hier natürlich nur furz berühren fünnen, jo die 
Bauholzberechtigungen einer großen Zahl von Gemeinden, die Abgabe von 
Bauholz aus den herrichaftlichen Forſten zu einer ermäßigten Taxe, die freie 
Gewährung von Dachiteinen der Sollingsjteinbrüche, endlich die Gewährung von 
Bauprämien; die legten jollen aber gerade dazu dienen, die Heritellung von 
Arbeiterwohnungen zu fördern, fie werden alljährlich nach Maßgabe einer be: 
jtimmten etatsmäßig hierfür ausgeworfenen Summe, deren Erhöhung jegt noch 
bejonders angeregt it, für die fertiggeitellten mujtergiltigen Arbeitermohnungen 
gewährt und wird dabei gerade wejentlich auf eine den jegigen Anforderungen 
in janitärer und jonjtiger Beziehung vollauf entiprechende Ausführung gejeben; 
der Bau guter und tauglicher Arbeiterwohnungen durch die Arbeiter jelbit tt 
dadurch zweifellos wejentlich gefördert worden. Im Einzelnen zeigen ſich nun 
aber doch jtarfe Abweichungen von dem genannten Durchjchnittsprozentjage 
der Arbeiter in eigenen Häuſern. Zunächſt für die Stadt Braunſchweig geht 
er unter die Hälfte, auf 4,99", ,, herab. Der Einfluß der großen Stadt tritt 
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darin im erflärlicher Weiſe zu Tage. Für Die übrigen Ztädte beträgt der 
Durchichnitt 11,64°/,, alſo immer noch etwas mehr als der Geſammtdurchſchnitt, 
fie zeigen aber in Einzelnen gleicherweije wieder jtarfe Differenzen, denn die 
Städte des Kreiſes Wolfenbüttel haben nur einen Prozentſatz von 8,03°/,, 
wohl wejentlich in Folge des Einfluffes von Wolfenbüttel, der nächſt Braun— 
jchweig größten Stadt des Derzogthums, Blanfenburg dagegen bat einen 
Prozentſatz von 28,24°,, damit auch das Marimum der Arbeiter in eigenen 
Häuſern erreichend. Die Landgemeinden haben, wie wohl mit Nückjicht auf 
die dajelbit doch zweifellos vorhandene Möglichkeit mit einem geringeren Koſten 
aufvande ein Haus berzujtellen nicht zu verwundern, den höchſten Durchichnitts- 
prozentjaß von 14,70°/,; unter jich differiven fie allerdings fait eben jo jtarf 
als die Städte, der Yandfreis Braunjchweig zeigt 7,13°/, und die Yandgemeinden 
des Kreiſes Blanfenburg 20,25°,. Die aus Ztädten und Landgemeinden 
gemijchten Kreiſe wechjeln zwiſchen 8,65%, (Helmjtedt) und 21,04°/, (Blanfen- 
bura). Im Ganzen jtebt der Kreis Blankenburg bier jedenfalls am günſtigſten 
da, im ihm finden ſich aber auch jchon jeit lange wohl die meilten Begünftig- 
ungen beim Bauen. — In Mietwohnungen der Arbeitgeber gleichviel ob gegen 
Miethe oder miethfrei unter Anrechnung auf den Lohnverdient wohnen im 
ganzen Herzogthum 4,74°/, der Arbeiter; auch dieſe Arbeiterfategorie iſt in 
der Stadt Braumjchweig erheblich geringer vertreten mit nur 1,73°/,: in den 
übrigen Städten jtellt fie ſich dDurchjchnittlich auf 4,15°,, jchtwanft aber auch 
in den Städten der einzelnen Kreiſe ziemlich bedeutend zwijchen 0,65%, im 
Kreiie Gandersheim und 6,28%, im Kreiſe Wolfenbüttel; die Yandgemeinden 
weijen auch hier den höchiten Prozentſatz mit 8,36°/, auf und hat diejes wohl 
darin jeinen natürlichen Grund, daß neu entitehenden gewerblichen Etablifjements 
auf dem Lande für eine größere Zahl Arbeiter nicht ohne Weiteres Unterfunft 
zur Verfügung fteht und fie deshalb cher zum Bau von Miethwohnungen oder 
Caſernen gezwungen jein werden; je nach den lokalen Verbältniffen und nach 
dem Betriebsumfang wird aber dieſes leßtbezeichnete Bedürfniß bald mehr bald 
weniger jtarf bervortreten und daraus erflären jich auch die ganz bejonders 
jtarfen Unterjchiede in den Prozentjäßen für die Yandgemeinden der einzelnen 
Kreiſe, der Kreis Helmftedt hat das Minimum von 4,69°%/,, der Kreis Holz 
minden das Marimum von 17,35°/,; die Kreiſe mit Städten und Yandgemenden 
jtehen zwijchen 83,97°/,, reis Helmitedt, und 10,35°%,, Kreis Dolzminden, 
wobei aljo im Wejentlichen die Yandgemeinden ausjchlaggebend geweſen jind. 
— Nunmehr fommen wir zu der hauptjächlichiten Kategorie, den Arbeitern in 
jomjtigen nicht dem Arbeitgeber gebörigen Mietivohnungen. Für das ganze 
Herzogthum machen diejelben 78,37°/, aus; im Einzelnen dreht fich dann bei 
diejer Dauptzahl das bislang fonjtatirte Verhältniß um, hier figurirt in erſter 
Linie die Stadt Braunichweig mit einem hohen Prozentjag über den Durch- 
jchnitt nämlich mit 90,10%, ; die übrigen Städte insgeſammt jtehen wie bei 
jämmtlichen Kategorien dem Geſammtdurchſchnitt fait gleich mit 78,37°/,, 
unter ſich differiren jie aber auch bier, indem der Prozentjag für die Städte 
des Kreiſes Gandersheim jich auf 86,30°/, erhebt, der für die Städte des 
Freies Blanfenburg auf 61,07°/, ſinkt; für die Yandgemeinden insgeſammt 
jtellt jich der Prozentjag wejentlich unter den Gejammtdurchichnitt auf 65,82°/,, 
die der einzelnen Kreiſe theilen ſich in drei Gruppen, je zwei Kreiſe weijen 
einen höheren Prozentiag (Landkreis Braunjchweig und Wolfenbüttel), einen 
mittleren (Gandersheim und Blankenburg) und einen niederen (Helmſtedt und 
Holzminden) auf; innerhalb der einzelnen Kreiſe mit Städten und Yandaememden 
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findet jich verhältnigmäßig nur ein geringer Unterjchied zwiſchen 68,17°/, 
(Blanfenburg) und 73,60%, (Gandersheim). — Zulegt fommen wir nun auf 
die in Gajernements 2c. der Arbeitgeber wohnenden Arbeiter; insgeſammt 
machen diejelben 6,80°/, aus, aljo nicht jo viel als die in eigenen Häujern 
aber mehr als die in Miethwohnungen der Arbeitgeber Wohnenden ; die Stadt 
Braunjchweig mit 3,18°/, bleibt hier minder jtarf hinter dem Geſammtdurch— 
jchnitt zurüd, die übrigen Städte jtehen mit 6,15°/, demjelben faſt genau 
gleich, Ddifferiven aber in den einzelnen Streifen jehr weit, zwijchen 0,65°/, 
(Gandersheim) und 9,16°/, (Blankenburg); die Landgemeinden insgejammt 
überragen mit 11,12°/, den Gefammtdurchichnitt nicht unerheblich, aber gerade 
bei ihnen zeigt Jich auch im Einzelnen eine große Verjchiedenheit, demm Die des 
Kreiſes Gandersheim haben den Prozentſatz von 1,07°/, und die des Streiies 
Helmjtedt, welche allerdings mit ihrem bejonders hohen Sa verhältnigmäßig 
vereinzelt daftehen, den von 27,90°%/,; e8 findet hier dasjelbe Amvendung, was 
oben bezüglich der Arbeiter in Miethwohnungen der Arbeitgeber hervorgehoben 
wurde: auf dem Lande größeres Bedürfnig nach Fürjorge durch die Arbeit— 
geber, aber auch im Einzelnen dabei größere Verjchiedenheit je nach den bes 
jonderen Lofalen Verhältniffen. In den Nejultaten der vorbehandelten Ber: 
hältniszahlen würde man nun wiederum die nachitehende allgemeine Folgerung 
begründet finden fünnen: Weitaus die Mehrzahl der in den größeren gewerb- 
lichen Betrieben bejchäftigten Arbeiter, ja man fünnte auch wohl jagen minde— 
jtens drei Viertbeile derjelben wohnt durchichnittlich in Miethwohnungen bei 
dritten Perſonen; in den großen Städten erhöht jich diejes Verhältnig noch in 
nicht unbedeutender Weile, für Die mittleren und fleinen Städte mag der 
Durchichnitt etwa zutreffend jein, in den Landgemeinden iit das Wohnen der 
Arbeiter in Miethwohnungen an fich geringer; eigene Häuſer bewohnen nur 
verhältnigmäßig wenige der fraglichen Arbeiter, wohl durchweg nur unter ein 
Zehntel derjelben, in den großen Städten find Arbeiter mit eigenen Häuſern 
ungleich jeltener al in den Landgemeinden, die Kleinen Städte jtehen in dieſer 
Beziehung etwa in der Mitte zwiſchen beiden; die Zahl der in Miethiwohnungen 
oder in Bajernements der Arbeitgeber wohnenden Arbeiter ift immerhin noch 
ettwas höher als die der in eigenen Däujern Wohnenden, in den großen Städten 
tritt dieſe Wohnart ſtark zurüd, ift dagegen auf dem Lande zahlreicher, wobei 
allerdings immer die localen Verhältnijje im Einzelnen maßgebend jind und 
manche Schwankungen herbeiführen. 

Sodann ijt in den NRubrifen 24 bis 27 nochmals innerhalb derjenigen 
Arbeiter, für deren Wohnung Die Arbeitgeber jorgen, das Verhältniß fejtgeitellt, 
wie viel unter hundert derjelben in Miethwohnungen der Arbeitgeber gegen 
Miethzins, wie viel in desgleichen miethfrei unter Anrechnung auf den Lohn: 
verdienjt, wie viel in Gajernements mit Beköftigung ſeitens des Arbeitgebers, 
und wie viel in Gajernements mit eigener Beköftigung leben. Die Unterbringung 
in Cajernements zeigt fich hier für die Geſammtheit doch als das Ueberiwiegende 
und zwar fällt hier hauptjächlich die mit eigener Beköſtigung der Arbeiter ins 
Gewicht, für welche allein 50,07°/, berechnet find, auf die Caſernements mit 
Beköſtigung der Arbeitgeber fommen dann noch 8,88%,; Miethwohnungen der 
Arbeitgeber bewohnen gegen Miethzins 28,10°/,, miethfrei unter Anrechnung 
auf den Lohnverdienjt 12,95°/,. Für die Stadt Braunſchweig iſt zunächſt 
der Prozentjag der in Mietwohnungen gegen Miethzins Wohnenden weſentlich 
geringer, 12,52°/,, dafür aber der in Miethiwohnungen miethfrei Wohnenden, 
allerdings nicht ganz entiprechend, höher, 22,64°/, ; andererjeits ijt der Prozent- 
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jag der in Cajernements mit Beföftigung der Arbeitgeber Wohnenden fait 
doppelt jo hoch als der des Geſammtdurchſchnitts 16,81°/,, der derjenigen in 
Cajernement3 mit eigener Beköſtigung bleibt ein weniges zurücd mit 48,08°/,. 
Für die übrigen Städte treten wiederum Abweichungen theilweis in anderer 
Richtung ein; die Prozentiäge der in Eajernements Wohnenden jind ähnlich wie 
die der Stadt Braunjchweig, nur tritt der Sat der in Gajernement3 mit 
eigener Beköftigung Wohnenden noch etwas mehr zurüd, er beträgt 43,93°/,, 
derjenige mit Beköftigung des Arbeitgebers Eajernirten beläuft ſich auf 15,83°/, ; 
dahingegen ijt hier das Wohnen gegen Miethzins ein ungleich vorherrichenderes 
und andererjeit8 das miethfreie Wohnen unter Anrechnung auf den Lohnverdienft 
nur ein jehr geringes, auf erjteres kommen 34,91°/,, auf letzteres 5,33°/,. 
Von diefem für die Städte im Durchjchnitt berechneten Verhältniß treten num 
aber für die Städte der einzelnen Kreiſe ganz erhebliche Abweichungen hervor, 
wie wir fie im gleichen Grade für die bislang betrachteten Verhältnißzahlen 
nicht zu verzeichnen hatten; es beruht dieſes aber zu einem nicht unweſent— 
lichen Theile mit darauf, dal wir es hier oft mit verhältnigmäßig niedrigen 
abjvluten Zahlen zu thun haben, und daß daher vielfach jchon eine an jich 
geringe Anzahl der einen Kategorie, eventuell ein einzelnes größeres gewerb- 
iches Etabliffement mit dem von ihm getroffenen Einrichtungen, nach der einen 
oder anderen Seite hin von ganz erheblicher, Ausjchlag gebender Wirkung auf 
die Verhältnigzahlen werden fann; jo fommt ein VBermiethen der Arbeitgeber 
gegen Miethzins in den Städten des Kreiſes Blanfenburg überhaupt nicht vor, 
in denen des Kreiſes Gandersheim beläuft ſich der Prozentjag der dem— 
entiprechend Wohnenden auf nur 16,67°/,, in denen des Kreiſes Wolfenbüttel 
aber auf 51,57°/,; miethfrei unter Anrechnung auf den Zohnverdienjt wohnen 
in den Städten des Kreiſes Helmſtedt nur 1,73%,, in denen des Kreiſes 
Gandersheim aber 33,33°/,; Gandersheim und Blankenburg weilen in ihren 
Städten cajernirte Arbeiter mit Beköſtigung des Arbeitgebers überhaupt nicht 
auf, Helmftedt nur 4,84°/,, Wolfenbüttel aber 27,04°/,; die ſich jelbit be— 
föftigenden cajernirten Arbeiter jteigen in den Städten des Kreiſes Blankenburg 
bis auf 85,61°/,, fallen dagegen in denen des Kreiſes Holzminden auf 23,19%/,, 
in denen des Kreiſes Wolfenbüttel jogar auf 18,37°/, herab. Die Landgemeinden 
haben im Gejammtdurchjchnitt gleicherweiie ein bejonderes Verhältniß; die mit 
eigener Beköſtigung cajernirten Arbeiter treten mit einem Sage zu 52,58°,, 
ichärfer hervor, der Brozentja der mit Beköftigung der Arbeitgeber caſernirten 
Arbeiter it andererjeit3 jehr gering, nur 4,50°/,, für die gegen Miethzins und 
die miethfrei ꝛc. Wohnenden zeigt jich im Wejentlichen dasjelbe Verhältniß 
wie für den Gejammtdurchichnitt des Herzogthums, die eriteren umfaſſen 
30,21°/,, die letzteren 12,71°/,. Unter den einzelnen Kreiſen find auch bier 
die Abweichungen ganz bejonders jtarfe, die oben als mit in Frage kommend 
hervorgehobene Urjache wird man in gleicher Weiſe auch hier mit gelten laſſen 
müſſen; der Prozentjat der gegen Mietbzins Wohnenden wechjelt zwiſchen 
10,68°/, (Helmjtedt) und 78,10°/, (Gandersheim), derjenigen der miethfrei 
unter Anrechnung auf den Lohnverdienjt Wohnenden zwiſchen 3,72°,, Helm— 
jtedt) und 29,18°/, (Blankenburg), derjenige der in Kajernements mit Beköſtigung 
des Arbeitgebers Wohnenden zwiichen 0 (Helmjtedt) beziehungsweiie 9,03", 
(Gandersheim) und 13,69%, (Wolfenbüttel) umd endlich derjenige der mit 
eigener Beköftigung Gajernirten zwiichen 4,12"/, (Holzminden) und 85,60"), 
(Helmjtedt). Für die einzelnen aus Städten und Yandgemeimden zuſammen 
gejegten SKreife treten ähnliche, wenn auch nicht ganz jo ſtarke Schwankungen 
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hervor, da die ftärferen Gegenjäge innerhalb der Städte und Landgemeinden 
durch die Zujammenziehung beider zum Theil zum Ausgleich fommen müßten, 
die verbliebenen Unterjchiede jcheinen uns aber weniger von allgemeinem In: 
terefje zu jein und wollen wir jie deshalb im Einzelnen hier nicht weiter be= 
rühren. Durch die vorbehandelten Reſultate würden wiederum folgende all- 
gemeinen Schlüffe Begründung finden: Wenn die Arbeitgeber für die Wohnung 
ihrer Arbeiter Sorge tragen, jo geichieht diejes in der Mehrzahl der Fälle 
durch Cajernirung und zwar weitaus am Meiften durch Gajernirung mit eigener 
Beköſtigung; Caſernirung mit Beföftigung jeitens des Arbeitgebers ijt in den 
Landgemeinden jelten, dagegen jtärfer vertreten im den Städten, den großen 
jowohl, wie den Eleinen; Gewährung von Mietwohnungen gegen Miethzins 
iſt an Sich häufiger als mietbfreie Ueberlaſſung unter Anrechnung auf den 
Lohnverdienft, nur in den großen Städten jcheint fich dieſes Verhältniß umzu— 
fehren; lofale Verhältniffe und Gewohnheiten werden aber bier immer einen 
größeren Einfluß ausüben und daher im Einzelnen große Abweichungen und 
Schwankungen herbeiführen. 

Sodann find noch die unverheiratheten Arbeiter beziehungsweije Die ver- 
heiratheten ohne eigenen Haushalt, welche weder in Wohnungen noch in Caſerne— 
ments der Arbeitgeber wohnen, auf den Unterjchied hin, ob fie im elterlichen 
Haufe. oder ob jie als Schlafgänger in einer fremden Familie ſich aufhalten, 
bejonders behandelt worden; es iſt dabei durchiweg das männliche und das 
weibliche Gejchlecht unterſchieden, gleichzeitig aber auch die Geſammtſumme 
beider Gejchlechter gegeben ; die Nubrifen 28 bis 33 enthalten die abjoluten 
Zahlen, die Nubrifen 34 bis 39 die entiprechenden Verhältnißzahlen. Die 
abjvulute Geſammtzahl der bier in Betracht kommenden Arbeiter iſt ja jchon 
oben näher betrachtet worden, zu den übrigen abjoluten Zahlen im Einzelnen 
brauchen wir bier- wohl Nichts hinzuzufügen, nur wollen wir nicht unterlajjen 
darauf hinzuweiſen, daß die Summen der umverheiratheten Arbeiter weiblichen 
Gejchlechts, welche als Schlafgänger in einer fremden Familie wohnen, in den 
Kreiſen Blanfenburg, Gandersheim und Holzminden an jich ganz verjchwindend 
geringe find. Wenn wir nun gleich zu den Verhältnißzahlen übergeben, jo 
jehen wir aus denjelben in erjter Linie, dah doch der Prozentiag der ıumver: 
beiratheten Arbeiter im elterlichen Haufe, 54,65"/,, ein höherer iſt als derjenige 
derer, welche ſich als Schlafgänger in fremder Familie aufhalten, 45,35°,. 
Dasjelbe Verhältniß bleibt, wenn wir die fraglichen Arbeiter nach dem 
Gejchlechte abtheilen, nur verichärft es fich ein Weniges beim männlichen und 
verringert ich in entiprechender Weiſe beim weiblichen Geichlecht, denn beim 
eriten find 55,43°,,, für legteres nur 52,03%, im elterlichen Hauſe gezäblt 
worden. Die ıumterjchiedenen großen Klaſſen, Stadt Braunſchweig, übrige 
Städte, Yandgemeinden, baben bier ein unter jich nach den entgegengeſetzten 
Seiten abweichendes Verhältniß. In der Stadt Braunſchweig zumächit jteigt 
der Prozentſatz der Schlafgänger in umgefebrter Nichtung des Geſammtdurch— 
jchnittes auf nahezu zwei Drittel an, auf 62,56°/,, während die Arbeiter im 
elterlichen Haufe nur 37,44, ausmachen; bei dem männlichen Gejchlecht allen 
wird das zweite Drittel von den Schlargängern jogar überjchritten, ſie kommen 
dort auf 69,53%), gegenüber 33,12°/, der männlichen Arbeiter im elterlichen 
Hauſe; bei dem weiblichen Gejchlecht gleicht ſich der Unterſchied mehr aus, 
doch überwiegen mit 52,75"), immer noch die Schlafgänger, die Arbeiterinnen 
im elterlichen Haufe betragen nur 47,25°/,. Gerade in entgegengejegter Nichtung 
verschiebt Jich das Verhältniß bei den übrigen Städten und in noch verjtärfterem 
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Mahe bei den Landgemeinden, In den übrigen Städten wohnen 61,11°/, 
der unverheiratheten Arbeiter im elterlichen Hauſe und mur 38,89 of, als 
Schlajgänger in fremder Familie, das gleiche Verhältniß mit einer nur ganz 
minimalen Abweichung bleibt auch für jedes Sejchlecht, wenn die Arbeiter nad) 
dem Gejchlechte getrennt werden ; betrachtet man die Städte der einzelnen Kreiſe 
allein, jo treten allerdings gleicherweije jtärfere Abweichungen von dem Durch— 
jchnitt hervor, im Kreiſe Wolfenbüttel überwiegen die Schlafgänger insgeſammt 
(61,86°/,) und in beiden Gejchlechtern (59,24°/, männliches, 65 ‚39%, weib- 
liches Gejchlecht), im Kreiſe Helmjtedt findet für die Geſammtheit eine Aus: 
gleichung jtatt, die Gejchlechter weichen in entgegengejegter Richtung ab, in den 
Kreiſen Gandersheim, Holzminden und Blankenburg endlich treten die Schlaf 
gänger in ganz erheblicher, den Durchjchnitt überholender Weile zurüd und 
zwar jowohl für die Gejammtheit wie für beide Gejchlechter getrennt. In den 
Landgemeinden erhebt ſich die Zahl der im elterlichen Danje wohnenden um: 
verheiratheten Arbeiter jogar auf 73,07°/, und die Schlafgänger treten auf 
26,93°/, zurücd, männliches und weibliches Geichlecht unterjcheiden ich bier 
aber wieder in bedeutendem Maße, denn das männliche Gejchlecht weiſt 76,08°/, 
im elterlichen Haufe Wohnende und nur 23,92°/, Schlafgänger auf, während 
beim weiblichen Geichlecht beide Slategorien A mehr gleichen, 55,76°/, im 
elterlichen Hauſe Wohnende und 44,24°/, Schlafgänger; die Landgemeinden 
der einzelnen Kreiſe gehen wiederum weit auseinander, in den Kreiſen Braun: 
Ichweig und Helmjtedt überwiegen die Schlafgänger, bei Trennung nach dem 
Sejchlecht im erfteren nur die weiblichen, im legteren mur die männlichen 
Gejchlechts, in jämmtlichen übrigen Streifen treten aber und zwar auch bei 
beiden Gejchlechtern für ſich die Schlafgänger mehr zurüd. Die allgemeinen 
Schlüfje, welche in dieſen Nejultaten Unterjtügung finden, würden folgende 
fein: Das Schlafgängermwejen tritt in den großen Städten bei den Arbeitern 
der größeren gewerblichen Betriebe am Stärfften hervor, in den feinen Städten 
finden wir es in ungleich geringerem Maße, noch weniger in den Landgemeinden, 
obwohl bier örtliche VBerhältniffe immerhin im Einzelnen Abweichungen von 
der allgemeinen Negel herbeiführen werden; unterjcheidet man die Gejchlechter, 
jo it im dem großen Städten beim männlichen Gejchlecht das Schlajgänger: 
wejen größer, beim weiblichen Gejchlecht dagegen geringer, für die fleinen 
Städte und die Landgemeinden iſt die Trennung nach dem Gejchlecht im 
Großen und Ganzen ohne Belang, e8 zeigt fich bei beiden etwa dasjelbe Ver: 
hältniß wie im Gejammtdurchichnitt. 

Die Rubrifen 40 bi 47 endlich enthalten Angaben über die durchjchnitt: 
lich gezahlte, beziehungswetie angerechnete Jahresmiethe und den durchjchnitt: 
lichen Jahresverdienit. Im den Fragebogen war bezüglich diejer Facta eine 
Auskunft gefordert, aber nur in der Weije, daß für jeden Betrieb eine bezüg- 
liche Durchjchnittszabl angegeben zu werden brauchte, und bat auch dem: 
entiprechend überall die Ausfüllung der in Betracht fommenden Nubrifen jtatt- 
gefunden. Wir haben aljo nicht für jeden einzelnen gezählten Arbeiter eine 
Angabe, jondern immer nur für die Geſammtzahl der Arbeiter eines Betriebes 
eine Durchjchnittszahl, von der wir nicht willen, ob ſie ganz jorgfältig be 
rechnet oder mit mehr oder weniger Willfürlichfeit berausgegriffen ht. Den 
Zahlen it daher an jich wohl nur ein bejchränfterer Werth beizulegen und 
ind jie deshalb auch nicht weiter rechnungsmäßig verwerthet werden; es iſt 
bezüglich der Jahresmiethe nur getrennt, je nachdem ſie für Wohnung in 
Häuſern der Arbeitgeber oder für ſolche in ſonſtigen Häuſern gezablt wird, 
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der höchjte und der niedrigjte Betra angegeben und bezüglich des jährlichen 
Arbeitsverdienites it in gleicher Weile mit Trennung der Arbeiter nach dem 
Geſchlecht der höchſte und der niedrigjte Betrag angeführt. Die Zahlen können 
ung aber nur einen allgemeinen Ueberbli geben, weshalb wir diejelben auch 
feiner weiteren Erörterung unterziehen; irgend welche allgemeine Schlüfje würden 
ſich auf diejelben nicht bauen laſſen. 

Nachdem damit die erite Tabelle erledigt worden, wenden wir und nun 
mehr der zweiten zu, in welcher die durch die Erhebung ermittelten Rejultate 
wejentlich in derjelben Weiſe wie in der eriten Tabelle nad) den einzelnen 
Gemerbearten geordnet jind. Wie jchon oben ‚hervorgehoben, jind dabei Die 
großen gewerblichen Gruppen, welche für die Berufszählung vom 5. Juni 1882 

ebildet waren, angewendet worden; da in dieſen Gruppen immer eine ganze 

Reihe einzelner Betriebsarten zufammengefaßt wurden, jo wollen wir zunächſt 
die für jede der vertretenen Gruppen hauptjächlich in Betracht kommenden 
Betriebe vorweg kurz angeben. Wir finden insgefammt 16 der von der 
Berufszählung gejchiedenen 24 Gruppen vertreten und jind daneben noch zwei 
jtädtijche Vetriebe, deren Zahlen mit fejtgejtellt waren, gejondert „autgetagtt, 
da jie jich nicht genau in eine einzelne Gruppe einfügen ließen. Die 16 ver: 
tretenen Gruppen jind folgende: Gruppe III, Bergbau, Hütten: und Salinen= 
weſen, Torjgräberei mit insgejammt 17 Betrieben, darunter jechs Eijenhütten, 
ſechs Braunkohlengruben, eine Saline, ein Salzbergwerk, Driquetfabrif je; 
Gruppe IV, Induſtrie der Steine und Erden mit 67 Betrieben, 21 Stein- 
brüchen, 23 Bicgeleien, 5 Kalkwerken 5 Glashütten, 4 Sypsfabrifen, Gement- 
fabrif, Porzellanfabrif, Thonwerf 2c.; Gruppe V, Metallverarbeitung mit 13 
Betrieben, + Eijengiepereien, 3 Metallvaarenfabrifen, Eilberwaarenfabrif, Blech— 
waarenfabrik 2c.; Gruppe VI, — Werkzeuge, Inſtrumente, Apparate 
mit 31 Betrieben, 15 Maſchinenfabriken, 3 Nähmaſchinenfabriken, 2 Pianoforte— 
fabrifen, 2 Wagenfabrifen, 2 Dampffeflelfabrifen, Gajometerfabrif, Eijenbahn- 
fignalbauanitalt, Gaſometerfabrik, Geldichrantfabrif, optiſche Fabrik, Haupt⸗ 
werkſtätte der Staatseiſenbahn 2c.; Gruppe VII, Chemiſche Induſtrie mit 10 
Betrieben, 2 chemische Fabriken, 2 Zündholzfabriken, Pulverfabrik, Kalifabrik, 
Chininfabrik, Theerproduktenfabrik, Farbefabrit ꝛc.; Gruppe VIII, Forſtwirth— 
Ichartliche Nebenprodukte, Leuchtitoffe, Fette, Dele und Firniſſe mit 6 Betrieben, 
4 Asphaltfabrifen, Gasanſtalt, Seifenfabrit; Gruppe IX, Textilimdujtrie mit 
8 Betrieben, 3 Jutefabrifen, 2 ammgarnjpinnereien, 2 mechanijche Webereien, 
Wollwaarenfabrit; Gruppe X, Papier und Leder mit 15 Betrieben, 7 Holz 
pappe= ꝛc. Fabriken, 2 Papterfabrifen, 2 Tütenfabrifen, Tapetenfabrik, Papier— 
waarenfabrif, Yederfabrif, Bappenjabrif; Gruppe XI, Holz und Schnitzſtoffe 
mit 16 Berrieben, 6 Tijchlereien, 2 Böttchereien beziehungsweiſe Faßfabriken, 
+ Dampflägen ıc., — *8 Holzwerkzeugfabrik, Schuhleiſtenfabrik, Schachtel— 
fabrik; Gruppe XII, Nahrungs- und Genußmittel mit 71 Betrieben, 25 Zucker— 
fabriken, 7 Zuckerraffinerien und Zuckerſiedereien, 6 Bierbrauereien, 5 Conſerven— 
fabriken, 5 Cichorienfabriken, 15 Zigarrenfabriken, 4 Kunſt- und Dampfmühlen, 
Chocoladefabrik, Zuckerwaarenfabrik, Schlachterei, Saftfabrik; Gruppe XII, 
Bekleidung und Reinigung mit 9 Betrieben, 3 Schneidereien, 2 Hutfabriken, 
2 Confektionsgeſchäfte, Wäſche- und Bettwaarenfabrik, Cravattenfabrik; Gruppe 
XIV, Baugewerbe mit 76 Betrieben, 46 Maurermeiſter, 15 Zimmermeifter, 
10 Bauunternehmer, 2 Malermeilter, Schachtmeister, Steinjeßermeilter; Gruppe 
XV, Bolyprapbiiche Gewerbe mit 8 Betrieben, Buchdrudereien; Sruppe XVII, 
Handelaͤgewerbe mit 2 Betrieben, Waarenhandel; Gruppe XX, Verkehrsgewerbe 
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mit 4 Betrieben, Staatseifenbahn, Landeseiſenbahn, Straßeneijenbahn, Fuhr: 
unternehmer; Gruppe XXI mit zwei Betrieben, Reftauration und Gaftwirtichaft. 

Zunächit find in den Rubriken 3—8 die gezählten Arbeiter in derjelben 
Were wie in der eriten Tabelle behandelt. Unter den gezählten 29 382 Ar— 
beitern jind die Indujtrie der Steine und Erden jowie das Baugewerbe am 
Stärfiten vertreten, je mit über 5000, es ſchließen jich daran die Induſtrie der 
Nahrungs: und Genußmittel, die für Maſchinen, Werkzeuge zc., und der Berge 
bau, Hütten und Salinenwejen ꝛc. jämmtlich noch je über 3000 Arbeiter auf: 
werjend, dicht dahinter noch die Textilindustrie mit nahezu 3000 Arbeitern; 
dann geht die Zahl der Arbeiter der einzelnen Gruppe aber jchon unter 1000 
herab, zwijchen 500 und 1000 Arbeiter weiſen auf: die Indujtrie der Holz 
und Schnigjtoffe, die Verfehrsgewerbe, die Metallverarbeitung, die Chemijche 
Induſtrie, und die für Bekleidung und Reinigung, zwiichen 300 und 500 Ar- 
beiter: das Polygraphiiche Gewerbe, die Papier- und Lederinduftrie und Die 
für forjtwirtbichaftliche Nebenprodukte, Leuchtſtoffe ꝛc., endlich mit ſchroffem 
Uebergang unter 100 Arbeiter: die Anftalten für Beherbergung und Erquidung 
und das Handelögewerbe; nicht mit in die Gruppen eingefügt find Die Arbeiter 
der Städtiichen Feuerlöſchanſtalten und der Städtifchen Straßenreinigung der 
Stadt Braunjchweig, beide je unter 100 bleibend. Das weibliche Geſchlecht 
iſt bejonders jtarf vertreten in der Tertilinduftrie, innerhalb welcher es das 
männliche Gejchlecht um mehr als das Doppelte überragt; abgeſehen davon 
ift es nur noch in der Induftrie für Bekleidung und Reinigung an Zahl erheb— 
licher als das männliche, aber verhältnigmäßig nur jehr unbedeutend ; durch höhere 
abjolute Zahlen zeichnet es jich jodann noch aus in der Induſtrie der Nahrungs» 
und Genußmittel, in der für Papier und Leder, in der für Holz: und Schniß- 
Itoffe, in der Induftrie der Steine und Erden, in den polygraphiichen Gewerben 
und in der chemiichen Induſtrie. Die unverheiratheten Arbeiter, welche nicht 
in Wohnungen oder Gajernements der Arbeitgeber wohnen, machen über die 
Hälfte der jämmtlichen Arbeiter ihrer Gruppe aus in der Textilindustrie, m 
der Indujtrie der Holz: und Schnitzſtoffe und der für Bekleidung und Reinigung; 
eine höhere abjolute Zahl erreichen jie im Baugewerbe, in der Induſtrie der 
Steine und Erden, in der für Majchinen, Werkzeuge 2c., in der für Nahrungs- 
und Genußmittel und im Bergbau, Hüttenwejen ıc. Berüchiichtigt man das im 
Ganzen ja bier ſchon ungleich jtärfer vertretene weibliche Geſchlecht allein, ſo 
zeigt jich, daß jaft in jämmtlichen Gruppen über die Hälfte der gejammten 
Arbeiterinnen derjelben zu der hier behandelten Kategorie gehören; die einzige 
Ausnahme macht, wenn wir von denjenigen Gruppen, in welchen das weibliche 
Gejchlecht nur in ganz kleiner Zahl auftritt, abjeben, nur die Induſtrie für 
Nahrungs und Genußmittel; bejonders ſtark treten die bezeichneten unverhei— 
ratheten Arbeiterinnen auch gleichzeitig der Höhe der abjoluten Zahl nad) 
namentlich in der Tegtilinduftrie, in der Induſtrie für Bekleidung und Reinigung 
und in der für Holz und Schnigjtoffe hervor. 

Die Aubrifen 9 bis 19 behandeln die gezählten Arbeiter je mac) ihrer 
Wohnung und den in Zuſammenhang damit jtehenden Speziell feitgeitellten 
Berhältniifen unter Angabe der abjoluten Zahlen genau in derjelben Weije 
wie die Tabelle I; auch hier liegt für uns feine Veranlafjung vor, dieſe ab: 
joluten Zahlen näher zu erörtern, nur bezüglich der auch oben hervorgehobenen 
Punkte wollen wir eine Ausnahme machen. So in erjter Linie bezüglich des 
Befiges von Garten und Ackerland jeitens der Hauseigenthümer unter den 
Arbeitern. Diejer tritt uns ganz bejonders häufig — wir haben dabei natür: 
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lich immer das Verhältnig zu den Hausbejigern der betreffenden Gruppe im 
Auge und lajjen diejenigen Gruppen, bei welchen es fich im Ganzen nur um 
geringe Zahlen handelt, außer Betracht — entgegen bei der Induſtrie der 
Nahrungs: und Genußmittel, der Induſtrie der Steine und Erden, der chemi- 
jchen Industrie, der für Papier und Leder und der für Holz: und Schnigitofte, 
weniger aber doch noch zahlreich namentlich nach abjoluter Zahl im Bergbau, 
Hüttenmwejen ıc. und im Baugewerbe, auffallend gering in der Induftrie der 
Majchinen, Werkzeuge ꝛc. Wenn wir jodann ferner die Fälle betrachten, in 
denen der Arbeitgeber neben der Miethwohnung arten und Aderland über 
wiejen bat, jo fommen wir dabei zu einem von dem vorigen weientlich abweichen: 
dem Rejultat; ganz bejonders zeichnet jich bier die chemijche Indujtrie aus, 
bei welcher fait neben allen an jich ziemlich häufigen VBermtethungen der 
Wohnungen durch die Arbeitgeber die Fragliche Ueberweiſung ftattgefunden bat; 
fait ebento it das Verhältniß bei der Induftrie für Papier und Leder; als 
verhältnigmäßig und abjolut noch hoch it dann die Ueberweilung bei dem 
Bergbau, Hüttenmwejen 2c., ſowie bei der Induſtrie der Steine und Erden ber: 
vorzuheben ; weniger bedeutend iſt fie hier gerade bei der vorher in eriter Stelle 
zu mennenden Industrie für Nahrungs: und Genußmittel; eine ganz bejonders 
geringe Ueberweiſung iſt zu fonjtatiren für die Induſtrie der Majchinen, Werk 
zeuge 2c., für das Baugewerbe, für das Verfehrsgewerbe und für die Anitalten 
zur Bebherbergung und GErquidung. Endlich haben wir hier noch die Zahlen 
der in den Gajernements ꝛc. der Arbeitgeber untergebrachten Arbeiter auf den 
Unterjchied hin zu betrachten, ob die Arbeiter mit Beköſtigung Teitens des 
Arbeitgebers oder mit eigener Beköſtigung dort leben; wir werden aber bier 
nur Diejenigen Gruppen dev Öewerbebetriebe berüchjichtigen, bei denen überhaupt 
die cajernirten Arbeiter in einigermaßen nennenswerther Zahl auftreten, was 
überhaupt nur bet wenigen Gruppen der Fall it. In dieſer Beziehung treten 
aber gerade bei den einzelnen Gewerbearten jtärfer ausgeprägte Unterjchiede 
hervor So findet ſich Gajernirung mit Beköſtigung jeitens des Arbeitgebers 
gar nicht oder jo gut wie gar nicht beim Bergbau, Hüttenweſen ꝛc. und bei 
dem Baugewerbe, andererjeits tritt die Caſernirung mit eigener Beföjtigung 
gänzlich zurüc in der Textilindustrie und den Anftalten für Beherbergung und 
Erquidung; beide Arten von Caſernirung zeigen ſich bei der Induſtrie der 
Steine und Erden und bei der Induſtrie der Nahrungs- und Genußmittel, 
doch überwiegt bei beiden die Caſernirung mit eigener Beköftigung in verhältniß 
mäßig hohem Maße. 

sm Anſchluß an die abſoluten Zahlen iſt denn auch für die einzelnen 
Sewerbegruppen in den Nubrifen 20 bis 23 berechnet worden, wie viel von 
je 100 Arbeitern derjelben im eigenen Haufe wohnen, wie viel in Mieth⸗ 
wohnungen und zwar einerſeits in Häuſern der Arbeitgeber, andererſeits in 
jonjtigen Häuſern und wie viel endlich in Caſernements x. der Arbeitgeber. 
Der Durchichnittsprozentjag von 10,09”/, der in eigenen Häujern mwohnenden 
Arbeiter wird nur von 5 Chewerbegruppen übertroffen, dagegen von 11, ſowie 
den beiden gejondert angerührten Betrieben nicht erreicht. Ueber 15°, er 
heben ſich zwei Gruppen der Bergbau Hüttemvejen ꝛc. (17,39°/,) und das 
Baugewerbe 16,30 °/,), zwiſchen 10 und 15°/, ſtehen die Induitrie der forſt— 
wirtbichaftlichen Nebenbetriebe, Leuchtſtoffe ꝛc. (14,07°,,), die Papier: und 
Lederinduſtrie (12,23°/,) und die Induftrie der Steine und Erden (12, 08 °%,): 
jechs Gewerbegruppen bilden jodann ein Mittel zwijchen 5 und 10°, von 
denen durch eine hohe abjolnte Zahl die Induftrie der Majchinen, Werkzeuge 2C- 
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ſich immerhin auszeichnet; unter 5°/, bilden die Arbeiter mit eigenen Häuſern 
in der Industrie für Metallverarbeitung (4,09 %/,), im Berfehrsgewerbe (3,30 °/,), 
in der Textilindustrie (2,14°,) und bei den Anjtalten für Bekleidung und 
Neinigung (1,75°/,); die Anitalten für Beherbergung und Erquickung find die 
einzige Gruppe, in welcher Arbeiter mit eigenen Häufern überhaupt nicht ver: 
treten Jind. Auf die Arbeiter in Miethwohnungen, welche ihrem Arbeitgeber 
aehören, fam insgefammt ein Prozentjag von 4,74°/,; ganz hervorragend wird 
dieſer Durchichnittsjag bei den Anjtalten für Beherbergung und Erquickung 
überjchritten, im denen die Arbeiter der fraglichen Kategorie mit 52,54°/, ver: 
treten jind; erheblich über dem Durchichnitt jtehen außerdem die chemijche In: 
dustrie (16,38 °/,), der Bergbau x. (10,05 %/,), die Papier: und Lederinduitrie 
(9,60 °/,), das Dandelsgewerbe (9,30°%/,) und die Induftrie der Steine und 
Erden (8,37 °/,), dem Durchſchnitt faſt gleich it die Industrie der Nahrungs: 
und Genußmittel (4,77 °/,); gewiſſermaßen im Mittel finden ſich dann fünf 
Gruppen, welche immerhin noch über 1°/, bleiben; unter den fetten Sat 
gehen aber noch vier Gruppen: die Imduftrie der Majchinen, Werkzeuge ıc., 
die Anſtalten für Bekleidung und Reinigung, das Baugewerbe und die poly: 
graphiichen Gewerbe. Die der Zahl nach bei Weitem jtärfite Kategorie der 
Arbeiter, die derjenigen, welche in Miethwohnungen Dritter wohnen, im Durch: 
jchnitt 78,37°/, ausmachend, tritt bei jechs Gruppen und den beiden jpeziell 
ausgejchtedenen Betrieben noch ſtärker hervor, indem jie innerhalb derjelben 
mehr als 90°/, ausmacht, das Maximum verzeichnen die Anstalten für Be 
kleidung und Neinigung und die Städtijchen Feuerlöjchanitalten mit 97,28°/, 
beziehungsweiſe 97,30°/,, die übrigen Gruppen über 90°, jind die Metall- 
verarbeitung, die Induftrie der Maſchinen, Werkzeuge ꝛc., die Textilindustrie, 
die polygrapbiichen Gewerbe und das Verfehrsgewerbe; über 80°, der frag- 
lichen Arbeiter enthalten außerdem noch die Induſtrie der Holz: und Schnitz— 
itoffe und das Handelsgewerbe; mehr dem Durchichnitt nahe zwijchen 70 uud 
80°, halten Jich wiederum fünf Gruppen: die chemijche Industrie, die Industrie 
für forjtwirthichaftliche Nebenprodukte, Leuchtitoffe 2c., die Papier- und Leder: 
induſtrie, die Induſtrie für Nahrungs: und Genußmittel und die Anftalten für 
Bekleidung und Reinigung; mit weniger als 70°,, aber immer noch dicht daran 
bleibend und 65°/, überjchreitend jind die fraglichen Arbeiter im Bergbau x. 
und in der Induſtrie der Steine und Erden vertreten; endlich jteht dann aber 
die letzte Gruppe, die Anjtalten für Beberbergung und Erquickung ganz exor- 
bitant da, denn im ihr ſinkt der Prozentjag der Arbeiter in Miethwohnungen 
Dritter ſchroff auf 6,78°/, herab. Die legte Nategorie der Arbeiter, die in 
Caſernements ꝛc. dev Arbeitgever bilden im Gejammtdurchichnitt 6,50%; ganz 
allein in gleicher Were wie bei der vorigen Kategorie ſtehen auch bier die 
Anftalten für Beherbergung und Grauidung mit 40,63°%,, dann folgen im 
weiten Abjtande die Induſtrie der Nahrungs: und Genußmittel mit 15,32°/, 
umd die Induſtrie der Steine und Erden mit 13,41%; um den Durchichnitt 
herum bewegen ſich ſodann das Baugewerbe mit 7,22°/,, die Induſtrie der 
forſtwirthſchaftlichen Nebenprodufte x. mit 6,53°%/, und der Bergbau ꝛc. mit 
5,10°/,; überhaupt nicht vertreten it die fragliche Arbeiterfategorie im den 
Antalten für Bekleidung und Nemiqung, in den polyarapbiichen Gewerben, 
im Handelsgewerbe und im Berfebrsgewerbe; im den übrigen Gruppen zeigt 
jie auch nur einen ganz geringen Prozentjag von unter oder etwas über 1°/, 

Auch bier find dann noch die unverheiratheten Arbeiter, welche weder in 
Wohnungen noch in Caſernen ꝛc. der Arbeitgeber wohnen, bejonders ausgeichteden 
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und in den Rubrifen 24 bis 35 im gleicher Weiſe wie in der erjten Tabelle 
eimerjeit3 nach ihrer abjoluten Zahl, andererjeits in Verhältnigzahlen angeführt 
worden. Bezüglich der abjoluten Zahlen wollen wir bier nur hervorheben, 
daß nach denjelben die in Rede ftehende Arbeiterfategorie am Stärfjten im 
Baugewerbe, in der Tertilimdustrie, in der Iuduftrie der Steine und Erden, 
in der Majchinen: 2c. Industrie und in der Nahrungs und Genußmittel: 
industrie vertreten ift. In den Verhältnißzahlen, welche ja für die Gejammtheit 
der Arbeiterfategorien einen ziemlich ausgleichenden PBrozentjag nämlich 54,65 °/, 
im elterlichen Haufe Wohnende und 45,35%, als Schlafgänger in fremder 
Familie zeigen, find doch im Uebrigen bei den einzelnen res 
die Unterſchiede nicht unerhebliche, denn der Prozentſatz der im elterlichen 
Haufe mwohnenden Arbeiter wechjelt zwiſchen 83,85 °/, (Papier und Leder: 
induftrie) und 19,82°/, (Berfehrsgewerbe) und der der Schlafgänger dem: 
entjprechend zwijchen 80,18°/, und 16,15°%/,; über 70°, bilden die Arbeiter 
im elterlichen Hauje außerdem noch in Bergbau, Hüttenweſen ıc. (75,54 °/,) 
und in der Indujtrie der Steine und Erden (70,46 °/,), zwijchen 60 und 70°, 
aber in der Induftrie der Holz und Schnigjtoffe, im Handelsgewerbe, in der 
chemiſchen Industrie, in den polygraphiichen Gewerben und bei den Anjtalten 
für Bekleidung und Neinigung; das Schlafgängerwejen dagegen finden wir 
abgeiehen von dem Berfehrsgewerbe im jtärferen Maße bei der Tertilindujtrie 
(60,09°/,), der Induftrie der Majchinen, Werkzeuge ꝛc. (58,75 °/,) und der 
Metallverarbeitung (58,67 °/,); für die übrigen Gruppen ijt lediglich ein dem 
Geſammtdurchſchnitt mehr oder weniger nahe fommendes Verhältniß zu verzeichnen. 
Trennen wir hier dann weiter nach dem Gejchlecht, jo verichieben jich Die Ver— 
hältnifje gleicherweije fait bei jämmtlichen Gruppen, nur beim Bergbau, Hütten: 
weſen 2c. umd bei den polygraphiichen Gewerben find beide Geichlechter im 
Wejentlichen übereinftimmend und weijen den berührten Gefammtgruppendurch- 
Ichnitt auf. Hinfichtlich des Vorwiegens der Arbeiter im elterlichen Hauſe 
treten gegen den Geſammtgruppendurchſchnitt beim männlichen Geſchlecht nament— 
lich die Anstalten für Bekleidung und Reinigung und die chemiiche Induſtrie 
zurüd, während diejelben umgefehrt jich beim weiblichen Gejchlecht durch einen 
höheren Prozentſatz auszeichnen; in geringerem Maße haben wir dasjelbe Ber: 
hältniß bei der Imdujtrie der Steine und Erden, der Metallverarbeitung, der 
Majchinen- ꝛc. Industrie, der Indujtrie der forjtwirtbichaftlichen Nebenprodufte, 
der Papier- und Lederindujtrie, der Induſtrie der Holz und Schnigitoffe, 
der der Nahrungs: und Genußmittel und dem Dandelsgewerbe; bei einzelnen 
dieſer Gruppen iſt beim weiblichen Geichlecht der Prozentjag der im elterlichen 
Haufe Wohnenden unverhältnißmäßig viel höher, es liegt diejes hauptjächlich 
auch mit an den hier in Betracht fommenden geringeren Zahlenjummen, ver: 
möge welcher die einzelne Zahl einen größeren Ausichlag zu geben im Stande 
it. Das Schlafgängerwejen tritt andererjeitS beim männlichen Gejchlecht in 
der Tertilimdustrie und in den polygraphiichen Gemwerben mehr oder weniger 
zurüc, während es dort umgefehrt beim weiblichen Gejchlecht eine etwas größere 
Ausdehnung gewonnen hat. 

bezicehungsweije angerechneten Jahresmiethe und des durchjchnittlichen Jahres: 
Arbeitsverdienites mit denjelben Untericheidungen, wie im der QTabelle I, in die 
Nubrifen 36 bis 43 aufgenommen worden. Bezüglich der Bedeutung der er: 
mittelten Zahlen gilt im Wejentlichen wohl das bereits oben Gejagte, fie werden 
aber immerhin hier, wo fie auf die einzelnen Gewerbegruppen ausgezogen find, 
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beachtenswerther jein und ein größeres allgemeines Intereſſe haben. Cine 
gewiſſe Wechjelwirfung von der Höhe des Arbeitsverdienftes auf die Höhe der 
durchjchnittlich gezahlten Jahresmiethe läßt jich aus den Zahlen doch immer 
erfennen, namentlich wenn man die in den Häufern Dritter — nicht des Arbeit: 
geber8 — gezahlten Miethen berücdjichtigt, welche ja hier der Natur der Sache 
nach ein zuverläßigeres durch bejondere Umftände weniger beeinflußtes Nejultat 
geben müſſen. Im Allgemeinen jind die Jahresmiethen für die Wohnungen 
in den Häuſern der Arbeitgeber niedriger als die für die Wohnungen in Häujern 
Dritter, bejonders zeigt jich diejes bei Bergleichung der in beiden gezahlten 
niedrigiten Beträge, wobei allerdings nicht zu verfeimen ijt, daß für einzelne 
Gruppen auch das Gegentheil hervortritt; in den Marimalbeträgen iſt verhältniß— 
mäßig häufiger die dem Arbeitgeber gezahlte Miethe die höhere, es wird diejes 
aber zum großen Theil auch darin feinen Grund haben, dab die fraglichen 
Wohnungen an jich bejjere vielleicht mit Garten oder Ackerland ausgejtattete 
ſind und daß fie auch hauptſächlich nur an über dem —— Durchſchnitt 
ſtehende Arbeiter, welche ſich durch größere Geſchicklichkeit und längere Dienjt- 
zeit ausgezeichnet haben, abgegeben werden. Die äußerjten Grenzen der Jahres: 
miethe nach Unten und Oben bilden für die Wohnungen der Arbeitgeber 22 Me. 
und 400 M, für die jonjtigen Wohnungen 40 AM. und 270 M. Der durch: 
jchnittliche Jahresverdinit differirt beim männlichen Gejchlecht zwijchen 500 M 
und 1350 M und zwar fommen beide äußerjten Grenzen bei der Induftrie 
der Steine und Erden vor; beim weiblichen Gejchlecht wechjelt der Werdienjt 
zwijchen 240 M. und 900 Me. Es jet hier aber nochmals jpeziell darauf hin- 
gewiejen, daß die für die Jahresmiethe und den Jahresverdienſt feſtgeſtellten 
Zahlen immer bereit die Durchjchnittsfummen der einzelnen Betriebe enthalten, 
daß mithin die angegebenen höchften und niedrigiten Beträge bereits Durch— 
Ichnittsjäge jind und nicht etwa das Marimum und das Minimum der von 
dem einzelnen Arbeiter gezahlten Miethe, des an den einzelnen Arbeiter ge 
zahlten Lohnes enthalten. 

Damit glauben wir die Nejultate unjerer Arbeiterwohnungserhebung, ſoweit 
fie allgemeineres Intereffe in Anjpruch nehmen können, erjchöpft zu haben. 
Sind diejelben mit Rüdjicht auf den in engeren Grenzen gehaltenen Umfang 
der Erhebung auch nur bejchränftere, jo werden jie doch vielleicht, wie wir 
hoffen, einiges auch für weitere Zwede Brauchbare enthalten und jo ihre Feſt— 
jtellung nicht ohne Nuten bleiben; auch ein bejcheidener Erfolg würde jchon 
Befriedigung gewähren. 
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Rechnungsergebniſſe der Berufsgenolen- 
ſchaften für 1891.) 


VBorbemerfungen. 


Zu Tabelle 1 (Organijation). 

I. Die Zahl der Berufsgenofjenichaften, auf welche die NRechnungsergebnifje 
fich beziehen, blieb unverändert (112). 

Il. Die Zahl der jtaatlihen Ausführungsbehörden beträgt 158 gegen 156 
im Vorjahre, die der Provinzial- und Nommunal-Ausführungsbehörden — auf 
Grund der Ziffer 3 des 8 4 des Bauumfallverfiherungsgejeßes als leiſtungsfähig 
erklärte Verbände — 194 gegen 160, jo daß die Nechnungsergebnifje ſich zu= 
jammen auf 352 Ausführungsbehörden, gegen 316 im Worjahre, beziehen. 

Zu Tabelle 2 Spalte 31. Die zujfammen mit den Prämien für Rettung 
Verunglüdter und für Abwendung von Unglüdsfällen nachgewiejenen Kojten der 
Fürſorge für Verlegte innerhalb der erjten dreizehn Wochen nad) dem Unfall, 
welche von einzelnen Berujsgenojjenshaften und Ausführungsbehörden über das 
Map der geſetzlichen Verpflichtungen hinaus aufgewendet wurden, um die Folgen 
der Verletzungen für die Genoſſenſchaft ꝛc möglichſt zu erleichtern, haben im 
Rechnungsjahr, wie nebenher ermittelt wurde, 44 801,95 Ab. betragen. 

Bu Tabelle 2 Spalten 36 bis 47. In den für die Baugewerks-Berufs— 
genoſſenſchaften (Berufsgenofienfchaften Nr. 43 bis 54 und 64) nachgewiejenen Ber: 
waltungskoſten jind die nicht ausfcheidbaren Antheilfoften für die Verficherungs- 
anjtalten, welche von den leßteren nad) $ 17 Abſatz 6 des Bauunfallverficherungs- 
gejeßes als Paujchbetrag erhoben und der Genofjenichaft erjtattet werden, mit 
enthalten. Die bezüglichen PBaufchbeträge betrugen: 


1. bei der Hamburgiichen Baugewerf3-Berufsgenofjenihaft . . 5,135, Mk, 
2. un MNordöftlihen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 3,700,00 — 
3. nn „Schleſiſch-Poſenſchen Baugewerk3-Berufsgenofjenichaft 5,182, — 
4. „ „ Sannoverjchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 12,155, m 
5. u Magdeburgijchen Baugewerkd-Berufsgenofienihaft . 6,349,0 
6. „ „Sächſiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 10,692, 

7. u» Thüringischen Baugewerf3-Berufsgenofienihaft . . — 

8 ” 


9. „m Rheinisch-Wejtfälifchen Baugewerkf3-Berufgenofienihaft 3,248,,, 


Heſſen-Naſſauiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft. 1,310, » 
10. „ „ Württembergiichen Baugewerk3:Berufsgenojienihaft . 1,1995 — 


11. „ „ Bayerischen Baugewerfs-Berufsgenojienihaft . . . 3,526,05 
12. „ „ Sübdmwejtlihien Baugewerf3: SARA lt 23,988, 
13. „ „ Tiefbau:Berufögenojjenfhaft . . 288,7 78.44 
zu arte - = 23.283, 7 
N Vgl. „Annalen“ 1888 5. 272 ff., 1889 S. 397 ff., 1890 ©. 206 ff. 1891 S. 534 fr, 
1898 5. 700 ft. —— der ae der Tabellen iſt auf die Reichstags: Drudiace 
Nr. 54, 8. Leg.-‘Ber., Sellion 1892/93 zu verweilen. Hier find nur die Schluß- und Ge 


— ee 


. 
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und jind die betreffenden Einzelbeträge umter Spalte 46 der Angaben fir die 
betreffende Verficherumgsanitalt in Nusgabe und unter Spalte 56 der Angaben 
für die betrejfende Genoſſenſchaft in Einnahme geitellt wurden. 

Tie Thüringiiche Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft hat von der Berechnung 
eines Paufchbetrages nach Einverleibung der Selbjtverficherer in die Berufs 
genofjenjchaft umd Der hiermit im Zuſammenhange ſtehenden Berringerung des 
Umfanges des Gejchäftsbetriebes der Berlicherungsanjtalt Abjtand genommen. 

Zu Tabelle 2 Spalte 51 und bezw. Sla. Die am 15. Auguſt 1892 
rüdjtändigen Umlagebeiträge fir das Jahr 1891, welche nach den Angaben der 
Berufsgenofienjchaften zuſammen 4,299,746,;, Ab betragen, werden erſt in der 
nächjtmaligen Nachweiſung der Nechnungsergebniffe zur Verrechnung gelangen, 
ebenjo Die rückſtändigen Prämien der VBeritcherungsanjtalten der Baugewerks— 
Berufsgenofjienjchaften, Joweit Angaben hierüber gemacht jind, mut 26,219,,; Ab 

Zu Tabelle 2 Spalten 51 und 58. Der von den Berufsgenojjenichaften 
mit umgelegte Betriebsfonds zum Öejammtbetrage von 7,261,231,,, „He. iſt in 
Spalte 51, joweit derjelbe bis zum 15. Auguſt 1892 vereinnahmt worden war, 
mit in Rechnung gejtellt und verbleibt nad ordnungsmäßiger Berechnung der 
Einnahmen und Ausgaben als Beltand in Spalte 58. 

Zur Napitaldedung der im Nechnungsjabre jeitens der Tiefbau-Berufsgenoſſen— 
Schaft feitgeitellten Nenten find 1,382,944,,, Mb. umgelegt worden, weldhe — ſo— 
weit diejelben bis zum 15. Auguſt 1892 vereimnahnt worden waren (Spalte 51) 
— nad Abzug der im Rechnungsjahre bereits geleiteten Zahlungen ebenfalls 
wie die Berriebsfonds in Spalte 58 als Beſtand verbleiben. 

Die Kapitalwerthe der für Rechnung dev Verſicherungsanſtalten der Baugewerks— 
Berufsgenoöoſſenſchaften feſtgeſtellten Renten betragen zuſammen 1,250, 192,50 Ab. 

Zu Tabelle 2 Spalte 59 (und bezw. 48. Der in Spalte 59 nach— 
gewiejene Betrag des Nejervefonds ſetzt ſich bei den Berufsgenoſſenſchaften zu— 
janımen: aus dem Beltande nach dem VBorjahre, aus den rücjtändigen Einlagen 
des Vorjahres, aus den Zinſen und aus der laufenden Einlage. 

Die Fehlbeträge bei den Einlagen in den Nejerveronds (Spalte 48) bei den— 
jenigen Berufsgenofjenjchaften, welche zur Zeit des Abjchluffes der Rechnungs— 
ergebnifje nut der Umlage zum Theil noch im Rückſtande waren, betragen zu— 
fanımen 1,581,054,,; Mb. 

Bei den Verficherungsanjtalten it der im den Nejervefonds nach näherer 
jtatutarischer Beltimmung eingelegte Betrag von dem Renten-Kapitalwerth bes 
rechnet und von den eingegangenen Prämten abgezweigt worden, 


Auszugsweile Zuſammenſtellung der widtiniten Zahlen aus den Tabellen. 


(Die entiprechenden Zahlen aus dem vorangegangenen Rechnungsjahr 1890 find in edigen 
Klammern beigeießt.) 


Wie die Nachweifung erkennen läßt, find im Jahre 1891 


I jur 
112°) 112) Berufsgenofjenjchaften mit: 
913 911] Sektionen, 
1,086 11,083) Mütgliedern der Genoſſenſchaftsvorſtände, 
5,247 [5,244) Mitgliedern der Sektionsvorſtände, 
22,795 121,725] Bertrauensmännern, 


1) 64 gewerbliche und 48 landwirthichaftlihe Beruisgenojienichaiten. 
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165 ') [148] angejtellten bejoldeten Beauftragten Revi— 
fionsingenieuren ꝛc.), 
1,000 [1,000] Sciedägerichten, 
4,019 [4,072] Arbeitervertretern bei 
5,181,761 [5,234,243] Betrieben und 
17,382,827 [13,015,370] verjicherten Perjonen 
an Entjhädigungsbeträgen . . 23,718,775,;; M. [18,208,842,,, Me] 


und anlaufenden VBerwaltungsfojten 5,034,435,5 Me?) [4,559,664,;, Me] 
gezahlt worden. 
Die weiteren Ausgaben an Kojten der 
Unfallunterfuhungen und der Feititellung 
der Entihädigungen, an Schiedsgerichts— 
und Unfallverhütungsfoften betragen. . 1,757,623,5, Ma. [1,375,611,30 Ma] 
Die auf Grund übernommener Unfalls 
verficherungsverträge ($ 100 des Unfall- 
verjicherungsgejeges) erwachſenen Aus— 
gaben, einſchl. der noch verrechneten Koſten 
der erſten Einrichtung, belaufen jih auf . 14,101,9: M [35,077,36 Me] 
In den Reſervefonds jind fiir das 
Jahr 1891 bis zum 15. Auguft 1892 . 12,975,592,95 M. [12,517,715.;, Me] 
eingelegt worden, jo dah im Ganzen . 43,500,528,01 Aa?) [36,696,911,,. <A) 
an effektiven Ausgaben (Tabelle 2, 
Spalte 49) für 112 Berufögenojjen- 
ſchaften nachgewiejen find, denen . . 53,837,904,,: Ma?) [44,416,445,;. Me] 
an effektiven Einnahmen (Tabelle 2, Spalte 57) — die lebteren umfafjen 
die von den meiſten Berufsgenofjenfchaften mitumgelegten Betriebsmittel für das 
Jahr 1892 — gegenüber jtehen. 
Die am Schluffe des Rechnungsjahres verbliebenen Bejtände belaufen ſich 
für ſämmtliche Berufsgenofjenjchaften auf 10,872,181,50 M.  [8.175,349,,, M.] 
der Gejammtbetrag des Rejervefunds auf 70,738,066,95 M. [55,903,226,,, M] 
Sodann find für den gleichen Zeitraum 


II. bei 
352 [316] Ausführungsbehörden der Reichs-, Staatd:, Provinzial und 
Kommunalbetriebe mit: 
329 [310] Sciedsgerichten und 


1,445 [1,385] Arbeitervertretern bei 
632,459 [604,380] verjicherten Perjonen 
an Entfhädigungsbeträgen . . 2,370,243,,, M.  [1,866,703,,, M) 
an Berwaltungsdfojiten . . . . 5,446,04 M [8,014,25 4] 
an Koſten der Unfallunterfuchungen und 

an Feititellung der Entihädigungen, ſo— 

wie an Schiedsgerichts- und Unfall: 

verhütungsfolten . . . : \ 52,148, Mb. [48,682,55 M 
im Ganzen . . nn 24278 Me [1,923,399,47 Me] 
veraußgabt worden. 


1) Nach der alljährlich im Reichs-Verficherungsant auf Grund bejonderer Ermittelungen 
aufgeitellten Ueberſicht. 

2) Nach Abzug der Paujchbeträge für die Berfiherungsanftalten im Betrage von 
92,26%,13 M. (fiehe Vorbemerkungen). 
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III. Von den 13 BVerficherungsanitalten der Baugewerf3-Berufsgenofjen- 
Ichaften wurden verausgabt: 

an Entjhädigungsbeträgen . .  8337,358,,, cM [239,774,,0 Mb] 
an Berwaltungsfojten — des Pauſch⸗ 
betrages nach $S 17 Abſatz 6 des Baus 

Unfallverficherungägefebes) — Bu A 279,436,9: M. [267,990,,, Ab] 
an Kojten der Unfallunterfuchungen und der 
Feſtſtellung der Entjchädigungen, jowie an 

Schiedsgerichts- und Unfallverhütungskojten 12,654,56 M. [12,470,,, Me] 
an Kojten auf Grund übernommener Unfall 
verficherungsverträge ($ 100 des Unfall— 


verficherungägefeges) . ; — M [835,0 Me] 
Sn den ———— find für das Zah 
1891 . . .. 125,019, A. [106,781,., M] 


eingelegt worden, ? daß im — RE 754,469,,, Me. 1627,852,04 Me) 
an effektiven Ausgaben (Tabelle 2 Spalte 49) für die 13 Verſicherungs— 
anftalten nachgewiejen find, denen . . . 2,557,546,50 M [2,135,378,,: Me] 
an effeftiven Einnahmen (Tabelle 2 Spalte 57) gegemüberjtehen. 

Der am Sclufje des se nachgewiejene Beſtand beläuft jich 
auf... . 1,803,077,55 M. [1,507,526,45 Mo) 
der Betrag des Refervefonds auf — 360,335,3; Me. 227, 666,6 Mb 

Die Zahl der Berlegten und deren Hinterbliebenen und Angehörigen, welche die 
Wohlthaten der Unfallverficherung im Jahre 1891 genofjen haben, ergiebt ſich aus 
den jpeziellen Angaben der Tabelle 2 Spalten 2—26. Dieje Zahlen umfaſſen aud) 
diejenigen Berjonen, deren Nentenbezüge 2c. aus den Jahren 1885, 1886, 1887, 
1888, 1889 und 1890 jtammen und im Jahre 1891 weiter gelaufen find. 

Die Geſammtſumme der gezahlten Entjhädigungsbeträge 
(Renten zc.) beläuft ſich auf 26,426,377,00 Mb. gegen 20,315,319,,, MA im Jahre 
1890, 14,464,303,,,;, Mb im Jahre 1889, 9,681,447,9; Mb. im Jahre 1888, 
5,932,930,95 Mb. im Jahre 1887 und 1,915,366,,; Mb. im Jahre 1886. 

Die Anzahl der neuen Unfälle, für welche im Jahre 1891 Entſchädigungen 
fejtgejtellt wurden, beläuft jich: 

I. für den Bereich der Berufsgenofjenfchaften auf. 47,648 [38,976] 
II. für den Bereich der Ausführungsbehörden auf. 2,859 [2,444] 
] 


III. für den Bereich der Verficherungsanitalten auf . 702 [618 
zufammen uf 2 2 22 ne. 51,209 [42,038] 
Darunter: 
Unfälle mit tödtlihem Ausgange . . 6,428 [6,047] 
Unfälle mit der Folge einer dauernden völligen. Erwerbs- 
unfähiglet . . 2,595 [2,708] 
Die Zahl der von den getödteten Perſonen hinterlaſſenen 
entſchädigungsberechtigten Perſonen beträgt . .. 12432,837 111,337)] 


darunter: 4064 [3687] Wittwen, 8482 [7348] Kinder und 291 (302) Aizendenten. 


Die Anzahl fümmtlicher im Jahre 1891 überhaupt zur Anmeldung ge— 
langten Unfälle beträgt 


I. bei den Berufsgenofjenfaften . . . . . 204,970 [181,374] 

II. bei den Ausführungsbehörden . . . . . 19,087 [17,332] 

III. bei den Berfiherungsanitalten . . 2... 1,280 [1,295] 
zuſammeennn. 2255337 [200,001] 
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Tabelle 1. 
Organi— 
Zahl der 
Mitglieder 
| on 1 Dee | u | 
_ 3. girten | Ber | anges | errid | Ar⸗ Unter: 
Sch: (fer Sammer Ge e Sa 
| Tichen UT Er | raus Jitellten | teten beiter- Bes neh» 
tio- noſſen · ¶noſſen⸗ = AIR | A 
ichaftse „— ſchafts. ens- Beauf- Schied=| ver- | triebe | mer 
nen]... | None BETT Ri j 
\ — — ne männer tragten | gerichte |treter 
ſtande ſiande lung 
u 61 7 8 






A. Gewerblidie Berufs: 
nenolienichaften 
B. Yandwirtbfchaftlice 
Berufsgenoſſenſchaften 


338 734 1,987 2422 7638 163 409 2,837 405,241]51,881 


591 | 1,1824,776,52 





555.352 | 3,260 1,624 


— 
- 
= 
— 
ar 
- 
tv 





Gefammtfumme . .|913 1,086 5,247 4.046 22,795) 165 | 1,000 |4,019 5,181,761l51,881 





A. Etnatlidie Ausführ— 
ungsbehörden. 
a) Marineverwaltung 
b) Heeresverwaltung 
ec) Poit- ut. Telegrapben: 
verwaltung 
d) Eijenbahnvermwaltung 
e) Baggerei-, Binnen- 
ichifffabrtss, Flüherei-, 
Prahm ir. Führbetriebe 
f) Land und forſtwirth— 
ichaftliche Verwaltung 
£) Bauverwaltung 
h) Seejchiiifahrts= ac. Be— 
triebe SR 








B. Provinzial und Kom— 
munal-Ausführungs— 
behörden 








Geſammtſumme 





III. Ber fiderung% 
Verfiherungsanftalten 
sufanımen . 


| —— 
II. Ausfühbrunas» 
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Allgemeine Heberficht. | 


—— — — —— — — 

















fatiom ; 8 Unfälle, 
———[!tohnbeträge. (Zahl der Verlepten, 
Berjiherte Perjonen: (Für die Beitrags für welche Entichädig: Aus: Ein: 
berechnung inAn.f ungen feſtgeſtellt 
durch: rechnung zu brin— worden jind.) gaben. nahmen. 
chnittlich Zuſammen [sende Beträge der ‚Im Laufe d. 
beichäftigte 3 Löhne und Ge— e Rehnungs- (Bol. Tab. 2 | (Vgl. Tab. 2 
Betriebs | Andere | (Spalten | hälter der ver- | Peitand | jahres Hin Spalte 49) | Spalte 57) 
beamte | jicherten Berjonen| aus den | zugefom- 
und ı 11-13) | _ Spalte 14.) Vorjahren | mene ‚Fälle. 
Arbeiter (Val. Tab. 3 
— N ER MM | Spaten * * 
12 s| 2 15 | 9 18 19 








genoſſenſchaften. 









5036,963 4,568 5,093,412 








3,311,444,320,ss 28,289  137,984,016,86]47,781,701,07 










19,359 5,608,773,25] 6,148,464,28 
















 5,086,963 | 4; 


Ur 
— 
00 


3,311,444,320,85 





80,936 47,648 





| 
43,592,790,14[53,930,166,2 | 











| 

10,534 = 41,112, — 

33,469 = 145,969,0s = J 

13,981 = 38.427,55 > 

977,441 e 1,891,177,. > 
3,624 _ 34,565,51 — 
218,586 178,208,15 =. 
43,354 — 71,274,ss _ 
462 er 3,664,48 — 






31,008 23.438,52 








632,459 





2,427,837 0 


754,469,05 57,940, 


Bi 





Godäle 
“ 
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Tabelle II. 








Ausgaben. 










a Entihädignung® 
Todesfälle 





Erwerbsunfähigkeit. 





















Koſten des Renten 
en | Beerdigungs⸗ 
Heil— an 
verfahrens Verletzte oſten 
Perſ. M | Bei. Pe. | 4 











A. Gewerblide SEN 
ſchaften 24 
B. Landwirthſchaftliche Be 
genofienfdaften . 








| 
. j18,868 | 758,204,» | 78,568 | 13,528,228,:4 | 3,705 209,497, 


1} 
f 


2111 











4,825 | 154,811,20 | 27,942 | 2,505,680,08 66,689,00 





. 123,193 | 918,016,0s 106,510 | 16,033,908,: 5,816 276,186; 
| | | | 
I. Anusfühbrungs- 


Gefammtfumme . 



















A. Staatlihe Ausführungs— 
behörden. 


a) Marineverwaltung . 36 1,548,es 119 32,687,25 4 198,00 
b) Heereöverwaltung . . » . .» 51 1,458,53 562| 125,572,01 11 836,0 
c) Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 37 1,602,75 92 23,404 ,56 5 242,0 
d) Eijenbahnverwaltung 1,117 71,659,50 | 4,695 | 1,261,539,s: 444 | 21,176,# 


e) Baggerei-, Binnenſchifffahrts-, 














Flößerei-, Brahms u. Fährbetriebe 17 920,37 2 | 24,955,08 213,» 
) Lands u. ge 

waltung 271 10,253,s 944 | 106,189,se 2,626,10 
g) Bauverwaltung . ; 60 1,775,04 244 47,624,01 599,0 
h) Seeſchifffahrts⸗ ꝛc. Betriebe — — 4 2,009,0s — 
B. Provinzial- und Kommunal- | 

Ausführungsbehörden 23 765,51 121) 16,970, 3| 100% 

Gejammtjummie . 6,864 | 1,640,958,17 





567 | 25,999 


III. Berfiyernngs- 


Verſicherungsanſtalten zufammen . | 713 | 22,970, Bu | 288,914,0s | 85 — 
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Ausgaben und Einnahmen. 
u udgadbe n. 
beträge. 
Todesfälle. Unterbringung 
a e im Srantenhauß” 
Renten | Abfindungen | Renten Renten Renten an die 
an an gie an an „Ehefrauen 
Wittwen —— Kinder Afzendenten in Krantenhäufern 
A \ J untergebrachter 
Getödteter verheiratung Getödteter Getödteter Berlepter 
Perſ. Me \ A Pe. | MM [Bei | 4 
8 9 | 





seuoffenfhaften. 


| 
10.865 11,573,598:0| 436 | 217,627, 
| 85 | 18,766,10 


3,203 | 221,752, 



































14,068 1.705.350, 521 | 236,398 14 | 
| | | 
behbörden. 
| 
16 2,295 49 | — ._ | 
| 29556) 2 718,0 | 
20 har | 
1,402 | 189,848,» | 36 | 14825,. 
| | | 
| | 
15 | 2,6470) 1 | 450,00 | 
| 
151 | 11,17%10| 2 | Alle 
533 | 68400 2 | 669,0 
5 960 | — 
10 1,058,0 | — _ + 
1,701 | 221,272, | 43 | 17,104, 
| | 
aufialten. 
228 | 27,889) 6 | 185 


j | 
| N) | 


22,791 





\ 5,800) 
\ J 


28,091) 


| 





18,252 | 


333 | 






2,470,852,0ı 


256,896 ,30 


2,727,679,0 | 


3,137 os 
5,0980: 


| 


9,624,13 | 


252,671,76 || 


3,471,32 \ 


13,360,» 


8.944,16 | 


675,30 


1,165,0 | 


294,150,16 | 


29,709,35 | 








| 


105 | 


992 ‚135,670,06 





4,088 | 122,688, ss 





6,997, | 628|  9,356,55 


| 


1,097 |142,668 2 








4,716 | 132,044, 



















— — 2 32,93 

2 204,00 | 18 | 849,0 

1 920 | 6 | 24 

103 | 14,165, | 175 | 4.433,21 

— — 5 77,47 

| 15 | 1005; | 32 | 740. 

6 495,0 | 10 192, 
—1 171,5: — — 

ı — | — 9 207 ‚os 








6,788,26 


257 | 





658,30 93 1,920,05 


5 | 
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(Noch Tabelle LI. 





a n8 q aben. 
a. Entfhädigungss 


Unterbringung im Krankenhaus. 




















Renten an die | Renten un 
Kinder ı Azendenten | Kur: und Ber- 
in Kranten- | in Kranken— pflegungstojten 
häuſern häuſern an Kranken⸗ 
untergebrachter untergebrachter häuſer gezahlt 
Verletzter Verletzter 
Perſ. MPerſ. | MM Perſ. Ab 
— — — — — — - — * —— — — — — — 
1 18 ı 19 | 20 2ı !2| 28 






Il. Serufs- 
8,616 186,869, | 119 | 5,771,52 | 7,087: 961,244: 


| 
1,819 






A. Gewerbliche Berufsgenofienfhaften . 


B. Landwirthſchaftliche — 


ſchaften 1,181 180,324,5 








11,430 15 18 | 362,4 | 


| N 
Gefammtfumme . . | 9,797 198,299, 


137 | 6,1345: 8,906 1,141,568,« 
| 





ll. Ausführumngs- 
| 


A. Staatliche Ausführungsbebörden. 





| 

a) Marineverwaltung . 2 2 2 2... 4 590. — ne 282,10 
b) Heereöverwaltung . » . — Er 15 263,2: 1 | 44,00 | 21 2,073,» 
©) Rot: und —— UL 100 10 2,765 
d) Eifenbahnverwaltung . . . . .1 852 | 5,673,08 15 | 772,40 " 262 | 32,815, 
e) Baggereis, Binnenichifitahrts-, Sföherei, | 

Prahm- und Fährbetriecbe . . . . 15 | 143,55 — — 9 720,00 
f) Land» u. forjtwirtbichaftliche — 34 | 274m! 1 | 23,04 59 | 5,177,# 
g) Bauverwaltung . » 2 2 202. 20 | 281,30 | _ | — 15 1,027, 
h) Seeſchifffahrts- ꝛc. Betriebe. . . 1 — — -— il — _ — 

| 

B. Provinzial: und Kommunal: Aus: | | 

fübrungsbebörden . ». »....h 2 290,5 | — _ 7 | 563,58 





Gefammtfumme . . | 466 | Task) 18. 89 | 388 ı 45,425 
| | | 
| | 


III Ber figderungs- 


Verfiherungsanitalten znfammen. . . . | 161 2878 |! — ı — | 152 14,968 4 
| I} 


* 





- 


» ze: et 
r 
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Ausgaben und Einnahmen.) 








Audgaben. 





beträge. b. Koſten d. Unfallverhütungstoſten. 

——— — —— —— — ter — — — — — — — 

Unfall⸗ | Pramien für 

Summe PER Koſten Rettung Berum- 

unter: Se, Schieds⸗ {ü i 
Ab⸗ — ſuchuugen Ueber | bei Erlaß Kam heat Zuſammen 
findungen beirige — gerichts- wachung von are Rohe der en 99 

an (Spalten 3, d, feltung toſten der Unfallver: | — | #30 


Ausländer | 7 * 11,13, Hi, 
a Entfdhädig. 
ungen 
Bari. Me 23 Ib. se se 9 Me Ak 


Betriebe hütungs⸗ | ter eriten breisehn 


vorſchriften — * 








genoſſenſchaften. 






156 111, 7188 


20,282,041,51| 587,329,1»] 378,827,0s 394,380, 11,518,0s\ 24,614,04 er 








7 3,737,16| 3,436,733,02] 266,163,»] 89,501. 97, 1,063,» 4,127,03 5,288 43 








163 115,525,24 435,801,08 


| 


23,718,775,33| 853,492,5:] 468,328,:0| 394,478, 12,581,: 28,741,00 

















behböärdenm. 


— = 40,242,00 14,57 498,52 — | = 





228 45 228,45 
— — 140,073,05 75110] 4,022,0 — | 8,50 8,00 11,50 : 
— — 38,150, 4, 372, ze — — / 
1 | 1,643,0 | 1,871,225,4 | 2.276,15 | 11,937,.0 _ Be | 5,729 42 5,129,.2 
| | 
ei — 33.600,52 352,0 498,10 — —— = J — 
1 | 2,400, 158,72401 48521001 5,191,#| — 179,55 | 11,098, | 11,272, 
Ei — 68,449 ,x0 884: | 1,264,0, er — 468,58 468 33 
— — 3,653 460 6,00 4,00 — — — — 
| J 
— — 21,122,54 319,05 | 1,079,0: — | 537,10 — 337.40 




















2 | 4,043, 10 u 9,130,5: | 24,769,0» | 720,05 17,527,24 | 18,247,» 
| | | 

anſtalten. 

4 179721] 337,358, | 10,185,00 | 2,388,36 | 81, | — | — | 81% 
| 
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(No Tabelle II. 





Perſönliche | 
und übern ommener Zuſammen 
ſachliche | (Spalten 33 | per Genoſſen⸗ 
Kojten a 





Ausgaben 





% Koſten 


der erſten Erigtung. 


Ausgaben 


auf Grund 








Unfall- 
verſicherungs⸗ 
verträge 


I se 





A. Gewerblihe Berufs: 
genofienfhaften . . - 

B. Landwirthſchaftliche Be: 
rufsgeunoſſenſchaften. 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführungs— 
behörden. 

a) Marineverwaltung 

b) Heeresverwaltung 


c) Poſt⸗ und —— 
verwaltung . 


d) Eifenbagnverwaltung 

e) Baggerei, Binnenſchiff⸗ 
fahrt&=, Flößerei, Brahm- 
und Fährbetriebe . 

f) Land» und forjtwirth- 
ihaftliche Verwaltung 

g) Bauverwaltung i 

h) Seeſchifffahrts· ꝛc. Betriebe 

B. Provinzial: und Kom— 
munal = Ansführungs- 
behörden 


Gefammtinmme . 


—— zu⸗ 
ſammen. 


2,180,00 





33. 


11,921,02 


2,180,00 





11,921,08 


11,921, | 14,101,02 


i e. Allgemeine Berwaltungstoften. 


2. Laufende 


Verwaltungskoſten. 


a. 


ſchafte · | 


voritände und der Ausihüfle,| 
Kommilitonen :c., 


Genofienichaft | 
MN 


| 





189,658, 124,567,1 


Misgliaber 
I. u 


und für ven Bereich ber 


155,373 5! — 
| 


Reiſekoſten nnd 


einſchließlich etwaiger im keine ver 


aufzunchmenden 
| b. 
Setionke | der Ber: 
trauen 
| männer 
Settion | 
I | Me 


IJ. ßerufs- 


98,395, 


8,145,» 30,395, 





128,791,» 





I. Ausführung s- 





If. 





— F 2,139,00 





2,076,82 








III. a 


3,396,13 
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Ausgaben und Einnahmeır.) 








Yusgaben, 
e. Allgemeine Berwaltungsfoften. 





2. Laufende Berwaltungstoiten. 











Zagenelber | | | 
n — 
te Gehälter | Lotar | Shreib- In Sinſen 
c. d. der miethen, | Drud- | Porto | jertions. und Aufn 
der Dele- — en fachen, or] foiten, — ſonſtiger 
irten 5 = N mulare ac.) Boten- Bublı Berwal: — * 
— — und — löhne ꝛc. fations- tungsauf- 
cttöper- = 
— Vedienſteten 1. Vwenere fojten | wand 
Ri. K Me « —— 4 
9 40 41 42 43 44 45 46 47 


genoſſenſchaften. 
| | ı 
 90,322,17 ES UUPER ENTER 387,277,54' 396,735,8| 63,874,01| 248,294,.'4,070,678,1 
| 









18,76%, 2,557, 552,969 0 





26,078,00| 101,474,20) 94,878,24! 4,072,86 187,430, 1,056,019,.: 


491,614 67,916, 435,1250115,120,698,o. 





 104,084,»| 36,547,70 2,789,413,4 269,626,15 488,751,74 





behörden. 








































— — — — 128,85 — — — 128,85 
— — — 1,100,20 3,20 — 8,00 1,111, 
— — — — | 4,50 — — 3,88 8,6 
) 
— — — = | 74,58 39,10 — — 11346 
F 21.) ai | — 588 | 1m | — | 80 | 3,497 
— = _ — 173,05 | 34,00 — — 207,0 
I 
4 
— 18,00 26,50 — 173,08 | 22,20 — 36,00 328,05 
— 39,15 2,717,50 | — | 2,237,n | 2ldrn | — | 135,78 | 5,396,.0 
anftalten. 
1 365,00 373,27 | 117,716, | 4,154,44 | 21,324,25 | 22,666,13 908,11 1104,317,37 | 279,486,.1 
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(Noh Tabelle U. 





Ar Gewerblide Berufs: 
genofienidhaften.. - . 

B. Landwirtbihaftlihe Be— 
rufsgenoſſenſchaften. 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführ— 
ungsbehörden. 


a) Marineverwaltung . 

b) Heereöverwaltung 

c) Poſt⸗ und Telegraphen» 
verwaltung . 

d) Eijenbahnverwaltung 

e) Baggerei:, Binneniiff- 
fahrts-, Flößerei-, Brahm: 
und YFührbetriebe . 

f) Land» und forſtwirth— 
ſchaftliche Verwaltung . 

g) Bauverwaltung . : 

h) Seeſchifffahrts · 20. Be⸗ 
triebe —TF 

B. Provinzial- und Kom— 
munal-Ausführungs— 
behörden 


Gejammtjumme . 


Berfiherungsanitalten 


zu⸗ 
fammen . ei 


Uusgaben. 





Ginnabhbmen, 








Eingegangene Bei: 





ö Summe — träge. 
y der zu Anfang 
Einlagen | Ausgaben des | 
; unter a—f. 
in den : e Rechnungs- J Umlagen Prämien 
Reſervefonds In go.an.aru.acı] jahres | 
| 
Rn Me Mb A Ak 
48 49 50 Sl 5la 
I. 8 er f G- 
12,222,705,s5 | 37,984,016,s0 | 7,489,068,35 | 39,675,607,,ss — 
752,886,0 | 5,608,773,2: | 686,280 4221 5,430,089,5s — 
12,975,592,05 | 43,592,790,14 | 8,175,349,27 | 45,105,697 #7 — 





Il. usführungs—- 


















41,112,s: 
145,969,95 


38,427 ‚ss 
1,891,177,ı7 
34,565 ,51 


178,208,1s 
71,274,s8 


3,664,18 


23.438,52 


2,427,837,:0 


III. 


Derfiheruungs- 


125,019,a7 754,469,0s 978,312, 








1,507,526,40 2,420,85 
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Ausgaben und Einnahmen.) 








Ginnahbmen. 











Betrag 
Bl 1 Beltand des 
Ein: 
- Ente nahmen Summe am Schluß |Refervefonds 
nahmen | Straf— aus End der des am Schluß 
aus dem er Rolizen Binfen Nee Einnahmen Rechnungs⸗ des 
— gelder Einnahmen (Spalten 50 ; 
x (vergl Pages jahres Rechnuugs⸗ 
fonds Sp. 34) bis 56) h 
I jahres 
“| — | Ak % « 4 He 
52 58 


senoffenfdaften. 


| 
157,551 16) 15,390,07 | 245,526,77) 198,556,38 47,781,701,07 | 9,797,685,0s | 69,406,392,0s 


\ 


7ABS. — 8.948. 15,640,.2 6,148, 46428] 1,074,496,22 


254,474,01 214, 196, 60 





52,09 


1,331,674,54 


52,0 | 165,004, 15,390,0: 
| 


behörden. 


53,930,166,25 hosması. 70,738,066 0: 





— — — — 








anſtalten. 


6,33670 





— 55,490,1 


\ 








7,499,73 ı 2,557,546,50 





1,803. ri | 360,335,85 


48° Ss 
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Qabelle III. 





Berleiste Berfonen, für welde im 


a. Zahl, Alter und Geſchlecht 
der Berlegten. 












Durchſchnitt⸗ 
liche Zahl 







Auf 1000 















der Jugendliche verjicherte 
verficherten | Erwachiene (unter Perjonen 
Perſonen 16 Jahren) Zufammen] (Spalte 2) 
(Tabelle I fommen 





Verletzte 


Spalte 14) (Spalte 7) 





— — — | — —— — — — 





A. Gewerbliche — 
ſchaften 
B. Landwirthſchaftliche ders 










5,093,412 126,240 979 




































genojienf haften . 12,289,415 | 14,442) 4,161 
Gefammtjumme . | 17,382,827 [40,682 5,140 2,4 
II. 
A. Staatlihe Ansführungs- 
behörden. 
a) Marineverwaltung 10,534 40 — — — 40 3,0 
b) Heeresverwaltung 33,469 209 ı 21 3 — 233 6,05 
c) Poft: und Telegraphens 
verwaltung 13,981 24 — — — 24 l,r: 
d) Giienbahnverwaltung 277,441 |1,783 10 6 — 1,799 6,48 
e) Baggerei-, Binnenſchiff— 
fahrtö-, Flößerei-⸗, Prahm- 
und Führbetriebe 5 30 — — — 30 8 es 
f) Land» und forjtwirthichaite 
lihe Berwaltung . 546 | 10 3 — 559 2,56 
£) Bauverwaltung 109 1 — — 110 2,54 
h) Seeſchifffahrts- zc. Betriebe . 2 _ _ — 2 4,ss 
B. Provinzial: und Kommmnal- 
Ansführungsbehörden . 61 1 — — 62 2,00 
Gefammtiumme . 632,459 [2% | 48 | | 
| 





III. Berfigderungs- 
Berfiherungsanftalten zu— 
— | 702 | -- 


fammen . . » : — 4 








685 13 
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Unfälle. 





— — Pe _ — — —— 


Lanfe des Rechnungsjahres Entſchädigungen feſtgeſtellt worden find. 





b. Gegenſtände und Vorgänge, bei welchen ſich die Unfälle ereigneten. 



























Dampfkeſſel, Feuer: Zuſammen— 






































Mot rt ’ > es ⸗ Pr —* A 
en Fahrſtühle, Dampf: a gefährliche, bruch, von Leitern, n 
Aitionen | Wufzüne feitungen heiße und | Einfturz, aden 
zuge, | md Dampf] (Erplofion | ähende | Herab- und von Hand, 
an — von Pulver, Stoffe ꝛc. | Umfallen ee Heben, 
Hebezeuge | (Erplojion |. : Saje, Jvon Gegen: | in Bertief- 
Pynamitꝛe. Dämpfe 2c. | ftänden Tragen ꝛc. 


und jonjtige) ungen ı. 












13 





14 15 16 








6 1 re 2 2 4 5 8 
83 4 4 6 10 18 21 56 
1 — zu n R 2 1 1 
46 10 3 1 15 94 203 257 
m 3 = — — 2 8 14 
4 12 a 4 3 283 62 46 
5 2 es 5 = 10 1 20 
— = — F — = 1 
2 = = 2 a 4 9 9 
147 32 7 20 30 417 330 | 412 


anſtalten. 


191 | 225 | 82 


— 
— — 
or 
- 
[eb] 


(500 le 
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(Noch Tabelle ILL. 


Verletzte PBerfonen, für welche im 


—— Gegenſtände und Vorgänge, bei welden fih 
die Unfälle ereigneten. 








A. Gewerblihe Berufägenofien- 
ſchaften 

E. Landwirthſchaftliche Berufe 
genoſſenſchaften. 


Gefammtiunmme , 


A. Staatlide Ausführungs- 
behörden. 

a) Marineverwaltung . 

b) Heeresverwaltung ; 

ec) Pojt= und ei 
verwaltung . ’ ; 

d) Eijenbahnvermwaltuug . 

e) Baggerei-, Binnenicifffahrts-, 
Hlößereis, Prahm⸗ und Fähr- 
betriebe 

f)* Land» und forftiwirthfchaftliche 
Verwaltung . ; 

£) Bauverwaltung . . . 

h) Seejidhifffahrtö« ıc. Betriebe . R 


B. Provinzial: und Kommunal⸗ 
Ausführungsbehörden 


Gefammtjumme . 


Berfiherungsanftalten zuſammen 


Thiere | Hand 
Fuhrwerk Schifffahrt (Stoß, Jwerkszeug 
(Ueber: Eiſenbahn⸗ ide Schlag, und 
fahren von — Vertehr Biß ꝛc.) einfache 
Wagen u Baife eine Geräthe | Sonitige 
und Karren] (Meber- Fall Aber ſchließlich (Hämmer, 
aller Art | fahren zc.) 8 aller Um: | Aexte, 
ec.) Ifülle beim | Spaten, 
er Reiten I Hoden zc)| 
17 18 19 20 21 22 
Il. Serufs- 
1,849 809 395 280 1,735 1,732 
3,888 39 18 2,313 1,278 1,083 
5,737 848 413 2,593 8,013 2,815 
I. Ausfühbrungs- 
1 1 — — 3 7 
6 3 — 2 13 7 
— 2 — 1 — 6 
14 937 — 1 147 71 
— — 1 — 1 1 
13 — — 4 88 40 
4 — 14 1 19 19 
* 1 — or ern 
3 — — 1 23 9 
41 943 | 16 10 294 | 160 
III. Berfidhderungs- 
28 91 





[= #2 









4r . 
De 7 
—* * dk, + * ⁊ 
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Unfälle.) 








Laufe des Rechnungsjahres Entſchädigungen feſtgeſtellt worden find. 


ec. Folge der Verlegungen. 





Zahl der Ei “ fü a 
8 aller Verletzten, für 
en Borüber- fentichädiqungsberedtigten] ) pelche im Laufe des — 
rwerbs⸗ interbliebenen der Ge— | (Spalte 2 
ie gehende | Pinterblieben 3iahres 
Zod | unfähigfeit Erwerba- tödteten — kommen Verletzte 
füißt Spalie 23) 
| | unfäbigfeit — np erahnen (Spalte 31) 
— wen | Rinter | demen jammen 
24 25 27 | 28 | 29 | 30 

















genoffenfdhaften. 





| 211 7,736 162,674 31, 
| | 


41! 3,734 42,296 3, 


3,634 ano irası 5,604 |2,307 5,218 





2,153 | 8,873 7,689 11,304 2,389 


















5,787 | 2,214 nr 13,293 [3,611 - 252 a 204,970 11,10 
behbärden. 
4 14 16 | 8|-| 2 277 26,20 
10 189 24 ı|s»s|-| 3» 1,117 33,01 
5 12 1 ı| 8|-| 2» 97 6,94 
438 854 237 | 308 |578 | 25 | guı 13,835 49,87 









26 
| 394 | 769 | 38 1,201 19,087 | 30,16 

anſtalten. 

82 | 34 | | 277 159 1061 | 166 | 1,280 | = 
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Zur Frage der Beſchränkung des Hanfır- 
handels, 


rn 


Die Handeläfammer in Breslau hat an den Bundesrath unterm 16. März 
1893 folgende Vorjtellung gerichtet (vgl. deren Jahresbericht für 1892, Breslau 
1893 ©. 41 ff.): 

Nah einer vom Herrn Staatjefretär des Innern in der Sitzung des Reich: 
tages vom 9. Dezember v. J. gemachten Mittheilung it Seitens der Königlich 
bayriihen Staatöregierung dem Bundesrath ein Antrag auf Einichränfung des 
Haufirhandel3 eingebracht worden, der nad den vom Abgeordneten Gröber ge 
thanen Yeußerungen, welche vom bayrijchen Bundesrathäbevollmäcdtigten al3 im 
Weſentlich richtig bezeichnet wurden, bezwedt: 

1) Gleichitellung der Detailreifenden mit den Haufirern, 

2) Gleichjtellung des Wandergewerbebetriebes innerhalb des Wohnorts mit 
dem außerhalb des Wohnorts jtattfindenden Gewerbebetriebe im Umher— 
ziehen, 

3) Prüfung der Bedürfnißfrage für die Ertheilung des Wandergewerbefcheines 
durch die obere Berwaltungsbehörde, 

4) Beſchränkung der Giltigkeit des Wandergewerbejcheines auf beitimmte 
Waaren und für den Bezirk der denjelben ertheilenden oberen Berwaltungs- 
behörde. 

Wenngleich die unterzeichnete Handeldfammer nicht willen kann, ob der hohe 
Bundesrath diefem Antrage jtattgeben und dem Reichstage eine entjprechende Vor— 
lage machen wird, haben wir es dod für unjere Aufgabe gehalten, die Bedenken, 
die wir gegen den bayerifhen Antrag haben, ehrerbietigjt vorzutragen: 

Eine Gleichjtellung der Detailreifenden — worunter wir diejenigen Reijenden, 
welche die Privatfundichaft mit oder ohne Muſter auffuchen, verjtehen — mit den 
Haufirern würden wir für gänzlich) verfehlt erachten; es würde damit jeder große 
Weinhändler, der jeine Privatkundjchaft, jeder Fabrikbejiker, der größere Privat- 
abnehmer aufjucht, jchließlich ebenjalld al3 Haufirer angefehen werden müſſen und 
verpflichtet jein, ji) um einen Wandergewerbejchein zu bewerben. 

Indefjen auch die praftifche Durchführung einer ſolchen Bejtimmung ericheint 
höchſt ſchwierig und beläjtigend: Ein Eiſenwerksbeſitzer würde danach wohl in 
der Lage jein, lediglich auf Grund feiner Legitimationskarte einer ftädtijchen Ver: 
waltung die Lieferung von Röhren für die Gasleitung anzubieten, denn da Die 
Stadt gegen Bezahlung Gas an Conjumenten abgibt, jo finden die Nöhren in 
ihrem Gewerbebetrieb Anwendung ; will er aber eijerne Laternenftänder derjelben 
Stadtverwaltung anbieten, jo muß er als Haufirer den Wandergewerbejchein haben. 

Liefert Jemand regelmäßig dem Beſitzer einer großen Fabrik Staubkohle, jo 
verwandelt sich der Neijende in dem Hauſirer, wenn er dem Fabrikbeſitzer für 
jeinen Hausgebrauh auch Nußkohle offerirt. 


EEE THE DET rg Lern FETT EEE — 
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Die Begriffe Haufirer und Gejchäftreijender find zwei ganz verfchiedene: 
der Erſtere verfauft die mitgeführte Waare, der Letztere jucht Bejtellungen auf; 
ob er dies nur bei Geichäftsleuten, oder auch bei der Privatkundſchaft thut, ift 
gänzlich unmejentlih. Ein Verwiſchen diejes Haren Unterjchiedes würde nicht nur 
eine erhebliche Beläftigung des Handelsjtandes, jondern auch eine jociale Herab- 
drüdung dejjelben bedeuten, die wir ſchwer beflagen müßten; e3 liegt aber unſeres 
Erachtens auch nicht die geringite Urfache zu einer derartigen Maßnahme vor, 
die nur die Folge haben würde, die befjeren Elemente de3 Kaufmannsjtandes von 
dem Aufjuchen der Kundſchaft abzuhalten und damit das durchjchnittliche Niveau 
der reijenden Kaufleute herabzudrüden. Der Erfolg einer Einfchränfung des Auf- 
juchens der privaten Kundſchaft würde aber nicht dem örtlichen Handel, jondern 
lediglich den großen BVBerjandgejchäften zu gute fomnten. 

Was die Gleichjtellung des Wandergewerbebetriebes innerhalb mit demjenigen 
außerhalb des Wohnortes anlangt, jo bietet, wo das Bedürfniß hierzu vorliegt, 
bereit3 die bejtehende Gejeßgebung die Handhabe zu einer jolchen Maßnahme, 
indem $ 42b der Gewerbeordnung feitjeßt, daß durch die höhere Verwaltungs— 
behörde auf Grund eines Gemeindebejchlufjes feitgejegt werden kann, daß auch 
für die ortsanſäſſigen Haufirer die Beitimmungen über den Mandergewerbebetrieb 
im Umberziehen anzumenden find. Wenn ſich demnach in Bayern das Bedürfnif 
dafiir geltend macht, jo it dazu eine Aenderung der Gejebgebung in feiner 
Weiſe nöthig. 

Für die Haufirer im höchiten Grade beläjtigend würden wir es halten, wenn 
dem Antrage der bayriichen Staatsregierung Folge gegeben und die Giltigfeit der 
Wandergewerbejcheine lediglich auf den Bezirk der höheren Verwaltungsbehörde 
bejchränft würde, welche den Schein außjtellt; es würde das ein Rückfall in die 
Zeiten deutjcher Berrifjenheit bedeuten; in fehr vielen Gegenden aber würde es 
mit Nücjicht auf die territoriale Abgrenzung und die Gemengelage der einzelnen 
Landesitaaten dem Haujirer fait unmöglich jein, ſich ausjchlieglicy in dem Gebiet 
zu bewegen, fir welches ihm der Gewerbejchein ertheilt it; man denfe nur an 
Braunfchweig und Thüringen! Es würde den Haufiver geradezu zu Kontra— 
ventionen verleiten heißen, wollte man ihm einen Wandergewerbejchein, beijpiel3- 
weiſe nur für Sachſen-Coburg und nicht auch für Sachſen-Weimar und Schwarz- 
burg ausjtellen. 

Die einzelnen Verwaltungsbezirke jind aber auch bezüglich ihrer Größe um: 
endlich verjchieden; man denfe an den Regierungsbezirk Oppeln und das Fürjten- 
thum Neuß. Für denjenigen Haujirer, dejjen regelmäßiges Abjapgebiet mitten in 
einem großen Bezirk liegt, iſt eine Beläftigung nicht vorhanden, jie tritt bereits 
für den ein, der einen Grenzbezirk zweier Negierungsbezirke befucht, jie wird 
unerträglich für den, der eine Gegend bereit, wo zahlreiche Territorien im Ge— 
menge liegen. Wird nun aber aud noch der Detailreijende dem Haufirer gleich 
gejtellt, jo treten diefe Erjchiwerniffe in verjtärktem Maße für diefen ein, denn 
das Bejuchögebiet des Haujirers ijt meijt ein räumlich verhältnißmäßig bejchränftes, 
daS des Detailvreifenden — man denke an den der Wäjchefonfektion, an den 
Weinreijenden — umfaßt häufig ganz Deutjchland. Wird nun aber gar für die 
Ertheilung des Wandergewerbejcheines jedesmal eine Gebühr erhoben, jo kann 
in manchen Bezirfen und namentlich auch für die Detailveifenden dadurch eine 
derartige finanzielle Bedrücdung jtattfinden, daß wichtige jolide Unternehmungen 
diejelbe nicht mehr zu tragen vermöchten; aber auch die Bewohner vieler von 
der Natur vernacdhläjiigter Gegenden, die geradezu auf den Haufirhandel als 
einzige Erwerbsquelle angemwiejen find, würden auf das Schwerte geihädigt werden. 
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Der Vortheil würde aber auch hierbei nicht dem Kleinen jeßhaften Kaufmann, 
fondern den großen Berjandgejchäften zufommen. 


Während noc bei Berathung der Gewerbeordnungsnovelle am 5. Mat 1882 
der Kommiſſarius des Bundesraths ausdrüdlich erklärte, „daß die Vorlage nur 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Gejundheit, im Intereſſe der öffent- 
lihen Ordnung und Sittlichfeit die Bejeitigung von Auswüchjen bezwede, aber 
dem Haufirhandel jelbit Nichts in den Weg legen, nicht den jtehenden Gewerbe- 
betrieb vor jeiner Concurrenz jchügen wolle,“ während damals Seitens der 
Nedner der der Bıundesrathövorlage zujtimmenden Parteien ausdrüdlich gleiche 
Erklärungen abgegeben wurden, tritt heute die Abficht, den jeßhaften Kaufmann 
durch Gejeßvorjchriften vor der Concurrenz des Haufirhandel3 zu ſchützen, unver: 
büllt zu Tage. Sowohl die Bejchränkung der Giltigkeit des Wandergewerbe- 
icheines, wie die Forderung, Seitens der VBerwaltungsbehörde jollten nur jo viel 
Hanfirgewerbefcheine erteilt werden, al® nach dem Ermeſſen derjelben ein Be— 
dürfniß hierzu für den entjprechenden Bezirk vorliege, haben nur dann einen 
Sinn, wenn man bezwedt, den Haufirhandel zu Gunjten de3 ortsanfälligen Handels 
zu bejchränfen, letzteren alſo vor der Concurrenz des eriteren zu jchüßen. 


Eine gejunde Entwidelung des Handels kann aber nur da eintreten, wo 
derjelbe jich frei bewegen fann, wo er mit der Goncurrenz zu kämpfen bat; 
andernfalls fommt er zur Stagnation; ihm wird mit Privilegien nicht gedient 
und der Nonjument kommt zu jchwerem Schaden; das mindert aber Kaufkraft 
und Kaufluſt desjelben und der jchliegliche Erfolg ijt eine allgemeine Verringerung, 
eine Lähmung des Geſchäftsverkehrs. i 

Wir erachten e8 aber auch mit dem Prinzip des modernen Necdtsitaates für 
unvereinbar, einen Theil der Staatsbürger auf Koſten eines anderen zu begünjtigen 
und leßtere in ihrer Freiheit zu bejchränfen; findet ein jolches Prinzip in unferer 
Geſetzgebung Eingang, jo fommen wir jchließlich wieder zu den Stapel: Mühl— 
und Bannrechten zurüd, denn ebenjogut, wie der Heine ortsanfäjlige Kaufmann 
wird Müller, Brauer, jeder Handwerker und Induitrielle verlangen fünnen, auch 
gegen die heimische Konkurrenz gejchüßt zu werden. 

Es iſt unferer Anficht nach aber aud gar feine Behörde im Stande fejtzus 
jtellen, wie groß das Bedürfnig der Konſumenten einer Gegend, durd) den Haufir= 
handel bedient zu werden, binfichtlich jeder einzelnen Waarengattung it; der 
Dezernent an der Negierung kann unmöglich aus eigener Kenntnig willen, wie 
viel Haufirer jeder Waare ihr Brot in einem Bezirk finden fönnen, ohne dab 
eine Beläjtigung des Konfumenten eintritt; er wird ſich alſo an die Landräthe 
wenden; diejenigen der Sreife, welche viel Haufirer ausjenden, werden das Be— 
dürfniß hoch jchägen, die rein landwirthichaftlichen Kreije niedrig; lebtere werden 
jih an die Amtsvorjteher wenden, welche vielleicht gerade Perſonen find, die ein 
perjönliches Interejje daran haben, daß wenig Hauſirer nad dem Ort kommen. 
E3 würde dann der Fall eintreten, daß gerade in überwiegend landwirthichafts 
lihen Bezirken, dem Hauptabjatgebiet des Hauſirhandels, das Bedürfniß als 
gering, in den indujtriellen Gebirgsgegenden, welche Hauſirer ausjenden, das 
Bedürfnig als Hoch feitgejtellt würde, während das wahre Verhältnig gerade um- 
gefehrt wäre; es läßt ſich wohl für einen Ort von den Lofalbehörden ermitteln, 
wie viel Schanfitätten ein Bedürfniß find, aber nicht für einen Regierungsbezirk, 
wie viele Haufiricheine zu vertheilen find; für die Entjcheidung der eriten Bes 
dürfnißfrage find eben wejentlich ethiiche Gründe maßgebend und nicht der Ge— 
jichtspunft, die Gaſtwirthe vor der Concurrenz zu jehügen; die Frage, wie viele 
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Gewerbetreibende in einer Gegend ihr Brod finden, läßt fich ſtets nur durch die 
Eoncurrenz derfelben unter jich feititellen. 

Gerade aber für unſere Heimathsprovinz würde jede Maßregel, durch die 
eine Einschränkung des Haufirhandels herbeigeführt würde, von den gefährlichiten 
wirthichaftlichen Folgen jein; ein großer Theil der Waarenerzeugung der ohnedies 
vielfach in traurigen wirthichaftlihen Verhältniſſen lebenden industriellen Bevölkerung 
des jchlejischen Gebirges, insbejondere der Weber des Niejengebirges, des Eulen- 
gebirges, der Grafichaft Glaß und des Kreiſes Neuſtadt O. S. findet feinen Ab— 
jaß durch den Haufichandel, und zwar find es namentlich die Erzeugnilje der 
Handweberei, der Spitenfabrifation, der Stiderei, Strumpfwirkerei 2c., ferner 
der Drechslerei und Holzichnißerei, die auf diefe Weiſe vertrieben werden. Es 
bieße den Nothitand jener Gegenden auf das Empfindlichite verjchärfen und den 
Hausindujtriellen gänzlid) von den am Ort vorhandenen Mittelsperjonen abhängig 
machen, wollte man den Haufirhandel diefer Bezirke dadurch einjchränfen, daß 
man behördlich das Bedürfniß für die Ertheilung von Haufiricheinen feititellt 
und den Haujirer zwingt, für jeden einzelnen Bezirk einen bejonderen Hauſir— 
ſchein zu löjen. 

E83 gibt in jedem Stande PBerjonen, die demſelben nicht zur Ehre gereichen 
und zweifello8 auch unter den Haufirern zahlreiche, die an Neellität zu wünjchen 
übrig lajjen, aber im großen Ganzen jind die Wandergewerbetreibenden, welche . 
die jchleitichen Bezirke ausfenden, ehrliche zuverläſſige Gejchäftsleute, die jich in 
ihrem jchweren Beruf mühſam ernähren; es ſind das nicht Haufirer, welche ein- 
mal dem Käufer eine Schundwaare anjchmieren und ſich dann in der Gegend 
nicht mehr ſehen lajjen, jondern Leute, die auf ihren geichäftlihen Auf bedadjt 
Jind, die in regelmäßigen Zwijchenräumen ihre Kunden aufjuchen und jid wohl 
hüten, diejelben ſich durch Lieferung jchlechter Waare abwendig zu macen. ber 
gerade in den meijten der MWaaren, welche dieje Leute mit jich führen, ijt der 
anjäjlige Kleine Kaufmann des Dorfes gar nicht in der Lage, die Auswahl zu 
haben, welche der Käufer verlangt; für manche Woaren aber, wie gewiſſe Manu 
fafturwaaren und Schnittwaaren wird der in einem fleinen Ort anfäjlige Kauf— 
mann, wenn er jie in gemügender Auswahl vorräthig halten joll, eben wegen 
de3 jeltenen Abjaßes viel höhere Preije fordern müſſen, al3 der Haujirer, der 
beim Umberziehen in vielen Orten dieje Waaren viel rafcher umzujegen im Stande 
it; das wirthichaftlihe Bedürfnig der Konſumenten verlangt bier den Hauſir— 
handel, wie denn auch die Petitionen gegen den letzteren nicht von den Kon— 
fumenten, jondern von den Konkurrenten ausgegangen ind. 

Wenn nun aber jelbit der Detailreijende als Haufirer angenommen werden 
fol, jo würde auch für diefen die Bedürfnigfrage von der Bezirksregierung feſt— 
geitellt werden; wir vermögen derjelben aber in feiner Weife zuzutrauen, zu 
ermejjen, wie viele Weinreifende beijpielSweife für einen Bezirk ein Bedürfniß 
find, jehr leicht würde dann der Fall eintreten, daß die Neifenden von Firmen, 
die jeit Jahren in einer Gegend einen feiten Kundenkreis haben und die Geſchmacks— 
rihtung ihrer Abnehmer fennen, feinen Wandergewerbejchein befommen, weil 
durch die ausgegebenen das Bedürfniß des Bezirks bereits gededt iſt; moch viel 
weniger aber wird die Negierung zu ermeſſen vermögen, wie viel Wäſche- und 
Konfekftionsreifende für einen Bezirk ein Bedürfniß find; gar mancher Guts= 
bejißer, der geneigt ijt, dem bayrischen Antrag zuzuitimmen, würde hinterher 
fehr ärgerlich jein, wenn der Neifende feines Schneiders ihn nicht mehr bejuchen 
fönnte, weil die Regierung das Bedürfniß zur Ertheilung eines weiteren Wander- 
gewerbejcheins für diefen Gejchäftszmweig nicht anzuerfennen vermocht hätte; da 
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der Schneider de3 benachbarten Landſtädtchens weder in Stoff noch Schnitt feinen 
Anforderungen zu entiprechen vermöchte, würde er jtetS die Koſten einer mehr- 
tägigen Reiſe nad) einer größeren Stadt zu denen des Anzugs jchlagen müſſen. 
Die Befürworter diejer Beichränfungen erwägen nicht, daß man manche Fleine 
Beläftigung, wie fie durch ſolche Reiſende zweifellos bisweilen erfolgt, in Kauf 
nehmen muß, wenn man die großen Annehmlichkeiten haben will; wer aber das 
Erjtere nicht will, muß auf leßtere verzichten. 

Wenn wir zum Schluß noch kurz auf den Antrag der Abg. Gröber, Letocha, 
Schädle über denjelben Gegenitand eingehen, obgleich derjelbe vom Neichstag 
bereit3 abgelehnt it, jo thun wir das aus der Bejorgniß. daß, wenn Seitens 
des Bundesraths doc) irgend cine diesbezügliche Gejegesvorlage eingebracht werden 
jollte, zu befürchten ijt, daß dieje Anträge aufs Neue gejtellt werden. 

Es find hier außer den bereit3 bejprochenen bejonders drei Punkte, gegen die 
wir entichieden Verwahrung einlegen müfjen: 

Eritend hinſichtlich der Perjönlichfeit der Haufirer: Allerdings würden wir 
es für zwedmäßig halten, wenn Wandergewerbejcheine für minderjährige Perjonen 
überhaupt nicht ausgejtellt würden, wobei e3 nicht ausgejchlojjen bliebe, daß dieje 
in Begleitung ihrer Eltern mit im Wandergewerbe thätig wären. Dagegen ijt 
das Verlangen, die Altersgrenze auf das vollendete 24. oder gar 30. Jahr hinauf- 
zujeßen, ein unbilliges; das jchwere Wandergewerbe erfordert vielfach jüngere 
kräftige Leute, welche im Stande find, den gewichtigen Waaren-PRaden zu tragen 
und wenn der Haufirer fein Geſchäft erjt in jpäteren Jahren anfangen joll, fo 
erwirbt er nicht die Gewandtheit im Umgang mit den Kunden, die dasfelbe nun 
einmal erfordert. Eine ganz außerordentliche Härte, ja vielfach geradezu der Ruin 
der wichtigſten Zweige des Hauſirhandels, wäre das Verbot des Haufirend durch 
Frauen. Für den Handel mit Schnittiwaaren, Spitzen, Strümpfen und fonjtigen 
Toiletrenartifeln ijt die Frau unentbehrlich; fie veriteht e8, das der Gejchmads- 
rihtung der Käuferin Entjprechende herauszufuchen ; fie ijt deren Beratherin für 
den Auspuß, jie vermag mit ibr zu jprechen. In vielen Fällen aber ijt es die 
Frau, die mit den gewerblichen Erzeugnijjen ihres Mannes haufiren geht, mit 
Strohflechtarbeiten, Holzſchnitz, Drechsler: und Klemptnerarbeiten; was foll der 
Mann anfangen, wenn die Frau feine Arbeiten nicht mehr vertreibt! In anderen 
Fällen find es Witten, verlaffene Ehefrauen, oder jolche arbeitsſcheuer Männer, 
die ſich durch Hauſiren mühjelig ihr Brod verdienen. Nimmt man ihnen dieſe 
Arbeitsgelegenheit, jo fallen jie der Armenfafje zur Lajt. Die Gefahr, da weib— 
lihe Haujirer neben dem Hauſiren unjittliche Zwede verfolgen, iſt an und für 
fi) nicht groß und die Bejtimmungen der SS 57 sub 4 und 6Ob dürften aus 
reichende Mittel an die Hand geben, einem derartigen Mißbrauch vorzubeugen. 

Wenn wir an und für ſich den Wunjch für ganz berechtigt halten, bejtraften 
Perjonen in ausgedehnterem Maße, al3 dies. auf Grund der heutigen Geſetz— 
gebung möglich ift, den Wandergewerbejchein vorzuenthalten, jo müfjen wir dem— 
gegenüber doch geltend machen, daß es jolchen Perſonen meijt außerordentlich 
jhwer wird, wieder ehrliche Beichäftigung zu finden und einer weiteren Er— 
ihwerung in diefer Richtung erhebliche Bedenken gegenüber jtehen. 

Wenn weiterhin der Antrag Gröber und Conſorten eine Bejchränfung der- 
jenigen Waaren verlangt, mit welchen das Haufiren zuläffig it, jo vermögen wir 
für die Nothwendigfeit einer jolchen Maßregel überhaupt feinen Grund einzufehen, 
dagegen würde, wollte man den praktischen Vorjchlägen dieſes Antrages entſprechen, 
der Haufirhandel größtentheils vernichtet werden. Wenn Manufakturwaaren aus— 
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geſchloſſen werden follten, jo hörte damit das Haufiren in ſämmtlichen Artikeln 
der Textilindustrie auf; feitzujtellen, welche Waaren handwerksmäßig hergeitellt 
werden, ijt unmöglich, denn Diejelbe Waare fann fabrit- oder handwertsmäßig 
gefertigt werden, wie es denn überhaupt nicht möglich ift, eine jcharfe Grenzlinie 
zwijchen Sandmwerföbetrieb und Fabrikbetrieb zu finden; eben fo ſchwer würde 
der Begriff Qurusartifel zu definiren fein, denn was für den Einen einen jolchen 
darjtellt, das ilt dem Anderen ein unentbehrlicher Bedarfsartifel, ja ein Gegen 
ſtand, der zweifellos das lettere ijt, wird Häufig lediglich durch die Ausjtattung 
ein Lurusartifel; aber gerade der Landbewohner vermag feinen berechtigten Be— 
darf an Gegenjtänden, die jein Heim oder jeine Perſon zieren, meijt nur beim 
Haufirer zu deden und die Gebirgsbewohnerinnen, die Spigen und Stidereien 
mühjelig anfertigen und vertreiben und jich damit ihr kärgliches Brod verdienen, 
würden in große Noth gerathen, wenn man ihnen diejen Nahrungszweig ab: 
jchneiden wollte. Ebenſo ungerechtjertigt it die Forderung, daß die Haufirer 
nur jelbjtgefertigte Waaren führen jollen; wenn man bedenkt, welchen Aufwand 
an Zeit und Geld der Haufirer zu bejtreiten hat, ehe er jein Abjatgebiet erreicht, 
fo hieße es diefen Aufwand vervierfachen, wollte man dies von ihm verlangen; 
die Theilung der Arbeit, auf der ein großer Theil des Aufſchwungs der wirth- 
ichaftlihen Produktion beruht, muß doc auch dem Wandergewerbe zu Gute 
fommen; der Eine veriteht den Vertrieb bejjer, der Andere die Anfertigung ; jeder 
muß das Necht haben, jeine Kraft bejtmöglichit auszunußen. 


Gewijjermaßen weil den Antragitellern vor den Folgen ihrer Geſetzesvor— 
fchläge jelbjt bange ijt, joll den Bewohnern derjenigen Gegenden, in welchen der 
Haufirhandel jich jo zu jagen hiſtoriſch entwidelt hat, die in ihrer Erwerbsthätig- 
feit auf ihn angewiejen find, wie das Erzgebirge, Eulengebirge 2c., das Haufiren 
im bisherigen Umfang gejtattet werden. 

Abgejehen davon, daß im Deutjchen Neiche alle Bürger gleiche Rechte haben 
müjjen, eine jolche Beſtimmung aljo geradezu verfafjungsmwidrig fein würde, iſt 
diefelbe auch gar nicht praftiich durchführbar; wie will man feititellen, dieſes 
Dorf darf Haufirer in beliebiger Zahl und für beliebige Waaren ausjenden, das 
Nachbardorf aber nicht mehr! Der Wandergewerbejchein für den Haufiver eines 
folhen Ortes fjollte für ganz Deutjchland und für alle bisher erlaubte Waaren 
gelten, der für den Haufiver des Nachbarorts nur für den Negierungsbezirt — 
ſofern dajelbit noch ein Bedürfnig vorliegt — und für wenige Waaren. Detail» 
reijende vermöchten nur noch die privilegirten Orte auszuſeuden. Würde nicht 
ein Zujtrömen von Haufirern nach jenen Orten jtattfinden, was den beabjichtigten 
Effekt der vorgefchlagenen Maßnahmen einerjeitS aufheben, andererjeitS in diejen 
Ortſchaften zu höchſt ungejunden Zujtänden führen müßte! 

Man muß annehmen, daß die Antragiteller ſich die Tragweite ihrer Geſetzes— 
vorjchläge in feiner Weiſe Far gemacht, day fie jich vielmehr nur zum Sprad)- 
rohr unklarer Wünjche einzelner Gewerbskreiſe gemacht haben. 

Zweifellos befteht in weiten reifen der gewerbes und handeltreibenden 
Bevölkerung Deutjchlands Unzufriedenheit mit den gegenwärtigen unerquiclichen 
wirtbichaftlichen Verhältnifien, mit dem Stoden der Gejchäftsthätigfeit und es iſt 
wohl menjchlih, daß Viele eine Bejjerung ihrer Lage in der Bekämpfung von 
gerade ihnen unbequenen Erjcheinungen jehen und das Einjchreiten der Geſetz— 
gebung hierzu verlangen; damit aber wird feine Abhilfe gejchaffen, am wenigjten 
Zufriedenheit erzeugt, denn die Unzufriedenen jchreien — wenn ihnen die auf 
ihren Wunſch getroffenen Maßregeln nichts geholfen haben — immer nad) weiteren 
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Beichränfungen. Jede Mafregel, Auswüchje zu bejchneiden, bemmt aber — jelbit 
wenn ſie diefen ihren Zwed erfüllt — ſtets die freie Thätigfeitt. Im wirth— 
ichaftlidyen Leben mu Jeder die Augen offen halten, auf eigene Thatkvaft, nicht 
auf die Hilfe der Staatögewalt bauen. 

Die verhandene Unzufriedenheit, die jtodende Gejchäftslage it zum großen 
Theil das Reſultat der fortwährenden Beunruhigungen, welche die Gejchäftswelt 
durch immer neue Experimente auf gejeßgeberifchem Gebiete, durch Beitrebungen 
und Anträge erfährt, über deren Gefährlichkeit und Tragweite ſich ihre Urheber 
nicht Har find; unendlich verjtärft aber wird ſie noch dadurd, daß breite Schichten 
Alles nicht von der eigenen Tüchtigfeit, jondern von der Staatshilfe erwarten; 
dadurch wird Unternehmungsluſt und Charakter gejchwädht. 

Wir richten deshalb an den hohen Bundesrath die ehrerbietige Bitte, diejer 
verderbliden Strömung energijch entgegen zu treten und alle Anträge, welde auf 
Minderung der Gewerbefreiheit zielen, abzulehnen. 
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Dergleihende 


der Gejammtausgaben für die Unterhaltung der Landheere in Deutſchland und 
Kojten in den Jahren 



















Ordentliche Außerordentliche 
(einmalige) - 2 
(fortlaufende) ——— Summe Davon ab: Bleibt 
Jahr Ausgaben Durchſchnitt · der Verwaltungs⸗ Gefammt: 
einschl. ausgabe in den | Ausgaben Ginnahmen Ausgabe 
Jahren 1877/78] Ausg | 3g 







Penfionen | pis 1892/93) 
K__|__M — 


N 





A. Deutfä 
1880/81 | 343 112 399 80 388 500 | 423500899 | 4817113 | 418683 786 
1886/87 | 363695183 | 80388500 | 444083683 | 4293 695 439 789 988 





1892/93 | 467 371 376 80 388 500 547 759 876 7 833 044 539 926 832 


r Werden zu den Gefammtausgaben nod die 
Zinſen für Anleihemittel im Betrage von 
rund 36 Millionen Mark hinzugerechnet, jo 
ergeben ſich für 1892/98 nebenitehende Be 
tät > 2 22 nee. 575 926 832 


B. Strauß 


Ausschließlich 
der Ausgaben für 
die Gendarmerie, 
garde republi- 
caine, ſowie für 
die Givil-Eleven 
der Ecole polyt. 
und fiir poudres 

et salpetres 


1880 459 364 000 111 772 753 571136 753 | 11364 000 559 772 753 
1886 477 802 400 111 772 753 589575153 | 13 776 000 575 799 153 
1892 507 708 800 111 772 753 619481553 | 10404 800 609 076 753 


® Zinien für Anleihemittel 
(ftehe oben bei Deutichland) 116 Millionen =| 725 076 758 









dh Sri des Hermes, 
Ueberſicht 


Frankreich und der auf den Kopf der Bevölkerung und Friedensſtärke entfallenden 
1880, 1886 und 1892. 


7 Vu u 7 u 
Hiernach ergeben des Heeres Hiernach ergeben 





Bevölferungs- | ih als Auflage — fich auf den Kopf 


Biffer pro Kopf ber Be-[ Offiziere, Beantte| der Friedensftärte PENELEUNGEN 





völferung und 
Mannſchaften 
fand. 
45 234 061 9:5 428 927 _ 976,18 
(1. 12. 1885) 
46 858 000 9,.9 455 974 964,51 
(1. 4. 1892) 
50 188 500 10,8 521 786 1034,77 
+ Fr bie Borjahre haben 
| "Dieje Ausgaben aufer 
Betracht geiaſſen werben 
| müflen, weil für Frank⸗ 
reich bie besüüglichen Ans 
gaben nicht betannt find, 
11,5 — 1103,16 
reid 
Ausichließlich 
Hendarmerie und 
garde r&publi- 
caine, Zöglinge 
(Segen von St. Cyr, Gegen 
Deutich- | Ecole polytech- Deutich- 
mit Algier fand mehr nique land mehr 
40 386 422 | 13,s# 4,60 470 661 1189,s3| 213, 
{ 41578908 | 13. | 4% 497998 |1156%| 19148 
(am 1. 1. 1892) 
42 485 983 | 14,34 3,58 549 096 | 1 109,4 74,41 
er 17,07 5,50 — 1320401 216,73 
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Vergleichende Weberficht der Koflen der Kriegsmadt 
(Heer und Marine) 
ſowie 


der für Heer und Marine auf den Kopf der Bevölkerung entfallenden Koſten in 
Deutjchland und Frankreich für die Jahre 1880, 1886 und 1892. 





Von den Ge 
ſammtkoſten 











Gelammtkoiten | der Kriegs: Gegen 
: der macht (Heer | Teutich- 
Jahr: | Bezeihnung | Bevölferungs- — und Marine)| land — 
= Rriegsma berechnen fich | Frankreich | 
gang | der Staaten ziffer Heer und Marine) | als Auflage ’ nn 
pro Kopf der 
Bevölferung 
Ak. NM. Mk 
1 2 3. 4 5. 6 7. 
— Deutſchland. 45 234 061 457 955 317 10,12 — 
Frankreich. .| 40 386 422 704 159 976 17,4 7 
* Deutſchland .| 46 858 000 486 708 728 10,50 = 
Frankreich .| 41578903 762 097 647 18,35 7,0 
am 1. April 1892 626 538 189 12,48 — 
Teutichland . Bann a 
50 188500 |besw. 662 538 189°] bezw. 13,20 — REinſchtießzlich der 
100 —— 
| — am 1. Jan. 1892 815 558 966 19,20 6,72 "Deutiestans 3 
"| 42485983 |besw. 981558 966°] bezw. 21,08 |besw. 8,5 | munmmmeia 116 


Vermerk: Die für 1892 angegebenen Bevölferungssiffern — vom 1. April bezw. 1. Januar 1892 — 
iind mit Rüdjicht auf den Beginn der Budgetjahre gewählt. 
(Die in Spalte 4 angegebenen Beträge find der Berechnung der Geſammtkoſten der 
Kriegsmacht entnommen.) 
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Berechnung der Geſammtkoſten der Kriegsmacht. 
a. Für Deutſchland. 


Geſammt⸗Heeres⸗ 


J tar t r — 
Jahr nein | Geſammt Marineausgaben Summe 


nahmen) NM 




















Marine-Gtat: Fortdauernde Ausgaben 25 598.289 
Einmalige Aus N 13 659 450 

Allgemeine Penſionen - . ra 374 764 
39 632 503 

360 972 
39271531 
37 101185 
Yu 701 900 
629 705 
47 432 190 
514 050 
465 918 T40 


45 298 839 


ab: Verwaltungseimnahmen 
Bleiben 
Fortdauernde Ausgaben 


Einmalige Ausgaben 
Allgemeine Penſionen 









1880/81] 418 683 786 457 955 317 
























Marine Etat: 














ab: Verwaltungseinnahmen 


1886/87] 439 789 988 Bleiben 486 708 728 















Fortdauernde Ausgaben 
Einmalige Ausgaben 

a) Ordentlicher Etat . 

b) Mußerordentl. Etat 

Allgemeine Benftonen . ae 


Marine Etat: 










17112700 
22 997 800 

1 550 368 
86 959 707 
ab: Verwaltungseinnabmen 2 348 350 
1892/93] 539 926 832 &6 611 357 1626 538 189 
















bezw. unter Hinzurechnung von rund 36 Willionen DE 
Zinſen für Anleihemittel zu Sweden des Yan d heeres 


662 538 189 


— Frankreich. 

















Jahr — an arine Zumme Bemerkungen 
NE # J * sb F —— 
1880 559 772 753 144 387 293 704 159 976 | *) Mlarineaus» 
1886 375 799 153 186 298 494 762.097 647 Igaben ohne Kolo⸗ 
1892 | 609 076 753 206 482 213 815 558 966 | nialbuoget. 


bezw. unter Hinzurechnung von rund 116 Mill. IE. 
Zinſen für Mredite zu Sweden des Yandbeeres . | 931 558 966 





Vergleichende Ücberſicht 


von den Geſammtausgaben für die Ruſſiſche Kriegsmacht für die Jabre 1880, 
1886 ımd 1892. 











Geſammtausgaben für die Nriegsmacht In Mart 
— FE — n ar 
ahr fü 8 De für die Marine = N h 
Jah für das Heer für die Marine Summe umgerechnet 


Rubel Rubel Rubel 


1880 189 669 000 28 546 000 218 215 000 698 288 000 
1886 206 189 949 39405 757 | 245595 706 785 906 259 
1892 314 721132 | 50602233 365323365 | 1 169 034 768 | laut Anfchlag. 


= 49° 
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Gefundheitspolizeilicdhe Anordunngen aus 
Anlaß der Choleraepidemie von 1892.) 


I. Sceverfehr. 


Die Anfangs Juli eingegangenen Nachrichten über das Auftreten der Cholera 
im füdlichen Rußland und in Perſien veranlaßten die Neichöverwaltung, am 
6. Juli die Bundesjeejtaaten auf die Gefahr einer Seucheneinjchleppung von dort 
bejonders aufmerfiam zu machen und jie zu erjuchen, eine jorgfältige Ueber— 
wachung des Sejundheitszuitandes auf den aus den Häfen des Schwarzen Meeres 
und des Perjiishen Meerbujens kommenden Schiffen eintreten zu laſſen. Ein 
gleichmäßiges Verfahren bei diejer gejundheitspolizeilihen Kontrole war dadurd) 
gelichert, daß bereits in Jahre 1883 eine Verjtändigung der Bundesfeejtaaten 
über die geiundheitspolizeiliche Kontrole der einen deutjchen Hafen anlaufenden 
Seeichiffe erzielt worden war. In meijt wörtlicher Uebereinitimmung find im 
Monate Juli 1883 von den Regierungen aller Seeuferitaaten Verordnungen nad) 
dem unten abgedrudten Mujter erlafjen worden, nad) denen noch heute die Ueber— 
wachung der aus verjeuchten oder jeucheverdächtigen Häfen kommenden Seejchiffe 
jtattfindet. 

Die weitere Verbreitung der Cholera in Rußland und ihr Ausbruch in 
Frankreich, Belgien und den Niederlanden hat jpäter dazu geführt, auch die aus 
diefen Ländern fommenden Seejchiffe einer gejundheitspolizeilichen Kontrole zu 
unterwerfen. Bei Frankreich it diefe Mafregel, entiprechend der Ausbreitung 
der Seuche, auf die Häfen der Nordküſte, von Cherbourg bis zur belgischen Grenze, 
und auf Marjeille bejchränft geblieben. 

Die Verordnung, betreffend die gejundheitspolizeilihe Kon— 
trole der einen deutſchen Hafen anlaufenden Seeſchiffe — ausgearbeitet 
auf Grund einer Verjtändigung der betheiligten Bundesregierungen — lautet: 

S 1. Jedes einen deutjchen Hafen anlaufende Seejchiff unterliegt der ge: 
jundheitspolizeilichen Kontrole: 

1. wenn es aus dem jchwarzen Meere, aus einem Hafenplaße der Türkei oder 
der türkiſchen Inſeln — ausjchließlich der am adriatiichen Meere belegenen 
Sebietstheile, jedoch einschließlich Kleinaſiens, Syrien? und der Nordfüjte 
Afrikas öftlich von Algier —, aus dem perjiichen Meerbufen, aus dem 
rothen Meere oder von der Wejtfüfte Afrikas nördlich von der Kapitadt 
bis zur Straße von Gibraltar fonımt; 

2. went es aus einem Dafenplap fommt, welcher gemäß Bekanntmachung des 
Neichsfanzlers oder nach jonjt vorliegenden glaubwürdigen Nachrichten als 
der Belt, der Cholera oder eines nit blos auf ſporadiſche Fälle ſich be= 
Ichränfenden Ausbruchs des gelben Fiebers verdächtig anzujehen it; 


) Verh. d. Reichstags, 8. Leg.Per. II. Seſſ. 1892/98, Trudi. Nr. 56. 
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3. wenn e3 während der Reife mit einem der unter 1 und 2 genannten 
Häfen oder mit einem Schiffe, welches einen foldhen Hafen berührt hatte, 
Verkehr gehabt hat; oder 

4. wenn während der Reife auf dem Schiffe ein den Verdacht von Reit, 
Cholera oder gelbem Fieber erregender Krankheitsfall ſich ereignet hat. 


8 2. Das der gejundheitspolizeilichen Kontrole unterliegende Schiff ($ 1) 
muß, jobald es fidy dem Hafen auf Sehmweite nähert, die Duarantäneflagge auf— 
ziehen. Die legtere beiteht in einer gelben Flagge, und iſt am Fockmaſt zu bijjen. 

Das Schiff darf, unbejchadet der Annahme eines Lootjen oder eines Schlepp= 
dampferd, weder mit dem Lande noch mit einem anderen Schiffe in Verkehr 
treten, auch die Quarantäneflagge nicht einziehen, bevor es durch Verfügung der 
zuftändigen Behörde freie Praftifa erhalten hat (58 5 ff). Der gleichen Ver— 
fehrsbejchränfung unterliegen neben der Bejagung ſämmtliche an Bord des Schiffes 
befindlichen Perjonen. 

Die Lootjen und die Hafenpolizeibehörden haben auf Befolgung diejer Vor— 
jchrift zu achten und durch Befragung des Scifferd oder feines Vertreters fejt- 
zuftellen, ob der $ 1 auf das Schiff Anwendung findet. 

8 3. In den Fällen des 8 1 wird dem Schiffer oder dejjen Vertreter 
ein nadı Maßgabe der Anlage aufgeitellter Fragebogen behändigt. Auf demfelben 
haben der Schiffer, der Steuermann, und falld ein Arzt die Neife als Schiffs- 
arzt mitgemacht bat, bezüglich dev unter Nr. 14, 15, 16 aufgeitellten Fragen 
auch der Schiffsarzt, die verlangte Auskunft alsbald wahrheitsgemäß und jo, daß 
fie von ihnen demmächit eidlich beitärkt werden kann, zu ertheilen. Der aus— 
gefüllte Fragebogen iſt von dem Schiffer, dem Steuermann und — in dem oben 
vorausgejegten Falle — von dem Schiffsarzte zu unterjchreiben und nebjt den 
fonftigen zur Beurteilung der Gefundheitsverhältnifje des Schiffes geeigneten 
Papieren zur Verfügung der Behörde zu halten. 

8 4. Der Berfehr mit einem Schiffe, welches die Quarantäneflagge führt, 
ijt Privatperjonen unterjagt. Wer diejes Verbot übertritt, wird als zu dem der 
Kontrole unterliegenden Schiffe gehörend behandelt. 

$5. Das Schiff ($ 1) wird fofort zum freien Verkehr zugelajfen, wenn 

1. auf den Schiffe ein den Verdacht von Peſt oder Cholera erregender Krankheitsfall 
während der ganzen Reife und ein den Verdacht von gelbem Fieber erregender 

Krankheitsfall innerhalb der letzten 14 Tage nicht vorgefommen ift; aud) 

2. dad Schiff während der Reife mit einem verdächtigen Schiffe nicht Verkehr 

gehabt hat ($ 1 Ziffer 3) und außerdem 

3. entweder 
das Schiff in einem nicht infizirten, mit den erforderlichen Einrichtungen 
verjehenen Hafen der Nord» oder Dftjee einer janitätspolizeilichen Kontrole 
unterzogen worden ijt und dort freie Praftifa erhalten hat, 
oder 
durch einen von dem zuitändigen deutſchen Konjularbeamten am Abgangs— 
bafen, längjtens 48 Stunden vor dem Abgange ausgejtellten und in jeden 
Hafenplage der im $ 1 gedadten Art, welchen das Schiff während der 
Reife berührt hat, erneuerten Gejundheitspaß befcheinigt it: daß in dem 
AUbgangshafen (beziehungsweije in dem während der Neife berührten Hafen) 
und in dejjen Umgebung innerhalb der lebten 30 Tage Fälle der Reit 
oder der Cholera überhaupt nicht, Fälle des gelben Fiebers nicht oder doch 
nur ſporadiſch vorgekommen jind. 





Digitized by GOÖgle 


774 Gefundbeitspolizeilihe Anordnungen aus Anlaß der Choleraepidente von 1892, 


8 6. Trifft auch mur eine der Vorausfeßungen des $ 5 nicht zu, jo muß 
das Schiff, ſofern es nicht al3bald wieder in See geht, an der ihm angewieſenen 
Stelle vor Anker gehen und unterliegt der unter Zuziehung des beamteten oder 
des zu deſſen Stellvertretung berufenen Arztes zu beiwirfenden Belichtigung. 

8 T. Das Schiff iſt zum freien Verkehr zuzulajien, wenn das Ergebniß 
der Belichtigung nad allen Richtungen Schiff, Perionen, Ladung) ein befriedigendes 
it. Andernfalls treten die Bejtimmungen der SS 8 bis 10 in Kraft. 

8 8. Befinden ſich Berjonen an Bord, welche während der Neije an der 
Veit, der Cholera oder dem gelben Fieber gelitten haben oder zur Zeit an einer 
diejer Krankheiten leiden, oder derjelben verdächtig find, jo find fie jofort in ein 
zur Aufnahme und Behandlung derartiger Kranken geeignetes ijolirtes Lokal zu 
bringen, unter Trennung der wirklich erkrankten und der nur verdäcdtigen Per: 
fonen. Sie verbleiben dort bis zur Geneſung oder Befeitigung des Verdadhts. 
Befinden jich Leichen jolcher Perjonen an Bord, jo find jie unter den erforder- 
lichen Vorfichtsmaßregeln zu bejtatten. 

Kleider, Wäfche und Betten, welche von Perjonen benußt worden jind, die 
an einer der vorgenannten Kirankheiten gelitten haben, müſſen vernichtet werden; 
die jonjtigen Effekten jolher Perfonen und die Schiffsräume, in welden jie fich 
aufgehalten haben, jind zu desinfiziren. 

Die Bejapung und die Neifenden an Bord eines jolden Schiffs (Abjag 1) 
find der ärztlichen Beobachtung in einem ijolirten Naume zu unterwerfen. Die 
vom Tage der Iſolirung an zu rechnende Dauer der Beobachtung beträgt: bei 
Verdacht der Peſt 7 Tage, bei Verdacht der Cholera 6 Tage, bei Verdacht des 
gelben Fiebers, jofern die Ankunft in den Monaten Juli oder Auguſt erfolgt, 
6 Tage, — in allen übrigen Fällen höditens 6 Tage. Die Dauer der Beob— 
achtung wird entjprechend abgekürzt, wenn der Krankheitsverdacht vor Ablauf der 
feitgejegten Friſt ſich als unbegründet herausitellt. 

Die Kleider der unter Beobachtung jtehenden Perjonen find zu desinfiziven 
oder zu vernichten; ihre jonjtigen Effekten und die von ihnen benußten Sciffs- 
räume find zu Ddesinfiziren. Je nad den Umjtänden ift die Desinfektion auch 
auf die Perſonen jelbit, einschließlich des Pflege: und des Dienjtperjonals, zu 
erjtreden. Perſonen, welche während der Dauer der Beobachtung erkranken, 
unterliegen den Borjchriften in Abſatz 1 und 2. 

Der an Bord gemwejene Lootje iſt nah dem Ermefjen des unterjuchenden 

Arztes zu desinfiziren. 
8 9. Hat das Schiff giftfangende Waaren aus jolden Gegenden an Bord, 
welche gemäß $ 1 Ziffer 2 al$ peſtverdächtig anzufehen find, oder hat das Schiff 
in derartigen Orten giftfangende Waaren geladen, jo dürfen diefelben erit nad) 
vorgängiger Unjhädlihmahung in den Verkehr gebradht werden. Die Wieder: 
ausfuhr der Gegenſtände ift gejtattet, muß jedod) ohne Umladung gejchehen. 

ALS giftfangende Gegenftände im Sinne diefer Verordnung gelten namentlich 
Hadern oder Yumpen, gebrauchte Leib- oder Bettwäſche, gebrauchte Kleider, 
Bapierabfälle, Flachs, Hanf, Werg, thieriſche Abfälle (Knochen, Blaſen, Därme 
u. dergl.), Felle, Häute, Haare, Borjten, Federn, Wolle, Filz, Pelzwerk, Kürſchner— 
waaren, wollene oder jeidene Waaren. 

Die Schiffsräume, in welchen derartige Gegenjtände verdädhtiger Provenienz 
(Abſatz 1) verladen gewejen find, müfjen desinfizirt werden. 

$ 10. Der Bilgeraum der unter $ 1 Ziffer 2 und 4 fallenden Schiffe 
iſt mit jeinem Inhalte zu Ddesinfiziven. Je nad) den Umftänden it die Des— 
infeftion auch auf jonjtige Räume folder Schiffe zu erjtreden. 


— 
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8 11. Bei umentjchiedenen Krankpeitsfällen kann das Schiff einer nad) den 


‚Umftänden zu bemejjenden Beobachtungsquarantäne unterworfen und eventuell die 


Zuziehung weiterer Sadverjtändiger angeordnet werden. 

$ 12. Können die in den SS 8 bis 11 aufgeführten VBorjihtsmaßregeln 
in einem Hafen nicht getroffen werden, jo ilt das Schiff an einen mit den er— 
forderlihen Einrichtungen verjehenen Hafen zu verweilen. 

$ 13. Gtrandet ein den Beltimmungen der Verordnung unterliegendes 
Schiff an der deutjchen Küſte, jo haben die Strandbehörden die erforderlichen 
Maßnahmen im Sinne diefer Verordnung zu treffen. 

Läuft ein jolches Schiff einen deutichen Hafen als Nothhafen an, jo fann 
es dajelbit unter Bewachung und unter Beobachtung der von der Hajenbehörde 
vorzujchreibenden Sicherungsmaßregeln jo lange unter Ouarantäneflagge liegen 
bleiben, als der Nothiall dauert, und darf die erforderliche Hilfe erhalten. 

$ 14. Auf die Schiffe und Fahrzeuge der Kaiferlichen Marine finden die 
VBorjchriften der Verordnung nicht Anwendung. 


Il. Flußverkehr. 


Die große Gefahr, welche das Vordringen der Cholera im Elbegebiet nad) 
den jtromaufwärts von Hamburg gelegenen Orten für Berlin und noch darüber 
hinaus in ſich jchloß. zwang die Neichdverwaltung zu einem unmittelbaren vajchen 
Eingreifen. Die Ermittelungen des nad) Lauenburg und Boizenburg entjendeten 
Mitgliedes des Kaijerlichen Gejundheitsamtes hatten ergeben, daß in beiden 
Städten die Seuche in gefährlicher Weije herrichte, daß die Seuche durch Schiff: 
fahrtöverfehr auf der Elbe immer weiter in das Binnenland verjchleppt wurde, 
daß die an Ort und Stelle angeordnete gejundheitspolizeiliche Ueberwachung der 
Schiffer und Flößer ſchon deshalb nicht ausreichte, weil fie durch die ji mehr- 
fach kreuzenden Gebietögrenzen verjchiedener Bundesitaaten unterbrochen und daher 
nicht einheitlich ausgeübt wurde. 

In Erfenntniß diejer Verhältnifje wurde am 12. September ein Reichs— 
fommijjar für die Gejundheitspfilege im Stromgebiet der Elbe 
ernannt. Durd) das Entgegentommen des Königlich preußiſchen Kriegsminijteriums 
und der Marineverwaltung konnten dem Reichskommiſſar noch an demjelben Tage 
eine Anzahl von Sanitätsoffizieren als ärztliches Perjonal zur Seite gejtellt 
werden. Diejelben wurden zu Vorjtänden der längs den Waſſerſtraßen des Elbe— 
gebiet3 errichteten Kontrolitationen ernannt, erhielten bereit3 am Abend des 
12. September dur einen Vortrag des Geheimraths Dr. Koch im Kaiferlichen 
Gefundheit3amte Gelegenheit, jich über ihre Aufgabe zu unterrichten, und trafen 
am 13. September Mittag auf ihren Pojten ein. Eine Neihe von Kontrol— 
jtationen wurde errichtet. Die vom Reichskommiſſar ausgegebene Dienjtanweifung 
für die Kontroljtationsvorftände ijt unten (S. 777 ff.) abgedrudt. E3 wurde auf dieje 
Weiſe ermöglicht, daß ſämmtliche auf den Waſſerſtraßen des Elbegebiets fahrenden 
Schiffer und Flößer durchjchnittlich einmal täglich vom Arzte bejichtigt, daß Die 
Eholerafranfen unter ihnen jofort abgejondert wurden, und daß eine häufige 
Desinfektion des Bilgewajjers der Fahrzeuge ftattfand. Ferner wurden die Schiffs- 
infajfen unter Strafandrohung dazu angehalten, daß fie ihre Abgänge nicht in 
den Fluß entleerten und gutes Trinkwaſſer aus den ihnen bezeichneten Brunnen 
an Bord führten. Auf der zur Station Altona gehörigen Reviſionsſtelle Bruns- 
haufen wurde den von Hamburg auslaufenden Seeſchiffen Gelegenheit gegeben, 
ji einer 5 tägigen Quarantäne, verbunden mit täglicher ärztlicher Beſichtigung, 
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zu unterziehen. Dies geſchah, um einer Berjchleppung der Seuche durch den 
Seeverfehr nah Möglichkeit vorzubeugen und den betreffenden Schiffen die Zus 
lafjung in fremde Häfen zu erleichtern. 

In der Zeit vom 13. September bis 29. November wurden jeitens der 
ärztlihen Sciffsfontrolftationen im Stromgebiete der Elbe 57108 Schiffe und 
Flöße mit insgefammt 205954 Perjonen revidirt, 32851 Schiffe und Flöße 
desinfizirt, 108 Choleraerfrankungen und 11 choleraverdächtige Fälle feitgeitellt. 

Auch für die Oder jtellte jich das Bedürfniß nach einer ärztlichen Ueber— 
wachung heraus, nachdem am 14. September die VBerdächtigfeit der Oder nicht 
nur für Stettin, fondern auch für defien nähere Umgebung fejtgeitellt war, und 
nahdem auch in Eberswalde am Finow-Kanal eine Erfranfung erfolgt war, 
welche auf das Waſſer jenes Kanals hinwies. Da die Oder mit den ihrem Ge— 
biet zugehörigen Wafjerftraßen nur preußiiches Gebiet durchfließt, jo war Die 
Ernennung eines Reihstommifjars hier nicht nöthig. ES wurden zunächſt durch 
Verfügung der Königlich preußischen Miniiter des Innern und der Medizinals 
angelegenheiten vom 15. September Nevifions- und Desinfeftionsitellen fir die 
Dderichifffahrt oberhalb Stettin bei Gark, jowie an den Einmündungsitellen des 
Finow- und des Dder-Spreefanals eingerichtet, und fo dann am 20. September 
1892 ein Staatsfommijjar für die Gejundheitspflege im Gebiete 
der Oder ernannt. Hierauf vollzog ji im Odergebiet ähnlidy wie an der Elbe, 
die Errihtung von Kontrolitationen. Das Verzeichniß der Kontrolitationen im 
Odergebiet ift nebjt der Angabe über ihre Thätigfeit in Anlage 11 beigefügt. 

Bon den Sciffskontrolitationen im Stromgebiet der Oder jind in der Zeit 
vom 21. September bi8 27. November 30074 Fahrzeuge mit zufammen 103 327 
Perſonen revidirt, 15938 Fahrzeuge desinfizirt, T Choleraerkranfungen und 3 
choleraverdächtige Erkrankungen fejtgeitellt worden. In der Zeit vom 21. September 
bi3 31. Oktober wurden außerdem durch eine im Hafenbezirk Stettin durch den 
dortigen Bolizeidireftor eingerichtete Schiffsfontrole 1911 Fahrzeuge mit 7667 
Perjonen revidirt und dabei 4 Cholera: und 3 choleraverdäcdtige Erkrankungen 
ermittelt. 

Die Nachrichten, welche von Mitte September ab über das Auftreten und 
die Ausbreitung der Cholera in den Niederlanden einliefen, ließen die Bejorgnik 
einer Weiterverbreitung der Krankheit durch Vermittelung der Rheinſchifffahrt 
um jo mehr begründet erjcheinen, als nicht nur in den Niederlanden, jondern 
auch innerhalb des deutjchen Nheingebietes choleraähnliche Erkrankungen unter der 
den Rhein befahrenden Sciffsbevölferung vorfamen. Es wurde daher jchon am 
22. September bei den betheiligten Bundesregierungen die Anordnung geeigneter 
Vorſichtsmaßregeln für die ihrer Verwaltung unterjtehenden Stromjtreden ange: 
regt. Weiterhin wurde, da der Rhein und jeine Nebenflüjje die Gebiete mehrerer 
DBundesjtaaten berühren, am 1. Oftober ein Reichskommiſſar für die Ge— 
fundheitöpflege im Stromgebiet des Rheins ernannt. Im Bezug 
auf die Weberwachung der bayerischen Stromjtrede veranlafte die Königlich 
bayerijhe Regierung das Erforderlice durch Ernennung eines Kommiſſars und 
die Errichtung einer Kontrolitation in Ludwigshafen, deren Vorjtand zum Zus 
jammenwirfen mit dem Neichsfommijfar angewiefen wurde. Ferner jorgte die 
Königlich bayerische Negierung auch für die Ueberwachung der Schifffahrt auf 
dem Mainjtrom duch Errichtung einer Kontrolſtation in Ajchaffenburg. 

Der Reichskommiſſar eröffnete jeine Thätigkeit am 2. Oktober und wurde 
durd) Gewährung von Sanitätsoffizieren jeitens des Königlich preußifchen Kriegs— 
minijteriums in die Lage verjegt, feine Kontrolitationen jo raſch einrichten zu 
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fünnen, daß die Organijation am 5. Oktober in Wirkfamfeit trat. Ein Verzeichniß 
der im Nheingebiete errichteten Kontroljtationen und eine Ueberſicht ihrer Thätig- 
feit iit in Anlage 11 beigefügt. Won denfelben find in der Zeit vom 6. Oftober 
bis 17. November 37078 Fahrzeuge mit 185542 Perjonen revidirt, 21144 
Schiffe desinfizirt, 5 Cholerafälle und 2 choleraverdädtige Erkrankungen feſt— 
geitellt worden. 

An die Ucberwachung der Nheinjchifffahrt gliederte ſich eine ſolche für die 
das Gebiet der Reichslande durchichneidenden Streden des Rhein-Marne— 
fanal3 und des Kanals Nancy: Meg beziehungsweiſe für die Mojel an. Anlaß 
hierzu gab das bedrohliche Auftreten der Cholera in Frankreich. 

Die Königlich preußische Negierung jperrte außerdem zur Verhütung der 
Eholeraeinjchleppung aus den Niederlanden vom 29. Oftober ab den Schiff: 
fahrtsverfehr auf der Vechte und richtete an den Kanälen Picardie-Coev— 
orden jowie Haren-Rüternbrod ärztliche Unterfuchungs: und Desinfektionsjtationen ein, 

Noch erniter als der Rhein wurde die Weichjel und in gewifjem Grade aud) 
der Niemen durch die bedeutende Zunahme der Eholeraepidemie in Ruſſiſch-Polen 
bedroht. Die Königlich preußiiche Regierung jverrte im September die rufjiiche 
Grenze im Bereich des Regierungsbezirks Marienwerder bis auf den Eiſenbahn— 
übergang bei Thorn und die Eintrittsjtelle der Weichjel bei Schilno; ferner 
wurden Reviſions- und Desinfektionshallen für die aus Rußland auf der Weichjel 
und dem Niemen anlangenden Schiffer und Flößer in Schilno und Schmalleningfen 
eingeritet. Am 4. Oftober erfolgte die Ernennung eines Staatskommiſſars 
für die Gejundheitspflege im Weichjelgebiet. Die Auswahl der 
Kontroljtationsvorjtände im Weichjelgebiet vollzog jich nach denjelben Grundjägen, 
wie im Ddergebiet. Die Einrichtung der meijten Stationen fand in der Zeit 
vom 4. bis 7. Oktober jtatt. Ein VBerzeichniß der Stationen ijt in Anlage 11 
beigefügt. 

Bon den Kontroljtationen im Weichjelgebiet wurden vom 2. Oftober bis 
30. November 26653 Schiffe und 3138 Flöhe mir zufammen 184890 Berjonen 
unterjucht, 16 377 Schiffe und 793 Flöße desinfizirt, 3 Cholera und 2 cholera= 
verdächtige Erkrankungen feitgeitellt. 

Auch für das Donaugebiet it durch die Königlich bayerische Regierung 
in Folge des Auftretens der Cholera in Dejterreich-Ungarn unter dem 9. Oftober 
eine gejundheitöpofizeiliche Ueberwadhung des Schifffahrtsverfehrs in den Regierungs— 
bezirken der Oberpfalz und von Negensburg jowie von Niederbayern unter der 
Leitung eines Staatsfommifjfard angeordnet worden. Die in Paſſau und Regens— 
burg errichtet gewejenen ärztlichen Sciffsfontroljtationen jind neuerdings auf- 
gehoben. 

Die Dienjtanweijung für die Schiffsfontrofftationen im Stroms 
gebiet der Elbe lautet: 

8 1. Der Dienit der Sciffsfontrolitationen bezwedt die gejundheitliche 
Ueberwahung der Schiffsbevölferung und der Fahrzeuge des Elbitromgebiets. 
Die Kontrole umfaßt, falls nicht für einzelne Stationen anderweitige, bejondere 
Anordnung erfolgt, alle jtromauf= und ftromabwärts fahrenden Schiffe und Flöße. 
Zur Unterjtügung und wirkfjamen Durchführung der Antsthätigfeit der Stations— 
vorjtände jind jeitens der Central- beziehungsweile LandespolizeisBehörden der 
betheiligten Staaten geeignete Verordnungen und Anweifungen erlajjen worden. 

$ 2. Die Stationsvorftände tragen im Dienjt Uniform. Für die Hands 
habung de3 Dienjtes werden denjetben je ein Lazarethgehilfe, ſowie Beamte der 
Strom= oder Ortöpolizei zur Verfügung geitellt. Hilfsperſonal zur Ausführung 
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der Desinfektion it von der) Ortspolizeibehörde zu erbitten, erforderlichenfall® 
vom Stationsvoritande jelbit gegen Gewährung des ortsüblihen Tagelohns 
zu dingen. 

$ 3. Als Verkehrsmittel werden den Stationsvorjtänden, joweit erforder- 
fi und angängig, die vorhandenen jtaatlihen Dampfer und Barfajien zur Ver— 
fügung gejtellt; jollte die Zumeifung eines jtaatlihen Dampfers jih nicht ermög- 
lichen fafjen, der Dienitbetrieb aber ohne ein ſolches Fahrzeug nicht verjehen 
werden fünnen, jo wird zur Anmiethung eines geeigneten Schiffes zu jchreiten 
fein, wobei der betreffende Waflerbaubeamte um Ertheilung entiprechender Rath— 
jchläge zu erfuchen jein wird. 

$ 4. Die Ktontroljtationen jowie die den Vorjtänden derjelben zur Vers 
fügung jtehenden Fahrzeuge find durch weiße Flaggen fenntlich zu machen, deren 
Beichaffung den Vorjtänden obliegt. 

$ 5. Die Sciffsfontrole findet, joweit nicht anderweitige bejondere Ans 
ordnung erlajjen ijt, mur während der Zeit von & Uhr Morgens bis 7 Uhr 
Abends jtatt; die Feſtſetzung der eigentlichen Dienjtitunden bleibt zunächſt dem 
Ermeſſen der Stations-Vorſtände überlafjen. 

S 6. Für die Meueinrichtung einer Sontroljtation gelten folgende Be— 
ſtimmungen: 

Sobald der Stationsvorſtand am Stationsorte ſeines Aufſichtsbezirkes ein— 
getroffen iſt, hat er ſich ſofort mit der betreffenden Ortspolizeibehörde ſowie der 
zuſtändigen Sanitätsbehörde Kreisphyſikus) und dem beziehungsweiſe den Waſſer— 
baubeamten (Waſſerbau-Inſpektor 20.) des Bezirkes in Verbindung zu ſetzen 
Sodann unterrichtet er ſich, wo Krankenhäuſer beziehungsweiſe Krankenunterkunfts— 
räume (Iſolirbaracken ꝛc.) ſich befinden, ferner ob und wo Desinfektionsvorricht— 
ungen und Apparate vorhanden jind. Sind feine Kranfenunterfunftsräume zur 
Verfügung, jo iſt von vornherein durch Benehmung mit der Ortspolizeibehörde 
darauf hinzuwirken, daß jchleunigit nad Lage und Bauart geeignete Gebäude 
als jolche eingerichtet oder Iſolirbaracken aufgeichlagen werden. 

Zugleich iſt für eine möglichit reichliche Beſchaffung von Desinfektionsmitteln 
Sorge zu tragen ; für diejelben ijt ein geeigneter Uufbewahrungsraum auszuwählen. 

Als Desinfektionsmittel find in erjter Linie Kalk zur Bereitung von Kalk 
milch, ſowie die jogenannte 100 prozentige Karboljäure beziehungsweije rohe (50: 
prozentige) Karbolſäure und Kalifeifenlöfung zu bejchaffen. Es empfiehlt ſich aud), 
alsbald leinene Säde zum Transport infizirter Kleidungs- und Wäſcheſtücke her— 
itellen zu lajjen. 

S 7. Die Kontrole wird in folgender Weiſe ausgeübt: 

Jedes die Rontrolitation paffirende Fahrzeug iſt anzuhalten; der Stationd- 
vorſtand begiebt ſich jelbit in Begleitung eines Polizeibeamten auf dasjelbe 
und unterzieht jämmtliche auf dem Fahrzeug befindlichen Perjonen einer genauen 
Unterfuhung auf Choleraerfranfung. Der begleitende Polizeibeamte durchſucht 
die Schiffsräume beziehungsweije die auf Flößen vorhandenen Hütten und Belte 
nach etwa verheimlichten Perjonen. Jede, auch nur im geringiten Grade cholera— 
verdächtige Perjon ijt jofort vom Schiffe zu entfernen und in einem geeigneten 
Kranfenunterfunfsraum ($ 6) zu ifoliren. Won der Stuhlentleerung derjelben iſt 
jogleich eine Probe in einem zur Verſendung geeigneten Gefäße aufzufangen und 
ijt diejelbe umgehend, auf das Sorgfältigite verpadt, an das Kaiſerliche Gejund- 
heitSamt oder an das Anititut für Infektionskrankheiten in Berlin zu jenden, 
wobei bejonders auf genaue Angabe des Abfenders und Abgangsortes zu achten 
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it. Die Verſendung joll thunlichtt Nachts und durch Eilboten gejchehen. Es 
empfiehlt jich, derartige Gefäße mit Verpadungsmaterial von vornherein bereit 
zu halten, um die größte Schnelligkeit in der Verjendung zu ermöglichen. 

Außer dem Erkrankten jind auch jämmtliche übrigen Perjonen von dem 
Fahrzeug zu entfernen, zu desinfiziven und zur Beobachtung zu ijoliren. Sämmt— 
liche vorfindliche Kleidungs= und Wäſcheſtücke jind jofort zu desinfiziren, das Bett- 
jtroh tit jtetS zu verbrennen. Die Desinfektion eines Fahrzeuges, in welchem ein 
Erfranfungsfall fejtgeitellt worden iſt, erjtredt jich auf die Wohn: und Schlaf: 
räume, auf die Küche, den Abort, beziehungsweiſe das zu Stuhlentleerungen be= 
jtimmte Gefäß und auf das Kiel (Bilge) waſſer; außerdem jind noch alle Räume 
des Fahrzeuges auf etwa vorhandene Küörperentleerungen zu durchjuchen. 


8 8. Nach jtattgehabter Desinfektion eines Fahrzeuges, in welchem eine 
Erfranfung feitgeitellt worden it, it über dasjelbe eine jechstägige Quarantäne 
zu verhängen. 

$ 9. Werden auf dem zur Kontrole gelangten Fahrzeuge feine cholera= 
franfen oder choleraverdädtigen Perjonen angetroffen, jo ijt die Desinfektion auf 
das Miele (Bilge)wajjer und den Abort beziehungsweife auf das zu Stuhl- 
entleerungen bejtimmte Gefäß zu bejchränfen. 

8 10. Die vorgejchriebenen Desinfeftionsmaßnahmen find von den Stationss 
vorjtänden folange ſelbſt auszuführen, bis diejelben ein völlig ſicheres Hilfsperſonal 
($ 3) ji herangebildet haben, das unter ihrer Aufjicht arbeitet. 

8 11. Jedem Schiffer it über die jtattgehabte Nevijion eine Beſcheinigung 
mit einem Vermerk über die Zahl der auf dem Schiffe vorgefundenen Perſonen 
u. j. w. auszuftellen. Bei der Nevijion it noch bejonders darauf zu achten, 
daß die Zahl der auf dem Schiffe ammwejenden Perjonen genau übereinftimmt 
mit der auf der legten Revijionsbejcheinigung von dem betreffenden Stations- 
vorjtande angegebenen Zahl der Schiffsinſaſſen. Werden weniger Perjonen auf 
dem Schiffe vorgefunden, als zulegt angegeben, jo jind unverzüglich jorgfältige 
Ermittelungen über den Berbleib der Fehlenden anzuitellen und erforderlichen- 
fall8 diejerhalb den zujtändigen Polizeibehörden Mittheilungen behufs weiterer 
Veranlafjung zu machen. 

Die bezüglidien Bejceinigungsformulare werden den Gtationsvorjtänden 
geliefert. 

$ 12. Die Injajjen von Fahrzeugen, welche eine jolche Bejcheinigung haben, 
find nichtödejtoweniger auf jeder nächſten Kontroljtation auf Choleraverdadt zu 
unterfuhen. Ergibt die Unterfuchung feinen Anhalt hierzu, jo it ein bezüglicher 
furzer Reviſionsvermerk auf der Beſcheinigung zu bewirken. Cine nene Des— 
infizirung des Kiel- (Bilge)waffers darf nur in dem Fall unterbleiben, wenn das— 
felbe jich bei der Probe mit Lakmuspapier noch als desinfizirt erweiſt. 


$ 13. Die Stationsvorjtände haben dafür Sorge zu tragen, joweit nöthig 
durch Benehmung mit der Ortspolizeibehörde, daß auf den Stationen der Schiff: 
fahrtsbevölferung umverdächtiges, brauchbares Waſſer zum Trinken und zu den 
fonjtigen wirthichaftlihen Zwecken in ausreichendem Maße zur Verfügung geitellt 
wird; die Stellen, an denen das Waſſer zu entnehmen ift, jind durch Tafeln ꝛc. 
erfenntlic zu machen, auf denen in weit lesbarer Schrift der Vermerk: „Waſſer 
für Schiffer“ anzubringen fein wird. Bei jeder Sciffsrevijion iſt die Schiffs- 
mannſchaft eindringlich vor der Gefahr des Trinfend und jonjtiger Benußung 
des Fluß- und Kanalwaſſers zu warnen. 
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$ 14. Die Stationsvorjtände haben von jedem Cholera= und holeraähnlichen 
Erfranfungsfalle, fowie von jedem Choleratodesfalle jofort dem Reichskommiſſar, 
dem Saijerlichen Gejundheit3amte in Berlin und dem betreffenden Kreisphyjifus 
telegraphiiche Meldung zu machen. 

In jedem Erfrankungsfalle ijt unverzüglich genau zu erforichen, aus welchem 
Orte der Erfranfte herjtammt, ob und wo er mit dem Schiffe angelegt hat, mit 
welchen Leuten er in Berührung gefommen it u. j. w. Nach Möglichkeit iſt der 
Entjtehungsherd der Seuche vom Stationdvorjtande zu ermitteln, reſp. durch 
Herbeiführung einer eingehenden Weiterverfolgung der Angelegenheit durch die 
zuftändigen Polizeibehörden von legteren feititellen zu lajjen. Ueber das Nefultat 
diefer Ermittelungen it ſchleunigſt zu berichten. 

Ueber alle bemerfenswerthe Wahrnehmungen auf dem Gebiete der Geſund— 
heitöpflege jind jorgfältige Aufzeichnungen zu machen, um damit geeignetes Material 
für jpätere wiilenjchaftliche Bearbeitung zu ſammeln. 

$ 15. Die Stationsvorjtände find dem Reichskommiſſar für die Gejund- 
heitöpflege im Stromgebiet der Elbe unterjtellt; alle Meldungen und Berichte ıc. 
find direkt an denjelben zu richten. 


Ueber die Wehrpflicht nad; Erwerbung und 
Verluſt der Reichsangehörigkeit. 


Von 


Carl Siegel, 


Geheimer Oberregierungsrath im Gr. gg Ministerium des Innern und Landestommiflär 
zu ‚Freiburg. 


— 


J 


Die nachſtehende Abhandlung beſchäftigt ſich mit Fragen, welche die Wehr— 
und Militärpflicht der im 5 11 des Reichs-Militär-Geſetzes vom 2. Mai 1874 
bezeichneten Perſonen betreffen.') In diefem $ handelt es fich um 
a) Ausländer, welche die Neichsangehörigfeit erworben haben, 
b) Ausgewanderte, welche eine andere Staatsangehörigkeit erworben hatten, 
aber vor vollendetem 31. Lebensjahre mieder Neichsangehörige werden, 
c) Perjonen, welche das Neichsgebiet verlafjen, die Neichsangehörigfeit ver: 
loren, eine andere Staatsangehörigfeit aber nicht erworben oder wieder 
verloren haben, wenn fie dauernden Aufenthalt in Deutjchland nehmen und 


d) unter der eben gedachten gleichen Vorausjegung um Söhne ausgewans 
derter und wieder in das deutiche Neich zurückgefehrter Berfonen, joferne 
die Söhne feine andere Staatsangehörigkeit erworben haben. 


Die Beitimmungen des erwähnten Gejeges- Paragraphen haben im 8 19 
bez. 21 der deutjchen Wehr: Ordnung vom 28. September 1875 bez. vom 
22. November 1888 Aufnahme gefunden, diefe beiden Paragraphe find über: 
ichrieben: „Wehrpflicht“ °), von der letzteren ift jedoch die Militärpflicht als 
ein Stadium in der Verpflichtung zu unterjcheiden und es empfiehlt ſich daher, 
zunächjt die beiden Pflichten und ihr Berhältniß zu einander fejtzujtellen. 

Unter Wehrpflicht, welche als ein Ausflug der NReichsangehörigfeit er: 
jcheint und demgemäß alle Unterthanen der zum Weiche gehörigen Bundes: 
ftaaten umfaßt, ’) verjteht man die Verpflichtung, dem Befehle zum Eintritt 
in die bewaffnete Macht d. h. in den aktiven Dienjt im jtehenden Heere, in 
die Nejerve, Landwehr, Erjaßrejerve, im den aftiven Dienjt in der Marine, 


) Zur Literatur iſt bier vorzugsweile anzufübren: Yaband, das Staatsrecht des 
deutichen Reichs. Auflage 2. Bd. 2. Tie bewaffnete Macht des deutichen Reiches S. 621 u. ff. 

?) Tie Worichriften über die Wehrpflicht find auf Grund des Wehr-Geſetzes vom 
9. November 1867 betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienſt und der Reichs-Militär-Geſetze 
vom 2. Mai 1874, vom 6. Mai 1880, vom 31. März 1885 und 11. Februar 1888, in der 
deutichen MWehrordnung vom 22. November 1888 zufammengeitellt. u 

3) Ausländer können zum Dienſte im deutichen Deere oder in der Flotte zugelalien 
werden und freiwillig Tienitpflicht übernehmen, es find dielelben aber nicht wehrprlichtig. 
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in die Marinerejerve, Marineerjagrejerve und Landfturm Folge zu leiten. 
5 5 bis $ 20 der Wehr: Ordnung. ") 

Die Vertretung im Ausübung diejer Pflicht it ausgeſchloſſen 

Die Wehrpflicht beginnt mit dem erreichten 17. Lebensjahre und endigt 
mit dem vollendeten 45. Yebensjahre, auferdem erlischt fie 

a) im Falle der Ausſchließung gemäß $ 37 der Wehrordnung vergl. mit 

SS 31 und. 37 des R.-Str.-G.-B. und 

b) im Falle der Ausmuſterung gemäß S 38 der Wehrordnung, $ 15 des 

N.-M.:G. und 8 1 des Wehr-Gejebes. 

Die Milttärpflicht, welche nur ein Abjchnitt der Wehrpflicht iit, iſt die Pflicht, 
jich der Aushebung für das jtehende Heer oder die Flotte zu unterziehen. Diefe 
Pflicht beginnt mit dem 1. Januar des Kalenderjahres, in welchem der Wehr: 
pflichtige das 20 Fahr vollendet und erlijcht mit der endgiltigen Entjcheidung 
über die Dienjtpflicht, welche in Aushebung für einen Truppen: oder Marine: 
Theil, in Ueberweifung zum Landſturm eriten Aufgebot, zur Erjagreferve bez. 
Marine-Erfagreferve, in Ausschliegung oder in Ausmufterung vom Dienjt im 
„Deere oder in der Marine bejteht.‘) Der Wehrpflichtige, welche die endgiltige 
Enticheidung über jeine Dienftpflicht durch Nichterfcheinen vor den Erſatzbehörden 
unmöglich macht, bleibt bis zum Grlöjchen der Wehrpflicht militärpflichtig. 

Genauer betrachtet, begreift die Militärpflicht eine doppelte Verpflichtung 
in fich: 

a) Die Meldepflicht, d. b. die Pflicht, fich zur Stammrolle anzumelden. 
Die Anmeldung des Militärpflichtigen hat in erjter Linie bei der Ortsbehörde 
desjenigen Ortes, im welchem derjelbe feinen dauernden Aufenthalt bat, zu 
erfolgen,’) in zweiter Linie für den Fall, daß er feinen dauernden Aufenthalt 
hat, meldet er fich bei der Ortsbehörde des Wohnſitzes d. b. desjenigen Orts, 
in welchem ev jeinen oder joferne er nicht felbitjtändig ist, feine Eltern oder 
Vormünder ihren ordentlichen Gerichtsitand haben, an, in dritter Linie für den 
all, daß er weder dauernden Aufentbalt noch Wohnfig im Reichsgebiet bat, 
it die Meldung zur Stammrolle in feinem Geburtsorte beziehungsweiſe in 
dem Orte, in welchem die Eltern oder Familienhäupter ihren legten Wohnſitz 
hatten, zu bewerfjtelligen. 





') Ausgenommen von der Wehrpflicht find nur 

a) die Mitglieder der regierenden Häuſer und 

b) die Mitglieder der mediatilirten vormals reichsitändiichen und derjenigen Häuſer, wel— 
chen die Befreiung von der Wehrpflicht durch Verträge zugeitchert it oder auf Grund 
beionderer Nechtstitel auftebt. 8 4. Ziff. la u b der Wehrordnung 

*, Bezüglich der Militärpflicht der Studierenden der römiich-fatholiichen Theologie bat 
das Meichsgeie vom 8. Februar 1890, betr. die Wehrpflicht der Geiitlichen, beiondere 
Beitimmumgen getroffen, biernad find Militärpflichtige römiich-tatboliicher Confeſſion, welche 
fich dem Studium der Theologie widmen, in ‚Friedenszeiten während der Dauer dieſes 
Studiums bis zum 1. Aprit des 7. Militärjabres zurückzuſtellen. Haben dielelben bis zu 
dem eben gedachten Jeitpunfte die Zubdiafonatsweibe empfangen, fo werden ſie der Criah- 
rejerve überwieien und bleiben von den Webungen befreit. Weil das Gele nicht unter 
icheidet, ob der Wehrpflichtige dem Studium der Theologie im Anlande oder im Auslande 
obliegt, jo ift es auch auf die im Auslande Studierenden ammwendbar. 

Ob die außerhalb ihres gewöhnlichen Beichäftigungsortes wohnenden Fabrikarbeiter 
zur Anmeldung in die Stammrolle am Wohnſitze für verpflichtet zu erachten find, it nad 
der Beſtimmung im S 25 Ziff. 2 der Wehrordnung uoeifelhaft. Auf Anregung des Reicht 
fanzlers bat ſich das Kal. Württemb. Miniftertum des Innern im Anschluß an die über: 
wiegende Rraris dahin ausgeiprocen, daß derartige Militärpflichtige als am Wohnorte 
meldeprlichtig zu betrachten ſind. 

Neger, Enticheidungen, Bd. 11 S. 99. 
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Die Anmeldung bat in der Zeit vom 15. Januar bis 1. Februar zu 
erfolgen ') und it Diejelbe, jolange die Meititärpflicht dauert, jährlich zu 
wiederholen. 

Verlegen Militärpflichtige nach Anmeldung zur Stammrolle im Laufe eines 
der Militärpflichtjahre ihren dauernden Aufenthalt, jo haben fie dies behufs 
Berichtigung der Stammrolle jowohl bei ihrem Abgange der Behörde oder 
Person, welche fie in die Stammrolle aufgenommen hat, als auch nach Ankunft 
in dem neuen Orte demjenigen, welcher dajelbjt die Stammrolle führt, ſpäteſtens 
innerhalb drei Tagen zu melden. $ 25 Ziff. 9 der Wehrordnung. 


Die Unterlafiung der Meldung zur Stammrolle bez. zur Berichtigung 
derjelben wird mit Gelditrafe bis zu 30 Marf oder mit Haft bis zu Drei 
Tagen bejtraft.”) Sit die Verſäumniß der vorgejchriebenen Meldung durch 
Umstände herbeigeführt, deren Beſeitigung nicht in dem Willen des Melde: 
pflichtigen lag, jo tritt feine Strafe ein. Reichs-Militär-Geſetz S 33 

b) Die Gejtellungspflicht d. b. die Prlicht, jich auf Anordnung der Erjaß: 
bebörden zum Zwecke der Aushebung vor denjelben rechtzeitig einzufinden. Die 
Pflicht zerfällt in die Gejtellung zur Mufterung vor der Erſatz-Commiſſion und 
in jene zur Aushebung vor der Obererſatz-Commiſſion. Zu einer derartigen 
Geſtellung darf der Meilitärpflichtige jedoch höchitens zwei Mal im Jahr ver: 
anlaßt werden. Die Sejtellung findet in demjenigen Aushebungsbezirke jtatt, 
in welchem der Militärpflichtige jeinen dauernden Aufenthalt eventuell Wohn: 
fig hat.’) Gibt er aber jeinen dauernden Aufenthalt auf, ohne anderswo einen 
jolchen zu nehmen, 3. B. daß er ſich auf die Wanderfchaft oder Reiſe begibt, 
jo dauert für ihn noch die Geftellungspflicht in dem Orte, in welchem er legt- 
mals dauernden Aufenthalt hatte, fort, fie erlifcht erft dann, wenn er wieder 
irgendivo einen dauernden Aufenthalt genommen hat.*) 

Sleih der Unterlajjung der Meldepflicht wird Die Nichterfüllung der 


Ob die vorzeitige Anmeldung als genügend anzujeben iſt, iſt zweifelhaft; iſt dieſelbe 
von der zuſtändigen Behörde angenommen worden, To dürfte dies wohl genügen. Vergl. 
aud) Reger, Enticheidungen, Bd 7 5. 464 u. 465. 

Der von dem Kal. O Oberlandesgerichte zu München ausgeiprochenen Ansicht, daß der 
Unterlaſſung gleich die Anmeldung eines Militärprlichtigen zur Stammrolle einer Gemeinde, 
in welcher er a meldepflichtig iſt, gelte, vermag ich nicht beizutreten, (Neger, Ent 
icheidungen, Bd— 464 u. ff., mir ſcheint vielmehr eine unterichiedliche Behandlung der 
Frage am Blahe: bat die Behörde die auf Wahrheit beruhende Meldung des Militär- 
pflichtigen bezüglich jeines Aufenthaltsverhältniſſes anſtandslos entgegengenommen, jo trifft 
ihn feine Schuld und er follte daher itraflos bleiben, bat sich aber der Prlichtige bei der 
Anmeldung Unmabrbeiten zu Schulen kommen lafien, jo wird er mit Recht zu ſtrafen fein. 

a ) Wenn im Auslande ſich aufhaltende Militärpflichtige ihrer Geitellungspflicht in 
— ala in den in S 26 Ziff. 2 der Wehrordnung genannten Aushebungsbezirken zu 
genügen wünfchen, fo haben ſie bei ihrer Anmeldung zur Stammvolle die Ueberweiſung 
nad vielen Bezirken zu „beantragen, 5 26 Ziff. 3 der Wehrordnung. Da dieje Beſtimmung 
als eine Vergünſtigung für die hier in Frage ſtehenden Militärpflichtigen erscheint, jo können 
dieſe jederzeit die Zurücküberweiſung verlangen. 

In dieſem Sinne haben das Kgl. Preuß. Kriegsminiſterium und das Großb Heil. 
Miniſterium des Innern und der Juſtiz unter dem 4. bes 9. September 1891 entiprechend 
den Ausführungen des Givilvorligenden der Obererjaßfommiffion i im Bezirke der 57. Infanterie: 
Brigade und entgegen der von der Großh. Heil. Obererſatzkommiſſion im Bereiche der 49. Inf. 
Brigade vertretenen Auffaſſung, wornach die Militärpflichtigen, wenn fie —— ſind und 
feinen dauernden Aufenthalt dermalen haben, im Hinblick auf den S 25 Ziff. 3 der Wehr: 
ordnung in ihrem Wohnlige geitellungspflichtig ſeien, entichieden. Dergl. meine Mittbeilung 
diejer Enticheidung in Nr. 25 der Zeitichrift für badische Verwaltung und Verwaltungsrechts 
pflege Jahrgang 24 5.205 u. 206, welche auch in Neger Entichetdungen Bd. 13 2.33 u. ff. 
abgedrudt iſt. 
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Geftellungspflicht mit Geldftrafe bis zu 30 Marf oder Haft bis zu drei Tagen 
beitraft, jofern nicht das im 8 140 Ziff. 1 des R.-Str.-©.-B. näher bezeichnete 
Vergehen vorliegt. 

Außer der Beftrafung kann die Unterlafjung der Gejtellungspfliht Nach: 
theile für die Militärpflichtigen binfichtli” der Erfüllung der Dienjtpflicht: 
als Entziehung der Vortheile der Looſung ($ 66 der Wehrordn.) und Behand» 
lung der Pflichtigen als unfichere Dienftpflichtige ($ 66 Ziffer 3 c der Wehrordn.) 
im Gefolge haben. 


II. 


Eine Folge der Wehrpflicht iſt,) daß denen, welchen diejelbe obliegt, 
die Entlafjung aus dem YBundesgebiete, foferne jie nachweisbar in einem anderen 
Bındesftaate die Staatsangehörigkeit nicht erworben haben und fich in dem 
Alter vom vollendeten 17. Lebensjahre bis zum vollendeten 25. Lebensjahre 
befinden, nur dann ertheilt werden darf, wenn fie ein Zeugniß der Erjaß- 
Commiffion darüber beigebracht haben,“ daß fie die Entlafjung nicht blos in 
der Abficht nachjuchen, um jich der Dienftpflicht im ſtehenden Heere oder in 
der Flotte zu entziehen. 8 15 Abi. 2 Ziff. 1 des Reichs-Geſ. über die Er- 
werbung und den Berluit der Staatsangehörigfeit vom 1. Juni 1870. Nur 
von dieſen Wehrpflichtigen handelt die eben angeführte Gejegesitelle, zu welcher 
übrigens nicht einmal alle Wehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis vollendeten 
25. Lebensjahre zu rechnen find. 

Denn Referviften find auch Wehrpflichtige und noch nicht 25 Jahre alte 
Nejerpiften bedurften bi3 zur Wirffamfeit der Wehr:Ordnung vom 22. Nov. 
1888 nad dem in der Theorie wie in der Praxis feitgehaltenen Grundjage 
diefes Nachweiies nicht’). Der $ 15 Abf. 2 Ziff. 3 des Gef. vom 1. Juni 1870 
wollte in dem in Art. 59 Abf. 2 der norddeutichen Bundesverfaflung aufgejtellten, 
fpäter in Art. 59 Abſ. 2 der Neichsverfaflung vom 15. April 1871 über: 
gegangenen, auch in Art. 15 Abſ. 3 des Reichs-Geſ. betr. die Verpflichtung 
zum Kriegsdienſt vom 9. November 1867 zur Anwendung gekommenen Grund: 


Vergl. über die bier behandelte Frage Cahn, das Reichsgeſetz über die Erwerbung 
und den Werluft der Reichs: und Staatsangebörigleit vom 1. ‚juni 1870 ©. 131 u. ſ. f. 
und von Seydel in den „Annalen“ 1881 5. 67 und 68, welche Schriftiteller, wenn auch 
aus anderen Gründen, im MWefentlichen zu den gleichen Ergebniſſen wie der Verfaſſer dieler 
Abhandlung gelangen. 

2, In Beziehung auf die Zeit it in der vom Reichskanzler aufgeitellten Norm, wornach 
der Zeitpunkt, in welchem das enticheidungsreife Geſuch mit allen ſonſt erforderlichen Belegen 
bei der zur Ausfertigung der Entlaſſungsurkunde zuftändigen höheren Berwaltungsbebörde 
eingegangen iſt, feltzubalten. Mit den von v. Seydel in „Annalen“, Jahrgang 1883 
S. 579—583 gegebenen Erläuterungen zu dieler Norm, wornach 

a) für das Recht, die Entlafiung zu fordern, der Zeitpunkt des geitellten Geſuches gilt, 

b) diefer Zeitpunkt nicht jener, in welchem das enticheidungsreife Geſuch bei der zur 

Ausfertigung der Entlafiungsurkunde zuitändigen Behörde einläuft, ſondern der, in dem es 

in die Hände der zur Empfangnahme berufenen Behörde gelangt ift, da entgegengelegten 

Falls das Schickſal des Entlaſſungsgeſuchs ausschließlich von der ichnelleren oder lang- 

ſameren Geichäftsbehandlung der betheiligten Behörden abbängen würde, maßgebend ift und 

ec) das Gefuch mit dem Augenblide als der Worfchrift entiprechend geitellt anzuiehen 

iſt, wo alle Umstände gegeben find, die für feine objektive Begründung gefordert werden, 
wird man fich durchaus einveritanden erklären. 

’, Der $ 111 Ziff. 16a der Webrordnung bat diefen Grundſatz ausdrüdlich janktionirt, 
indent er beitimmt, dab den Mannichaften der Reſerve und Marinereferve in der Zeit, in 
welcher fie nicht zum aktiven Dienit einberufen find, die Erlaubniß zur Auswanderung nicht 


verweigert werden darf. 
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jage, wornad Reſerviſten bezüglich der Auswanderung der Landwehr gleich 
zu achten find, eine Aenderung nicht treffen. Wird weiter der Inhalt der 
Beurkundung, wie joldhe in dem $ 15 Abi. 2 Ziff. 1 des Gef. vom 1, Juni 
1870 verlangt ift, in Betracht gezogen, jo folgt hieraus, daß unter den hier 
in Rede jtehenden Wehrpflichtigen nur folche zu veritehen find, bei welchen 
noch die Möglichkeit zur Entziehung der Dienjtpflicht im ſtehenden Heere oder 
in der Flotte gegeben ift. Denn für den Fall, ala der die Auswanderung 
nachjuchende Wehrpflichtige zum Dienft im jtehenden Heere oder in der Flotte 
nicht mehr herangezogen werden fann, vermag der Gejeßgeber füglich eine der— 
artige Beurkundung nicht in dem Sinne gehabt haben. 


Hiernach hatten abgejehen von den Nefervijten, von welchen bereits oben 
die Nede war, bis zur Geltung des Reichs-Geſ. vom 6. Mai 1880 den er— 
wähnten Nachweis nicht zu erbringen gehabt: 

a) die zur Erſatz-Reſerve 1. Klaſſe Ueberwiejenen') und 
b) die Erjaß-Rejerviiten 2. Klafie.?) 

Aber auch nach der Wirffamfeit des eben gedachten Geſetzes trat bei den 
Erſatz-Reſerviſten 1. Klafje, wodurch deren Einberufung im Frieden für zu— 
läſſig erflärt wurde und deren Uebungspflicht fich auf 4 Uebungen, von denen 
die erjte eine Dauer von 10, die zweite eine Dauer von 4 und die beiden 
legten eine Dauer von je 2 Wochen nicht überjchreiten jollen, erjtredte, eine 
Beichränfung in der Auswanderung nicht ein. 

Solange nämlich die Erſatz-Reſerviſten bei der Fahne ſtehen, jind fie ein 
Bejtandtheil des jtehenden Heeres oder der Flotte und es hätten demgemäß 
im Hinblid auf den S 15 Abi. 2 Ziff. 1 des Reichs-Geſ. vom 1. Juni 1870 
diejelben bis zum vollendeten 25. Lebensjahre jenen Nachweis zu erbringen 
gehabt, wenn hiervon nicht ausdrüclich abgejehen worden wäre. Dies iſt aber 
in der Ziff. 12 des Schemas 3 zu den unter dem 30. Aug. 1880 genehmigten 
Ergänzungen und Menderungen der Wehrordnung vom 28. September 1875 
geichehen.*) 

Mit dem Inslebentreten des Reichs-Geſ. vom 11. Febr. 1888 ift die 
Eintheilung in Erjag:Nejerve 1. und 2. Klaſſe aufgehoben werden. Hiernach 
find jämmtliche bisher der 2. Klaſſe zu überweiienden Mannjchaften fortan 
dem eriten Aufgebote des Landſturms zuzutheilen 8 19 Abſ. 1, während die 
zur Erſatz-Reſerve bezw. Marine-Erſatz-Reſerve Ueberwiejenen im Frieden zur 
Ableiftung von 3 Uebungen, von denen die erjte 10, die zweite 6 und Die 
dritte 4 Wochen dauert, verpflichtet find. Bezüglich der Auswanderung der 
Erſatzreſerviſten ift aber auch mit der Wirkjamfeit des eben gedachten Geſetzes 
eine wejentliche Aenderung nicht eingetreten. Der S 111 Ziff. 16a 1. Abi. 
der Wehrordnung vom 22. November 1588 bejtimmt nämlich: 

) Dies iſt bezüglich der Erſatz Reſerviſten 1. Klaſſe in dem Schema 3 Ziff. 12 zu S 38 
der Wehrordnung vom 28. Zept. 1875 ausgeiprocen 

) Bezüglih der ErſatzReſerviſten 2. Klaſſe iſt beitimmt, daß fte in Friedenszeiten 
feiner militäriichen Nontrole unterliegen. Ziff. 14 des Schemas 3 zu S 38 der Wehrordnnung 
vom 28. Sept. 1875. 

3) Tiefe Ziffer, welche lediglih eine Wiederbolung der Ziff. 12 des Schemas 3 zu 
& 38 der Mehrordnung vom 28. September 1875 ift, befagt: In friedlichen Zeiten bedürfen 
die Griagreierviiten eriter Klaſſe feiner militäriichen Erlaubniß zur Auswanderung. ie 
find jedoch verpflichtet, von der bevoritebenden Auswanderung dem Bezirksfeldwebel Anzeige 
zu machen. Wer dieler Verpflichtung nicht nachlönmt, wird mit Geldſtrafe bis zu 150 ME. 
oder mit Daft beitraft. 

Annalen bed Deutichen Reichs. 1-03. 50 
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„Mannschaften ꝛc. zc. der Erfagrejerve und Marineerſatzreſerve darf 
in der Zeit, in welcher fie nicht zum aftiven Dienjt einberufen find, die 
Erlaubniß zur Auswanderung (Entlafjung aus der Reichsangehörigfeit) 
nicht verweigert werden“ 

und wenn der 2. Abi. dieſes S bejagt: 

„Bor Ertheilung der Entlafjung aus der Neichsangebörigfeit iſt Durch 
die Volizeibehörde dem Bezirfäfommando Meittheilung zu machen, Die 
Aushändigung der Entlafjungsurkunde darf erjt erfolgen, wenn das Be— 
zirfsfommando befcheinigt hat, daß der Auswanderung eine Einberufung 
zum aktiven Dienjt nicht entgegenſteht“ 

fo beruht dieſe Vorſchrift Tediglih auf der für die Militärbehörden noth- 
mwendigen Kontrole. Denn nad der von den kgl. Bezirfsfommandos einge: 
haltenen Praris wird bei Gejuchen um Entlafjung aus der Staatsangehörig- 
feit jedem Erſatzreſerviſten, joferne der Betreffende in regelrechter Kontrole jtebt 
und nicht etwa ſchon einen Geitellungsbefebl zur Uebung in Händen bat oder 
nicht eine von militärischer Seite verhängte Strafe zu verbüßen bezw. zu bes 
zahlen hat, anjtandslos die vorgejchriebene Beicheinigung ausgejtellt, wobet der 
Umstand, ob er die gejeglichen Uebungen abgeleiltet hat oder nicht, bei Aus: 
jtellung jener Beicheinigung nicht in Betracht gezogen wird. 

Was endlich die Yandjturmpflichtigen anlangt, fo jest der Art. II S 31 
des Gef. vom 11. Februar 1888 feſt, daß dieje, infolange der Yanditurm nicht 
aufgerufen ift, keinerlei militärischer Kontrole und Uebung unterworfen find. 
Hieraus ergibt fich nach den obigen Ausführungen, daß den Yandjturmpflichtigen 
bezüglich der Auswanderung von militärischer Seite feine Beichränfungen auf- 
erlegt ſind. 

Noch iſt bier der Einfluß des Neich3-Gejeges vom 3. Auguſt 1393 betr. 
die Friedenspräſenzſtärke des Deutichen Heeres auf die bier behandelte Frage 
zu erwähnen: Nach Art. ILS 1Abſ. 1 dieſes Gejeges jind während der Dauer 
der Dienftpflicht im jtebenden Heere die Meannjchaften der Kavallerie und der 
reitenden Feldartillerie die erjten drei, alle übrigen Mannfchaften die erjten zwei 
Sabre zum umumnterbrochenen Dienfte bei der Fahne verpflichtet. Auf die in 
Gemäßheit dieſer Vorjchrift nach zwei Jahren entlaſſenen Mannschaften findet 
aber die oben angeführte Beſtimmung über die Reſerviſten injoferne feine Anz 
wendung, als ihnen im erjten Jahre nach ihrer Entlajjung die Erlaubniß zur 
Auswanderung auch in der Zeit, in welcher fie zum aftiven Dienft nicht eins 
berufen find, verweigert werden fann, Urt. II S 2 Abj. 1 diejes Gejepes. 


III. 


Eine weitere Frage iſt die, ob den Militärpflichtigen, welche jich big zum 
vollendeten 25. Lebensjahre nicht rechtzeitig vor den Erſatzbehörden geitellt 
haben, ein etwaiges Gntlafjungsgefuch aus der hierländiichen Staatsangehörig- 
feit jo lange zu beanftanden fei, als der Betreffende noch zum aktiven Dienit 
herangezogen werden fann. In der Praxis wird dieje Frage verichieden behandelt. 
Während diefelbe von dem Kgl. Württemb. und Kgl. Sächſ. Minifterium des 
Innern im Einvernehmen mit den betr Kriegsminijterien bejaht wird,') hat 
fih nab Laband a. a. D. ©. 625 das Kal. Preuß. Staatsminifterinm des 
Innern in einem feines Willens ungedrudten Berichte an den Reichskanzler 





'ı Vergl. Neger, Entſcheidungen Bd. 1, S. 452—53, Bd. 8, ©. 409 u. Bd. 9, S. 106. 
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vom 21. Juli 1883 unter Berufung auf das frühere preußifche Necht für das 
Recht der Entlafjung erklärt, welche Anficht nach dem Ausſpruche jenes Schrift- 
jtellers auch die Billigung des Neichskanzlers gefunden habe. ') 


Wenn blos das Geſetz über den Erwerb und den Verluſt der Bundes: 
und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 bei der Frage in Betracht käme, 
jo müßte man der Argumentation Labands a.a.D. ©. 625°) beitreten und 
der Anihauung Seydels in „Annalen“ Jahrgang 1883 ©. 578 und ff. 
beipflichten, daß in der von dem Kgl. Württemb. Minijterium getroffenen Ent: 
jcheidung eine unjtatthafte Korrektur des Geſetzes enthalten fei. 


Dies ijt aber nicht der Fall. Es bejtimmt nämlich der 8 140 Abi. 1 
des R.-Str.:G.B.: 

Wegen Verlegung der Wehrpflicht wird bejtraft: 
ein Wehrpflichtiger, welcher in der Abficht, ſich dem Eintritt in den Dienft 
des jtehenden Heeres oder der Flotte zu entziehen, ohne Erlaubniß entweder 
das Bundesgebiet verläßt oder nach erreichtem militärpflichtigem Alter fich 
außerhalb des Bundesgebiet3 aufhält, mit Gelditrafe von 150 bis 3000 Marf 
oder mit Gefängniß von einem Monat bie zu einem Jahre. 

Die Verübung dieſes Vergehens jegt fich folange fort, als das den 
Thatbeſtand darftellende Verhalten, dauert d. bh. als der Dienftpflichtige fich 
durdy Verweilen im Auslande jeiner Dienftpflicht entziebt.°) 


Die Verübung endigt demgemäß: 


a) mit der Rückkehr in das Inland, gleichviel in welcher Abficht und für 
welche Dauer die Rüdfehr erfolgt, 


b) mit dem Aufhören der Pflicht: diefe dauert aber, wie bereits oben erwähnt, 
in dem Falle als der Wehrpflichtige die Enticheidung über feine Dienit- 
pflicht durch Nichterfcheinen unmöglich macht, bis zum Erlöſchen der 
Wehrpflicht fort’), umd 


e) mit dem Berlujt der Neichsangehörigkeit Seitens des Milttärpflichtigen. 

Solange aber die Verübung des Vergehens dauert, fann mit Rückſicht 
hierauf feine Behörde einen Aft vornehmen, durch welchen der Thatbejtand der 
recht&widrigen Handlung befeitigt würde. Denn durch die Entlafjung aus der 
bierländiichen Staatsangebörigfeit würde das unerlaubte Verweilen des Militär- 
pflichtigen in ein erlaubtes umgewandelt werden, wozu eine ftaatliche Behörde 
die Dand nicht bieten fanı und darf. 


Wie ich erfahren babe, iſt der Bericht an den Reichskanzler den Brovinzialbebörden 
nicht mitgetheilt worden. 

”), Yaband argumentirt in folgender Weile: Da aus andern als aus den im $ 15 
bezeichneten Gründen im ‚sriedenszeiten die Entlaſſung nicht verweigert werden darf ($ 17 des 
NR.-G. vom 1. ‚juni 1870) jo folgt hieraus, daß auch ſolchen Perſonen, welche fich der Ent- 
ſcheidung über ibre Tienitpflicht entiogen haben, die Entlaſſung nicht verweigert werden darf. 

” Siehe Oppenhoff, Das Straf Geſetbuch für das deutiche Neich. Auflage 11, 5.353, 
Note 10 zu S 140 Abi, 1 Wr. 1. 

* Wenn von Kriminaliſten unter Berufung auf $ 6 Abi. 1 des Bundesgeſetzes von 
9. Noveniber 1867 betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienit angenommen wurde. dab die 
Dienitpflicht mit dem 1. Januar des Jahres, in welchem der MWebrpflichtige fein 27. Lebens: 
jahr vollendet hat, aufböre, fo ift dabei überſehen, daß jene Vorichrift nur den Beginn der 
Verpflichtung zum Dienſt im itebenden Deere resp. in der ‚Flotte normiren, keineswegs aber 
beitimmen wollte, daß die gedachte Verpflichtung mit jenem Zeitpunkte endigt, wann Der 


= 


MWehrpilichtige fich ihrer entzieht. Yaband a. a. O. 5. 626 
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IV. 


Was die Wehrpflicht der naturalifirten Ausländer anlangt, jo hat fich 
die Frage erhoben, ob auf diejelben die oben angeführten Beitimmungen über 
Wehr: und Militärpflicht ausnahmsloje Anwendung finden. 

Nah der von dem kgl. Preußischen Sriegsminifterium in Ueberein- 
ftimmung mit dem Großh.Bad. Minifterium des Innern dem S 21 Ziff. 1 
der Wehr-Ordnung gegebenen Wuslegung wird eine erheblihe Ausnahme 
jtatuirt, indem die Naturalifirten, welche grundfäglich als der Gejtellung unter— 
worfen, anzujehen find, zum aktiven Dienit nur dann eingejtellt werden jollen, 
wenn die Naturalijation vor Ablauf des dritten Militärpflichtjahres erfolgt 
ift. Hiernach wären die Naturalifirten über das dritte Militärpflichtjahr hinaus 
nah Maßgabe ihres Lebensalter und dem Grade ihrer Tauglichkeit aller: 
dings der Erjagrejerve bezw. dem Landjturm unter Anerkennung ihrer Ueb— 
ungspflicht zu übermweijen. 

Ob eine derartige Auslegung mit dem Wortlaut des S 21 Ziff. 1 der 
Wehrordnung vereinbarlich ift, dürfte jedoch zu bezweifeln fein. Der Abi. 2 
diejer Beltimmung bejagt, daß die Regelung der Dienjtpflicht der bier in Frage 
jtehenden Perſonen nach denjelben Grundjägen wie bei allen übrigen Wehr: 
pflichtigen erfolgt, damit ift die gleiche Behandlung der Naturalifirten mit allen 
übrigen Webrpflichtigen in Elarer und deutlicher Weile ausgejprochen, auf die 
Naturaliirten finden demgemäß die oben angeführten Beltimmungen über Wehr: 
und Militärpfliht ausnahmslofe Anwendung, fie fünnen daher, joferne ihre 
Tauglichkeit feitgeftellt ift, bis zum 45. Lebensjahre zum aktiven Dienft ein: 
en werden, wobei jelbitverjtändlich auf das Lebensalter und die perjünlichen 

erhältnilie der Einzelnen gebührende Rückſicht zu nehmen ift. Bier ift dem 
Ermejjen ein weiter Spielraum gewährt. Eine derartige Auslegung dieſer 
Vorſchrift macht aber auch jede mißbräuchliche Ausbeutung jeitens der Natur- 
alifirten unmöglid Die gedachten Minijterialbehörden find zwar der Anjicht, 
daß etwaige Urſachen mißbräuchlicher Ausbeutung namentlich in Fällen, in 
welchen Reichsausländer jeit längerer Zeit in Deutichland leben und erit dann 
um Naturalifation nachjuchen, wenn fie die Hauptlaft der Wehrpflicht nicht 
mehr trifft, durch Berweigerung der Naturalijation entgegengetreten werden 
fünne. Dem gegenüber muß jedoch hervorgehoben werden, daß es für die zus 
jtändigen Behörden troßdem, dal die Ertheilung der Naturalifation lediglich 
eine Frage des Ermejjens it, große Schwierigkeiten bereiten würde, Ausländern, 
welche jich im Hinblik auf obige Auslegung bis zum erreichten 22. Lebens: 
jahre im Auslande aufhalten und fodann nach Deutjchland fommen, die nad): 
gejuchte Naturalijation bei dem Borbandenjein der Vorausjegungen zu ver: 
tweigern, joferne nicht klar erhellt, daß fie mit ihrem Geſuche jolange zurüd: 
hielten, bis ihre Einftellung in den aktiven Dienjt nicht mehr ftattbaft iſt. 


Y. 

Die Ausgewanderten, welche eine andere Staatsangebörigfeit erworben 
hatten, aber vor vollendetem 31. Lebensjahre wieder Reichsangehörige werden, 
find wehr: und geitellungspflichtig- 

Die Wehr: und Meilitärpflicht ift nach Maßgabe der perfünlichen Ber: 
hältniſſe des Naturalifirten zu beurtheilen; er kann bis zum vollendeten 31. 
Lebensjahre zum aktiven Dienft herangezogen werden. 

Für die Beurtheilung derartiger Fälle find feſte Normen nicht aufgeftellt, 
die Erjagbehörden dritter Inſtanz haben nach freiem Ermejien, in jedem Einzel 


— 
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falle über die Zuläſſigkeit und den Zeitpunkt der Einſtellung ſowie darüber 
Entſcheidung zu treffen, ob Anlaß vorliegt, dem Betreffenden die Vortheile 
der Looſung zu entziehen.') 

Nach Erreichung des 31. Lebensjahres iſt der Naturalifirte von der Dienſt— 
leiftung im aftiven Heere befreit, im Uebrigen aber unterliegt derjelbe den 
allgemein geltenden Beitimmungen über Wehrpflicht; die Entjcheidung über die 
Dienftpflicht fteht der Obererſatz-Kommiſſion zu. 


VI. 


Im Weiteren find die nmachverzeichneten Ausländer unter der Voraus: 
ſetzung, daß diefelben dauernden Aufenthalt im deutjchen Reiche nehmen, wehr: 
und gejtellungspflichtig und zwar 

a) Diejenigen Perjonen, welche das Reichsgebiet verlajien, die Reichs— 
angehörigfeit verloren, eine andere Staatsangehörigfeit aber ‚nicht erworben 
oder wieder verloren haben und 


b) die Söhne ausgerwanderter und wieder in das deutjche Reich zurückge— 
fehrter Perjonen, joferne die eriteren feine andere Staatsangehörigfeit erworben 
haben. 8 11 Abſ. 1 und 2 der R.-M.-G. 

Wie oben angeführt, ift die Wehrpflicht lediglich ein Ausflug der Reichs— 
angehörigfeit, weshalb die Heranziehung der unter a und b erwähnten Ber: 
fonen entjchieden nicht aus der Wehrpflicht abgeleitet werden kann. Wenn Dies 
dennoch gejchieht mit der Begründung, daß in Folge des genommenen dauern: 
den Aufenthaltes in Deutichland die Wehrpflicht wieder auflebe, jo ijt dabei 
überjehen, daß die Wehrpflicht nur eine Folge der Reichsangehörigkeit ift, aber 
abgejeben hiervon kaun von einem Wiederaufleben der Wehrpflicht bei den 
unter b aufgeführten Perfonen feine Rede fein, da fie nie Neichgangehörige 
waren. Die mehrgedachte Beitimmung entipricht vielmehr der ausgleichenden 
Gerechtigkeit, denn es wäre unbillig, daß die ihrer Heimath treu gebliebenen 
Neichsangehörigen eine Lat tragen müßten, während die Ausgewanderten 
oder die Söhne derjelben frei von jeder Verpflichtung in Deutjchland Teben 
fünnten. Dies erhellt aus den Motiven zu $ 10 der Gejegesvorlage vom 
Jahre 1874, welche bejagen: 

Deutjchen, welche die Reichsangebörigfeit durch zehmjährigen Aufenthalt 
im Auslande verloren haben, kann im Falle ihrer Rückkehr in das Bundes— 
gebiet die Verleihung der Staatsangehörigfeit in demjenigen Bundesitaate, in 
welchem ſie jich niederlajien, nicht verweigert werden. Eine Verpflichtung, ihre 
Wiederaufnahme in die Staatsangehörigkeit eines Bundesjtaates und damit 
auch in die Reichsangehörigkeit nachzufuchen, bejteht jedoch weder für die 
bezeichnete Kategorie vormaliger Reichsangehöriger noch für diejenigen, welde 
auf andere Weile die Neichsangehörigfeit verloren haben und ihren bleibenden 
Aufenthalt wieder im Bundesgebiete nehmen. Hieraus ergibt ſich ein Miß— 
verhältniß, daß ein Theil vormaliger Neichsangehöriger auch im Falle der 
Rückkehr in das Bundesgebiet zum dauernden Aufenthalt feine Wiederaufnahme 
nicht nachjucht, um fich bez. feine Deszendenz von der Militärpflicht frei zu 

N Gin Solcher Militärpflichtiger, welcher ſich nicht freiwillig stellt, Sondern erſt ermittelt 
werden muß, kann jedoch nicht als unficherer Heerespflichtiger behandelt werden, weil der letzte 
Abjay der Ziffer 2 des 5 21 der Webrordnung nur die Entziehung der Vortheile der Looſung 
als einzige gegen ihn anzumendende Maßregel bezeichnet. In diefem Sinne bat fich auch die 
Erſatzbehörde 3. Inſtanz zu Karlsruhe unter dem 19. bezw. 24. Dezember 1892 ausgeiprocen. 
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halten. Um einerjeit3 den üblen Eindruck zu bejeitigen, welche die Entziehung 
von allgemeinen Verpflichtungen bei der Menge Derjenigen hervorrufen muß, 
welche dieje ihre Verpflichtungen gewiljenhaft erfüllen und anderjeits mißbräuch— 
lichen Umgebungen der Gejege über die Militärpflicht entgegenzutreten, ericheint 
die Heranztehung dieſer Perſonen und deren Söhne, ſoweit fie nicht Angehörige 
eines fremden Staates find, wünjchenswerth. 

Neichstagsverhandlungen 1873. Sejjion 4. Band 3. S. 489 u. MW und 
Negers Enticheidungen Bd. 10, ©. 100 u. ff. 

Mit dem dauernden Aufenthalte in Deutichland wird für die bier behan- 
delten Perſonen ihre Wehr: umd Gejtellungspflicht vor den Erjagbehörden 
begründet. Der Begriff des dauernden Aufenthaltes ift im Gejege nicht defi- 
nirt, unter diefem Ausdrud iſt aber ein jolcher Aufenthalt zu verſtehen, der 
unter Berhältnifien, welche ihrer Natur nach auf ein längeres Verweilen im 
Orte hinweifen, genommen wird. Hieraus folgt auch, daß die Abficht des 
Burücgefehrten, früher oder jpäter einmal Deutichland wieder zu verlajjen, für 
die Unterjtellung des dauernden Aufenthaltes ganz einflußlos it. Denn ein 
derartiges, umerfennbared und ungreifbares Kriterium von ausſchließlich jub- 
jeftiver Bejchaffenheit kann nicht maßgebend jein. J 

Gleichwie bei den Ausgewanderten, die eine andere Staatsangehörigkeit 
erworben haben, aber vor vollendetem 31. Lebensjahre naturalifirt worden 
find, müjjen bei Beurtheilung der Wehr: und Gejtellungspflicht der unter a 
und b bezeichneten Perjonen die konkreten Verhältniſſe ausjchlaggebend fein. ?) 
Die Aushebung zum aftiven Dienjte ift nur bis zum erreichten 31. — 
jahre ſtatthaft.“) Auch in Betreff dieſer Perſonen, ſoferne fie das 31. Lebens: 
jahr nicht — haben, ſind die Erſatzbehörden 3. Inſtanz zur Entſcheidung 
zuſtändig, wobei das gleiche Verfahren, wie ſolches unter V näher angegeben 
ist, gilt, bezüglich der Dienftpflicht der mehrgedachten Berjonen nach erreichten 
31. Lebensjahre hat auch hier die Obererſatzkommiſſion zu befinden. 


) Siehe Neger, Enticheidimgen Bd. 10, S. 100 u. ff. 

*) Auch diefe Militärpflichtigen können nicht als unſichere — behandelt 
werden, wenn ſonſt auch die Vorausſehßzungen hiezu vorhanden wären. Vergl. V, Note 1. 
Irrig wäre es, folchen Perfonen nach erreichtem 31. Lebensjahre, ſelbſt wenn fich 
diejelben nachgewieienermaßen böswillig der Gejtellung entzogen haben, zum aktiven Dienft 
heranzuziehen. Denn der Wortlaut der Beltimmung jchließt jede andere Auslegung aus, 
wie es auc die Griatbebörde 3. Inſtanz zu Karlsruhe unter dem 19, bez. 24. Dezbr. 1892 
ausgeiprochen hat. Dagegen können die Betreffenden gemäß $ 13 Abi. 4 der Wehrordnmg 
der jüngſten Jahresklaſſe der Erſatz Reſerve überwieſen und auf Grund des s 117 Biff. 7 
der MWehrordnung zu Uebungen herangezogen werden; auch wird ein Geſuch einer —— 
Perſon um Naturaliſation wenigſtens in der Regel zurüczumeifen jein. 
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Ergebniſſe der Veranlagung zur Einkommenſteuer in Preußen für 1892/93. 
Für das Steuerjahr 1892/93 it in Preußen an Einfommenjteuer bei 2,437,886 
Zenjiten der Betrag von 124,842,848 M. veranlagt worden.') Gegenüber dem 
Vorjahre it an Zenfiten ein Mehr von 440,248, an Steuer ein jolches von 
45,284,021 #6. eingetreten. 

An dieſem Mehr find die erſt jteuerpflichtig gewordenen juriftifhen 
Perjonen (Aitiengejellichaften, eingetragene Genojjenjchaften u. dergl. — $ 1 
Nr. 4 und 5 des Einfonmenjteuergejeges) mit ihrem vollen Betrage, nämlich mit 
2028 Zenfiten und 10,056,743 M betheiligt. 

Sondert man Ddieje juriſtiſchen Perjonen nad) ihren einzelnen Arten, fo find 


veranlagt: 
1434 Aftien- und Aktien- — — mit einem Steuer⸗ 
betrage von . i . . .. 8,553,353 M 
196 Berggewerkichaften mit. . ae we cr AR: - 
309 eingetragene Genoitenichaften mit. . ae 206% 71,156 „ 
und 89 Konſumvereine ($ 1 Nr. 5 des Geſetzes 5 BO 29,620 „ 


Das der Veranlagung der juriftiichen Perfonen zu Grunde gelegte, nad) 

dem Durchſchnitt der legten beiden Gejchäftsjahre und nad) Vorſchrift de $ 16 
des Geſetzes berechnete jteuerpflichtige Einfommen hat betragen: 

darunter waren 


in Preußen 
fteuerpflichtig 
bei den Aftien- umd Aktien: Nommanbdit: 
geiellihaften . . nn... 292,892,748 Me 217,685,947 4 
bei * Verogewertſchaften ...8386844 770 86,092,689 „ 
#"  » eingetragenen Genoflenichaften . 2,499,183 „ 2,338,553 „” 
”„  „. Nonfumvereinen des $ 1° des 
BER u 12.50 to 953,746 „ 953,726 „ 


zujammen . . 332,834,447 4 | 257,070,865 M 

Das eingezahlte Aktienkapital, bezw. bei den Berggewerlſchaften das Grund⸗ 

fapital und bei eingetragenen Genoſſenſchaften die Summe der eingezahlten 
Geichäftsantheile der Mitglieder hat jich belaufen: 


bei den Aktien- und Aktien: —— ee au . . 8,380,658,766 .# 
„ Berggewerkſchaften auf 8824879,.470, 
eingetragenen Genoſſenſchaften ——— 21,702,244 
„. „Konſumvereinen des $ 1N.5auf . . er 4.040, 289 „ 


sufammer auf 4,231,280,769 M. 
Die vor der Feititellung des jteuerpflichtigen Eintommens als fteuerfrei in 
Abzug zu bringenden 3'/, Prozent de3 Aktien- bezw. des Grundkapital und 
der eingezahlten Antheile betragen 148,346,061 M, 
Will man die VBeranlagungsergebniffe des Jahres 1892/93 mit denjenigen 
des vorhergehenden Jahres vergleihen, jo iſt es zwedmäßig, die juriftischen 
Perjonen, wie es in Folgendem gejchieht, außer Betracht zu laſſen. 


) Die infolge von Berufungen und Beichwerden eintretenden Aenderungen der Per- 
anlagungs: Ergebniſſe jind noch nicht zu überfeben und deshalb fpäterer Veröffentlichung vor- 
behalten. (Anm. des R.-An;.) 
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Es bejchränft fich dann das für 1892/93 eingetretene Mehr auf 438,220 
Zenfiten und auf einen Steuerbetrag von 35,227,278 M 

Die Zahl der Bevölkerung hat jih bei der zum Zwecke der Beranlagung 
vorgenommenen PBerfonaljtandsaufnahme gejtellt 1892,93 auf 29,895,294 Köpfe 
(im Vorjahre 29,456,458). Einfommtenjteuerfrei find hiervon verblieben als 
Erterritoriale u. dergl. 6832, al3 jolche, deren Einfommen 900 „6. nicht über— 
jtieg, 20,945,227. 

Die veranlagten Zenjiten ergeben 8,15 (im Borjahre 6,78) Prozent der 
Gejammtbevölferung. 

Bon den Zenjiten entfallen auf die Städte 

1,410,073 (im Borjahre 1,185,331), 


" auf das Land 


1,025,785 (im Vorjahre 812,307). 
Das veranlagte Einfommen der Zenfiten hat betragen: 
1892/93: 5,724,323, . Ab. 
1891/92: 4,273,703,217 „ 
hiervon entfallen auf die Städte: 
1892/93: 3,873,315,496 „ 
1891/92: 2,884,537,195 „ 
und auf das Land: 
1892/93: 1,851 . 
1891/92: 1,389,166,022 
Das Durchichnittseinfommen der Zenſiten jtellt fich mithin in den Städten auf 
2746,89 im Vorjahre 2433,53) M. 
auf dem Lande auf 
1804,47 (im Vorjahre 1710,15) 
überhaupt auf 
2350,02 (im Vorjahre 2139,38) «A 
Berrachtet man hierbei die Negierungsbezirfe im einzelnen, jo weit das 
höchſte Durchſchnittseinkommen auf Wiesbaden mit 3813,63 AM, die niedrigjten 
Beträge haben Gumbinnen mit 1896,55, Stade mit 1895,55, Arnsberg mit 
1669,86 und Trier mit 1774,82 M. Für Berlin jtellt ſich das Durchſchnitts— 
einfonımen auf 2932,61 M. Sceidet man das Durchichnittseinfommen dev Zenjiten 
innerhalb der Negierungsbezirke nach Stadt und Land, jo finden ji) hohe Ziffern 
in den Städten der Negierungs sbezirke Köln (3281,55), Nachen (3590,76) und 
Wiesbaden (4677,81) und auf dem Lande bei den Regierungsbezirfen Magdeburg 
(2338,85) und Breslau (2422,92) und niedrige Ziffern in den Städten der 
Negierungsbezirke Frankfurt (2292,82), Marienwerder (2268,83), Schleswig 
(2249,63), Köslin (2238,72), Stade (2072,75) und Arnsberg (2063,91) und 
auf dem Lande bei Arnsberg (1407,91 Ne.) 
In den Stadtkreifen ftellt ji das Durchſchnittseinkommen eines Zenſiten 
auf 3060,30 (im Vorjahre 2688,50) M. Niedrig jtehen hierbei 
Spandau mit 1764,38 (im Vorjahre 1574,28) 4 
Bodum „1677,03 („ . 2004,60) „ 
und Linden „ 1584,78 („ ö 1594,53) 
Die günitigiten Stellen nehmen ein: 
Düffeldorf mit 4176,03 (im Vorjahre 2989,92) Ak. 
Bonn „ 4611,67 („ = 3965,39) „ 
Wiesbaden „ 4663,34 ( „ F 3728,22) 
und Franffnt „ 5916,16 („ = 3130,06) 
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Das Sollauffommen der Steuer verteilt jich auf die Städte mit 
84,334,760 (im Vorjahre 58,052,751) Me. 
und auf das Land mit 
30,451,345 (im Vorjahre 21,506,076) „AH 

Dasjelbe ijt mithin gejtiegen in den Städten von je 100 auf 145,3 und 
auf dem Lande von je 100 auf 141,6 M. 

Der Steuerbetrag des einzelnen Zenfiten jtellt jih im Durchſchnitt 

in den Städten auf 2,18 (im Vorjahre 2,01), 

in den Stadtfreijen 

insbejondere auf 2,31 (. z 2,12), 

auf dem Lande auf 1,65 („ — 1,55), 

überhaupt auf 2,01 (,„ : 1,86) 
Prozente des veranlagten Einfommens. 

Auf den Kopf der Benölferung entfallen: in den Städten 7,13 (im Vor— 
jahre 4,99) und auf dem Lande 1,69 im PVorjahre 1,21 Mk) 

Auf Grund des 8 18 des Einkfommenjteuergejeßes, nach welchen bei den 
bis zu 3000 MAF veranlagten Zenfiten für jedes Kind unter 14 Jahren der 
Betrag von 50 M von dem an jich Iteuerpflichtigen Einfommen in Abzug zu 
bringen iſt, find unter den 2,118,978 Zenfiten, welche bis zu 3000 4b. zu einem 
Gejammtjteuerbetrage von 32,3835,541 Ab. veranlagt worden find, 154,566 Zen- 
jiten freigejtellt und 543,308 auf eine niedrigere Steuerftufe ermäßigt worden. 
Der Ausfall an Steuern, welder dem Staate hierdurch erwächſt, beläuft ſich auf 
3,456,138 M. In Prozenten ausgedrüdt jind biernad von den bis zu 3000 A 
verjtenernden Zenfiten 32,93 Prozent (und zwar 27,25 Prozent in den Städten 
und 39,98 Prozent auf dem Lande) freigejtellt oder ermäßigt, und die Frei— 
jtellung bezw. Ermäßigung beläuft ſich im Berhältniß zu dem im Betracht 
fommenden Gefammtiteuerbetrage auf 10,53 Prozent (8,32 Prozent in den Städten 
und 13,66 Prozent auf den Lande). 

Die Wirkungen des $ 15 des Geſetzes, welcher die Berüdjichtigung bejonderer, 
die Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflichtigen wejentlid) beeinträchtigender, wirth— 
ſchaftlicher Verhältniſſe bei einem jteuerpflichtigen Einfommen bis zu 9500 M 
geitattet, zeigen ſich in nachſtehenden Ziffern. Bon den in Rüdjicht kommenden 
2,379,094 Zenfiten jind 4430 freigeitellt und 48,533 ermäßigt worden. Der 
Sejammtjteuerbetrag dieſer Zenfiten jtellt ji) auf 62,828,717, der Ausfall an 
Steuern auf 543,410 M. Die Beltimmung bat für Stadt und Land ziemlich 
gleiche Bedeutung gewonnen, denn die Freijtellung bezw. Ermäßigung hat betragen 
binfichtlich der Zenfiten in den Städten 2,29, auf dem Lande 2,13, überhaupt 
2,23, binfichtlich des Steuerbetrags in den Städten 0,89, auf dem Lande 0,82, 
überhaupt 0,86 Prozent. 

Mit einem Einkommen von mehr als 3000 M ſind veranlagt 316,889 
(im Borjahre 254,280) Zenfiten, d. h. 1,06 (im Vorjahre 0,86 Prozent der Be- 
völferung und 13,01 (im Vorjahre 12,73) Prozent aller Zenſiten. 

Das veranlagte Einkommen diejer Zenſiten beträgt, nad) den einzelnen Ein— 
fommensquellen gejondert: 


I. aus Kapitalvermögen: 
911,721,201 (im Vorjahre 584,448,953) AM; 


Il. aus Örundvermögen: 
755,361,284 (im Borjahre 707,219,251) Me: 
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II. aus Handel, Gewerbe und Bergbau: 
982,804,091 (im Vorjahre 650,723,967) Ab; 


IV. aus Gewinn bringender Bejhäftigung: 
593,941,967 (im Vorjahre 351,152,488) Me; 
V. die abgerehneten Schuldenzinjen, dauernden Lajten u. j. w. 
betragen: 
431,486,201 (im Vorjahre 406,104,142) M. 

Das veranlagte Einkommen jtellt ſich aljo auf 2,812,342,342 (im Vorjahre 
auf 1,887,440,517) M. 

Die vorjtehenden und die in den bezüglichen Tabellen enthaltenen Angaben 
über die einzelnen Arten des jteuerpflichtigen Einfommens beruhen — wie bier 
ausdrücklich betont werden muß — in Betreff des Vorjahres auf Unterlagen 
von zweifelhafter Zuverläfligkeit. 

Inwieweit e8 dem neuen Geſetze gelungen ift, eine Entlajtung der unbe— 
mittelten Bevölkerungsklaſſen herbeizuführen, dürfte die nachjtehende Tabelle vers 
anjchaulichen. ES find veranlagt worden: 





— 





Yahr 





Einkommenſtufen 





Zahl der Zenſiten 


Steuerbetrag 


4 


1891/92 900— 3,000 1,743,363 37,701,222 
1892/93 900— 3,000 | 23,118,969 32,835,099 
1891/92 3,000— 4,200 | 116,316 11,143,890 
1892/98 3,000— 4,200 126,798 9,126,124 
1891/92 4,200— 6,000 64,546 9,067,644 
1892/93 4,200— 6,000 77,916 9,624,826 
1891/92 6,000— 8,400 29,547 5,722,596 
1892/93 6,000— 8,500 95,140 8,505,908 
1891/92 8.400— 10,800 14,837 3,958,848 
1892/93 8,500— 10,500 17,972 5,013,528 
1891/92 10,800 14,400 10,448 3,563,280 
1892/93 10,500— 14,500 17,685 6,518,340 
1891/92 14,400— 21,600 8,721 4,254,696 
1892/93 14,500— 21,500 13,394 7,019,040 
1891/92 21,600— 28,800 3,498 2,422,548 
1892/93 21,500— 28.500 5,966 4,414,410 
1891/92 28,800— 36,000 | 2,073 1,895,076 
1892/93 28,500— 36,000 | 3,573 3,512,030 
1891/92 36,000— 48,000 1,524 1,775,160 
1892/93 36,000— 48,000 2,934 4,030,720 
1891/92 48,000— 80,000 890 1,357,560 
1892/93 48,000— 60,000 1,647 8,071,360 
1891/92 60,000— 72,000 370 666,000 
1892/93 60,000— 72,000 973 2,278,000 
1891/92 72,000— 84,000 331 714,960 
1892/93 72,000— 84,000 645 1,831,220 
1891/92 84,000— 96,000 254 0,080 
1892/93 84,000— 96,000 466 1.602,300 
1891/92 96,000— 120,000 341 1,026,720 
1892/93 96,000 120,000 562 2,348,000 
1891/92 120,000— 204,000 318 1,347,840 
1892/93 120,000— 205,000 715 4,301,000 
1891/92 204,000 300,000 123 812,160 
1892/93 205,000— 300,000 266 2,579'800 
1891/92 300,000— 600,000 97 1,105,200 
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Jahr | Ginfommenitufen Zahl der Zenftten  Stenerbetrag 
| 
| | 
1892193 | 300,000— 600,000 164) 2,688,200 
1891/92 600,000— 900,000 23 464,400 
1892/93 600,000— 900,000 38 1,060,200 
1891/92 900.000 —1,500,000 | 8 280,800 
1892/93 900,000-—1,500,000 23 1,047.,200 
1891/92 1,500,000—3,000,000 2 | 151,200 
1892/93 1,500,000 — 3,000,000 ' 8 568,600 
1891/92 3,000,000— 4,020,000 | 1 111,600 
1892/93 3,000,000 —4,020,000 1 133.400 
1891/92 | 4,020,000 — 4,980,000 1 124,200 
1892/93 | 4,020,000 —4,980,000 1 172,400 
1891/92 4,980,000—7,000,000 1 180,000 
1892/93 | 4,980,000—7,000,000 2 504,400 


i 


In Prozenten ausgedrücdt, jind im Jahre 1892/93 gegenüber dem Worjahre 
Benfiten veranlagt worden zu einem Einkommen 


von 900— 3,000 .# 86,99 {gegen 87,27) Prozent 

„  3,000— 6,000 „ 840 ( „ 9,05) ü 

„. 6,000— 9,500 „ 2,28( „ 19) 

„  9,500— 30,500 „ 189( „ 1,49 a 

„ 30,500—100,000 „ 0,37 ( „ 0,22) ? 
über 100,000 „ 0,07 ( „ 0,05) 


Zu der Gejammtiteuer trugen die Zenfiten bei aus der Einfommensitufe: 


von 900— 3,000 db. 283,60 (gegen 35,54) Prozent 
„  3,000— 6,000 „ 16,32 ( „ 2350) „ 
„  6,000— 9,500 „ 9780 „9 
„ 9,500— 30,500 „ 18,68 ( 16,25) „ 
„ 30,500—100,000 „ 13,62 ( „ 770 


über 100,000 „ 13 (TO) „ 


In den Stadtkreijen haben diefe Prozente betragen: 
hinfichtlich der Zenfiten 


bei 900— 3,000 M 81,89 (gegen 81,16) Prozent 

„ 3,000— 6,000 „ 10,26 ( „ 1337) , 

„ 6,000— 9,500 „ 355(,„ 320) „ 

„ 9,500— 30,500 „ 345(. 27) 

„ 30,500—100,000 „ 0,72 („ 040) „ 
über 100,000 „ 013 ( „ 0,09) 


hinfichtlich des Steuerbetrags 


bei 2 900— 3,000 M. 18,81 (gegen 24,69) Prozent 
„ 3,000-- 6,000 „ 13,74 ( „ 22,98) „ 
„ 6,000— 9,500 „ 10,23 ( „ 11,70) n 
„ 9,500— 30,000 „ 23,10 ( „ 21.23) . 
„ 30,500— 100,000 „ 17,39 ( „ 9,98) 
über 100,000 „ 16,73 ( „ 9,42) 


R.Anz.) 
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Die Handelsfammer zu Köln Hat die Herausgabe einer fehr interejjanten 
Schrift veranlaßt: „Die wirthicaftliche Bedeutung der Rhein-Seeſchifffahrt. Yon 
Dr. R. van der Borght, Sekretär der Handesfammer zu Köln.“ (Köln, 1892). 
Die Handelskammer bemerkt in ihrem Vorwort: 

„Die Meberzeugung, daß der Ahein wieder — wie vor Jahrhunderten — zu 
einer Seejtraße werden müſſe, wenn die gewerbliche Blüthe Weſtdeutſchlands zur 
vollen Entfaltung kommen fol, hat jchon jeit Jahrzehnten unausgejegt die Geijter 
beſchäftigt. Lange Zeit fcheiterten die don der Kölner Handelsfammer und anderen 
Organen, ſowie von Einzelperjonen unternommenen Verjuche, dieſen Gedanfen zu’ 
verwirklichen, an der Ungunjt der Zeitverhältnifje, insbefondere an der Gebunden 
heit der Nheinjcifffahrt, an dem mangelhaften Zuftande der Fahrjtraße, an der 
unzulänglichen Konjtruftion der Sciffsmafchinen und Schiffsgefäße. In allen 
diefen Beziehungen find in den legten Jahrzehnten weſentliche Fortſchritte gemacht 
worden, die wenigitens die fchlimmiten Hindernifje bejeitigten. Die Rheinzölle 
find gefallen, die Fahrſtraße des Rheins unterhalb Kölns iſt für den größten 
Theil der Strede auf 3 Meter unter dem gemittelten niedrigiten Wajleritande 
ausgebaggert worden, die Schiffsbautechnit hat eine brauchbare Form für jeetüchtige 
Schiffe mit geringem Tiefgang und Heinerem Kohlenverbraud gefunden. Dieſe 
Veränderungen famen dem Streben nad) einer direften Rhein-Seeſchifffahrt ent= 
gegen; e8 wurde möglich), den Gedanken in kleinerem Mapitabe zu verwirklichen. 
Seit dem Jahre 1885 befahren denn auch Seedampfer den Rhein. Die Jnitiative 
dazu ging von der Badischen Schraubenbootgejellihaft (ipäteren Rhein- und See— 
ſchifffahrts-Geſellſchaft) aus, welche die Linie Köln-London eröffnete. Auf dieſer 
Linie verkehren die Seedampfer „Induftrie* und „Energie“ in regelmäßigen 
Fahren. Wie verlautet, wird noch im laufenden Jahre ein dritter Dampfer in 
Dienſt gejtellt werden. 

Seit 1889 hat auch die Dampfichifffahrts:Gejellichaft „Neptun“ in Bremen 
ji der direkten Rhein-Seejchifffahrt gewidmet. Mit ihren ſieben Dampfern 
„Arion“, „Flora“, „Jaſon“, „Ihemis*, „Rea“, „Saturn“ und „Sri“, denen 
fih noch im laufenden Jahre ein achter Dampfer anjchliegen wird, unterhält fie 
vier regelmäßige Linien, von Köln nach Bremen, nah Hamburg, nad Stettin 
und nah Danzig. Troß der Schwierigkeiten, mit denen der Seejchiffverfehr auf 
dem Rheine in Folge der geringen Fahrtiefe, der veralteten Verordnungen u. j. w. 
zu fämpfen bat, haben ji die Seedampferlinien jeit 1885 fehr erfreulich ent= 
widelt. 

Es war aber von Anfang an Har, daß das Bedürfniß des wejtlichen und 
ſüdweſtlichen Deutjchlands, gewiſſermaßen näher an die See herangerüdt zu werden, 
mit dem jebigen Umfange der Nhein-Seejchifffahrt nicht annähernd befriedigt 
werden fünnte. Dazu war und ijt eine Seejtraße von erheblich größerer Leiſtungs— 
fähigkeit nöthig, al8 auf dem Nheine bei jeinem jegigen Zuſtande möglich iſt. 
Gerade durch die neu entitandenen Linien mußte deshalb das Streben nad einer 
größeren Entwidlung der Seejchifffahrt auf dem Rheine an Ausdehnung umd 
Energie gewinnen. Dank der thatkräftigen umd verdienjtvollen Initiative des 
hieſigen Groffaufmannes Herrn 2. F. Oſterrieth fanden dieje Beitrebungen 
einen jehr beachtenswerthen und auch weithin beachteten Ausdrud in der Denk 
jchrift über die „Ahein-Seejchifffahrt“, die im Auftrage de Genannten don dem 
Ingenieur U. Graff verfaßt und Ende 1890 erjchienen ift. 

Uns bot diefe Schrift Veranlafjung zu wiederholten und eingehenden Be- 
rathungen der Frage in einer von uns niedergefegten, aus Mitgliedern der Handels» 
fammer und verfchiedenen Sachverjtändigen bejtehenden bejonderen Kommiſſion. 
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Die Berathungen ließen indes bald feinen Zweifel darüber, daß ohne eine gründ- 
he technijche Prüfung die Bewegung auf Erfolge nicht rechnen fünne. Die 
Kommifjton faßte deshalb im Sommer 1891 den Plan, mit den betheiligten 
Städten, Handelskammern, Staatsbehörden u. j. w. auf Grund einer bejonderen 
Denkſchrift in Verhandlungen darüber einzutreten, wie die ſehr ſchwierige Auf— 
gabe der technischen Prüfung zu verwirklichen ſei. Bei den Vorarbeiten zu der 
geplanten Deukſchrift, die umferen derzeitigen Zekretär Dr. R. van der Borght 
zufielen, ergab ſich weiterhin, dag der Schwerpunft der Denkichrift in der Unter: 
judung der wirthſchaftlichen Wirkungen des Rhein-Seeweges liegen müſſe. Gerade 
dieje Zeite der Frage war bisher nicht genügend Hargeitellt worden. Ohne ſolche 
Klarjtellung aber iſt nicht zu erwarten, daß die technijche Prüfung in die Mege 
geleitet werden wird. 

Tas Ergebniß der ſchwierigen und zeitraubenden Unteriuchungen über die 
wirtbhichaftliche Bedeutuma des Rhein-Seeweges liegt in der von Dr. N. van der 
Borght verfaßten Denkichrift vor. Dieſelbe jtellt jih nicht als eine Agitations 
jchrift, ſondern als eine auf wifienjchaftlicher Grundlage ruhende, rein fachliche 
Arbeit dar. Ihre Ausführungen werden, jo hoffen wir, gerade deshalb das 
Intereſſe an der Zache in weiteren Kreiſen erwecken, mande Vorurtheile zerſtreuen 
und Die Ueberzeugung verbreiten und befeitigen, daß Die Herſtellung einer Ze: 
trage auf dem Rheine nicht etwa eine lokale, nur unfern engern Bezirk berührende 
Angelegenheit it, fondern für die wirtbichaftliche Entwidlung des geſammten wejt- 
lichen und ſüdweſtlichen Dentichlands und Damit auch mittelbar für Das ganze 
Reich eine hervorragende Bedeutung baben mu.” 


Tas f. prenß. ſtatiſtiſche Burean bat ein Inhaltsverzeichniß für die 1861 
bis 1890 erjchienenen 30 Jahrgänge jeiner ‚eitichrift herausgegeben, welches von 
Dr. Gustav Yauge bearbeitet it. Der reiche Anhalt der eriten 30 Jahrgänge 
der Zeitichrift hat in dem Inhaltsverzeichniſſe eine eingehende ſyſtematiſche Ord— 
nung nach Gegenftänden, Yändern und Berfailern gefunden. Damit it mich 
nur ein bequemes Silfsmittel für die Benutzung der Zeitſchriſt Des königlich 
preußiſchen ſtatiſtiſchen Buregus, Jondern, wegen des Charakters dieſer Zeitſchrift, 
auch ein ſehr ausgiebiges Nepertormm über volfswirtbichaftliche und ſſatiſtiſche 
Fragen aller Art geboten. 


Die Z3infproduftion im Jahre 1892. Tie Yinfproduftion dev Erde iſt jeit 
länger als einem Jahrzehnt in erbeblichem Aufſchwunge begriffen. Während man 
te 3. B. im Jahre 1851 msgefammt auf 260,088 Tonnen jchäßte, 1886 Schon 
293,302 Tonnen angab, belief ſie ſich 1800 auf 343,096, 1891 anf 356,501 
und 1892 nach einer Aufitellung der Firma Henry N. Merten u. Ev. in Yonden 
fogar auf 365,257 Tommen. Die neue Produktionsziffer ergibt aegen das Bor 
jahr eine Zunahme von 8756 Tonnen oder nahezu 2,5"), gegen 1881 ein Mehr 
von 105,169 Tonnen oder 40,4". Bon der Ausbeute Des Jahres 1802 ent 
fallen 287,607 Tonnen vder mehr als drei Viertel (genauer 78,7" anf Guropn, 
der Reit von 77,650 Tonnen auf die Vereinigten Staaten von Amerika, Zeit 
1881, wo der Antheil der leßteren an der Wejammtproduftion wicht mehr uls 
rund 30,000 Tonnen betrug, it Der Antheil Europas jührlid) geringer geworden, 
obwohl die europäiſche Gejammtausbeute nicht unerheblich geſtiegen in. Unter 
den europätichen Erzeugungslandern nimmt Deutſchlaud mir einer neuvrlichen 
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jährlichen Durchfchnittserzeugung von 125— 130,000 Tonnen die erite Stelle ein; 
ihm kommt Belgien mit etwas über 100,000 Tonnen jehr nahe. In den legten 
beiden Jahren gejtaltete Jich die Zinfproduftion in den europäiſchen Erzeugungs: 
ländern nad) den Angaben der oben erwähnten Firma wie folgt: 


1892: 1891: Zw oder Abnahme: 
Rheinland und — . 143,505 139,695 + 3810 
Schleiien . - - . . 87,760 7,080 + 680 
Großbritannien en. 28,590 29,410 — 320 
Frankreich und — 138462 18,360 + 102 
Bolen . . . . . 4,270 3,760 + 510 
Dciterid - - : =. 5,020 6,440 — 1420 


Nah den Angaben der „PVierteljahrsheite zur Statiftif des Deutjchen Reichs“ 
(Jahrgang 1893 I) wurden im Jahre 1891 in Deutjchland an Blodzinf einjchlich- 
lich des zu Blechen, Zinkweiß und Zinfwaaren verwendeten Zinks 139,353 Tonnen 
gewonnen, davon 88,421 im Negierungsbezirt Oppeln (oberſchleſiſcher Induſtrie— 
bezirk), 13,557 im Arnsberger, 14,939 im Düjjeldorfer, 17,198 im Aachener 
Bezirk und 5438 Tonnen im Negierungsbezirt Köln, im Königreih Sachſen und 
in Eljaß-Lothringen. Danach iſt allein in Schleſien die Zinfproduftion um mehr 
als 1300 Tonnen größer gewejen, als die Schägung der engliichen Firma; wahr: 
iheinlih werden jich die für 1892 gemachten Angaben ebenfalls nod erhöhen. 
Ein Hauptfonjument für Zink it England, weshalb die auf dem engliüchen Markt 
gezahlten Preiſe eine entjcheidende Bedeutung baben. Der” Durchſchnittspreis für 
eine Tonne (1000 Kilogramm) stellte jich 1892 auf 20 @ 16 sh 6 d gegen 
232 4 sh 6 d im Jahre 1891 und 23 E 5 sh im Jahre 1890. Gegenüber 
diefem Preisrücdgang auf dem engliichen Markt iſt es von Intereſſe, aus der deutjchen 
amtlichen Statiftif zu erfahren, daß der Werth einer Tonne Zink im Deutſchen Reich 
im gleichen Zeitraum umgefehrt geitiegen it. Während 1890 diefer Werth nur auf 
362 M. 82 5 angegeben wurde, jtieg derjelbe im Jahre 1891 auf 448 . 1 
und 1892 auf 448... 91,9. In gleicher Reife nahın der Geſammtwerth der deutjchen 
Zintproduftion von 49,3 Millionen Mark im Jahre 1890 auf 62,4 Millionen Mark 
im Jahre 1891 und 62,6 Millionen Mark im Jahre 1892 zu. (R.= Anz.) 


Zur Statiftif der Preußiſchen Staatseiſenbahnen. Die Entwidelung 
des Perjonenverfehrs auf den Preußiſchen Staatsbahnen in den 
legten jechs Jahren ergiebt jih aus folgender Zufammenitellung: 

Nach der Statiftit Des Neichs-Eifenbahnamts, deren lepter Band für 1891/92 
in dieſen Tagen erſchienen ift, betrug die Zahl der Perjonentilometer: 

gegen das Vorjahr 


1886.87 2. 20202020. 5347861475 

1887/88 . 2 2 2.2. 5610707374 + 4,9 Proz. 
1888/89 . 2 202020. 5950709765 + 61 „ 
1889,90 . > 2 2.2... 6706420811 —+127 „ 
1890/91 . . 20. 75204799823 +121 „ 
1891/92 . 78764571 +47, 


1891/92 gegen 1580,87 + 2528614296 = + 47,3 Pro;. 


) Dem — l. April 1891, 92 feblte der Ofterverfehr, demzufolge die 
— — im April 1891 um 5,7“6 und im März 1892 um 8,4? fo hinter den Ber: 
gleichsmonaten des Vorjabrs zurücblieb, während die übrigen zehn Monate eine Steigerung 
von 7,1°/ aufmweiien. 
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Wird die inzwijchen erfolgte Berjtaatlichung einiger Bahnjtreden in Schleswig- 
Holjtein, Thüringen und Hannover berüciichtigt, jo jtellt ji die Steigerung etwa 
auf 45 Proz. (44,9 Proz.). 
In derjelben Zeit ') jtieg die Perjonenfrequenz auf den größeren deutjchen 
Staatsbahnen: 
auf den Neichsbahnen um 20 Proz. 
„  » Bayerifchen Staatsbahnen um 27,5 Proz. 
„  .„ Zäditichen " „ 34 ” 
„  „ MWiürttembergiichen „ „ 26 . 
— Badiſchen 29 

gegen 47,3 bezw. 45 Proz. auf den Preußiſchen Stantsbahnen. 


Die Verfehrspdichrigfeit auf 1 km Bahnlänge betrug 1891/92 bezw. 1891: 


auf den Preußischen Staatsbahnen . . 321788 Perjonen, 
„ „Reichsbahnen . ... 243373 

„. „Bahyeriſchen Staatsbahnen . . 184263 " 

„  r Eädhjiichen = 348838 e 

„ „ Württembergiihen „ 222414 * 

— Badiſchen 290835 


war ſonach in Breufen nur wenig geringer als in dem dicht bevölferten Sachſen 
und erheblich ſtärker als auf den übrigen größeren deutſchen Staatsbahnen. 


Die Zugausnutzung ſtellt ſich durchſchnittlich auf ein Zugkilometer: 


auf den Preußiſchen Staatsbahnen . . auf 62,4 Perſonen, 

"„ m Neichsbahnen . . . — 44680 — 

. „Bayeriſchen Staatsbahnen — AS 

„Suüchſiſchen 2. =. 68,9 — 

„. ,„ Wiürttembergiiden „ .. 46.,7 
Badiſchen 48,4 


in Preußen hiernach weſentlich günftiger als auf den meijten anderen Staats⸗ 
bahnen und nur wenig geringer als in Sachſen. 


Die Uhsausnupung belief ſich durchichnittlih auf ein Achskfilometer: 


auf den Preußiichen Staat3bahnen . . auf 4,59 Berjonen, 

"„ m Reichsbahnen . . —43862 a 

„»  »  Bayeriichen Staatsbahnen —440607 

„„Söchſiſchen te J 

„ „Würitembergiſchen, ei WB r 
Badiſchen 4,06 


war ſomit auf den Preußiſchen Staatsbahnen. am  günjtigiten. 


Eine Perjonenwagenachje durchlief durchichnittlih im Laufe des Nahres 
1891/92 bezw. 1891: 


auf den Preufiichen Staatsbahfnen . . . . 47286 km 
„nr Neihsbahnen . . ie en u, et ARD 
»  » Vaperijchen Staatsbahnen wear A 
„ „ Sädjiichen 2 an a hl; 
„ „ Wiürttembergiiden „ naar 37280, 
"» «Badischen " 23778398 


) Die Angaben der Bayeriſchen, Sächſiſchen und Radiſchen Staatsbahnen beziehen ſich 
auf die Kalenderjahre 1886—1891. 
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Die durchſchnittliche Einnahme für jede De betrug: 


auf den Preußiichen Staatöbahnen . . . .. 6382 AM 
„nm NReihsbahnen . . 2 ne MORE: 
„»  » Bayerifchen Stantsbahnen ir ia - MR 
„» » Sädjiichen r ir Bi, 
»„ „» Württembergifchen „ de ae Be MB 
„ - Badischen 5557 „ 


war jomit in Preußen am höchſten; gleichwohl ſtellte ſich die durchſchnitt— 
liche Fahrgebühr für ein Perſonenkilometer auf den Preußiſchen Staats— 
bahnen am niedrigſten, nämlich: 


auf den Preußiſchen Staatsbahnen. . . . auf 2,93 A, 
„m MNeichsbabnen . . . 4348 
„„Baheriſchen Siaaisbahnen ED ee ner 
» „ Sädjiitfchen MM Acer. vw —498 
„ „ Miürttembergijchen „ 46 
„ „ Badiſchen — .. 3449 „ (R.⸗Anz.) 


Eine ſehr erwünſchte Sammlung des Rechtsſtoffes, welcher auf die deutſchen 
Schutzgebiete ſich bezieht, iſt kürzlich im Verlage von E. S. Mittler u. Sohn 
zu Berlin erſchienen unter dem Titel: Die deutſche Kolonial-Geſetzgebung, Samm— 
lung der auf die deutſchen Schutzgebiete bezüglichen Geſetze, Verordnungen, Er— 
laſſe und internationalen Vereinbarungen mit Anmerkungen und Sachregiſter. Auf 
Grund amtlicher Quellen und zum dienitlichen Gebrauche herausgegeben von Rie— 
bow, Gerichts-Aſſeſſor. Dieſe Sammlung bringt in ihrem eriten Theile die für 
alle Schußgebiete gleihen Beltimmungen über die Centralverwaltung, die Rechts: 
verhältniffe der Beamten, die Rechtspflege und die internationalen Vereinbarungen, 
im zweiten die für jedes einzelne Gebiet bejonderen Beitimmungen, im Ganzen 
256 Nummern. 


Int Frage der Regelung des Handwerks. 


Der preußische Minijter für Handel und Gewerbe hat unterm 15. Auguft 
1893 nachſtehenden Erlaß an die Oberpräfidenten gerichtet: 
Eurer Ere. laſſe ih in der Anlage 
A. Vorſchläge für die Organijation des Handwerks, 
B. Vorſchläge für die Negelung des Lehrlingsweiens im Handwerk, 


nebjt Erläuterungen zur eingehenden gutachtlichen Aeußerung zugeben. 

Die Vorſchläge jtellen das unverbindliche Ergebniß vorläufiger Erwägungen 
dar und jollen im wmejentlichen nur die Grundlage für weitere Erörterungen 
abgeben, bei denen die Auslafjungen der Behörden und die von der Oeffent— 
lichkeit zu erwartende Kritik gewürdigt und berüdjichtigt werden. Die gut» 
achtlihe Aeußerung wird fi auf die Zwedmäßigkeit und Durchführbarfeit der 
Borichläge im allgemeinen zu bejchränfen haben; ich wünſche jedoch, folgende 
Einzelfragen ausdrüdlich beantwortet zu wilien: 

1) Erjcheint die zur Abgrenzung der Stleinbetriebe gegenüber den Groß— 
betrieben angenommene Arbeiterzahl zutreffend ? (A. Ziffer II.) 

2) In welcher Weife jollen die Beiträge für die Fachgenoſſenſchaften bemeſſen 
und vertheilt werden? Kann hierbei die Höhe der Gewerbeſteuer, die Zahl 
der Arbeiter oder der Umfang der maſchinellen Hilfskräfte einen Maßſtab 
abgeben? (A. Ziffer VIL.) 

3) In welchem Berhältnig ſoll die Zahl der Mitglieder des Gehilfen- 
Ausſchuſſes zu der Zahl der Mitglieder des Vorſtandes der Fachgenoſſenſchaft 
jteben ? (A. Biffer XVIIL) 

4) Wer joll die Kojten des Gehilfenausſchuſſes tragen? Iſt es unbedenk— 
lich, vn der Geringfügigfeit der Beiträge und der Schwierigfeit der Einziehung 
dieſe als Kojten Der Fachgenoſſenſchaften zu bezeichnen? event. erſcheint es 
angängig, den Arbeitgebern eine Borichußverbindlichkeit aufzuerlegen und ein 
Abzugsreht am Yohn einzuräumen? (A. Ziffer XIX.) 

5) In welchem Verhältniß joll die Zahl der Vertreter der Gehilfen- 
ausichüfje zu der Zahl der Mitglieder der Handwerkskammer jtehen und wie 
joll ihre Zahl auf die Gehilfenausſchüſſe vertheilt werden? (A. Ziffer XXX.) 

6) Nach welhem Mafitab jollen die Koſten der Handwerkefammer auf 
die einzelnen Fachgenoſſenſchaften vertheilt werden? (A. Ziffer XXIX.) 


A. Vorſchläge für die Orgaanifation des Handwerks. 
I. 


Zur Wahrnehmung der Intereſſen des Kleingewerbes find Fachgenofjenichaften 
und Handwerfsfammern zu errichten. 

Die Errichtung der Fachgenofjenichaften erfolgt innerhalb der Bezirke der 
Handwerfsfammern. Die Abgrenzung diejer Bezirke wird nad) Anhörung bethei— 
ligter Gewerbtreibender von der Yandeszentralbehörde bejtimmt. 

Annalen bed Deutichen Reicht, 1593, 51 
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I. Fachgenoſſenſchaften. 
Bufändigkeit. 
II. 

Mit Ausnahme des Handels und der in SS 29 bis 30, 31 bis 37 der 
Gewerbeordnung aufgeführten Gewerbe, aber einichließlich des Muſiker-Gewerbes, 
joweit es höhere fünjtleriiche Intereſſen nicht verfolgt, gehören den Fachgenoſſen— 
ichaften alle Gewerbtreibenden an, welche ein Handwerk betreiben oder regelmäßig 
nicht mehr als zwanzig Arbeiter beichäftigen. 

Durch Beichluß des Bundesraths fann für beitimmte Gewerbe die Beichäf- 
tigung einer geringeren Zahl von Arbeitern als Grenze feſtgeſetzt werden. 


111. 


Durch Beſchluß des Bundesraths können beitimmte Gewerbe von der Zuge- 
börigfeit zu den Fachgenofienjchaften ausgenommen werden. Der Beichluß kann 
auch für örtlich begrenzte Bezirke erlaſſen werden. 


Errichtung. 
IV. 


Die Fahgenofienichaften find, ſoweit einzelne Gewerbszweige im Bezirke der 
Dandwerfsfammer binveichend jtark vertreten find, für dieſe, ſoweit dies nicht der 
Fall, für mehrere Gewerbszweige unter thunlichiter Berücdtichtigung der verwandten 
Gewerbe zu bilden. 

V. 


Die Bildung der einzelnen Fachgenoſſenſchaft erfolgt in ähnlicher Weiſe, wie 
die Bildung der Berufsgenojienjchaften bei der Unfallverficherung. 


VL 


Jeder Gewerbtreibende gehört kraft Geſetzes der Genoſſenſchaft jeines Faces an. 
$ewerbtreibende, im deren Betrieb mehrere Gewerbszweige vereinigt find, 
jind der Fachgenoſſenſchaft ihres Haupt-Gewerbszweiges zuzumeijen. 


Statut. 
VII. 


Die Fachgenofjenichaften vegeln ihre innere Verwaltung jowie ihre Gejchäfts: 
ordnung durch ein von der Generalverſammlung ihrer Mitglieder zu bejchliegendes 
Statut. Das Statut muß Beſtimmung treffen über 

den Namen, Sitz und Bezirk der Fachgenoſſenſchaft, 

die Zufammenjeßung, Wahl und Berugniffe des PVorftandes und der etwa zu 
beitellenden Ausſchüſſe, 

die Zufammenjegung, Berufung und Art der Bejchlußfaffung der Generalver: 
janımlung, 

die Bemejjung und Bertheilung der Beiträge, 

das Rechnungsweien. 

Das Statut bedarf der Genehmigung der höheren VBerwaltungsbehörde. 

Kommt ein Beihluß der Generalverjammlung über das Statut wicht zuitande 
oder wird die Genehmigung wiederholt verjagt, jo erläßt die höhere Verwaltungs— 
behörde das Statut mit vechtöverbindlicher Kraft. 
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Drgane. 
VIII. 


Dem Vorſtand liegt die geſammte Verwaltung der Fachgenoſſenſchaft und die 
Wahrnehmung ihrer gejeglichen Befugniſſe ob, ſoweit nicht einzelne Angelegen— 
heiten durch Gejeß oder Statut der Beichlußnahme der Generalverſammlung vor: 
behalten oder bejonderen Ausſchüſſen übertragen find. 

Der Beichlugnahme der Generalverfanmlung jind vorbehalten: 

1) die Wahl der Mitglieder des Vorſtandes und der Ausſchüſſe, 

2) die Wahl der Mitglieder der Handwerkskammer, 

3) die Feitießung des Etats, die Prüfung und Abnahme der Kahresrechnung, 
die Bewilligung von Ausgaben, welche nicht im Etat vorgejehen jind, 

4) Abänderungen des Statut. 


Stimmredt in der Generalverfammlung. 
IX. 

In den Generalverfammlungen der Fachgenoſſenſchaft it jtimmberechtigt, wer 
das 25. Lebensjahr vollendet und feit mindeſtens einem Jahre im Bezirk der Hands 
werfsfammer ein der FFachgenofjenjchaft angehörendes jtehendes Gewerbe betreibt. 

Perſonen, welche zum Amte eines Schöffen unfähig find (88 31, 32 des 
Serichtöverfafjungsgejeges), find nicht ſtimmberechtigt. 


Wählbarkeit zu Acmtern. 
X. 

Zu Mitgliedern des Vorjtandes oder der Ausſchüſſe fönnen nur ſolche Anz 
gehörige der Fachgenojjenjchaft gewählt werden, welche das 30. Lebensjahr voll- 
endet, in dem der Wahl vorhergegangenen Jahre für ſich oder ihre Familie 
Armenunterjtüßung aus öffentlichen Mitteln nicht empfangen oder die empfangene 
Armenunterjtügung eritattet haben und im Bezirke der Handwerfsfammer jeit 
mindeſtens zwei Jahren ein der Fachgenofjenjchaft angehörendes jtehendes Gewerbe 
betreiben. 

Perſonen, welche zum Amte eines Schöffen unfähig find, ſind nicht wählbar. 


Ehrenamtliche Stellung der Inhaber der Acmter. 
XI. 


Die Aemter der Fachgenoſſenſchaften ſind Ehrenämter. Die Uebernahme 
kann nur aus Gründen verweigert werden, aus denen die Wahl zum Beiſitzer 
eines GewerbegerichtS abgelehnt werden darf. 


Aufgaben. 
a) obligatorijche. 
XII. 

Aufgabe der Fachgenoſſenſchaften it: 

1) die Pilege des Gemeingeiftes ſowie die Aufrechterhaltung und Stärkung 
der Standesehre unter den Genojien, 

2) die Förderung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen Meiftern und 
GSejellen, fowie die Fürforge für das Herbergsweſen der Gejellen und für die 
Nachweiſung von Gejellenarbeit, 


517 


804 Zur Trage der Regelung des Handwerks. 


3) die nähere Regelung des Lehrlingswejens umd die Fürforge für die tech— 
nische, gewerbliche und jittlihe Ausbildung der Lehrlinge, der Erlaß von Vor— 
jchriften über das Verhalten der Lehrlinge, die Art und den Gang ihrer Aus 
bildung, die Form und den Anhalt der Yehrverträge, jorwie über die Verwendung 
von Lehrlingen außerhalb des Gewerbes, 

4) die Entiheidung über die zwijchen den Mitgliedern der Fachgenoſſenſchaft 
und ihren Lehrlingen entjtehenden Streitigfeiten, welche ſich auf den Antritt, die 
Fortjeßung oder Aufhebung des Lehrverbältnifjes, auf die gegenjeitigen Leitungen 
aus demjelben, auf die Ertheilung oder den Inhalt der Arbeitsbücher oder Zeug— 
nifje beziehen, 

5) die Bildung von Prüfungsausſchüſſen für einzelne Gewerbe oder Gewerbe 
gruppen zu dem Zwecke, Lehrlinge und Geſellen auf ihren Antrag einer Prüfung 
zu unterziehen und über den Erfolg derjelben ein Zeugniß auszujtellen. 


b) facultative. 
XII. 

Die Fachgenoſſenſchaften jind befugt: 

1) Beranjtaltungen zur Förderung der gewerblichen, technijchen und jittlichen 
Ausbildung der Gejellen, Gehilfen und Lehrlinge zu treffen und Fachſchulen zu 
errichten und zu leiten, 

2) über den Bejuch der von ihnen errichteten Fortbildungs- und Fachſchulen 
Vorichriften zu erlaffen, jomweit dieſer Beſuch nicht durd Statut oder Gejeh 
geregelt iſt. 

XIV. 


Die Vorſchriften der Fachgenofjenichaften, welche auch für einzelne Gewerbe 
erlaffen werden fünnen, unterliegen der Genehmigung der Handwerkskammer und 
dürfen deren Borjchriften und Beſchlüſſen nicht zumiderlaufen. 

Die nähere Regelung der Prüfungen erfolgt durch eine Prüfungsordnung, 
welche von der Fachgenvſſenſchaft zu beichlichen it und der Genehmigung der 
Dandwerksfammer bedarf. 


Aufſicht. 
XV. 
Die Fachgenoſſenſchaften ſind der Aufſicht der Handwerkskammer unter— 


ſtellt. Die Handwerkskammer kann ſich der Fachgenoſſenſchaften als ihrer Or— 
gane bedienen. 
Gehilfenausſchuß. 
Errichtung. 
XVI. 

Die bei den Mitgliedern der Fachgenoſſenſchaft beſchäftigten Arbeiter wählen 
den Gehilfenausihuß. Zur Theilnahme an der Wahl find diejenigen Arbeiter 
berechtigt, welche: 

a. ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 

b. das 21. Lebensjahr zurücgelegt haben, 

ce. jeit länger als eimem halben Jahre im Bezirk der Fachgenofjenichait 
beichäftigt jind und während mindeſtens der Hälfte diejes Zeitraums bei Mit: 
gliedern derjelben in Arbeit jtehen. 
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Wählbar ijt jeder Arbeiter, welcher: 

a. ji im Belig der bürgerlichen Ehrenrechte ‚befindet, 

b. das 30. Lebensjahr vollendet hat, 

e. in dem der Wahl vorangegangenen Jahre für ſich oder feine Familie 
aus öffentlichen Mitteln Armenunterjtügung nicht empfangen oder die empfangene 
Armenunterjtüßung eritattet hat, 

d. jeit mindejtens zwei Jahren im Bezirk der Fachgenoſſenſchaft bejchäftigt 
it und während diejer Zeit länger als ein Jahr bei Mitgliedern der Fachgenoſſen— 
Schaft in Arbeit geitanden hat. 

Das Ant eines Mitglieds des Gehilfenausschuffes it ein Ehrenamt. Die 
Uebernahme kann nur aus Gründen verweigert werden, aus denen die Wahl zum 
Beifiter eine Gewerbegerichts abgelehnt werden darf. 


XVII. 


Kommen Wahlen nicht zuſtande, oder wird von der Mehrzahl der Gewählten 
wiederholt die Annahme der Wahl mit Erfolg abgelehnt, jo hat die höhere Ver— 
waltungsbehörde nah Anhörung der Handwerkskammer entweder einen Gehilfen- 
ausihuß aus der Zahl der Wählbaren zu ernennen, oder die Wahrnehmung jeiner 
Obliegenbeiten anderen Perſonen zu übertragen. 

Zuftändigkeit. 
XVII. 

Der Gehilfenausſchuß it berechtigt zur Mitwirkung bei Negelung der Lehr: 
lingsverhältnifje, der Abnahme der Gejellenprüfungen, der Entjcheidung von 
Streitigkeiten zwijchen Mitgliedern der Fachgenoſſenſchaft und ihren Lehrlingen 
jowie bei der Begründung und Verwaltung aller Einrichtungen, welche die In— 
terejien der Gehilfenſchaft berühren. 

Seine Mitglieder nehmen an der Berathung und Beſchlußfaſſung der Fach— 
genofjenjchaft über Die vorſtehend bezeichneten Angelegenheiten mit vollem Stimm— 
recht theil. Kommt ein Bejchluß gegen die Stimmen jeiner ſämmtlichen Mit- 
glieder zu ſtande, jo kann der Gehilfenausihuß mit aufichiebender Wirkung die 
Entjcheidung der Handwerkskammer beantragen. 

Bei der Abnahme der Öejellenprürungen, bei der Enticheidung von Streitigkeiten 
zwiſchen Angehörigen der Fachgenoſſenſchaft und ihren Lehrlingen, und bei der Ver— 
waltung von Einrichtungen, für welche die Gehilfen Aufwendungen zu machen haben, 
find die Mitglieder des Gehilfenausſchuſſes, abgejehen von der Perſon des Vorſitz— 
enden, in dem gleichen Maße zu betbeiligen, wie die Mitglieder der Fachgenofjenichaft. 

Der Gehilfenausihuß it ferner berechtigt, Anträge bezüglich aller feiner 
Zugehörigkeit angehörenden Gegenjtände bei der Fachgenofjenjchaft und der 
Handwerksfammer zu jtellen, welche über diefelben zu bejchließen haben. 


XIX. 


Die durch die Bildung und die Gejchäftsführung des Gehilfenausſchuſſes 
bedingten Aufwendungen jind von allen Wahlberechtigten aufzubringen. 


Il. Sandwerfsfanmern. 
Errichtung. 
XX. 


Die Fachgenoſſenſchaften wählen aus ihrer Mitte die Mitglieder der Hand— 
werkskammer. Die Zahl der von den einzelnen Genoſſenſchaften zu wählenden 
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Mitglieder wird nad Anhörung Gewerbtreibender (Jnnungen, Gewerbevereine ꝛc.) 
durch die höhere Verwaltungsbehörde bejtimmt, 

Die Wahl erfolgt auf 6 Jahre; je nad 3 Jahren jcheidet die Hälfte der 
Gewählten aus. Eine Wiederwahl it zuläjlig. 


XXI. 


Die Wählbarfeit zum Mitgliede der Handelsfanımer iſt von den gleichen 
Vorausjegungen abhängig. wie die Wählbarfeit zu Nemtern der Fachgenoſſen— 
ſchaft. (X.) 

XXI. 

Das Amt eines Mitglieds der Handwerksfammern ijt ein Ehrenamt. Die 
Uebernahme fann nur aus Gründen verweigert werden, aus denen die Wahl 
zum Beiliger eines Gewerbegerichts abgelehnt werden darf. 


Statut. 
XXI. 


Die Einridtung und der Sejchäftsbetrieb der Handwerksfammer wird durch 
ein Statut geregelt, welches von der höheren Verwaltungsbehörde zu genehmigen 
ijt. Ueber das Statut bejchließt die Handwerkskammer unter Leitung eines 
Kommifjars der höheren VBerwaltungsbehörde. Kommt ein Beichluß nicht zu ſtande, 
oder wird die Genehmigung dem Statut wiederholt verjagt, jo erläßt die höhere 
Berwaltungsbehörde das Statut mit rechtöverbindlicher Kraft. 


XXIV. 

Das Statut muß Beitimmungen über den Sitz der Handwerkskammer, die 
Wahl und Befugnifje des Vorjigenden, die Art der Berufung dev Handwerks— 
fammer, die Bildung und Befugnijje der Abtheilungen (Ausſchüſſe), die Anitellung 
des Sekretärs — dieſer darf nicht Mitglied der Handwerfsfammer ſein —, die 
BVertheilung und Einziehung der Beiträge, das Kaſſen- und Rechnungsweſen 
enthalten. 

Aufgaben. 
a) obligatorijde. 
XXV. 

Die Handwerfsfammern haben: 

1) die Aufſicht über die Fachgenofjenjchaften und Annungen ihres Bezirks 
zu führen, 

2) die Durchführung der für das Lehrlingswejen geltenden Vorſchriften in 
den Betrieben der zu den Fachgenoſſenſchaften gehörenden Gewerbtreibenden zu 
beauffichtigen, 

3) die durch das Geſetz auf dem Gebiet des Yehrlingswejens ihnen jonit 
übertragenen Tbliegenheiten und Befugnijje wahrzunehmen, 

4) bei der Ueberwacung der auf den Arbeiterichug bezüglicen Beſtimmungen 
der Gewerbeordnung mitzuwirken, 

5) für Arbeitsnachweis und Herbergsweſen zu jorgen, 

6) auf Anjuchen der Behörden Berichte nnd Gutachten über gewerblide 
Fragen zu erjtatten. 
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b) facultative. 


XXVI. 

Die Handwerkskammern ſind befugt: 

1) die zur Förderung des Kleingewerbes geeigneten Einrichtungen und Maß— 
nahmen zu berathen und bei den Behörden anzuregen, 

2) Veranjtaltungen zur Förderung der gewerblichen, rechnijchen und jittlichen 
Ausbildung der Gejellen, Gebilfen umd Lehrlinge zu treffen und Faächſchulen zu 
errichten. 

e) Erlaß von Borjdriften. 
XXVII. 

Die. Handwerkskammern ſind ferner befugt, Vorſchriften zu erlaſſen: 

1) über den Beſuch der von ihnen errichteten Fach- und Fortbildungsſchulen, 
ſoweit dieſer Beſuch nicht durch Statut oder Geſetz geregelt iſt, 

2) über die Anmeldung und Abmeldung der Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge 
und Arbeiter bei den Fachgenoöoſſenſchaften. 

Die Vorſchriften fünnen auc für bejtimmte Gewerbe erlajfen werden und 
bedürfen der Genehmigung der höheren Berwaltungsbehörde. 


Auflicht. 
Commijjar. 
XXVIII. 

Die Aufſichtsbehörde der Handwerkskammer wird Durch die Yandescentrals 
behörde beſtimmt. Für jede Handwerkskammer wird von der Landescentralbehörde 
ein Commiſſar bejtellt. 

Der Commiſſar hat die Nechte eines Mitglieds der Handwerfsfammer; ein 
Stimmrecht jteht ihm nicht zu. Er kann jederzeit von den Schriftitücden der 
Dandwerfsfammer Einficht nehmen, Gegenjtände zur Berathung ſtellen und die 
Einberufung von Sitzungen verlangen. Er hat das Necht, den Verſammlungen 
der Fachgenofjenjchaften beizimvohnen. Der Commiſſar kann die Bejchlüjie der 
Dandwertsfammer mit aufichiebender Wirkung beanjtanden. Ueber die Bean: 
ſtandung eutjcheidet nad Anhörung der Handwerkskammer die höhere Verwaltungs: 
behörde. 

Koſten. 
XXIX. 

Die Koſten der Handwerkskammern werden, ſoweit ſie in deren ſonſtigen 
Einnahmen feine Deckung finden, von den ihnen unterſtehenden Fachgenoſſen— 
ichaften durch jährliche Beiträge nach Maßgabe des Statuts aufgebradt. 


Vertreter der Gcehilfen. 
XXX, 

Bei der Berathung und Bejchlußfaffung der Handwerkskammer über dies 
jenigen Öegenjtände, auf welche jicy die Zuſtändigkeit der Gehilfenausſchüſſe er— 
jtveeft (X VIII), nehmen Vertreter der Gehilfenschaft mit vollem Stimmrecht theil. 
Dieje Vertreter werden von den im Bezirk der Handwerksfammer beſtehenden 
Gehilfenausſchüſſen aus ihrer Mitte nad) Maßgabe Des Statuts der Handwerks: 
kammer gewählt. 
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Kommt ein Beihluß der Handwerkskammer gegen die Stimmen fämmtlicher 
Vertreter der Gehilfenfchaft zu jtande, jo fünnen die leßteren mit aufichiebender 
Wirkung die Entjcheidung der höheren Wermwaltungsbehörde beantragen. 


III. Gemeinſame Beitimmungen. 


Corporationsredte. 
XXXI. 


Die Fachgenoſſenſchaften und Handwerkskammern fönnen unter ihrem Namen 
Rechte erwerben und Berbindlichkeiten eingehen, vor Gericht Hagen und verklagt 
werden. Für die Berbindlichfeiten der Fachgenoſſenſchaft und der Handwerks— 
fammer haftet den Gläubigern nur das Vermögen der Genoſſenſchaft und der 
Handwerkskammer. 

Stellung der Innungen. 
XXXII. 

Die den Innungen geſetzlich übertragenen Befugnijie werden inſoweit auf: 
gehoben, als fie ſich über den Kreis der Innungsmitglieder erſtrecken (SS 100e, 
100 f ff. der Gewerbeordnung). 

Die von den Innungen erlaſſenen Borjchriften dürfen nicht im Widerjprucd) 
mit den von den Handwerfifammern und Fachgenofjenichaften in Erfüllung ihrer 
gejeglihen Aufgaben getroffenen Beitimmungen und Anordnungen jtehen, 

Die Innungen unterliegen dev Auflicht der Handwerkskammern. 


Beftehende Gewerbekammern. 
XXXIII. 


Die beſtehenden Gewerbekammern treten unter entſprechender Aenderung 
ihrer Verfaſſung an die Stelle der Handwerkskammern. 


B. Vorſchläge für die Regelung des Lehrlingsweſens 
im Handwerk. 


Befugnig zum Halten und Anleiten von £ehrlingen. 


I. Die Befugniß, Lehrlinge zu halten oder anzuleiten, jteht ſolchen Perjonen 
nicht zu, welche . 

1) jih nicht im Belige der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, oder 

2) infolge gevichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Bermögen 
beſchränkt jind. 

II. Die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen jteht nur denjenigen Per: 
jonen zu, welche 

1) das 24, Lebensjahr vollendet, und 

2) entweder in dem Handwerk, in dem die Ausbildung der Lehrlinge er— 
folgen joll, oder in einem gleichartigen Fabrifdetriebe eine ordnungsmäßige Lehr: 
zeit zurücgelegt und im Anſchluß daran eine Gejellenprüfung bejtanden haben 
oder mindeitens 3 Jahre hindurch jenes Handwerk jelbitändig betrieben haben. 

Nach näherer Beſtimmung der Landescentralbehörde wird die Zurücklegung 
der ordnungsmäßigen Lehrzeit durch den Bejuc einer jtaatlich anerkannten Lehr: 
werfitätte und Die Ablegung der ei durch das Prüfungszeugnik 
dieſer Lehrwerkſtätte erjept. 
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Dem jelbitändigen Betriebe des Handwerks wird die Leitung des Betriebes 
oder eines Betriebszweiges in einer Fabrik gleichgeachtet. 

Der Leiter eines Betriebes, in dem mehrere Handwerfe vereinigt ind, ift 
befugt, in allen zu dem Betriebe vereinigten Handwerken Lehrlinge anzuleiten, 
wenn er für eines diejer Handwerke den Borausjegungen unter 2 entjprict. 

Wer für einen gejondert betriebenen Zweig eines Handwerks den Voraus: 
jegungen unter 2 entipricht, it berechtigt, auch in den übrigen Zweigen diejes 
Handwerks Lehrlinge anzuleiten. 

Wer für ein Handwerk den Vorausjegungen unter 2 entipricht, iſt berechtigt, 
auch in den Ddiejem verwandten Handwerken Lehrlinge anzuleiten. Welche Hand- 
werfe als verwandte Dandwerfe zu gelten haben, wird für den Bezirk der Hand- 
werfsfanmer von diefer nach Anhörung der betheiligten Fachgenojjenjchaften mit 
Genehmigung der höheren VBerwaltungsbehörde feitgeitellt. 


Lehrzeit. 

III. Die ordnungsmäßige Lehrzeit ſoll nicht unter 3 und nicht über 5 
Jahre dauern. 

Die Lehrzeit wird innerhalb der angegebenen Grenzen durch die Handwerks— 
kammer nach Anhörung der Fachgenoſſenſchaft feſtgeſetzt. 

IV. Der Bundesrath iſt befugt, hinſichtlich einzelner Gewerbezweige Aus: 
nahmen von den Beſtimmungen unter II und III Abſatz 1 zuzulaſſen. 

Die gleiche Befugniß ſteht der Handwerkskammer, auch hinfichtlich der Be- 
ſtimmung unter III Abjag 2 im einzelnen Falle zu. 


£chrvertrag. 

V. Der Lehrvertrag iſt ſchriftlich abzufaſſen und auf Verlangen in einen 
Eremplar der Fachgenojjenjchaft zur Einficht vorzulegen. Nichtbefolgung diejer 
Verpflichtung iſt ſtrafbar. 

Geſellenprüfung. 


VI. Die Geſellenprüfung erfolgt durch die Innung oder durch einen Prüfungs— 
ausſchuß der Fachgenoſſenſchaft; iſt dieſe ſeiner Zuſammenſetzung nach hierzu nicht 
geeignet (gemiſchte Fachgenoſſenſchaft), ſo erfolgt die Prüfung durch eine von der 
Dundwerksfammer aus Fachgenoſſen zu berufende Prüfungskommiſſion. Der 
Prüfung bat ein von der Aufichtsbehörde beitellter Commifjar beizuwohnen, 
welcher den Beſchluß der Prüfungsfommijjion mit aufichiebender Wirfung bean 
itanden kann. Ueber die Beanjtandung beſchließt die Handwerkskammer. 

Die Prüfung hat ſich auf Den Nachweis zu bejchränfen, daß der Lehrling 
eingehende Kenntniß der im fraglichen Handwerk allgemein gebräuchlichen Hand— 
griffe beiigt, Ddieje mit gemügender Sicherheit ausübt und über das Wejen und 
den Werth Der zu verarbeitenden Nohmaterialien unterrichtet iſt. Wird Die 
Prüfung nicht beitanden, jo hat die Prüfungskommiſſion gleichzeitig den Zeitraum 
zu beitimmen, vor dejien Ablauf die Prüfung nicht wiederholt werden darf. 


Entziehung der Befugnif zum Halten und Anleiten der Lehrlinge. 


VII. Die Befugniß, Lehrlinge zu Halten, oder anzuleiten, kann jolchen Per— 
jonen überhanpt oder fir bejtimmte Zeit unterfagt werden, welche ſich grober 
Prlihtverlegungen gegen die ihnen anvertrauten Lehrlinge ſchuldig gemacht haben, 
oder gegen welde IThatjachen vorliegen, welche ſie im Tittliher Beziehung zum 
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Halten oder zur Anleitung von Lehrlingen ungeeignet erſcheinen laſſen. In 
gleicher Weije kann die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen joldhen Perſonen 
unterjagt werden, welche wegen geiftiger oder förperlicher Gebrechen die ſachgemäße 
Unterweifung und Erziehung eines Lehrlings nicht jelbjtändig zu leiten vermögen. 

Die Unterjagung wird auf Antrag der Fachgenofjenjchait, oder der Orts— 
polizeibehörde, im leßteren Falle nad) Anhörung der Fachgenoſſenſchaft durch die 
Dandiwerfsfammer, verfügt. 

Durd die Landescentralbehörde oder eine von ihr zu beitimmende Behörde 
fann die entzogene Befugniß zum Halten oder zur Anleitung von Yehrlingen 
nad Ablauf eines Jahres wieder eingeräumt werden. 


Zahl der Kchrlinge. 


VIII. Durch den Bundesrath fünnen jür bejtimmte Handwerke Vorſchriften 
über die zuläjiige Zahl von Lehrlingen im Verhältniß zu den in einem Berricbe 
bejchäftigten Gejellen erlafien werden. So lange ſolche Borjchriften nicht erlaſſen 
find, find die Handwerfsfammtern zu deren Erlaß mit Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde befugt. 


Schiverhältniß. 


IX. Bei Arbeitern unter 17 Jahren, weldhe mit technijchen Hilfsleiſtungen 
nicht lediglich ausnahmsweiſe oder vorübergehend bejchäftigt werden, gilt die Ver: 
muthung, daß ſie in einem Lehrverhältniß ſtehen. Im übrigen üt die Frage, 
ob cin ſolches vorliegt, nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu entjcheiden. 
Ein jolhes Verhältnig kann aud dann angenonmen werden, wenn ein jchrift- 
licher Yehrvertrag nicht abgeichlojien oder im Arbeitsvertrag vereinbart worden 
üt, daß das Verhältni als ein Yehrverhältnig nicht gelten joll. 

Iſt durch vechtsfräftiges Erkenntniß feitgeitellt, daß ein Lehrlingsverhältniß 
vorliegt, und kommt der Lehrherr der Aufforderung der Fachgenoſſenſchaft, den 
Yehrvertrag ſchriftlich abzuichließen, nicht nad), oder iſt eine gerichtliche Beſtrafung 
des Lehrherrn wegen des unbefugten Haltens von Yehrlingen erfolgt, jo it die 
Entlafjung des Yehrlings auf Antrag der Fachgenofjenjchaft polizeilich zu verfügen. 


Meiltertitel, 


X. Wer den jelbjtändigen Betrieb eines Handwerks anfängt, darf den Meiſter— 
titel nur führen, wenn er eine Geſellen- und eine Meilterprüfung eines Hand— 
werfs beitanden hat. Die Meijterprüfung fann vor einer Innung, vor einer 
FSachgenofjenichaft oder vor einer von der Handwerkskammer aus Fachgenoſſen 
bejtellten Prüfungstommijiion abgelegt werden. Vorſitzender ijt in jedem Fall 
ein don der Aufjichtsbehörde zu bejtellender Commiſſar. 

Die Prüfung darf jich nur auf den Nachweis der Befähigung zur jelbjtändigen 
Ausführung der gewöhnlid vorkommenden Arbeiten des Gewerbes oder Gewerbe 
zweigs und auf das Worhandenjein der zum jelbjtändigen Betriebe des Gewerbes 
nothiwendigen gewerblichen Kenntniſſe erjtreden. (Buch und NRehnungsführung.) 

Die unbefugte Führung des Meiftertitels iſt ſtrafbar. 


Erläuterung. 


Bei Abfaſſung der Vorſchläge it davon ausgegangen, daß die Wünſche, welche 
jeit Jahren nach einer anderen Regelung dev das Handwerf betreffenden gejeh: 
lichen Vorjchriften laut geworden find, injomweit der Berechtigung nicht entbehren, 
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als ſie auf die korporative Zuſammenfaſſung des Handwerks zur Vertretung ſeiner 
Interefien und die Bejeitigung der auf dem Gebiet des Lehrlingswejens vor— 
handenen Mißſtände gerichtet jind. Dagegen hat die Forderung, den Betrieb 
eined Handwerks von dem Erbringen eine Befähigungsnahweifes abhängig zu 
machen, nad) wie vor als mit der gegenwärtigen Gejtaltung des Erwerbslebens 
unvereinbar und daher unerfüllbar erjcheinen müjjen. 

Mit den Vorſchlägen foll daher nur der Zweck verfolgt werden: 

1) dem Handiwerf eine forporative Organijation zu geben und 

2) auf eine beijere Negelung des Lehrlingswejens hinzuwirken. 

Wenngleich äußerlich getrennt, bilden die Vorſchläge infofern ein untreun— 
bares Ganze, als die zweckentſprechendere Regelung der Gejtaltung des Lehrlings- 
weiens ohne die gleichzeitige Bildung von Organen, denen die Durchführung der 
gejeglichen Bejtimmungen obliegt, nicht zu erreichen iſt. 

Dur die beabjichtigte Negelung jollen nur das Handwerk und diejem gleich 
zu achtende Kleinbetriebe, nicht aber der Großbetrich, getroffen werden. Ferner 
jind Gewerbszweige, Die mit dem Handwerk feine Berührungspunfte haben, aus- 
gejchieden; auch it dem Bundesrath die Befugniß beigelegt, den Kreis der außer 
Betracht bleibenden Betriebsarten, als welche 3. B. hausindujtrielle Betriebe in 
Frage fommen fünnen, nad Bedürfniß zu eriveitern. 

Bon der Feitlegung des Begriffs „Handwerk“ iſt ebenſo wie in der Diss 
herigen Gejeggebung in der Erwägung Abjtand genommen, dab die Enticheidung 
der Frage, ob ein handwerksmäßiger Betrieb vorliegt, mur nad) Lage der that: 
jächlichen Berhältnifje von Fall zu Fall beuvtheilt werden fanı. 

Für die neben dem Handwerk berangezogenen Betriebe, welche nad ihrem 
Umfange und ihrer wirthichaftlichen Bedeutung jid) von handwerksmäßigen Betrieben 
nicht wejentlich unterjcheiden, it als Merkmal in Ermangelung einer erichöpfenden 
Begriffsbejtimmung nad dem Vorgange anderer Reichsgeſetze, 5. B. des Unfall 
verjicherungsgejeßes, die Zahl der der Regel nach jtändig bejchäftigten Arbeiter 
angenommen. 

Erfaßt werden jollen alle Betriebe, bei denen die obigen Vorausſetzungen 
zutreffen, ohne Nücjicht auf verjönliche Eigenjchaften der Inhaber; es mußte 
daher ausgejchlojjen erjcheinen, hierzu durch weiteren Ausbau dev Innungsgeſetz— 
gebung zu gelangen, weil die Innungen ihrer Entwidelung und ihrem Weſen 
nad nur einen begrenzten Kreis der Gewerbtreibenden umfafjen können und Durch 
das für jie umerläßliche Erfordernig der Erfüllung bejtimmter Aufnahmebeding— 
ungen das YZujammenfajien aller Gewerbtreibenden ihres Faches von vornherein 
nicht zulafjen. Obwohl die Mitglieder der Innungen den Fachgenofjenjchaften 
angehören, erjcheint der Fortbeitand der Innungen und die Weiterbildung ihrer 
Bejtrebungen um jo weniger gefährdet, als Einrichtungen wie Herbergen, Arbeits— 
nachweis und Fachſchulen, deren Koſten gegemvärtig von den Innungsmitgliedern 
allein zu bejtreiten jind, fünftig von allen Fachgenoſſen unterhalten werden müſſen 
und dadurch eine erhebliche finanzielle Entlajtung der Innungen herbeigeführt 
wird. Es jtcht vielmehr zu erwarten, daß nad wie vor jich diejenigen Elemente 
in dev Innung zujanmenfinden werden, welche in einem ausgedehnteren Bildungs: 
gange die alleinige Gewähr fir die Erhaltung und gedeihliche Entwidelung Des 
Handwerks erbliden und weiteren Anforderungen freiwillig genügen wollen. Auch 
werden ſich die Junungen, da ihnen wirthichaftliche Aufgaben vorbehalten bleiben, 
mehr wie bisher der Ausbildung des Genofjenschaftswejens zuwenden und durch) 
Errichtung von Darlehenskaſſen, Nohitoffaflociationen u. j. w. einem im weiten 
Kreiſen des Handwerks empfundenen Bedürfnig Rechnung tragen fünnen, 
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Um die Geſammtheit der Gewerbtreibenden dur die Regelung erfafjen zu 
lajjen, war es unvermeidlich, in der Fachgenoſſenſchaft eine Organijation zu jchaffen, 
der alle Gewerbtreibenden in einem örtlichen Bezirt ohne Erfüllung beſtimmter 
Borbedingungen kraft Geſetzes angehören. Dieje joll als Corporation im wejent: 
lichen jür alle Fachgenofjen diejenigen Aufgaben erfüllen, die bisher den Innungen 
fir den bejchränften Kreis ihrer Mitglieder zugewicjen waren, und unter denen 
die Negelung des Lehrlingswejens die erſte Stelle einnimmt; damit tit gleichzeitig 
für die Erfüllung aller auf die Hebung des Handwerkferjtandes abzielenden Ver— 
anitaltungen eine breitere und leiſtungsfähigere Grundlage gewonnen. 

Die Fachgenofienichaften werden in der Handwerfäfammer zuſammengefaßt, 
Die berufen iſt, einerfeitS die Intereſſen des Sleingewerbes der Allgeneinbeit 
gegenüber zu vertreten und andererjeitS die Durchführung der den Fachgenojien- 
ichaften und Innungen zufallenden Aufgaben zu jichern. 

Bei der Bedeutſamkeit des Wirkungsfreijes der Handwerfsfammer und der 
Tragweite ihrer Anordnungen erſchien es geboten, zur Wahrung des öffentlichen 
Interejjes den Staatsbehörden bei Erledigung der Gejchäfte eine Mitwirkung eins 
zuräumen. 

Die Vorſchläge für die Regelung des Lehrlingsweſens ſind aus der Erkenntniß 
hervorgegangen, daß auf dieſem Gebiet thatſächlich Mißſtände vorliegen, deren 
Beſeitigung das öffentliche Intereſſe verlangt. Zu dieſem Zweck ſoll für die tech— 
niſche Ausbildung und insbeſondere auch für die ſittliche Erziehung der Lehrlinge 
eine größere Gewähr geboten werden, und es iſt deßhalb neben einer Beſchränk— 
ung der Befugniß zum Anleiten von Lehrlingen eine Beſtimmung vorgeſehen, 
wonach Perſonen, bei denen die Ausbildung und Erziehung des Lehrlings gefährdet 
erſcheint, das Recht zum Halten und Anleiten von Lehrlingen entzogen werden 
kann. Die zum Schluß der Lehrzeit vorgeſehene Lehrlingsprüfung ſoll vornehmlich 
erziehlich wirken und nur den Nachweis liefern, daß der Lehrling ſeine Aus— 
bildungszeit gewiſſenhaft ausgenutzt und der Lehrmeiſter ſeinen Pflichten nach— 
gekommen iſt. 

Um die Vorſchriften über dieſe Prüfung wirkſam zu machen, mußte noth— 
wendigerweiſe an die Nichtablegung der Prüfung ein empfindlicher Nachtheil 
geknüpft und demnach beſtimmt werden, daß derjenige, welcher dieſelbe nicht abge— 
legt hat, mindeſtens drei Jahre das Handwerk ſelbſtändig betrieben haben muß, 
ehe er Lehrlinge anleiten darf. Ein Befähigungsnachweis für den Betrieb des 
Gewerbes iſt die Lehrlingsprüfung nicht. 


Zur näheren Erläuterung der Vorſchläge wird im einzelnen Folgendes bemerkt: 


A. Vorſchläge für die Organiſation des Handwerks. 


Die Grundlage für die Urganijation jtellen die Fachgenoſſenſchaften dar; 
jie werden für den von der Landescentralbehörde abzugrenzenden Bezirk der 
Dandwerfsfanmern gebildet. Sofern eine genügende Anzahl von Gewerbtreibenden 
desjelben Faches vorhanden it, joll für dieſes eine Fach eine beſondere Genoſſen— 
jchaft errichtet werden. Trifft diefe Worausfeßung nicht zu, jo jollen unter thun— 
lichſter Berücfichtigung verwandter Gewerbe die Angehörigen mehrerer Gewerbe 
zu gemischten Fachgenofjenichaften vereinigt werden. Da, wo die Zahl der Gewerb— 
treibenden desjelben Faces oder die räumliche Ausdehnung des Bezirks es er— 
fordert, wird die Bildung mehrerer Genoſſenſchaften desjelben Faches in Frage 
fommen können. 
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Das Verfahren bei Bildung der Fachgenoſſenſchaft wird etwa folgenden 
Verlauf nehmen: 

Bon der höheren Verwaltungsbehörde wird unter Mitwirfung der etwa vor— 
handenen gewerblichen Vereinigungen (Innungen, Gewerbevereine u. j. mw.) über 
die Zahl und Abgrenzung der im Bezirf der Handelsfammer zu errichtenden 
Fachgenoſſenſchaften ein Plan aufgejtellt und veröffentlicht, der erſehen läßt, welche 
Gewerbszweige einer Fachgenoſſenſchaft angehören jollen. Weber Anträge auf 
Abänderung der vorgejchlagenen Eintheilung der Gewerbtreibenden zu Fachgenofjen= 
Ihaften hat, jofern jie von den gewerblichen Vereinigungen oder dem zehnten 
Theile der Betheiligten ausgehen, die Gejammtheit der betheiligten Gewerbtreiben- 
den in einer don der höheren Berwaltungsbehörde zu berufenden Verſammlung 
zu bejchließen. Die endgültige Abgrenzung der Fachgenojjenjchaften erfolgt durch 
die höhere Verwaltungsbehörde unter thunlichiter Berücjichtigung der Ergebnijje 
der Beſchlußfaſſung, und damit gehört jeder Gewerbtreibende kraft Gejeßes der 
Fachgenoſſenſchaft an, welcher das von ihm betriebene Gewerbe zugewiejen it. 

Demnächſt haben die Gewerbtreibenden über das Statut ihrer Fachgenoſſen— 
Schaft zu bejchließen. 

AS Organ der FZachgenofjenichaft ſind der Vorſtand und die Öeneralver- 
ſammlung vorgejehen. Die Thätigfeit der Generalverſammlung, welche bei größeren 
Sachgenofjenichaften auch aus Vertretern bejtehen fann, joll auf die Vornahme 
der Wahlen, die Regelung der Etatsverhältniife und die Beſchlußfaſſung über die 
Abänderung des Statut bejchränft fein. Die Erledigung aller übrigen Aufgaben 
der Fachgenoſſenſchaft iſt dem Vorſtande vorbehalten, joweit ihm nicht durd) das 
Statut für einzelne Geſchäfte Ausſchüſſe zur Seite gejegt find. Die Vorjchriften 
über das Wahlrecht und die Wählbarfeit zu den Aemtern find den Beitimmungen 
des Geſetzes über die Gewerbegerichre nachgebildet. 

Unter die obligatorijchen Aufgaben it die Entjcyeidung von Lehrlingsitreitige 
feiten aufgenommen, um die Fachgenofjenjchaften auch in dieſer Beziehung den 
Innungen gleichzuitellen. Ebenſo joll, wie bei den Innungen, die Mitwirkung 
der Gehilfenjchaft vorgejehen werden bei der Negelung dev Lehrlingsverbältnijie 
und der Begründung und Verwaltung jolcher Einrichtungen der Fachgenojjenichaft, 
welche die Intereſſen der Gehilfen berühren 

Um den Kreis der Wahlberechtigten in der Geſellſchaft nicht übermäßig ein— 
zuengen, ſchien es angemejjen, dem Durchichnittsalter der Gejellen Nechnung zu 
tragen und Die Zurücklegung des 21. Lebensjahres als für die Ausübung des 
Wahlrechts ausreichend hinzuitellen. 

Die Erledigung der Aufgaben der Fachgenoſſenſchaft, für welche eine Be: 
theiligung des Gehilfenausschuffes vorgejehen it, joll in der Weiſe erfolgen, daß 
jeine Mitglieder an den Berathungen mit vollem Stimmrechte theilnehmen. Da— 
bei ijt dem Gehilfenausſchuſſe zur wirfjamen Vertretung der von ihm wahrzu— 
nehmenden nterejjen fir den Fall, das Beſchlüſſe gegen die Stimmen aller 
jeiner Mitglieder gefaßt werden, das Necht beigelegt, die Entjcheidung der Hand- 
werfsfanmer herbeizuführen. Auch joll er bei den Gejellenprüfungen, der Ent- 
ſcheidung von Yehrlingsitreitigfeiten und der Verwaltung von Einrichtungen, für 
welche, wie 3. B. Herbergsmwejen und Arbeitsnachweis, die Gehilfen Aufwendungen 
machen, im gleichen Umfange wie die Arbeitgeber betheiligt werden. Endlich joll 
der Gehilfenausſchuß berechtigt fein, im Nahmen feiner Zujtändigfeit aus eigener 
Entichliegung Anträge bei den Fachagenofjenichaften und der Handiverksfanmer 
zu Itellen. 
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Bei der Bemeſſung der Zahl der Mitglieder der Handwerfsfammer wird zu 
berüdjichtigen jein, daR allzugroße Körperichaften erfahrungsgemäß in ihrer Be— 
weglichfeit und ihrer Leiitungsfähigfeit behindert jind. Ob hiernach im Einzel— 
falle jede Fachgenoſſenſchaft ein oder mehrere Mitglieder oder mehrere Fachge— 
nojjenjchaften nur ein Mitglied wählen, hängt von der Bedentung der in Der 
Fachgenoſſenſchaft vertretenen Gewerbe ab. 

Was die Mitwirkung der Handwerkskammern bei Ausübung der Vorichriften 
über den Arbeiterſchutz betrifft, jo it nicht beabiichtigt, ihr die Befugniß zur 
jelbitändigen Thätigfeit auf dieſem Gebiet einzuräumen, ſie ſoll vielmehr nur 
verpflichtet jein, den ſtaatlichen Aufſichtsorganen die etwa erforderte Unteritügung 
zu theit werden zu laſſen. 

Der Gehitfenjchaft it bei Erledigung dev Gejchäfte der Handwerkskammer 
eine Mitwirkung im ähnlicher Weife wie bei der Fachgenoſſenſchaft eingeräumt. 

Ausdrüdlich mag noch hervorgehoben werden, daß bei dem obligatorischen 
Charakter der beablichtigten Organijation Beſtimmungen unentbehrlich fein werden, 
durch welche die Durchführung der geießlihen Vorschriften auch dann gefichert 
wird, wenn die einzelnen Organe oder deren Vertreter die Erfüllung ihrer Pflichten 
verweigern oder vernachläfligen; ebenjo wird fir die Erledigung dev aus der 
Organijation jich ergebenden Streitigkeiten ein geordnetes Verfahren vorzujehen fein. 

Wie bereits bevvorgehoben, jollen die FZachgenofjenjchaften im wejentlichen 
die Aufgaben erfüllen, welche bisher den Innungen allein zugemwieien waren. 
Hieraus ergiebt ſich Die Nothwendigfeit, die Thätigkeit der Innungen auf den 
Kreis der Mitglieder zu beichränfen und die darüber hinausgehenden Vorſchriften 
der SS 100e und 100 der Gewerbeordnung aufzuheben. 


B. Vorſchläge für die Regelung des Lehrlingsmefens im 
andwerk. 


Die erhöhten Anforderungen, welche nach den Vorjchlägen für das Anfeiten 
von Yehrlingen geitellt werden, verfolgen den Zwed, jolhe Perjonen nach Mög- 
lichkeit auszujchließen, bei denen zu befürchten it, daß die ihnen anvertrauten 
Lehrlinge im technischer und sittlicher Beziehung der erforderlichen Fürjorge 
entbehren. Ä 

Die ausreichende Gewähr für die gehörige Erziehung des Lehrlings ſoll 
in einem gereifteren Lebensalter des Lehrherrn einerjeits und in der Zurüd- 
legung einer ordnungsmäßigen Lehrzeit und der Ablegung einer Gejellenprüfung 
andererjeitS gefunden werden. 

Die thatjähliche Ausübung des Gewerbes während dreier Jahre iſt, um 
Härten zu vermeiden, mit den beiden leßten Erforderniijen für gleichwerthig er— 
achtet worden, in der Annahme, daß der Gewerbtreibende durch die im jelb- 
jtändigen Gewerbebetrieb gewonnenen Erfahrungen in den Beſitz der erforder: 
lihen Fachtenntnifje gelangt und zur Unterweijung des Lehrling im jtande 
jein wird. 

Für Gemwerbtreibende, welche gleichzeitig mehrere oder verwandte Gewerbe 
betreiben oder nur in einem Specialzweige des Gewerbes ihre Lehrzeit zurüd- 
gelegt haben, mußten zur Vermeidung von Unzuträglichfeiten bei der Durch— 
führung erleichternde Beſtimmungen gegeben werden, was um jo unbedenklicer 
erichien, al3 nad) den Vorichlägen für die Befugniß zum Halten und Anleiten 
von Yehrlingen die sittliche Befähigung des Lehrherrn von ausfchlaggebender 
Bedeutung it. 
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Bei Feſtſetzung dev Mindeitdauer der Lehrzeit it enticheidend gewejen, daß 
eine dreijährige Lehrzeit bisher die Negel gebildet hat und nad) den gemachten 
Erfahrungen im allgemeinen zwedentiprechend ijt. Durch die Beitimmung, daß 
die Yehrzeit nicht länger als fünf Jahre dauern darf, joll der Gefahr der Aus- 
beutung von Lehrlingen namentlich für die Fälle vorgebeugt werden, wenn für 
deren Ausbildung ein Lehrgeld nicht gezahlt werden fann. Bei der Art und 
Seitaltung einer Neihe von Gewerbsjweigen wird eine Abkürzung der Lehrzeit 
unbedenklich oder jelbit nothivendig fein. Hierüber allgemein verbindliche Vor— 
ſchriften zu erlajlen, Toll dem Bundesrat vorbehalten bleiben; während der 
Handwerksfammer die Befugniß beigelegt werden joll, für den Einzelfall mit 
Rückſicht auf die Individualität des Gewerbes des Lehrheren und des Lehrlinge 
Ausnahmen zuzulafjen. 

Die günjtigen Erfahrungen, welche die Innungen mit der von ihnen allge: 
mein durchgeführten Schriftlichfeit des Yehrvertrages gemacht haben, laſſen erfennen, 
daß es zur Vermeidung von Streitigfeiten mindeitens zweckmäßig it, die Nechte 
und Pflichten zwiſchen Meiſter und Lehrling von vornherein möglichſt Klar und 
beitimmt zum Ausdruck zu bringen. Die biergegen bisher geltend gemachten 
Bedenken werden dadurd behoben, daß die Anerkennung des Lehrverhältniſſes 
von dev Schriftlichfeit des Lehrvertrages nicht abhängig gemacht iſt, und daß die 
Frage, ob ein Lehrlingsverbältnii vorliegt, nur nach Lage des Einzelfalles beur- 
teilt werden joll. Dazu kommt, daß durch die Fachgenofjenjchaften über Form 
und Inhalt der Lehrverträge Beitimmung getroffen und eine Controle der abge- 
ſchloſſenen Verträge geübt wird. 

Durch die dem Bundesrath beigelegte Befugniß, das Verhältniß der Zahl 
der Lehrlinge zu dev Zahl der Gejellen feitzujeßen, joll dem allgemein beklagten 
Uebetjtande entgegengetreten werden, daß unter Dintanjegung der Intereſſen der 
Ausbildung zur Beichaffung billiger Hilfskräfte ausichließlih oder in unverhältniß— 
mäßig großer Zahl Yebrlinge gehalten werden. 

Die Bejtimmungen über die Führung des Meiſtertitels, die nur für das 
Handwerk, alfo nicht für Werkmeiſter in Fabrifen gelten jollen, verfolgen allein 
den Zweck, den Inhaber des Gewerbebetriebe® nah außen hin als gelernten 
Handwerker und als jolchen zu fennzeichnen, dem in Beziehung auf jeine technijche 
Befähigung die Befugnis, Yehrlinge anzuleiten, beiwohnt. Hiermit joll den aus 
Kreiien des Handwerks anhaltend laut gewordenen Wünſchen auch im Intereſſe 
des Publikums Rechnung getragen werden. 


Anweiſung zur Ausführung des preußiſchen 
Cinkommenftenergefehes 
vom 24. Juni 1891), vom 5. Anguſt 1891, 


Erfter Tbeil. 
Steuerpflidt. Einkommen. Steuererklärung. 


Erfter Abſchniti. 
Stenerpflidt der phyfiihen Perſonen. 
Unbefchränkte Steuerpflicht. 

($ 1 Nr. 1 bis 3 des Geſetzes. 


Art. 1. Mit ihrem gefammten Einkommen (Art. 3) unterliegen der Gin: 
fommenfteuer : 

1. die preußiihen Staatsangehörigen,*) mit Ausnahme derjenigen, 

a) welche, ohne in Preußen einen Wohnſitz (S 1 Abi. 2 des Reichs: 

geleges wegen Bejeitigung der Doppelbeitenerung vom 13. Mai 1870 
— BGB. S. 119) zu haben, in einem anderen Bundesitaate?) oder in 
einem deutichen Schußgebiete wohnen oder ſich aufhalten; 
b) welche neben einem Wohnſitz in Preußen in einem anderen Bundes— 
jtaate oder in einem deutſchen Schuggebiete ihren dienitlihen Wohniig 
($ 2 Abi. 3 a. a. DO.) haben; 

c) welde, ohne in Preußen einen Wohnfis zu haben, feit mehr als zwei 
Fahren ſich im Auslande‘) dauernd aufhalten. 

Bei Berechnung der zweijährigen Dauer werden die verjchiedenen Abſchnitte 
eines umterbrochenen Aufenthaltes im Nuslande nicht zuianımengerechnet. Die 
Steuerpflicht lebt wieder auf, ſobald eine der beiden VBorausjegungen für bie 
Befreiung fortfällt, alio entweder ein Wohnſitz in Preußen begründet, oder der 
Aufenthalt im Auslande wieder aufgegeben wird und nicht etwa Umſtände vor: 
liegen, welche die Steuerpfliht nad den VBorichriften zu Nr. La oder b aus: 
ichliegen. Cine nur vorübergehende 3. B. beſuchsweiſe Nüdfehr nad) dem Inlande 
— den Wiedereintritt der einmal erloſchenen Steuerpflicht nicht. 


1) ’) Zasieibe it abgedrudt „Annalen“ 1891 5. 909 ff. 

2) Für die Beurtheilung der —— ſind die Vorſchriften des Geſetzes 
über die Srwerbung und den Verluſt der Bundes: und Staatsangebörigfeit vom 1. uni 
1870 (RGBl. &. 355) maßgebend. 

’, Den Bımdesitaaten ſteht das NReihsland Elſaß Lothringen gleich. 

*) Unter „Ausland” und , ‚Nusländer“ find nur außerdeutiche Staaten und Angehörige 
derielben zu verſtehen. Die deutfchen Schußgebiete gelten als Inland (S 6 Abi. 3 des Ger. 
vom 15. März 1885, RGBl. 71). 
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Auf Reichs- und Staatöbeamte einichließlich der Offiziere, welche im Aus— 
lande ihren dienstlichen Wohnſitz haben und dort zu eutiprechenden direkten Staats: 
iteuern nicht herangezogen werden, findet die Ausnahme unter c feine Anwendung. 

Die Annahme einer entiprehenden Beiteuerung, deren Nachweis dem bethei— 
ligten Beamten obliegt, wird durch die abweichende Form der ausländiihen Steuer 
nicht ausgeichlofien. 

2. Diejenigen Angehörigen anderer Bundesitaaten, 

‚a) welche, ohne im ihrem Heimathsſtaate einen Wohnſitz zu haben, in 
Preußen wohnen oder, ohne im Deutichen Reiche einen Wohnfig zu 
haben, ſich in Preußen aufhalten; 

b) welche in Preußen ihren dienitlihen Wohnfig ($ 2 Abi. 3 a.a. O.) haben. 

3. Diejenigen Ausländer, 

a) welche in Preußen einen Wohnſitz haben ; 

b) welche jich dajelbit des Erwerbes wegen aufhalten ; 

c) welche ſich daielbit, sofern die Borausjegungen zu a und b nicht 
zutreffen, ununterbrochen länger als ein Jahr aufhalten, jei es an 
demielben Drte, ſei es hintereinander an verichiedenen Orten. 

Durh eine nur vorübergehende Abwejenheit wird die einmal begründete 

Steuerpflicht des Ausländers nicht aufgehoben. 


Defchränkte Steuerpflicht. 
82 Abſ. 1 des Gejekes. 


Art. 2. Perſonen, auf welcde die VBorausiegung der allgemeinen Steuer: 
pflicht (Art. 1) nicht zutreffen, unterliegen ohne Rückſicht auf Staatsangehörigfeit, 
Wohnſitz oder Aufenthalt der Einkommensteuer nur mit dem Einkommen 

a) aus den von der preußiſchen Staatskaſſe) gezahlten Beloldungen, Pen: 
jionen und Wartegelvern ; 

b) aus preußiſchem Grundbeiig ; 

e) aus preußiichen Gewerbes oder Handelsanlagen oder ſonſtigen geiverb- 
lichen Betriebsitätten. Als solche gelten nicht mur die dem Gewerbe: 
betriebe dienenden, fichtbaren Anftalten, wie Zweigniederlaflungen, Speicher, 
Maarenlager, Verfaufsjtellen, Gomtoire, ſondern es genügt die Ausübung 
des stehenden Gewerbebetriebes in Preußen durch ſtändig zu dieſem 
Zwede jich daſelbſt aufhaltende Geichäftstheilnehner, Prokuriſten, Agenten 
oder andere ſtändige Wertreter. 

Die veriönliche Steuerpflicht der vorbenannten Berlonen richtet sich 
nach den WBorichriften des Art. 1. 


Vorbemerkung zum zweiten und dritten Abichnitt. 


Die nachfolgenden Beſtimmungen verfolgen nicht den Zweck, erichöpfende 
Auskunft auf alle bei Anwendung des Geſetzes in beionderen Fällen entitehenden 
Fragen zu ertheilen, jondern enthalten nur die fir die Berechnung und Schäßung 
des jteuerpflichtigen Einkommens leitenden Grundſätze, welche von den Steuer: 
pflichtigen bei Abaabe der Stenererflärungen, von den zuftändigen Kommiſſionen 
bei der Voreinichäsung, Veranlaqung, ſowie bei der Enticheidung der Nechtsmittel 
zu beobachten, und von den VBorjitenden der Kommiſſionen bei eigener Verant— 
— sur Geltung zu bringen find. 

" Die auf Rechnung der Reichskaſſe oder der Kaſſen von kommunalen und anderen 
öffentlichen Werbänden gezablten Bezüge fallen unter dieje Norichrift nicht. 

Annalen ces Teuticen here. 1898. 52 


818 Anweiſung zur Ausführung des preußiichen Cinfommenitenergeiehes. 


Zweiler Abfcnitt. 
Tas Einfommen der phyſiſchen Perſonen. 
A. Allgemeine Grundiäße. 


Das Reuerpflichtige Einkommen, 
(SS 6 bis 8 des Geſetzes. 
Art. 3. I. Als fteuerpflichtiged Einkommen des einzelnen Steuerpflichtigen 
gelten deilen gelammte Jahreseinkünfte in Geld und Geldeswerth einichließlich des 
Miethböwerthes der Wohnung im eigenen Hauſe oder der ihm zuftehenden freien 
Wohnung, ſowie des Werthes der im Haushalte verbrauchten Erzeugnifie der 
eigenen Wirthichaft und des eigenen Gewerbebetriebes, abzüglich der im Art. 4 
zu I. Nr. ı bis 4 bezeichneten Ausgaben und Laiten. 
Il. Bon der Beſteuerung find jedoch ausgeichloflen und daher bei der Ein- 
fonmmensberehnung ſtets außer Anjag zu laſſen: 
1. Das Einkommen 
a) aus den im anderen deutichen Bundesſtaaten oder in eimem deuiſchen 
Schußgebiete belegenen Grundſtücken, 

b) aus den daſelbſt betriebenen Gewerben (vergl. Art. 17), 

ce) aus Bejoldungen, Penſiouen und Wartegeldern, welche deutiche Militärs 
perjonen und Givilbeante, ſowie deren Hinterbliebene aus der Kaſſe!) 
eines anderen Bundesitaates beziehen (S 4 des Gejeges von 13. Mai 1870, 
BGB. ©. 119); 

2. da3 Einkommen der nach Art. 1 Nr. 3 jteuerpflichtigen Ausländer aus ausländ- 
iſchem Grundbejig oder Gewerbebetrieb, jofern diejelben nicht des Erwerbes wegen in 
Preußen wohnen oder fih aufhalten; auf Inländer erſtreckt ſich dieſe Befreiung nicht; 

3. das Militäreinkfonmen der Perſonen des Unteroffizier?) und Gemeinen- 
ſtandes einschließlich des Dienſteinkommens der Wachtmeilter und Mannschaften 
der Yandgendarmerie, jowie während der Zugehörigkeit zu einem im der Kriegs— 
formation befindlichen Theile des Heeres oder der Marine das Militäreinkommen 
aller Angehörigen des aktiven Heeres und der aktiven Marine; 

4. der das perlönliche penfionsberechtigende Gehalt überiteigende Theil des 
dienstlichen Ginfonmtens derjenigen Staats: und Neichöbeanten und Offiziere, 
welche ihren dienitlichen Wohniig im Auslande haben. Sofern dieielben im Aus: 
lande zu entiprechenden direkten Staatsſteuern herangezogen werden, bleibt auch 
das perjönliche penlionsberechtigende Gehalt Frei (vergl. Art. 1 Nr. Le); 

5. die auf Grund geieglicher Vorichrift den Striegsinvaliden gewährten Pen— 
lionserhöhungen und Verſtümmelungszulagen,“) jowie die mit Kriegsdekorationen 
verbundenen Ehrenjolde.*) 





) Vergl. Aum. 1 zu Art. 2. 

?, Zu demielben gehören insbeiondere auch die Feldwebel und Feldjäger (nicht aber 
die Oberjäger und Feldjäger im Tienft des reitenden ‚seldjägerforps), ſowie alle diejenigen 
Militärperionen, welche ihrem Range nach den Unteroffizieren gleichitehen, wie Roßärzte, 
Unterroßärzte (nicht auch Norpsroßärzte und Überroßärzte), Büchſenmacher und Sattler bei 
den Truppen, Feſtungsbauſchreiber, Wallmeiiter, Yazaretbaufieber, Gadettenhausvermwalter. 

*) Nicht auch die ſonſtigen Benftonsbeträge. 

68 kommen zur Zeit in Betracht: 

a) die preußiichen Geſetze v. 6. Juli 1865 65. ©. 777; v. 16. Oktober 1866 GS. 
©. 647; v. 9. Februar 1867 GE. S. 217; 
b) die Reichsgeleße v. 27. Juni 1871 ($$ 12, 13, 48, 56, 71, 72. 90) RGEBl. ©. 275; 
v. 4. April 1874 RGBl. ©. 25. 
j * Zur Zeit fallen nur die mit dem Beſitze des eilernen Kreuzes verbundenen Ehren: 
- folde unter dieſe Beſtimmung. 
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III. Außerordentlihe Ginnahmen aus Erbichaften, Schenkungen, Lebensver— 
ficherungen, aus dem nicht gewerbsmäßig oder zu Spefulationszweden (vergl. Art. 9) 
unternommenen Berfauf von Grunditücden und ähnliche Erwerbungen gelten nicht 
als iteuerpflichtiges Ginfommen, jondern als Vermehrung des Stammvermögens 
und kommen ebenio wie Werminderungen des Stammvermögens nur injofern in 
Betracht, ald die Erträge des lewteren dadurch vermehrt oder vermindert werben. 


Abzüge. 
($ 9 des Gejehes.) 

Art. 4. I. Von den Jahreseinfünften (Art. 3 I.) find in Abzug zu bringen: 

1. die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Einkommens verwen: 
deten Ausgaben,’) einschließlich der Deich- und Siellaften ; 

2. die Staat®:Grund:, Gebäude, Gewerbefteuer, die ftaatlichen Bergwerks— 
abgaben, ſowie ſolche indirefte Abgaben jeder Art, welche zu den Geichäftsunfoften 
zu rechnen find; 

3. die regelmäßigen jährlichen Abiegungen für Abnugung von Gebäuden, 
Maichinen, Betriebsgeräthichaften u. j. w., ſoweit ſolche nicht bereits unter den 
Betriebsausgaben verrechnet find; 

4. die folgenden Ausgaben, welche jedoch in der Steuererklärung bejonders 
angegeben werden müſſen: j 

a) die von Stenerpflichtigen zu zahlenden Schuldenzinjen und Nenten (vergl. 
Art. 24); 

b) die auf beionderen Nechtstiteln (Vertrag, Verichreibung, legtwilliger Ver: 
fügung) beruhenden dauernden Laſten, 3. B. Altentheile (vergl. auch 
Art. 23 Nr. 2. 3); 

e) die von den Steuerpflichtigen für ihre Perſon geſetz- oder vertragsmäßig 
zu entrichtenden Beiträge zu Kranken, Unfalle, Alters- und Invaliden— 
berjicherungs:, Wittwen:, Mailen: und Penſionskaſſen (Art. 25 Nr. 1); 

d) Terfiherungsprämien, welche für Verſicherung des Steuerpflichtigen auf 
den Todes: oder Erlebensfall gezahlt werden, ſoweit dieſelben den Betrag 
von 600 ME. jährlich nicht überjteigen (Art. 25 Nr. 2). 

11. Nicht abzugsfähig find dagegen insbejondere: 

1. Verwendungen zur Werbeilerung und Vermehrung des Vermögens, zu 
Geichäftserweiterungen, Napitalanlagen oder Hapitalabtragungen, welche nicht ledig— 
lich als durch eine gute Wirthſchaft gebotene und aus den Betriebseinnahmen zu 
deckende Ausgaben anzuiehen find; 

2. die zur Beitreitung des Haushalts der Steuerpflichtigen und zum Unter— 
halte ihrer Augebörigen gemachten Ausgaben, einschließlich des Geldwerthes der 
zu diefen Zweden verbrauchten Erzeugniſſe und Waaren des eigenen landwirth- 
ichaftlichen oder gewerblichen Betriebes ; 

3. Vermögens und Stapitalverluifte; 

4. die nicht auf Grund einer durch bejonderen Nechtstitel (Vertrag, Wer: 
ſchreibung, legtwillige Verfügung) begründeten Verpflichtung, wenn auch fort: 
laufend geleifteten Unteritügungen an andere Perionen (vergl. Art. 23 Nr. 2. 3); 

5. die Staatseinfommensteuer, jowie die Abgaben an fommunale und andere 
Öffentliche Verbände, joweit darunter nicht Deich: und Siellaften (vergl. I. Nr. ı) 
einbegriffen find, oder dieſelben nicht zu den zu den Geſchäftsunkoſten zu rechnen— 
den indirekten Abgaben gehören (vergl. I. Nr. 2). 


) Welche Ausgaben hierher gehören, iſt unten bei den einzelnen Einkommensarten 
angegeben. 
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Berechnungsart. 
S 10 des Geſetzes.) 


Art. 5. Maßgebend für die Berechnung des Einkommens iſt der Beſtand 
der einzelnen Quellen desjelben zur Zeit der Veranlagung (Steuererflärung). Im 
lebrigen iſt zu unterjcheiden : 

1. Feititehende Einnahmen — z. B. Löhne, Befoldungen, welche nah Tages», 
Wochen-, Monats-, Jahresfägen bedungen find, die in beftimmter Höhe zuges 
fiherten Zinfen — find nad ihrem zur Zeit der Veranlagung (Steuererklärung) 
befannten Betrage für dasjenige Steuerjahr zu berechnen, für welches die Veran- 
lagung erfolgt. Treten nach geichehener Veranlagung bis zum Beginne (1. April) 
des Steuerjahres Nenderungen in dem vorausgeſetzten Stande der Ginnahme ein, 
jo fönnen diejelben im Wege der Nechtösmittel geltend gemacht werden. 

2. Ihrem Betrage nach unbeitimmte oder ſchwankende Sinnahmen, wie Dipi- 
denden von Aktien, Erträge aus dem Betriebe von Landwirthichaft, Handel oder 
Gewerbe, Ginnahmen aus Tantiemen, Gebühren u. ſ. w. find nach dem Durch— 
fchnitt der drei der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Jahre — jedod) 
bei der Veranlagung für das Steuerjahr 1892/93 nad dem Durhichnitte zweier 
Jahre — zu berechnen; wenn aber diefe Einnahmen noch nicht Jo lange beitehen, 
io find fie nach dem Durchichnitte des Zeitraumes ihres Beitehens, nöthigen Falls 
nach dem muthmaßlichen Sahresertrage in Anſas zu bringen. 

Der für die Berechnung des Durchſchnittes maßgebende Zeitabjchnitt richtet 
fich bei jedem einzelnen Steuerpflichtigen nad dem von diefem angenommenen 
Betriebs: oder Wirthichaftsjahre, auch wenn dasielbe weder mit dem Stalenderjahre, 
noch mit dem Stenerjahre zuſammenfällt. Infofern nicht für die Bemeſſung des 
Durchichnittes ein andered Betriebs: oder Wirthichaftsjahr des Stenerpflichtigen 
beiteht, ilt das Stalenderjahr maßgebend. Als das der Veranlagung unmittelbar 
borangegangene Wirthichaftsjahr gilt das Teste, deſſen Ergebniffe zur Zeit der 
Reranlagung (Steuererklärung) feſtgeſtellt werden können. 

Ein Landwirth, welcher ſein Wirthſchaftsjahr mit dem 1. Juli beginnt, hat 
hiernach den Durchſchnitt bei Abgabe der Steuererklärung im Januar 1892 aus— 
nahmsweiſe nur nad) den beiden Wirthichaftsjahren vom 1. Juli 1889 bis zum 
30. Juni 1891, bei Abgabe der Steuererklärung im Janıar 1893 nad den drei 
MWirthichaftsjahren vom 1. Juli 1889 bis zum 30. Inni 1892 zu berechnen u. ſ. w. 

Die bei der Ziehung des Durchichnittes in Betracht fommenden Jahre bilden 
infofern eine Ginheit, als der Verluſt eines Jahres von dem Gewinn der anderen 
Jahre in Abzug gebracht wird.') 

3. Die gleichen Grundſätze (zu 1 und 2) gelten für die Berechnung der 
abzugsfähigen Ausgaben. 


Einkommen der Haushaltungsangehörigen. 
8 11 des Geiches.) 
Art. 6. 1. Dem eigenen Einkommen des Steuerpflichtigen (Art. 1) iſt zuzus 
rechnen das etwaige befondere Einkommen: 


1. der Ehefrau und zwar ohne Rückſicht auf das zwiſchen den Eheleuten 
geltende Güterrecht, namentlih auch danı, wenn das Ginfommen der Ehefrau 
vorbehalten oder ſonſt dem Nießbrauche des Mannes entzogen ift. 


) Vergl. auch Art. 29 Nr. 1b. 
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Nur wenn die Ehefrau dauernd von dem Chemanne getrennt lebt, it fie 
auch bei beitehender Ehe jelbitändig zu veranlagen ; 

2. der Finder, einichließlich der angenommenen, Stiefe und Pflegekinder, 
welche von dem Familienhaupte in oder außer dem Haufe Wohnung und Unter 
halt empfangen. 

Diejelben jind jedoch jelbitändig zu veranlagen, wenn fie ein der Verfügung 
des Haushaltungsvorfitandes nicht unterliegendes Einfommen beziehen. 

Als der Verfügung des Haushaltungsvorſtandes nicht unterliegend, gilt ins— 
bejondere das Einkommen: 

a) aus Gewerbebetrieb, aus Arbeit oder anderer Gewinn bringender Thätig- 
feit außerhalb der Wirthichaft oder de3 Gewerbes des Haushaltungss 
vorstandes, 

b) aus Thätigkeit in der Wirthichaft oder dem Gewerbe des Haushaltungs- 
voritandes, jofern dafür Gehalt oder Lohn in baarem Gelde — nicht 
nur ein Tajchengeld — gewährt wird, 

. ec) aus Vermögen, deilen Genuß dem Haushaltungsvoritande nicht zufteht. 

Das bejondere Einkommen der Kinder u. ſ. w. aus den vorbezeichneten Quellen 
(a bis c) iſt dem Haushaltungsvoritande auch dann nicht anzurechnen, wenn 
dasjelbe den Betrag von 900 Mark nicht überfteigt. 

II. Geichwijter, Eltern, Schwiegereltern, entferntere Verwandte und Per: 
ſchwägerte, welche mit dem Steuerpflichtigen einen Hausitand bilden, werden in 
der Regel jelbitändig veranlagt. 

Nur wenn fie fein zur Beltreitung de3 nothwendigen Unterhaltes ausreich— 
endes eigenes Einkommen, auch feinen Rechtsanſpruch auf zu ihrem Unterhalte 
ausreichende Leiltungen des Haushaltungsvoritandes haben (Auszug, Altentheil 
und dergl.), jondern von ihm ohne ſolchen Anipruch hauptiählich unterhalten 
werden, und ihr etwaiges bejonderes Einkommen der Verfügung des Haushaltungs: 
voritandes unterliegt, wird dasjelbe dem Einkommen des Tegteren zugerechnet. 

Ill. Das Einkommen von Berionen, welche vom Steuerpflichtigen mit Gehalt 
oder Lohn zu Dienitleiftungen angenommen find, ſowie dad Einkommen von Koſt— 
gängern, Untermietheru und Schlafitellenmiethern des Steuerpflichtigen wird dem 
Einfommen deflelven in feinen Falle zugerechnet. 


B. Bejondere Beltimmungen. 
Die Arten des Einkommens. 
8 7 des Gelekes.) 
Art. 7. Die Berehnung, Abgabe und Schätzung des Einkommens im 


Einzelnen muß getrennt nach den Hauptquellen deſſelben erfolgen. Es find zu 
untericheiden die Ginnahmen aus: 


1. tapitalvermögen (rt. 8, 9), 

2, Grundvermögen, Pachtungen und Miethen, einschließlich des Miethswerthes 
der Wohnung im eigenen Haufe (Art. 10 bis 16), 

3. Handel und Gewerbe einichließlich des Bergbaues (Art. 17 bis 20), 

4. Gewinn bringender Beihäftigung, ſowie aus Nechten auf periodiiche Heb— 
ungen und Vortheile iraend welcher Art, ſoweit dieſe Einkünfte nicht ſchon unter 
Nr. 1 bis 3 begriffen find (Art. 21 bis 23). 
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1. Einkommen aus Sapitalvermögen. 
$ 12 des Gefches.) 


Art. 8. Als Einkommen aus Kapitalvermögen gelten: Zinjen, Renten und 
geldiverthe Vortheile aus Kapitalforderungen jeder Art, ſoweit jolche Bezüge nicht 
bei Landwirthſchaft, Handele und Gewerbetreibenden behufs Ausmittelung des 
jtenerpflichtigen Einkommens aus Grundvermögen, Bachtungen, Handel oder Gewerbe 
als Theile des Geichäftsertrages in Rechnung zu bringen find. 

Das Lettere trifft namentlich auf die zum Betriebsfapitale eines kaufmän— 
niihen Gejchäftes oder eines landwirthichaftlichen oder jonitigen gewerblichen 
Betriebes gehörigen Wertbpaviere, jowie auf die Forderungen zu, welche im 
Gejchäftsverfehr der Gewerbetreibenden beitehen. 

Es macht feinen Unterichied, ob das Stapital, aus welchem die Einnahmen 
fließen, in Preußen, in einem anderen deutichen Bundesitaate, oder im Auslande 
angelegt ilt. 

Als Einkommen aus Stapitalvermögen gelten insbejondere: 

a) Zinien aus Anleihen und sonstigen verzinslichen Stapitalforderungen 
(öffentlichen und privaten Schuldverichreibungen, Hypotheken, Pfand— 
briefen, Renten-, Yeibrentene oder ähnlichen Verträgen u. ſ. w., ohne 
Unterichied, ob fie ichriftlich oder mündlich abgeichlosien find), ſowie aus 
verzinslich gewordenen Zins: und anderen Ausjtänden. Zur Anrechnung 
gelangt der für das Steuerjahr (Art. 5 Nr. 1) zugeſicherte Jahresbetrag 
an Zinien ; 

b) Dividenden und Zinien, Ausbeuten und ſonſtige Gemwinnantheile von 
Aftiengejellihaften,') Kommanditgeiellichaften auf Aktien, Gewerkichaften, ”) 
Erwerbs: und Wirthichaftsgenoflenichaften und von einer ftillen Gejell: 
ſchaft (Art. 250 ff. des Handelsgejegbuchs); die Berechnung des Gin: 
fommens erfolgt für jede einzelne Ntapitalanlage dieſer Art nach dem 
Stande derielben zur Zeit der Veranlagung (Steuererklärung) und nad 
dem Durdhichnitte der in den legten zwei bezw. drei Jahren (Art. 5 Mr. 2) 
vertheilten Dividenden u. ſ. w. Hat der Stenerpflichtige die Aktien u. |. w. 
noch nicht fo lange in feinen Beſitze, fo ift der Durdichnitt nach der 
während jeiner Beſitzzeit vertheilten Dividende zu beredinen, Für Aktien 
u. ſ. w., welche erit nach der legten Dividendenvertheilung vom Steuer: 
pflichtigen erworben jind, ift der muthmahliche Jahresertrag in Anſas 
zu bringen und bei deilen Veranichlagung mweientlih Rückſicht zu nehmen 
auf die in den legten zwei bezw. drei Jahren von dem betreffenden 
Unternehmen erzielten Erträge; 

c) Zinſen, welde in unverzinslichen Stapitalforderungen, bei denen ein 
höheres als das uriprünglich gegebene Kapital zurücdgewährt wird, ein: 
begriffen find. 

Gemeinſam für die Cinnahmen zu a bis e gilt Yolgendes: 


1. Naturalgefälle find nach den ortsüblichen Preiien in Geld anzuiesen ; 
2, it der Zinsfun, zu welchem ein Kapital genutzt wird, nicht genügend 


) Der Beſitz von Altien, Nommanditantbeilen ıc. nilt in jedem Falle als Kapitalver: 
mögen, der Dividendenbezug als Einkommen aus Kapitalvermögen. Die Beltimmung im 
Art. 3 U Mr. 1 findet daher auf Dividenden von Aftien feine Anwendung; dieſelben find 
vielmehr dem itenerpflichtigen Finfommen zuzurechnen, auch wenn das betreffende Aktien: 
unternehmen in einem anderen deutichen Bundesſtaate feinen Sit bat. 

) Wegen des Irtrages aus Kuren vergl. Art. 20 Nr. 2, 3. 
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befannt, jo wird bei der Veranlagung, falls nicht ein anderer Zinsfuß notoriich 
üblich it, von der Annahme der Nutung zu dem Zinsfuße von 4 Prozent aus— 
genangen, wobei jedoch dem Steuerpflichtigen der Nachweis einer geringeren Ein— 
nahme überlaffen bleibt; derſelbe Zinsfuß findet mit der gleihen Maßgabe auf 
die unter ce erwähnten Fälle Anwendung ; 


3. außer Betracht bleibt, ſoweit es ji um Einfommen aus Kapitalvermögen 
handelt, die Erhöhung oder Werminderung des Kurswerthes nicht veräußerter 
Werthpapiere (vergl. Art. 9 am Schluß, Art. 17 Nr. 3). 


Gewinn aus Spekulationsgefchäften insbefondere. 


Art 9. Zum Einfonmen aus Stapitalvermögen gehören ferner: verein: 
nahmte Gewinne aus der zu Spefulationszweden unternommenen Veräußerung 
von Grunditücden, Werthpavieren, Forderungen, Renten u ſ. w., abzüglich etwaiger 
Verluste bei derartigen Gejchäften. Ob einer Veräußerung Speknlationszıvede 
zu Grunde liegen, ift nach den begleitenden Umständen des einzelmen Falles zu 
beurtheilen. Die Beichaffenheit des veräußerten Werthgegenitandes, die Verhält— 
niffe unter welchen Erwerb und Veräußerung ftattfanden, die Dauer des Beſitzes 
und die Art der Bewirtbichaftung während deilelben, werden Anhaltspunkte dafür 
geben, ob beim Erwerbe die Abficht vornehmlich auf die mit dem Belige verbundene 
faufende Nußung, mithin auf die dauernde Anlage eines Vermögenstheiles gerichtet 
war, oder vielmehr auf den durch die erwartete Erhöhung des Stapitalwerthes zu 
erzielenden Gewinn. Nur in dem lesteren Falle fann die ſpätere Wiederveräußer— 
ung als die Verwirkiihung eines Spekulationszwedes gelten. Gin folder iſt 
beiſpielsweiſe nicht ichon deßhalb anzunehmen, weil ein Yandwirth jeinen lang: 
jährig jelbitbewirthichafteten Grundbeiig unter Benugung einer günjtigen Kon— 
junftur vortheilbaft verfauft, wohl aber 3. B. dann, wenn Jemand das im der 
Nähe einer großen Stadt im Hinblid auf deren Ausdehnung erworbene, ertraglos 
oder einitweilen in landwirthichaftliher Benutzung liegende Grundſtück wieder ver: 
äußert, nachdem dasielbe als Bauplag verwerthbar geworden ift. 

Eine fortgeiegte oder gewerbmäßige Thätigkeit ift zur Feſtſtellung des Spe— 
fulationszwedes nicht erforderlich; Liegt eine jolche vor, jo tft der daraus erzielte 
Gewinn als Einkommen aus Handel und Gewerbe (Art. 17 Nr. 3) anzuſehen. 

Der für das einzelne Geichäft zu berechnende Gewinn ergibt ſich aus der 
Gegenüberftellung einerieit3 des Anichaffungspreiies unter Hinzurechnung der auf 
die Erhöhung des Kapitalwerthes, die Erhaltung und Bewirtbichaftung etwa ver: 
wendeten Koften — mit Ausichluß der Zinien des eigenen Kapitals —, anderer: 
jeitö des erzielten Erlöies; von dem Gewinne jind die bei anderen derartigen 
Geichäften erlittenen Verluſte abzurechnen. Hierbei kommen nur vereinnahmte 
Gewinne und ebenjo nur wirkliche Verluſte in Betracht, nicht aber die durch das 
Steigen und Fallen der Sturje oder Preiie bedingten Werthveränderungen. 


Im Uebrigen findet die Vorichrift Art. 5 Nr. 2 Anwendung. 


2. Einſommen aus Gruandvermögen. 
'S 13 des (Geiehes,,) 

Art. 10. Das Einkommen aus Grundvermögen umfaßt die Erträge ſämmt— 
liher Grundſtücke, welche den Steuerpflichtigen eigenthiimlich gehören, oder aus 
denen ihm in ‚Folge von Berechtigungen irgend welcher Art, 3. B. aus dem Nieh- 
brauchsrechte, ein Einkommen zuflient. 
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Ausgeſchloſſen von der Beiteuerung ift jebodh das Einkommen aus den in 
anderen deutichen Bundesftaaten oder in einem deutihen Schutzgebiete belegenen 
Grundftüden, ſowie das Einkommen der nicht des Erwerbes wegen in Preußen 
wohnenden oder ſich aufhaltenden Ausländer aus den im Auslande belegenen 
Grunditüden (Art. 3 zu II Nr 1a und 2). 


Einkommen aus nicht verpadhteten landwirthſchaftlich benußten Befitungen. 


Art. 11. Bei Ermittelung des Einkommens aus nicht verpachteten Belig- 
ungen ift der durch die eigene Bewirthichaftung erzielte Neinertrag nach dem dreis 
jährigen — für 1892/93 nach dem zweijährigen — Durchſchnitte (Art. 5 Nr. 2) 
zu Grunde zu legen. 

Als Reinertrag gilt die geſammte Noheinnahme der maßgebenden Wirthichafts- 
periode nach Abzug der Bewirthichaftungsfoften und unter Berüdfihtigung des 
bei Beginn und am Schlufle der Periode vorhandenen Beitandes an Vorräthen. 

I. In Einnahme find zu ftellen: 

1. der erzielte Preis für alle gegen Baarzahlung oder auf Kredit veräußerten 
Erzeugniſſe aus allen Wirthichaftszweigen, ſowie für die Verleihung von Zug: 
fraft und anderen Wirthichaftömitteln ; 

2. der Geldwerth aller Erzeugnifle, welche zur Beltreitung des Haushalts!) 
des Beligers, zum Unterhalte jeiner Angehörigen, ſowie der nicht zum Wirth: 
ichaftsbetriebe gehaltenen Hausgenoffen verbraucht oder ſonſt zu ihrem Nuten oder 
ihrer Annehmlichkeit verwendet find; hierher gehört namentlich auch der Aufwand 
an Naturalien für die Beköftigung des zur perlönlihen Bedienung gehaltenen 
Geſindes, für die Unterhaltung von Luxuspferden und dergleichen ; 

3. der Miethöwertb der von dem Eigenthümer und feinen Angehörigen ſelbſt 
bewohnten oder zur Führung des Haushaltes benugten Gebäude (Art. 16 D); 

4. der Geldwerth des am Schluffe der Periode vorhandenen Beltandes an 
Wirthichaftserzeugniflen, ſoweit dielelben zur Verwerthung durch Verkauf oder 
zum Berbrauh im Haushalte beitimmt jind (vergl. II Nr. 9); 

5. der Geldwerth der Nutzung von etwaigen Gerechtiamen gegen andere 
Grundſtücke und andere Zubehörungen. 

II. Bon der Ginnahme find als Bewirthichaftungstoften in Abzug zu 
bringen die Ausgaben: 

1. für Unterhaltung — nidt audy für die Erweiterung oder den Neubau — 
der Wirthichaftögebäude, Tagelöhnerwohnungen und der übrigen dem Wirthichafts- 
betriebe dienenden oder denjelben fichernden baulichen Anlagen (Deiche, Mauern, 
Zäune, Wege, Brüden, Brunnen, Wafferleitungen, Schleuſen, Entwäflerungs: 
anlagen); 

2. für die Erhaltung und Ergänzung — nicht auch für die Berbeilerung 
und Vermehrung — des lebenden und todten Wirthichaftsinventars; 

3. für die Verfiherung der Wirthichaftsgebäude, des lebenden und todten 
Wirthichaftsinventars, der Vorräthe an Wirthichaftserzeugnifien, ſowie der noch 
ungeernteten Feld und Gartenfrüchte, — nicht aber des Haushaltungsmobiliars 
gegen Feuer-, Hagel: und anderen Schaden ; 


) Sind Wirtbichaftserzeugniiie tbeils für den Hausbaltungsbedarf, theils zu Wirtb- 
ichaftsziweden verwendet, jo iſt eine den tbatlächlichen Werbältniiten entiprechende Trennung 
nad billigem Ermeſſen zuzulaſſen. Dasſelbe gilt von den gemeiniam zu beiden Zwecken 
gemachten Nusgaben. 


Anmweifung zur Ausführung des preußiichen Einkommenſteuergeſetzes. 825 


4. für Heizung und Beleuchtung der Wirthihaftsräume, nicht aud der für 
den Haushalt benusten Räume; 

5. für Samen, Pflanzen, Futter und Dungmittel, Rohitoffe und fonflige 
Materialien, welche für den laufenden MWirthichaftsbetrieb einſchließlich der et— 
waigen Nebenbetriebe zugefauft worden find; 

6. für Gehalt, Lohn und jonftige Dienftemolumente — fomeit diefelben 
nicht den WMirthichaftderzeugnifjen entnommen find — an das zum Wirthichafts- 
betriebe, nicht auch an das zum Haushalt oder zu perjönlichen Dienftleiftungen 
angenommene Perjonal ; 

7. die gejeg- und vertragsmäßig vom Eigenthümer für das zum Wirthicharts- 
betriebe angenommene Berjonal zu leiftenden Beiträge zu Kranken- u. ſ. w. Kaſſen; 

8. die Staats-Grund- und Gebäudefteuer, ſowie die von landwirthichaftliden 
Nebenbetrieben (Art. 12) zu entrichtenden Gewerbefteuern und indirekten Abgaben 
(Zuckerſteuer, Branntweinitener u. ſ. w.). 

Hierzu fommt: 

9. der Geldwerth der aus der vorangegangenen in die gegenwärtige Wirthſchafts— 
periode übernommenen Beitände an Vorräthen der zu I Nr. 4 bezeichneten Art. 

I. Für die Abnutzung der zum Wirthichaftsbetriebe nothwendigen Gebäude, 
Maihinen, Geräthichaften kann ein angemejlener Prozentiag des Nugungswerthes 
in Abzug gebracht werden. 

IV. Wegen des Abzuged der Schuldenzinien und dauernden Laften wird auf 
Art. 24 verwiejen. 

V. Bei denjenigen Betrieben, in welchen der Beltand der Vorräthe (I Nr. 4 
und II Nr. 9) am Schluſſe der einzelnen Wirthichaftsjahre weientlihen Schwanf- 
ungen nicht zu unterliegen pflegt, fann der Geldwerth derielben ſowohl bei der 
Einnahme als auch bei der Ausgabe unberüdiichtigt bleiben. 


Tandwirthfchaftlihe Aebenbetriebe. 

Werden Brennereien, Brauereien, Stärke: und Strautfabrifen, Mühlen, Ziegeleien 
oder andere ländliche Fabrikationszweige in Verbindung mit der landwirthidaft- 
lihen Benusung eines Grundftüdes betrieben, jo fann der geſammte Betrieb bei 
der Ermittelung des Neinertrages (Art. 2) als ein Ganzes behandelt werden. 
Für die aus dem einen Wirthichaftszweig in den anderen übernommenen Rohſtoffe— 
und Erzeugniſſe jind alsdann weder bei dem eriteren Abgabepreife in Ginnahme, 
noc bei dem leßteren Anſchaffungswerthe in Ausgabe zu ſtellen. 

Dasielbe gilt von der Berechnung des Einkommens aus Sand», Lehm-, 
Thongruben, Steine, Schiefer-, Half: oder Kreidebrüchen, Torfitihen und anderen 
Nebenbetrieben, bei welden die Erträgnille der Subitanz des Bodens entnommen 
werden. 

Stehen jedoch gewerbliche Unternehmungen der in Abi. 1 und 2 bezeich- 
neten Art nicht in unmittelbarer Verbindung mit einem Landiwirthichaftsbetriebe, 
jo it deren Ertrag nad den für das Einkommen aus Handel und Gewerbe maß: 
gebenden Beitimmungen (Art. 17 ff.) zu ermitteln. 


Holzungen (Waldungen). 
Art. 13. Bei Berechnung des jteuerpflichtigen Ginfonmens aus Forften 
(Holzungen) find 
1. in Einnahme zu Ttellen: 
der Erlös fir die in dem maßgebenden Zeitraume (Art. 5 Nr. 2) aus dem 
regelmäßigen Abtriebe, den Zwiſchen- und Nebennugungen erzielten Produkte; 
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2. in Ausgabe: 
die Aufwendungen für Aufficht und Verwaltung, Schlagen, Aufbereitung, 
Nüden und Flößen der Hölzer, jowie für Unterhaltung der Banlichkeiten 
(Forithäufer, Brüden, Wege u. ſ. w.). 

3. Außer Anrechnung bleiben die Ergebniſſe außergewöhnlicher, nicht immer: 
halb der regelmäßigen Nusung liegender Abtriebe, welche als eine Nerminderung 
des Holzbeitandfapitals anzuſehen find. 

often für Aufforitungen dürfen nur inſoweit in Abzug gebracht werden, 
als es fih um die Erhaltung des Foritbeitandes handelt, nicht aber imioweit 
Nenbeforitungen unbewaldeter Flächen behufs Erweiterung des Foritbeitandes in 
Frage stehen. 


Bau-, Bimmerpläße u. f. w. 


Art. 14. Yiegenichaften, welche einen landwirthichaftlien Ertrag nicht ab- 
werfen, jondern als Baus, Zimmer:, Holzpläge, Schladen:, Schutt» oder ähnliche 
Ablagen oder zu jonftigen gewerblichen Zweden (Semüje:, Obit:, Blumenzuct u. 
dergl.) vom Cigenthümer jelbit beugt werden, find bei der Ermittelung des Ein: 
kommens aus dem Gewerbebetriebe, weldyem fie dienen, zu berüdlichtigen. 

Hofräume und Hausgärten werden bei Ginichäßung des Ginfommens aus 
den Gebäuden, zu welchen fie gehören, in Anichlag gebradht (Art. 16). 


Verpachtete Liegenfchaften, 
I. Einkommen des Pächters. 


Art. 15. Das Ginfommen des Pächters ift nach demjelben Grundiägen zu 
ermitteln, wie bei dem Betriebe auf eigenen Grundſtücken (Art. 11 bis 13) unter 
Dinzurehnung des Miethswerthes der mitverpachteten Wohnuna. 

Jedoch iſt zu beachten: 

1. diejenigen gemäß Art. 11 zu II. an fich abzugsrähigen Ausgaben, welce 
vertragdmäßig der Werpächter zu beitreiten hat, dürfen ebenio wenig wie die zu 
III. dajelbit benugte Abnugungsauote von dem Einkommen des Pächters abgezogen 
werden ; 

2. den beim Pächter abzurechnenden Betriebsausgaben treten hinzu: der be 
dungene jährliche Pachtzins, ſowie der Geldiwerth der vom Pächter neben dem 
Badıtpreiie übernommenen Naturallieferungen und Leitungen; ſoweit dielelben in 
Erzeugniſſen der Wirthichaft oder in Arbeisleiftungen des Pächters, einer An: 
gehörigen, Dienitleute und Wirthichaftsgeipanne beftehen, it der Abzug unitatt: 
haft, weil dieſe Erzeugniffe u. ſ. w. auch nicht unter den Ginnahmen verrechnet 
werden. 


II. Ginfommen des VBerpädters. 


Als Ginfommen des PVerpäcters gilt: 

1. der vom Pächter zıı entrichtende jährlihe Pachtzins (Art. 5 Wr. 1), 

2. der Geldwerth der dem Pächter zum Wortheile des Verpächters etwa ob: 
liegenden Naturale und jonjtigen Nebenleiftungen, ſowie der dem Verpächter etwa 
vorbehaltenen Nutungen. 

In Abzug zu bringen find hiervon die dem Verpächter vertragsmähig ver: 
bliebenen Laſten, ſoweit diejelben gemäß Art. 11 zu II. und II. überhaupt ab* 
zugsfäbig find, 
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Einkommen aus Gebäuden. 
I. Bom Gigenthümer jelbft benugte Gebäude. 


Art. 16. 1. Für Gebäude oder Gebäudetheile, welche vom Gigenthiimer 
ausichließlich zu jeinem Landwirthichafts: oder Gewerbebetriebe, oder zu anderen 
Ermwerbözweigen, insbeſondere als Arbeiterwohnungen, Scheunen, Stallungen für 
Zug: und Nutzvieh, Lagerräume, Speicher, Fabrik: oder Majchinenräume, zur Gaſt— 
oder Schankwirthſchaft, ald Schul: oder Heilanitalten verwendet werden, ift ein 
bejondere3 Einkommen nicht in Anjas zu bringen. 


Als Einfommen aus den vom Gigenthünmer und feinen Haushaltungsange: 
hörigen zu Wohnungs und hauswirthichaftlihen Zweden benusten Gebäuden 
oder Gebäubdetheilen, gilt deren Jahresmiethswerth, bei deſſen Schäßung die dazu 
gehörigen Hofräume, Hausgärten, Parkanlagen und jonitigen Zubehörungen zu 
berücjichtigen find. 

An Orten, an welden eine größere Zahl von Wohnungen durch Vermiethung 
genugt wird, iſt der Miethswerth durch Vergleichung mit dem wirklichen Mieths— 
ertrage von Wohnungen gleicher Beichaffenheit zu ermitteln. 

Fehlt es an ſolchen Vergleichsgegenſtänden an demielben Orte, To ift geeig— 
neten Falles auf die Miethöpreife benachbarter Ortichaften zurüdzugehen. 

Wo auch diefes Auskunftsmittel veriagt, können die behufs Veranlagung der 
Gebändefteuer eingeihästen Nugungswerthe einen Anhalt für die Bemeſſung des 
Mierhöwerthes gewähren; bei Anwendung dieſes Maßſtabes iſt indeilen zu be— 
achten, daß die Schätung den gegenwärtigen Miethswerth richtig treffen voll, 
während der Gebäudeſteuernutzungswerth nad anderen Gelichtspunften, theild nach 
den durchichnittlichen Miethspreiien eined vergangenen Zeitraumes, theils mit 
Rüdjicht auf den Umfang des zur Zeit der Veranlagung mit dem Gebäude ver: 
bundenen Grundbeſitzes feitgeftellt ift. 

Wegen der Aufitelung von Normallägen für die Schäßung der Mieths- 
werthe, namentlich in ländlichen Ortichaften, ift im zweiten Theil diejer Amweilung 
Beitimmung getroffen. 

Bon den Miethöwerthe find in Abzug zu bringen: 

a) die nach dem Durdichnitte (Art. 5 Nr. 2) zu berechnenden Ausgaben 
für Initandhaltung und Reparatur, nicht aber auch die Aufwendungen 
für etwaigen Umbau, Ausbau oder bejiere Ausitattung des Gebäudes 
oder fir Anlage und Pflege des zur Annehmlichkeit für den Beſitzer 
dienenden Hausgartens. Fehlt es an zuverläffigen Unterlagen für eine 
ziffermäßige Berehnung der im Ducchichnitte wirklich aufgewendeten 
Koiten, jo müſſen diejelben mit Rückſicht auf die Beichaffenheit und den 
baulichen Zuitand des Gebäudes nach technischen Grundiägen und Er- 
fahrungen geichäßt werden; 

b) die Beiträge zur Verſicherung des Gebäudes oder einzelner Theile oder 
Zubehörungen des Gebäudes gegen Feuer und anderen Schaden ; 

c) die Staatögebändeiteuer ; 

d) ein angemejjener Prozentiag des Jahresmiethswerths (Nr. 2, Abi. I) Fir 
für die Abnutzung des Gebäudes. 

3. Wegen des Abzuges der auf befonderen Necdtstiteln (Verträgen u. ſ. w“ 

beruhenden dauernden Yaiten und der etwaigen Schuldenzinien wird auf Art. 24 
verwieſen. 
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II. Bermiethete Gebäude. 


Als Einfommen des Vermiethers gilt der bedungene Jahresmiethszins (Art. 5 
Nr. 1) unter Hinzurechnnng des Geldwerthes der dem Miether zum Vortheile des 
Bermietherd obliegenden Nebenleiitungen, ſowie der dem Vermiether vorbehaltenen 
Nugungen, andererieitS unter Abrechnung der dem letteren verbliebenen, nach den 
Vorichriften zu I Nr. 2a bis c abzugsfähigen Laften, ſowie eines angemeflenen 
Prozentiages des bedungenen Jahresmiethszinſes für die Abnutzung des Gebäudes. 

Nebenleiitungen des Miethers, welche demjelben im eigenen Anterefie obliegen 
(3. B. für Gas-, Waſſerleitungen und dergl.), fommen nicht in Anrechnung. 

Steht der Miethszins, welchen das Gebäude oder einzelne Theile desielben 
im Steuerjahre bringen werden, noch nicht feit, jo kaun injoweit der Veranlagung 
(Steuererklärung) der zeitige Stand der Miethen zu Grunde gelegt werden. 


3. Einkommen ans Handel und Gewerbe, einfdlieklih des Wergbaues. 
(S 14 des Geiees.) 
Gegenltand des Reuerpflihtigen Finkommens aus Handel und Gewerbe. 


Art. 17. Das Einkommen aus Handel und Gewerbe umfaßt den Gewinn 
aus gewerblichen oder Handelaunternehmungen jeder Art, mögen dielelben in großem 
oder geringem Umfange, fabrif: oder handwerfämäßig betrieben werden. 
Außer Betracht bleibt der Gewinn: 
a) aus dem in einen anderen deutichen Bundesitaate oder einem deitichen 
Schutgebiete betriebenen Gewerbe (Art. 3 II. Nr. 11); 

b) aus dm ausländiichen Gewerbebetriebe eines in Preußen fteuerpflichtigen 
aber nicht des Erwerbes wegen ſich aufhaltenden Ausländers (Art. 3 II. 
Nr. 2). 

Unter die Beſtimmungen zu a und b fällt nicht jede von einem Steuer: 
pflichtigen außerhalb Preußens geübte gewerbliche Thätigkeit, jondern nur eine 
ſolche, welche als Ausübung eines ftehenden Gemwerbebetriebes anzujehen ift, wie 
Verfaufs- oder Fabrifationsitelle oder jonftigen gewerblichen Berriebsftätte. ') 

Steht ein hiernach nicht ſteuerpflichtiger Gewerbebetricb mit einem ſteuer— 
pflichtigen dergeftalt im Zulammenhange, dal eine gelonderte Gewinnberehnung 
uach Maßgabe der folgenden Beltimmungen nicht ausführbar ift, jo muB der 
Gewinn für dem geſammten Betrieb berechnet und auf die einzelnen Betriebsitellen 
nach dem Verhältnifje des Betriebsumfanges unter Berückſichtigung der bejonderen 
Betriebskoſten vertheilt werden. Die hierbei zu beachtenden Mertmale (Werth und 
Menge der Produktion, Umjag u. ſ. w.) find den bejonderen Verhältniſſen des 
einzelnen Falles zu entnehmen. Kann auf diefem Wege ein zutreffender Maßſtab 
für die Gewinnvertheilung nicht gefunden werden, jo ift der Gejanımtgewinn auf 
die verichiedenen Gebiete nach veritändigem Ermellen zu vertheilen. 

Nach denielben Grundiäsen iſt zu verfahren, wenn die Steuerpflicht gemäß 
Art. 2 zu e auf den preußiichen Gewerbebetrieb beichränft, mit demielben aber 
auch ein Betrieb in anderen Staaten verbumden it. 

Im Allgemeinen gilt ferner für die Berechnung und Scägung des Ein: 
fommens aus Gewerbe und Handel Folgendes: 

1. die Zinien des im Handels: oder Gewerbebetrieb angelegten eigenen Kapitals 
des Steuerpflichtigen find als Theile des Geſchäftsgewinnes zu betrachten ; 


', Megen des Einkommens an Tividenden aus Aktienumnternehmungen vergl. Note 1 
2. 134 zu Art. 8. 
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2. der von einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer anderen nicht nad) 
Art. 26 Iteuerpflichtigen Erwerbögeiellihaft erzielte Gejhäftsgewinn ift den ein- 
zelnen TIheilhabern nach Maßgabe ihres Antheild anzurechnen; 

3. der Gewinn aus den zu Spekulationözweden abgeſchloſſenen Geſchäften, 
abzüglich etwaiger Verlufte bei derartigen Geihäften, und aus der Betheiligung 
an derartigen Geichäften ift auch bei ſolchen Stenerpflichtigen, welche nicht zu den 
Handel- und Gewerbetreibenden gehören, nah den für das Einfommen aus Handel 
nnd Gewerbe maßgebenden Grundjägen zu berechnen. 


Berechnung des ſteuerpflichtigen Einkommens aus Handel und Gewerbe. 


Art. 18. ALS ftenerpflichtige® Einkommen aus Handel und Gewerbe gilt 
der im Durcichnitte der drei — bei der Veranlagung für das Jahr 1892/93 
der zwei — lett abgeichloffenen Geihäftsjahre (Art. 5 Nr. 2) erzielte Gewinn. 
Dei Gewerbetreibenden, welche nicht Kaufleute im Sinne des Handelsgeſetzbuches 
jind, ergibt jich der Geihäftsgewinn aus der Gegenüberftellung der jährlichen 
Betriebseinnahmen und Ausgaben. 

I. Zu den Ginnahmen gehören insbeſondere: 

1. die für geichäftliche oder gewerbliche Leitungen jeder Art bedungenen oder 
gewährten Provijionen, Zinfen und jonjtigen Gegenleiltungen ; 

2. der erzielte Preis für alle gegen Baarzahlung oder auf Kredit verfauften 
MWaaren und Erzeugniſſe; 

3. der Geldwerth der zum Gebrauche oder Verbrauche des Steuerpflichtigen, 
jeiner Angehörigen und der nicht zum Gewerbebetriebe gehaltenen Dienftboten und 
jonftigen Hausgenojlen aus dem Betriche entnommenen Erzeugniffe und Waaren.') 

1. Bon der Ginnahme find als Betriebsfoften in Abzug zu bringen: 

1. die Koſten der Unterhaltung der dem Betriebe dienenden Gebäude und 
lonftigen baulichen Anlagen, jowie zur Erhaltung und Ergänzung des vorhandenen 
lebenden und todten Betriebsinventars ; 

2. die Koſten für Verficherung der zu 1 gedachten Gegenjtände, ſowie der 
MWaarenvorräthe gegen Brand: und ſonſtigen Scaden ; 

3. der Pacht: und Miethzins fir die zum Gejchäftsbetriebe gepachteten und 
gemietheten Grundftüde, Gebäude und Utenſilien; 

4. die Ausgaben für die im Betriebe erforderliche Heizung und Beleuchtung ; 

5. die Anichaffungstoiten für die eingefauften Roh- und Hilfsitoffe und 
Waaren, jowie für die ſonſt im Betriebe erforderlichen Materialien; 

6. die Löhnung der für den Gewerbebetried angenommenen Angeitellten, 
Gejellen, Gebilfen, Arbeiter einschließlich des Geldwerthes der etwa gewährten 
Beköftigung und jonftigen Naturalleiitungen, joweit dieje nicht aus den Betriebs— 
ftänden entnommen werden ; 

7. die von dem Unternehmer geſetz- oder vertragsmäßig für das Betriebs- 
perjonal (Nr. 6) zu »entrichtenden Beiträge zu Kranken- u. ſ. mw. Kaſſen; 

8. die Staatögewerbeftener, die auf den dem Betriebe dienenden Grunditüden 
haftenden Staats, Grund: und Gebäudeiteuer, jowie die im Geichäftsbetriebe zu 
entrichtenden indirekten Abgaben (Zölle u. ſ. w.). 


') Sind Erzeugniſſe oder Waaren theils für Zwecke des Gewerbebetriebes verwendet, 
fo iſt eine den thatlächlichen Verhältniſſen  entiprechende Trennung nach billigem Ermeſſen 
zuzulafien. Tasielbe gilt von den gemeiniam zu beiden Jweden gemachten Ausgaben. 
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III. Für die Abnutzung der im Gewerbebetriebe nothwendigen Gebäude, 
Maihinen, Geräthichaften fann ein angemeljener Prozentiag des Nutzungswerthes 
in Abzug gebracht werden. 

IV. Wegen der unzuläfligen Abzüge wird auf Art. 4 II. verwiejen. 


Insbefondere Gewinnberechnung bei kaufmännifher Buchführung. 


Art. 19. Führt der Steuerpflichtige Haudelsbücher nad) Vorſchrift der Art. 
28 ff. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, jo find die Bücherabſchlüſſe 
der maßgebenden Geichäftsjahre (Art. 5 Nr. 2) nebit den vorichriftsmäßig an— 
gefertigten Bilanzen der Gewinnberehnung zu Grunde zu legen. 

Soweit jedoch bei der Buchführung die in den Art. 3 bis 6 und 17 dieſer 
Anweiſung angegebenen Grundiäge nicht befolgt, insbeſondere Zinien des im 
Handels» oder Gewerbebetriebe angelegten eigenen Stapitales des Steuerpflichtigen, 
oder Ausgaben, deren Abzug gemäß Art. 4 zu Il überhaupt unzuläſſig it, vom 
Gewinne abgerechnet worden jind, müſſen behufs Ermittelung des fteuerpflichtigen 
Einkommens die entiprehenden Beträge wieder hinzugejegt werden. 


Im Uebrigen ift der Neingewinn nad den Grundjägen zu berechnen, wie 
jolche für die Inventur und Bilanz durch das Allgemeine Deutiche Handelsgeieg: 
buch vorgeichrieben find und ſonſt dem Gebrauche eines ordentlichen Kaufmannes 
entipredhen. Insbeſondere gilt dieſes einerieits von dem Zuwachs des Anlage: 
fapitals und andererjeits von den regelmäßigen jährlichen Abichreibungen, welche 
einer angemelienen Berüdiichtigung der Werthverminderung entiprechen, jowie von 
den regelmäßigen jährlichen Abiegungen für Abnugung von Gebäuden, Maſchinen, 
Berriebsgerätbichaften u. j. w. (Art. 4 1 Nr. 3). 

Für die Bewerthung der VBermögensitüde und Forderungen bei der Inventur 
und für das Maaß der überhaupt zuläfligen Abjchreibungen ift hiernach die Bor: 
ichrift im Art. 31 des Allgemeinen Deutichen Handelsgejegbuchs, der kaufmänniſche 
Gebrauch und innerhalb der durch denselben gezogenen Grenzen das Grmejjen des 
Steuerpflichtigen ſelbſt beitimmend. Die von demſelben in dieſer Hinſicht bei 
jeiner Buchführung angenommenen Grundfäge bleiben daher auch für die Bere: 
nung des Itenerpflichtigen Einkommens maßgebend, ſofern nicht die ungebührliche 
Höhe der Abichreibung im einzelnen Falle das nach allgemeinem Gebrauche übliche 
oder durch die beionderen thatiächlichen Verhältniſſe gerechtfertigte Maaß offenbar 
überjteigt, oder jogar die Abjicht einer fünftlichen Herabdrückung des wirklichen 
Nteingewinnes erfennen läßt. 

Nach gleihen Grundjägen iſt im Betreff der Abichreibungen auf unfichere 
Forderungen jowie der Nüdlagen zur Ausgleihung möglicher Verlufte au den: 
jelben (Delfrederesstonto) zu verfahren. 


Einkommen aus Bergbau. 


Art. 20. 1. Für die Berechnung des Ginfommens aus Bergbauunternehm: 
ungen, welche nicht den Worjchriften der Art. 26, 27 unterliegen, finden die Be: 
ſtimmungen Art. 17 bis 19 entiprechende Anwendung mit der Mabgabe, daß 
den zuläſſigen Abzügen die Bergwerfsabgabe, ſowie die der jährlichen Verringerung 
der Subitanz des Bergwerks entiprehenden Abjchreibungen hinzutreten.') 








a 


Wergl. auch die eher des ————— Oberverwaltungsgerichts vom 19. Te 
— 1888 (Entih. ®d. 17, S. 128 ff.) 
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2. Die Erträgniſſe jolcher Sure, welche nach $ 101 des Allgemeinen Berg- 
geieges vom 24. Juni 1865 die Eigenschaft beweglicher Sachen haben, jind als 
Zinjen oder Renten anzujehen und gelten daher als Cinfommen aus Sapital: 
vermögen (1. Art. 8b). 

Soweit dagegen die unter der Herrichaft des älteren Rechtes geichaffenen 
Kuxe nach $ 228 a. a. DO. die Eigenichaft unbeweglicer Sachen behalten haben, 
jind fie nach 8 231 daſelbſt den Grunditücden gleich zu achten und ihre Erträge 
nilfe daher als aus dem Grundbeiig herrührendes Einkommen zu behandeln. 

3. Bei Grmittelung des ftenerpflichtigen Einkommens dürfen die für eine 
zelne Bergwerksantheile (Sure) zu leiltenden Zubußen nur infoweit in Abrechnung 
gebradyt werden, als diejelben nicht in Folge von Ktapitalanlagen zur Erweiterung 
des Betriebes oder zu ſonſtigen Berbejlerungen, fondern in Folge von Ausgaben 
entitanden find, welche behufs Fortiegung des Betriebes in dem bisherigen Um— 
fange notbiwendig waren. 


4. Einkommen aus Gewinn bringender Belhäftigung fowie aus Rechten 
auf periodifhe Hedungen nnd Vortheile irgend welder Art. 
(S 15 des Geſetzes. 
Einkommen aus Gewinn bringender Befhäftigung. 

Art. 21. Hierher gehört insbeſondere: 

a) die Bejoldung der Militärperionen, der Neichd:, Staatd:, Hof-, Gemeinde: 
und anderen öffentlichen Beamten, der Geiitlichen, Lehrer, ſowie der in 
privaten Dienjtverhältniiien ſtehenden Perſonen; 

b) der Lohne und jonitige Arbeitsverdienit der Handlungs: und Gewerbe: 
gehilfen, der Handarbeiter und Dienitboten ; 

e) der Gewinn aus der Thätigkeit als Schriftiteller, Gelehrter, Künſtler, 
PBrivatlehrer, Erzieher, Arzt, Rechtsanwalt, Notar, als Auffichtsrath 
bei Aktiengejellihaften, Towie aus jeder nicht befonders genannten pers 
ſönlichen Thätigkeit, welche nicht als jelbitändiger Betrieb der Landwirth— 
ihaft des Handels oder Gewerbes anzuſehen it, mag dielelbe als Haupt: 
beruf oder als Nebenbeihäftigung geübt werden. 

Bei der Berechnung des Einkommens ift folgendes zu beachten: 

1. Feſte Bezüge, wie Gehalte, Beloldungen, Löhne, welche nad) beitimmten 
Jahres, Monats:, Wochen: oder Tagesfägen zugefichert find, werden gemäß Art. 
5 Nr. 1, ihrem Betrage nach, unbeitimmte Bezüge, insbejondere alio Gebühren, 
Tantiemen, Gratififationen, Akkord- und Stüdlöhne, Ktollegiengelder, Honorare, 
im Betrage wechielnde Nebeneinnahmen und Gmolumente aller Art gemäß Art. 5 
Nr. 2, in Anſastz gebradt. 

2. Zur Anrehnung gelangt die gelammte dem Steuerpflichtigen für deſſen 
Thätigfeit ausdrücklich oder ſtillſchweigend zugeficherte oder thatlächlich gewährte 
Gegenleiſtung. Dies gilt insbejondere von Nebenemolumenten, welche, wie die 
MWeihnachtsgratififationen der kaufmänniſchen Angeitellten zwar nicht auf aus 
brüdlicher Vereinbarung beruhen, aber denjelben auch ohne eine ſolche vom Prinzipal 
in Anerkennung ihrer Leitungen berfömmlich gewährt zu werden pflegen. 

Steinen Unterichied macht es, unter welcher Bezeichnung (Gehalt, Nemunera: 
tion, Diäten, Wohnungsgeldzuihuß, Servis u. j. w.) die Bejoldung der Beamten 
gewährt wird; ebenjowenig kommt es darauf an, ob diejelbe etatsmäßig und bei 
der Penſionirung anrehnungsfähig iſt oder nicht. In legterer Beziehung findet 
nur mit Rückſicht auf die beionderen Werhältniffe der im Auslande ftationirten 
Beamten eine Ausnahme ftatt (Art, 3 II Nr. 4). 
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3. Außer den baaren Einnahmen iſt auch der Geldwerth der etwaigen Natural- 
bezüge einichließlih des Miethswerthes der freien Wohnung zu berüdiichtigen. 

Dienftwohnungen und Dienftländereien der Beamten, für welche ein Abzug 
an der Bejoldung jtattfindet, find dein fteuerpflichtigen Einkommen nicht hinzu— 
zurechnen, ebenjowenig aber der ald Mieths- bezw. Pachtzins geltende Beſoldungs— 
abzug vom Ginfommen abzurechnen. 

Einem Beloldungsabzuge gilt es gleich, wenn Beamte und Offiziere den 
tarifmäßigen Wohnungsgeldzuſchuß, zu deifen Bezuge fie an fich berechtigt find, 
nur deshalb nicht erhalten, weil ihnen eine Dienftwohnung gewährt ift. 

Findet ein ſolcher Abzug an der Bejoldung nicht ftatt, jo iſt das Einkommen 
aus Dienitwohnungen nad dem ortsüblichen Mierhswerthe, jedoch nicht höber, 
als mit fünfzehn vom Hundert des baaren Gehaltes des Berechtigten in Anjag 
zu bringen. Soweit Dienitwohnungen vermiethet find, ift der Miethzins nad) 
Maßgabe der Beitimmungen im Art. 16 II anzurechnen. 

4. Von der Einnahme find abzurechnen: 

a) die etwaigen Geichäftsunfoften, insbejondere die laufenden Ausgaben der 
Rechtsanwälte, Notare, Gerichtsvollzieher für die Unterhaltung — nicht 
auch die Koſten Für die erite Einrichtung — des Bırreaus, die laufenden 
Ausgaben der Nerzte für das zur Bejorqung der PBraris gehaltene Fuhr— 
werf, der Stünftler, Gelehrten für die Beioldung von Mitarbeitern oder 
Gehülfen, für die Beichaffung der zur Ausübung der Berufsthätigfeit er— 
forderlichen Materialien, forwie für Inftandhaltung und Ergänzung, nicht 
aber für die erite Anichaffung der erforderliden Geräthichaften ; 

b) diejenigen für den Dienftherrn oder Arbeitgeber geleifteten Ausgaben, für 
welche die Entſchädigung in der für die übernommene Ihätigfeit ge 
währten Gegenleiltung mit enthalten ilt. 

5. Bon der Beitenerung ausgeichloffen und deshalb außer Anja zu laſſen 
find die im Art. 3 II zu 1e, 3 und 4 bezeichneten Bejoldungen und Be: 
loldungstbeile. 


Dienfaufwand. 


Art. 22. Nicht zum ftenerpflichtigen Einkommen gehört der zur Beitveitung 
de3 Dienjtanfwandes bejtimmte Theil des Dienſteinkommens der Beamten. 

Im Einzelnen gilt Folgendes: 

1. Bei Militärperionen, Reichsbeamten, unmittelbaren und mittelbaren Staats: 
beamten, Geiltlichen und Lehrern an öffentlichen Unterrichtsanftalten, welchen aus: 
drücdlich ein beitimmter Betrag oder ein beitimmter Theil der Bejoldung als 
Dienitaufwand ') (Dienfttoftenaverjum u. dgl.) bewilligt oder in den Etats be— 
rechnet wird, bleibt dieſer und nur diejer Betrag von der Beiteuerung frei, ohne 
dab eine Unterfuchung darüber jtattfindet, ob der Beamte an diejen Betrage oder 


n Als Dienſtaufwand gelten insbeſondere auch: die den Kreisſchulinſpeltoren in Neben 
ante gewährten Bezüge; ferner die Zulagen, welche den Dienit tbuenden ‚Flügeladjutanten 
Zr. Mai. des Nönigs aus der Kronfideikommißkaſſe und den perſönlichen Adjutanten Ihrer 
Königl. Hoheiten der Prinzen aus den Brinzlichen Kaſſen gewährt werden ; Die Julagen 
der Regiments- und Bataillonsadjutanten, der unterfuchungsrübrenden Offiziere bei den 
Iruppentbeilen, der Ftappeninipefteure, der Kompagnieführer der Yandwebr, der mit der 
‚Führung von Yandwehrbataillonen, jowie der mit den Funktionen der Yandwehrbezirtston: 
mandeure betrauten penſionirten oder zur Tispolition geitellten Uffiziere, der Hauptleute 
und Yientenants beim Eiſenbahnregiment und der zur Korg beim großen General 
ſtabe fommandirten Offiziere; die Diäten der Militärattachés bei den Botſchaften und bei 
den Gejandtichaften. 
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dieiem beitimmten Antheile des Dienfteinfommens etwa Griparnifie macht, oder 
noch einen Theil seines ſonſtigen Einkommens zum Dienitaufwande verausgabt. 


2. Dagegen haben die in Privatdieniten angeitellten Berjonen auf Erfordern 
den Nachweis zu liefern, daß die in beitimmter Höhe gewährte Dienſtaufwands— 
entihädigung in der That in ihrem vollen Betrage für die mit ihren dienstlichen 
Berrihtungen verbundenen Ausgaben Verwendung findet. 


3. Mbgeiehen von dem Falle zu 2 findet eine bejondere Berechnung und 
Abrehnung der Dienitaufwandsfoiten nur dann Statt, wenn das Dieniteinfommen 
ohne ausdrüdliche Beitinnmung des Betrages oder des Theiles zugleidy die Ent: 
Ihädiquna Für den Dienitaufwand getroffener Vereinbarung gemäß mitenthält. 
Dies iſt bei Öffentlichen Beamten nad dem Inhalt der mahgebenden Etats und 
den Anordnungen dev zuftändigen Behörden zu beurtheilen. 


4. Dem Dienitaufiwande werden glei geachtet und daher bei der Beiteuerung 

ebenfalls außer Anſatz gelaflen: 

a) die an Militärperionen, Neichsbeamte, unmittelbare und mittelbare Staats: 
beamte ausdrüclich als Neprälentationsfoften gewährten Bezüge; 

b) Neilekoitenvergütungen und ſolche Tagegelder oder Remunerationen, welche 
au die zu a erwähnten Militärperionen und Beamten für Dienitreiien 
und Für die Dauer ihrer vorübergehenden Beihäftigung außerhalb ihres 
Wobnortes gewährt werden; ') 

ce) die aus Öffentlichen Kaſſen als Entſchädigung für die mit der Erfüllung 
jtaatsbürgerlicher Prlichten verbundenen Aufwendungen gewährten Tage: 
qelder und Reiſekoſten; hierher nehören insbelondere die den Mitgliedern 
des Hanſes der Abgeordneten und anderer törperichaften, den Mitgliedern 
der Gebäudes, Gewerbe: und Einkommenſtenerkommiſſionen zustehenden 
Bezüge der gedachten Art. 


Einkommen aus Kechten auf periodifche Hebungen und Vortheile 
irgend welcher Art. 
Dasielbe umfaßt: 
a) die Wartegelder und Benftonen der Beamten und ihrer Sinterbliebenen 
Wittwen-, Wailengelder) ; 

b) jonitige fortlaufende Einnahmen, welche nicht als Jahresrenten eines 
beweglichen oder unbeweglichen Vermögens anzuſehen find, endlich Unfalls, 
Alters:, Juvalidenrenten, Altentheils- und andere Nentenbezüge, welche 
an die Perſon des Gmpfangsberechtigten geknüpft fd. 

Hierbei iſt zu beachten: 

1. Als fortlaufend gilt jede pertodiich wiederfehrende Hebung, auch wenn 
dielelbe von vornherein auf eine beitimmte Zeitdauer beſchränkt iſt; dagegen werden 
einmalige Zuwendungen dem itenerpflichtigen Einkommen nicht hinzugerechnet. Aus 
dem lesteren Grunde find insbejondere die den Hinterbliebenen von Reichs- und 
Staatsbeamten und Penſionären zustehenden Bezüge des Gnadenauartals bezw. 
des Gnadenmonats bei der Veranlagung der Hinterbliebenen außer Anſatz zu laſſen, 

) Dierber nebören insbeiondere auch die dem Vokomotiv- und ‚sahrnerional der Eiſen— 
bahnen bei Ausitbung des Fahrdienſtes gewährten Fahr-, Meilen: und Uebernachtungsgelder, 
ferner die den Yofomotivführern und Deizern für Nachtfabrten, ven Schaffnern für längeren 
Aufenthalt bewilligten Vergütungen; Dagegen nicht die Prämien für eriparte Deir uw. 1. w 
Materialien, welche daber dent iteuerpflichtigen Cintommen zuzurechnen ſind. 

Annalen tes Denen Reicht. 1808, 3 
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da dieie Bewilligung als eine einmalige Beihülfe anzujehen iſt. Dasjelbe gilt 
bezüglich der den Hinterbliebenen der miittelbaren Staatsbeamten, Lehrer und Geiit: 
lihen zuftehenden Gnadenbezüge, ſoweit die Dauer diejer Bezüge nicht im einzelnen 
alle die für die Hinterbliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten maßgebende 
Snadenzeit überfteigt. 

2. Nur solche fortlaufende Hebungen (zu b) gelten als itenerpflichtiges Ein— 
fommen, welche auf einem beionderen Nechtstitel (3 B. Vertrag, Berichreibung, 
legtwillige Verfügung, rechtsgültige Verleihung von zuftändiger Stelle) beruhen, 
auch wenn sie kündbar find oder jpäter widerrufen werden fönnen. 

Unterftügungen und andere Zuwendungen, deren Entrichtung überhaupt oder 
deren Betrag von dem freien Willen des Geber abhängt, find, auch wenn ſich 
dieielben thatiächlich wiederholen, zur Anrehnung nicht geeignet. Dasjelbe ailt 
von ſolchen Leiltungen — 3. B. der Eltern an ihre Kinder — welche auf der 
geleglichen Unterhaltungspflicht beruhen, auch wenn diejelben vertragsmäßig an— 
erkannt oder richterlich feſtgeſtellt iind. 

3. Keinen Unterichied macht es, ob die Verpflichtung des Gebers gegen den 
Empfäuger jelbit oder gegen einen Dritten rechtöverbindlich eingegangen ilt. Deshalb 
find Zulagen, welche Offiziere auf Grund der von ihren Vätern oder anderen 
Angehörigen gegenüber der Militärbehörde übernommenen Verpflichtung beziehen, 
dieien Offizieren als ftenerpflichtiges Ginfommen anzurechnen. 

Nah den nämlichen Grundiägen (Nr. 2, 3) ift zu beurtheilen, ob eine der: 
artige Leiſtung dom Ginfommen des Gebers in Abzug gebracht werden darf 
(Art. 4 I Nr. 4b). Die Abrechnung findet unter dem gleihen VBorausjegungen 
itatt, unter welchen die Anrechnung beim Empfänger begründet iſt. 

4. Wegen Berechnung des Einkommens aus den zu a und b erwähnten 
Bezügen finden die Vorichriften des Art. 21 zu Nr. 1 bis 3 gleichmäßige An— 
wendung. 

5. Als steuerfrei bleiben außer Anjfas die im Art. 3 II Nr. 1e und 5 
bezeichneten Penſionen, Wartegelder, Weritünmelungszulagen und Ehrenſolde 


5. Abzüge vom Gefammteinkommen. 
Abzug der Schuldenzinfen und dauernden Kalten. 
(SI 1Nr. 2, 3 des Geleßes.) 


Art. 24. Iſt der Gelammitberrag des Cinfommens eines Steuerpflichtigen 
aus den einzelmen Quellen nach Maßgabe der Beltimmungen Art. 8 bis 23 be 
rechnet, jo find die nachweislich von ihm zu entrichtenden Schuldenzinien, Nenten 
und dauernden Laiten in Abzug zu bringen. 

1. Nur ſolche Schulden dürfen berüdiichtigt werden, deren Beitehen feinem 
Zweifel unterliegt. Der Steuerpflichtige braucht in der Steuererklärung zwar nur 
den Geſammtbetrag der abzugstähigen Schuldenzinien anzugeben, muß aber auf 
Erfordern — ſei es zum Zwecke der Veranlagung, ſei es bei Erörterung eines 
Nechtsmittel$ — für jede Schuld den Namen und Wohnort des Gläubiger, das 
Datum der Schuldurfunde und den Prozentiag der VBerzinfung angeben, auch bie 
Zinsquittungen vorlegen. 

2. Nur Zinien find abzugsfähig, nicht aber Beträge, welche der Schuldreer 
neben den Zinſen zur allmäligen Tilgung der Schulden freiwillig oder in Folge 
einer rechtlichen Verpflichtung entrichtet (Amortiſations-, Tilgungsguoten), oder 
welche im Zwaugswege (5. B. Gehaltsabzugsverfahren) von ihm beigetrieben werden. 
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Ob die von dem Schuldner zu entrichtenden Jahresbeiträge als Zinjen oder 
Tilgungsquoten anzujehen sind, it im jedem einzelnen alle nah dem Inhalt 
der Schuldverichreibung, oder nach den mahgebenden Neglements oder Statuten 
des darleihenden Kreditimitituts zu beurthetlen. 


3. Zinſen von Schulden, welche im faufmänniichen oder ſonſtigen gewerb— 
lien Verkehr beitehen, dürfen von dem Gejammteinfommen nicht nochmals in 
Abzug gebracht werden, da diejelben bei Ermittlung des Gewinns aus dem be- 
treffenden Geſchäfte zu berückſichtigen find 


4. Ebenjowenig fommen in Abzug ſolche Schuldenzinien, welche nad ihrer 
wirthichaftlichen Bedeutung für den Schuldner als Kapitalanlage (Art. 4 II Nr 1) 
anzuſehen find. Hierher gehören insbejondere diejenigen Aufwendungen, welde 
der Eigenthümer eines zur Zeit ertraglolen Bauplages zu macen hat, um die 
Staufgelder oder Banfapitalien bis dahin zu verzinien, wo das Grundſtück ander: 
weit verwerthet oder der Neubau nugbar wird. Dasielbe gilt von den Auf: 
wendungen, welche die Berziniung der auf einem in Folge Abbruches der Gebäude 
ertragloien Hausgrunditiide haftenden Hypotheken während der Dauer des Ab: 
bruches und Neubaues erfordert; die Beichaffung der hierzu erforderlichen Mittel 
wird lediglich durch den zum Zwecke der Wertherhöhung des Grundftüds erfolgten 
Abbruch und Neubau des Gebäudes erforderlich und ift daher als Kapitalsanlage 
anzuiehen. 


5. Erſtreckt ji die Beitenerung einer Perſon lediglih auf Einkommen aus 
preußiichen Beloldungen, PBenfionen, Wartegelderu, aus preußiſchem Grundbeiit 
oder preußiichen Gewerbebetrieb (Art. 2 zu a bis c), io jind nur die Zinſen 
ſolcher Schulden und ſolche Laſten abzugsfähig, welche auf den bezeichneten in— 
ländiichen Quellen haften oder für deren Erwerb aufgenommen find. 


Die Abrechnung wird nicht ſchon dadurch begründet, daß eine periönliche 
verzinslihde Schuld des Stenerpflichtigen zur Sicheritellung als Hypothek oder 
Grundſchuld im Grundbuche des preußiichen Grundſtückes eingetragen ift, dieſes 
alio rechtlich Für Schuld und Zinien haftet; vielmehr müſſen Schuld und Zinien 
im wirklichen wirthſchaftlichen Zuſammenhange mit der inländischen Einkommens: 
quelle jtehen. Letzeres iſt 3. B. der Fall, wenn der Steuerpflichtige die hypo— 
thefariih auf dem vreußiichen Grundeigenthum eingetragenen Schulden nachweislich 
bei Erwerb des Grundſtückes, mag dieſer durch läftigen Vertrag oder durch Erb: 
gang oder anderweit erfolgt jein, übernommen, oder zum Zwecke des Erwerbes 
oder der Melioration dieſes Grundſtückes aufgenommen bat. 


6. Iſt bei der Veranlagung eines Steuerpflichtigen Einfommen aus einer 
der im Art. 3 II Nr. 1 und 2 bezeichneten nichtpreußiichen Quellen außer Anſatz 
zu laſſen, jo darf von dem jteuerpflichtigen Einkommen derjenige Betrag an 
Schuldenzinien, Nenten und ſonſtigen Lasten nicht abgerechnet werden, welcher in 
Gemäßheit der unter Nr. 5 gegebenen Erläuterung wirthichaftlich auf jenen nicht: 
preußiichen Quellen haftet. 


7. Ruht in den Fällen Pr. 5 und 6 eine Schuld oder Laſt ungerheilt 
zugleich auf iteuerpflichtigen und nicht ftenerpflichtigen Einfommensauellen, ohne 
daß die bejondere wirthichaftliche Beziehung zu der einen oder anderen Quelle 
nachgewieien werden fann, jo iſt der Gejammtbetrag der Schuldzinjen nach Ver: 
hältnig des Einkommens einerieits aus der fteuerpflichtigen, andererjeits aus der 
nichtjteuerpflichtigen Quelle zu theilen und der dem ſteuerpflichtigen Eiukommen 
entiprechende Theilbetrag der Schuldenzinien in Abzug zu bringen. 
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Weitere Abzüge vom Gefammteinkommen. 
(S 9 Nr. 6, 7 des Geiches.) 


Art. 25. Von dem Geſammteinkommen find ferner abzurechnen: 


1. Die von dem Steuerpflichtigen für feine Perſon geſetz- oder vertragsmäßig 
zu entrichtenden Beiträge zu Kranken-, Unfall, Alters: und Invalidenverficherungs=, 
Wittwen-, Waiſen- und Penſionskaſſen (Art. 4 I Nr. ec). 

Beiträge diefer Art, welche der Steuerpflichtige für das von ihm zum Be— 
triebe der Landwirthichaft, eines Gewerbes oder einer anderen Gewinn bringenden 
Thätigfeit gehaltene Perjonal entrichtet, fommen bier nicht in Betracht, ſondern 
iind ala Geichäftsuntoften bei der Grmittelung des Neinertrage® aus dieſem Be— 
triebe zu berüdiichtigen (vgl. Art. 11 II Nr. 7, Art. 18 II Nr. 7). 

Dagegen dürfen Beiträge, welche für die zu Haushaltungszweden ange: 
nommenen Perſonen, insbejondere für die zur periönlichen Bedienung gebaltenen 
Dienitboten zu leiten find, ebenjo wenig wie deren Dienitlöhne in Abzug gebracht 
iverden. 

Im Mebrigen macht e3 feinen Umterichied, ob der Zahlung eine geſesliche, 
itatutariiche oder freiwillig übernommene vertragsmäßige Verpflichtung zu Grunde 
liegt; insbelondere find auch abzurechnen diejenigen Beiträge zur Allgemeinen 
preußiſchen Wittwenverpflegungsanftalt und zu anderen Wittwen- u. ſ. w. Kaſſen, 
welche fteuerpflichtige Beamte fortentrichten, obwohl ihnen der Austritt aus Dielen 
Kaſſen freilteht. 

2, Lebensverfiherungsprämien (Art. 4 1 Nr. Ad). Bei Abrechnung der— 
jelben iſt Folgendes zu beachten: 

a) Abzugsfähig find nur die für die Verficherung eines Kapitals oder einer 
Nente auf das Leben des Stenerpflichtigen ſelbſt — nicht auch für Die 
Verficherung auf das Leben feiner Angehörigen oder anderer Berjonen — 
gezahlten Prämien, und zwar nur Für VBerfiherungen auf den Todes— 
oder den Erlebensfall (ſog. abgekürzte Yebensverficherung), nicht auch für 
Ausſteuer- und andere Verlicherungen ; 
ob die Verficherung bei einer inläudiichen oder ausländiichen Geiellichart 
oder Anstalt abgeichloflen, macht feinen Unterichied; 


e) überiteigen die von einem Steuerpflichtigen gezahlten Prämien den Betrag 
von 600 ME. jährlich, jo ift die Abrechnung nur bis auf die Höhe 
von 600 ME. geitattet; 

im Uebrigen geichieht dielelbe nad) dem Betrage der Prämien für das 
Steuerjahr (Art. 5 Nr. 1), jedoch unter Abzug der nach dem Maßſtabe 
der gezahlten Prämien dem Werficherten als Dividende oder unter anderer 
Bezeihnung vergüteren Beträge; 

außer dem Betrage der Brämien it in der Steuererflärung die Wer: 
jiherungsanftalt, jorwie die Nummer der Police anzugeben, von Steuer: 
pflichtigen auch auf Erfordern die Police nebſt der legten Prämienquittung 
vorzulegen. 


3. Abzüge von perlönlichen Kaſſenbeiträgen (Nr. 1 Abi. 1), ſowie von 
Lebensverſicherungsprämien (Nr. 2) ſind in keinem Falle bei denjenigen Steuer— 
pflichtigen geſtattet, welche der Einkommenſteuer nur auf Grund der Beſtimmung 
des Art. 2 unterliegen. 


= 
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Dritter Ablcinitt. 
Steuerpflicht der wicht phyſiſchen Perfonen. 


Steuerpflichtige Unternehmungen. 
S 1. 4 5, 82 Abſ. 2 des Geſetzes. 


Art. 26. 1. Der Einkommenſteuer unterliegen: 

a) Aktiengeſellſchaften, 

b) Stommanditgelellichaften auf Aktien, 

e) Berggewertichaften, 

d) Eingetragene Genoſſenſchaften, deren Gejchäftsbetrieb über den Kreis ihrer 

Mitglieder hinausgeht (ſiehe Nr. 3), 
e) die nicht bereits unter a, b oder d fallenden Konjumpereine mit offenem 
Laden und den Rechten jurijtiicher Perſonen, 
welche einen Sig in Preußen haben. 

Ob ein Sitz in Preußen begründet it, ergibt ſich nöthigenfall® bei den 
Unternehmungen zu a, b und d aus dem Inhalte des Gejellichaftsvertrages oder 
Statuts (Art. 209 Nr. 1, Art. 175 Nr. 2 des A. D. 9. G. B. [Gejeg vom 
15. Juli 1884, RGBl. S. 123], $ 6 Nr. 1 des Gejeges, betreffend die Er: 
werbs- und Wirthichaftsgenoffenichaften vom 1. Mai 1889 RGBl. ©. 55), bei 
Berggewerfichaften aus der Belegeuheit des Bergwerfs, bei den zu e bezeichneten 
Koniumpereinen aus der Beitätiqungsurfunde. 


2. Unternehmungen der unter Nr. 1a bis e bezeichneten Art, welche feinen 
Sitz in Preußen haben, unterliegen der Einkommenſteuer nur mit dem Einkommen 
aus preußiichem Grundbeiig und aus preußiichen Gewerbe: oder Handeldanlagen 
oder ſonſtigen gewerblichen Betriebsitätten (vgl. Art. 2 zu eN. 


3. Gingetragene Genofjenichaften find ſteuerfrei, fo lange jie die ihrem Zwecke 
entiprechende Thätigkeit Ttatutenmäßig und thatlächlich auf den Kreis ihrer Mit: 
glieder beichränfen. Daß der Wejchäftsbetrieb über den Kreis der Mitglieder 
hinausgeht, iſt nicht ſchön dann anzunehmen, wenn die Genoflenichaft mit Nicht: 
mitgliedern überhaupt in Geichäftsverfehr tritt, jondern erit dann, wenn die Ges 
noſſenſchaft Nichtmitglieder an denjenigen Zweden Theil nehmen läßt, zu deren 
Grreihung fie gebildet worden it. Beiſpielsweiſe werden Konſumvereine nicht 
ſchon deshalb ftenerpflichtig, weil der gemeinichaftliche Einkauf’ von Lebensmitteln 
im Großen bei Nichtimitgliedern erfolgt, jondern erit dann, wenn die eingefauften 
Gegenstände auch an Nichtmitglieder verfauft werden, eine Worausiegung, welche 
jedenfall bei Stonjumvereinen mit offenem Yaden als vorliegend anzujehen iſt; 
andererjeit3S werden Magazinvereine oder Produftivgenofjenichaften nicht dadurch 
jteuerpflichtig, daß Waaren oder Produkte an Nichtmitglieder verkauft werden, 
wohl aber dadurd, daß die Genoſſenſchaft auh Waaren von Nichtmitgliedern in 
das Magazin aufnimmt, oder zum Zwecke des Verkaufs anfauft. 

Treffen die Borausiegungen der Steuerpflicht bei einer Genoffenichaft zu, 
jo findet bei Berechnung des jtenerpflichtigen Einkommens eine Interjcheidung 
zwijchen dem durch den Verkehr mit Mitgliedern und dem durch den Verkehr mit 
Nichtmitgliedern erzielten Gewinne nicht ftatt. 


4. Andere als die unter Wr. 1 und 3 ausdrüdlich benannten jnuriſtiſchen 
Perionen, Korporationen, Gejellibaften, Wermögensmaflen oder Berfonenvereine 
find als ſolche der Einkommenſtener nicht unterworfen. 
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Das ftenerpflichtige Einkommen der nicht phylifchen Perfonen 
und Berechnung desfelben. 


‘SS 16, 10 des Geiehes.) 


Art. 27. Die Veranlagung auch derjenigen Unternehmungen, welche in 
Preußen an verjchiedenen Orten Betriebsitätten unterhalten, erfolgt einheitlich nach 
dem gelammten in Preußen fteuerpflichtigen Einkommen. 

Für die Berechnung desielben gelten folgende Grundiäte: 

1. Behufs Grmittelung des Itenerpflichtigen Cinfommens fommen nur im 
Anrechnung: 

a) die Ueberſchüſſe, welche als Aftienzinien oder Dividenden, aleichviel unter 
welcher Benennung an die Mitglieder (Mftionäre, perſönlich haftende 
Geſellſchafter, Kommanditiſten, Gewerken, Genoſſen) vertheilt werden, 
nicht auch die an Mitglieder des Aufſichts- oder Verwaltungsraths, an 
Direktoren und andere Beamte vertheilten Tantiemen ; dagegen macht es feinen 
Unterichied, ob die Dividende baar ausgezahlt oder dem Geſchäftsguthaben 
zugeichrieben iſt (S 19 des Genojjenichaftögeieges vom 1. Mai 1889); 

b) die aus den Ueberſchüſſen zur Tilgung der Schulden oder des Grund: 
fapitals, zur Verbejlerung oder Geichäftserweiterung, ſowie zur Bildung 
von Nejervefonds (val. jedoch Art. 19 Abi 5) verwendeten Beträge. ') 

Als zur Verbeſſerung oder Geichäftserweiterung verwendet gelten diejenigen 
Ausgaben, welche weder zur Dedung von laufenden Betricbsunfoiten, noch zur 
Erhaltung und Fortführung des Betriebes in dem bisherigen Umfange dienen, 
jondern mit welchen Ginrichtungen oder Anlagen zur Erzielung eines böberen 
Grtrages oder zur Ausdehnung des Betriebsumfanges beitritten werden. 

Bon den aus eberſchüſſen gebildeten Reſervefonds bleiben nur Diejenigen 
außer Betracht, welche bei den Berfiherungsgeiellichaften zur Nüdlage für die 
Berjiherungsiummen beitimmt find. Hierher gehören insbelondere diejenigen — 
in der Negel „Prämien-“ und „Gewinn-“ oder „Dividendens“ Nejerven genannten 
— Fonds der Lebensverjiherungsgeiellihaiten, welche das Dedungsfapital bilden 
für die den Berficherten gegenüber durch den Weriicherungsvertrag übernommenen 
Berbindlichfeiten zur Zahlung der WVeritcherungsiunmen und der den Versicherten 
jelbit als jogenannte Dividende zurüdzugewährenden Prämienüberſchüſſe. 

Im Uebrigen Eommt es regelmäßig auf die verichiedenen Arten der Be 
nennung der Rejervefonds nicht an, jondern nur darauf, ob in der Bildung ders 
jelben im einzelnen Falle eine Vermehrung des Vermögens enthalten it. Denſelben 
ftehen diejenigen Beträge gleich, welche aus dei Ueberſchüſſen zu außerordentlicden, 
über das Maaß der regelmäßigen Ablegungen (1. Art. 19) binansgebenden Ab: 
ichreibungen verwendet werden. 

Dagegen bleiben diejenigen Vertheilungen an Mitglieder, Ktapitalrüdzahlungen 
oder Abtraqungen, welche nicht den Ueberſchüſſen, Tondern den Reſervefonds oder 
anderen Aftivbeitänden entnommen find, bei der Grmittelung des jteuerpflichtigen 
Einkommens jtet3 außer Berechnung. Dasielbe gilt von den unvertbeilten auf 
neue Nechnung des finftigen Jahres vorgetragenen Gewinnreiten. 

2. Bon der Summe der gemäß Nr. 1 und b anzurechnenden Ueberſchuß— 
beträge find in Abzug zu bringen 3", Prozent des in der Bilanz für das be 
treffende Geichäftsjahr aufgeführten Aktienfapitals. An Stelle des Tegteren tritt 


') Tie Anrechnung der für Abgaben an kommunale und andere öffentliche Verbände 
verausgabten Beträge it geſetzlich ausgeihlofien, da bei Grmittelung des Itenerpflichtigen 
Einkommens dev nicht phyſiſchen Perſonen nur die erzielten Ueberſchüſſe in Betracht kommen. 
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bei eingetragenen Genojjenjchaften die Summe der eingezahlten Geichäftsantheile 
Geſchäftsguthaben) der Mitglieder, bei VBerggewerkichaften das aus den Erwerbs: 
preife und den Koſten der Anlage und Einrichtung bezw. Erweiterung des Berg: 
werks ſich zufammeniegende Grundkapital. Beträge, welche zur Dedung der 
laufenden Betriebzfoften und zur Fortführung des Betriebes in dem bisherigen 
Umfange aufgewendet find, dürfen hierbei nicht in Anrechnung fommen. Soweit 
die Koſten der Anlage, Einrichtung oder Erweiterung eines Bergwerfs vor dem 
1. April 1892 aufgewendet jind, tritt an deren Stelle nad) Wahl der Bilichtigen 
der zwanzigfache Betrag der im Durchichnitt der letten vier Jahre vor dem In— 
frafttreten dieſes Geſetzes vertheilten Ausbeute. 

Maßgebend find die legten vier Betriebsjahre der Gewerfichaft, deren Ergeb: 
nilfe zur Zeit der Veranlagung (Steuererklärung) feitgeitellt werden können. 

Die zum Zwede der Berechnung des Grundfapitals von den Gewerfichaften 
anzugebenden Griwerböpreiie, Koſten bezw, Ausbeuten find auf Erfordern durch 
Vorlegung der Bücher und Berwaltungsrehnungen nachzuweiſen. 

3. Die Feltitellung des ftenerpflichtigen Ginfonmens erfolgt auf Grund der 
für die maßgebenden Berriebsjahre angefertigten Bilanzen, Jahresabſchlüſſe (Ge: 
winne und Berluftrechnungen, WVerwaltungsrechnungen), ſowie der darauf beziige 
lichen Beichlüfje der Generale (Gewerfen:) Verſammlungen nad) dem Durdyichnitt 
der legten Jahre gemäß der Beltimmung Art. 5 Nr 2; jedoch findet die dort 
vorgejehene Schügung „nach dem muthmaßlichen Jahresertrage* auf die nicht 
phyſiſchen Perſonen, welche neu in die Steuerpflicht eintreten, feine Amvendung. 
Die Veranlagung derielben zur Einkommenſteuer kann exit erfolgen, wenn ein 
das Borhandenjein von Ueberſchüſſen ergebender Abichluß vorliegt, und geichieht 
alsdanın von dem Beginne des Monats ab, der auf den Zeitraum folgt, für 
welchen dieſer Abſchluß gemacht ift. 

4. Bei denjenigen Unternehmungen, welche ihren Sit nicht in Preußen 
haben, aber gemäß Art. 26 Nr. 2 der Einkommensteuer unterliegen, gilt als 
jteuerpflichtiges Cinfommen derjenige Theil der nach den Beſtimmungen zu 1 bis 
3 zu berechneuden Ueberſchüſſe, welcher auf den Geichäftsbetrieb in Preußen bezw. 
auf das Einkommen aus preubiichen Grundbeſitz entfällt. 

Zu Dielen Zwede iſt der aus dem preußiichen Grundbefig oder Gewerbe: 
betrieb erzielte beiondere Gewinn zu ermitteln und nad dem Werhältnifie diejes 
Gewinnantheils zu dem geſammten Neingewinn des Unternehmens der jteuerpflichtige 
Theil der Weberichüffe zu beitimmten 

Sit eine derartige beiondere Gewinnberechnung nicht thunlich, jo erfolgt die 
Feſtſtellung des ftenerpflichtigen Iheiles der Ueberſchüſſe nach den aus den that- 
jählichen Betriebsverhältniſſen eines jeden Unternehmens fich ergebenden Merk: 
malen, weldye für die Gewinnerzielung vornehmlich beitinnmend find, insbeiondere 
bei Verjicyerungsgeiellichaften nach dem Verhältniß der in Preußen auffonmenden 
zu der gelammten Prämieneinnahme, bei Hypothekenbanken nach den Verhältniß 
des Petrages der von preußischen Grumdbeiigern zu entrichtenden Darlehnszinien 
zu der geſammten Zinseinnahne. 

5. Bei denjenigen Unternehmungen, welche ihren Sitz in Preußen haben 
(Art. 26 Nr. 1), iſt mur das Einkommen aus den in einem anderen deutjchen 
Bundesitaate oder in einem deutſchen Scuptgebiete belegenen Grundftüden oder 
den dajelbit betriebenen Gewerben von der Beſteuerung ansgeichloflen (Art. 3 1 
Nr. la, db). Die Feititellung des hiernach nicht fteuerpflichtigen Theiles der 
nach den Beſtimmungen zu 1 bis 3 zu berechnenden Ueberſchüſſe erfolgt nach den 
vorstehend zu 4 angegebenen Grundiägen. 
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6. Soweit unter Nr. ı bis 5 nicht abweichende Beltimmungen getroffen 
find, finden die im zweiten Abichnitt angegebenen allgemeinen Grundjäge auch auf 
das Steuerpflichtige Einfommen der nicht phyſiſchen Perſonen Anwendung. 

7. Mitiengejellihaften, Kommanditgeiellihaften auf Aktien, Berggewerk— 
ihaften und eingetragene Genojlenichaften find verpflichtet, ihre Geichäftsberichte 
und SJahresabichlüffe jowie die darauf bezüglichen Beichlüffe der Generalverianm: 
lungen alljährlich dem WVorfigenden der VBeranlagungstommiflion nad) den näheren 
Beſtimmungen des Yinanzminiiters einzureichen. 


Vierter Aßſchnill. 
Die Steuererflärungen. 


Die Verpflichtung zur Abgabe der Steuererklärung. 
(SS 24, 25, 29, 79 des Geſetzes. 


Art. 28. 1. Jeder bereit mit einem Einkommen von mehr ala 3000 Mt. 
zur Einkommenſteuer veranlagte Steuerpflichtige ift auf die jährlich durch öffent: 
lihe Bekanntmachung ergebende Aufforderung zur Abgabe einer Steuererklärung 
verpflichtet. Die Beranlagungsbehörden find angemwielen, jedem hiernach zur 
Steuererflärung Berpflichteten bei Erlaß der öffentlichen Aufforderung ein Steuer: 
erklärungsformular mitzutheilen ; hiervon ift aber weder der Eintritt der Ber: 
pflihtung noch der Lauf der Friit zur Abgabe der Steuererklärung (Nr. 4) ab: 
bängig. Steuerpflichtige, welchen ein Formular nicht zugegangen iſt, fünnen ein 
ſolches an den in der öffentlihen Aufforderung bezeichneten Stellen Eoftenlos in 
Empfang nehmen. 

2. Die nod nicht mit einem Ginfommen von mehr alö 3000 ME. zur 
Einkommenſteuer veranlagten Berjonen find zur Abgabe einer Steuererklärung 
verpflichtet, jobald eine bejondere Aufforderung des Vorfigenden der Veranlagungs— 
kommiſſion an fie ergeht. Sie find, falls letteres nicht geichieht, auf ihr Ber: 
langen zur Abgabe einer Steuererklärung innerhalb der in der öffentlichen Auf: 
forderung beitimmten Friſt zuzulaſſen. 

3. Die Steuererflärungen find für Perionen, welche unter väterlicher Ge: 
walt, Bilegichaft oder Vormundichaft ſtehen, vom Water, Pfleger oder Vormund, 
für nicht phyſiſche Perſonen (Art. 26) von den zur Vertretung derielben nad 
außen berechtigten Vorftandsmitgliedern (Repräfentanten), für Chefrauen, ſofern 
fie nicht jelbitändig zu veranlagen find, von deren Ehemännern abzugeben: 

‚Für Perſonen, welche abweiend oder ſonſt verhindert find, die Steuererflär: 
ungen ſelbſt abzugeben, können ſolche durch Bevollmächtigte erfolgen, welche ihren 
Auftrag auf Erfordern nachzumeiien haben. 

Die Erfüllung der Stenererflärungspflicht jeitend eine® von mehreren Ber: 
tretern befreit die übrigen Verpflichteten von ihrer Verbindlichkeit. 

4. Die Steuererklärung it innerhalb der in der Aufforderung beitimmten, 
auf mindeiten® 14 Tage zu bemeiienden Friit bei dem Vorſitzenden der Veran: 
lagungskommiſſion jchriftlich oder zu Protokoll abzugeben. 

Diele Friſt ift jedoch für die in außerenropätichen Ländern und Gewällern 
Abweienden auf 6 Monate, für andere außerhalb des Dentichen Neiches Abweſende 
auf 6 Wochen, für die übrigen Abweſenden auf 3 Wochen verlängert. 

Schriftliche Steuererflärungen können durch die Poſt franfirt eingejendet 
werden; zur Sicherung des Steuerpflichtigen empfiehlt ſich in dieſem alle die 
Sendung als „Ginichreibebrief*, da der Abjender die Gefahr trägt. 
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Form und Inhalt der Steuererklärungen. 
(8 26 des Geſetzes.) 


Art. 29. 1. Die Steuererflärung über das Einkommen phHfiicher Perionen 
iſt nach dem beiliegenden Formular I!) abzugeben und dabei namentlich Folgendes 
zu beachten: 

a) dem eigenen Einkommen hat der Steuerpflichtige das etwaige beiondere 
Einfommen seiner nicht jelbitändig zu veranlagenden Haushaltungs— 
angehörigen (Art. 6) hinzurechnen ; 
das jteuerpflichtige Einfommen aus jeder der vier im Art. 7 unter: 
ichiedenen Hauptauellen iſt nach Anleitung der Beitimmungen Arı. 8 
bis 23 bejonders zu berechnen, und das Ergebniß getrennt nach den 
Quellen in die dafür beitimmten Rubriken 1 bis 4 des Formulars ein 
zutragen. Stellt fih als Ergebniß der Berechnung des Einkommens 
aus einer einzelnen Quelle ein Berluft heraus, jo ift auch dies anzu— 
geben und bei der Feititellung des Geſammteinkommens zu berüdichtigen ; 
beionder3 anzugeben find die in dem Formular unter a biß d bezeich- 
neten Ausgaben, deren Abzug beanivrucht wird; 

4) das Einkommen, welches der Steuerpflichtige aus einem außerhalb feines 
Wohnortes belegenen Grumdbeiige oder betriebenen Gewerbe bezieht, it 
bei Angabe des Geſammteinkommens unter Nr. 2 bezw. 3 der Steuer: 
erklärung zu berüdjichtigen, außerdem aber am Schluffe beionders an- 
zugeben. 

2. Die Steuererklärung über das Einkommen nicht phyſiſcher Perionen 
(Art. 26) erfolgt nad anliegenden Formular IL’) unteer Bachtung der im Art. 27 
für die Berechnung des ſteuerpflichtigen Cinfommens diejer Unternehmungen ans 
gegebenen Grundjäge. 

3. Im llebrigen geben die Probeeinträge ſowie der Vordrud der Formulare 
die erforderliche Anleitung zur Ausfüllung derielben. Dem Steuerpflichtigen ſteht 
es frei, die jeiner Angabe zu Grunde liegenden Durchichnitt3berechnungen oder 
andere zum Verſtändniß der Angaben dienende Grläuterungen und Zuſätze in die 
Stenererflärung oder in eine derjeiben beizufügende Anlage aufzunehmen. 

Die in Zweifelsfällen vom Steuerpflichtigen mündlich nachgeluchte Belehrung 
wird vom WVortigenden der Veranlagungskommiſſion bereitwillig auch mündlich 
ertheilt. 

4. Die Steuererklärung iſt unter der Berfiherung abzugeben, daß die Ans 
gaben nach beitem Willen und Gewiſſen gemacht find, zu datiren und von dent 
zur Abgabe BVBerpflichteten durch Namensunterjchrift zu vollziehen. 


b 


— 


c 


— 


Die zur Schähung des Einkommens erforderlichen Hadhmweifungen. 
8 27 des Welches. 

Art. 30. Dem Steuerpflichtigen joll auf feinen Antrag, joweit es ſich um 
nur durch Schätzung zu ermittelndes Einkommen handelt, geitattet werden, in Die 
Steuererklärung ſtatt der ziffermäßigen Angabe des Einkommens diejenigen Nach: 
weiſungen aufzunehmen, deren die Veranlagungskommiſſion zur Schätzung des— 
jelben bedarf. 

'; Tie Muſter werden bier nicht abgedrudt, weil fie von den Werwaltungsbehörden 
mitgerbeilt werden, 
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Zur Erläuterung wird Folgendes bemerkt: 


1. Die in $ 27 des Geſetzes ald Ausnahme zugelallene Art und Weile der 
Steuererklärung ift in ihrer Anwendung ausdrüdlic auf Einkommen beichränft, 
welches nur durh Schätzung, alio nicht durch Gegenüberitellung wirklicher Ein— 
nahmen und Ausgaben im Wege der Berechnung ermittelt werden fann. 

Der Umitand, daß eine Einnahme ihrem Betrage nah unbeitimmt oder 
ſchwankend ift, kommt hierbei überhaupt nicht in Betracht, da behufs Ermittelung 
des jtenerpflichtigen Cinfommens in der Negel nicht der noch ungewiſſe zukünftige, 
ſondern der im Durchichnitte eines unmittelbar vorangegangenen Zeitraumes that- 
ächlich erzielte Grtrag vom Steuerpflichtigen anzugeben iſt (Art. 5 Nr. 2). 

Gleichwohl kann für gewiſſe Beitandtheile des Cinfommens die Schätzung 
nicht entbehrt werden, theil® weil es jich nicht immer um baare oder genau ans: 
aufondernde Ginfünfte handelt, theil$ weil das Geſetz behufs Feſtſtellung des 
jtenerpflichtigen Einkommens Abzüge geitattet, deren Höhe nicht durch wirklich 
geleiitete Ausgaben beitimmt werden So bedürfen regelmäßig einer Schäkung : 

Der Mierhawerth der Wohnung im eigenen Haufe, der Geldwerth der freien 
Beköftigung oder anderer Naturalbezüge, der Geldwerth der in Haushalte ver: 
brauchten Erzeugniffe der eigenen Wirtbichaft, ſofern die Umstände eine genane 
Trennung dieles Verbrauchs von dem Verbrauce für die Zwede des Wirthichafts- 
betriebes nicht geitatten, ferner die Werthe, mit welchen Waarenbeitände, zweifel— 
hafte Forderungen eines Kaufmannes in die Bilanz einzuftellen find, die Höhe 
der angemejlenen Abjchreibungen für Gebäude, Maichinen u. ſ. w. 

Es muß grumdiäglich daran feitgehalten werden, daß der Steuerpflichtige aus 
Gründen, welde nicht in der Natur des Cinfommens jelbit liegen, die Entbindung 
pon der ziffermähigen Angabe feines Ginfommens nicht beaniprucen kann, ins: 
beiondere aljo auch nicht etwa aus dem Grunde, weil er die nach feinen Eins: 
fommenverhältniffen zur Erfüllung der Deklarationspflicht erforderlichen Aufzeich— 
nungen über feine thatlächlihen Ginnahmen und Ausgaben unterläßt. ') 

2. Wie die zu 1 angegebenen Beiipiele eriehen laſſen, müſſen bei eititellung 
von Einkommen aus dem Betriebe der Yandwirthichaft, aus Handel oder Gewerbe 
jowie aus Gewinn bringender Beihäftigung in zahlreichen Fällen einzelne Theile 
der Ginnahme oder einzelne nach dem Gejege zuläffige Abzüge nad) ihrem Geld: 
werthe geichägt werden, weil es jich nicht um baare Ginnahmen und Ausgaben 
handelt. 

Die Deklarationspflicht würde nahezu gegenftandslos werden, wenn es in 
allen dielen Füllen dem Belieben des Stenerpflichtigen überlallen bleibe, ob er 
überhaupt ziffermäßige Angabe über fein Ginfommen machen will. Eine ſolche 
Auslegung entipricht auch weder der Abficht noch dem Wortlaut des Geſetzes. 

Vielmehr ift die Entbindung von ziffermäßigen Angaben ausdrüdlich nur 
geitattet, „Soweit es fi um mur durch Scäsung zu ermittelndes Einkommen 
—— alſo nur in Anſehung derjenigen beſtimmten Einkommenstheile und Rech— 


Die — Beſtimmung iſt in Anſehung der Einnahmen und Ausgaben aus 
der Zeit vor dem Inkrafttreten des Einkommenſteuergeſetzes, ſofern bisher die Aufzeichnung 
derſelben vom Steuerpflichtigen unterlafien war, noch nicht mit Strenge zu bandhaben. 

Für die Zukunft muB auch bei kleineren Landwirthſchaftsbetrieben die Anforderung 
geitellt werden, daß eine regelmäßige Anſchreibung der Birehihaftseinnahmen und Ausgaben 
Itattfindet, Außerdem kann als Regel vorausgeieht werden, daß jeder Landwirth in der 

Lage iſt, Die Menge der Naturalerträge feines Betriebes ziffermäßig anzugeben. 

Nach gleihen Gelichtspunkten it in Betreff der Angabe des Einkommens aus anderen 

Quellen zu verfahren. 
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nungsanjäge, für welche dieje beiondere Vorausiegung zutrifft. Hinfichtlich der 
übrigen Bejtandtheile des Einkommens, welche eine Schägung nicht erfordern, darf 
der Steuerpflichtige die ziffermäßigen Angaben nicht ablehnen. 

3. Liegen die Vorausſetzungen des $ 27 vor, jo fteht es dem Steuer: 
pflichtigen gleichwohl frei, die behufs Abgabe der Steuererflärung etwa erforder: 
lien Schäßungen jelbit vorzunehmen. Will er dies nicht, jo muß er ausdrücklich 
beauftragen, daß ihm die Angabe der zur Schätung erforderlichen Nachweiſungen 
geitattet werde. 

Der Antrag ift auf der Steuererklärung oder in einer beionderen Eingabe 
oder mündlich zu Protokoll, in jedem Falle aber innerhalb der zur Abgabe der 
Steuererflärung beitimmmten präflufiviichen Friit (Art. 28 Nr. 4) bei dem Bor: 
jigenden der Veranlagungskommiſſion anzubringen und durch genaue Bezeichnung 
desjenigen Einkommens, um deſſen Schätung es ſich handelt, zu begründen. Es 
empfiehlt ſich zugleich diejenigen Nachweiiungen beizubringen, welche zur ſachge— 
gemäßen Schägung erforderlich find, außerdem aber auch die feiner Schätzung be— 
dürfenden Beltandtheile, welche für die Feititellung des Einkommens in Betracht 
kommen, ziffermäßig auszugeben. 

4. Im Einzelnen hängt eö von den beionderen Umständen eines jeden Falles 
ab, welche Nahweilungen und Angaben von dem Steuerpflichtigen beizubringen 
iind. Jedenfalls müſſen stets diejenigen Thatjachen und Verhältniſſe erichöpfend 
dargelegt werden, deren Kenntniß erforderlich ift, um das Einkommen des be— 
treffenden Steuerpflichtigen nach Maßgabe der Vorichriften des zweiten Abjchnittes 
diefer Anweiſung in feinem wirklichen Betrage zu ermittelt. 

Die folgenden Beilpiele mögen dies erläutern: 

a) Hann ein Yandwirth die Schäßung des Mierhswerthes feiner Wohnung 
und des Geldwerthes der im Haushalt verbrauchten Erzeugniiie der 
eigenen MWirthichaft nicht felbit bewirken, und will er deshalb von der 
Befugniß nach 8 27 des Geſetzes Gebrauch machen, jo genügt es nicht, 
wenn er äußere, meilt ohnehin befannte Ginihäsungsmerfmale, wie dei 
Flächenraum der bewirthichaiteten Beſitzung, die Bodenbeſchaffenheit, den 
Viehſtand, die Nulturarten u. ſ. mw. angezeigt, jondern er muB ins» 
dejondere angeben: 

behufs Schägung des Miethswerthes 
eine Beichreibung des MWohngebäudes nah baulicher Beihaffenheit und 
Größe, den Feuerverficherungswerth, ſowie die Auslagen für die Vers 
ficherung des Gebäudes gegen Fenersgefahr und die Staatsgebäudeſteuer 
(j. Art. 16 D; 

behufs Schäsung des Verbrauchs 
joweit thunlich die Gattungen, jowie von jeder Gattung die Mengen 
der thatjächlih im Durdichnitt der maßgebenden Jahre verbrauchten 
Naturalien, joweit aber dieſen Anforderungen nicht genügt werden kann, 
diejenigen Thatſachen und Verhältniſſe, welche ein zutreffendes Urtheil 
über den wirklichen Verbrauch durch Vergleih mit anderen Haushalt: 
ungen gleichen Unmfanges begründen können;) 

außerdem endlich 
die Wirtbichaitsergebniffe, ſoweit dieſelben ohne Schätzung rechnungs— 
mäßig nachweisbar ſind, insbeſondere alſo einerſeits die im Durchſchnitt 
maßgebenden Wirthſchaftsjahre erzielten Erträge und die Geldeinnahme 


' Vergl. auch Note 1 zu Art. 11 S. 824. 
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aus allen Wirthichaftszweigen, andererieitö den Betrag der gemäß Art. 11 
zu II abzugsfähigen Ausgaben, ſowie wejentliche Unterichiede in dem Be— 
itande der Vorräthe bei Beginn und am Schluffe der maßgebenden Wirth- 
ichaftöperiode. 

Zum Nachweije ſeines Geſchäftsgewinnes muß ein Kaufmann, welcher 
vorichriftsmäßige Handelsbücer führt, behufs Begründung eines auf 
8 27 des Geſetzes geftügten Antrages in jeden Falle die für den maß— 
gebeuden Zeitraum gefertigten Jahresabſchlüſſe (Bilanzen, Inventureu) 
vorlegen, da dieie die Grundlage für die Ermittelung des Geſchäftsge— 
winnes bilden (Art. 19). 

5. Ob die Vorausiegungen, unter welchen biernah dem Antrage überhaupt 
nur jtattgegeben werden darf, vorliegen, ob die von Steuerpflichtigen beigebrachten 
Nahweilungen zur Schägung des Einkommens genügen, oder ob und welcde weis 
teren Angaben zu erfordern find, unterliegt der Beurtheilung der Veranlagungs— 
kommiſſion. 

6. Durch Anbringung eines unzuläſſigen oder nicht mit den erforderlichen 
Angaben begründeten Antrages wird die Verpflichtung zur Abgabe der Steuer: 
erklärung nicht erfüllt. 


b 


— 


Art. 31. 
Folgen der Friſtverſäumung. 
($ 30 des Geſetzes wiederholt.) 

Art. 32. 
Strafbehimmungen und UNachbeſteuerung. 
(SS 66. 67 und 80 wiederholt.) 

Art. 33. 
Geheimhaltung der Steuererklärungen. 
‚SS 52 und 69 mwiederbolt.) 


Bweiter Übeil. 
Das Veranlagungsverfahren. 


Erſter Ahldınitt. 
Allgemeine Beitimmungen. 
Steuerbefreiungen. 
(SS 3 bis 5 des Geſetzes. 
Art. 34. Die Veranlagung zur Einkommenſteuer eritredt fih auf alle Ber: 
ionen, welche in Gemäßheit der Art. 1, 2 und 26 iteuerpflichtig find. 
Hiervon finden nur folgende Ausnahmen ftatt: 
1. Als ſteuerfrei bleiben von der Veranlagung ausgeſchloſſen 
1. die Mitglieder des Mönigl. Hauſes und des Hohenzollernihen Fürſten— 
hauies ; 
2. die Mitglieder des vormaligen Hannoverſchen Königshaufes, des vormaligen 
Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen Fürltenhaufes: 
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3. die bei Sr. Majeſtät dem Staifer und König beglaubigten Vertreter (Bot— 
ichafter, Gejandte, Geichäftsträger) fremder Mächte, die Bevollmächtigten anderer 
Bundesftaaten zum Bundesrathe, ſowie die ihnen zugewieienen Beamten, und zwar 
ohne Rückſicht auf ihre Staatdangehörigfeit; | 

4. Die in Dieniten der zu 3 bezeichneten Vertreter, Bevollmächtigten und 
Beamten stehenden Perſonen, joweit dielelben Ausländer (vgl. Note 3 zu Art. 37 
©. 154) find; 

5. diejenigen Perſonen, denen ſonſt nach völferrechtlihen Grundiägen oder 
nach befonderen mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen ein Anſpruch auf 
Befreiung von der Einkommensteuer zufommt. Hierher gehören inäbejondere auch 
die Berufskonſuln derjenigen fremden Mächte, mit denen dur Konfularfonvention 
die Befreiung der beiderieitigen Stonjuln von perjönlichen Abgaben verabredet ift, 
dagegen weder die ald Konſuln fremder Mächte fungirenden preußiichen Staat» 
angehörigen, noch das Dienjtperjonal der Berufsfoniuln. 

Die Befreiungen zu 3, 4 und 5 eritreden jich nicht auf das Ginfommen 


a) aus den von der preußiichen Staatskaſſe gezahlten Beloldungen, Penſionen 
und MWartegeldern, 
b) aus preußiichem Grundbeiig, 
c) aus preußischen Gewerbe- oder Handelsanlagen oder jonftigen gewerb— 
lichen Betriebsitätten, 
(vergl. Art. 2) und bleiben im denjenigen Füllen überhaupt ausgeichloflen, in 
welchen in den betreffenden Staaten Gegenieitigfeit nicht gewährt wird. 


II. Diejenigen Häupter und Mitglieder der Familien vormals unmittelbarer 
deutſcher Reichsitände, welche beim Inkrafttreten des Ginfommeniteuergeieges vom 
24. Juni 1891 Freiheit von der Einkommenſteuer genießen, werden zu derjelben 
bis auf Weiteres nicht herangezogen. 

111. Phyſiſche und nichtphyſiſche Verjonen, deren fteuerpflichtiges Geſammt— 
einfommen nicht mehr als 900 Mark jährlich beträgt, werden zur Einkommen— 
fteuer nicht veranlagt. 


Art der Veranlagung. 
(S 20 des Geſetzes. 

Art. 35. 1. Die Veranlagung erfolgt in der Negel an dem Orte, wo der 
Steuerpflichtige zur Zeit der Aufnahme des Perſonenſtandes jeinen Wohnſitz) — 
oder in Grmangelung eines ſolchen — jeinen Aufenthalt hat. (Wergl. jedod 
Art. 37 I Nr. 1a.) 


Dies gilt auch von Minderjährigen und Bevormundeten. Die Fähigkeit 
diejer Perſonen, jelbitändig oder mit Genehmiqung ihres Vormundes oder jonitigen 
geieglichen Vertreters einen Wohnitg neu zu begründen oder zu verlegen, beitimmt 
fihh nach den PVorichriften des maßgebenden bürgerlichen Rechts. 


»Einen Wohnſitß bat nach S I Abſ. 2 des Meichsgefeges wegen Beleitigung der 
Doppelbeitenerung vom 13. Mai 1870 (BGBl. =. 119) ein Teuticher an dem Orte, in 
welchen er eine Wohnung unter Umständen inne bat, welche auf die Abficht dauernder Bei: 
behaltung einer folchen fchließen lallen. As Wohnung gilt jedoch nicht jedes nur zu einem 

zeitweiligen und vorübergehenden Aufenthalt eingerichtete oder ausreichende Abiteigeanartier, 
tondern es gehört dazu, daß zum dauernden Aufentbalt Wohnräume eingerichtet find, welche 
dem Stenerpflichtigen Für fich und feinen Haushalt Ttandesgemähe Unterkunft gewähren. 
Ein früher begründeter Wohnſiß kann auch bei vorübergebender oder ſelbſt dauernder Ab: 
weienheit vom Orte des Wohnſitzes beibehalten werden. 
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Unterbringung einer Perſon in einer Irren- oder anderen Heilanſtalt begründet 
ebeniowenig wie die Verbüßung einer zeitigen Freiheitsitrafe oder zeitweilige Ab— 
wejenheit von Wohnorte aus anderen Gründen für fich allein einen Wechiel des 
Veranlagungsortes. 


2. Dem Wohnſis ſteht der dienftlihe Wohnſitz gleih Als ſolcher gilt der— 
jenige Ort, an welchem ein Beamter oder Offizier nad den für ihn mahgebenden 
dienftlihen WBorichriften verpflichtet ift, Wohnung zu nehmen. 

Bei Berjegungen wird der dienſtliche Wohnjig an dem neuen Beſtimmungs— 
orte mit dem Seitpunfte begründet, von welchen ab das Amt an dem neuen Be: 
ftimmungsorte übertragen wird, wenn aber eine ausdrüdliche Beitimmung hierüber 
fehlt, der Zeitpunft, mit welchem die Verlegung zur Kenntniß des Berheiligten 
gelangt und der bisherige Wohnort verlaſſen iſt, ohne Nüdiicht darauf, wann der 
Beriegte an dem neuen Beitimmungsorte thatlächlih Wohnung genommen hat. 

Die Abfommandirung der Militärperjonen von ihrem Garniionorte wird der 
Veriegung gleich geachtet, ſofern für das Mommando eine längere als die Dauer 
von 6 Monaten von vornberein Feititeht. 

Bei Beamten der Militärverwaltung liegt nur dann eine mit der Verlegung 
des Wohnſitzes verbundene Verſetzung vor, wenn Solche ausdrüdlid unter völliger 
Löſung des Verhältniffes zu der bisherigen Behörde ausgeiprocden ift, jo daß bei 
diejen im Gegeniag zu den Offizieren die Abkommandirung eine Verlegung des 
dienftliben Wohnſitzes nicht ſchon deshalb begründet, weil für das Kommando 
von vornherein eine längere Dauer von 6 Monaten beitimmt war. 


3. Im Falle eines mehrfahen Wohnſitzes steht dem Steuerpflichtigen die 
Wahl des Ortes der Veranlagung zu. Hat er von dieiem Wahlrecht feinen Ge— 
brauch gemacht, und ift die Veranlagung an mehreren Orten erfolgt, jo gilt nur 
die Veranlagung an demjenigen Orte, an welchem die Einſchätzung zu dem böchiten 
Steuerbetrage ftattgefunden bat. 

Die ausgeübte Wahl it bis zum Beginne der Voreinihäsung zu berüd: 
fichtigen. 

Das Wahlrecht fteht auch Beamten und Militärperfonen zu, welche neben 
einem dienitlichen Wohnjig (Nr. 2) in Preußen einen zweiten perlönlichen Wohn: 
ie, 3. B. auf dem eigenen Yandgute, haben. Als mehrfaher Wohniig gilt es 
dagegen nicht, wenn, wie es in größeren Städten häufig vorfommt, ein in 
Preußen fteuerpflichtiger Beamter oder Gewerbetreibender feine periönliche Wohnung 
überhaupt nidyt am Site feines Aıntes oder Geichäftes, jondern an einem ans 
grenzenden oder benachbarten Orte innerhalb des preußiſchen Staates genommen 
bat; in Füllen diefer Art findet die Veranlagung nur am Orte des perjönlicen 
MWohnfiges ftatt. 

4. Preußiſche Staatsangehörige, welche im Inlande weder Wohnſitz noch 
Aufenthalt haben, find an dem Orte ihres legten Wohnſitzes oder Aufenthaltes 
in Preußen zu veranlagen. 

5. Die Veranlagung der im Art. 26 bezeichneten Geſellſchaften und Genoſſen— 
ichaften erfolgt an dem Orte, wo diejelben in Preußen ihren Sit haben. 

Der Sig einer Aftiengeiellihaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder ein: 
getragenen Genoflenichaft beitimmt fih nach dem Inhalte des Geſellſchaftsvertrages 
(Statuts) Art. 209 Nr. 1, Art. 175 Nr. 2 des Allg. deutichen Handelsgeſetz— 
buches (Gejeg vom 18. Juli 1884, RGBl. ©. 123), $ 6 Nr. 1 des Geſetzes, 
betr. die Erwerbs: und Wirthichaftsgenoflenichaften vom 1. Mai 1889 (RGBl. 


S. 55). 
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Der Sis einer Berggewerkſchaft iſt in der Regel an dem Orte anzunehmen, 
wo der Neprälentant wohnt oder der Grubenvorſtand ſeinen Sitz hat, $ 117 des 
Allg. Berggeietes für den preußiiden Staat vom 24. Juni 1865 (GS. ©. 705). 

Als Sig der Konſumvereine mit den Rechten der juriltiichen Perſon (Art. 26 
Nr. 1e) gilt der Ort, wo der Voritand jeinen Sitz bat. 

6. Die Veranlagung der im Art. 2 md im Art. 26 Nr. 2 bezeichneten 
Stenerpflichtigen geichieht an dem Orte, wo der Grundbefiß, bezw. die gewerbliche 
oder Dandelsanlage oder die Betriebsitätte liegt, oder der bei der Stenerverwaltung 
etwa beitellte Vertreter feinen MWohnjig bat, oder wo ſich der Sig der Halle be- 
findet, von welcher die Beioldungen, Penſionen oder Wartegelder ausgezahlt werden. 

Werden von einem Steuerpflichtigen an mehreren Orten in Breußen Betriebs: 
ſtätten unterhalten, jo erfolgt die Veranlagung, falls in Preußen eine Gentral: 
jtelle (Bauptagentur, Zweigniederlaſſung) beſteht, welche die obere Leitung des ge: 
ſammten Gejchäftsbetriebes innerhalb Preußens ausübt, im demjenigen Bezirke, 
wo dieſe Gentralftelle ihren Sig bat. Fehlt es an einer jolchen Gentralitelle, iſt 
aber in Gemäßheit der Vorſchrift im S 2 des Gewerbeitenergeieked vom 24. Juni 
1891 (GS. ©. 205) bei der Stenerverwaltung ein Vertreter beitellt, io erfolgt 
die Veranlagung an dem Orte, an welchem der Vertreter feinen Wohnſitz hat. 

Kann auch biernach der Ort der Veranlagung nicht beſtimmt werden, jo 
finden im Falle des WBorhandenjeins mehrerer Betriebsitätten die Vorſchriften 
wegen des MWahlreht3 (Nr. 3 dieſes Art.) entiprecbende Amvendung. Dasielbe 
gilt in allen anderen Füllen, in welchen in Gemäßheit der Beſtimmung im eriten 
Abi. der Nr. 6 die Veranlagung au verschiedenen Orten an und Für fich zuläſſig it. 


weiter Ahſchnitt. 
Vorbereitung der Veranlagung durd deu Gemeinde: (Guts-worſtand. 


Perfonenttandsaufnahme. 
SS 21, 22, 68 Abi. 1 des Geſetzes) 


Art. 36. Die zur namentlichen Feititellung der Steuerpflichtigen alljährlicd) 
erforderliche Aufnahme des Perſonenſtandes Liegt jeden Gemeinde: (Guts-vorſtande 
für feinen Bezirk ob und zwar auch in denjenigen Gemeinden und jelbitändigen 
Gutsbezirken, welche mit benachbarten Gemeinden zu einem Voreinihägungsbezirfe 
vereinigt find ($ 31 Abi. 3 bis 7 des Geſetzes). 

Die Perfonenitandsaufnahme muß überall in der Zeit vom 27. Oktober bis 
18. November jeden Jahres jtattfinden. Innerhalb dieier Zeit haben die Regier— 
ungen nac den vom Finanzminiſter erlaflenen Beitimmungen den Termin für die 
ſämmtlichen Orte ihres Bezirks möglichit gleichzeitig feſtzuſetzen.) 

'; Dierbei find folgende Regeln zu beachten: 

1. Als Norm für den Begimm der Perſonenſtandesaufnahme ift der 12. November 

anzunehmen, a * 

2. Iſt nach den örtlichen Verhältniſſen die Feſtſetzung eines früheren Termines 
unvermeidlich, jo muß derjelbe doc dem 12. November jo nabe als thunlich 
gelent und feinenfalls auf einen Tag vor dem 27. Oktober beitimmt werden. 

ie Perſonenſtandsaufnahme it, wenn fie nicht an einem Tage zu Ende 
neführt werden kann, an den nächitfolgenden Werktagen ununterbroden fort- 
zuſehen und in möglichit kurzer Friſt, auch in großen Städten ſpäteſtens mit 
dem 18. November, zum Abſchluß zu bringen. 
4. Abweichungen von Dielen WBeltimmungen bedürfen der Genehmigung des 
Finanzminiſters. 
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Wo die Aufnahme des Perſonenſtandes nicht auf Grund der vorjährigen 
bei. der Gegenwart erhaltenen Perionenverzeichnifie, der Anz und Abmeldungen, 
Ab- und Zugangsliſten u. 1. w. erfolgen kann, muß eine gemane örtliche Zählung 
itattfinden. Zu dieſem Zwecke kann die Mitwirkung der Hausbefiger und Haus: 
haltungsvoritände in Aniprucd genommen werden. 

Leder Beliger eines bewohnten Grunditüdes oder deſſen Vertreter iit ver: 
pflichtet, der mit Aufnahme des Perionenitandes betrauten Behörde die auf dem 
Grundſtücke vorhandenen Perſonen mit Namen, Berufs: oder Erwerbsart anzugeben. 

Die Haushaltungsvorftände haben den Hausbeligern oder deren Vertretern 
die erforderliche Auskunft über die zu ihrem Hausitande gehörigen Berjonen ein: 
ichlieglih der Unter: und Schlafftellenmierher zu ertheilen. 

Es iſt ftatthaft, die hiernach von demjelben zu ertheilende Auskunft im der 
Art einzuziehen, daß den Betheiligten unter Hinweis auf die Strafandrohung im 
8 68 Abſ. 1 des Geſetzes geeignete Formulare (Hausliiten) zur Ausfüllung nad 
dem Stande der Bevölferung am Aufnahmetermine ſchon vor dieſem Termine zu— 
geitellt werden. 

Auch iſt es zuläffig, hiermit das Anheimitellen an die Haushaltungsvoritände 
zu verbinden, zur Vermeidung irriger Annahmen bei der Veranlagung in den 
hierzu beſonders einzurichtenden Spalten der Hausliſte freiwillige Angaben über 
ihre und ihrer Daushaltungsangebörigen Ginfommensverhältniiie zu machen. 
Derartige Aufforderungen müſſen jedoch eine Belehrung darüber enthalten, daß 
die Unterlaflung von Angaben über die Einkommensverhältniſſe in der Hausliſte 
einen Rechtsnachtheil nicht nach ſich zieht, daß aber willentlich unrichtige Angaben 
mit Strafe ($ 66 des Geieges) bedroht find. 

Der Borfisende der Beranlagungstommillion it befugt, die Anwendung von 
Hausliften bei der Lerlonenitandsanfnahme anzuordnen, und das Formular für 
dieſe Liiten, joweit dasjelbe den Zwecken der Einkommenſteuerveranlagung dient, 
mit Genehmigung des Borfigenden der Berufungskommiſſion vorzuichreiben. 

Im Uebrigen bleibt dem Gemeindevoritande die Einrichtung diejes Formulars 
überlasien. 

Perſonenverzeichniſſe. 
'S 21 des Gelehes.) 

Art. 37. 1 Das Ergebniß der Perjonenitandsaufnahme (Art. 36) iſt in 
ein nad) dem beiliegenden Muſter III anzulegendes Berfonenverzeichniß') unter 
Beachtung der folgenden Beitimmmungen einzutragen. 

1. In das Verzeichniß Find aufzunehmen: 

a) Die ſämmtlichen zur Zeit der Berionenitandsaufnahme anweſenden Gin: 
wohner des Gemeindes Guts-)bezirks einschließlich derjenigen, welche im 
eine andere Gemeinde zu verziehen beabfichtigen, aber noch nicht verzogen 
find. Wird jedoch der Umzug denmächit bewirkt und Dies noch vor dem 
Beginne der Voreinichäßung befaunt, fo iſt der Steuerpflichtige der Pe: 
börde des neuen MWohnortes zur Veranlagung zu überweilen. 

b) Diejenigen Perſonen, welche in Gemeinde (Gurs=)bezirfe ihren Wohn— 
fig haben und nur zeitiweiie des Arbeitsverdienites wegen oder aus an— 
deren Gründen Art. 35 Nr. 1) abweiend find. 


: Aenberuingen in den dieſer Anweiſung beigefügten Muitern 111 bis NIV, welche 
im Allgemeinen over für einzelne (Hemeinden oder Bezirke für erforderlich” erachter werden. 
ind durch Vermittelung des Vorſitzenden der Berufungskommiſſion beim Finanzminiſter zu 
beantragen, ſoweit nicht bezüglich einzelner Formulare nachitebend etwas Anderes beitimmt it. 
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c) Diejenigen phyſiſchen Berjonen, welche ohne einen Wohnſitz in Preußen 
zu haben, in dem Gemeinde: (Gut3:)bezirfe Grundſtücke befigen oder ein 
itehendes Gewerbe betreiben oder aus einer dajelbit beitehenden vreußiichen 
Staatskaſſe Beſoldungen, Penfionen oder Wartegelder beziehen (Art. 2), 
joweit diefe Perjonen nicht in dem VBerzeihnig Mufter IV (vergl. unten 
zu II) Aufnahme finden. 

d) Diejenigen preußiſchen Staatsangehörigen, weldhe aus dem Gemeinde— 
(Gutös)bezirke in das Ausland') verzogen find, ſofern der gegenwärtige 
Aufenthalt im Auslande befannt iſt und jeit der Auswanderung bis zu 
den Beginne des Steuerjahres, für welches die Veranlagung erfolgt, 
ein Zeitraum von zwei Jahren noch nicht veritrichen fein wird. (Art 1 
Wr. Le Abi. 1 mud 2.) 

e) Diejenigen preußiichen Staatsangehörigen, welche als preußiiche Staats» 
beamte oder Offiziere ihren dienstlichen Wohnjig im Auslande haben und 
deren letter Veranlagungsort, bevor jie dieſen Wohniig erhielten, in dem 
Gemeinde: (Gutö-)bezirfe begründet war. (Art. 1 Nr. Le Abi. 3 und 4.) 


2. Unter fortlaufenden Nummern (Spalte 1) ind in Spalte 2 des Ber: 
zeichnifies die Haushaltungsvorftände ſowie die feinem Haushalte angehörigen 
einzelnen Berionen namentlich einzutragen. Bei jedem Namen it in den Spalten 
4 bis 7, gelondert nach den aus den Kopfinichriften erfichtlihen Merkmalen die 
Zahl der Haushaltungsangebörigen (Art. 6) aufzuführen, einschließlich derjenigen, 
welche behufs ihrer Ausbildung als Lehrlinge, Schüler, Studenten u. j. w. aus: 
wärts unterhalten werden. 

Mit Rückſicht auf die Vorichrift im 8 18 des Geſetzes (j. unten Art. 44) 
ift die Souderung der Haushaltungsangebörigen, je nachdem fie das Alter von 
14 Jahren vollendet haben oder nicht, von großer Bedeutung für die Veranlagung 
und daher auf eine richtige Ausfüllung der betreffenden Spalten bejondere Auf: 
merfjamfeit zu verwenden. 

Für die Berechnung des Yebensalters der einzelnen Familienglieder ift hier: 
bei der Beginn (1. April) desjenigen Stenerjahres maßgebend, Fir weldes die 
Veranlagung erfolgt. In der Spalte 6 iſt aljo die Anzahl derjenigen Anz 
gehörigen nachzumeilen, welche am bevoritehenden 1. April das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben werden 

3. Mitglieder von Truppenkörpern (Negimentern, Bataillonen, Nompagnien 
it. ſ. w.), welchen ein iteuerpflichtiges Ginfommen von mehr als 900 ME. nicht 
beizumeſſen ift, find ohne mamentliche Angabe ſummariſch in das Berzeihniß auf: 
zunehmen. 

4. Die Neihenfolge der einzelnen Steuerpflichtigen ift nach der örtlichen 
Lage der Hausgrundſtücke anzuordnen. Die Perſonen zu Id und e werden am 
Schluſſe des Verzeichniſſes aufgeführt. 

II. Außerdem iſt ein bejonderes Verzeichniß nach dem beiliegenden Muster IV 
über diejenigen phyſiſchen Berionen anzulegen, welcde Ginfommen aus einem in 
den Gemeinde: (Guts-)bezirke belegenen eigenen oder gepachteten Grundbeſitze oder 
daſelbſt betriebenen stehenden Gewerbe beziehen, aber in einem anderen preußiichen 
Orte wohnen oder, ohne einen Wohnſitz in Preußen zu haben, an einem anderen 
Orte bereits im Vorjahre zur Einkommenſtener veranlagt waren (vergl. I Nr. Le). 


", Inter „Ausland“ find die nicht zum Deutſchen Reiche oder zu einen deutichen 
Schusgebiete ı$ 6 Abi. 3 des Gejenes vom 15. März 1888, RGBl. S. 71) gehörigen Staaten 
und Yänder zu veritehen. Vergl. S. 136 Note 3 zu Art. 1. 

Annalen bet Deutſchen Kelich. 1898. 54 
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Auszüge aus dieſem nach Maßgabe der Kopfinichriften ſorgfältig auszu— 
füllenden Verzeichnifle find der Ortsbehörde des preußiſchen Wohnſitzes bezw. Ver: 
anlagungsortes zur Benugung bei der dort zu bewirfenden Veranlagung dieſer 
Perſonen mirzutbeilen. 

Mit Zuftimmung des Vorfigenden der Veranlagungskommiſſion können dieſe 
Mittheilungen durch Vereinbarung ziwiichen den betheiligten Gemeindevoritänden 
auf die in Laufe jeden Jahres eingetretenen Veränderungen beichränft werden. 


III. Die Nichtigkeit und Vollitändigfeit des Verzeichnilies zu I iſt von den 
Gemeinde: (Guts-worſtande duch VBollziehung des demielben vorgedrudten Wer: 
merfs zu beicheinigen. 


Aufftellung der Einkommenftenerlifte (Einkommensnahmweifung.) 
(SS 23, 74 des Gejehes.) 


Art. 38. Ueber alle Thatſachen, Verhältnifie und Merkmale, welche nad 
den Beſtimmungen des Gejeges und des eriten Theiles diejer Anweiſung für Die 
Beurtheilung der Einftommensverhältniffe der in dem Berzeichnifie Muſter III 
(Art. 37) aufgeführten Perjonen in Betracht kommen fünnen, hat der Gemeinde: 
(Guts-)vorſtand möglichſt volljtändige Nachrichten einzuziehen und zu janımeln. 

Das Ergebniß feiner Ermittelungen, insbejondere auch derjenigen Mittheilungen, 
welche über auswärtigen Grundbeiig und Gewerbebetrieb der in der Gemeinde 
wohnhaften Perſonen eingehen (Muſter IV zu Art. 37), ift in eine Einkommens: 
nachweiſung (Einkommenſteuerliſte) nach beifolgendem Mufter A?) einzutragen und 
dabei Folgendes zu beachten: 


1. Bon der Aufnahme in die Einfommenstenerlifte bleiben ausgeſchloſſen die— 
jenigen Perſonen, welcde, obwohl fie Einwohner des Orts und deshalb in das 
Perſonenverzeichniß (Muſter III) aufzunehmen find, geieglich der Einkommenſteuer 
nicht unterliegen, weil Tie 

a) Angehörige des Deurichen Neiches find, und außerhalb Preußens, aber 

innerhalb des Deutichen Neiches oder im einem deutihen Schußgebiete, 
ihren dienſtlichen Wohnſitz oder in ihrem außerpreußiichen Heimathsitaate 
einen zweiten Wohniig haben (Art. 1 Nr. 1b, Nr. 2a), oder weil fie 

b) Ausländer find und ich in Preußen weder des Grwerbes wegen nod) 

länger als ein Jahr aufhalten und aud) einen Wohniig in Preußen 
noch nicht begründet haben (Art. 1 Nr. 3), oder weil fie 

e) zu den im Art. 34 zu I und II als jtenerfrei bezeichneten Perjonen 

gehören. 

In Anſehung der zu a bis e gedachten Perjonen wird die Spalte 8 des 
Perſonenverzeichniſſes (Mufter III) durch Eintragung der Zahl der zur Haus: 
haltung gehörigen Perionen ausgefüllt und in der Spalte 12 der Grund der 
Steuerfreiheit kurz erläutert. 

Hierbei ift jedoch stets zu prüfen, ob den vorbezeichneten Berjonen Einkommen 
aus den im Art. 2 erwähnten Quellen zufließt, da fie mit diefem Einkommen 
der Einkommenſteuer unterliegen. 

2, Nah Ausſcheidung der Steuerfreien (Nr. 1) werden aus dem Perſonen— 
verzeichniffe (Mufter III) alle diejenigen Perionen in die Einfommtenftenerlifte A 
übernommen, 








ı\ 


Abweichungen von diefem Mujfter find mit Genehmigung des Vorſitzenden der Be 
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a) welche bereits im Vorjahre mit einem Einkommen von mehr als 900 Mk. 
zur Steuer veranlagt waren, 


b) welche von dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion als einkommen— 
ſtenerpflichtig bezeichnet werden, 
ec) welchen nad den itattgehabten Srmittelungen und dem pflihtmäßigen 


Ermeſſen des Genteindevoritandes ein ſteuerpflichtiges Geſammteinkommen 2 
im Jahresbetrage von mehr als 900 Me. beizumeſſen iit. J 

3. Bei den gemäß Wr. 2a bis e in die Einkommenſteuerliſte übernommenen 
Berionen wird die Spalte 11, bei dein wegen geringeren Cinfommens nicht über: 
nommenen die Spalte 9 des Perjonenverzeichnifies (Muſter III) durch Eintragung 
det Anzahl der Haushaltungsangebörigen ausgerült. 

4. Im Falle die Vorausiegungen unter Nr. 2a bis ec zutreffen, darf die 
Aufnahme in die Einkommeniteuerlifte nicht deshalb unterbleiben, weil von dem 
Einkommen ein Abzug gemäß $ 18 des Gejetes zu machen, oder weil die Frei: 
itellumg gemäß S 19 des Geſetzes zuläſſig it. 

5. Die einzelnen Stenerpflichtigen werden in die Einkommenſteuerliſte A unter 
Einhaltung der in dem Perſonenverzeichniſſe beobachteten Reihenfolge übertragen. 

In Spalte 1 bleibt die Eintragung der Nummern des laufenden Steuer: 
jahres bis nach den Abihluß der Veranlagung vorläufig ausgelegt. 

Die Spalten 4 bis 6 werden in Webereinitinmmung mit den Spalten 4 bis 6 a 

3 Berjonenverzeichniffes ausgefüllt. 

Diejenigen Steuerpflichtigen, welche Mitglieder der Voreinſchätzungs- oder 
der Veranlagungskommiſſion find, werden als jolche bei ihrem Namen (Spalte 2) 
bezeichnet. 

6. Für die jämmttlichen in die Einkommenſteuerliſte übertragenen Perſonen 
iit der Betrag des ermittelten Jahreseinkommens in Spalte 18 unter gleichzeitiger 
Ausfüllung der Spalten 7 bis 17 zu vermerken, und Spalte 21 dur Ein— 
rüdung des zulest entrichteten Steueriages auszufüllen. 

Bei Ausfüllung der Spalte 17 der Einkommenſteuerliſte dürfen nur diejenigen 
Schuldenzinſen u. 5. w. berückſichtigt werden, deren Beſtehen feinem Zweifel unters y 
liegt. Um im dieſer Hinſicht die erforderlichen Unterlagen für die Voreinſchätzung N 
derjenigen Steuerpflichtigen zu beichaffen, welchen eine Steuererklärung nicht ob: 
liegt, kann der Gemeinde: (Guts:)voritand diejelben auffordern, binnen einer ans 
gemeflenen Frift die Schuldenzinien, Yalten, Kaſſenbeiträge und Lebensveriicherungs: 
prämien, deren Abzug fie beanipruchen, anzumelden und nöthigen Falls für die 
Verpflichtung zur Entrihtung derjelben durch Vorlegung der Beläge (Zins, Bei- 
trags:, Prämienquittungen, PBolicen u. 9 w.) zu bejcheinigen. 

7. Auf Grund der Einkommenſtenerliſte bereitet der Gemeinde: (Guts-)vorſtand 
die zur demmächitigen Benusung für die Gemeinde bejtinmte Sinfommenjstenerrolle 
nad) den beiliegenden Muſter V durd Ausfüllung der Spalten 1 und 3 vor. 


8. Die auf ihn jelbit bezügl. Eintragungen in die Einkommenſteuerliſte darf 
der Gemeinde: (Guts-)voritand nicht bewirken ($ 23 Abi. 3 des Gejeges). Gr 
hat zu diejem Zweck die Einkommenſteuerliſte nebit den erforderlichen Unterlagen 
(Perjonenverzeihniß, etwaige Hauslifte) der von der Bezirksregierung hierfür be: 
ftimmten und ihm vor Beginn des Veranlagungsgeichäfts zu bezeichnenden Perſon 
zuzuftellen bezw. vorzulegen, welche die Eintragung nad) Maßgabe der voritehen- 
den Beitimmmungen vornimmt, 

Da eine zutreffende Erfaſſung der wirklichen Cinfommensverhältniffe der 
Gemeinde: (Guts-)voritände befonders wichtig iſt, jo müſſen die vom Vorſitzenden 
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der Veranlagungskommiſſion zu diejem Zwede vorzuichlagenden Perſonen mit Um— 
fiht ausgewählt und mit der erforderlichen Belehrung verjehen werben. 

Es ift zuläſſig, in vereinigten Voreinihägungsbezirten ($ 31 Abi. 3 bie 7 
des Geſetzes) den Worfigenden der Voreinſchätzungskommiſſion mit dieſen Ein— 
tragungen zu beauftragen, ſoweit es fich nicht um die auf ihn ſelbſt bezüglichen 
Angaben handelt. 

9. Der Gemeinde: (Guts-)vorſtand hat ein Verzeichniß derjenigen Steuer: 
pflichtigen, von welden nad) feinem Ermeſſen zum Zwecke der bevoritehenden Ber: 
anlagung eine Steuererklärung zu erfordern ift, obwohl diejelben bisher mit einem 
Einkommen von weniger ald 3000 ME. veranlagt waren, unter Begründung feines 
Vorſchlages dem VBorfigenden der Veranlagungskommiſſion bis zu einem von dem— 
jelben zu beitimmenden Termine einzureichen. 

10. Wo eine Beranlagung der Perjonen mit Cinfommen von nicht mehr 
als 900 Me. zu kommunalen Zweden ($S 74, 75 des Geſetzes) erfolgen muß, 
ift iiber diefelben auf Grund des Perionenverzeichnifies (Mufter III) eine beiondere 
Gemeindeitenerlifte aufzuitellen, welche die Spalten 1 bis 25, 39 der Einkommen— 
itenerlifte (Mufter A) und außerdem eine Spalte für den veranlagten Steueriag 
enthalten muß. 

Die durch bejondere örtliche VBerhältnifie bedingten Abweichungen können von 
der Negierung im Cinvernehmen mit dem Borjigenden der Berufuugskommiſſion 
genehmigt werden. 


Verzeichniß der nicht phyſiſchen Perfonen. 
Ss 21 des Geſetzes. 

Art. 39. Vor der Peranlagung für das Steuerjahr 1892/93 hat der 
Gemeinde: (Gut3:)vorftand außerdem nach dem beiliegenden Mufter VI ein voll: 
ſtändiges Verzeichniß aufzuftellen über die ſämmtlichen in feinem Bezirke anſäſſigen: 

Aktiengejellichaften, 

Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 

Berggewerkichaften, 

Gingetragene Genoflenichaften, 

Konſumvereine mit offenem Laden, inſofern dieſelben die Nechte einer juris 

jtiichen Berfon haben. 

In das Verzeichniß find aufzunehmen ſowohl diejenigen Unternehmungen 
der gedachten Art, welche in dem Gemeinde- (Guts-)bezirfe ihren Sig haben 
(Art. 26 Nr. 1), als auch diejenigen, welde daſelbſt nur Grupdſtücke bejigen oder 
durd; Unterhaltung einer gewerblichen oder Handelsanlage 3. B. eines Ladens, 
Gomtoirs, einer Ständigen Agentur, Verkaufs: oder ſonſtigen Berriebsitätte ein 
jtehendes Gewerbe betreiben (Art. 26 Nr. 2). 

Eine mit der Beicheinigung der Richtigkeit veriehene Ausfertigung diejes Ber: 
zeichnifies nebit je einen Exemplare der Statuten derjenigen Unternehmungen, welche 
in dem Gemeinde-Guts-)bezirke ihren Sig haben, ift dem Vorſitzenden der Beran- 
lagungskommiſſion bis zu dem von diefem zu beſtimmenden Termine zu überſenden. 

Für die künftigen Veranlagumgen bedarf es der Aufitellung und Ueberreichung 
eines jolchen Verzeichniffes nicht. Jedoch hat der Gemeinde-(Guts-)vorſtand, jobald 
ein Unternehmen der gedachten Art im feinem Bezirke den Gejchäftsbetrieb eröffnet 
oder ganz eingeltellt, davon dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion unter 
Beifügung einer Nachweiſung nad) dem oben vorgeichriebenen Muſter Nachricht 
zu geben. 
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Die Firmen der nah Maßgabe der vorjährigen Einfommenjteuerrolle und 
der Zus und Abgangsliften in dem Gemeinde-(Gutö-)bezirfe bejteuerten Aktien— 
gejellichaften u. j. w find Hinter den phyſiſchen Perſonen in einer bejonderen Ab— 
theilung der Einfommeniteuerliite A in Spalte 2 aufzuführen. Cine Boreinihägung 
findet in Anjehung derielben nicht ftatt. 


Dritter Abfcnikt. 
Die Voreinfhäsung. 


Die Iufammenfeßung ımd Bildung der Voreinfhäßungskommiffion und der 
Vorſitzende derfelben. 


(88 31, 50 des Gejehes.) 


Art. 40. Der Veranlagung der Steuerpflichtigen geht eine Voreinſchätzung 
durch beiondere Kommiſſionen voraus. 


Injoweit nicht Gemeinden und Gutsbezirke zu einem Voreinſchätzungsbezirke 
vereinigt find ($ 31 Abi. 3 bis 7 des Geſetzes), wird für jede Gemeinde und 
jeden jelbjtändigen Gutsbezirk eine eigene Voreinihägungstommiflion gebildet. 


I Zujammenjegung und Bildung der Voreinſchätzungskommiſſion. 


1. Die Zahl der für jede Voreinichägungsfommilfion zu wählenden und zu 
ernennenden Mitglieder wird von der Regierung in der Weiſe beitimmt, daß die 
Zahl der ernannten Mitglieder einichliehlich des Vorſitzenden hinter der Zahl der 
gewählten Mitglieder zurückbleibt.) 

In vereinigten Boreinichäßungsbezirfen wird die Zahl der zu wählenden 
Mitglieder auf die einzelnen zu den vereinigten Bezirken gehörigen Gemeinden und 
Gutsbezirke nach Verhältniß der Cinmwohnerzahl mit der Maßgabe vertheilt, daß 
mindeitens ein Mitglied auf jede Gemeinde und jeden Gutsbezirk entfällt; es tit 
aber nicht erforderlih, daß ein genaues arithmetiiches Verhältniß zwiſchen der 
Zahl der Mitglieder und der Zahl der Eimvohner in den einzelnen Gemeinden 
und Gutsbezirfen beiteht. 

In gleicher Weile wird für jede Voreinſchätzungskommiſſion die Zahl der 
Stellvertreter von der Negierung beitimmt und vertheilt. 
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2. Die Wahl und Ernennung der Mitglieder und Stellvertreter findet auf die 
Dauer von drei Jahren ftatt, nach deren Ablauf die ſämmtlichen Mitglieder und Stell: 
vertreter ausscheiden; diefelben können jedoch wieder ernannt oder gewählt werden. 

3. Nachdem die Negierung die Zahl der Mitglieder beitimmt hat, veranlaßt 
in den Gemeinden der Gemeindevoritand vor dem Beginne der Veranlagung für 
das Jahr 1892/93, und alsdann regelmäßig bei Ablauf der Wahls(Ernennungs:) 
periode, den Zufammentritt der Gemeindeverlammlung bezw. Vertretung, melde 
die auf die Gemeinde entfallende Zahl von Mitgliedern und Stellvertretern für 
die Voreinſchätzungskommiſſion zu wählen bat. 

An Gutsbezirfen geichieht die Wahl, indem der Gutsvorfteher oder der Guts— 
voriteherftellvertreter die Mitglieder und Stellvertreter bezeichnet. 

4. Wählbar find nur Ginwohner des Gemeinde: oder Gutsbezirks, welche 
preufiiche Staatsangehörige find, das 25. Lebensjahr vollendet haben und fich im 
Beige der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Bon einer beitimmten Höhe des Einkommens, insbeiondere von dem Bezuge 
eines folchen von 900 ME., it die Wählbarkeit nicht abhängig. 

Bei der Aufforderung zur Vornahme der Wahl iſt ausdrüdlich darauf hin— 
zumetien, daß die verjchiedenen Arten des Einkommens (Kapitalvermögen, Grund— 
beiig, Handel und Gewerbe, Gewinn bringende Beichäftigung) unter den gewählten 
Mitgliedern nach Maßgabe der in jeden Bezirfe obwaltenden Einkommensverhält— 
niſſe thunlichit vertreten fein müſſen. 

5. Nach itattgehabter Wahl überreicht der Gemeinde-Guts-)vorſtand ein 
Verzeihnii; der gewählten Mitglieder und Stellvertreter dem Vorligenden der Ber: 
anlagungskommiſſion, welcher die Wahlen mit Bezug auf die Gültigkeit des Wahl: 
aftes, die MWählbarfeit der gewählten Perſonen und die vorichriftämäßige Zus 
jammenjegung der Kommiſſion aus Vertretern der verichiedenen Cinfommensarten 
prüft, nöthigen Falls die Ernenerung bezw. Ergänzung der Wahl anordnet und 
der Regierung die für jede Voreinſchätzungskommiſſion zu ernennenden Mitglieder 
und Stellvertreter vorichlägt. Nachdem die Negierung diejelben bezeichnet hat, 
werden die ernannten Mitglieder und Stellvertreter durch den Worfigenden der 
Veranlagungskommiſſion von ihrer Berufung in Stenntniß gelegt und dem Vor— 
figenden der Voreinſchätzungskommiſſion namhaft gemacht. Dem legteren wird, 
foweit es ſich um vereinigte VBoreinihägungsbezirfe handelt, zugleich das Ver— 
zeihniß der gewählten Mitglieder und Stellvertreter mitgeteilt. 

6. Die Gemeindeangehörigen find verpflichtet, das Amt eines gewählten oder 
ernannten Mitgliedes oder Itellvertretenden Mitgliedes der Voreinſchätzungskommiſſion 
zu übernehnten. : 

Zur Ablehnung oder zur Niederlegung vor Ablauf der Wahl-Ernennungs-) 
periode berechtigen folgende Entichuldigungsgründe: 

a) anhaltende Krankheit; 

b) Geichäfte, die eine häufige oder lange andauernde Anwejenheit vom Wohn: 
orte mit ich bringen; 

ce) das Alter von 60 Jahren ; 

d) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes ; 

e) ſonſtige beiondere Verhältnifie, welche nach dem Ermeſſen der Gemeinde: 
vertretung, oder, wo eine folche nicht beiteht, der Gemeindeverfanmtlung 
eine gültige Entichuldiaung begründen. . 

Wer das Amt als Mitglied der VBoreinichäßungstommillion während der 
Dauer von drei Jahren verjehen hat, faun die Webernahme desjelben für die 
nächſten drei Jahre ablehnen. 
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Mer fi ohne einen der voritehend bezeichneten Entichuldigungsgründe weigert, 
das Amt als Mitglied oder Stellvertreter zu übernehmen oder drei Jahre hindurd) 
zu verjehen, ſowie derjenige, welcher Sich den Pflichten der Mitgliedichaft that— 
lählich entzieht, fann durch Beihluß der Gemeindevertretung und, wo eine jolche 
nicht beiteht, de Gemeindevoritandes für einen Zeitraum von drei bis jechs Jahren 
der Ausübung ſeines Rechts auf Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung 
der Gemeinde für verluftig erklärt und um ein Achtel bis ein ein Viertel ftärfer, 
als die übrigen Gemeindeangehörigen zu den Gemeindeabgaben herangezogen werden. 

Gegen den Beihluß der Gemeindevertretung bezw. des Gemeindeporitandes 
findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Streisausichuffe jtatt. ') 


I. Die Vorfigenden der Voreinihäßungstommission. 


1. In denjenigen Gemeinden, welche einen eigenen Voreinſchätzungsbezirk 
bilden, ift der Gemeindevorſtand durch das Geſetz zum Borjigenden der Vorein— 
ihäsungsfonmiiiton berufen. Wo ein Gemeindevoritand (Magiftrat) aus einer 
Mehrheit von Mitgliedern bejteht, liegt es dent leitenden Mitgliede Bürgermeiſter) 
ob, Für Wahrnehmung dieier Geichäfte Sorge zu tragen. Der Biürgermeifter iſt 
befugt, den Vorſitz jelbit zu übernehmen oder an jeiner Stelle die jtändige Führung 
des WVorfiges einem anderen Mitgliede des Gemeindevoritandes nad) vorgängigen 
Benehmen mit dem Vorſitzenden der Berufskommiſſion zu übertragen. 

Außerdem iſt der Gemeindevoritand jo befugt als verpflichtet, die Stell: 
vertretung des Borfigenden der Voreinſchätzungskommiſſion zu regeln, jei es daß 
der Grite Bürgermeister jelbit, sei es dab ein anderes Magiftratsmitglied (Bei: 
geordneter) den ftändigen Vorſitz übernommen hat. 

Sind aus der Geſanmtkommiſſion mehrere Unterkommiſſionen gebildet (vgl. 
Art. 69), jo kann für jede berielben ein bejonderer Stellvertreter im Vorſitz, im 
Bedürfnigfalle aucd außerhalb der Mitglieder des Gemeindevoritandes und ins: 
bejondere aus den gewählten oder ernannten Mitgliedern der Kommiſſion ſelbſt 
beitellt werden. 

Andererieit3 iſt es keineswegs nothiwendig, daB die Stellvertreter der Noms 
million als ftändiges Mitglied angehören. 

2. Den PVorfik in den vereinigten Voreinihägungsbezirfen hat der von der 
Negierung zu beitimmende Gemeinde: oder Gutsvorſteher (Gutsvorfteheritellvertreter), 
Bürgermeiiter, Amtmann oder Amtsvorjteher (Amtsvorsteherftellvertreter) zu über— 
nehmen. 

Anderen als den voritehend ausdrücdlich bezeichneten Perſonen darf nach dem 
Wortlaut des Geſetzes der Vorſitz nicht übertragen werden. ine gleiche Bes 
ichränfung in Anſehung des fir den Worligenden von der Regierung zu er— 
nennenden Stellvertreters iſt im Gelege nicht enthalten; auch ift es nicht erforderlich, 
wohl aber zuläſſig, daß der Stellvertreter zu den jtändigen ernannten oder ge— 
wählten Mitgliedern der Kommiſſion gehört. 


Die Aufgaben der Voreinfhägungskommiflion im Allgemeinen. 
(S 32 des Geſehzes). 
Art. 41. Sofort nah der Beendigung der möglichit zu beichleunigenden 
Vorarbeiten beruft der Gemeinde-Guts-vorſtand die Voreinſchätzungskommiſſion. 
Falls ein gemeinfamer Voreinſchätzungsbezirk gebildet iit und der Gemeinde-Guts-) 





) Vergl. 8 25 der Mreisordnung vom 13. Dezember 1872. 
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vorſteher nicht jelbit den Borfig führt, überjendet er die Einkommenſteuerliſte, die 
Perjonenverzeichnifle, den Entwurf zur Einfommenfteuerrolle ſowie die jonitigen 
Unterlagen dem von der Regierung ernannten Vorfigenden, welcher das geſammte 
Veranlagungsmaterial prüft, nöthigen Falls ergänzt umd berichtigt, und den Zu— 
jammentritt der Voreinſchätzungskommiſſion berbeiführt. 

Wegen der bei den Berhandlungen der VBoreinihägungstommijlionen zu bes 
folgenden Gejchäftsordnung, insbejondere auch wegen der eibesitattlichen Ver: . 
pflihtung der neu eintretenden Mitglieder wird auf die Beitimmungen Art. 68 
bis 70 verwiejen. 

Die Boreinihägungsfommiffion prüft die vorzulegenden Worarbeiten des 
Semeindevoritandes namentlih auc darauf hin, ob das Perſonenverzeichniß 
(Muſter III) vollftändig ift und ob aus demjelben alle Steuerpflichtigen mit einem 
Jahreseinkommen von mehr als 900 ME. in die Einkommenſteuerliſte aufgenommen 
find. Hierbei jowie bei der Prüfung der in die legtere eingetragenen Nachrichten 
müſſen die Ergebniffe der legten Veranlagung und der gegen diejelben eingelegten 
Rechtsmittel jorgfältig verglichen werben. 

Auf Grund dieier Prüfung, der jonft etwa angeftellten Ermittelungen und 
ihrer eigenen Kenntniß der Verhältniſſe und Perjonen hat die Voreinihägungs: 
fommiflion den Inhalt der Ginfommenfteuerlifte nöthigen Falls zu vervollitändigen 
und zu berichtigen. 

Bei der Schätzung des Einkommens aus den verjchiedenen Quellen ſowie 
wegen der zuläfligen Abzüge find die in den Art. 3 biß 25 angegebenen Grund: 
läge und die nachfolgenden Beitimmungen zu beachten. 


Insbefondere die Schätung des Einkommens aus felbibewirthfchafteten 
landwirthfchaftlid benußten Grundſtücken. 


Art. 42. Im Art. 11 find die einzelnen Einnahmen und Ausgaben be: 
zeichnet, aus deren Gegenüberitellung ſich der für die Grmittelung des jteuer: 
pflichtigen Einkommens aus dem Landwirthichaftsbetrieb maßgebende Steuerbetrag 
eines Grundſtücks rechnungsmäßig ergiebt. 

Liegen der Voreinſchätzungskommiſſion zuverläffige Angaben über diejenigen 
thatjächlichen Unterlagen nicht vor, welche hiernach zu einer ziffermäßigen Be: 
rechnung der im Durchichnitt der maßgebenden Wirthichaftsjahre vom Steuer: 
prlichtigen wirklich erzielten Neinerträge erforderlich iind, jo müſſen dieſelben 
ſchäßzungsweiſe durch Vergleihung mit den befannten Erträgen anderer Beſitzungen 
ermittelt werden. 


I. Grundlagen für die Schägung. 


ALS geeignete Grundlagen für die Schäßung fünnen namentlih die in der: 
jelben Gegend oder in benachbarten Bezirken in den maßgebenden Wirthichafts- 
jahren wirklich gezahlten Pachtpreiſe dienen, 

Behufs zutreffender Anwendung derjelben dürfen jedoch in feinem Falle die 
Unterichiede im Bachtwerthe unberüdiichtigt bleiben, welche durdy den Umfang einer 
Wirthichaft, die Yage und den Zulammenhang der dazu gehörigen Liegnenjchaften, 
die Bodenbeichaffenheit, die Bewirthichaftungsweile u. ſ. w. bebingt find, 

Auch muß bei der VBergleihung den beionderen Umständen Rechnung getragen 
werden, welde etwa im einzelnen alle die normale Höhe des bedungenen Badıt: 
preiles, ſei es ſteigernd, ſei es herabmindernd, beeinflußt haben. 

Ferner iſt zu berückſichtigen, daß, wenn nicht die beſonderen perſönlichen 
Eigenſchaften des Wirthes ein anderes Ergebniß bedingen, das Einkommen des 
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jelbitbewirthichaftenden Eigenthümers in der Regel höher jein wird, als das Ein: 
fommen, welces ihm ohne weitere Aufwendung und Bemühung durch Verpacht: 
ung zufließen würde; denn er muß neben einer angemeſſenen Verziniung feines 
Berriebsfapitald auch einen Erjag für feine eigene Thätigfeit und die Mitarbeit 
ſeiner Angehörigen beanipruchen. 

Den ermittelten Pachtwerthe iſt deshalb cin diefem muthmaßlichen Michr: 
einfommen entiprechender Zuichlag binzuzurechnen, bei deſſen Bemeſſung die ver: 
Jönlichen Verhältniſſe, die Tüichtigfeit und Leiſtungsfähigkeit des einzelnen Steuer— 
pflichtigen Berüdiihtigung finden müſſen. 


II. Die Aufitellung von Normaljägen. 


Um die Schägung nad vorftehenden Grundiägen zu erleichtern und die gleich— 
mäßige Handhabung derielben zu fichern, find Normaljäge aufzujtellen. 

Zu diefem Behufe verfammelt der Vorjigende der Veranlagungstommilfion 
alljährlih vor Beginn der Voreinihäsung die Vorfigenden der Kommiſſion Für 
die läudlichen Voreinſchätzungsbezirke feines Kreiſes, ſowie einzelne, mir den land» 
wirtbichaftliben Verhältniſſen vertraute Mitglieder der Veranlagungskommiſſion 
au einer mündlichen Berathung, in welcher im Anſchluß an die von ihm hierüber 
geſammelten Nachrichten (Art. 47 II Nr. 5), nöthigen Falls unter Zuzichung 
geeigneter landwirtbichaftlicher Sachverftändiger, eine eingehende jachliche Erörterung 
der fir die maßgebende Wirthichaftsperiode feitgeitellten Ertragsverhältniſſe ſtatt— 
findet. Auf dieſem Wege wird es gelingen, eine Verſtändigung über die Schägungs: 
normen herbeizuführen, welche den Boreinihägungsftommilitionen zur Anwendung 
bei der bevoritehenden VBeranlaflung in Vorſchlag zu bringen find. 

Die Feititellung der Normaliäge erfolgt unter Beachtung der zu I angegebenen 
Geſichtspunkte in der Weile, daß für die verichiedenen in jeder einzelnen Ge— 
markung vornehmlich im Betracht kommenden Boden: und Stulturarten die ala 
jtenerpflichtiges Ginktommen anzufegenden Reinerträge auf das Hektar berechnet 
werden. Um bei der Anwendung derielben der in allen Fällen unerläßlichen Be- 
rückſichtigung der individuellen Verhältniffe der einzelnen Steuerpflichtigen den 
nörhigen Spielraum zu laſſen, find für jede Kultur: und Bodenart angemeliene 
Höchſt- und Mindeſtſätze vorzuiehen. 

Es iſt nicht ſtatthaft, die einmal anfgeitellten Normalſätze ohne Weiteres 
auc für künftige Jahre beizubehalten; vielmehr mus alljährlich in der angegebenen 
Weiſe von neuem eine ernſtliche Prüfung und geeigneten Falles Berichtigung oder 
Ergänzung der Süße eintreten. 

Wo das VBedürfnii es erfordert, find gelegentlich dieſer Berathungen gleich: 
zeitig Normen für die Schägung des Arbeitöverdienftes der Yohnarbeiter, Hand: 
werfögejellen, gewerblichen Gehilfen n. j. mw. jowie fir die Schägung des Mieths— 
werthes der zu den ländlichen Beſitzungen gehörigen Wohngebäude zır vereinbaren. 
Bei Aufitellung der zulest gedachten Normaliäge müſſen die in dem Art. 16 
zu 1 für die Schägung des Miethswerths angegebenen Grundjäge Berückſichtig— 
ung finden, 

Soweit hierbei die Miethspreiſe in benachbarten Stadt: oder größeren Land— 
gemeinden zur Vergleichung dienen, ift namentlich zu beachten, dab dieſe Preiie 
auch unter Vorausſetzung gleicher Bauart und Größe der verglichenen Gebäude 
nicht ohne Weiteres übertragbar find, vielmehr unter allen Umständen auch der 
etwaigen abgelonderten Lage des ländlichen Beſitzthums bei Schägung des Mieths— 
werths Rechnung getragen werden muB, 
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Ill. Verwerthung der Normaljägße. 


Die Ergebnifje der Berathungen, über welche eine Verhandlung aufzunehmen 
ift, werden den ſämmtlichen Vorfigenden der betheiligten Boreinihägungsbezirke 
zur Kenntnißnahme und Benußung bei der bevoritehenden Voreinſchätzung mitgerbeilt. 

Eine Abjchrift der Verhandlung ift dem Vorſitzenden der Berufungskommiſſion 
vorzulegen. 

Die Vorſitzenden der Voreinſchätzungskommiſſionen müſſen durch geeignete 
Vorſchläge dahin wirken, daß die letzteren von den aufgeſtellten Normalſätzen an— 
gemeſſenen Gebrauch machen. 

Abweichungen, welche bei der Schätzung der einzelnen Steuerpflichtigen für 
erforderlich erachtet werden, ſind in der Bemerkungsſpalte der Einkommenſteuerliſte 
kurz zu begründen. 


Die Schätung des Einkommens nach dem Aufwande und die Feſtſtellung der 
vom Geſammteinkommen zuläſſigen Abzüge. 


J. Die Schätzung nach dem Aufwande. 


Art. 43. Wenn das Einkommen eines Steuerpflichtigen nach ſeinen einzelnen 
Quellen nicht mit genügender Sicherheit feſtzuſtellen it, können die Wahrnehm— 
ungen über die Lebensweiſe und über die fichtbaren Aufwendungen, welche er für ſich, 
feine Angehörigen und jeinen Haushalt forgeiegt macht, einen Anhalt gewähren, um 
den Jahresverbrauch und danach das muthmaßliche Geſammteinkommen zu ſchätzen. 

In allen Fällen iſt jedoch daran feitzuhalten, daß der Verbrauch oder Auf— 
wand, ftetö nur eine Grundlage für die Schägung, nicht aber jelbit den Gegenstand 
der Beſteuerung bildet. Unzulällig iſt alio die VBeranichlagung nad dem Ber: 
brauche, jobald feititeht, daß der lettere mit der Höhe des wirklichen ſteuerpflichtigen 
Einkommens nicht übereinstimmt. Beſtreitet beiſpielsweiſe ein Stenerpflichtiger 
erweislich jeinen Aufwand ganz oder theilweile aus jeinem Kapitalvermögen, durch 
freiwillige Zuichüfle von Angehörigen (vgl. Art. 23 Nr. 2) oder aus anderen 
Quellen, (vgl. Art. 3 II) welde ihm als jteuerpflichtiges Ginfommen nicht an— 
geredinet werden dürfen, jo müſſen jedenfalls die aus ſolchen Quellen herrührenden 
Beträge der Schätzung des ftenerpflichtigen Cinfommens außer Anjag bleiben. 


U. Die Abzüge vom Gejammteinfommen., 
Art. 24, 25.) 

Bei Feititellung der Abzüge vom Gejammteinfommen (Schuldenzinjen, dauernde 
Laſten, Staflenbeiträge, Lebensverfiherungsprämien) hat die Kommiſſion ſorgfältig 
zu prüfen, einerjeit3 ob der Abzug nad den in den Art. 24, 25 gegebenen Vor: 
ichriften überhaupt zuläffig, andererjeit3 ob im einzelnen Falle die Verpflichtung 
des Steuerpflichtigen zur Zahlung von Schuldenzinien thatſächlich als nachgewieſen 
anzufehen ift. Bon Ddiefer Prüfung wird die Voreinſchätzungskommiſſion auch 
nicht durch die bezüglichen Gintragungen der Einkommensnachweiſung entbunden. 
Ergeben fich über das Beitehen der Zins: oder jonftigen Verpflichtung Zweifel, 
welche durch die der Voreinſchätzungskommiſſion zu Gebote stehenden Mittel (Auf: 
forderung des Stenerpflichtigen zu freiwilligen Angaben, zur Vorlegung der Zins: 
auittungen und Schuldurfunde u. ſ. w., Niücdfragen bei dem Gemeindevoritande, 
(vgl. Art. 38 Nr. 6) nicht gehoben werden, jo muß der Abzug bei der Boreins 
ihäsung unberüdjichtigt und dem Steuerpflichtigen überlaffen bleiben, die erforders 
lihen Nachweile im Wege der Berufung zu führen. 
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Nach Bewandtnig der Umſtände werden derartige Zweifel der Voreinihägungs- 
kommiſſion auch Veranlaſſung geben können, bei dem Vorſitzenden der Veranlagungs— 
kommiſſion den Erlaß einer Aufforderung an den Stenerpflichtigen zur Abgabe 
der Steuerflärung zu beantragen. 

In jedem Falle müſſen die zugelaifenen Abzüge in Spalte 17 der Einkommen— 
itenerliite durch die in der Stopfinichrift zu a bis d vorgejehenen Angaben voll: 
ftändig erläutert werden. 


Abzug vom Einkommen gemäß $ 18 des Gefeßes. 


Art. 44. Nach Feititellung des Jahreseinfommens in Spalte 18 der Ein: 
fonmensteuerlifte prüft die Kommiſſion, bei welchen Stenerpflichtigen die Voraus— 
jegungen des 8 18 des Geſetzes zutreffen. 

Danach wird für jedes, nicht nah Art. 6 jelbitändig zu veranlagende 
Tsamilienglied unter 14 Jahren von dem fteuerpflichtigen Ginfommen des Haus— 
haltungsvoritandes, ſofern dasjelbe den Betrag von 3000 Me. nicht überfteigt, 
der Betrag von 50 ME. in Abzug gebracht, mit der Maßgabe, daß bei Vorhanden— 
jein von drei oder mehr Jamilienmitgliedern diejer Art auf jeden Fall eine Er: 
mäßigung um eine Stufe ftattfindet. 

Die Vorihrift läht dem Ermeſſen feinen Spielraum; ihre Anwendung iſt 
geboten, jobald die Borausiegungen derielben zutreffen, dagegen ausgeſchloſſen, 
jofern dies in den einen oder anderen Punfte nicht der Fall ift. 

Der Abzug findet nur ftatt, wenn das in Spalte 18 der Einkommenſtener— 
liſte nachgewieſene Einkommen des Haushaltungsvoritandes den Betrag von 
3000 ME. nicht überfteigt, in feinem Falle bei höherem Einkommen. 

Der Abzug ift ferner nur zuläffig wegen der zur Haushaltung gebörigen 

Familienglieder unter 14 Jahren (vgl. Art. 6 37 I Mr. 2 dieſer Anweilung); 
Angehörige, welche diejes Lebensalter vollendet haben, kommen nicht in Betracht, 
auc wenn jie thatlächlich noch erwerbsunfähig fein ſollten. 
. Für jedes hiernad zu berüdjichtigende Familienglied wird ein Abzug von 
50 Me. vom Einkommen gemact; beim Vorhandeniein von drei oder mehr 
Familiengliedern unter 14 Jahren tritt aber mindeltens eine Grmäßigung um 
eine Stufe ein. Die letztere Beitimmung iſt von praftiicher Bedeutung nur für 
die Einfommen von mehr als 1800 bis 300 ME., da bis zum Einkommen von 
1800 ME. die Stufen nur um je 150 ME. fteigen. 

Im Einzelnen iſt dahin zu verfahren: 

1. Für jeden Pflichtigen mit dem Einkommen von nicht mehr ald 3000 Me. 
wird der abzuziehende Betrag durch Wervielfahung der Zahl 50 mit der in 
Spalte 6 verzeichneten Perionenzahl ermittelt und in Spalte 19 eingetragen. 

2. Beträgt das Einkommen (Spalte 18) nicht mehr als 1800 Marf, jo wird 
in Spalte 20 als ftenerpflichtiges Einkommen die Differenz ziwiichen den Beträgen 
in Spalte 18 und Spalte 19 nachgewieien. 

3. Ebenſo (wie zu 2) ift in der Negel bei den Einfommen von mehr als 
1800 ME. bis 3000 ME. zu verfahren; wenn bier jedoch der zuläſſige Abzug 
150 Mf. oder mehr beträgt und trogdem auch nad Abrechnung des Abzugsbetrages 
(Spalte 19) von dem in Spalte 18 nachgewiejenen Einkommen eine Aenderung 
in der Stenerftufe nicht eintreten würde, fo ilt in Spalte 20 das höchite, der 
nächſt unteren Steneritufe entiprechende Einkommen als Iteuerpflichtig einzuitellen. 

Beträgt alio beiipielsweile das in Spalte 18 nachgewielene Jahreseinfommen 
26575 ME., der Abzug aber 150 ME. (3 Familienglieder) oder 200 ME. oder 
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250 ME., jo iſt in allen diejen Fällen das fteuerpflichtige Einkommen in Spalte 
20 auf 2400 ME. anzugeben. Beläuft ich dagegen bei gleihem Cinfommen der 
zuläjiige Abzug nur auf 100 ME, jo muß die Eintragung in Spalte 20 auf 
2575 ME. lauteı. 

4. Bei Steuerpflichtigen mit einem Jahreseinkommen von nicht mehr als 
3000 ME. (Spalte 18), zu deren Haushalt Familienglieder unter 14 Jahren 
nicht gehören, wird Spalte 19 durd einen wagerechten Strih, Spalte 20 durd 
llebertragung der Summe aus Spalte 18 ausgefüllt. 


Vorfchlag des Steuerfaßes, Iuläffigkeit der Ermäßigung. 
(88 17, 19, 32, 75 Abſ. 1 des Gejeges.) 


Art. 45. Nah Beendigung dieſer Vorarbeiten hat die Kommiſſion für Die- 
jeuigen im die Ginfonmmenftenerliite vom Gemeindevoritande eingetragenen oder 
nacträglih von ihr übernommenen Perſonen, welchen fie ein stenerpflichtiges 
Jahreseinfonmen (Spalte 18) von nicht mehr ald 3000 Marf beimiät, den zu 
veranlagenden Steueriag in Spalte 22 der Einkommenſteuerliſte vorzuichlagen und 
dabei Folgendes zu beachten: 

1. Erachtet die Kommiſſion eine in die Einkommenſteuerliſte eingetragene 
Perſon deshalb nicht Für ftenerpflichtig, weil derjelben Auſpruch auf Steuerfreis 
heit (Art. 38 Nr. 1a Dis c) zuitehe, oder weil das in Spalte 18 nachgewieſene 
Einkommen den Betrag von 900 Mark nicht überiteige, jo iſt in Spalte 22 der 
Vermerk „frei“ einzutragen und der angenommene Grund der Steuerfreiheit in 
Spalte 39 furz anzugeben. 

Die Streichung bleibt der Enticheidung der Veranlagungskommiſſion bezw. 
des Vorſitzenden vorbehalten. 

2. Wenn in Folge des im $ 18 des Geſetzes vorgeiehenen Abzuges ($ 44) 
das bei der Beranlagung anzurechnende ftenerpflichtige Einfommen (Spalte 20) 
den Betrag von 900 ME. nicht überfteigt, jo wird Spalte 22 durch den Vermerk 
„It. 8 18" ausgefüllt. 

3. Der von der Kommiſſion in Spalte 22 vorgeichlagene Steueriag muß 
genau demjenigen Sage entiprechen, welcher nad dem dieſer Anweiſung beigefügten 
Tarife von dem in Spalte 20 der Einkommensnachweiſung feſtgeſtellten ſteuer— 
pflichtigen Einkommen zu entrichten ift. 

Nur ausnahmsweile geitattet $ 19 des Geſetzes eine Ermäßigung dieſes 
Sapes um höchſtens drei Stufen, wenn beiondere, die Leiltungsfäbigfeit des Steuer: 
pflichtigen weſentlich beeinträchtigende wirthichaftliche Verhältniffe vorliegen. Als 
Verhältniſſe dieier Art fonımen nad der ausdrüdlichen Beſtimmung des Geſetzes 
lediglich in Betracht außergewöhnliche Belastungen des Steuerpflichtigen durch 

a) Unterhaltung und Erziehung der Stinder, 

b) Verpflichtung zum Unterhalt mittellojer Angehöriger, 

e) andauernde Krankheit, 

d) Berihuldung, 

e) bejondere Unglücksfälle. 

Verhältniſſe anderer Art begründen eine Berückſichtigung niemals und auch 
die vorſtehend aufgeführten nur, Sofern dadurch eine außergewöhnliche Belaftung 
und eine weientliche Beeinträchtigung der Leiſtungsfähigkeit herbeigeführt wird. 
Ob dieje Vorausjegungen als vorhanden anzıerfennen find, muß nad den lm: 
jtänden eines jeden bejonderen Falles beurtheilt werden. Im Ginzelnen ift dabei 
Folgendes zu beachten: 
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Zu a). Die Belaſtung durch Unterhaltung und Erziehung von Kindern unter 
14 Jahren findet bei den Steuerpflichtigen mit einem Einkommen von nicht mehr 
als 3000 ME. bereits allgemein durch den im Art. 44 erwähnten Abzug vom 
Einfommen Berüdiichtigung, und wird daher nur in jeltenen Ausnahmefällen zu 
einer weiteren Grmäßigung diefer Steuerpflichtigen auf Grund des 8 19 des 
Gejeßes begründeten Anlaß geben fünnen. 

Zu b). Sofern ein Steuerpflichtiger den Unterhalt mittellojer Angehöriger 
thatjächlich in der Hauptſache beftreitet und hierdurch nad jeinen wirthichaftlichen 
Berhältniffen ungewöhnlich belaftet ift, macht es feinen Unterſchied, ob derielbe 
dieſe Leiſtung auf Grund einer rechtlihen oder zur Erfüllung einer moralischen 
Verpflichtung übernommen hat. 

Zu ce). Nur wirkliche Krankheit von längerer Dauer kommt in Betracht, inſo— 
fern der Steuerpflichtige dadurch zu ungewöhnlichen Aufwendungen genöthigt oder 
in jeinen Erwerböverhältnilien, wenn auch nur zeitweiie, zurüdgebracht worden ift. 

Im Hebrigen fann nicht nur wegen Grfranfung des Stenerpflichtigen jelbit, 
jondern, falls die ſonſtigen Vorausiegungen zutreffen, auch wegen Erfranfung 
eines YJamilienmitgliedes Ermäßigung bewilligt werden. 

Zu d). Da bei Berechnung des jtenerpflichtigen Ginfommens die vom Steuer: 
pflihtigen zu entrichtenden Schuldenzinfen in Abzug gebracht werden, iſt daneben 
eine beiondere Berücdjihtigung der Schuldenlaft nur umter der Borausjegung 
ftatthaft, daß diefelbe — 3. B. weil hohe Stapitalabzahlungen zu leiten find — 
in außergewöhnlichem Maaße drüdend auf die Leiltungsfähigfeit eimwirkt. 

Zu e). Nur ſolche Unglüdsfälle begründen eine Ermäßigung, welche — wie 
Berlufte durch Brandichaden, Viehjeuchen, Ueherſchwemmungen und dergl. — als 
außergewöhnliche anzuerfennen find. 

Erachtet die Kommiſſion das VBorhandeniein eines oder mehrerer der vor- 
ftehend bezeichneten Verhältniffe für nachgewieſen und deßhalb den Borichlag auf 
Ermäßigung des tarifmäßigen Stenerfages um 1, 2 oder 3 Stufen für gerecht: 
fertigt, ſo ilt dies im jedem einzelnen Falle dur einen entiprechenden Vermerk 
in Spalte 39 furz zu begründen. 

4. Wegen derjenigen Steuerpflichtigen, deren Itenerpflichtiges Jahreseinfommen 
nach dem Ermeſſen der Voreinſchätzungskommiſſion mehr ald 3000 ME. beträgt, 
hat diejelbe die Nichtigkeit und WVollitändigfeit der Eintragungen Spalte 7 bis 18 
der Nachweiſung ebenfalls zu prüfen und namentlih darauf zu achten, daß Die 
jeit dem Vorjahre in den Verhältniſſen der einzelnen Steuerpflichtigen eingetretes 
nen Menderungen berücjichtigt find, jedoch Borjchläge wegen des zu veranlagenden 
Steuerſatzes nicht zu machen. 

5. Die Spalten 23 bis 36 der Einkommenſteuerliſte find zur Ausfüllung 
durch die Veranlagungskommiſſion bezw. deren Vorſitzenden beitimmt und bleiben 
auch in Aniehung der Steuerpflichtigen bis 3000 ME. vorläufig offen. 

6. Nach geichehener Woreinibägung wird das Perſonenverzeichniß (Mufter III) 
in den Spalten 4 bis 11, die Ginkfommenfteuerliite in den Spalten 4 bis 6, 
37, 38 anfgerechnet. Die Voreinſchätzungskommiſſion bejcheinigt 

a) auf dem Berjonenverzeichniß : 

„das dasjelbe mit Bezug auf die Einkommenſteuerpflicht der ſämmt— 
lichen darin aufgeführten Perſonen vorihriftsmäßig geprüft it,“ 

b) auf der Ginfommenitenerliite: 

„daß die Voreinſchätzung überall den geieglichen Vorschlägen gemäß 
nach beiten Willen und Gewiſſen erfolgt it.“ 
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Rerionenverzeichniß und Einkommenſteuerliſte werden ſodann mit allen Inter: 
lagen und dem Gutwurfe zur Ginfommenfteuerrolle (Art. 38 Nr. 7) dem Mor: 
jigenden der Veranlagungskommiſſion überreicht. 

Die Voreinihägung muß in der Negel am 8. Dezember, auch in den größeren 
Städten, jedenfalls anı 20. Dezember beendet ein. Der Borjigende der Veran: 
lagungskommiſſion beſtimmt für jeden Boreinihäsungsbezirt den pünktlich ein- 
zuhaltenden Termin für die Einſendung der Boreinihägungsarbeiten. 

7. Wo eine Veranlagung der Perſonen mit Ginfommen von nicht mehr als 
900 Me. erforderlich ift (vergl. Art. 38 Nr. 10), geichieht dieſelbe unter An: 
wendung der für die Voreinihäsung in den Art. 41 —45 gegebenen Vorichriften 
durch die Voreinſchätzungskommiſſion. (Vergl. jedoch Art. 56 II.) 


Vierter Ahfdhnitt. 
Die Veranlagung. 
Die der Beranlagungskommilfion. 
33, 34, 50 des (Helches.) 

Art. 46. Behufs en der Steuerpflichtigen bildet jeder Stadt: und 
jeder Yandfreis einen Veranlagungsbezirk. 

Mit der vorher einzubolenden Genehmigung des Finanzminiſters ſteht der 
Negierung die Befugniß zu, innerhalb deſſelben Kreiſes die Bildung mehrerer 
Beranlagungsbezirfe anzuordnen. 

Wegen Zulammenjegung') der Veranlagungsfommiflionen wird auf die Vor: 
Schriften im $ 34 des Geſetzes verwielen und dazu Folgendes beitimmt: 

1) die Negierung theilt die für die einzelnen Beranlagungsfonmiilionen 
feitgeiegte Anzahl der Mitglieder und Stellvertreter in Yandkreiien dem Yandrathe, 
in Stadtfreiien dem Gemeindevoritande (Oberbürgermeifter) mit, welcher die Wahl 
der zu wählenden Mitglieder und Stellvertreter durch die Kreis- beziw. Gemeinde: 
vertretung veranlaßt. 

Wählbar find nur Cimwohner des PVeranlagungsbezirfes. Im Uebrigen 
finden binfichtlich der Wählbarfeit und hinfichtlih der Berückſichtigung der ver: 
jchiedenen Arten des Einkommens die nad) Art. 401 Nr. 4 für die Voreinichäg: 
ungsfommillton maßgebenden Beltimmungen auf die Beranlagungstommilfton 
gleichfall® Anwendung. 
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2. Nach itattgehabter Wahl überiendet der Yandrath bezw. Oberbürgermeifter, 
jofern er sicht jelbit den Boris in der Veranlagungskommiſſion führt, ein Ber: 
zeichniß der gewählten Mitglieder und Stellvertreter dem Borligenden der Ber: 
anlaguugskommiſſion, welcher die Wahlen nach den im Art. 401 Nr. 5 ange: 
gebenen Richtungen prüft, und ſodann mit einer gutachtlichen Aeußerung bieriiber 
und unter VBorlegung eines VBerzeichnijfes der gewählten Perſonen der Regierung 
die von derielben zu ernennenden Mitglieder und Stellvertreter vorichlägt. 

Die Regierung veranlagt die etiwa erforderliche Wiederholung oder Ergänz— 
ung der Wahlen und vollzieht die Ernennungen. Bon der erfolgten Ernennung 
jest ſie ſowohl die ernannten Perjonen als aucd den Vorfigenden der Beranlag: 
ungskommiſſion im Nenntniß. 

3. In gleicher Weile (Mr. 1 und 2) wird bei der von drei zu drei Jahren 
itattfindenden theilweilen Grneuerung der Kommiſſionen in der Weile verfahren, 
dag die Neuwahlen und Ernennungen regelmäßig vor Beginn des VBeranlagungs: 
geihäftes vollzogen find. 

Die bei der erjten Erneuerung, weiche vor der Veranlagung für das Jahr 
1895/96 ftattfindet, nach Maßgabe der Beitimmungen des Gejeges aus den Kom: 
miſſionen ausicheidenden Mitglieder und Stellvertreter werden durch das Loos 
bejtimmmt, welches hinlichtlich der gewählten Berionen durch den Woriigenden des 
betreffenden Wahlkörpers, binfichtlidy der ernannten durd einen Kommiſſar der 
Negierung gezogen wird. 

4. Wegen der Berpflichtung der Streisangehörigen zur Uebernahme, ſowie 
wegen der Gründe für die Ablehnung des Amtes als Mitglied oder itellver: 
tretendes Mitglied einer Veranlagungskommiſſion finden die Vorichriften Art. 40 
Wr. 6 Abi. 1 und 2 mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle der Gemeinde: 
vertrefiung (Gemeindeverſammlung) der Sreistag tritt. Nach Ablauf von drei 
Jahren kaun das Amt niedergelegt werden. 

Wer das Amt als Mitglied einer Veranlagungskommiſfion während der 
Dauer von jech® Jahren verjehen bat, kann die Webernahme deilelben für die 
nächſten drei Jahre ablehnen. 

Wer ich ohne einen der im Art. 40 Nr. 6. Abi. 2 bezeichneten Entichul: 
digungsgründe weigert, das Anıt als Mitglied oder Stellvertreter zu übernehmen 
oder das Amt drei Jahre hindurdy zu veriehen, ſowie derjenige, welcher jich den 
Pflichten der Mitgliedſchaft troß vorhergegangener Aufforderung ſeitens des Kreis: 
ausſchuſſes thatlächlicy entzieht, fan durch Beichluß des Kreistages für einen 
Zeitraum von drei bis jechs Jahren der Ausübung feines Nechtes auf Theil: 
nahme an der Verwaltung und Vertretung des Kreiſes für verluftig erklärt und 
um ein Achtel bis ein Viertel jtärfer ala die übrigen Streisangehörigen zu den 
Streisabgaben herangezogen werden. 

Gegen den Beichluß des Ntreistages finder innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe ftatt.') 


Die Abliegenheiten und Befugnife des Vorligenden der Veranlagungskommiffion. 
(SS 35, 37 des Geiehes. 
l. Die Stellung des Vorjigenden im Allgemeinen. 


Art. 47. Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion ift innerhalb feines 
Bezirkes der Vertreter des von ihm vorzugsweile wahrzunehmenden Staatöinter: 


ı Mergl. $ 8 der Mreisordnung vom 13, Tezember 1872. 
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eiled bei Veranlagung der Einfommenfteuer und dafür verantwortlich, daß die 
gelammte Veranlagung in feinem Bezirfe nad den beitehenden Vorſchriften zur 
Ausführung gelangt. 

Gr hat das Beranlagungsgeichäft, insbejondere die Verhandlungen der Ber: 
anlagungstommiffion zu leiten, die Beſchlüſſe der legteren vorzubereiten und aus: 
zuführen, die Geihäftsführung der Vorfigenden der Voreinſchätzungskommiſſionen 
zu beauffichtigen, auch von der Behandlung der Geichäfte in den Sigungen der 
Voreinſchätzungskommiſſionen Kenntniß zu nehmen, und zu diefem Zwecke alljähr: 
lic) mindeitens in einzelnen Bezirfen diejen Sigungen perjönlich beizumwohnen. 

Die Voritände der Gemeinden und jelbitändigen Gutsbezirke jind schuldig, 
allen jeinen in Beziehung auf die Cinfommenftenerveranlagung an fie ergebenden 
Aufforderungen Folge zu leilten. Seinerſeits ilt der Vorjigende der Veranlagungs: 
fommiljion als Organ der oberen Veranlagungsbehörden, insbejondere der Bezirks— 
regierung Sowie des WVorligenden der Berufungsfommiiiion verpflichtet, den inner: 
halb der Zuftändigfeit derielben ihm zugehenden Aufträgen und ertheilten Weiſungen 
pünftlich und ummeigerlich nachzufonmen. 


II, Die Vorbereitung der Veranlagung durh den Vorjigeuden. 


Die den Steuerpflichtigen nah Maßgabe der Art. 28 ff. obitegenden Steuer: 
erflärungen bilden ein wejentliches Mittel, nicht aber die alleinige Grundlage für 
die Einkommenſteuerveranlagung. 

Der Vorligende der Veranlagungsfommiilion muß daher auch die anderweite 
Erforihung der Befig:, Vermögens», Erwerbs: und jonjtigen Cinfommensverhält: 
nille feines Bezirfes von Amtswegen betreiben, damit eimerieit3 eine wirkſame 
Stontrolle über den Anhalt der Steitererflärungen geübt, andererſeits eime den 
wirklichen Verhältniſſen entiprechende richtige Veranlagung derjenigen Steuer: 
pflichtigen bewirft werden faun, welce zur Steuererklärung nicht aufgefordert 
worden find, oder eine jolche nicht abgegeben haben. 

Diefem Zwecke dienen zuvörderſt die von den Gemeinde(Guts-poritänden auf: 
geitellten und den Woreinihäßungsfonmiilionen geprüften Perſonenverzeichniſſe 
und Ginfommeniteuerliften (Art. 45). 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion prüft auch jeinerieits die Voll: 
jtändigfeit der Perjonenftandsaufnahme, vergleicht die eingegangenen Berzeichniife 
mit den vorjährigen, mit den Zur und Abgangsliiten, den legten Volkszählungs— 
liiten und anderen amtlichen Nachrichten, und erörtert etwaige Bedenfen gegen die 
Nichtigkeit der Bevölferungsangaben durd Rüdfrage oder örtlihe Unteriuchung. 
Zugleich überzeugt er fih, daß alle diejenigen Perſonen, welden ein Einkommen 
von mehr als 900 Mk. beizumelien ift, und welcden nicht aus irgend einem 
Grunde Steuerfreibeit geieglich zuiteht, aus dem Perſonenverzeichniß in die Gin: 
fonmmensteuerlilte übernommen find, und veranlagt, nöthigenfall nah Anhörung 
der Voreinſchätzungskommiſſion, die Ergänzung der Liiten. 

Behufs Prüfung des Juhalts der legteren muß er im ganzen Laufe des 
Jahres auf die Sammlung der erforderlichen Nachrichten über die Einkommens— 
verhältniſſe der Steuerpflichtigen und die darin eintretenden Veränderungen Bedacht 
nehmen und für die VBerwerthung des gelammten Materials bei der Veranlagung 
Sorge tragen. 

Zu dieſem Zwecke ſtehen ihm insbelondere die folgenden Mittel zu Gebote: 


1. Das Griuchen an alle Staats: und Gemeindebehörden und Beamten um 
Ertheilung amtlicher Auskunft über die Gehälter, Gebühren und jonftigen dienſt— 
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lihen Einkünfte der Staats: und Gemeindebeamten, über die Kollegiengelder u. ſ. w. 
der Univerfitätslehrer, über den Umfang, die VBodenbeichaffeuheit, den Grundſteuer— 
reinertrag von Grunditüden, über den Nusungswerth von Gebäuden, die vorge: 
fommenen Fortichreibungen, den Anfall von Erbichaften, über die Höhe der in 
Ausübung eines Gewerbe: oder Yandwirthichaftsbetriebes vom Steuerpflichtigen 
gezahlten indireften Abgaben u. dergl. 

2. Die Erfundigung über die Vermögens: und gewerblichen Verhältniſſe der 
Stenerpflichtinen bei Vertrauensperjonen und Sacveritändigen, wobei jedoch nicht 
überjehen werden darf, daß eine Verpflichtung zur Ausfunftsertheilung über die 
Einfommensverhältnifie anderer Perionen bei der Veranlagung nur im Falle des 
J 38 Abi. 2 des Geſetzes beiteht. 

3. Die mündliche oder jchriftliche Berragung der Steuerpflichtigen über einzelne 
für die Steuerveranlagung erhebliche Tharlachen, welche der Feititellung bedürfen. 

4. Die perjönliche Verhandlung mit dem Steuerpflichtigen, welche vom Bor: 
figenden nur aus dringenden Gründen abgelehnt werden darf, wenn der Steuer— 
pflichtige jelbit behufs Aufklärung feiner Einfommensverbältniffe darum nachjucht. 

5. Die Sammlung von Nachrichten über die Lohn: und Bejoldungsverhält: 
nifle der Arbeiter, Gewerbegehülfen und Privatangeitellten, über die Ertragsver: 
hältniffe der landwirtbichaftlihen Betriebe ſowie über die Pacht- und Miethpreiie, 
welche in dem Weranlaqungsbezirfe oder, wenn bier Verpachtungs- bezw. Wer: 
mierhungsfälle in gemügender Zahl nicht vorfommen, in benachbarten Bezirken 
wirklich gezahlt werden (vergl. auch Art. 42), 

6. Die Einjicht der die Ginfommensverhältnifle der Steuerpflichtigen betref: 
fenden, bei Staats» oder Kommunalbehörden beruhenden Bücher, Akten, Urkunden, 
Regiiter u. ſ. w., insbeiondere der Grundbücher und Akten, der Tejtaments:, Nach— 
laß-, Bormundichaftsaften, der Grunde, Gewerbe:, Gemeindeitenerrollen, der Grund: 
und Gebäudeitenerfataiter, der Crbichaftsiteueraften u. ſ. w. 

Sämmtliche Staats: und Kommunalbehörden find verpflichtet, die Einſicht 
in die bezeichneten Bücher u. ſ. w. dem Borfigenden der Veranlagungskommiſſion 
oder den von dieſem beauftragten Beamten oder Kommiſſionsmitgliede zu geftatten, 
auf Erſuchen auch Eoitenfreie Abichriiten aus den Büchern u. ſ. w. zu ertbeilen, 
joweit nicht, wie in Anſehung des Staatsichuldbuchs ($ 2 Abi. 4 des Gejetes 
vom 20. Juli 1883 GS. S. 120) und der Sparkaſſen ($ 35 Abi. 6 des Ein- 
fommenjteuergeieges), beſondere geſetzliche Beſtimmungen oder dienftliche Rückſichten 
entgegenſtehen. 

Nachrichten, welche dem Vorſitzenden über die Einkommensverhältniſſe von 
Steuerpflichtigen aus anderen Veraulagungsbezirken zugehen, hat er dem zuſtän— 
digen Vorſitzenden mitzutheilen. 

III. Wegen der Verwendung ſowie der Rechte und Pflichten der den Vor— 
figenden der Veranlagungstommillionen zugeordneten Hilfsbeamten find die dieier: 
halb ergangenen beionderen Beſtimmungen zu beachten. 


Insbefondere Vorarbeiten behufs Veranlagung der nicht phnlifchen Perfonen. 


Art. 48. 1. Sobald die eriten Verzeichniffe über die Aftiengeiellichaften u. ſ. w. 
oder Anzeigen über eine neue Betriebseröffnung eingehen (Art. 39), stellt der 
Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion zunäcit, nöthigenfalls nad Einforderung 
von Auszügen aus dem Handels- oder Genoſſenſchaftsregiſter, feſt, hinſichtlich 
welcher Unternehmungen nad Maßgabe der Borichriften Art. 35 Nr. 5 und 6 
dieſer Auweiſung die Veranlagung in feinem Bezirke ftattzufinden hat. 
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Sofern der Veranlagungsort nicht ohne Weiteres durch den Sig des Unter— 
nchmens, den Ort der Hauptniederlaffung oder der einzigen Betriebsitätte in 
Preußen beitimmt und auch das Wahlrecht nicht ausgeübt ift, müſſen die Vor— 
fisenden, in deren Bezirk fich Berriebsftätten eines und deilelben Unternehmens 
befinden, fih wegen des Weranlagungsortes miteinander ins Einvernehmen ſetzen, 
damit einerſeits fein Itenerpflichtiges Internehmen übergangen, andererieits Doppel— 
veranlagungen vermieden werden. In den geeigneten Fällen wird es ſich empfehlen, 
anf die Ausübung des Wahlreht® hinzuwirken (Art. 35 Nr. 6). 

In Zweifelställen ift, wenn die mehreren Betrieböftätten deſſelben Unter: 
nebmens innerhalb des nämlichen Negierungsbezirfes Liegen, die Enticheidung des 
Vorfigenden der Berufungskommiſſion, wenn mehrere Negierungsbezirfe betheiligt 
jind, die Enticheidung des Finanzminiſters einzuholen. 

II. Hinsichtlich der eingetragenen Genofienichaften ift nach Maßgabe der Be: 
ſtimmungen Art. 26 Nr. 3 vorweg zu prüfen, ob der Geichäftäbetrieb über den 
Kreis der Mitglieder hinausgeht und ſomit die geletliche Vorausſetzung der Ein: 
fommensteuerpflicht überhaupt vorliegt. Für die Beurtheilung diejer Frage werden 
die Verhandlungen und Enticheidungen, welche wegen Deranziehung der eingerra- 
genen Genoflenichaften zur Gewerbeſteuer ſowie zur Gemeindeeinfommenitener nad 
Maßgabe des Geſetzes vom 27. Juli 1885 ergangen find, in der Negel die nöthigen 
Unterlagen liefern. Sofern biernad die Einfommenfteuerpflicht einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft von vornherein unbedenklich zu verneinen ift, bedarf es eines wel: 
teren Berfahrens, insbeſondere einer Aufforderung des Boritandes zur Abgabe der 
Stenererflärung nicht. 

III. Nah Erledigung diefer Vorfragen (I u. IT) fordert der Vorfigende zum 
Zwede der Veranlagung für das Jahr 1892,93 die Voritände der im Veran: 
lagungsbezirfe zu beiteuernden eingetragenen Genoifenichaften auf, ihm in Gemäß: 
beit des $ 24 Abſ. 2 des Geſetzes die Geichäftsberichte, Jahresabichlüfie und die 
darauf bezüglichen Beichlüffe der Generalverfammlungen über die beiden letten 
Geſchäftsjahre einzureichen, deren Abichluß zur Zeit der Aufforderung vorliegt. 

Die gleiche Aufforderung it an die Vorftände der Aktiengeſellſchaften, tom: 
manditgelellichaften auf Aktien und Berggewerfichaften bereit® durch üffentliche 
Bekanntmachung ergangen. Die Berggewerkichaften iind zugleich erlucht, ſich darüber 
zu erklären, ob fie der Berechnung des Abzuges von 31), Prozent das Grund 
fapital oder den zwanzigfachen Betrag der durchichnittlichen Ausbeute (vergl. Art. 27 
Nr. 2) zu Grunde legen wollen, und die zum Zwecke der Berechnung erforder 
lichen mäheren Angaben beizubringen. 


Der Borfigende der Veranlagungskommiſſion hat den vollitändigen Eingang 
der bezeichneten Unterlagen zu £ontrolliren. 

Auf Grund der überreichten Abſchlüſſe u. ſ. w. wird für jedes nad) Art. 26 
jtenerpflichtige Unternehmen das jteuerpflichtige Cinfommen nad Worjchrift des 
Art. 27 berechnet und das Ergebniß in Anſehung eines jeden Unternehmens in 
eine fortlaufende Meberficht nad beiliegendem Muſter VII behufs Stontrolle des 
Inhaltes der Stenererflärungen eingetragen. 

Bei Berehnung des jteuerpflichtigen Einkommens derjenigen Unternehmungen, 
welche der Einkommenſteuer nicht mit dem geſammten Einkommen wuiterliegen, find 
insbeiondere die Vorjchriften Art. 27 Nr. 4 und 5 zu beachten (vergl. auch den 
Probeeintrag zum Steuererflärungsformmlar Muſter ID. 

Sofern ſich die zur Ausſonderung des fteuerfreien Einkommenstheiles erforder: 
lichen Unterlagen aus den Gejchäftsberichten u. ſ. w. nicht ergeben, ift es Sade 
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der Stenerpflichtigen, in der Steuererklärung oder anderweit die erforderlichen Anz 
gaben zu machen und nöthigen Falls zu belegen. 

IV. Zum Zwecke der künftigen VBeranlagungen beſtimmt der Worligende für 
jedes gemäß Art. 26 Itenerpflichtige Unternehmen mit Rückſicht auf die Zeit, zu 
welcher bei demſelben der Jahresabichluß ftattfindet, ein für alle Mal den Termin, 
bis zu welchen fortan alljährlih die Ginreihung der Gejchäftsberichte u. ſ. w. 
an ihn zu erfolgen bat; danach iſt in gleicher Weile das itenerpflichtige Ein: 
fommen des betreffenden Jahres zu berechnen, auch die Meberfiht (Muſter VII) zu 
vervollitändigen. 


Einkommensnacmeifung des Borfibenden der VBeranlagungskommilflion. 


Art. 49. Auf Grund des von ihm gefammelten und des von dem Gemeinde: 
(Guts-)vorſtänden ihm übermittelten Materials stellt der Worfigende der Veran 
lagungstommillion für den Umfang feines Bezirkes eine bejondere Einkommens: 
nachweiſung nach dem beiliegenden Mufter B auf, in welche 

a) die mit einem Cinfommen von mehr als 3000 M. zu veranlagenden 
phyſiſchen Perſonen; 

b) die ſämmtlichen gemäß Art. 26 Nr. 1 und 2 im Bezirke ſteuerpflichtigen 
nicht phyſiſchen Perſonen aufgenommen werden, auch wenn das ftener: 
pflichtige Einkommen der leßteren den Betrag von 3000 M. nicht überiteigt. 

Die Nachweiſung wird geſondert nach Gemeinde-(Guts=)bezirken, innerhalb 
eines jeden diejer Bezirke getrennt nach den zu a und b bezeichneten Stategorien, 
angelegt. 

Mit Genehmigung des Vorfigenden der Berufungskommiſſion fann Diele 
Einkommensnachweiſung zur Benugung für mehrere Jahre nach dem Mufter C. 
hergerichtet werden. 


Oefſentliche Aufforderung zur Steuererklärung. 
8 24 des Gejehes.) 

Art. 50. Den Zeitraum, innerhalb deilen die Stenererflärungen 8 24 Abi. 1 
des Geſetzes abzugeben find, beſtimmt der Finanzminiiter einheitlich für den Gelt— 
ungsbereich des Geſetzes. 

Nah Mahgabe der getroffenen Beſtimmung erläßt für jeden Veranlagungs— 
bezirf der VBorjigende der Veranlagungskommiſſion alljährlih die nad) dem au— 
liegenden Mufter VII abzufaſſende öffentliche Aufforderung zur Abgabe der Steuer: 
erklärung an alle diejenigen Stenerpflichtigen, welche bereits mit einem Einkommen 
von mehr als 3000 M. zur Ginfommenftener veranlagt find. 

Die öffentlihe Befanntmahung muB vor dem Beginne des vom Finanz— 
miniiter beitimmten Zeitraumes erfolgen und zwar durch einmalige Einrückung 

a) in den Sreisanzeiger oder in das ſonſt für amtliche Publikationen be= 

itimmte Blatt, 

b) in eine im Veranlagungsbezirke verbreitete Zeitung. 

Zwiichen dem Tage, an welchem dieſe Bekanntmachung in den Blättern (a 
und b) ericheint und dem eriten Tage des vom Finanzminifter zur Abgabe der 
Grflärungen beitinmten Zeitraumes — beide Tage nicht mitgerechnet — jollen 
mindeitens 14 Tage liegen. 

Ob die Bekanntmachung zu wiederholen oder in mehrere Zeitungen einzu— 
riiden oder außerdem in anderer Weile (durch Aushang u. dergl) zu veröffent- 
lichen iſt, bleibt dem Grmejlen des Vorligenden überlaſſen. 
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Bis auf Weiteres iſt allen in Abſatz 2 bezeichneten Steuerpflichtigen, bezw. 
den im Art. 28 Nr. 3 bezeichneten Vertretern derjelben thunlichit gleichzeitig 
mit dem Erlaß der öffentlichen Belanntmahung oder noch vorher ein Exemplar 
derjelben nebit einen Yormulare zur Steuererklärung (Art. 29) von Amtswegen 
mitzutheilen. Die Zuſendung kann auch durd die Poſt oder durch WVermittelung 
der Gemeindebehörden geichehen; einer Beicheinigung der erfolgten Behändigung 
bedarf es nicht, da für die bezeichneten Stenerpflichtigen die Verpflichtung zur Ab- 
gabe der Steuererklärung durd; die ordnungsmäßig erfolgte öffentliche Aufforderung 
begründet wird, und auch der im $ 30 Abi. I des Geſetzes angedrohte Rechts: 
nachtbeil ihnen gegenüber nad fruchtloiem Ablaufe der öffentlich befannt gemachten 
Friſt eintritt. 


Befondere Aufforderung zur Abgabe viner Steuererklärung. 
(S 25 des Geſetzes. 


Art. 51. Diejenigen Steuerpflichtigen, welche zur Zeit des Erlaſſes der 
öffentlihen Bekanntmachung (Art. 50) überhaupt nicht oder doch nur mit einem 
Eiukommen von höchſtens 3000 ME. zur Einfommenistener (bezw. im Jahre 1891.92 
zur Stlaflenitener) veranlagt find, werden durch die öffentliche Aufforderuna zur 
Abgabe einer Steuererflärung jelbit dann nicht verpflichtet, wenn ihr wirkliches 
Einkommen mehr als 3000 M. beträgt. 

Für dieſe Perſonen wird, unbeichadet ihres Nechtes zur Steuererklärung zu: 
gelaſſen zu werden, eine geiegliche Verpflichtung zur Abgabe derielben erit be: 
gründet, ſofern eine beiondere Aufforderung des Worfigenden der VBeranlagungs: 
fommiflion an fie ergeht ($ 25 des Geſetzes). 

Eine ſolche Aufforderung bat derielbe unter Anwendung des beiliegenden 
Muſters IX vor der jührlihen Veranlagung jedenfalls zu richten 

1. an alle in seinem Bezirfe zu veranlagenden nicht phyſiſchen Perſonen 
(Art. 26), Soweit dielelben nicht bereit3 im VBorjahre mit einem Cinfommen von 
mehr alö 3000 ME. veranlagt waren, 

2. an alle diejenigen, nicht bereits mit einem Cinfommen von mehr als 
3000 ME. veranlagten phyſiſchen Perſonen, 

a) weldye ihm von Norligenden der Berufungskommiſſion oder durch einen 
Beichluß der Veranlagungstommiljion als zur Abgabe einer Steuerer: 
flärung aufzufordernde Steuerpflichtige bezeichnet werden, 

b) bei welchen nach jeinem eigenen Ermeſſen oder nach dem Gutachten des 
Gemeinde-(Önts-)voritandes (Art. 38 Nr. 9) oder nad den von der 
Voreinſchätzungskommiſſion in die Einkommensnachweiſung etwa einge 
tragenen Angaben ein den Betrag von 3000 ME. überiteigendes Ein— 
kommen anzunehmen iſt. 

Zum Zwecke der Veranlagung für das Steuerjahr 1892/93 hat der Vor— 
jigende, unbeichadet der vorjtehenden Beſtimmungen, die Aufforderung jedenfalls 
aud an die jänımtlichen für das Steuerjahr 1891/92 zu der 11. oder 12. Klaſſen— 
ſteuerſtufe veranlagten Prlichtigen zu richten. 

Im Uebrigen ift der VBorfigende in der Auswahl der zur Steuererklärung 
aufzufordernden Perſonen nicht beichränft; insbeſondere kann er von dieier Be 
fugnib auch Gebrauch machen, um die Verhältnilfe von Steuerpflichtigen aufzu— 
flären, deren nmthmaßliches Jahreseinfommen den Betrag von 3000 ME. nicht 
überiteigt. Der Erlaß einer Aufforderung wird fich namentlich in jolchen Fällen 
empfehlen, wo der Beſitz oder Erwerb von SNapitalvermögen 3. B. durch Erb— 
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anfall, Spefulationsgeihäft 2c. anzunehmen, die Höhe des Kapitals bezw. des 
daraus bezogenen Einfommens nicht aber genügend bekannt iſt. 

Die beionderen Aufforderungen find den Steuerpflichtigen bezw. deren Ver— 
tretern (Art. 28 Nr. 3) nah Vorſchrift des Art. 71 dieſer Anweiſung zuzuftellen, 
und die vom Tage der Zuſtellung ab laufende Friſt auf mindeiten® 14 Tage zu 
beitimmen. 

Auf binreihend begründeten Antrag eines Stenerpflichtigen kann für den— 
jelben jowohl die im der Öffentlichen Bekanntmachung (Art. 50) als auch die in 
der beionderen Aufforderung geitellte Friſt angemeſſen verlängert werden. 

Wegen der Frifteritredung für Abwejende wird auf die Vorichrift im $ 79 
des Gejeged (Art. 28 Nr. 4 Abi. 2 diefer Am.) verwiejen. 


Die Abgabe der Steuererklärungen. 
(SS 24 und 26 des Geſetzes.) 

Art. 52. Hinfichtlih der Form und des Inhalts der Steuerflärungen wird 
auf die VBorjchriften im Art. 29 und die demijelben beigefügten Formulare I und 
Il verwieien. 

Zur koſtenloſen Aufhebung der Formulare muB den Steuerpflichttgen in 
allen Gemeinden, in großen Städten aucd innerhalb der verjchiedenen Stadttheile, 
ausreichende Gelegenheit durch Errichtung von Verabfolgungsſtellen geboten fein. 

Der Voriigende der Veranlagungskommiſſion muß es ſich angelegen jein 
lajjen, durch geeignete Maßnahmen darauf hinzumwirfen, daß die Stenererflärungen 
formell und fachlich den Vorichriften entiprechen. Insbeſondere hat er zur Er: 
reichung dieſes Zieles die etwa nachgeluchte mündliche Auskunft über die bei Auf: 
jtellung der Steuererklärung zu befolgenden Grundiäge den Steuerpflichtigen bereit: 
willigit zu ertheilen, denjelben auch ausgiebige Gelegenheit zu der ihnen frei— 
jtehenden protofollariichen Abgabe der Steuererflärungen zu gewähren. 


Behandlung der Anträge auf Entbindung von ziffermäßigen Angaben in der 
Steuererklärung. 


(8 27 des Geiehes.) 


Art. 53. Geht ein auf $ 27 des Geſetzes begründeter Antrag rechtzeitig 
(vergl. Art. 30 Nr. 3) ein, jo bat zumächit der Vorfigende zu prüfen, ob die 
VBorausjesungen vorliegen, unter denen nad den im Art. 30 gegebenen Erläuter: 
ungen die Entbindung des Steuerpflihtigen von der ziffermäßigen Angabe feines 
Ginfommens überhaupt nur zuläffig ift. Liegen dieſe Vorausjegungen nicht vor, 
jo hat der Norjigende dies dem Steuerpflichtigen mit kurzer Begründung zu er— 
Öffnen umd ihn gleichzeitig unter Dimweis auf den im 8 30 Abi. 1 des Geſetzes 
angedrohten Nectsnachtheil zur Abgabe der Steuererklärung binnen der geitellten, 
nöthigen Falls angemelien zu eritredenden Friſt aufzufordern. 

Erachtet dagegen der Voriigende den Antrag nad) Maßgabe der im Art. 30 
gegebenen Grlänterungen für begründet, jo bezeichnet er dem Antragiteller die zur 
Schägung des fraglihen Ginfommens erforderlichen Nachweiſungen, falls Diele 
nicht bereits dem Antrage beigefügt find, umd gibt ihm die Worlegung derjelben 
binnen einer Friſt von 14 Tagen anf, wiederum umter Hinweis auf den bei Frucht: 
loiem Ablaufe der Frift gemäß S 30 Abi. 1 des Geſetzes eintretenden Nechtsnactbeil. 

Bei Bezeihnung der erforderlichen Nachweilungen find die im Art. 30 Nr. 4 
darüber aufgeitellten Grundſätze zu befolgen, insbelondere ift ſtets daran feitzur 
halten, dab der Steuerpflichtige feiner gejeglichen Pflicht nicht etwa durch Angabe 
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äußerer, meiften® ohnehin befannter Einichägungsmerfmale genügt, ebeniowenig 
durch allgemeine Anführnngen über die Grtragsfähigfeit feiner Ginnahmeauellen, 
daß er vielmehr diejenigen tharlächlichen Unterlagen beibringen muß, deren Kenntniß 
in dem bejonderen Falle erforderlich it, um das Einkommen des Stenerpflichtigen 
nad Maßgabe der Vorichriften im zweiten Abjchnitte des erſten Theiles dieſer 
Anweiſung in feinem wirflihen Betrage zu ermitteln. 


Uochmalige Aufforderung zur Steuererklärung. 
8 30 Abi. 2 des Geſetzes. 


Art. 54. Diejenigen Steuerpflichtigen, weldye innerhalb der ihnen, ſei «8 
durch die öffentliche Bekanntmachung (Art. 50), ſei es durch die beiondere Auf: 
forderung (Art. 51), geitellten Friſt weder eine Steuererklärung abgegeben nod 
ein begründetes Friſtgeſuch eingereicht haben, ſind nochmals zur Abgabe der 
Steuererflärung binnen vier Wochen durch ein mach beiliegendem Muiter X ab: 
zufaflendes Schreiben des Worfigenden der Veranlagungsfommiljion aufzufordern. 

Der Nichtangabe der Steuererklärung ſteht es gleich, wenn der Steuerpflichtige 
im Falle des Art. 53 die von der Veranlagungstommiljion, bezw. dem Nor: 
figenden erforderten Nachweiſungen nicht beibringt. 

Die nochmaligen Aufforderungen jind, soweit der ununterbrochene Fortgang 
des Veranlagungsgeichäftes dies geitatter, unmittelbar nach dem fruchtloien Ab: 
laufe der erjten Friſt zu erlallen, damit die darauf etwa eingehenden Stenerer: 
flärungen womöglich bei der Veranlagung berüdjichtigt werden können. 

Auch die nochmalige Aufforderung muß in Gemäßheit der Borichriften 
Art. 71 dieler Anweiſung zugeitellt werden. 


Die Prüfung der Steuererklärungen. 
(S$ 35, 38 Abſ. 2 des Gejekes.) 

Art. 55. Sobald die Stenererflärungen eingehen, bat der Vorſitzende der 
Veranlagungskommiſſion dieſelben nach Form und Inhalt zu prüfen. 

Eingaben, welche in formeller Hinſicht weſentliche Vorſchriften des Geſebes 
nicht beachten, indem 3. B. die Einnahmequellen nicht auseinandergehalten find, 
oder die vorgeichriebene WVerficherung oder die Unterjchrift fehlt, fünnen als vor- 
ſchriftsmäßige Steuererflärungen überhaupt nicht gelten. Sofern daher nicht nad 
dem Ermeſſen des Vorfigenden furzer Hand die erforderliche Ergänzung durch 
Benehmen mit dem Stenerpflichtigen herbeigeführt werden fann, it an denselben 
unter Hinweis auf den Mangel der Gingabe eine nocmalige Aufforderung in 
Gemäßheit des Art. 54 ($ 30 Abi. 2 des Gejeges) zu richten. 

Die Angaben der formell genügenden Steuererflärungen, mögen dieſelben auf 
Grund gejetlicher Verpflichtung (Art. 50, 51) oder freiwillig eingereicht fein, bat 
der Vorjigende mit deu Ergebniſſen der vorjährigen Veranlagung und allen ſonſt 
über die Vermögens, Erwerbs: und Einfommensverhältnifje der Steuerprlichtigen 
gelammtelten Nachrichten ſorgfältig zu vergleichen. 

Hierbei iſt namentlich auch zu prüfen, ob das befannte oder vermuthete be 
jondere Einfommen der Daushaltungsangebörigen (vergl. Art. 6) in der Steuer: 
erklärung berüdiichtigt, und wenn dies nicht der Fall ift, ob die betreffenden Anz 
gehörigen mit ihrem Einkommen bejonders veranlagt find. 

Grgeben ſich gegen den Anhalt einer Steuererflärung Bedenken, ſei es mit 
Bezug auf die Zupverläffigkeit uud Glaubwürdigkeit der thatjächlichen Angaben, 
jet es mit Bezug auf die richtige Anwendung der maßgebenden Veranlagungs:- 


Anmweilung zur Ausführung des preußiichen Einkommenſteuergeſetzes. 871 


grundſätze, ſo hat der Vorſitzende die Steuererklärung zu beanſtanden. Ob ein 
Anlaß zur Beanſtandung vorliegt, muß nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
beurtheilt und im Allgemeinen dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Vorſitzenden über: 
laſſen werden, welder dafür verantwortlich iſt, daß nicht in Folge einer zu nach: 
jichtigen Beurtheilung die Veranlagung auf Grund unrichtiger Stenererfiärnngen 
ertolgt. Andererſeits jind fleinliche Grörterungen über geringfügige Punkte und 
jede nicht zur Erreichung des Zweckes gebotene Beläftigung der Stenerpflichtigen 
zu bermeiden. 

In jedem Falle wird aber eine beiondere aufmerfiame Prüfung der Steuer: 
erklärung geboten fein, wenn die Höhe des angegebenen Gejammteinfommens hinter 
dem Ergebniſſe der vorjährigen Veranlagung zurückbleibt und nicht bereitö in der 
Stenererflärung genügende Aufklärungen hiefür gegeben find. 

Im Falle der Beanitandung hat der Vorjigende dem Steuerpflichtigen hiervon 
in der Negel noch vor dem Zujammentritt der VBeranlagungstommillion unter 
Mittheilung der Gründe mit der Aufforderung Kenntnis zu geben, ſich binnen 
einer Friit von zwei Wochen über diejelben oder bejtimmte an ihn geitellte Fragen 
zu erflären. ($ 38 Abi. 2 des Geſetzes.) 

Dabei iſt Folgendes zu beachten: 

1. Durch die Mittheilnng joll der Steuerpflichtige kurz und ſachlich darüber 
unterrichtet werden, in welchen einzelnen Punkten seine Angaben nicht genügen, 
jondern der Aufklärung oder des Nachweiſes bedürfen. 

Um brauchbare Erklärungen hierauf zu erlangen, empfiehlt es sich, dem 
Steuerpflichtiger entweder beſtimmt formulirte Fragen über diejenigen Thatſachen, 
auf welche es im einzelnen Falle ankommt, zur Beantwortung vorzulegen, oder 
ihm Gelegenheit zu der erforderlichen Aufklärung durch verjünliche Verhandlung 
zu gewähren. 

Zwei Mufter XI und XII für jolhe Aufforderungen werden beigefügt. 

2. Die zur Erklärung geitellte Friſt muß nad der ausdrüdlichen Borichrift 
des Gelege: zwei Wochen betragen. Hierdurch iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, dat; 
dent Steuerpflichtigen ar einem beitimmten Tage innerhalb der nocd laufenden 
Friſt die mündliche Verhandlung auheimgeſtellt wird. 

Eine Verlängerung der zweiwöchigen Friſt iſt nur in Fällen beicheinigter 
Verhinderung oder ans anderen triftigen Gründen zu bewilligen. Für Abweſende 
gelten die im 8 79 des Geſetzes vorgeſehenen Friſten. 

3. Es iſt Sache des Stenerpflichtigen, der Veranlagungskommiſſion die Ueber— 
zeugung von der Nichtigkeit seiner Angaben zu verichaffen und die zu dieſem 
Zwede dienlihen Beweismittel (Bücher, Quittungen, Beläge, Zeugen, Sachver— 
jtändige u. ſ. w.) anzuführen. Die von ihm angebotenen, geſetzlich zuläfligen 
Beweile müſſen erhoben werden, joweit nicht die unter Beweis geitellten That: 
ſachen ohnehin unbeftritten oder für die Beurtheilung der Sache unerheblich find. 

4. Weber den Verlauf und die Ergebniſſe der ftattgehabten mündlichen Ber: 
handlung oder der Beweisaufnahme ift eine Verhandlung aufzunehmen. 


Felfebung und Begutachtung der Steuerfäße durch den Borlißenden. 
(SS 36. 75 Abi. 2 des Gefehes.) 
Art. 56. 1. Nachdem in die Einkommenſteuerliſte (A) bezw. Einkommens— 
nachweiſung (B) das Ergebniß der geſammten Ermittelungen nacgetragen, in der 


Einkommensnachweiſung (B) insbeiondere auc der Eingang der Stenererflärungen 
vermerkt ift, unterwirft der Vorfigende die fir jeden einzelnen Stenerpflichtigen 


872 Anweiſung zur Ausführung des preußiichen Eintommenitenergeieges. 


nachgewielenen Beiteuerungsmertmale einer eingehenden Prüfung, um fich zu über: 
zeugen, daß bei feinem Steuerpflichtigen eine Art des Cinfommens übergangen, 
das die Schätzung des Einkommens aus den einzelnen Quellen den Borichriften 
in den Art. 3 bi 23 und 27 dieler Anweilung, ſowie den individuellen Ber: 
hältniſſen der Steuerpflichtigen entipricht, dab ferner von dem nachgewiejenen Ge- 
jammteinfommen nur die nach dem geltenden Beitimmungen zuläſſigen Abzüge 
(Art. 24, 25) gemadht, auch in Anſehung der Steuerpflichtigen mit Einkommen 
von nicht mehr als 3000 ME. die im $ 18 des Geſetzes vorgeiehenen Kürzungen 
(vergl. Art. 44) richtig berechnet find. 

Soweit fih bei dieler Prüfung gegen die von der Voreinſchätzungskommiſſion 
vorgeichlagenen Steuerläge (Art. 45) Bedenken nicht ergeben, aud eine bon dem 
Vorſchlage im Ergebniß abweichende Steuererklärung nicht eingegangen iit, Test 
der Vorfigende der Veranlagungskommiſſion die Steuerläge feit, indem er die dem 
vorgeichlagenen Steueriage entiprechende Veranlagungsipalte (24 bi 35 der Ein- 
fommensftenerlifte [A]) durch einen jenfrechten Strich, jowie die Spalte 36 durd 
Sintragung des Steueriages ausfüllt. 

Dieſe Feitiegung ſteht dem WVorfigenden jedoch nur in Hebereinitimmung mit 
den Borichlage der Voreinſchätzungskommiſſion zu. Beanſtandet er demielben und 
wird auch nicht durch die von ihm etwa veranlaßte nochmalige Anhörung der 
Kommiſſion Webereinftimmung erzielt, jo muß die Veranlagung durch die Veran: 
lagungstommilfion bewirkt werden. Dasielbe gilt in Betreff aller derjenigen Steuer: 
vflichtigen, bezüglich deren ein VBorichlag der Voreinihägungsfonmillion überhaupt 
nicht vorliegt (Art. 45 Nr. 4), oder welche eine von dem VBorichlage im Ergebnit 
abweichende Steuererklärung freiwillig oder nach Aufforderung abgegeben haben. 

Bei allen Steuerpflichtigen, welche hiernach feiner Feitiegung micht unter: 
liegen, trägt der Vorfigende in die dafür beftimmte Spalte der betreffenden Nach— 
weilung denjenigen Steueriag ein, welcher nach feinen pflichtmäßigen Ermeſſen zu 
veranlagen ift. 

Hat ein Steuerpflichtiger, welchem die Abgabe einer Steuererklärung geſeslich 
obliegt, eine jolche trog Ablaufens der geitellten Frift (Art. 50, 51) überhaupt 
nicht abgegeben, jo muß der Vorfigende jorgfältig prüfen, ob nad den Umständen 
des alles der Verdacht begründet iſt, daß der Pflichtige fi) dadurch der Angabe 
bisher unbekannt gebliebener Einnahmen entziehen will, oder jonit eine Ver— 
ichleierung jeiner Ginfommensverbältniffe beablichtigt. Liegt Anlaß zu einer 
ſolchen Vermuthung vor, jo darf der Vorjigende dies bei Abgabe jeines Gut: 
achtens nicht unberüdfichtigt lafien und muß durd jeine Anträge darauf hin« 
wirken, daß auch in Fällen dieier Art durch die Veranlagung das muthmaßliche 
Einkommen in feiner wirklichen Höhe erfaßt wird. 

Insbeiondere iſt zu beachten, dab der im $ 30 Abi. 2 des Geſetzes vorge: 
ebene Zuichlag von 25 Prozent nach der Abjicht des Geſetzes nicht etwa einen 
Ausgleich für die vielleicht ftattgehabte Unterihäßung des wirklichen Cinfommens, 
jondern einen Nechtsnachtbeil darftellen ſoll, welcher dem Steuerpflidhtigen neben 
dem richtig veranlagten Steueriaß auferlegt wird, weil er jich jeiner geleglichen 
Pflicht zur Abgabe der Stenererflärung entzogen hat. 

Liegt dagegen eine von ihm nicht beanftandete Steuererklärung vor, oder 
find die etivaigen WBedenfen durch die vom Steuerpflichtigen gegebenen Aurklär: 
ungen Art. 55 geboben, jo legt der Porfigende die Angaben des Plichtigen 
feinem Gutachten zu Grunde. 

Im Uebrigen hat er auch ſeinerſeits die für die Vorichläge der Voreinſchätz— 
ungskommiſſion maßgebenden Grundiäge (Art. 44, 45) zu beachten. 
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Il. Wenn eine Veranlagung der Perſonen mit Einfommen von nicht mehr 
als 900 ME. zu erfolgen hat (8$ 74, 75 des Geſetzes), jo prüft der Vorfisende 
die Beichlüffe der Voreinſchätzungskommiſſion (vergl. Art. 45 Nr. 7) in gleicher 
Meile, wie dies zu I. in Anjehung der Borichläge derielben zur Veranlagung der 
Einfommenjteuer vorgeichrieben iſt; beanjtandet er einen Beſchluß, To erfolgt die 
Feltiegung des Steuerfages durch die Veranlagungskommiſſion. 


Dbliegenheiten und Befugniffe der Beranlagungskommilfion. 
(5 38 Abi. 1 bis 3 des Gejekes.) 


Art. 57. Nach Beendigung der Vorarbeiten beruft der Vorligende die Ver— 
anlagungskomiſſion, welche jo zeitig zujanmentreten muB, daß die gelammte Ver: 
anlagung jpäteitens am 15. März jeden Jahres beendet iſt. 

Die einzelnen Mitglieder der Kommiſſion können jedoch auch ſchon vor dem 
Zufammentritt derjelben dem Worjigenden bei der Prüfung der Einkommensnach— 
werjungen und Steuererflärungen, ſowie bei den Verhandlungen mit ben Steuer: 
pflichtigen betheiligt werden. 

Wegen der eidesjtattlichen Verpflichtung der Mitglieder, jowie wegen ihrer 
Geihäftsordnung wird auf die Beitimmungen Art. 68 bis 7O diejer Anweiſung 
Bezug genommen. 

Der Borfigende unterbreitet der Veranlagungskommiſſion die Einkommens— 
nachweilungen, ſowie die denjelben zu Grunde liegenden Nachrichten, die ſämmt— 
lichen eingegangenen Steuererflärungen und das durch die Verhandlungen mit dem 
Steuerpflichtigen erwacdiene Material. Auch gibt er der Kommilfion von dem 
Ergebnifie der im Art. 42 angeordneten Berathungen über die landwirthichaft: 
lichen Erträge und von den in diejer Hinſicht aufgeitellten Normaljägen Kenntniß 

Die Kommiſſion unterwirft das gelammte Material unter Verwerthung der 
eigenen Kenntniſſe ihrer Mitglieder einer eingehenden Prüfung. 

I. Hierbei ift fie an die zur Vorbereitung ihrer Beſchlußfaſſung ergangenen 
Verfügungen des Vorjigenden nicht gebunden und auch ihrerieits befugt: 

1. die im Art. 47 Il. Nr. 1 bis 6 erwähnten Hilfsmittel anzumenden ; 

2. den Erlaß der Aufforderung zur Steuererflärung an jolde Steuerpflichtige 
zu beichließen, welcdye mit einem Einkommen von mehr ald 3000 ME. bisher 
nicht veranlagt waren ; 

3. über die auf Grund des $ 27 des Geſetzes (vergl. Art. 30, 53) geitellten 
Anträge zu beichliegen, umd die vom Steuerpflichtigen vorzulegenden Nachweiſungen 
zu bezeichnen ; 

4. Stenererflärungen zu beanitanden. 

Im Falle der Beanftandung (Nr. 4) iit in Gemäßheit des Art. 55 Nr. 1 
bis 4 zu verfahren, jofern die dort vorgejcehene Mittheilung und Aufforderung 
nicht bereits von Seiten des Borligenden ergangen war. 

Unterläßt der Steuerpflichtige die von dem Vorjigenden oder der Kommiſſion 
erforderte Grflärung oder werden durch die abgegebenen Erklärungen und bei- 
gebrachten Beweismittel die Bedenken der Veranlagungskommiſſion gegen Die 
Nichtigkeit der beanitandeten Angabe nicht gehoben, jo it die Kommiſſion ferner 
befugt, aber nicht verpflichtet, von Amts wegen die nicht eidliche Vernehmung 
von Zeugen und Sachverjtändigen und jonftige zur Feititellung der Thatſachen 
erforderliche Erhebungen zu veranlaflen, insbeiondere auch vom Steuerpflichtigen 
die Vorlegung seiner Bücher, Stontrafte, Schuldverichreibungen, Zinsquittungen 
u. ſ. w. zu verlangen. 
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Die Zeugen und Sadveritändigen, deren Vernehmung beichloffen ift, dürfen 
die Auskunftsertheilung in diefem Falle nur unter den Vorausiegungen ablehnen, 
welde nadı der Givilprozegordnung für das Deutihe Reich (SS 348 bis 350, 
372, 373) zur Ablehnung eines Zeugniſſes bezw. Gutachtens berechtigen. 

11. Die Befragung des Steuerpflichtigen, die Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen jowie die VBorlegung der Bücher u. ſ. w. fann in der Sitzung 
vor der veriammmelten Kommiſſion stattfinden ; jedoch dürfen die vernommenen Ber- 
onen in feinem Falle bei der Berathung und Beſchlußfaſſung zugegen jein. 

Die Kommiſſion kann aber auc den Worjigenden oder ein einzelnes Mitglied 
mit der Erledigung der beichlojienen Beweisaufnahme beauftragen. Für zeit: 
raubende Beweiserhebungen, namentlich wenn es ſich um die Ginfichtnahme von 
Handelsbüchern handelt, wird das lestere Verfahren in der Negel den Borzug 
verdienen. 

Abweſende Zeugen und Sadveritändige find durch Griuchen der Ortöbehörde 
oder des Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion feines Wohnortes zu vernehmen. 

Die der Kommiſſion zuftchende Befugniß zur Einfihtnahme von Aften an: 
derer Behörden (Art. 47 II Nr. 6) iſt durch ein oder mehrere beauftragte Mit: 
glieder oder den Worfigenden oder die demielben beigegebenen Hilfsbeamten aus: 
zuüben. 

III. Eidliche oder eidesſtattliche Verſicherungen dürfen vom Steuerpflichtigen 
nicht erfordert und, auch wenn er ſich dazu erbietet, nicht abgenommen werden. 

Unaufgefordert abgegebene Verſicherungen dieſer Art find als nicht geſchehen 
zu betrachten. 

IV. Inſoweit behufs zutreffender Ginihägung eines Steuerpflichtigen die 
erforderliche Ntenntniß feiner Ginfommens- und Vermögensverhältniſſe noch fehlt, 
darf die Kommiſſion nicht davon abitehen, nadı Maßgabe der ihr zu dieſem Zwecke 
beigelegten Befugniſſe diejenigen der vorgenannten Mittel zur Aufklärung der 
Berhältnifie anzumenden, ven denen fie einen Erfolg erwarten faun; die Veran: 
lagung ſolcher Steuerpflichtigen ift nöthigen Falls jo lange auszufegen, bis Die 
danadı zu beichliegenden Grmittelungen vorgenommen find. 

Zur Veranlagung eines Steuerpflichtigen, welcher eine Steuererklärung ab: 
zugeben hat, darf nicht geichritten werden, bevor die für ihn maßgebende erite 
Friſt zur Abgabe derielben (Art. 50, 51) abgelaufen ift. 

Den Sriolg der nochmaligen Aufforderung (Art. 54) abzuwarten, iſt die 
Veranlagungskommiſſion nicht verpflichtet ; in der Negel wird dies aber, jorern 
nicht die rechtzeitige Erledigung des Veranlagungsgeſchäftes in Frage ſteht, zweck— 
mäßig ein, damit die etiva noch eingehende Steuererklärung bei der Veranlagung 
berüdiichtigt werden kann. 


Fellfebung des Steuerfaßes durch die Veranlagungskommiffion. 
S 38 Abi. 4 des Geſetzes.) 

Art. 58. Der Veranlagung durch die Kommiſſion unterliegen alle Steuer: 
pflichtigen, bezüglich deren der Steueriag nicht bereits vom Worfigenden feitgeiegt 
it (Bergl. Art. 56). 

Liegt eine vorichriftsmäßige, nicht beanftandete Steuererklärung vor, oder 
ind die Bedenken gegen den Inhalt einer jeitens der Kommiſſion oder des Bor: 
jigenden beanftandeten Stenerertlärung durch die jtattgehabten Verhandlungen be— 
jeitigt, To hat die Kommiſſion die Angaben des Steuerpflichtigen der Veranlagung 
desjelben zu Grunde zu legen. 
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Liegt dagegen eine vorſchriftsmäßige Steuererklärung überhaupt nicht vor, 
oder bleiben der Kommiſſion Zweifel an der Richtigkeit einer beanſtandeten Steuer— 
erklärung beſtehen, ſo ſetzt ſie das ſteuerpflichtige Einkommen und den demſelben 
entſprechenden Stenerſatz nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen auf Grund der ſtatt— 
gehabten Ermittelungen feſt. 

Hierbei hat fie jedoch die von der Berufungskommiſſion gezogenen Erinner— 
ungen (vgl. Art. 65), im Uebrigen die für das Gutachten der Voreinihägungs: 
fommiljion und des Vorfigenden gegebenen Beitimmungen (Art. 45, 56) genau 
zu beachten. Namentlih muß der veranlagte Steuerſatz dem ſteuerpflichtigen 
Geſammteinkommen, wie dasjelbe durd die Kommiſſion feſtgeſtellt ift, entiprechen, 
es jei denn, daß bei einem Pflichtigen mit einem Einkommen von nicht mehr als 
9500 ME. das VBorhandenfein eines der zuläſſigen beionderen Ermäßigungsgründe 
($ 19 des Gejeges) anerfannt und in der Bemerfungsipalte begründet wird. 

Stimmt die Feititellung des Steueriages durch die Kommiſſion mit dem 
Gutachten de3 VBorfitenden überein, jo genügt die entiprechende Ausfüllung der 
für den veranlagten Steneriag beſtimmten Spalte der Einkommenſteuerliſte (A), 
bezw. der Einfonmensnachmweilung (E). 

MWeicht der Beſchluß der Kommilfion dagegen von dem Gutachten ab, jo find 
die abweichenden Annahmen ſowie die weientlihen Gründe dafür in der Bemerkungs— 
jpalte furz anzugeben. 

Phyſiſche Perſonen, welche in der Einkommensnachweiſung B aufgenommen 
waren, nad der eititellung der Veranlagungskommiſſion aber ein Einkommen 
von mehr ald 3000 ME. nicht beziehen, werden in der Nachweiſung B geitrichen 
und durd die nöthigen Falls nah Maßgabe der ftattgehabten Ermittelungen zu 
berichtigende Einfommenfteuerliite A veranlagt. Umgekehrt müffen die nur im der 
legteren aufgeführten Perſonen, deren jteuerpflichtiges Einkommen nac den Feſt— 
ftellungen der Veranlagungskommiſſion den Betrag von 3000 ME. überfteigt, in 
die Nachweiiung B übertragen und durch dieje veranlagt werben, 

Kommen nad) erfolgter Beranlagung Thatiachen zur Kenntniß der Kommiſſion 
oder ihres WVoriigenden, welche zur Abänderung der Veranlagung Anlaß geben, 
jo ift eine anderweite Veranlagung vorzunehmen, jofern das VBenachrichtungs: 
ichreiben (Art. 60) dem Steuerpflichtigen noch nicht behändigt iſt. 

Wegen der Zuläffigfeit jpäterer Berichtigungen wird auf die Vorjchriften 
im 8 80 des Geſetzes und die dazu im dritten Theile diejer Anweiſung ergeben: 
den Grläuterungen verwielen. I 


Abſchluß der Einkommensnadyweifungen, Aufllellung der Einkommenfteuerrollen. 


Art. 59. Nach beendeter Veranlagung wird die Nachweilung B von dent 
Horfigenden und von den Mitgliedern, welche an der Beranlagung theilgenommen 
haben, vollzogen. 


Aus der Ginfommenitenerliitte A werden diejenigen darin aufgenommenen 
Berjonen, twelche nicht veranlagt worden find, weil ihr jteuerpflichtiges Einkommen 
den Betrag von 900 ME. nicht überfteigt, oder weil fie der Einkommenſteuer 
überhaupt wicht unterliegen, geitrichen, und die Eintragungen im Perſonenver— 
zeichniß (Mufter III) entiprechend berichtigt. 

Sodann werden die Spalten 4 bis 6, 24 bis 38 der Einfonmenfteuerlifte A, 
fowie die Spalten 27, 29 bis 31 der Einkommensnachweiſung B aufgerechnet 
und die Lifte jowie die Nachweiſung von dem PVorfigenden mit dem Feitiegungs- 
vermerfe verjehen; die Einkommenſteucrrollen Muſter V werden durch Ausfüllung 
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und Abichluß der Spalten 2 und 4 (bezw. 4a und 4b) ergänzt, in der auf 
dem Muster vorgeichriebenen Weile beicheinigt und Behufs Anfertigung der Hebe— 
regiiter (Kontobücher, Hebeliiten) der Hebeitelle zugefertigt, welche die Rollen binnen 
einer angemeſſenen Frilt an die Gemeinden (Gutsbezirke) befördert. Wo die ört— 
libe Hebung von verjchiedenen Stellen beiorgt wird, gelangen die Rollen zunädjit 
an die Klaſſe, welche die Hebung der Steuer von den höheren Einfommen obliegt. 


Nach Abichluß der Heberollen ſtellt der Vorfigende der Veranlagungstommillton 
die Nachmweiiung von der im ganzen Kreiſe auffommenden Ginfommeniteuer 
(Mufter XII) auf, beicheinigt die Webereinitimmung mit den Abſchlüſſen der 
Sinfommensnahmeiiungen und überreicht die Streisnadyweiiung im zweifacher Aus: 
fertigung, falls aber mehrere Steuerkaſſen betheiligt find, in einfacher Ausfertigung 
und einem Anszuge für jede Steuerfalle der Regierung, welde die Kreisnach— 
weilungen ſowie die Ausziige rechneriih prüft, nach Hebung etwaiger Anſtände 
beicheinigt und mit den Feitiegungsvermerfe verjieht. Cine Ausfertigung der 
fejtgelegten Streisnachweilung bezw. der Auszug aus derjelben wird der Kreis— 
bezw. Steuerfafle zugefertigt. 

Eine nad Kreis: (Steuer)fafienbezirfen geordnete Zulammenftellung über das 
Sollauffommen an Einkommenſteuer von ganzen Bezirke theilt die Regierung 
der Oberrehhnungsfammer fowie der Regierungshauptfafle mit 

Bis zum 1. Mai hat die Regierung den Jahresbetrag der im Bezirfe ver: 
anlagten Einkommenſteuer in einer Summe dem Finanzwminiſter anzuzeigen. 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion erſtattet über das Ergebniß der 
Sinfommenfteuerveranlagung im ganzen Kreiſe dem Worfigenden der Berufungs- 
kommiſſion nad) näherer Beſtimmung desielben eingehenden Bericht. (Vgl. aud 
Art. 65 Nr. 3). 


Bekanntmadhung der Veranlagung. 
(88 39, 75 Abſ. 3 des Geſetzes.) 

Art. 60. I. Eine Offenlegung der Einkommenſteuerliſten oder Rollen findet 
nicht statt. Sofort nach beeudetem Neranlagungsgeichäfte iſt jedem mit einem 
Einfommen von mehr ald 900 ME. veranlagten Steuerpflichtigen ein vom Vor: 
figenden der Veranlagungskommiſſion vollzogenes (vergl. Art. TO Nr. 7), gehörig 
verichloffenes Benachrichtigungsichreiben Kostenfrei zuzuſtellen (Art. 71), weldes 
enthalten muß: 

1. den veranlagten Jahresitenerjag jowie die Einfommensgrenzen der Stufe, 
innerhalb deren das bei der Veranlagung angenommene Jahreseinfommen liegt; 

2, die Belehrung, dab denjenigen Stenerpflihtigen, welche nicht durch Ber: 
jäumung der Friſt zur Abgabe der ihnen obliegenden Steuererklärung gemäß 
8 30 Nbi. 1 des Geieres die geieglichen Rechtsmittel verloren haben, gegen das 
Ergebniß der Veranlagung das binnen einer Ausichlußfriitt von vier Wochen 
(28 Tage), von dem auf die Zuitellung der Benachrichtigung folgenden Tage ab 
gerechnet, bei dem VBorfigenden der Veranlagungskommiſſion einzulegende Rechts: 
mittel der Berufung an die Berufungskommiſſion zuſteht; 

3. die Eröffnung, dak durch die Ginlequng des Nechtömitteld die Zahlung 
der veranlagten Steuer nicht aufgehalten wird, vielmehr mit Vorbehalt der jpäteren 
Gritattung des etwa zuviel gezahlten in den vorgeichriebenen Friften erfolgen muB. 

An Anſehung der Abweſenden iſt bei Faſſung der Belehrung zu 2 die Vor: 
ichrift im 8 79 des Geſetzes zu beachten. 
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II. Wo eine Veranlagung der Berionen mit Einkommen von nicht mehr ala 
900 ME. ftattgefunden hat, überiendet der Worfigende die von ihm feſtgeſetzte 
Steuerliite dem Gemeindevoritande behufs Veranlaſſung der vorgeichriebenen öffent: 
lihen Auslegung ($ 75 Abi. 3 des Geſetzes). 

Eine Befanntmahung des Steuerjaged an dieje Perſonen durch den Bor: 
figenden der Veranlagungstommiiiion findet nicht ftatt. 


Feſtſehung des Bufchlages von 25 Prozent. 
‘$ 30 Abi. 2, 3 des Gefehes.) 


Art. 61. Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion theilt der Bezirks— 
regierung ein nach beiliegendem Muster XIV gemeindeweiie aufgeitelltes Verzeichniß 
derjenigen Steuerpflichtigen mit, welche auch nach der nochmaligen Aufforderung 
($ 20 Abi. 2 des Gejeges, Art. 54 diejer Anweiſung) die ihnen obliegende Steuer: 
erklärung innerhalb der vorgeichriebenen Friſt nicht abgegeben haben. 

Auf Grund diejes Verzeichniiies, welchem die nöthigen Beläge (Aufforderungen, 
Behändigungsicheine u. ſ. w.) beizufügen find, prüft die Vezirfäregierung, ob die 
Vorausjegungen vorliegen, unter welchen der im $ 30 Abj. 2 des Geſetzes an— 
gedrohte Rechtsnachtheil verwirft iſt, und jest zutreffenden Falles den Zuichlag 
von 25 Prozent zu der veranlagten Steuer für das ganze Steuerjahr feit; ergeben 
fih Anftände, jo veranlaßt fie die Crörterung derielben, nöthigen Falls die etwa 
erforderliche Ergänzung des Verfahrens. 

Die Feitiegungen trägt die Negierung in das Verzeichnii ein und gibt das- 
jelbe mit je einer Ausfertigung der Feſtſetzung für die betroffenen Steuerpflichtigen 
dem Worligenden der Veranlagungskommiſſion zurüd, welcder die Ausfertigung 
dem Steuerpflichtigen zujtellt und das Verzeichniß der Hebeitelle mittheilt. Dieje 
vermerft das Grforderliche wegen der Hebung und gibt das Verzeichniß ſodann 
an den Gemeinde-(Guts-)vorſtand ab. 


Fünfter Abſchnitt. 
Rechtsmittel. 
Berufungen des Steuerpflichtigen. 
SS 40, 75 Abi. 4 des Geſetzes— 

Art. 62. I. Der Steuerpflichtige hat die Berufung, welde an eine Form 
nicht gebunden iſt, bei dem Boriigenden der Veranlagungskommiſſion innerhalb 
der geieglichen Ausichlußfriit (Art 60 I Nr. 2) ſchriftlich oder zu Protokoll an: 
zubringen. Berufungen, welde bei unzuitändigen Stellen eingehen, find von 
diejen an den zuitändigen WVorligenden abzugeben. 

Es iſt Sache des Stenerpflichtigen, die zur Begründung des Nechtämittels 
erforderlihen Thatiachen und Beweismittel anzuführen. Verſpätete Berufungen 
weilt der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion ohne Weiteres zurüd. Die 
Enticheidung darüber, ob eine Berufung gemäß der Vorichrift $ 30 Abi. 1 des 
Geſetzes verwirkt ift, bleibt in jedem Falle der Berufungskommiſſion vorbehalten. 

Der Borfigende der Beranlagungsfommillion stellt, nöthigen Falls unter 
Mitwirkung des Gemeinde-(Guts-)vorſtandes, die Erhebungen an, zu welden die 
rechtzeitigen Berufungen der Steuerpflichtigen Anlaß geben und überreicht dieſelben 
fodann dem VBorfigenden der Berufungskommiſſion mit einer gutachtlichen Neuerung, 
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welcher ein Auszug aus der Einkommenſteuerliſte bezw. Einkommensnachweiſung, 
die etiva abgegebene Steuerflärung, ſowie die jonitigen Worverhandlungen beizu- 
fügen Sind. 

Das Gutachten muß ſich namentlich auch darüber verbreiten, ob die vorliegende 
Stenererflärung rechtzeitig eingereicht und ob, falls eine Steuererflärung nicht 
vorliegt, der Steuerpflichtige zur. Abgabe einer jolchen verpflichtet war. 

Hat der Borfigende auch jeinerieits Berufung eingelegt (Art. 63), To iſt 
ansdrüdlich darauf hinzuweiſen. 

II. Die Beitimmungen zu I Abi. 1, 2 und 3 finden auf die Berufung gegen 
die zu fomnmmalen Zweden erfolgte Beranlagung ($ 75 Abi. 4 des Geſetzes) mit 
der Maßgabe Anwendung, da wenn die Veranlagung durch die Voreinihäsungs- 
kommiſſion ohne Beanftandung erfolgt iſt (vgl. Art. 45 Nr. 7, Art. 56 II), 
der Vorſitzende nah Abichluß der erforderlichen Erhebungen die Berufung mit 
jeinem Gutachten der Veranlagungskommiſſion zur Gnticheidung vorlegt. 

Für das Berufungsverfahren vor der Veranlagungsfommillion find die im 
Art. 66 Nr. 1 und 2 gegebenen Borichriften maßgebend. Jedoch it die Ver: 
anlagungstommijfion nicht befugt, die eidlihe Bekräftigung des Zeugnifles oder 
Gutachtens zu erfordern. 


DBerufungen des Borfibenden der Beranlagungskommiffion. 
8 40 des Gelehes.' 


Art. 63. Dem Vorfitenden der VBeranlagungsftommiljion fteht die Berufung 
gegen das Ergebniß der Veranlagung zu, mag der Stenerſatz durch ihn jelbit 
Art. 56 oder durch die Veranlagungsfommiſſion feitgejegt fein. 

Der PVoriigende hat die Berufung binnen einer Ausſchlußfriſt von vier 
Wochen (28 Tagen) vom Tage des angerochtenen Beichluffes am geredinet, bei 
dem Vorſitzenden der Berufungskommiſſion unter Bezugnahme auf die dem letteren 
etwa bereit3 vorliegende Berufung des Steuerpflichtigen (Art. 62) anzubringen 
und zu begründet; ein Auszug aus der Einkommensnachweiſung it mit den 
ſämmtlichen Borverhandlungen beizufügen. 

Als Tag des angefochtenen Beichluffes gilt, Sofern die Berhanblungen nicht 
etwas anderes ergeben, der Tag, an welchem die betreffende Einkommenſteuerliſte 
oder Einkommensnachweiſung feſtgeſetzt iſt. 

Eine Abſchrift der Berufungsſchrift ſtellt der Vorſitzende der Veranlagungs— 
kommiſſion dem Steuerpflichtigen unter dem Anheimgeben zu, ſeine Gegenerklärung 
binnen 14 Tagen unmittelbar dem Vorſitzenden der Berufungskommiſſion einzu— 
reichen. Binfichtlich der Anwendung dieſes Nechtsmittel® gilt Folgendes: 

1. Der Vorfigende hat die Berufung einzulegen, ſobald nad) feiner pflicht- 
mäßigen leberzeugung das der Neranlagung eines Steuerpflichtiaen zu Grunde 
gelegte Gejanmmteinfommen dem wirklichen Einkommen desjelben nicht entiprict, 
oder ſobald bei Berechnung des fteuerpflichtigen Einkommen oder bei Feitiegung 
des Steuerjages die nad dem Gejege und den Ausführungsbeitimmungen maß: 
gebenden Veranlagungsgrundſätze nicht oder nicht richtig angewendet find- 

2. Die Einlegung der Berufung ift ferner gerechtfertigt, wenn die Veran— 
lagung eined Stenerpflichtigen von der Kommiſſion ohne Weiteres vorgenommen 
ist, obwohl die Einkommensverhältniſſe nicht genügend aufgeklärt und die zur 
Feſtſtellung derielben vorhandenen Hülfsmittel noch nicht erichöpft waren, oder 
wenn der Borjigende der Veranlagungskommiſſion nach geichehener Zuftellung des 
Beranlagungsichreibens aber innerhalb der Berufungsfrift ſolche bei der Veran: 
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lagung nicht berüdiichtigte Thatiachen in Erfahrung bringt, welde eine abweichende 
Veranlagung begründet haben wirden. 

3. Iedenfalls muß der Vorfigende die Berufung einlegen, wenn der Bor: 
jigende der Berufungskommiſſion ihn ausdrüdlic dazu angemwiejen hat, oder wenn 
die von demijelben oder von der Berufungskommiſſion gegen die Einſchätzung eines 
einzelnen Pflichtigen vor der Veranlagung gezogene Grinnerung (vgl. Art. 65 
Nr. 3) feitens der Veranlagungskommiſſion nicht beachtet ift. 

In Fällen diefer Art (Nr. 3) bleibt es dem VBorfigenden der Veranlagungs— 
kommiſſion unbenommen, feine etwa entgegenitehende Auffaifung vorzutragen und 
zu begründen; er hat aber aud gegen jeine Ueberzeugung von dem Rechtsmittel 
Gebrauch zu machen und die Berufung To lange aufrecht zu erhalten, bis ber 
Jorfigende der Berufungskommiſſion von der weiteren Verfolgung ausdrüdlic 
Abitand nimmt, 

4. Gegen die nur zu kommunalen Zweden erfolgten VBeranlagungen (SS 74, 
75 des Geſetzes) ſteht dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion das Recht: 
mittel der Berufung nicht zu. 


Die Berufungskommiffion. 
8 41 des Gefehes. 


Art. 64. Hinfichtlih der Zuianmeniegung der für jeden Negierungsbezirt 
zu bildenden Berufungskommiſſion wird auf 8 41 des Geſetzes verwieſen. 

Der Finanzminister bezeichnet die Zahl der für die Berufungskommiſſion 
eines jeden Negierungsbezirfes zu wählenden Mitglieder und Stellvertreter dem 
Oberpräfidenten, welcher die Wahl durch den Provinzialausſchuß — für die Stadt 
Berlin durch den Magiitrat und die Stadtverordnetenverſammlung in gemeinichaft- 
liher Sitzung veranlaßt und das Ergebniß dem betbeiligten Vorſitzenden der Be: 
rufungskommiſſion mittbeilt. 

Der Letztere berichtet unter Beifügung eines Werzeichniffes der gewählten 
Perſonen wegen der von der Regierung — in Berlin von dem Finanzminiſter — 
zu ernennenden Mitglieder und Stellvertreter den Finanzminiſter. 

Wählbar als Mitglieder oder Stellvertreter find nur Einwohner desjenigen 
Negierungsbezirfes, für welchen die Berufungskommiſſion gebildet wird. Im 
Hebrigen finden hinfichtlih der MWühlbarkeit und binfichtlich der Berüdiichtigung 
der verschiedenen Arten des Einkommens die nah Art. 40 I Nr. 4 für die Bor: 
einihäsungsfommillion maßgebenden Beitimmungen auch auf die Berufungs— 
kommiſſion Anwendung. 

Die Auslooſung der bei der eriten theilweiien Erneuerung der Berufungs: 
kommiſſionen ausicheidenden Mitglieder findet in gleicher Weile ftatt, wie im Art. 46 
zu Nr. 3 binfichtlich der Veranlagungskommiſſionen vorgeichrieben ilt. 

Wegen der eidesitattlichen Verpflichtung der neu eintretenden Mitglieder und 
der von den Berufungskommiſſionen zu beobachtenden Geichäftsordnung wird auf 
Art. 68 bis TO verwieſen. 


Der Borfibende der Berufungskommiffion. 


($ 42 des Geſetzes. 


Art. 65. Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion iſt in Bezug auf Die 
richtige Feititellung der Steuer der Vertreter der Staatsintereflen für feinen Bezirk. 
Ihm liegt die obere Leitung des gelammten Beranlagungsgeihäfts im Bezirfe ob. 
Er bat die gleihmäßige Anwendung der Beranlagungsgrumdiäge zu überwachen, 
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die Geſchäftsführung der PVorfigenden der Veranlagungsfommillionen zu beauf: 
fihtigen und für die rechtzeitige Vollendung des Veranlagungsgeſchäfts zu jorgen. 

Um diejer Aufgabe zu genügen, darf er ſich nicht auf die Grörterung der 
eingelegten Berufungen und ſonſtigen Beichwerden beichränfen, fondern er muß 
bei eigener Verantwortung von Amts wegen für die jachgemäße Handhabung der 
bejtehenden Vorſchriften Sorge tragen und die zur Beleitigung der wahrgenommenen 
Mängel geeigneten Mafregeln treffen. Zu dieiem Zwecke hat er jich über alle in 
Betracht fonımende Verhältniſſe fortlaufend unterrichtet zu halten und namentlich 
die nachjtehenden Anordnungen zu befolgen. j 

1. Der PVorfigende der Berufungskommiſſion muß alljährlich mindeitens 
mehrere Kreiſe feines Bezirkes bereiien, um durch perſönliche Anſchauung von der 
Art der Ausführung der die Cinfommtenitenerveranlagung betreffenden Vorſchriften 
und von der Behandlung der bezüglichen Geichäfte ſowohl seitens der Gemeinde: 
und Gutsvoritände als auch jeitens der Veranlagungs- und Voreinſchätzungs— 
kommiſſionen ſowie der Vorſitzenden derielben an Ort und Stelle Kenntniß zu nehmen. 

Jedenfalls ein Theil dieier Bereilungen muß zur Zeit der Einkommensteuer: 
veranlagung itattfinden, damit der Vorjigende fich ein zutreffendes Urtheil darüber 
bilden fann, ob das Verfahren bei Entgegennahme, bei Prüfung und Erörterung 
der Steuererflärungen den beitehenden Worichriften entipricht, und damit fich ibm 
ausgiebige Gelegenheit zur Theilnahme an den Sigungen der Beranlagıngs: 
kommiſſion bietet. 

2. Im die gleichmäßige Anwendung richtiger Veranlagungsgrundiäge in den 
verichiedenen Kreiſen ſeines Bezirks zu jichern, muß der Vorjigende der Berufungs- 
fommillion genaue Kenntnig von dem Grgebnille der im Art. 42 angeordneten 
Berathungen nehmen. 

Wo die Umſtände es angezeigt ericheinen laſſen, bat er, bevor dieſe Berath— 
ungen ftattfinden, die Vorligenden benachbarter VBeranlgqungsbezirfe zu verſammeln, 
und in gemeiniamer Vorberathung die für die bevoritehende Veranlagung vorzu— 
ſchlagenden Einſchätzungsnormen feitzuitellen. 

3. Er muß die der Berufungskommiſſion obliegende Prüfung der Perſonen— 
ftandsverzeichniffe und Einkommensnachweiſungen gründlich vorbereiten, dielelben 
zu dieſem Zwecke einer forgfältigen Durchficht unterwerfen, jeine Grinnerungen 
dagegen aufitellen, den Borfigenden der Veranlagungskommiſſion zur Grörterung 
mittheilen, und die Verhandlungen, ſoweit er nicht die Erinnerungen durch die 
vom Borligenden der Veranlagungskommiſſion gegebenen Grläuterungen für er: 
ledigt erachtet, der Berufungsfommisiion bei ihrem nächiten Zuſammentritt zur 
Kenntnißnahme und Beſchlußfaſſung vorlegen. 

Sofern die Berufungskommiſſion den Erinnerungen beitritt, iſt die Veran— 
lagungskommiſſion verpflichtet, die ihr zur Nachachtung mitzutheilenden Erinner— 
ungen bei der Veranlagung für das nächſte Steuerjahr zu beachten. 

Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion iſt aber auch ſeinerſeits befugt, 
die Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſionen mit Weiſungen wegen der von 
ihnen bei den Kommiſſionen hinſichtlich der Veranlagung einzelner Steuerpflichtiger 
zu ſtellenden Anträge zu verſehen, und bat die Befolgung der im Art. 63 Wir, 3 
wegen Cinlegung der Berufung gegebenen Borichrift genau zu Eontrolliren. 

Spweit die Prüfung der Ginfommensnahweilungen nicht gelegentlich der 
Bereifungen (Nr. 1) stattfinden kann und die Urichriften bei den WVorfigenden der 
Veranlagungskommiſſionen nicht entbehrlich find, müſſen dem Worligenden der 
Berufungskommiſſion Abichriften der Sinfommensnachweilungen oder der von ihm 
zn bezeichnenden Theile devielben auf Erfordern eingereicht werden. 
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4. Zur Wahrnehmung feiner Obliegenheiten, insbeſondere bei Prüfung der 
Einfommensnahweilungen (Nr. 3) faun der Vorfigende den ihm beigegebenen 
Stellvertreter zu jeiner Unterftügung heranziehen. 


Das weitere Berfahren bei Behandlung der Berufungen. 
($$ 43, 75 Abi. 4b des Gejeges.) 
1. Die Erörterung der Berufungen durh den Vorſitzenden. 


Art. 66. Dem Vorſitzenden der Berufungsfommiifion bleibt es überlaſſer, 
die Einreichung der Berufung (Art. 62, 63) mittelit tabellariicher Nachweifungen 
und die dafür zu bemugenden Formulare vorzuichreiben. 

Die eingegangenen Berufungen und die dazu gehörigen Vorverhandlungen 
und jonftigen Unterlagen unterwirft er einer genauen Durchſicht und bereitet die 
von der Berufungskommiſſion abzugebende Entjicheidung foweit vor, daß dielelbe 
in der Regel bei dem Zulammentritt der Kommiſſion ohne weiteren Aufenthalt 
erfolgen fan. Seine Prüfung muß fich darauf erjtreden, einerieit® ob bei der 
Reranlaaung die im eriten Theile diejer Amweilung angegebenen materiellen Grund: 
läge befolgt, andererſeits ob die Vorichriften über das Verfahren beobachtet find ; 
ergeben ich in lesterer Hinſicht Mängel, jo ordnet er fofort die erforderliche Er— 
gänzung der Verhandlungen an, insbejondere die Nachholung einer vom Steuer: 
pflichtigen bei Erörterung der Steuererklärung etwa beantragten aber ohne ges 
nügenden Grund unterbliebenen Bemweisaufnahme. 

Der PVorjigende hat außerdem die zur Begründung oder zur Widerlegung 
der Berufung angebotenen, geieglich zuläſſigen Beweiſe zu erheben, wenn nicht 
die unter Beweis geitellten Thatſachen jelbit unbeitritten oder für die Beurtheilung 
der Sache unerheblich jind. 

Er iſt ferner befugt, den Steuerpflichtigen zur Ergänzung feiner Anführungen 
und Beweisanträge aufzufordern oder von Amts wegen eine genaue Feſtſtellung 
der Vermögen: und Einkommensverhältniſſe des Stenerpflichtigen zu veranlaſſen. 

Dierbei stehen ihm nicht nur die nämlichen Hilfsmittel wie den VBeranlagungs: . 
fommilltonen zu Gebote (vergl. Art. 57 zu I unter Nr. 1 und 4), fondern er 
fann auch die eidliche Bekräftigung des Zeugnifles oder Gutachtens der bereits 
im Borverfahren oder von ihm vernommenen Zeugen bezw. Sacveritändigen vor 
dem zuftändigen Amtsgerichte erfordern. 


2. Die Entidbeidung der Berufungskommiſſion. 


Nach vollitändiger Grörterung der Berufungen unterbreitet der Vorſitzende 
die Verhandlungen mit jeinem Gutachten der Berufungstommiljion. 

Diefelbe prüft die Verhandlungen nach denjelben Gefichtspunften und mit 
den nämlichen Berugniflen, welche oben zu 1 angegeben find. 

Auch die Berufungskommiſſion darf ebenjowenig wie der Vorfigende vom 
Steuerpflichtigen jelbit eine eidliche oder eidesitattliche Verficherung erfordern oder 
auf freiwillige Erbieten eine jolche abnehmen (vergl. Art. 57 I. 

Die Berufungskommiſſion beichliegt über die ihrer Enticheidung zu Grunde 
zu legenden thatlächlichen Annahmen auf Grund des Geſammtergebniſſes der jtatt- 
gehabten Verhandlungen nad) ihrer prlichtmäßigen. Heberzeugung. 

Die Enticheidung muß zugleich Beſtimmung darüber treffen, ob die Koſten, 
welche durch die gelegentlih der Berufung veranlaßten Grmittelungen erwachien 
jind, vom Stenerpflichtigen evitattet werden jollen ($ 71 des Gejetes). 
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Der Enticheidung der Berufungsfonmiiiion find Gründe beizugeben, welche 
in jedem Falle über das von der Berufungsfommifiion angenommene fteuerpflichtige 
Gelammteinfommen, Towie über die angewendeten Rechtsnormen Auskunft geben 
müſſen. 

Iſt ſowohl vom Steuerpflichtigen als auch vom Vorſitzenden der Veran— 
lagungskommiſſion Berufung eingelegt, ſo ſind beide Rechtsmittel gemeinſam zu 
erörtern und durch eine Entſcheidung zu erledigen. 


3. Zuſtellung der Entſcheidung. 


Ausfertigung der Entſcheidung wird dem Steuerpflichtigen in verſchloſſenem 
Schreiben durch Vermittelung des Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion zu— 
geſtellt, welcher, ſofern dadurch eine Aenderung des veranlagten Steuerſatzes her— 
beigeführt wird, die Einkommensnachweiſung berichtigt, auch die Gemeinde-Guts-) 
vorſtände ſowie die Hebeſtelle mit Nachricht verſieht. 


4. Die Beſchwerde an das Oberverwaltungdgeridt. 


Wegen der jowohl den Steuerpflichtigen als auch dem Vorfigenden der Be 
rufungskommiſſion gegen die Enticheidung der lebteren zuftehenden Beſchwerde 
an das Oberverwaltnngsgeriht wird auf die SS 44 ff. des Geſetzes Bezug ge 
nonmen. 

Der Vorfigende der Berufungskommiſſion hat vor Einlegung der von ihm 
beabjichtigten Beſchwerde unter Einreichung der Verhandlungen dem Finanzminifter 
zu berichten und deilen Beſtimmung darüber einzuholen. 

Bei Meberreihung der Beichwerden an das Oberverwaltungsgeriht (S 45 
des Geſetzes) find auch die ſämmtlichen Vorverhandlungen beizufügen. 

Bon jeder auf eine Beichwerde ergebenden Enticheidung des Oberverwaltungs: 
gerichts gibt der Vorfigende der Berufungskommiſſion dem Worfigenden der Ver: 
aulagungskommiſſion Stenntniß, welcher damit verfährt, wie unter Nr. 3 vor: 
geichrieben  ift. 


Befchwerden über das Berfahren. 
(88 42, 34 Abi. 1, 8 55 des Geſetzes.) 


Art. 67. Außer der Prüfung der Cinfommensnahweifungen (Art. 65 Nr. 3) 
und der Enticheidung über die Berufungen (Art. 66) fteht der Berufuugskommiſſion 
die Enticheidung über alle gegen das Verfahren der Veranlagungskommiſſionen 
angebrachten Beichwerden zu. 

Geht eine solche Beſchwerde ein, fo hat der PVorfigende der Berufung: 
kommiſſion diejelbe dem Borfigenden der Veranlagungstommilition zur Aeußerung 
vorzulegen und die etwa jonft zur Vorbereitung der Enticheidung erforderlichen 
Grmittelungen zu veranlafien. 

Die Enticheidung über alle Beichwerden, welche gegen das Verfahren des 
Vorſitzenden einer Veranlagungskommiſſion gerichtet find, ſteht dem Vorſitzenden 
der Berufungskommiſſion vermöge feines Aufſichtsrechts über denielben zu. 

Beichwerden über das Verfahren der Berufungsfommiifionen oder der Vor: 
jigenden derſelben enticheidet der Finanzminister, ſoweit nicht die Zuftändigfeit 
des Oberverwaltungsgerichts in Gemäßheit der SS 44, 48 des Gejeges (vergl. 
Art. 66 Nr. 4) begründet iſt. 

Die in diejem Artikel erwähnten Beſchwerden über das Verfahren find weder 
an Friſten noch an Formen gebunden. 
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Sehfler Abſchnill. 
Geſchäftsordnung der Kommiflionen. 
Gefchäftsleitung. 

($ 51 Abſ. 1 des Geſehtzes.) 


Art. 68. Die Vorjitenden der Kommiſſionen haben die letzteren zuſammen— 
zuberufen, deren Geichäfte vorzubereiten und zu leiten, jowie die nicht von ihmen 
durch Ginlegung von Rechtsmitteln angefochtenen Kommiſſionsbeſchlüſſe auszuführen. 

In Behinderungsfällen übernimmt der ernannte Stellvertreter den Vorſitz. 

Der Vorſitzende iſt auc befugt, dem legteren die Stellvertretung bei Wahr: 
nehmung einzelner Geichäfte oder Geichäftszweige zu übertragen. 

Bei Ausübung der Stellvertretung ſtehen dem Stellvertreter alle Rechte und 
Pflichten des Vorſitzenden jelbit zu. 

Wenn in Laufe der Wahl-(Ernennungss)periode ein gewähltes oder ernauntes 
Mitglied der Koinmiſſion durch Tod oder aus anderen Gründen ausicheidet oder 
dauernd an der Mitwirkung bei den Geſchäften behindert wird, hat der Vorſitzende 
aus der Zahl der jtellvertretenden Mitglieder einen Griagmann einzuberufen. 

Zur Wahrnehmung einzelner Gejchäfte an Stelle eines vorübergehend verhinderten 
Mitgliedes find die Stellvertreter in der Negel nicht heranzuziehen. Jedoch iit dies 
nicht ausgeichloffen, wenn nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden die ordnungsnäßige 
Erledigung der Geichäfte die Ginberufung eines Stellvertreters erfordert. 

Als Erjagmann für ein gewähltes Mitglied darf nur ein gewählter, als Erſatz— 
mann für ein ernanntes Mitglied nur ein ernannter Stellvertreter einberufen werden. 


Die Bildung von Unterkommiflionen. 
8 51 Abi. 2 des Gejehes.) 

Art. 69. Sofern der Umfang der Geichäfte es erfordert, iſt es zulällig, 
aus der Gefammtlommillion zum Zweck der Geichäftövertheilung Abtheilungen 
(Unterkommiſſionen) zu bilden. 

Die Vertheilung der Gejchäfte und der Mitglieder unter den einzelnen Unter: 
kommiſſionen gebührt dem Vorſitzenden. 

Un der Ginheitlicheit der Geſammtkommiſſion wird durch die Cinrichtung 
von Unterkommiſſionen nichts geändert. Insbeſondere iſt das in dem Gejek be: 
ftimmte Verhältnig zwiſchen der Zahl der ernannten und der gewählten Mits 
glieder nur für die Geſammtkommiſſion, nicht aber für die einzelnen Unter— 
fommilfionen maßgebend. 

Der Rorfigende der Geſammtkommiſſſon behält in allen Fällen die Ober: 
leitung der Geichäfte auch in den Unterkommiſſionen; er bleibt für die ordnungs— 
mäßige Grledigung der Geichäfte in ven lesteren verantwortlich, und iſt jeder 
Zeit befugt, in den einzelnen Unterkommiſſionen jelbit den Vorſitz zu übernehmen, 
auch wenn zu diefem Zived ein ftändiger Vertreter ernannt oder von ihm beſtellt iſt. 


Sonfige Beflimmungen über die Gefchäftsordnung. 
(SS 51 Abi. 3 bis 6, 52, 54, 72 des Gejehes. 

Art. 70. 1. Die Kommijfionen und Unterfommifjfionen erledigen ihre Ge: 
ihäfte in der Negel in gemeiniamen, von Worjigenden nad) Bedürfniß anzu— 
beraumenden Sigungen. Jedoch ift es demielben in einzelnen dringenden Fällen 
und bei flarer Lage der Sache geitattet, die Stimmen der Mitglieder mittelit Um— 
laufs ſchriftlich einzuholen. 
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In der Einladung zu den Sigungen, welche gegen Empfangsbeicheinigung 
oder mittelſt eingeichriebenen Briefes durch die Post erfolgt, ift der Gegenitand 
des in der bevorftehenden Situng zu erledigenden Gejchäftes (3. B. „Vornahme 
der Cintommenjteuerveranlagung für das Steuerjahr 1892/93”) kurz zu be 
zeichnen. 

2. Die Kommiſſionen (Unterkommiſſionen) find bei Anweſenheit von mindeliens 
drei Mitgliedern einjchließlic des Vorſitzenden beihlußfähig, wobei e8 nicht darauf 
ankommt, daß unter den Anweſenden die Zahl der gewählten und ernannten Mit- 
glieder in dem für die Geſammtkommiſſion vorgeichriebenen Verhältniſſe iteht. 

Die Beihlüfle werden nach abjoluter Stimmenmehrheit der an der Beſchluß— 
faſſung theilnehmenden Mitglieder gefaßt. Dem Vorfigenden beziw. dem an feiner 
Statt den Vorſitz führenden Stellvertreter fteht volles Stimmredt zu; bei Stimmen- 
gleichheit enticheidet feine Stimmie. 

So lange über die Einſchätzung oder Berufung eines Kommiſſionsmitgliedes 
oder jeiner Verwandten oder Verfchwägerten in aufs und abjteigender Linie oder 
bis zum dritten Grade der Seitenlinien berathen und abgeitimmt wird, hat das: 
jelbe abzutreten. 

Ergeben lich diefe Vorausſetzungen binfichtlih der Perſon des Vorſitzenden, 
jo hat derielbe die Führung des Vorfiges einem der Kommiljionsmitglieder zu 
übertragen. 

3. Iſt eine Kommiffion, weil auf die erjte Einladung ſich die Mitglieder 
nicht in beichlußfähiger Zahl eingefunden hatten, zum zweiten Male gehörig ae: 
laden und wiederum nidyt die erforderliche Anzahl der Mitglieder erichienen, io 
muß dies, Falls nicht befondere Umftände vorliegen, welche eine ſolche Annahme 
ausichliegen, einer Weigerung, die angefündigten Geichäfte zu erledigen, aleich 
geachtet und in Gemäßbeit des S 54 des Geſetzes verfahren werden; hierauf it 
in der zweiten an die Mitglieder ergebenden Einladung ausdrüdlich hinzuweiſen. 

Als Auffihtöbehörde im Sinne des 8 54 des Geſetzes gilt in Anjehung der 
Voreinſchätzungs- und Veranlagungskommiſſionen der Vorſitzende der Berufungs— 
kommiſſion, in Anſehung der Berufungskommiſſionen der Finanzminiſter. 

4. Die in eine Kommiſſion neu eintretenden Mitglieder haben in der eriten 
Kommilfionsfigung, an welcher fie theilnehmen, vor Beginn der Verhandlungen 
dem Borfigenden mittelit Handichlags an Eidesitatt zu geloben, daß fie bei den 
Kommillionsverhandlungen ohne Anſehen der Perſon nad beiten Wiffen und Ge: 
willen verfahren und die Verhandlungen, jowie die hierbei zu ihrer Kenntniß 
gelangenden Berhältniffe der Steuerpflichtigen ftrengftens geheim halten werden. 

Einer Wiederholung des Gelöbniffes im Falle der Wiederwahl oder der 
Miederernennung eines ausgejchiedenen Mitgliedes bedarf es nicht. 

Zur Entgegennahme des gleichen Gelöbniſſes von Seiten derjenigen Bor: 
jigenden oder ftellvertretenden Vorfigenden, welche nicht ſchon als Beamte vereidigt 
ind ($ 52 Abi. 2 des Geſetzes), hat die Regierung einen Kommiffar womöglich 
am MWohnorte des zu VBerpflichtenden zu beitellen 

5. Für die geheime Aufbewahrung der Steuererflärungen und der Kommiſſions— 
verhandiungen ($ 52 Abi. 3 des Gejeges) ift der Vorſitzende der Veranlagungs— 
fommillion verantwortlich. 

Die Ertheilung einer amtlihen Auskunft an zuftändige Stellen, insbeſondere 
auch die Mittheilung von PBeranlagungsmerfmalen an kommunale oder andere 
öffentlihe (Schule, Kirchen) Verbände u. ſ. w. — letzteres jedoh nur, foweit 
dies zur Feltitellung von Stenerzufchlägen erforderlich ift — wird durch die Vor: 
ſchriften SS 53 und 69 des Gejeges nicht ausgeſchloſſen. 
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6. Ueber jede Kommiſſionsſitzung iſt ein von dem Vorſitzenden und den ans 
weienden Mitgliedern zu vollziehendes Protokoll aufzunehmen, welches über den 
Gegenſtand der erledigten Geihäfte, insbeſondere auch über die Verpflichtung der 
Mitglieder (Nr. 4) Auskunft geben muß. 

7. Die Ausfertigungen der Kommiffionsbeichlüffe und Enticheidungen find von 
dem Borjigenden zu vollziehen, welcher fich dabei eines Stempel3 bedienen faın. 

8. Fir Wahrnehmung der Geichäfte außerhalb ihres Wohnortes erhalten 
die Mitglieder der Kommiſſionen aus der Staatskaſſe Tagegelder und Reijekoften 
nad Maßgabe der Verordnung vom 20. Dezember 1876 (GS. 1877 ©. 3); 
die dajelbit im Art. I zu Ian und IIb Nr. 1 angegebenen Süße finden auf die 
Mitglieder der Berufungskommiſſionen, die Süße zu Ib und IIb Nr. 2 auf die 
Mitglieder der Veranlagungs: und Voreinſchätzungskommiſſionen Anwendung. 

Die Liquidationen werden von den betreffenden Vorjigenden beicheinigt, durch 
deren Vermittelung der Negierung überreicht, von diejer geprüft, feitgelegt und zur 
Zahlung angewiejen. 

Zuſtellungen. 
8 53 des Geſetzes. 

Art. 71. Die von den Vorfigenden der Kommiſſionen innerhalb Preußens 
zu bewirfenden Zuitellungen find durd einen öffentlichen Beamten unter Be: 
icheinigung der Behändigung auszuführen. Die Poſt kann um die Bewirkung 
der Zustellung erjucht werden. Für die Zuftellung gelten die in den 88 9 bis 16 
der Berordiiung vom 7. September 1879, betreffend das Verwaltungszwangsver: 
fahren (GES. ©. 591), gegebenen VBorjchriften mit der Maßgabe, daß an Stelle 
der Vollſtreckungsbehörde derjenige Vorſitzende tritt, welcher die Zuftellung anordnet, 
und daß es nicht der Aufnahme einer fürmlichen Zuſtellungsurkunde bedarf; es 
genügt eine Beicheinigung des öffentlichen Weamten, welche Ort und Zeit ber 
Zuſtellung, die Bezeichnung des zugeltellten Schriftitücdes, der Perſon, an welche 
dasjelbe übergeben ift, ſowie die Unterichrift des Beamten enthalten muß. Diele 
Beicheinigungen können für eine Mehrzahl von Zuftellungen tabellariſch zuſammen— 
gefaßt werden. 

2. Die außerhalb Preußens erforderlichen Zuftellungen find in der Regel 
mittelſt eingeichriebenen Briefes gegen einen zu den Akten zurüdgelangenden Empfang: 
ſchein zu bewirken. 

Wenn jedoch die Bot nad) dem Orte des Aufenthaltes des Steuerpflichtigen 
derartige Briefe nicht befördert oder der zeitige Aufenthalt des Steuerpflichtigen 
im Auslaude nicht genau feititeht, oder aus anderen Gründen auf diefem Wege 
die Zuſtellung nicht mit genügender Sicherheit erfolgen kann, fo iſt das zuzuftellende 
Schriftſtück durch Wermittelung des Worfigenden der Berufungskommiſſion den 
Finanzminister zur weiteren Uebermittelung an das auswärtige Amt einzureichen. 

Die im $ 53 Abi. 3 des Gejetes zugelafiene Zuftellung mittelit eingeichriebenen 
Briefes (ohne zurüdgelangenden Empfangſchein) ilt nur anzımvenden, wein von 
der Zuftellung der Lauf einer Ausſchlußfriſt nicht abhängig ift. 

3. In allen Fällen (Nr. 1 und 2) gilt die Zuitellung an den Steuerpflichtigen 
vollzogen, auch wenn die Annahme ohne geieglihen Grund (val. $ 165 Abi. 2 
der Deutichen Givilprozegordnung, $ 13 der Verordnung vom 7. September 1879) 
veriveigert wird. 

4. Sind Wohnfig und Aufenthalt eines Steuerpflichtigen unbekannt, jo kann 
die Zustellung an denjelben durch Anheftung des zuzuitellenden Schriftitüdes an 
der zu Aushängen der Gemeinde des Veranlagungsortes beitimmten Stelle erfolgen. 
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Die Zuftellung gilt für vollzogen, wenn feit der Anheftung zwei Wochen ver: 
jtrichen find. Auf die Gültigkeit der Zuftellung hat es feinen Einfluß, wenn das 
Schriftſtück von dem Orte der Anheftung zu früh entfernt wird. 

5. Sofern ed im Interefle der Steuerverwaltung geboten ericheint, ein Er: 
juchen irgend welcher Art an das Auswärtige Amt des Deutichen Reiches oder 
an Kaiferliche auswärtige Vertretungen oder an ausländiiche Behörden zu richten, 
jo ift der zu begründende Antrag mit den Verhandlungen auf dem geordneten 
Inftanzenzuge zur Beichlußfaflung dem Finanzminifter vorzulegen. 


Beilage zu Art. 45. 
0 — — 


von mehr bis ein 


alt: ſchließlich 
Mart Mart 

900 1050 . 
1050 1200 ... 
1200 1350 ... 


1350 1500 .. 
1500 1650 ... 


1650 1800 ... 
1 800 2100... 
2100 2 400 
2400 2 700 

2 700 3000 ... 
3 000 3300 ... 
3 300 3600 ... 
3 600 3900 .. 
3 900 4200 .. 
4 200 4500 . 
2 500 5 000 

5 000 5500 . 
5 500 6000 . 
6 000 6500 .. 
6 500 7000 .. 
7 000 7500 . 
7 500 8000 .. 
8 000 8500 .. 
8 500 9000 ... 
9.000 9500 ... 
9500 10500 


Mart 
6 

9 

12 
16 
21 


Steuertarif, 


(8 17 des Geſetzes.) 


Tie Eintommenitener beträgt jährlich 
bei einem Einkommen 





bis ein 
Ifichtich 

Mart Mart 
20500 ... 600 
21500 .. 630 
22500 -.- 660 
23500 .. 690 
24500 .. 720 
25500 .. 750 
26500 .. 780 
27500 ..- 810 
28500 ... 840 | 
29500 ... 870 
30 500 .. 900 
32 000 .. 960 
34.000 ... 1040 | 
36 000 ... 1120 | 
38000 ... 1200 
40 000 ... 1280 
42000 ... 1360 
44000 ... 1440 
46 000 ... 1520 
48000 ... 1600 
50000 ... 1680 
52000 ... 1760 
4000 ... 1840 
56 000 ... 1920 
58000 ... 2000 
60000 ... 2.080 
62000 ... 2160 
64 000 ... 2240 
66 000 ... 2320 
68 000 ... 2400 


bei einem Einkommen 
von wicht bie ein: 


175 000 180 000 7 000 
180 000 185 000 7 200 
185 000 190 000 7400 
190 000 195 000 7 600 
195 000 200 000 7800 


LE 
um je 500 Mart um je 
fteigend 200 Mi. 
jteigend. 
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Die Bewegung der Bevölkerung in Elſaß-Lothringen. Das XXIII. Heft 
der vom jtatiftischen Bureau des Mintfteriung für Eljaß-Lothringen herausgegebenen 
„Statiſtiſchen Mittheilungen“ (Commijjionsverlag von E. F. Schmidt in Straßburg) 
behandelt „Die Bewegung der Bevölkerung in Eljaß-Lothringen*. 
Die bisher veröffentlichten Beobadhtungen über die Bewegung der Bevölkerung 
des Reichslandes ſeit 1872 find, worauf in einer Vorbemerkung des Buches hin- 
geiwiejen wird, enthalten in den „Statiftiichen Mittheilungen über Eljaß-Lothringen“ 
(Öeft IV, VI, IX und XIX) und im „Statijtiihen Handbud) für Elſaß-Lothringen“ 
von 1885, dieſen jchließen ji in der neuen Beröffentlichung die Zählungsergeb- 
niſſe und Weberjichten über die Ehejchließungen, Geburten und Sterbefälle für 
das Jahrzehnt 1880—1889 an. Die Zahlen für den Jahrgang 1890, welcher 
das laufende Jahrzehnt einleiten fol, find beigefügt, aber in die Vergleichung 
nicht einbezogen worden. Den Ueberſichten über die Bewegung der Bevölkerung 
iſt eine jolche über die Ergebnijje der fünf Volkszählungen der Jahre 1871, 
1875, 1880, 1885 und 1890 vorausgeitellt. Man erjieht daraus, daß die Be- 
völferung Eljaß-Lothringens, welche in Jahre 1871 1549738 betrug, im Jahre 
1890 auf 1603506 angewadjen iſt. In folgendem ſeien einige der wichtigiten, 
den „Zeitraum von 1880—1889 betreffenden Angaben hervorgehoben. 

Was zunächſt den jährlichen Durchichnitt der Geburten für das genannte 
Jahrzehnt betrifft, jo hat derjelbe im Vergleiche mit dem jährlihen Durchſchnitt 
für den Zeitabjchnitt von 1872— 1879 nicht unerheblich abgenommen, eine Er: 
iheinung, welche auch anderwärts beobachtet worden it. Die Anzahl der Ge: 
burten war im ganzen deutſchen Weich für die Jahre 1872— 1879 ungewöhnlid) 
hoch und näherte jich jeit 18830 wieder dem in den Jahren 1861— 1870 ermittelten 
Durchſchnitt. Auf 1000 der mittleren Bevölferung entfielen 1880 in Elſaß— 
Lothringen 33,18 Geburten, 1889 nur 30,71. Der Antheilder Gejhledter 
an der Geburtenzahl hat injofern eine Verjchiebung erfahren, als die Knaben 
nicht mehr in jo hohem Grade überwiegen. Während 5. B. im Jahre 1874 
für das Reichsland 107,52 Knaben auf 100 Mädchen bei den Geburten famen, 
it der Durchichnitt für die zehn Jahre 1880—1889 auf 105,31 zurücgegangen. 
Die Durchichnittsziffer für das deutſche Reich war im Jahre 1889 105,8. Das 
Verhältniß der chelihen zu den unehelihen Geburten hat jih im 
Zeitabſchnitt 1380 — 1889 weniger günſtig gejtaltet, als in den vorhergehenden 
Jahren. Während z. B im Jahre 1879 die unehelichen Geburten (mit Einſchluß 
der Totgeborenen) 7,28 Prozent von der Gefammtzahl der Geborenen betrugen, 
belief ſich diejenige des Jahres 1889 auf 8,19. Das Untereljaß hat die 
meijten unehelichen Geburten, während Lothringen mit einer bedeutend geringeren 
Ziffer die dritte Stelle einninmt, 

Was die Eheſchließungen betrifft, fo find die hohen Ziffern der Jahre 
1872— 1876 nicht mehr erreicht worden, doch jtehen im allgemeinen die Ziffern 
für den Zeitraum 1881—89 höher als die der Jahre 1879 und 1880, welche 
den niedrigiten Stand bezeichnen. Die Durchſchnittsziffern der Ehejchließungen 
betragen für den Zeitabjchnitt 1872—1879 7,60, für den Abjchnitt 1880—1889 
nur 6,54. Bei einem Vergleiche mit der Gefammtziffer des deutſchen Reiches, 
dranfreihs, Großbritanniens, Irlands und Staliens nimmt Elfah-Lothringen den 
Rang an vorlepter Stelle ein, nur in Irland jind die Eheſchließungen 
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noch jeltener als im NReihslande. In den legten Jahren it dagegen 
wieder eine Neigung der Eheziffern zum Steigen bemerkbar. Für den Zeitraum 
von 1881—1889 ergibt jih, daß 91,83 Prozent aller Ehen zwifchen Angehörigen 
desjelben Bekenntniſſes gejchloffen wurden und 8,77 Prozent zwijchen Angehörigen 
verjchiedener Bekenntniſſe. 

Bezüglid der Sterbefälle ergibt jih, daß im Durdfchnitt die Sterbe- 
ziffer für den Zeitraum 1872—1879 in den drei Bezirken Elſaß-Lothringens 
wie in der Mehrzahl der Kreiſe höher war, als im Jahrzehnt 1880—1889, 
dejien leßte fünf Jahre die niedrigite Sterbeziffer zeigen. Dieje Erſcheinung it 
in der Hauptjache auf die Schwankungen der Zahlen der Geburten zurüczuführen, 
welche für den Zeitraum 1871—1879 höher waren, ald für die nachfolgenden 
Jahre. Während 3. B. im Jahre 1880 auf 1000 der mittleren Bevölferung 
Eljaß-Lothringens 25,41 Sterbefälle fielen, war die Ziffer des Jahres 1889 nur 
22,67. Ueber die Sterblidfeit der Säuglinge (Kinder unter einem Jahre) 
wird folgende Gejanmtziffer angegeben: von 487417 Kindern überhaupt, jtarben 
104 342 Säuglinge. Bei den unehelichen Geburten ijt das Verhältniß ungünjtiger. 

Der Ueberſchuß der Geburten über die Sterbefälle betrug in 
Eljaß-Lotbringen auf 1000 der mittleren Bevölkerung im Abfchnitt 1872 — 1879: 
8,65, 1880-84: 6,92, 1885—89: 6,70, 1880—89: 6,81. Für das Jahr 
1890 wird die Ziffer 5,4 angegeben, wobei zum Vergleich die Ziffern vom deutjchen 
Reich (11,4), Frankreich (— 1,0), Großbritannien (10,4), Irland (4,1) und 
Stalien (9,5) folgen mögen. 

Im allgemeinen drückt jich in den Ziffern der Geburten, Ehejchließungen 
und Sterbefälle jowohl für das Neichsland als aud für die einzelnen Gebiete 
desjelben eine gewiſſe Unjtetigfeit und Unruhe aus, für welche außer den ander: 
wärts über diejen Gegenjtand gemachten Erfahrungen als Erflärungsgrund nod 
die erhebliche Ein=- und Auswanderung heranzuziehen ift, welche ich fortgeſetzt 
im Reichslande vollzieht. Hiervon handelt ein bejonders lehrreiches Kapitel des Buches. 


Gewinnbetheiligung im einer Maſchiuenſabrit. Der Betheiligung der 
Arbeiter am Geſchäftsgewinn wird nachgerühmt, daß ſie nicht nur die Leute zu 
einer beſonneneren Handhabung des Materials, des Werkzeuges und der Maſchinen 
veranlaßt, jondern auch die Anhänglichkeit der Arbeiter an die Fabrik Fürdert. 
In dieſer Vorausficht hat auch die Hallejhe Majhinenfabrif und Eijen- 
gießerei, Aftiengejellichaft, vor vier Jahren die Gewinnbetheiligung ihrer 
Arbeiter eingeführt. Der Antheil richtet jich nach der Zeit der Arbeit3dauer in 
der Fabrik und der Höhe der Dividende. Auf jedes Prozent an die Aktionäre 
vertheilter Dividende erhalten die Arbeiter, die mindeitens drei Jahre in der 
Fabrik gearbeitet haben, 3 M. Bor kurzem hat nun zum vierten Male die 
Aushändigung der Gewinnantheile jtattgefunden. Es waren diesmal 42 350 M, 
die die Gerellichaft nur an die Arbeiter (ohne die Tantiemen und Gratififationen 
der Beamten) vertheilte. Da die Gejellichaft für 1892 wieder 35°/, Dividende 
vertheilte, erhielten die Arbeiter in Gruppe I je 105 A, in Gruppe II (2 Jahre) 
je 70 46, in Gruppe III (1 Jahr) je 35 M, in Gruppe IV (unter einem Jahr 
Arbeitszeit) je 17,50 Mb. Auch die Lehrlinge erhielten Gratififationen. Daß 
die Gejellichaft ihren Zweck, die Anhänglichkeit der Arbeiter an die Fabrik zu 
fördern, erreicht bat, ergibt ſich daraus, dab ſchon jeßt Dreiviertel der Arbeiter 
den Höchitbetrag des Gemwinnantheils erhalten. (R.= Anz.) 


Das bayeriſche Gehaltsregnlativ 


vom 14. Juni 1892, 


— — 


Vorbemerkung. 


In den „Annalen“ 1892, ©. 93 ff. iſt eine Artikelreihe der Münchener 
Neueiten Nachrichten zun Abdrude gekommen, welche den Nachweis der Unzuläng- 
lichkeit der bayerijchen Beamtengehalte unternahm. Wir glauben daher auch die 
föniglihe Berordnung vom 11. Juni 1892 nachſtehend veröffentlichen zu jollen, 
durch welche eine Neuregelung der Gehalte der pragmatiſchen Staatsdiener Bayerns 
erfolgt iſt. 


8 1. 

Die Gehalte der pragmatischen Staatsdiener bemejjen ſich — unbejchadet 
Unſeres Rechtes, nad Erfordernig des Dienjtes in einzelnen Fällen eine ab— 
weichende Verfügung zu treffen, — nach den ald Anlagen A—E beigefügten 
Regulativen. 

8 2. 


Die Hlafjeneinreihung der Gehaltöregulative präjudizirt in feiner Weiſe dem 
Dienjtrange der Beamten; diejelbe ijt lediglich für die Gehaltänormirung maßgebend. 
& 3. 

Die neuen Gehaltsnormen treten für alle bei Ericheinen gegenwärtiger Ber: 
ordnung in Dienjtesaftivität Ttehenden Staatsdiener mit dem 1. Januar 1892 in 
Wirkfamkeit, unbejchadet der von einzelnen derjelben erworbenen Anjprüche auf 
einen höheren Gehalt. 

Für diejenigen Staatsdiener, welche nad) dem 1 Januar 1892 in den Ruhe— 
jtand getreten jind, dann für die Wittwen und Waiſen derjenigen Staatsdiener, 
welche jeit dem gedachten Zeitpunkte in Dienjtesaftivität geitorben find, finden 
die neuen Gehaltsnormen im gleicher Weiſe wie fiir die bei Erjcheinen der Ver— 
ordnung in Dienjtesaktivität ſtehenden Beamten Anwendung. 


84. 

Jede Vorrüdung in den Gehalt einer höheren Altersklaſſe it durch die 
Würdigfeit des Betheiligten bedingt und von Unjerer Genehmigung abhängig. 

Jenen Beamten, deren Gehaltsbezüge abweichend von den allgemeinen Normen 
des Gehaltsregulatives jeitgejeßt find, werden über den Betrag von 9000 M. 
hinaus Alterszulagen nicht gewährt. 

S 5. 

Bei der Bemejjung der Vorrückung in eine höhere Altersklaſſe kann nur jene 
Dienitzeit eingerechnet werden, welche der Betheiligte mit pragmatiicher Eigenschaft 
in der gleichen — d. i. in derjelben Klaſſe und Litera der Gehaltsregulative vor— 
getragenen — oder in einer höheren Dienitesitellung zugebracht hat. 
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Die in zeitweiſem Ruheſtand zugebrachte Zeit bleibt außer Betracht. 

Jenen Beanten, welche bei dev Beförderung bereits einen den Anfangsgehalt 
der neuen Stelle überjteigenden Gehalt erdient haben, bleibt nicht nur der bis: 
herige höhere Gehalt gewahrt, jondern wird zugleich die mit Diefen Gehalte bereits 
zurüdgelegte Dienſtzeit für die-Bemejjung. der Vorrüdung in der neuen Stellung 
in Anrechnung gebvadıt. Die gleiche Anrechnung der Dienjtzeit findet bei jenen 
beförderten Beamten jtatt, deren bereits eriworbener Gehalt dem Anfangsgehalte 
der neuen Stelle gleichkommt. 

Für jene weiteren Fälle, in welchen die Anmendung des Abj. 1 des gegen: 
wärtigen Paragraphen für den befürderten Beamten einen vorübergehenden finan— 
ziellen Nachtheil herbeiführen wirde, bepalten Wir Uns befondere Verfügung vor. 


6 

’ * 
Die Alterszulagen werden bei ſonſt gegebener Vorausſetzung vom Tage des 
Eintrittes in die neue Dienſtaltersperiode an bewilligt und zur Zahlung angewieſen. 


97: 
Neben dem pragmatiichen Gehalte erhalten die Staatsdiener Wohnungsgeld— 
zuſchüſſe, welche 


für die Beamten der Klaſſen I u. Il der Öehaltäregulative . . 720 Ak 
ats A u „. DHIVuW — .. 540 A. 
Ze ä x »„ V1Vltin VII „ R ——420 
Fa " . > AK R a . 300 .Ik 
„ XlIu XII P 180 A. 


jährlich betragen und von der nächiten Finanzperiode an die Bezeichnung „ nicht: 
pragmatifche Gehaltszulagen“ führen. 


S 8. 

Ausgeichlojien von dem Genuſſe der Wohnungsgeldzuſchüſſe find: 

a) jene Beamten, deren Gehaltsbezüge nicht nach den anruhenden Regu— 
lativen bemefjen, jondern durch beſonderes Ucbereinfonmen feitgejebt ſind, 

b) jene Beamten, welche im Genuſſe einer freien Dienftwohnung oder einer 
den tarifmäßigen Betrag des Wohnungsgeldzufchufjes erreihenden Wohn— 
ungsentſchädigung ſtehen, 

e) jene Beamten, welche ein mit dem Amte verbundenes Nebeneinkommen 
von 1200 M oder darüber jährlich beziehen, 

d) Hochſchulprofeſſoren, welche — ohne fürmlich in den Ruheſtand verieht 


zu jein — von der Verpflichtung zur Abhaltung von Vorleſungen ent- 
bunden find oder ihre Funktionen thatlächlicd nicht mehr ausiiben. 
89, 


Jene Beamten, welche fir ihre Dienihvohnung weniger als 8°%/, des An: 
fangsgehaltes als Miethentjchädigung entrichten, erhalten die Hälfte — 

jene Beamten, welche biefür 8°/, des Anfangsgehaltes als Miethentſchädigung 
entrichten, drei Viertheile 

des tarifmäßigen Wohnungsgeldzufchufies. 

$ 10. 

Erreicht die an Stelle des Genuffes einer freien Dienſtwohnung gewährte 
Wohnungsentſchädigung micht die Höhe des tarifmäßigen Wohnungsgeldzufchufies, 
ſo wird der Mehrbetrag des lepteren neben der Wohnungsentſchädigung gewährt. 


— — nn = EEE ET IT 
— —— TEE ZELTEN EL u de wu m ai ER J a Er “ 
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s 1. 

Beamte, deren Nebeneinfommen den Betrag von 1200 AM. nicht voll erreicht, 
aber mit Einrechnung des tarifmäßigen Wohnungsgeldzufchuffes überjteigen würde, 
erhalten nur jenen Betrag als Wohnungsgeldzufhuß, welcher zur Erfüllung der 
vorbezeichneten Summe erforderlich iſt. 


8 12. 
Bon den Wohnungsgeldzuſchüſſen jind wie bisher weder Unterjtüßungsfonds- 
abgaben noch Wittwen- und Waijenfondsbeiträge zu entrichten, dagegen unterliegen 
diefelben der Gebühr nad) Art. 199 des Gebührengejeges. 


8 13. 


Die Zahlung des Gehaltes und der Wohnungsgeldzufchüfie erfolgt monatlich) 
im Voraus. 

Die Zahlung der Wohnungsgeldzufchüjie beginnt in gleicher Weije wie jene 
der pragmatiichen Gehalte und unterliegt glei diefer — ſohin bei Sterbefällen 
nit Ablauf des Sterbenachmonats — dem Einzuge. 

Im Falle der Suspenfion eined Beamten unterliegt mit dem pragmatischen 
Dienitgehalte auch der Wohnungsgeldzufhuß im vollen Betrage dem Cinzuge. 


g 14. 


Gegenwärtige Verordnung tritt an Stelle der bisherigen Normen über die 
Bezüge der pragmatifchen Staatsdiener, insbejondere der K. Verordnung dom 
12. Augujt 1876. 

Hinfichtlid der Nebendbezüge der Nentbeamten verbleibt es bei den Bes 
jtimmungen in $ 3 der Verordnung vom 30. Mai 1872, die Bezüge der Rent— 
beamten betreffend, und in $ 9 der Verordnung vom 12. Auguſt 1876, die Gehalte 
dev Staatödiener betreffend, Dann bei den mit Verordnung vom 31. Oftober 1882 
jpeziell in Anfehung der FZunftionsnebenbezüge der Nentbeamten im Negierungss 
bezirfe der Pfalz erlajjenen Vorichriften. 


$ 15. 
lebergangsbejtimmungen. 

Die Ueberleitung in die neuen Gehalte erfolgt uach Maßgabe vorjtchender 
Beitimmungen. 

Den Amtsrichtern wird lediglich die nach dem 1. Januar 1892 in der Eigen 
ichaft als III. Staatsanwalt zuriücgelegte Dienitzeit für die Bemefjung der Vor— 
rüdung in eine höhere Altersklaſſe in Anrechnung gebradt. 

Die Eiviljtaatsminifterien haben Uns die zum Vollzuge gegemmwärtiger Ver: 
ordnung erforderlichen Anträge zu unterbreiten und die veranlaßten Ausführungss 
bejtimmungen zu treffen. 
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Inriftifces Prüfungswelen in Bayern. ') 
I. 


Verordnung vom 12. Juli 1893, die Prüfungen für den höheren Juſtiz- umd 
Berwaltungsdienit und die Vorbereitung für diefe Prüfungen betreffend. 


8 1. Die Fähigkeit zu dem Amte eines Nichters, Staatsanwalts oder 
Notard, zu einem Amte der inneren Verwaltung oder des höheren Finanzdienſtes 
und zur Rechtsanwaltichaft wird durch Ablegung zweier Prüfungen erlangt. 


Erle Prüfung (SS 2—18). 


$. 2. Die erfte Prüfung wird alljährlich an den Siten der Landes-Univerſi— 
täten in München, Würzburg und Erlangen vor einer Kommiſſion abgelegt. 

Im Bedürfnißfalle können an einem Prüfungsorte zwei Kommiſſionen ae 
bildet werben. 

$ 3. Zu Mitgliedern der Prüfungstommillionen werden in der Regel 
Univerfitätöfcehrer beitellt. Außerdem können hiezu auch Juſtiz- und Verwaltingss 
beamte berufen werden. Der Vorſitz in der Prüfungstommiflion und die Leitung 
der Prüfungsgeichäfte wird einem höheren Juſtiz- oder Verwaltungsbeamten über: 
tragen. Die Ernennung des PVorfigenden und der Mitglieder der Kommiſſion 
erfolgt durch Minifterialentichließung. 

Für den Fall der Verhinderung des Vorſitzenden und der Mitglieder können 
Stellvertreter beitellt werden. 

S 4. Die Wahl des Prüfungsortes fteht den Kandidaten frei. 

Bei übermäßigem Andrange von Kandidaten an einem Prüfungsorte fann 
ein Theil derjelben zur Ablegung der Prüfung an einen anderen Prüfungsort 
veriviejen werben. 

85. Gegenstände der Prüfung find: Nömifches Civilrecht; Deutiches Privat— 
recht, einjchließlich des Handel: und Wechſelrechtes; Civilprozeßreht; Strafrecht ; 
Strafprozehreht; Staatsreht, Hauptgrundiäge des Völkerrechtes; Katholisches 
und Protejtantisches Kirchenrecht ; Verwaltungsrecht; Volfswirthichaftslehre ; Finanz 
wiſſenſchaft. 

8 6. Die Prüfung iſt eine mündliche; derſelben geht eine ſchriftliche Vor— 
prüfung voraus. 

$ 7. Der jchriftlihen Vorprüfung können fich diejenigen Kandidaten unter- 
ziehen, welche am Scluffe des Sommerjemefters die Vorausſetzungen für die 
Zulaffung zur mündlichen Prüfung erfüllt haben werben 

Die Zulaffung zur Vorprüfung erfolgt auf Anmeldung. 

Das Vorhandenjein der Vorausfegungen ift auf Verlangen — bezüglich der 
abgelaufenen Univerfitätsitudienzeit durch Vorlage des Kollegienbuhes — zu be 
ſcheinigen. 


') Für Preußen vgl. „Annalen“ 1891 Seite 412. 
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$ 8. Dem Geſuche um Zulaflung zur mündlichen Prüfung find anzufügen: 

1. dad Gymnafialabiolutorium, 

2. der Nachweis eines vierjährigen Studiums an einer deutichen Univerſität, 
wovon das erite Jahr dem philojophiichen oder dem Nechtsitudiun ge 
widmet jein fanı, die drei weiteren Jahre dem Rechtsſtudium gewidmet 
fein müſſen, 

3. der Nachweis, daß der Kandidat innerhalb der drei eriten Jahre jeiner 
afademiichen Studienzeit acht ordentliche philoiophiihe Vorlejungen ge— 
hört hat, — 

4. der Nachweis über die Führung des Kandidaten, 

5. der Nachweis, daß er jich der im gleichen Jahre abgehaltenen jchriftlichen 
VBorprüfung unterzogen hat, 

6. ein von dem Kandidaten jelbit geichriebener kurzer Lebenslauf, in welchem 
der Kandidat den Gang feiner Imiverfitätsitudien darzulegen und anzu— 
geben hat, ob, während welcher Zeit und wo er feiner Militärpflicht ges 
nügt hat. 

i Der Nachweis zu Ziffer 2—4 ift durch das Univerſitätsabgangszeugniß zu 
erbringen. 

$ 9. Die Gefuhe um Zulaffung zu den Prüfungen find an den an jedem 
Prüfungsorte zu bildenden Admiſſionsausſchuß zu richten. Dieſer Ausihuß be 
fteht aus dem jeweiligen Defan und zwei vom Dekan zu berufenden Mitgliedern 
der juriftiichen Fakultät. 

Dem Admilfionsausichuffe obliegt die Prüfung der eingelaufenen Gejuche 
und die Einberufung der Kandidaten zur Prüfung. 

$ 10. Bei der fchriftlichen Vorprüfung wird den Kandidaten eine Anzahl 
von Aufgaben vorgelegt, welche ſofort in beitimmter Zeit unter Klaufur und 
Auffiht zu bearbeiten find. 

Die Aufgaben find an den drei Prüfungsorten die gleichen. 

Die Zeniur erfolgt durch Mitglieder der Prüfungsfommiffionen. 

8 11. Als Hilfsmittel dürfen fich die Kandidaten nur derjenigen Bücher 
bedienen, deren Benützung ausdrüdlich geitattet ift. 

Ein Kandidat, welcher bei der Benützung unzuläfliger Hilfsmittel betroffen 
wird, oder fich fremder Hilfe bedient, ift von der Prüfung für das laufende Jahr 
zurüdzumeien und kann erit zur Prüfung des mächiten Jahres wieder zugelaſſen 
werden. 

Im Wiederholungsfalle ift er von der Zulaflung zu weiteren Prüfungen 
auszuschließen. 

8 12. Bei der mimbdlichen Prüfung wird jeder Kandidat während der Dauer 
von zwei Stunden aus den jämmtlichen in $ 5 erwähnten Gegenjtänden geprüft. 

Es kann geitattet werden, daß von einer Prüfungskommiſſion gleichzeitig, 
aber getremmt, mehrere Kandidaten geprüft werden. 

Die mündliche Prüfung ift eine öffentliche. 

Wenn die Zuhörer durd ihr Verhalten den Fortgang des Prüfungsgeichäftes 
ftören, jo kann durch Beichluß der Prüfungstommiflion nach vorgängiger Warnung 
die Deffentlichkeit zeitweile ausgeſchloſſen oder eingeichränft werden. 

$ 13. Nach Beendigung der mündlichen Prüfung eines Kandidaten wird 
jofort auf Grund follegialer Berathung das Urtheil über das Ergebniß geichöpft. 

Hiebei ift das Ergebniß der Vorprüfung mit in Würdigung zu ziehen. 

Das Urtheil iſt durch die Prädikate „befähigt, „nicht befähigt“ und in Füllen 
bejonderer Auszeichnung durch das Prädikat „hervorragend befähigt” auszudrüden. 
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Bei der Abitimmung entjicheidet Stimmenmehrheit 

Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausichlag. 

$ 14. In zweifelhaften Füllen ift der WVorfigende ermächtigt, eine Nach— 
prüfung des Kandidaten durch Verlängerung der mindlichen Prüfung auf Die 
Dauer einer Stunde anzuordnen. Die Nachprüfung kann ausnahmsweiſe auf 
einen folgenden Tag verlegt und auch auf die Naclieferung einer jchriftlichen 
Stlaufurarbeit eritredt werden. 

$ 15. Die mit dem Prüdifate „nicht befähigt“ aewürdigten Kandidaten 
fönnen nur noch einmal nach Ablauf eines Jahres, während deffen fie das Studium 
an einer Umiverfität fortzuiegen haben, zur Wiederholung der Prüfung zugelaſſen 
werden. 

$ 16. Ein Kandidat, welcher ohne hinreihende Entichuldigung oder ohne 
rechtzeitige Abmeldung den Termin zur mündlichen Prüfung verläumt oder ohne 
hinreichende Entichuldigung nadı Beginn feiner mündlichen Prüfung den Rück— 
tritt von der Prüfung erklärt, iſt einem für „nicht befähigt” erklärten gleich 
zu achten. 

S 17. Die Mitglieder der Prüfungstommiflionen erhalten für ihre Be: 
mühungen eine angemeilene Remuneration. 

$ 18. Die Standidaten haben eine Prüfungsgebühr von 40. Marf zu ent: 
tihten. Diele ift bei Ginreihung des Geſuches um Zulaffung zur mündlichen 
Prüfung zı erlegen. 


Borbereitungsdient (s 19— 26). 


$ 19. Bor der Zulaffung zur zweiten Prüfung iſt ein VBorbereitungsdienit 
von 3 Jahren abzuleiten. 

$ 20. Bon dielem Zeitraume find in ununterbrochener Dauer achtzehn 
Monate im Dienfte bei den Gerichten, zwölf Monate im Dienfte bei einer Behörde 
der inneren Verwaltung und nach Vollendung diejes zweieinhalbjährigen Dienites 
ichs Monate bei einem an einem Gollegialgerichte zugelaflenen und am Site 
desielben wohnbaften Nechtsanwalte zu verwenden. 

$ 21. Der Vorbereitungsdienit beginnt mit dem Tage der eidlichen Ber: 
pflichtung. 

Die in den Vorbereitungsdienſt Eintretenden — Rechtspraktikanten — haben 
den Eid dahin abzuleiſten, daß ſie die ihnen zugewieſenen dienſtlichen Aufgaben 
nach den beſtehenden Geſetzen und Verordnungen und nach den ihnen ertheilten 
Weiſungen treu erfüllen, den dienſtlichen Aufträgen ihrer Vorgeſetzten pünktlich 
nachkommen und das Amtsgeheimniß ſorgfältig bewahren wollen. 

Bei dem Eintritt in den gerichtlichen Vorbereitungsdienſt wird der Ge— 
richtSichreibereid (Art. 61 des Ausführungsgeleges vom 23. Februar 1879 zum 
Neichögerichtsverfaffungsgelege, Geleg: und Werordnungsblatt Seite 273 folg.) 
mit dem in Abjag 1 vorgeichriebenen Eide in der Weile verbunden, daB nad) dem 
Worte „Weiſungen“ die Worte: „insbefondere bei ihrer Verwendung als Ge: 
richtsichreiber die ihnen als ſolchen obliegenden Amtspflichten“ eingeichaltet werden. 

Außerdem findet die Vorjchrift der Verordnung vom 15. März 1850, Die 
Theilnahme der Staats- und öffentlichen Diener an Vereinen betreffend, (Regierungs— 
blatt Seite 241 folg.) auch auf die Nechtspraftifanten Amvendung. 

Bei den Gerichten findet die Beeidigung in Öffentlicher Sigung ſtatt. Der 
einmal geleiftete Eid gilt für die ganze Dauer des WVorbereitungsdienites. 

Beim Uebertritt eines nach Abi. 2 verpflichteten Nechtöpraftifanten vom Vor: 
bereitungsdienste bei einer Verwaltungsbehörde zum Worbereitungsdienfte bei einem 
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Gerichte genügt die Ableiitung des weiteren Eides darüber, daß der Nechtspraftifant 
bei jeiner Verwendung als Gerichtsichreiber die ihm als jolchem obliegenden Amts— 
pflichten treu erfüllen werde, 

8 22. Alle mit der Vorbereitung der Rechtsprattitanten befaßten Beamten 
nud Rechtsanwälte haben dafür zu ſorgen, daß der Vorbereitungsdienſt den Rechts— 
praktikanten volle Gelegenheit bietet, ſich in allen Geſchäftszweigen wiſſenſchaftlich 
und praftiich genügend auszubilden und den Dieuſt in materieller und formeller 
Hinficht feinen zu fernen. 

8 23. Die Beaufiichtigung und Leitung des WBorbereitungsdienites liegt 
den Vorſtänden der Behörden und den Rechtsanwälten ob, bei welchen die Rechts— 
praftifanten verwendet Find. 

Diejelben haben bei Beendigung dieler Verwendung den Nectspraktifanten 
ein Zengniß über die Dauer der Verwendung, über das dienstliche und außer— 
dienstliche Berhalten, ſowie über die Leitungen ter Nechtspraktifanten und die 
hiebei hervorgetretenen Mängel auszuhändigen. Unterbrechungen des Vorbereitungs— 
dienjtes find in dem Zeugniſſe unter genauer Angabe der Dauer und der Gründe 
derjelben auzuführen. 

$ 24. Urlaub darf dem Nechtspraftifanten in jedem Jahre des Vorbereitungs- 
dienites nur in der Geſammtdauer von zwei Wochen gewährt werden. Den Ur— 
laub ertheilt der Vorſtand der Behörde oder der Rechtsanwalt. 

Die Urlaubszeit iſt auf die vorgeichriebene Dauer des Vorbereitungsdienſtes 
anzurechnen, jedoch im Zeugniſſe anzuführen. 

5 25. Der Nectspraftifant Itcht während des Vorbereitung&dienites bei 
einer Behörde unter der Disziplin des Borftandes derjelben, 

Läßt ſich der Nechtspraftitant in dienftlicher oder außerdienitlicher Beziehung 
ein ungeeignetes oder ordnungswidriges Benehmen zu schulden kommen, jo bat 
der Vorſtand ihm zurechtzumeiien und, wenn die Zurechtweiſnng fruchtlos bleibt 
oder ein Verſchulden ſchwererer Art vorliegt, dem vorgelegten Staatsminiſterium 
zur weiteren Verfügung, gegebenen Falls zur zeitweiltgen oder dauernden Gut: 
laſſung aus dem WVorbereitungsdienite Anzeige zu eritatten. 

Bis zum Gintreffen diefer Verfügung kann dem Nechtspraktifanten die Fort: 
ſetzung des Vorbereitungsdienites vom Vorſtande unteriagt werden. 

8 26. Mührend des Vorbereitungsdienites bei den Rechtsanwälten ſteht die 
Befugnig zur Ertheilung einer Zurechtiweiiung dem Nechtsanwalte zu. Bleibt 
die Zurechtweilung fruchtlos oder liegt ein Verichulden ſchwererer Art vor, jv hat 
der Rechtsanwalt bievon den Landgerichtspräfidenten de3 Orts, am welchem der 
Rechtsanwalt feinen Wohnfig hat, behuf3 Gritattung der in $ 25 Abſatz 2 vor: 
geichriebenen Anzeige ſofort in Kenntniß zu jegen. 

Die in 8 25 Abi. 3 bezeichneten Maßregel kann vom Rechtsanwalte mit 
Zuftimmung des Yandgerichtspräfidenten verhängt werden. 


Iweite Prüfung (SS 27 -43). 


8 27. Die zweite Prüfung wird alljährlih einmal im Monate Dezember 
an Orten mit dem Sitze einer Nreisregierung abgehalten. 

Die Beſtimmung dieſer Orte fowie die Zuweiſung der Kandidaten an die: 
jelben erfolgt alljährlich durch Meinisterialentichließung. 

$ 28. Dem Geſuche um Zulaflung zur Prüfung find anzufügen: 

1. das Zeugniß über die mit Erfolg abgelegte erſte Prüfung, 

2. der Nachweis, daß der Standidat den dreijährigen Vorbereitungsdienft vor: 

ſchriftsmäßig abgeleiſtet hat, 
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3. der Nachweis, daß der Kandidat der aktiven Militärdienitpflicht genügt 
hat, oder daß er vom Militärdienite ganz oder theilweile befreit oder zu— 
rüdgeitellt ift. 
Der Nachweis zu 2 ift durch Vorlage der nah $ 23 oben dem Kandidaten 
ausgehändigten Zeugniffe zu führen. 
829 Die Zeit, während welder ein Kandidat in Folge unverjchuldeter 
Hindernifie (Krankheit, Militärdienit) dem Worbereitungsdienite entzogen war, ift 
auf die vorgeichriebene Dauer desjelben anzurechnen, Toferne dieielbe während eines 
Jahres den Zeitraum von neun Wochen nicht überfteigt. War der Kandidat 
in einem Jahre über neun Wochen dem WBorbereitungsdienfte entzogen, ſo fann 
eine Anrechnung diefer längeren Unterbrehung nur mit Genehmigung der zu— 
ftändigen Staatöminifterien erfolgen. 
8 30. Die Prüfung der Zulaſſungsgeſuche obliegt derjenigen Regierung, 
Kammer des Innern, bei welcher der Nechtspraftifant die II. Brüfung abzulegen hat. 

Standidaten, welche fich über die vorihriftsmäßige Erfüllung des Vorbereitungs— 
dienſtes, über entiprechende Leiſtungen in demjelben und zugleich über ein tadel— 
loſes Verhalten nicht auszumeiien vermögen, find unter Angabe der Gründe 
zurüdzumeiien, die übrigen find zur Prüfung einzuberufen. 

Ueber erfolgte Zurüdweifungen von Standidaten ift Tofort an dad Staats: 

miniſterium ded Innern zu berichten. 

$ 31. Mit der Abhaltung der Prüfung wird an jedem Prüfungsorte eine 

aus Juſtiz- und Verwaltungsbeamten gebildete Kommiſſion betraut. 

Den VBorfig in der Kommiſſion führt das rang oder dienftältelte ortsanweſende 

Mitglied. i 

$ 32. Die Prüfung ift eine jchriftliche. 

$ 33. Gegenstände der Prüfung find: 


I. Abtheilung. 
Landescivilreht und zwar 


a) in den Landestheilen rechtS des Nheins: 
gemeines bürgerliched Necht und bayeriſches Hypothekenrecht; 
b) in der Pfalz: 
pfälziiches bürgerliches Recht; 
Neichscivilrect (Handeld:, Wechſel-, Concursrecht u. 1. w.); Civilprozeßrecht, 
einschließlich des Concursverfahrens; Strafrecht; Strafprozeßredt; 


II. Abtheilung. 


Staatörecht des Königreichs Bayern und des deutichen Neiches; Katholiiches 
und Proteftantiches Kirchenrecht; Polizeirecht; Volkswirthichaftslehre und Sozial- 
geſetzgebung; Staatsfinanzwirtbichaft. 

$ 34. Die Prüfung dauert in jeder Abtheilung fünf Tage; zwiſchen beiden 
Abtheilungen findet eine Unterbrechung von einigen Tagen ftatt. 

Den Kandidaten werden in jeder Abtheilung neun Probeaufgaben, darunter 
je ein größerer praftiicher Fall vorgelegt, welche in bejtimmter Zeit unter Klauſur 
und Aufſicht zu bearbeiten find. 

$S 35. Die Beltimmung der Probeaufgaben erfolgt durh die Staats» 
minijterien. Für diejenigen Kandidaten, welche fich in der Pfalz der II. Prüfung 
unterziehen, fan die Beſtimmung der Probeaufgaben aus dem pfälziichen bürger: 
lichen Nechte jowie des praftiichen Falles, wenn derfelbe aus dem Gebiete des 
Landeseivilrechts entnommen wird, dem Oberlandesgerihte Zweibrüden, die Be— 
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ftimmung des praftiichen Falles aus dem Gebiete der inneren Verwaltung ſowie 
die Beitimmung der Probeaufgaben aus dem katholiſchen und proteitantifchen 
Kirchenrecht ter Regierung der Pfalz übertragen werden. 


$ 36. Der Gebrauch gedrudter und geichriebener Hilfänittel ift geitattet. 
Das Zujanımenarbeiten mehrerer Kandidaten, jowie die Benügung auswärts 
oder von anderen gefertigter Bearbeitungen der geitellten Aufgaben ift verboten. 


8 37. Die Zenfur der gelieferten Arbeiten wird befonderen Kommiflionen 
übertragen, welche für die Probearbeiten der I. Abtheilung bei den Oberlandes- 
gerichten, für die Probearbeiten der II. Abtheilung bei den Kreisregierungen ges 
bildet werden. 

Für die Genfur der Bearbeitungen einzelner Probeaufgaben, insbejondere der 
praftiichen Fälle können auch Kommiſſionen aufgeitellt werden, welche für bie 
1. Abtheilung aus Mitgliedern des Oberiten Landesgerichtes, für die II. Ab- 
theilung aus Mitgliedern des Berwaltungsgerichtshofes beitehen. 

Die Zahl der Cenſurkommiſſionen und die Mitglieder derjelben werden all: 
jährlih durch Minifterialentichließung beitimmt. 

$ 38. Bei der Genfur haben vier Noten zur Anwendung zu kommen: 

I = ausgezeichnet, 
II = jehr gut, 
Ill = gut, 
IV = unzureichend. 

Für jede Probeaufgabe iſt eine beſondere Note zu geben. 

Für jede Abtheilung wird eine Hauptnote durch Zujammenzählen der Einzel: 
noten und Theilung der Summe dur die Zahl der Einzelnoten und für beide 
Abtbeilungen eine Gejammtnote durch Zufammenzählen der ſämmtlichen Einzelnoten 
und Theilung der Summe durd die Zahl der jämmtlichen Einzelnoten feitgeießt. 

Die für Ausarbeitungen des praftiichen Falles ertheilte Note iſt in beiden 
Abtheilungen doppelt in Anrechnung zu bringen. 

Bei der Berechnung der Hauptnote und der Geſammtnote ich ergebende Bruch: 
theite, welche zwei Drittheile eines Ganzen überfteigen, find ald Ganzes zu rechnen. 

$ 39. Stil und Darftellungsgabe der Kandidaten find durch eine bejondere 
Note (Nebennote) zu würdigen. 

8 40. Läßt fich nachweijen, daß der Vorichrift des $ 36 zumidergehandelt 
wurde, jo find die Bearbeitungen der betheiligten Kandidaten in dem Gegenitande 
mit der Note IV zu würdigen. Auch können folche Kandidaten durch Minifterials 
entichliegung zur Wiederholung der Prüfung verwieſen werben. 

$ 41. Kandidaten, welche in einer der beiden Abtheilungen binfichtlich der 
Bearbeitungen von fünf Probeaufgaben, oder in beiden Abtheilungen zujammen 
hinsichtlich der Bearbeitungen von act Probeaufgaben mit der Note der unzu— 
reichenden Befähigung (IV) gewürdigt wurden, find zur Wiederholung der Prüfung 
zu verweilen. 

Auch biebei find die Noten bezüglich der praftiichen Fülle den Noten von 
zwei Brobeaufgaben gleich zu achten. 

8 42. Nah Vollendung der Cenſur haben die Vorſitzenden der Cenſur— 
kommiſſionen die Arbeiten der Kandidaten nebit den ertheilten Noten den vorgelegten 
Staatöministerien vorzulegen. 

Nah Feititellung der Hauptnoten und der Geſammtnote durch die Staats— 
minifterien wird das Ergebniß der Prüfung den einzelnen Kandidaten durch Ver: 
mittlung der Streißregierungen der PBrüfungsorte mitgetheikt. 
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$ 43. Nandidaten, welche zur Wiederholung der Prüfung verwielen wurden, 
jowie Kandidaten, welche ohne — “ Grund nach Beginn der Prüfung 
von derſelben zurücktraten, können nur noch einmal zur Prüfung zugelaſſen 
werden. Bis zur Wiederholung der Prüfung haben dieſelben den Vorbereitungs— 
dienſt bei Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Rechtsanwälten fortzuiegen. 


$ 44. Kandidaten, welche vor Ablegung der erſten Prüfung ihrer Militär: 
pflicht Genüge leiſten und mit Rückſicht hierauf erit im fünften Jahre nad 
Abiolvirung des Gymnaſiums ſich der eriten Prüfung unterziehen, ſowie Kandi— 
daten, welche nach Ablegung der erſten Prüfung ihrer Militärpflicht Genüge leiſten 
und in Folge hievon erſt im vierten Jahre nach Beſtehung der erſten Prüfung 
ſich der zweiten Prüfung unterziehen, ſind nach beſtandener zweiten Prüfung auf 
Anſuchen in die Reihenfolge der im vorhergegangenen Jahre Geprüften einzuſtellen. 

In gleicher Weiſe dürfen Kandidaten behandelt werden, welche durch Krank— 
heit an der rechtzeitigen Ablegung oder Vollendung der erſten oder zweiten Prüfung 
gehindert waren, 


S 45. Die Staatsminiſterien der Inſtiz, des Innern beider Abtheilungen 
und der Finanzen werden mit dem Wollzug dieler Verordnung ſowie mit der 
Grlaflung der hiefür erforderlichen VBorichriften beauftragt und zur Ertheilung 
der etwa veranlaßten Dispeniationen ermächtigt. 


ll. 


Miniſterial-Bekauutmachuug vom 14. Juli 1893. 
Auszug.) 
Erſte Prüfung. 


Ss 1. Tie Zabl der Mitglieder einer Prüfungskommiſſion beträgt — abgeſehen von 
dem Vorſitzenden — in der Regel ſechs. 

52 Tie Berufung des Vorſihenden und der Mitglieder erfolgt durch Miniſterial— 
Entſchließung. 

Hiebei werden ſofort diejenigen Mitglieder bezeichnet, welche mit der Zenſur der ſchrift— 
lichen Arbeiten der Vorprüfung zu betrauen Find. 

8 3. Die Zuweiſung der Trüfungegegenftände an! die einzelnen Kommiſſionsmitglieder 
bei der mündlichen Prüfung und die Beſtimmung der Dauer, wie lange jedes Mitglied zu 
vrüfen bat, wird jeweils vor Beginn der Vrüfungen nad vorgängigem Benebmen mit den 
Mitgliedern durch den Vorſitenden verfügt. 

Die Mitglieder find verpflichtet. im Bedürfnisfalle auf Anordnung des Vorſitzenden 
auch die Prüfung in einen anderen Gegenſtande zu übernebmen. 

Jedes Mitglied kann gelegentlich auch Fragen aus den ibm nicht beionders zugetbeilten 
Früfungsgegenftänpen itellen. 

Ter \ Vorſitzende iſt berechtigt, ſelbſt Fragen zu ſtellen. 

ST. Im Intereſſe der wiſſenſchaftlichen Ausbildung der Redtsfandidaten liegt es, 
daß fie Vorlelungen über die ſämmtlichen in S 5 der Allerböcjiten Verordnung auf- 
geführten Prürungsgegenitände bören und Dabei einen geordneten Studiengang einbalten. 

Beſonderes Gewicht iſt darauf zu legen, daß die Kandidaten ſich an den bei den 
Univerfitäten eingefübrten ſemingriſtiſchen, exegetiichen und ſonſtigen Uebungs— Kollegien 
fleißig betheiligen. Etwaige über den Beſuch ſolcher Kollegien ausgeſtellte Zeugniſſe ſowie 
Die von den Nandidaten verfaßten Arbeiten, ſoferne ſolche mit einer Zenſur des Univerſitäts— 
lebrers verichen find, können dem Geſuche um Julafiung zur mündlichen Prüfung bei- 
gefüigt werden. 

Tie Borfigenden der Brüfungstommilfionen baben in allen Fällen, im welchen ver 
Studiengang der Nandidaten ein ungeordneter oder lückenhafter ift, zu veranlafien, daß bei 
der Prufung ſolcher Kandidaten mit beſonderer Genauigteit und Strenge verfabren werde. 

SS Tie Prüfung muß im unmittelbaren Anichluß an das Univerfitätsitudium ab: 
gelegt werden. 

Tie ſchriftliche Vorprüfung findet unmittelbar vor Beginn des Sommeriemeiters itatt. 
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Die mündliche Prüfung wird am Schlufie des Sommeriemeiters und vor Beginn des 
Winterſemeſters abgebalten. 

$ 11. Tiejenigen Kandidaten, welche fich der fchriftlichen Vorprüfun unterzogen 
baben, erbalten bierüber eine vom Prüfungsvorfigenden gebührenfrei gefertigte Beicheinigung. 

8 12. Tie Meldung zur mündlichen Brüfung bat in der Be vom 15. Mat bis 
1. Juni unter Vorlage der vorgeichriebenen Belege {ch $ 8 der Ab. B.O. oben) zu erfolgen. 

Diebei hat der Kandidat ausdrüdlich zu erflären, ob er ,jich der Brüfung am Schluſſe 
des Sommerjemeiters oder vor Beginn des MWinterfemeiters unterzieben wolle. 

$ 13. Im Monate Juli werden nur fo viele Kandidaten neprüft, als obne erhebliche 
Störung der Norlefungen möglich iſt. Die zahl wird jeweils beionders feſtgeſeßt. 

Können bei der Prüfung im Monate Juli nicht ſämmtliche angemeldete Nandidaten 
geprüft werden, fo haben diejenigen, welche im Derbite als Finjäbrig- sreimillige ibrer Militär: 

pflicht genüge leiitten wollen, und nach Dielen diejenigen den Vorzug, welchen beiondere 
Gründe, wie Gelumdbeits-, Familienverhältniſſe u. dgl. zur Seite fteben. 

Unter den übrigen enticheivet das Yoos. Tie nicht mebr zur Prüfung Gelangenden 
find zur Prüfung im Monate Oktober zu verweilen. 

In den 6 Gefuchen um Zulaſſung find die Thatſachen, welche vorzugsweiſe Berückſichtigung 
begründen können, anzugeben und zu beicheinigen; ferner ilt der Urt und die Wobnung, wo die 
Zuſtellung der Entichließung über die Zulaſſung zur Prüfung erfolgen kann, genau anzugeben. 

sl4 Te Admitiionsausichuß bat Form und Inhalt der Geſuche und Belege ſorg 
fältig au prüfen und, wenn durch dielelben den Vorichriften genüge geleiftet wird, die Zu— 
laſſ ſung zur mündlichen Prüfung zu verfügen. 

5 17. Nanpidaten, welche unter Verſäumung der im S 12 dieſer Norichriften feſt— 
geichten Friſten ibre Geſuche veripätet einreichen oder welche ibre Geſuche nicht mit den 
vorgeichriebenen Belegen verlieben und trotz Aufforderung die mangelnden Belege nicht Tofort 
nachträglich in Vorlage zu bringen vermögen, iſt die Julaflung zu verlagen. 

Diebei find die Gründe der Zurückweiſung anzugeben. 

Reichwerden gegen dieſe Verfügungen find au das N. Staatäminiiterium des Innern 
für Nirchen⸗ und Schulgangelegenheiten zu richten. 

$ 18. Die Zulaſſung zur mündlichen Prüfung bat die Folge, dab der Kandidat ver- 
pflichtet it, ſich zu der feſtgeſeßten Zeit der Prüfung zu unterzichen. 

Fin Kandidat, welcher ohne hinreichende Entſchuldigung oder, ohne mindeitens 
3 Tage vor Beginn feiner mündlichen Prüfung den Nüdtritt von der Prüfung ordnungs— 
mäßig angemeldet zu haben, an dem ihm zur Geftellung beitiimmten Termine ausbleibt, iſt 
einem für „nicht befähigt“ erklärten Nandidaten aleich zu achten. Beſchluß hierüber hat 
die Prüfungskommiſſion zu faſſen. Der Beſchluß iſt in das Protokoll aufzunehmen. 

Vermag ein Kandidat nachträglich jein Ausbleiben genügend zu entjchuldigen. jo iſt 
er in der Regel erit nad) vollendeter Prüfung aller anderen Nandidaten zu prüfen. 

Tie NHandidaten find bei der Mittbeilung des Zulaſſungsbeſchluſſes auf die Beſtimmung 
in Abi. 2 ausdrücklich hinzuweiſen. 

S 0. Ber der jchriftlichen Vorprüfung find 3 Aufgaben zu bearbeiten. Die erite 
beiteht in der Ueberſezung und Grläuterung einer Stelle aus dem corpus juris eivilis, Die 
zweite in der Bearbeitung eines kurzen Mechtsfalles, welcher aus den Gebiete des in 
Bayern geltenden gemeinen bürgerlichen Rechts einſchließlich des Handels und Wechſel 
rechtes ſowie des Zivilprozeßrechtes zu entnehmen iſt, die dritte in Der Wearbeitung eines 
kurzen Nechtsfalles aus dem Gebiete des Ztrafrechtes und Strafprozeßrechtes. 

Als zweite oder dritte Aufgabe kann auch ein Rechtstall aus dem Gebiete des Ztaats 
rechtes gewählt werden. 

Ten Aufgaben tönnen Unterfragen theoretiicher Natur beigefügt werden. 

s 21. Tie juriftiichen Fakultäten der drei Yandesumiverfitäten haben alljährlid) bis 
1. Februar für jede Art der Aufgaben 3 Themata dem N. Staatsminilterium des JIunern 
für Kirchen und Schulangelenenbeiten vorzulegen. Tas N. Staatsminiiterium des Innern 
für Kirchen und Schnlangelenenbeiten feht im Benehmen mit den K. Staatsminiſterien 
der Juſtiz umd des Innern die für das Jahr beitimmten Aufgaben feit und itberiendet 
diejelben verichlotien dem Prüfungsvorſihenden, welcher fie am Prüfungstermine in Wegen 
wart der Kandidaten eröffnet und durch diftiren bekannt gibt. 

$ 22. Tie ichriftliche Prüfung wird an den drei Prüfungsorten zu der gleichen ‚jeit 
abgehalten. Tie Aufgaben ſind in der Zeit von drei bis fünf Stunden zu bearbeiten. 

Tie Reihenfolge der Angaben ſowie die Zeit, welche zur Bearbeitung einer jeden 
zu geltatten tft, wird jedesmal beſonders feitgeieht. 

Nach Ablauf der feitgefehten Zeit find Die Arbeiten an den die Aufſicht führenden 
Beamten einzuliefern, auch wenn fie unvollendet find. . .. 
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$ 23. Als Hilfsmittel find lediglich das corpus juris eivilis (in einer lateinifchen, 
nicht überichriebenen Ausgabe) ſowie Selchesterte zuläſſig, welch letztere den Kandidaten 
von der Prüfungskommiſſion für jede Arbeit beionders vorgelegt werden. 

Das corpus juris eivilis hat jeder Nandidat mitzubringen. 

$ 24. Die Sikfolge der Nandidaten wird durch Ausloojung beitimmt. Das Ergebnik 
der Ausloofung tit im Protokolle anzugeben. 

Vor der Ausloofung jmd den Nandivaten die Beltimmungen des 8 11 der Aller- 
höchiten Verordnung ſowie der SS 20-23, 26 Abi. 3 diejer Vorfchriften durch Verleien 
befannt zu geben. 

5 25. Die Yeitung der fchriftlichen Vorprüfung obliegt dem Prüfungsvorfigenden. 
N Grlangen kann diejelbe in Stellvertretung des Vorlikenden dem Dekane der juriitiichen 

fultät und im deilen Verhinderung einem anderen Mitgliede der Prüfungskommiſſion 
übertragen werden. 

Die Aufficht bei der Prüfung wird durch den Prüfungsvorfigenden unter Mitwirkung 
der Kommilitonsmitglieder geführt. Im Bedürfnisfalle können durch das N. Staats- 
miniiterium des Innern für Kirchen: und Schulangelegenheiten aud andere Beamte zur 
Mitwirkung bei der Aufiicht beitimmt werden. 

Sind zur Aufnahme der Kandidaten mehrere Yolale nötig, jo muß in jedem ftändig 
ein Aufiichtsbeamter anmejend jein. Sind in einem Lokale mehr als 30 Kandidaten ver- 
einigt, jo müſſen ftändig zwei Aufiichtsbeamte anweſend jein. 

5 26. Die Zenjur der Aufgaben erfolgt durch diejenigen Nommillionsmitglieder, 
welche biemit bejonders betraut ſind (vergl. oben $ 2). 

Die Zenſur iſt auf die Abgabe eines Urtheils darüber zu beichränfen, ob die Aufgabe 
als re oder „nicht genügend“ zu erachten ſei. Sie iſt mit einer furzen Vegründung 
zu verfehen 

Ergibt fich bei der Zenſur der Verdacht, daß jih ein Kandidat bei Bearbeitung der 
Aufgaben fremder Hilfe oder unzuläſſiger Hilfsmittel bedient babe, jo ilt bievon unter An- 
führung der Gründe, welche hiefür ſprechen, auf der gelieferten Arbeit Vormerkung zu machen. 

8 27. Nach Erledigung der Zenjur, welche bis längitens 1. Juni bethätigt fein fol, 
werden die gelieferten Arbeiten der Nandidaten den übrigen Mitgliedern der Kommiſſion 
und dem PBrüfungsvoriigenden zur Ginficht vorgelent. . 

Der Prüfungsporigende und die Sommilftonsmitglieder find verpflichtet, von ſämmt— 
lihen Aufgaben Finficht zu nehmen und fich ein felbitändiges Urtheil über den Werth der- 
jelben zu bilden. . 

S 28. Met der mündlichen Prüfung am Schluſſe des Sommerjemeiters ift in der 
Regel nur an den Werktagnachmittagen, bei der Prüfung vor Beginn des Winterfemeiters 
in der A an den WerktagVor- und Nachmittagen zu prüfen. 

Die Zahl der Kandidaten, welche täglich zu prüfen find, wird jeweils durch Miniſterial— 
entichliehung feſtgeſetzt. 

$ 29. Die Frageſtellung an die Kandidaten ſoll klar und leicht veritändlich fein. 
Ergibt fich, daß ein Kandidat auf einem durch die Frageſtellung berührten Gebiete offen- 
ſichtliche Unkenntniß zeigt, fo it das gewählte Thema zu verlafien und ein anderer Gegen: 
itand zur Frrageitellung zu wählen. 

Tie Rrüfungsvorfigenden find angewielen, auf die Beobachtung diefer Beſtimmung 
genaueitens zu achten. 

$ 30. Tas Urtbeil über das Ergebniß der Prüfung eines Kandidaten it ſtets ſofort 
nach der Beendigung der mündlichen Prüfung desjelben zu fällen. 

Bei der Berathung haben zunächſt die mit der Zenſur der jchriftlichen Aufgaben be- 
trauten Kommiſſionsmitglieder über das Reſultat der Vorprüfung zu berichten. 

Die Abſtimmung der Mitglieder bat ſich nicht nach dem Ergebniſſe der Prüfung aus 
dem dem einzelnen Mitgliede zur Zenſur oder zur Frageſtellung zugewieienen Face, jondern 
nad) dem Ergebniſſe der gelammten Prüfung aus tämmtlichen Disziplinen einſchließlich 
* gelieferten ſchriftlichen Arbeiten, wie ſolches durch die Berathung feſtgeſtellt wird, zu 
emeſſen. 

8 31. Tas Prädikat der Befähigung und damit die Zulaſſung zur Vorbereitung für 
den höheren Staatsdienit darf nur tüchtigen und für ihren zukünftigen wichtigen Beruf 
theoretiich gründlich nebildeten Kandidaten ertbeilt werden. Es wird daher in der Regei 
nur demjenigen Mandidaten das genannte Prädikat ertheilt werden können, von welchem 
anzumehmen it, daß er fich in allen Prüfungsgegenitänden entiprechend vorbereitet bat. 

‚st zweifelhaften Fällen, insbeiondere in dem in $ 26 Abi. 3 erwähnten Falle, bat 
der Worfikende von den ihm nach $ 14 der Allerhöchſten Verordnung gewährten Berug- 
nilien Gebrauch zu machen. 
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Tas Prädikat „hervorragend befähigt“ iſt nur ſolchen Kandidaten zuzubilligen, die 
ſich durch außerordentliche Tüchtigkeit und außergewöhnliche Leiftungen"iauszeichnen. 

' $ 33. Ueber das Ergebniß der Prüfung it den Sandidaten ein Zeugniß auszu- 
ertigen. . . 

534. Nach Beendigung der Prüfung im Ottober hat der Vorſißende über den Gang 
des Prüfungsgeichäftes, etwaige beiondere Vorkommniſſe und Beobachtungen jomwie über 
die Ergebniſſe der Prüfung an das K. Staatsminiiterium des Innern für Kirchen und 
Schulangelegenbeiten ausführlich zu berichten und die Nechnung zu ſtellen. . . . 

$ 35. Die Standidaten haben außer der Gebühr für das Prüfungszeugniß mit 4 4 
und einer Zuitellungsgebühr von 20 „7 eine beiondere Prüfungsgebühr im Betrage von 
40 MA zu entrichten. . - 

Bei nachnewielener Türftigfeit eines Kandidaten kann die Prüfungsgebühr durd) 
Beihluß der Prüfungskommiſſion theilweiſe oder nänzlich nachgelajien werden. 


BVorbereitungsdienf. 


8 36. Won dem für den gerichtlidhen Vorbereitungsdienit vorgeichriebenen 18: 
monatlichen Zeitraum iind in den Yandestbeilen v/Rh. in unterbrodener Dauer die 
eriten neun Monate im Dienste bei einem Amtsgerichte und im unmittelbaren Anſchluß 
die folgenden neun Monate im Dienſte bei einem Landgerichte zu verwenden. 

8 37. In der Pfalz find von dem vorbezeichneten Zeitraum in ununterbrochener 
Taner 12 Monate im Tienite bei einem Yandgerichte und ſechs Monate bei den Amts- 
erichten: Dürkheim Frankenthal, Ludwigshafen, Neuſtadt a/d., Speyer, Naiferslautern, 
Ktirhbeimbolanden, Germersheim, Yandau, Pirmaſens oder Zweibrücken zu verwenden. 

Ten amtsgerichtlichen Borbereitungsdienit bei einem anderen als bei einem der vor: 
bezeichneten 11 Amtsgerichte abzuleiſten, kann einem Rechtspraftifanten auf Antrag von 
dem Wrälidenten des K. Oberlandesgerichts geitattet werden, wenn das im Antrage be— 
nannte Amtsgericht nach feiner Geichäftsaufgabe und Belegung für die Ableiitung des 
Norbereitungspienites ſich eignet. 

Ter amtsgerichtliche Vorbereitungspdienit it entweder vor dem landgerichtlichen Dienite 
oder nach Vollendung desjelben abzuleiiten. 

8 38. Rechtspraktikanten, welche einen Theil des gerichtlihen Vorbereifungsdienites 
bei einem Gerichte eines anderen Bundesitaates ableiten wollen, haben biezu die Erlaubniß 
des Höniglihen Staatsminifteriums der Juſtiz zu erholen. 

Ss 39. Ter für den Vorbereitungsdienſt bei Verwaltungsbehörden beitimmte 12monat:- 
liche Zeitraum it in ununterbrochener ‘Dauer im TDienite bei einem Bezirksamt zu ver: 
wenden, kann aber auch in ununterbrochener Dauer jur Hälfte bei dem Magiitrate einer 
der Nreisregierung unmittelbar untergeordneten Stadt, in München auch bei der K. Polizei— 
direftion umd zur anderen Hälfte bei einem Bezirfsamte verwendet werden. 

Tiefer Vorbereitungspdienit kann vor dem gerichtlichen oder nach Vollendung desielben 
im unmittelbaren Anichluß bieran abgeleiitet werden. 

5 40. Ter anmwaltichaftliche Vorbereitungsdienft der Nechtspraftifanten fann bei jedem 
am Oberſten Landesgerichte, an einem Oberlandesgerichte oder Yandgerichte zugelaſſenen 
und am Site dieſer Gerichte wohnhaften Rechtsanwalt abgeleiſtet werden. 

Von ihrem Eintritte in den anwaltichaftlichen Vorbereitungsdienſt, ſowie von ihrem 
Austritt aus demielben haben die Nechtspraftitanten binnen 3 Tagen dem Präſidenten des 
Pandgerichts, an deſſen Ort der WVorbereitungsdienit abgeleitet wird — in München dem 
Bräfidenten des N. Yandgerichts München I — und dem Poritande der Anwaltsfammer 
ichriftliche, mit einem Beltätigungsvermerfe des Rechtsanwaltes verfehene Anzeige zu eritatten. 

s 41. Während der Tauer des PVorbereitungspdienites bei den Gerichten und Ver— 
waltungsbehörben haben ſich die Nechtspraftifanten jeder Beichäftigung bei Rechtsanwälten 
zu enthalten und find dielelben nicht befugt, die Stellvertretung der Nechtsanmwälte in ein 
zelnen bürgerlichen Nechtsitreitinteiten oder in Strafiachen zu übernehmen. 

Ss 42 Tie Wabl der einzelnen Bebörden, bei welchen die Nechtspraftitanten in den 
Norbereitungspdienit treten wollen, it ihnen überlaifen. 

Der Vorbereitungsdienit kann jedoch feinen Zweck nur dann erreichen, wenn bei eine 
und derielben Behörde gleichzeitig nicht eine allzugroße Zahl von Rectspraftifanten zu: 
gelaſſen iſt. Inſoweit nicht für einzelne Behörden von dem zuſtändigen Staatsminiſterium 
beſondere Beſtimmungen erlaſſen werden, ſoll daher die Zahl der bei einem Yand- und 
Amtsgerichte gleichzeitig zugelaſſenen Nechtsprattitanten die Zahl der bei dem Gerichte 
angeitellten Richter, die Zahl der bei einem Bezirksamte gleichzeitig zugelafienen Rechts— 
praftitanten das Doppelte der Zahl der bei demielben angeitellten Beamten und die Zahl 
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der bei einem Magiſtrate oder bei der K. Polizeidirektion München zugelaſſenen Rechts— 
— die Zahl der bei dieſen Behörden angeitellten rechtskundigen Beamten nicht 
überiteigen. 

Meldet fich bei einer Behörde zur Ableitung des Vorbereitungspienites während des 
gleichen Zeitraums eine größere Anzahl von Nechtspraftifanten, jo haben diejenigen den 
Vorzug, welchen befonders gewichtige Gründe wie Wohnſitz der Eltern und dergl. zur 
Ableiitung des Vorbereitungsdienſtes gerade bei dieſer Behörde sur Seite ſtehen 

Findet bei einer Behörde erfahrungsgemäß regelmäßig ein größerer Andrang von 
Kechtspraftifanten statt, jo haben die Amtsvoritäude, damit nicht vorzugsweile zu berüd- 
fichtigende Rechtspraltifanten um deswillen zurücdgemwielen werden müſſen, weil andere fich 
früher gemeldet hatten, Praktikanten, bei welchen feine over Dach nur minder driugliche 
Gründe vorliegen, entweder überhaupt zurüchzuweiſen, oder doch ausdrücklich nur in ſtets 
widerruflicher Weiſe zuzulaſſen. 

Ueberſteigt die Zahl derjenigen Rechtspraktikanten, welchen beſondere Gründe für die 
Ableiſtung des Vorbereitungsdienſtes bei einer beſtimmten Behörde zur Seite ſtehen, Die 
oben in Abi. 2 feſtgeſeßte Zahl, jo it über die ‚Frage der Zulaſſung einer größeren Zahl 
unter qutachtlicher Aeußerung über Die Möglichkeit der ausreichenden Beſchaftigung auch 
— größeren Zahl an das vorgeiegte K. Staatsminiſterium auf dem Dienſtwege zu 
yerichten. 

Im Intereſſe der Rechtspraftifanten it es gelegen, wenn fie sich möglichit früh zum 
ipäteren — wenn auch nur eventuellen — Gintritt bei den Behörden anmelden. Rechts— 
praftitanten, welche am Tage des Inkrafttretens der Allerbhöchiten Verordnung im Wider— 
ipruche mit vorftehenden Beſtimmungen den Borbereitungsdienit bei einer Behörde bereits 
begounen haben, dürfen denſelben bei dieſer Behörde vollenden. 

S 43. Bei einem Rechtsanwalte, bei welchem ein Nechtspraftitant bereits in Vor 
bereitungspratis ſteht, kann ein weiterer Nechtspraftitant zur gleichzeitigen Ableiftung dieſes 
Tienites nur mit Bewilligung des N. Staatsminiiteriums der Juſtiz eintreten, welches 
hierüber nach Anhörung des Woritandes der Anwaltsfanımer befinden wird. 

Ss 44. Die Ausbildung der Rechtspraktikanten zäblt zu den wichtigiten Aufgaben _ der 
Behörden. Es wird Daher allen mit der Norbereitung der Nechtspraftifanten befaßten 
Beamten zur beionderen Prlicht gemacht, mit der der Wichtigkeit des Gegenitandes ange 
meilenen Umſicht und Energie darauf Bedacht zu nehmen, dab die willenichaftliche und 
vraftiiche Worbereitung der Rechtspraktikanten in entiprechender Weile gefördert werde. 

S 45. Tie Nechtspraltitanten find während des Vorbereitungsvienites bei den Gerichten 
und Üerwaltungshehörben itets einem oder mehreren Beamten zur befonderen Aufſicht und 
lleberwachung ihrer Thätigkeit zuzutheilen. 

Dieſe Beamten haben unter der O Oberleitung der Amtsvorſtände der praktiſchen Aus 
bildung der Rechtspraktikanten befondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden und nachdrücklich dar 
auf zu achten, daß die Praktikanten mit Eifer und Gewiſſenhaftigkeit ihren Obliegenheiten 
nachlommen und die ihnen übertragenen Ichriftlichen Arbeiten nicht nur aründlich und 
vechtzeitig, londern auch in einer forgfältigen Form, ſowie in reinlicher und aut leferlicher 

Schrift erledigen. 

S 46. Tie Beichäftigung der Rechtspraktikanten bei den Gerichten iſt fo einzurichten, 
daß denielben (Gelegenheit neboten it, alle Zweige der gerichklihen Thätigkeit, einichliehlich 
des Serichtsichreibereidienttes, kennen zu lernen 

In letzterer Beziehung find die Nechtspraftilanten mit vein formalen Arbeiten nur 
inſoweit zu beichäftigen. als es zu ihrer praftiichen Ausbildung nöthig ericheint. 

Im übrigen ift darauf zu achten, daß dielelben in dem geſammten Gerichtsichreiber: 
Dienst, namentlich auch im dem finanziellen Theile desielben, dann im der Führung der 
—— und der Sitzungskalender die erforderliche Unterweiſung erhalten. 


S 47. Wei den Amtsgerichten ind die Nechtspraftitanten in angemeitenem 
Wechſel nach und nach den mit der Bearbeitung der verschiedenen Gegenitände des amts- 
gerichtlichen Tienites betrauten Beamten zuzuweiſen. 

In den Yandestheilen v/Rh. it bejonderes Gewicht auf die Ausbildung der Nechts: 
vraftifanten in den Sparten der nichtitreitigen Nechtspflege, insbeiondere im Hypothelen 
weien, zu legen. 

Zur Ausbildung der Rechtspraftifanten in dem lehtgenannten Geſchäfto weige erſcheint 
auch eine angemeſſene theoretiſche Einführung in denſelben als geboten. "Beim Norhanden- 
‘ein mebrerer Nechtspraftilanten an einem Amtsgerichte iſt dieſe theoretiſche Unterweiſung 
an die Nechtspraftitanten gemeinſam oder wenigitens aruppenmeile zu ertbeilen. 

Zu Ende des Monats \uli jeden Jahres haben die Amtsgerichtsporitände über die 
Jahl der Nechtspraftilanten, welche fett dem Monate Auguft des vorbergegangenen Jahres 
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bei dem Amtsgerichte ſich dem Vorbereitungsdienfte unterzogen, über die Einrichtung des 
Vorbereitungsdienites derſelben und die erzielten Nejultate an den Präfidenten des vor: 
geieten Yandgerichtes zu berichten. 

Hiebei find größere Arbeiten, welche die Rechtspraktifanten während des Vorbereitungs: 
dienites angefertigt haben, bejonders zu erwähnen und von jedem NRechtspraftifanten einige 
dieſer Arbeiten zur Einſicht mit in Vorlage zu bringen. Gehören die Urſchriften dieſer 
Arbeiten zu den Akten des Gerichts, jo ſind dielelben in Abjchrift anzulegen. Dieſe Ab- 
schriften haben die Rechtspraftifanten jelbit zu fertigen. Ten Arbeiten iſt eine Neußerung 
des betreffenden Richters über die praftiiche Verwendbarfeit beizufügen. 

Tie Worftände derjenigen Amtsgerichte, bei welchen Rechtspraftifanten nicht im Vor— 
bereitungsdienſte verwendet waren, haben Fehlanzeige zu eritatten. 

Tie Yandgerichtsprälidenten haben über den weientlichen Inhalt der Vorlage der 
Amtsgerichtsvorftände, ſowie über etwa wahrgenommene Unregelmäßigfeit oder Nachläſſigkeit 
in der —— der Rechtspraktikanten an das K. Staatsminiſterium der Juſtiz zu berichten. 


5 48. Die in den landgerichtlichen Vorbereitungsdienſt übertretenden Rechts— 
praftifanten ind während desſelben nach und nach der Gerichtsſchreiberei zur RUM) 
im (Serichtsichreibereidienite, der Straftammer und der Zivil (Dandets-)fammer zuzumeifen- . 


S 50. Bei allen Yandgerichten, bei welchen ich mebr als fünf Rechtspraktikanten im 
Vorbereitungsdienſte befinden, ſind überdies gemeinſame praktiſche Uebungen einzuführen, 
deren Leitung einem hiefür geeigneten, in entſprechendem Maße von anderen Arbeiten zu 
entlaſtenden Mitglied des Gerichts zu übertragen iſt. 

Tie Uebungen baben ſich auf Givil- und Strafrecht, Givil- und Strafprozeh unter be- 
jonderer Berückſichtigung jedoch des Givilrechts, zu erjtreden und jollen hauptiächlich in der 
ichriftlichen Bearbeitung von Kechtsfällen, jomwie in dem Entwerfen von Urtheilen und Be: 
ſchlüſſen, in der Beurtheilung dieſer Arbeiten durch den Nichter und in der gemeiniamen 
Beiprechung der Arbeiten beiteben . . . 

An den lebungen haben ſich ſämmtliche Rechtöpraftifanten eines Gerichts zu betheiligen. 
Mebr als 15 Nechtspraftitanten find indeß vegelmäßig einem Richter für die Uebungen nicht 
juzumeilen. Befindet fich bei einem Gerichte eine größere Anzahl von Rechtspraftifanten, 
jo find nach Bedürfniß mehrere Richter für die Yeitung der Uebungen zu beitimmen. 

Der Yandgerichts- Bräfident bat dieſe Uebungen geeignet zu überwachen. Die von den 
Rechtspraktikanten gelieferten Arbeiten find ihm von Zeit zu Zeit zur Ginficht vorzulegen. 

Ss 51. Yu Anfang des Monats Mai jeden Nabres haben die Präſidenten der Land— 
gerichte über die Zahl der Nechtspraftilanten, welche ſeit dem Monate Mai des vorber 
gegangenen Jahres bei dem Landgerichte jich dem Vorbereitungspienite unterjogen, über die 
Ginrichtung des Vorbereitungsdienſtes, insbeſondere die nach S50 oben abgehaltenen llebungen, 
ſowie über die erzielten Reiultate an das k. Staatsminiiterium der Juſtiz zu berichten. 

8 52. Ber Einrichtung des Vorbereitungspdienites bei den VBerwaltungsbebörden 
it darauf bedacht zu nehmen, das die Nechtspraftifanten, nachdem fie einen Finblid in den 
formalen Geſchäftsgang erlangt haben, durch alle Geſchäftszweigei in einer Weiſe hindurch geleitet 
werden, daß ſie die Aufgabe und den Umfang eines jeden derielben genügend kennen lernen. 

Tie Amtsvorftände haben darauf zu balten, daß die Nechtspraktifanten auch bei An- 
fertigung ichwierigerer und umfangreicherer Beſchlüſſe und Verfügungen Verwendung finden. 
Ergibt ſich biezu wahrend des Vorbereitungsdienites eines Nechtspraftifanten feine ausreichende 
(Helegenbeit, jo find den Praftitanten bereits abgeichloitene, fir Dielen Zweck geeignete Akten, 
aus welchen die ergangenen Beſchlüſſe oder Beſcheide vorber entfernt oder durch Verſiegelung 
dem Prattikauten unzugänglich gemacht wurden, oder beſonders conſtruirte praftiiche Fälle 
val. oben S 8 50 Abi. 3) mit dem Auftrage vorzulegen, die angemeſſene Entſcheidung zu 
treffen. Ter Beamte, welchem der Nechtspraftifant zur beionderen Aufſicht zugetbeilt iſt 
hat dieſe Arbeiten zu prüfen und mit dem Praktikanten zu beſprechen. 

Zu Ende jeden Jahres haben die Amtsvorstände über die Zahl der Nechtsvraftifanten, 
welche im Yaufe des ‚Jahres bei der Behörde im Vorbereitungspienite ftanden, über die 
Finrichtung desielben und die erzielten Refultate an die E. Nreisregierung zu berichten. 

Siebei hat die Beitimmung in Abi. 5 und 6 des S 47 oben entiprechende Anwendung 
zu finden. 


zu hier. 

S 53. Ter NRechtspraftitant hat ein Beſchäftsverzeich niß zu führen, in welchem 
eine Ueberſicht ſeiner Thätigkeit zu geben iſt. In demſelben ſind die von ihm gelieferten 
größeren Arbeiten, darunter auch die bei den praktiſchen Uebungen während des landgericht; 
lichen Vorbereitungsdienſtes verfaßten, beionders hervorzuheben. 

Annalen des Deutichen Neid 1893 59 
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Tas Geichäftsverzeichnik it während des Worbereitungsdienites bei den Behörden all- 
wöchentlich dem Beamten, bei welchem der Nechtspraftitant beichäftigt iſt, zur Einſichtnahme 
vorzulegen. 

Hat der Beamte fein Bedenfen genen die Nichtigkeit der Cinträge, fo bat er die Ein— 
jichtnahme auf dem Rande zu beitätigen, andernfalls bat er vorher die Nichtigitellung der 
Einträge zu veranlasien. 

NY der Beamte nicht zugleich der Vorſtand der Behörde, fo erfolgt allmonatlich di: 
Vorlage des Berzeichniſſes auch an Dielen; auch der Amtsvoritand hat die Einſichtnahme 
zu beitätiaen . . . 

Während des Vorbereitungsdienites bei den Rechtsanwälten it das Geſchäftsverzeichniß 
allwöchentlih dem Rechtsanwalte zur Einſichtnahme und Beſtätigung vorzulegen. 

S 54. Bei Ausftellung der in * 23 der Allerhöchſten Verordnung vorgeichriebenen 
geugnifle muß mit der größten Gewiſſenhaftigkeit verfahren werden . .. 

Die Vorſtände der Behörden haben in den Zeugniſſen zugleich das Urtheil darüber 
abzugeben, ob der Kechtspraftitant im amtsgerichtlichen, landgerichtlichen oder Berwaltungs- 
dient für die Ablequng der zweiten Prüfung genügend vorbereitet zu erachten jet. 

Dat ein Nechtspraftitant durch Die Mangelbaftigkeit ſeiner Yerltungen zu berechtigten 
Klagen Anlaß gegeben, ſo iſt ihm gegebenen Falles die Beſtätigung „genügender Vor— 
bereitung“ zu verweigern . . . 


Zweite Prüfung. 


5 57. Kandidaten, welche der im Monate Dezember abzuhaltenden zweiten Prüfung 
ſich unterzieben wollen, baben sich biezu in der Zeit vom 1. bis 15. Juni bei derjenigen 
Megierung, Hammer des Innern, vorläufig anzumelden, in deren Bezirk fte im Ver— 
bereitungsdienite verwendet find . 

S58 Auf Grund der von den Negierungen vorgelegten Verzeichniſſe erlaflen die zu— 
ſtändigen k. Staatsminiiterien die näheren Beltimmungen über die Brüfungsorte jowie iiber 
die Zuweiſung der Nandidaten an Ddielelben . . 

S 59. Geſuche um Zulaſſung zur Brüfung find in der Zeit vom 1. bis 
einschließlich 15. Oktober bei derjenigen Regierung, Mammer des Innern, einzureichen, an 
deren Zi der Kandidat nad den gemäß S 58 erlalienen Beltimmungen die Prüfung 
abzulegen bat_. 

Ss 63. Tie mit dev Abhaltung der Prüfung betrauten Commiſſionen werden in der 
Kegel aus 3 Juiti und 3 Berwaltungsbeamten gebildet. 

Tie eriteren werden aus den Mitgliedern der Tberlandesgerichte, Yandgerichte cder 
Ztaatsanwaltichaften, die lepteren aus den Mitgliedern der Nreistegierungen entnommen. 
Tie Juſtizbeamten werden bis auf weiteres vom FE. Ztaatsminiftertum der Juſtiz, die Wer 
waltungsbeamten von den Negierumgspräfidien des Prüfungsortes beitimmt. 

Im Bedürfnißfalle it die Jahl der Commiſſionsmitglieder entiprechend zu vermehren... 

S 64. Zur Belorgumg der Prüfungsgeſchaäfte der erſten Abtheilung find zunächit die 
richterlichen und Itaatsanmaltichaftlichen Mitglieder der Commiſſion, zur Beſorgung der 
Prüfungsgeſchäfte der zweiten Abtheilung die Mitglieder der Nreisregierung verpflichtet. Im 
Bedürfnißfalle haben fich dielelben gegenſeitig Aushilfe zu leiten. Tie etwa erforderlichen 
Beſchlüſſe der _Sommtijion find von den ſämmtlichen ortsanweſenden Mitgliedern zu faſſen. 

Ss 65 Tie Prufung beginnt, wenn keine anderweitige Verfügung erfolgt, jeweils am 
eriten Werktage im Monate Teyember 

5 66. Tie Probeaufgaben werden unmittelbar vor Beginn der Prüfung in der er 
forderlichen Anzahl von Fremplaren an diejenigen Regierungspräſidien überiendet, an deren 
Sit die Prüfung Itattiindet. 

Tie Aufgaben find ſofort der Prüfungseommiſſion zu übergeben, welche die Eröffnung 
an den zur Bearbeitung der einzelnen Aufgaben im voraus beſtimmten Jagen in Gegenwart 
der Nandidaten vorsimebmen hat. 

* 867. Ten Nandidaten wird jeweils nur eine Probeanfgabe zur Bearbeitung vorgelegt. 

Die Neibentolge, in welcher die Probeaufgaben vorzulegen find, wird jedesmal be 
ſonders beſtimmt. 

‚in der Regel wird für eine jede Probeauigabe je ein Zeitraum von 4 Stunden (Nor 
mittags von 8—12 Uhr und Nachmittags von 3—7 br) und für die beiden größeren 
praftiichen Fälle ein Jeitraum von je 9 Stunden von Vormittags 8 Uhr bis Nachmittags 
5 Uhr feitgeieht. 

S 68. Tie PVearbeitung der Frobeaufgaben einichließlich der praftiichen ‚Fälle bat in 
unmmterbrochener Tauer zu erfolgen. Tie Nandidaten dürfen erit nach Ablieferung ihrer 
Wearbeitungen aus dem Prüfungslofale entlaſſen werden. 
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Mit Ablauf der feitgeießten Zeit find die Arbeiten an den die Aufiicht führenden 
Beamten abzuliefern, auch wenn ſie unvollendet find. Zur Wermeidung von Ungleichheiten 
jind Die Mitgliever der Prüfungscommiflionen angemwieien, mit unnachiichtlicher Strenge 
darüber zu wachen, daß fein Nandidat über die feitgeiehte Zeit hinaus arbeite. 

8 71. Tie Sispläge der Kandidaten find täglich durdp Auslofung zu beftimmen. Das 
Ergebniß der Auslofung it im Protokolle anzugeben. 

S 75. In der eriten Abtheilung werden den Kandidaten in der Negel aus dem Landes: 
eivilrecht eine Probeaufgabe, aus dem Neichscivilrecht und Givilprozehrecht zufammen vier 
Brobeaufgaben und aus Strafrecht und Strafprozeßrecht zufammen drei Probeaufgaben ſowie 
ein größerer praftiicher all, im der Hegel aus dem Gebiete des Landes- oder Meichscivil- 
rechtes, vorgelegt. 

In der zweiten Abtheilung werden den Kandidaten in der Regel zwei Brobeaufgaben 
aus dem bayerischen und deutihen Staatsrecht, je eine Probeaufgabe aus dem katholiſchen 
und proteitantiichen Kirchenrecht, eine Rrobeaufgabe aus dem Polizeirecht, eine Probeaufgabe 
aus der Volkswirthſchaftslehre und der Sozialgeiepgebung, zwei Probeaufgaben aus der 
Staatsfinanzwirtbichaft und ein größerer praftiicher Fall aus dem Gebiete der inneren Ver— 
waltung vorgelegt. 

Ss 76. Die mit der Genfur der gelieferten Arbeiten zur betrauenden Commiſſionen 
werden für die erite Abtheilung in der Kegel aus einem Senatspräfidenten des Oberiten 
Yandesgerichts und zwei Räthen dieles Gerichts oder aus einem Senatspräftdenten eines 
I berlandesgerichts und zwei Cberlandesgerichtsrätben, — für die zweite Abtheilung in der 
Kegel aus einem Tireftor des Nerwaltungsgerichtsbofes und zwei Näthen dieſes Berichts: 
hofes oder aus einem Direktor einer Nreisregierung und zwei Megierungsräthen gebildet. 
Den Vorfig in der Commiſſion führt das rang: oder dienjtälteite Mitglied. 

Jeder Commiſſion wird die Geniur der über eine oder mehrere Probeaufgaben ge: 
lieferten Arbeiten ſämmtlicher Nandtdaten übertragen. 

Wird einer Commiſſion die Cenſur von mehr als zwei Probeaufgaben oder außer dem 
praftiichen Fall die Cenſur noch weiterer Aufgaben übertragen, fo wird die Zahl der Mit- 
glieder entiprechend vermehrt. 

Die näheren Beſtimmungen über die Cenſurcommiſſionen und über die Vertheilung 
der Tisziplinen unter Diefelben werden vor Beginn der Prüfung jenen Kreisregierungen, 
an deren Zik Prüfungen abgehalten werden, mitgetbeilt. 

Ss 77. Die ichriftlichen Ausarbeitungen der Nandidaten find alsbald nad Schluß der 
Prüfung an diejenigen Behörden abyuienden, bei welchen die betreffenden Cenſurcommiſſionen 
gebildet find. 

Diebei iit jedesmal eine Darftellung der Sißordnung der Nandidaten beizugeben. 

Winden bei der Auflichtfüihrung von den Aufiichtsbeamten Wahrnehmungen gemacht, 
welche auf die Cenſur von Einfluß fein fünnen, ſo iſt entiprechender Auszug aus dem 
Prüfungsprotofolle beizulegen. 

S 78. Jede Cenſurcommiſſion bat, um eine beitimmte Grundlage für die Beurtheilung 
der gelieferten Arbeiten zu erlangen, vor allem Beſchluß über die Löſung der Aufgabe zu 
fallen. Die Aufgabe it darnach durch ein Mitglied zu bearbeiten. 

; Der Vorfigende hat für die Cenſur der einzelnen Arbeiten einen Referenten und einen 
Horreferenten zu ernennen. 

Tie Beſchlußfaſſung über die zu ertheilenden Noten erfolgt durch Stimmenmehrheit. 

Ber den Beſchlußfaſſungen muß der Vorſihende, der Neferent und Korreferent an- 
weiend jein . . . 

s 79. Um ein etwaiges unerlaubtes Julammenarbeiten der Kandidaten leichter er- 
mitteln zu können, find Die Referenten der Cenſurcommiſſionen angewielen, die Prüfung 
der Arbeiten nach Prüfungsorten und bezüglich der einzelnen Prüfungsorte nad) der Neihen: 
folge der Wlähe der Kandidaten vorzunehmen. 


: S 80. Von der Aufitellung beitimmter Normen für die Cenſur wird abgeiehen. Die- 
— ſelbe hat im ſteten Hinblick auf den Zweck der Prüfung — Erprobung, ob und in welchem 
Grade der Kandidat für den höheren Staatsdienit geeignet ericheint, — nad) dem pflicht- 
gemäßen Ermeſſen der Gommillionsmitglieder zu erfolgen. 
Erſcheint die Löſung einer geitellten Aufgabe zweifelhaft, jo darf die von der Genfur- 
commiſſion beichlofiene Enticheidung nicht als unbedingter Mahitab der Beurtbeilung zu 
Grunde gelegt werden; es ilt vielmehr biebei zunächit auf die Art und Weile Rückſicht zu 
nehmen, wie der Kandidat feine, vielleicht nach der Auffaffung der Commiſſion unrichtige, 
Anficht begrünpet bat. 
Hat ein Kandidat die Bearbeitung einer Aufgabe nicht vollendet, fo Toll wegen diejes 
Umitandes allein die Bearbeitung noch nicht mit der Note der umzureichenden Befähigung (TV) 
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gewürdigt werden. Tie Commiſſion hat fich vielmehr darüber ſchlüſſig zu machen, ob der 
Kandidat durch die theilweiſe Bearbeitung der Aufgabe innerhalb der ihm biefür geitatteten 
Zeit mit Rückſicht auf Qualität und Tuantität der gelieferten Bearbeitung noch einen hin— 
länglichen Nachweis von Beräbinung und zwar in welchem Grade gegeben bat. 

Wurde von einem Nandidaten eine Probeaufgabe gar nicht bearbeitet, fo it er mit 
Bezug auf diefe mit der Note IV zu würdigen. 

Hat ein Kandidat in ‚Folge erwieiener unverichuldeter Verbinderung (wie Krankheit) 
in einer der beiden Abtbeilungen drei oder in beiden Abtbeilungen zuiammen vier Probe: 
aufgaben nicht bearbeitet, jo dann er auf Anfuchen ebenio behandelt werden, wie jene Kandi- 
daten, welche durch Erkrankung verhindert waren, die begonnene Prüfung zu vollenden. 
Ter prattifche all wird auch hiebei zwei Rrobeaufgaben gleichgeachtet. 

® s 81. Tie Genfurcommislionen haben ihre Aufgabe innerhalb drei Monaten zu be 
endigen . . . 

$ 82. Tie f. Staatsminifterien fegen nach vorgenommener Prüfung der Genfurergeb- 
nilfe die Hauptnoten, die Gefammtnote, die Gejammtnebenote aus Stil und TDarftellung, 
jowie die Neihenfolge der einzelnen Kandidaten teilt. 

Tie Gejammtnebennote aus Stil und Tarftellung wird hiebei durd Zuſammenrech— 
numg der Ginzelnoten und Theilung der Summe dur die Einzelnoten gefunden. Hiebei 
ſich ergebende Bruchtheile, welche die Hälfte überſchreiten, werden als Ganzes gerechnet. Bei 
der Feſtſehung der Reihenfolge der Kandidaten wird die Reihe der Kandidaten mit gleichen 
Geſammtnoten nad) der Nebennote beitimmt . 

S 84 Hat lich ein Kandidat der 11. Prüfma mit Erfolg unterzogen, iſt er jedoch 
durd die erhaltene Note nicht befriedigt, io faun er jederzeit bei Verzicht auf das frühere 
Prüfungsergebnib zu einer Wiederholung der Prüfung zugelafien werden. Er hat jedoch 
dann bei der Kinreihung feinen Bla unter den Kandidaten der legten Prüfung nach deren 
Ergebniß zu erhalten. 
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Herzogthum Braunfchweig. 


Weberficht über die Wohnungsverbältnifie der Arbeiter in Gewerbebetrieben mit 20 und mebr 
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Arbeitern nad der Aufnahme vom 1. April 1892 innerhalb der einzelnen Kreife :c. 
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VII. | Chemiſche Jnduftrie . 5251 116) 50. 166 } 
VIII. | Foritwirtbichaftliche Neben: | f 
produfte, Yeuchtitoffe, | | | 

Fette, Dele und Firniſſe 3981 53 8 61 56 27) 

IX. | Tertilinduftrie . 2935 314 1420 1734 * 35 
X. | Papier und Yeder 458 106 86 192 56 50 
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mit 20 und mehr Arbeitern nad der Aufnahme vom 1. April 1892 
einzelnen Gewerbearten. 
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gezähblten Arbeitern wohnen Mehslicın wohnen 
in Miethbwohnungen | in den Arbeitgebern | in Mieth- | 
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in den Arbeitgebern ge | | | _ —— 
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we 2 Bets . it m Arbeit) in | ge 
tatunier | nn "fe: , eigenen — zri 
mlethfrei en ſon· — insger| ſtigung eigener !inäge: genen‘ gebern jon börigen 
gegen | unter | Ijeitig mir ‚ ftigen | ſeitens Belt. Haufe! ge | ftigen | Ka— 
Mieth- Anred⸗insge⸗ * Hau⸗ ſammt e | ag horigen Häu- 
u | f ' . ſti un * 
Jin. Inne |fammt) Me | fem | jiehel AAN | Hi 
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MW. N Zimmermann: Tie Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter 








Von den unverbeiratbeten Arbeitern, welche 
nicht in Wohnungen oder Kaſernen der 
Arbeitgeber wohnen, leben 








| als Schlafgänger 


























Bezeihnung im elterlichen Haufe in einer 
= der fremden Familie 
< Hemwerbearten | | 
männ- ' weib- | insge— mann. weib· | insge- 
lich lich hamme lich lich ſammt 
| | 
N N 
en 00 | 
— = — | Ä 
111. | Bergbau, Bitten und Sa: 
linenmweien, Iorfgräberei | 701 3 7041 227 | 1 228 
IV, | Induſtrie der Steine und | | | | 
Erden 1058 | 511109, 45 | 10° 465 
V. | Metallverarbeitung 83 10 | 93 | 127 5 | 132 
VI | Maicinen, Werkzeuge ıc. - | 508 | 22 580° 749 6 755 
VII. | Gbemiiche Anduftrie . 67 46 j 113 49 | 4138 
VI J Forſtwirthſchaftliche Neben: | | 
produkte, Yenchtitoffe, | | | 
Fette, Tele und Firniſſe 26 8 | 4 27) — | 7 
IX. | Tertilinduitrie . 164 528 | 692 150 | 892 | 1042 
X. | Bapier und Leder ss 78 161 8|l 8! a 
XI. | Holy und Schnißitofte . 203 70 282 | 121 7T| 128 
X1. | Nahrungs: und Genußmittel | 321 205 | 526 | 377 127 | 504 
XII. | Bekleidung und Reinigung 25 165 | 190 | 64 60 | 124 
XIV. | Baugewerbe - [1020 — | 1020 | 954 | 1| 95 
XV. | Rolngrapbiiche Gewerbe 114 5 1599| 58 24 82 
XVII | Handelögewerbe 9 211 5 — 5 
NN. | Verfehrsgewerbe . s| — 43 ım| — | ım 
XXI | Beberbergung u. Grauidung | — | — | — — — 
— J Feuerlöoſch Anstalten hieſ. 1 — 1i — _ — 
— | Städt. Straßen-Reinigung . 6 — | 6 u ee 4 
Zumme . . | 4432 . 1242 | 5874 | 3564 | 1145 | 
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Gewillensfreiheit und Belinionsunterridt 
nad) preußiſcher Rechtſprechung. 


Erkenntniß des Kammergerichts in Berlin 


vom 17. April 1893, betreffend die Verſäumniß des Neligionsunterrichts durch Kinder 
von Diſſidenten. 


In der Straflache gegen den Zeitungserpedienten Friedrih Wilhelm Brinf- 
mann zu Sobenmöljen, geboren am 8. Mai 1855 zu Wolmirjtedt, Diijident 
wegen MWebertretung der Polizeiverordnung des ber: Präfidenten der Provinz 
Sachſen vom 24. März 1881, bat auf die von dem Angeflagten gegen das 
Urtheil der Zweiten Straffammer des Königlichen Landgerichts zu Naumburg a. ©. 
vom 2. Februar 1893 eingelegte Neviiion — der Strafjenat des Nöniglichen 
Kammergerichts zu Berlin in feiner Sigung dom 17. April 1893 für Recht 
erfannt: daß die Reviſion des Angeklagten gegen das Urtheil der Zweiten Straf: 
faınmer des Königlichen Yandgerichts zu Naumburg a. S. vom 2. Februar 1893 
zurückzuweiſen und die Koſten des Rechtsmittels dem Angeklagten aufzuerlegen. 


Gründe. 

Die Reviſion des Angeklagten, welche Verlegung materiellen Rechtes behauptet, 
und die Nechtsbejtändigfeit des Erlaſſes des Cultusminiſters vom 16. Januar 
1892 bejtreitet, ji insbefondere auf $ 11 Theil II Tit. 12 des Allgemeinen 
Landrechts, auf das Gejeh vom 14. Mai 1873, betreffend den Austritt aus der . 
Kirche, auf die SS 1 bis 4 Theil II Tit. 11 des allgemeinen Landrechts, Art. 12 
der preußiſchen Verfaſſung, $ 78 Theil II Tit. 2 des Allgemeinen Landrechts, 
auf das Gejet vom 3. Juli 1869, betreffend die Gleichberechtigung der Confeſſionen 
in bürgerlicher und jtaatsbürgerlicher Beziehung, — beruft, fann für begründet 
nicht erachtet werden. 

Die Feititellung des Schöffengerichts, welche der VBerufungsrichter aufrecht- 
erhalten hat, und welche dahin geht: 

dab der Angeklagte am 7., 9. und 10. Novenber 1892 zu Hohenmölſen 

jeinen Sohn Wilhelm je die erite Unterrichtsitunde in der dortigen Volks— 

jchule, in weldyer bejtimmungsgemäß evangeliicher Neliaionsunterricht ertheilt 
wird, hat verfäumen lajjen, ohne vorherige Erlaubniß eingeholt oder eine 
ausreichende Entichuldigung beigebracht zu haben, 
it ohne Rechtsirrthum erfolgt und rechtfertigt die Anwendung der Polizeiverordnung 
des Ober-Präfidenten der Provinz Sachen vom 24. März 1881, betreffend die 
Beltrafung der Schulverſäumniſſe in den Elementarſchnlen der Provinz Sachſen 
(Amtsblatt der Regierung zu Merjeburg 1881 Ceite 140). 

Nach 8 1 diefer Verordnung „bedarf jedes Kind zu einer Verſäumniß der 
Schule, auch auf die fürzefte Zeit, einer Erlaubniß, jofern es nicht durch 
eigene Krankheit an dem Bejuch der Schule gehindert wird“, und nah $ 6 
werden „Schulverfäummiffe, für welche wegen Krankheit oder aus einem anderen 
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triftigen Binderungsgrund weder vorher die Erlaubniß eingeholt, nod 
binnen drei Tagen eine ausreichende Entjchuldigung beigebracht iſt, an den Eltern ıc. 
mit einer Gelditrafe von 50 H bis 3 ./, am deren Stelle im Unvermögens- 
falle verhältnißmäßige Haft tritt, für jeden Tag, an welchem eine Schulverfäumnig 
jtattgefunden hat, geahndet * 

Hiernacd it die Ausführung des Berufungsrichters, daß der Angeklagte, weil 
erdie Erlaubnig zur Schulverſäumniß feines Sohnes für den Neligionsunterricht 
nachgefucht, aber nicht erhalten babe, zu bejtrafen jei, vollkommen zutreffend; 
denn der Angeklagte hatte eben „die Erlaubniß nicht vorhereingeholt.“ 

Gleichwohl erübrigt Fich nicht das Eingehen auf die vom Angeklagten ans 
geregte und vom Scöffengericht ausführlich evörterte, vom Berufungsrichter im 
Zinne des Schöffengericht3 gebilligte Rechtsfrage. Denn die Ausführungen des 
Angeklagten kommen darauf hinaus, daß er, weil er jelbit Diſſident fei, einer 
Erlaubniß zur Verſäumniß des Neligionsunterrichts für jeinen Sohn nicht bedurft 
habe, ſie enthalten deshalb die Behauptung, daß die Polizeiverordnung, injoweit 
jie die Einholung jener Erlaubniß für die Verſäumniß des Neligionsunterrichts jeitens 
der Kinder von Diſſidenten vorjchreibe, gegen die von ihm citirten Geſetze verftoße. 

Nur injoweit hat das Gericht mit -der Itreitigen Nechtsfrage zu thun; vs 
lehnt es ausdrüdlich ab, die Nechtsbejtändigfeit des Erlajies des Herrn Cultus— 
Minifters vom 16. Januar 1892 und die Nechtmäßigfeit der Verweigerung der 
Erlaubniß zur Verſäumniß des Neligionsunterrichts jeitens des Schulinjpeftors 
einer Prüfung zu unterziehen, weil diefe Erlaubniß nach der Polizeiverordnung 
allein von dem Schulinfpeftor zu ertheilen it, die Gründe für die Verweigerung der 
Erlaubniß daher nur im Verwaltungswege von den vorgejepten Dienitbebörden, nicht 
aber von dem Gericht, welches für dieje Frage ganz unzuftändig it, zu prüfen find. 

Tie vorgedachten Ausführungen des Angeklagten find für zutreffend nicht 
erachtet worden. 

Nach $ 43 Theil II Tit. 12 des Allgemeinen Landrecht3 und der Aller: 
böchiten Cabinets:Ordre vom 14. Mai 1825 jind die Eltern, welche für den 
nöthigen Unterricht ihrer Kinder in ihrem Hauſe nicht jorgen können oder wollen, 
verpflichtet, ihre Kinder in die Schule zu ſchicken. Geſchieht letzteres, jo „unters 
liegt der Umfang und die Art des dem Kinde daſelbſt zu ertheilenden Unterrichts 
lediglich den Anordnungen der zuitändigen Schulbehörde und es kann dem Vater 
die Befugniß nicht zugeiprochen werden, eigenmächtig in die von der Schulbehörde 
feſtgeſetzte Schulordnung einzugreifen. Es jteht dem Bater daher anch nicht zur, 
die Kinder an den Bejuchen einzelner Lehritunden den von der Schulbehörde ge— 
troffenen Beſtimmungen entgegen zu hindern.“ (Urtheil des Nammergerichts von 
29. April 1886, Jahrbuch dev Entiheidungen Band 6 Seite 249/295.) Dies 
gilt insbejondere auch von dem Neligionsunterricht, für den zu jorgen dem Vater 
vorzüglich in $ 75 Theil II Tit. 2 des Allgemeinen Landrechts zur Pflicht ge— 
nacht it. Was hier von der Schule im allgemeinen gejagt it, gilt auch von 
der Volksſchule. 

Nach Art. 21 der Berfaflungsurkunde fir den preußischen Staat dürfen 
Eltern ihre Kinder nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für die öffentliche 
Volksſchule vorgeschrieben ift. Demgemäß fünnen die Eltern ihren Kindern zwar 
im Hauſe den Unterricht ertheilen lajlen, doch muß derjelbe den Vorjchriften der 
Volksſchule entiprechen. Gejchieht dies nicht, wird das Kind in die öffentliche 
Volksichule aufgenommen, jo muß es dort auch an allen Lehrſtunden, insbeſondere 
dem Neligionsunterricht, theilnehmen, ſoweit nicht die Schulbehörde eine Ausnahme 
geltattet. 
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Zu Unrecht beruft ſich Nevident auf $ 11 Theil II Tit. 12 des Allgemeinen 
Yandredits. Wenn biernah „Kinder, Die in einer anderen Religion, 
als welche in der öffentlichen Schule gelehrt wird, nad den Geſetzen des 
Staats erzogen werden Jollen, dem Neligtonsunterricht in derjelben bei— 
zuwohnen nicht angehalten werden können“, jo it hiermit nur der Grundjag aus: 
geiprocen, dag Kinder micht zur Theilnahme an dem Religionsunterricht der 
öffentlichen Schule gezwungen werden jollen, wenn fie in einer anderen 
Religion nad den Geſetzen des Staats erjogen werden jollen. Dem— 
gemäß beweit dieſe landrechtliche Beſtimmung gerade das Gegentheil von dem, 
was Revident beweifen will; ſie beweilt, daß eine Erlaubniß zur Verſaumniß 
des Neligionsunterrichts der öffentlichen Schule nur ertbeilt werden darf, wenn 
der Nachweis geführt wird, dab das Mind im einer anderen Neligton nad deu 
Geſetzen des Staats erzogen werden joll. 

Das Gejeg vom 14. Mai 1873, betreffend den Austritt aus der Kirche, 
ſteht dieſer Auffaflung nicht entgegen. Aus demfelben folgt feineswegs, dal; die 
Beltimmungen des $ 11 Theil II Tit. 12 des Allgemeinen Landrechts jept auch 
auf Kinder anzınvenden it, welche ohne Neligion erzogen werden jollen. Tas 
gedachte Gejeg beitimmt nur die Form für den Austritt aus der Kirche und die 
bürgerlihe Wirkung desjelben und bezieht ſich auf Kinder überhaupt nicht. Nach 
S 1 erfolgt der Austritt durch die Erklärung des Austretenden in Berjon vor 
dem Richter jeines Wohnorts. Demnach können nur verfügungsfäbige Großjäbrige 
aus der Kirche austreten, und iſt auch die Erklärung des Austritts durch geich- 
liche Vertreter unzuläſſig. Schulpflichtige Kinder müſſen alfo, ohne Rückſicht 
darauf, ob ihre Eltern der Kirche angehören oder nicht, in einer Religion nach 
den Geſetzen des Staats erzogen werden. 

Diefer Satz gilt aber auch für den Fall, dad die Kinder erit geboren jind, 
nachdem der Austritt der Eltern aus jeder Neligionsgemeinichaft erfolgt war: 
auch dieſe müſſen den Neligionsunterricht der öffentlichen Volksſchule erhalten, 

Allerdings erkennen die SS 1 bis 4 Theil IL Tit. 11 des Allgemeinen Land: 
rechts die „vollkommene Glaubens- und Gewiljensfreibeit“ an, doch iſt daraus 
nicht zu folgern, daß jchulpflichtige Kinder ohne jeden Neligionsunterricht erzogen 
werden dürfen Der 11. Titel des Il. Theils des Allgemeinen Landrechts handelt 
„von den Nechten und Pflichten der Nirchen= und geiltlichen Gejellichaften“. Den 
legteren gegenüber it die Glaubens: und Gewijjensfreiheit verkündet, Nicht um 
einen Glaubens: und Gewiſſenszwang handelt es ſich bier, jondern um den 
Unterricht in einer Religion. 

Ebenfo wenig kann Art. 12 der preußischen Verfaſſungsurkunde für die 
gegentheilige Anficht verwerthet werden. Died Geſetz gewährleiftet zwar „die 
sreiheit des religiöjen Befenntniffes, die Vereinigung zu Neligionsgejellichaften 
und der gemeinjamen häuslichen und öffentlichen Neligionsübung“, gedenft aber 
der Frage der Erziehung der Kinder in der Religion nicht. Bei jcyulpflichtigen 
Nindern fann man von Willensfreiheit in religiöjfen Fragen nicht jprechen, auf 
dieſe kann ſich deshalb dieſe Beſtimmung über die Gemijjensfreiheit iiberhaupt 
nicht beziehen. Der Bater aber wird dadurd, daß fein Kind irgend einen 
Neligionsunterricht erhält, in jeiner Gewiſſensfreiheit nicht beeinträchtigt 

Zwar bejtimmt der 8 78 Theil II Tit. 2 des Allgemeinen Landredits, daß, 
jolange Eltern über den ihren Kindern zu evtheilenden Neligionsunterricht einig 
iind, fein Dritter ein Recht bat, ihnen darin zu widerjprechen; doch regelt Diele 
Beitimmung zumächjt nur die gegenjeitigen Nechte der Eltern in Beziehung auf 
den Religionsunterricht und bejchränft nicht die Nechte des Staatd. Außerdem 
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hat dieſelbe aber, wie alle bezüglichen Vorſchriften des Landrechts, zur Voraus— 
ſetzung, daß irgend ein Religionsunterricht ertheilt werden ſoll, gejtattet dagegen 
nicht die Erziehung der Kinder ohne jeden Neligionsunterricht. 

Auch die Berufung auf das Urtheil des Nammergericht® wider Ewald vom 
6. Dezember 1888, 8. 536/88 (Nabrbud der Entjcheidungen, Band 9 Seite 
282 und 283) iſt nicht zutreffend. An den Gründen it ziwar dem damaligen 
Nevidenten „zugegeben worden, daß nach dem im $ 11 Theil IL Tit. 12 des 
Allgemeinen Landrechts ausgejprochenen Grundſatz Schiler zur Theilnabme an 
dem Religionsunterricht in einer Konfſeſſion, welcher ſie bezw. ihre Eltern nicht 
angehören, überhaupt nicht angehalten werden dirfen, doc iſt dabei ausdrüdlich 
ausgeiprochen worden, daß der Bejuch einer Volksichule Die Darin aufgenommenen 
Schüler der Negel nah zur Theilnabme an allen lebrplanmäßigen 
Unterrichtsgegenftänden, zu welhen insbejondere aud der Re— 
ligionsunterricht gehört, verpflichtet“. Demgemäß it in das Jahrbudı 
der Entjcheidungen als Grundſatz der durch Dies Urtheil entichiedenen Frage mit 
Necht aufgenommen worden: 

„Nur durch vorſchrifts mäßige Entbindung eines die Volks— 
ſchule bejuchenden Kindes von der Theilnahme au einem [chrplanmäßigen 
Unterrichtsgegenitande kann der Vater des Nindes, welches dieſen Theil 
der Unterrichtung verjäumt, von der Schulverſäumniß befreit werden.“ 

Den gleichen Grundſatz bat auch das Nanımergericht im Urtheil vom 29. April 
1886, 8. 117/86 (Jahrbuch, Band 6 Seite 291) ausgeiprodhen und aud in 
der Praxis — zuletzt im Urtheil wider Späte vom 16. Januar 1893 (unges 
druckt) — jeitgehalten. Nur in dem Urtheil wider Hoffmann vom 6. Februar 
1890, S. 11/90 GJahrbuch, Band 10 Zeite 256) ijt eine entgegengejepte Anſicht 
ausgeiprochen worden, welche jedoch aus den angeführten Gründen für zutreffend 
nicht erachtet wird. Das Gericht hält vielmehr den oben ausgejprocdhenen Grunde 
jaß voll aufrecht. 

In diefer Anſicht wird dasfelbe auch nicht beivrt durch die Bezugnahme auf 
das Geſetz vom 30. Juli 1869, betreffend die Gleichberechtigung der Konfeſſionen 
in bürgerlicher und jtantsbürgerlicher Beziehung; denn es handelt jich vorliegend 
um feine Bejchränfung, welche aus der Verſchiedenheit des religiöfen Bekenntniſſes 
hergeleitet wird, jondern allein darum, dag alle Eltern, mögen jie eine Religion 
haben oder nicht, verpflichtet ind, ihren Kindern wenigitens den Neligionsunterricht 
zu gewähren, der in der öffentlichen Volksſchule gelehrt wird. 

Huf die verjchiedenen, don Revidenten citivten Erlaſſe der preußiichen 
Kultus-⸗Miniſter bier einzugehen und ihre Neditsbejtändigfeit und Zweckmäßigkeit 
zu prüfen, liegt feine Beranlafjung vor, da — mie bereits oben ausgeführt it 
— das Gericht jich lediglich mit der Frage zu bejchäftigen hat, ob die in der 
Polizeiverordnung des Ober: Prälidenten vom 24. März 1881 vorgejchriebene 
Einholung einer Erlaubniß zur Verſäumniß der Schule auch für den Religions» 
unterricht von Dijfidenten gefordert werden kann— 

Diefe Frage iſt unbedingt bejaht worden. Hieraus folgt die Zurückweiſung 
der Reviſion und mußten die Kojten des erjolglofen Nechtsmitteld nad) $ 505 
der Strafprozeßordnung dem Nevidenten auferlegt werden. 


des Deutſchen Reichs. 1898. OR. - 
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Miszellen. 


Die Entwickelung der Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht in Deutſch— 
land. Unter den Neuerungen, welche uns das Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 
1889 gebracht hat, ſteht die Einführung der beſchränkten Haftpflicht obenan. In 
welchem Umfange von dieſer Neuerung ſeit dem Inkrafttreten der betreffenden 
geſetzlichen Vorſchriften (1. Tftober 1889) Gebrauch gemacht worden iſt, erhellt 
aus folgender Ueberiicht. Es bejtanden an Genoſſenſchaften mit beſchränkter 
Daftung je am 31, Mai: 





tunen m — 


1890 1891 1892 1893 —. 














| Genofien: 

| | Ichaften 

Greditgenofienichaften . » » . .- 41 , 146 | 210 241 5,0 
Nobitoffgenoflenichaften -» ». . . 20 52 6% : 112 10,4 
Mertgenofienihaften . x... 10 14 | 17 | 18 8,1 
Magazingenoitenihaften » » + . ı | 5 | 8 | 11 21,2 
Rroduftivgenofienichaften . . . 35 | 107 |) 167 | 231 17,4 

Verficherungs- und Ionftige Genoſen. 

ſchaften . . - 9 25 36 | 43 43,0 
Goniumvereine >» > 2 2m. 26 469 679 52,9 
Baugenoſſenſchaften. » . 2 TI 2% 36 60 | 77,9 
nfammen - ö 181 638 | 1019 1395 \ 15,6 


Hiernach ijt der außerordentlich günſtige Einfluß des neuen Haftbarkeits— 
prinzips gar nicht zu verfennen. Schon in den eriten jieben Monaten nad) dem 
Inkrafttreten des neuen Gejeges hatten 181 oder 2,7 °/, der damals ermittelten 
Genoſſenſchaften die bejchränkte Haftpflicht angenommen, darunter war der bei 
weiten: größte Theil neu entjtanden. Im den folgenden Jahren hat dieje Be— 
wegung nicht nur angehalten, ſondern fie iſt Dadurch wejentlich veritärkt worden, 
daß eine nicht unbeträchtliche Zahl älterer Genojjenichaften zum neuen Haftbarfeits- 
prinzip übergegangen it. Am 31. März 1891 waren bereit 8,4°/,, 1892 
jchon 12,1 °/, und 1893 ſogar 15,6 °/, jämmtlicher der Anwaltſchaft des allgemeinen 
Berbandes der deutichen Erwerbs— und Wirthichaftsgenofienichaften befannten 8921 
Genoſſenſchaften (einichließlich der 552 ermittelten nicht eingetragenen) jolche mit 
beſchränkter Haftpflicht.  Insbejondere bei den Conjumvereinen und Baugenoflen- 
jchaften bildet die neue Haftordnung die Negel; aber aud die Magazin: und 
Produftiv- jorwie die Verficherungs- und jonitigen Genoſſenſchaften wenden ſich 
der bejchränften Haftpflicht in immer jteigender Zahl zu. Dagegen hat die über- 
wiegende Zahl der Ktreditgenofjenichaften an dem Prinzip der unbejchränften Haft- 
pjlicht feitgehalten. Indeſſen it auch hier, namentlich in den Provinzen Branden— 
burg mit Berlin und Sclejien, eine lebhafte Bewegung zu Gunſten der beichränften 
Haftpflicht zu verzeichnen. In der Neihshauptitadt haben von den 40 eingetragenen 
Kreditgenofjenschaften mehr als die Hälfte (22), in der Provinz Schlefien von 
198 mehr als ein Schitel (34), die bejchränfte Haftpflicht angenommen. (R.-Anz.) 
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Die deutihen Erwerbs: und Wirthſchaftsgeuoſſenſchaften im Jahre 1892. 
Nah dem Jahresbericht der auf Selbithilfe gegründeten deutichen Erwerbs- und 
Wirthichaftsgenofjenjchaften für 1892 (Leipzig, Verlag von Julius Klinfhardt, 1893) 
waren am 31. Mai 1893 dem Anwalt der deutjchen Erwerbs: und Wirtbichafts: 
genofienichaften, Dr. Schend, 8921 deutiche Genoſſenſchaften befannt. Darunter be- 
fanden jich 4791 Ereditgenojjenschaften, 2770 Genofjenjchaften im einzelnen Ge— 
werbszweigen, 1283 Confumvereine und 77 Baugenofjenichaften. Gegen das Vorjahr 
bat eine Vermehrung um 503 Genofjjenjchaften jtattgefunden. Bon dieſen 8921 Ge— 
nojtenjchaften waren 6899 eingetragene Genoſſenſchaften mit unbejchränfter Haft— 
pflicht, 1395 eingetragene Genofjenichaften mit bejchränfter Haftpflicht. 75 ein— 
getragene Genoſſenſchaften mit unbejchränfter Nachſchußpflicht und 552 nicht ein— 
getragene Genoſſenſchaften. Dem von Ur. Schulze: Deligjch im Jahre 1859 zu 
Weimar begründeten „Mllgemeinen- Verband der deutichen Erwerbs: ımd Wirth: 
ſchaftsgenoſſenſchaften“ gehören zur Zeit 1493 Genoſſenſchaften und audere Verbände 
an. Die Organe diejes Berbands find: 1) der Anwalt, 2) der engere Ausichuß, 
3) der Geſammtausſchuß, 4) die Unterverbände (33 au Habl), 5) der Allgemeine 
Genofjenichaftstag. Ten Zwecken des Verbandes dienen: a. das Organ des Ver: 
bands, die Wochenichrift „Blätter für Genoſſenſchaftsweſen“ (früher Innung der 
Zukunft) im Verlag von J. Guttentag in Berlin, b. die von den verbündeten 
Genoſſenſchaften 1864 begründete, gegemmwärtig mit 21 Millionen Mark Aktien: 
fapital ausgejtattete Deutjche Genoſſenſchaftsbank von Sörgel, Parriſius u. Co. in 
Berlin (Nommanditgefellichaft auf Aktien), welche die Beſtimmung bat, den Ge— 
nofjenichaften die Großbankverbindung zu vermitteln und als Gentralgeldinititut 
zu dienen, mit einer im Jahre 1871 eröffneten Nommandite in Frankfurt a. M., 
welche bejonders die Intereſſen der Fiddentichen Genofjenichaften wahrzunehmen 
hat. Unter den deutichen Senofienichaftsverbänden it dev Allgemeine Verband der 
landwirthichaftlichen Genoſſenſchaften des Deutſchen Reichs zur Zeit der größte, 
dDemjelben gehören dermalen 1772 Genofjenichaften an, und zwar 12 Gentral: 
genoſſenſchaften, 514 Kreditgenoſſenſchaften, 691 Tandwirtbichaftliche Konſumvereine, 
524 Molfereigenoftenschaften und 31 Genoſſenſchaften anderer Art. 


Der (nad) dem Syſtem Naiffeifen) gebildete Generalanwaltichafitsverband 
ländlicher Genofjenjchaften für Deutichland umfaßt nach dem auf den Wereinstag 
dDiefes Verbandes am 22. Juni 1893 zu Straßburg i. E. don dem General: 
anwalt Herrn Gremer (Neuwied) eritatteten Bericht 1175 Genoſſenſchaften und 
41 Verbände. 

Man erjicht aus dem neuelten Bericht, dab das ländliche Genoſſenſchafts— 
wejen jowohl nach dem Zyitem von Dr. Zchulze-Delißich wie auch nach dem 
Syſtem Raiffeiſen in dem legten beiden Jahrzehnten bedeutende Fortichritte ges 
macht hat, während jich in den eriten Jahrzehnten des deutichen Genoſſenſchafts— 
wejens vorzugsiweile die Gewerbetreibenden daran betheiligten. 


Unter allen deutſchen Genofjenichaften nehmen die Kreditgenojjenichaften 
(Volks- und Gewerbebanfen, Borichußvereine, Darlehnskaſſen u. a.) noch immer 
den eviten Rang ein. Der Jahresbericht des Dr. Schend für 1892 führt 4791 
joldyer Kreditgenofjenjchaiten auf; ihr Beſtand hat fi gegen 1891 um 390 ver= 
mehrt und befinden sich darunter 4406 eingetragene Genoſſenſchaften mit unbe- 
jchränfter Haftpflicht. 

Die in dem Jahresbericht mitgetheilte genaue Statiſtik der Kreditgenoſſen— 
ichaften bezieht jich auf 1075 Genoſſenſchaften, welche Abſchlüſſe eingereicht haben. 
Diejelben zählten 512509 Mitglieder. Es betrugen 1892 die gewährten Kredite 
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und Prolongationen: 1539 Millionen Mark, die Geſchäftsguthaben der Mitglieder: 
116,3 Millionen Mark, die Nejerven: 31,1 Millionen Mark, die aufgenommenen 
fremden Gelder: 434,2 Millionen Marf. Der durchichnittliche Prozentſatz des 
eigenen Vermögens zum fremden Napital war im Jahre 1892 mithin 33,95° .. 
Die Verluſte der Ntreditgenojjenjchaften im Jahre 1892 bezifferten sich auf 
725091 M. (gegen 1237653 M. im Jahre 1891). Die Berzinfung des Bes 
trieb&fapitals der 1075 berichtenden Kreditgenoſſenſchaften berechnet ſich 1892 
auf 5,34°/,. Die Gehälter, Unfojten, Grundſtücks- und \nventarabjchreibungen 
betrugen 6353624 M. Nach Abjchreibung dieſer Gejchäftsunfoiten, ſowie nad) 
Dedung eines Theiles der im Gejammtbetrage von 725091 M. aufgeführten 
Verlujte vom Gejchäftsertrage des Jahres 1892 ergab ſich 1892 ein Rein— 
gewinn von 8866 112 M, von denen 6523939 I. den Mitgliedern als Gewinne 
antbeil zufloffen, während das lLlebrige in der Hauptſache dem Neiervefonds über- 
wiejen wurde. 

Die Statijtif der Könſumvereine bezieht fih auf 344 Vereine, welcde 
Abſchlüſſe einveichten. Sie zählten 243529 Mitglieder. Die Summe des Ver— 
faufserlöjes im Jahre 1892 betrug 67200569 MA. Die Gejchäftsguthaben der 
Mitglieder erreichten die Höhe von 4804 616 Mb. und die Nejervefonds 2473992 Me, 
die aufgenommenen Anlehben 5 520379 M. Der Bericht gibt der Mahnung Aus 
druck, „das Nreditgeben au die Mitglieder der Konſumvereine bei deren Waaren— 
entnahme zu bejeitigen.“ „Die Arbeiter aus denjenigen Genoſſenſchaften, die bei 
ihren Mitgliedern die Baarzahlung durchgeiept haben, erkennen es jelbit an, daß 
nicht cher von einer nachhaltigen Verbeſſerung der wirtbichaftlichen Lage dic 
Rede jein kann, bevor die Gegenſtände des täglichen Bedarfs baar bezahlt und 
zu dem Behuf die Ausgaben dem Einkommen gemäß geregelt werden.“ (R.Anz.) 


Tie Straffülle in Bezug auf die Zölle und Stenern im Deutſchen Reich 
im Gtatsjahre 1892/93. Im Gtatsjahre 1892,93 wurden im Deutſchen Reich 
(bezw. hinfichtlich der Brauſteuer im Deutschen Brauftenergebiete, zu dem Bayern, 
Württemberg, Baden und Elſaß-Lothringen nicht gehören) 25 097 auf die Zölle 
und Steuern bezügliche Prozefle neu anhängig und 25553 dergleichen, einjchließ- 
lich derjenigen, welche aus früheren Jahren ſtammten, erledigt. Gegen das Vor- 
jahr 1891/92 hat bei den anbängig gewordenen Prozeſſen eine Abnahme um 
3719 oder 12,9 Prozent, bei den erledigten eine Verminderung um 3913 oder 
13,3 Prozent jtattgefunden. In den 25 553 erledigten Prozeſſen des Berichts 
jahres wurden insgefammt 27 091 Perfonen verurtheilt (gegen 30 175 im Etats— 
jahre 1891/92). Und zwar erfolgte die Verurtheilung zu Gelditrafen wegen 
Tefrandation im eriten Fall bei 15 331 Berfonen (17 395), im eriten Rück— 
fall bei 447 (503), im zweiten Nüdfall bei 73 (80), zujammen bei 15 851 Per— 
jonen (17 978), wegen Orduungswidrigfeit bei 10784 (11421), aus— 
ichließlih zu Freiheitsitrafen bei 456 (776) Berjonen. Bon den 26 635 
(29 399) zu Geldftrafen Werurtheilten wurde bei 255 (317) daneben zujäglich 
auf ‚Freiheitsitrafen erfannt. Der Betrag der durch Defraudation hinterzogenen 
einfachen Gefälle belief jich auf 112 050 ME. (226 185 ME); dagegen erreichten 
die erkannten Geldſtrafen hierbei eine Höhe von 583 977 ME. (1655 806 ME.) 
und bei den Ordnungswidrigkeiten eine joldhe von 53 208 ME. (59 424 ME). 
Bei den voritehenden Zahlen find die Fälle, in denen ein Contravenient in dem— 
jelben Prozeß zugleich wegen Defraudation und Trdnungswidrigfeit verurtbeilt 
wurde, ausichließlich unter den DVefroudationsfällen, die dagegen, in denen, ob= 
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gleih der objektive Thatbejtand einer Defraudation oder Contrebande vorlag, 
doch nur auf eine Ordnungsſtrafe erkannt wurde, lediglich unter den Ordnungs— 
widrigfeiten gezählt worden. 

Auf welche Gattung der gefährdeten Abgaben :c. jich die vorjtehenden Zahlen 
beziehen, erhellt aus folgender Ueberſicht: 


















Zahl der 180293 Verurtheilungen zu Geldſtrafe Jahl der 
Pr anbänng — ana a aus 
Prozeſſe ge er on De i wegen rd ſchleßlich 
Bi BIN EN ledigten wegen Tefraudation nungswidrigkeit Izu ‚Frei 
un ru Ber — heits- 
Beziehung auf Zahl der I. a JZahl der ie itrafen 
Vroꝛeſi Nopurs | einpale ; MAD I, elde | Nerur: 
Progefie nn —* ſtrafen nr | itrafen Ftheilten 
EIERN tbeitten | | —— Pr} - 
Zölle - . | 14426 | 14714] 8657| 45 172 202 0986| 57 258 15 240 67 
Fin, Aus: u. Durch: | j 
fuhrverbote J19 570 122| 1500| 8109 25| 133 375 
Nübenzuderiteuer . 211 213 8 148 | 2386 97, 1012 2 
Abgabe von inländ- 
üchem Salı . . | 660 677 35 43, 1748 692 | 2133 
Tabalſteuer ..132441946 596 618 | 3097] 1000| 1855 
Wechielitempelitener 2713| 2689] 539 | 1855| 60730 8, 41 
Epielfartenitemvel- 
iteuer . . 47 56 31 1758 1274 23 143 
Neichsitenivelabgaben | 254 476 488 289 26903 215 1833 






















Branntweinitener ., 2400 2272 279) 57 721 152999] 1481. 17126 12 

Brauftener . . 1109| 1095 136 | 2875| 33507 881 9265 — 

Nebernangsabgaben . $ 845 28 711 228 5871 1427 - 
zuſammen. . 125097 | 25553 | 15 851 |112 050 |583 977 | 10 784 | 52 208 456 


Bei den Zollfontraventionen jind unter den wegen D Defraudation er— 
folgten Verurtheilungen zu Gelditrafe 59 Fülle (gegen 102 im Vorjahre) enthalten, 
in denen auf Grund der Beltimmungen in den SS 456 und 148 des Bereins- 
zollgejeges 139 Perjonen (187) zujäglich mit Freibeitsitrafe belegt wurden. Bei 
den Beitimmungen im eritgenannten Baragrapben handelt es jich um den jogenannten 
Bandenſchmuggel, d. h. die Vereinigung von drei oder mehr Perjonen zur gemein- 
Ichaftlichen Ausführung einer Contrebande oder Defraude, und in $ 148 des 
Vereinszollgeiebes it die Strafverichärfung gegen ſolche Perſonen ausgeiprocen, 
welche bei Verübung einer Contrebande oder Defraudation behufs Widerjtandes 
gegen die Bollbeamten ꝛc. Waffen mit ſich führen. Die Uebertretungen des 
Zuckerſteuergeſetzes umfaſſen auch ſolche Fälle, in denen eine Stenervergütung 
oder ein Ausſuhrzuſchuß unrechtmätzig zu erlangen oder auch die Rückzahlung einer 
Vergütung oder eines Zuſchuſſes zu umgehen unternommen wurde. In der 
Hauptſache handelt es ſich aber bei dieſen Uebertretungen um die unangemeldete 
Entfernung von kleinen Zuckermengen aus den Fabriken durch die Arbeiter. 

Unter den entweder bei unmittelbarer Einſchwärzung über die Zollgrenze 
oder erſt nad erfolgter Zollabfertigung wegen Defrandation confiscirten 
Waaren nahm im Jahre 1892,93 der Wein iu Fäſſern mit 24 734 kg Die 
erite Stelle ein; dann folgten Salz mit 10 161 kg, Branntwein (Liqueure) mit 
2640 kg, roher Kaffee mit 2630, fabrizirter Tabak (außer Eigarren und Cigar— 
retten) mit 1697 und Zucker mit 1103 kg. Bon allen übrigen Waaren wurden 
nur geringe Mengen confiscirt. Von dem confiscirten Wein wurden über 23 000 kg 
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erit nach erfolgter Zollabfertigung (im Großherzogtbum Baden) bejchlagnahmt; 
dagegen kamen die meilten übrigen Eonfiscationen bei unntittelbarer Einſchwärzung 
vor, jo 4321 kg Salz an der niederländifchen, 1447 an der belgijchen und 
4054 kg an der rufiiichen Grenze, 1609 kg Branntwein (Liqueure) an der 
franzöjischen, 2157 xg roher Naffee und 1268 kg Rauch- und Schnupftabaf an 
der niederländischen Grenze. Im vorhergegangenen Etatsjahre 1891/92 waren 
außer an Salz (9718 kg) befonders an eingeichmuggeltem Branntwein erhebliche 
Confiscationen. erfolgt. 

belegentlich der unmittelbaren Einjchwärzungen zollpflichtiger Wuaren über 
die Zollgrenze it während des Berichtsjahres ein Aufſichtsbeamter verlegt und 
ein Schmuggler getödtet worden. 


Die Robieidegewinnung in dem wichtigſten Erzengungsläudern der Erde 
feit 1887. Wenn auch die ZSeidenraupenzüchtung in Preußen, welche unter 
Friedrich dem Großen zu ungewöhnlicher Entwidelung gelangte — bereits 1772 
waren für Diefen Zweck etwa 3 Millionen Maulbeerbäume angepflanzt —, zur 
Beit nur noch in geringem Umfange betrieben wird, jo nimmt doc jet Die 
Seidenweberei Deutjchlands unter den europäischen Staaten eine hervorragende 
Stelle ein. Es erhellt dies aus dem Umjtande, daß 1890 Nobjeide zur weiteren 
Verarbeitung im Gewicht von 2310000 kg. und im Werthe von etwa 108'/, 
Millionen Mark eingeführt worden it, und daß die deutjche Seideninduftrie hin— 
jichtlich der Webejtühle und der durchjchnittlichen Erzeugung innerhalb Europas 
nur don der franzöfiichen übertroffen wird, 

Ueber die Nobjeidegewinnung auf der Erde geben die Ermittelungen 
der Vereinigung der Lyoner Seidenhändler, in welche die ſchwer feititellbare, 
unerbebliche Erzeugung Rußlands, Portugals, Deutichlands, Belgiens und der 
Schweiz nicht einbezogen ift, Aufſchluß. 

Es wurden in den Jahren 1887 bis 1891 nach einander 11888 bezw. 
11588, 11382, 11441 und 12159 t zu 1000 kg gewonnen. Bicht man das 
Geſammtergebniß an Seide für Die ganze Welt in Betracht, jo zeigen ſich hiernach 
feine erheblihen Schwankungen; dagegen treten diefelben bei der vergleichenden 
Betrachtung der einzelnen Grzeugungsländer häufig in jehr bemerfenswertber 
Weile hervor. ES betrug nämlich die Seidenernte in Tonnen 


in 1587 1888 1889 1890 1891 
Frankreich. 22. 717 798 618 650 566 
Italien... 3476 3566 2880 3443 3210 
Oeſterreich Ungarn . . . . 264 307 267 271 281 
Spanien on 78 83 65 83 90 

Europa zufammen . 4535 47541 3550 447 447 


Anatolin - 2 > 2. 188 170 185 181 135, 
Salonichi, Volo, Aodrianopel 135 120 110 120 120 
Syrien. > 2 2 2 2 en 340 231 324 390 290 
(Sriehenland . . 2 2... 20 18 18 18 18 
Yevante zufammen . . 683 530 637 709 >68 
Kaukaſus 2... 55 50 70 s0 0 
China: Sbanahbai . . 2.959 2355 2910 2720 2955 
„ Nanten . 22.2.0. 141 775 1600 1243 1201 
Japan: Mofohbama . . . . 2217 2441 2125 2018 2994 
Indien: Kaltıtta . 2... 528 674 210 224 229 
Dit: Nfiens Ausfuhr. . 65 6245 6815 RO 737 


Während jonad unter den europäiichen Staaten Italien ziemlich regelmäßig 
etwa dreiviertel der Öejanmterzeugung liefert, weit Sranfreich mit jeinev 1891er 
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Ernte den niedrigiten Stand auf, welchen es innerhalb der leßten 10 Jahre er— 
reicht hat. Schon jeit langer Zeit bejchränft jich die franzöfiiche Induſtrie, welche 
140000 Webſtühle bejigt, gegenüber 87000 in Deutichland, 77000 in England, 
35000 in der Schweiz, 25000 in Rußland, 20000 in Stalien, 15000 in Deiter- 
reih-Ungarn und 8000 in Spanien, nicht ausfchließlich auf die Verarbeitung der 
im eigenen Lande gewonnenen Rohſeide, jondern führt große Mengen insbejondere 
aus Oſt-Aſien und Italien ein. Unter den aſiatiſchen Ländern, bei welchen nur 
die ausgeführten Mengen Rohſeide zu ermitteln waren, it insbeſondere Japan 
bemerfenswerth, welches gegen 1887 jeine Ausfuhr um etwa 780000 und gegen: 
über 1885 um etwa 1600000 kg geiteigert hat, während China, das größte 
Erzeugungsland von Rohſeide, bezüglich feiner Ausfuhr ſtarke Schwankungen in 
den Jahren 1888 und 1889 zeigt und im allgemeinen feinen Aufſchwung feiner 
Erzeugung zu verzeichnen hat. Sehr bemerfenswerth it noch der Nüdgang der 
ojtindischen BAMnIE von 674000 kg im Jahre 1888 auf 229000 kg im 
Jahre 1891. (R Az.) 


Landwirthſchaftliche Produktion der Welt. Won dem Department of Agriculture 
der Vereinigten Staaten von Amerifa find kürzlich Unterſuchungen darüber vor— 
genommen worden, welche Geſammterträge bei einer Reihe der wichtigſten menſch— 
lichen Nahrungs- und Genußmittel ſowie bei der Wolle in den an Erzeugung 
derſelben hauptſächlich betheiligten Ländern gewonnen werden. Die Ergebniſſe 
finden wir in dem „Journal of the royal Statistical Society ‘ zu London ver— 
Öffentlicht. Wir entnehmen unferer Duelle die nachitehenden, theils auf amtlichen, 
theil3 auf anderen Angaben beruhenden Zahlen, müſſen uns jedoch darauf be— 
ihränfen, bei den in Betracht gezogenen Früchten nur je diejenigen fünf Länder 
anzuführen, welche in erſter Neihe verzeichnet find. Hiernach betrug die zehn= bis 
elfiährige Durchſchnittsernte (von 1880 bis 1890) in Taufenden von Bufhels') 


an Weizen an Mais 
in d. Vereinigt. Staaten v. RER 439,767 | in d. Bereinigt. Staaten v. Umerile 1, en, 697 
„Frankreich . . 309,433 | „ Deiterreich Hure — 9,508 
ritiich Indien . . 254,927 | „Italien . . RE Tr 9 722 
Rußland mit Polen und Fiuland 229,916., Rumänien „oo 022. 61.003 
„ Oeiterreih-Ungarn . » . 160,529 | „ Franfeeih -» 2 2 2020202. 26,563 
an Roggen an Gerite 
in Rußland mit velen * — 723,066 | in Rußland mit Polen und aeg 143,357 
„ Deutihland . . 228,098 | „ Deutihlad . . 2. . 100,948 
„Oeſterreich Ungarn . - ....121,956 | „ Oeiterreich- Ungarn . j 97,906 
" . Beet 69,281 , „ Vereinigten britiichen Königreich 80,155 


d. Vereinigt. Staaten v. Amerika 25,340 | „ d. Vereinigt. Staaten v. Amerita 54,992 


| 
an Dafer | an Kartoffeln 
in d. Vereinigt. SR. SAMEN 594,961 | in Deutichland . . 891,732 
„Rußland . . . 535,092 | „ Rußland mit Polen und Finland 464,441 
„Deutihland . » » 2 2 2. 299,556 | „ Deiterreich-Ingarn. . . 409,369 
Frankreich 246,061 | Frankreich 396,746 


„ Bereinigten britifchen Königreich 167,307 | „ Wereinigten britifchen Königreich 228,093 

Bei der Tabafsernte jtehen die Vereinigten Staaten von Amerika mit 
499,056,000 Pfund?) in erjter Linie; ihnen reihen fih an Dejterreich-Ungarn 
mit 133,936,000, Rußland mit 112,487,000, Deutjchland mit 90,883,000 und 
Frankreich mit 43,742,000 Pfund. 


) 1 Buihel = 86,55 Liter. — 9) 1 pound == 0,44 Kilogramm. 
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Die Wollproduftion entjällt jept bauptfächlih auf die außereuropätjchen 
Länder. Unter diejen nimmt Auftralien mit Neufeeland bei einem Durchſchnitts— 
ertrage von 550,000,000 Pfund die erite Stelle ein. Ihm jchließen ſich Die 
argentinijche Nepublit mit 376,700,000 und die Vereinigten Staaten von Amerika 
nit 307,100,000 Piund an, demmächjt Rußland mit 291,500,000, Frankreich 
mit 124,803,000 und die Kapkolonie mit 121,682,000 Pfund. (Stat. Eorr.) 


Gruteergebnijle der wichtigſten Körnerfrüchte in Deiterreih 1892. — In 
dem fürzlich vom F. f. AderbausMinifterium zu Wien herausgegebenen eriten 
Hefte des „Statijtiichen Jahrbuches“ Für 1892 jind auch nähere Mittheilungen 
über die Ernteergebnijfe der wichtigiten Körnerfrüchte im Jahre 1892 für Die 
im Neichsrathe vertretenen Königreiche und Länder der öjterreichiichen Monarchie 
enthalten. Hiernach war von der geſammten Nulturfläche diejer Gebiete, die nut 
28,3 Millionen Hektar ermittelt wurde, dem Anbau von Weizen, Noggen, Gerite, 
Hafer und Mais eine Fläche von 6 446 548 ha gewidmet, und zwar wurden 1892 

geerntet Hektoliter 
von von ha im Ganzen v. Hektar 

dem Weizen (Sommer u. Winterfrucht) 1125 196 17 681 080 15,7 

Roggen a ü 5 1969 139 20 536 390 15 


der Gerite — 1111664 21804020 19 
dem Dae .“. .“ . .“ . . 1873175 3968270 21a 
„ Mas: on. 1367370 67825390 184 


Berücjichtigen wir bei den einzelnen Früchten nur diejenigen Länder, welche 
bei dem Anbau derjelben in eriter Linie jtehen, jo find die beim Weizen 
Galizien, Böhmen, Mähren und Niederöſterreich mit Flächen von 437 077, 236 878, 
99054 und 88496 ha, ſowie Gejammterträgen von 5655 760, 4 906 000, 
1631 640 und 1771590 hl. In derjelden Reihenfolge werden dieje Länder 
bei dem Noggen verzeichnet, und zwar mit 618905, 546 351, 249 927 und 
196 373 ha, jowie Öejammterträgen von 6 812980, 9 934 230, 3 780 860 
und 3 738 450 hl. Bei der Gerite nimmt Böhmen mit 357 560 ha und einer 
Ernte von 8 694 400 hl die erjte Stelle ein; ihm ſchließen ji Galizien, Mähren 
und Niederöfterreich mit 334 548, 173 863 und 54 980 ha und einer Schüttung 
von 5 064 920, 3 510 400 und 1234 250 hl am. 

Beim Hafer überflügelt Galizien der Fläche nach mit 677 313 ha zwar 
Böhmen, das nur 453 655 ha als mit diefer Frucht bejtellt verzeichnet, wird aber 
von letterem im Ernteertrag übertroffen, das einen jolden von 11361 199 hl 
gegen 10 866 980 hl für Galizien nachweiſt. Es reihen jih an Mähren und 
Niederditerreich mit 224 592 und 185 345 ha und einer Ernte von 5 153 480 
und 5 084 880 hl. 

Der Mais jchlieglichh wird in größerem Umfange nur in Galizien, der 
Bulowina, Dalmatien und Steiermark gebaut. Es werden für diefe Länder Ans 
bauflächen von 107057, 75194, 49406 und 37566 ha und Erträge von 
1 806 420, 1401000, 738 130 und 936 300 hl nachgewiejen. 

Im achtjährigen Durchichnitte (1884— 1891) ernteten die in Betracht gezogenen 
Länder vom Weizen 14, vom Noggen 13,,, don der Gerſte 16,,, von Safer 
19,, und vom Mais 17,, hl. (Stat. Eorr.) 


Alphabetifmes Befammt-Regifter 


über 


die Jahrgänge 1868 bis 1893 der „Annalen“. 


Vorbemerkung. Das folgende Negifter joll die Benugung der aanzen 
Reihe erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverständigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Negifters, das in pedantiicher Umſtändlichkeit Taufende 
von Stihwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes fein, das geinchte 
Bejondere unter der Angabe des Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedructen 
Zahlen 68 bis 93 bedeuten die fünfundzwanzig „Jahresbände 1868 bis 
1893; die mageren die Seitenzahl des Bandes. 

Wir bitten zu beahten, daß im Kaufe der verichiedenen Jahr: 
gänge oft derjelbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung gefunden hat. 
Beim Nachichlagen wird es ſich daher empfehlen, die legten bez. Neröffent- 
lihungen zuerst nachzujehen, und erjt, wenn dieſe die gewünjchte Auskunft 
nicht oder unvollftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurückzugehen. Dies 
gilt insbejondere von der Abhandlung des Frhrn. dv. Aufſeß über die Zölle 
und Steuern des Neichs; bier ift nicht mehr der erite Abdrud im Jahr: 
gang 1373, jondern die vierte Umarbeitung im Jahrgang 1893 angeführt; — 
ferner von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirechts von Seydel (Jahr: 
aang 1878 und 1881) u. j. w. Man wolle auch die beionderen alphabetiicyen 
Negifter nachſehen, welche einzelnen größeren Abhandlungen beigegeben find. 


Die Herausgeber. 


A. Haudelsfammer zu Chenmig 73, 605 — 
’ Berhaudlung im Reichstag 1873. 74, 206. 
Abrechnungsweſen der Zoll- und Steuer — Materialien zur Reform des Aftien« 


verwaltung 68, 13 md 32 72, 1489. 73, weſens 74, 359. (Unterſuchungslkommiſſion) 
487, 74, UZ 98, 385 ©. aud Kaffen- a Handelslanmer, Ad, Wagıer, 


wejen, Zölle. Ber. f. Sozialpolitit, Juriftentag, Perrot., 
AderbausStraftolonien und Füriorge — Grörterungen von W. Endemann 7, 
für entlajiene Sträjlinge (Flärl) 83, 1,73. 388. 75, 1196. Statiſtik der preußiſchen 
Acquits-ä-caution 77 ih A. 76, 0 892 — Altiengründungs— 
Adreſſe des nordd. Neihstags an den König weien 77, 194, 40 — Ummandlung 
von Preußen in Verfailles 70, 765. Antwort der Aftien in Reihswährung 77, 688 
des Königs ib. 767. — Adreſſe an den Kaiſer — Statiftit der Kurſe und Dividenden 
7L, 317, 4, 14h preußiſcher Aktiengejellichaften 1858—75 
Aemter, f. Behörden. | 717 ff. — Denfichrift der preuß— 
Aerzte, in Preußen 76, 637, Abnahme im ischen Negieruug 78, 4 — Gutachten der 
Reihe SL, 2 & a. Medizinalperfonen, Handelsfammer zu Stuttgart 78, L — 
Gewerbeordnung und Freizügigkeit. Zur Neform des Aktienrechts Eudemann) 
Aeußere Berhältmiffe, i. Gefandicjaften, | SL, HZ — Betrieb konzeifionspflichtiger Ge: 
Koufulatweien, Seerecht x. werbe durh A. 82, 20 — Materialien 
Afrika, internationale Berhältniffe 85, 32 zur Neform des Aktiengeſellſchaftsrechts . 
S. auch Schuggebiete. 73 — Gutachten der Handelskammer zu 
Agrarpartei, Progranım 76, LOR. Hamburg SE EL — Meuferungen des 
Altiengefellichaften, Geſetzgebung über rheinl.swejtfäl. Intereſſenvereins 1383 
dieſ ben, 7—I 216. 381 72, 27 — Miß-der Leipziger Handelskammer ib. 235; der 
bräuche des Aktienweſens, Denkichrift der | Münchener Handelstammer ib. 247; der 


Aınalen bes Deuticen Reiche, 1805 6l 


ud 
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Breslauer Handelätammer ib. 253 ; Bericht 
für den 12 Deutichen Dandelstag ib. 265. 
Vgl. a. Bodenkredit, Emiſſionen, Kriſis ac. 
Aktienkurſe und allgemeine Preisbildung 
(Gärtner) S6, L, 255 
Altienftempel |. Stempelftener. 


Altersverforgnng der Arbeiter in Eljaß- | 


Forhringen (Ch. Grad) 82, ZEN 
Altersverfiherung, die Alters» ıL. In— 
validenverficherung der Arbeiter 88, Z2L 
673. 89, 411. 20, 799. (W. Belle.) — 
Die PVerfiherungspflidt der Hauskinder 


H. Rofin) 99, 310. — Umfang der Ber: 


ficherungspflicht Fuld) O1, 392. — Dentfchrift 


über die Errichtung der Alters-, Invaliden- 


und Melittenverjorgung für das Arbeiter: 
perfonal der bayer. Staatsetienbahnver: 
waltung 88, 42 ©. a. Arbeiterfrage. 

Amerila, Vereinigte Staaten von. Staats: 
angebörigfeitsvertrag vom 22, Februar 1868 
nebft Erläuterungen und dem Auslieferungs: 
vertrag v. 1852, 68, 259. — Die Ueber: 
wanderung in der nordamerifaniichen Union 
(von Yandgraff) 72, 202 — Konſularver- 
trag 74, 225. — Zur Kritif des Staatsans> 
gebörigfeitsvertrags (v. Martig) 75, 743. 1113, 
(9. Wefendond) 77, u4 — Die wirth: 
Schaftlihen Zuftände in den Bereinigten 
Staaten 77, 1052. 1123. — Wirthſchaft⸗ 
lihe Konkurrenz mit Deutichland 80, I6b 
— Die Unionsverfaffung (A. Haenel) 78, 
796, — Die Wirkungen des Schutzzollſyſtems 
in den Bereinigten Staaten 79, 805. — Han— 
dels- und Schifffahrtsvertrag B3, 439. 464 
S. a. Auswandernug, Krifie. 

Anleihen, ſiehe Schuldenweſen, Kriegs— 
koſten ꝛc. 

Annalen, deren Aufgabe, Vorwort zum 
Jahrgang 1872. — Ein Vorwort aus 
Oefterreih (I. v. Stein) 76, L 21: — 
Borwort (Sceydel) SL, L 

Antragsdelifte 76, 83 

Anwaltswejen 75, 1205. 

Apothekenweſen, veichsrechtlihe Ordnung 
74, 1809. Gefeßentwürfe und Denkfchrift 
vom ‚jahre 1877 77, 926. 

Arbeit, voltswirthichaftlicher Begriff 72, 
529. 73, 809. 74, IL #Roesler 75, 36 
Häusliche Arbeit erh derfelben, Hirth) 75, 
312. Preis und Ertrag der Arbeit (Hirth) 
73, 1296. — WPreis der Arbeit im Staats- 
dienfte 78, 439 — Belaftung der Arbeit 
in den ziwilifirten Staaten SO, U ©. a. 
Gewerbeordnung. 

Arbeiter, jugendliche zc. SL, Gh 

Arbeiterbudgers, Elläßifche. (Debu) 79, 
100, Schlefiihe SO, 58L Boyeriſche ibid. 
843, SL, 540, ©. a. Löhne. 

Arbeiterfrage, Materialien 73, 1471. 
1494. 74, 33, 1195. Beichäftiguug von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
im Großberzogthum Helfen 77, 28 — 


Stiftungen für das Arbeiterwohl im Reiche« | 


Alphabetiſches Gefammt-Regiiter 


ande (Ch. Grad) 82, ZI4-768. — Bur 
Theorie und BPraris des Arbeiterfchutes 
(Dehn) 86, 493 — Arbeiterlammern. Ge- 
ſetzentwürfe für Defterreih. 87, IE — 
Der internationale Schub der Arbeiter 
(Adler) 88, 465. Konferenz vom 1890, PL, 
285. — Das gewerbliche Arbeitsverhältniß 
(E. Bornhal) 9O, 647. — Nahresarbeitsver: 
dienft land» und forftwirthichaftlicher Arbeiter 
in Dentfchland 98, 720, — Wohnungsver: 
hältniffe gewerblicher Arbeiter in Braun: 
ihweig (Zimmermann) 93, 721. 925; Ge 
winmberheiligung im einer Mafcinenfabrif 
93, 838. — Bgl. a, Altersverfiherung, Hilfe 
kaſſen, Kontraktbruch, Krankenverſicherung, 
Unfallverfiherung ꝛc. 

Arbeiterhülfstaiien 73, 1529. 74, 1195. 
Gefegentwurf 75, 873, 

Arbeitertolonien in Preußen 86, 508. 

Arbeiterrecht, dentſches (C. Boruhat)92,501. 

Arbeiter» und Arbeitsftatijtit, 92, 752 
(Regulativ der Kommuifton für). 93, 157 

Arbeiterverfiherung SD, 492 ©. a. 
eier Krautenverficherung, Un: 
fallverfiherung, Reichsverſicherungsamt. 

Arbeiterwohnungen in Elfaß-Yorhringen 
82, 732, in Braunichweig 98, 721, 925. 
S. a. Arbeiterfrage. 

Arbeitgeber, ländliche, Thefen dev Berliner 
Konferenz derjelbin, 73, 1536. 

Arbeitsbücdher 74, 427. 1195. 

Arbeitslohn 74, 32. 75, 1296. S. a. Löhne. 

Arbeitstheilung im Haufe 75, 228 

Arbeitsvertrag 73, 141. 75, 40. 2. a. 
Kontraftbruch. 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 32 230 

Arhivmweien, ſ. Reichdarchw. 

Areal des Zollvereins 69, 885. 93, 125 

Argentinien, Handelsvertrag 93, 174. 43B 
459. 

Armeelorpebezirte 73,91. 1556. 74, bou. 
77, 486, 82, 159. 89, 1020, 92, 746 

Armenpflege, Organifation (Seyffardt-Eres 
feld) 82, TZU4, — Statiftif 87, 302, — Aus- 
gaben 1885 in Franfreih und Deutfchland 
9, 495 

Armenrehtlihe Familieneinheit SE, 449 

Armenwejen, f. Unterftügungswohnfig. 

Armutb und Arbeit 83, 72 

Artillerie, Neuformation 73, 32 ©. a. 
Miltärverwaltung.- 

Arzuneien, unentgeltliche Ueberlaffung, 76, 83. 

Aufenthaltsgejeg, ſ. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, f. Ervorthandel, Zölle. 

Ausgaben des Weihe 73, 490. Bal. a. 
Finanzweſen zc. 

Ausland, Bertretung des Reichs, ſ. Aus- 
wärtige Verhältniſſe, Konfulatweien, Ge— 
faudtschaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. 

AuswärtigesAmt, 70, 16h. 71, 200. 715. 
Etat 80, 20. — ©. a. Berträge, Gefandt- 
ichaften, Konfulate zc. 


BL - m 0 7 u a nl ee 


über die Jahrgänge 1868—1893 der „Annalen“, 947 


Auswärtige Verhbältniffe, verfaifungs- 
mäßige Negelung und Leitung, 7L8Z ©.a. 


Geſandtſchaften, Konſulaiweſen Vertrags⸗ 


recht ꝛc. 
Auswanderung 70, 55. — Die dentiche 


Auswanderung (Neßmanı) 73, 1455. 75, 


1099, 76, 2432. Berichte des Reichskom— 
miffars 75, 1107. 76, 214 77, 690. 78, 


461, 79, 552. 80, 50%. SI, BL 8, LAN | 


s4, bla. 85, 368 S6, SIT 87, 285. BAR. 
SS, 4ö4 so, 933. WO, Abb, OL 432. 92, 

441, 93, 609, — lleberficht 77, 805. SL, 24D. 
246. 350. — Einwanderung in Aınerila 
1874 75, 1549. — AU DAR rung nad 


Amerifa 82, 230. 85, 28 -- ©. a. Reichs⸗ 


angehihigteit. 


Ausmweiiung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer Ver— 


trag, Oeſterreich. 

Averſa ſür Zölle uud Steuern 69, 223 71, 
593, 72, 1622. 73, Ep SU, 531, 64h 
178, 205, 396. — 9. a. Zollausſchlüſſe. 


3. 
Baarzahlung, ſ. Zahlungsreform. 


Baden. Beitritt zum dentichen Bund 70, 


768; zur Berfaffung des deutſchen Neichs 
70 ZZL 71, 32. 4L — ‚un Gültigkeit ges 
blicbene Bejtinmmugen des Vertrags vom 
15. Nov. 1870, 71, 359, — Einführung 
nordd. Bundesgefeße Tl, 389 — Bered- 
mung der Matritularbeiträge 71, ZUM 72, 
1624. — Beitel und Yandftreicherei 1885, 
57, 310% — Berhäluig zum Bollverein und 
Neid 93, 164 194 417 — gl. a, Ein- 
fommenftener, Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zoll: 
vereint ꝛc. 

Bahnpolizeireglement 73, 33H 

Bankweſen Dentſchrift von Dr, A. Meyer 


(März 1870), 70, 2. — Motive zur dem 
Geſetz Über die Ausgabe von Banknoten 


vom 27. März 1870 70, DZ — Prome— 
morta der Direktoren der Braunfchweiger 
Bank zc., betreffend gemeinſame Notenaus« 
gab: der Privarbanfen 70, 1% — Das 
Geld, ſein Weſen und feine wirtbichaftlichen 
Funktionen. Gin Beitrag zur Löſung der 
Banf-, Wiünz- md Wäbrungsfrage von 
3. Berrot 70, 299% — Die Verwaltung der 
preußischen Bant 70, 216 — Erklärung 


des Miniſters Delbrück iiber Die Zettelbanlen | 


in Württemberg und Baden 70, EZ — 
Neichstompetenz über das Bankweſen 7L, 
192. — Die Banffrage. Bon G. D. Augs 
purg 71, 1045. — Die Verlängerung der 
Banfnoteufperre 2, 1334. — Necdhtsgut: 
achten in der Papiergeld- und Banknoten» 
frage (von W. Endemann) 73, 36L — 
Materialien zur Baunffrage 73, 615; Dent- 
fchrift der Bankkommiſſion des Handelstags 
(1870) 73, 617; vom fünften deutichen 
rn (1872) 73, 685; vom deutichen 
andwirihſchaftsrath (Dentichrift Nichters) 
73, 695; Statiftiiches über die deutichen 


Bettelbanfen 73, Z21 (hieran grapbijche 
Darftellung am Schluſſe des Jahrg. 1873); 
Geſchäftsverlehr der preuß. Bank 1862—71 
73, 728; der Wechfelverfehr im dentichen 
Reiche 1872 73, 736. — Abermalige Ber 
längerung der Bauknoteuſperre 300. — 
Ueberſicht der gejetlichen ꝛc. Befimmungen 
über die deutichen Hettelbanfen (amtlich) 
ib, 685% — Statiftif der Notenemiffion 
1871— 73 (MW. Herberg) ib, ZOO — Vers 
waltuugsbericht der preußischen Banf 1372/73 
7% 1111. — Erſter Entwurf eines 
Reichsbaukgeſetzes (Juli 1874) ib. 1611, 
Young der Bankfrage vom redıtl. 
Standpunkt (Birth) ib. 1631 und 1816. 
— Notenzirtulatiou der deutschen Bauten 
Mitte 1874, 75, LEL — Materialien zum 
Neichsbanfgefeg: Bericht der Reichstags» 
fommtfion (Bamberger) 75, 335. 945, Ait« 
lage 996. Das Geſetz ſelbſt, ib. 999. Das 
preußiiche Gefeg vom 27 März 1875, ib. 
1019. Bertrag mir der baper. Dypotbefen- 
und Wechfelbant, ib, 1021. Bemerkungen 
zum Neichebaufgefeg (L. Sonnemann) 75, 
1027, Vertrag Über Abtrerung der preuß. 
Bank au das Weich, ib. 1563. Statut der 
Neichsbant, ib. 1585. Statuten der bayer. 
Notenbanf ib. 1581. — Das Baulgeſetz 
(Ueberficht v. Endemanu) 75, 1187. — Aus 
dem Verwaltungsbericht der preuß. Bauk 
pro 1874, 75, 1385. — Verordnung betr. 
die Auftellung der Reichsbbaulbeamten 76, 
385; Penftonen u. Kautiouen der leßteren ib, 
387. Die drei großen fontinentalen Banfen 
(v, Yıcam) 76, Sb Die preußische 
Baul in den „Jahren 1874 u. 75, 76, 943, 
Abichlüffe der deutſchen Banfınftitute pro 
1875, 76, 986, — Einheit in Miinz- und 
Banfweien (Wehrenpfemmig) 77, 277 — 
SFabresbericht über Bankweſen uud Geld- 
verkehr im Reiche für 1876 (C. Sievogt) 
17, Z08 — Verwaltungsberichte der Reichs⸗ 
bant für 1876—1892 77, 136; 78, 675; 
9, 517; 50, 434; SL, 304; 82, 329; 85, 
500; SL, 193; 38, 373; 86, 639; 87, DIA: 
Ss, 709; Bw 770: W, 917; IL, 342: m, 
450.98, B6L — MUeberficht der Geſetze und 
een ı 77, 820, — Dividenden der 
Bauten 1858/75 77, 1075. — ro der 
deutschen Notenbanten 83, tik, 36, — 
Organiſation der bedentenderrn Beuelbanten 
Europa's (Jacoby) SS, 368. — lleberficht der 
Berimmungen über 3 Bettelbanfen und Banf- 
noten in Deutschland DO, L— Val. a, Münz- 
frage, Bapiergeld. 














Bauffremont (Rechtsfall 76, 139, 1022. 
Baummolleninduitrie. Geichäftliches und 


Stariftifhes über deren Lage im Boll« 
verein vor, während uud nach der Krifis 
(Hirth) 70, ad — Die B. in Elſaß⸗Loth⸗ 


ringen TL, 999. — Deutfche B. 1863 bis 

1874 75, 1391. — Die deutihe Baummwoll- 

jpinnerei 78, G6L — Motive zum neuen 
Kiflzed ii 
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Zolltarif 79, 691, — Amerifanifhe Baum» | 


wollen» Produktion 82, 6ld. ©. a. Tertil- 
induftrie, Bolltarif ꝛc. 

Baupolizeirecht, das deutſche. (Leuthold) 
79, 

Bayeru. Ausnahmebeftimmungen des Ber- 
tages vom 23. November 1870 70, 746, 
771. 71, 2362, 366, 369. — Beitritt zum 
deutfhen Neid 71, 37 ° — Einführung 


| 





nordd. Bundesgejege in Bayern 71, BZL 
Verhandlungen im Neichstage ib. BB2 


Tabellarifche Ueberficht 38%. — Die bayer. 
Gefetsgebung über Gewerbsweien, Heimat, 
Berehelihung und Armenpflege 71, 469, 
— Berehnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erklärung der bayer. Re— 
gierung vom 14. Oltober 1871 (Unfehlbarteit 
betr.) 72, 1-52 — Deuticye Neihspoft und 
bayerische Poftverwaltung 72, 597. 2, 617, 
— Milttäwerwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Nriege- 
dienjtgeieg 74, LEG — ———— 
ib, 382, — Reform der direkten Steuern 
(8. Burfart) TH, 1681. — Bierbeitenerung 
76, 6L — Handels: und Genoſſenſchafts— 
regifter 76, 824 — Reichsrecht und Yandes- 
recht in Bayern (2. A. Müller) 76, &40. 
— Bertehrsanftalten 1877 79, 1077. — Die 


(Haag)>4, 6 — Landeskultur-Rentenanſtalt 
S4, 316, — Berwaltungsrechispflege (Seydel) 
55, 213. — Zwangsweife Veräußerung land- 
wirthichaftlicyer Anwefen 85, 342. — Heimat- 


recht (Seydel) 86, II — Staatsbahnen | 


88,803. — Rechtsſatzung und Geſetz zunächſt 
nach bayerischen Staatsredht(Dyroff) 89, BIT 
— Berhältniß zum Zollverein und zum 
eich 93, Lad. 174, 194.417, — Juriſtiſches 
Prüfungsmweien 93, 910. Bgl.aud) Beamte, 
Nefervatrehte, Berfaffung, Volkszählung, 
Wahlgeſetze, Wafferrecht, Zollverein ꝛc. 

Beamte, Reichsbeamte 71,304,— Bejoldunge- 
verbefferungen 73, 80. — Rechtsverhältniſſe 
der Neichsbeamten 73, 34h. 74, 223, 254, 
Erörterungen von W. Endemann ib. 400, 
75, 1201. — Beamteneid 76, 34 — Das 
Neichs-Beamtenrecht (Thudichum) 76, 265, 
ipezielle Ueberfiht 76, 39Z Klaſſifikation 
der Reichsbeamten 76. 361 374 — Ber: 
zeichniß der Neichsbehörden 76, 373 — 


Alphabetiſches Geſammi⸗Regiſter 


ſouen des Soldatenſtandes in Folge von Be— 
triebsunfällen 87, L— Hajtpflicht des Staates 
für rechtswidrige Handlungen und Unter- 
lafjungen der Beamten (Piloty) 88, 245, 
— Die Disziplinargewalt des Staates über 
feine Beamten (Yabes) 59, 213, — Beamten= 
befoldungen in Preußen und Bayern 77, 
520, in Bayern 78, 484. 92, 23. B. 889 
(Gebaltsregulativ); Wittwen- und Waijenfür- 
jorge (Zimmermann) 98, 140, — ©. a. Be 
börden, Disziplinarbebörden, Benfionen, Zoll 
verwaltung zc. 
Begleitfhein-Regulativ 69, 997. 73 
166, 56, 60. — Bgl. a. Bollgefeg, Zölle. 


| Behörden. Die Kompetenzen und Perſo— 





Yaband’s Auffaſſung d. Beamtenrechts (Meyer) | 
76, 667. — Ueberficht der über die Reichs- 


beamten erlaffenen Gefete und Berordnungen 
77, AL SL, 439 — Wittwen- und Waifen« 
fürlorge (Thudihum) SL, BL — Grund- 


ſätze f. d. Beſetzung der Subaltern: und Unter | 


beamtenftellen ber den Reichs- und Staats- 
behörden mit Milttäranwärtern 82, bh. — 
Die Vorentſcheidung bez. der gerichtl. Vers 
folgung öffentl. Beamter aus Amtshandlungen 
nach Reichsrecht und bayr. Yandesredht (Fıpp- 
mann) 85, 421. — Reichsgeſetz vom 15. März 
1886, betr. die Fürſorge fiir Beamte und Ber: 





nalien der oberen Behörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesitaaten 
70, 147. 671. — Die Neihsämter und die 
Reihsbeamten 71,375. — Bezeihuung „Kais 
ſerlich“ zc. 76, 3b L— Berzeihniß der Heichs- 
behörden 76, 8378. — Ueberficht aller Geſetze 
und Verordnungen über Reichsbehörden 
17, 333 — Die Neid: Zollbehörden 93, 
358. — (S. a. unter „Beamte“, ſowie die 
einzelnen Behörden und Beamten.) 

Belagerungszuftaud. Das preuß. Geſetz 
vom 4. Jumi 1851, 68, 1055. 





jtaatlih geleiteten Berficherungsanftalten | Belgien, Hanbeleuerträge US, 170. 174 182. 


186. 188. 438. 446, 

Bergmwerfsproduftion im deutſchen Reiche 
75, 637. 1728. 78, 664 — Bergabeiter- 
löhne 1889 und 1890 in Preußen 90, 574 
9», ZISE — Bergbau der Welt 91, 415, 
©. a. Steinfohlentör derung. 


Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 


1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl 
im Jahre 1871 7.,971. Berlins Gemwerbefleiß 
78, 110. — Finanzen von Paris und Berlin 
im Jahre 1888 bezw. 1887/88 SS, ZUS. 
Bernfsgenoffenihaften, Rechnungser— 
gebniffe für 1885— 1890 87, 795, 55, 272, 
Berutszählung, vom db. „Juni 1882, 84, 43, 
Beſchlagnah me, ſ. Löhne, Boftverwaltung zc. 
Befißtz, voltswirihſchaftlicher Begriff deejelben, 
72, 526. 73, 819 Geichichtl. Entwidelung 
des Befiges (Mocsler) 75, ZZ 
Bejjemerftablfabritation 76, 86. 78,96. 
Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
73, 41h 
Betriebsunfälle (Reichegefeb v. 1& März 
1886) 87, L 
Bertel und Yandftreicherei in Baden 1885 87, 
Bevölterung. Fakliſche und BZollabredh- 
nungsbevölterung nad der Zäblung von 
1867 68, 779. 793, Staatsangehörige Be— 
völterung 68, 1101. — Ueberfidt der Be- 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell- 
ung vom Zentralburean des Zollvereins) 
69, 35 — Stariftil der Bewegung der 
Bevölferung 70, 5L — Bewegung der Be- 


über die Jahrgänge 1868—-1893 der „Annalen“. 


völkerun 
— Die 


im preuß. Staate 1885, SG, 249 
epölferungszahl in der Bundesver— 


faffung 70, 445. — Die Bevölkerung von 


Elfaß-Yorhringen 71, 989. — Bollswirth- 
Ihaftliche Bedeutung der Bevölkerung (Roes— 
ler) 75,281. — Natürliche Zunahme der preuß. 
Bevöfferungd. 1872 bis 1875, 76,526. — Bu: 
fammtenftelung der probuftiven Bevölker— 
ung in Europa 76, 7833 — Wanderungen 
der gewerbtreibenden Bevölkerung Preußens 
76, 891, Die Art des Zuſammen— 
lebens der Bevölkerung Preußens 1585 87, 
803. — Bevölkerung des Zollgebiets 93, 195, 
205. ©.a. u. Volkszählungen, Statiftif, Arcal. 

Bibliothefordnungdes Reichstags 77,501. 

Bierbeftenerung, ſ. Braumalz. 

—— —— ein deutſches 


Birm a, Meiftbegünftigu: gevertrag 93, 459. 
Bismard, Fürſt, ſ. Reichskanzler. 
Blockade. 


Korreſpondenz der Regierung in 


Waſhington mit dem Miniſter von Columbia 
9 


85, 812. 
Bodentredit und PBodenfreditanitalten mit 


befonderer Nüdfiht auf Hypotbefenbaufen | 


(8. v. Stengel) 78, B4L 

Bodenjee, Hoheitsrechte über 
(v. Martig) S5, 278, Vertehr 93, 232, 245, 

Börjen, vollswirtbichaftl. Bedeutung 75, 3832. 

Branntwein. Beſtimmungen des Zoll 
vereinavertragg 68, 8. 20. 4b, — 
Steuergefege v. „3. 1868 68, 7ZOL 708, 
723, — Statiftif der Branntmweinfteuer 7L, 
558. — Die Beftimmungen über die Brannt- 
weinfteuer (von v. Auffeß) 75, 390. 76, 795, 
93, 307. — Statiftit 74, 920. 75, 905. 76, 
99. 804. 806. — Vertrieb und Ausſchank 
in Preußen 78, 366, — Neform der Spiritus- 
beftenciuug Perrot) 78, 613. — Die Brannt- 
weinjteuer in Württemberg (Neuß) 85, 620. 
— Reichseinnahmen von 1870 bis 1853/54 
86, 285 — Das Brauntweiumonopol (Ger 
fegentwurf v. Februar 1856 und ftatiftifche 
Materialien) S6, 421 -— Reform der Braunt- 
weinfteuer 87, 30. — Reichsgeſetz v. 4 Juui 
1887. 87, 644. 725, ſyſt. Darftellung von 
Haushalter 90, ZEL — Bgl. a. Verbrauchs⸗ 
fteuern, Finanzweſen ac. 

Braumalz. Beftimmungen des Zollvereins- 
vertrags 68, 8. 20. 44 — Steuergefeß v. 
4 Juli 1868 68, 691, desgl. vom & Juli 
68, 699. — Statiſtik der Braumalzfteuer 
71, 8b — Reform der Bierbefteuerung 
72, 609; Gefegentwurf 636. — Die Be- 
flinmmungen über die Brauftener (v. Aufſeß) 
75, 832. 16, 794. 93, 26 — Statiflif 
74, 22. 75, 208. 6. 8. 8072 — Zur 
Neform der Bierbeftenerung (Boccius) 6, 
52 — 
weſen ꝛc. 

Brauuſchweig. Reſſortverhältniſſe der Ber 
hörden 70, 67L — Berhältniß zum Zoll— 
verein 93, 166, 194, 413 


denfelben Ä 
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Bremen Ürganifation der Handelsftatiftit 


70, 47 Meflortverbältniffe der Bebörden 
0, 639 — Berhältniß zum Bollverein u 


Neid) (Auffch) MB. 166, 183, 187, 194, 401, 
419, — Zollerganifation 93, 359. — Statir 
fit (Aufieh) 93, 379% — S. a. Auswander— 
ung, Dandelsitatiftil, Vreiſe, Zollausſchlüſſe ıc. 
Buchführung (bäuslide, Hirth 75, DIL 
Budgertrecht, des Neiches CB. Yabandı 73, 
524 Gefeg, Verordaung, Budget, Ztaate- 


vertrag (Ph. Zorn) SI, Sit Budget, 
Geſetz und Verordnung (A Arndt OL 
225, — S. a. Finanzweſen, Militärbudget. 


Bulgarien, Handeldvertrag B. 

Bund, norddeutſcher, ſ. Verfaſſung, Reichs— 
tag u. j. w. 

Bundesakte, deutſche, TL Der ehemalige 
deutſche Bund nach der Wiener Schlußakte 
ib, 2 Auflöſung des deutſchen Bundes 
L J. 1866; 71, 19. 

Vundesangebörigfeit, f. 
hörigkeit. 


Reichdange⸗ 


Bundesvehörden, ſ. Behörden. 
Buudesgebiet TL DL 325 


Bundesgericht, j. Serichtäbor. 

Bundesgeiege, norddeutſche, Termine der 
Einführung derjelben 71, 388 BTL Ta: 
bellariiche Heberiicht ib. 358, ID Jh 
S. a. Inſtizgeſetzgebung, Finanzweſen ALw. 

Bundeeglieder DAM.-S. a. Reſervatrechte. 

Bueudespräfidtium, ſ. Kaiſer, Verjaſſung, 
Ihronveden. 

Bundesrath, verfaflungsmäaßige Stellung 
desselben ZL 22L Seine Thätigkeit ib. 224 
Ueberſicht ver Entſchließuugen desjelben auf 
Beſchlüſſe des Reichstags aus der Seſſion 
von 1872 73, 865; desgl. aus der Seſſion 
von 1873 CH, 727 Stellung des Neiche- 
kanzlere zum B.S2, 9. S. a. Berfaffung, 


Verordnungsrecht, Neichsfanzler, Elſaß— 
Yotbringen sc, 
Bundesibulden-Kommifftom ſ. Schul— 


denweſen. 

Bundesſtaat und Staatenbund T B 
Die neueſten Geſtaltungen des Bundesſtaais— 
bearifiea Seydel) 76, GEL Yaband's 
Auffaſſuug des Bundesitaats (G. Weyer) 
6, BDZ Zur Kritit der Begrifisbe: 
ſtimmung Des Bundesftaats Häuel Tu, 
iS, Neue Beiträge zur Yebre vom 
Bundesſtaat Zorn) Sb, Di 2. a. Bun 
desrath, Vertragsrecht, Berfaffung ac. 


Bundesſtaaten, 1. Verfaſſung, Verord 
nungsrecht ꝛc. 
Bundesſteneru, ein ſchweizeriſches Urtheil 


Vgl. auch Verbrauchoſteuern, Finanz | 


über, 79, ZB 
Bundesvertaiing, ſ. Berfallung. 
Nundesperiammlırng, ſ. Bundesakte. 
Bürgerliches Recht, ſ. Zivilrecht. 
C 
Caméra upostolien 20 


Chauſſeegelder UL 


324 
— ⸗ 
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Chemifalien. Zölle auf diejelben, ſowie auf 
Farbewaaren 69, 632. Bgl. a. Bolltarif. 

Chemifhe Jnduftrie 72, 204 

Chile, Handelsverträge M, 174, 438, 460, 


China, Handelsverträge WS, 174, 186, 459. | 


Cholera. Uuterfuchungsplan zur Erforjch- 
ung der Urſachen derielben ꝛc. (Dentichrift 
der Neichs-Cholera - Kommiffton) 73, 1611. 
Gefundheitspolizeilihe Anordnungen 1892, 
3, 781, 


Eolumpbien, Handelsvertrag I, 465. 
Eofta Rica, Haudelsverträge 93, 183, 438, 
460, 


D. 
Dänemark, Markenſchutz 44 Zollber- 
hältniſſe W. 439, 466, 


Darlehenskaſſen 72, 1397. — Die länd— 


Alphabetiſches Gefammt-Regifter 


— Ansnahmebejtimmungen des Bertrags 
mit Bayern 71, 366. — Das bayerische 
Geſetz über Heimath, Berebelihung und 
Aufenthalt 71,469, 487; 91, 61,22 (Seydel). 
— Geſchichtliches (von Friedbeig 14, 485. 
— Statiftit 75, 1725. 76, 220. =, 108, 
79, 109 378, — — Ehbeſchchungen zuotichen 
Vlutsverwandten 82, 80. — Vgl. Zivilebe. 
Ehrengerichte (f. Offiziere) 74, 1803. 


 Eihämter, ſ. Maaß- und Gewichtsordung. 
Eid der Beamten 76, 446 


lichen Darlehuslaſſenvereine 1875 BB, 243, 


Dechargirung, ſ. Koutrole. 

Defekte der Reichsbeamten 76, 332. 

Desinfeltioneverfahren, f. Beterinär- 
polizei. 


Diäten, für den Reichstag, 74, 159. 156, | 


249, — Diätenverbot der Neiheverfaflung 
Josl) 56, 618, Urtheil des preuß. Ober« 


laudesgerichts Königsberg vom 14. April 


1856, 86, 624 


Dienfteid der Neihsbeamten 76, 246. 84 | 


Dienftentbebung d. Heichsbeanten 76, 329. 
Dienftvergeben, ſ. Dieziplinarbehörden. 
Dienjtbotenfrage (Hirh) 75, MT. 
Dienftinftruftion für die Konſuln 71 
595, 72, 1265. Für Bolläimter 86, 184. 
Diplomatiiher Ausſchuß im Bundes— 
rath 70, 759, 71, 220, 
Disziplinarbebörden 76, 308. 367, 
Geſchäftsordnuug ib. 269. 377. — Yaband’s 
Auffallung der Disziplinargewalt (Meyer) 
76, 672. — Geſchäftsordnung für die Diszi- 
plinarbehörden 80, 489 
Dispofition, Offiziere zur, 71, 1006. 
Dominikanifce Nepubli, Handelsver» 
träge 93, 188, 439, 460. 
Doppelbefteuerung, Bejeitigung der, TL, 
168. 76, 177. — Reichegefet vom 13, Mai 
1870 (R. Blodhmanı) 87, 172. 
Dotatiou der Kreiie ıı Provinzen in Preußen, 
'. Kreisorduung, 13, 1392. 1444, 75, 1635. 
In Sadjen 75, 1291. 
Dotationen der x Seldberren 74, 158. 
Drei-Königs-Bündniß v. Jahre 1849, 
21. -I2 
Durchſchnittsépreiſe, ſ. Preiſe. 


E. 

Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 

Egypten, Handelsvertrag DB, 438, 465, |. a. 
Konfulatwefen. 

Ehefheidungen in Sachen 77, 252 

Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 
Veichränfungen 68, 20L 71, 166. Preuß. 
Verfiigung von 20. Auguft 1868, 68, 927, 


Ginigungsänter 74, död, 


Eigentbum (wirtbid. Begriff), ſ. Beſitz; 
des Neiches, ſ. Vermögen. 
Einjäbrigfreimwillige, Lehranftali mit 


Zeugnißberechtigung 76. 760, 
Einfubr, ſ. Handeleftatiftif, Zölle. 


Eintommen, Begriff deilciben, 72, D26. 
74 997. 1793. (Roesler) 75, 27L Ber- 


tbeilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Hirth) 75, 1270. 1283. 
Die vier Grundiypen der Einf.-Bertheilung 
15 1305. (Hierzu Tafel nach ©. 1312.) 
Einfommensunterichiede in Preußen und 
Sadfen 76, 23% Einkommensverhältniſſe 
in Preußen, Berlin, Altona, Waupdsbed, 
Geeſtemünde, Bremerbaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566, Die großen Einfommen 
in Deutſchland und ihre Zunahme (GGeiß) 


93, L 


 Einfommenfteuer 73, 36. 74, 2 — 


Materialien zu einer Reichs: Einfommenfteuer: 
Die Einfommenftener in —— 74,101,75, 
335, Preuß. Stenerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preußische Klaſſen- und Ciufom- 
menfteuer ib. 927, 944, 1029. Aus den Gut- 
achten des Vereins für Sozialpolitit ib. 279, 
Vom landwirthichaftlichen Kongreß ib. 985. 
Die NeihsEinfommenftener und ibre Gegner 
ib. 987. Borichläge zum Progreffionsmodus 
ib. 1015; zur Selbſteinſchätzung 1022. — Die 
Steuerreform im Königreich Sachſen (Geniel) 
74, 1373. 75, 1519. — Die Reform der 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. 
Matrifularbeiträge oder Reichs-Einkommen— 


fiener? (Hirth) 75, Ub. — Der deutiche 
Steuerreformwerein 75, 482 — Klaſſen- 


jtener in Berlin pro 1875, 75, 48h — 
Ein fchmweizeriiches Urtheil über Bundes» 
ftenern ib. 35. — Die Höchfibefteuerten 
in Berlin 75, 7831 — Einſchätzungs-Ju- 
ftruftion für das Königreich Sachſen 75, 
1534. — Die bejtehenden Einfommenfteuern 
(vergl. Darftellung v. 8. Burkart) 76, 21, 
682. 77, 219. 79, L 80, 914. 960, — Ein- 
fommensunterfchtede von Stadt und Yand in 
Preußen u. Sachien 76, 239. — Denkſchrift 
und Petition betr. den badischen Geſetzentwurf 
über Ermwerbitener (Hecht) 76, 400; Er- 
widerung zur ae, der Regier⸗ 
ungsvorlage ib. 695; Replik der Handels- 
fanımer zu Mannheim (Hecht) ib. 707, — 


über die Jahrgänge 1868—1892 der „Annalen“. 051 


Die Stellung der Vermögens» und Ver— 
lehrsſteuern im Steuerſyſteme (v. Bilinsfi) 
76, Z18. — Beranlagungen in Preußen für 
1876 77, 1014. 78, 262, — it die direfte 
Steuer ein übermundener Standpuntt? 79, 
158. — Eintommenftener in Hamburg 
1875/76 79, 600, — Erträge der Eins 
fonmenfteuer in Sachſen 1877 79, 1066; 
1878/79 80, 833. — Einfommensverbält: 
niſſe des preußiſchen Volles 1877 —81 82,454. 
Preuß. Gefeg v. 24. Juni ;1891 91, 909; 
93, 816; Ergebniſſe der Veranlagung 98, 
791, 


Einnahmen des Reichs 73, 496, — ©. Zölle ꝛc. 
Eifen. Zölle und Produktion im Bollverein 
69, 623. 70, 360 74, 34 Deutiche Eijen- 
induftrie L .%. 1874/75, 1547. 1661. 1695. 
1728. — Beffemer- Stablfabrifation 76, 86. 
Erfeninduftrie und Submiffionen 77, 237 
1119. — Yage_ der Eifeninduftrie (Handels: 
fammer Köln) 77, 1054. — Dividenden der 
Eifenbüttenwerte - x. 77, 1076. 1078. — 
Preuß. Eifeninduftrie im Dezember 1875 
(Engel) 77, 1099. — Eins und Ausfuhr 1877 
78, 446. — Eiſeninduſtrie und Eiſenenquöte 


(PBhilippion) 79, 649, — Botum der Minders | 
heit in der Zolltarifflommiifion 79, BL — | 


Motive zum neuen Zolltarif ZIB, — 
Dentichlande Eiſeneinfuhr und Durchfuhr 
(Taspryres) 80, 255. — Eifeninduftrie, Lage 
1, ai — vg. a. Bergwerksprodultion, 
Zolktarif, Zölle. 
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Eifenaber Uebereinkunft 
Weihsgeießgebung über das 


(Seydel). 
Eifenbahnen. 
Eiſeubahnweſen 71, 208. 72, 128. 74, 302, 





1087. — Deutſche Eijenbabnftatiftif fiir das | 


Betriebsjahr 1867, 69, MHZ — Deutich- 
lands Eifenbabnen 73, 3875, — Eiienbahn- 


beichlüfje des Handelstags 73, 837 Grilnd- 
ung des NHeichseifenbabuamts 74, 302, 76, 
38 — Eifenbabn-Unterfuchungstommifjton 


(preußische) TH, 350 — Reichs-Eiſenbahn- 


gefegentwunf ib, SIL 7 — Die Controle 
des Reichs über das Eifenbabntarifwejen 
(F. Berrot) 74 1087. — Berriebsreglement 
für die Eiſenbahnen Deutfchlands 73, 340. 
‘4, 1147. 75, 1195. — Bericht des Reichs— 
Erjenbahuamtes 74, 1525. — Die Eifenes 
bahntarifreforın (1874) ib. 1527. 1639, — 
Kritiiche Beiträge zum ns 
Eifenbahnmefens (Trommmer) 75, 105 (I. 
Der lommerzielle Berrich, m der Uni— 
verjaltarif). 569. (III. Tarifiuftene, IV, 
über Silterverficherung, V, Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßitäbe, VII. 
vom Sparen, IX. Auffallung des Trans 
portwefens). 75, 1057. (X. Staats- oder 
Privatverwaltung? XI. Univerfaltarif gegen 
Publikum und Babnwerwaltung, XII. Zoll» 
einrichtungen und Eifenbabn, XIII. Schluß: 
folgerungen. 





des 


Neue Folge 76, I2L (1. Bom | 


Nationalismus im Güter Tarif-Erpeditions: 
weien, 11. Werthnachnabmen, III. An- und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Transportvorbereitung der Einzelgüter zc. 
V. der Uuniverſaltarif, VI der Pfennig: 
tarif, VII. Paket- und Einzelgut-Befürder- 
ung, VIII. Werthverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gnutachtliche Ausfagen des 
Prafiventen Maybach vor der Yasterichen 
Unteriuchungstommilfton 75, 403 — Dent- 
Schrift des Reichs-Eiſenbahnamts über die 
Tarifreform vom 3 Dezember 1874, 75, 
BL 1701 — Deutſcher Eiſenbahn-Reform— 
verein 75, 2335 — Eifenbabn-Polizeiregles 
ment Ta, 1175. — Borläufiger Euwurf 
eines Neichs-Eifenbabugefeges (April 1875) 
nebſt amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 
Betriebsergebniſſe der Eifenbahnen Dentfch- 
lauds 1875 76, 244, der preußiichen Bahnen 


1374 76, 245 — Kautiouen der eljaß: 
lothringiſchen Neichseifenbahnbeamten 76, 


352. — Statiftil der preußifchen Eiſenbahnen 
für das Berriebsjahr 1875 76, 425, (I. Aus- 
dehnumng 425, 11. Aufagefapital 426, III. 
Transportmittel und Yeiftungen  derjelben 


427, a Verfehr 428, V. Finanzergebniſſe 
431, V . Nejerver ıc. Fonds, Beamten ꝛc., 


Unfälle da — Ausdehnung und Aulage— 
foften des deutſchen Eifenbahnneges zu Ans 
fang 1876 76, 44h. — Bericht des Neichs- 
Eifenbabnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: 
Gntachten der DTarifreform-Enguete Kom: 
miften vom 13 Dezember 1875, ib, 462 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467, 
Berzeichniß der vernommenen Sadverftän- 
digen 468.) — Geſetzeutwurf, betr. die Er- 
werbung dev preußiſchen Eiſenbahnen durch 
das deutiche Reich. Nebit Motiven 76, 470 
— Für md wider die Erwerbung der 
Eifenbabnen durch das Neih 16, 487 (Bor- 
bemerfung 487, Anfaufspreis und Börjen- 
kurswerth der preußischen Aftien-Eifenbabnen 
485, Promemoria des Dr. Viltor Böhmert 
489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 
preußifchen Herreuhauſe 494, Nede des Dr. 
Elben im württembergiichen Yandtag 498, 
Beriuch einer objektiven Erwäqung der ent 
gegengefegten Standpunkte 513, Erklärung 
des Herrn ©. Bergmanı 52 Die 
Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen in 
Breußen und im deuiſchen Neiche 76, 528: 
Das preußiſche Geſetz über die Eiſenbahn— 
Unternehmungen vom 2 November 1838 
ib. 529, Negulativ, die Eiſenbahn-⸗Kom— 
niffariate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutschen Handelsgeiegbuh >40. Aus dem 
Bundesgeſetz, betreffend die Kommandit- 
Geſellſchaften anf Aktion und die Aktien 
Geſellſchaften 42 Aus der VBerfaflung des 
deutfchen Neichs 543, Verfügung des Minis 
fters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, L d. Berlin den & Sept. 1871 
an den Ausſchuß 


der Privat- Eiſeubahnen 


952 


im deutſchen Reihe 4 Bericht der XILL. 


Kommiffion des preußiichen Abgeordneten. 
baufes über den Entwurf eines Gefeßes 
über die Eifenbahn -Kommiffariate 550, 
Die gegenwärtige Yage der Eifenbahngefeg- 
gebuug Preußens 551, die feitherige Stell 
ung der Eiſenbahn-Kommiſſarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 54 Der Jubalt 
des Geſetzentwurfs 556, Geueral-Diskuſſion 
557, Spezial-Diskuffton und Petitionen BEL, 
Das Reichs-Eiſenbahnamt 563. Negulativ 


für das durch Nichter verftärkte Reichs- 


Eifenbahnamt ib. 563. Eiſenbahn-Betriebs- 


veglement vom IL Mai 1874 564 Bahn | 


polizei» Neglentent für die Eiſeubahnen 
Deutihlandse vom 4 Januar 1875 4 
EiſenbahnPoſtgeſetz, betr, die Abänderung des 
$4des Geſetzes iiber das Poſtweſen d. deutichen 
Reichs vom 3 Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Nede des General« 
poftmeifters Stephan) 580, dat Geieg 582. 
Vollzugsbeſtimmungen zum Eifenbahn-Poft« 
geiete vom 20. Dezember 1875, 587 


eglement über die Benutzung dev innerhalb | 


des deutichen WMeichstelegrapbengebiets ger 
legenen Eijenbahn-Telegrapben zur Beför- 
derung ſolcher Telegramme, welche nicht den 
Eifenbabudienft betreffen, vom 8. März 1876, 
595, Aus dem Bericht der Tarifreform— 
Euquéète-Kommiſſion von 13. Dez. 1875, 
596. (1. Stellung dev Anbänger des natür— 
lichen Syſtens zu diefer Frage 596, 2 Stell: 


ung der Aubänger der Klaffififation zur ı 
Syſtemfrage 609, 3 die Stellung der An | 
bänger des gemischten Syftems zur Syftem- | 


frage 620.) — Der Etat der preußischen 
Eifenbahn-Berwaltung für 1876, 622 All— 


gemeine Erläuterungen zum Gtat für 1876, | 


622 A Staats-Eifenbabuen 622 B. 
Privat-Eifenbabnen, bei welchen der Staat 


betbeiligt ift 630, Nachweiſung über das | 
bis zum Schluſſe des Jahres 1874 auf 
die Ztaatseifenbahnen verwendete Anlage 


fapital unter Bergleihung mit dem etate- 
mäßigen Neinertrage der einzelnen Eifen- 
bahıen für das Jahr 1876, 631 Leberficht 
der im Befige des Staats befindlichen Eifen- 
bahn-Altien 632. Ueberſicht der vom Staate 
übernommenen Zinsgaranten für Eiſenbahn— 
Unternehmungen 633 — Vergleich der 
preußischen und englischen Eiſenbahnen in 
den ‚jahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ausläuders 
zur deutichen Eiſenbahn-Reichsfrage (Al. v. 
Dorn) 76, 738 — Ein englifches Urtheil 
über (für) Staatseifenbahnen 76, ZE — 
Die Yandwirtbichaft und die Eifenbahnen, 
Rede des prend. Minifters Dr. Friedenthal 


958. Aırs den Böhmerrt'ſchen Enqueteberichten. | 


5. Die Neichs- Eifenbabufrage vor dem 
preußiichen Yandtage 367 & Die Stell 
ung des Fürſten Bismard und des Minifters 


Delbrück zur Neichseifenbabufrage 974. Z Die | 


Alpbabetiiches Geſammt-Regiſter 


Stellung des prenußiihen Abgeorduetenhaufes 
zur Heichs-Eifenbahufrage 981.) — Gut- 
achten der Münchener Handels» und Ge- 
werbefammer 77, 109%. — Bericht über 
Eiſenbahu- und Berkehrsweſen (Webren- 
pfeunig) 77, 292, — Geichäftsthätigkeit des 
Reichs-Eiſenbahnamts bis Eude 1876, 77, 
688. — Die preußifchen Staatseifenbabnen 
im Jahre 1875 77, 696, — lleberficht der 
Neichsgefege zc. 77,812. — Tarifvorichriften 
für den Gütertransport 77, 84 — Ent 
Scheidung des Yübeder Oberappellgerichts bez. 
der Berlin» Dresdener Eifenbabn 77, 993. 
— Fahrgeſchwindigkeit der Eiſenbahnzüge 
und Dampficiffe auf verichiedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebniffe, 
Kurſe und Dividenden der preuß. Eifen« 
bahnen 185575 77, 1073, 1077. — Das 
Werk der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submiffionen auf&ifenbabnichtenen 77,1119, 
— Neues Spyftem der Sekundärbahnen be» 
fonders normal» und jchmalfpuriger Eifen- 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Chauſſeen 78, 101. — Eilenbabnftatiftif für 
1876 78, 8l4 — Der zollpflictige Eifen- 
babhuverfehr SD, 615. 659, 56, 20, 61. — 
Zwangsvollitredung gegen Eifenbabnen SL, 
402, 41L — Der franzöfiihe Eiſenbahn— 
ausfhuß SL, 566. — Deutfchlands Eifen- 
babnen 1568 bis 1881 83, 642. — lieber 
einige Erleichterungen in der Berjonen« 
beförderung auf den Eifenbahnen (Wermert) 
Ss, 624. — Die Staatsbahnen in Bayern 
Ss, 803 Die Eıfenbahnen Deut[chlande, 
Englands und Franfreichs 1885/89, bezw. 
1886— 1888, 91, 166. — Die Reform der 
Perfonentarife 91, 490, — Der internationale 
Eifenbahnfrachiverleht 9, 5öd — Die 
Eijenbahnen der Erde U, 58T — Das 
internationale Uebereinfommen über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr (G. Eger) 92, 303, 
69L 753, — Statiftil der preuß. Staats- 
eifenbahnen 93, 798. Bgl. a. Voſt, Zoll- 
eſetz, Zölle. 

Gifensölle, j. Eiſen. 

Eluador, Handelsvertrag 93, 189, 439, 460. 

Elbzoll, ſ. Stromfcifffabrt. 

Elementarihulen, ſ. Boltsichulmeien. 

Elfaß-Fothringen Die Wiedervereinig- 
ung mit dem deutichen Weiche (eingehende 
Deittheilung der Anfchlußverhandlungen im 
Neichstage) 71, 845— 958. Beftellung des 
Bundes» Cberbandelsgerichts zum oberjten 
Gerichtshofe ib. 352 — Beihaffung von 
Betriebsmitteln fir die Eifenbahnen ın El— 
ſaß und Pothriugen ib. 968 — Statiftifches 
über Elfaß und Pothringen: natürliche Be- 
ſchaffenheit, Wafferftraßen, franzöſiſche Ber- 
waltung, Kreis- und Ortsbevölferung, ‚ne 
duftrie, (Brämer) 7L 9 — Die Ge- 
jeggebung vom 9, Juni 1871 bie Mitte 
Februar 1872, 72, 553—598. — Erfter 
Bericht des Neichsfanzlers über Geſetzgeb- 
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ung und Berwaltung für 1871/72, 72, 81 
(Regelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — Gründung dev Univerfität Straß- 
burg 72, 259, — Verlängerung der Dit 
taturperiode (Sejeg vom 20, Jun 1872) 72, 
1291. — Die Neihs-Eifenbahnen (reiches, 
finanzrechtlih) 73, 414 — Stellung von 
Elfaß-Porhringen im Neichsfinanzrecht (La— 
band) 73, 262 — Geſetze und Berord- 
nungen aus dem Berwaltungsjahr 1872 
bis 1873, 73, 230 — Bweite Yabres- 
überficht über die Geſetzgebung und Ver— 
waltung fir 1872/73, 58, BZ — Ver 
handlungen im Neichstage über Elfaß-Yorh- 
ringiſche Angelegeubeiten in den Seſſionen 
1871-1873 74, 155, 292 — GEinführ- 
ung der Neihsverfaflung 74, 294 — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifchen Regierung erlaffenen Gejege 
(v. Richthofen) 74, 521 — Dritte Jahres- 
überficht über Gejeggebung und Berwalt. 
ung für 1873 74, 773; Geſetze und Ber- 
ordnunugen bierzu ib. 810, — Laband über 
die Sonderftellung E.L.“'s im Neiche (Meyer) 
76, 677. — Deffentliches Recht u, Verwalt— 
ungsgerichtsbarfeit in E.“L. (v. Stengel) 76, 
808. 397, — Euwickelung der Gejeggebung 
bis 1876 (Wehreupfennig) 77, 22 — 
Machtbefugniß Des Oberpräfidenten nach 
$ 10 des Berwaltungsgefeges (v. Stengel) 
78, 113. — Yaband über das Wefen der 


reichsländiſchen Gefeßgebung 78, BZZ — 


Die direkten Steuern in Elſaß Lothringen 
(von Ch. Grad) 79, 114. — Geſetz betr. 
die Berfaffung und Verwaltung Eljaß-Yoth- 
ringens vom 4 Juli 1879 79, 1028. — 
Die Stiftungen für das Arbeiterwohl im 
NReichslande 82, TIi4. — Elßloth. Zoll- und 
Steuerweien 98, 194, 311, 416, 48 — 
Bewegung der Bevölkerung 93, 887 — 
S. a. Arbeiterbudgets, Löhne u. L w. 
Elſaß-Lothringiſche Geſetzgebung u. 
Berwaltung ſeit 1871. (Berichte des 
Reichslanzlers, Gejege und Berordiuungen). 
Geſetz, betr. die Verkündung dev Gejege u. 
Verordnungen 72, bb 

L Organifation der Verwaltung im All 
gemeinen. Berichte des Neichstanzlers: 72, 
87 73, 7 74 773 Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, bit Einrichtung der 
Verwaltung (Gefeg v. 30. Dez. 1871) 72, 
555. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590. 
Berlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Verfahren vor den Bezirfsräthen 73, 939; 
vor dem faiferl. Rath ib. ui. efähige 
ung für den höheren Verw.-Dienft 73, BEL 
Umzugsloften der YZivilbeamten 73, SL 
Amtl, Geichäftsipradhe 73, BZ Kreisdirel- 
toren 74, ZZL BIL Nechtöverhältniffe der Be- 
amten und Yebhrer 74, 813. Wenftonen der 
Wittwen ıı Watfen ib. 816, Kantionen der 
Beamten 74, 819. 823 Berordnung betr. 
den Landesansichuß 75, 43L 
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11. Hechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Meichslanzlera: ;2, 869 73, 
975, 74, L Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72, 565. Abänderung der Gerichtsverfaffung 
72, 566, 570, Etat der Inſtizverwaltung für 
1871/72, 72, 522, Einführung des Meiche- 
ftrafgefeßbuchs 72, 573, Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575. Vorbereitung zum höheren 
Juftizdienft 72, Wechſelorduung und 
N 72, 1318. Erforderniſſe der 

erichtöjchreiber und Gerichtsvollzicher 78, 
955. Neifegebühren der FFriedensrichter -ib. 
957. Berfügungen zur todten Hand ꝛc. Th, 
810, Aufhebung der Kriegsgerichte 74, ZBL 
826, Notariatsordunng 74, 828. Zwangs- 
verfauf von Liegenfchaften 74, 834 Außer: 
gerichtliche Theilungen und gerichtliche Ber— 
fäufe von Liegenfchaften 74, 843. Vormund- 
ichaftsverwaltung 74,847, Eheicheidung 74, 
849, Berichollenbeitserflärung <4, 850, 

111. Deititär- Angelegenheiten. Berichte 
des Neichstanzlers 72, 867. 73, 973, Ta, ZZU. 
Onartierleiftung 72, 576. Einführung reichs— 
geſetzl. Beſtimmungen 72, 576. 1329. Koften 
der Garnifonen 72, 596. Militärerſatziuſtruk 
tion 72, 868. Striegegerichte TH, 326. 

IV. Finanzweſen, Zölle, Steuern. Be— 
richte 72, 885, 73, 992. 74, B0L Etat für 
1872 72, 564 Einführung der deutſchen 
Zoll- und Steuergeiepgebung 72, 578; des 
Art. 33 der N-Berf. 72, 572. Bollverfehr 
72, 580. Wechtelftempeljteue 72, 580. Dop- 
pelbejtenerung 72, 581. Stat der Zollverwalt- 
ung 72, 581 Yandeshaushalt für 1872 72, 
1239. 1317; für 1874 74, Zuwider⸗ 
bandlungen gegen Zollgefege zc. 72, 1330. 
Depofitenverwaltung 73, 259. Weinftener 73, 
960. 966. Emvegiftrement 73, 1001. 74, 
802. 

V. Innere Berwaltung, Polizei, Kom— 
munalangelegenbeiten. Berichte des Neiche- 
fanzlers: 72, 874 73, 967. 278. 74, 784 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks, Kreis- u. 
Semeindevertretungen 73, 062. 052. 74, 773, 
Statiftit 74, 785. 287 Gefängnißweſen 
790. 

VI. Unterrichtsweien und Kultus-Berichte 
des Keichstanzlers 72, 882. 73, 987. 74, ZUD. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 259. 
Geſetz betr. das Unterrichtsmeien 73,958. Aus: 
führung deffelben 74, 852. Nechtsverhältnifie 
der Lehrer 74, 813; deren Witwen und 
Waifen ib. SI. Wittwen » Benfionen der 
Univerfität 74, 356. Kirchenverwaltung 72 
582, 73, 991. 74,800. Stiftungen des pro- 
teftantifchen Seminars 74, DZ 

VII Vollswirthſchaftliche Verwaltung, 
(Forſtweſen, Bergwerke, Eiſenbahnen, Bau— 
ten, Landwirthſchaft). Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 879. 73, A Einunrichtung d. 
Forſtwerwaltung 72, 382. Etat derielben ib. 
584 Einrichtung und AZuftändigfeit der 
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Bergbenörden 72, 584. Forftweien 72, 582 
584 73, 1LooL 74, Eiſenbahnweſen 


L 268. 72, bäß. B, 44. 74, 792 76, | 


352, 356. 377. Straßen, Wafferbauten u. 
Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergverwaltung 
72, 584. 73, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
72, b6l 587. 78, 982. 74, 792. Yandwirth- 
ichaft 73, 985. 74, 793. Poſt- und Tele 


Alphabetifches Gefammt-Negifter 


| Fabrikinſpektoren, preußiihe 76, 997. 


graphenmwejen 72, 587 Maß-, Geld- und | 


Baufweien 72, 588. 73, 984. Pateutweſen 
73, 985. 74, 793, Die Grundſteneraus— 
gleihung ud das Katafterwefen (Ch. Grad) 
S5, 471 Ein Beitrag zur Ratafter- und 
Grundbuchsfrage (Th. Mayer) 87, 606. 
VIII. Regelung der Beziehungen zu 
Frantreih 72, 863 78, 268. 74, ZZE 
Option 72, 1293. 73, 9ZL 
IX. Bejeitigung der Kriegsſchäden. 72, 
865. 78, 972, 74, ZZE 
Emifiionen von 1870 76 78, 437 
Enteiguungsreht im Großherzogtbum 
Heflen (L. Fuld) 85, 58 — Das öffentliche 


Recht ber der Enteignung Neumann Se, 357, | 


Entlajiungszengnifie, Geſetzentwurf 75, 
789, 


Erbredt, (Preisaufgabe) TH, 748. Bolfe- | 


wirthſchaftl. Bemerkungen zur Reform des 
E. (won H. v. Scheel) 77,  — Die 
bänerliche Erbfolge (v. Helferid) 83, 702 — 
Entwurf eines Geſetzes fir die bäuerliche 
Erbfolge von K. Peyrer v. Heimftätt, Ih, 
482 — Meform des bäuerl. Erbredhts in 
Baden (Hd. Schulze) S4, 484 / 
Erbſchafteſteuer (Hivtb) 75, 1309. Ueber- 





tragung derjelben auf das Weich (preuß. | 


Antrag) 77, 1086. Ueberficht der dentfchen 
Erbichaftsftenern 79, 35. Tabelle binter 
2.990. — Erbichaften in Frautreich 78, 260, 
— Erbſchaftsſieuer in Heffen 86, Z4b. 
Eine Erbſchafts- und Schenfungsftener im 
dentfchen Reich (Otto Bacher) 87, 252 

Erfurter Parlament 7L, IE 

Erlaſſe, ſ. Verordnungsrecht. 

Ermland, Biſchof von, ſ. Krementz. 

Eruteſtatiſtik, ſ. Getreide. 

Erſatzgeſchäft Militär-⸗) 75, 1447. 1513. 


en j. Genoffens | 


ſchaftsweſen und Wirthichaftsgenoffenschaften. 
Etatsgeiege, j. Finanzweſen, Budgetrecht zc. 
Etatsüberfhreitungen 73, 337 
Erportbandel, deuticher 86, 708. 
Erpropriation, f. Enteignung. 
Erterritorialität der deutſchen Landes— 
herren (Thudichum) 85, 320. 


F. 


Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe— 
ordnung, Uniallverfiherung ꝛc. 

Fabritatſteuer 93, 271, 277, 326. 

zabrifgejeggebung 72, SOL 73, 1471. 
74, 432. 78,25 ©. a Unfallverſicherung ꝛc. 


Die deutschen Frabrifinjpeftoren Ueberſicht 
von ®. Debu) SL, 153. 441, — Geſetzgeb- 
ung (Seydel) SL, Zi4 — Die Zufunft der 
deutschen Fabrikinſpeltion (B Dehn) S2, 527 
— Die deutsche Fabrifinfpeftion im Jahre 
1890 (8. Franfenftein) 9, 49 ©. a. 
Gewerbeordnung. 
abrit u. Waarenzeichen 305 
achgerichte, ftändige, 73, 1546. 
amılienbudger und häusliche Buchführ— 
uug (Hirih) ZA. 207 
Familienfideifommiffe,f. Fideikommiſſe. 
Fauſtpfandrecht für Piandbriefe (Hecht) 
80, 304, (Endemann) S1, 410. i 
älſchung von Pebensmitteln 78, 106. 
Feldbereinigungswefen, Reformen anf 
dem Gebiete deifelben (Haag) 88, IGL 
Feltungstommisfion, dentiche, 72, 1579. 


Feſtungen, Neichseigemihum an denfelben 


73, 433 — Umgeftaltwn, derjelben 74, 262. 
— Garniionen 4, 263 — Beichränfung 
des Grundeigentbums 73, 342. 7#, 1066. 
Feſtungsbaufonds 77, 387. 982. — lieber 
die Berechnung der Eriagfunme nad 5 35 
des Gejepes vom 2L Dez. 1571 (Hegeld- 
berger) 80, 24L 

Feuerverfiherung 78, 786. 77, 1117. — 
Deuffchrift zur Frage der Rerftaatlihung der 
Mobiliar-Feuerverſicherung in Bayern 86, 
781, — Die Enwickelung des Jmmobiliar- 
Fseuerver fiherungeweiensı Preußen Simon) 
SS, 6% — Vorzlige und Nachtheile der 
Organ fation des Feuerverſicherungsweſeuns 
auf öffentlicher nnd auf privatrechtlicyer 
Grundlage (Simon) SS, ZBL 

Fideifommiß des heſſiſchen Kurhauſes 77, 
844, 1040. Die in den dentihen Staaten 
beftehenden geſetzlichen Beſtimmungen über 
Farmilienfideitommiffe (W. Yewis) 79, 465. 

Finanzreht, Finanzweſen. Das Finanz- 
weien des norddentschen Bundes (vollitändige 
Kodifizirung aller gefeglichen Beſtimmungen 
und der Etats pro 1868 und 1869 2c.) 69, 16L 
Anhang: Die Finanzverhältniſſe der Bundes- 
ftaaten 69, 304 — Dentichrift des kgl. 
preuß. Finanzıninifters vom Mai 1869, 
69, 404 — Preußens Staatsfinanzen 1849 
bis 1867, 69, 53 — Juſtruktion für 
den Bundes-Nechnungshof 70, 157. — 
Bericht des Vorftaudes der national-liberalen 
Bartei 70, 60L — Die verfafjungsmäßige 
Regelung der Neichsfinanzen 71, 126. — 
Der Neihshansaltsetat für 1871, nebſt 
Einleitung 7L 68% — Das Finanzredht 
des deutichen Neichs (P. Yaband) 73, 405. 
— ÖStenerfompetenz des Reichs 74, 30, 


— Berbandlungen des Reichstags über 
Ainanzvorlagn 1871 — ZZ 74, 167 
206. 274 — Wreußens Finanzlage 1873 
74, 349, 1105. — Üinnabmen des 
Neihs 1873, 74 BZ Zteuerverwaltung 
in Preußen 1870 bie 1872 (Bericht 





I N — 


über die Jahrgänge 1868 —188983 der „Annalen“. 


des Finanzminiſters) 
Provinzial, Kreis und Kommunalfinanz- 
ftatiftit in Preußen 75, 1261. — Reichs- 
haushalt vom Jahre 1875 77, 409. 422, 
Abſchluß der Reichshaupttaffe fiir 
1876/77 77, 1114. Spezialetats des 
Neihshausbalis für 1879/80 SD, L 104 
16L — Die Zölle und Steuern, ſowie die 
auswärtigen Handelsbeziehungen des — 
(v. Auffeß 93, S. 161 (Regifter ©. 463). 
Einfluß des Reichslanzlers auf die Finanz: 
verwaltung 52, 4. — Yabaud’s Finanz⸗ 
teht 82, ZIG — Das Meichsgeieh wegen 
Beleitigumng de der Doppelbeftenerung von LA 
Mai 1870 Rt. Blodmann) 87,173 — Bal. 
a. Einfommenjtener, Kabinetsordres, Raflen- 
weſen, Kriegsentjchädigung, Kriegskoſten, 
Batrikularbeiträge, Beainungane], Reſervat⸗ 
rechte, Schuldeuweſen, Verfaſſung, Zölle ıc. 
Fiskus des Neihs 73, 4 7, 
1493. 77, B36. 
Vlößeret, Abgaben von der, Anfbebungen 
= — — im unordd. Wunde 


77, BIR S. a. Stroms 
m 
Iotte, ſ. Marine, 
D——— deutfche, 75, AU 
lüffe, zollpflichtiger Verkehr 93, Zu, 
Forſtſtatiſtik, Deutiche, 4 1677. 


AH 87. — Bu 


Hortbildungsichulen 73 33Z 1504, 
1543. 74, 2, 1195. — Verorduung des 


preuß. Nırltmsiminifters 24, 1674, 


Fraktionen des Reichstags 72, 282, 202 


4, Ad — Vgl. a. Zentrum x. 
Sranfenbeim, manrige Zuftände, 76, 247, 


sranffurt a. M., |. Nationalverfammlung, 
Friede mit Fraufreich, Fürftentongreß ꝛc. 

Frankreich. Notiz über den Handelsver- 
trag 68, 226. 73, 226. — Statiflif der 
Zölle und Berbraudeftenern 68, 1b6 bis 
215 — Organifation der Yoll- und Han— 
deisftatiftif 7O, 410. 76, 8x — Die Ber: 
failler Präliminarien und der Frankfurter 
Friede TL 507 — Nede des Fürſten 
Bismarck über den ‚Frankfurter Frieden 
ib. 876. Wirthſchaftliche Beziehungen 
zu Frankreich 88. 72, 7a — Com 
vention vom 12 Oktober 1871, 72, 162 


Denfichrift dazu ib. 169, Separatfon- 
vention ib. 173, Nede des Fürſten Bis— 


mard 176. Die Iufatslonvention bon IL 


Dezember 1871, 72, 447 — Beziehungen 
zu GEljaß-Lorhringen 72, 36 — Die 


Sprzialfonvention dv. 3 Juni 1872, 72, 
1467. — Die Drei: Milliarden-Auleibe ib. 
1476. — Die Uebereintunft v. IL März 
1873, 73, 893. — Ordnung der Bezich- 
ungen Eliaß-Fothringens zu Frankreich 4 
775. — Einfluß des Kriegs auf die Ber 
wegung der Bevöllerung 626, — Fran— 
zöftiches Geſetz zum Schuß der Kinderarbeit 
6, 231 — Die franzöfiiche Rekrutenein⸗ 
ftelluug 76, 234 — Die Parifer Omuibus⸗ 
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gejellichaft 76, 234. — Die Zeuern F.« 
im Sabre 1875 76 249, — Finanzielle 
Lage Frankreichs 77, 234 — Tabadmouopol 
8, 260 — Eröhaften und Staatdein« 
—— 18, 262 — Haudelsverkehr Deutfch- 
lands mit it Frankreich 9, 383, 0, —- 
Handelsvertrag 93, 172, 438, 4bb 
Eifenbabn-Ausfhuß SL 5 566, — Stempel» 
ftenern SL, 789, — Bewegung der Bevöller- 
ng 52%, 6lt — Die Fremden in Frank— 
rei 88, 316. — Finanzen von Paris ze 
Berlin Im „jahre 1888 bezw. 1857/58 88 
708, OL — Handelsflotte Ende 1887 ”, 
416. — Franzöf. — im Aus⸗ 
laud 93, X — ©. a. Kriegseutſchädigung. 

Frauenarbeit in Ren Fabrilen ‘2, OL 
73, 1471. 74, 1546. (8. Hirt) 25 A 
©. a. Familienbudget. 


YJreibäfen DR 183, 227, 








Freibäudler, das Programmı der deurfchen 
72, 835, 73, 340, 

Freibandel, j. Zolltarif, Zölle zc. 

Freizügigkeit. Gejeg von L Nov. 1867 
nebſt Erläuterungen ud rs 
orduungen 68, 467. 71,408. — Die Landes» 
verwerlung it Gebiete des nord. Bırudes 
68, 2 — Verfügung betv, den Ausdruck 
„Unterfommen“ 68, BES — Freizügigkeit 
der 68, 995. — Ausfilhrungen von 
. v. Rönue 7 71, 161; von M. Seydel 76, 
90, 90, 14 (zu $ 2 des ‚reis. Sen), ) 
von E, Mayer (zu 5 8) M, air — Eins 
führung in Süddeutſchlaud 4 — 
Erläuterungen von H. Stolp 408. — 
Bayeriſche Sejetigebung 74, aan. 491. — 
Uebericht 77, 804 — ©. a. Neihsangehörig- 
feit, foziale ; Frage. 

Friedensleiftungen (militärische) T4, 1037. 
75, 1081. 

Friedensverträge. Von Fahre 1866, 7L, 
ee 31 Bom Jahre 1871, 71, 50Z 876, 

162. 447, 1467. a. Frankreich. 

a, Societies in England 16, 229, » 

Fürſten, deutfche, Ertertitorialität verfelben 
Thudichnm) 22 

Fürftenfongreß zu Jranffurt a. M. IE 

Fubrtoften, 1. Taggelder, 


6. 


Garantie zu Paften des Bundes, 
weſen. 

Gaſteiner Köouvention L 

Gebäudeſteuer in Preußen sh Wi: Zahl 
der Gebäude in Prenßen M, 414: Gebäude: 
ftener in Bayern TH, 1688. 

Gebiet, f. Areal. 

Beburtsregifter, j. Zivilehe. — Ztatiftil 
75, 1725. 76, 220, 79, UN 

Gebühren: md S teuerweſen (das öffent- 
libe \ntereife dabei; Neumann) SG 3bZ 

Gebührenorduuug, j. Nechtsanmwaltsord- 
mung 2. 

Gefangene, Beihäftigung in Preußen, 76, 999. 


\, Schulden⸗ 
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Geiftige Getränfe, L Branntwein. 
Beiftlihe Amtshbandlungen 76, 78 
Geiftlihe, VBorbildung derielben, 74, 118, 
Geiftlihbes Amt, Mißbrauch desjelben 
(Kanzelparagrapb) 72, 983. 

Geld, Geldwirthſchaft (Moesler) 75, 265, 
288 fi. Hirth 75, DIS. 1266. — ©. a. 
Bankweſen, Miünzfrage, Papiergeld. 

Gemeindeangehbörigkfeit, Wrwerb (9. 
NRebm) 92, 137. 

Gemeindeiteuern, j. Kommunalſteuern. 

Gemeindcevermwaltung, ſ. Selbfiver- 
waltuug. 

Generalzollltonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derfelben MB, 167. 

Genoſſenſchaftsweſen, das, im Deutich- 
land, Franfreih und England, von Schulze 
Deligih, 72, . — Reihegciebgebung 
74, 152. 382. 77, 637, — In Bayern 76, 
894. — Nevifion des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
SS, 254. 848. 89, 711. — Geſetz vom 1. Mai 
1859 (erläutert von M. Joel) M, 41T — 
Entmwidelung d. ©. iiber dem meuen Ge. 
uejienichaftegeleg 92, 500, MB, 238 ©.a. 
Rirtbichaftegenoffenfchaften. 

Genußmittel, L Nahrungsmittel, 

Gerichtlihes Verfahren 72, 141 78, 
345, 354. lleberficht der bis 1877 bierüber 
erlafjenen Reichögefege und Verordnungen 77, 
828. — Der Auegelicferte vor dem Gerichte 
E. Müller) 87, 565. — Bol. a. Zwilprozeß, 
Schieds- und Handelsgerichte, Schöffen» und 
Schwurgerichte x. 

Gerichtsbarkeit, inländische, iiber fremde 
Staaten, Bayr. Erkenumiß 55, 325, 

Gerichtshof, oberiter des Reichs. Die Er- 
richtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057. 7L, 297. 377; Fortentwidelung 72, 
150; Berional 70, 161 — Etat fiir 1871, 
11, 7222. — Thätigfeit desjelben (Kritik) 73 
352. — Disziplinarbefuguffe desjelben 7%. 
407. — Negulativ für den Geichäftegang 
desjelben TH 1537. — Das jchweizerifche 
Bundesgericht (Laudgraff) 76, LIE — ©. 
a. Eifoß-Lorhringen. 

Gerichtsverfaſſung des Neiches 71, 8 
2, liu 73, 348 Bb4 75, 420. 1533, 
— in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtsverfaſſung (Borius) 
br — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169 — Scöffen- und 
Schwurgeridhte 75, 239% — Bemerkungen 
über das Neichsgeriht von W. Endemann 
75, 1208. — Neihsjuftizamt 75,1216. — Ber: 
lauf der Berbandl. 77, 646. 79, bu2. SL 394, 
— Uebergang von Geſchäften auf das Reichs— 
gericht S1, 397. — Vgl. a. Juftizgefeggebung, 
Handelsgerichte, Berwaltungsgerichte zc. 

Geſandtſchaften im Auslande 70, 167 
72, 1105. 73, 492. ;4, 158, 279. 80, 24 
Zolliveiheit dDerjelben SO, 646 6, dk — 


— 
“ w 





Deutſche Geſandtſchaftsrecht (Zorn) S2, BL | 


S. a. auswärtige Verhältniſſe. 


Alpbabetifches Gefammt-Regifter 


Geihäftstriien, ſ. Krifis. 

Geihäftsordnung, ſ. Neichstag. 

Geſchichte des deutichen Bundes, des nord» 
deutschen Bundes und des deutſchen Reiches 
71, 1—44. (5. a. Reichstag, Berfaffung 
Bollverein ꝛc.) 

Gefellen, f. Arbeiter. 

Geſetz, ſ. Reichsrecht. — Rechtsſatzung und 
Geſetz zunächſt nach bayeriſchem Staatsredt 
(Dyroff) SB, SITZ 

Gejeggeber, Begriff (Endemann) 75, 1206. 
(Laband) 78, 369. 

Geſetzgebung. Ueberſicht der Geſetze und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 
der — 72, 480 — Bericht 
über die Geſetzgebung 1867—70 (Laster) 
70, 563; 1871—76 (Webrenpfeunig) 77, 
257 — Ueberſicht aller Geſetze und Ver— 
ordnungen von 1867 bis 1877 (Harburger) 
77, OL — Entwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuches für das deutiche Reich Jacoby) 
88, 581, 89, 293, BTL — ©. a. Bundes- 
geſetze, Fuftizgefepgebung, Berfaffung, Reichs— 
tag, Neichslanzler, Zollparlament, Preußen xc. 

Gefundheitsamt, Aufgaben und Ziele des- 
felben 78, 466. Etat 80, 12, 

Getreide, Setreidezölle 78, 839. SO, 619, 
6, 53 — Ernäbrungsbilang des deutſchen 
Neichs für 1878/79 79, 462 — Ernte- 
mengen und Anbauflähen 1878 79, 552, — 
Motive zum neuen Zolltarif 79, ZI. — 
Anternationale Statiftit 79, 1073. — Boden- 
benugung in Preußen 79, 1075. — Grntes 
ertvag 1890 in Preußen und Bayern 91, 
904, 906, 1892 in Oefterreih 93, 244. — 
Setreidezoll uud Identitätsnachweis (W. 
Tıöltih) 92, 709, — Bgl. a. Zolltarif ꝛc. 

Gemwerbeanlagen (Seydel) SL 624. 

Gemwerbegerichte, ſ. Schiedsgerichte. 

Gewerbefammern, Organifation und Ber- 
zeichniß derjelben 78, 925. 853, 201 Zi4 
541, 2944 ©. a. Handelsfammern. 

Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegejeg 
vom & Juli 1868 nebſt Erläuterungen und 
Ausführungsverordunungen 68, 840 — Die 
Gewerbeordnung vom 21 uni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alpbabetiihem Sad 
regiiter) 69, 441 — Anweifung zur Aus- 
führung derfelben in der preuß. Monarchie 
69, 689. — Vorſchriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotbeter 69, 
219 — Desgl. der Seeſchiffer, Seefteuer- 
cute auf deutſchen Kauffabrteifchiffen 69, 
939, — Anweifung der preuß. Minifter für 
Handel ꝛc. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im 
Ummberziehen) 68, 987. — Belanutmad- 
ungen betr. Ärztliche und veterinär-ärztliche 
Prüfungen 68, 99. ar der 
Neihsgemwalt für die Ordnung des Gewerbe: 
berricbes 71, 194. — Das bayerijche Ge— 
werbegejeg 71, 469 — Einführung der 
deutichen Gewerbeordnung in Bayern 73, 


über die Jahrgänge 1868—1893 der „Annalen“. 


759, — Materialien zur Reform der Ge | Großbritannien, 


werbeordnung 73, 1471. 74, 425, 1195. 
— Entwurf eied Geſetzes, > betr. Abände- 
rung einiger Beſtimmungen der Gewerbe 
orduung ‘4, 1219. Verhandlungen des 
Neichstags darüber ib. 1233. Nommiffions- 
bericht dariiber ib. 1317, Fragen zur 
Enquéte über das Gewerbeweien 75, MO. 
— Verhandlungen 1374, 75, 1199. 
Die Gefepgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
77, 287; — (Endemanu) 77, 643. — lleber- 
fiht der Geſetze zc. bis 1877 17, 0. — 
Geſetzentwurf der fozialdemofratifchen Frak⸗ 
tion 77, 885. — Referate von Schmoller 
und Dannenberg vom Berein für Sozials 
politit 78, 129. — Novelle zur Gewerbe» 
ordnung vom 17, Juli 1878 78, 79, 
54, — Hamburger Dentihrift 79, 870. 
Zur Reform der \nmungen SI, IZL 
600. Wortlaut der Gew.-Ord. nach dem 
Stande von 1880 SL, 724 — Gemerbes 
polizeirecht des Reichs (M. Seydel) 78, 529, 
929, 252 — Neue Bearbeitung (Seydel) 
s1, 569; alphabet. Negifter SL, — 
Der Berrieb konzeſſionspflicht. Gewerbe 
durch jurift. Berfonen (Seydel) 82, 620. — 
Normal: Fnuungsitatur S2, 644 — Bericht 
der Reipktagetommilfon. über die Novelle 
von 1891, 91, 253, — ©. a. Arbeiterfrage, 


Arbeiterreht, Kontraftbrud, yabrifarbeiter, | 
| Gymnafien, Reifezeugniſſe 74, 1671. 76, 765. 


Sewerbeftatiftit, Schauftellungen, 
mufif, foziale Frage ꝛc. 
Gewerbejhulen (Hirth) 77, 
Gewerbeftatiftif, en zur Organtis 
fation derjelben 70, 58. — Die deutichen 
Gewerbe und ihre ſtatiſtiſche Darftellung 
72, 363, Syſtematiſche Ueberficht der Ge— 
werbe ib. 391 — Die Bedeutung der Ge» 
werbeftatiftif (Engel) 76, 101. Ergebuiſſe 
der Gewerbezählung in Breußen v. L Dez. 


Straßen- 
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Starijtit der Zölle und 
Berbrauchsfteuern 68, 155—218. 79, 571. 
Organifation der Haudelsftatiftif 70, 407. — 
Stempelfteuern SL, 803. — Handelsverträge 
98, 174, db4. 

Großinduſtrie, f. Induſtrie. 

Großjährigteit, Reichsgeſetz 75. 1185. 

Gründungsweſen, ſiehe Attiengefellichaften, 
Krifis ꝛc. 

Grundbeſitz, die drei ragen desjelben und 
feiner Zufunft, von L. v. Stein (befpr. v. 
Stengel) 82, 70. — Bertbeilung in Preußen 
91, 4938. — Abgabe von Hofübertraguugen 
in einer vechterheiniichen Landſchaft des vor- 
igen Jahrhunderts DL, 499. — Verſchuldung 
in Brenßen 92, — 

Gru udeigenthum, j. Feſtungen. 

Grundrechte, Aufnahme in die 
verfaffung 70, 750. 71, 50. 320. 74, 146. 

Grundftener in Preußen i4, 897; 79, 991. 
SL 22. in Bayern 79, 1682. — Grund- 
henerausgleichung 1. . Ratafterwefeit i in Elſaß⸗ 
Lothringen (Ch. Grad) 85, 4IL — Zur 
Katajter- und Grundbuchstrage in Elſaß— 
Lothringen (Tb. Mayer) 87, K06. 

Guatemala, Zoll und Haudelsverträge 93, 
439, 460. 

Guinea, ſ. Schußgebiete. 

Güterumlauf (Roesler) 75, 262. 
Arbeit, Produktion, Beestifkung, Werth, 


Bundes» 


02 
>. 


9. 
Hafengelder M, 207. 
Hafenregulative, Normativbeftimmungen 
für die, 72, 1507. 98, 230. 
Haftpflichtgeſetz 10. SL, 412. 


ı Hagelverfiherung (Bayriiher Entwurf) 


1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit | 


im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerkungen über die preuß, Gewerbe— 
zäbhlung (Samter) 78, 209. (Auffeß) 93, 362. 
— Berbältmiß der jelbjtändigen Gewerbe— 
treibenden zu den — — im Klein⸗ 
gewerbe in Preußen 

Gewerbeſteuer ih 205, 9m. 1690. 75, 
129, 76, 400. 695, 77, 4,241, S.a. Steuern. 

Gewichte, ſ. Maß— ib Gemwihteorhnung. 

Gewinnbetheiligung der Arbeiter 82, ZB. 

Gleichheit, wirtbichaftliche (Hirth) 75, 1276. 

Goldwährung, ſ. Münzfrage. 

Gothaer Bertrag vom Juli 1851 
nebſt fpäteren Berabredungen 68, 478. An— 
wendung in Bayern 71, 366, 472, Spiten- 
atiſche Darſtellung (M. Seydel) 90, LIE. 

Gotthardbahn. 
desrath und Reichſstag 70, 457 
finanzrechtliches darüber 73, 443, 

Grenzbewahbung W, 225, 252, 360, 


Reichsd⸗ 


Griechenland, Handelsverträge B. 186 
438, 458, 


Denfichriit au den Bun« | 


f 
j 


Hagelmwetter und Hagelichäden in Preußen 
1863/84 85, 843 — Hagelihäden in Bayern 
91. 208. 


Hamburg. Haudels- und Berfehrsitatiftif 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112, — Organifation der Handels- 


ftatiftif <O0, 407 — Die Hamburger Ein: 
fommenjteuer 74, LOL 75, 335. 79, 600. 80, 
b6R. 580 SL, 336,90, — Gewerbejleiß 
7s, 10 — Haupiſteueramt Ss, 663, Z48, 
Ss, IT — Hamburgs Freibafenftellung 
und Zollanihluß (5. A. Bued) SL 214 
(Aufich) 9, 183, 1 ‚198, 414 — Alten- 
ilide betr. den Bollanfchluß. S1, -459, 516. 
— Bollorganifation (Auffeß) 93, 359. 401, 
416, — Statiftif (Aufieh) 373. — Val. a. 
Auswanderung, Breife, Zollausfchlüffe ꝛc. 

Handel, Jnduftrie und Verkehr im Fahre 
1870, 71, 542. 833. im „Jahre 1571, 72, 
971, — Der deutsche Handel in jener Ent« 
widelung und Organifation (Schönborn) 
s6, 6853 — ©. a. Berlin, Zölle, Handele- 
ſtatiſtik ꝛc. 

Handelsamt des Reichs . ZIE 


958 Alphabetiſches Gefanmt-Kegifter 


Handelsbilauz, dentiche Maſſe) 25, 606, 


— Tabellen über 1872/73, 75, 8b — | 
Bemerkungen über die 9. Deutfchlands | 


(Ad. Zoetbeer‘ 75, ZZL ©. Handelsftatiftik. 

Handels- und Zollverträge, ſ. unter 
den betr. Staaten, mit denen diefe Berträge 
abgeichloffen wurden. Bgl. die Weberficht 
68, 230, <O, 732. 72, 2L M, 435 — 
S. a. Vertragsrecht, Zollverein ꝛc. 

Handelsgerichte, Beſchluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 
oberften Bundes-Gerichtshofs fir Haudels- 
ſachen 69, 1057. — Die Organifation der 
Handelsgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 
5, 1299. — Bol. aud Gerichtshof, Han- 
delsrecht. 

Handelsfammeriw Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 925 Die Be 
ſtimmungen über die Handels- und Ge— 
werbelaimmern in den deutſchen Bundes— 


| 


I 





ftaaten 83, 201, ZI 84, 204 — Grricht- | 
ung deutjcher H. im Auslande 89, 39L, — | 


Franzöfifhe H. im Ausland 93, 18 — 
S. a. Handel, Handelstag. 


Handelsmarine des Neiches, Einbeitlichleit 


derfelben 71, 172. S. a. Konſulatweſen, 
insbefoudere die Dienftinftruftion für die 


Konfuln 7L, 607 — Gefeg, betr. die Na- 
tionalität der Kauffahrteiſchiffe 71, @Z — | 


Die Rechtsverhältniſſe der deutschen Handels- 
marine (IJ. Neig) 74, Di. — Negiftrirung 
der Kauffabrteiichiffie 74, 306. 35L — Die 
deutſche Handelsflorte 1874, 75, 1709, — 
Beftaud im Fahre 1875, 76, 216. — Autheil 
der deutſchen an der allgemeinen Handels- 
marine PL, — Anmuſterung von Boll- 
matrojen und Schiffejungen — 
2. a. Konſulaweſen, Schiffsunfälle zc. 

Handelspolitif, fünftige, miueleuropäiſche 
59, 654; ſ. ferner Handel, Zölle, Zolltarif, 
Zollverein, Handelsftatiftil zc. 

Handelsregifter uu Bayern 76, BE — 
3. a. Handelsgerichte. 

Handelsrecht Die Einführung der allgem. 
deutschen Wechjelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. dentichen Handels- 
gejetbuchs als Bundesgejege 69, 1047. — 
Einführung in Siüddentfchland 71, 375, 
Entwidelung des Handelsrechts bis Ende 
1871, 72, 125. — Zulunft desjelben (Ende— 
mann) 74 417; (Juſtizausſchuß) ib. 1370, 
— Bol. a. Aftiengefellichaften, Handels- 
gerichte, Schanfgewerbe, Berfaffung zc. 

Handelsftariftil. Zur Yiteratur derſelben 
68, 239, — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutichen Handelsftatiftit 
(Birth) 69, EZ — Bon Berlin 69, 423. 70, 


437, — Grundzüge zur Organifation der | 


Handelsftatiftit des Zollvereins 70, 6 — 
Methoden der Zoll- und Handelsitatiftif im 
England, Frankreich, Holland, Hamburg, 
Bremen und im Zollverein (Hirtb) 70, 407. 
— Theſen zur Reform der Handelsitatiftif 





des Zollvereins 70 433. — Werthbetrag der 
Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, 621. Deutihe Handels- 
ftarinif pro 1872/73, 5, 685. BL — 
Deutſche Handelsbilang (Soetbeer) 75, 731, 
— Spezialhandel Frantreihs mit Deuiſch— 
laud ib. 43 — Bremens Waareneinfubr 
1874, 75, 1388. — Die franzöftibe Kom— 
miſſion des valeurs 76, 88, — Werth der 
Waarenausfuhr Deutschlands au Ganzfabri« 
fatcı 1868 — 75, 77, 348. — SHandelsver- 
fehr zwischen Deutfchland und Frankreich im 
Jahre 1875 77, DAL — Ein- und Ausfuhr 
von Halb- u. Ganzfabrifaten 1875/76 77, 
1051. — lleber die ftatiftiiche Gebübr bei der 
Waaren-Ein- u. Ausfuhr 78, 526, 9, 375. 
— Ausweiſe für Januar u. Februar 1878 
78, 666, — Angeblie Zunahmen des eng« 
lichen Erports nah Deutihland 78, 837 
Deutſchlands Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1854-- 77 78, 902. 264. — Ein- und Aus- 
fubr der mwichtigeren Artifel 1877 und 1878 
79, 421: Nadıtrag 673. — Deutide Han« 
delsbilanz für 1877 79, 657 — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 20L — 
Handelaverfehr mit Jraufreih 79, 383 — 
Deutsche Handelsbilauz für 1879 SL, 249. 
Ein und Ausfuhr in den Jahren 1872 — 
1579 SL, 276. — Ein: und Ausfuhr wich- 
tiger Artikel in 1880 SL, 284. Neform der 
Handelsftatiftit vom 1. Jan. 1850 SL, 279 
— Einfuhr und Ausfuhr im Jabre 1881 
s2, 565. — Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 
1882 53, UT — Bremens Handels und 
Sciffiahrtsvertehr 1882 83, 390. — Deut- 
ſche Ein- und Ausfuhr, 1853 (Hauptergeb- 
niffe) 84, 447, (Spezialüberficht ) ib. 523. 
Der auswärtige Handel Englands umd 
Deutichlauds 85, 342 — Ein und Aus 
fuhr im Jahre 1584, 775; 
für 1885, 86, 881; für 1886 87, 681; 
für 1887 88, 415; für 1888 59, 901; 
fir 1890 9, BU — Spezialhandel des 
öfterreichifch-ungariichen Hollgebietes 1883 
—-1885 über die Grenzen gegen Deutichland 
87, 362. — Ein u. Ausfuhr für die Jahre 
1830— 1886 nah Waarengruppen 87, 1007. 
— Berbrauhsberehnungen des Deutjichen 
Neiches 88, ul. — Bol. a. Preife, Statiftif, 
Werthberechnung, Zölle ꝛc. 


Handelsſyſtem des Reiches, |. Zölle, Zoll- 


tarif, Zollverein, Handelsſtatiſtik ꝛc. 


andelstag, deuiſcher. Statut und Be— 
j 


ichlitffe desjelben im Oftober 1868, 68, 971 
— Ötatut vom Jahre 1374 78, 8. — 
Gefhäftsorduung 78 — Wirkſamleit 
bis 1877 78, 33 — (Bgl. die Denkſchriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 


Haubdelsverträge, internationale 79, 562, 


80, 812. 250. “Die Handelsverträge der 
europäifchen Staaten (R. Schreiber) 9, T45. 
(5. a. die betr. Yänder und Bollverein.) 


Handlungsgehilfen, Lage der 91, L 


fiber die Jahrgänge 18686— 1893 der „malen“, 


Handwerk, moderne Arten 77, 787, deifen 
Regelung, Handwerterfammern, Fachge- 
nofjjenfchaften zc. 74, 1195, 93, SOL 

Hannover. Die bauptiädlichten Staate- 
einkünfte des chem. Königreichs H. 69, 619, 
Berhältniß zum Zollverein 95, 166, IIL 
— S. a. Preußen. 
ausbaltungen im Reiche 78, GL 
aushalts-Etat, f. Finanzweſen. 
ausbaltungsbudgets (Dehn) 79, 100 
so, 581, 342. SL, 40 823, 162 Urs 
beiterbudgers, Buchführung ꝛc. 

Hausimduftrie im deutſchen Reiche (Stieda) 


SL 

Haufirhbandel SL 665, 9, TO. ©. a. 
Gewerbeordnung. 
amai, Handelsverträge 93, 183, 438, 461 
eilgewerbe 78, 607 

Bei J — ſ. Unterſtützungswohnſitz. 
eere, deutſche, Kriegsftärte 1870/71, 72, 928, 

—— formation, ſ. Militärverwaltung. 
eeresſtatiſtik WS, 767 

y erz, Juterpellation betr, das Unfehlbarfeits- 
dogma ac. 72, 2 


Helfen Bertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Beftenerung des Branntweins ıL Biers 
betreffend, von 2. April 1868 68, 725, — 
Organiſation und Perfonalien der oberen 
Behörden 70, 233 — Beitritt zum deutjchen 


Bund 70, 768, zur Bundesverfaffung 
10, 271 71, 32 — Aufrecht erhaltene 


Beſtimmungen des Vertrags vom 15. Nov. 
1870 71, 359, Einführung norddenticher 
Bundesgejege ib. 389 — Militärfonvention 
mit Breußen 72, &Z — Steuerreform 77, 
538, — Erbichaftsiteuer S6, 745, Groß- 
herzogl. Heiliiches Gejeg von 15. Mai 1885 
über die Wahlen zur Vertretung und Ber- 
waltung der Gemeinden, Kreife und Pro» 
vinezu (Zeller) 87, 832% — Waffergejeg vom 
a0. Juli 1887 (Heller) 88, 635 — Ber- 
hältniß zum Zollverein und Reich 98, 164, 
194, 416, Vgl. a. Enteignungsrecht, Volfs- 
zählung, Zollverein zc. 

Heſſiſches Kurhaus, ſ. Fideilommiß. 

Heuervertrag C4, bi 


Hirteubrief, Fuldaer, vom IL April 1872. 
72, 233 


!0, 

Holtendorff- Stiftung MB, DIS 

Holzinduftrie 72, 398. HolzEin- und 
Ausfuhr 76, 225, 

Hopfen (Produktion u. Verbrauch) 75, 1732. 

Hülfstaſſen (Arbeiter-) 73, 1529. 74, 322. 
Gefegentwurf des Neichstanzleramts 75, 8ZA 
— Statiftif (Preußen) 75, 1722. 77, D44 
643. — Der korporative Hilfsteffenzwang 
2, 602 — Hrbeiterbülfstaffen in Elſaß— 
Vorbringen 32, 723, 

Hittenwerte, ſ. Eifen. 

— j. Cholera. 
ypothetenbanken, ſ. Bodenkredit. 
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Japau, Handelsverträge 93, 164, 461, 
Impigeſetz 5, 1173. L 43. 
Indigenat, 9. Freizügigkeit, Nechtshülfe, 
Reichs⸗ und Staatsangeberigkeit x. 
Fadırfırie. Die Lebensbedingungen der deut» 
ſchen Induſtrie ſonſt und jest (Birth) 77, 
443. Die deuiſche Induſtrie und Die 
Neichsvegierung 77, 1032. — Umfaug der 
Sropinduftrie ım deutschen Neiche 82, 605 
— 2. a. Arbeiterirage, Banmwollinduſtrie, 
Elſaß Lothringen, Fabriken, Gewerbe, Handel, 
Handelsſtatiſtit, Hausinduſtrie, Löhne ꝛc. 
Jufanterie, ſ. Militärverwaltung. 
Inhaberpapiere 72, DR 73, 212 


Innungen, gewerbliche, j. Gewerbeordnung. 
Antereffenvertretuug, wirthſchaftliche W. 


Interpretation, L Motive. 


Invalidenfoudse des Weiche Ch, 257 
ss 77, 216 3a Sul 97 — S. a. 
Peuſionen. 

Invalidenſtiftung, Dentiche, 71, 1055. 
2. a. Peuſiouen. 

Irrenauſtalten in Brengen IS, 4 

Ftalien, Stempelfteneru SL, 305 — Yälge 


der Greuzen Stalins 85, 464 — Handels, 
Zoll- u. Schiffabrtsvernag DL >D2 — Han— 
delsverträge &b, Lid, 182, 186,158, 435, 444, 
Felniten, Petitionen im Rewbstage 72, 1121. 
, 250, Das Gueiſt'ſche Referat 12, 1121, 
Das Berbot des Ordens ib, 1171. Zur 
Ansfübrung ib. 1233. ZL 280 
Jungbelz, öfterr. Gemeinde 3, 194, 4lr. 
Jura sinzualorum, ſ. Reſervatrechte. 
Juſtizkommiſfiou der Neichstage 75, 1202. 
Juſtizgeſetzgebung. Die J. des nord» 
deutſchen Bundes (Eudemann) 69, L 
Ueberſicht der Thätigkeit der Juſtizgeſetßz— 
gebung im nordd. Bunde im Jahre 1869, 
Endemam SD, u -— Die Serichtsorgant: 
jatten Des Neichs SL, 8 -— Ueberſicht der 
Reichs Juitizgelegaebung IL 212 — Be 
richte über die Entwickelung der Juſtizgeſetz— 
gebung und Rechtspflege Endemann) bis Ende 
IM ; für LSZ2 73, Sal; für 1873 
‘t, 379, für 1874, 75, 1171; für 1875/76 
121, 631: Tür 1877 und 1578 501; 
Die großen 


für 1879 u. 1ESO SL, — 
Geſetzenwürfe vom Jahre 1574 Endemann) 
75. 1201. — Die Rechtseinheit (Wehreu— 
pfennig) 77, — Anſprache des national— 


liberalen Yentrallomues 77, — 
Nüchterne Betrachtuugen über die 13 


Punukte Des Kompromiſſes (J. Bild 77. 


EHIIR Berichte von W. Endemann 77, 
64T Die Aufgaben des Neichsjuitiz: 


ame 77, 650, — 2. a, Finauzrecht, Rechts— 
bülfe, Strafrecht, Zivilprozeß, Zivilrecht sc. 
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8. 


Habinetsordres, jujtifizirende (M, Joel) 
SS, 805, 240, — Der gnadenmweife Erlaß 
von Steuern uud Stempeln (M. Foef) 
1, 417 — Das Gnadenrecht in Finanz. 
Tachen (M. Joel) 92, 283, — Kronrechte 
und Steuererlaßredht in Preußen (Curtius) 
9, 670 

Kadettenanftalten 74, 218. 264, 

Kaffee. Ueberficht der Preiſe, des Verbrauchs 
und des Zolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; für 1847/77 79, 80L Termin: 
handel in Ze (Denffcprift der Handels⸗ 
fammer.) 59, 942. Vgl. a. Zölle, Zolltarif xc. 


das deutſche Bolf 70, 770. Berfaffungs- 

mäßige Rechte und Pflichten 71, 87. 104, 

235, 72, 434, 76, 666. 78, 374 Seine 

Stellung in Elfaß-Yothringen 71, 847, 920, 

— Bgl. a. Bundesftaat, Reichsfanzler, Reiche- 

tag, Berfaffung, Verordnungsrecht zc. 
Kamerun, f. Schußgebiete. 


Kanalſchifffahrt, deutſche, 75, 832. SO, 646, 
Ss6, 44. 


anzelparagrapb, ſ. Strafgeſetzbuch. 
Kapital (Begriff) bei Nocsler 75, 33. 396, 
S. a. Werth, Einkommen. 
Kapitalrentenftener (Bayern) 74, 1708. 
Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wechſel. 
Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeskaſſen 
72, 1481, 98, 185, 188, 4110, — S. a. 
Abrehuungsweien, Finanzweſen. 
Kathederſocialismus 73, BöL 
Katholiſche Kirche, j. Unfehlbarfeit, Je— 
jniten, Orden u. ſ. w. 
Kanffäbigkeit, j. Einfommen. 


| 
| 


; 
' 


Alphabetiſches Gefammt-Kegifter 


Klage, öffentliche, 
(Leuthold) 4, 378. 

Klaſſenſteuer, ſ. Einkommenſteuer. 

Klauenſeuche, ſ. Beterinärpolizei. 

Knappſchaftsvereine in Preußen 76, 989. 
83, 

Koalitionsfreibeit 68, 861. 872. 69, 475. 
507, — S. a. Arbeiterfrage, Kontraltbruch :c. 

Koblenz, Kommumalfteuern, 76, DL 

Koburg-Gotha. Neffortwerhältnifie der Be- 
börden 70, 678, 

Kohlen, Induſtrie, deren Lage DL, 945, 
Vorräthe in Europa u. Nordamerifa 93, 480, 

Kolonialftaatsredt ſ. Schuggebiete, 


im Bermwaltungsrechte 


' Kommumaljteuern. Im Reg.Bez. Koblenz 
Kaiſer, denticher, 70, 764 Aniprade an | 


Kauffahrteiſchiffe, j. Handelsmarine, Kon- 


inlatwejen. 


Kaufmannsftand, die Sozialreform und | 


der, (G. Adler) 91, 1. 

Kautionen 73, 440. Geſetz vom & Juni 
1869 76, 34L Sonftige bez. Beſtimm— 
ungen ib, 344. 347, 350, Bh2. 357. 568, 
37h. 387 

Kinderarbeit in Fabrifen 73, 1471. 74, 
S. a. Gewerbeordunng, Arbeiter ꝛc. 1545, 
S0, 969. Franzöſiſches Sejeh 76, 231 

Kirche, Berbältuißg des Staats zur, ſ. Uns 
fehlbarkeit, Jeſuiten, Strafgeſetz, Schulauf- 
ſicht, Namszanowski ꝛc. 

Kirchlich-politiſche Geſetzgebung, Preuß. 


Maigeſetze 74, 117, 187, 228, 1151, 1578, | 


1576. 75, 1174. 77, 297. — Oeſterreichiſche 
Kticchengeiege TH, 1584. — Zorn’s „kirchen— 
ftaatsrechtliche Gefete” 77, 324. — Z. aud 
Schulaufſicht, Zivilehe ꝛc. 

Kirchenkollektenweſen in Preußen 76, ZZ 

Kirchenſtaat. Handels- und Scifffahrtäver- 
trag mit dem N. 68, 67h 

Kirchenverfaſſung, evangeliihe (Wehren- 
pfeumig) 77, i 





76, 93, — Thefen und Refolutionen vom 
Berein für Sozialpolitit 78, 248. — Sta- 
tiftit dev Gemeindeabgaben in Preußen 78, 
265. — Die finanzielle Bedrängniß der 
preuß. Kommunalverbände 82, 608. — Die 
Finanzlage der preuß. Gemeinden S4, 320, 
264 644, 


Kommunismus 75, 23, 1280. 

Kompetenz des Reiches und die Erweiterung 
derjelben 71, 62, 74, 193. 240, 310, 412. 
— 2. a. Verfaffung, Juftizgefeßgebung, 
Refervatrechte, Schulweien, Finanzweſen ꝛxc. 

Konfeſſionen, jtaatsbürgerliche Gleichberech 

Dane) 71, 169, Einfluß der Konfeſſion bei 

den Wahlen 72, 338. 359 1018. Konf. in 
Preußen 75, 634 

Kongojtaat, Meiftbegünftiguugsvertrag 3, 
462. 


Kougregation, j. Orden. 

Konlursordnung 68, MR 72, 149. 75. 
1220. 81, 405, 

Konsulatwejen. Verzeichniß der nordd. 
Konſuln im Jahre 1870 70, 170. — Eim- 
heitlihes Reichs Konſulaweſen 71, 183 — 
Abänderung des Gejees vom 8, Nov. 1867 
71, 376. — Allgemeine Dienſtinſtruktion 
für die Konſuln des deutichen Reichs (vom 
6, Juni 1871) enthaltend alle bez. geſetz 
lichen und Berwaltungsvorichriften 1, DU5. 


— (tat für das Koniularweien 69, 171 
71, ZI — Verzeichniß der Konſulate 
(Januar 1872) 72, 457 Alpbaberiiches 
Ortsregifter dazı 72, 48L — Juſtruktion 


vom L Mai 1872, betr. den Schutz im 
türkiſchen Weiche, China und Japau 42, 
1263. — Gejeß, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Koniulaten de, 1268. 74, 
281, — Die Konfılarverträge des deutſchen 
Neihs von J. Neig, 72, 1281. Organi« 
jation der Bundesfoniniate 74, ZU. — Kon« 
fulargerichtsbarfeit in Egypten 1176. 
77, 636. — Ueberſicht ſämmtl. Gelege sc. 
77, 309, — Konfnlatserat 80. 26. — Kon— 
jularverträge 80, 27 86, 271 — Das 
Geſetz vom 10. Jult 1879 über Koninlar- 
gerichtsbarfeit SL, 400. — Das deuiſche 
Konſularrecht Ph. Zorn) S2, 409—453, — 
S. a. Geſandiſchaften, Handelsmarine zc. 


iiber die Jahrgänge 1868— 1805 der „Annalen“. 


Konſumtion (Moesler) 75, 283. (Hirth) ib. 
1269. 

Konfumvereine in Elſaß-Lothringen * 
745, — S. a, Genoſſenſchaftsweſen, Wirt 
Ihaftsgenoffenfhaiten ꝛc. 

Kontingentsherrlichkeit 80, 343, 





verh.), 410 (Endemann), 427 (Gutachten der ı 


Leipziger Handelsfammer), 1219, 1233, 
1340 (Geſetzentwurf, Reichstagsverh. und 
Kommiſſionsbericht). — ©. a. Arbeitsvertrag. 
Kontrole des Buudesfinanzwejens 69, 288. 
71, 146. 689, 78, 552. 74,92 — S. a. 
Zollbehörden, Rechnungshof zc. 
Konzeiiionspflihtige Gewerbe, Betrieb 
derjelben, 82,620. S. a. Gewerbeordunng ıc. 
Korea, Handelöverträge 93, 156, 438, 462. 
Krankenpflege, ſ. Unterftügungswohnfig. 
Kranfenverfiheruug der Arbeiter. Ge— 
ſetz Entwurf vom April "1882 83, 228. 
Neichegejeh vom 15. uni 1583, 84, 728. — 
Statutenentwürfe für Orts und Betriebs» 
franfenfaffen S4, 750. Statiſtik über den 
gegenwärtigen Beftand 85, 8 -- Die 
Kranken- und Unfallverficherung der Arbeiter 
nah der Reichsgeſetzgebung Vroebſt) 88, 
317. -— Die Arbeiter » Kranfenverfiherung 
nad deutschen Meichsrecht (ſyſt. Darſtellung 
von R. Yemed) MO, 101. — Die Ber 
fiherungspfligt der Hausfinder (H. Nofin) 
”, u 


Kredit (Votksw. Wejen 
Roesler) 75, 3ZL Streditanftalten und 
Bereine ib. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern SO, 649. 775 86, 48. 208, 200 
S. a. Zahlungsverfahren. 

Kredite, j. Zoll» und Steuerkredite. 

treditlager 3, 233, 236, 

Kreisordnung, preußiſche. Geſetz dv. LI Dez. 
1371 uebſt Inſtruktionen und erläuternder 
Ueberfiht 73, 1271—1456. 2. a. Pro— 
vinzialordnung. 

Kremeng, Biſchof von Ermland, 72, 1246. 

Kriegsentihädigung, Die franzöfiiche, 
ihre Verwendung und VBertheilung 72, 1417. 


73, 417, 839, 4 1ZL 217 236. Dent- 
schrift vom Febrnar 1874 4 ZU — 


Einfluß der > Milliarden auf die deutjche 
Bollswirthichaft (Nafie) 23. 6OM (Hirth) 924. 
77, 192 — Die Milliarden und ibre Ber 
wendung (Webrenpfennig) 77, 260. 265. 
— Amtliche Ueberjiht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberficht vom 
März 1879 79, 1034. Nachweifung ” 


Ausgaben bis 1878 79, 1042. ©. 
Kriegstoften. 
Kriegskoſten. Denkichrift über die Aus- 


führung der den Geldbedarf für die Krieg. 
führung (pro 1870/71) betr. Geſetze 
1371. Tabellariiche Ueberficht der Kriege: 
fojten ib. 1399, S 
Schuldenweſen, Kriegseniſchädigung. 
Annalen d.8 Deutſchen Neichs, 1893, 


und Bedeutung | 





auh Fraukreich, 
| 
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 Kriegsleiftungen 74, 406, 1050. 75, 1200. 


77, 4. ©. a. Kriegsentſchädigung. 


‚ Kriegsminifterium, j. Kriegsweſen. 


Kriegsihab des Neiches 73, Alb dbN 
74, 169, 77, 986, 


Kriegsweſen des Neiches, verfaſſungsmäßige 
Kontraktbruch der Arbeiter 7, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547; TH, 228 (Neihstagd- | 


Orduung desfelben 71, 99,351. 
Beftimmungen der Verträge mit deu Sild- 
ftaaten 71, 369. 72, 57, 1557. — Die 
PBräfenzftärfe und die Militärausgaben 72, 
426. — Die deutichen Militärgeſetze (Ueber 
fiht) 72, 498 Das Pauſchquantum für 
1872—74, 73, & — Die Nacläfjfe au den 
Mititäransgaben 73, LZ— Etatsftärfe und 
yormation des Reichsheeres fir das Jahr 


Ergänzende 





1873, 73, 2L — Die proviforiiche Neu— 
formation der Artillerie 73, 322 — Der 


Hauptetat fiir 1873 73, 36 — Das Extra» 
erdinarium von 1851— 1873 73, 40 — 
Miltärausgaben neben dem Pauſchaletat 


73, 6% — Geldverpflegung im Frieden 
ron 13. — Beſoldungsverbeſſerungen für 


Dffiztere 73, 76; für Beamte 73, — 
Geldverpflegung je eines Anfanterie-, Kar 
valleries und Artillerie-Megiments 78, SL 
— Natmalverpflegung im ;srieden 78, 8Z 
— Eigene Einnahmen der Militärverwalt- 
ung 73, WL — Friedensdislokation Des 
deutschen Heeres mit Angabe der Bataillons 
Ztaudquarttere x. 73, 2L 35 — Reichs⸗ 
eigenthum in der Milttärverwaltung 78, 
4294, — Entwurf eines Reichémilitär- 
gejeges vom Mai 1873 73, 1549, — Ber: 
handlungen des Reichstags ü über den Militär: 
etat in un Jahren 1871— 1873 74, ZU 
264 Die Organiſation des preußiichen 
Kriegsminiſteriuus 487 - Bevöller 
ung der — it, 500, — Die 
preußiſchen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1803. 
— Entwurf eines Heihe-Mifitärgejeges 73, 
1449. — Das Kriegsweien des dentichen 
Meicha, rechtswiſſenſchaftlich dargeftellt von 
M. Seydel, Anhalt 25 5. 1393. — Er 
gebuiſſe des Mititär-Eriabgeichäfts 1871/74 
715, 1513. — Nautionswejen 76, HZ — 
Ueberſicht Der anf Widerruf anzuftelleuden 
Beamten ib. 353, Entwidlung der Ge» 
jeßgebung 1871—Z& (Wehrenpfenmig) 77 
258 — lleberficht ſämmtl. Gefeße u. Wer: 
orduungen 77, 833, Etat fiir die Berwalt- 
ung des Neichäheers 1879/80 80, AL 104 
151 — Schulbildung der Nekruten SO, 238 
— Das Kriegsweſen in Yaband's Reichs— 
ftaatsrecht (Meder) 80, 337 — Die Marid- 
routen für Kriegsverhältniſſe 668 — 
Das Militärfeptennat 87, 123 — Die Aus- 
dehunng der Wehrpflicht Ss, 286 — lieber 
die Verpflichtung der aftiven Offiziere, zur 
Unterhaltung der gemeinen (Sozietäte«) 
Schulen ihres Wohnfttses Hausväterbeiträge 
zu leiten, (Eurtius.) 91, 347, 


Kriſis, vollswirthſchaftliche, in Deutschland. 
Ein franz. Urtbeil 76, 2 Amerifantiche 


bi 
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Geihäftsfriien 76, 235. — Uufere volfe- 
mirthichaftlihe Krifis (Hirth) 77, 


187, | 


(Wehrenpfennig) 77, 319, Franzöſiſche 
Stimmen über die Krifis in Deutfchland 77, 


346. S. a. Induſtrie, Kriegsentſchädigung zc. 
Kulturkampf (Wehreupfennig) 77, 297. 
Kulturpolizei und Rechtsgleichheit (Hirth) 

73, 725. 823. S. auch Bolfsbildung. 
Kulturzuſtände (Frankenheim) 76, 247, 
Kunſthandwerk, ſ. Handwert. 


L. 


Laband's „Reichsſtaatsrecht“ (beſprochen von 


Meyer) 76, 656. 78, 269. 80, 337. 82, TIL. 


Ladungsverzeichniffe 70,419. — Bgl. a. 


Zollgefeg, Eiſenbahnen zc. 
Lager (zollamtliche) 98, 233. 
Fand, Stadt und, 74, 17. 76. 239, 78, 73. 
Landesverordnungen 
(Seydel) 74, 1148. 76, IL 
Landeskaſſen, f. Kaſſenweſen. 
Laudesverweifſung, ſ. Freiziigigkeit, Gothaer 
Vertrag. 
Laudſtreicherei in Baden 52, 305. 
Landſturmgeſetz 75, 665 
Landtage der Bundesftaaten, Berathungen über 
die Bundesverfaſſung 71, 20. 41. Gleichzeitiges 
Tagen mit dem Neichstage 74, 202. 251. 
Landwehr, ſ. Wehrpflicht. 


zu Meichsgejegen | 


Yandwirtbihaft, Produktion der Welt 98, 


943, |. Arbeitgeber, Yand, Getreide, Zölle, 
Unfallverficherung ꝛc. 

Lauenburg. Stellung 71, &2. 709. 80, 
622, 792. 86, 15. Behörden 70, 256. 

lebensmittel, j. Nahrungsmittel. 

tebeusverfiherung, ſ. Berfiherungsmweien. 

Legitimationsprüfung, parlamentarijche 
oder richterliche (M. Seydel) 89, 273. 

Lehranſtalten, ſ. Schulen, Einjährigfrei- 
willige. 

Lehrlingsfrage 77, 790. 78, 25, 81, ZIS. 
— S. a. Gewerbeorduung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugniffe. 


tiberalismus, Einfluß auf die Geſetz-⸗ 


ebung 77, 259. 
Liberia, Zoll. und Handelsvertrag 98, 439, 


Lippe-Detmold. NReffortverhältniffe der Be- 
börden 70, 893. Berfaffungszuftände 74,320. 
Löhne. Die Beſchlagnahme der Löhne (Er- 
läuterungen zum Gejeg vom 21. Juni 1869) 
69, 1069. — Taglohufäte für ländliche 
Arbeiter in Deutichlaud 75, 629. — Löhne 
in Württemberg ib. 683. — Yöhne in El— 
faß-Fothringen (Grad) 77, 772 — L. für 
weibl. Handarbeiter im landwirthichaftlichen 
Gewerbe des deutjchen Reichs (v. d. Bolt) 
77, 862. — Die Gefindelöhne im land- 
wirtbichaftl. Gewerbe des deutichen Reichs 
(v. d. Golt) ib. 897 


— Arbeitslöhne ın | 





den Fabriken (Eh. Grad) 77, 772, 82,6L 


— 


S. 


a. Arbeit, Arbeitgeber u. ſ. w. 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


Lothringen, ſ. Elſaß. 

Lotterieſtempel, ſ. Stempelſteuer. 

Lumpenzoll 80, 623. 

Lübeck. uſchluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Reffortverhäftuiffe der Behörden 70, 896. 
— Verhältniß zum Zollverein 93, 194, 309, 
414. 


Luremburg. GEifenbahnen 74, 226. 291, 
— Auslieferungsvertrag 77, 638. — Ueberein 
funft betr. Armenreht SL, 402, — Ber- 
bältniß zum Zollverein 93, 166, 169, 193, 
415, 423, 

Lurus, Begriff (Roesler) 75, 280. 

Lurusfteuer (Bilinsfi) 76, 719, 


M. 


Maßweſen (wirtbichaftl. Bedeutung) 75,286. 
Maß- und Gewidhtsordbuung v. 17. Aug. 
1868 68, 1007. — Rebuftionstabellen zur 
Einführung derfelben von Herger und Duste, 
Anhang zu Jahrgang 1870 der „Annalen“. 
— Die neuen Maße und Gewichte 72, 185, 
Konferenz von nn 74, 1813, 
— Ueberſicht aller Gefege und Verordnungen 
77, 817. — Die Thätigleit der deutſchen 
Aihämter 1870/75 77, 1111. Desgl. im 
Jahr 1888, 85, 504. — Thätigleit der 
Aichämter in Bayern 87, 232. — Abänder- 
ungen der Maß- und Bewichtsordinuug auch 
neue Aichordnung von 1884) 85, 545 bie 
619. 824 
Maifhraumfteuer 98, 307 
Malthufiihes Geſetz (Hirtb) 75, 1281. 
Malzaufjhlag MW, 416. Malzfurrogate 
98, 298, 303 
Marine, Eutwickelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194, — Haushaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721, — Bericht 
des Bundeskanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginm des Jahres 1870 
70, 127. — Neffortverhältniffe und Berfo- 
nalien der Bentral-Marineverwaltung 70, 
188. — Berfaffungsmäßige Beftimmungen 
125. — Die deutiche Marine- Akademie 
72, 25. — Neuer Flottengründungsplan 


74, 272 — Üinjährig + freiwillige der 
Matrofendivifion 76, 85. — SKautionswefen 
76, — Ueberſicht der auf Widerruf 


auzuftellenden Beamten 76, 354 — lleber- 
fiht der Gefeggebung 77, 833 — Bgl. a. 
Handelsmarine, Finanzrecht, Berfaffung ꝛc. 
Martenihug. Beſchluß des Haudelstags 
1868 68, 979. — Das Reichsgeſetz (Eude» 
manı) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
77, 227. S. a, Muſterſchutz, Dänemark xc. 
Marttverlehr 78, 608. 82, 677, 86, 73, 
Marokko, Handelsvertrag 93, 189, 439, 462, 
Marſchrouten ſ. Kriegeverhältniffe 32, 668. 
Mafhineninduftrie 72, 
Matrilularbeiträge. Etat 69, 258. — 
Berichte des Ausfchulfes des Bundesraths für 
Rechnungsweſen von 1868 über die Zu— 
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läffigkeit der Erhöhung derfelben 69, 274. | Münzboheit des Staats 73, 363, 


— Statiſtik 72, 690; Berehnung für 
1871 72, 698. — Berechnung fir 1873 
28, 1621. — Die Matrikularbeiträge vom 
finangrechtlihen Standpunkt (Laband) 78 
519, — Gtatiftit für 18681875 7E, 
1010. — Erfjegung durch Reichseinlommen- 
nn. — a g- — Tr ei 
187 409; für 1878/79 78, 696; flir 
1879/90 78, 891; hs 1880/81 80, 497; 
für 1883/84 83, 563; für 1887/88 87. 824; 
für 1688/89 88, A06; für 1889/90 89, 2 

Maturitätszeugnmiffe der Öymnafien 74, 
1671, 


Medlenburg. Boll» Webereintommen mit 
Frankreich 68, 238. Aufchluß an den Zoll- 
verein 68, 1117. Verhältniß zum Zollverein 
und Reid 98, 194, 416, — Organifation und 
Perjonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Militärkonvention mit Preußen 72, 1569, 
— S. a. Auswanderung, Bollsvertretungenzc. 

Medizinalperfonen im preuß. Staate 
76, 637. ©. a. erste. 

Medizinalpolizei, UWeberfiht 77, 804, 
Kurpfufcherei SL, 435. Heilgewerbe 82, 681, 

Meßkonten 93, 244. 

Metallinduftrie 72,392. — ©. a. Eifen :c. 

Merito, Handelsverträge 98, 174, 186, 438, 
463. Staaten 90, 239, 

Militäranmärter 76, 76. 82,556. ©. a. 
Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 1502. — 
©. a. Kriegsweſen. 

Militärfonventionmen (Preußens mit 
deutſchen Bundesftaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— ‚wilden Preußen und Braunſchweig 

‚26. — ©. ferner unter den betreff. 
Bundesftaaten. 

Militärgefeggebung, ſ. Kriegsweſen, 
Peuſionen, Invaliden, Verfaſſung (XI. Ab- 
ſchnitt). 

Militärpenfionsredt (Seydel) 75, 58. 
1507, " 


Militärpflichtige, Körperbeſchaffenheit SL, 
438 


Militärſeptennat f. Kriegsweſen. 

Militärſonder rechte (Seydel) 75, 1483. 

Militärftrafgejegbud 73, 337, 74, 220, 

Militärvermögen 75, 1493. 

Militärverwaltung, ſ. Kriegsmwefen ꝛc. 

Milzbrand, ſ. Veterinärpolizei. 

Miniſterankla Ki nach geltendem deutjchen 
Recht und ihre Unräthlichkeit in Reichsſachen 
(F. Thudihum) 85, 637 

Minifterien der Bundesftaaten, |. Behörden, 
fowie unter Preußen, Sachſen u. f. m. 

Minifterverantwortlidfeit 71, 280. 
74, 252. — ©. a. Minifterienflage, Reichs- 
fanzler. 

Mittelberg, öfterr. Gemeinde, Zollanfchluß 
93, 187, 194, 196, 204. 

Motive zu Gejegentwiürfen, Bedeutung der 
felben (Endemann) 75, 1205. 


Minzvertrag vom 24. Yan. 1857 68, 129. 
Münzmwefen. Beichlüffe des deutſchen Han- 
delstags vom Dftober 1868 68, 974, — 
Währung und Münze, von FJehn Prince» 
Smith 69, 143. — Denlſchrift, betr. deutfche 
Münzeinigung vom Ausſchuſſe des deutſchen 
—— Berichterſtatter Dr. Soetbeer), 
„729. — Erwägungen und Fragen zur 
Minzenquste (Promemoria des nordd. Bun- 
besraths) 70, 4öl,. — Die wirthichaftlichen 
Geſetze des Uebergangs zur Goldwährung 
(Augspurg) 71, 757. — Zur Münzreform, 
Öutachten der Haudelsfammer zu Köln 71, 
825. — Geſetz, betr. die Ausprägung von 
Neichsgoldminzen, vom 4. Dez. 1871 (voll- 
ftändige Wiedergabe der ee er 
lungen) 71, 647—857. — Berläugerung 
der Banfnotenjperre (Rede Bambergers) 71, 
1333. — Gutachten der Kölner —* 
fammer (Juni 1872) ib. 1351. — Ber— 
bandlungen des Neichstags über die Münz- 
frage 1871—73 74, 180. 297. 384 — 
Miünzgefeg vom 9. Fuli 1873 (erläutert von 
einem Mitglied bes Neichstags) 74, 545, — 
Denlihriften über Ausführung der Münz- 
geleße 71, 858; 74, 618; 76, 180, 77, 353; 
19, 905, 923; 80, 508; 82, IB — Gefep 
betr. Abänderung des Art. 1b des Münz- 
gejees 76, 203. — Werthrelation der Edel- 
metalle (wirthichaftsgejhichtlihe Skizze von 
Soetbeer) 75, — Miünzreform und 
Wechſelkurſe E. Naffe) 75, 595. — Um- 
rehnung der Altien in Reichsmarkwähr- 


ung 75, 197 76, 202 — Silberabfluß 
nah Dftaften. ib. 1708. — Sinten des 


Silberpreifes 76. 527. — Einheit im Münz- 
weſen (Wehreupfennig) 77, 227. — Ueberficht 
aller Gejette 77, 817. — Das deutſche Milnz- 
ſyſtem in Gefahr? (Soetbeer) 80, 76, — 
Deutſche Deufichrift zur Pariſer Münzkon— 
ferenz 474. — Zur Währungsfrage 
(v. Dechend?) L — Aufechtung der 
deutſchen Goldwährung 85, 628. — Aus— 
fihten der bimetalliftifhen Beftrebungen für 
das Berfehrsieben (Jacoby) 88, 37° — 
©. a. Bankweſen, Geld, Papiergeld zc. 

Mufiziren im Umberziehen 76, BO. 

Muſterſchutzgeſetz, das deutiche, (3. Land- 
graf) 76, 743, — Beriht von W. Ende» 
mann 77, 640. 


Nahläffe an den Militärausgaben 69, 191 
71, 706. 78, 17 

Nahrungsmittel, Berfälihung 78, 106, 
(Bresgen) Denkfchrift des d. Laudwirthſchafts⸗ 
raths 77, 1079. Geſetz von 1879 S1, ABU 
Geſetz nebft Erläuterungen 2c. 82, TBL, 

Namszanomsli, Armeepropft 72, 1118. 

Nationalitätsprinzip, das, in ber 
Staatenbildung (Gneift) 72, 229. 

Nationalverfammlung, Frankfurter, 71,7. 
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Naturalifation, |. Neichsangebörigteit. 
Naturalleiftungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200, 
Niederlage-Regulativ 69, 995. 93, 233. 
Bol. a. Zollgeſetz, Zölle. 
Niederlande, Zoll und Handelsvertrag 98, 
438, 452. Stempelfteueru 81. 804. 
Norddeutiher Bund, ſ. Reichstag, Ber» 
faffung x. 
Nord-Oftiee-Kanal 74, 278. 
Normal-Aihungsfommiiiion 80, 11. 
Norwegen, Zollverhältuniffe 93, 439, 466, 
Notariatsorpnung 72, 157. 
Nothbedarf, Begufi (Hirth) 75, 1293, 


O. 


Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtéhof. 

Oberkirchenräth, evangeliſcher, in Preußen 
70, 212. 

DOberrehuungsfammer, preußiihe 70, 
218. — S. aud Finanzrecht. 

Deifentlihes Intereſſe, das (Neumann) 
56, 357 

Deffentlihes Recht ꝛc., j. Staat, Ver— 
waltungsrecht ıL |. w. 

Defterreih-Uugarı. Frühere Berträge 
68. 235, Handeld- und Zollvertrag vom 
9. März 1868, 68, 545, 71, 546, 73, 322, 
— Ablommen wegen Uebernahme Aus: 
zumeifender 76, 8b — Die öfterreichtiche 
Bank (Yucam) 76, 862 — Dentichrift iiber 
Abſchluß eines neuen Haudelsvertrags 78,422, 
— Handelsvertrag vom 16. Dezember 1878 
79, 385, 609. — Uebereinfunft wegen Ur» 
fundenbeglaubigung S1, 404, — Handels- 
vertrag von 1881, SI, IT — Zur Frage 
der Zolleinigung zwiichen dem Deutichen 
Neiche und Defterreich- Ungarn 86, 508, 87, 
8L — Arbeiterfammern 87, LIE. — Eins 
und Ausiuhr 1883—85 87, 562, — Haudels- 
und HZollverträge M, 796, BB, 171, 178, 
182, 186, 188, 488, 440. — Der öfter. 
Geſetz-Entwurf ber. die direkten Perfonal- 
feuern (Struß) 98, 108 

Offiziere, ſ. Kriegsmefen. 

Didenburg (Zollverein) 98, 168, 171, 194, 
416, 


Olympia, Ausgrabungen zu, Neichsjubvention 
bierzu 80, 35. 

Omuibusgeſellſchaft, parifer, 76, 234 

DO ption in Elfaß-Yorhringen 72, 1293. 73.971. 

Drden und Kongregationen der latholiſchen 
Kirche in Deutſchlaud 75, 1381. — ©. a. 
Jeſuiten xc. 


P. 


Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, — 
Die Konſolidation des deutſchen Staats-— 
papiergeldes (Hirth) 71, 1103. — Rechtsgut⸗ 
achten von W. Endemann 73, 36L — Bers 
handlungen des Neichstags 1873 74, 300 
— Ausgabe von Reichspapiergeld (Hirth) 73, 


| 
| 


| 
1} 
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715, — Reichskaſſenſcheine, Münzreform und 
Reihsbant (Bamberger) 74, 1601. — Wejen 
des Bapiergelds (Roesler) 75, 374. — Neiche- 
taffenjcheingefeg (Endemann) 75, 1186. — 
— *— Pfandbriefſchuld in Prenßen 
88, 96. — ©. auch Bankweſen, Münzfrage. 

Papit. Die deutfche Geſandtſchaft beim Papft 
(Kandidatur des Kardinals Hobenlobe) 72, 
1105. — Bapft Pius IX. und das deutiche 
Neich (der Koloß und das Steinen) 72, 
1227. — Kaifer Wilhelm und der Papft 
(Briefiwechjel) 74, 135. 


Paraguay, Handelsvertrag MB, 174, 189, 
439, 464, 
Parıs. Die Nahrungsforgen des Parijers 


77, 254. 

Partei, deutich-freifinnige 86, 360. — S. a. 
Wahlen. 

Paßweſen. Gefet vom 12. Öftober 1867 
68, 903. — leberfiht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, . — Reichs- 
geießgebung 71, 210. — Mufterpäffe 86, 130. 

Patentwejen, Lebereinkunftwegen Ertbeilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien 
vom 21. September 1842 68, 139, — 
Antrag des Bundeskanzlers betrefis die 
Neform der Patentgejeggebung 69, 33, 
Dentichrift von W. Siemens 69, 4L — 
Neichspatentgejep 73, 257. Patenttare im 
deutschen Neiche 75, 625. — Entwurf eines 
Patentgefepes 77, 325. — Dentichrift des 
Patentichugvereins 77,505. — Neichs-PBatent- 
gefeb v. 25. Mai 1877 nebft Berordn. 77, 
914, 921, 924, 1011, Grfahrungen mit 
dem Sefeb 79, 541 — Etat des Patent- 
amtes SD, 14, — Bericht des Patentamts 
für 1878 80, 479%. — lleberfichten über die 
Entwidlung des deutichen Patentwejens 1877 
bis 1889 91, 240, 

Baufhiummen-Etat, f, Kaſſenweſen, Mi- 
litäwerwaltung, Zollverein u. ſ. w. 

Penſionen. Das Reichs - Militär» Benfions- 

ejeg vom 27. Juni 1871 und die Kailer 

ihelms-Fnvalidenftiftung 71, 1001. Er 
laß des Kriegsminifters v. 27. Juni 1871 
72, 181 — Finanzrechtliches über Benfionen 
13, 4L — Das Militärpenfionsrecht 75 
52. 1507. — Wiedergemwährung der Benfton 
716, 83. — Das Penfionsredht der Reichs— 
beamten 76, 292. 387. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484 — S. a. Beamte, 
Invalidenfonds ꝛc. 

Perſien, Handelsverträge 74, 100, 830; 98, 
174, 182, 438, 464 
830. 80, 816. 86, 255. 

PBerfonalunion 71, 60. 

Berjonenftaud, Boricriften zur Feſtſtell- 
ung Ddesjelben im dem einzelnen Bundes— 
ftaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437, 1551. — Taufen und Trayungen in 
Preußen 77, 4 — Vgl. a. Zivilehe. 

Petroleumlager SO, 665. 86, 70 : 

Betroleumfteuer, ſ. Bolltarif. 
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Piandbriefe, zur Frage des Fauftpfand- 
rechts (Hecht) SD, 304, 

Pierdebeftand, militärifcher, in Preußen 77, 
247, 

Photographien, Urheberrecht 77, 640, 

Bolizeiliche Geietgebuug des Meiches 7I, 
209 ©. a. Gewerbeordnung, Veterinär. 
polizei ꝛc. 

Portugal, Handelsvertrag 93, 189, 439, 457, 

Poſtdampfſchiffverbindung, deutſche, 
mit Oſtaſien und Auftralien (Vertrag) 85, 689. 

Pofipartafien 78, 807 — Zur Frage der 
Einführung derfelben (Debn) 53, 649, Ent» 
wurf eines Gejeges vom Januar 1885, 85, L 
Begründung dejjelben ib. 25 Staatsrechtl. 
Bemerkungen von M. Scydel 85, dB 

Poſtüberſchüſſe, Antheile der Bundes 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweſen. 

Poft- und Telegrapbenwefen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung deilelben 71, 198. 
Gejepgebung 72, 494, Heichseigenthbum 73, 
428, Berwaltungsfompetenz des Neiches 73, 
492. — Berichmelzung der Telegrapbie mut 
der Poſt 75, 1730. ;6, 205. — Amtsblatt 
76, 104 — MAbgrenzungs des Geſchäfts— 
freifes des General» Poftmerfters ꝛc. 76, 
205. — Bezirks-Poſt- und Telegraphen- 
bebörden 76, 210. — Kantionen der Boft- und 
Telegraphenbeamten 76, 344, 350. 368. — 
Ueberficht aller Gejege und Berordnungen 
bie 1877 77, 815. — Revidirte Reichs-Poſt⸗ 
ordnung von 1879/33 83, 491. Berichtigung 
83, 765. — Deutfches Boft- u. Telegraphen: 


mn — — — — — — 


weſen feit 20 Jahren 91, 55 — Sa 


Poftverwaltung, Telegrapbenvermwaltung. 
Poftvermaltung. Etat derjelben 69, 224, 
7L, 693 — Statiftil der Poſtverwaltung 
pro 1868 69, 311: dgl. pro 1869 70, 498, 
— Reſſortverhältniſſe der Bundespoftbebör- 
den 70, 161. 71, 286. — Gehaltsaufbefler- 
ungen und Neorganiation des Beamten- 
wejens 71, 725 — Auszug aus dem Regle- 
ment für die Aunahme und Auſtellung von 
Zivil- und Milttäranwärtern ZI, 738. — 


Grundjäte für die Neberleitung der vorhan- | 
denen Beamten in die neue Drganifation | 


71, BR — Herftellung eines Dienftgebäu- 
des fir das Generalpoftamt ib. Z4L — 


Die gemeinfamen Zentral» Boftverwaltungs- | 


foften 71, 746. — Denfichrift, betr. den 


allgemeinen Poſtkongreß 71, ZEL — Deutihe 


Reichspoſt und bayeriiche Boftverwaltung 72, 
59T — Das Neichspoftgefeb vom 28. Ol. 
tober 1871 73, 339. 74, 154. Wortlaut des 
jelben 78, 1003. Grläuterungen dazu ib. 
1237. — Neorganilation des kaiſerlichen Ge- 
neralpoftamts 73, 59L — Beltiinmungen 
über den Verkehr mit der Reichspoſt 78, 
1003. — Poftreglement nebſt Ausführungs- 
beftimmungen 73, 1017. — Bejtimmungen 
über den ‘WPofttarif 73, 1127. — Bollamt- 
Iihe Behandlung im Boftverfehr 73, 1147. 


| 
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— Geldvermittelungsverfebr ib. 1163. — 
Portofreiheitsweien 78, 1217. — Beidhlag- 
nahme von Boftiendungen 73, 1248. — 
Garantieleiftungen 73, 1250. — Bedjel- 
verkehr mit Bayern, Württemberg, Vefter- 
reich md Puremburg 73, 1255. — Ber- 
jegung von Boftiefretären 74, 155. — Fit 
die Bolt im Sinne des Handelsgefebuches ale 
Kaufmann zu betrachten? ib. 1530.— unter» 
nationaler Boftvertrag vom 2. Ott. 74, 75, 
45l. Bericht des Bundesrathsausſchuſſes da- 
zu ib. 464, — Erlaß einer neuen Voſtordnung 
79,621. 1195. — Neue Boittarifbeftimmungen 
ib. 622 — leberficht der auf Widerruf an— 
zuftelleuden Beamten 76,355. — Berner Poſt- 
tonferenz 1876, 6, 780. — Ergebnilfe der 
Neichs-Roftverwaltung während der Jahre 
1872— 1575, 77, 120. 1069; im Jahre 1876 
78, 36. — Woitgefeg v. 20. Dez. 1875 76, 
583, 587; 77,642. — Aufnahme von Wecjiel- 
proteften durch Poſtbeamte 42, — Porto: 
freibeit in Zoll- und Reichsdienftiahen 80, 
647. — BZollabfertigung von Boftgütern SO, 
662, 750, 86, 5 LUIS — Weltpoftverein: 
Ueberrintunft betr. Poftpadere SL, — 
Die deutschen Poftwertbzeichen Seydel) 82, 
617 Priefpoftiverfehr der Erde im 
Jahre 1881 W. Schulze) SB, ui — 
Weltpofiverein S6, 163. — Wohlfahrtsein— 
richtungen Der dentichen Poſt- und Tele 
graphenverwaltung im Jahre 1890 91, 248. 


Prämienverloofungen 72, 138 74, BEL 





ı3 2L 1552. — ©. a. 
Militärverwaltung. 
Präzipuen, DB, — Wegfall derſelben 
Preije. Preisbildung (Roesbler) 75, 32 
Urſachen der Theuerung (SHirth) 75. 
Das ſouveräne Geſetz der Preisbildung 
(Hirth) 75, 1265. — Das Geſetz des Preifes 
72,532. — Raarendurchichnittspreife in Ham⸗ 
burg (1847 — 1868) 69, 85 und 435 ; für 1869 
0, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für mehrjährige Zeit. 
räume von 1847 —75 77, 178; für 1876 
und 1877 <9, 31, 87; für 1877—1879, SO, 
81,856; für 1880 8: 127; für 1881 82, 676; 
in Bremen (1851 — 1868) 69, 79 nd 645, — 
Breite und Yöhne in Württemberg 25, 63L — 
Preiſe für den deutschen auswärtigen Handel 
1872.73 75,680. 645. — Durchſchuittopreiſe 
wichtiger Waaren im Großhandel 1879/80 
SL 105; 1881 8%, 51T; 1882 83, ZIEL 
Hamburger Waarendurchichnittspreife 
1847 bis 1852 83, 153; 
1883/54 85, 628; 1834/85 56, 877; 
1855 36 87, 720. — Yebhre von der Preis» 
bildung auf Grund der Aktienkurſe (Gärtner) 
SG, 255 — 5. a. Werthberechmung. 
Prefie. Grundlagen eines Neichsgeieges iiber 
die Preſſe, Meferat von 8. Biedermann 
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72, 85; Entwurf des Bereins „Berliner 
Prefie“ 72, 107. 73, BZ Verhaud⸗ 
lungen im Reichstag 74, 160, 197. Bl4. 
— Reichspreßgeſetz (Endemann) 75, 1179 
— Deffentlihe Aufforderung zum Unge— 
borfam 76, 84. — Das Heicpepreßgeirt 
(Wehrenpfennig) 77, 178. 

Preußen Reſſorwerhältniſſe, Berfonalien 
der Minifterien und Provinzialbehörden 70, 
191. — Bericht des Vorftandes der national» 
liberalen Partei iiber die Yegislaturperiode 
1868—70 des preußifchen Abgeordneten- 
baufes 70, 563. — Aus dem Bermwaltungs- 
bericht des Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffent. Arbeiten für 1867—69 70, 
650, — Die Eigenart des preuß. Staats 
(R. Gneift) 74, 503. — Steuerlaft 77, 244. 
— Beamtenbefoldungen 77, 520. 78, 439, 
— Zur Wohlhabenheits- und Steuerftatiftil 
preuß. Städte 78, 442 — Erwerb nnd 
Berluft der Staatsangebörigkeit 32%, IL 
— Berbältniß zum Zollverein 93, 164. 194. 
416, — Eifenbahnftatiftil98, 798, — Zwangs 
verfteigerungen in Preußen 1881 — 87 88, ZUG. 

Was foftet der öffentliche Unterricht 

in Preußen ? 88, 802. — Gutsbezirke in Bofen 

90, 663. — Steuerreform 91, 209. 98,475. 

791. — Bevölkerung: Altereftufen 78, 658; 

innere Wanderungen 82, 607, Art des Zus 

fammenlebens 1885 87, 803, Stammeszu- 
gebörigfeit 93, 559. — Statiftifches Bureau 

», 2 — ©. a. Vollszählung, Finanz- 
weien, Grundſteuer, Eintommenfteuer, Kom⸗ 
munalfteuern, Gewerbeſteuer, Kabinetsordres, 
Gewerbeordnung, Subhaftationsordnung, 
Unterftügungswobnfig, Vollsſchulen, Schul- 
aufficht, kirchenpolitiſche Geſetzgebung, Ver— 
waltungsreform, Provinzial» und Kreisord— 
nung ⁊c., Reiché angehörigkeit, Bankweſen, 
Sparkaſſen, Wahlgeſetze, Waſſerrecht. 

Privatrecht, Scheidung vom öffentlichen 
Recht (Neumann) 86, 357, — ©. Rechts- 
gebiete, Zivilrecht ꝛc. 

Produktion (Begriff) 75, & 26. 1226. ©. 
a. Preisbildung, Werth. 


Produktivität (Moesler) 75, 259, 

Promulgation (Laband) 78, 372, 

PBrovinzialbebörden in Preußen 70, 219. 
und 249. — ©. a. Kreisordnung. 

PBrovinzialordnung, preußifche, 75, 15983. 
17, 305, 





Prozeßordnung, ſ. Ziwilprogeß, Straf 
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755. — Gefeg betr. Erhebung d. R. 
761. 98, 185. 349, 409. 

Sterbregifter, f. Zivilehe. Statiftif 76, 220, 
79, 109. 

Steuern, . unter den einzelnen Steuern und 
Staaten, Finanzweſen ac. 

Stewerpolitif, Grundſätze (Schäffle), 
befpr. v. Gefiden, 82, 681. 

Steuerreform im Reiche, Dentichrift des 
Neichstanzlers vom 17. März 1881 SL, 358, 

Strafgeiegbug. Aus dem Entwurf 69, 
657. Zur Kritil des Gejebes 70, 580. 
— Einführung in Bayern 71 379, — 
Kanzelparagraph ($ 1308.) Mh — des 
geiſtlichen Amtes 71, 983. 74, 187. — Die 
Strafgejenovelle vom 26. Febr. 1876 76, 
BBB, — Bgl. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Strafkolonien und Fürſorge für entlaffene 
Sträflinge (Flärl) L 73. 

Strafprozegordnuung, Vorbereitung dazu 
72, 148. 73, 248. 74, 421. 1533. — Ein 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251 — Be: 
er zum Entwurf von W. Endemann 
76, — Verlauf der Verhandlungen 
24, — — Strafverfahren in Zollſachen 
5, 678, 685. 696. 712. 730, Straf: 
regifter und mwechjelfeitige Mittheilung ber 
Urtbeile im deutſchen Reihe 82, 635. 

Strafrecht, Entwidelung 72, 121 78, 337, 

75, 1172. 77, 682. 79, 3 — Ueberficht 
der bis 1877 erlaffenen Reichs-Geſetze und 
«Berordnungen 77, 825 

Strafreyifter (Nachweifung der zur Führ— 
ung derjelben beftimmten Behörden) 83, 
199. 


Strandungsordnung 75, 1177. 80, 660, 


86, 63. 
Straßburg, Gründung der Univerfität 72,959. 
Straßenmufil 76, 8% 
Strikes 32 — ©. a. Nrbeiterfrage. 


— — — — — —— — — — — 


| 


Alphabetifches Gefammt-Regifter 


Stromſchifffahrt. Beſchlüſſe des — 
tags vom Oklober 1868 68, 
zoll 69, 430; — (et der Ent- 
ibädigungen) #1, 209. 

Subhahationsotbnung, preußijhe vom 
15. März 69, 635. 

Süvefritäniiee Nepublil, Handelebder- 
trag 93, 188, 465, 

Syrup, L. Auder. 


T. 


Tabad. Materialen zur Tabadfteuerfrage (Ge- 
ſetzgebung bis zum Jahre 1868 und Sta— 
tiftif) 68, 357. Beftenernuugsgejeg vom 26. 
Mai 1868 und Entwurf 683, Statiftif 1867 
68, 1093, 1868—1870 71, 578. — Zur 
Tabaditeuerreform (Statiftifches und Be- 
ftenerungsmodus) 78, T4L 4, m: — 
Statiftif 74, AN 2, 901 1712. 76, 
&0L — Der Tabad im deutichen Zoll 
—— (amtliche Statiſtik für 1876/77) 78, 

— Zur Frage der Beſteuerung des 
— (Schleiden) 78, 233. 274 — Das 
Tabadmonopol und die amerikanische Tabad- 
fteuer (Felfer) 78, 300. 449, — Das Tabad- 
monopol in Hrankreich 78, 260, 658, 67L — 
Zur Frage der Einführung des ameri« 
fanifhen Tabaditempels in Deutſchland 78, 
621, — Wie fteht fich der Konfnment beim 
Tabadmonopol 78, 672. — Ein neues 
Tabadfteuerprojelt 78, 749. — Fragebogen 
zur Tabadenquäte 78, 834. — Aus dem 
Berichte der Enquéte-Kommiſſion 79, 456. 

Geſetzenwwurf vom April 1879 79, 

627, -- Die Befteuerung von 1879/80 Geſetz, 
Belanntmahung, Dienftworfriften, Nieder 
lageregulativ SO, 689, BT. — Strafgeſetz 
liche Beftunmungen SI, 435, — Materralien 
zur Monopolfrage 82, 177. BTL 489, 86, 
108. — Ergebniß des i öfterreichifchen Tabad- 
verfaufe 85, 845. — Denlſchrift über Aender- 
ungen des s Gel. 91, 933. — Die Tabad- 
befteuerung in Deutichland (Graf) 93, 521 
— Die Befteuerung des Tabads (Frhr. v. 
Aufſeß) M, 276. 

Ta aggelder der Reichsbeamten 76, 351. 384. 

a. Diäten. 

— Beſtimmungen über die, 72, 1541. 
74, 20. 76, 730. 86, 58. 98, 223, 

Tarifreform, ſJ. Zoiltarif, Eifenbahnen x, 

Telegrapbenmweien, Etat 69, 243. 
Statiſtik pro 1868 69, 714. — Zentralver- 
waltung (Berfonalien) 70, 164, — Raug der 
Telegraphendireltoren 76, 351. — ort: 
tarif 77, 1088. — Ergebniß der Verwalt⸗ 
ung für 1876 78, 39. — Entwidelung des 
Reichstelegraphenwefens 79, 157 — Tele 

raphenftationen und Apparate SL, 486. — 
Setsgrapbenmefen im deutichen Neiche, 82 

— Deutſche Telegraphenordnung 23, 
Fr 76, 761; vom 15. Juni 1891 91, 690. 
Reid Telegraphengefet 91, 91, 589. 98, 499. 

. a. Boft- und Selegraphemmweien. 


iiber die Jahrgänge 1868—1893 der „Annalen“. 


Telephbonie 78, 254. 

Tertilinduftrie 2, 396 — a. der» 
felben 1872—77 78, 751, — ©. Baum- 
wollipinnerei ac. 

Theuerung, j. Preisbildung. 

Thüringiſcher Zoll» und Handels- 
verein 68, 33, 44. 241. 98, 858. 413, 420, 

Zollwuth, ſJ. . Beterinörpoligei. 

Tranfitlager 93, 233, 

Transportwejen. Denkichrift des Handels- 
tags 69, DL 

Türkei, Haudelsverträge 98, 174. 189, 438, 
453, 


u 


Uebergangsabgaben 68, 11. 21, 38. 43, 
71, 4, 93. 75, 892. 98, 185. 207. 
230. 238, 410, 416. — Zur Frage derfelben 
(Petition deutscher Handelsfammern) 85, 352. 

Umzugstoften, ſ. Taggelder. 

Unfallverfiherung ın Preußen 76, 994. 
Gejet- Entwurf nebft Motiven von ı Baarer 
Bodum S1, 69. — Reichs-Unfallverfiherung, 
erfler Eumwurf 81, 97. 139; zweiter Entwurf 
83, eeB; Grundzüge vom Januar 1884, 
S4, 12; Gefet vom 6. Juli 1384 St, 688 
— Guru eines Geſetzes für die Unfall- 
verfiherung der land» und forftwirtbichaft- 
lihen Betriebe 85, ZI2 — Gefet iiber Ans- 
dehnung der Unfallverfich. v. 23. Mai 1885 
85, TIL — Verordnung betr. das Ber- 
fahren des DM.» Berfiherungsanıtes 85, 319. 
Reichsgeſetz vom 15, März 1886 (Fürforge 
für Beamte und Perſonen des Soldaten- 
ftandes) 87, L — Neichsgejeh vom &. Mai 
1886, betr. \ die Unfall u. Kraukenverſicherung 
der in land» u. forftwirthichaftlichen Betrieben 
beihäftigten Berjonen (Zeller ) 87, 405, 469. 
— Neichsgefeb vom IL Juli 18 1887, betr. 
die Unfallverficherung der bei Bauten be» 
Ihäftigten Perfonen (Zeller) 88, 105, — 
Die Kranfen- und Unfallverficherung der 
Arbeiter nach der Reichsgeſetzgebung (Vroebſt) 
Ss, 317. — Der internationale Schuß der 
Arbeiter (Adler) 88, Ab. Reichsgeſetz 
vom Juli 1887 über die Unfverfier 
ung der Seeleute ꝛc. (Zeller) S9, 33L — 
Zur Reform der Unjalverfißerung (Biloty) 
92, 290. — ©. auch Bernfsgenoffenichaften. 


Unfälle ꝛc. in Preußen 1874 75, 1724. 1879 
St, 342. 
Unfeblbarfeit, Dogma der päpftlichen, 


Erflärung der bayr. Regierung v. 14. Oft. 
1871 72, & — Stellung der preußischen 
Regierung zur fathol. Bewegung 72, 1011. 
Neden des Flirten Bismard ıc. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeug: 
niß der deutichen Bifchöfe) 72, 1233. 
Unionsparlament zu Erfurt TL IE 
Unteroffiziere. Berbefferung ihrer Page 


— 
Unterrichtsanſtalten für Arbeiter im 
Reichslande 


— — — — — —— — — — — — ._ 
nn ———— — — — — 
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| Unterrichtsweien, ſ. Arbeiterfrage, Rultur- 
polizei, Vollsſchulen :c, 

Unterfügungsmwohnfig 71, 169. Zu— 
jammenftellung des Neichegefetes vom 6. Juni 
1807 mit dem preußiſchen Armenpflegegefe 
vom 8. März 1871, (Stolp) 71, 395. — 
Inſtruktion des preuß,. Minifters des Innern 
vom 10, April 1871 71, 443. — Das 
bayeriihe Heimats- und )_ Armenpflegegefet 
71 480. 495 — Unterftügung Reiche- 
angeböriger im Ausland 7L, Gd2 — Etat 
des Bundesamts für das Heimatswefen 71, 
713. — Präjudilate 76, BL 86. — Das 
Reichsarmenrecht (Seydel) 17, 4b, — Ab» 
änderung des Geſetzes über den U. 12, 
1042. — Das bayerijche Heimatredht (Seydel) 
86, 719, DL 7. — Armenftatiftif für 
Preußen 86, 741. — Statiftif der Armen- 
pflege in Coburg-Gotha im Jahre 1885 87, 
302, — Gothaer Bertrag und Eiſenacher 
Uebereintunft (Seydel) M, 178. 

Urlaub der Neichsbeamten 76, 376, 

Urbeberrect, Geſetz zum Schuß des geift- 
igen Eigenthbums 7L, 217. 382, 72, 132, 
77, 688. licberficht der Gejege xc. 77, 809. 

Uruguay, Auslieferungsvertrag SL, 404. — 
Handelsvertrag 93, 182, 


V. 


Berbrauchsberechnungen B D6L 
Verbrauchsſteuern. Statiftit bis zum J. 
1866 68, 155— 218. — Gefeggebung von 
1868 68, 689. Statijlit für 1867 68, 727, 
Statiftif filr das erſte Semeſter 1863 68, 
997. — Bundeseinnabmen aus denjelben 
2 216. — Geſetzgebung des Reiches 71, 
— Statiftif fiir 1868 bis 1870 71, 543. 
a Die Zölle und Berbrauchsfieuern ic, 
des deutschen Reichs, von Frhru. v. Aufſeß 
73, LIZ. 80, 609. 86, L ®%, 16L — Ber: 
waltungsfompetenz des Neiche (Laband) 72 
47L — Entwidelung der Geſetzgebung 1873 
(v. Aufjeß) 74 8L 75. SSL — Einfluß der 
Steuern auf den Famitienhanspalt voihı 
75, 225. — Statiftif für 1870/74 74, 
837. 75. 89T — Geſetzgebung 1871 bie 
1876 (Wehrenpfeunig) 77, 282 — lebers 
fiht 77, 8320, Zur ( Charafteriftil der 
Berbrauchsfteuern 78, 227. (Bgl. a. Brannt⸗ 
wein, Bier, Zölle x.) 
Verbrederthum in Preußen, 
©. a, Straftolonien. 
Beredlungsverkehr SD, 673. 56, 30. 
Berchelihung, !. Ehefchliegung. 
Vereinigte Staaten, . Amerifa, 
Bereinsgefeggebung 72, 1LAL 73, 346, 
74, 242, 383, — Tribeife des preuß. 
Obertribunals über politifche Vereine 75, 145. 
Verfaſſung. Deutiche Verfaffungen und 
Verfaffungsentwürfe (Fıbr. v. Bölderndorff) 
90, 241 Griludungsgeichichte des nordd. 
| Bundes 71, 22 VBerfaffung des nordd, 
Bundes mit Anmerkungen Metzel 68, 1017, 


Ztatiftit 79, 
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— Gründung des deutschen Reiches (zur 
Geſchichte und Interpretation der Berträge 
mit den Südftaaten) 70, 735. — Berfaffung 
des deutſchen Reiches (Zulammenftellung mit 
der nordd. Bundesverfaffung) ib. ZZL — 
Das Berfaffungsrecdht des deutichen Reiches, 
biftorifch-dogmatiih dargeſtellt (v. Rönne) 
1, 1, 72, 421 Hevid. Neichsverfaflung 
vom 16. April 1871 nebſt den ergänzenden 
Vertragsboftimmungen 7L 321 — Befng- 
niffe des Reichs zc. in Bezug auf das Kriegs⸗ 
weſen (Seydel) 75, 1393. — Konftitutionelle 
und parlamentarische Regierung (Seydel) 
87, 237, — Straffreibeit wahrheitsgetreuer 
Meichestagsberichte Fuld) 87, 25L — Ver- 
faffunasänderung während d der Regentichaft 
(Kobler) 88, L— — 3. a. Bayern, Bundes: 
gejete, Bundesſtaat, Eiſaß. Lrothringen, Fir 
nanzweſen, Juſtizgeſetzgebung, Kabinets 
ordres, Kaiſer, Reichslanzler, Reichstag, 
Reſervatrecht ꝛc. 


Verjährungéfriſt, einjährige 77, 228, 
Verkehr, vollswirtbichaftliche Bedentung des- 


felben (Roesler) 75, 3835. — ©. Haubel, 
Transportweien, Poftverwaltung, ilen- 


bahnen, Zelegrapben, Stromicififahrt ꝛc. 
Vermögen des Keihs 73, 412 422, TH 
255, 408. 75, 149. 
Verordnungsreht TH, 1143. W, L — 
Neichsverordnungsreht (Seydel) 76, IL 
(Laband, Meyer) 78, 378. — Zu den N Streit, 
fragen über Seieß u und Verordnung (Zora) 
85, 301, 8, 342. -- Steht dem Bundes» 
rathe ein jelbftftändiges V.Recht zu? (Arndt) 
85, Z0L — Das preußische Verordnungse 
recht in feiner Einwirkung auf das Neiche- 
recht (Arndt) 86, BILL 
Verjailler Verträge 7, 3ZL 359, 72, 
1585. 
Verſetzung der Neihsbeamten 76, 287. 
Berjiherungsmweien. Beſchlüſſe des Han— 
delstagse 1868 68, 27% — Die Vebene- 
verficherung in Deutschland, Statiftiiches) 68, 
1011. — Gefepgebung über BVBerfiherungs- 
redht «0, 19. 72, 122. 
u er Aarr 72, 403. 73, 308. — 
Zur Reiche Berfiherumgsgefeggebung (von 
Sendtner) 73, ZI — Weſen und Arten 
der Berfihernng (Hocsler) 75, 388. — Das 
Vebensverjicherungegeichäft 1878 80, ZL — 
Reichsgeſetzliche Hegelung des Berficherungs- 
wejene SO, is - 
Verf.» Anstalten in Bayern (Haag) St, 6 
a. Arbeiterverfiherung ꝛc. 
Berträge, 1. d. einzelnen Staaten, 
welchen diejelben abgeſchloſſen wurden. 
die Ueberficht 68, 230. 70, ZAL 72, 921 
73. 31L 80, 512 36, 260. Sa. a. aus⸗ 
wärtige Berbältniffe, Zriedensverträge, Han« 
delöverträge, Staatsvertrag, Zollverein ac, 
Bertragsrecht des deutichen Neichs (Gorius) 


2 
SZ 


Bl. 


— leberfidt der | 


Die ſtaatlich geleiteten ' 


mit | 


74, 759, 75, 53L — (Laband u. Meyer | 


Alphabetiſches Geſammt ⸗Regiſter 


78, 378. — Der Abſchluß völkerrechtlicher 
Verträge durch das dentiche Reich und deffen 
Einzelftaaten (Proebft) 82, 241. 


Berwaltungsfompetenz des Reiches, von 
P. Yaband 73, 458 2. v. Stein 76, 5. 
— Meyer über Laband 78, 382. — ©. a. 
Verordnungsrecht. 


Verwaltungégexichte. Uebertragung der 
Verwaltungsrechtſprechung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. 
Preußifches Gejeß vom 2. Juli 1875 7 
1619, — — ge in En 
Lothringen (Sten el) 76, 808, 97 — 
Gefepgebung in Breußen Wehrenpfennig) 
77, 308. — ©. a. Verwaltungsrecht. 

Berwaltungsorganifation in Elſaß— 
Lothringen 72, bb4 

Sermwaltnn asredt, Reform 72, 338. 75, 
1307. effentl. Intereſſe und Öffentl. 
Klage im m Bermaltungsrechte (Leuthold) 
321, — Berwaltungsrechtspflege in Bayern 
(Seydel) 85, 212. 

Berwaltungsreform in Preußen (leber- 
blid) 75, 320. — Denfichrift der Regierung 
75, 857. — Dotation der Kommunalver- 
bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444, 75, 1635. — ©. a. ftreis- 
und Provinzialordnung. 

Beterinärpolizei, Foſtruttion zum Ge» 
fee vom 23. Juni 1880 SL, 20 Die 
Veterinärpolizei⸗ Geſetzgebung nach den reiche» 
gefeglichen Beftimmungen (Vh. Göring) S1, 
809 — Vererinärpolizeiliche Gejeggebung 
sL 432. — ©. a. Rinderpeft. 

Biehausfuhr, deutſche, nah England und 
Franlreih 90, 236. 

Biehhandel, Gemwäbhrleiftung im 73, 259. 

Biehſeuchen, f. Veterinärpolizei. 

Bichtransporte 77, 3b. 

Bivifeltion SL, 43 

Volksbanken, ſ. Sparkaſſenweſen, Geuoſſen— 
ſchaften ac, 

Voltsbildung, Kulturpolizei und Nechte- 
ade (Hürth) 73, 795. 823. Das deutiche 

eich und Die Schule ER 

Volksſchulen, ftaatsrechtliche Stellung der- 
ſelben 73, Sa — Reform der preuß. Volls— 
jhule vom 15, Oftober 1872 73, 97 — 
— Petition, betr. reichsrechtlihe Ordnung 
des Volksihulmeiens 74, 384, — Gtatiftif 
der preußischen Boltsihulfchrer 76, 237 — 
Das Vollsſchulweſen in Preußen 77, 
all 82, 407 — Was loftet der öffentliche 
Unterricht in Preußen? 88, 302 

Bollsvertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319. — Wahlgeſetze deutſcher Bun« 
desjtaaten (2. A. v. Müller) S1, 3. 

Volkswirthſchaftslehre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſeuſchaft (Noesler) 72, 509. Ueber 
die Geſetzmäßigkeit der vollswirtbichaftlichen 
Ericheinungen (Roesler) 75, L 259. 371 
— Die Voltswirtbichaftslehre als Wiflen- 


über die Jahrgänge 1868—1893 der „Annalen“. 


Ihaft (Birth) 75, 1310. — Der Entwurf 
eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutſche 
Neid. Auf vollswirtbichaftliher Grundlage 


beſprochen (Jacoby) 88, 581 — ©. a. joziale 


Frage. 
Boltswirthſchafterath, preußiicher 80, 
361 Ernennungen bierzu SI, OL 


Boltszählung. Ergebniffe der B. von 1864 
68, 149; 1867 68, 501, 779; 1871, 72, 
902, 73, 1271; 1875 75, 1720, :6, 888, 
77, 471, 278. 49, 178, 491; 18380 82, 146; 
1885 89, 1004; 1890 DL, 626, w, BZ 
— Die ftaatsangehörige Bevölkerung jämmt« 
liher Staaten des nordd. Bundes (Engel) 
68, 1101. — Die ſeemänniſche Bevölkerung 
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Bafferrect, dentiches. (Brücdner) 77, L — 
Heffiiches Waflergejeg vom 30. Juli 1887 
(Zeller) 88, 635. — Art. 4, Biff. 9, der 
Reichsverfaſſung (Frhr. v. Völderndorff) 90, 
825. 


Währung, j. Minzwefen. 


Wechſel (Weſen derfelben, Hocsler) 75, 38L, 


©. a. Banfweien, Papiergeld. 
Wechſelalzepte, Einholung durch Poftauf- 
trag 77, 23L 
Wecfelfähigkeit, Beichränfung SL, 418. 


Wechſelkurſe (Nafle) 75, bh. 


Preußens 68, 1005. — lUleberficht der Ber | 
völferung des Zollvereins (Aufftellung vom | 


Zentralbureau des Zollvereins) 69, Söh. — 
Bollabrediuungs- Bevölterung für 1868— 70 
71, 544, — Drganifation der Volkszählung 
für 1871 70, 24 — Bundesverfafjung und 
Boltszählung (Gutachten der nordd. Mit- 
glieder der Kommiffion zur weiteren Aus— 
bildung der Statiftit des Bollvereins) 70, 
445. — Auhäufung und Bewegung der 
Bevölterung in Preußen 78, 268, 
Altersſtufen der preuß. Bepölferung 78, 658. 
— Bedeutung für die Zollabrehuung SO, 
645, 757, — Städtebepölterungen in Preußen 
81, 32. — Bevölferungsbewegung in Deutjdj- 


laud und Frankreich 614 — Bolles 


vermebrung 1879,88 in Preußen 90, 28. 
— Mänmnliche und weiblide Bevölferung 
Preußens 1890, 41 586. — Bgl. auch Be: 
rufszählung, Bevölferung, Statiftil, Zoll- 
verein ꝛc. 

Borlagen an den Reichstag 74, 162. 251, 


Borparlament in yrauffurt a. Main 71,9% 


W. 


Waaren Ein- und Ausfuhr ꝛc.e), ſ. unter 
Handelsſtatiſtik, Preiſe, Zölle, Zolltarif ꝛc. 
Waarenauktionen 77, 1064. 78, 738, 


Waarenverzeihniß, amtliches 75, 882. 
76, 82. 93, 223, 378. 

Waarenzeichen, j. Markenſchutz. 

Wahlberechtigung 72, 328, 

Wahlen, Statiftit 72, 287. ©. a. Reichstag. 

Wahlgejete deuticher Bundesftaaten (X. 
A. v. Müller) SL & Preußisches 
Reihstagswahlgeieg vom 15, Oft. 1866 68, 
1053. — Wahlgejeg vom Mai 1869 
71, 245. 

Wahlkreiſe zum Neichstag 72, 291. 212, 

Wahlprüfungen 72, 347. 50, 386, WM, L 

Wahlrecht, Proudhon’s Theorie des allge- 
gemeinen (Mülberger) 91, 169. 

Waiſenfürſorge, ſ. Beamte. 

Wanderlager 77, 1064. 78, 707 

Wappen, taiferliches 76, 35L 





Wechſelordnung, |. Haudelsrecht. 

Wecfelprotejte, Aufnahme derfelben durch 
Poftbeamte 78, 

Wechſelſtempel. Denkichrift des Handels: 
tags 69, 58. — Die Wechſelſtempelſteuer 
im uordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 
111. — Modifikation des Geſetzes vom 
10. Juni 1869 71, 377. — Statijtif pro 
1870 71, 3932 — Bermaltungslonpetenz 
des Reichs (Laband) 73, 467 49T. 
Statiſtik dev Wechfelftenipelftcuer 73, 736. 
«4, 725. Präjudifate 76, SL — Lage der 

ejeggebung 93, 183, 185, 338, 

Wegabgaben 86, 35. 4 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 

Wehrpflicht, allgemeine 7L, 109, 75, 1431, 
— Ausdehnung der Wehrpflicht 88, 286. 
Ueber die Wehrpflicht nach Erwerb und Ber- 
Inft der Neichsangehörigkeit (Siegel) 98, ZBL 

Weingroßhandel 80, 666. S6, TL 

Weinftener in Elfaß- Lothringen 73, 960, 
Projelt einer Repsftener 74, 1602, — Ein: 
fuhr und Bollertrag von Wein im deutfchen 
Zollgebiet und Eljaß- Lothringen 1843/77 
79, 302. 803. ©. a. Zölle, Zolltarif ac. 

Weltausstellung in Wien 1873 (Programm 
x.) 72, 0. 

Weltpoftverein, f. Poftverwaltung. 

Werth (Begriff) 75, 10. — Der Werth in 
feiner vollswirthſchaftlichen und gejellichaft- 
lichen Bedeutung (Ad. Samter) 83, 457 
©. a. Preisbildung. 

Werthberechnung der Ein- und Ausfuhr 
des Bollvereins 69, 67 u. 438. — Ueber 
Werrhermittelungen in der Handelsſtatiſtit 
20, 429. — Bgl. a. Handelsftatiftit, Preiſe ꝛc. 

Wertbpapiere, f. Preife, Altienkurfe zc, 

Werthvertheilung (Noesler) 75, 268. 

Wiener Schlußalte ZL 4 

Wirthſchaftliche Intereffenvertretung 
(vw. Kaufmann) 83, 553. 

Vırthbihaftsgenofienfhaften Geſetz 
vom 4. Juli 1868 68, 825, 72, 130. Sta 
tiftit für 1859 —1867 68, 843, für 1873 
(Pröbft) 75, 221, für 1892 98, 230 — 
— 5, a. Genoſſenſchaftsweſen. 

Wirthſchaftsſyſteme geſchichtl.,, (Hoesler) 
75. 1. ©. a. Bollverein. 

Wittwenfürforge, j. Beamte. 

Vohnungsgeldzuihüife 74, 267. 76, 


6, 
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Wuchergeſetze, Aufhebung derjelben und | 


der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeſetz 
von 1880 81, 423. — Die Beftrafung des 
Wuchers auf dem Lande (Fuld) 88, 654. 
Württemberg. Auſchluß an dem deutichen 
Bund 70, 769, an die Heihsverfaffung 70, 
771. 71, 37. 41. Milttärtonvention 71, 
120. — Aufrechterhaltene Beftimmungen des 
Bertrags vom 25. Nov, 1870 71, 359. — 
Einführung nordd. Bundesgeſetze 71, 389, 
— Berehnung der Matritularbeiträge für 
1871 71, 701. — Militäretat 78, 46. — 
Bierbeftenerung 76, 65. — Brammtweins 
fteuer (Reuß) 85, 620. — Verhältniß zum Zoll: 
verein und Reich 93, 164, 174, 194, 417. — 
S. a. Wahlgefege, Waflerrecht, Zollverein zc. 


8. 


Bahlungsverfahren, Reform 76, 1031. 
77, 228. 

Zanzibar, Handelsvertrag, 93, 188, 439, 
465. 

Zentralbureau des Zollvereins 72, 1556. 
93, 367, 385. 

Bentralgemwalt, proviforiihe von 93, 367, 
385, 1848 71, 10. 

Zentrum, Neichstags- Fraktion 72, 1. 288, 
335. 1018, 74, 144. 

Zettelbanken, j. Bankweſen. 

Zeugenpflicht 82, 776. — Beugnißver- 
weigerung der Reichstagsmitglieder (Fuld) 
88,6. — 


Zintproduftion 1892 98, 797. 


Zinsfuß 76, 882, 91,959. S.a. Baufwefen. | 
Zinfen, Gefeg, betr. die vertragsmäßigen, | 


v. 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 134. 


Zivilehe, obligatoriihe 74, 188. 237. 311. | 


408. Entwurf und Kommiffionsbericht von 
1873 74, 437. Preuß. Geſetz von 1874 74, 
1551. Weichsgefeg vom 6. Februar 1875, 
75, 641, 1181, 1553. — Umwandlung von 
Geld» in Freiheitsitrafen 76, 84. — Standes» 


amtsbezirfe in Bayern 76, 85. — Aus 
führungen von Seydel 76, 172. ©. a. Ehe— 
ſchließuug. 


Zivilprozeß. Aus dem Euntwurf einer 
nordd. Zivilprozeßordnung 69, 649. VBorar- 
beiten für diefelbe 72, 143. 783, 348, Aus 
dem 1872er Entwurf 73, 567. — Aus dem 
1874er Entwurf: Das fchiedsrichterliche Ber- 
fahren, 75, 153. 1219, — Verlauf d. Ber- 
bandlungen (Endemaun) 77, 646. — Bl. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Eutwidelung desjelben, 71, 125, 
73, 339. 74, 193. 310. Verhandlungen im 
bayer. Landtag 74, 330 (Minifter Fäuftle), 
339 (Reicherath v. Neumayr). — W. Endes 
mann ib. 412. — Eine Feſtrede Yasler’s 
ib. 748, — Bericht des Fuftizausichuffes 
über Plan und Methode bei Ausarbeitung 
eines bürgerlichen Geſetzbuchs 74, 1329, 
Die Mitglieder der Zivilgefeßbud - Kom- 
miffion ib. 1680. — Weiteres über den 


Entwurf des Geſetzbuchs (Endemann) 77, 
1222. 77, 678. — Staud der Arbeiten 
für das Zivilgefegbuh im Sommer 1876 
(P. v. Roth) 76, 940. — Amtliher Bericht 
über die Arbeiten der Kommiſſion bis 1876 
77, 423. — lleberficht der bis 1877 er- 
laſſeuen zivilrechtl. Gejege und Verordnungen 
77, 822. — Der Entwurf eines bürgerliden 
Geſetzbuches für das deutſche Reich. Auf 
volfswirthichaftlihe Grundlage in Einzel- 
erörterungen beiprochen (Jacoby) 88, 581. 
80, 293, 637. 90, 34, 834. 91, 81. — Der 
Entwurf des bürgerlichen Gejegbuches und das 
öffentl. Recht GBornhak) 91, 212. — ©. a. 
Juftizgefeßgebung, Konkursordnung ze. 

Zivilftandsregiiter, ſ. Perſonenſtand. 

Bollausihtäfte, 93, 196 (Auffeß). Bericht 
der Kommiffion zur Erörterung der Frage 
betr. die Averfa 80, 531. 

Zoll« und Handelsjyftem des Weiches, 
Einheitlichleit desjelben, 71, 171. 98, 196 
(Auffeß). — Ueberſicht ſämmtlicher Geſetze zc. 
17, 807. — ©. a. Zolltarif ꝛc. 

Boll» und Steuerfredite, Abbürdung der- 
jelben 72, 1481. 74, 170. — Beftimmungen 
über diejelben 93, 206, 388. S. Kredite. 

Zölle, Stariftit für die Zeit bis 1868 68. 
165— 222. Statiftit für 1867 68. 729. 
— Statiſtik für das erſte Semefter 1868 
68, 993. — Waaren- Ein- und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Organifation der 
Statiftit der Zölle 70, 71. — Statiftif der 
Bolleinnahmen zc. 1862—1869, 70, 343, 
— Die Reichs Bollgejeßgebung 71, 180. 
72, 389. — Statiftit der Zölle und Waaren- 
Ein- und Ausfuhr 1868—70 71, 543. — 
Die Zölle und Verbrauchsfteuern zc. des 
deutfchen Reichs, von Frhru. v. Aufſeß 93, 
161. — Bermwaltungstompetenz des Reiches 
(Laband) 73, 471. 498. — Statiftif 74, 
911. 75, 897. 1889. 1701. 76, 799. — 
Werth oder Gewichtzölle? (Seyfardt-Ere- 
feld) 77, 135. — Die Geiepaebung über 
Zölle und Stenern 1871—1876 (Wehren- 
pfennig) 77, 282, — Ueber Schutzzölle 
(Hirth) 77, 896. — Handelspolitiide Er- 
Härung von 203 Neichstagsmitgliedern 79, 
460, — Das handelspolitiihe Programm 
des Meichsltanzlers (Schreiben an den 
Bundesrath) 79, 219. — Eingabe des Frei 
bandelsvereins an den Bundesrath 79, 358. 
571. — Nede des Herrn v. Niede in der 
wiirttembergifhen I. Kammer 79, 370. — 
Die wichtigſten Finanzzölle in Deutfchland 
und Großbritannien 79, 571, — Einnahmen 
1879/80 80, 591. — ©. a. Finanzweſeun, 
Handelsftatiftit, Kaſſenweſen, Statiftil, Zoll 
ausschlüffe, Zollgefeg, Zolltarif, Zollverein xc. 

Zollbehörden in Deutichland NReffortver- 
bältniffe, Ueberficht der Aemter zc. 68, 405. 
— Die Bereinsbeamten des deutſchen Zoll: 
vereins (Anfang April 1870) 70, 139, — 


über die Jahrgänge 1868—1893 der „Annalen“, 975 


Drganifation der Zoll- und Steuerver- 
waltung und Neichstontrole (v. Auffeß) 93, 
367, 420. 

ee vom 11. Mai 1833 68, 125. 
oligebiet 74, 79. 493. 75, 881. — Be- 


renzung und Bevöllerung der Zolldireftiv- | 


zirte 77, 478. 89, 1010. 

Zollgejet vom 23. Yan. 1838 68, 51. — 
Bereinszollgeieg vom 1. Juli 1869 69, 511. 
— Bur Ausführung des Zollgeſetzes 69, 
995. 983, 211. 

Bollorpnung vom Jahre 1858 68, 61. 
Denkichrift des Handelstags betr. Reform 
des Zollverfahrens 68, 249. Gejeg wegen 
Abänderung einzelner Beftimmungen der 
Zollordnung u. der Zollftrafgefeggebung vom 
18. Mai 1868 68, 679. — Bol. a. Zollgefeg. 

Bollparlament. (3. a. Zollverein.) Mit 
glieder 1868 68, 433. — Thronreden der 
erften Seffion 68, 1070, der zweiten Seifion 
69, 1100, der dritten Seffion 70, 713. — 
Bericht des Vorftandes der nationalliberalen 
Partei über die Legislaturperiode 1867 bis 
1870 70, 568. — Ueberficht der Gefeggebung 
des nordd. Bundes und des Zollvereins in deu 
Jahren 1867—70 70, 721. 

Bollftrafgejeg, Grundſätze, betr, das vom 
Jahre 1836 68, 115. — Straffälle 1892/93 
v3, 940. — Bol. a. ei 

Bolltarif vom 1. Juli 1865 68, 98. 
Dentichrift des deutschen Handelstags über 
Neform des Zolltariis 68, 249. Gefet 


vom 25. Mai 1886 68, 649. Bolltarif | 


vom 1, Juni 1868 ab gültig 68, 651. | 


— Material zur Betroleumftenerfrage 69, 
391. — Der Bolltarif zu Anfang des Jahres 
1870 70, 92. — Reform des Bereind- Zoll- 


tarifs vom Mai 1870 70, 825. — Der Boll» 
tarif vom 1. Juli 1370 an 70 879. — | 


Beitimmungen über die Tara 72, 1541. — 
Tarifreform von 1873 74, 83. 282, — 
Nedaktion des Zolltarifs vom 1. Oktober 





1873 (in der Martwährung) 77, 144. — 
Freihandel oder Schutzzoll? Dentichrift des | 
Borjteheramts der Königsberger Kaufmann- 


ſchaft 75, 1549, 


Zur Bertheidigung ges | 


mäßigter Schußzölle (J. Schulze) 75, 1681. | 


Zur Denkichrift des Bereins der Eiſen— 
induftriellen ib. 1695. — Ueberficht der haupt: 
ſächlichſten Schutzzölle des Zollvereins 77, 
200. — Die Hlaufel der „meiftbegünftigten 
Nation“ 77, 534. — Die acquits-d-caution 
77, 535. — Bolltarifentwurf vom 4. April 
1879 mit Motiven 79, 617, 681 (pezielle 


Ueberſicht im Inhaltsverzeichniß des Jahrg. | 
’ 


1879). Zarifgefeg vom 15. Juli 1879, 7 

993. — Lage der Gejeggebung 1880 80, 
623. 627. 653. — Abänderungen des Zoll 
tarifgefeges in den Jahren 1880—82 82, 
674. Abänderungen des Zolltarifgefetes vom 
15. Juli 1879: Geſetze von 1883 bis 1885, 
85, 505. — Redaktion des Zolltarifs (Mai 
1885) 85, 521, — Ürörterungen von Auf« 


ſeß 93, 176, 214. — Zur Frage der Boll- 
einigung zwifchen dem Deutfchen Neiche und 
Defterreich-Ungarn 87, 81. — ©. a. Zölle, 
Zollverein ꝛc. 

Bollverein, Zollverträge. Mittelbare 
Zollvereinsglieder. Bertrag vom 8. Juli 1867, 
die Fortdauer des Boll- und Handelsvereins 
betreffend. Bericht für den nordd. Bundes- 

rath 68, 1, 15. — fiteratur über den Zoll» 
verein 68, 232, — Der territoriale Abſchluß 
des Zollvereins 68, 1109. 71, 171. — Die 
BZollvereinsgeieggebung als Beftandtheil des 
Beipenerfahfungsrechte 71, 357. — Boll: 
vereinsbevollmächtigte 73, 806. — Aus der 
Enquäte über die — 77, 395. 
Gutachten der Handelsfammer zu Köln ib. 
1049. — Ueberſicht der deutfchen Handels« 
verträge 79, 334. 562. — Einige Betracht 
ungen über einen mitteleuropätichen Zoll— 
verein 88, 943. — Handeld- und Zollverträge 
mit Defterreih- Ungarn, Schweiz, Italien 
92, 796. — Bgl. a. Getreidezölle, Handels: 
ftatiftif, Statiftif, Berfaffung, Zollgefeg, Zoll- 
parlament, Zolltarif ꝛc. — Geſchichte des 
Bollvereins (v. Aufſeß) 93, 167. — Umfang, 
Größe und Einwohnerzahl des Zoll- und 
Handelsgebiets des ri Pa Reichs 93, 194. 
— BZoll«, Handels: und Schifffahrtsverträge des 
deutichen Reichs mit fremden Staaten 98, 435. 

Zollverwaltung, deutfhe, Organifation 
(Auffeß) 93, 338. | 

Zuder. Uebereinfunft wegen Befteuerung 
des Nübenzuders vom 16. Mai 1865 68, 
123. Befteuerung im Zollverein, in Groß— 
britannien und Frankreich 68, 155. Deuf- 
Schrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Neform der Zuderbejteuerung 68, 303. — 
Beihluß des Handelstagge 68, 983. — 
Denfichrift zur Reform der BZuder- Zoll- 
und Steuergefeggebung von E. Langen 69, 
361. — Die YZuderbefteuerung im Boll 
verein nach dem Gejeg vom 26. Juni 1869 
69, 05. — Nübenzuderitenerftatiftil für 
die Fahre 1868—70 71, 573, — Statiftil 
75, 899, 1551. 76, 248. — Deulſchrift 
über die Reform der BZuder-Steuer von 
Witte-Roftod 33, 142. — Amtlihe Berich— 
tigung zur Nübenzuder- Statiftit 84, 445. — 
Bericht der Enquste-Kommijfion vom März 
1886 S6, 517. — Gef. vom 1. Juni 1886 
und Materialien 86, 826, 857, 864, 867. 
— Nahweifung der vom 1. Auguft 1886 
bis 31. März 1887 innerhalb des deut. 
fhen Bollgebietes mit dem Anſpruch auf 
Zoll- und Gteuervergütung abgefertigten 
Zudermengen 87,306. — Reform der Zuder- 
ſteuer (Reihsgefey vom 9. Juli 1887) 87, 957; 
Neichsgefeg vom 31. Mai 1891 91, 642. 
— Die Beftenerung des Rübenzuders (Frhr. 


| Bwangsverjiherung, ſ. Berfiherun 
| Zmwangsvollfiredung gegen Eifenba 
s1, 411. 





v. Aufſeß) 93, 262. 
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